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Vorwort 

Als  ich  an  nachstehende  Untersuchung  herantrat,  glaubte  ich, 
daß  die  Verwertung  der  stadtischen  Fäkalien  für  die  Volkswirt- 
schaft, insbesondere  für  die  1 Landwirtschaft,  höchst  bedeutsame 
Folgen  haben  müßte.  Die  nähere  Prüfung  führte  aber  zu  einem 
im  großen  ganzen  negativen  Resultat.  Dadurch  wurde  es  über- 
flüssig, nunmehr  noch  die  einzelnen  Städtereinigungssysteme  ein- 
gehend auf  ihren  Wert  zu  prüfen.  Die  Darstellung  konnte  die 
verschiedenen  Methoden  nur,  soweit  sie  sich  prinzipiell  vonein- 
ander unterschieden,  in  ihren  Grundzügen  skizzieren  und  darauf 
hinweisen,  inwieweit  sie  eine  Verwertung  der  Fäkalien  möglich 
machten.  Ebenso  konnte  auch  das  Problem  der  Gewinnung  von 
Stickstoff  aus  der  Luft  an  dieser  Stelle  nicht  eingehender  be- 
handelt werden. 

Umfang  und  Grenzen  der  Darstellung  ergaben  sich  so  aus 
der  Auffassung  der  Aufgabe,  wie  sie  unten  näher  ausgeführt  ist, 
von  selbst. 

Ich  möchte  an  dieser  Stelle  nicht  verfehlen,  Herrn  Professor 
v.  Schulze-Gävernitz  für  die  gütige  Anregung  meinen  Dank  aus- 
zusprechen ,  ebenso  der  Deutschen  I^andwirtschaftsgesellschaft, 
insbesondere  Herrn  Dr.  M.  Hoffmann  für  das  außerordentlich 
liebenswürdige  Entgegenkommen,  wodurch  mir  die  Beschaffung 
der  nötigen  Literatur  sehr  erleichtert  ist. 

Braunschweig,  im  Februar  1908. 

Der  Verfasser. 
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Die  Stfldtereinigung  und  J.  v.  Liebigs  Forderungen. 

Den  ersten  und  wesentlichsten  Anstoß  zu  der  Frage  nach 
der  Beseitigung  und  Verwertung  der  menschlichen  Auswurfsstoffe 
hat  die  Entstehung  und  Entwicklung  der  Großstädte  gegeben. 
In  kleineren  Gemeinwesen  macht  die  Beseitigung  keine  Schwierig- 
keiten, weil  das  in  nächster  Nähe  liegende  Land  alle  Auswurfs- 
stoffe als  Dung  aufzunehmen  vermag  und  weil  auch  bei  der  im 
Gegensatz  zu  größeren  Städten  viel  weitläufigeren  Bebauung  des 
Bodens  sich  nicht  so  große  Mengen  an  Exkrementen  auf  engem 
Raum  ansammeln.  Wo  aber  die  Besiedelung  dichter,  die  Zahl 
der  Einwohner  größer  wurde,  entstanden  Mißstände  und  Schwierig- 
keiten bei  der  Abfallbeseitigung,  deren  Überwindung  schon  in 
den  frühesten  Zeiten  durch  großartige  Anlagen  versucht  wurde. 
Blasius 1  führt  unter  anderem  folgende  hochinteressante  Tatsachen 
auf:  Das  alte  Babylon  besaß  schon  sehr  große  Schwemmsiele, 
die  mit  den  Wohnhäusern  durch  Seitenkanäle  in  Verbindung 
standen;  größere  ägyptische  Städte  waren  mit  einem  Kanalsystem 
versehen,  durch  das  die  städtischen  Abwässer  teils  direkt  in  den 
Fluß,  teils  zur  Berieselung  auf  nahegelegene  Wüstenstrecken  ge- 
leitet wurden.  Ninive  hatte  Wasserleitung  und  Drainage,  ebenso 
zur  Zeit  der  Judenkönige  Jerusalem. 

Während  bei  den  Griechen  für  die  Reinhaltung  der  Städte 
wenig  geschehen  zu  sein  scheint,  finden  wir  im  Gegensatz  dazu 
bei  den  Römern  nicht  nur  schon  in  sehr  früher  Zeit  Rom  kana- 
lisiert, sondern  in  Pompeji  bereits  die  Errungenschaft  einer  moder- 
nen Zeit,  die  Anlage  von  Klosetts  mit  Wasserspülung  vertreten. 
Auch  in  Trier  und  Paris  hat  man  alte  römische  aus  Ziegelsteinen 
erbaute  Abzugsgräben  gefunden. 

i  R.  Blasius,  Stldtcreinigung.  In  Weyl,  Handbnch  der  Hygiene.   Band  II  S.  2  ff. 

2« 
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Aber  von  allen  diesen  Ansätzen  der  Römer  zu  einer  guten 
Städtereinigung  ist  im  Mittelalter  nirgends  mehr  etwas  zu  finden. 
In  Italien  zerfallen  die  römischen  Anlagen  und  in  den  andern 
Ländern,  so  auch  in  Deutschland,  reißen  mit  dem  Anwachsen 
der  Städte  die  schlimmsten  Zustände  ein.  Mit  unseren  hohen 
Anforderungen  an  die  Reinhaltung  der  Straßen  vermögen  wir 
uns  die  Zustände  jener  Zeit  kaum  vorzustellen.  Die  Straßen 
waren  ungepflastert  und  weichten  so  bei  Regen  tief  auf.  Außer- 
dem wurden  sie  als  Abladesteile  für  jeden  Unrat  benutzt;  Asche, 
Küchenabfälle  und  Exkremente  wanderten  auf  die  Straße,  Tier- 
leichen verpesteten  die  Luft,  die  Schweine  der  Bewohner  wühlten 
behaglich  in  dem  Dreck  und  trugen  fleißig  zur  weiteren  Ver- 
unreinigung der  Straße  bei.  Daß  diese  für  uns  kaum  vorstell- 
baren Zustände  keineswegs  übertrieben,  zeigt  uns  das  Material, 
das  Heyser  in  seiner  interessanten  Veröffentlichung 1  beigebracht 
hat.  Er  zitiert  eine  Schilderung  des  Konsistorialrats  v.  Griesheim 
über  die  Straßenzustände  Hamburgs  aus  dem  Jahre  1760,  der 
folgende  Stellen  entnommen  sind. 

Griesheim  befürwortet  die  Anstellung  von  Straßen-  und  Kanal- 
aufsehern. >Sie  müßten  das  scheußliche  Auswerfen  der  Asser, 
des  Menschenkoths  und  anderen  Unflats  mit  Strenge  zurückhalten 
dürffen.  Ruft  ein  munterer  Pursche  in  Jena,  ehe  er  den  soge- 
nannten Großvater  ausgießet,  mit  vollem  Halse  Kopf  weg  ,  so 
besorgt  er  wenigstens  die  Pflichten  gegen  die  Vorbey  gehende, 
wenn  man  aber  ohngewarnt  mit  stinkendem  und  fettem  Wasser 
besudelt  wird,  so  vergißt  man  Pflicht  und  Wohlstand  zugleich. 

P'erner  sind  die  Hausbesitzer,  so  nicht  an  den  Flethen  wohnen, 
selten  mit  Kloacken,  sondern  nur  mit  Nachtstühlen  versehen, 
welche  das  gemächliche  Gesinde  auswirft,  wo  es  am  ersten  hin- 
kommt. In  Wien  muß  man  es  auch  erdulden,  aber  nur  zur 
Mitternacht;  man  nennt  es  dort  den  Nachtkönig.  Ordentliche 
Leute  sind  zu  der  Zeit  im  Bette;  aber  in  Hamburg  begegnet 
einem  dieser  schmutzige  König  noch  zur  Zeit  der  angenehmsten 
Promenade;  er  fordert  keinen  anderen  Respekt,  als  daß  man  die 
Nase  zuhalten  muß.«-  Wenn  man  gleich  auf  den  Buckel  was 
von  ausgeworfenem   Hausunflathe  bekommt,  so  muß  man  das 

»  Finanzarchiv  XXV.  Jahrgang  S.  25.  ff.    Erich  Ikyser,    Die  Naturalleistungen 
des  städtischen  Grundbesitzes  in  historischer  Entwicklung  usw. 
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nicht  übelnehmen.  Es  geschiehet  nicht  aus  Vorsatz.«  So  schließt 
Griesheim  resigniert.  Und  wie  in  Hamburg,  so  war  es  auch  in  den 
meisten  übrigen  Städten,  nur  oft  noch  weit  schlimmer. 

Wenn  Häuser  überhaupt  Aborte  besaßen,  so  waren  sie  gleich 
möglichst  nahe  an  der  Straße  oder  einen  Flußlauf  herangelegt, 
oder  die  Auswurfsstoffe  wurden  großen  Versitzgruben,  oft  von 
ungeheuren  Dimensionen,  übergeben,  in  denen  die  flüssigen  Teile 
langsam  in  den  Boden  sickern.  Solche  Versitzgruben  gibt  es 
noch  heute.  In  anderen  Städten  mündeten  alle  Aborte  in  dem 
schmalen  Gang  zwischen  zwei  Häusern,  wo  die  Exkremente  liegen 
blieben;  auch  dies  Erbteil  des  Mittelalters  hat  sich  in  Weißen- 
burg, Dinkelsbühl  und  Wasserburg  bis  in  die  jüngste  Zeit  erhalten. 

Die  Verpestung  des  Grund  und  Bodens,  des  Wassers  und 
der  Luft  waren  die  notwendigen  Folgen  solcher  Zustände,  und 
daß  in  den  Städten  Seuchen  aller  Art  so  furchtbar  wüteten,  kann 
uns  kaum  wundern. 

In  manchen  Städten  nahm  man  den  Kampf  gegen  diese 
Zustände  schon  früh  auf;  aber  daß  die  Verordnungen  in  größeren 
Abschnitten  immer  wieder  erneuert  werden  unter  verschärften 
Strafandrohungen,  zeigt  uns,  daß  die  Übel  lange  Jahrhunderte 
hindurch  nicht  auszurotten  waren,  und  wirklich  hat  auch  erst  die 
neueste  Zeit  allgemein  erträgliche  Verhältnisse  gebracht.  Die 
Vorschrift,  daß  jedes  Haus  eine  Abortgrube  anlegen  solle,  war 
der  erste  kleine  Fortschritt,  doch  solange  der  Inhalt  dieser 
(trüben  in  den  Boden  sickern  konnte,  war  einem  sehr  großen 
Übel,  der  Vergiftung  des  Brunnenwassers,  nicht  abgeholfen.  Daher 
hat  die  Stadt  Bunzlau  bereits  im  Jahre  153 1  die  teilweise  Kana- 
lisierung der  Stadt  begonnen  und  1559  ein  großes  Rieselfeld  an- 
gelegt, das  heute  noch  zur  Reinigung  der  Abwasser  dient.  Aber 
diese  Schwemmkanalisationsanlage  blieb  lange  Jahrhunderte  hindurch 
die  einzige.  Erst  im  ig.  Jahrhundert  begannen  einzelne  Groß- 
städte Deutschlands  zu  kanalisieren,  vor  allem  war  es  England, 
das  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  energisch  durch  die 
Gesetzgebung  für  eine  öffentliche  Gesundheitspflege  eintrat  und 
wo  in  dieser  Zeit  auch  die  meisten  größeren  Städte  zur  Kanali- 
sation übergingen. 

In  derselben  Zeit,  als  die  überraschenden  Erfolge  der  Städte- 
reinigung, die  sich  vor  allem  in  dem  Sinken  der  Sterblichkeits- 
ziffern zeigten,  in  allen  Städten  Europas  und  Amerikas  Reform- 
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bestrebungen  wachriefen,  erschien  ein  Werk,  das  diese  Reform- 
bestrebungen auf  einen  ganz  neuen  Boden  stellte.  Während  bei 
der  Beseitigung  der  menschlichen  Exkremente  bis  dahin  nur 
hygienische  Gesichtspunkte  maßgebend  gewesen  waren,  wies  es 
auf  die  ungeheuere  Bedeutung  hin,  die  die  Erhaltung  der  Fäkal- 
stoffe  für  den  Ackerboden  habe.  Liebigs  Agrikulturchemie1  war 
ein  Warnungsruf  an  die  ganze  Menschheit  und  eine  schwere 
Anklage  gegen  die  Städte,  die  ihre  Fäkalien  in  die  Flüsse  und 
das  Meer  laufen  ließen.  Wollen  wir  Liebigs  Argumente  uns  ver- 
gegenwärtigen, so  müssen  wir  in  aller  Kürze  auf  die  wissen- 
schaftlichen Grundlagen  eingehen. 

Über  die  Bedingungen  des  Pflanzenwachstums,  insbesondere 
über  den  Anteil  des  Ackerbodens  an  der  Entwicklung  der  Pflanze 
tappte  man  bis  zu  Liebigs  grundlegenden  Entdeckungen  völlig 
im  Dunkeln.  Die  lange  Erfahrung  hatte  wohl  festgestellt,  daß 
eine  bestimmte  Behandlung  des  Bodens.  Düngung,  gewisse  andere 
Zusätze  die  Erträge  zu  vermehren  imstande  waren,  aber  die  rich- 
tige Erklärung  vermochte  man  sich  nicht  zu  geben.  Die  vor- 
herrschende Anschauung  war,  daß  Sonnenschein,  Tau  und  Regen 
die  wesentlichen  Faktoren  bei  der  Entwicklung  der  Pflanze  seien, 
während  der  Boden  im  wesentlichen  als  Standort  für  die  Pflanze 
in  Betracht  komme.  Doch  brachte  man  ja  schon  seit  Urzeiten 
Stallmist  auf  die  Äcker,  weil  man  den  günstigen  Einfluß  auf  das 
Wachstum  der  Pflanze  erkannt  hatte.  So  schrieb  man  denn  dem 
Mist  eine  besondere  Kraft  zu,  die  auch  im  Boden  stecke,  durch 
die  das  Pflanzen  Wachstum  gefördert  würde.  Ein  Ausbau  dieser  Auffas- 
sung bildet  die  von  Liebig  stark  bekämpfte  und  widerlegte  Humus- 
theorie, wonach  ein  besonderer,  nicht  näher  bestimmbarer  Stoff  orga- 
nischen Ursprungs  der  Träger  der  Bodenkraft  sei.  Da  der  Gehalt  des 
Bodens  an  Humus  seine  Ertragsfähigkeit  bestimme,  so  müsse  der 
Landwirt  bestrebt  sein,  möglichst  viel  Humus  in  seinem  Acker 
zu  erzeugen,  was  er  durch  Stallmist  oder  aber  durch  Zusatz 
künstlicher  Reizmittel  wie  Kalk,  Gips  und  Knochenmehl  erreichen 
könne. 

Erst  die  Fortschritte  der  Chemie  in  der  Kenntnis  der  Zu- 
sammensetzung der  Pflanze  und  des  Bodens  klärten  diesen  Zu- 


1  J.  von  Liebig.   Die  Chemie  in  ihrer  Anwendung  auf  Agrikultur  und  Physio- 
logie.   7.  Auflage. 
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sammenhang  mehr  auf.  So  wies  Liebig  nach :  An  Nahrungsstoffen 
braucht  die  Pflanze  Kohlenstoff,  Sauerstoff,  Wasserstoff  und  Stick- 
stoff, die  es  der  atmosphärischen  Luft  bzw.  dem  Wasser  entzieht, 
außerdem  aber  noch  eine  Anzahl  mineralischer  Stoffe,  die  sie 
dem  Boden  entnehmen  muß.  Damit  hatte  man  aber  auch  das 
Wesen  der  Verringerung  der  Fruchtbarkeit  und  der  völligen  Er- 
schöpfung der  Äcker  und  zugleich  den  Weg  gefunden,  ihm  ab- 
zuhelfen. Der  Mangel  an  mineralischen  Nährstoffen  ist  der  Grund 
der  Unfruchtbarkeit.  Der  Boden  enthält  ein  gewisses  Quantum 
an  solchen  mineralischen  Bestandteilen,  die  sich  in  langsamem 
Verwitterungsprozeß  auflösen  und  in  einen  für  die  Pflanze  auf- 
nehmbaren Zustand  übergehen.  Eine  starke  mechanische  Bear- 
beitung des  Bodens  beschleunigt  diesen  Verwitterungsprozeß, 
ebenso  auch  der  Zusatz  an  Kalk  und  Mergel,  es  werden  zwar 
höhere  Ernten  erreicht,  aber  zugleich  wird  auch  die  Erschöpfung 
des  Bodens  beschleunigt.  Der  einzige  Weg,  um  dieser  sonst  un- 
vermeidlichen Bodenerschöpfung  aus  dem  Wege  zu  gehen,  ist 
der  völlige  Ersatz  der  durch  die  Ernten  dem  Boden  in  den 
Pflanzen  entzogenen  Nährstoffe,  der  am  natürlichsten  dadurch 
geschehen  kann,  daß  man  alle  menschlichen  und  tierischen  Aus- 
wurfsstoffe, die  die  gleichen  wirtschaftlichen  Bestandteile  enthalten 
als  die  Nahrungsmittel  selbst,  dem  Boden  zurückgibt,  dem  man 
sie  entzogen  hat.  Damit  würde  der  natürliche  Kreislauf  ge- 
schlossen sein  und  der  Gefahr  der  Bodenerschöpfung  wäre  vor- 
gebeugt. 

Denn  das  stand  für  Liebig  fest,  ein  anderer  Ersatz  war  in 
großem  Maße  und  dauernd  überhaupt  nicht  denkbar.  Solange 
ein  Bauer,  wie  es  ursprünglich  der  Fall  war,  von  dem,  was  er 
baute  und  erntete,  die  größte  Menge  in  seiner  eigenen  Wirtschaft 
verbrauchte  und  allen  Dünger  dem  Felde  zurückgab,  so  brauchte 
er  bei  dem  reichen  Vorrat  an  Nährstoffen  im  Boden  in  abseh- 
barer Zeit  keine  Erschöpfung  des  Bodens  zu  fürchten,  dagegen 
war  bei  dem  Bauern,  der  viel  Feldprodukte  verkaufte  und  nur 
mit  dem  in  seiner  Wirtschaft  erzeugten  Mist  seine  Acker  düngte, 
der  Raubbau  trieb,  um  einen  von  Liebig  geprägten  und  allge- 
mein üblich  gewordenen  Ausdruck  zu  gebrauchen,  eine  baldige 
Bodenerschöpfung  unvermeidlich. 

Für  die  ungeheure  Bedeutung  dieser  Tatsache,  die  Liebig 
mit  weitem  Blick  erkannt  hatte,  fand  er  in  der  Geschichte  reiche 
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Belege.  Er  suchte  an  der  griechischen,  römischen  und  spanischen 
Geschichte  nachzuweisen,  wie  die  Ursachen  des  Verfalles  der 
Völker  darin  zu  suchen  seien,  daß  die  Felder  ihre  alte  Frucht- 
barkeit verloren  hatten.  Er  weist  auf  die  Folgen  des  Raubbaues 
in  Nordamerika  hin,  wo  nach  Reiseberichten  schon  zu  seiner 
Zeit  auf  vielen  Farmen  der  Hoden  völlig  ausgesogen  war,  die 
Farmer  daher  gezwungen  waren,  ihr  altes  Besitztum  aufzugeben 
und  sich  auf  einer  anderen  Stelle  wieder  neu  anzubauen.  Auch 
heute  sollen,  ohne  daß  der  Umfang  der  Abwanderung  zahlen- 
mäßig festgestellt  ist,  alljährlich  viele  Farmer  aus  gleichen 
Gründen  die  alte  Scholle  aufgeben  und  nach  Kanada  übersiedeln, 
wo  noch  viel  kulturfähiges  Land  zu  haben  ist. 

Je  mehr  durch  gute  mechanische  Bearbeitung  die  Erträge  ge- 
steigert wurden,  je  schneller  ging  der  vorhandene  Vorrat  an 
Nährstoffen  im  Boden  zu  Ende.  Die  stark  anwachsende  Be- 
völkerung aller  Staaten  drängte  zu  einer  immer  intensiveren 
Wirtschaft  und  veranlaßte  den  einzelnen  Bauern,  immer  mehr 
Feldprodukte  zu  verkaufen.  Der  Boden,  auf  dem  schon  lange 
Raubbau  getrieben  war,  gab  trotz  intensivster  Bearbeitung  immer 
geringere  Ernten  und  nur  eine  Anreicherung  an  Pflanzennährstoffen 
konnte  seine  Ertragsfähigkeit  wieder  heben.  Als  künstliche  Er- 
satzmittel kamen  zu  Liebigs  Zeiten  in  Betracht  das  phosphorsäure- 
haltige Knochenmehl  und  der  Guano.  Aber  wie  sah  es  mit 
diesen  Quellen  aus?  Liebig  wies  mit  Recht  darauf  hin,  daß  die 
Guanolager  in  einer  verhältnismäßig  kurzen  Zeit  abgebaut  sein 
würden  und  daß  die  zur  Verfügung  stehende  Knochen  menge  bei 
weitem  nicht  imstande  sei,  den  notwendigen  Bedarf  zu  decken. 
Da  England  damals  sehr  viel  Knochen  aus  Deutschland  ein- 
führte, so  bekämpfte  er  die  Ausfuhr  des  wertvollen  Dünge- 
mittels auf  das  heftigste,  ja  er  glaubte  in  übertriebener  Schwarz- 
seherei schon  die  schlimmsten  Folgen  der  Knochenausfuhr  für 
die  Volkskraft  nachweisen  zu  können.  Er  meinte,  die  mangelnde 
Ertragsfähigkeit  der  deutschen  Acker  habe  zu  einem  starken 
Kartoffelanbau  geführt  und  die  überwiegende  Kartoffelnahrung 
habe  die  Arbeitskräfte  schon  allgemein  herabgesetzt,  was  er  durch 
Vergleiche  der  Militärmaße  des  englischen  und  deutschen  Sol- 
daten um  1780  und  1850  feststellen  zu  können  glaubte.  Er  sagt 
wörtlich:  »Es  dürfte  genügen,  hier  zu  bemerken,  daß  seit  Ein- 
führung der  Kartoffeln  die  mittlere  Mannesgröße  in  Deutschland 
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und  Frankreich  sich  vermindert  hat,  so  zwar,  daß  in  diesen 
Staaten  das  Soldatenmaß  seit  70  Jahren  herabgesetzt  werden 
mußte.  Die  Knochensubstanz,  welche  dem  Knochenskelette  des 
Mannes  in  Deutschland  und  Frankreich  fehlt,  um  die  frühere 
Mittelgröße  wiederherzustellen,  ist  in  Knochen  nach  England 
ausgeführt  worden  und  hat  dort  gedient,  um  das  Knochenskelett 
des  englischen  Arbeiters  und  Soldaten  in  seiner  früheren  Länge 
und  Stärke  zu  erhalten.« 

Um  diesen  drohenden  Gefahren  aus  dem  Wege  zu  gehen, 
gibt  es  nach  Liebig  nur  einen  Weg,  die  sorgfältigste  Erhaltung 
aller  menschlichen  und  tierischen  Auswurfsstoffe  zur  Zurück- 
führung  auf  das  Ackerland,  wodurch  allein  der  Kreislauf  der 
Nährstoffe,  der  nicht  ohne  die  schwersten  Folgen  dauernd  unter- 
brochen werden  könnte,  in  genügender  Weise  wieder  geschlossen 
sei.  Gegen  diesen  Grundsatz  würde  aber  auf  das  schwerste  ge- 
sündigt, vor  allem  in  England,  wo  durch  die  Einführung  des 
Wasserklosetts  und  der  Kanalisation  in  den  meisten  Städten  die 
gesamten  Fäkalien  in  die  Flüsse  oder  das  Meer  geleitet  würden, 
und  durch  diese  Maßregel  die  Bedingungen  für  die  Wieder- 
erzeugung von  Nahrung  für  y/2  Millionen  Menschen  jährlich 
unwiederbringlich  verloren  gingen.  »So  ist  denn  das  Herab- 
kommen der  Völker  bis  zu  dem  Zustande  einer  stationären  Ver- 
armung und  Entvölkerung  ein  langsamer,  Jahrhunderte  dauernder 
Prozeß,  aber  der  Tag  ist  verzeichnet,  wo  in  allen  europäischen 
Undern  die  Kinder  bewußt  werden,  daß  sie  die  Sünden  ihrer 
Väter  büßen  müssen.  Kein  Volk  und  keine  Nation  der  Erde 
hat  sich  erhalten,  welche  die  Bedingungen  ihres  Fortbestehens 
und  ihrer  Vermehrung  nicht  zu  erhalten  wußten,  und  alle  Länder 
und  Gegenden  der  Erde,  in  welchen  die  Felder  durch  die  Hand 
des  Menschen  die  Bedingungen  der  Wiederkehr  der  Ernten  nicht 
zurückempfingen,  sehen  wir  von  der  Periode  der  dichtesten  Be- 
völkerung an  der  Verödung  und  Unfruchtbarkeit  verfallen.« 

•Großbritannien  raubt  allen  Ländern  die  Bedingungen  ihrer 
Fruchtbarkeit,  es  hat  die  Schlachtfelder  von  Leipzig,  Waterloo 
und  der  Krim  bereits  nach  Knochen  umgewühlt  und  die  in 
den  Katakomben  Siziliens  angehäuften  Gebeine  vieler  Generationen 
verbraucht,  und  zerstört  jährlich  noch  die  Wiederkehr  einer  künf- 
tigen Generation  von  3x/a  Million  Menschen;  einem  Vampir  gleich 
hängt  es  an  dem  Nacken  Europas,  man  kann  sagen,  der  Welt, 

i-        Ho r ne y.  Stidtbrhc  Fäkalien.  3 
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und  saugt  ihr  das  Herzblut  aus,  ohne  zwingenden  Grund  und 
ohne  dauernden  Nutzen  für  sich.  Es  ist  unmöglich  zu  denken, 
daß  solch  ein  sündhafter  Eingriff  in  die  politische  Weltordnung 
ohne  Strafe  bleibe,  und  die  Zeit  wird  für  England  noch  früher  vielleicht 
als  für  andere  Länder  kommen,  wo  es  mit  all  seinen  Reichtümern 
an  Gold,  an  Eisen,  an  Steinkohlen  nicht  den  tausendsten  Teil 
von  den  Lebensbedingungen  wird  zurückkaufen  können,  die  es 
seit  Jahrhunderten  so  frevelhaft  vergeudet  hat.« 

Aber  Liebig  konnte  der  Welt  auch  ein  Vorbild  geben,  auf 
China  und  Japan  wies  er  hin,  wo  alle  Fäkalien  auf  das  sorg- 
fältigste, meist  gar  in  Steinkrügen,  gesammelt  und  dem  Felde 
zurückgegeben  werden,  und  die  es  dadurch  soweit  gebracht  haben, 
auf  einem  verhältnismäßig  kleinen  Gebiet  eine  stets  steigende 
und  bereits  relativ  außerordentlich  große  Anzahl  von  Menschen 
zu  ernähren. 

Schließlich  sei  auch  noch  auf  die  rein  volkswirtschaftlichen 
Argumente  Liebigs  hingewiesen,  mit  denen  er  seine  Auffassung 
zu  stützen  versuchte.  Anknüpfend  an  Smith  führt  er  aus,  daß 
die  dauerhafteste  und  festeste  Quelle  für  den  Reichtum  eines 
Landes  der  Ackerbau  sei,  während  der  Reichtum,  der  lediglich 
dem  Handel  entspringt,  leicht  durch  Kriege  und  Revolutionen 
vernichtet  werden  könnte.  Auch  bestimme  sich  die  höchstmögliche 
Einwohnerzahl  eines  Landes  durch  die  Zahl  derer,  die  in  einem 
Lande  mit  Nahrung  versorgt  werden  könne,  während  die  Ver- 
sorgung mit  Wohnung  und  Kleidung  immer  wird  beschafft  werden 
können.  Erst  der  Überfluß  an  Nahrungsmitteln  in  einem  Lande 
gebe  allen  anderen  Gütern  seinen  Wert.  Und  diese  Quelle  des 
Reichtums  müsse  man  dem  Lande  erhalten  und  dürfe  sie  nicht 
irgendwie  abhängig  vom  Auslande  machen. 

»Wenn  die  Bevölkerung  ihrerseits  sich  mit  den  einfachen 
Naturgesetzen  bekannt  gemacht  haben  wird,  deren  Beachtung 
ihre  zukünftige  Wohlfahrt  auf  ewige  Zeiten  sicher  stellt,  wenn 
sie  wohl  ins  Auge  fassen,  daß  kein  praktischer  Landwirt  im- 
stande ist ,  daß  ohne  Zufuhr  von  Dungstoffen  das  Ertrags- 
vermögen eines  Landes  auf  die  Dauer  wiederherstellbar  sei, 
daß  wenn  diese  Zufuhr  abhängig  vom  Auslande  ist,  das  Gleich- 
bleiben und  die  Steigerung  der  Ernten  und  die  Ernährung 
an  zufällige  Verhältnisse  geknüpft  ist,  welche  die  Bevölke- 
rung selbst   nicht  beherrscht,  wenn  zuletzt  genaue  statistische 
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Erhebungen  ergeben  werden,  daß  auch  im  günstigsten  Falle  die 
Zufuhr  von  Dungstoffen  von  außen  in  einer  verhältnismäßig 
kurzen  Zeit  (auch  ein  halbes  oder  ganzes  Jahrhundert  ist  in  diesen 
Beziehungen  eine  sehr  kurze  Zeit)  ein  Ende  haben  muß,  so 
werden  sie  die  Einsicht  gewinnen,  daß  von  der  Entscheidung 
der  Kloakenfrage  der  Städte  die  Erhaltung  des  Reichtums  und 
der  Wohlfahrt  der  Staaten  und  die  Fortschritte  der  Kultur  und 
Zivilisation  abhängig  sind.« 


3* 


Digitized  by  Google 


Der  volkswirtschaftliche  Wert  der  städtischen  Fäkalien. 


x.  Die  allgemeine  Bedeutung  der  Frage. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  Liebigs  Beweisführung  und 
Folgerungen  jeden,  der  sich  mit  diesen  Darlegungen  beschäftigte, 
zu  den  ernstlichsten  Überlegungen  führte,  und  man  darf  wohl 
sagen,  daß  in  der  ganzen  späteren  Zeit  selbst  unter  völlig  ver- 
änderten Verhältnissen  diese  Worte  immer  aufs  neue  dazu  trieben, 
die  Fäkalienfrage  technisch  ihrer  Lösung  entgegenzuführen.  Zwar 
riefen  die  Ausführungen  Liebigs  auch  sofort  die  Kritik  wach,  die 
alle  unhaltbaren  Übertreibungen  widerlegte.  Conrad1  wies  1864 
nach,  daß  die  geschichtlichen  Beispiele,  an  denen  Liebig  die  Fol- 
gen der  Bodenerschöpfung  darzustellen  versucht  hatte,  nicht  zu 
verwerten  seien,  indem  er  ausführte,  daß  in  allen  Fällen  das  Vor- 
handensein einer  wirklichen  Bodenerschöpfung  nicht  nur  nicht 
nachzuweisen  sei,  sondern  sogar  das  Gegenteil  festgestellt  werden 
könnte,  daß  mithin  Liebigs  geschichtliche  Begründung  der  Lehre 
von  der  Bodenerschöpfung  hinfällig  würde.  Feiner  eingehenden 
kritischen  Nachprüfung  wurden  die  nationalökonomischen  Aus- 
führungen Liebigs  einige  Jahre  später  von  Au 2  unterzogen.  Schon 
vorher  hatte  Carey  die  Lehre  von  der  Bodenerschöpfung  zur  Be- 
gründung seiner  nationalökonomischen  Theorien  benützt  Die  In- 
dustrie als  Konsument  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  soll 
möglichst  in  der  Nähe  der  Produktionsgebiete  angesiedelt  werden, 

1  Liebigs  Ansicht  von  der  Budenerschöpfung  und  ihre  geschichtliche,  statistische 
und  nationalökonomische  Begründung  von  Dr.  J.  Conrad.    Jena  1864. 

2  J.  v.  Liebigs  Lehre  von  der  Bodenerschöpfung  und  die  nationalökonomischen 
Bevölkerungstheorien  von  Dr.  J.  Au.    Heidelberg  1869. 
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damit  die  Exkremente,  die  Rohstoffe  der  landwirtschaftlichen 
Produktion,  dieser  möglichst  vollkommen  und  billig  wieder  zuge- 
führt werden  könnten.  Der  Kreislauf  der  Pflanzennährstoffe  darf 
daher  auch  nicht  durch  Kornausfuhr  gestört  werden  und  eine 
konsumfähige  Industrie  muß  durch  ein  Zollschutzsystem  in  den 
erforderlichen  Gebieten  großgezogen  werden.  In  Au  rührte  sich 
der  Freihändler,  der  sich  gegen  neomerkantilistische  Ideen  wandte, 
soweit  sie  in  Liebigs  naturwissenschaftlichen  Forschungen  eine 
Stütze  zu  finden  schienen. 

Aber  beide  Arbeiten  prüften  vor  allem  die  Begründung  der 
Liebigschen  Forderung,  daß  für  alle  dem  Boden  durch  die  Ernte 
entzogenen  Pflanzen nährstoffe  sofort  völliger  Ersatz  geleistet 
werden  müsse.  Indem  vor  allem  durch  Au  gezeigt  wurde,  wie 
unwirtschaftlich  und  nationalökonomisch  unberechtigt  die  strikte 
Durchführung  dieses  Prinzips  sein  würde,  kamen  auch  beide  in 
der  Fäkalienfrage  der  Städte  zu  einer  wesentlich  veränderten 
Auffassung.  Conrad 1  meinte,  da  die  fortgeschrittenere  Landwirt- 
schaft einen  größeren  Düngerbedarf  habe,  so  würden  auch  die 
Düngerpreise  steigen  und  diese  letztere  Tatsache  wiederum  auch 
dazu  führen,  daß  industrielle  Unternehmen  sich  der  nunmehr 
rentablen  Verarbeitung  der  städtischen  Fäkalien  zuwenden.  Au 
tritt  der  Liebigschen  Behauptung  entgegen,  daß  die  den  Flüssen 
und  Meeren  zugeführten  Pflanzen  nährstoffe  dem  Kreislauf  ent- 
zogen seien,  indem  er  berechnet,  welche  großen  Nährstoff  mengen 
wir  an  Fischen  den  Gewässern  jährlich  entziehen  und  so  dem 
Kreislauf  wieder  zurückführen.  Da  er  bezüglich  der  damals  be- 
kannten Quellen  für  künstliche  Dünger  sich  sehr  optimistischen 
Anschauungen  hingab  —  er  glaubte  z.  B. 2,  die  Chilisalpeter 
würden  fast  für  1000  Jahre  den  Bedarf  an  stickstoffhaltigen 
Düngermitteln  decken  können  — ,  hatten  für  ihn  die  städtischen 
Fäkalien  keine  Bedeutung  als  notwendig  heranzuziehende  Dünger- 
quellen. 

Dieser  Optimismus  in  bezug  auf  unsere  Kunstdüngerquellen 
erwies  sich  zunächst  als  sehr  unberechtigt. 

Der  weitaus  größte  Teil  des  Bedarfes  an  künstlichen  stickstoff- 
haltigen Düngemitteln  wird  durch  die  Ausbeute  der  chilenischen 

1  Conrad  a.  a.  O.  S.  148. 
*  Au  a.  a.  O.  S.  $00. 
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Salpeterlager  gedeckt.  Unsere  ganze  Landwirschaft  war  dadurch 
von  der  Ergiebigkeit  jener  Lager  abhängig  geworden,  und  die 
Tatsache,  daß  dieselben  wahrscheinlich  schon  in  wenigen  Jahr- 
zehnten ausgebeutet  sein  werden,  trieb  energisch  dazu,  nach 
anderen  Quellen  für  Stickstoffdünger  zu  suchen 

Die  von  Liebig  verfochtene  Idee,  unsere  natürlichen  Dünger- 
quellen, vor  allem  die  städtischen  Kloaken  völlig  auszunützen, 
erhielt  dadurch  wieder  neue  Nahrung.  Die  Kloakenfrage  war 
aber  inzwischen  zum  Arbeitsgebiet  der  Hygieniker  geworden,  die 
Anforderungen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  waren  aus- 
schlaggebend bei  der  Bewertung  der  Städtereinigungssysteme.  Das 
Interesse  der  Land-  und  Volkswirtschaft  an  der  Verwertung  der 
Fäkalien  wurde  daher  meist  nur  neben  anderen  Gründen  für  oder 
gegen  die  einzelnen  Systeme  ins  Feld  geführt.  Es  wurde  vor 
allem  im  Kampfe  gegen  die  Schwemmkanalisation  ausgenutzt. 
Neben  Mittermaier1  hat  vor  allem  Bonne  ganz  außerordentliche 
Wirkungen  von  der  Fäkalicnverwertung  erwartet.  Er  fordert2, 
die  Städte  sollen  der  Landwirtschaft  billigen  Dünger  liefern  und 
darum  den  Landwirten  die  Fäkalien  gratis  überlassen,  ihnen  unter 
Umständen  noch  eine  Entschädigung  zuzahlen.  »Der  Vorteil, 
den  die  Stadt  von  diesem  kaufmännisch  und  volkswirtschaftlich 
richtigen  Verfahren  hat,  liegt  darin:  infolge  des  billigen  Düngers 
wird  die  die  Stadt  umgebende  Landwirtschaft  billig  und  reich- 
lich produzieren  und  die  Stadt  mit  billigem  und  reichlichem  Korn, 

Obst  und  Gemüse,  Fleisch,  Milch  und  Eier  versehen  ~ 

»Die  jetzt  schon  so  sehr  gesunkene  und  immer  mehr  dahin- 
siechende Landwirtschaft  muß  mit  allen  Mitteln  wieder  gehoben, 
die  Entvölkerung  des  flachen  Landes  verhindert  werden.  Kein 
Preis  ist  hierfür  hoch  genug.«  Und  bei  dieser  Aufgabe  sei  die 
Verwertung  der  städtischen  Fäkalien  von  größter  Bedeutung. 

Einen  Beweis  für  diese  etwas  recht  kühnen  Behauptungen 
tritt  Bonne  allerdings  nicht  an.  Solche  Unklarheit  über  die  mög- 
lichen volkswirtschaftlichen  Wirkungen  der  Fäkalicnverwertung' 
und  Überschätzung  ihrer  Bedeutung  sind  vielfach  auf  Seiten  der 
Gegner  der  Schwemmkanalisation  zu  finden.    Den  volkswirtschaft- 


1  Siehe  Mittermaier,   Das   Heidelberger  Tonnensystem,  seine  Begründung  und 
seine  Bedeutung.    Halle  1847. 

2  Bonne,   Reinhaltung  der  deutschen  Gewässer.    Leipzig  1901.    S.  132—160. 
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liehen  Wert  der  jährlich  von  sämtlichen  Einwohnern  Deutschlands 
produzierten  Auswurfsstoffe  sucht  man  auch  dadurch  zu  illustrieren, 
daß  man  berechnet  hat,  es  stecke  in  ihnen  ein  » theoretischer 
Wert-  von  300—600  Millionen  Mark. 

Kühler  und  klarer  ist  diese  Frage  immer  von  National- 
ükonomen  und  der  Landwirtschaft  selbst  beurteilt.  Schon 
Sommaruga1  weist  darauf  hin,  daß  eine  solche  Wertberechnung 
kein  richtiges  Bild  zu  geben  vermöge,  meint  aber  doch,  wir 
mögen  machen,  was  wir  wollen,  einmal  werden  wir  immer  an 
dem  Punkt  angelangen,  wo  wir  die  städtischen  Abfälle  sammeln 
müssen  .  Ist  das  richtig,  so  ist  eventuell  schon  jetzt,  ehe  wir 
durch  kostspielige  Kanalisationsanlagen  die  Fäkalbeseitigung  einer 
Stadt  für  Jahrhunderte  festlegen,  darauf  Rücksicht  zu  nehmen. 

Nachdem  Schulze-Lupitz  schon  auf  die  Notwendigkeit  hinge- 
wiesen hatte,  daß  die  Landwirtschaft  sich  bemühen  solle,  die 
städtischen  Fäkalien  zu  erhalten,  nachdem  dann  von  Meiden  und 
Müller  in  eingehenden  Untersuchungen  vorgearbeitet  war,  ent- 
schloß sich  die  Deutsche  Landwirtschaftsgesellschaft,  eine  gründ- 
liche Prüfung  der  Frage  vorzunehmen.  Sie  richtete  1 89 1  einen 
Sonderausschuß  für  Abfallstoffe  ein  und  hat  bis  1906  unter  Auf- 
wendung großer  Mittel  an  der  Lösung  gearbeitet.  Dieser  Aus- 
schuß hat  in  außerordentlich  objektiver  Weise,  allen  hygienischen 
und  ästhetischen  Anforderungen  Rechnung  tragend,  die  Prüfung 
vorgenommen.  1896  erschien  ein  umfangreiches  Werk  von  Vogel 2, 
das  alle  bis  dahin  geleisteten  Arbeiten  zusammenfaßte  und  die 
einzelnen  Städtereinigungssysteme  einer  eingehenden  Würdigung 
unterzog.  In  dieser  Richtung  arbeitete  der  Sonderausschuß  bis 
»906  weiter  und  wurde  dann  aufgelöst,  weil  »das  Ergebnis  aller 
dieser  Versuch  und  Arbeiten  die  Erkenntnis  war,  daß  die 
Schwemmkanalisation  nach  unserer  heutigen  Erkenntnis  allein  in 
der  Lage  sei,  die  Fäkalien  aus  der  Stadt  überhaupt  fortzuschaffen, 
und  zwar  in  gesundheitlich  einwandfreier  Weise,  eine  Hinderung 
der  Schwemmkanalisation  darf  daher  ausgeschlossen  sein  3«. 


1  Sommaruga,  Die  Städtereinigungssysteme  in  ihrer  land-  und  volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung.    Halle  1874. 

2  Vogel,  Die  Verwertung  der  städt.  Abfallstoffe. 

3  Mitteilungen  der  D.  Landwirtschaftsgesellschaft.  Flugbl.  d.  D.  L.-G.  Bl.  i>. 
Utrinenmüllwesen.    1907.  Vorwort. 
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Die  Landwirtschaft  hatte  ja  zur  Zeit  ausreichende  Ersatz- 
dünger, so  war  es  natürlich,  daß  ein  praktisches  Bedürfnis  zunächst 
nicht  vorlag  und  nur  unter  denen,  die  über  das  momentane  Be- 
dürfnis hinaus  auf  die  Möglichkeit  einer  dauernden  Befriedigung 
ihr  Augenmerk  richteten,  lebten  Liebigs  Mahnrufe  fort.  Wie 
diese  aber  dem  Problem  gegenüberstehen,  zeigt  eine  Bemerkung 
Davids  in  seinem  Werk  »Sozialismus  und  Landwirtschaft«.  Nach- 
dem David  eingehend  über  Liebigs  Anschauung  und  über  die 
Ausnutzung  der  menschlichen  Auswurfsstoffe  in  China  gesprochen 
hat,  sagt  er  wörtlich:  »Es  unterliegt  gar  keinen  Zweifel,  daß 
dieser  fortgesetzte  ungeheure  Kräfteverlust  eine  allmähliche 
Schwächung  der  Fruchtbarkeitsbedingrungen  des  heimischen  Bodens 
herbeiführen  muß  Hier  gilt  es,  eine  große  Aufgabe  nationaler 
Reichtumserhaltung  zu  lösen  l.< 

Die  Meinungen  sind  also  sehr  geteilt.  Versuchen  wir  selbst 
eine  Prüfung  der  Frage  vorzunehmen.  Zur  Ermittlung  des  volks- 
wirtschaftlichen Wertes  der  städtischen  Fäkalien  muß  es  daher 
unsere  erste  und  wichtigste  Aufgabe  sein,  zu  prüfen,  ob  wir  die 
in  den  menschlichen  Fäkalien  enthaltenen  Pflanzennährstoffe  not- 
wendig brauchen,  um  eine  stets  sich  steigernde  oder  mindestens 
gleichbleibende  Fruchtbarkeit  unserer  Felder  sicher  zu  stellen, 
oder  ob  wir  für  unberechenbare  Zeit  andere  Quellen  haben,  die 
für  die  Felder  einen  gleich  guten  Ersatz  in  leichterer  Weise  zu 
liefern  vermögen. 

Die  anderen  volkswirtschaftlichen  Argumente  haben  in  der 
Gegenwart  keine  Bedeutung  mehr.  Die  physiokratische  Auffassung, 
daß  der  Ackerbau  allein  wirklich  produktive  Tätigkeit  sei.  daß 
er  allein  Güter  und  damit  Reichtum  zu  erzeugen  vermöge,  wäh- 
rend Gewerbe  als  lediglich  Stoff  verwandelnde  Tätigkeit  wie  auch 
der  Handel  unproduktiv  sei,  ging  wohl  zurück  auf  die  naive  Vor- 
stellung, daß  der  Boden  bei  richtiger  Bearbeitung  dauerd  Ernten 
zu  geben  vermöge,  weil  aus  ihm  selbst  keine  Stoffe  in  die  Pflanze 
hineingelangten.  Unter  solchen  Voraussetzungen  allerdings  hätte 
man  ihnen  recht  geben  müssen,  daß  der  Ackerbau  dem  Gewerbe 
gegenüber,  das  immer  nur  Stoffe  umzugestalten  vermag,  eine 
Sonderstellung  gebührte.  Liebigs  wissenschaftliche  Forschungen 
zeigten  jedoch,  daß  auch  der  Ackerbau  nur  die  im  Boden  be- 

'  Seite  410  ff. 
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schränkt  vorhandenen  Stoffe  unter  Benutzung  natürlicher  Kraft- 
quellen, Sonnenlicht  und  Sonnenwärme  und  der  unerschöpflichen 
Rohstoffquellen,  der  atmosphärischen  Luft,  umwandelte,  mithin 
im  Prinzip  sich  von  dem  Gewerbe  nicht  unterschied.  Damit 
werden  die  weiteren  Schlußfolgerungen,  die  aus  dieser  Ausnahme- 
stellung der  Landwirtschaft  hervorgehen,  hinfällig.  Heute  ist  der 
Ackerbau  nicht  mehr  die  Grundlage  alles  nationalen  Wohlstandes, 
von  dessen  Gedeihen  die  ganze  übrige  Volkswirtschaft  abhängig 
ist,  in  den  hervorragendsten  Kulturländern  ist  er  von  der  Industrie 
wirtschaftlich  aus  seiner  führenden  Stellung  verdrängt  worden. 
Zwar  erzeugt  die  Industrie  mit  ihren  Produkten  nicht  direkt 
Nahrungsmittel  für  die  Menschen,  aber  sie  gibt  uns  die  Möglich- 
keit, solche  mit  Industrieprodukten  vom  Ausland  einzutauschen. 
In  Deutschland  vermag  der  Ackerbau  mit  seinen  Produkten  schon 
lange  nicht  mehr  die  ganze  Bevölkerung  allein  zu  ernähren,  aber 
bei  einer  gesunden  Entwicklung  sind  Industrie  und  Handel  im- 
stande, selbst  eine  stark  anwachsende  Bevölkerung  auf  lange  Zeit 
mit  allen  zur  Befriedigung  der  Lebensbedürfnisse  nötigen  Gütern 
zu  versorgen. 

Auch  das  Argument  von  der  drohenden  Abhängigkeit  vom 
Auslande,  das  schon  Liebig  wegen  der  Einfuhr  der  notwendigen 
Düngemittel  ins  Feld  führte,  können  wir  bei  der  Beurteilung  der 
Fäkalienfrage  nicht  mehr  verwenden.  Wir  sind  in  so  hohem 
Maße  von  dem  Ausland  abhängig  geworden  durch  den  Bedarf 
an  Getreide  und  vielen  notwendigen  Rohstoffen  und  industriellen 
Produkten,  und  diese  Abhängigkeit  der  Länder  voneinander  ist 
eine  wechselseitige  und,  wie  es  scheint,  immer  steigende,  so  daß  die 
Unabhängigkeit  hinsichtlich  des  Bedarfes  an  Dungstoffen  unsere 
Position  im  ganzen  nicht  wesentlich  zu  ändern  vermag. 

Kommen  wir  nun  zu  dem  Resultat,  daß  wir  in  absehbarer 
Zeit  die  städtischen  Fäkalien  zur  Deckung  des  Düngerbedarfs  nicht 
nötig  haben,  so  ist  zu  erwägen,  ob  es  nicht  aus  volkswirtschaft- 
lichen Gründen  zweckmäßig  ist,  eine  möglichst  hohe  Ausnutzung 
der  in  den  Fäkalien  enthaltenen  Stoffe  zu  erstreben.  Unter  diesem 
Gesichtspunkt  betrachtet,  gilt  für  die  städtischen  Fäkalien  alles 
das,  was  allgemein  von  der  Ausnutzung  der  Rohstoffe  eines  Landes 
m  sagen  ist.  Diese  stellen  im  weitesten  Sinne  gefaßt  in  ihrer 
Gesamtheit  mit  den  Kraftquellen  den  natürlichen  Reichtum  eines 
Landes  dar.    Aber  er  muß  erst  gehoben  und  verarbeitet  werden, 

Hotney,  SUdti^he  Fäkalien.  4 
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und  da  er  in  den  meisten  Fällen  sich  nicht  offen  in  seinem  ganzen 
Wert  darbietet,  so  muß  die  Wissenschaft  und  Technik  in  gemein- 
samer Arbeit  die  geheime  Formel  zu  ergründen  suchen,  die  ihn 
aus  seiner  Verzauberung  erlöst.  Es  ist  der  höchste  Triumph  der 
modernen  Zeit,  daß  sie  in  allen  Industrien  die  Menge  der  nicht 
verwertbaren  Abfallstoffe  immer  mehr  verringert  hat.  Während 
man  früher  froh  war,  wenn  man  für  den  als  Nebenprodukt  in 
den  Gasanstalten  gewonnenen  Teer  genügend  Verwendung  zum 
Bestreichen  von  Pappdächern  und  ähnlichen  Zwecken  fand,  ist  er 
heute  für  die  chemische  Industrie  ein  unschätzbares  und  unent- 
behrliches Rohprodukt  geworden,  aus  dem  eine  Unzahl  von 
Stoffen,  darunter  die  wertvollsten  Farbstoffe,  gewonnen  werden. 

Keine  Abfallstoffe  mehr,  nur  noch  Nebenprodukte,  ist  unser 
Losungswort  geworden.  Dieses  hohe  Ziel  hat  auch  volkswirt- 
schaftlich die  größten  F*olgen.  Je  intensiver  die  Ausnutzung  aller 
natürlichen  Schätze  eines  Landes  ist.  um  so  mehr  steigert  sich 
auch  der  Ertrag  aus  diesem  natürlichen  Reichtum,  um  so  mehr 
Menschen  vermag  ein  Gebiet  zu  ernähren.  Die  wirtschaftliche 
Überlegenheit,  die  junge  koloniale  Länder  durch  ihren  Reichtum 
an  Rohstoffen  besitzen,  müssen  die  dichtbesiedelten  durch  inten- 
sive Wirtschaft,  weitgehendste  Rohstoffausnutzung,  ausgleichen. 
Dann  können  sie  ohne  Nachteil  die  weit  größeren  kulturellen 
Entwicklungsmöglichkeiten ,  die  eine  dichtere  Besiedelung  erzeugt, 
genießen. 

Auch  die  Fäkalmengen  der  Städte  sind  solche  Rohstoffe, 
die  wertvolle  Stoffe  enthalten  und  deren  Gewinnung  für  die  Wirt- 
schaft eines  Volkes  eine  Bereicherung  desselben  darstellen  würde. 
Sie  würde  in  gleichem  Maße  nicht  vom  Ausland  die  Produkte 
umtauschen  brauchen  und  hätte  eine  wertschaffende  Arbeit  im 
eigenen  Lande  erhalten,  die  für  eine  weitere  Bevölkerungsver- 
mehrung eine  Existenzmöglichkeit  schaffen  würde. 

Doch  nicht  alle  technischen  Möglichkeiten  der  Intensivierung* 
der  Rohstoffausnutzung  kann  die  Volkswirtschaft  mit  Vorteil  für 
sich  aufnehmen.  Diese  Möglichkeiten  finden  eine  fest  geschlossene 
Grenze  durch  die  notwendige  Forderung  der  Wirtschaftlichkeit 
des  Verfahrens.  Solange  die  Produkte  anderweit  billiger  zu 
beziehen  sind,  würde  es  unsinnig  sein  und  einen  Verlust  an 
Arbeitswerten  bedeuten,  wollte  man  sie  aus  sonst  wertlosen  Ab- 
fällen  herstellen.    Wenn  wir  nicht  zur  Fäkalverwertung  aus 
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anderen  Gründen  gezwungen  sind,  ist  sie  nur  im  Rahmen  der 
Wirtschaftlichkeit  zu  fordern. 1  Daß  die  Städte  Geldopfer  bringen 
sollen,  nur  damit  die  Erhaltung  der  Auswurfsstoffe  für  die  Land- 
wirtschaft möglich  ist,  muß  daher  für  diesen  Fall  ebenso  unbillig 
wie  volkswirtschaftlich  verwerflich  erscheinen. 

Nach  diesen  Gesichtspunkten  ist  daher  die  Prüfung  der  Frage 
vorzunehmen. 

2.  Welche  Rolle  spielen  die  aus  den  städtischen  Fäkalien  möglicher- 
weise zu  gewinnenden  Stoffe  in  der  Volkswirtschaft? 

a.  Menge  und  Zusammensetzung. 

Zunächst  handelt  es  sich  nun  darum,  die  Mengen  der  in 
Betracht  kommenden  Fäkalien  und  die  in  ihnen  steckenden 
Werte  nach  Möglichkeit  festzustellen.  Eine  solche  Untersuchung 
hat  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  so  daß  die  Abweichungen  in 
den  Ergebnissen  der  zahlreichen  einschlägigen  Untersuchungen 
darin  eine  genügende  Erklärung  finden.  Vogel2  und  Blasius * 
geben  eine  Übersicht  über  dieselben,  aus  der  wir  nur  das  Wichtigste 
herausheben  können.  Alexander  Müller  gibt  folgende  Durch- 
schnittszahlen an: 


I.  Zusammenstellung  der  Auswurfsstoffe. 


Bestandteile 

Kot 

% 

Harn 

Zusammen 

•/. 

Wasser  

94-75 

93.00 

Trockengelialt  

22.8o 

5.25 

7.00 

Organische  Substanz  .    .  . 

19.40 

4.20 

Darin  Stickstoff  .... 

I.60 

1.00 

I.IO 

Mineralische  Substanz     .  . 

340 

1.05 

1.30 

j  Darin  Phosphorsäure .    .  . 

1.23 

0.15 

0.26 

o-5  5 

0.18 

0.22 

1  Vergl.  Bonne  S.  155. 

3  Vogel,    Verwertung  usw.  S.  7  ff. 

J  Weyl,    Handbuch  der  Hygienie  B.  II  S.  15. 
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II.  Die  Gesamtmengen  von  einer  gemischten  Bevölkerung 

in  Tag  und  Jahr. 


Kot 

Harn 

Zusammen 

Bestandteile 

Tag 

Jahr 

Tag 

Jahr 

Tag 

Jahr 

g 

kg 

g 

g 

In  natürl  Zustande 

48.50 

1200.00 

438.00 

133300 

486.5 

Trockengehalt  . 

30.30 

1 1.00 

54-o 

29.70 

84.30 

30.S0 

Org.  Substanz  .  . 

26.1 

9-50 

39-6 

14.50 

65-7 

24.00 

Asche    .    ,    .  . 

4.20 

1.50 

14.40 

5 -3° 

1 8.60 

6.80 

Stickstoff 

i-7 

0.62 

0.6 

3-50 

4.12 

Phosphorsäure  .  . 

1.64 

0.60 

1.80 

0.66 

3-44 

1.26 

Kali  

0.73 

0.27 

2.22 

0.81 

2.95 

1.08 

Wolff  und  Lehmann  berechnen  dagegen  die  jährliche  Menge 
der  Ausscheidungsstoffe  auf  den  Kopf  =  39.9  kg  feste  und  428.2  kg 
flüssige,  insgesamt  461.1  kg.  E.  Wolff  (Praktische  Düngerlehre) 
gibt  folgende  Zahlen  an:  48.5  kg  feste,  422  kg  flüssige,  insge- 
samt 470.5  kg. 

Nach  den  Vergleichen  mit  den  Einzeluntersuchungen  scheinen 
die  genannten  Zahlen  A.  Müllers  der  Wahrheit  am  nächsten  zu 
kommen;  wie  in  dem  zitierten  Werke  von  Vogel  sollen  sie  auch 
hier  zugrunde  gelegt  werden. 

Außer  den  in  der  obigen  Zusammensetzung  aufgeführten 
Stoffen  enthalten  die  Fäkalien  noch  andere  mineralische  Bestand- 
teile, die  gleichfalls  wichtige  Pflanzennährstoffe  sind,  wie  Natron, 
Kalk,  Magnesia,  Schwefelsäure,  Chlor,  Kieselsäure  und  Eisenoxyd. 
Aber  ihre  Bedeutung  für  Düngezwecke  kommt  nicht  in  Betracht, 
da  der  Boden  verhältnismäßig  reich  daran  ist  und  die  Pflanzen 
nur  wenig  von  ihnen  bedürfen.  Paul  Wagner1  führt  ein  sehr 
anschauliches  Beispiel  an.  Um  einen  hohen  Ertrag  zu  liefern, 
muß  die  Futterrübe,  auf  den  Hektar  gerechnet,  500  kg  Kali  und 
5  kg  Eisenoxyd  aufnehmen;  es  enthält  ein  Hektar  mittelguten 
Ackerbodens  bis  zur  Tiefe  von  x/3  m  etwa  10000  kg  Kali  und 

»  Paul  Wagner,  Anwendung  künstlicher  Düngemittel.  Thaer-Bibliothek  Rand 
100.  Berlin. 
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150000  kg  Eisenoxyd,  so  daß  der  Kalivorrat  für  20  Rübenernten, 
der  Vorrat  von  Eisenoxyd  dagegen  für  30000  Rübenernten  aus- 
reichen würde.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  anderen  Stoffen, 
so  daß  lediglich  Stickstoff,  Phosphorsäure  und  Kali  als  wertvolle 
Bestandteile  in  Rechnung  gezogen  werden  können. 

b.  Der  sogenannte  theoretische  Wert  der  Fäkalien. 

Zur  Illustrierung  der  Behauptung,  welche  Werte  in  den 
Fäkalien  steckten  und  durch  Nichtausnutzung  verloren  gingen, 
hat  man  unter  Zugrundlegung  des  Marktpreises  für  reinen  Stick- 
stoff im  Salpeter  bezw.  Ammoniak,  für  F*hosphorsäure  in  den 
Phosphaten  und  Kali  in  den  Kalisalzen  den  Geldwert  der  von 
den  Menschen  produzierten  Fäkalien  zu  bestimmen  versucht.  So 
hat  Vogel  berechnet,  daß  die  von  einer  Person  im  Durchschnitt 
ausgeschiedenen  Absonderungen  Stickstoff  von  1.29  Pf.,  Phosphor- 
säure von  0.1  Pf.  und  Kali  von  0.2  Pf.  enthalten,  also  einen  Ge- 
samtwert von  1.4 1  F*f.  darstellten,  oder  auf  den  Zeitraum  eines 
ganzen  Jahres  berechnet,  daß  pro  Kopf  der  F*flanzennährstoffe 
im  Werte  von  5.15  M.  anzusetzen  seien.  Nach  anderen  Berech- 
nungen ergibt  sich  statt  der  letzteren  Zahl  sogar  ein  Betrag  von 
6—10  M. 

Man  bezeichnete  diese  so  gewonnenen  Zahlen  als  v theoreti- 
schen Werts  indem  man  durch  das  'theoretisch«  andeutete,  daß 
zur  Erhaltung  des  wirklichen  Wertes  je  nach  den  Umständen 
noch  etwas  abzusetzen  sei.  Aber  man  scheute  sich  nicht,  trotz- 
dem zu  behaupten,  durch  Nichtausnutzung  der  Fäkalien  gingen 
dem  Nationalvermögen  Werte  in  der  angegebenen  Höhe  verloren. 
Außer  den  von  Liebig  angeführten  Argumenten  ist  vor  allem  in 
den  letzten  beiden  Jahrzehnten  diese  Berechnung  als  Beweis  für 
die  Fäkalien  Verwertung  angeführt. 

Was  kann  denn  durch  den  »theoretischen  Wert«  zum  Aus- 
druck gebracht  werden?  Doch  nur,  daß  die  in  den  Fäkalien 
steckenden  Pflanzennährstoffe  auf  die  Felder  gebracht,  eine 
Düngung  mit  künstlichen  Düngemitteln,  die  einen  bestimmten 
Kostenaufwand  verursacht  hatten,  erspart.  Das  heißt  also,  wenn 
wir  die  Fäkalien  nicht  ausnutzen,  so  müssen  wir  zwar  die  Kosten 
für  künstlichen  Dünger  aufwenden,  aber  wir  ersparen  zu  gleicher 
Zeit  doch  auch  die  Kosten,  die  die  sonst  erforderliche  Ansammlung 
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und  Verteilung  eventuell  zuvor  noch  die  Verarbeitung  der  Fäkalien 
erfordert  hätte.  So  selbstverständlich  dies  scheint,  so  ist  es  doch 
oft  vergessen  worden,  die  Behauptung  von  dem  Verlust  des 
Nationalvermögens  an  diesen  Werten  wäre  sonst  nicht  zu  ver- 
stehen. Die  Frage  ist  also  die:  Können  wir  durch  die  Ausnutzung 
der  Fäkalien  uns  einen  im  Vergleich  zu  den  künstlichen  Dünge- 
mitteln billigeren  oder  zum  mindesten  gleich  billigen  Dünger 
verschaffen?    Und  zwar  wie  große  Mengen? 

Es  ist  klar,  daß  es  von  besonderer  Bedeutung  ist,  wenn  die 
aus  den  städtischen  Fäkalien  gewonnenen  Pflanzennährstoffe  die 
künstlichen  Dünger  ganz  oder  doch  zum  großen  Teil  ersetzen 
könnten,  die  Landwirtschaft  würde  unabhängiger  von  den  Preis- 
schwankungen der  Kunstdünger  und  besäße  zugleich  eine  sichere 
und  stetige  Düngerquellc. 

Unsere  Untersuchung  hat  sich  also  zur  Ermittlung  des  volks- 
wirtschaftlichen Wertes  der  städtischen  Fäkalien  im  wesentlichen 
auf  folgende  beide  Punkte  zu  richten: 

1.  Wie  groß  ist  die  möglicherweise  aus  den  städtischen 
Fäkalien  zu  gewinnende  Düngermenge  und  in  welchem  Verhält- 
nis steht  sie  zu  den  sonst  zur  Verfügung  stehenden  und  not- 
wendigen Düngermengen? 

2.  Inwieweit  machen  die  verschiedenen  Städtereinigungs- 
systeme eine  wirtschaftliche  Ausnutzung  möglich? 

Gehen  wir  zunächst  zur  ersten  Frage  über. 

c.  Die  möglicherweise  zu  gewinnende  Menge  an  Pflanzennährstoffen. 

Unter  Zugrundelegung  der  obigen  Zahlen  erzeugen  die 
60  Millionen  Einwohner  Deutschlands  jährlich  rund  29000000  t 
Auswurfsstoffe  mit  einem  Gehalt  von  247000  t  Stickstoff,  75600  t 
Phosphorsäure  und  64800  t  Kali. 

Schon  früher  ist  erwähnt,  daß  alle  die  Verhältnisse,  in  denen 
die  Zurückführung  der  Auswurfsstoffe  auf  die  Äcker  zugleich  das 
einfachste  und  natürlichste  Mittel  ihrer  Beseitigung  ist,  aus  unserer 
Betrachtung  auscheiden,  also  die  in  Dörfern  und  kleinen  1  Land- 
städten erzeugten  Fäkalien  unberücksichtigt  bleiben  können,  da 
für  sie  gar  kein  anderes  System  in  Frage  kommt  In  Gemeinden 
unter  5000  Einwohnern  leben  zirka  die  Hälfte  der  deutschen  Ge- 
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samtbevölkerung,  so  daß  wir  nur  die  Hälfte  der  obigen  Summe 
in  Rechnung  ziehen  dürfen. 

Weiter  hat  die  Erfahrung  gelehrt,  daß  niemals  alle  Ab- 
sonderungen zur  Ansammlung  kommen,  sondern  daß  je  nach 
der  Art  des  Systems  ein  mehr  oder  weniger  großer  Teil  ander- 
weit verzettelt  wird,  und  daß  schließlich  je  nach  der  Art  und 
Weise  der  Ansammlung  und  ihrer  Beseitigung  ein  Teil  des  Stick- 
stoffes durch  Verdunstung  verloren  geht.  Vogel 1  hat  geschätzt, 
daß  im  Durchschnitt  die  Hälfte  des  gesamten  Harns  und  '/o  des 
Kotes  nicht  in  die  Aborte  gelangt.  Er  fügt  hinzu,  daß  nach 
Berichten  von  Abfuhrunternehmern  diese  Ziffern  für  sehr  viele 
Städte  noch  zu  klein  seien.  In  großen  Städten  werden  diese 
Verlustziffern  im  allgemeinen  nicht  so  hoch  sein  als  in  den 
kleineren.  Die  großen  Verluste,  die  durch  schlechte  Abortein- 
richtungen und  Abfuhrsysteme  entstehen,  sind  hier  noch  nicht 
zu  berücksichtigen,  weil  hier  ja  eine  Änderung  erreicht  werden 
könnte.  Es  sind  an  dieser  Stelle  nur  die  Verluste  einzusetzen, 
die  bei  möglichst  vollkommenen  Einrichtungen  doch  nicht  zu 
vermeiden  sind.  Vogel1  gibt  auf  Grund  zahlreicher  Beobach- 
tungen und  Untersuchungen  sehr  genaue  Zahlen  an.  Nach  seinen 
Erfahrungen  sollte  damals  das  besteingerichtete  Grubensystem 
die  Stadt  Stuttgart  haben.  Während  die  auf  die  Person  ent- 
fallende Stickstoffmenge  in  den  jährlich  erzeugten  Absonderungen 
4.12  kg  beträgt,  gelangten  in  Stuttgart  pro  Kopf  im  Jahr  nur 
2.182  kg  Stickstoff  zur  Abfuhr,  das  bedeutet  einen  Stickstoff- 
verlust von  47  °/0.  In  kleineren  Städten  steigt  die  Verlustziffer 
nach  Vogel  bis  auf  7o°/0.  Etwas  günstiger  liegen  die  Verhält- 
nisse bei  gut  eingerichteten  Kübel-  und  Tonnensystemen.  Der- 
selbe Verfasser  schätzt,  daß  die  bei  diesem  Systeme  jährlich  pro 
Kopf  zur  Abfuhr  gelangende  Fäkalmenge  im  Höchstfalle  180  kg 
betragen  gegenüber  486.5  kg  wirklich  erzeugten.  Untersuchungen 
Vogels  in  Neumünster  und  Potsdam  haben  ergeben,  daß  in 
diesen  180  kg  enthalten  waren 


im  Durchschnitt 
kg 

im  Höchstfalle 
kg 

gegenüber  den  wirk), 
crz.  Mengen  kg 

an 

Stickstoff 

'•35 

2.40 

4.12 

an 

Phosphorsäure 

0.47 

O.60 

1.26 

an 

Kali 

0.50 

0.75 

l.üS 

»  Vogel,    Verwertung  usw.  S.  26,  27  und  55  ff. 
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Es  sind  also  in  jedem  Falk*  Verluste  von  40 — 50%  und 
mehr  in  Rechnung  zu  ziehen. 

Die  möglicherweise  in  der  genannten  Begrenzung  aus  den 
städtischen  Fäkalien  nutzbaren  Mengen  an  Pflanzennährstoffen 
würden  mithin  betragen:  rund  62000  t  Stickstoff,  19000  t  Phos- 
phorsäure und  16000  t  Kali. 

In  den  Berechnungen  des  theoretischen  Wertes«  sind  die  in 
den  Absonderungen  enthaltenen  Pflanzen nährstoffe  verglichen 
mit  anderen  Ersatzstoffen.  Vogel  hat  schon  in  Rechnung  ge- 
zogen, daß  die  Dungwirkung  der  in  den  Fäkalien  enthaltenen 
Nährstoffe  nicht  der  Wirkung  der  Spezialdünger  gleichgesetzt 
werden  kann,  daher  gelangt  er  auch  schon  zu  einer  niedrigeren 
Zahl  als  andere.  So  hat  z.  B.  der  Stickstoff  im  Fäkaldünger 
nach  verschiedenen  Versuchen  nur  75%  der  Wirkung  des  Sal- 
peterstickstoffes. Es  ist  außerdem  zu  berücksichtigen,  daß  die 
Zusammensetzung  der  Spezialdünger  genau  bekannt  ist,  während 
die  der  Rohfäkalien  in  ziemlich  weiten  Grenzen  schwankt.  Ein 
intensiv  arbeitender  Landwirt  wird  also  viel  rationeller  den 
Bedarf  seines  Landes  an  Nährstoffen  befriedigen  können  mit 
Spezialdüngern,  deren  Anwendung  er  den  Umständen  und  auch 
der  Zeit  nach  so  regeln  kann,  daß  er  die  höchste  Ausnutzung 
erzielt,  während  er  bei  der  Düngung  mit  Rohfäkalien  immer 
mit  viel  größeren  Verlusten  an  Pflanzennährstoffen  rechnen  muß. 

Um  zu  veranschaulichen,  welchen  Wert  die  Erhaltung  der 
städtischen  Fäkalien  für  die  Landwirtschaft  darstellt,  soll  ein 
anderer  Weg  als  der  der  Berechnung  »ihres  theoretischen  Wertes 
eingeschlagen  werden.  Es  soll  versucht  werden,  die  in  den 
städtischen  Fäkalien  enthaltenen  Dungstoffe  quantitativ  und 
qualitativ  mit  den  gesamten  jährlich  verwandten  natürlichen  und 
künstlichen  Düngern  zu  vergleichen  und  dadurch  festzustellen, 
ob  die  Erhaltung  der  Fäkalien  für  die  Landwirtschaft  notwendig- 
oder  mindestens  dringend  zu  wünschen  ist. 

Die  Menge  an  Pflanzen nährstoffen,  welche  jährlich  unseren 
Feldern  entzogen  werden,  ist  außerordentlich  schwer  zu  schätzen. 
Ein  ganz  rohes  Bild  können  wir  auf  dem  Wege  gewinnen,  wenn 
wir  die  Passonschen  Zahlen1,  welche  die  von  den  einzelnen 
Pflanzen  einem  Morgen  Landes  durchschnittlich  entzogenen  Nähr- 

*  Passun.    Agrikulturchemie,  Leipzig  1901.  S.  101. 
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stoff mengen  angeben,  mit  der  Anbauflache  multiplizieren.  Unter 
Ausschaltung  der  Forsten  erhalten  wir  ungefähr  folgende  Zahlen. 
Es  werden  durch  eine  Ernte  den  Feldern  des  Deutschen  Reiches 
zirka  1 800000  t  Stickstoff,  eine  ungefähr  gleiche  Menge  Kali 
und  zirka  700000  t  Phosphorsäure  entzogen.  Ein  kleiner  Teil 
der  Feldfrüchte  wird  davon  zu  industriellen  Zwecken  verarbeitet, 
der  weit  größte  Teil  aber  wird  als  Nahrungsmittel  für  Menschen 
und  Tiere  verwendet.  In  den  Auswurfsstoffen  derselben  erhalten 
wir  alles  zurück,  was  nicht  zum  Aufbau  des  tierischen  und 
menschlichen  Körpers  gebunden  ist.  Dauernde  Verlustquellen 
entstehen  also  in  den  menschlichen  Leichen,  den  Bestandteilen 
der  tierischen  Körper,  die  zu  industriellen  Zwecken  (Leder)  ver- 
wendet, oder  unverarbeitet  begraben  werden,  während  erhebliche 
Mengen  im  Fleisch,  soweit  es  Nahrungsmittel  ist,  und  in 
Knochen  und  Fleischmehl,  das  als  Dünger  Verwendung  findet, 
dem  Kreislauf  zurückgeführt  werden. 

Könnten  wir  ohne  Verluste  die  Auswurfsstoffe  der  Tiere 
sammeln,  so  würden  wir  in  den  Absonderungen  der  Pferde,  des 
Rindviehs,  der  Schweine  und  Schafe  allein  unseren  Feldern  zirka 
1  200  000  t  Stickstoff,  t  200  000  t  Kali  und  400  000  t  Phosphor- 
säure zurückgeben  können.  Dazu  kommt  noch  der  ganze  Nähr- 
stoffgehalt des  Strohes  im  Stallmist.  Wenn  auch  erhebliche 
Verluste  nicht  zu  vermeiden  sind,  so  würden  sie  doch  bei 
genügender  Stallmistbehandlung  nicht  so  groß  sein,  als  die, 
welche  bei  der  Ansammlung  der  menschlichen  Fäkalien  un- 
vermeidlich sind.  Die  durch  Ausnutzung  der  städtischen  Fäkalien 
höchstens  zu  gewinnenden  Nährstoffmengen  betragen  nach 
unserer  Berechnung  zirka  62  000  t  Stickstoff,  1 2  000  t  Phosphor- 
säure und  16000  t  Kali,  die  durch  Nichtausnutzung  derselben 
dem  Kreislauf  entzogenen  124000  t  Stickstoff,  38000  t  Phosphor- 
säure und  32000  t  Kali. 

Die  große  Bedeutung,  die  der  Stallmistdüngung  heute  noch 
zukommt,  liegt  aber  nicht  nur  darin,  daß  dadurch  den  Feldern 
ein  sehr  großer  Teil  der  entzogenen  Nährstoffe  zurückgegeben 
werden  kann,  sondern  vor  allem  in  der  Wirkung,  die  die  Stall- 
mistdüngung auf  die  mechanische  Beschaffenheit  des  Bodens  hat. 
Der  Boden  wird  lockerer,  durchlässiger  für  Luft  und  Wasser 
und  erhält  so  die  Vorbedingungen,  die  für  ein  gutes  Gedeihen 
der  Pflanzen  erforderlich  sind. 
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Aber  die  reine  Stallmistdüngung  vermag  keinen  völligen 
Ersatz  des  dem  Boden  Entnommenen  zu  liefern,  eine  Erschöp- 
fung des  Bodens  würde  mehr  oder  weniger  schnell  die  Folge 
sein.  Von  den  in  den  tierischen  Auswurfsstoffen  enthaltenen 
Nährstoffen  sind  vor  allem  die  Stickstoffverbindungen  schwer 
ohne  größere  Verluste  anzusammeln  und  aufzubewahren.  So 
setzt  sich  ein  Teil  des  Harnstickstoffes  verhältnismäßig  schnell 
in  Ammoniak  um  und  verdunstet  in  dieser  Form.  Außerdem 
existieren  im  Stallmist  Bakterien,  die  den  in  Salpeterverbindungen 
gebundenen  Stickstoff  in  freien  venvandeln,  die  sogenannten  Sal- 
peterfresser. Teilweise  lassen  sich  die  Verluste  durch  geeignete 
Methoden  der  Ansammlung  vermeiden.  Vogel  schätzt,  daß  durch 
nachlässige  und  unsachmäßige  Behandlung  50  bis  70  %  des 
Stallmiststickstoffes  verloren  gehen.  Welche  Mengen  in  dieser 
Beziehung  erhalten  werden  können,  zeigt  uns  ein  Blick  auf  die 
oben  angeführten  Stickstoffmengen  im  tierischen  Dünger.  Aber 
diese  Überlegung  läßt  uns  auch  erkennen,  daß  die  reine  Stallmist- 
düngung in  jedem  Falle  ein  solches  Defizit  ergibt,  daß  die  im  Ver- 
hältnis zu  den  tierischen  Düngern  doch  nur  geringen  Mengen,  die 
von  den  städtischen  Fäkalien  als  Ersatz  in  Betracht  kämen,  nicht 
imstande  wären,  dasselbe  zu  decken,  daß  wir  doch,  und  zwar  in 
hohem  Maße  von  anderen  Düngerquellen  abhängig  wären.  Doch 
wird  dies  im  einzelnen  noch  mehr  in  den  folgenden  Feststel- 
lungen hervortreten. 


d.  Die  Kali  ersatzfrage. 

Wenden  wir  uns  zunächst  zu  den  künstlichen  Kalidüngern. 
Die  Tierfäkalien  enthalten  große  Mengen  an  Kali  (1  200000  t) 
ohne  daß  wie  beim  Stickstoff  so  erhebliche  Quantitäten  verloren 
gingen.  Es  ist  weiter  zu  bemerken,  daß  viele  Böden  so  reich 
an  Kali  sind,  daß  sie  noch  für  viele  Ernten  ausreichen,  ein  so- 
fortiger Ersatz  also  nicht  erforderlich  ist.  Andererseits  geht 
aber  auch  vielfach  der  Bedarf  der  Landwirtschaft  an  Kali  bei 
vielen  Ackern  über  den  bloßen  Ersatz  des  Entnommenen  hinaus. 
Kalibedürftig  sind  in  erster  Reihe  Rüben,  Kartoffeln,  Tabak, 
Mais,  Weinreben  usw.  Neben  sehr  kalireichen  Böden  gibt  es 
auch  außerordentlich  kaliarme,  z.  B.  die  Hochmoorböden,  die  in 
der  Ackerkrume  auf  Pflugfurchentiefe  oft  kaum  so  viel  Kali  ent- 
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halten,  wie  für  eine  gute  Kartoffelernte  ausreicht.  Auf  solchen 
Böden  würde  kein  Stallmist  oder  Fäkaldüngung  imstande  sein, 
die  für  dauernde  gute  Enten  nötigen  Kalimengen  zu  liefern. 
Durch  den  erweiterten  Rübenbau  ist  gleichfalls  das  Bedürfnis 
nach  anderer  Kalidüngung  sehr  gesteigert  worden. 

In  dieser  Hinsicht  haben  die  Staßfurter  Kalisalze  die  aller- 
höchste Bedeutung  erlangt.  Man  fand  sie  in  den  60er  Jahren 
und  hatte  für  sie  anfänglich  nur  industrielle  Verwendung  und 
auch  solche  nur  in  geringem  Maße,  bis  ihre  Bedeutung  als 
Düngesalze  entdeckt  wurde.  Seither  haben  wir  außer  den  Staß- 
furter Bergwerken  in  Deutschland  noch  eine  ganze  Anzahl 
anderer  Kalibergwerke  erhalten  und  Produktion  und  Konsum- 
tion sind  von  Jahr  zu  Jahr  außerordentlich  gestiegen.  Unter  den 
verschiedenen  Rohsalzen  nimmt  das  Kainit  die  erste  Stelle  ein, 
weil  es  unmittelbar  als  Rohsalz  zum  Düngen  verwendet  werden 
kann,  während  andere  Salze  wie  Karnallit  z.  B.,  durch  ihren 
Chlorkaliumgehalt  vielen  Pflanzen  schädlich  werden  können. 
Einige  Zahlen  mögen  die  Entwicklung  der  Kaliproduktion  sowie 
die  seiner  Verwendung  in  der  Landwirtschaft  veranschaulichen : 

Die  durchschnittliche  Jahresproduktion  der  gesamten  deutschen 


Kaliwerke  betrug  in 

Tonnen 1 : 

Jahr 

Karnallit 

Kainit 

1 860/69 

93  97« 

4  188 

1870/79 

510915 

24  147 

1880/89 

785386 

223  129 

1 890/94 

808  027 

541  9»  * 

1895 

782944 

649  152 

1896 

856223 

829  686 

1897 

851  272 

975  814 

Der  landwirtschaftliche  Verbrauch  an 

Kalirohsalzen,  sowie 

von  40  %  Kalidüngersalz  in  Tonnen: 

Jabr 

Karnallit  u.  Kainit 

40%  Kali- 

Bergkieserit 

düngcrsalz 

1882 

IO249  30413 

1883  17341  48138 


«  Siemsscn,  Der  Verbrauch  an  Kali  in  der  deutschen  Landwirtschaft.  Berlin  1903. 
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Jahr  Karnallit  u.  Kainit  40  °/o  Kali- 

Bergkieserit  düngersalz 

1886  22729  65835 

1890  34574  178031 

1895  50528  436922 

1900  55  489  724624  53  929 

1901  77862  859  115  57842 

1902  116534  825230  58030 


Die  Kalirohsalze  enthalten  durchschnittlich  12  %  Kali,  so 
daß  durch  die  angeführten  Mengen  Salze  im  Jahre  1902  den 
Ackern  insgesamt  rund  135000  t  reines  Kali  zugeführt  wurden. 
Der  Verbrauch  an  Kalisalzen  beträgt  also  schon  jetzt  das  Vier- 
fache von  dem,  was  uns  die  städtischen  Fäkalien  an  Kali  zu 
geben  vermöchten.  Es  ist  außerdem  zu  erwarten,  daß  die 
Düngung  mit  Kalisalzen  noch  erheblich  sich  steigern  wird. 

Und  wie  lange  werden  die  Kalilager  reichen  ?  Eine  Frage, 
auf  die  jetzt  eine  bestimmte  Antwort  nicht  erteilt  werden  kann. 
Das  letzte  Jahrzehnt  hat  uns  in  Deutschland  so  große  und  reiche 
Lager  erschlossen,  daß  noch  eben  so  reiche  Lager  gefunden 
werden,  ist  höchst  wahrscheinlich  so  daß  wir  uns  zumal  in  Deutsch- 
land in  der  glücklichsten  Situation  befinden.  Man  hat  gesagt, 
daß  wir  ebenso  wie  mit  Kohlen  so  auch  mit  Kali  für  absehbare 
Zeiten  versorgt  sind. 

Zugleich  hat  die  Landwirtschaft  im  Kali  nicht  nur  ein  vor- 
zügliches, sondern  auch  billiges  und  leicht  transportables  Dünge- 
mittel, so  daß  wir  keinen  Grund  haben,  mit  ängstlichen  Blicken 
auf  den  Kaligehalt  der  städtischen  Fäkalien  zu  sehen. 

e.  Die  Phosphorfrage. 

Schon  Liebig  legte  großes  Gewicht  auf  die  Phosphorsäure 
als  Pflanzennährstoff.  Sie  ist  in  ziemlich  großen  Mengen  zum 
Wachstum  der  Pflanzen  erforderlich  und  ist,  wenn  auch  überall, 
doch  nur  sparsam  in  der  Ackerkrume  vorhanden.  Für  sie  mußte 
der  Raubbau  daher  zunächst  fühlbar  werden.  Die  so  allgemeine 
Rentabilität  der  Superphosphatdünger  und  ähnlich  zusammen- 
gesetzter Düngemittel  beweist,  daß  in  bezug  auf  Phosphorsäure 
wir  in  dem  kultviertesten  Teil  von  Europa  auf  dem  Punkt  ange- 
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kommen  sind,  wo  der  strenge  Wiederersatz  —  noch  öfters  Be- 
reicherung —  dringend  geboten  erscheint1.«  Aber  auch  für 
diese  Stoffe  sind  viel  reichhaltigere  Quellen  für  den  Ackerbau 
erschlossen  worden,  als  man  anfangs  vermuten  konnte,  so  daß  trotz 
des  drohenden  Versagens  der  Quellen  von  Peruguano  der  Handels- 
preis der  Phosphorsäure  gefallen  ist.  Guano  und  Knochenmehl, 
die  ursprünglich  die  einzigen  Quellen  für  Phosphorsäuredünger 
waren,  sind  immer  mehr  zurückgetreten  und  spielen  heute  nur 
noch  eine  geringe  Rolle  neben  dem  Superphosphat  und  dem 
Thomasphophat. 

Das  Superphosphat  wird  aus  mineralischen  Phosphaten  her- 
gestellt, deren  Fundorte  sich  über  die  ganze  Erde  erstrecken;  die 
hauptsächlichsten  Lager  finden  sich  in  Südkarolina,  Florida  und 
Algier. 

Das  Thomasmehl  ist  ein  Nebenprodukt  hüttenmännischer 
Eisengewinnung.  Seit  1881  wurde  man  auf  den  Düngerwert 
dieses  bisher  völlig  wertlosen  Abfallstoffes  aufmerksam  und  seit 
1885  hat  das  Thomasmehl  eine  immer  steigende  Bedeutung  als 
Phosphordünger  erhalten.  Der  Verbrauch  an  Thomasmehl  betrug 
in  Deutschland  1883  5000  t,  1893  480000  t  und  1899  895000  t. 
Passon2,  dem  diese  Zahlen  entnommen  sind,  gibt  noch  folgende 
Zusammenstellung  über  den  Verbrauch  an  den  verschiedenen 
phosphorsäurehaltigen  Düngern  in  Deutschland  in  Tonnen: 


1893                 1896  1899 

Thomasmehl       480000            617000  895500 

Superphosphat    600000            688000  808000 

Sonstige             100000             130000  160000 

Das  entspricht  einem  Verbrauch  an  Phosphorsäure  auf  deutschen 
Ackern,  gleichfalls  in  Tonnen  gerechnet: 

1893            1896  1899 

im  Thomasmehl            81600         104900  143400 

im  Superphospat           90000         102000  121 300 

in  den  sonst.  Düngern     1 5  000          1 9  500  3 1  000 


1  Mayer,    Agrikulturchemie  B.  II  S.  175. 

'  Passon,  Das  Thomasmehl,  seine  Chemie  und  Geschichte.  Xeudamm  1901,  S.  71. 
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Seither  hat  sich  eine  weitere  Steigerung  in  der  Produktion 
und  Konsumtion  verfolgen  lassen.  Im  Jahre  1906  wurden  von 
der  heimischen  Landwirtschaft  ca.  420000  t  Phosphorsäure 
verbraucht. 

Wie  steht  es  also  mit  der  Deckung  unseres  Phosphorsäure- 
bedarfes? Hasenclever1  hat  den  jährlichen  Phosphorsäurebedarf 
für  die  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  Deutschlands  auf  640275  t 
geschätzt;  nach  unseren  obigen  Berechnungen  können  wir  für 
die  jetzige  Bebauung  unserer  Felder  sogar  700000  Tonnen  an- 
nehmen. Rechnen  wir,  daß  durch  den  Stallmist  nach  Abzug 
der  Verluste  ca.  300000  t  zurückgegeben  werden  können,  ferner 
daß  wir  in  künstlichem  Dünger  heute  ca.  420000  t  zur  Ver- 
fügung haben,  daß  eine  Steigerung  der  Produktion  an  phosphor- 
säurehaltigen Spezialdüngern  noch  möglich  ist,  so  ergibt  sich, 
daß  wir  nicht  nur  den  notwendigen  Bedarf  vollauf  decken  können, 
ja  daß  sogar  eine  wünschenswerte  Bereicherung  des  Phosphor- 
säuregohaltes der  Ackerkrume  möglich  erscheint  und  daß  die 
aus  den  städtischen  Fäkalien  zu  gewinnenden  19000  t  in  keiner 
Weise  eine  Rolle  spielen  können  und  spielen  werden. 

f.  Die  Stickstoffrage. 

Die  weitaus  größere  Bedeutung  haben  die  Fäkalien  wegen 
ihres  Reichtums  an  gebundenem  Stickstoff.  Der  hohe  Marktpreis 
für  Stickstoffspezialdünger  sowie  die  verhältnismäßig  große  Stick- 
stoff menge  in  den  Auswurfsstoffen  bewirken  es,  daß  der  Landwirt 
den  Wert  bestimmter  Fäkalien  nur  nach  ihrem  Stickstoffgehalt 
bestimmt.  Bei  der  oben  angeführten  Berechnung  des  sogenannten 
theoretischen  Wertes  wurden  auch  über  90  %  des  Wertes  durch 
den  Stickst of fanteil  gebildet.  In  der  Zusammensetzung  der  Pflanze 
spielt  der  Stickstoff  eine  große  Rolle,  da  sämtliche  eiweißhaltigen 
Verbindungen,  die  Proteinsubstanzen,  Stickstoffverbindungen  sind. 
Schon  früh  hatte  man  festgestellt,  daß  die  Pflanzen  nicht  imstande 
sind,  den  freien  Stickstoff  der  Luft  aufzunehmen,  und  die  Ver- 
suche der  Engländer  Gilbert  und  Lawes  hatten  gezeigt,  daß  im 
Gegensatz  zu  Liebigs  Anschauung  das  Wachstum  der  Pflanzen  in 
außerordentlichem  Maße  durch  Stickstoffverdünnungen  gefördert 

1  Jahrb.  d.  Deutschen  Landwirtsch.-Ges.  1892,  S.  57. 
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würde.  Weiter  wurde  durch  die  Forschung  festgestellt,  daß  die 
Pflanzen  den  im  Boden  vorhandenen  gebundenen  Stickstoff  auf- 
zunehmen vermögen,  soweit  er  sich  dort  in  Form  von  Ammoniak, 
Salpetersäure  und  Salpetersäureverbindungen  befindet.  Ver- 
witternde Felsböden,  aus  dem  sich  ja  unsere  Ackerkrume  ge- 
bildet hat,  enthalten  an  und  für  sich  keinerlei  Stickstoff  Ver- 
bindungen, auch  sonst  wurde  in  der  Natur  reiner  Stickstoff  nur 
gebunden  bei  starken  elektrischen  Entladungen,  wie  sie  beim 
Gewitter  stattfinden.  Doch  ist  die  letztere  Quelle  zu  gering,  als 
daß  durch  sie  dem  Boden  eine  größere  Menge  zugeführt  werden 
konnte.  Durch  die  Ernten  werden  dem  Ackerboden  ständig 
erroße  Mengen  an  gebundenem  Stickstoff  entzogen,  die  ihm  not- 
wendig in  vollem  Umfange  wiedergegeben  werden  müssen,  wenn 
er  seine  Ertragsfähigkeit  nicht  in  kurzer  Zeit  einbüßen  soll. 

Woher  können  wir  die  hierzu  nötigen  Stickstoffmengen 
nehmen  und  in  welchem  Umfange  stehen  sie  uns  zur  Verfügung? 
Xach  der  oben  angestellten  Schätzung  werden  den  Äckern  Deutsch- 
lands jährlich  ca.  i  800000  t  Stickstoffs  entzogen.  In  den  tieri- 
schen Fäkalien  sind  1200000  t  und  in  den  menschlichen  ca. 
247000  t  enthalten,  doch  sind  außer  den  Verlusten  an  Fäkalien 
große  Verluste  an  Stickstoff  abzurechnen,  die  durch  die  Umsetzung 
der  Stickverbindungen  in  den  leicht  flüchtigen  Ammoniak  unver- 
meidlich sind  und  die  durch  die  zerstörende  Tätigkeit  von  Bakterien 
hervorgerufen  ist.  Diese  Verluste  können  durch  eine  geeignete 
Behandlung  des  Mistes  stark  eingeschränkt  werden  und  es  leuchtet 
ein,  wie  wichtig  das  ist,  wenn  wir  hören,  daß  eine  nachlässige 
Behandlung  des  Mistes  seinen  Stickstoffgehalt  um  50 — 70  °/0  1 
vermindern  kann.  Aber  es  würde  für  unsere  Acker  doch  nicht 
die  Gefahr  des  Stickstoffmangels  abzuwehren  sein,  wenn  uns 
nicht  anderweite  Ersatzquellen  zur  Verfügung  ständen. 

Außer  den  Auswurfsstoffen  der  Tiere  verwenden  wir  auch 
die  übrigen  Abfälle  von  ihnen,  wie  Knochen,  Fleisch  in  gemah- 
lener Form,  die  natürlich  die  gleichen  Pflanzennährstoffe  enthalten 
und  guten  Dünger  bilden. 

Neben  den  jährlich  neu  erzeugten  Auswurfsstoffen  verwenden 
wir  solche,  die  die  Vorzeit  in  großen  Lagern  aufgespeichert  hat, 
den  Guano,  der  ein  ausgezeichnetes  Dungmittel  bildet,  weil  er 


*  Holdefleiß,    Mitt.  d.  D.  L.-G.  1896,  S.  131. 
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außer  Stickstoff  auch  viel  Phosphorsäure  enthält.  Doch  reichen 
diese  Ersatzstoffe  bei  weitem  nicht  aus,  um  den  Bedarf  zu  decken. 

In  den  8oer  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  hat  Hellriegel 
eine  außerordentlich  folgenreiche  Entdeckung  gemacht.  Es  war 
schon  beobachtet  worden,  daß  durch  den  Abbau  gewisser  Pflanzen 
wie  Klee,  Erbsen,  Bohnen  der  Acker  erheblich  an  Stickstoff  be- 
reichert wurde,  wenn  man  die  ganze  Ernte  unterpflügte.  Hell- 
riegel fand  nach  eingehenden  Versuchen  eine  Erklärung  für  diese 
merkwürdige  Erscheinung.  Diese  Pflanzen  hatten  nämlich  in 
ihren  Wurzeln  kleine  Knöllchen,  die  Ansammlungen  einer  Bak- 
terienart waren,  welche  den  freien  Stickstoff  in  gebundene  Form 
überzuführen  vermochten  und  ihn  so  in  eine  für  die  Pflanzen 
aufnehmbare  Form  brachten.  So  wurde  diesen  Pflanzen  durch 
diese  Vermittlung  der  atmosphärische  Stickstoff  zugänglich 
gemacht.  Es  wurde  nun  möglich,  Reinkulturen  dieser  Bakterien 
zu  züchten  und  durch  Impfung  Böden,  in  denen  sich  diese  Bak- 
terien nicht  fanden,  zuzuführen,  es  war  eine  Quelle  erschlossen, 
die  in  reichem  Maße  gebundenen  Stickstoff  lieferte.  Diese  soge- 
nannte Gründüngung  ist  für  die  Landwirtschaft  von  großer  Bedeu- 
tung geworden.  Ein  Hektar  mit  Leguminosen  angebauter  Boden- 
fläche wird,  wenn  die  ganze  Ernte  untergepflügt  wird,  um  zirka 
150  bis  240  kg.  Stickstoff  bereichert,  welche  Stickstoffmenge  für 
2  bis  3  Getreideernten  ausreichend  ist. 

Neben  diesen  organischen  Stickstoffquellen  bekommen  von 
Jahr  zu  Jahr  wachsende  Bedeutung  die  anorganischen  Stickstoff- 
verbindungen. Schon  Liebig  kennt  die  Düngung  mit  Ammoniak, 
aber  die  Produktion  an  Ammoniak  war  zu  jener  Zeit  noch  so 
gering  und  der  Preis  desselben  so  teuer,  daß  seine  Verwendung" 
zur  Düngung  in  größerem  Maßstab  nicht  möglich  war.  Das  hat 
sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  sehr  geändert.  Die  Ammoniak- 
produktion ist  in  steter  Steigerung  begriffen  und  einer  weiteren 
Ausdehnung  in  hohem  Grade  fähig.  Da  Ammoniak  ein  Neben- 
produkt der  Kokereien  und  Gasanstalten  ist,  so  wird  diese  Quelle 
nicht  versiegen,  so  lange  unsere  Kohlenschätze  reichen. 

Erst  die  Entdeckung  der  Chilesalpeterlager  eröffnete  der 
Düngung  mit  anorganischem  Stickstoff  ganz  neue  Gesichtspunkte. 
Dieser  Chilesalpeter  erhält  dadurch  einen  so  außerordentlichen 
Düngerwert,  weil  er  fast  unmittelbar  von  den  Pflanzen  auf- 
genommen werden  kann. 
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Welche  Bedeutung  der  Chilesalpeter  bekommen  hat,  mögen 
einige  Zahlen  veranschaulichen.  Der  Welthandelsverbrauch  an 
Chilesalpeter  betrug 1 : 


im  Jahre 

Tonnen 

l86o 

68  500 

1870 

182OOO 

1880 

225OOO 

1890 

I  O25OOO 

19OO 

I  4OOOOO 

I905 

I  451  OOO 

Der  Verbrauch  in  Europa  allein  1 904  1 1 2  0000  t.  Von 
diesem  wurde  verbraucht 

Tonnen 

von  der  Landwirtschaft  920000 
von  der  Industrie  200000 

Den  größten  Anteil  am  Verbrauch  hatte  Deutschland.  Sein 
jährlicher  Verbrauch  an  Salpeter  wurde  1900  auf  ca.  500 — 600000  t 
geschätzt,  der  an  Ammoniak  auf  ca.  200000  t;  davon  entfallen 
allein  «/5  auf  die  Verwendung  in  der  Landwirtschaft.  Das  be- 
deutete einen  Gewinn  für  Felder  an  reinem  Stickstoff  von  ca. 
90 — 100  000  t  jährlich. 

Der  ganze  Bedarf  der  Landwirtschaft  wie  auch  der  Industrie 
—  vor  allem  der  Pulver-  und  Sprengstoffindustrie  —  an  Salpeter 
muß  zurzeit  aus  den  chilenischen  Salpeterlagern  gedeckt  werden. 
Andere  abbaufähige  Lager  hat  man  bisher  nicht  entdeckt.  Nach 
den  amtlichen  Schätzungen  der  chilenischen  Regierung  werden 
die  I^ager  bei  gleichem  jährlichem  Abbau  —  und  ist  sogar  eine 
erhebliche  Steigerung  des  Abbaus  zu  erwarten  —  in  ca.  40  Jahren, 
nach  anderen  Schätzungen  noch  früher  erschöpft  sein. 

Während  einerseits  diese  unvermeidliche  Tatsache  dazu  trieb, 
energischer  auf  die  Ausnutzung  des  in  den  städtischen  Fäkalien 
enthaltenen  Stickstoffes  zu  drängen,  hat  sie  andererseits  veranlaßt, 
daß  Wissenschaft  und  Praxis  seit  einer  Reihe  von  Jahren  an  der 
Lösung  des  Problems  arbeiten,  den  in  unbeschränkten  Mengen 

'  Elektrotechnische  Zeitschrift  1907,  S.  45  ff. 
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zur  Verfügung  stehenden  atmosphärischen  Stickstoff  in  großen 
Quantitäten  und  in  wirtschaftlich  rentablen  Verfahren  in  gebundenen 
Stickstoff  umzusetzen. 

Die  ersten  Versuche  gingen  von  der  bekannten  Erscheinung 
aus,  daß  bei  elektrischen  Entladungen  sich  geringe  Mengen  Sal- 
petersäure (Stickstoffdioxyd)  in  der  Luft  bilden.  Alle  Versuche 
auf  diesem  Wege,  in  größerem  Maßstabe  freien  Stickstoff  zu 
binden,  lieferten  zunächst  noch  keine  völlig  befriedigende  Lösung, 
weil  zur  Herstellung  verhältnismäßig  geringer  Mengen  Salpeter- 
säure außerordentlich  große  Mengen  elektrischer  Energie  erforder- 
lich sind.  So  hat  die  im  Jahre  1902  am  Niagarafalle  gegründete 
Gesellschaft,  die  ein  Verfahren  von  Bradlev  und  Lovejov  ver- 
wendete, den  Betrieb  wegen  Unrentabilität  wieder  eingestellt, 
desgleichen  ist  ein  Versuch  in  Freiburg  in  der  Schweiz  unter 
Benutzung  eines  Verfahrens  von  Kowalski  und  Mosciki  aus  dem- 
selben Grunde  wieder  aufgegeben. 

Bessere  Erfolge  haben  die  Betriebe  in  Norwegen,  die  nach 
einem  Verfahren  von  Birkeland  und  Eyde  Kalksalpeter,  der  dem  Chile- 
salpeter gleichwertig  ist,  herstellen,  erzielt,  aber  nur,  weil  dort 
ganz  außergewöhnlich  billige  Wasserkräfte  zur  Verfügung  stehen. 
Doch  es  scheint,  als  ob  auf  diesem  Wege  noch  erhebliche  Fort- 
schritte zu  erwarten  sind.  Neuerdings  plant  die  Badische  Anilin- 
und  Sodafabrik  die  Anlage  eines  großen  Werkes  in  Norwegen 
zur  Herstellung  von  Kalksalpeter  nach  einem  Verfahren,  das 
weniger  elektrische  Energie  erfordert  als  das  oben  erwähnte. 
Auch  in  Deutschland  will  dieselbe  Eirma  unter  Ausnutzung  der 
Wasserkräfte  der  Alz  eine  solche  Fabrik  errichten. 

Ein  anderer  Weg  ist  in  einem  von  Frank  und  Karo  ausge- 
stalteten Verfahren  eingeschlagen  worden,  das  als  sehr  erfolgreich 
bezeichnet  wird  und  große  Bedeutung  gewinnt.  Die  sämtlichen 
Patente  dieses  Verfahrens  sind  erworben  von  der  Societa  Generale 
per  la  Cianamide  in  Rom,  die  wiederum  die  Ausnutzung  der 
Patente  für  Italien  und  Österreich- Ungarn  an  die  Societa  Italiana 
per  la  Fabricazione  dei  Prodotti  Azotati  abgetreten  hat.  Letztere 
Gesellschaft  hat  in  Piano  d'Orta  eine  Fabrik  in  Betrieb  gesetzt 
mit  einer  Jahresproduktion  von  4000  t  Kalkstickstoffs,  die  aber 
erhöht  werden  soll  auf  14000  t.  Außerdem  hat  die  Gesellschaft 
Betriebsvergrößerungen  vorgenommen  unter  Ausnutzung  der 
großen  Wasserfälle  der  Pescara  und  plant  auch  eine  große 
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Fabrik  in  Fiume  anzulegen.  Ebenso  sind  die  Anlagen  einer 
großen  Anzahl  von  Fabriken  in  Spanien,  Frankreich,  Schweiz 
und  Norwegen  vorbereitet.  Dies  Verfahren  gewinnt  aus  Carbid- 
produkten  den  sogenannten  Kalkstickstoff,  wodurch  die  Rentabilität 
in  hohem  Maße  abhängig  wird  von  den  Preisen  des  Carbides. 
—  Von  geringerer  Bedeutung  ist  ein  Verfahren  von  Dr.  Eduard 
Polscenius,  durch  das  ein  sogenannter  Stickstoffkalk  hergestellt 
wird.  Die  Ausnutzung  des  Verfahrens  betreibt  die  Gesellschaft 
für  Stickstoffdünger  in  Westeregeln. 

Daß  diese  Produkte  fähig  sind,  einen  geeigneten  Stickstoff- 
dünger zu  liefern,  darf  als  sicher  angenommen  werden.  Zahlreiche 
Versuche1  haben  ergeben,  daß  der  Stickstoffkalk  Westeregeins 
und  der  Kalkstickstoff  in  hohem  Maße  den  Düngerwert  des 
Salpeterserreichen.  Die  auf  einigen  Böden  eintretenden  schädigenden 
Nebenwirkungen  sind  dadurch  beseitigt,  daß  der  Dünger  schon 
eine  Zeitlang  vor  der  Bepflanzung  ausgestreut  wurde.  Der 
Kalksalpeter  ist  sogar  dem  Chilesalpeter  völlig  gleichwertig. 

Es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  ein  erschöpfendes  Bild  über 
den  jetzigen  Stand  dieser  Industrie  zu  geben,  sonst  müßten  noch 
eine  große  Reihe  anderer  Verfahren  genannt  werden,  es  gilt  nur 
zu  zeigen,  wie  überall  kräftig  an  der  Lösung  dieser  Frage  ge- 
arbeitet wird.  Wir  befinden  uns  mitten  in  der  Entwicklung  und 
jeder  Tag  kann  Neues  bringen.  Soviel  können  wir  jetzt  aber  schon  mit 
Sicherheit  ersehen,  daß  theoretisch  die  Frage  als  gelöst  betrachtet 
werden  kann  und  daß  die  fortschreitende  Entwicklung  uns  ge- 
bundenen Stickstoff  zu  gleichen  oder  gar  noch  geringeren  Preisen, 
als  wir  heute  zahlen  müssen,  wird  liefern  können.  Jedenfalls  ist 
jeder  Grund  hinfällig  mit  bangendem  Auge  der  Erschöpfung  der 
Chilesalpeterlager  entgegenzusehen. 

g.  Zusammenfassung. 

Der  Bedarf  an  Stickstoff  und  seine  mögliche  Deckung  läßt 
sich  nicht  so  scharf  in  Zahlen  fassen,  als  uns  dies  bei  Kali  und 
Phosphor  möglich  war.    Wenn  auch  nur  ein  Teil  des  in  den 

1  Vergl.  Meyer»  Jahrbuch  der  Chemie  1905,  S  353.  v.  Seelhorst  und  Mutter, 
Joum.  f.  Landw.  Bd.  53,  S.  329.  E.  Haselhof f-Marburg ,  Versuche  über  die  Wir- 
kungen des  Kalistickstoffes,  Landw.  Jahrb.  B.  34,  S.  597.  Edler,  Jena,  Deutsche 
landw.  Presse  1905,  S.  5. 
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tierischen  Auswurfsstoffen  enthaltenen  Stickstoffs  dem  Acker 
zurückgegeben  wird,  so  ist  doch  eine  unerschöpfliche  Quelle  in 
der  Gründüngung  gegeben,  und  die  noch  weiter  nötigen  Mengen 
vermag  uns  die  Industrie  in  Ammoniak  und  Salpeter  bezw.  den 
oben  erwähnten  Arten  von  gebundenem  Stickstoff  zu  liefern. 
Nachdem  es  gelungen  ist,  den  atmosphärischen  Stickstoff  zu 
binden,  haben  wir  ein  Versiegen  der  Quellen  für  Stickstoff  über- 
haupt nicht  mehr  zu  befürchten. 

Die  aus  den  städtischen  Fäkalien  zu  gewinnenden  Mengen 
an  Phosphorsäure  und  Kali  sind  so  gering,  daß  sie  neben  den 
übrigen  natürlichen  und  künstlichen  Düngerquellen  niemals  Be- 
deutung erlangen  können,  selbst  dann  nicht,  wenn,  wie  es  nicht 
der  Fall  ist,  in  absehbarer  Zeit  die  Erschöpfung  der  künstlichen 
Quellen  zu  befürchten  wäre.  Die  Stickstoffm engen  der  städtischen 
Fäkalien  sind  erheblicher,  aber  nach  den  obigen  Ausführungen 
würde  die  Verwendung  derselben  für  die  Landwirtschaft  nur  dann 
volkswirtschaftlich  gerechtfertigt  sein,  wenn  die  mehr  aufzuwen- 
denden Kosten  nicht  den  Wert  des  dem  Kreislauf  erhaltenen 
Stickstoff  übersteigen. 


3.  Die  Aufgaben  der  Fäkalbeseitigungssysteme  und  die 
Methoden  der  Fäkalverwertung. 

Ist  nun  auch  die  Verwendung  der  städtischen  Fäkalien  für 
die  Landwirtschaft  keine  Notwendigkeit,  so  sind  sie  doch,  wie 
vorhin  ausgeführt,  Rohstoffe,  deren  intensivste  Ausnutzung,  so- 
weit es  die  Grenzen  der  Wirtschaftlichkeit  erlauben,  nationalöko- 
nomisch wünschenswert  ist.  Aber  dieser  Satz  bedarf  einer  großen 
Einschränkung.  Die  Auswurfsstoffe  sind  Träger  von  Krank- 
heitserregern und  können  in  hohem  Grade  gefährlich  werden.  Es 
sind  daher  die  Forderungen  der  Hygiene  bei  der  Beseitigung  in 
erster  Linie  zu  erfüllen  und  die  Fäkalbeseitigungssysteme,  die  die 
wirksamste  Unschädlichmachung  erzielen,  verdienen  vor  allen 
anderen  den  Vorzug.  Die  Erhaltung  von  Menschenleben  wiegt 
nicht  nur  vom  sittlichen  Standpunkt  alle  möglicherweise  aus  den 
Fäkalien  zu  gewinnende  Werte  auf,  sondern  bedeutet  auch  eine 
Bereicherung  des  Nationalvermögens  durch  die  Erhaltung  von 
Arbeitskräften.    Weiterhin  erfordert  das  verfeinerte  Empfinden 
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eine  die  ästhetischen  Bedürfnisse  befriedigende  Einrichtung  der 
Aborte  und  der  Beseitigung  der  Auswurfsstoffe  aus  den  Häusern. 
Je  schneller  die  Fäkalien  aus  unserer  Gesichts-  und  Geruchssphäre 
verschwinden,  um  so  vollkommener  wird  die  Einrichtung  sein. 
Dieses  Bedürfnis  in  weitesten  Kreisen  zu  wecken  und  zu  steigern, 
muß  zugleich  als  wichtige  Kulturaufgabe  angesehen  werden,  denn 
die  darin  steckende  Erziehung  zu  Reinlichkeit  spielt  im  Kampfe 
mit  den  mörderischen  Seuchen  eine  große  Rolle;  Stärkung  des 
Reinlichkeitsgefühls  ist  aber  zugleich  in  der  Erziehung  zur  Sitt- 
lichkeit ein  nicht  zu  unterschätzender  Faktor.  Erst  nachdem  diese 
wichtigsten  Forderungen  erfüllt  sind,  erhält  die  Frage  nach  der 
bestmöglichsten  Ausnutzung  ihre  Berechtigung. 


a.  Die  Abfuhrsysteme. 

In  der  Geschichte  der  Städtereinigung  sind  die  eben  skizzierten 
Gesichtspunkte  treibende  und  leitende  Faktoren  geworden.  Wenn 
auch  die  allerschlimmsten  Gewohnheiten  des  Mittelalters  von  früher 
ziemlich  verschwunden  waren,  so  kann  man  doch  erst  seit  einem 
halben  Jahrhundert  eine  fortschreitende  Entwicklung  erkennen, 
und  zwar  ging  naturgemäß  der  Anstoß  von  den  mächtig  anwach- 
senden Großstädten  aus,  weil  die  dichte  Besiedelung  die  Gefahren 
der  alten  Systeme  für  die  Gesundheit  in  hohem  Maße  verschlim- 
merten. Die  Ansammlung  der  Auswurfsstoffe  geschah  in  großen 
Gruben,  die  in  unmittelbarer  Nähe  des  Hauses  lagen.  Es  waren 
zunächst  Gruben  mit  durchlässigem  Boden,  so  daß  die  flüssigen 
Stoffe  versickerten  und  nur  die  unlöslichen  Reste  zurückblieben. 
Diese  letzteren  wurden  nun  entweder  von  Zeit  zu  Zeit  heraus- 
geholt oder  man  ließ  die  umfangreicheren  Gruben  sich  füllen, 
schüttete  sie  dann  zu  und  legte  auf  einer  anderen  Stelle  eine 
neue  Grube  an.  Diese  sogenannten  Schwind-,  Versitz-  oder  Senk- 
gruben mußten  notwendig  eine  Verjauchung  des  gesamten  Grund 
und  Bodens  herbeiführen,  die  natürlich  auch  die  oft  in  nächster 
Xähe  liegenden  Brunnen  stark  in  Mitleidenschaft  zogen.  Die 
erste  Verbesserung  war  daher  darauf  gerichtet,  durch  polizeilichen 
Zwang  die  vollständige  Mauerung  und  Zementierung  der  Gruben 
zu  erzwingen  und  so  überall  undurchlässige  Gruben  zu  schaffen 
und  zugleich  für  eine  regelmäßige  und  die  Umwohnenden  mög- 
lichst wenig  belästigende  Entleerung  zu  erzielen.    Doch  sind  diese 
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Mindestforderungen  in  vielen  kleineren  Städten  noch  nicht  ein- 
mal erreicht  Die  Großstädte  griffen  zuerst  am  schärfsten  durch. 
So  haben  denn  auch  eine  Anzahl  Städte  durch  gut  ventilierte 
Abortanlagen  und  pneumatische  Grubenentleerungen  erträgliche 
Verhältnisse  erreicht  Doch  stellen  sich  der  strengen  Durch- 
führung sehr  große  Schwierigkeiten  entgegen.  Vogel 1  weist 
darauf  hin,  daß  eine  Überwachung  der  Gruben  auf  ihre  Undurch- 
lässigkeit  kaum  durchführbar  ist,  da  sowohl  die  Zementierung 
schadhaft  werden  kann,  oder  daß  sogar,  wie  es  auch  nicht  allzu 
selten  geschieht,  an  nicht  leicht  zu  bemerkenden  Stellen  absicht- 
lich Löcher  hineingeschlagen  werden,  um  ein  Versickern  herbei- 
zuführen und  so  die  Abfuhrkosten  zu  verringern. 

Noch  ein  weiterer  Übelstand  ist  unvermeidlich,  und  zwar  bei 
allen  Systemen,  die  konzentrierte  Fäkalien  ansammeln  und  ab- 
führen. Außer  den  Auswurfssoffen  bedürfen  auch  die  Haus-  und 
Küchenabwasser,  die  gewerblichen  Abwasser  und  die  Straßen- 
abwasser einer  Beseitigung.  Diese  durch  offene  Straßengossen 
abzuleiten,  führt  schon  in  kleineren  Städten  zu  großen  Übelstän- 
den. Sie  müssen  daher  zum  mindesten  zur  Ableitung  der  Haus- 
wässer eine  Kanalisation  anlegen,  die  zumeist  die  Abwasser  auf 
kürzestem  Weg  in  den  nächsten  Flußlauf  führt  Wenn  es  auch 
verboten  ist.  Auswurfsstoffe  in  diese  Ableitungen  zu  gießen,  so 
ist  eine  Kontrolle  überhaupt  nicht  denkbar,  und  Nachlässigkeit, 
Bequemlichkeit  und  das  Bestreben,  die  Abfuhrkosten  zu  verringern, 
werden  stets  Anlaß  geben,  daß  ein  großer  Teil  des  Harns  auf 
diesem  Wege  abgeführt  wird.  Wenn  man  bedenkt,  daß  9/IO  aller 
Auswurfsstoffe  aus  Harn  besteht,  so  kann  man  sich  vorstellen, 
daß  ein  übergroßer  Teil  der  Auswurfsstoffe  nicht  in  die  Aborte 
kommt,  und  die  Straßengossen  oder  die  Flußläufe  in  gefährlicher 
Weise  verunreinigen  kann. 

Den  ersten  gründlichen  Wandel  schaffte  die  schon  früh  be- 
kannte Schwemmkanalisation,  deren  Prinzip  die  gemeinschaftliche 
unterirdische  Ableitung  der  Auswurfsstoffe  und  sämtlicher  Ab- 
wasser eventuell  unter  Ausschluß  der  Regenwasser  ist.  Dieses 
System,  das  in  größerer  Anzahl  in  den  Großstädten  Englands 
zur  Anwendung  kam,  wurde  von  allergrößter  Bedeutung.  Wir 
werden  an  späterer  Stelle  darauf  zurückkommen.    Obwohl  die 


i  Verwertung  d.  A.,  S.  19, 
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hygienischen  Forderungen  offenbar  waren,  und  ihren  Einfluß  auf 
die  Sterblichkeitsziffer  der  Städte  sich  bald  in  günstiger  Weise 
bemerkbar  machten,  entstand  doch  eine  große  Gegnerschaft  gegen 
dieselbe,  und  zwar  gestützt  auf  die  verschiedensten  Gründe.  Das 
Hauptargument  hatte  Liebig  den  Gegnern  in  die  Hand  gegeben. 
Bei  diesem  System  trat  eine  solche  Verdünnung  der  Auswurfs- 
stoffe ein,  daß  an  eine  Erhaltung  derselben  für  die  Landwirtschaft 
nicht  zu  denken  war.  In  der  Tat  wurden  auch  die  Abwasser  in 
die  großen  Flüsse  und  in  das  Meer  geleitet  und  waren  hier  ver- 
loren. Auch  wurde  die  Einleitung  in  die  Flüsse  aus  hygienischen 
Gründen  bekämpft,  und  schließlich  wurden  noch  eine  Anzahl 
Xachteile  ins  Feld  geführt,  die  aber  nicht  in  dem  System,  sondern 
lediglich  in  der  Unvollkommenheit  einer  technischen  Durchführung 
lagen.  Auch  die  erheblichen  Kosten  der  Anlage  zwangen  dazu, 
nach  anderen  Systemen  zu  suchen,  die  hygienisch  vollkommener 
als  das  Grubensystem  waren  und  zugleich  der  Landwirtschaft  die 
Fäkalien  erhielten. 

Unter  diesen  hat  das  Tonnen-  und  Kübelsystem,  das  in  den 
verschiedensten  Variationen  existiert,  besondere  Bedeutung  erlangt. 
Statt  in  Gruben  werden  die  Auswurfsstoffe  in  beweglichen  Kübeln 
oder  Tonnen  angesammelt,  die  in  kurzen  Zeiträumen,  ein  oder 
mehrere  Male  wöchentlich,  oder  gar  täglich  geleert  werden.  Eine 
Versickerung  in  dem  Boden  ist  ausgeschlossen,  auch  findet  keine 
so  starke  Dunstentwicklung  statt,  als  in  Gruben.  Dieses  System 
hat  als  Tonnensystem  mit  sofortiger  Desinfektion  der  frischen 
Fäkalien  durch  Torfmull  seine  beste  Ausgestaltung  erfahren.  In 
dieser  Form  können  bei  sorgfältiger  Handhabung,  wie  sie  in 
kleineren  Städten  möglich  ist,  hygienische  Bedenken  gegen  das- 
selbe nicht  erhoben  werden.  Seitens  der  Deutschen  Landwirt- 
schaftsgesellschaft ist  man  bemüht  gewesen,  die  Ausbreitung 
dieses  Systemes  zu  unterstützen,  weil  es  ohne  Zweifel  der  Land- 
wirtschaft von  allen  Systemen  den  gehaltvollsten  Dünger  liefert. 

Wenn  auch  zuzugeben  ist,  daß  unter  Umständen  mit  dem 
Tonnen-  oder  Kübelsystem  eine  befriedigende  Fakalbeseitigung 
zu  erreichen  ist,  so  gilt  dies  doch  nur  für  kleinere  Städte.  Bei 
allen  Abfuhrsystemen  ergiebt  sich,  sobald  es  sich  um  Großstädte 
handelt,  die  große  Schwierigkeit,  die  angesammelten  Fäkalmengen 
unterzubringen.  Je  größer  die  Stadt,  um  so  mehr  werden  die 
weiter  von   der  Stadt  entfernt  liegenden  Acker  herangezogen 
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werden  müssen,  um  eine  landwirtschaftliche  Ausnutzung  der 
Fäkalien  zu  ermöglichen.  Wenn  man  nun  berücksichtigt,  daß 
konzentrierte  Fäkalien  allein  95 — 97  %  Wasser  enthalten  und 
das  150 — 200  kg  Fäkalmasse  und  mehr  auf  die  Felder  trans- 
portiert werden  müssen,  um  den  Boden  mit  1  kg  Stickstoff  zu 
düngen,  so  erkennt  man,  daß  gar  bald  die  Transportkosten  den 
Dungwert  übersteigen.  Stuttgart  hat  durch  ein  Übereinkommen 
mit  der  Eisenbahn  eine  billige  Versendung  des  Grubeninhalts 
auf  weite  Strecken  ermöglicht.  Es  sind  in  einzelnen  Fällen  Ver- 
frachtungen auf  80—100  km  vorgekommen,  doch  überstiegen  in 
solchen  Fällen  die  Transportkosten  schon  erheblich  den  Wert  des 
Düngers.  Dazu  kommt,  daß  die  Landwirte  teilweise  nur  ungern 
die  Fäkalien  kauften  und  daher  kein  genügender  Absatz  erzielt 
werden  konnte.  Bote1  berichtet  aus  Kiel,  daß  dort  ursprünglich 
die  in  Kübel  abgefahrenen  Fäkalien  mit  Torfmull  kompostiert 
seien,  doch  war  ein  Absatz  des  Kompostes  zu  einem  Preise  von 
3  M.  pro  cbm  unmöglich,  so  daß  er  schließlich  für  1  M.  verkauft 
wurde,  obwohl  in  1  cbm  Kompost  sich  allein  für  2.20  M.  Torf- 
mult  befanden.  Wie  schon  andere  Städte  vor  ihm  ging  darum 
auch  Kiel  dazu  über,  Poudrette  herzustellen. 

Gemeinsames  Prinzip  der  verschiedenen  Systeme  ist  die  Be- 
seitigung des  Wassers  und  Verarbeitung  des  trockenen  Rück- 
standes zu  einem  Dungpulver.  Es  kann  hier  nicht  unsere  Auf- 
gabe sein,  auf  die  einzelnen  Systeme  einzugehen.  Die  meisten 
Poudrettefabriken  sind  wieder  eingegangen.  Die  Fäkalextrakt- 
fabrik  nach  dem  System  Podewils  in  Augsburg  arbeitete  nach 
kurzem  Bestehen  mit  immer  größeren  Verlusten,  sie  ging  dann 
in  die  Hände  der  Stadt  über  und  seit  1898  wurde  der  Betrieb 
ganz  eingestellt.  Auch  Buhl  und  Keller  in  Freiburg,  die  schwefel- 
saures Ammoniak  aus  Fäkalien  herstellten,  vermochten  sich  nicht 
zu  halten.  Die  Unkosten  der  Verdampfung  des  hohen  Wasser- 
gehaltes sind  zu  hoch.  Das  gewonnene  Produkt  enthält  durch- 
schnittlich 5 — 9%  Stickstoff,  3 — 4%  Phosphorsäure  und  3 — 4%, 
Kali,  ist  also  ein  im  ganzen  hochwertiges  Dungmittel.  Aber  um 
1  cbm  Fäkalmasse  einzudampfen,  sind  90—100  kg  Kohlen  er- 
forderlich.   Es  wird  daher  die  Rentabilität  in  hohem  Maße  ab- 


»  Rote,  Das  Kübelabfuhrsystem  und  die  Verwendung  der  Fäkalstoffe  durch 
Kompostierung  und  Poudrettierung.  Leipzig. 
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hängig  von  dem  Preise  der  Kohlen  und  in  Gegenden,  wo  die 
Kohlen  des  weiten  Transportes  wegen  teuer  sind,  ist  von  vorn- 
herein nicht  auf  Rentabilität  zu  rechnen.  Bis  vor  Kurzem  exi- 
stierten in  Deutschland  noch  zwei  Poudrettefabriken  in  Bremen 
und  Kiel,  von  diesen  hat  die  erste  bereits  ihren  Betrieb  eingestellt 
und  der  zweiten  steht  das  gleiche  Schicksal  in  kurzer  Zeit  bevor, 
weil  beide  Städte  ebenso  wie  nunmehr  auch  Stuttgart  zur  Schwemm- 
kanalisation übergehen. 

Da  die  Stadt  die  Fäkalien  beseitigen  muß,  bei  Nichtver- 
arbeitung  also  doch  Kosten  aufwenden  müßte,  so  wäre  an  und 
für  sich  denkbar,  daß  bei  einem  an  sich  also  nicht  unbilligen 
Zuschuß  der  Stadt  die  Poudrettierung  doch  lohnen  würde.  Aber 
der  Landwirtschaft  würde  dadurch  keineswegs  ein  besonders 
billiges  Düngmittel  geschaffen,  ein  dem  Düngerwert  entsprechender 
Preis  müßte  gefordert  werden  und  vom  allgemein  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkt  wäre  eine  vorteilhafte  Ausnutzung  von  Roh- 
stoffen nicht  erreicht,  da  der  erzeugte  Wert  aufgewogen  wird 
durch  die  verwandten  Kosten. 

Außerdem  ist  vom  hygienischen  und  ästhetischen  Stand- 
punkt aus  ein  großer  Nachteil  damit  verbunden.  Ein  rentabler 
Transport  von  Fäkalien  auf  einige  Entfernungen  oder  die  Ver- 
arbeitung zu  Poudrette  setzt  unbedingt  voraus,  daß  die  Fäkalien 
nicht  irgendwie  verdünnt  sind.  Das  Hineingießen  von  Haus- 
wässcrn  muß  in  solchen  Städten  ebenso  verboten  sein,  wie  die 
Anlage  von  Wasserklosetts.  Ohne  Zweifel  aber  wird  das  Wasser- 
klosett dem  ästhetischen  Empfinden  am  meisten  gerecht,  wird  in 
hohem  Masse  geschätzt  und  verlangt.  Ein  typisches  Beispiel 
zeigt  uns  Wulsch1  aus  Posen.  Trotzdem  durch  Einrichtung  von 
Spülaborten  die  Kosten  der  Abfuhr  außerordentlich  gesteigert 
wurden,  war  doch  ein  ständiges  Zunehmen  der  Zahl  der  Wasser- 
klosetts zu  konstatieren.  Der  Verfasser  berichtet,  daß  einzelne 
Hausbesitzer  jährlich  500—800  M.  für  die  Abfuhr  bezahlen,  das 
Hotel  Bazar  rund  1 800  M.,  zwei  königliche  Dienstgebäude  sogar 
2200  und  2400  M.,  das  macht  für  jeden  Abortsitz  80—120  M. 
jährlich.  Posen  geriet  durch  diese  Zunahme  in  Verlegenheit,  weil 
es  die  verdünnten  Fäkalien  nicht  mehr  unterzubringen  vermochte. 


'  Wulsch,  Die  landwirtschaftliche  Verwertung  der  städtischen  Kanalwasser  nach 
dem  Vorbilde  von  Eduardsfclde  bei  Posen.    Posen  1903. 
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Die  Lösung,  die  Posen  in  sehr  origineller  Weise  fand,  wird  uns 
an  einer  anderen  Stelle  beschäftigen.  Eine  gleiche  Erfahrung, 
daß  trotz  erheblich  erhöhter  Abfuhrkosten  die  Spülabortanlagen 
sich  vermehren,  ist  in  Stuttgart  gemacht1. 

b.  Die  Schwemmkanalisation. 

Die  Schwierigkeiten,  die  die  Unterbringung  der  konzentrier- 
ten und  noch  mehr  der  verdünnten  Fäkalien  bei  Großstädten  mit 
sich  bringt,  können  allein  wirksam  durch  die  Schwemmkanali- 
sation beseitigt  werden.  Sie  besitzt  außerdem  die  großen  Vor- 
züge, daß  eine  gute  Ableitung  der  Haus-  und  Küchenwässer 
gewährleistet  ist  und  daß  die  Spülaborte  als  notwendiges  Zubehör 
Allgemeingut  werden.  Zur  Illustration,  welche  Erfolge  in  ge- 
sundheitlicher Hinsicht  durch  die  Einführung  der  Schwemmkanali- 
sation erzielt  wurden,  ist  oft  auf  das  Sinken  der  Sterblichkeits- 
ziffer in  Berlin  hingewiesen  worden. 

Es  starben  von  iooo  Personen: 
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Das  bedeutet  also  vor  der  Einführung  der  Schwemmkanali- 
sation eine  Sterblichkeitsziffer  von  30%,  mit  fortschreitendem 
Ausbau  ein  Sinken  bis  zu  21  —  22  %„.  Nun  darf  zwar  dieser 
Fortschritt  nicht  allein  darauf  zurückgeführt  werden,  auch  andere 
Umstände,  erhöhte  Reinlichkeit  der  Wohnungen  und  Straßen  etc., 
haben  einen  großen  Anteil  an  diesem  Erfolge.  Aber  das  stetige 
und  rasche  Anwachsen  der  Zahl  der  Städte,  die  zur  Einrichtung- 
der  Schwemmkanalisation  übergehen,  zeigt,  in  wie  hohem  Maße 
dieses  System  den  allgemeinen  Bedürfnissen  entspricht. 

Doch  auch  hier  hat  die  unschädliche  Beseitigung  große 
Schwierigkeiten  gemacht.  Die  Einleitung  der  ungereinigten  oder 

»  Verwaltungshcricbt  der  Stadt  Stuttgart  1892—95  S.  13b  und  1896— 98  S.  125. 
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höchstens  von  den  festen  Stoffen  gereinigten  Spüljauche  in  die 
Russe  führt  vielfach  zu  einer  fortschreitenden  Verunreinigung  der 
Flüsse  und  Ströme.  Die  Theorie  von  der  Selbstreinigungskraft 
der  Flüsse  kann  nur  in  wenigen  Fällen,  bei  großem  Wasserreich- 
tum der  Flüsse  Anwendung  finden,  vermag  aber  auch  dann  nicht 
alle  Bedenken  zu  beseitigen,  da  durch  die  Spüljauche  den  Flüssen 
in  größeren  Mengen  Krankheitskeime  zugeführt  werden,  die  sich 
einige  Zeit  lebend  erhalten,  und  so  die  Uebertragung  von  Krank- 
heiten verursachen  können. 

Der  Abwässerreinigung  ist  daher  in  den  letzten  10—  15  Jahren 
in  besonders  hohem  Grade  die  Aufmerksamkeit  gewidmet  ge- 
wesen. Es  sind  eine  Anzahl  Klärverfahren  erfunden  und  erprobt, 
deren  Resultate  teilweise  vollauf  befriedigen.  An  ihnen  ist  uns 
nur  bemerkenswert,  daß  sowohl  bei  der  chemischen  Klärung  wie 
dem  Filterverfahren  fast  alle  Pflanzennährstoffe  verloren  gehen. 
Die  Klärrückstände,  der  sogenannte  Klärschlamm,  enthält  so 
wenig  Dungstoffe,  daß  sich  in  den  meisten  Fällen  nicht  einmal 
der  Fransport  auf  nähergelegene  Acker  lohnt. 1 

Nur  bei  einem  Verfahren  ist  eine  teilweise  Verwertung  der 
Xährstoffe  möglich,  der  Reinigung  durch  Berieselung.  Sie  erfolgt 
in  der  Weise,  daß  man  geeignetes  Land  unter  solchen  Beding- 
ungen mit  Spüljauche  überschwemmt,  daß  ein  oberirdisches  Ab- 
laufen unmöglich  ist  und  eine  Versickerung  in  den  Untergrund 
stattfinden  muß,  wo  sie  in  Drainröhren  gesammelt  und  abgeleitet 
wird.  Außer  den  Mikroorganismen  und  den  ungelösten  Bestand- 
teilen werden  auch  ein  Teil  der  gelösten,  namentlich  die  land- 
wirtschaftlich wertvollen  Stoffe  Ammoniak,  Phosphorsäure  und 
Kali  im  Erdboden  zurückgehalten.  Damit  der  Boden  dauernd 
aufnahmefähig  bleibt,  muß  er  bebaut  werden,  zugleich  wird  da- 
durch eine  wenigstens  teilweise  Ausnützung  der  in  der  Spüljauche 
enthaltenen  Pflanzennährstoffe  erzielt.  Die  außerordentlich  hohen 
Anlagekosten  der  Rieselfelder  bedingen  es  aber,  daß  nur  so  viel 
delände  hergerichtet  werden  kann,  wie  zur  Erzielung  einer 
dauernden  guten  Reinigung  der  Spüljauche  erforderlich  ist,  nicht 
aber,  wie  es  eine  völlige  Ausnutzung  der  Dungstoffe  nötig 
machen  würde. 


»  Vergl-  Dr.  Thiesing,  Mitü.  d.  D.  L.  G.  1900,  S.  19h. 
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So  kommt  es,  daß  den  Rieselfeldern  das  Vielfache  von  dem 
zugeführt  wird,  was  durch  die  Ernten  wieder  entnommen  werden 
kann.  Nach  Grandke 1  würde  bei  der  Zusammensetzung  der 
Berliner  Spüljauche  eine  jährliche  Rieselhöhe  von  0,17 — 0,23  m 
zu  einer  Volldüngung  ausreichen.  In  Wirklichkeit  beträgt  aber 
nach  Dankwarts2  die  jährliche  Bewässerungshöhe  auf  den  Riesel- 
feldern 


Das  bedeutet  einen  Verlust  für  Berlin  von  86  °/0,  für  Paris  sogar 
von  96  %  des  zugeführten  Stickstoffs.  Selbst  dort,  wo  sich  diese 
Verluste  noch  etwas  vermindern  lassen,  wird  von  einer  Aus- 
nutzung kaum  die  Rede  sein  können.  Die  wesentliche  Bedeutung 
der  Berieselung  besteht  eben  darin,  daß  dies  Verfahren  bisher  die 
beste  Reinigung  der  Abwässer  erzielt  und  in  der  Regel  auch 
billiger  sein  wird,  als  die  übrigen  Klärverfahren,  soweit  sie  eine 
befriedigende  Reinigung  erzielen.  In  fast  allen  Fällen  ist  zwar 
bisher  die  Verzinsung  der  Anlagekosten  der  Rieselfelder  noch 
nicht  durch  die  Erträgnisse  der  Felder  gedeckt,  doch  steht  zu 
erwarten,  daß  in  der  Bewirtschaftung  der  Rieselanlagen  noch  Fort- 
schritte gemacht  werden,  die  diese  Methode  der  Ab  Wässerung 
noch  billiger  gestalten  werden.  Es  wäre  dies  sehr  zu  wünschen, 
weil  es  die  Einführung  von  Schwemmkanalisations-  und  Riesel- 
anlagen noch  befördern  würde. 

Eine  besondere  volkswirtschaftliche  Bedeutung  erhalten  die 
Rieselfelder  in  vielen  Fällen  für  den  lokalen  Markt.  So  liefern 
z.  B.  die  Berliner  Rieselfelder  in  großen  Mengen  zwar  nicht  sehr 
schmackhaftes  Gemüse  für  den  städtischen  Markt,  das  aber  wegen 
seiner  Billigkeit  gern  von  der  Arbeiterbevölkerung  genommen 
wird.  Als  besonders  geeignete  Bebauung  des  Rieselfeldes  haben 
sich  Wiesen  bewährt,  durch  sie  werden  auch  im  Vergleich  mit 
anderen  Pflanzen  dem  Boden  am  meisten  Nährstoffe  entzogen, 
da  sie  außerordentlich  große  Grasmengen  liefern.  Doch  trocknet 

»  Grandke,    Die  Rieselfelder  von  Berlin  1892. 
2  Jahrb.  d.  D.  L.  G.  VII,  S.  201. 
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das  (iras  wegen  seines  hohen  Wassergehaltes  schlecht,  mußte 
daher  sofort  als  Grünfutter  verwandt  werden  und  wo,  wie  in 
Berlin  z.  B.,  oft  nicht  alles  so  verwandt  werden  könnt,  wurde  es 
zur  Düngung  an  Landleute  abgegeben.  So  war  bisher  der  weiteren 
Ausdehnung  von  Rieselwiesen  eine  enge  Grenze  gesetzt.  Neuer- 
dings hat  man  in  Berlin  Versuche  mit  der  künstlichen  Trocknung 
gemacht;  durch  sie  würde  es  möglich  werden,  die  Rieselwiesen 
bedeutend  zu  vergrößern.  Auf  diese  Weise  hofft  auch  das  Rieselgut 
der  Stadt  Freiburg  seine  Erträgnisse  erheblich  zu  steigern,  zugleich 
würde  dadurch  die  umliegende  Landwirtschaft  in  reichem  Masse  mit 
lautem  Viehfutter  versorgt  werden  können.  Die  im  Drainwasser  in 
reichlichen  Mengen  abfließenden  Nährstoffe  werden  gelegentlich 
auch  noch  ausgenützt.  In  Freiburg  werden  z.  B.  die  Drain wasser  zur 
Bewässerung  tieferliegender  Wiesen  benützt  und  deren  Erträge 
dadurch  sehr  erhöht,  an  anderen  Orten1  hat  man  Fischteiche  mit 
Drainwasser  gespeist  und  auch  damit  gute  Erfolge  erzielt. 

Die  anscheinend  großen  Verluste  an  Pflanzennährstoffen 
können  also  in  vielen  Fällen  noch  herabgesetzt  werden.  —  Berück- 
sichtigen wir  nun,  daß  in  Städten  mit  Schwemmkanalisations- 
anlagen  die  durch  Verzettelung  von  Fäkalien  hervorgerufenen 
Verluste  an  Pflanzennährstoffen  durch  den  Nährstoffgehalt  der 
Küchenwässer  erfahrungsmäßig  völlig  ersetzt  werden,  so  stehtdie  Aus- 
nützung des  Fäkalgehalts  durch  die  Rieselfelder  in  vielen  Fällen 
nicht  hinter  der  beim  Grubensystem  und  nur  wenig  hinter  der 
beim  Tonnensystem  möglichen  zurück,  da  auch  bei  diesen  Ver- 
luste von  75  °/0  bezw.  60%  unvermeidlich  sind. 

Schließlich  sei  hier  noch  auf  ein  Verfahren  hingewiesen,  das 
zwar  eine  vollkommene  Ausnützung  ermöglicht,  von  dem  aber 
noch  nicht  feststeht,  ob  die  Betriebskosten  nicht  die  der  Riesel- 
felder übersteigen.  Als  Posen  durch  die  Zunahme  der  Wasser- 
klosetts für  die  abgefahrenen  Wasserfäkalien  keinen  Absatz  mehr 
fand,  ging  es  zu  folgendem  Verfahren  über: 

Die  von  der  Stadt  gesammelten  Fäkalien  wurden  in  ein 
Netz  enger  Leitungen  hineingepumpt,  die  so  angelegt  und  ver- 
teilt waren,  daß  mittels  langer  transportabler  Schlauchleitungen, 
die  an  die  Zweigleitungen  angeschlossen  wurden,  eine  Besprengung 
der  gesamten  Felder  des  Gutes  Eduardsfelde  möglich  wurde. 


'  Vergl.  »Gesundheit«  1907,  No.  38- 
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Die  Vorzüge  vor  dem  Rieselverfahren  sind  offenbar.  Es  ist  ohne 
höhere  Kosten  weit  größere  Verteilung  möglich,  so  daß  keine 
Überdüngung  nötig  wird.  Die  Resultate  mit  der  Besprengung 
der  immerhin  ziemlich  konzentrierten  Fäkalien  waren  ausgezeichnet. 
Wulsch1  berechnet  nun,  daß  ein  solches  Verfahren  auch  noch 
rentabel  sei,  wenn  die  mit  den  Fäkalien  vermischten  Haus-  und 
Küchenwässer  auf  die  Felder  gepumpt  und  verspritzt  würden. 
Es  würde  eine  Kanalisationsanlage  nach  dem  sogenannten  Trenn- 
system d.  h.  unter  Ausschaltung  der  Regenwässer  voraussetzen. 
Doch  ist  die  Probe  auf  dieses  Exempel  noch  nicht  gemacht. 
In  der  Berechnung  von  Wulsch  ist  der  Wert  für  die  zu  ge- 
winnenden Stickstoffmengen  reichlich  hoch  angesetzt  und  nur 
dadurch  wird  eine  Rentabilität  herausgerechnet.  Das  System  würde 
unter  Umständen  Bedeutung  haben  können,  weil  es  der  Stadt  eine 
billige,  ja  vielleicht  kostenlose  Beseitigung  der  Abwässer  ermög- 
lichte, doch  würde  auch  in  diesem  Fall  der  Landwirtschaft  ein 
besonders  billiger  Dünger  nicht  geliefert  werden  können,  wenn 
die  Betriebs-  und  Anlagekosten  gedeckt  werden  sollen. 

Es  galt  im  Vorhergehenden  nur,  einen  Überblick  über  die 
prinzipiellen  Unterschiede  der  wesentlichen  Systeme  zu  geben, 
die  vielen  Variationen  konnten  unberücksichtigt  bleiben.  Es 
sollte  nur  gezeigt  werden,  daß  jedes  System  große  Verluste  an 
Pflanzennährstoffen  nicht  vermeiden  kann,  und  daß  der  zu  ge- 
winnende Teil,  zumal  bei  größeren  Städten,  nur  mit  Kosten  er- 
kauft werden  kann,  die  den  wirklichen  Wert  der  Fäkalien  er- 
reichen oder  übersteigen. 


«  Wulsch,  a.  a.  ().  Seite  20  ff. 
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Fassen  wir  die  aus  der  vorliegenden  Abhandlung  sich  er- 
gebenden Tatsachen  und  Folgerungen  noch  einmal  kurz  zusammen : 

Der  volkswirtschaftliche  Wert  der  menschlichen  Auswurfs- 
stoffe in  den  Städten  kann  nicht  durch  die  Berechnung  eines  so- 
genannten theortischen  Werkes  bestimmt  werden.  Es  muß  viel- 
mehr geprüft  werden,  welche  Stellung  die  in  den  städtischen 
Fäkalien  enthaltenen  Auswurfsstoffe  quantitativ  und  qualitativ  zu 
den  übrigen  vorhandenen  Düngermitteln  einnehmen  und  ob  der 
Bedarf  in  Dungmitteln  schon  jetzt  oder  in  absehbarer  Zeit  die 
Verwertung  und  Ausnützung  der  städtischen  Fäkalien  fordern 
wird.  Vergleichen  wir  die  Mengen  an  Pflanzennährstoffen,  die 
in  den  tierischen  Fäkalien  den  Feldern  zugeführt  werden  können, 
mit  denen,  die  im  Höchstfalle  von  den  städtischen  Fäkalien  zur 
Ausnützung  gelangen  können,  so  sehen  wir,  daß  die  letzteren 
neben  den  tierischen  Düngern  eine  untergeordnete  Rolle  spielen, 
da  sie  nur  einen  ganz  geringen  Teil  der  notwendigen  Nährstoffe 
zu  liefern  vermögen.  Da  auch  bei  weitem  nicht  alle  tierischen 
Fäkalien  den  Ackern  zurückgegeben  werden,  so  muß  das  ent- 
stehende Defizit  durch  Ersatzstoffe  gedeckt  werden,  die  wie  in 
den  künstlichen  Düngern  besitzen.  Es  bestand  eine  Zeiüang  die 
berechtigte  Besorgnis,  ob  nicht  in  absehbarer  Zeit  die  Quellen 
für  diese  Ersatzstoffe  versiegen  würden,  so  daß  dann  die  Aus- 
nützung der  städtischen  Fäkalien  unbedingt  nötig  werden  würde. 

Doch  haben  wir  gesehen,  daß  die  verhältnismäßig  geringen 
Mengen  an  Kali  und  Phosphor,  die  zur  Verwertung  gelangen 
könnten,  —  sie  betragen  jetzt  schon  nur  l/lo — l/JS  des  Bedarfs  an 
diesen  Stoffen  in  Spezialdüngern,  —  auch  dann  bei  der  Deckung 
des  Defizits  nicht  von  Bedeutung  werden  könnten.  Zudem  stehen 
uns  für  absehbare  Zeiten  so  reiche  Quellen  zur  Verfügung,  daß 
eine  Besorgnis  bisher  unbegründet  erscheint. 
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Der  Gehalt  der  Fäkalien  an  Stickstoff  ist  erheblich  größer 
und  würde  daher  viel  eher  die  Ausnützung  notwendig  machen 
können.  Doch  seitdem  wir  die  Gewißheit  haben,  daß  uns  die 
unerschöpfliche  Quelle  des  atmosphärichen  Stickstoffes  erschlossen 
ist.  können  wir  die  Erschöpfung  der  Salpeterlager  mit  Ruhe  er- 
warten. Den  neben  der  Gründüngung  und  der  Ammoniakdüngung 
noch  nötigen  Stickstoff  wird  uns  die  Technik  liefern. 

Eine  allgemeine  Notwendigkeit,  die  städtischen  Fäkalien  der 
Land  Wirtschaft  zu  erhalten,  ist  also  nicht  zu  erweisen,  da  sie  ihren 
Düngerbedarf  auch  in  Zukunft  in  vollem  Maße  anderweitig 
decken  kann.  Ein  Interesse  der  Landwirtschaft  an  der  Ausnützung 
der  städtischen  Fäkalien  besteht  also  nur  in  soweit,  als  ihr  durch 
dieselbe  ein  billigerer  Dünger  verschafft  werden  könnte,  als  sie 
ihn  in  den  künstlichen  Düngern  besitzt.  Allgemein  volkswirt- 
schaftlich betrachtet  ist  die  Fäkal  Verwertung  dann  zu  fordern, 
wenn  unter  Berücksichtigung  sämtlicher  anderer  hierbei  in  Be- 
tracht zu  ziehender  Momente,  vor  allem  den  hygienischen 
Forderungen ,  eine  rentable  Ausnützung  möglich  ist,  d.  h.  wenn 
die  Differenz  zwischen  dem  Kostenaufwand,  der  zur  Verwertung 
der  Fäkalien  und  dem,  der  zur  Beseitigung  derselben  ohne  jede 
Ausnützung  nötig  ist,  geringer  ist  als  der  absolute  Wert  der  ge- 
wonnenen Produkte. 

Bei  der  kurzen  Betrachtung  der  verschiedenen  Fäkalbe- 
seitigungssysteme  haben  wir  gesehen,  daß  die  Schwemm- 
kanalisation den  hygienischen  und  ästhetischen  Anforderungen 
am  besten  gerecht  wird.  Der  Einwand  darf  also  nicht 
gegen  sie  benutzt  werden,  daß  eine  landwirtschaftliche  Ver- 
wertung der  Fäkalstoffe  durch  sie  erschwert  oder  unmöglich  ge- 
macht wird.  Auch  bestehen  keine  Bedenken,  bei  der  Wahl  der 
Abwässerreinigungsmethode  neben  dem  Gesichtspunkt  der  Güte 
den  der  Billigkeit  ausschlaggebend  werden  zu  lassen. 

Die  Ausnützung  der  Fäkalien,  die  durch  das  Tonnensystem 
erreicht  werden  kann,  wird  leicht  überschätzt,  denn  über  die 
Hälfte  der  Pflanzennährstoffe,  die  in  den  abgesonderten  Aus- 
wurfsstoffen stecken,  gehen  durch  Verzettelung  oder  Zersetzung- 
verloren. Die  finanziellen  Vorteile  der  Schwein mkanalisation  sind 
auch  nur  scheinbare,  da  eine  Kanalisation  zur  Ableitung  der 
sonstigen  Abwässer  außerdem  nötig  ist,  unter  Umständen  sogar 
die  Reinigung  dieser  Abwässer  gefordert  werden   muß.  Der 
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Gehalt  an  Krankheitskeimen  in  den  Hauswässern  ist  ebenso 
„Tort  als  der  der  Auswurfsstoffc. 

Wo  aber  ein  Abfuhrsystem  beibehalten  werden  soll,  ist  aus 
Hygienischen  Gründen  wie  im  Interesse  der  1  Landwirtschaft  die 
Einführung  eines  Tonnen-  oder  Kübelsystems  zu  fordern.  In 
dieser  Hinsicht  ist  eine  Reform  in  sehr  vielen  kleinen  und 
mittleren  deutschen  Städten  sehr  zu  wünschen,  da  nicht  unerheb- 
liche Mengen  an  Dungstoffen  ohne  höheren  Kostenaufwand,  als 
es  durch  die  hygienischen  Forderungen  bedingt  ist,  der  Land- 
wirtschaft erhalten  werden  können. 

Lassen  wir  unsern  Blick  der  Entwicklung  vorauseilen  und 
fragen  uns,  was  wird  geschehen  müssen,  wenn  die  vielen  Länder- 
Gebiete,  die  heute  noch  Raubbau  treiben,  zum  völligen  Ersatz 
des  dem  Acker  Entnommenen  übergehen  müssen,  und  dadurch 
die  doch  immerhin  beschränkten  Quellen  für  künstliche  Dünger 
unzurcichnend  werden  ? 

Soviel  steht  nun  fest,  daß  die  städtischen  Fäkalien  uns  aus 
dieser  Gefahr  nicht  retten  können,  Sommaruga1  äußert  einen 
merkwürdigen  Gedanken.  Er  meint,  wenn  uns  die  künstlichen 
Ersatzmittel  ausgehen,  die  bisher  das  Defizit  decken,  so  müssen 
wir  durch  Zukauf  von  Futtermitteln  unsere  Viehzucht  vergrößern, 
um  dadurch  größere  Mengen  Stallmistes  zu  gewinnen.  Zugleich 
mußte  natürlich  ein  entsprechend  vergrößerter  Fleischkonsum 
eintreten.  Aber  eine  so  kostspielige  Art  der  Düngergewinnung 
wird  wohl  kaum  berechtigt  sein,  wenn  nicht  an  und  für  sich  ein 
stärkerer  Fleischbedarf  zu  decken  wäre. 

Dadurch,  daß  wir  die  Nährstoffe,  die  wir  unserm  Körper 
zuführen,  erst  den  Weg  durch  den  Organismus  des  Viehes  gehen 
lassen  und  sie  in  der  Form  des  Fleisches  zu  uns  nehmen,  gehen 
unendliche  Mengen  verloren.  Münz  und  Girard2  haben  eine  Reihe 
sehr  interessanter  Versuche  über  die  Stickstoff  Verluste  angestellt. 
Sie  fütterten  eine  Anzahl  Tiere  mehrere  Wochen  hindurch,  ver- 
glichen die  Stickstoffmengen,  welche  sie  den  Tieren  im  Futter 
zugeführt  hatten,  mit  denen,  welche  im  Körper  zurückblieben 
bezw.  welche  in  der  Milch  abgegeben  wurden,  und  den  im  Stall- 
mist gewonnenen  Mengen.    Die  Differenz  zeigte  den  Verlust  an, 

1  Sommaruga  1.  i.,  S.  1 1. 

1  Münz  und  Girard,  Die  Stiekstoffvcrluste  im  Stallmist  und  deren  Verminderung. 
R'-frrat  von  Vogel.    Berlin  18^4. 
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der  dadurch  entstand,  daß  ein  Teil  des  in  den  Exkrementen 
enthaltenen  Stickstoffs  verdunstete.  Die  mit  Milchkühen  angestell- 
ten Versuche  hatten  folgendes  Ergebnis:  14-  20%  des  zuge- 
führten Stickstoffs  wurde  in  der  Milch  zurückgewonnen,  durch 
tlie  eingetretene  Erhöhung  des  Lebendgewichts  der  Tiere  waren 
ca.  1  %  verbaucht,  die  im  Stallmist  aufgefangene  Stickstoffmenge 
betrug  aber  nur  48  —  52%,  so  daß  27—36%  verloren  gegangen 
waren.  Noch  viel  ungünstiger  waren  die  Versuche  mit  Hammeln. 
Die  Zunahme  des  Lebendgewichts  der  Tiere  beanspruchte  durch- 
schnittlich 6%  der  gefütterten  Stickstoffmenge,  44%  wurden 
aufgefangen  und  50%  waren  verloren.  10—20%  weitere  Ver- 
luste treten  aber  bei  längerer  Lagerung  des  Mistes  ein.  Wenn 
nun  der  Hammel  geschlachtet  wird,  so  ist  nur  ein  Teil  als  Nah- 
rung verwendbar,  der  Rest  wird  im  besten  Falle  als  Knochen- 
mehl dem  Acker  zurückgegeben.  Da  also  von  100  Teilen  Stick- 
stoff ca.  60  Teile  ganz  verloren  gehen,  und  nur  3  Teile  in 
eßbares  Hammelfleisch  übergeführt  werden,  so  bedeutet  das,  daß 
wir  den  im  Hammelfleisch  befindlichen  Stickstoff  mit  dem  Ver- 
lust der  20 fachen  Menge  erkaufen.  Ähnlich  wird  es  mit  jeder 
Fleischnahrung  sein,  bei  allem  Geflügel,  wo  eine  Ansammlung 
des  Exkrementes  meist  nicht  stattfindet,  wird  der  Prozentsatz 
noch  großer  sein,  bei  der  Milch  ist  er  geringer.  Ähnliche  Ver- 
suche bezüglich  des  Kali-  und  Phosphorverlustes  fehlen  uns,  er 
ist  bei  den  Stoffen  nicht  ganz  so  groß  als  beim  Stickstoff,  doch 
wird  er  auch  hier  von  großer  Bedeutung. 

Wir  sehen  also,  daß  eine  viel  intensivere  Ausnützung  der 
Nährstoffe  des  Bodens  als  Nahrung  für  die  Menschen  dort  statt- 
findet, wo  sie  bereits  in  Pflanzenform  Nahrungsmittel  werden. 
Vielleicht  hat  bis  dahin  die  Pflanzen  Züchtung,  die  sich  schon  mit 
dem  Gedanken  beschäftigt,  Früchte  zu  ziehen,  deren  Nährstoff- 
gehalt jede  Fleischnahrung  ersetzen  soll,  solche  Fortschritte  ge- 
macht, daß  der  Ersatz  der  Fleischkost  durch  Pflanzenkost  den 
an  Verlusten  reichen  Weg  durch  den  tierischen  Körper  über- 
flüssig macht  und  so  das  Defizit  im  Kreislauf  der  Nährstoffe  ge- 
mindert werden  kann.  Der  von  Liebig  zuerst  ins  Feld  geführte 
und  unzählige  Male  nachgesprochene  Vergleich  mit  China  und 
Japan,  wo  die  höchste  Sorgfalt  auf  eine  völlige  Verwertung  der 
menschlichen  Auswurfsstoffe  verwandt  wird,  war  auf  unsere  gegen- 
wärtigen Verhältnisse  übertragen,  unangebracht,  denn  dort  ist 


Digitized  by  Google 


Ausblick. 


S5 


die  menschliche  Nahrung  weit  mehr  als  bei  uns  Pflanzennahrung 
und  eine  Viehzucht  in  unserem  Sinne  existiert  dort  nicht1.  Aber 
für  den  eben  ausgesprochenen  Gedanken  einer  möglichen  Ent- 
wicklung kann  es  als  Illustration  dienen.  Die  intensivere  Aus- 
nützung der  Pflanzenstoffe  durch  direkte  Pflanzennahrung  würde 
es  ermöglichen,  allein  durch  eigene  Landesprodukte  das  Vielfache 
der  jezt  auf  deutschem  Boden  lebenden  Menschen  zu  ernähren. 
Dann  würde  allerdings  auch  die  Verwertung  der  menschlichen 
Fäkalien  bedeutsam  werden. 

Doch  für  diese  Zeiten  haben  wir  noch  nicht  zu  sorgen,  die 
Entwicklung  ist  noch  gar  nicht  zu  übersehen,  und  wir  haben  nur 
mit  den  gegebenen  und  übersehbaren  Tatsachen  zu  rechnen. 

1  Auf  100  Einwohner  kommen: 
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Grundrente,  Grundkredit 

und  die 

Entwicklung  der  Grundstiicksprei.se  in  Karlsruhe 

und  Vergleich  mit  den  entsprechenden  Verhältnissen  in  Mannheim  mit 
besonderer    Berücksichtigung    der    derzeitigen    Krise    im  Baugewerbe. 

Nach  amtlichem  Material  bearbeitet. 
Von 

Friedr.  Carl  Freudenberg. 

Preis  M.  2.40. 

1  .  .  .  Wer  sich  um  Bauhandwerk  und  Bodenreform  und  die  damit  zusammen- 
hängenden Dinge  interessiert,  wird  in  dieser  Schrift,  die  sich  wieder  wie  die  über 
Mannheim  durch  das  ausgereifte  Urteil  eines  Mannes,  der  lang  im  praktischen  Lehen 
».•standen  hat,  vorteilhaft  vor  vielen  anderen  ähnlichen  Abhandlungen  »uiszcicbnet,  eine 
reiche  Ausbeute  finden.* 

Zeitschr.  f.  bad.  Verwaltung  u.  Verwaltungsrechtspflege. 

>...  Dafür  bietet  uns  nun  aber  Freudenberg  auch  ganz  vorzügliche  Lei- 
stungen. Umfangreiche,  bis  ins  Kleinste  hinein  durchgearbeitete  Tabellen  geben  ein 
genaues  Bild  über  Karlsruber  Bodenverhältnisse,  so  dal'  jedem  Xaüonalökonomen  die 
Möglichkeit  geboten  wird,  auf  solchem  Fundamente  weiter  zu  bauen.» 

Grundstück  «-Archiv. 


Das  Verhältnis  \<>n 

Verschuldung  u.  Mietzins  in  der  Stadt  Mannheim 

na<  h  dem  Stand  vom  1.  Januar  1903  und  im  allgemeinen. 

Von 

Friedr.  Carl  Freudenberg 

rp'i\  m.  2.40. 

1»  .  .  .  Wir  können  aus  dem  reichen  Inhalt  nur  uinzt Ines  herausgreifen  und  dem 
Leser  empfehlen,  die  Begründung  dieser  Krgebnisse  in  der  Schrift  selbst  nachzu- 
lesen...- Zeitschr.  f.  bad.  Verwaltung  u.  Verwaltungsrechtspflege. 

...  Deshalb  ist  die  Frcudenbergschc  Arbeit  als  ein   wertvoller  Beitrag 
zur  Fördenmg  der  Kenntnis  des  Wohnungswesens  zu  begrünen. 

Zeitschr.  f.  Wohnungswesen. 

'  .  .  .  Auf  den  materiellen  Inhalt  der  Schrift  einzugehen  ist  bei  dem  ganz  auBer- 
gewöhnlichen  Reichtum  des  Gebotenen  im  Rahmen  einer  kurzen  Besprechung  fast  ein 
Ding  der  Unmöglichkeit.  Wir  können  daher  nur  nachdrücklich  auf  das  Studium 
der  Schrift  selbst  verweisen...'-  Neue  badische  Landeszeitung. 

*  .  .  .  Ein  Verdienst  Frendenbergs  ist  es.  auf  die  Bedeutung  der  Entschuldung 
de*  städtischen  Grundbesitzes  aufmerksam  gemacht  zu  haben.  Wenn  <  r  mit  .seinem 
Buche  zum  Nachdenken  hierüber  anregt...  so  kann  seine  Arbeit  noch  einmal  gute 
Früchte  tragen.*  Königsb.  Hartungsche  Zeitung. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 
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Vorliegende  Arbeit  wurde  im  Laufe  des  Sommer-  und 
des  Winter-Semesters  1906  im  staatswissenschaftlichen 
Seminar  der  Albert-Ludwig-Universität  in  Freiburg  i.  B. 
hergestellt  und  diente  dem  Verfasser  zur  Erlangung 
der  akademischen  Doktorwürde. 

Eine  Verzögerung  erlitt  die  Arbeit  durch  Vor- 
gänge in  des  Verfassers  Privatleben,  wodurch  auch  die 
Berücksichtigung  des  allerletzten  Materials  verhindert 
wurde. 

Für  seinen  mir  stets  gewährten  Rat  und  Beistand 
habe  ich  meinem  verehrten  Lehrer,  Herrn  Professor 
Dr.  G.  von  Schulze-Gävernitz  meinen  tiefempfundenen 
Dank  zu  sagen. 

Wien,  im  Juni  1908. 

Der  Verfasser. 
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Abschnitt  I. 

Blei-  und  Bleigefahr. 

Kapitel  I.    Das  Blei. 
§  x.  Chemie. 

Das  Blei  findet  sich  in  der  Natur  fast  niemals  gediegen, 
meist  in  verschiedenen  Verbindungen,  am  häufigsten  als 
Bleiglariz,  einem  Sulfid,  woraus  es  auch  fast  ausschließlich  ge- 
wonnen wird.  Der  Bleiglanz  kann  hüttenmäßig  nach  drei  ver- 
schiedenen Methoden  verarbeitet  werden:  Der  Röstreduktion, 
der  Röstreaktion,  der  Niederschlagsarbeit.  Das  so  gewonnene 
Werkblei  oder  Rohblei  muß  noch  umständlich  gereinigt  werden. 
Reines  Blei  besitzt  eine  bläulich-weiße  Farbe,  ist  sehr  weich  und 
ziemlich  dehnbar,  es  schmilzt  bei  330  °  und  destilliert  in  Weiß- 
glut (ca.  17000).  Beim  Erhitzen  von  Blei  an  der  Luft  bildet  sich 
das  Oxyd:  Bleiglätte,  durch  vorsichtiges  Rösten,  sowie  durch 
Erhitzen  der  Hydrate  oder  des  Nitrats  ein  anderes  Oxyd:  Massicot. 

Beim  längeren  vorsichtigen  Erhitzen  an  der  Luft  (Temp.  300 0 
bis  400  °)  verwandelt  sich  Blei  oder  amorphes  Bleioxyd  in  ein 
rotes  Pulver,  genannt:  Mennige  oder  Minium.  Für  die  Industrie 
am  wichtigsten  ist  das  basische  Karbonat,  das  Blei  weiß  (nicht 
zu  verwechseln  mit  dem  in  der  Natur  vorkommenden  Cerussit, 
einem  neutralen  Karbonat).  Es  wird  nach  verschiedenen  Me- 
thoden, gewöhnlich  durch  kombinierte  Einwirkung  von  Essig- 
säure und  Kohlensäure  auf  metallisches  Blei  dargestellt  und 
findet  ausgedehnte  Verwendung  als  Ölfarbe.    Vielfach  Anwen- 

Wäcbter,  Bleivergiftung.  , 
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dung  findet  auch  das  Bleichromat:  Chromgelb,  welches  durch 
Fällung  löslicher  Bleisalze  mittels  Alkalichromat  hergestellt  wird 
und  eine  gelbe  Faser-  und  Malerfarbe  ist,  sowie  das  basische 
Acetat:  Bleiessig  und  das  neutrale  Acetat:  Bleizucker. 

§  2.  Toxikologie. 

Das  metallische  Blei,  seine  Verbindungen,  auch  jene,  die  als 
unlöslich  bezeichnet  werden,  sind  giftig  und  können  zu  Blei- 
krankheiten Anlaß  geben.  Die  Erwähnung  der  unlöslichen  Ver- 
bindungen kann  nicht  vermieden  werden,  da  sie,  seitdem  die 
Frage  der  Bleivergiftungen  und  ihrer  Bekämpfung  lebhafter  dis- 
kutiert werden,  von  mancher  Seite  als  Ersatz  für  das  meist  ge- 
fürchtete Bleiweiß^vorgeschlagen  wurden.  Sie  bilden  aber  ebenso- 
wenig eine  Verringerung  der  Gefahr  wie  etwa  ein  Gemisch  von 
Bleiweiß  mit  unschädlichen  Produkten. 

Worauf  die  Giftwirkung  des  Bleies  beruht,  ist  noch  nicht 
aufgeklärt.  Man  nimmt  an,  daß  das  Blei  als  ein  schwerlösliches 
Albuminat  eine  Zeitlang  im  Blute  zirkuliert,  das  Blei  dann 
in  gewissen  Organen  aufgespeichert  wird  und  den  Körper  gar 
nicht  wieder  verläßt. 

Bei  dem  Vorherrschen  nervöser  Erscheinungen  im  späteren 
Stadium  der  Bleierkrankung  dürften  die  nervösen  Zentralorgane 
zur  Aufspeicherung  dienen.  Man  hat  stets  sehr  wenig  Blei  im 
Blute  und  der  Leber  von  Versuchstieren  nachweisen  können. 

Werden  große  Mengen  von  Blei  ^  oder  Bleiverbindungen 
dem  Körper  einverleibt,  so  tritt  eine  akute  Vergiftung  auf,  die 
uns  aber  hier  nicht  weiter  beschäftigen  soll,  da  alle  gewerblichen 
Vergiftungen  chronischer  Natur  sind. 

Als  Haupteintrittsstelle  des  Giftes  muß  der  Verdauungstractus 
betrachtet  werden,  obwohl  experimentelle  Beweise  für  die  Möglich- 
keit vorliegen ,  daß  eine  Intoxikation  durch  die  verletzte  (wie 
manche  Autoren  behaupten  unverletzte)  Epidermis  und  durch 
die  Respirationsorgane  vor  sich  gehen  kann. 

Die  gewöhnliche  Entstehung  der  gewerblichen  Vergiftung 
besteht  also  im  Eindringen  des  Giftes  in  den  Mund,  entweder 
durch  Aspiration,  wobei  sich  das  Blei  auf  den  Schleimhäuten  nieder- 
schlägt, oder  mit  der  Nahrung,  die  mit  bleibeschmutzten  Fingern 
angefaßt  wurde,  oder  die  durch  Aufbewahrung  in  Räumen,  die  mit 
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Bleistaub  erfüllt  sind,  selbst  schon  mit  Blei  beschmutzt  war. 
Natürlich  kann  die  Intoxikation  auch  auf  mannigfache  sonstige 
Weise  erfolgen,  z.  B.  beim  Rauchen  von  Zigarren  oder  besonders 
Zigaretten,  die  mit  den  Fingern  angefaßt  werden  oder  auf  den 
Arbeitstisch  gelegt  wurden,  durch  gewohnheitsmäßiges  Streichen 
des  Schnurrbarts,  Abwischen  des  Flaschenrandes  vor  dem  Trinken, 
Herausbringen  von  Nahrungsmittelstückchen,  die  zwischen  die 
Zahne  geraten  sind  usw. 

Zu  betonen  ist,  daß  das  Gift  im  Körper  verbleibt;  ganz 
geringe  Mengen  Blei  regelmäßig  in  den  Körper  gebracht,  rufen 
genau  ebenso  eine  Bleivergiftung  hervor,  wie  große  Mengen  auf  ein- 
mal; nur  dauert  es  vielleicht  etwas  länger,  bis  die  Vergiftung 
zum  Ausbruche  kommt 

Zutage  tritt  die  chronische  Vergiftung  gewöhnlich  erst 
nach  längerer  Zeit.  Die  ersten  Erscheinungen  sind  Verdauungs- 
störungen mannigfacher  Art,  insbesondere  dauernder  Druck  in  der 
Magengegend,  Verstopfung,  Aufstoßen,  metallischer  Geschmack 
im  Munde,  foetor  oris;  stets  besteht  ausgesprochene  Anämie 
(Bleidyscrasie,  Cachexie).  Als  Primärerscheinungen  werden  auch 
lokale  Entzündungen  beobachtet  (selten!),  wie  Entzündungen  der 
Mandeln,  Stomatitis,  Pharingitis. 

Selten  fehlt  in  diesem  ersten  Stadium  der  Bleisaum:  ein 
grau  bis  schwarzer  Saum  am  Zahnfleisch,  besonders  an  den 
Schneidezähnen.  Er  besteht  aus  unter  der  Schleimhaut  ausge- 
schiedenem Schwefelblei,  entstanden  aus  dem  Schwefelwasserstoff 
der  zerfallenen  Eiweißprodukte  der  Nahrung  und  der  im  Blute 
zirkulierenden  Bleiverbindung. 

Ein  zweites  Stadium  wird  durch  heftige  Anfälle  charakterisiert, 
die  den  Namen  Bleikolik  führen. 

Sie  beginnt  mit  heftigen  schneidenden  Schmerzen  im  Unter- 
leib, die  sich  zu  entsetzlicher  Höhe  steigern.  Der  Kranke  windet 
sich  in  den  einzelnen  Anfällen,  die  bis  zu  mehrstündiger  Dauer  sind 
und  sich  öfters  wiederholen,  vor  Schmerzen  und  sucht  verzweifelt 
eine  Lage,  die  ihm  sein  Leiden  erleichtert.  Die  Bauchlage  schafft 
dem  Patienten  geringe  Erleichterung.  Dabei  sind  folgende  Er- 
scheinungen vorhanden:  Es  herrscht  absolute  Verstopfung,  die 
selbst  starken  Dosen  von  Drasticis  widersteht.  Fieber  ist  niemals 
vorhanden,  im  Gegenteil  ist  die  Temperatur  in  der  Regel 
erniedrigt.    Schweiß  wurde  nicht  beobachtet.    Der  Unterleib  ist 
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hart  und  kahnförmig  eingezogen,  eine  leichte  Berührung"  wirkt 
häufig  äußerst  schmerzlich,  während  breiter  kräftiger  Druck,  wie 
oben  erwähnt,  die  Schmerzen  ein  wenig  erleichtert.  Eine  äußerst 
schmerzhafte  Komplikation  ist  die  sogenannte  Bleiarthralgie, 
stechende  Schmerzen  in  den  Gelenken  (selten  in  den  Muskeln, 
noch  seltener  in  den  Knochen),  die  oft  tagelang  dauern.  Und 
das  Auftreten  von  Zittern. 

Im  zweiten  oder  dritten  Stadium  kommt  es  nicht  selten  zu 
vorübergehenden  Erscheinungen  von  beunruhigender  Art,  so  die 
Bleiamaurose ,  eine  völlige  Erblindung,  die  nach  einigen  Tagen 
gänzlich  verschwindet,  Bleiamblyopie,  Anosmie,  Agensie  usw. 

Nach  mehrmaliger  Wiederholung  der  Schmerzanfälle  geht 
die  Bleikolik  in  der  Regel  in  Heilung  über.  Fährt  der  Kranke 
aber  fort,  Blei  seinem  Körper  zuzuführen,  und  nach  einer  Blei- 
erkrankung ist  das  Individium  empfindlicher  für  die  Noxe,  so 
können  sich  Koliken  noch  öfters  wiederholen,  um  schließlich  zu 
Krankheitserscheinungen  zu  führen,  die  man  füglich  als  das  dritte 
Stadium  der  chronischen  Bleivergiftung  betrachten  kann,  da  sie 
in  der  weitaus  größten  Majorität  der  Fälle  von  dem  ersten  und 
zweiten  Stadium  vorbereitet  waren. 

Dieses  dritte  Stadium,  das  immer  eine  bedenkliche  Erkran- 
kung mit  düsterer  Prognosis  darstellt,  besteht  oft  in  Erkrankungen 
des  zentralen  oder  peripheren  Nervensystems.  Vorherrschend 
ist  die  Lähmung  der  Streckmuskeln,  des  Unterarms,  die  vom 
Radialis  versorgt  werden,  die  Radialislähmung.  Sonst  können 
auch  in  diesem  dritten  Stadium  wichtige  Organe,  wie  besonders 
Niere,  Gehirn  erkranken.  Im  allgemeinen  erkranken  die  Organe, 
welche  sehr  angestrengt  oder  gereizt  werden,  oder  bei  denen 
schon  aus  anderen  Ursachen  eine  Schwächung  vorlag. 

Die  Radialislähmung  zeigt  sich  in  der  Unfähigkeit,  die 
schlaff  herabhängende  Hand  zu  strecken;  mit  der  Zeit  atro- 
phieren  die  befallenen  Muskelpartien.  Die  Behandlung  ergibt 
selten  eine  völlige  Heilung,  im  besten  Falle  eine  Wiederherstellung 
der  Gebrauchsfähigkeit  der  betreffenden  Glieder  nach  Monaten. 

Bleinephritis,  Erkrankung  des  Gehirns,  sind  in  der  Regel 
tötlich. 

Wir  werden  später  hören,  wie  häufig  die  Bleierkrankungen 
unter  den  verschiedenen  Arbeiterkategorien  sind,  leider  sind  aber 
damit  noch  nicht  alle  Schädigungen  erschöpft,  die  der  Gesund- 
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heit  des  Arbeiters  aus  der  Beschäftigung  mit  Blei  und  seinen 
Verbindungen  erwachsen.  Von  größter  Wichtigkeit,  und  hier 
betreten  wir  ein  noch  völlig  undurchforschtes  Gebiet,  ist  aber 
die  Beobachtung  über  die  Häufigkeit  der  Lungentuberkulose  in 
den  bleibedrohten  Betrieben. 

Schon  Hirth,  der  Altmeister  der  Forschung  auf  dem  Gebiete 
der  Gewerbekrankheiten,  hat  auf  die  Häufigkeit  der  Lungentuber- 
kulose bei  Bleiarbeitern  aufmerksam  gemacht.  Es  ist  ja  auch 
a  priori  durchaus  plausibel,  daß  die  konstitutionelle  Schwächung, 
die  Bleidyskrasie  und  Bleikachexie,  die  in  der  Regel  das  erste 
Stadium  der  Bleierkrankung  bildet,  das  Individuum  zur  Tuber- 
kulose prädisponieren  und  daß  das  Eindringen  von  Staub  in  die 
Atmungsorgane  auch  dazu  beiträgt,  der  Krankheit  den  Eintritt 
zu  erleichtern. 

Uns  muß  diese  Beobachtung  aber  sagen,  daß  die  schädlichen 
Folgen  der  Beschäftigung  in  Blei  durch  die  Statistik  der  Blei- 
erkrankungen keineswegs  ausreichend  gekennzeichnet  sind,  alles 
deutet  vielmehr  darauf  hin,  daß  auch  die  von  der  spez.  Blei- 
krankheit verschonten  Arbeiter  schwere  Gesundheitsschädigungen 
erleiden. 

§  3.  Prophylaxe. 

Von  größter  Wichtigkeit  ist  stets  die  Aufklärung  der 
Arbeiter  über  die  Gefahren,  denen  sie  ausgesetzt  sind  und  die 
Durchführung  gründlicher  Reinlichkeitsmaßregeln  mit  allen  Mitteln. 

Es  wird  stets  geklagt  und  beruht  auch  zum  Teil  auf  Wahrheit, 
daß  die  Arbeiter  gleichgültig  und  feindselig  auf  die  zu  ihrem  Besten 
getroffenen  Einrichtungen  blicken,  sich  der  Waschgelegenheiten 
oft  nicht  bedienen  und  bis  zu  aktivem  Protest  gegen  hinderliche 
Ventilationsvorrichtungen  usw.  gehen.  Leider  wird  aber  diesen 
Meldungen  nicht  immer  hinzugefügt,  ob  eine  genügende  Auf- 
klärung der  Arbeiter  vorausgegangen  ist.  Da  viele  Betriebe  die 
strikteste  Befolgung  hygienischer  Vorschriften  ohne  Zwang  er- 
reichten, wird  man  füglich  daran  zweifeln  dürfen. 

Jedenfalls  wird  man  es  keinem  Arbeitgeber  verargen  dürfen, 
wenn  er  Fügsamkeit  in  dieser  Hinsicht  als  conditio  sine  qua  non 
postuliert,  vorausgesetzt  natürlich,  daß  alles,  was  die  Hygiene 
erfordert,  dem  Arbeiter  kostenlos  überlassen  wird. 
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Zur  Reinigung  muß  noch  bemerkt  werden,  daß  Waschen 
mit  Seife  nicht  genügen  soll,  um  in  Kürze  allen  Bleistaub  zu 
entfernen,  weinsaures  Ammoniak  wird  als  Beimengung  zum  Wasch- 
wasser empfohlen.  Besondere  Sorgfalt  ist  auf  die  Reinigung 
des  Mundes  zu  verwenden,  die  Hände  und  Nägel  müssen  mit 
einer  Bürste  gereinigt  werden.  Mindestens  einmal  wöchentlich 
soll  jeder  Arbeiter  ein  laues  Bad  nehmen  und  den  ganzen  Körper 
gründlich  reinigen.  Es  ist  weiters  auch  klar,  daß  dem  Staub 
möglichst  wenig  Zutritt  zum  Körper  gelassen  werden  soll,  also 
gut  schließende  Kleider  mit  Kopfbedeckung,  besonders  bei 
Frauen.  Am  besten  wäre  es,  wenn  Frauen  in  solchen  Betrieben 
darauf  verzichten  würden,  langes  Haar  zu  tragen. 

Das  Mitnehmen  und  Verspeisen  von  Nahrungsmitteln  oder 
Getränken  sollte  niemals  gestattet  werden.  Der  Genuß  von  Al- 
kohol sollte  nach  Möglichkeit  bekämpft  werden. 

Schon  lange  hat  man  als  prophylaktische  Mittel  den  Ar- 
beitern  verschiedene  Getränke  gereicht,  indem  man  mehr  oder 
weniger  darauf  abzielte,  das  Blei  im  Körper  in  eine  unlösliche 
Verbindung  überzuführen.  So  belästigte  man  die  Arbeiter  mit 
schwefelwasserstoffhaltigen  Limonaden  und  ähnlichen  Scheuß- 
lichkeiten, die  zwar  nichts  nützten,  dafür  aber  vielleicht  sehr 
schaden.  Jetzt  werden  noch  häufig  Wasser  mit  einigen  Tropfen 
Schwefelsäure  und  Zucker  verabreicht,  was  doch  eine  sehr  bedenk- 
liche Sache  ist.  Denn  erstens  ist  Bleisulfat  auch  giftig,  zweitens 
wirkt  die  Schwefelsäure  nur  im  Magen  und  wird  im  Darm  neu- 
tralisiert, drittens  müßte  man  die  Menge  der  dargereichten 
Schwefelsäure  nach  der  Menge  des  aufgenommenen  Bleis  richten, 
was  nicht  möglich  ist;  die  Schwefelsäure  ist  schließlich  kein  so 
harmloses  Medikament,  daß  man  sie  ohne  weiteres  in  den  Magen 
einführen  soll. 

Von  ganz  überraschender  Wirkung  als  prophylaktisches 
Mittel  ist  Milch.  Von  allen  Seiten  wurde  in  den  letzten  Jahren 
über  gelungene  Versuche  berichtet.  Im  allgemeinen  verabfolgt 
man  jedem  Arbeiter  l/2  Liter  pro  Tag.  Hoffentlich  wird  dieser 
Gebrauch,  der  nach  allem  zu  urteilen,  in  England  und  Deutschland 
schon  jetzt  sehr  verbreitet  ist,  allgemein  werden  und  hoffentlich 
werden  die  Arbeiter  die  Milch  nicht  als  Gegengift  betrachten  und 
darüber  alle  anderen  Vorsichtsmaßregeln  vergessen. 
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Ist  ein  Arbeiter  bleikrank  geworden,  so  kann  ihn  nur 
Aufgeben  des  gefährdeten  Berufs  vor  weiteren  Erkrankungen 
schützen.  Die  Pflicht  jedes  Arztes  wäre  es,  bleikranke  Arbeiter 
darauf  aufmerksam  zu  machen. 

§  4.    Förderung  und  Aufbereitung. 

Die  Erzförderung  unterscheidet  sich  durch  nichts  von  der 
Förderung  anderer  Minerale.  Die  Aufbereitung:  Beseitigung 
tauben  Gesteins,  Separierung  des  Bleierzes  vom  beigemengten 
(gew.  Zink-)  Erz  .erfolgt  auf  nassem  Weg  durch  Zerkleinern  und 
Schlemmen  in  verschiedenen  Apparaten  und  Vorrichtungen.  Beide 
Prozesse  sind  für  die  beteiligten  Arbeiter  verhältnismäßig  unge- 
fährlich. 

Das  Bleisulfid.  Bleiglanz,  Galenit,  das  hier  fast  ausschließlich 
in  Frage  kommende  Erz  ist  eine  sehr  stabile  Verbindung  und 
wenig  gefährlich,  wenn  auch  durchaus  nicht  unschädlich.  In 
vielen  Blei-  und  Silberbergwerken  kommt  es  selten  zu  schweren 
Formen  der  Bleivergiftung,  wenn  auch  Bleisäume  außerordentlich 
häufig  sind1.  In  manchen  Bleibergwerken  hatte  man  früher  eine 
große  Zahl  von  Bleivergiftungen  zu  verzeichnen,  hat  aber  nun 
fast  überall  die  Erkrankungen  durch  hygienische  Maßnahmen 
stark  zurückgedrängt.  So  die  Bleiberger  Bergwerksgesellschaft 
Union,  deren  Maßnahmen  gegen  die  Bleigefahr  bemerkenswert 
sind.  Wöchentliche  Bäder,  ärztliche  Untersuchung  jedes  Arbeiters, 
minutiöse  Reinigung  des  Mundes,  des  Gesichts  und  der  Hände, 
Kleiderwechsel  usw.  sind  dort  durch  Zwang  eingeführt  worden. 
Als  Getränke  wurde  zur  Zeit,  aus  der  der  Bericht  stammt,  Zucker- 
wasser mit  H2S04  gereicht;  hoffentlich  ist  man  seither  davon 
abgekommen. 

Von  Interesse  ist  es,  zu  erfahren,  daß  die  Kinder  von  Blei- 
bergwerkarbeitern, die  wieder  im  Bleibergwerk  arbeiten,  rascher 
dienstuntauglich  (bergfertig)  werden,  als  die  Kinder  von  anderen 
Industriearbeitern,  und  daß  die  Tuberkulose  unter  diesen  Berg- 
leuten außerordentlich  verbreitet  ist. 


1  Füller  in  Dr.  Weyl,  Handb.  d  Hygiene. 
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§  5.  Verhüttung. 

Die  hüttenmännische  Gewinnung  des  Bleis  findet  nach  sehr 
verschiedenen  Methoden  statt,  bei  allen  Methoden  ist  aber  die 
Gefährdung  dieselbe,  sie  besteht  in  der  Möglichkeit  des  Ein- 
dringens bleiischer  Dämpfe  in  den  Arbeitsraum  und  in  der  beim 
Ausräumen  von  Flugstaubkanälen  usw.  stattfindenden  Staub- 
inhalation. Bevor  nämlich  die  bleiischen  Dämpfe  und  Gase  in 
die  Esse  eintreten,  leitet  man  sie  durch  oft  kilometerlange  Kanäle, 
in  welchen  sich  die  Staubpartikelchen  absetzen. 

Ausgebildete  technisch-hygienische  Einrichtungen  besitzt 
die  Königliche  Friedrichs-Hütte  in  Tarnowitz.  Den  Haupterfolg 
dankt  diese  der  Durchführung  strenger  Reinlichkeitsvorschriften 
(Tabelle  s.  unten). 

Die  Schachtöfen,  in  denen  dort  die  Bleierze  nieder  geschmolzen 
werden,  sind  so  eingerichtet,  daß  kein  Arbeiter  sich  in  ihrer  un- 
mittelbaren Nähe  aufzuhalten  braucht.  Das  geschmolzene  Blei 
läuft,  ohne  daß  ein  Stichloch  aufgestoßen  werden  muß,  in  einen 
Vorsumpf  und  von  dort  in  ein  über  zwei  Walzen  laufendes  Band 
von  Formen,  in  denen  das  Blei  erstarrt.  Am  Ende  des  Bandes 
fällt  das  erstarrte  Blei  in  einen  Wagen.  Alle  Stellen  des  Arbeits- 
raumes, an  denen  Bleidämpfe  auftreten  können,  wie  der  Vorsumpf, 
der  Schlackenablaß  usw.,  sind  mit  Exhaustorentrichtern  überdacht, 
die  alle  Dämpfe  rasch  entfernen  Da  wir  an  späterer  Stelle  nicht  mehr 
auf  die  Blei  Verhüttung  zurückkommen  teilen,  wir  auf  S.  8  u.  9  die 

(Fortsetzung  des  Textes  Seite  10.) 

Bekämpfung  der  Bleikolik. 

Königl.  Friedrichs-Hütte-Tarnowitz. 


Auf  100  Arbeiter  kamen  per  Jahr  Kolikfälle: 


Flammofen 
Belegschaft 

Schachtofen 
Belegschaft 

Treibofen 

Nebenbetrieb 

Jahr 

Fälle 

Jahr 

Fälle 

Jahr 

Fälle 

Jahr 

Fälle 

1888 
1892 

64 

0,8 

1888 
1892 

82 
19.4 

1888 
1892 

42 
I3Ö 

1888 
1892 

29?2 

2,6 

Zusammen:    1888  14%,    1892  6,2%. 
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Jahr 

Zahl 
der 

Bleierkrankungen 

Ar- 
beiter 

Zahl 

auf  iooJ  Zahl 

Tage 
auf  100 
Pers. 

Königl.  Friedrichs-Hütte-Tarnowitz. 


Flammofen 


Schachtofen 


Treibofen 


Sonstige 


Bleihütte 


Minium  fabrik 


l 


Entsilberung 


■       •       •       t  ^ 


Walzwerk  -  Schrotfabrik 


1901 

13* 

1 1 

8.3 

196 

149 

1902 

1 1 1 

4 

3,6 

88 

79 

1901 

152 

47 

30,9 

1,105 

727 

1902 

187 

2 1 

1  ifi 

ICC 

455 

243 

1901 

• 

1 2 

1 

8,3 

26 

200 

1902 

12 

1 

8,3 

I  X 

108 

1901 

32 

10 

31.2 

104 

325 

1902 

34 

7 

20,6 

1  T  fS 
1  1  U 

34  1 

1901 

300 

7 

2,3 

I40 

46 

1902 

35o 

2 

o,57 

12 

34 

neck-Hütte-Butkovitz. 

1901 

73 

17,8 

208 

234 

1902 

129 

35 

27, 1 

636 

493 

1901 

14 

9 

64,2 

»34 

957 

1902 

16 

19 

1 18.7 

261 

163  1 

1901 

49 

10 

20,4 

102 

20S 

1902 

67 

1 

i,5 

7 

10.4 
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Statistik  der  Erkrankungen  in  der  König-Friedrichs-Hütte  in 
Tarnowitz  und  der  Walter-Croneck  -  Hütte,  beide,  im  Aufsichts- 
bezirk Oppeln,  mit. 

Es  ergibt  sich  daraus,  daß,  während  bei  der  Friedrichs- Hütte 
die  Zahl  der  Bleierkrankungen  einen  ständigen  Rückgang  zeigen, 
sie  in  der  Walter-Croneck-Hütte  sich  stetig  mehren.  Zurückzu- 
führen ist  diese  Erscheinung  auf  die  vergrößerte  Produktion  bei 
letztgenannter  Hütte  der  keine  Vergrößerung  der  Werkstätten 
und  Anlagen  zur  Seite  steht,  sowie  durch  die  Anstellung  zahl- 
reicher ruthenischer  Arbeitskräfte,  deren  niedriges  Kulturniveau 
die  Durchführung  von  hygienischen  Maßnahmen  erschwert. 

§  6.  Metallverarbeitung. 

Die  Verarbeitung  des  metallischen  Bleies  zu  Gegenständen, 
besonders  das  Gießen  und  Pressen  ist  eine  ziemlich  harmlose 
Arbeit,  wenn  sie  mit  ganz  geringen  Vorsichtsmaßregeln  vor- 
genommen wird.  Leider  werden  selbst  diese  häufig  anßer  acht 
gelassen.  Das  Schmelzen  von  Blei  und  Gießen  in  Formen  er- 
fordert keine  besonders  hohe  Temperatur,  so  daß  sich  keineswegs 
bedeutende  Mengen  von  Bleidämpfen  entwickeln,  was  sich  über- 
dies durch  Überschichten  der  Schmelze  mit  Talg  völlig  vermeiden 
läßt.  In  einer  Bleirohrfabrik1  traten  öfters  Fälle  von  Bleikolik 
auf,  verschwanden  aber  bei  Anwendung  von  Vorsicht,  Reinlich- 
keit nnd  Milchgenuß.  Bedenklicher  wird  freilich  die  Arbeit,  wenn 
giftige  Zusätze  der  Bleischmelze  zugefügt  werden,  wie  dies  bei 
der  Schrottfabrikation  geschieht,  wo  arsenige  Säure  oder  Realgar 
und  Holzpulver  in  die  Schmelze  gerührt  werden.  In  solchen 
Fällen  soll  ein  Dunstfang,  dessen  Herstellung  mit  geringen 
Kosten  verbunden  ist,  für  die  Entfernung  der  Dünste  sorgen. 
Wirksam  sind,  nebenbei  bemerkt,  solche  Dunstfänger  nur,  wenn 
sie  bis  dicht  auf  das  Oberflächen niveau  der  Schmelze  oder  des 
Gusses  herabgelassen  werden  können. 

Hierfür  ist  bezeichnend,  daß  unter  den  Buchdruckerei- 
arbeitern2 die  Schriftgießer  am  seltensten  erkranken,  was  darauf 
hinweist,  daß  bloß  zum  Schmelzen  erhitztes  Blei  für  gewöhnlich  keine 

1  A.  M.  1893. 

2  Siehe  Dr.  Hcimau  in  Conrads  Jahrbüchern  X  1895,  A.  M.  1 895,  Dr.  Levy, 
Beiufskrankheitcn,  1873,  A.  M.  1904. 
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toxischen  Dämpfe  abgibt,  immer  natürlich  vorausgesetzt,  daß 
weder  das  Blei  noch  das  Antimon,  welches  verwendet  wird,  durch 
Arsen  verunreinigt  sind. 

Wohl  aber  erkranken  die  mit  dem  Hobeln  und  Schleifen 
der  gegossenen  Buchstaben  beschäftigten  Arbeiter,  und  die  Setzer 
und  ihre  Gehilfen  häufig. 

Zurückzuführen  sind  alle  diese  Erkrankungen  erstens  auf 
den  aus  kleinen  Bleipartikelchen  bestehenden  Staub,  der  bei  der 
Bearbeitung  und  dem  Reiben  der  Buchstaben  aneinander  in 
großer  Menge  entsteht  und  nicht  selten  aufgewirbelt  wird. 

Dazu  kommt  bei  Setzern  die  Gewohnheit,  die  Zigaretten 
oder  Zigarren  (Pfeife  wäre  in  diesem  Fall  von  geringerer  Gefahr) 
auf  den  bl  ei  staubbedeckten  Pult  zu  legen  und  mit  beschmutzten 
Fingern  anzufassen.  Die  Letternkasten,  auf  deren  Boden  sich 
Bleistaub  in  Menge  anhäuft  und  die  von  Zeit  zu  Zeit  durch 
Ausblasen  mit  einem  Blasbalg  gereinigt  werden,  können  Anlaß 
zur  Entwicklung  enormer  Staubwolken  geben ,  wenn  diese 
Reinigung  nicht  im  Freien  oder  unter  Anwendung  von  Vorsichts- 
maßregeln vorgenommen  wird. 

Ein  weiterer  Fehler  ist  der  oft  vorhandene  Raummangel 
und  die  Abwesenheit  hinreichender  Einrichtungen  zur  Reinigung, 
und  zum  Kleiderwechseln  beim  Verlassen  der  Arbeit,  das  Zusich- 
nehmen  von  Nahrungsmitteln  in  den  Druckereien  usw. 

Eine  bedeutende  Erschwerung  erfährt  jedoch  die  allgemeine 
Durchführung  notwendiger  hygienischer  Einrichtungen  durch  die 
häufige  Verwendung  metallischen  Bleies  in  der  Kleinindustrie, 
wie  z.  B.  bei  den  Musikinstrumentenmachern,  die  die  zu  Blas- 
instrumenten verwendeten  Messingröhren  mit  Blei  ausgießen,  um 
sie  ohne  Knickung  in  die  gewünschte  Form  hämmern  zu  können. 
Ist  das  Instrument  in  die  richtige  Form  gebracht,  wird  es  über 
den  Schmelzpunkt  des  Bleis  erhitzt,  worauf  dieses  glatt  ausläuft. 
In  kleineren  Betrieben  wird  besonders  die  letzte  Operation  über- 
aus sorglos  vorgenommen;  ein  Teil  des  ausfließenden  Bleis  gelangt 
in  die  Asche  der  Öfen,  woraus  man  es  gewöhnlich  wiedergewinnt, 
nicht  ohne  daß  beträchtliche  Quantitäten  die  Luft  und  die  Person 
der  Arbeiten  verunreinigen.  Eine  tief  schmelzende  Legierung  aus 
5  Teile  Blei,  3  Teile  Zinn,  8  Teile  Wismuth,  die  Napias  angibt, 
soll  diesen  Übelstand  beseitigen.  Sie  schmilzt  in  kochendem 
Wasser  und  kann  also  in  einem  Wasserkessel  ausgelassen  werden. 
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Infolge  seiner  geringen  Härte  und  geringen  Elastizität  wird 
Blei  überhaupt  mit  Vorliebe  als  Unterlage  benützt,  so  von  den 
Bernsteinarbeitern  beim  Schneiden  des  Bernsteins,  bei  Graveuren, 
Uhrmachern,  Mechanikern,  Schlossern  usw.,  überall  ebenso  gefähr- 
lich als  leicht  durch  harmlose  Metalle  ersetzbar. 

Die  Erzeuger  von  Blattgold  und  überhaupt  Blattmetallen, 
bedienen  sich  ebenfalls  einer  Bleiunterlage  und  sind  ganz  besonders 
gefährdet,  da  die  Leichtigkeit  des  erzeugten  Produkts  die  Ent- 
fernung des  Staubes  durch  Zugluft  unmöglich  macht. 


§  7.  Feilenhauerei. 

Die  Feilenhauerei,  die  gerade  jetzt  durch  Erlaß  des 
Bundesrates  einer  speziellen  Aufmerksamkeit  der  Gewerbeaufsichts- 
beamten empfohlen  wurden. 

Die  Bleigefahr  in  Betrieben  dieser  Art  besteht  darin,  daß 
die  Feilen  während  des  Hauens  auf  eine  Bleiunterlage  gelegt 
werden,  die  unter  dem  beständigen  Stoß  der  raschen  Hiebe, 
die  auf  die  Feilen  geführt  werden,  Blei  abstäubt.  Dabei  ist  der 
Feilenhauer  tief  über  das  Werkstück  gebeugt  und  bedarf  großen 
Kraftaufwands  zu  seiner  Arbeit.  Das  Bild  einer  ungesunden 
Beschäftigung ! 

Auch  kommt  in  neuerer  Zeit  das  Härten  der  Feilen  in 
überhitztem  Blei  auf,  sowie  das  Nachlassen  der  Feilangel  in  einem 
Bleibad.  Nicht  genug  mit  diesen  Schädlichkeiten  geben  die 
Feilenhauer  ihren  Produkten  noch  ein  besonderes  gefälliges  Aus- 
sehen, indem  sie  sie  mit  Bleiweiß  und  Öl  abbürsten.  Die  Hau- 
maschinen, welche  für  gröbere  Arbeit  gute  Dienste  leisten,  führen 
400—1000  Schläge  in  der  Minute  und  stäuben  natürlich  auch 
ganz  gehörig. 

Der  gesunde  Menschenverstand  muß  sich  sagen,  daß  eine 
andere,  z.  B.  Zinkunterlage  genau  dieselben  Dienste  leisten  kann, 
ohne  die  Arbeiter  zu  vergiften.  Die  besten  Fabriken,  welche 
gleichzeitig  die  feinste  Ware  herstellen,  haben  auch  schon  die 
Blei-  mit  einer  Zinkunterlage  vertauscht.  Die  Mehrkosten  be- 
laufen sich  bei  45  000  Doppelzentner  Feilen  auf  300—900  Mark. 
(A.  M.,  1904). 
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Ein  Ersatz  für  das  Härten  im  Bleibad  wird  sich  wohl  finden 
lassen.  Verläßliche  statistische  Daten  über  die  Häufigkeit  der 
Erkrankungen  liegen  nicht  vor. 

Die  Feilenhauer  in  Offenbach  stellten  bei  Anlaß  einer  Arbeits- 
einstellung folgende  sanitäre  Postulate  auf  (1906): 

a.  Statt  Bleigesenke  solche  aus  Legierung  von  Zinn  und 

Zink  zu  verwenden. 
ß>  Bläuen  der  Schlichtfeilen  im  offenen  Feuer  statt  im  Blei. 
y.  Genügende  Ventilation. 

d.  Regelmäßige  Reinigung  der  Werkstätte. 

e.  Schaffung  genügender  Schutzvorrichtungen. 
C-  Lieferung  von  Schwefelseife. 

§  8.  Oxyde. 

Die  Oxyde  des  Bleis  sind  von  großer  technicher  Wichtigkeit, 
besonders  Bleiglätte  Pb.  O  und  Mennige,  auch  Minium  genannt. 

Die  Bleiglätte  ist  geschmolzenes  kristallinisches  Bleioxyd  und 
wird  als  Hüttenprodukt  bei  der  Gewinnung  von  Silber  aus  silber- 
haltigem Blei  beim  Abtreiben  des  Reichbleis  gewonnen.  Die 
Erzeugung  von  Massicot  ist  ebenfalls  überaus  einfach,  man  erhält 
es  durch  Erhitzen  von  Blei  auf  dem  Flammherd. 

Die  Glätte  zerfällt  beim  Erkalten  von  selbst,  so  daß  die 
Arbeit  des  Mahlens  zum*  großen  Teil  wegfällt.  Dennoch  geben 
Fabrikation  und  Packen  von  Glätte  oder  Massicot  häufig  zu  Blei- 
erkrankungen Anlaß. 

In  der  Königl.  Friedrichs- Hütte  werden  die  Packer  der  Glätte 
jeden  Monat  gewechselt,  in  der  Przibramer  Hütte  alle  14  Tage 
und  arbeiten  dann  14  Tage  gewöhnlich  im  Freien.  Die  Friedrichs- 
Hütte  hat  aber  zum  Sieben  und  Sondern  der  Glätte  so  voll- 
kommene Einrichtungen  getroffen,  daß  eine  Belästigung  der 
Arbeiter  mit  Ausnahme  der  Packer  ausgeschlossen  ist. 

Bleioxyd  findet  Verwendung  zur  Darstellung  von  Flintglas, 
Kristallglas,  Straß  zu  Glasuren,  zu  Porzellan  und  Glasmalerei, 
zu  Bleifirnissen,  Bleipflaster,  zu  Kitt  und  schließlich  noch  für 
andere  Bleipräparate,  wie  Mennige  und  essigsaurem  Blei.  Alle 
diese  Fabrikationen  sind  gefährlich. 
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Mennige  erhält  man  durch  Erhitzen  von  Bleioxyd  unter 
Luftzutritt.  Die  Temperatur  darf  nicht  so  hoch  steigen,  daß  das 
Bleioxyd  schmilzt,  es  würde  in  Glätte  übergehen,  die  nicht  in 
Mennige  überführbar  ist. 

Die  Operationen  der  Überführung  des  Bleis  in  Oxyd  und  des 
Oxyds  in  Mennige  werden  oft  vereinigt  und  in  demselben  Ofen 
vorgenommen. 

Anwendung  findet  Mennige  besonders  als  Farbmittel  zu 
Bleiglas  und  Kitt  für  Metallröhren.  Besonders  als  Rostschutz- 
mittel scheinen  Bleipräparate  ganz  unersetzbar  zu  sein,  wenigstens 
hat  eine  gründliche  Untersuchung  von  Andes  in  jüngster  Zeit 
ihre  weitaus  größere  Widerstandsfähigkeit  gegen  Einflüsse  von 
Feuchtigkeit,  Salz,  Säure  usw.  als  die  anderer  bleifreier  Präparate 
bewiesen.  Die  Kitte  werden  häufig  mit  Bleipräparaten  bereitet, 
so  der  besonders  haltbare  Glycerinkitt  aus  Bleiglätte  und  Glycerin, 
zum  Dichten  von  Eisen  auf  Eisen,  Eisen  in  Stein. 

Bedenklich  und  leicht  ersetzbar  ist  die  Verwendung  von 
Bleioxyden  zum  Färben  der  Zündholzköpfchen. 


Kapitel  II.  Das  Blei  in  der  Technik. 

§  9.  Bleiweiß.1 

Die  bedeutendste  Rolle  unter  allen  Bleiverbindungen,  tech- 
nisch-ökonomisch wie  hygienisch,  spielt  das  Bleiweiß,  eine  weiße 
Malerfarbe.  Es  wird  hauptsächlich  nach  4  verschiedenen  Methoden 
hergestellt,  der  deutschen,  holländischen,  französischen  und  eng- 
lischen. 

In  Deutschland  dominiert  wohl  weitaus  die  sog.  deutsche  oder 
Kremser  Methode,  doch  wird  auch  hier  und  da  nach  englischer, 
in  neuester  Zeit  nach  elektrolytischer  Methode  gearbeitet. 

Die  meisten  Methoden  beruhen  auf  dem  Prinzip,  metallisches 
Blei  durch  kombinierte  Einwirkung  von  Essigsäure  und  Kohlen- 


1  Siehe  Dr.  Th.  Sommetfeld  in  St.  Bauers  Gesundheitsgefährliche  Industrien, 
Jena  1903.  Österr.  Arbeilsstatisches  Amt,  Bleivergiftungen  in  hüttenmännischen  und 
gewerblichen   Betrieben,   Wien  1904—07,  II.  Teil.    Audi  Hirtu,  Albrecht,  Weyl. 
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säure  zuerst  in  essigsaures,  sodann  in  basisch-kohlensaures  Blei 
(Bleiweiß)  überzuführen. 

Bei  dem  holländischen  Verfahren  wird  das  dadurch  erreicht, 
daß  spiralförmig-  gerolltes  Bleiblech  in  irdene  Töpfe  gebracht 
wird,  deren  Boden  mit  Bierhefe  und  Essig  bedeckt  ist.  Die 
Töpfe  werden  mit  Bleiplatten  bedeckt  und  in  Pferdemist  vergraben. 
Der  Pferdemist  gärt,  entwickelt  Warme,  dadurch  verdampft  der 
Essig  und  es  entwickelt  sich  gleichzeitig  Kohlensäure  aus  der 
Bierhefe. 

Xach  französischem  Verfahren  leitet  man  Kohlensäure  in 
eine  essigsaure  Lösung  von  Glätte.  Ein  Teil  des  Bleis  wird  da- 
durch nun  in  Bleiweiß  verwandelt,  der  Rest  bleibt  als  neutrales 
Bleiacetat  zurück.  Neue  Zugabe  von  Glätte  erzeugt  wieder  Blei- 
essig und  der  Prozeß  beginnt  von  neuem. 

Xach  englischem  Verfahren  wird  geschmolzenes  Blei  durch 
Luftzufuhr  in  Glätte  übergeführt,  diese  mit  verdünnter  Bleizucker- 
lösung und  Kohlensäure  behandelt. 

Xach  der  deutschen  Methode  endlich  wird  das  Blei  in  großen 
Kesseln  geschmolzen  und  zu  etwa  meterlangen  Streifen  gegossen. 
Diese  Bleiplatten  werden  sodann  in  die  Oxydierkammer  gebracht, 
einem  gemauerten  Raum  von  sehr  verschiedener  Größe,  in  dem 
sich  Latten,  Balken  und  Schrägen  zur  Befestigung  der  Bleiplatten 
befinden.  Diese  werden  mit  möglichst  freier  Oberfläche  ange- 
bracht und  die  Oxydierkammer  geschlossen,  Essigsäure-  und 
Kohlensäuredämpfe  eingeleitet  Nach  8 — 10  Wochen  ist  fast 
alles  Blei  in  Bleiweiß  übergeführt,  entweder  in  den  Kammern  zu 
Boden  gefallen  oder  bedeckt  in  dichten  Schichten  die  Reste  des 
metallischen  Bleis  und  der  Aufhängevorrichtungen.  Bevor  der 
Arbeiter  die  Oxydierkammer  betritt,  wird  diese  gelüftet  und  mit 
Wasserdampf  gehörig  durchfeuchtet.  Das  noch  suspendierte  Blei- 
weiß wird  mit  einem  Wasserstrahl  herabgespült  und  in  die 
Schlämmerei  geschafft.  Der  Sieb-,  Wasch-  und  Schlämmprozeß 
vollzieht  sich  durchaus  auf  nassem  Weg.  Getrocknet  wird  das 
feuchte  Bleiweiß  in  Kammern,  die  während  7  —8  Tage  geheizt 
werden.  Nach  der  Darstellung  von  Dr.  Sommerfeld  weichen 
die  Einrichtungen  zum  Trocknen  und  Verpacken  des  Produktes 
stark  voneinander  ab,  neben  den  vollkommensten  Einrichtungen 
in  großen  Fabriken  bestehen  noch  recht  primitive  in  kleineren 
Betrieben. 
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Das  getrocknete  Stückbleiweiß  wird  also  nach  obiger  Dar- 
stellung entweder  in  ein  Faß  geworfen,  über  das  eine  Exhaustor- 
öffnung  den  Staub  absaugt,  das  Faß  wird  gut  abgedichtet, 
zusammengeschüttelt,  nachgefüllt,  bis  es  voll  ist. 

In  den  besteingerichteten  Betrieben  wird  der  Bleiweißkuchen 
in  einer  Brechwalze  gebrochen  und  automatisch  verpackt. 

Pulverisiertes  Blei  weiß  wird  nach  dem  Trocknen  gemahlen 
und  fällt  in  einen  Sammelkasten,  aus  dem  es  in  Fässer  umgefüllt 
wird.  In  gut  eingerichteten  Fabriken  erfolgt  der  ganze  Vorgang 
vom  Trocknen  ab  automatisch,  wobei  Transportschrauben  und 
Paternosterwerke  die  Beförderung  der  Produkte  von  einem 
Prozeß  zum  anderen  besorgen.  So  erfolgt  auch  das  An- 
reiben mit  Öl  automatisch  unter  Verhinderung  jeder  Staub- 
entwicklung. 

Wie  Sommerfeld  anführt,  ist  die  gefährlichste  Arbeit  im 
Bleiweißfabrikationsprozeß  die  sogenannte  Kammerarbeit,  d.  h. 
das  Behängen  der  Oxydierkammern  mit  Bleiplatten  sowie  das 
Ausräumen  der  »reifen«  Kammern. 

Hier  wollen  wir  gleich  darauf  hinweisen,  daß  nichts  ver- 
fehlter ist,  als  zur  Beseitigung  von  Staub  in  bleigefährdeten  Be- 
trieben ohne  Rücksicht  auf  die  Natur  des  Staubes  dieselben  Vor- 
kehrungsmaßregeln anzuordnen.  Während  z.  B.  Staub  von 
metallischem  Blei  ein  hohes  spezifisches  Gewicht  hat  und  daher 
leicht  zu  Boden  fällt,  ist  Bleiweiß  und  Mennigestaub  sehr  schwer 
niederzuschlagen,  wie  schon  eine  Untersuchung  von  Geradin  zeigt. 
Wasser  ist  dazu  das  allcrungeeignetste,  da  die  Adhäsion  zwischen 
Bleiweiß  und  Wasser  gering  ist.  Wasserdampf,  wie  Geradin  in 
Vorschlag  bringt,  dürfte  nicht  viel  besser  sein. 

Beim  Ausräumen  der  Kammern  entsteht  aber  trotz  Ab- 
spritzen und  Befeuchten  immer  etwas  Staub,  den  die  Arbeiter 
einatmen.  Die  Verwendung  von  Respiratoren  und  Schwämmen 
wäre  bei  dieser  Arbeit  gesetzlich  vorzuschreiben. 

Man  sollte  auch  nicht  vergessen,  daß  feuchtes  Bleiweiß  auf, 
Kleider  gebracht,  trocknet  und  dann  bei  jeder  Reibung  wegstaubt. 
Der  Transport  zum  Schlämmprozeß,  das  Trocknen  und  besonders 
das  Verpacken  der  Ware,  sofern  dies  letztere  nicht  ganz  auto- 
matisch geschieht,  sind  gleichfalls  Arbeiten,  die  den  dabei  Be- 
schäftigten großer  Gefahr  aussetzen. 
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In  der  Bleifarben  Industrie  dominieren  kapitalkräftige  Firmen. 
Schon  bevor  die  Gesetzgebung  Einrichtungen  zum  Schutze  der 
Arbeiter  vorschrieb,  haben  die  größten  Betriebe  dieser  Art  frei- 
willig Vorkehrungen  getroffen,  welche  weit  über  den  Rahmen 
des  damals  üblichen  Arbeiterschutzes  hinausgingen  und  obzwar 
die  meisten  Menschen  darin  wohl  nichts  anderes  als  die  Erfüllung 
einer  sozialen  Pflicht  sehen  werden,  wird  man  es  diesen  Firmen- 
inhabern doch  zum  Lobe  anrechnen  müssen,  daß  sie  z.  B.  in 
Cöln,  also  ganz  im  Bannkreis  der  dort  direkt  arbeiterfeindlichen 
Großindustrie  des  rheinisch-westfälischen  Kohlen-,  Eisen-,  Stahl- 
reiches  ihre  soziale  Pflicht  erkannt  und  erfüllt  haben.  Bemerkens- 
werterweise hat  das  Fabrikinspektorat  in  jener  Gegend  nie 
über  Vernachlässigung  hygienischer  Maßnahmen  zu  berichten. 
Fabrikbäder,  Respiratoren,  Handschuhe,  der  ganze  Requisit  des 
gewerbehygienischen  Arbeiterschutzes,  bis  dahin  bloß  in  Aus- 
stellungen Gegenstand  des  Interesses,  wurde  dort,  wie  ich  glaube, 
zuerst  in  der  Praxis  verwendet  und  erprobt.  Manche  Firmen 
setzen  auch  heute  noch,  wo  der  größte  Teil  der  hygienisch  nötigen 
Vorkehrungen  vom  Gesetze  vorgeschrieben  ist,  ihren  Ehrgeiz 
darein,  alle  neuen  Erfindungen  und  Entdeckungen  auf  diesem 
Gebiete  zu  versuchen,  so  Darreichung  von  Milch  an  die  Arbeiter, 
was  sich  sehr  bewährt  haben  soll,  auch  Lichtbäder  usw. 

In  einer  Fabrik  Cölns  wurden  im  Jahre  1904  an  300  Arbeiter 
verabreicht : 

8406  Brausebäder, 
830  Wannenbäder, 
55  Lichtbäder. 

Die  Abgabe  der  Bäder,  Milch  usw.  erfolgt  gratis  an  die 
Arbeiter.    Das  Bad  wird  während  der  Arbeitszeit  eingenommen. 

Daß  sich,  wie  wir  später  sehen  werden ,  die  Cölner  Blei- 
farbenfabrikanten gegen  ein  Bleiweißverbot  mit  allen  Kräften 
wehren,  wird  man  menschlich  aus  dem  stark  bedrohten  materiellen 
Interesse  leicht  erklären  können.  Übrigens  produzieren  einige 
Fabriken  neben  Bleifarben  schon  Lithopon,  wie  z.  B.  die  Firma 
Leyendecker. 

Wichter,  Bleivergiftung.  2 
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§  zo.  Maler1. 

Die  Gewerbe  der  Maler,  Anstreicher  und  Lackierer  zeigen 
ein  Bild  der  größten  sanitären  Übelstände  bei  der  größten 
Schwierigkeit,  diese  ohne  grundlegende  Änderung  der  Technik 
(speziell  Bleifarbenverbot)  zu  beseitigen. 

Besonders  gilt  dies  von  den  Malern.  Die  Zahl  der  von  ihnen 
verwendeten  Bleifarben  ist  zieYnlich  bedeutend.    Bersch  führt  an: 

Blei  weiß:  Lynon,  Schieferweiß,  Schneeweiß,  Silberweiß, 
Kremserweiß,  Kremnitzerweiß ,  Berlinerweiß,  Venetianerweiß, 
Holländerweiß,  Hamburgerweiß. 

Pattinsonweiß:  basisches  Bleioxydchlorid,  englisches 
Patentweiß. 

Bleisulfat:  Mülhauserweiß. 

Bleichrom at:  Chromgelb,  Königsgelb,  Zitronengelb,  Neu- 
gelb, Parisergelb,  Leipzigergelb,  Cölnergelb,  Zwickauergelb,  ameri- 
kanisches Gelb. 

Blcioxyd:  Blei  glätte,  Massicot,  Glätte,  Silberglätte,  Gold- 
glätte. 

AntimonsauresBlei:  Neapelgelb,  Antimon  gelb,  Wismutgelb. 
Bleichromat  als  rote  Farbe:  Chromrot,  Chromorange. 
Bleisuperoxid:  Bleibraun,  Flohbraun. 

Weitaus  die  am  häufigsten  gebrauchte  und  die  gefährlichste 
dieser  Farben  ist  das  Bleiweiß.  Zirka  50%  der  Maler  sollen 
fast  ausschließlich  mit  Bleiweißfirnis  arbeiten.  Außerdem  führt 
eine  ganze  Reihe  anderer  Berufe  noch  bei  Gelegenheit 
Malerarbeiten  aus,  wie  Tischler,  Zimmerer,  besonders  Maurer  usw., 
bei  denen  die  Unkenntnis  der  Gefahr  eine  bedeutende  Erhöhung 
derselben  bedeutet. 

Die  Malerarbeit  zerfällt,  abgesehen  von  der  Tapeziererarbeit, 
des  Tapetenklebens  usw.  in  Arbeit  auf  Holz  oder  Arbeit  auf  Putz 
(Mauer)  und  nach  dem  verwendeten  Material  in  Leim-  und  Öl- 
arbeit.  Die  Leimfarbe  wird  aus  Leim,  Kreide  und  einem  Farb- 
stoff bereitet.  Wenn  ein  Neubau  gestrichen  werden  soll,  muß  die 
Wand  erst  mit  grüner  Seife  abgewaschen  werden,  dann  läßt  man 

1  Siehe  Hartlebens  Chemisch-technische  Bibliothek  Bd.  41,  Fischers  Handbuch 
der  chemischen  Technologie. 
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sie  eine  Stunde  trocknen,  hierauf  wird  mit  Leimfarbe  gestrichen. 
Ist  die  Wand  schon  früher  einmal  gestrichen  worden,  muß  der 
alte  Anstrich  erst  abgestoßen  werden. 

Bei  Ölfarbenanstrich  muß  die  Wand  ganz  trocken  sein.  Sie 
wird  erst  mit  einem  Firnis,  dann  mit  Firnis,  Terpentin  und  etwas 
Bleiweiß  und  Deckweiß,  dann  mit  I/4  Firnis,  3/4  Terpentin,  worin 
wieder  Blei  weiß  angerührt  ist,  gestrichen.  Holz  braucht  3,  Putz 
4  Anstriche.    Sehr  oft  wird  hierbei  ein  Anstrich  unterdrückt. 

Am  meisten  Vergiftungen  ereignen  sich  wohl  beim  Anreiben 
von  Bleiweiß,  das  jetzt  vielfach  schon  angerieben  von  der  Fabrik 
bezogen  wird,  und  beim  Abstoßen  und  Abschleifen  des  alten 
Anstrichs.  Auch  der  neue  Anstrich  wird  abgeschliffen,  bevor  der 
nächste  Anstrich  darüber  kommt;  hierbei  entwickeln  sich  Wolken 
bleihaltigen  Staubes.  Es  entsteht  also  hierbei,  wenn  das  Ab- 
schleifen nicht  feucht  geschieht,  eine  große  Menge  bleihaltigen 
Staubes,  und  zwar  sowohl  bei  Maueranstrich  als  bei  Holzanstrich. 

Die  Forderung,  daß  nur  naß  geschliffen  werden  soll,  wie 
sie  in  der  Bundesratsverordnung  vom  Mai  1905  enthalten  ist,  ist 
durchaus  berechtigt. 

§  11.  Töpfer1. 

In  der  keramischen  Industrie  sind  alle  jene  Arbeiter  der 
Bleivergiftung  ausgesetzt,  die  mit  der  Manipulation  bleihaltiger 
Glasuren  beschäftigt  sind  oder  die  Verzierung  der  Waren  mit 
Bleifarben  besorgen.  Es  erhalten  natürlich  nicht  alle  keramische 
Produkte  Bleiglasuren.  So  ist  die  Glasur  von  echtem  Porzellan 
fast  nie  bleihaltig,  wohl  aber  die  von  weichem  Frittenporzellan, 
sowohl  des  glasartigen  französischen  wie  des  sogenannten  eng- 
lischen. Auch  erhalten  Bleiglasuren  das  glasierte  porzellanartige 
Steingut  (Zeug),  das  feine  Töpfergeschirr  und  die  feine  Fayence. 

Die  Glasur  wird  auf  sehr  verschiedene  Weise  hergestellt 
und  aufgetragen.    Z.  B.  Blei  und  Zinn  werden  in  verschiedenen 


1  Siehe  Ferd.  Fischer,  Chemische  Technologie. 

Swoboda,  Grundriß  der  Tonwarenindustrie  oder  Keramik,  Wien  1894. 
Thorpe  and  Oliver  (Report),  The  Employement  of  Compounds  of  Lead  in  the 
Manufacture  of  Pottery,  London  1899. 

2* 
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Verhältnissen  gemischt,  geschmolzen  und  pulverisiert  (äschern), 
und  dann  mit  den  weiteren  Glasuringredienzien  zusammengebracht 
und  aufgetragen  (Tonindustrie,  besonders  Ofenkacheln,  ordinäre 
emaillierte  Fayence).  Oder  es  wird  Bleioxyd  gleich  von  Anfang 
an  mit  allen  Glasurmaterialien  vereinigt,  zusammengeschmolzen 
und  pulverisiert,  man  spricht  dann  von  einer  Fritte  (gefrittete 
Glasur). 

Statt  Bleioxyd  wird  Bleiweiß  oder  metallisches  Blei  oder 
auch  Bleiglanz  verwendet.  Die  Glasuren  werden  durch  Ein- 
tauchen und  Begießen,  sowie  trocken  durch  Bestauben  auf- 
getragen. Beim  Brennen  bildet  dann  das  Blei  mit  der  Kiesel- 
säure ein  leicht  schmelzbares,  glänzendes  Silikat. 

Aus  dieser  oberflächlichen  Schilderung  geht  eigentlich  schon 
hervor,  bei  welchen  Prozeduren  die  beschäftigten  Arbeiter  Gefahr 
laufen.  Es  sind  dies  nach  einer  Aufzählung  des  Gewerbeaufsichts- 
beamten von  Trier  1904  die  folgenden: 

1.  Herstellen  der  Fritte  unter  Zusatz  von  Bleioxyden,  Mengen 
der  Materialien,  Schmelzen,  Zerkleinern  der  Fritte. 

2.  Auftragen  des  Gemisches  von  Fritte  und  Bleifarben  durch 
Eintauchen  und  Bestauben,  Bemalen  der  Ware. 

3.  Eintauchen  der  Ware  in  flüssige  Glasuren,  Bestauben, 
Bemalen  mit  gefritteter  Glasur. 

4.  Das  Reinigen,  Putzen  und  Polieren  der  mit  Bleiglanz 
überzogenen  Ware. 

Die  Zahl  der  in  der  keramischen  Industrie  beschäftigten 
Arbeiter  ist  sehr  groß,  die  Erkrankungshäufigkeit  mitunter  er- 
schreckend groß.  Besonders  in  der  sehr  verbreiteten  Klein- 
industrie ist  von  hygienischen  Maßnahmen  keine  Rede.  So  schreibt 
der  Gewerbeaufsichtsbeamte  von  Württemberg  in  seinem  Berichte 
für  1904  von  75  kleinen  Betrieben,  die  im  ganzen  34  Arbeiter 
beschäftigen.  Dort  wird  Bleiglanz  in  Stücken  bezogen  und  in 
offenen  Mörsern  zerkleinert.  Wenn  das  auch  nur  einmal  im 
Monat  geschehen  soll  und  die  Arbeiter,  wie  ausgeführt  wird,  sich 
vor  dem  Staub  durch  Vorbinden  von  Schwämmen  schützen,  so 
hindert,  wie  schon  erwähnt,  die  Seltenheit  der  Gefährdung  keine 
Intoxikation  und  an  das  Vorbinden  der  Schwämme  glaubt  kein 
Mensch.  Als  hygienische  Maßnahmen  werden  in  Vorschlag 
gebracht : 
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a)  Die  gewöhnlichen  Reinlichkeitsvorschriften. 

b)  Das  Verbot  ungefritteter  Glasuren. 

c)  Das  Verbot  des  Bestaubens. 

d)  Der  Ersatz  der  Bleiverbindungen. 

In  großen  Betrieben  wurde  durch  Einführung  hygienischer 
Maßnahmen  eine  bedeutende  Besserung  der  Gesundheitsverhält- 
nisse unter  den  Arbeitern  erzielt.  Wir  rechnen  die  keramische 
Industrie  zu  denen,  in  welchen  durch  passende  Vorschriften  bei 
geringer  Änderung  der  Technik  eine  vollständige  Abhaltung  der 
Bleierkrankungen  möglich  ist. 

§  12.  Akkumulatorenfabrikation. 

Mit  Bleioxyden  beschäftigt  und  daher  stark  gefährdet  sind 
die  Arbeiter  in  den  Akkumulatorenfabriken. 

Die  elektrischen  Akkumulatoren  bestehen  aus  einer  Blei- 
gatter und  Rahmen,  in  den  die  zu  einer  Paste  angeriebenen 
Oxyde  (Mennige  und  Glätte)  eingestrichen  werden.  Das  Sieben 
und  Einstreichen  sind  natürlich  die  gefährlichsten  Arbeiten  in 
diesen  Betrieben,  in  denen  die  Krankheitshäufigkeit  bestimmt 
wird  durch  die  Güte  der  sanitären  Einrichtungen  Oft  wird  der 
einzureibende  Brei  mit  den  Händen  durchgeknetet  und  das  Ein- 
streichen selbst  mit  der  Hand  vorgenommen.  Dabei  krempeln 
sich  die  Arbeiter  oft  die  Hemdärmel  auf  und  beschmutzen  sich 
den  ganzen  Arm,  den  sie  natürlich,  besonders  an  behaarten 
Stellen,  nicht  wieder  rein  bekommen.  Der  Bleibrei,  der  zur  Erde 
fällt,  wird  leicht  trocken,  zu  Staub,  und  dann  aufgewirbelt. 

Sehr  bedroht  sind  auch  die  außerhald  des  Betriebes  be- 
schäftigten Monteure  der  Akkumulatorenfabriken,  denen  auch 
durch  Sanierung  des  Betriebs  nicht  geholfen  werden  kann. 

§  13.    Verschiedene  Berufe. 

In  der  Lackfabrikation  verwendet  man  Bleiverbindungen 
zur  Sikkativbereitung.  Es  sind  dies  die  fetten,  schnell  trocknen- 
den Firnisse. 
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Die  Verwendung  geschieht  in  der  Weise,  daß  z.  B.  Blei- 
glätte in  Pulverform  in  heiße  Losung  des  betreffenden  Harzes 
in  Leinöl  eingetragen  wird,  wodurch  das  Leinöl  zu  Firnis  ver- 
kocht. Die  besten  Firnisse  dieser  Art  werden  schon  die  längste 
Zeit  statt  mit  Bleiverbindungen  mit  Manganverbindungen,  z.  B. 
Manganborat,  hergestellt.  Der  unglaubliche  Konservativismus 
und  die  lächerliche  Geheimniskrämerei,  welche  speziell  die  Lack- 
fabrikation auszeichnen,  hindern  natürlich  jede  Reform.  Die  mit 
Mangan  hergestellten  Firnisse  dunkeln  durch  Schwefelwasserstoff 
nicht,  was  bei  Bleifirnissen  der  Fall  ist,  also  können  diese  z.  B. 
nicht  auf  Anstrich  aus  Kadmiumgelb  oder  Zinnober  verwendet 
werden. 


Kapitel  III.    Die  Bleiindustrie. 

Die  deutsche  Bleiindustrie1. 

Als  berg-  und  hüttenmännisch  verwendbare  Bleierze  kommen 
für  das  Deutsche  Reich  in  Betracht:  Blciglanz,  Schwefelblei, 
Galenit,  meist  auch  silberhaltig,  Pb  S;  Weißbleierz,  Bleikarbonat, 
Cerussit,  Pb  Co3,  welche  teils  rein,  teils  gemengt  mit  verschiedenen 
Zinkerzen  gefunden  und  aufgearbeitet  werden. 

Die  mit  Blei  häufig  gemeinsam  auftretenden  Zinkerze  sind: 
Zinkblende,  Schwefelzink,  Sphalerit,  Zn  S;  Galmei  (edler),  Zink- 
karbonat, Zn  Co3;  Kieselgalmei,  kieselsaures  Zink,  Kieselzinkerz, 
H2  Zn2  Si  Os. 

§  14.   Geologie  des  Bleivorkommens  und  Standort  der  Industrie. 

Bleierze  treten  hauptsächlich  unter  vier  verschiedenen  geo- 
logischen Verhältnissen  auf,  bald  in  Ausscheidungsflözen,  bald 
in  Lagern  oder  in  regelmäßigen  Gängen,  bald  gemeinsam  mit 
Zinkerzen  als  Höhlenfüllung  im  Kalkgebirg. 


»  Siehe  Handbuch  der  Wirtschaftskunde  von  Deutschland,  Leipzig  1904. 
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In  Deutschland  finden  sich  Beispiele  von  jeder  Art  dieses 
Vorkommens.  Typisch  ausgeprägte  Lagerform  beobachtet  man 
bei  Rammeisberg  (bei  Goslar  i.  H.),  wo  Blei-  und  Kupfererze  zu- 
sammen einbrechen. 

Beispiele  für  Gangart  bietet  Klausthal  im  Harz;  der  Unter- 
devon des  rheinischen  Schiefergebirges,  der  große  Gangzug  von 
Braubach  a.  Rh.  über  Ems  bis  Dernbach,  Herner,  Freiberg  im 
sächsischen  Erzgebirge. 

Die  reichen  Lagerstätten  in  Oberschlesien  (Bergbau  in 
Beuthen  seit  1230),  sind  nach  dem  Typus  der  Höhlenfüllung 
gebaut,  ähnlich  wie  auch  die  I-agerstätten  bei  Brilon  und  Iser- 
lohn in  Westfalen. 

Die  vierte  Art  des  Vorkommens  endlich  zeigen  die  Lager- 
stätten in  der  Eifel,  insbesondere  bei  Kommern.  Dort  liegt  über 
den  devonischen  Schichten  eine  Mulde  von  Buntsandstein  (untere 
Trias),  in  deren  unteren  Abteilung  sich  bleihaltige  Sandsteinflöze 
einschalten. 

Eigentümliche  Konkretionen,  » Knotten  <<  genannt,  treten  da 
auf,  im  wesentlichen  Sandkörner,  die  durch  ein  Bindemittel  aus 
Bleiglanz,  Weißbleierz  und  geringen  Mengen  von  Kupfererzen 
zementiert  sind. 

Die  Hauptfundorte  der  wichtigsten  Bleierze  sind  in  Deutsch- 
land: Bleiglanz  mit  Zinkblende  und  Kupferkies  in  Gängen 
bei  Freiberg  i.  S.,  Klausthal,  Zellendorf,  Neudorf  a.  H.,  Reinscheid 
a.  d.  Eifel,  Holzapfell  im  Regierungsbezirk  Wiesbaden.  Im  Dolomit 
und  Kalkstein  mit  Zinkblende  und  Galmei  tritt  Bleiglanz  auf 
als  Ausfüllung  von  Klüften  und  Hohlräumen  bei  Lin- 
torf, Iserlohn  und  Brilon  in  Westfalen,  Aachen,  Stolberg 
(O.-Sch.).  Als  Knottenerz  im  Buntsandstein  bei  Mechernich 
a.  d.  Eifel. 

Weißbleierz  wird  gefunden  bei  Zellerfeld,  Klausthal, 
Friedrichssegen,  Braubach  und  Ems  in  Nassau,  Tarnowitz.  Seine 
Verwendung  ist  beschränkt. 

Zinkblende  mit  Bleiglanz  zusammen  tritt  auf  im  Sedi- 
ment und  Massengestein  bei  Freiberg,  Scharfenberg,  Zellerfeld, 
Immekoppel,  Arnsberg,  Ems;  im  Kalk  und  Dolomit  bei  Brilon, 
Iserlohn,  Aachen,  Stolberg,  Wiesloch  in  Baden,  in  Oberschlesien. 
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Aus  dem  oben  Gesagten  ergibt  sich,  daß  die  deutsche  Bleierz- 
förderung hauptsächlich  ihren  Sitz  in  Preußen  hat,  und  zwar  in 
den  Regierungsbezirken:  Breslau,  Oppeln,  Arnsberg,  Wiesbaden, 
Koblenz,  Cöln,  Aachen,  Düsseldorf,  Trier  und  in  der  Provinz 
Hannover  (s.  Tabelle  S.  24  oben). 

Diese  Förderung  genügte  jedoch  in  keinem  Jahre  dem  Be- 
darf, es  wurden  vielmehr  Erze  importiert  (s.  Tabelle  S.  26  unten), 
denen  ein  unbedeutender  Export  gegenübersteht. 

Die  Verhüttung  der  Bleierze  findet  naturgemäß  in  möglichster 
Nähe  der  Förderstätte  statt. 

Es  lassen  sich  fünf  Bezirke  unterscheiden: 

1.  Die  Oberschlesischen  Hütten  Tarnowitz  und  Schappinitz. 

2.  Die  Harzer  Hütten  zu  Altenau,  Ocker,  Juliushütte  bei 
Goslar,  Klausthal,  Andreasberg,  Lautenthal,  Harzgerode, 


Bleierzbetriebe  und  Förderung. 


Jahr 

Werke 

Mittlere 
Belegschaft 

Menge 
1000  t 

Wert 
1000  M. 

Haupt- 

Neben- 

1885 

119 

54 

15  39» 

157.9 

*5°93 

189O 

140 

53 

14  453 

168.2 

18098 

1*95 

95 

46 

12  496 

l6l,6 

12  94O 

I90O 

187 

44 

M965 

148,3 

18072 

1904 

96 

34 

II  304 

164,4 

I4  706 

3.  Die  rheinisch  -  westfälischen  Hütten   zu  Ramsbeck  und 
Stolberg,  Binsfeldhammer,  Call  und  Mechernich, 

4.  Die  Lahnhütten:  die  Braubacher  Hütte,  die  Emser  Hütte 
und  die  Bleihütte  zu  Niederfischbach, 

5.  Die  Königl.  Sächsischen  Hütten  bei  Freiberg,  die  Muldener 
und  Habsbrückener  Hütte. 


Digitized  by  Go 


Blei  und  Bleigefahr. 


25 


Seit  1893  hat  sich  die  Bleierzeugung  ständig  gehoben.  Sie 
betrug: 

1893   94  659  t 

1898  132  741  t 

1903  150000  t  (s.  unten  u.  S.  26). 

§  15.    Allgemeines  über  Blei-,  Montan-  und  Hüttenindustrie. 

Beschäftigt  waren  bei  der  Bleiverhüttung  im  Jahre  1899  in 
24  Betrieben  2682  Arbeiter,  davon  in  preußischen  Hütten  2349. 

Die  Preise  von  Blei  weisen  in  den  Jahren  1 894 —  1 906  eine  starke 
stetige  Steigerung  auf.  Die  außerordentliche  Preissteigerung  1899 
beruhte  auf  Arbeiterausständen  in  Colorado  bei  gleichzeitig  stark 
gesteigertem  Bedarf  (s.  Tabelle  Seite  27). 

In  den  Besitz  von  Bleibergwerken  und  Hütten  teilen  sich 
Private  und  Aktiengesellschaften.  Über  das  Erträgnis  wird  all- 
gemein Klage  geführt  und  ein  Minderertrag  gegen  früher  all- 
gemein zugegeben.  Es  beruht  das  darauf,  daß  das  Erträgnis  der 
Bleiförderung  wesentlich  bedingt  ist  durch  den  Preis  des  Silbers, 
das  durch  Abtreiben  als  Nebenprodukt  des  Bleis  gewonnen  wird. 
Da  nun  der  Silberpreis,  wie  bekannt,  schon  seit  Jahrzehnten  außer- 
ordentlich tief  steht,  so  ist  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ein  Teil 


Huttenbetrieb. 

Blei-  und  Kaufglätte. 


Jahr 

Haupt- 

Neben- 

Mittlere 

Menge 

Wert 

B  e  t  1 

r  i  e  b 

Belegschaft 

in  1000  t 

in  1000  M. 

1885 

*3 

21 

2580 

97,3 

20  27  I 

189O 

14 

18 

3050 

105,8 

26  686 

1895 

14 

16 

2799 

» »4.5 

23041 

I90O 

13 

20 

2613 

124,6 

41  764 

1904 

14 

17 

2999 

141,9 

33  663 
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Blei-Außenhandel. 


1902 

1903 

Tonnen 

1000  M. 

Tonnen 

1000  M. 

T7  *         £  t_ 

39  OOÖ 

8875 

52  440 

13023 

Belgien  

19  225 

4  3H 

27899 

6  556 

Großbritannien  .... 

2304 

576 

3  720 

1  39» 

Vereinigte  Staaten  .    .  . 

12  597 

2  771 

13  662 

3  21 1 

1904 

»905 

6l  388 

I5  360 

78528 

21  967 

Belgien  

32  003 

7  809 

33  968 

9  375 

Großbritannien  .... 

3  678 

1  214 

49W 

1  547 

Vereinigte  Staaten  .    .  . 

17  252 

4209 

21  715 

5  972 

A                     1  * 

Australien  

5  925 

1  440 

1 1  902 

3  273 

1902 

I9°3 

b.  Ausfuhr  

23  IOO 

5  33i 

30243 

7  292 

Großbritannien  .... 

5  854 

1  347 

6  172 

1  497 

y*\                    •     *  TT 

Österreich- Ungarn    .    .  . 

5  552 

1  291 

9  480 

2  299 

■p)  _  (>i  j 

4410 

1  014 

8030 

1  927 

o  _i  • 

2  434 

572 

2  261 

543 

1904 

1905 

23  i°9 

5  747 

32515 

9  328 

Großbritannien  .... 

2855 

708 

7  434 

2  156 

Österreich-Ungarn   .    .  . 

8303 

2059 

8511 

2383 

Rußland  

5414 

1  343 

io443 

3081 

2  240 

560 

1  927 

520 

der  Beierzgruben  und  Hütten  auf  schmale  Kost  gesetzt.  Diese 
Verhältnisse  finden  auch  in  der  Entlohnung  der  in  Bleigruben 
und  Hütten  beschäftigten  Arbeiter  ihren  Ausdruck,  die  zu  den 
weitaus  am  schlechtesten  bezahlten  Arbeitern  der  Berg-  und 
Hüttenindustrie  gehören.  Für  das  Verhältnis  zu  anderen  Arbeitern 
ist  folgende  Anführung  bezeichnend: 


Digitized  by  Go 


Blei  und  Bleigefahr. 


27 


Jahr 

Verschiedene 
deutsche 
Marken 
Berlin 

Knein.  dopp. 
raffiniert 
H.St. 
Frankfurt  a.  M. 

Raff,  weich 

Hnry 

ab  Halberstadt 

1806 

7  1  A 

z4»4 

7  7  ft 

7  7  /~» 

l8ü7 

26  1 

7  C  7 

7/1  ■ 
24,  I 

1808 

7  7  5 

7  rS  .1 
zu, 4 

i8qq 

in  ft 

29»9 

1000 

27  1 
O/»1 

34»y 

34t^ 

27,8 

25.9 

25.6 

23,5 

22,9 

22,3 

'W  

24,0 

24,0 

23.1 

•904  

25.2 

24,3 

23,5 

•905  

29.7 

27.9 

27.1 

_  Schicht-,. 

Der-T-  Verdienst  betrug  1897: 


Jahres- 

Oberschlesien 
2.91 


Dortmund 

4.32 


Saarbrücken 
3.80 


794  — 


1823,- 


1 101,— 


Steinkohlen. 


Halle 

3A5 


929,— 


Halle 
3,09 


Braunkohle 


937.— 
Kupfer 


Halle 
3.8i 


1 149  — 
Steinsalz 


Oberer  Harz  für  Blei:  2,40  bzw.  710,—  M. 

Bei  der  räumlichsten  Konzentration  der  Bleiindustrie  einer- 
seits in  Oberschlesien,  anderseits  in  der  Rheinprovinz  und  in 
Westfalen  sollte  man  eine  stärkere  Bewegung  zur  Kartellbildung 
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erwarten,  als  in  der  Industrie  tatsächlich  vorliegt.  In  der  ganzen 
Bleiindustrie  im  engeren  Sinn,  Verarbeitung  des  Rohmaterials 
bis  zur  Farbenherstellung  inklusive  sind  nur  drei  Unternehmer- 
verbände bekannt:  »Verein  deutscher  Bleiwarenfabrikanten«, 
»Verkaufsstelle  des  Vereins  deutscher  Bleirohr-  und  Walzblei- 
fabrikanten« und  drittens  das  im  Jahre  1904  ins  Leben  gerufene 
»Bleiweißverkaufskontor«  in  Cöln. 

Die  treibende  Kraft  dieser  Organisationen  scheint  die  Firma 
Leyendecker  zu  sein,  die  die  größte  Rolle  in  der  ganzen  Blei- 
industrie spielt  und  sich  auf  dem  Gebiet  der  Arbeiterwohlfahrts- 
pflege einen  glänzenden  Namen  gemacht  hat.  Diese  Firma  stellt 
sowohl  metallische  Bleiwaren  wie  Rohre,  als  auch  Bleifarben  her. 
Auch  hat  sie  in  den  letzen  Jahren  die  Fabrikation  von  Bleiweiß- 
ersatzstoffen wie  Zinkweiß  und  Lithophon  aufgenommen. 


Kapitel  IV.    Statistik  zur  Bleigefahr. 

§  16.  Allgemeines. 

Zwei  Teilfragen  unserer  Aufgabe  könnten  mit  Hilfe  der 
Statistik  gelöst  werden.  Es  ist  dies  einmal  die  Feststellung  der 
Bleifrage  als  soziales  Problem  und  zweitens  die  quantitative  Er- 
fassung dieses  Problems  selbst. 

Aus  mehreren  Gründen  jedoch  wollen  wir  bei  Feststellung 
des  Charakters  unserer  Aufgabe  als  soziales  Problem  auf  die 
Hilfe  der  Statistik  verzichten. 

Einmal  ist  es  überflüssig,  dort  zu  der  Statistik  zu  greifen, 
wo  eine  Frage  deduktiv  zweifellos  zu  lösen  ist.  In  diesem  Falle 
noch  zu  anderen  Hilfsmitteln  greifen,  wäre  ein  Testimonium 
paupertatis  für  unseren  Verstand.  Zum  andern  bestimmt  uns 
dazu  die  gänzliche  Unbrauchbarkeit  der  bestehenden  Statistik  für 
unsere  Arbeit.  Der  ersten  vorbereitenden  Arbeit  des  Erkennens, 
der  Isolierung,  kann  hier  nicht  entsprochen  werden.  Die  blei- 
gefährdeten Personen  gehören  Berufen  an,  in  denen  sich  zum 
großen  Teil  die  Gefahr  nur  auf  eine  bestimmte  Kategorie '  von 
Arbeitern  erstreckt,  Berufe,  die  überdies  außerordentlich  reich  an 
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Einzelbetrieben  sind  und  eine  kolossale  Zahl  von  Arbeitern  beschäf- 
tigen. Aus  der  deutschen  Statistik,  die  heute  elf  Jahre  alt  ist, 
diese  Berufe  und  ihre  Arbeiterzahl  zu  entnehmen  nach  ungenauen 
wechselnden  Angaben,  aus  dieser  Masse  einen  Prozentsatz  der 
mutmaßlich  gefährdeten  Arbeiter  herauszugreifen,  hieße  die  Fehler- 
quellen, die  jeder  Statistik  anhaften,  so  vervielfachen,  daß  dem 
Resultat  weniger  Beweiskraft  zukäme  als  dem  Urteil  des  gesunden 
Menschenverstandes. 

Die  quantitative  Erfassung  des  Problems,  d.  h.  der  Bleigefahr 
selbst,  kann  nur  durch  die  Statistik  besorgt  werden.  Doch  machen 
wir  schon  hier,  was  wir  später  bei  Gelegenheit  wiederholen  werden, 
auf  die  unzähligen  Fehlerquellen,  weiche  die  Resultate  beein- 
flussen, aufmerksam. 

Da  ist  zuerst  zu  bemerken,  daß  es  in  Deutschland  keine 
Anzeigepflicht  für  gewerbliche  Erkrankungen  gibt,  eine  offizielle 
Statistik  also  unmöglich  ist. 

Ab  Quellen  kommen  schließlich  nur  in  Betracht: 

1.  Die  Krankenbücher  der  zur  Führung  von  solchen  ver- 
pflichteten Fabriken.  Aus  diesen  Büchern  erfährt  man  gelegentlich 
etwas  aus  den  Berichten  des  Gewerbeaufsichtsbeamten,  doch  ist 
die  Zahl  der  betreffenden  Fabriken  nicht  groß  und  die  Krank- 
heitsdiagnose wird  durch  den  Fabrikarzt  festgestellt. 

2.  Die  Berichte  der  Ortskrankenkassen.  Die  Statistik,  welche 
diese  Kassen  führen,  sind  entweder  äußerst  mangelhaft  oder  sie 
werden  gemeinschaftlich  für  Angehörige  verschiedener  Berufe 
geführt,  so  daß  eine  Feststellung  der  Krankheitshäufigkeit  nicht 
möglich  ist.  Ist  beides  nicht  der  Fall,  so  ist  jede  Statistik  nach 
einer  anderen  Methode  angelegt,  so  daß  wieder  ein  Vergleich 
mehrerer  Kassen  unmöglich  ist.  So  sollte  am  XII.  Kongreß  des 
Zentralverbandes  der  deutschen  Ortskrankenkassen  ein  Bericht 
über  Bleivergiftungen  vorgelegt  werden,  es  konnte  jedoch  nicht 
geschehen,  weil  von  230  angegangenen  Kassen  nur  63  mit  lücken- 
haftem Material  aufwarten  konnten. 

3.  Die  Berichte  der  öffentlichen  Krankenhäuser.  Auch  diese 
Berichte  geben  ein  sehr  lückenhaftes  Bild  von  der  Erkrankungs- 
häufigkeit, denn  sie  vernachlässigen  die  Behandlung  der  Hauspflege 
und  Privatkrankenanstalten. 


Digitized  by  Google 


30 


Abschnitt  I. 


Entscheidend  für  die  Mangelhaftigkeit  der  Statistik  ist  aber 
die  geringe  Sicherheit  bei  der  Diagnostizierung  der  Bleikrankheit. 
Wir  müssen  absichtliche  und  unabsichtliche  Fehldiagnose  unter- 
scheiden. 

Der  Fabrikarzt  ist  abhängig  vom  Fabrikanten,  er  hat  natür- 
lich ein  Interesse  daran,  seinem  Chef  keine  Unannehmlichkeiten 
zu  bereiten,  um  so  mehr,  als  die  Fehldiagnose  keinerlei  schlimme 
Folgen  für  den  Arbeiter  hat,  was  bei  der  richtigen  Diagnose 
vielleicht  möglich  wäre.  Denn  trotz  falscher  Diagnose  wird  der 
Arbeiter  richtig  behandelt  und  vermeidet  die  Entlassung,  die 
manche  Fabrikanten  über  jeden  bleikranken  Arbeiter  verhängen. 
Anderseits  läßt  sich  oft  nicht  feststellen ,  wo  der  Magen-  und 
Darmkatarrh  aufhört  und  die  Bleikrankheit  anfängt,  es  läßt  sich 
auch  nicht  feststellen,  ob  das  Nierenleiden  oder  das  Gehirnleiden 
nicht  auch  ohne  Bleikrankheit  eingetreten  wäre  usw. 

Und  endlich  sind  mit  den  direkten  Bleierkrankungen  noch 
lange  nicht  alle  Nachteile  erschöpft,  die  dem  Arbeiter  aus  dem 
gefahrvollen  Berufe  erwachsen.  Die  Folgekrankheiten  spielen 
eine  weit  größere  und  verderblichere  Rolle  als  die  Bleikolik  selbst, 
wie  wir  gleich  sehen  werden. 

Den  I^iien  muß  es  überraschen,  wie  groß  die  Zahl  der 
Berufe  ist,  in  denen  Bleivergiftungen  auftreten.  Layet  in  seinem 
Buche  »L'hygiene  industrielle«  beziffert  ihre  Zahl  auf  in,  wir 
begnügen  uns  hier,  die  wichtigsten  anzugeben. 

Arbeiter  in  Bleifarben-  und  Bleizuckerfabriken, 

»        »  Akkumulatorenfabriken, 

»  Maler-  und  Anstreicherfirmen, 

*  Buchdruckereien  und  Schriftgießereien, 

*  Bleihütten  und  -Gruben, 
»  »  Zinkhütten  und  -Gruben, 
->        »  Töpfereien, 

»  »  Flaschenkapsclfabriken, 

»  *  Porzellanfabriken, 

»  >  Glasfabriken, 

*  *  Schrotfabriken, 

*  *  Lackfabriken, 

»        »  Eisenhandlungen, 

>        *  Farbwarenhandlun gen, 
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Arbeiter  beim  Brückenbau, 
in  Waggonfabriken, 
»        »  Docks, 
>        »  Papierfabriken. 
Ferner:    Löter,  Gas-   und  Wasserleitungsmonteure, 
Mechaniker,  Emailleure,  Klempner,  Schlosser,  Glaser,  Monteure, 
Edelsteinschleifer,  Feilenhauer,  Telegraphenarbeiter. 

Diese  Liste  läßt  sich  natürlich  beliebig  vermehren,  wenn 
man  alle  Berufe,  in  denen  vereinzelte  Fälle  von  Bleivergiftung  beob- 
achtet wurden,  aufzählen  will.  Unserer  Untersuchung  werden 
wir  die  meist  bedrohten  zugrunde  legen,  als  solche  betrachten 
wir  die  gesperrt  gedruckten. 

§  17.    Schnelligkeit  der  Erkrankung,  Intensität,  Dauer. 

Wie  wir  bei  näherer  Untersuchung  der  Arbeit  in  den  Blei- 
weißfabriken zeigen,  besteht  in  dieser  Industrie  ein  starker  Arbeiter- 
wechsel; noch  vor  wenigen  Jahren  wurde  die  gefährlichste  Arbeit 
häufig  durch  Taglöhner  verrichtet,  so  daß  man  in  diesem  Zusammen- 
hang die  Frage  erörtern  muß:  Wie  rasch  wirkt  das  Blei  auf 
den  Organismus,  kann  ein  Mann  von  einem  Tag  Arbeit  in  blei- 
gefährdeter Industrie  schon  eine  dauernde  Schädigung  seiner 
Gesundheit  davontragen  ? 

Das  Wiener  Stadtphysikat  lenkte  einmal  die  Aufmerksamkeit 
des  Publikums  und  der  Behörden  auf  die  große  Bleierkrankungs- 
ziffer im  Wiener  Malergewerbe  und  sprach  in  dem  Bericht  davon, 
daß  oft  einige  Tage  Arbeit  in  diesem  Berufe  genügen,  eine  Blei- 
erkrankung1 mit  allen  ihren  Schrecken  herbeizuführen. 

Im  Februar  1897  veröffentlichte  die  Arbeitersanitätskommission 
in  Berlin  im  > Vorwärts«  einen  Bericht,  dem  wir  folgendes  ent- 
nehmen: In  einer  Akkumulatorenfabrik  sind  zehn  Arbeiter  be- 
schäftigt, von  welchen  an  Bleikolik  erkrankten: 

1  Arbeiter  nach  i1/,  Wochen, 

1        »  *     2'/2  » 

1        »  »  3l/2 

1  9  »6  » 

2  »  »     7V2  * 

!  Man  merke:  Eine  chronische  Vergiftung. 
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i  Arbeiter  nach  4r/2  Monaten, 
i        >  »     5«/2  » 

Zusammen  8  Arbeiter. 

Die  Zustände  in  dieser  Fabrik  waren  einfach  grauenhaft 
sie  sind,  wie  wir  gleich  hinzufügen  müssen,  heute  wohl 
unmöglich;  das  Beispiel  dient  auch  nur  zur  Illustration  der 
Intoxikationsgeschwindigkeit  Auch  A.  v.  Jaksch  teilt,  wie  schon 
erwähnt ,  mit ,  daß  Bleikolik  nach  einigen  Tagen  Beschäftigung 
in  Bleibetriebcn  beobachtet  wurde. 

Aus  den  Statistiken  der  Cölner  Bleiweißfabriken  ergibt  sich, 
daß  in  der  größten  Fabrik  dieses  Bezirks  von  170  Passanten  18 
an  Bleikolik  erkrankten. 

Wir  können  also  wohl  aus  alledem  den  Schluß  ziehen,  daß 
besonders  disponierte  Personen  schon  nach  kürzester  Zeit  die 
schlimmen  Folgen  einer  Beschäftigung  in  bleigefährdeten  Betrieben 
zu  spüren  bekommen.  Das  Verbot,  Taglöhner  zum  Ausräumen 
der  Oxydierkammem  zu  verwenden,  geht  von  diesem  Grundsatz  aus. 

Die  Krankheitsintensität  wechselt  wahrscheinlich  nach 
dem  Grade  der  Intoxikation ,  der  Widerstandsfähigkeit  des  Be- 
treffenden und  wohl  auch  nach  der  Form,  in  der  das  Blei  in  den 
Körper  gelangte,  so  haben  wir  verhältnismäßig  schwache  Ver- 
giftungen in  Bleibergwerken  und  -Hütten,  besonders  starke  bei 
den  Malern. 

So  erhalten  wir  als  Krankheitsdauer  auf  einen  Fall 
bei  der  Königl.  Friedrich-Hütte-Tarnowitz  1901  bei  metallurgischer 
Beschäftigung  20  Tage,  bei  der  Ortskrankenkasse  der  Maler 
(Berlin,  1905)  30,8  Tage. 

In  den  Cölner  Bleiweißfabriken ,  wo  zum  Teil  außerordent- 
liche Anstrengungen  zur  Hintanhaltung  der  Krankheit  gemacht 
werden,  sind  die  Fälle  gleichfalls  leichter  als  im  Gewerbe,  so 
betrug  im  Jahre  1901  die  Krankheitsdauer  per  Fall  21  Tage. 

Was  die  Sterblichkeit  betrifft,  so  verstarben  von  den 
Berliner  Malern: 

Krankheitsfälle  Todesfälle 

I905    420  17 

1904   450  lO 

also  ein  verhältnismäßig  geringer  Prozentsatz  (siehe  Bemerkungen 
zur  Statistik),  der  aber  bei  genauer  Diagnostizierung  der  Todes- 
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Ursache  sich  bedeutend  steigern  würde,  allerdings  auch  die  Zahl 
der  Bleierkrankungen. 

Außerordentlich  hoch  ist  die  Rezidivität. 

Die  Ortskrankenkasse  der  Maler  in  Berlin  bringt  seit  1904 
die  Krankheitstabelle  der  im  Jahre  verstorbenen  Mitglieder, 
darunter  finden  wir  für  das  Jahr  1905  angeführt  (wir  heben  die 
krassesten  Fälle  hervor): 

R.  Knoll,  geb.  1858,  sein  Krankheitsregister  verzeichnet: 
seit  1886    13  Fälle  von  Bleikolik, 

3  »       »  Rheuma, 

O.  Röseler,  geb.  1861: 

seit  1893    11  Fälle  von  Bleikolik, 

4  »       »  Magenkatarrh, 

L.  Sprenger,  geb.  1857: 

seit  1890    15  Fälle  von  Bleikrankheit, 

1  Fall  von  Rheuma  (Sp.  hält  den  Rekord;, 

R.  Kubinsky,  geb.  1860: 

1 1  Fälle  von  Bleierkrankung, 

1  Fall  von  Gelenkentzündung, 
1  Fall  von  Nierenleiden. 

§  18.  Disposition. 

Die  Disposition  spielt  bei  der  Bleikrankheit  eine  besonders 
große  Rolle,  wie  schon  aus  der  Tabelle  (Akkumulatorenfabrik) 
hervorgeht    Ganz  besonders  neigen  zur  Bleikrankheit: 
Frauen  und  jugendliche  Personen, 

Leute,  die  schon  einmal  bleikrank  waren  und  Alkoholiker. 

Die  Arbeit  von  Frauen  und  jugendlichen  Arbeitern  ist,  wie 
später  gezeigt  wird,  in  Deutschland  für  eine  Anzahl  Bleiindustrien 
verboten,  besteht  aber  fort  in  der  Tonwarenindustrie,  in  der 
Buchdruckerei  usw.  So  meldet  Wohlsley,  Fabrikinspektor  in 
Stock  on  Trent  (North  Staff ordshire) :  Im  Jahre  1898  sind  in  der 
Töpferei  beschäftigt:  3123  Männer  und  1580  Frauen,  davon  wurden 
bleikrank:  478  Männer  oder  4,9%  und  607  Frauen  oder  12,4%. 

Miß  May  E.  Abraham,  Lady  Assistent  to  the  Commission 
of  Labour  Sheffield,  meldet,  daß  von 

12  Todesfällen   durch   Bleivergiftung   11   auf  Frauen 
entfielen, 

Wlcbter,  Bleivergiftung.  , 
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23  Todesfällen  in  New  Castle  District  davon  22  auf 
Frauen. 

Es  spielt  dabei  wohl  die  allgemein  schwächlichere  Konsti- 
tution der  Frauen  eine  Rolle,  auch  die  Kleidung  und  die  Haartracht, 
an  denen  Bleistaub  hängen  bleibt  und  mit  nach  Hause  geschleppt 
wird.  Jedenfalls  hat  man  in  einzelnen  Betrieben  durch  Darreichen 
von  Milch  am  Morgen,  einer  kräftigen  Mahlzeit  mittags,  durch 
strenge  Vorschriften,  das  Haar  kurz  zu  tragen  usw.,  in  New  Castle 
die  Bleierkrankungen  um  23  %  abnehmen  sehen. 

Jugendliche  Personen  sollen  zur  Bleikrankheit  besonders 
inklinieren,  anderseits  hat  man  bei  Gelegenheit  einer  Bleikrankheits- 
epidemie, die  in  Dessau  durch  bleihaltiges  Trinkwasser  hervor- 
gerufen wurde,  die  Beobachtung  gemacht,  daß  Kinder  von  der 
Erkrankung  verschont  geblieben  sind  (s.  Tabelle). 


Erkrankungen  an  Bleikolik  nach  Altersklassen. 


Alter 

Zahl 
der 
Mitglieder 

1.  Jan.  1902 

1901 

Zahl 
der 
Mitglieder 

I.Jan.  1903 

1902 

Fälle 

Tage 

Fälle 

Tage 

Unter  20 

350 

4 

48 

344 

7 

59 

20—25 

»377 

28 

947 

1502 

24 

907 

26—30 

1404 

34 

1840 

1654 

51 

1767 

31—35 

1 199 

29 

«333 

1319 

37 

1478 

36—40 

1049 

33 

994 

1  140 

25 

903 

41—45 

580 

18 

568 

620 

10 

521 

46  —  50 

357 

10 

54^ 

386 

8 

495 

51—55 

128 

5 

137 

153 

5 

i'3 

56--60 

9i 

2 

78 

98 

61  —  70 

23 

1 

52 

27 

2 

65 

über  70 

2 

2 

Durchschnittliche  Krankheitsdauer  =  37,36  Tage. 


Daß  Alkoholiker  zur  Bleikrankheit  disponieren,  ist  a  priori 
verständlich.    Die  allgemeine  Schwächung  des  Organismus  kann 
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dem  Gift  nur  die  Arbeit  erleichtern ,  abgesehen  davon ,  daß 
Alkoholiker  für  Sicherheitsvorschriften  und  hygienische  Maßregeln 
schwerer  zugänglich  sind,  sich  überdies  in  der  Regel  schlecht 
nähren.  Man  kann  kein  Kapitel  Arbeiterschutz  aufschlagen,  ohne 
ein  Argument  für  die  Antialkoholbewegung  zu  finden. 

Frauen.  Geburten. 

Nicht  nur  die  in  Bleibetrieben  selbst  beschäftigten  Arbeiter 
leiden  unter  dem  Einfluß  der  Bleinoxe,  sondern  auch  seine  Familie, 
besonders  die  Nachkommenschaft  trägt  mit  an  den  Folgen  der 
Vergiftung. 

Bei  Frauen  von  Bleiarbeitern  scheinen,  nach  manchen 
Statistikern  zu  urteilen,  normale  Geburten  geradezu  eine  Aus- 
nahme zu  sein.  Ich  gebe  hier  die  in  dem  offiziellen  »Poisons 
industriels«  abgedruckten  Daten  wieder,  kann  aber  sehr  große 
Bedenken  gegen  ihre  Richtigkeit  nicht  unterdrücken. 


Die  Nachkommenschaft  der  Bleikranken.1 


Vater  oder 

Mutter 
bleikrank 

Mutter 
arbeitet 
im  Blei 

Mutter 
bleikrank 
gewesen 

Vater 
bleikrank 
gewesen 

Schwangerschaft 

123 

IOOO 

43 

141 

Aborte  

64 

609 

32 

82 

Frühgeburten    .  . 

4 

4 

Totgeburten  .    .  . 

5 

3 

5 

Todesfälle,  i .  Jahr  . 

20 

20 

Tot  1—3  Jahr 

Schwache  Kinder  . 

2 

K.  R» 

Tardias 

K.  P. 

K.  P. 

1  >Les  poisons  industriell«,  Office  de  Travail,  Paris  190t. 
*  Constantin  Paul. 

3* 
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Dr.  Kaup  1  hat  bei  bleigefährdeten  Arbeiterinnen  gleichfalls 
einen  hohen  Prozentsatz  unregelmäßiger  Geburten  konstatieren 
können: 


Arbeiterinnen  in 

Zahl  der 
Schwangeren 

Normale 
Geburten 

Fehl- 
geburten 

Prozent 

Buchdrückereien  .  . 

288 

258 

30 

10,4 

Schriftgießereien  .  . 

78 

37 

41 

52.5 

Die  anormalen  Entbindungen  betrugen  nach  Kaup: 

Schriftgießereien  Buchdruckereien 

1890                                30.44%  5.50% 

1891                                 15,38  »  7,41  * 

1892                                 50,00  »  10,71  » 

1893  26,32  »  8,92  > 

Durchschnitt  .     32,50%  8,12% 


§  19.    Statistik  der  preußischen  Krankenhäuser. 

Wir  kommen  zur  Statistik  der  preußischen  Kranken- 
häuser für  die  Jahre  1895 — 1901. 

Wir  betonen  nochmals  alle  gegen  die  Statistik  gemachten 
Vorbehalte,  als  da  sind:  Hausbchandlung ,  Behandlung  in  nicht- 
ärarischen  Krankenhäusern,  Fehldiagnose  usw. 

Es  wurden  behandelt  an  Bleivergiftung: 


Manner 

Frauen 

Zusammen 

1895  . 

.     .       II  20 

43 

I  163 

1899  . 

.     .       I 60 I 

23 

1624 

1900  . 

■     •  15°9 

14 

1523 

1901  . 

•     •  1359 

24 

1383 

Bemerkt  sei  noch  hierzu,  daß,  wie  wir  später  sehen  werden, 
die  Ortskrankenkasse  Berlin  jetzt  jährlich  gegen  400  Bleifälle 
allein  unter  ihren  Mitgliedern  verzeichnet,  doch  hören  wir  weiter: 

1  In  »Gesundheitsgefährliche  Industrien«  von  Prof.  Dr.  St.  Bauer,  Jena  1903. 
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Unter  den  Männern,  die  behandelt  wurden,  waren: 


Mit  Blei 

Mit  Blei  weiß  hantierende 

Jahr 

Andere 

hantierende 

Fabrikarbeiter 

Maler 

1895  

364 

312 

347 

97 

55 1 

3IO 

460 

280 

5i6 

36o 

378 

255 

498 

282 

339 

240 

1929 

1264 

1524 

872 

872 

1524 

2801 

2788 

Somit  ist  ungefähr  die  Hälfte  aller  Bleikrankheiten  auf  Blei- 
weiß als  Krankheitserreger  zurückzuführen. 

Was  das  Verhältnis  von  Krankenhausbehandlung  und  Haus- 
pflege betrifft,  belehrt  uns  der  Kassenbericht  der  Berliner  Maler. 

Es  wurden  von  420  Fällen  Bleikolik  mit  12922  Krankheits- 
tagen behandelt: 

im  Krankenhaus  2  470  Tage 

in  Hauspflege  10452  » 

also  ca.  1  :  4. 

§  20.    Die  Gefahrgröße  nach  Berufen. 

Nicht  alle  Berufe  sind  gleichmäßig  bedroht,  versuchen  wir 
uns  ein  Bild  von  den  Verhältnisziffern  der  Bleierkrankungen  sub 
specie  des  Berufs  zu  verschaffen.  Natürlich  differieren  die  er- 
haltenen Zahlen,  was  die  Industrie  betrifft,  nach  Güte  des  Betriebs 
ganz  enorm  ,  wir  bringen  hier  die  günstigsten  Zahlen  (s.  Tabelle 
S.  38).  Was  das  Gewerbe  betrifft,  weisen  die  Ziffern  eine  gewisse 
Beständigkeit  auf,  weil  da  die  sanitären  Zustände  durchwegs  schlecht 
sind. 

Wir  fanden  folgende  Reihenfolge  der  Berufe  im  Sinne 
fallender  Gefahr  geordnet: 

Bleiweiß,  Mennige,  Schrotfabrik,  Maler,  Bleihütte,  Buchdrucker. 
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Auf  ioo  Arbeiter  kommen  Fälle  von  Blei-Krankheit: 


III 

X->lt;l  \V  CIfJlCtUriK.Cll  * 

33 

uie   lr  sien  jjeincQe  Qieser  /\rc 

in 
III 

1VJ.CIIIJ1V;  r*l  tt Dl  lKCll  . 

32 

fl      /\1  VI         1  /"*  /"X  1 

v^uiii   i yu  i . 

in 
j  1 1 

[ W t*\m  Ii nH  7inVli litten 

o,o 

X^.*VJI1  Iii  !•  X  1             Ivllo  X  X  LI  ILO,    X  dl  11*^* 

wiiz,  oesier  Dcincu  tueser  .Art, 

1902. 

in 

Walzwerken  u.  Schrot- 

fabriken   

20,4 

Walter  Chroneck-Hütte  1901. 

im 

Gewerbe  der  Maler  . 

7.5 

bestes  Resultat  B.  K.  K.  1905. 

» 

»         »  » 

10,4 

Mit  Hinzuziehung  auch  der  Blei- 

leiden.die  als  Darmkatarrh  und 

o>5 

Darmkolik  registriert  wurden. 

a.  Bleifarbenfabrik. 

Wir  wenden  uns  zur  speziellen  Betrachtung  der  Erkrankungs- 
häufigkeit in  den  Bleiweißfabriken.  Natürlich  sind  auch  im 
einzelnen  Betrieb  selbst  nicht  alle  Arbeiterkategorien  gleich 
gefährdet. 

Sommerfeldt1  illustriert  dies  am  Beispiel  einer  Fabrik  für 
die  Dauer  von  acht  Jahren. 

Von  137  Fällen  von  Bleikolik  kamen  auf: 

Heizer   1  Fall, 

Bleigießer   1  > 

Faßbinder   4  Fälle, 

Schlemmtrommel   3  » 

Naßmühle   4  » 

Pulverisieren  und  Packen  ...  42  » 

Oxydierkammer   82  » 

Die  Arbeit  in  den  Oxydierkammern  ist  die  gefährlichste. 
.Alle  möglichen  Versuche ,  wie  gesetzliche  Vorschriften ,  haben 
daran  wenig  geändert.  Die  Fabrikanten  haben  in  früherer  Zeit 
die  Gewohnheit  gehabt,  zu  dieser  Arbeit,  die  eine  besondere 
Geschicklichkeit  nicht  erfordert,  Taglöhner  aufzunehmen  und  nach 


1  iGusundheitsgcfährliche  Industrien«^    1.  c. 
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getaner  Arbeit  wieder  zu  entlassen.  Wir  haben  bereits  gehört, 
.vie  rasch  bei  disponierten  Personen  die  Kolik  eintritt,  man  kann 
sich  also  vergegenwärtigen,  welchen  Schädigung  ein  Taglöhner  nach 
einer  solchen  Arbeit,  von  deren  Gefährlichkeit  er  keinen  Begriff 
hat,  mit  fort  nimmt.  Trotzdem  dieser  verwerflichen  Praxis  jetzt 
ein  Riegel  vorgeschoben  ist.  herrscht  doch  in  den  Bleiweißfabriken 
ein  stetes  Kommen  und  Gehen  (siehe  Tabelle  S.  40  u.  41).  Manche 
Fabrikanten  halten  sich  einen  Stamm  gut  eingearbeiteter  Leute 
und  wechseln  die  anderen  in  bestimmten  Zwischenräumen.  Die 
Arbeiter  ihrerseits  legen  sich  wieder  einen  bestimmten  Turnus 
zurecht  und  gehen  von  einer  Bleifarbenfabrik  zur  anderen. 

Nach  1895  meldet  das  Fabrikinspektorat  (A.  M.  95  S.  620) 
von  einer  Bleiweißfabrik: 


Arbeiterzahl  durchschnittlich  . 

21 

8 

Im  ganzen  Arbeiter  

•  197 

Zum  Behängen  und  Ausräumen 

.  141 

Erkrankungen  56,  davon  Bleikolik 

•  45- 

Im  selben  Bericht  finden  wir  die  Bemerkung,  daß  besonders 
unständige  Arbeiter  erkranken,  weil  sie  sich  nicht  an  die  Vor- 
schriften halten  und  oft  das  Entgegengesetzte  von  dem  tun.  was 
man  ihnen  sagt. 

Wir  haben  bereits  erwähnt,  daß  die  Erkrankungsziffern  in 
den  Bleiweiß-  und  Bleifarbenfabriken  besonders  hoch  sind. 

Wir  beginnen  mit  den  älteren  Statistiken. 

A.  M.  95.    Düsseldorf  1895.  Bleiweißfabrik. 

Durchschnittlich  21  Arbeiter,  wovon  8  das  ganze  Jahr 
blieben,  im  ganzen  197  Personen. 

56  Erkrankungen,  wovon  45  Bleikolik. 

Zum  Ausräumen  der  Oxydierkammern  wurden  1 4 1  Personen 
verwendet,  größtenteils  Taglöhner. 


Summ-      {  Passanten 

durch- 
schnittlich 

Kolikfälle 

Prozent 
der  beschäftigten  Arbeiter 

Arbeiter 

8 

189 

2  I 

45 

22,8 
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Düsseldorf  1905.    Neugebaute  Fabrik. 


Stamm- 

Passanten 

durch- 
schnittlich 

rvoiiklalle 

Prozent 
der  beschäftigten  Arbeiter 

Arbeiter 

7 

219 

22 

8 

3ö 

Wiesbaden  1896 

Bleizucker 

7 

8l 

13 

|  »4.8 

Das  war  durchweg  nach  der  Verordnung  von  1893. 

Bleiweißfabrik  1903. 

Arbeiter   =20 

Kolikfälle   =26 

Magen-  und  Darmkatarrh  .    .    .    .  =  4 


Aus  neuerer  Zeit  stammen  die  folgenden  Daten: 


Zwei  Bleiweißfabriken  1904. 


Stamm- 

Passanten 

Krankheit 

Arbeiter 

Pb. 

20 

I6.5 

2 

47 

924 

7 

Davon  wurden  während  des  Jahres  1904  in  der  Oxydier- 
kammer beschäftigt: 


1 

2 

3 

1 

'  4 

5 

6 

7 

8 

10 

13  mal 

1.  Fabrik     .  . 

34 

12 

9 

3 

4 

2 

1 

2  Arbeiter 

2.  Fabrik    .  . 

188 

67 

27 

8 

1 

2 

1 

» 

Drei  Blei weißfabriken  im  Bezirk  Hildesheim  zusammen: 


Stamm- 

Passanten 

regelmäßig 

Pb.-Fälle 

durchschnittlich 

Arbeiter 

30 

247 

89 

37 

63 
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Die  Berechnung,  wieviel  Prozent  der  Arbeiter  an  Bleikrank- 
heit erkrankt  sind,  ist  bei  der  großen  Zahl  von  Passanten,  Wieder- 
eingestellten usw.  durchaus  desorientierend.  Auf  die  Durchschnitts- 
zahl der  Arbeiter  ergeben  sich  derart  zu  große,  auf  die  Summe 
von  Passanten  und  Stammarbeitern  berechnet,  zu  kleine  Beträge. 

b.  Malergewerbe. 

Das  Malergewerbe  ist  wohl  dasjenige,  in  welchem  die  Zu- 
stande am  nachdrücklichsten  ein  energisches  Vorgehen  verlangen. 
Schon  seine  Ausdehnung  (1895:  135790  Erwerbstätige)  for- 
dert, daß  man  Gewerbekrankheiten,  die  in  einer  so  zahlreichen 
Arbeiterkategorie  auftreten,  mit  ganz  besonderem  Ernste  behandelt. 
Sind  die  Maler  das  größte  der  bleibedrohtcn  Gewerbe,  so  sind 
sie  zweifellos  auch  dasjenige,  in  dem  der  einzelne  am  meisten  Ge- 
fahr läuft,  überdies  ist  das  Gewerbe  ein  solches,  dessen  Sanierung 
besonders  schwer,  wenn  nicht  unter  Beibehaltung  der  heutigen 
Technik,  hoffnungslos  erscheinen  muß.  Eine  ganze  Reihe  von 
Momenten  wirkt  zusammen,  um  dieses  Gewerbe  zu  einem  beson- 
deren Schmerzenskinde  der  Gewerbehygiene  zu  machen.  Wir 
haben  dieser  Momente  zum  Teil  schon  gedacht,  es  sind  die  Blei- 
farben, Arbeit  auf  Neubauten,  wo  Reinlichkeit  schwer  einzuhalten 
ist,  dazu  können  wir  noch  erwähnen  die  Saisonarbeit.  (Am 
Dezember  1895  waren  25,38%  der  Malerarbeiter  Berlins 
arbeitslos.) 

Daß  die  Maler  auch  ohne  die  Bieinoxe  bei  der  Neubauarbeit 
zu  Rheumatismus  und  Lungenerkrankungen  inklinieren,  ist  klar. 

Die  Statistik  mehrerer  Jahre  der  Berliner  Ortskrankenkasse 
der  Maler  ergibt  nach  Sommerfeld: 


Zahl 
der  Ar- 
beiter 

Ge- 
samt- 
zahl 
der  Er- 
krankte 

Rleierkrankungen 

Erkrankungen 
der  Atmungsorganc 

abso- 
lute 
Zahl 

|     auf  too 

abso- 
lute 
Zahl 

auf  100 

|  Per- 
1  sonen 

Er- 
krankte 

■  Per- 
sonen 

Er- 
krankte 

Maler  .... 
I-ackierer  .    .  . 

12  674 
1  162 

3610 
3-3 

725 
40 

|  5.72 
3-44 

20,8 
12,38 

692 

58  | 

t 

5,40 
4-99 

19.17 

>7.0 
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Diese  Statistik  bekommt  aber  ein  ganz  anderes  Aussehen, 
wenn  wir  sie  mit  kritischen  Blicken  betrachten.  Die  Kasse 
meldet  'nämlich  1904:  »Berücksichtigt  man  noch,  daß  z.  B.  Nerven- 
krankheiten, Herz-  und  Nierenleiden  usw.,  welche  nicht  zu  den 
Bleikrankheiten  gezählt  werden,  nach  einigen  ärztlichen  Gutachten 
aber  zweifellos  zu  diesen  Erkrankungen  gezählt  werden  müßten, 
so  erhöht  sich  die  Zahl  der  Bleivergiftungen  wohl  bedeutend 
Berücksichtigt  man  ferner,  daß  durch  die  Einführung  der  Kontrolle 
der  Diagnosekarten,  welche  nur  in  der  günstigsten  Zeit  der  Kasse, 
in  den  vier  Sommermonaten  geschehen  konnte,  weitere  57 
Krankheitsfälle,  wo  die  Krankheit  auf  Bleivergiftung  zurückzuführen 
ist,  hinzukommen,  so  weist  mindestens  die  Zahl  der  Bleivergif- 
tungen die  erste  Stelle  in  dem  Geschäftsbericht  auf.  Diese  57 
Krankheitsfälle  verteilen  sich  in  der  Statistik  auf  folgende  Er- 
krankungen: 


.     6  Fälle, 

Magen-  und  Darmkatarrh  .  . 

10  » 

Herz-  und  Nierenleiden     .  . 

8 

•     17  » 

.      3  ' 

3 

Die  Kasse  führt  auch  Klage  darüber,  daß  die  Landes- 
vorsicherungsanstalt  in  den  häufigsten  Fällen  » Nervenleiden  c 
an  die  Kasse  meldet,  wo  nicht  nur  tatsächlich  Bleikrankheit  vor- 
liegt, sondern  die  Diagnose  auf  dem  Krankenschein  auf  Blei- 
vergiftung lautet.  Die  Kasse  hat  sich  nun  bewogen  gesehen, 
Rheumatismus,  Magen-  und  Darmkatarrh,  Darmkolik,  Bleikolik, 
Nervenleiden,  Herz-  und  Nierenleiden  zusammen  zu  fassen  unter 
dem  Titel:  Blei-  und  damit  im  Zusammenhang  stehende  Er- 
krankungen«, was  der  Statistik  {Tabelle  Seite  45)  die  mit  Bei- 
setzung *  korrigierte  Ziffern«  bezeichnete  veränderte  Gestalt  gibt. 
Jedenfalls  kommen  die  korrigierten  Ziffern  der  Wahrheit  näher 
als  die  ursprüngliche  Fassung. 

Die  Bleivergiftung  im  Malergewerbe  würde  damit  den  un- 
geheueren Prozentsatz  von 

im  Jahre  1904  beinahe  29%, 
»      »      1905  von        21  * 
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Jahr 

Zahl  der 

Krank- 
heits- 
fälle 

Leiden 

Todesfälle 

Mitglieder 

Blei 

Lungen 

Gesamt 

Blei 

Lungen 

1900  .... 

3990 

1898 

418 

506 

45 

I 

24 

1  l)U  1  .... 

375° 

1  nR  c 
I9Ö5 

50 

2 

30 

I902  .... 

3815 

2022 

308 

419 

53 

6 

26 

I903  .... 

4397 

2269 

409 

494 

57 

8 

25 

I9O4  .... 

5010 

2684 

45° 

472 

68 

10 

27 

I9O5  .... 

5613 

2605 

420 

439 

68 

17 

27 

1904  .... 

1905  .... 

5010 
5613 

2684 
2605 

145 1 
"95 

korrigierte  Zahlen. 

erreichen,  eine  Ziffer,  die  ich  doch  nicht  ohne  weiteres  zu  unter- 
schreiben wage. 

Wir  sind  aber  nicht  zu  Ende.  Wir  haben  bereits  über  den 
Zusammenhang  der  Lungenkrankheiten,  speziell  der  Tuberkulose 
mit  der  Bleiintoxikation  gesprochen.  Schon  Hirth  hat  behauptet, 
daß  Bleiarbeiter  fünfmal  häufiger  Tuberkulose  akquierieren  als 
andere  Personen.  Betrachtet  man  die  Tabelle  der  verstorbenen 
Mitglieder  der  Berliner  Krankenkasse,  so  springt  sofort  ins  Auge, 
daß  man  die  dort  aufgezählten  Unglücklichen  in  drei  Kategorien 
teilen  kann,  nämlich  solche,  die  zu  wiederholten  Malen  an  Rheuma, 
oder  an  Bleikolik,  oder  drittens  an  Lungenleiden  laboriert  haben. 

Finden  wir  Leute  mit  1 5  ausgesprochenen  Bleierkrankungen, 
so  beobachten  wir  einen  Fall  mit  14  Rheumaerkrankungen  und 
häufig  Fälle  mit  fünf  bis  sechs  Lungenkrankheitsfällen;  gewöhnlich 
bleibt  die  eine  Kategorie  Kranken  von  den  Leiden  der  anderen 
Kategorie  verschont. 

Der  Schluß  ist  wohl  naheliegend,  daß  das  Blei  bei  jeder 
dieser  Krankheiten  eine  entscheidende  Rolle  spielt  und  sich  nur 
verschieden  manifestiert. 

c.  Töpferei. 

Die  Zahl  der  in  der  keramischen  Industrie  beschäftigten 
Personen  ist  sehr  hoch,  wieviel  von  den  in  der  Statistik  figurie- 
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renden  Betrieben  Blei  verwenden,  kann  nicht  festgestellt  werden, 
ebensowenig  wie  die  Zahl  der  Personen,  die  in  den  bleiverwen- 
denden Betrieben  durch  ihre  Arbeit  gefährdet  werden.  Ein  er- 
fahrener Kassenarzt  meint  (M.  d.  Gr.  A.  B.  1897),  daß  wohl  alle 
Glasurarbeiter  in  höherem  oder  geringerem  Maße  bleikrank  wären. 
In  den  letzten  Jahren  haben  im  Auftrag  des  Bundesrats  die 
Gewerbeaufsichtsbeamten  diesem  Industriezweig  besondere  Be- 
achtung geschenkt,  aber  an  tatsächlichem  Material  liegt  erst  sehr 
wenig  vor. 

So  schreibt  der  Gewerbeaufsichtsbeamte  für  Oberbayern  1904, 
daß  in  93  revidierten  Töpfereien,  die  Blei  verwenden,  157  Arbeiter 
beschäftigt  sind,  und  daß  aus  den  letzten  Jahren  11  Bleierkran- 
kungen zugegeben  werden. 

Der  Gewerbeaufsichtsbeamte  für  Württemberg  III  meldet 
für  1903:  177  Anlagen  mit  1266  Männern,  79  Frauen  und  291 
jugendlichen  Arbeitern,  davon  wurde  in  79  Betrieben  mit  Blei 
hantiert.  In  diesen  sei  bei  45  Arbeitern  von  1900 — 1903  keine 
Bleierkrankung  vorgekommen. 

Jedenfalls  sind  die  hygienische  Zustände  in  den  meisten 
Betrieben  dieser  Industrie  derartige,  daß  eine  gründliche  Unter- 
suchung eine  starke  Erkrankungsziffer  und  Notwendigkeit  staat- 
lichen Einschreitens  zeigen  wird,  besonders  wird  man  den  Schutz 
der  weiblichen  Arbeitskräfte  ins  Auge  fassen  müssen  (siehe  eng- 
lische Statistik). 
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Der  Kampf  gegen  die  Bleigefahr. 

Kapitell.   Faktoren  des  Fortschrittes. 

§21.  Die  internationale  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz. 

Es  hieße  oberflächlich  verfahren,  wenn  wir  bei  Aufzählung 
der  den  sozialen  Fortschritt  fördernden  Faktoren  nicht  an  erster 
Stelle  der  Wissenschaft  gedenken  würden. 

Speziell  bei  unserem  Gegenstand  ist  jeder  Schritt  vorwärts 
bedingt  durch  Vorarbeit  und  Zusammenarbeit  einer  ganzen  Reihe 
differenter  Wissenschaften.  Medizin ,  Nationalökonomie,  Hygiene, 
Technik  müssen  zusammenwirken,  um  das  Gebiet  zu  klären  und 
die  Vorarbeiten  zu  schaffen,  die  dem  Gesetzgeber  zur  Basis  seiner 
normativen  Festsetzungen  dienen  können. 

So  ist  es  auch  erklärlich,  daß  speziell  das  Gebiet  der  sozialen 
Hygiene  lange  Zeit  brach  gelegen  ist,  weil  die  Vorbedingungen 
jeglicher  gedeihlicher  Arbeit  nicht  erfüllt  waren. 

Es  war  in  erster  Linie  die  Hygiene  selbst,  die  wissenschaft- 
liche Krankheitsverhütung,  die  aus  dem  Zustand  krassester  Empirie 
auf  die  Stufe  der  wissenschaftlichen  Disziplinen  gehoben  werden 
mußte.  Was  Pettenkofer  und  andere  auf  diesem  Gebiete  geleistet 
haben,  ist  bekannt. 

In  der  Medizin  mußten  sich  Spezialisten  der  Erforschung 
jener  Krankheiten  widmen,  die  ständige  Begleiterscheinungen 
gewisser  Gewerbe  sind  und  die  mit  Zunahme  der  Industrialisierung 
Europas  eine  wahre  Gefahr  für  Volk  und  Staat  geworden  sind. 
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Hier  ist  in  erster  Linie  Dr.  Ludwig  Hirts  zu  gedenken,  der 
sich  mit  seinem  Werk  über  Arbeiterkrankheiten  (Breslau  187 1) 
ein  unsterbliches  Verdienst  um  die  Sache  der  Gewerbepathologie 
erworben  hat.  Mit  diesem  Werk  beginnt  gleichsam  die  heutige 
moderne  Gewerbehygiene.  Eine  Wirkung  freilich  konnten  Hirts 
Vorschläge  und  Andeutungen  erst  ausüben,  als  die  Staatspraxis 
den  schroffen  Manchesterstandpunkt  endgültig  aufgab  und  seit 
Mitte  der  80er  Jahres  mit  Rücksicht  auf  die  Hygiene  immer  de- 
taillierter und  strenger  in  den  Gewerbebetrieb  eingriff.  Wie  weit 
in  Deutschland  dazu  Kathedersozialismus,  das  Anwachsen  der 
Sozialdemokratie  und  die  persönlichen  sozialpolitischen  Bestre- 
bungen des  jungen  Kaisers  beigetragen  haben,  läßt  sich  nicht 
feststellen.  Sicher  ist,  daß,  abgesehen  von  allen  ethischen  Momen- 
ten, auch  die  Befürchtung  der  möglichen  Degeneration  des  Fabrik- 
proletariats im  Verein  mit  der  Tatsache,  daß  der  Staat  zur  Er- 
gänzung seiner  Wehrmacht  auf  jenes  angewiesen  ist,  eine  gewisse 
Rolle  gespielt  hat. 

In  neuerer  Zeit  haben  sich  die  Ansichten  über  diese  Dinge 
und  über  die  Pflichten  der  Öffentlichkeit  unendlich  weit  von  der 
Nichteinmischungstheorie  der  liberalen  Periode  entfernt,  so  daß 
nicht  nur  der  Staat,  sondern  in  steigendem  Maße  Privatleute, 
Vereine,  öffentliche  Körperschaften  eine  freiwillige  Tätigkeit  in 
der  angegebenen  Richtung  entfalten.  Speziell  gegen  die  Gewerbe- 
krankheit par  excellence,  die  Lungentuberkulose,  wird  ein  erfolg- 
reicher Kampf  geführt.  Der  Tuberkulose  und  dem  Alkoholismus 
zunächst  steht  aber  als  soziales  Übel  die  Bleikrankheit. 

Der  internationale  Arbeiterschutz1. 

Während  die  sozialdemokratische  Führerschaft  und  Presse 
an  der  Meinung  festhält,  daß  jeder  Aufwand  für  Verbesserung 
der  Arbeitsbedingungen  die  Produktionskosten  eher  vermindert 

1  Die  Literatur  über  die  Geschichte  und  Theorie  des  internationalen  Arbeiter- 
schutzes ist  sehr  umfangreich.    Als  Quellen  dienten  dem  Verfasser  vorwiegend: 

Georg  Adler,  Die  Frage  des  internationalen  Arbeiterschutzes,  München  1888. 

Die  Drucke  des  internationalen  Kongresses  für  Arbeiterschutz  in  Zürich  1897. 

Schriften  der  Internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  ArbeiterschuU.  Jena, 
seit  1901. 

Die  Vorträge  über  Geschichte  und  Ziele  der  Bewegung  von  Oberst  E.  Frei,  1900, 
Dr.  St.  Bauer,  1901,  Dr.  Reichesberg,  1900. 
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als  erhöht,  weil  die  größeren  Spesen  durch  größere  Leistungs- 
fähigkeit des  Personals  mehr  als  wettgemacht  werden,  hat  ein 
kleiner  Kreis  bürgerlicher  Sozialpolitiker  in  den  letzten  Dezennien 
des  vorigen  Jahrhunderts  eine  Propaganda  für  internationalen 
Arbeiterschutz  eingeleitet,  von  der  Erkenntnis  ausgehend,  daß  die 
große  Belastung  des  Spesenkontos  für  sozialpolitische  Aufwen- 
dungen doch  für  die  auf  den  Export  angewiesene  Großindustrie 
eine  bedeutende  Konkurrenzerschwerung  bedeutet  und  man  daher 
bei  allen  Versuchen  in  dieser  Richtung  bei  dieser  Großmacht 
auf  schier  unüberwindlichen  Widerstand  stoßen  werde.  Es  liegt 
nicht  im  Rahmen  dieser  Arbeit,  die  Geschichte  der  internationalen 
Arbeiterschutzgesetzgebungsbewegung  zu  schreiben,  bei  der  Wichtig- 
keit aber,  welche  dieser  Bewegung  gerade  für  die  Bekämpfung 
der  Bleikrankheit  zukommt,  seien  die  hauptsächlichsten  Daten  ihrer 
Geschichte  angegeben. 

Als  der  geistige  Vater  dieser  Bewegung  wird  vielleicht 
der  Elsässer  Legrande  anzusehen  sein,  der  im  Jahre  1840  ein  Zir- 
kular an  alle  europäischen  Kabinette  richtete,  welches  das  Motto 
trug:  Une  loi  internationale  sur  le  travail  industriel  est  l'unique 
Solution  possible  du  grand  probleme  social,  de  dispenser  ä  la 
classe  ouvriere  les  bienfaits  moraux  et  materiels  desirables  sans 
que  l'industriel  en  souffre  et  sans  que  la  coneurrence  entre  les 
industriels  de  ces  pays  en  reeoive  la  moindre  atteinte. 

Begreiflicherweise  hatte  in  der  damaligen  Glanzperiode  des 
Manchestertums  diese  Anregung  keinerlei  Widerhall  bei  den  Re- 
gierungen gefunden.  In  dem  1858  erschienenen  Staatshandwörter- 
buch von  Bluntschli  und  Brater  findet  sich  eine  redaktionelle 
Notiz  über  ein  Verbot  der  Sonntagsarbeit,  wobei  auf  internatio- 
nales Verbot  als  bestes  Mittel  hingewiesen  wird. 

1867  trat  in  Genf  der  Kongreß  der  internationalen  Arbeiter- 
assoziation zusammen.  Hier  wird  der  gesundheitsgefährlichen 
Industrie  in  der  Weise  Erwähnung  getan,  daß  das  Verbot  der 
Frauenarbeit  in  solchen  Industrien  postuliert  wird. 

Es  begann  nun  auch  die  wissenschaftliche  Literatur,  der  Frage 
ihre  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

Gustav  Cohn,  Internationale  Fabrikgesetzgebung,  in  Conrads  Jahrb.  37. 
Dr.  Franz  Dochow,  Vereinheitlichung  des  Arbeiterschutzrechtes  durch  Staats- 
Verträge,  Berlin  1907. 

Sociale  Praxis,  Jahrgänge  seit  1897. 

Wächter,  Bleivergiftung.  4 
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So  besprach  Gustav  Schönberg  in  seinem  den  Arbeitsämtern 
gewidmeten  Schrift  1871  die  internationale  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung. »Wir  haben  ,  so  sagt  er,  »bisher  eine  Ära  internationaler 
Handelsverträge  erlebt,  wir  müssen  und  werden  eine  neue  Ära 
erleben,  in  der  auch  die  Gesetzgebung  in  der  sozialen  Frage 
Gegenstand  internationaler  Verhandlungen  wird<. 

Im  Interesse  des  Freihandels,  der  ohne  internationale 
Regelung  der  Arbeitszeit  nicht  zu  erhalten  sei,  fordert  Baron  1875 
eine  internationale  Arbeiterschutzgesetzgebung.  Lohmann,  vor- 
tragender Rat  in  Berlin,  1878  äußert  sich  in  seinem  Buche:  Die 
Fabrikgesetzgebung  der  Staaten  des  europäischen  Kontinents,  über 
die  Frage  des  Arbeiterschutzes  wie  folgt: 

Bei  fortschreitender  Entwicklung  der  Industrie  werden  die 
mit  derselben  verbundenen  Gefahren  allmählich  auch  da  ihre  volle 
Wirkung  äußern,  wo  dieselben  bis  jetzt  aus  dem  einen  oder  dem 
anderen  Grunde  noch  nicht  hervorgetreten  ist,  und  selbst  die- 
jenigen Völker,  welche  den  Forderungen  der  Humanität  in  ihrer 
Gesetzgebung  Rechnung  zu  tragen  nicht  geneigt  sind,  werden 
durch  die  Erfahrung  belehrt  werden,  daß  die  zeitweiligen  Vorteile, 
welche  ihrer  Industrie  aus  der  uneingeschränkten  freien  Bewegung 
erwachsen,  doch  nur  ein  Zehren  vom  Kapital  der  Zukunft  sind 
und  daß  sie  zur  Ausbildung  einer  dem  Stande  der  Industrie  ent- 
sprechenden Fabrikgesetzgebung  schließlich  durch  das  Gebot  der 
Selbsterhaltung  gezwungen  wird.  Er  streift  sodann  die  Möglich- 
keit einer  internationalen  Regelung  des  Arbeiterschutzes. 

Ahnlich  zustimmend  äußerten  sich  eine  große  Anzahl  von 
Gelehrten  und  Politikern,  so  daß  ein  Einschlafen  der  Bewegung 
nicht  mehr  zu  fürchten  war. 

Besonders  in  der  Schweiz  blieb  das  Interesse  dafür  dauernd 
wach.  1876  hatte  der  Präsident  des  Nationalrates,  Emil  Frey,  den 
Wunsch  nach  einer  internationalen  Regelung  des  Arbeiterschutzes 
ausgesprochen.  1881  stellte  Fazy-Genf  folgende  Motion:  Der 
Bundesrat  wird  eingeladen,  mit  den  hauptsächlichsten  Industrie- 
staaten Unterhandlungen  anzuknüpfen  zum  Zwecke  der  Anbahnung 
einer  internationalen  Gesetzgebung.  Die  Motion  wurde  zwar  an- 
genommen, der  Bundesrat  tat  auch  das  seinige,  die  meisten 
Staaten  lehnten  aber  kurzerhand  ab. 

Im  Jahre  1882  bildete  der  internationale  Arbeiterschutz  den 
Gegenstand  der  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik. 
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Professor  Gustav  Cohn,  ein  Gegner  der  internationalen  Fabrik- 
gesetzgebung, trat  als  Referent  auf,  als  Korreferent  merkwürdiger- 
weise auch  ein  Gegner  der  Bewegung,  Fabrikbesitzer  Dr.  Frank, 
Charlottenburg.  Als  eifriger  Anhänger  der  Bewegung  erwies 
sich  Dr.  R.  Friedberg,  damals  Privatdozent  in  Halle,  während 
Leopold  Sonnemann  und  Miquel  einen  energischen  Ausbau  der 
nationalen  Gesetzgebung  forderten,  ohne  die  internationale  Re- 
gelung von  der  Hand  zu  weisen.  Der  jetzige  Generalsekretär 
des  Zentral  Verbandes  Deutscher  Industriellen«  bestritt,  daß  bei 
den  Fabrikanten  eine  Gegnerschaft  gegen  Arbeiterschutzgesetze 
vorhanden  sei. 

Nun  wurde  der  Plan  einer  internationalen  Arbeiterschutz- 
gesetzg"ebung  von  den  Arbeiterorganisationen  selbst  aufgenommen. 

Zuerst  forderte  der  schweizerische  Arbeitertag  in  Zürich 
1883  beim  Bundesrat,  die  Versuche  bei  den  anderen  Staaten 
wieder  aufzunehmen,  auch  der  französische  Arbeiterkongreß  in 
Roubaix.  nahm  eine  zustimmende  Resolution  an  und  der  bekannte 
Katholik  und  Monarchist  Graf  de  Mun  sprach  sich  in  der  Kammer 
zugunsten  dieses  Projekts  aus.  In  demselben  Jahre  stellte  die 
sozialistische  Fraktion  in  der  französischen  Kammer  einen  Antrag, 
die  Regierung  möge  an  die  anderen  Staaten  herantreten,  um 
Vereinbarungen  über  den  Arbeiterschutz  zu  treffen;  der  Antrag 
wurde  aber  abgelehnt. 

Endlich  versuchten  die  deutschen  Sozialisten  ihr  Glück  im 
Reichstag  mit  einem  ähnlichen  Antrag  im  Jahre  1886.  (Auer.) 

Schon  1885  hatte  sich  Fürst  Bismarck  gegen  die  Möglich- 
keit des  internationalen  Arbeiterschutzes  ausgesprochen.  Es 
geschah  dies  bei  Gelegenheit  eines  Antrags  des  Freiherrn  von 
Hertling  wegen  Vorlegung  eines  Arbeiterschutzgesetzes. 

Abgeordneter  Lieber  sprach  sich  1886  in  Mannheim  in  einer 
Wählerversammlung  dahin  aus,  man  möge  den  Papst  wie  bei 
der  Karolinen  frage  auch  in  Sachen  des  Arbeiterschutzes  anrufen. 

Die  von  den  französischen  Gewerkschaften  im  gleichen  Jahre 
einberufene  internationale  Arbeiterkonferenz  faßte  einen  Beschluß: 
Die  Arbeiter  der  verschiedenen  Länder  sollen  ihre  Regierungen 
auffordern,  Unterhandlungen  anzuknüpfen  behufs  Abschließung 
internationaler  Verträge  und  Vereinbarungen  über  die  Arbeits- 
bedingungen.   Unter  den  Forderungen  findet  sich: 
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5.  Obligatorische  Einführung  in  den  Werkstätten  zum 
Schutze  der  Gesundheit. 

6.  Verbot  gewisser  Industriebranchen  und  gewisser  Pro- 
duktionsmethoden, welche  für  die  Gesundheit  der  Arbeiter  be- 
sonders schädlich  sind. 

1887  faßte  der  20.  Kongreß  der  englischen  Gewerkschaften 
eine  auf  internationale  Regelung  der  Fabrikarbeit  bezügliche 
Resolution.  Im  Jahre  1888  ergriff  der  Schweizer  Bundesrat  zum 
zweiten  Male  die  Initiative.  Diesmal  waren  es  Favon  und 
Decurtins ,  von  welchen  die  Motion  im  Nationalrate  ausging. 
Zugleich  wurde  die  Errichtung  eines  internationalen  Arbeitsamtes 
angeregt.  Der  Kongreß,  zu  dem  bereits  alle  Kulturstaaten  Ein- 
ladungen erhalten  hatten  und  dessen  Programm  bereits  festge- 
stellt war,  sollte  jedoch  nicht  auf  Schweizer  Boden  stattfinden. 
Inzwischen  hatte  nämlich  Kaiser  Wilhelm  II.  (gegen  den  Willen 
Bismarcks)  beschlossen ,  selbst  eine  Konferenz  zur  Beratung 
dieser  Frage  nach  Berlin  einzuberufen,  dort  fand  sie  im  Jahre 
1890  statt. 

Das  Ergebnis  der  Konferenz  war  nicht  gerade  ermutigend, 
es  hatte  auch  tatsächlich  ein  leichtes  Abflauen  der  Bewegung, 
besonders  in  bürgerlichen  Kreisen  zur  Folge.  Um  so  eifriger 
führten  die  organisierten  Arbeiter  den  Kampf. 

1 893  schlug  der  unermüdliche  Decurtins  einen  internationalen 
Kongreß  der  organisierten  Arbeiter  vor,  der  aber  erst  nach  vier 
Jahren,  im  August  1897,  zusammentrat. 

Unter  den  auf  diesem,  in  Zürich  abgehaltenen  Kongresse 
angenommenen  Resolutionen  interessiert  uns  besonders  die  gesund- 
heitsgefährlichen Gewerbe  betreffende,  sie  lautet: 

1.  Die  gesundheitsgefährlichen  Gewerbe  im  Sinne  dieses 
Referats  sollen  in  jedem  Lande  auf  dem  Verordnungsweg  genau 
bezeichnet  werden. 

2.  Die  behördliche  Bewilligung  zur  Eröffnung  des  Betriebes 
in  einem  gesundheitsgefährlichen  Gewerbe  darf  nur  dann  erteilt 
werden,  wenn  alle  durch  das  Gesetz  oder  auf  dem  Verordnungs- 
wege vorgeschriebenen  Maßregeln  zur  Beseitigung  oder  Ab- 
schwächung  des  schädlichen  Momentes  getroffen  sind. 

3.  Kinder,  junge  Leute  unter  18  Jahren  und  Frauen  dürfen 
bei  gesundheitsgefahrlichen  Beschäftigungen  und  in  Bergwerken 
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zur  Arbeit  unter  und  über  Tag  nicht  verwendet  werden.  Dieses 
Verbot  ist  ein  absolutes. 

4.  In  gesundheitsgefährlichen  Gewerben  ist  die  tägliche 
Arbeitszeit  unter  dem  gesetzlich  bestimmten  Normalarbeitstag 
zu  halten,  wobei  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  dem  Grade  der 
Gesundheitsgefährlichkeit  des  betreffenden  Gewerbes  entsprechen 
und  auf  keinen  Fall  8  Stunden  pro  Tag  überschreiten  soll. 

,5.  In  gesundheitsgefährlichen  Gewerben  sind  periodische 
amtliche  ärztliche  Untersuchungen  über  den  Gesundheitszustand 
der  Arbeiter  anzuordnen. 

6.  Für  Schädigung  an  Leben  und  Gesundheit,  von  welchen 
die  Arbeiter  in  gesundheitsgefährlichen  Gewerben  betroffen 
werden,  sind  die  Unternehmer  gesetzlich  haftbar  zu  machen. 

7.  Bei  außerordentlicher  Gefährlichkeit  eines  Industrie- 
zweiges, wenn  derselben  auf  keinerlei  Weise  technisch  vorzubeugen 
ist.  soll  die  Verwendung  des  schädlichen  Stoffes  verboten  werden. 

In  demselben  Jahre  fand  in  Brüssel  eine  Arbeiterschutz konfe- 
renz  statt,  die  ausschließlich  von  bürgerlichen  Vertretern  der  Sozial- 
politik besucht  war.  Es  fanden  sich  dort  die  besten  Vertreter 
des  sogenannten  deutschen  Kathedersozialismus  zusammen.  Be- 
schlüsse und  Resolutionen  wurden  zwar  nicht  gefaßt,  die  Gegen- 
sätzlichkeit zwischen  der  Arbeiterfreundlichkeit  der  deutschen 
Professoren  und  Beamten  und  der  prinzipiellen  Abneigung  gegen 
jeden  Arbeiterschutz  bei  den  Vertretern  der  belgischen  Industrie 
kam  zeitweilig  sehr  drastisch  zum  Ausdruck.  Auch  hier  wurde 
der  Plan  eines  internationalen  Arbeitsamts  erörtert. 

Im  Jahre  1900  trat  der  Kongreß  für  internationalen  gesetz- 
lichen Arbeiterschutz  in  Paris  zusammen,  auf  dem  der  formelle 
Beschluß  gefaßt  wurde,  in  Basel  ein  Arbeitsamt  aus  privaten 
Mitteln  zu  gründen.    1901  trat  dieses  in  Leben. 

Die  einzelnen  nationalen  Zweiggesellschaften,  die  ihren 
Vereinigungspunkt  im  internationalen  Arbeitsamt  haben,  betätigen 
sich  im  Rahmen  des  nationalen  Arbeiterschutzes.  In  Deutschland 
führt  der  Zweig  den  Namen:    »Gesellschaft  für  soziale  Reform.« 

Dem  Arbeitsamt  fällt  die  Aufgabe  zu,  Mittelpunkt  aller 
Bestrebungen  zu  sein,  die  den  internationalen  Arbeiterschutz  auf 
gesetzlichem  Wege  anstreben,  die  wissenschaftlichen  Materialien 
zu  theoretischen  Vorarbeiten  aus  allen  Ländern  heranzuziehen,  zu 
sammeln,  und   durch   Auskunft  jedermann   zur   Verfügung  zu 
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stellen,  allen  gesetzlichen  Arbeiterschutz  zu  registrieren  und  in 
einem  Bulletin  bekannt  zu  geben,  schließlich  die  periodischen 
Dclcgiertenversammlungen  der  Vereinigung  zu  berufen  und  die 
Bearbeitung  wichtiger  Themata  zu  veranlassen. 

Unser  Standpunkt  zur  Frage  der  internationalen  Fabrik- 
gesetzgebung ergibt  sich  aus  dem  vorhergegangenen  sowohl  wie 
auch  aus  den  seither  gemachten  praktischen  Erfahrungen,  besonders 
unter  dem  Eindruck  der  am  2  6.  September  1906  zustande  gekomme- 
nen internationalen  Abmachungen  der  Regierungen  über  das  Verbot 
der  Verwendung  weißen  Phosphors  zur  Zündhölzchenfabrikation 
und  das  Verbot  der  Frauennachtarbeit.  Angesichts  dieser 
eklatanten  Erfolge  einer  friedlichen  unpolitischen,  man  könnte 
sagen  rein  wissenschaftlichen  Bewegung  müßte  alle  Schwarzseherei 
verschwinden. 

Allerdings  sind  diese  Resultate  nicht  ohne  Schwierigkeit 
zustande  gekommen,  sie  waren  überdies  so  dringender  Natur, 
daß  man  sie  mehr  der  Kategorie  Kulturforderung,  denn  der  des 
Arbeiterschutzes  zuzählen  müßte.  Die  Schwierigkeiten  werden 
zweiffellos  von  Schritt  zu  Schritt  wachsen  und  der  Kampf  gegen 
die  Bleivergiftung  dürfte  seinen  internationalen  Abschluß  erst 
spät  nach  dem  nationalen  der  fortgeschrittenen  Staaten  erhalten. 

Inzwischen  sind  andere  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  Gegen- 
stand von  Staatsverträgen  geworden.  Wir  erinnern  an  die 
französisch-italienischen  Verträge  vom  vorigen  Jahre. 

Bei  der  starken  Einwanderung  fremdländischer  Arbeitskraft 
in  stark  industrialisierten  Ländern  wie  Deutschland,  Frankreich, 
Xord-Amerika  sind  Staatsverträge,  die  Arbeiterschutzmaßregeln 
enthalten,  auf  die  Dauer  unentbehrlich,  sie  werden  sich  immer 
mehr  einbürgern.  Daß  die  Initiatoren  diese  Bewegung  als  voll- 
ständig unpolitisch,  jeden  Parteicharakters  entbehrend,  festzuhalten 
bestrebt  sind,  ist  ein  eminenter  Vorteil.  Der  nationale  Arbeiter- 
schutz  muß  natürlich  von  dem  internationalen  vollkommen  ge- 
trennt propagiert  werden,  es  wäre  verfehlt,  für  ihn  auf  Impulse 
der  internationalen  Bewegung  zu  warten.  Das  wünschens- 
werteste wäre  ein  kräftig  vorwärts  schreitender  nationaler 
Arbeiterschutz,  die  gesicherte  und  erprobte  Errungenschalten 
der  internationale  Bewegung  allen  Proletariern  der  Welt  zugute 
kommen  läßt. 


Digitized  by  Google 


Der  Kampf  gegen  die  Bleigc-fahr. 


5.5 


§  22.    Der  Verein  für  soziale  Reform. 

Nachdem  im  Jahre  1900  das  internationale  Arbeitsamt  ins 
Leben  getreten  war,  erließen  die  Mitglieder  der  deutschen  Ver- 
einigung für  internationalen  Arbeiterschutz  einen  Aufruf  zur 
Bildung  eines  Vereins  für  soziale  Reform.  Dieser  Aufruf  trägt 
die  Unterschriften  der  bedeutendsten  Vertreter  der  Sozialpolitik 
in  Deutschland,  wie  Bassermann,  Berlepsch,  Brentano,  Flesch, 
Franke,  Hirsch,  Hitze,  Kalle,  Kulemann,  Lexis,  Lieber,  Möller, 
Xaumann,  Paasche,  Pachnike,  Schäffle,  Schmidt- Elberfeld, 
Schmoller,  v.  Schulze-Gävernitz,  Sombart,  Sonnemann.  Stöcker, 
Trimborn,  Ad.  Wagner,  Weber,  Wittig,  Wörrishoffer. 

Am  6.  Januar  1901  fand  die  Gründung  des  Vereins  in 
Berlin  statt.  Als  Zeichen,  wie  allgemein  der  Wunsch  nach 
Bekräftigung  des  Arbeiterschutzes  und  nach  Fortsetzung  der 
sozialen  Reform  in  allen  Teilen  des  Reiches  vorhanden  war, 
möge  erwähnt  werden,  daß  binnen  eines  Halbjahres  schon 
(iründungen  von  Ortsgruppen  aus  Breslau,  Dresden,  Hamburg, 
Berlin  und  Leipzig  gemeldet  wurden.  Der  Verein  entfaltete 
sofort  eine  äußerst  rege  Tätigkeit,  gab  einige  Publikationen 
heraus  und  lieferte  dem  internationalen  Arbeitsamt  Material  über 
die  verschiedenen  Fragen  des  Arbeiterschutzes  in  Deutschland. 

Seine  erste  Generalversammlung  in  Cöln  am  21.  und  22. 
September  1902,  zugleich  mit  der  Delegiertenversammlung  der  Ver- 
einigung für  internationalen  Arbeiterschutz,  brachte  noch  keine 
Erörterung  der  gesundheitsgefährlichen  Industrien,  man  beschäf- 
tigte sich  mit  anderen  Zweigen  des  Arbeiterschutzes. 

Von  großer  Bedeutung  für  unseren  Gegenstand  ist  aber  die 
Petition,  welche  im  Herbst  1904  der  Verein  für  soziale  Reform 
an  den  Bundesrat  im  Anschluß  an  die  am  dritten  Kongreß  der 
Vereinigung  für  internationalen  Arbeiterschutz  angenommenen 
Resolutionen  richtete. 

Diese  Petition  beschäftigte  sich  ausschließlich  mit  der 
Bleiweißfrage  und  fordert  zwar  nicht,  wie  die  Resolution  des 
Arbeiterschutzkongresses  prinzipiell  ein  Blei  weißverbot,  wohl 
aber  bedeutende  Verschärfung  der  Schutzvorschriften.  Ein 
Vergleich  dieser  Petition  mit  der  Bundesratsverordnung  von 
1905    betreffend   die   Maler,   Anstreicher   usw.,   zeigt,   daß  der 
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Standpunkt  des  Vereins  vom  Bundesrat  in  der  Hauptsache 
akzeptiert  wurde.  Ein  eklatanter  Erfolg  des  Vereins  für  soziale 
Reform ! 

Die  Gesellschaft  für  soziale  Reform  richtet  folgende 
Petition  an  den  Bundesrat: 

Zur  Bekämpfung  der  verheerenden  Wirkungen,  die  sich  aus 
der  gewerblichen  Verwendung  giftiger  Bleifarben  ergeben, 

1.  Auf  Grund  des  §  i2oe  der  Gewerbeordnung,  gesetzliche 
Vorschriften  über  den  Betrieb  von  Unternehmungen  des  Maler-, 
Anstreicher-  und  Lackierergewerbes  zu  erlassen,  die  die  Blei- 
vergiftungen zu  verhüten  geeignet  erscheinen. 

2.  Das  Kaiserliche  Gesundheitsamt  mit  der  Untersuchung 
der  Frage  zu  betrauen,  welche  gesundheitsunschädlichen  Farbstoff- 
verbindungen einen  wirtschaftlich  und  technisch  vollkommenen 
Ersatz  für  die  giftigen  Bleifarben  bieten  und  es  gleichzeitig  in- 
stand zu  setzen,  durch  Prämienausschreibungen  Wissenschaft  und 
Industrie  zur  Herstellung  derartiger  Ersatzstoffe  anzuregen. 

3.  Seinen  Einfluß  auf  die  Reichsbehörden  sowie  auf  die 
Regierungen  der  Einzelstaaten  in  der  Richtung  geltend  zu  machen, 
daß  bei  Vergebung  öffentlicher  Anstreich-  und  Malerarbeiten  in 
den  Werkverträgen  die  Verwendung  bleihaltiger  Farben  völlig 
ausgeschlossen  werden. 

4.  Im  Wege  der  Anweisung  oder  der  Gesetzgebung  beim 
Reichsversicherungsamte  dahin  wirken  zu  wollen,  daß  Bleivergif- 
tungen als  entschädigungspflichtige  Betriebsunfälie  behandelt 
werden. 

Die  Begründung  enthält  nicht  viel  Neues,  wohl  aber  ist  die 
Spezifikation  von  Interesse,  der  wir  folgendes  entnehmen: 

A.  1.  Die  gesetzlichen  Schlitz  Vorschriften  sollen  eine  Sanierung 
des  Malergewerbes  herbeiführen,  es  wäre  also  die  Verwendung 
des  Bleiweiß  nur  in  flüssiger  Form  zu  gestatten,  das  trockene 
Abbimsen  von  Bleiwcißanstrich  zu  verbieten.  Den  Arbeitern 
sollten  entsprechende  Arbeitsanzüge  und  Kopfbedeckungen  ge- 
liefert werden;  das  Essen,  Trinken  und  Rauchen  ist  zu  untersagen. 
.  Respiratoren,  Waschgelegenheiten,  wöchentlich  ein  Vollbad,  Um- 
kleideräume usw. 

Die  Verantwortung  für  die  Durchführung  der  Maßregeln 
trägt  der  Unternehmer.    Kontrolle  durch  die  Krankenkassen  und 
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durch  Arbeiter -Vertrauensmänner.  Ärztliche  Untersuchungen 
monatlich  wenigstens  einmal.  Frauen,  lungenkranke  Personen, 
Potatoren  sind  von  der  Beschäftigung  mit  Bleifarben  auszu- 
schließen. 

Ein  Merkblatt  ist  anzubringen. 

ad.  2.  Diese  Untersuchung  soll  sich  nicht  auf  die  wissen- 
schaftliche Seite  der  Frage  beschränken,  sondern  praktisch  auch 
in  der  Richtung  Kostenpunkt,  Haltbarkeit  geführt  werden. 

ad.  3.  Die  Bleiweißverwendung  sollte  im  ganzen  Gebiete 
der  Verwaltung  bei  allen  Submissionen  und  Arbeiten  ausgeschlossen 
werden. 

ad.  4.  Das  Reichsgesundheitsamt  sollte  die  Interpretation 
der  Berufskrankheiten  als  entschädigungspflichtige  Unfälle  akzep- 
tieren, wie  es  bei  Gelegenheit  eines  einzelnen  Falles  im  Jahre  1903 
schon  geschehen  ist 

§  23.    Die  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen. 

Die  Zentralstelle  der  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  hat 
sich  schon  auf  der  VII.  Konferenz  am  16.  und  17.  Mai  1898  mit 
der  Frage  der  gesundheitsgefährlichen  Industrien  vorübergehend 
beschäftigt,  es  geschah  bei  Besprechung  der  individuellen  Hygiene 
des  Arbeiters.  Eine  gründliche  Durchberatung  erfuhr  jedoch 
der  Gegenstand  erst  auf  der  XIV.  Konferenz  am  5.  und  6.  Juni 
1905  in  Hagen. 

Das  zur  Diskussion  gestellte  Thema  lautete:  ^Die  Belehrung 
der  Arbeiter  über  die  Giftgefahr  in  gewerblichen  Betriebene, 
wozu  Berichte  von  Professor  Lehmann  und  Dr.  Levin  vorlagen. 

Unter  den  von  den  Referenten,  wie  in  der  Diskussion  auf- 
gestellten Forderungen  seien  folgende  erwähnt: 

Beteiligung  von  Ärzten  an  der  Fabrikinspektion. 

Verbot  der  Heimarbeit  mit  Giften,  Abschaffung  der  Frauen- 
und  Kinderarbeit  in  solchen  Betrieben.  Verbesserung  der  Ein- 
richtungen in  Kleinbetrieben.  Regelmäßige  ärztliche  Kontrolle 
durch  unabhängige  Ärzte.  Schaffung  eines  Instituts  für  experi- 
mentelle Fabrikhygiene  im  Anschluß  an  das  Kaiserliche  Gesund- 
heitsamt. Heranziehung  der  Arbeiterpresse  zur  Aufklärung  über 
Gifte  und  Gefahren  im  Gewerbebetrieb. 
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Bedingung  beim  Genehmigungsverfahren  der  gewerblichen 
Anlagen ,  daß  regelmäßiger  Bericht  an  die  Behörde  versandt  wird 
(Muster  Potsdam). 

Mindestens  einmal  jährlich  staatliche  Kontrolle  der  Betriebe 
durch  Aufsichts-  und  Medizinalbeamte. 

Die  Zentralstelle  erwirbt  sich  ein  großes  Verdienst  um  die 
Förderung  des  Arbeiterschutzes  durch  Ausgabe  einer  Zeitschrift 
für  Arbeiterwohlfahrtspflege,  die  wertvolle  Beiträge  zur  Gewerbe- 
hygiene enthält. 

III.  Generalversammlung  der  Internationalen  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  am  26.  und 
28.  September  1904. 

Bemerkenswert  ist  die  Äußerung  des  Vertreters  der 
deutschen  Reichsregierung ,  Ministerialdirektor  Caspar,  Berlin, 
welcher  ausführte:  Daß  die  Regierung  des  Deutschen  Reiches, 
insbesondere  der  Reichskanzlei  und  der  Staatssekretär  des  Innern 
die  Verhandlungen  des  Kongresses  mit  größtem  Interesse  ver- 
folgen. Deutschland  habe  den  festen  Willen,  auf  dem  einmal 
betretenen  Wege  der  Sozialreform  und  des  Schutzes  der  Arbeiter- 
interessen nach  Maßgabe  der  Verhältnisse  fortzuschreiten.  Um 
das  zu  können,  sei  eine  genaue  Kenntnis  der  Verhältnisse  im 
eigenen  Lande  und  in  anderen  Ländern,  sowie  der  Maßnahmen 
in  anderen  Ländern  auf  diesem  Gebiete  nötig. 

Über  die  Bleifrage  referierte  im  Plenum  Dr.  Sommerfeld, 
Berlin,  und  Direktor  Fontaine,  Paris.  Die  Kommissionsanträge, 
die  angenommen  wurden,  lauten,  soweit  sie  sich  auf  die  Bleifrage 
beziehen: 

1.  Die  Bleifrage  muß  für  jede  bleierzeugende  und  blei ver- 
wendende Industriegruppe,  wie  für  Blei-  und  Zinkkütten,  Blei- 
farbenfabriken, die  keramische  Industrie,  das  Maler-  und  Anstreicher- 
gewerbe, Akkumulatoren fabriken,  die  polygraphischen  Gewerbe, 
die  Rohrleger,  Feilenhauer,  Edelsteinschleifer,  Färber  usw.  durch 
neue  Erhebungen,  insoweit  sie  nicht  schon  vorgenommen  sind, 
getrennt  studiert  werden,  damit  die  für  jede  einzelne  Industrie- 
gruppe notwendigen  Verhütungsvorschriften  oder  Verwendungs- 
verbote erlassen  werden  können. 

Eine  Kommission  wird  beauftragt,  nach  diesem  Prinzip  der 
Trennung  die  einzelnen  Industriegruppen  in  den  Kreis  ihrer 
Untersuchungen  zu  ziehen  und  gegebenenfalls  einheitliche  Ver- 
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hütungsvorschläge  zu  machen.  Das  Resultat  ihrer  Arbeiten  ist 
nach  Maßgabe  ihrer  Vollendung  dem  Bureau  einzureichen. 

2.  Was  die  Verwendung  des  Bleiweißes  im  Maler-  und 
Anstreichergewerbe  betrifft,  so  halt  die  soziale  Vereinigung  grund- 
sätzlich an  ihrem  Vorschlage  fest,  das  absolute  Verbot  der  Ver- 
wendung dieses  Produkts  überall  durchzuführen,  wo  es  durch 
andere  Stoffe  ersetzt  werden  kann.  Sofern  das  Verwendungs- 
verbot nicht  durchgeführt  werden  könnte,  sind  schleunigst  weit- 
gehende Verhütungsmaßregeln  zu  erlassen. 

3.  Betrifft  einen  Bericht  über  das  Verbot  von  Bleiglasuren. 

Schließlich  wurde  der  Versammlung  mitgeteilt,  daß  Geld- 
preise zur  Bekämpfung  der  Bleigefahr  in  der  Gesamthöhe  von 
25  000  M.  dem  Bureau  zur  Verfügung  gestellt  worden  seien. 


Kapitel  II.  Die  Tätigkeit  des  Staates. 

§  24.    Die  Gewerbegesetzgebung. 

Die  Gewerbeordnung  vom  17.  Juli  1878  enthielt  einen  §  120 
Abs.  3,  welcher  lautet:  Die  Gewerbeunternehmer  sind  endlich  ver- 
pflichtet, alle  diejenigen  Einrichtungen  herzustellen  und  zu  unter- 
halten, welche  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Beschaffenheit 
des  Gewerbebetriebs  und  der  Betriebsstätte  zu  tunlichster  Sicher- 
heit gegen  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  notwendig  sind. 

Geändert  wurde  dieser  Paragraph  durch  das  Gesetz  vom 
1.  Juni  1891,  dessen  Begründung  über  §  120  Abs.  3  ausführt: 
daß  dessen  an  die  Unternehmer  gestellten  Anforderungen  einer- 
seits zu  eng  seien,  da  sie  nur  da  einen  Schutz  fordern,  wo  die 
Beschaffenheit  des  Betriebs  oder  der  Betriebsstätte  besondere 
Gefahren  mit  sich  bringt,  anderseits  zu  allgemein,  weil  sie  weder 
den  Gewerbetreibenden  noch  der  Behörde  nähere  Anhaltspunkte 
über  Art  und  Maß  der  Verpflichtung  geben. 

Der  §  120a  erhielt  nun  folgende  Fassung: 

Die  Gewerbeunternehmer  sind  verpflichtet,  die  Arbeitsräume, 
Betriebsvorrichtungen,  Maschinen  und  Gerätschaften  so  einzu- 
richten und  zu  unterhalten,  und  den  Betrieb  so  zu  regeln,  daß  die 
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Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  soweit  ge- 
schützt sind,  wie  es  die  Natur  des  Betriebes  gestattet. 

Insbesondere  ist  für  genügendes  Licht,  ausreichenden  Luft- 
raum und  Luftwechsel,  Beseitigung  des  bei  dem  Betriebe  ent- 
stehenden Staubes,  der  dabei  entwickelten  Dünste  und  Gase, 
sowie  der  dabei  entstehenden  Abfälle  Sorge  zu  tragen  usw. 

Wie  aus  diesen  Bestimmungen  hervorgeht,  wird  der  gesetz- 
liche Zwang  zur  Herstellung  von  Arbeiterschutzvorrichtungen,  der 
in  §  120a  enthalten  ist,  entweder  nicht  für  hinreichend  erachtet 
oder  man  wollte  der  speziellen  Vorschreibung  für  einzelne  neue 
Industrien  durch  die  Polizeibehörde  und  andere  Instanzen  freien 
Raum  gewähren. 

Daß  aber  auch,  abgesehen  von  diesen  besonderen  Fällen, 
durch  die  §§  120  a  bis  c  eine  für  den  Unternehmer  unmittelbare 
kraft  Gesetz  wirksame  Pflicht  begründet  wird,  tritt  auf  privat- 
rechtlichem Gebiete,  insbesondere  bei  Schadenersatzforderungen, 
die  auf  einer  Verletzung  solcher  Pflichten  fußen,  hervor,  §  147 
Absatz  1. 

Zuständige  Polizeibehörde  ist  in  Preußen  die  Ortspolizei,  in 
Bayern  die  Distriktsverwaltungsbehörde,  in  Baden  das  Bezirksamt, 
welche  Behörden  auch  Weisungen  über  das  einzuhaltende  Ver- 
fahren, insbesondere  über  die  Anhörung  der  Fabrikinspektoren 
und  Beteiligten,  eventuell  der  Sachverständigen,  erhielten. 

Die  Verfügungen,  Anordnung  der  Maßnahmen  können  von 
den  Beteiligten,  den  Gewerbeaufsichtsbeamten,  Krankenkassen, 
Berufsgenossenschaften  oder  Arbeiterausschüssen  angeregt  werden 
oder  von  Amts  wegen  erfolgen  nach  Anhörung  der  Beteiligten, 
§  120  c. 

Durch  Beschluß  des  Bundesrates  können  Vorschriften  darüber 
erlassen  werden,  welchen  Anordnungen  in  bestimmten  Arten  von 
Anlagen  zur  Durchführung  der  in  den  §§  120  a  bis  c  enthaltenen 
Grundsätze  zu  genügen  ist. 

Soweit  solche  Vorschriften  durch  Beschluß  des  Bundesrates 
nicht  erlassen  sind,  können  sie  durch  Anordnungen  der  I^andes- 
zentralbehörde  oder  durch  Polizeiverordnungen  der  zum  Erlaß 
solcher  berechtigten  Behörden  erlassen  werden. 

Vor  dem  Erlaß  solcher  Anordnungen  und  Polizei  Verord- 
nungen ist  den  Vorständen  der  beteiligten  Berufsgenossenschaften 
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oder  deren  Sektionen  Gelegenheit  zu  einer  gutachtlichen  Äußerung 
zu  geben. 

Durch  Beschluß  des  Bundesrates  können  für  solche  Gewerbe, 
in  welchen  durch  übermäßige  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  die 
Gesundheit  des  Arbeiters  gefährdet  wird,  Dauer,  Beginn  und  Ende 
der  zulässigen  täglichen  Arbeitszeit  und  der  zu  gewährenden 
Pausen  vorgeschrieben  und  die  zur  Durchführung  dieser  Vor- 
schriften erforderlichen  Anordnungen  erlassen  werden. 

Das  Weitere  betrifft  die  Veröffentlichung  dieser  Verordnungen 
und  deren  Bewilligungen  durch  den  Reichstag. 

Der  §  120  b  {17.  Juni  1891)  betrifft  die  Aufrechterhaltung 
der  guten  Sitten  und  des  Anstandes,  Ankleide-  und  Waschräume, 
sowie  Bedürfnisanstalten. 

§  i2od  lautet  (Gesetz  vom  1.  Juni  1891): 

Die  zuständigen  Polizeibehörden  sind  befugt,  im  Wege  der 
Verfügung  für  einzelne  Anlagen  die  Ausführung  derjenigen  Maß- 
nahmen anzuordnen ,  welche  zur  Durchführung  der  in  §§  120  a 
bis  c  enthaltenen  Grundsätze  erforderlich  und  nach  Beschaffenheit 
der  Anlage  ausführbar  erscheinen.  Sie  können  anordnen,  daß 
den  Arbeitern  zur  Einnahme  von  Mahlzeiten  außerhalb  der 
Arbeitsräume  angemessene  in  der  kalten  Zeit  geheizte  Räume 
unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Soweit  die  an- 
geordneten Maßnahmen  nicht  die  Beseitigung  einer  dringenden, 
das  Leben  oder  die  Gesundheit  bedrohende  Gefahr  bezwecken, 
muß  für  die  Ausführung  eine  angemessene  Frist  gelassen  werden. 

Absatz  3  betrifft  die  bereits  bestehenden  Anlagen,  die 
schonend  zu  behandeln  sind. 

Absatz  4  regelt  den  Beschwerdeweg  gegen  die  Polizei- 
verfügung. 

Gelten  die  Artikel  120  a  bis  c  für  alle  Arten  gewerblicher 
Anlagen,  so  beziehen  sich  auf  Fabriken  und  gleichgestellte  Be- 
triebe spezielle  Vorschriften  hinsichtlich  der  Beschäftigung  von 
jugendlichen  Arbeitern  und  Arbeiterinnen. 

§  135.  Kinder  unter  13  Jahren  dürfen  in  Fabriken  nicht 
beschäftigt  werden,  Kinder  über  13  Jahren  dürfen  in  Fabriken 
nur  beschäftigt  werden,  wenn  sie  nicht  mehr  zum  Besuch  der 
Volksschule  verpflichtet  sind.  Die  Beschäftigung  von  Kindern 
unter  14  Jahren  darf  die  Dauer  von  6  Stunden  täglich  nicht 
überschreiten. 
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Junge  Leute  von  14—16  Jahren  dürfen  in  Fabriken  nicht 
länger  als  10  Stunden  täglich  beschäftigt  werden. 

Der  letzte  Absatz  gestattet  also,  junge  Leute  z.  B.  bei  Nacht 
zu  beschäftigen,  worüber  Klage  geführt  wird. 

§  139  a  der  Gewerbeordnung: 

Der  Bundesrat  ist  ermächtigt: 

1.  Die  Verwendung  von  Arbeiterinnen,  sowie  von  jugend- 
lichen Arbeitern  für  gewisse  Fabrikationszweige,  welche  mit  be- 
sonderen Gefahren  für  Gesundheit  oder  Sittlichkeit  verbunden 
sind,  gänzlich  zu  untersagen  oder  von  besonderen  Bedingungen 
abhängig  zu  machen. 

Der  Schlußabsatz  des  Paragraphen  führt  aus:  Die  durch 
Beschlußfassung  des  Bundesrates  getroffenen  Bestimmungen  sind 
zeitlich  zu  begrenzen  usw. 

§  147.  Mit  Geldstrafe  bis  300  Mark  und  im  Unvermögens- 
falle mit  Haft  wird  bestraft: 

...  4.  Wer  den  auf  Grund  des  §  1 20  d  endgültig  erlassenen 
Verfügungen  oder  den  auf  Grund  §  120  c  erlassenen  Vorschriften 
zuwiderhandelt. 

...  in  dem  Falle  zu  4  kann  die  Polizeibehörde  bis  zur 
Herstellung  des  der  Verfügung  oder  der  Vorschrift  entsprechen- 
den Zustandes  die  Einstellung  des  Betriebes,  soweit  derselbe  durch 
die  Verfügung  oder  die  Vorschrift  getroffen  wird,  anordnen,  falls 
dessen  Fortsetzung  erhebliche  Nachteile  oder  Gefahren  herbei- 
zuführen geeignet  sein  würde. 

§  146.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  2000  Mark  und  im  Unver- 
mögensfalle mit  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  werden  bestraft: 

2.  Gewerbetreibende,  welche  dem  §  135  oder  den  auf  Grund 
der  §§  139  und  139  a  getroffenen  Verfügungen  zuwiderhandeln. 

Vom  politischen  und  praktischen  Gesichtspunkte  aus  erfordert 
der  §  120c  eine  gesonderte  Betrachtung. 

Nach  seiner  Fassung  ist  die  Reglementierung  der  gesund- 
heitsgefährlichen Industrien  der  Verfügungsinitiative  des  Reichtags 
entzogen  und  den  verbündeten  Regierungen  überantwortet.  Als 
Vorbild  scheint  da  die  englische  Fabrikgesetzgebung  gedient  zu 
haben,  die  ähnliche  Befugnisse  dem  Secretary  of  State  einräumt. 
Dieses  Vorgehen  war  offenbar  von  dem  Streben  diktiert,  die 
Regelung  einer  solchen  heiklen  Materie  über  die  Parteien  zu 
stellen  und  zugleich  eine  Körperschaft  damit  zu  betrauen,  die 
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imstande  ist,  mächtigen  Privatinteressen  im  Interesse  der  All- 
gemeinheit Trotz  zu  bieten.  Man  muß  leider  sagen,  daß 
Volksvertretungen  für  ähnliches  nicht  immer  Garantie  bieten. 

Hingegen  werden  auch  Gegner  des  Bundesrats  zugeben, 
daß  die  Verordnungstätigkeit,  fußend  auf  §  120c,  zwar  sehr,  sehr 
langsam  gearbeitet  hat,  aber  besonders  in  den  letzten  Jahren 
Tüchtiges  zuwege  brachte.  Mehr  hätte  man  von  einer  so  zu- 
sammengesetzten Körperschaft  kaum  erwarten  können.  Jeden- 
falls haben  weder  die  Landeszentralbehörden,  noch  die  sonstigen 
zu  solchen  ergänzenden  Verordnungen  berechtigten  Verbände 
von  diesem  Rechte  in  nennenswertem  Umfange  Gebrauch  ge- 
macht, wenigstens  soweit  die  Bleifrage  in  Betracht  kommt. 

Verordnungen,  welche  der  Bundesrat  auf  Grund  des  §  139  a 
bzw.  §  1 20c  der  Gewerbeordnung  erlassen  hat,  soweit  sie  den 
Schutz  in  bleigefährdeten  Betrieben  betreffen: 

a)  Für  Steinkohlen-,  Zink-  und  Bleibergwerke  und  Kokereien, 
24.  März  1892,  2.  März  1897,  20.  März  1902; 

b)  Bekanntmachung,  betr.  Einrichtung  und  Betrieb  der  Blei- 
farben- und  Bleizuckerfabriken,  8.  Juli  1893; 

c)  Bekanntmachung,  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
von  Buchdruckereien  und  Schriftgießereien,  vom  31.  Juli 
1897; 

d)  Bekanntmachung,  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
von  Anlagen  zur  Herstellung  elektrischer  Akkumulatoren 
aus  Blei  oder  Blei  Verbindungen,  vom  11.  Mai  1898; 

e)  Bekanntmachung,  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
von  Zinkhütten,  6.  Februar  1900  und  5.  Juli  1901; 

f)  Bekanntmachung,  betr.  Einrichtung  und  Betrieb  von 
Bleifarben-  und  anderen  Bleiprodukte,  vom  26.  Mai  1903; 

g)  Bekanntmachungen,  betr.  Betriebe,  in  denen  Maler-, 
Anstreicher-,  Tüncher-,  Weißbinder-  oder  Lackierer- 
arbeiten ausgeführt  werden,  27.  Juni  1905; 

h)  Bekanntmachung,  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
von  Bleihütten,  16.  Juni  1905. 

Vorschriften,  welche  auf  Grund  des  §  120c  Absatz  2  der 
Gewerbeordnung  durch  Anordnung  der  Landeszentralbehörde 
oder  durch  Polizeiverordnung  zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen 
Bleivergiftung  erlassen  wurden. 
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I.  Vorschriften  für  gewerbliche  Betriebe,  in  denen  Arbeiter 
mit  metallischem  Blei,  Bleifarben  oder  Bleipräparaten  in  Berührung 
kommen : 

St.R.  Chemnitz  vom  14.  August  1901. 

»      Annaberg  vom  24.  September  1901. 

»      Bischofswerda  vom  1 1 .  Oktober  1 90 1 . 
A.H.  Borna  vom  22.  November  1901. 

»  Chemnitz 
St.R.  Ehrenfriedsdorf  vom  7.  September  1901. 
St.R.  Freiberg  vom  8.  August  1901. 
St.R.  Geyer  vom  20.  August  1901. 
St.R.  und  A.H.  Grimma  vom  30.  November  1901. 

»     und     »     Großenhein  vom  30.  September  1901  und 
4.  September  1901. 

»      Leipzig  vom  10.  Dezember  1901. 

*  Meerane. 

»     Mittweida  vom  15.  August  1901. 

»      Pirna  vom  5.  August  1901  und  21.  Januar  1902. 

■>      Riesa  vom  29.  Juli  1901. 

»      Zittau  vom  15.  August  1901. 

»      Zschoppau  vom  23.  August  1901. 
A.H.  Glauchau  vom  21.  März  1901. 
St.R.  Leipzig  vom  15.  Juli  1903. 

II.  Vorschriften  für  spezielle  Gewerbe: 

St.  P.  Berlin  für  Töpfereien  vom  22.  Januar  1888. 

•>         »       »    Schriftgießereien  vom  2.  Mai  1881. 
St.R.  Leipzig  für  Notenstechereien  vom  21.  Dezember  1901. 

§  25.    Die  Bundesratsverordnungen. 

Im  folgenden  wollen  wir  eine  tabellarische  Ubersicht  über 
die  hauptsächlichsten  Bestimmungen  geben ,  die  in  den  oben 
erwähnten  Bundesratsverordnungen  enthalten  sind,  soweit  sie  sich 
als  rein  hygienische  Maßnahmen  darstellen.  (S.  Tabellen  Seite  65 
bis  68.) 
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Bc  trieb 

L)  e  1  Ls  ra  um 

Fußboden 

Decken  und  Wände 

Buchdruckereien 

Souterrainlokal  verboten, 
in  Gießerei  15  cbm  pro 

Konf  Luftraum  sonst 
12  cbm,  Höhe  3  m,  aus- 
reichender Luftwechsel 

dicht,  fest,  täglich 
naß  reinigen, 
Siuicknänfe 

Abwaschbar  oder  Ölfarbe. 
Entweder  jährlich  mit 
Kalk  streichen  oder  Öl- 
farbe nach  5—10  Jahren 
erneuern. 

Akkumulatoren 

Lokal  3  m  hoch,  Fenster 

wie  oben 

wie  oben 

Bleifarbenfabrik 

Lokal  geräumig,  hoch, 
genügend  Luftwechsel 

dicht,  fest,  feucht 
zu  halten,  täglich 
reinigen 

wie  oben 

Bleihutten 

wie  oben 

wie  oben 

wie  oben 
In  der  Nähe  der  Arbeits- 
stelle Trinkwasser  und 
Vorrichtung  zur 
Besprengung  des  Bodens. 

Beschäftigung  von  Arbeitern,  Arbeitszeit. 


Betrieb 

Frauen 

Jugend- 
liche 

Hinstellung 

Arbeitszeit  —  maximal 

Akkum  ulatore  n- 
fabriken 

V. 
bis  30.] 

V. 
V.1908 

Ärztliches  Zeug- 
nis der  Eignung 

Plattenfüller:  8  St., Pause  1»  2St 
oder  6  St.  ohne  Pause,  dann  an- 
dere Beschäftigung  nach  2  St.  Pause 

I  jIci  Ion  *on- 
fabriken 

V. 

V. 

Ärztliches  Zeug- 
nis, keine 
Lungen-,  Magen-, 
Nierenkranke, 
Alkoholiker 

O  x  y  die  r  k  am  m  c  r :  Nur  Arbeiter,  die 
die  Gefahr  kennen,  max.  8  Stund, 
täglich,  wenn  mehr  als  6  Stunden 
3  einstündige  Pausen,  sonst  nach 
2  Stunde  Arbeit  I  Stunde  Pause. 

Packer  8  St.,  andere  10  St. 

Bleihütten 

V. 

V. 

Ärztliches  Zeug- 
nis über  Eignung 

Bedrohte  Arbeiter:  8  Stunden. 
In  Flugstaubkammer  usw.:  4  St. 
Andere  Arbeiter:    10  Stunden. 

Wichter,  Bleivergiftung. 
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Arbeitsanzüge,  Mützen,  Respiratoren, 
Wasch-,  Speise-,  Ankleide-Einrichtungen. 


Betrieb 

Zu  liefern  sind  vom  Arbeitgebor 
und  für  deren  Reinigung  Sorge 
zu  tragen 

Wasch- 
und  Ankleide- 

z  immer 

w  — 

—  TJ 
u 

f 

$  * 

■ — 

I  = 

s.  .= 

Warmes  Bad 

< 

s 

<  3 

■U 

Anmerkung 

Buch- 
druckereien 

Ausreichende 
Waschgelegen- 

heit,  Kleider- 
schränke für  je 

r  -XrHtMier 

- 

Akkumula- 
toren fabriken 

Ja 

Ja 

. 

— 

— 

J' 

Mund- 
ausspülen, 
X. Igelborste, 
Handtuch, 

Seife  usw. 

Ja 

Km 

wöchentliche-; 
Bad 

Bleifarbcr.- 
fabriken 

Ja 

für  Ar- 
bei:er 
m  der 
l  >xyd.- 
Kamm 

r  üBhekleidunir, 
für  Arbeite:  i:i 
der  <  Kydier- 
kammer  ;  für 
Arbeiter  mit 
;  Lösungen 

("tlFljlci'rl'IMJ* 

I  l  •  l  E  11.1^«.  U  a  1 11. 

oder  I  fH 

De-gl. 

Ja 

Arbeitei,  die 
beim  J-.ntlf.e  <-r\ 
d..T  (  Uydier- 
kamiDir  utii; 

sind,    lägl.  ein 

warme-«  Bad: 

alle  andern 
2  mal  w.'ichentl. 
während  der 
Arlieirs/iMt 

Bkdnitton 

Ja 

Ja 

1 

An  Arbeiter 
mit  Mugstaub- 
gefahr  und 
beim  l'aiken 
A  i  neit  sanzuge  ; 
bei  I.<">^un^im 
1  landschuh" 
nder  V<  :t 

Desgl. 

Ja 

Bedrohten 
Arbeitern 
taglich ;  andern 
wöchentlich  ein 
watnuv«  Bad. 
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Betrieb 

Die  Überwachung  des  1 
Gesundheitszustandes  der  1 
Arbeiter  ist  einem  Arzt  zu  1 
übertragen 

Der  untersuchende  Arzt  hat 
die  Arbeiter  per  Monat 
kontrolliert 

Führung  eines  Kontroll- 
buches1 durch  Beauftragte 

Anmerkungen 

Akkumulatoren- 
fabriken 

Ja 

I  mal 

Ja 

Der  Arbeitgeber  darf  der  Blei- 
krankheit Verdächtige  erst  nach 
voller  Genesung  wieder  in  Blei 
beschäftigen,  besonders  Empfind- 
liche sind  zu  entlassen. 

Bleifarben- 
fabriken 

Ja 

2  mal 

J« 

Desgl. 

Bleihütten 

Ja 

l  mal 
im  Betrieb 

Ja 

Desgl. 

Maler  usw.* 

Ja 

halbjährig 

Ta 

Desgl. 

aber  ohne   Entlassung   für  den 
Empfindlichen. 

1  Das  Kontrollbuch  muß  enthalten: 

1.  Namen  dessen,  der  das  Buch  führt, 

2.  Name  des  Arztes, 

3.  Name  jedes  Arbeiters  mit  allen  Details  über  Alter,  Wohnort,  Eintritt 
in  den  Betrieb  usw. 

4.  Tag  und  Art  der  Erkrankung, 
5-  Tag  der  Genesung, 

6.  Tag  und  Ergebnisse  der  ärztlichen  Untersuchung. 

*  Bestimmungen  betreffen  mehr  Maler-  usw.  Arbeiter  in  anderen  als  Maler- 
gewerben,  nicht  ambulant  beschäftigte  Malergehtlfen. 

5* 
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f 

o 
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fco 
c 
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1 

I 
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.C 

Ji 

fco 

I 

ü 
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Arbeiter,   welche  den  Vor- 
schriften   dauernd  zuwider- 
handeln, können  ohne  Auf- 
kündigung entlassen  werden. 

Ja 

Vorschriften  über  Bäder- 
benützung 

Ja 

Vorschriften  über  Bäder- 
benützung 

Verbot,  während  der 
Arbeit  zu  rauchen, 
Tabak  zu  schnupfen 
oder  zu  kauen 

es 
*— i 

> 

1 

Betreten  der  Speise- 
räume erst  nach 
Reinigung  und 
Ablegen  der  Arbeits- 
kleider 

ind  Genuß 
ntweui 
trieb 
agt 

n  anderen 
ctränken 

Mitbringen  i 
von  Bran 
im  Bei 
unters 

Ja 

gilt  auch  vo 
geistigen  G 

1 

Verbot, 
Nahrungsmittel 
Arbeits  räume 
mitzubringen 

A 

<j 

ha 

Akkumulatorenfabrik. 

Bleifarbenfabriken 

Bleihültcn  .... 
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§  26.    Die  Gewerbeaufsicht1. 

Es  ist  klar,  daß  die  ganze  Arbeiterschutzgesetzgebung  ihren 
Zweck  nicht  erreichen  kann,  wenn  nicht  eine  gründliche  Kontroll- 
organisation ihre  Ausführung  überwacht.  Mit  der  Ausbildung 
des  Arbeiterschutzes  entwickelt  sich  dementsprechend  in  Deutsch- 
land das  Fabrikinspektorat. 

Preußen  war  der  erste  deutsche  Staat,  der  schon  seit  1853 
eine  Art  Inspektorat  besaß,  die  anderen  Bundesstaaten  erhielten 
diese  Institution  erst  nach  der  Gründung  des  Reiches,  Sachsen 
1872,  Bayern,  Württemberg,  Baden  1879. 

Obligatorisch  wurde  die  Einstellung  von  Fabrikinspektoren 
(bei  der  Zulassung  einer  Dispens  durch  den  Bundesrat  für  industrie- 
arme Bezirke)  durch  Reichsgesetz  vom  17.  Juli  1878. 

Die  Entwicklung  kennzeichnen  folgende  Ziffern: 

l&75  £aD  es  m  Preußen  10,  in  Sachsen  4  Inspektoren. 

1S89  gab  es  in: 

Preußen   ...    17  Inspektoren,  10  Assistenten 
Sachsen    ...     8  »  18  * 

Bayern     ...     4  »  — 

Württemberg         2  »  — 

in  den  Übrigen  Staaten  18  Inspektoren  und  3  Assistenten,  zu- 
sammen 80  Beamte. 

1904  gab  es  in  Preußen  allein:  29  Regierungs-  und  Gewerbe- 
räte, 137  Gewerbeinspektoren,  12  etatmäßige  Hilfsarbeiter,  alles 
in  allem  245  Beamte. 

Die  gesetzliche  Grundlage  der  Gewerbeaufsicht  bildet  §  1396 
der  Gewerbeordnung. 

Die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der 
§§  105  a,  105  b  Absatz  1,  105  c  bis  105  h,  120  a  bis  i2oe,  134  bis 
139  a  ist  ausschließlich  oder  neben  den  ordentlichen  Polizei- 
behörden besonderen,  von  den  Landesregierungen  zu  ernennenden 
Beamten  zu  übertragen.  Denselben  stehen  bei  Ausübung  dieser 
Aufsicht  alle  amtlichen  Befugnisse  der  Ortspolizeibehörde,  ins- 
besondere das  Recht  zur  jederzeitigen  Revision  der  Anlagen  zu; 

1  Siehe  Dr.  A.  Braun  Die  Arbeiterschutzgesetze.  Enthalt  die  Instruktionen  der 
ersten  deutschen  Gewerbeaufsichtsbeamten. 
G.  Evert  im  H.St.W. 

E.  Plotke,  Gewerbeinspektion  in  Deutschland,  Berlin  1899. 
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sie  sind,  vorbehaltlich  der  Anzeige  von  Gesetzwidrigkeiten,  zur 
Geheimhaltung  der  amtlich  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Ge- 
schäfts- und  Betriebsverhättnisse  der  ihrer  Revision  unterliegen- 
den Anlagen  zu  verpflichten. 

Die  Ordnung  der  Zuständigkeitsverhältnisse  zwischen  diesen 
Beamten  und  den  ordentlichen  Polizeibehörden  bleibt  der  ver- 
fassungsmäßigen Regelung  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  vor- 
behalten. Die  erwähnten  Beamten  haben  Jahresberichte  über  ihre 
amtliche  Tätigkeit  zu  erstatten. 

Diese  Jahresberichte  oder  Auszüge  aus  denselben  sind  dem 
Bundesrat  und  dem  Reichstag  vorzulegen. 

Die  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§  105  a  bis  105  h, 
120  a  bis  i2oe,  134  bis  139  a  auszuführenden  amtlichen  Revisionen 
müssen  die  Arbeitgeber  zu  jeder  Zeit,  namentlich  auch  in  der 
Nacht  während  des  Betriebs  gestatten. 

Die  Arbeitgeber  sind  ferner  verpflichtet,  den  genannten  Be- 
amten oder  der  Polizeibehörde  diejenigen  statistischen  Mitteilungen 
über  die  Verhältnisse  ihrer  Arbeiter  zu  machen,  welche  vom 
Rundesrat  oder  von  der  Landeszentralbehörde  unter  Festsetzung 
der  dabei  zu  beobachtenden  Fristen  und  Formen  vorgeschrieben 
werden. 

Dazu  ist  folgendes  zu  bemerken.  Die  Aufsichtsführung  be- 
schränkt sich  also  auf: 

1.  Durchführung  der  Sonntagsruhe,  nicht  auch  auf  Sonntags- 
ruhe im  Handelsgewerbe  (§  105  Abs.  2  usw.),  sie  beschränkt  sich 
des  weiteren  auf  das  Gebiet  der  öffentlich  rechtlichen  Verpflich- 
tungen und  Beschränkungen,  wie  sie  dem  Unternehmer  und  Ar- 
beiter auferlegt  sind,  wogegen  die  privatrechtlichen  Beziehungen 
und  Regelungen  privatrechtlicher  Natur,  wie  sie  in  §  134  Abs.  2 
und  a.  a.  O.  getroffen  sind,  seiner  Kompetenz  entzogen  sind. 

2.  Durchführung  der  zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  Ge- 
fahren für  Leben,  Gesundheit  und  Sittlichkeit  zu  treffenden  Vor- 
kehrungen der  §§  120  a  bis  i2oe  samt  den  vom  Bundesrat  er- 
gänzend geschaffenen  Verordnungen 

3.  Über  die  für  die  Arbeiter  in  Fabriken  und  gleichgestellten 
Betrieben  geltenden  §§  134  bis  139  a,  enthaltend  die  Vorschriften 
über  Arbeitsordnungen,  Arbeiterausschüsse,  jugendliche  Arbeiter, 
Arbeiterinnen,  Überstunden  usw. 
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4.  Kann  die  Landeszentralbehörde  die  Aufgabe  und  Kompe- 
tenz der  Gewerbeaufsichtsbeamten  wesentlich  erweitern.  Hierzu 
gehört  in  erster  Linie  die  Dampfkesselrevision,  die  ursprünglich 
den  Gewerbeaufsichtsbeamten  übertragen  wurden  (in  Sachsen, 
Preußen  z.  B.),  sowie  die  Kontrolle  der  Arbeitsbücher  (bei  jugend- 
lichen Arbeitern  und  Frauen),  endlich  auch  die  Mitwirkung  bei 
dem  gewerbepolizeilichen  Genehmigungsverfahren  genehmigungs- 
pflichtiger Betriebe.  In  den  letzten  Jahren  hat  man  sich  aber 
veranlaßt  gesehen,  die  Dampfkesselrevisionen  den  Überwachungs- 
vereinen zuzuweisen,  da  man  ja  ohnedies  schon  von  einer  großen 
Überlastung  der  Inspektoren  sprechen  kann. 

Zur  Anstellung  in  der  Gewerbeaufsicht  hat  man  bis  vor 
zirka  10  Jahren  ausschließlich  akademisch  gebildetes  Material 
herangezogen,  in  erster  Linie  Ingenieure,  Techniker,  Chemiker. 
Prinzipiell  stand  aber  der  Einstellung  von  Nichtakademikern  nichts 
im  Wege.  Verschiedene  Stimmen  sprachen  sich  für  die  Heran- 
ziehung von  Arbeitern  und  Frauen  aus,  welcher  Anregung  die 
Bundesstaaten  Bayern,  Baden,  Württemberg,  was  Arbeiter  betrifft, 
Folge  leisteten,  die  Einstellung  von  Frauen  in  die  Gewerbeauf- 
sicht wurde  auch  in  einer  Reihe  von  Staaten  mit  gutem  Erfolg 
unternommen.  Auch  die  Einstellung  von  Ärzten  wurde  gefordert 
und  durchgeführt. 

Preußen  hat  1897  ein  eigenes  Regulativ  für  Vorbildung  und 
Prüfung  geschaffen,  das  zur  Erlangung  der  Befähigung  für  den 
Gewerbeaufsichtsdienst  ein  3  jähriges  technisches  und  ein  1  l/2  jähriges 
Studium  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften,  sowie  die  Ab- 
legung einer  allgemeinen  und  nach  \lj2 jährigem  Vorbereitungs- 
dienst einer  besonderen  Prüfung  vorsieht. 

Wie  man  sieht,  stellt  die  preußische  Regierung  sehr  hohe 
Ansprüche  betreffs  Vorbildung. 

Die  Beamten  erhalten  von  den  verschiedenen  Landesbehör- 
den ungefähr  gleichlautende  Dienstanweisungen,  die  sie  ver- 
pflichten, durch  »sachverständige  Beratung  und  wohlwollende 
Vermittlung  eine  Regelung  der  Betriebs-  und  Arbeitsverhältnisse 
herbeizuführen,  welche,  ohne  dem  Gewerbeunternehmer  unnötige 
Opfer  und  zwecklose  Beschränkungen  aufzuerlegen,  den  Arbeitern 
den  vollen  durch  das  Gesetz  ihnen  zugedachten  Schutz  gewährt«. 

Arbeitgebern  und  Arbeitern  sollen  die  Gewerbeaufsichts- 
beamten die  gleiche  Bereitwilligkeit  zur  Vertretung  ihrer  berech- 
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tigtcn  Interessen  entgegenbringen  und  dadurch,  wie  durch  die 
ganze  Art  ihrer  Tätigkeit  eine  Vertrauensstellung  zu  gewinnen 
suchen,  welche  sie  zur  Erhaltung  und  Förderung  guter  Beziehungen 
zwischen  beiden  mitzuwirken  in  den  Stand  setzt. 

Freilich  bleibt  auch  an  dieser  Institution  noch  viel  auszu- 
bauen übrig.    Gerade  auch  auf  unserem  Gebiete. 

Im  Bericht  von  1895  lesen  wir: 

»  Ein  vollständiger  Überblick  über  die  gesundheitsschädlichen 
Verhältnisse  war  für  die  Gewerbeaufsichtsbeamten  nur  schwer  zu 
erlangen.  Dabei  wird  vor  allem  betont,  daß  bisher  ein  Verkehr 
zwischen  den  Gewerbeaufsichtsbeamten  und  den  Ortskranken- 
kassen nicht  besteht.« 

Im  selben  Jahre: 

 »Nachteil,  daß  nicht  die  Inspektoren  von  den  Kranken- 
kassenärzten über  alle  Fälle  unterrichtet  werden,  wo  nach 
Meinung  des  Arztes  Berufskrankheit  vorliegt.« 

Im  selben  Jahre  aus  Oberbayern: 

»Die  gelegentlich  der  Revisionen  angestellten  Beobachtungen 
sind  ganz  unzureichend,  sich  ein  wirkliches  Bild  von  den  gesund- 
heitlichen Verhältnissen  der  Arbeiter  zu  verschaffen,  vielmehr 
kann  dem  Bedürfnis  nach  genauer  Information  über  den  Gesund- 
heitszustand nur  durch  systematisch  geregelten  Verkehr  der 
Aufsichtsbeamten  mit  den  Krankenkassen,  die  über  das  einschlägige 
statistische  Material  verfügen,  Genüge  geleistet  werden.« 

Diese  beiden  wichtigen  sozialpolitischen  Faktoren  mitein- 
ander passend  in  Verbindung  zu  setzen,  ist  ein  bis  heute  noch 
ungelöstes  Problem,  immerhin  finden  bemerkenswerte  Annähe- 
rungen statt,  so  meldet  Frankfurt  a.  O.  vom  Jahre  1900,  daß  das 
Fabrikinspektorat  in  Kottbus  sich  mit  der  dortigen  Ortskranken- 
kasse in  Verbindung  gesetzt  hat,  damit  die  Statistik  der  Kasse 
so  geführt  wird,  daß  sich  daraus  ein  klares  Bild  des  Gesund- 
heitszustandes der  Arbeiterbevölkerung  ergibt. 

Es  ergibt  sich  auch  für  die  Gewerbeaufsicht  die  Notwendig- 
keit, mit  den  Arbeiterorganisationen  selbst  Fühlung  zu  bekommen. 
Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß  ein  guter  Teil  der  Klagen 
Über  Zustände  in  den  Betrieben  von  seiten  der  Arbeiter  ihren 
Weg  über  die  Berufsorganisation  des  Arbeiters  nehmen.  Der 
schriftliche  Verkehr  ist  natürlich  für  beide  Teile  zeitraubend,  auch 
aus  anderen  Gründen  ist  der  mündliche  vorzuziehen.  Zudem 
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stehen  an  der  Spitze  der  Berufsorganisationen  gewöhnlich  die 
intelligentesten  Köpfe  der  Arbeiterschaft.  Der  Inspektor  wird 
also  nirgends  bessere  Erkundigungen  über  die  Verhältnisse  in 
bestimmten  Berufen  erhalten,  als  gerade  dort.  In  der  Tat  be- 
obachten wir  in  Süddeutschland  schon  die  Anbahnung  solcher 
Beziehungen.  Zum  Beispiel  nehmen  in  manchen  süddeutschen 
Staaten  die  Gewerbeaufsichtsbeamten  teil  an  der  Jahreskonferenz 
der  Vertrauenspersonen  der  vereinigten  Gewerkschaften  und  der 
Vertreter  der  Gewerkschaftskartelle.  In  Preußen  ist  solches  noch 
nicht  geschehen. 

Die  klageführenden  Arbeiter  fürchten  oft,  daß  sie  als  Be- 
schwerdeführer vom  Inspektor  dem  Arbeitgeber  genannt  werden. 
Das  veranlaßte  im  Jahre  1905  eine  offizielle  Äußerung  des 
Ministerialblattes  für  Handel  und  Gewerbe,  Verwaltung  in 
Preußen,  wonach  ein  solches  Vorgehen  des  Inspektors  ohne 
spezielle  Ermächtigung  von  seiten  des  Arbeiters  zu  mißbilligen  wäre. 

Die  Intervention  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  bei  Arbeits- 
einstellungen usw.  ist  im  Gesetz  nicht  vorgesehen,  doch  ergibt 
es  sich  von. selbst,  daß  Inspektoren,  die  sich  das  Vertrauen  beider 
Teile  zu  erringen  verstanden,  die  richtigsten  Mittelsmänner  sind. 

Tatsächlich  hört  man  in  letzter  Zeit  häufig  von  solchen 
Einigungsversuchen  durch  Gewerbeaufsichtsbeamte. 

Eine  Bedingung  muß  noch  erfüllt  werden,  soll  die  Gewerbe- 
aufsicht ihren  Zweck  erfüllen.  Die  Betriebe  müssen  häufig 
revidiert  werden. 

Von  der  Häufigkeit  dieser  Revisionen  soll  die 
Statistik  (Tabelle  Seite  74)  ein  Bild  geben. 

Vielfach  bemängelt  wird  das  geringe  Strafausmaß,  welches 
die  Praxis  bei  Übertretungen  gegen  die  einschlägigen  Bestim- 
mungen der  Gewerbeordnung  in  Anwendung  bringt. 

Die  Gewerbeinspektoren  selbst  tadeln  zu  widerholten  Malen 
diese  Laxheit. 

»Immerhin,  schreibt  das  badische  Gewerbeinspektorat  1905, 
»kommen  doch  Fälle  vor,  die  geradezu  eine  Verhöhnung  des 
Gesetzes  sind.  So  beschäftigt  eine  Bijouteriewarenfabrik  die 
Arbeiterinnen  einmal  bis  3  Uhr  nachts,  fünfmal  bis  12  Uhr  und 
fünfmal  bis  1j3i2  Uhr  nachts  und  erhielt  nur  35  M.  Strafe;  solche 
Strafen  halten  Arbeitgeber,  die  andere  Rücksichten  nicht  nehmen, 
nicht  von  weiteren  Übertretungen  ab.« 
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In  Preußen  bestanden  und  wurden  revidiert  1904. 


Betriebe 

Arbeiter 

Revidierte 
Fabriken 

Jugend- 
liche 

Zahl 

Männer 

Frauen 

Summa 

Zahl 

> 

Zinkhütten  .... 
Akkumulatoren    .  . 
Bleifarben  und  Blei- 

41 
*9 

10753 
2413 

I  30I 

7 

537 
5i 

»2  591 
2  471 

41 
»7 

100 

89 

zucker   

Buchdruckereien  und 

45 

1  934 

38 

33 

2  OO5 

39 

86 

Gießereien    .    .  . 

3063 

47  291 

II  492 

7106 

05  992 

1869 

6, 

Ähnliche  Klagen  wurden  vielfach  laut,  so  daß  Graf 
Posadowsky  im  Jahre  1898  an  die  preußischen  Justizbehörden 
einen  Runderlaß  richtete,  der  die  Staatsanwälte  anwies,  in  anhän- 
gigen Strafsachen  mit  den  Gewerbeaufsichtsbeamten  in  Verbindung 
zu  treten  und  den  Beamten  von  diesbezüglichen  Verurteilungen 
Kenntnis  zu  geben.  Auch  bei  Ablehnung  des  Staatsanwaltes, 
die  öffentliche  Klage  zu  erheben  oder  bei  Freispruch  haben  die 
Gerichte  an  die  Gewerbeaufsichtsbeamten  zu  berichten. 

1901  brachte  Graf  Posadowsky  diesen  Erlaß  zur  Kenntnis 
der  verbündeten  Regierungen. 

Endlich  erschienen  1903  ein  über  400  Seiten  starker  Band, 
der  den  Titel  trug: 

»Übersicht  über  die  zur  Kenntnis  der  Gewerbeaufsichts- 
beamten gelangten  rechtskräftigen  Bestrafungen  aus  dem  Jahre 
1902  wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Arbeiterschutzbe- 
stimmungen der  Gewerbeordnung  und  der  auf  Grund  der 
Gewerbeordnung  vom  Bundesrat  erlassenen  Bestimmungen.  < 

Die  Zahl  der  Strafen  betrug  5621,  davon  entfielen  auf 
Übertretungen  betreffs  Unfallverhütung  und  Hygiene  927.  Es 
wurden  diktiert: 

4  Freiheitsstrafen 

4  Strafen  über  200  M. 
14       >       von  100  —  200  M. 
68       »         >      50—100  > 
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395  Strafen  von      20 — 50  M. 
613       »         »        10 — 20  » 
4845       »         »         3 — 10  » 
Wenn  man  bedenkt,  welchen  Vermögensvorteil  Unternehmer 

aus  solchen  Übertretungen  ziehen  können  und  welche  Folgen 

diese  anderseits  für  die  Arbeiter  haben  können,  muß  man  über 

diese  milde  Strafpraxis  wirklich  staunen. 

Dazu  kommt,  daß  die  höchsten  Strafen  nur  wegen  direkter 

Widersetzlichkeit  gegen  Gewerbeaufsichtsbeamte,  die  revidieren 
wollten,  verhängt  werden.  Daß  es  auch  solche  Käuze  gibt, 
zeigen  die  Erfahrungen  zahlreicher  Aufsichtsbeamter. 

Im  allgemeinen  wird  man  sagen  müssen ,  daß  sich  das 
Institut  der  Gewerbeinspektion  durchaus  bewährt  hat.  Man  muß 
nur  bedenken,  wie  schwer  es  für  die  einzelnen  Beamten  ist,  in 
dem  latenten  Kriegszustand,  der  häufig  zwischen  Arbeitgeber- 
und -nehmer  herrscht,  so  das  Gleichgewicht  zu  wahren,  daß  keine 
Partei  ihm  eine  Bevorzugung  der  Gegenpartei  vorwerfen  kann. 
Es  ist  dies  natürlich  oft  geschehen,  und  zwar  von  beiden  Seiten, 
sowohl  von  Seiten  der  Arbeiter,  besonders  aber  von  seiten  der 
Arbeitgeber.  Hat  doch  im  Jahre  1 905  der  Bund  der  Industriellen 
Nachforschungen  über  die  Übergriffe  der  Gewerbeinspektoren 
angekündigt,  die  aber  ausgeblieben  sind.  Im  allgemeinen  scheint 
man  sich  demnach  auch  auf  seiten  der  Arbeitgeber  mit  dieser 
Institution  aussöhnen  zu  wollen. 

Auf  dem  Gebiete  der  Bekämpfung  der  Gewerbekrankheiten 
haben  die  Gewerbeaufsichtsbeamten  ganz  Hervorragendes  geleistet, 
ganz  abgesehen  von  speziellen  Leistungen  einzelner,  wie  die 
Dr.  Wörrishoffers  in  Baden.  Nachrichten  über  die  Bleifarben- 
fabriken, besonders  Statistiken  stammen  durchweg  aus  den  amt- 
lichen Mitteilungen;  aus  dieser  Quelle  allein  erfährt  man  etwas 
über  die  Praxis  und  die  Erfolge  der  hygienischen  Vorschriften  in 
den  Gesetzen  und  Verordnungen.  Statt  anderen  Ortsgerichten  und 
oft  recht  wenig  instruktiven  Enqueten  schlägt  die  Regierung 
nunmehr  mit  Vorliebe  den  Weg  ein,  Spezialberichte  der  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten über  gewisse  Industrien  einzufordern.  So  wurde 
von  uns  interessierenden  Betrieben,  der  Tonindustrie  und  Feilen- 
hauerei das  Interesse  den  Gewerbeaufsichtsbeamten  zugewendet 
und  man  kann  wohl  als  Resultat  dieser  Untersuchungen  in  Bälde 
neue  Schutzvorschriften  für  diese  Gewerbe  erwarten. 
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§  27.    Die  Arbeiterversicherung. 

Von  den  Institutionen  der  deutschen  Arbeiterversicherung 
interessieren  uns  hier  nur  die  Krankenversicherung,  die  Invalidi- 
täts-  und  Altersversicherung,  besonders  die  erste,  deren  erste 
Organisierung  durch  die  Regierungsgewalt  in  Anlehnung  an  das 
sehr  rudimentär  entwickelte  Hilfskassenwesen  im  Jahre  1883  vor- 
genommen wurde.  Da  nach  einem  Entscheid  des  Reichs- 
versicherungsamtes Bleivergiftungen  nicht  als  Betriebsunfälle  be- 
trachtet werden  können,  scheidet  die  Unfallversicherung  aus 
unserer  Betrachtung  aus. 

Soweit  Krankenversicherung  in  Betracht  kommt,  erstreckt 
sich  der  Versicherungszwang  auf  alle  unserem  Forschungsgebiet 
angehörigen  Arbeiter. 

An  Kassenarten  sind  vorhanden: 

Gemeinde-,  Orts-,  Betriebs-,  Bau-,  Innungs-,  Hilfs-  und 
Knappschaftskassen,  unter  welchen  sich  die  Versicherten  laut 
Tabelle  verteilen.    Bei  einer  Gesamtbevölkerung  von  58614000. 


Krankenversicherung  1903. 


Art    der  Kassen 

Zahl  der 
Kassen 

Versicherte 

Gemeindekrankenkassen  

8  219 

1  499366 

Ortskrankenkassen  

4  7o6 

4  975  322 

Betriebskrankenkassen  

7  592 

2  573  621 

Baukrankenkassen  

43 

16459 

Innungskrankenkassen  

662 

230  802 

Hilfskrankenkassen  

1  620 

928727 

Knappschaftskrankenkassen  

186 

690  636 

Summe   .    .  . 

23  028 

10  914  933 

Alle  Kassen,  deren  Mitgliedschaft  vom  gesetzlichen  Ver- 
sicherungszwang befreit,  müssen  sich  zu  Minimalleistungen  ver- 
pflichten, die  in  freier  ärztlicher  Behandlung  und  freier  Arznei 
bestehen,  ferner  in  einem  Krankengeld,  welches  im  Falle  der  Er- 
werbsunfähigkeit vom  dritten  Tage  nach  Eintritt  der  Krankheit 
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ab  in  der  Höhe  der  Hälfte  des  für  die  Beitragsbemessung  maß- 
gebenden Tagelohns  zu  zahlen  ist.  Tritt  Krankenhausbehandlung 
ein,  so  erhalten  die  Angehörigen  die  Hälfte  des  Krankengeldes 
als  Unterstützung. 

Die  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  ist  rein  staatlich 
(G.  vom  22.  Juni  1889,  die  jetzige  Fassung  vom  ig.  August  1899). 

Wer  nicht  mehr  imstande  ist,  den  dritten  Teil  dessen  zu 
verdienen,  was  er  dank  seiner  Ausbildung  in  seiner  Gegend  bei 
geistiger  und  körperlicher  Gesundheit  verdienen  könnte,  bekommt 
die  sog.  Invaliditätsrente.  Ganz  ohne  Rücksicht  auf  Verdienst 
erhält  die  Altersrente,  wer  das  70.  Lebensjahr  vollendet  hat. 

Zu  jeder  der  beiden  Renten  wird  ein  Reichszuschuß  ge- 
währt. Ihre  Berechnung  erfolgt  durch  eine  Kombination  von 
Reichszuschuß,  Beitragsleistung  und  Steigerungssatz  bei  äer  In- 
validitäts-,  von  Reichszuschuß  und  einem  Betrage,  der  nach  Lohn- 
klassen abgestuft  ist,  bei  der  Altersrente. 

Bei  einer  Bevölkerung  von  58614000  waren  1903  in  der 
Invaliden-  und  Altersversicherung  13567200  Versicherte. 

§  27a.    Die  Unterstützung  des  Arbeiters  im  Krankheitsfall. 

Wir  wollen  hier  auf  einen  Passus  in  der  Petition  der  Gesell- 
schaft für  soziale  Reform  zurückkommen,  der  für  unser  Thema 
von  großer  Bedeutung  ist. 

Wie  erwähnt,  stellt  die  Petition  an  das  Reichversicherungs- 
amt das  Ansuchen,  die  gewerblichen  Bleivergiftungen  als  Betriebs- 
unfälle zu  interpretieren. 

Das  würde  für  die  Betroffenen  von  großem  Vorteile  sein. 
Wie  die  Sachen  heute  liegen,  hat  der  Erkrankte  zuerst  einen  An- 
spruch auf  die  Unterstützung  seiner  Krankenkasse.  Nach  der 
Krankenversicherungsnovelle  vom  25.  Mai  1903  endet  der  Bezug 
dieser  Unterstützung  (spätestens)  mit  dem  Ablauf  der  26.  Woche 
nach  Beginn  der  Unterstützung,  sofern  nicht  die  Kasse,  was  ihr 
freisteht,  diese  Frist  bis  zur  Dauer  eines  Jahres  verlängert  hat. 

Mit  der  27.  Woche  beginnt  die  sog.  Krankenrente  der  In- 
validenversicherung (Gesetz  vom  13.  Juli  1899). 

Die  Invalidenrente  kann  aber  der  Kranke  erst  verlangen, 
wenn  er  nicht  imstande  ist,  ein  Drittel  des  Durchschnittslohnes  in 
seinem  Gewerbe  usw.  zu  verdienen,  denn  Teilrenten  unter  662/5 
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kennt  das  Invalidenversicherungsgesetz  nicht.  Diese  Rente  steigt 
mit  den  geleisteten  Beiträgen,  ist  aber  für  jüngere  Personen  be- 
sonders gering. 

Der  Unfallverletzte  bezieht  aber  eine  Rente,  die  an  und  für 
sich  schon  höher  ist  als  die  Invalidenrente,  überdies  auch  noch 
von  der  Beitragsleistung  unabhängig,  und  nur  bestimmt  ist  durch 
den  Grad  der  Einbuße  der  Erwerbsunfähigkeit  und  seinen  bis- 
herigen Verdienst. 

Noch  größer  ist  der  Nachteil  für  die  Familie  eines  an  Be- 
rufskrankheit Verstorbenen,  die  keinerlei  Entschädigung  oder 
Renten  bezieht,  es  sei  denn  das  Sterbegeld  der  Krankenkasse, 
während  die  Familie  eines  durch  Betriebsunfall  getöteten  Arbeiters 
in  den  Genuß  einer  Rente  tritt. 

* 


III.  Kapitel.    Die  Beteiligten. 

§  28.  Arbeitgeber. 

So  wenig  sich  etwas  allgemeines  über  die  Arbeiter  in  der 
so  ausgedehnten  Industrie,  die  Bleigefahr  birgt,  sagen  läßt,  so 
wenig  kann  man  die  vielköpfige  Schar  der  Arbeitgeber  unter  all- 
gemeine Gesichtspunkte  zusammenfassen.  Sie  gehören,  was  Bil- 
dung, Reichtum,  wirtschaftliche  Energie  betrifft,  den  verschieden- 
sten Schichten  und  Typen  an.  Und  wenn  es  eine  Eigenschaft 
gibt,  die  sie  alle  umfaßt,  kann  es  nur  die  sein,  die  aus  ihrem 
Charakter  als  Arbeitgeber  resultiert,  das  ist  das  Dominieren  des 
wirtschaftlichen  Prinzips  in  Ansehen  ihres  Verhältnisses  zum  Arbeit- 
nehmer. Daß  damit  ein  schrankenloser  Egoismus,  eine  Aus- 
beutungspolitik durchaus  nicht  Hand  in  Hand  gehen  muß,  ist  ja 
klar.  Aber  immerhin  bildet  die  einseitige  Verfolgung  des  wirt- 
schaftlichen Interesses  die  Grundlage  eines  Gegensatzes,  der  auch 
den  wenigst  Fortschrittlichen  das  Eingreifen  der  Staatsgewalt  in 
das  Verhältnis  von  Arbeiter  und  Arbeitgeber  nötig  erscheinen  läßt. 
Dazu  kommt  noch  die  Gegensätzigkeit  in  der  politischen  Über- 
zeugung, welche  in  der  Regel  zwischen  beiden  besteht  Un- 
befriedigend müssen  sich  weiter  die  Verhältnisse  dort  gestalten, 
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wo  gewisse  kleinere  Industrien  der  Stagnation  oder  dem  Unter- 
gang verfallen  oder  in  größeren  die  Hochkonjunktur  nachläßt. 
Dazu  kommt  fast  überall  der  ja  nicht  bloß  auf  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  beschränkte  Mangel  jedes  Verständnisses  für  die 
Notwendigkeit  hygienischer  Maßnahmen,  der  sich  aber  bei  ersteren 
besonders  schmerzlich  fühlbar  macht  Je  höher  die  Bildung  des 
betreffenden  Chefs,  desto  größer  ist  natürlich  sein  Verständnis  für 
diese  Probleme. 

Traurig  mutet  es  uns  an,  wenn  wir  lesen,  daß  die  größere 
Mehrheit  von  Malerinnungen  sich  über  die  Bleiweißfrage  in  einer 
Weise  äußern,  die  den  so  sehr  begehrten  Befähigungsnachweis 
allerdings  quoad  allgemeiner  Bildung  wünschenswert  erscheinen 
läßt.  Höher  hinauf  treffen  wir  schon  häufiger  auf  besseres  Ver- 
ständnis und  höhere  Sozialethik.  An  dieser  Stelle  wäre  aller  jener 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  zu  gedenken,  welche  von  Arbeit- 
gebern geschaffen  worden  sind.  Einrichtungen,  an  denen  Deutsch- 
land besonders  reich  ist  und  die  in  letzter  Zeit  eine  sachverstän- 
dige Bearbeitung  erfahren  haben  (Sehr.  d.  V.  f.  S.-P.  V),  die  uns 
dieser  Aufgabe  hier  überhebt.  Hierher  gehören  aber  nicht  nur 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  im  Betrieb  selbst,  welche  die 
Verordnungstätigkeit  des  Bundesrats  immer  mehr  erzwingt,  son- 
dern auch  alle  Versuche,  die  die  Hebung  des  Standard  of  life  des 
Arbeiters  in  des  Wortes  weitester  Verwendung  bezwecken.  Bei 
der  Komplexität  unseres  Problems,  bei  der  Verquickung,  welche 
zwischen  der  zu  fordernden  Reinlichkeit,  Sorgsamkeit,  Aufgeklärt- 
heit des  Arbeiters  und  seinen  sonstigen  Lebensumständen  und 
Gepflogenheiten  besteht,  sind  Bildungs-  und  Wohnungsfrage, 
Alkoholgenuß  und  Ernährungsfrage,  Probleme,  die  an  Wichtig- 
keit und  Dringlichkeit  ihrer  Lösung  nicht  hinter  den  Arbeiter- 
schutzmaßregeln in  engerem  Sinne  zurückstehen. 


§  29.  Arbeitnehmer. 

Die  beständige  Gegenwart  der  Gefahr  übt  natürlich  eine 
abstumpfende  Wirkung  aus.  Wir  sehen  daher  in  allen  Betrieben, 
außer  wo  Vernachlässigung  der  Vorsichtsmaßregeln  unbedingt 
das  Leben  kosten  würden,  wie  im  Sprengstoffge werbe,  den 
Arbeiter  gleichgültig,  ja  sorglos  auf  die  Gefahr  blicken.  In 
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manchen  Gewerben  herrscht  ein  wahrer  Fatalismus.  Wir  kriegen 
sie  ja  alle,  meinte  einmal  ein  Buchdrucker  in  bezug  auf  die 
Schwindsucht,  uns  ist  nicht  zu  helfen. 

Überlange  Arbeitszeit,  materielle  Sorgen,  Alkoholismus 
sind  Momente,  die  der  Hygienisierung  einer  Industrie  größere 
Hindernisse  bereiten  als  irgend  ein  heimtückisches  Gift 

Die  überlange  Arbeitszeit  in  der  Bleiindustrie  wird  allge- 
gemein,  zum  Beispiel  auch  vom  Gewerbeinspcktorat,  als  ein  die 
Gefahr  bedeutend  vergrößerndes  Moment  charakterisiert  und  der 
Bundesrat  scheint  sich  dieser  Ansicht  auch  angeschlossen  zu 
haben,  wie  aus  der  sukzessiven  Einschränkung  der  Arbeitszeit 
zuerst  auf  zwölf,  dann  auf  zehn  Stunden  (acht  Stunden  für  Oxyd- 
kammern) in  den  Bleifarbenfabriken  hervorgeht.  Auch  zehn 
Stunden  sind  für  diese  Arbeit  noch  zu  viel  und  eine  weitere 
Herabsetzung  ist  dringend  zu  wünschen.  Beseitigung  des 
Alkoholismus  und  Lohnerhöhung  bringen  eine  gewisse  Neigung 
zur  Reinlichkeit  mit  sich,  die  in  unserem  Falle  ja  von  erhöhter 
hygienischer  Bedeutung  ist. 

Aber  wie  die  Dinge  bisher  lagen,  ist  den  Arbeitern  ihre 
offenkundige  Indolenz  gegenüber  allen  Bestrebungen,  der  Hygiene 
in  den  bedrohten  Berufen  Eingang  zu  verschaffen,  nicht  einmal 
zu  verübeln.  Es  muß  natürlich  auf  den  Fabrikanten  deprimierend 
wirken  und  nimmt  ihm  wohl  nicht  selten  die  Lust,  mit  seinen 
Aufwendungen  über  die  Grenze  des  gesetzlich  Vorgeschriebenen 
hinauszugehen,  wenn  er  sieht,  wie  Einrichtungen  zum  Gesund- 
heitsschutz der  Arbeiter  von  diesen  eher  als  eine  Belästigung 
empfunden  werden.  Der  Respirator  gibt  keine  Luft,  der  V entilator 
zieht  und  das  Bad  zehrt.  Deshalb  wird  mitunter  der  Respirator 
fortgelegt,  die  Ventilatorröhre  verstopft  oder  der  Mann  setzt  sich 
in  der  Badekabine  ganz  ruhig  hin  und  raucht  seine  Pfeife 
(wohlgemerkt,  ohne  sich  zu  waschen).  Freilich  sind  die  meisten 
gebräuchlichen  Respiratoren  schlecht.  Das  heißt,  sie  funktionieren 
vorzüglich,  wenn  man  mit  ihnen  (wie  ein  Autor  meint),  eine 
Viertelstunde  lang  in  einer  Ausstellung  herumspaziert,  versagen 
aber  völlig,  wenn  sie  eine  schwer  arbeitende  Lunge  etwa  bei 
schwerer  Arbeit,  mit  Luft  versorgen  sollen. 

Man  begreift  sodann  das  Mißtrauen  der  Arbeiter,  wenn 
man  liest,  was  Unternehmer  (offenbar  in  der  besten  Absicht),  den 
Arbeitern  als  prophylaktische  Maßregel  zugemutet  haben. 
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So  wurden  die  Arbeiter  eingeladen,  Wasser,  das  mit 
Schwefelsäure  oder  mit  Schwefelwasserstoff  oder  mit  einem  Sulf- 
hydrat  versetzt  ist,  zu  sich  zu  nehmen  und  das  geschieht  wohl  noch 
heute  mancherorts.  Arbeiter,  die  diese  Getränke  einmal  verkostet 
haben,  werden  wohl  ein  dauerndes  Mißtrauen  gegen  hygienische 
Maßnahmen  ihrer  Arbeitgeber  bewahren;  abgesehen  davon,  daß 
diese  Mittel  nichts  nützen,  können  sie  sehr  schaden. 

Aber  es  muß  doch  auffallen,  wie  zum  Beispiel  die  englischen 
Arbeiter  es  doch  verstanden  haben,  sich  selbst  Respiratoren  zu 
verfertigen,  die  bei  den  speziellen  Beschäftigungen,  wo  Gefahr 
durch  Dämpfe  und  Gase  drohen,  gute  Dienste  leisten,  und  wie 
der  deutsche  Arbeiter  fatalistisch  seinem  Schicksal  entgegengeht. 

Und  wie  der  Einzelne,  so  haben  die  Organisationen  dieses 
Gebiet  des  Arbeiterschutzes  in  früherer  Zeit  so  gut  wie  völlig 
vernachlässigt.  Erst  in  den  letzten  vier  bis  fünf  Jahren  zeigt 
sich  darin  eine  Besserung. 

Speziell  die  sozialistische  Literatur  und  Presse,  die  doch 
über  tüchtige  Köpfe  verfügt,  haben  das  ganze  Gebiet  der  Gewerbe- 
hygiene bis  in  letzter  Zeit  den  vielgeschmähten  bürgerlichen 
Sozialpolitikern  überlassen. 

Die  Konzentration  des  vollen  Interesses  der  Arbeiterschaft 
auf  dem  politischen  und  ökonomischen  Kampfe  hat  in  unserem 
Falle  schlechte  Früchte  gezeitigt. 

Daß  man  zu  Brot  und  Recht  noch  die  Gesundheit  braucht, 
um  ersteres  essen,  letzteres  ausüben  zu  können,  kann  doch  un- 
möglich eine  so  schwierig  zu  erlangende  Erkenntnis  sein. 

Es  sind  in  letzter  Zeit  besonders  die  Krankenkassen  ge- 
wesen, die  im  eigensten  Interesse  der  Frage  der  Bleivergiftungen 
näher  getreten  sind,  wie  die  Ortskrankenkasse  in  Stuttgart  u.a.m. 
Von  den  Gewerkschaften  waren  es  in  erster  Linie:  Die  Ver- 
einigung der  Maler,  Lackierer,  Anstreicher,  Tüncher  und  Weiß- 
binder, die  in  wiederholten  Petitionen  an  Reichstag  und  Bundesrat 
herantraten  und  in  einer  vortrefflich  geschriebenen  Broschüre  für 
ein  Blei  weiß  verbot  eintraten. 

Die  Berliner  Ortskrankenkasse  der  Maler  allein  hat  durch 
zweckmäßige  Anordnung  der  Statistik  in  ihrem  Kassenbericht 
ein  tiefes  Erfassen  der  Gesundheitsverhältnisse  im  Malergewerbe 
ermöglicht. 

Wächter,  BldTcryiftuDf  6 
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§  30.    Die  Malerorganisation. 


Es  läge  eigentlich  auf  der  Hand,  den  stärksten  Kampf 
gegen  die  Bleiweißverwendung  von  der  Seite  zu  erwarten,  wo 
die  größten  Schädigungen  aus  der  Verwendung  resultieren.  Das 
wäre  die  Arbeiterschaft.  Bisher  ist  diese  jedoch  nicht  in  den 
ersten  Reihen  der  Kämpfer  gestanden,  warum,  haben  wir  ange- 
führt. Für  die  Zukunft  ist  aber  eine  andere  Haltung  vorauszu- 
sehen und  wir  werden  daher  gut  daran  tun,  einen  Blick  auf  die 
Streitkräfte  zu  werfen,  die  von  dieser  Seite  her  in  den  Kampf 
geführt  werden  können.  Schon  aus  unserer  technologischen 
Untersuchung  erhellt,  wie  different  die  beteiligten  Arbeiterkate- 
gorien sind,  die  an  dem  vielverzweigten  Baume  der  ßleitechnik 
beschäftigt  sind,  es  wäre  auch  ein  überflüssiges,  unseren  Blick 
eher  trübendes  Unternehmen,  sie  alle  in  Bezug  auf  Organisation, 
materielle  Lage,  geistige  Entwicklung  hier  vorzuführen,  und 
wird  es  genügen,  auf  die  stärker  organisierte  Arbeiterkategorie, 
die  hier  in  Frage  kommt,  hinzuweisen,  die  zugleich  auch  von 
allen  die  stärkst  bedrohte  ist  und  von  der  wohl  allein,  wenn 
überhaupt,  ein  energischer  Kampf  gegen  die  Noxe  erwartet 
werden  darf.    Es  sind  das  die  Maler. 

Die  Maler  sind  fast  ausschließlich  in  kleingewerblichen  Be- 
trieben beschäftigt,  in  diesem  Beruf  hat  der  kapitalistische  Betrieb 
wenig  oder  gar  keine  Vorteile  über  den  handwerksmäßigen. 
Das  gibt  natürlich  auch  der  Arbeiterschaft  einen  speziellen 
Charakter.  Klein  gewerbliche  Arbeiter  sind  in  der  Regel  stolzer 
und  freier  als  Fabrikarbeiter,  weniger  eingeschüchtert  und 
weniger  erbittert,  sie  neigen  mehr  zum  gewerkschaftlichen  denn 
zum  politischen  Kampf  und  sind,  soweit  Sozialdemokraten,  dem 
Revisionismus  zugänglicher.  Sie  haben  sich  sehr  früh  und  sehr 
kräftig  organisiert.  Die  in  Hamburg  befindliche  Zentrale  zählte 
an  Mitgliedern: 

1885 
1890 

1895 
1900 

1905 
1906 
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Sie  führt  den  Namen:    Vereinigung  der  Maler,  Lackierer, 
Anstreicher,  Tüncher  und  Weißbinder  Deutschlands. 

Die  Vereinigung  gibt  ein  Blatt  heraus,  welches  wöchentlich 
erscheint  und  den  Titel  »Vereins- Anzeiger«  trägt.  Die  Beiträge, 
welche  die  einzelnen  Mitglieder  zu  leisten  haben,  betragen  per 
Woche  im  Sommer  (d.  i.  35  Wochen)  40  Pf.,  im  Winter  (d.  i. 
17  Wochen)  15  Pf.,  doch  sind  das  bloß  Minimalbeiträge,  von 
denen  30  resp.  10  Pf.  an  die  Hauptkasse  abzuführen  sind;  die 
Filialen  erheben  aber  in  der  Regel  höhere  Beiträge  zur  Deckung 
der  eigenen  Kosten.  So  erheben  derzeit  drei  Filialen  50  resp. 
20  Pf.  Beiträge  als  Maximum.  38  Filialen  mit  12730  Mitgliedern 
45  resp.  15  Pf. 

Demnach  beliefen  sich  die  Einkünfte  der  Zentrale: 
1 890   31  966  M.  99  Pf. 

1895  46  979   »    39  * 

1900  174  818    *    15  » 

1905  614090   »  75 

Seit  1900  zahlt  die  Vereinigung  Kranken-,  seit  1901  Sterbe- 
und  Reiseunterstützung;  diese  drei  Unterstützungsarten  nahmen 
1905  in  Anspruch: 

Krankenunterstützung    .    51275  M.  25  Pf. 

Sterbeunterstützung  .    .     8845    *  — 

Reiseunterstützung  .  .  7  046  *  47  * 
Dazu  kommt  Rechtsschutz  und  Gemaßregeltenunterstützung 
1900 — 1905  6  164  M.  resp.  13  122  M.  Die  Aufwendungen  für 
Streikunterstützung  spielen  natürlich  die  Hauptrolle,  besonders 
seit  dem  Jahre  1900  folgt  ein  Kampfjahr  dem  anderen  und  nur 
einer  sehr  klugen,  vorsichtigen  Finanzpolitik  ist  es  zu  danken, 
daß  die  Zentrale  ihre  Fonds  behaupten  und  vermehren  konnte. 

Die  Kassenbestände  der  Zentrale  betrugen: 


1885   1  012  M.  10  Pf. 

1890   4385   -  68  » 

1895   23582    ■>  07  > 

1900   89693    »  96 

1901   > "  734  23 

1902   180562    •  57 

1903   202873    •  73 

1904   245325    '  38 

1905   273974  37 

6» 


Digitized  by  Google 


84  Abschnitt  II. 


Zahl  und  Kosten  der  Lohnkämpfe. 


Jahr 

Zahl 

Teilnehmer 

Gesamtkosten 

2  463 

60  501,68 

23 

2 

PI    A  £  t  JA 

53  4v") ».34 

•5 

586 

9875.80 

21 

2  335 

97  828,80 

1904  . 

30 

5  902 

132378,17 

1905  . 

76 

IO  149 

237  160,01 

35 

14  264 

35  1  000,-* 

Die  Erfolge  der  Lohnkämpfe  sind  im  großen  und  ganzen 
sehr  zufriedenstellend,  was  zum  guten  Teil  der  Leitung  und  dem 
kleingewerklichen  Charakter  des  Berufs  zuzuschreiben  ist.  Ein 
großer  Teil  der  durchgesetzen  Lohnerhöhungen  wird  durch  die 
allgemeine  Preissteigerung  vorweggenommen. 

Das  Jahr  1905,  welches  bisher  den  Höhepunkt  der  Lohn- 
kämpfe bezeichnet,  brachte  nicht  weniger  als  55  Abschlüsse  von 
Tarifverträgen,  die  sich  auf  9441  Beteiligte  beziehen;  in  26  Fällen, 
bei  1  339  Beteiligten,  kam  es  nicht  zur  Arbeitseinstellung. 

Die  erreichten  Ix>hnerhöhungen  bewegten  sich  zwischen 
1  M.  bis  3,78  M.  per  Woche,  die  Arbeitszeitverkürzung  zwischen 
'/j  und  6  Stunden.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  wird  das  Jahr 
1906  das  Vorjahr  noch  um  vieles  übertreffen,  denn  die  ersten 
sechs  Monate  brachten  bei  19260  Mitgliedern  Lohnaufbesserungen 
von  80  Pf.  bis  5.40  M.  per  Woche.  Der  Lohn  ist  fast  aus- 
schließlich Stundenlohn,  er  schwankt  zwischen  40  und  75  Pf. 

Die  Arbeitszeit  schwankt  außerordentlich. 

Zum  ersten  Male  wurde  die  Bleifrage  auf  der  Generalver- 
sammlung in  Würzburg  1900  flüchtig  gestreift  und  sodann  auf 
der  Generalversammlung  in  Berlin  1903  durch  ein  ausführliches 
Referat  beleuchtet;  es  erfolgte  damals  die  Annahme  einer  Re- 
solution, in  der  die  Regierung  aufgefordert  wurde,  mit  einem 
Verbot  der  Verwendung  bleioxydhaltiger  Farben  vorzugehen. 
November  1903  überreichte  der  Vorstand  dem  Reichstag  seine 
Petition,  die  eine  außerordentlich  klare  Darlegung  der  Bleifrage 
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enthält  und  später  in  Broschürenform  erschien.  Urheber  dieser 
Broschüre  ist  der  Vorstand  des  Malerverbandes,  ein  ehemaliger  Maler- 
gehilfe namens  Tobler,  der  sowohl  bei  dieser  Gelegenheit,  wie  auch 
bei  Leitung  der  Verbandsgeschäfte  eine  ganz  eminente  Tüchtigkeit 
und  Energie  an  den  Tag  legte.  Die  November  1903  überreichte 
Petition  an  den  Reichstag  kam  am  24.  Februar  1904  in  einer 
Sitzung  der  Petitionskommission  zur  Verhandlung,  gelangte  dann 
vor  das  Plenum,  wo  sie  am  6.  Mai  besprochen  wurde.  Das 
Resultat  war,  daß  die  Petition  dem  Reichskanzler  zur  Erwägung 
überwiesen  wurde. 

Diesen  Erwägungen  entstammt  endlich  ein  Entwurf  von 
Bestimmungen  zur  Verhütung  von  Bleierkrankungen  der  Maler. 
Anstreicher  und  Lackierer.  Noch  bevor  dieser  Entwurf  in  Kraft 
trat,  erregte  er  eine  höchst  mißbilligende  Kritik  auf  beiden 
Seiten,  besonders  auf  Seiten  der  Malermeister.  Der  Malerverband 
beantwortete  den  Entwurf  mit  einer  Kritik  und  Abänderungs- 
vorschlägen, welche  dem  Bundesrat  in  einer  Petition,  Oktober 
1904,  überreicht  wurde,  doch  fanden  die  Vorschläge  der  Gehilfen 
wenig  Berücksichtigung  und  die  1905  herausgekommene  Ver- 
ordnung ist  im  wesentlichen  von  dem  Vorschlage  des  *  Verein 
für  Sozialpolitik  beeinflußt  geblieben. 

Die  Vereinigung  hält  grundsätzlich  an  der  Meinung  fest, 
daß,  wie  es  in  der  Eingabe  an  den  Bundesrat  heißt,  »nur  das 
völlige  und  auch  technisch  mögliche  Verbot  der  Bleifarben- 
verwendung auf  reichsgesetzlichem  Wege  der  Bleivergiftung  als 
Berufskrankheit  Einhalt  gebieten  kann«. 

Unwillkürlich  kommt  einem  beim  Studium  des  Bleiweiß- 
kampfes der  Gedanke,  ob  nicht  die  Malergehilfen  durch  eine 
solidarische  Tat,  etwa  so,  daß  sie  Bleiweiß  zu  verwenden,  sich 
weigerten,  die  Frage  ein  für  alle  Male  erledigen  könnten.  Doch 
scheint  bei  den  Gehilfen  keine  Geneigtheit  dazu  vorhanden  zu 
sein.  Erstens  wohl,  weil  die  Frage  überhaupt  den  Gehilfen  nicht 
sehr  am  Herzen  liegt,  dann  aber  auch,  weil  in  vielen  Betrieben 
die  Farben  schon  angerieben  herausgegeben  werden,  was  eine 
Kontrolle  von  seiten  der  Gehilfen,  wie  diese  meinen,  unmöglich 
macht  Ein  Streifen  Schwefelwasserstoffpapier  würde  zur  Kontrolle 
ausreichen. 

Zur  Erleichterung  der  Agitation  wurde  eine  Broschüre  unter 
dem  Titel:  >Ein  offenes  Wort«  in  50000  Exemplaren  hergestellt 
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und  den  Filialverwaltungen  zur  Verfügung  gestellt.  Eine  weitere 
Broschüre  wurde  in  32000  Exemplaren  unter  dem  Titel:  »Wohlan 
denn«  verbreitet;  sie  enthält  im  wesentlichen  die  Verhandlungen 
des  Reichstags  über  die  Frage  des  Blei  weiß  Verbots.  In  diesen 
Tagen  (November  1906)  versendet  die  Vereinigung  Fragebogen 
über  die  Einhaltungen  der  Vorschriften  von  1905. 
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Resultate,  Kritik,  Vorschläge. 

Kapitel  I.    Die  Blei  weißfrage. 

Wir  haben  die  Bundesratsverordnungen  erst  soweit  ange- 
führt, als  sie  rein  hygienische  Maßnahmen  betreffen,  daneben  ent- 
halten sie  aber  zumeist  eingehende  Vorschriften  technischer  Natur, 
die  die  objektiven  Gefahren  möglichst  zu  vermindern  bestimmt 
sind.  Diese  werden  in  der  nun  folgenden  mehr  kritischen  Dar- 
stellung zu  ihrem  Recht  kommen,  indem  wir  für  ihre  konkrete 
Fassung  auf  den  Text  der  Verordnungen  selbst  verweisen  müssen. 
Zur  ausführlichen  Besprechung  können  natürlich  nicht  alle  in 
Frage  stehenden  Industrien  gelangen,  wir  beschränken  uns  auf 
jene,  die  in  der  Diskussion  der  Bleifrage  die  größte  Rolle  spielen, 
in  denen  die  Bundesratsverordnungen  am  weitesten  gehen  und 
an  denen  Wert  und  Unwert  der  gemachten  gesetzgeberischen 
Versuche  am  klarsten  erkennbar  sind. 

§  31.    Die  Bleiweißfabrikation. 

Die  technischen  Vorschriften  der  Verordnung  von  1903  be- 
ziehen sich: 

a)  Auf  die  Verhinderung  des  Eindringens  blei- 
haltiger Dämpfe  oder  Staubes  in  die  Arbeitsräume  (nur 
ganz  allgemeine  Vorschriften). 

b)  Auf  die  Beschaffenheit  der  Oxydierkammern,  das 
Arbeiten  in  diesen. 
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Also  insbesondere  ist  die  Oxydierkammer  vor  Betreten  gut 
durchzulüften,  abzukühlen  und  zu  durchfeuchten.  Das  Bleiweiß 
ist  mit  Wasserstrahl  abzuspritzen  und  während  des  Transports 
feucht  zu  halten.  Eine  verantwortliche  Person  hat  diese  Arbeiten 
zu  überwachen. 

c)  Auf  den  Transport  des  feuchten,  das  Mahlen,  Sieben  und 
Packen  des  trockenen  Bleifarbstoffes,  wofür  nach  Möglichkeit 
mechanische  Vorrichtungen  Verwendung  finden  sollen.  Sonst  ist 
durch  Absaugetrichter  und  sonstige  Vorkehrungen  der  Arbeiter 
möglichst  zu  schützen. 

Diese  Verordnung  von  1903  geht  wohl  soweit,  als  man  nur 
irgend  gehen  kann,  wohlverstanden,  ohne  die  Bleiweißproduktion 
überhaupt  zu  verunmöglichen.  An  den  Erfolgen  dieser  Verord- 
nung also  werden  wir  ermessen  können,  ob  das  eingetreten  ist, 
wovon  Sommerfeld  spricht,  wenn  er  sagt,  daß  »ich  es  dann  erst 
für  gerechtfertigt  erachte,  die  Verwendung  von  Bleiweiß  zu  unter- 
sagen« .  .  .  »wenn  die  Maßnahmen«  .  .  .  »sich  als  undurchführbar 
oder  unzulänglich  erwiesen  haben  Es  geht  zwar  nicht  klar  aus 
den  erwähnten  Ausführungen  hervor,  ob  Sommerfeld  die  durch 
die  Verordnung  von  1903  getroffenen  Maßnahmen  mit  obigen 
Worten  im  Auge  hat,  aber  immerhin  kann  man  sich  wohl  schwer 
eine  strengere  Reglementierung  vorstellen  und  daher  die  erwähnte 
Verordnung  als  letzten  Versuch  vor  dem  Torschluß  des  Bleiweiß- 
verbots betrachten. 

In  Ermangelung  weiterer  Statistiken  möge  das  folgende 
zur  Aufzeichnung  der  Erfolge  der  Reglementierung  dienen. 

Die  Bleiweißfabriken  in  Cöln  I  zeigen  nach  dem  Bericht 
des  Gewerbeaufsichtsbeamten  für  1901  und  1904  folgende  Kranken- 
bewegung: 


Stamm- 

Passanten- 

Durch- 

Bleikrankhcits- 

Arbeiter 

schnittlich 

fftlle 

3o6 

I208 

33*  [ 

I  10 

1904  

254 

354 

207 

56 
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Prozent  der  Erkrankungen  in  bezug  auf: 
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Stamm- 

Passanten- 

Stamm 
und 
Passanten 

Erkrankungen 

auf  den 
Durchschnitt 

Arbeiter 

1901  

8.17 

7-03 

7.60 

32-2 

»904  

9.4 

9.04 

9-22 

27.O 

Einen  weiteren  Beitrag  zu  dieser  Frage  geben  die  Berichte 
der  Gewerbeaufsichtsbeamten  aus  Hessen  und  Württemberg  vom 
Januar  1904. 

Der  erstere  schreibt  am  Schlüsse  seiner  Ausführungen:  »Es 
muß  unter  solchen  Umständen  bezweifelt  werden,  daß  trotz  aller 
Vorschriften  die  Bleivergiftungen  dauernd  vermieden  werden 
können. « 

Württemberg  I  meldet,  daß  zwar  in  einer  Fabrik,  die  40 
Personen  beschäftigt,  in  diesem  Jahr  kein  Fall  Bleikolik  vor- 
gekommen sei,  aber  daß  aus  einer  Fabrik,  die  neu  aufgebaut  und 
aufs  beste  nach  den  neuesten  Erfahrungen  eingerichtet  wurde, 
bei  62  Arbeitern  7  Bleivergiftungen  gemeldet  wurden.  Dieser 
Beamte  glaubt  übrigens  an  eine  günstige  Wirkung  der  Vor- 
schriften. 

Aus  der  Cölner  Statistik  ergibt  sich  folgendes:  Wenn  auch 
die  Arbeit  um  einen  geringen  Teil  gesünder  geworden  ist,  wie  das 
Sinken  der  Bleifälle  in  bezug  auf  den  Durchschnitt  der  Arbeiter 
zeigt,  sind  doch  von  den  Beschäftigten  sowohl  Passanten  als 
Stammarbeitern,  mehr  erkrankt  als  im  Jahre  1901.  Von  einer 
Besserung  der  Verhältnisse  kann  aus  diesem  wie  aus  den  Berichten 
der  Gewerbeaufsichtsbeamten  also  durchaus  nicht  gesprochen 
werden. 

Denkt  man  trotzdem  noch  daran,  den  Weg  der  Reformen 
weiter  zu  beschreiten  und  von  einem  Bleiweißproduktionsverbot 
abzusehen,  so  bleibt  nur  noch  eine  Möglichkeit,  die  eine  leise 
Hoffnung  bestehen  läßt. 

Es  wäre  dies  die  bisher  noch  nicht  versuchte  genaue  Regle- 
mentierung der  Technik  in  der  Bleiweißproduktion. 
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Ich  meine  darunter  Vorschriften,  daß  gewisse  Prozesse  obli- 
gatorisch durch  automatisch  funktionierende  Maschinen  und  nicht 
mehr  von  Hand  vorgenommen  werden  dürfen;  z.B.  Transport  der 
feuchten  und  trockenen  Ware,  Verpacken  usw.  Das  würde  viel- 
leicht die  kleineren  Betriebe  ohne  Staatshilfe  vernichten,  aber 
eine  weitere  Sanierung  scheint  mir  nur  auf  dem  Wege  möglich. 

Die  Berichte  der  preußischen  Gewerbeaufsichtsbeamten  für 
1906  konstatieren  in  der  Bleiindustrie  des  Regierungsbezirks  Cöln 
für  1905  wie  1906  einen  weiteren  Rückgang  der  Fälle  von  Blei- 
vergiftung, was  aus  dem  Rückgang  der  auf  Bleikrankheit  ent- 
fallenden Krankheitstage  geschlossen  wird. 

§  32.  Bleiweißersatz. 

Schon  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  wurde  zur 
Abhilfe  gegen  die  sich  häufenden  Bleikrankheiten  im  Malergewerbe 
der  Ersatz  des  Bleiweiß  durch  eine  andere  gesundheitsunschädliche 
Malerfarbe  in  Vorschlag  gebracht.  Besonders  seit  die  Technik 
der  Anilinfarbenfabrikation  wahre  Wunder  an  Farbenpracht  zu- 
tage förderte,  setzte  man  auf  diesen  Zweig  der  Chemie  seine 
Hoffnung.  Doch  bringt  die  organische  Farbstoffchemie  nur 
gefärbte  Farbstoffe  hervor  und  außerdem  würden  sich  Anilinfarben 
wegen  zu  geringer  Beständigkeit  zum  Außenanstrich  z.  B.  durchaus 
nicht  eignen.  Dafür  kennt  aber  die  anorganische  Chemie  eine 
Reihe  hygienisch  einwandfreier  Farben,  die  denn  auch  bald  zum 
Ersatz  für  Bleiweiß  in  Vorschlag  gebracht  wurden. 

Wie  schwer  Neuerungen  sich  einführen,  besonders,  wenn 
derjenige,  der  damit  arbeiten  soll,  ein  Kleingewerbetreibender  ist, 
braucht  nicht  gesagt  zu  werden.  Charakterisiert  wird  diese 
Konservativität  ohne  Rücksicht  auf  Geld-,  Zeit-  oder  Gesundheits- 
schonung am  besten  an  dem  bekannten  Beispiel  der  Rohsoda, 
die  lange  Zeit  nie  ganz  rein  fabriziert  werden  konnte.  Als  es  den 
Fabriken  endlich  gelang,  rein  weiße  statt  der  bisherigen  durch 
Eisen  Verbindungen  rot  gefärbten  Soda  herzustellen,  weigerte  sich 
die  kleine  Kundschaft,  die  Soda  zu  akzeptieren,  und  die  Fabriken 
sahen  sich  gezwungen,  durch  Beigabe  von  Fuchsin  die  allein- 
seligmachende Färbung  wieder  herzustellen. 

Als  Ersatz  für  Blei  weiß  kommen  in  Frage  in  erster  Linie: 
Zinkweiß  und  Lithopon. 
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Zuvor  sei  aber  berichtet,  daß  Bleiweiß  durchaus  nicht  die 
ideale  Malerfarbe  ist,  als  die  man  es  in  der  Zeit  seiner  Bedrohung 
geflissentlich  hinstellt. 

Abgesehen  von  seiner  Giftigkeit  zeigt  es  folgende  Mängel. 

1.  Gelb-  oder  Schwarzwerden  durch  größere  oder  geringere 
Mengen  von  Schwefelwasserstoff  in  der  Luft,  der  entweder  von 
Dejektionen  der  Straße  oder  den  Fehlböden  der  Wohnungen  oder 
von  Abtritten  stammt. 

2.  Eingehen  von  Reaktionen  mit  dem  Bindemittel,  Bildung 
von  Bleiseifen  oder  Ausscheiden  des  Öls,  beides  gefolgt  von 
Zerstörung  des  Anstriches  durch  die  Atmosphäre. 

3.  Enorme  Verfälschungsmöglichkeit,  die  sich  jeder  Kontrolle 
des  Nichtchemikers  entzieht. 

Als  Tugenden  werden  dagegen  dem  Bleiweiß  nachgerühmt 
die  große  Deckkraft,  die  Schönheit  der  Farbe  usw.  Aber  sowohl 
Zinkweiß  als  auch  Lithopon,  ersteres  ein  Zinkoxyd,  letzteres  ein 
Gemisch  von  Zinksulfid  und  Bariumsulfat,  dürfen  sich  dieser  Vorzüge 
rühmen,  ohne  die  Mängel  des  Blei  weiß  zu  besitzen.  Sie  sind  weder 
giftig  noch  reagieren  sie  störend  mit  Schwefelwasserstoff. 

Ein  reiner  Zinkweißanstrich  bleibt  im  Inneren  stets  weiß. 
Lithoponanstrich  soll  sich  unter  Einfluß  des  Lichtes  vorübergehend 
grau  färben,  aber  sodann  wieder  weiß  werden. 

Ein  maßgebendes  Experiment  wurde  in  Paris  durch  einen 
Probeanstrich  von  Bleiweiß  und  Zinkweiß  unter  absolut  gleichen 
Verhältnissen  vorgenommen.  Nach  einem  Jahr  zeigten  die  beiden 
Anstriche  noch  keine  Veränderung  zuungunsten  des  Zinkweiß. 
Das  Experiment  nahm  die  Gesellschaft  für  soziale  Medizin  und 
Gesundheitswesen  gemeinsam  mit  der  Handelskammer  vor. 

Gestützt  auf  solche  Gutachten  und  von  der  unleugbaren 
Tatsache  ausgehend,  daß  ohne  Zwang  die  Malermeister  von  ihrer 
Gewohnheit,  Bleiweiß  zu  verwenden,  nicht  abgehen  würden,  wurde 
das  gesetzliche  Verbot  der  Bleiweißproduktion  und  des  Bleiweiß- 
verbrauchs gefordert.  Das  rief  natürlich  den  einstimmigen  Protest 
der  Bleiweißfabrikanten  und  Maler  hervor.  Als  die  Wogen  des 
Streites  hie  Zinkweiß  hie  Bleiweiß  am  höchsten  gingen,  erschien 
der  Verband  deutscher  Bleiwarcnfabrikanten  mit  einer  Broschüre 
auf  dem  Plan,  welche  den  Titel  trug:  Gutachten  von  Schiffs- 
werften, Eisenbahn-  und  Waggonfabriken  und  Malerinnungen 
über  die  Vorzüge  von  Bleiweiß  und  Bleimennige  für  Anstrich- 
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zwecke  und  über  Bleierkrankungen.  In  dieser  Broschüre  in  der, 
nebenbei  bemerkt,  auch  eine  nicht  existierende  Malerinnung  das 
Wort  ergreift,  wird  die  Unersetzbarkeit  des  Bleiweiß  durch  zahl- 
reiche Gutachten  gestützt. 

Wenn  man  aber  die  Glaubwürdigkeit  der  verschiedenen 
Begutachter  in  der  Ersatzfrage  nach  ihren  gleichzeitigen  Äußerungen 
über  die  Bleikrankheit  beurteilt,  wird  man  ihnen  nur  geringes 
Gewicht  beilegen. 

Glücklicherweise  finden  sich  auch  im  Gewerbe  Anhänger 
des  Bleiweißverbots,  wie  die  Hamburger  Malerinnung,  deren 
Petition  wir  anführen.    (Siehe  S.  96.) 

Die  organisierte  Arbeiterschaft,  besonders  der  Verband  der 
Maler,  Lackierer,  Anstreicher  usw.  Deutschlands  hat  sich  gleich- 
falls genötigt  gesehen,  in  dieser  Frage  etwas  zu  tun  und  ist  in 
wiederholten  Petitionen  beim  Bundesrat  um  ein  Bleiweißverbot 
vorstellig  geworden.  Die  Gutachtenbroschüre  der  Fabrikanten 
haben  sie  mit  einer  flott  geschriebenen  Broschüre  beantwortet. 

Wir  wollen  uns  nun  noch  gegen  den  Einwurf  wenden,  daß 
durch  ein  Blei  weiß  verbot  eine  blühende  Industrie  zerstört  würde 
und  viele  Arbeiter  ihr  Brod  einbüßen  würden. 

Zuerst  kann  eine  Industrie  nicht  blühend  genannt  werden, 
wenn  sie  auf  Kosten  der  Gesundheit  ihrer  Arbeiter  wirtschaftet, 
es  wäre  das  die  Blüte  eines  Parasiten.  Zum  andern  sind  auch 
heute  die  Arbeiter  gezwungen,  welche  in  Bleifarbenfabriken 
arbeiten,  in  größeren  oder  gringeren  Zeiträumen  sich  um  anderen 
Erwerb  umzusehen,  da  jahrelang  in  einer  Fabrik  beschäftigte 
Arbeiter  in  diesem  Berufe  äußerst  selten  sind.  Überdies  war 
in  den  letzten  Jahren  in  Deutschland  der  Arbeitsmarkt  durchaus 
frei  von  größerer  Arbeitslosigkeit. 

Was  den  Schaden  betrifft,  den  die  Farbenfabriken  erlitten, 
wäre  er  wohl  nicht  größer  als  der,  den  die  Zündhölzchenfabri- 
kanten und  andere  erlitten  haben. 

Will  man  aber  durchaus  die  Bleifarbenfabrikation  aufrecht 
erhalten,  so  schütze  man  doch  die  Maler. 

§  33.  Das  Malergewerbe. 

Die  Verordnung  von  1905  trägt  den  langatmigen  Titel: 
Bekanntmachung,  betreffend  Betriebe,  in  denen  Maler-,  Anstreicher-, 
Tüncher-,  Weißbinder-  oder  Lackiererarbeiten  ausgeführt  werden, 
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und  macht  damit  eine  Konzession  an  die  verschiedenen  sprach- 
lichen Bezeichnungen  eines  stark  differenzierten  Gewerbes.  Die 
Verordnung  zerfällt  in  zwei  Teile,  der  erste  betrifft  die  obigen 
Arbeiten  im  Hauptbetrieb,  der  zweite  die  obigen  Arbeiten,  soweit 
sie  in  anderen  gewerblichen  Betrieben  vollzogen  werden.  Wir 
werden  uns  hier  nur  mit  den  ersteren,  den  Malern  usw.,  im 
eigentlichen  Sinne  befassen.  Der  Verordnung  ist  auch  ein  Blei- 
merkblatt beigegeben,  welches  jeder  Meister  einem  neu  eintretenden 
Gehilfen  einzuhändigen  hat. 

Die  technischen  Vorschriften  betreffen: 

§  i.  das  Zerkleinern,  Mengen,  Mischen  oder  sonstige  Ver- 
arbeitung von  Bleifarben  mit  anderen  Stoffen  in  trockenem  Zu- 
stande, wobei  die  Arbeiter  vor  unmittelbarer  Berührung  mit  den 
Substanzen  und  vor  Staubentwicklung  zu  schützen  sind. 

§  2.  Das  Anreiben  von  Bleiweiß  in  Öl  oder  Firnis,  das 
nicht  von  Hand  geschehen  darf,  sondern  auf  mechanischem  Wege 
vollzogen  werden  muß  in  Behältern,  die  auch  beim  Füllen  jede 
Staubentwicklung  ausschließen. 

Andere  Bleifarben  dürfen  von  Hand  angerieben  werden, 
jedoch  nur  von  Arbeitern,  die  älter  sind  als  18  Jahre,  und  wenn 
das  zu  verreibende  Quantum  bei  Mennige  i  kg,  bei  anderen 
Farben  100  gr  nicht  übersteigt. 

§  3.  Das  Abschleifen  und  Abbimsen  trockenen  Ölfarben- 
anstriches oder  Spachtel,  welches,  im  Falle  es  bleihaltig  ist,  nur 
nach  Anfeuchten  vorgenommen  werden  darf. 

Dazu  vergleiche  die  hygienischen  Vorschriften  im  vorigen 
Kapitel. 

Wie  verhält  es  sich  nun  mit  diesen  Reformen  im  Maler- 
gewerbe? Auch  hier  bringt  die  Verordnung  von  1905  eine  Reihe 
von  Vorschriften,  die  an  Strenge  nichts  zu  wünschen  übrig  lassen- 
Statistische  Beobachtungen  über  ihren  eventuellen  Erfolg  können 
bei  der  kurzen  Zeit  seit  ihrem  Inkrafttreten  noch  nicht  vorliegen. 
Wohl  aber  genügt  eine  oberflächliche  Kenntnis  des  Malcrgewerbes, 
um  mit  größter  Bestimmtheit  große  Hoffnung  auf  Besserung  durch 
diese  Vorschrift  zu  verneinen. 

Man  bedenke,  wie  schwer  Einführung  und  Durchführung 
des  hygienischen  Arbeiterschutzes  in  der  Bleiweißfabrikation  ist, 
wo  große  kapitalkräftige  Firmen  im  Spiele  sind,  wo  jeder  Arbeiter 
unausgesetzt  unter  Beobachtung  eines  verantwortlichen  Aufsehers 
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ist,  wo  Bäder  zur  Verfügung"  stehen,  die  der  Arbeiter  benutzen 
muß,  wo  der  Arzt  ein-  bis  zweimal  im  Monat  Nachschau  hält  usw. 
und  wie  wenig  nennenswert  die  Erfolge  sind. 

Und  jetzt  vergegenwärtigen  wir  uns  einen  Malerbetrieb, 
der  in  der  Hochsaison  vielleicht  100  Arbeiter  beschäftigt,  die 
auf  10  verschiedenen  Neubauten  arbeiten.  Wir  brauchen  gar 
nicht  daran  zu  erinnern,  daß  die  Malerarbeit  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  jede  Reinlichkeit  ausschließt,  die  Pinsel  müssen  abgewischt 
werden,  bei  Plafondarbeit  rinnt  oft  die  Farbe  über  die  Hand, 
spritzt  ins  Gesicht.  Wie  könnte  selbst  beim  besten  Willen  der 
Malermeister  allen  auf  Neubauten  beschäftigten  Gehilfen  Wasch- 
gefäße, Bürsten,  Seife  und  Handtücher  liefern,  auf  Neubauten, 
wo  bekanntlich  viel  gestohlen  wird,  wo  die  Gehilfen  an  allen 
Ecken  und  Enden  des  Baues  arbeiten  und  zur  Zwischenmahlzeit 
vielleicht  gar  nicht  heruntersteigen.  Man  bedenke  noch,  wie 
gering  die  Kontrolle  am  Bau  ist,  daß  diese  sich  überdies  in  hygie- 
nischer Beziehung  höchstens  auf  Vorhandensein  einer  im  Winter 
gewärmten  Bauhütte  erstreckt,  daß  auf  Vernachlässigung  der 
vorgeschriebenen  Maßregeln  keine  Strafe  steht,  und  man  wird 
sich  leicht  ein  Bild  davon  machen  können,  welche  Resultate  man 
von  der  Verordnung  vom  30.  Mai  1905  erwarten  darf. 

Selbst  wenn  die  Reglementierung  der  Bleiweißfabriken  vom 
denkbar  besten  Erfolg  begleitet  sein  würde,  könnte  man  von  der 
strengsten  Reglementierung  des  Malergewcrbes  bei  Beibehaltung 
des  Bleiweiß  als  Malerfarbe  nichts  erwarten. 

Will  man  jedoch  versuchen,  die  einzelnen  Paragraphen  der 
Verordnung  einer  Kritik  zu  unterziehen  und  zu  verbessern,  was 
zu  verbessern  ist,  so  wird  man  zu  folgendem  Resultate  kommen. 

§  1.  Die  Angaben,  nicht  in  unmittelbare  Berührung  kommen 
und  »ausreichend  geschützt  sein;,  sind  zu  unbestimmt.    Hier  wäre 
eine  technische  Vorschrift  am  Platze,  wie  es  zu  geschehen  hat. 
Überdies  müßte  die  Fassung  dahin  ausgedehnt  werden,  daß  auch 
Arbeiter  mit  Leimfarben  unter  diese  Bestimmung  fallen. 

§  2.  Daß  jugendliche  Personen  mehr  gefährdet  sind,  als 
ältere,  ist  nicht  nachweisbar.  Das  beste  wäre,  das  Anreiben  von 
Bleifarben  im  Handbetrieb  überhaupt  zu  untersagen,  wohin  auch 
eine  Petition  der  deutschen  Bleiweißfabrikanten  geht. 

§  3.  Wird  leider  in  praxi  nicht  beachtet  werden. 


Digitized  by  Google 


Resultate,  Kritik,  Vorschläge. 


95 


Wir  führen  hier  nur  an,  was  die  Malerpetition  über  den 
Mangel  an  Kontrollorganen  schreibt. 

»Wer  kontrolliert  die  Befolgung  dieser  Vorschriften  und  wer 
die  Verwendung  des  Bleiweißes  auf  den  vielen  zerstreuten,  einer 
planmäßigen  und  wirksamen  Kontrolle  entzogenen  Arbeitsstätten 
des  Malergewerbes.  Wer  prüft  die  sicher  zu  erwartende  Ausrede 
der  Unternehmer  im  Malergewerbe,  daß  kein  Blei  weiß  verwendet 
werde,  während  es  tatsächlich  der  Fall  ist.« 

Die  Malervereinigung  schlägt  dazu  vor:  Anstellung  von 
fachmännischen,  sachverständigen  Kontrolleuren  aus  den  Arbeiter- 
kreisen und  formuliert  folgende  Bestimmung. 

*  Die  Befolgung  dieser  Vorschriften  ist  durch  Beauftragte  aus 
dem  Arbeiterstande  des  Maler-,  I^ackierer-  und  Anstreichergewer- 
bes zu  überwachen.  Diese  Beauftragten  sind  nach  dem  Modus 
der  Gewerbegerichtswahlen  zu  wählen  mit  der  Maßgabe,  daß  alle 
volljährigen  Arbeiter  dieser  Gewerbe  wahlberechtigt  sind.  Diese 
Kontrolleure  sind  vom  Staate  und  der  Gemeinde  zu  besolden.« 

Demgegenüber  würde  ich  es  für  praktischer  halten,  einen 
entsprechend  vorgebildeten  technischen  Beamten  mit  der  Kontrolle 
der  gesamten  Bauarbeit  zu  betrauen,  worunter  alle  ambulante  Arbeit 
einzureihen  wäre  und  die  Kontrolle  der  Werkstattarbeit  durch  in  oben 
erwähnter  Weise  geschaffene  Organe  vornehmen  zu  lassen.  Die 
große  Vermehrung  der  Kontrollorgane,  welche  die  Durchführung 
dieser  Vorschläge  erheischte,  ist  ohnedies  eine  Arbeiterschutzfor- 
derung  größter  Dringlichkeit. 

Der  Obermeister  der  Maler-  und  Lackiererinnung  in  Ham- 
burg, Karl  Fr.  Hausen,  äußerte  sich  auf  der  Bleiweißkonferenz 
folgendermaßen : 

Es  seien  durchaus  unbewiesene  Behauptungen,  wenn  man 
erkläre,  Zinkweiß  und  Lithopone  hätten  nicht  genügende  Deck- 
kraft und  zu  geringe  Haltbarkeit.  Sollte  dies  jedoch  wirklich  der 
Fall  sein,  so  sei  durchaus  nicht  einzusehen,  warum  man  der 
Gesundheit  unserer  Arbeiter  und  unserer  selbst  zuliebe  nicht 
ein  Opfer  bringen  wolle. 

Es  sei  allgemein  bekannt,  daß  die  Zinkfarben  im  Inneren 
besser  halten  als  Bleiweiß,  warum  sollten  sie  in  der  freien  Luft 
weniger  haltbar  sein  als  dieses.  Aber  gesetzt  den  Fall,  der  An- 
strich müsse  häufiger  erneuert  werden,  so  sei  dies  kein  Unglück 
für  die  Maler. 
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Es  komme  darauf  an,  wie  Zinkfarben  angerührt  werden. 
Viele  Hamburger  Maler  benutzen  schon  lange  kein  Bleiweiß  mehr. 

Ein  Blei  weißverbot  sei  besser  als  die  detaillierten  Vorschriften 
des  Gesetzes.  (Gemeint  ist  die  Verordnung  vom  27.  Juni  1905.) 
Infolge  der  vielen  Bleierkrankungsfälle  und  deren  Folgen  müsse 
man  wünschen,  daß  die  Bleifarben  aus  den  Werkstätten  ver- 
schwinden. 

Die  Malerinnung  Hamburg  hat  nun  den  Bundesrat  ersucht,  dem 
Entwurf  der  Schutzbestimmungen  seine  Zustimmung  zu  versagen 
und  das  gänzliche  Verbot  der  Bleifarben  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Aus  der  Begründung  führen  wir  an: 

1.  Da  es  geradezu  als  unmöglich  betrachtet  werden  muß,  der 
bis  zu  einem  gewissen  Grad  bei  fast  allen  Arbeitern  des  Maler- 
usw.  Berufs  bestehenden  bewußten  oder  unbewußten  Abneigung 
gegen  hygienische  Vorschriften  der  Art,  wie  sie  der  vorliegende 
Entwurf  enthält,  zu  steuern. 

2.  Daß  zu  Denunziationen  und  Schikanen  Veranlassung 
gegeben  würde. 

3.  Die  Befolgung  der  Vorschriften  nur  mit  Zwang  durch- 
geführt werden  könnte. 

4.  Was  wieder  nur  für  den  Arbeitgeber  eine  Last  bedeutet. 

5.  Und  da  bewiesen  ist,  daß  das  Bleiweiß  ersetzt  werden 
kann;  und  daß  andere  Bleifarben,  wie  Mennige  und  Chromgelb 
u.a.m.  durch  andere  Fabrikate  nicht  allein  vollkommen  ersetzt 
worden  sind,  sondern  daß  diese  Ersatzwaren  auch  alle  Vorzüge 
der  genannten  Bleifarben  in  zum  Teil  erhöhtem  Maße  besitzen, 
ohne  deren  vielfache  Mängel  an  Lichtechtheit,  Haltbarkeit  u.a.m. 
aufzuweisen. 

Das  wird  noch  detailliert. 

6.  Wird  auf  die  Zinkfarben  lobend  verwiesen. 

7.  Daß  die  Krankheit  nicht  auf  Mangel  an  Reinlichkeit 
zurückzuführen  ist,  und  infolge  der  Folgeerscheinungen  größere 
Verheerungen  anrichtet,  als  man  gewöhnlich  annimmt. 

So  kommt  die  Innung  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Bleifarben 
von  den  Malern  leicht  entbehrt  werden  können,  daß  die  Innung 
aber  vor  allem  darauf  verzichten  will,  falls  ein  Gesetz  geschaffen 
werden  soll,  von  dem  sogar  die  sozialdem.  Presse  schreibt,  daß 
es  an  Schärfe  und  Strenge  alle  bisher  bestehenden  Arbeiter- 
schutzgesetze übertrifft. 
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Kapitel  n.  Verschiedene  Berufe,  Vorschläge  und  Schluß. 

§  34.  Die  Töpferei. 

Bisher  von  der  Gesetzgebung  ziemlich  stiefmütterlich  behandelt, 
wird  man,  wenn  nicht  alle  Anzeichen  trügen,  für  die  Tonwaren- 
industrie  in  der  nächsten  Zeit  auf  eine  Verordnung  des  Bundes- 
rates rechnen  dürfen. 

Andere  Staaten  sind  Deutschland  in  der  Reglementierung 
dieser  Industrie  vorangegangen.  Die  englische  Regierung  beauf- 
tragte im  Jahre  1898  die  beiden  Professoren  Thorpe  und  Oliver  mit 
der  Untersuchung,  wie  weit  die  Bleigefahr  in  der  Töpferei  dadurch 
gebannt  werden  könne,  daß  entweder  statt  Bleiweiß  andere  Blci- 
verbindungen  oder  Verbindungen,  die  kein  Blei  enthalten,  ver- 
wendet werden,  sowie  welche  Maßnahmen  ansonst  zur  Beseitigung 
der  Gefahr  getroffen  werden  können. 

Nach  ausführlichen  Studien  kamen  die  beiden  Personen  zu 
folgenden  Schlußfolgerungen : 

1.  Daß  bei  der  weitaus  größeren  Anzahl  keramischer 
Produkte  eine  Glasur  ohne  Blei  in  irgend  einer  Form  hergestellt 
werden  kann. 

»Es  ist  ohne  Zweifel  bewiesen,  daß  die  so  hergestellte  Ware 
in  keiner  Beziehung  hinter  der  mit  Blei  glasierten  zurücksteht. 
Es  existiert  also  kein  vernünftiger  Grund,  weshalb  man  fortfahren 
soll,  in  dieser  Industrie  die  Arbeiter  den  Folgen  der  Bleiverwendung 
auszusetzen.« 

2.  Immerhin  gibt  es  gewisse  Zweige  der  Töpferei,  in  welchen 
es  sehr  schwer  fallen  wird,  von  den  Blei  Verbindungen  abzugehen. 
Aber  dort  ist  kein  Grund  vorhanden,  warum  man  das  Blei  nicht 
als  gefrittetes  Doppelsilikat  verwenden  soll.  Ordentlich  hergestellt, 
wird  eine  solche  Verbindung  selbst  von  starker  Salz-,  Essig-  oder 
Milchsäure  kaum  angegriffen.  Wenn  Blei  benutzt  werden  muß, 
wird  ohne  Zweifel  die  Verwendung  einer  solchen  Verbindung, 
falls  sie  durchgesetzt  wird,  das  Übel  der  Bleivergiftungen  be- 
deutend vermindern. 

3.  Die  Verwendung  von  Rohblei  als  Bestandteil  der  Glasur 
oder  als  Farbe,  welche  später  gebrannt  werden  muß,  soll  absolut 
verboten  werden. 

Wichter,  BJetvergiftang.  7 
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4.  Da  es  sehr  schwer  fallen  dürfte,  die  Verwendung  von 
harmlosen  Bleiglasuren  zu  sichern,  so  sind  wir  der  Meinung,  daß 
Frauen  und  jugendliche  Personen  von  der  Beschäftigung  als 
Tunker,  Tunkergehilfe,  Putzer  nach  dem  Tunken  und  glast  placer 
in  Fabriken,  wo  Bleiglasuren  in  Verwendung  sind,  ausgeschlossen 
werden  sollen,  und  daß  die  Arbeiter  der  oben  genannten  Kategorie 
einer  regelmäßigen  ärztlichen  Kontrolle  zu  unterwerfen  sind. 

Die  sehr  strengen  Vorschriften,  die  der  englische  Staats- 
sekretär, auf  dieses  Gutachten  gestützt,  erließ,  mußte  die  englische 
Regierung  dem  einhelligen  Protest  von  Fabrikanten  und  Arbeitern 
gegenüber  größtenteils  zurückziehen. 

Von  Interesse  sind  auch  die  Beobachtungen,  die  beide 
Professoren  auf  ihren  Studienreisen  gemacht  haben. 

So  fanden  sie  besonders  mustergültige  Einrichtungen  in 
Deutschland  bei  der  Firma  Villeroy  &  Boch,  die  in  sieben 
großen  Fabriken  zirka  6000  Personen  beschäftigt  und  auch  in 
der  Arbeiterwohnungsfrage  schon  Hervorragendes  geleistet  hat 
Diese  Firma  verwendet  nur  gefrittete  Glasur,  die  bedrohten  Arbeiter 
tragen  Respiratoren.    (A.  M.  1904.) 

Die  Ausführungen  der  beiden  Gelehrten  fanden  aber  nicht 
nur  heftigen  Widerspruch  auf  Seiten  der  englischen  Fabrikanten 
und  Arbeiter,  auch  ausländische  Praktiker  von  hohem  Ansehen 
scheinen  mit  ihren  theoretischen  Ergebnissen  nicht  übereinzu- 
stimmen. 

So  äußert  sich  Rob.  Almström,  Direktor  der  Rörstand- 
werke  in  Stockholm,  in  einem  Schreiben  an  Prof.  Thorpe  sehr 
skeptisch  über  die  Ersetzbarkeit.  Die  ausschließliche  Anwendung 
gefritteter  Glasuren  bietet  hingegen  keine  Schwierigkeiten  und 
hat,  wie  schon  erwähnt,  stets  wohltätig  gewirkt.  Die  erwähnten 
Rörstandwerke  hatten  stets  Fälle  von  Bleikrankheit  bis  zur 
Einführung  der  gefritteten  Glasuren,  seit  dieser  Zeit  1893  soll 
kein  einziger  Fall  mehr  vorgekommen  sein.  (Bericht  von  1899.) 
Ahnliches  wird  noch  von  vielen  andern  Seiten  berichtet 

Faßt  man  nun  die  Möglichkeit  einer  rationellen  Bekämpfung 
der  Bleikrankheiten  unter  Töpfern  ins  Auge,  so  kommen  drei 
diesem  Zweck  dienende  Vorgehen  in  Betracht.  Das  erste  wäre 
die  Sanierung  der  Industrie  ohne  Änderung  der  Technik.  Man 
kann  nicht  leugnen,  daß  darin  viel  geleistet  werden  kann  und 
besonders  von  der  Großindustrie  auch  geleistet  wurde.    In  erster 
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Linie  sollten  die  Fabrikräumlichkeiten  geräumig,  gut  ventiliert 
und  leicht  zu  reinigen  sein. 

In  den  Almströmwerken  arbeiten  die  mit  Putzen  der  Ware 
beschäftigten  Arbeiterinnen  mit  den  Händen  unter  einem  Abzug, 
der  entstehende  Staub  wird  abgezogen,  die  abfallenden  Stücke 
fallen  in  einen  kleinen  Wasserbehälter. 

Die  Tunker  sollten  womöglich  mit  Handschuhen  versehen 
sein  (Gummi  oder  Leder). 

Eine  gründliche  Reinigung  vor  Verlassen  der  Arbeit  bleibt 
wohl  die  conditio  sine  qua  non. 

Dazu  gehören  natürlich  separate  Arbeitskleider  mit  Kopf- 
bedeckung, besonders  bei  Frauen. 

Einzelne  Fabriken  entlassen  Arbeiterinnen,  wenn  diese  sich 
verheiraten ,  aus  Anlaß  der  häufigen  Aborte  und  der  immer 
vorhandenen  Ungesundheit  der  Kinder.  Die  Maßregel  ist  natür- 
lich durchaus  nicht  angetan,  die  Moral  der  Arbeiterinnen  zu 
heben.  Von  ausgezeichneten  Erfolgen  gerade  bei  Töpfern  war 
die  Verabreichung  von  Milch.  Die  Wirkung  ist  eine  so  gute, 
daß  man  sich  fragen  muß,  ob  nicht  mehr  als  eine  bloß  kräftigende 
Eigenschaft  der  Milch  hier  in  Frage  kommt. 

Eine  zweite  Möglichkeit,  die  Bleierkrankungen  einzuschränken, 
wäre  die  ausschließliche  Verwendung  gefritteter  Glasuren.  Wir 
haben  die  Äußerungen  Professor  Thorpe's  darüber  bereits  an- 
geführt. Die  meisten  großen  Fabriken,  die  Prof.  Thorpe  besuchte, 
benützen  entweder  ausschließlich  oder  zum  großen  Teil  das  Blei 
gefrittet.  Allerdings  erfahren  die  Kosten  dadurch  eine  geringe 
Erhöhung  um  den  Mehrgebrauch  von  Brennstoffen  und  die  Zer- 
kleinerung der  Fritte.  Dafür  schmilzt  aber  die  Fritte  stets  niedriger 
als  die  ungefrittete  Glasur. 

Die  vollständige  Ersetzung  der  Bleiglasuren  wird  wohl  noch 
einige  Zeit  auf  sich  warten  lassen.  Sehr  richtig  bemerkt  dazu 
R.  Almström,  es  sei  ein  großer  Unterschied,  ob  man  einige 
Exemplare  mit  bleifreier  Glasur  anfertige  oder  ob  man  im  großen 
fabriziert,  und  überdies  hätten  diese  Exemplare  noch  die  Probe 
auf  Dauerhaftigkeit  und  Temperatur  Wechsel  zu  bestehen. 

§  35«    Verschiedene  Berufe. 

Was  die  Feilhauerei  betrifft,  so  wäre  da  einfach  eine 
Verordnung  am  Platz,  welche  das  Verwenden  einer  Bleiunterlage, 
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das  Härten  und  Nachlassen  in  Blei,  sowie  das  Schönen  mit  Blei- 
weiß verbietet  Auf  die  Produktion  hätte  das  kaum  den  geringsten 
ökonomischen  Einfluß. 

Wir  haben  der  Lackfabrikation  flüchtig  gedacht,  welche 
mancherorts  Bleioxyde  zur  Sikkativbereitung  verwendet.  Auch 
sagten  wir  bereits,  daß  Mangan  Verbindungen  besser  zur  Sikkativ- 
fabrikation  geeignet  sind.  Auch  hier  müßte  eine  Verordnung 
die  rückständige  Technik  beseitigen,  um  so  mehr,  als  die  Lack- 
fabrikation ohnedies  schon  genug  Gesundheitsgefahren  bietet  und 
die  Fabrikanten,  wie  es  scheint,  vielfach  der  Meinung  sind,  daß 
die  für  andere  Bleibetriebe  geschaffenen  Vorschriften  für  sie  keine 
Geltung  haben.    (A.  B.  1904.) 

Als  Rostschutzmittel  dominieren  bisher  die  Bleipräparatc. 

Dem  Minium  erwächst  erst  seit  kurzem  eine  Konkurrenz 
in  den  sogenannten  Schuppenpanzerfarben  und  Eisenmennige  usw. 
Es  handelt  sich  hier  um  fein  verteilten  Eisenglimmer  oder  um 
Eisenoxyd,  welches,  in  einem  Firnis  angerührt,  aufgestrichen  wird. 
Die  Manipulation  wird  dadurch  vereinfacht,  daß  vielfach  nur  ein 
Anstrich  mehr  nötig  ist,  während  Minium  nur  zum  Grundieren 
gebraucht  werden  kann.  Außerdem  behaupten  einige  Fachleute, 
daß  Minium  das  Eisen  angreife. 

Die  Hamburg- Amerika-Linie  verwendet  z.  B.  Bleimennige  nur, 
wenn  das  Eisen  entweder  ganz  neu  oder  besonders  sauber  ist, 
in  anderen  Fällen  zieht  sie  Eisenmennige  oder  Lack  vor. 

§  36.    Verschiedene  Vorschläge.  »Die  kleinen  Mittel. 

Ein  sozialer  Schaden  von  solcher  Bedeutung  wie  die  Blei- 
krankheit zeitigt  natürlich  eine  Unzahl  von  Vorschlägen  zur 
Abstellung  des  Übels.  Die  meisten  Vorschläge  sind  nicht  nur 
für  unser  spezielles  Thema,  sondern  für  das  ganze  Gebiet  der 
Gewerbehygiene  von  Bedeutung,  eine  Anzahl  von  ihnen  soll  daher 
im  folgenden  flüchtig  aufgezählt  und  besprochen  werden,  ausführlich 
argumentiert  und  kommentiert  findet  man  mehrere  davon  in  einer 
Petition,  welche  der  Verein  für  soziale  Reform  im  Auftrag  der 
Basler  Zentrale  dem  Bundesrat  in  Form  einer  Petition  überreicht  hat. 

a)  Der  Arzt. 

Die  Tatsache,  daß  nicht  selten  Betriebsärzte  unter  dem  Ein- 
fluß  der  Unternehmer  Bleivergiftungen    nicht  als  solche  dia- 
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grtostizieren ,  ein  Vorgehen,  aus  welchem  ja  gewöhnlich  nur  der 
Statistik  und  nicht  dem  betreffenden  Arbeiter  ein  Nachteil  erwächst, 
zeitigte  die  Forderung  nach  einer  ganz  unabhängigen  Stellung  des 
Arztes.  Ich  muß  sagen,  daß  ich  mir  die  Erziehung  größerer 
Gewissenhaftigkeit  nicht  von  der  materiellen  Unabhängigkeit  allein 
denken  kann,  sie  mir  vielmehr  nur  entstanden  denken  kann  als 
einen  Teil  jener  Erziehung  zum  Idealismus  und  zur  Sozialethik 
der  bisher  bei  der  Ausbildung  unseres  ärztlichen  Standes  nur 
wenig  Aufmerksamkeit  zugewendet  wird.  Tatsächlich  macht  sich 
Klassen-  und  Gesellschaftsolidarität  in  vielen  Fällen  vollständig 
unbewußt  geltend. 

Das  englische  Fabrikgesetz  enthält  die  Bestimmung  (i.  Edw. 
Z.  C.  H.  22,  P.  IV  S.  73),  daß  jeder  Arzt,  der  bei  seinem  Patienten 
eine  gewerbliche  Erkrankung  bestimmter  Art  diagnostizieren  kann, 
verpflichtet  ist,  dem  House  office  in  London  davon  Mitteilung  zu 
machen,  widrigenfalls  er  in  Strafe  genommen  wird.  Für  Erfüllung 
dieser  Pflicht  hat  er  einen  Anspruch  auf  2  sh  6  d.  Entschädigung. 
Der  Vorteil,  den  diese  Einrichtung  mit  sich  bringt,  liegt  auf  der 
Hand;  die  englische  Regierung  wird  die  erste  sein,  die  in  der 
Lage  ist,  zweifellos  festzustellen,  wie  groß  die  Verbreitung  gewerb- 
licher Erkrankungen  ist,  ob  eventuelle  Maßregeln  günstig  oder 
ungünstig  wirken.  Die  Anzeigepflicht  läßt  sich  ohne  weiteres 
auf  Deutschland  übertragen ,  wobei  die  Entschädigung  für  die 
ärztliche  Anzeige  nicht  vergessen  werden  sollte.  Die  Frage  wäre 
nur,  wie  verhindern,  daß  etwa  abhängige  Ärzte  z.  B.  eine  Blei- 
vergiftung durchaus  nicht  finden  wollen. 

Oft  wird  in  letzter  Zeit  gefordert,  daß  dem  Studium  der 
Gewerbehygiene  in  den  Lehrplänen  unserer  Hochschulen  mehr 
Raum  gewährt  werde.  Unsere  ganze  Arbeit  kann  als  Argument 
für  diese  Forderung  betrachtet  werden,  deren  Verwirklichung  eine 
conditio  sine  qua  non  der  Vervollkommnung  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung ist.  Wie  die  Dinge  jetzt  liegen,  ist  allerdings  wenig 
zu  hoffen.  Mit  dem  Obligatorischerklären  dieses  Lehrfachs  ist 
an  und  für  sich  noch  nichts  erreicht.  Dennoch  ist  gut,  diese 
Forderung  in  Evidenz  zu  halten  für  den  Fall,  daß  an  die  dringend 
nötige  Reform  des  Medizinstudiums  an  unseren  Hochschulen  einmal 
im  Ernst  herangetreten  wird.  Bei  Verzehnfachung  des  zu  bewäl- 
tigenden Stoffes  hat  man  in  mehreren  Menschenaltern  an  einer 
Zeitnorm  für  Absolvierung  des  Studiums  festgehalten,  die  kaum 
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einem  Genie  genügen  dürfte,  den  Lehrstoff  wirklich  zu  bewältigen. 
Dabei  sind  einzelne  Fächer  mangels  Wichtigkeit  für  den  praktischen 
Arzt  zu  einer  wahren  Farce  herabgesunken,  an  die  der  fertige 
Arzt  keine  Erinnerung  mehr  behält.  Ich  denke  da  in  erster  Linie 
an  die  Naturwissenschaften.  Aber  auch  die  Hygiene  selbst  wird 
unverantwortlicherweise  vernachlässigt,  wozu  noch  kommt,  daß 
es  nicht  immer  die  tüchtigsten  Lehrkräfte  sind,  die  sich  ihr 
zuwenden. 

Unter  solchen  Verhältnissen  ist  für  ein  neues  Fach  wohl 
kaum  Raum. 

Dem  steht  wieder  gegenüber  die  dringende  Notwendigkeit, 
daß  Arzte,  die  Krankenkassenpraxis  haben,  weiter  Gewerbe- 
aufsichtsbeamte last  not  least,  Nationalökonomen,  die  leitende 
Stellung  in  der  Industrie  anstreben,  sich  Kenntnisse  in  diesen 
Fachzweigen  aneignen  müssen. 

Die  Forderung,  Ärzte  bei  der  Gewerbeaufsicht  zum  aktiven 
Dienst  zu  verwenden,  ist  nicht  unbedingt  zu  unterschreiben.  Der 
Schwerpunkt  hygienischer  Maßregeln,  die  Kriterien  ihrer  Beur- 
teilung liegen  doch  mehr  auf  der  technischen  Seite.  Die  Kenntnis, 
wo  ein  Staubabsauger  angebracht  werden  muß,  wird  sich  ein 
Techniker  leichter  erwerben,  als  der  Arzt. 

Der  Gewerbcaufsichtsbeamte  soll  in  kleineren  technischen 
Dingen  dem  Unternehmer  mit  Rat  zur  Seite  stehen  können,  um 
ihm  nicht  als  einseitiger  Vertreter  einer  Gegenpartei  zu  erscheinen. 
Überdies  verstehen  es  Techniker  gewöhnlich  besser,  sich  mit  den 
Arbeitern  auf  vertrauten  Fuß  zu  stellen,  er  kennt  den  Betrieb 
besser,  weiß  leichter  Verborgenes  ans  Licht  zu  ziehen  usw. 

Weit  besser  wäre  es  meiner  Ansicht  nach,  spezielle  Gewerbe- 
beamte technischer  und  gewerbehygienischer  Bildung  ausschließlich 
zur  Besichtigung  hygienisch  bedenklicher  Betriebe  zu  verwenden, 
einzelne  Beamte  für  Bleibetriebe  z.  B.  zu  spezialisieren,  was  ja 
auch  durch  die  lokale  Konzentration  dieser  Industrie  erleichtert  wird. 

b.  Die  Errichtung  eines  Zentralsinstituts  für 
experimentelle  Gewerbehygiene. 

Der  private  Erfindungsgeist  wird  verständlicherweise  am 
meisten  von  solchen  Problemen  angeregt,  deren  Lösung  durch 
phantastische  Größe  des  damit  zu  machenden  Profits  besonders 
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wünschenswert  erscheint.  Dabei  kommen  aber  alle  jene  Probleme 
zu  kurz,  die  für  die  Menschheit  vielleicht  wichtiger,  für  den 
Erfinder  sicher  viel  weniger  einträglich  sind.  Solche  Dinge  lassen 
sich  nicht  patentieren  und  exploitieren.  Aber  da  sie  nun  auch 
einmal  gefunden  und  erfunden  werden  müssen,  so  will  man  eine 
Staatsanstalt  damit  betrauen,  die  wie  alle  Staatsanstalten  an 
Undank  und  mageren  Ertrag  gewöhnt  ist. 

Eine  Neuheit  wäre  mit  diesem  Institut  für  Gewerbehygiene 
nicht  geschaffen,  ein  solches  existiert  meines  Wissens  bereits  in 
Paris  und  ihm  verdanken  wir  kostbare  Wertvergleiche  von  Blei- 
weiß- und  Lithoponanstrich.  Ein  solches  Institut  hätte  auch  den 
unbezahlbaren  Vorteil,  in  größerer  Zahl  Spezialisten  für  gewerbe- 
hygienische Forschung  heranzubilden,  deren  wir  in  Deutschland 
jetzt  zu  wenig  haben. 

Jeder  Chemiker  ist  sich  darüber  klar,  daß  die  Bleiweiß- 
ersatzfrage  zu  lösen  ist,  ebenso  wie  in  den  zahllosen  Fällen 
gewerblicher  Bleiverwendung  durch  einiges  Suchen  leicht  Ersatz- 
mittel aufzufinden  wären. 

Von  der  Staatsanstalt  hätte  auch  das  Publikum  den  großen 
Vorteil,  unparteiische  Gutachten  zu  vernehmen,  statt  wie  jetzt  die 
Meinung  von  200  Malerinnungen  als  der  Weisheit  letzter  Schluß 
aufgetischt  zu  erhalten. 

c.  Ein  Steuervorschlag. 

Sozialpolitischen  Zwecken  die  Steuergesetzgebung  dienstbar 
zu  machen,  ist  ein  Vorschlag,  der  keinen  Anspruch  auf  Orginalität 
besitzt,  aber  meines  Wissens  auf  unserem  Gebiet  noch  nicht 
erörtert  worden  ist.  Es  läge  ja  nahe,  bei  dem  starken  Wider- 
stand, den  z.  B.  die  Malerinnungen  dem  Ersatz  von  Bleiweiß 
durch  andere  Substanzen  entgegenstellen,  hinter  den  Argumenten, 
welche  bei  den  Erörterungen  vorgebracht  werden,  die  wirklichen 
Gründe  dieses  Verhaltens  in  den  höheren  Preisen  der  Ersatzstoffe 
zu  suchen.  Da  es  nicht  bezweifelt  werden  kann,  daß,  falls  Blei- 
weiß  wirklich  unentbehrlich  ist,  es  auch  verwendet  werden  würde, 
wenn  sein  Preis  hinter  dem  Ersatzstoffe  nicht  zurückstände,  käme 
es  eigentlich  nur  darauf  an,  die  Probe  auf  das  Exempel  zu  machen. 
Eine  Steuerabgabe  von  5 — 10  M  per  100  kg  würde  die  Preis- 
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differenz  zwischen  Bleiweiß  und  Lithopon  beheben  und  würde 
den  Malermeistern  gestatten,  unbeeinflußt  von  materiellen  Gesichts- 
punkten über  Wert  und  Unwert  der  Ersatzstoffe  sich  schlüssig 
zu  werden.  Erleichtert  würde  diese  Maßregel  durch  die  starke 
lokale  und  Betriebskonzentration  in  der  Bleifarbenindustrie,  auf 
welche  wir  a.  O.  hingewiesen  haben. 

d.  Zum  Handel  in  Bleifarben. 

Außerordentlich  leichtsinnig  wird  sehr  oft  in  den  Betrieben 
des  Groß-  und  Zwischenhandels  mit  Bleifarben  umgegangen. 
Verfasser  hat  selbst  beobachtet,  wie  in  den  Kellerlokalitäten  eines 
Großhandelshauses  von  einem  Arbeiter  in  einem  Kübel  100  kg 
Blei  weiß  mit  Öl  verrieben  wurden,  wobei  sich  förmliche  Wolken 
von  Bleiweißstaub  entwickelten.  Ein  solcher  Vorgang  wäre  in 
einer  Bleiweißfabrik  bei  gleicher  Außerachtlassung  aller  Vorsichts- 
maßregeln einfach  undenkbar.  Nicht  minder  leichtsinnig  geht 
man  im  Detailhandel  beim  Einfüllen,  Verwiegen  usw.  vor. 

Dem  kann  nur  dadurch  abgeholfen  werden,  daß  entweder, 
wie  der  Verein  deutscher  Bleiweißfabrikanten  gefordert  hat,  Blei  weiß 
überhaupt  nur  in  angeriebener  Form  in  den  Handel  gebracht 
wird  oder  daß  seine  Verpackung  auch  in  kleinere  Quantitäten 
(bei  i  kg  Paketen  z.  B.)  schon  in  den  Fabriken  selbst  automatisch 
erfolgt.  Damit  wäre  auch  der  nicht  seltenen  Verfälschung  mit 
minderwertigen  Stoffen,  besonders  Permanentweiß,  ein  Riegel 
vorgeschoben. 


§  37.  Schluß. 

Die  besprochenen  Industrien  können  wir,  um  unser  Urteil 
zusammen  zu  fassen,  in  drei  Kategorien  sondern.    In  solche: 

Erstens,  in  denen  nach  unserer  Meinung  durch  alle  oben 
erwähnten  Mittel,  als  da  sind  Reinlichkeitsvorschriften,  Aufklärung, 
Gesundheitskontrolle,  Arbeitszeitverkürzung  usw.,  die  Bleiver- 
giftungen vollständig  zum  Verschwinden  gebracht  werden  können. 

Zweitens,  in  denen  auf  diese  Weise,  d.  h.  durch  energisches 
Eingreifen  in  den  Produktionsvorgang  zwar  eine  Verminderung, 
aber  kein  völliges  Verschwinden  der  Krankheit  durchzusetzen  ist. 
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Drittens:  Industrien,  in  welchen  ohne  gewaltsames  Vor- 
gehen, d.  h.  grundlegende  Änderung  der  Technik  ein  Fortschritt 
nicht  zu  erhoffen  ist. 

1.  Kategorie: 

Bleiweißfabrikation, 

Buchdruckereien  und  Neben  betriebe, 

Feilenhauerei, 

Lackfabrikation  usw., 

Metallkleinindustrie, 

Töpfereigroßbetrieb. 

2.  Kategorie: 

Akkumulatorenfabrikation, 
Bergbau  und  Hütte  (Blei), 
Bleifarbenfabrikation , 
Mennige  und  Glättefabrikation, 
Töpfereikleinbetrieb, 

Ambulante  Arbeiter  der  Installation  und  Wasser- 
leitungsbranche. 

3.  Kategorie: 
Maler,  Anstreicher  und  ähnliche. 

Demnach  blieben  nur  Maler,  Anstreicher  als  wirklich 
hoffnungsloser  Beruf  übrig,  ihnen  kann  nur  durch  Ausschluß  der 
Bleifarben  von  der  Verwendung  geholfen  werden. 

Man  kann  selbst  denken  wie  immer,  kann  man  sich  dem 
Eindruck  nicht  entziehen,  daß  unsere  Zeit  unter  dem  Einfluß 
zweier  psychischer  Massenerscheinungen  steht,  welche  die  inner- 
politische Entwicklung  unserer  Staaten,  wie  die  Bildung  ethischer 
Normen  und  Konventionalregeln  auf  lange  Zeit  hinaus  beeinflussen 
werden. 

Diese  beiden  sind  die  gegen  frühere  Zeiten  stark  abstechende 
Betonung  und  Vertiefung  sozialer  und  nationaler  Ideale. 

In  mannigfachen  Variationen  und  verschiedener  Stärke 
beobachten  wir  seit  Urzeiten  diese  beiden  Beziehungen,  in  welche 
das  Einzelindividuum  zu  der  sozialen  Gemeinschaft,  in  der  es  sich 
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befindet,  tritt  und  in  denen  verschiedengestaltig  die  beiden  ethischen 
Grundnormen  zum  Ausdruck  kommen,  welche  einerseits  die 
Anpassung  der  inneren  Gestaltung  der  Gemeinschaft  an  ein 
bestimmtes  Ideal,  wie  anderseits  das  Ansehen  und  die  Macht- 
entfaltung der  Gemeinschaft  nach  außen  hin  befördern  wollen. 

So  schwer  es  auch  ist,  in  einem  Willenssubjekt  ein  Gleich- 
gewicht dieser  beiden  Postulate  herzustellen,  und  so  selten  eine 
Person  beiden  gleiche  Bedeutung  beimißt,  so  sehr  bedingen  sie 
sich  doch  gegenseitig  in  der  Praxis  der  Wirtschaftspolitik. 

Besonders  hat  es  sich  stets  gezeigt,  daß,  wenn  in  einem 
Staate  eine  herrschende  Klasse  eine  noch  so  hohe  Stufe  von 
Bildung  wirtschaftlicher  Energie  und  Kultur  erreicht  hat,  der 
Staat  als  Ganzes  doch  nicht  höher  zu  steigen  imstande  ist,  als  dem 
Durchschnitt  seiner  Bewohner  entspricht  Eine  dünne  Oberschicht 
kann  zwar  auf  die  Dauer  die  große  Masse  des  Volkes  beherrschen, 
eventuell  unterdrücken,  sie  wird  jedoch  nie  vermögen,  das  An- 
sehen und  die  Macht  des  Staates  nach  außen  über  dem  Stand 
zu  erhalten,  der  durch  das  durchschnittliche  Kulturniveau  der 
Bevölkerung  vorgezeichnet  ist.  Die  nationale  Größe  eines  Staates 
ist  bedingt  durch  dessen  soziale  Ausgeglichenheit  und  Höhe. 
Daraus  ergibt  sich  von  vornherein  eine  Priorität  der  sozialen 
Postulate,  Postulate,  die  wir  aber  nicht  nur  verstehen  in  dem  Sinne 
des  möglichsten  Ausgleiches  von  Einkommen  und  Vermögens- 
unterschieden,  sondern  was  viel  wichtiger,  des  Ausgleichs  der 
Bildung,  der  moralischen,  geistigen  und  physischen  Kultur. 

Sittliche  und  geistige  Hebung  werden  als  im  Interesse  des 
Staates  gelegen  schon  längst  anerkannt.  Die  Pflege  der  physischen 
Kultur,  die  Wahrung  des  gesundheitlichen  Standards  der  Nation 
gehört  als  Problem,  wissenschaftlich  gefaßt  und  bearbeitet,  der 
neuesten  Zeit  an.  Auch  hierin  ist  in  den  letzten  Jahren  wieder 
eine  Richtungsänderung  eingetreten,  indem  man  nun  der  Hygiene 
eine  weit  bedeutendere  Rolle  zuweist  als  der  Heilkunde  im 
engeren  Sinne.  Während  es  nicht  an  Angriffen  fehlt  auf  die 
Heilkunde  selbst,  die  in  ihrer  Fortbildung  die  natürliche  Auslese 
in  ihrer  den  Volkskörper  vor  Degeneration  bewahrenden  Wirkung 
beschränkt,  indem  sie  schwächliche,  erblich  belastete,  zur  Ausmerzung 
reife  Individuen  am  Leben  erhält  und  zur  Fortpflanzung  befähigt, 
sieht  man  in  der  Hygiene  die  Wissenschaft,  welche  den  Gesunden 
gesund  erhält  und  ihn  vor  Schädigungen  bewahrt,  die  in  Häufung 
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und  andauernder  Wirkung  sogar  spätere  Generationen  unter 
Umständen  schädigen  können. 

Die  Bleivergiftung  ist  eine  solche  Schädigung.  Wenn  die 
Vererbung  funktionell  erworbener  Eigenschaften  des  Sornas  heute 
nicht  mehr  anerkannt  wird,  so  wird  doch  zugegeben,  daß  die  auf 
Schädigung  durch  Ernährung  beruhende  Veränderung  des  Keim- 
plasmas, wie  offenbar  bei  Bleivergiftung  vorliegt,  vererblich  ist, 
daß  dieser  Frage  also  eine  Bedeutung  für  die  generative  Entwicklung 
der  Menschheit  zukommt. 

Aus  dieser  Bedeutung  folgt  aber  bei  mangelnder  Ausreichend- 
heit der  privaten  Tätigkeit  eine  gebieterische  Pflicht  für  den 
Staat,  sich  dieser  Frage  anzunehmen. 
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Lohn  und  Haushalt  der  Uhrenfabrikarbeiter  des  badischen  Schwarzwalds. 

Von  Dr.  HEINRICH  FEURSTEIN.  (VII.  Band.  4.  Ergänzungsheft.)  — 
Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3  M. 

»Das  Buch  darf  als  mustergültig  dafür  bezeichnet  werden,  wie  man  die  Lage  der  Arbeiter 
erforschen  soll.«  Dokumente  des  Sozialismus. 

»Die  reichhaltigen  statistischen  Tabellen,  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Schwarzwälder 
Uhrenindustrie,  die  damit  lasamnienhängenden.  nationalökonomtschen  Betrachtungen,  das  mit  groüern 
Fleiße  zusammengetragene  Material  verschaffen  einen  dauernden  Wert  dem  Buche,  welches,  auf  einem 
socialen  Hintergrund  entworfen,  als  lichtvolle  Einzeldarstellung  sich  vorzüglich  abhebt.« 

Wissenschaftliche  Beilage  xur  Germania. 


Für  and  wider  Karl  Marx.  Prolegomena  zu  einer  Biographie.  Von  Dr.  AUGUST 
KOPPEL.  (VIII.  Band.  1.  Heft)  —  Preis  im  Abonnement  2.80  M.,  im 
Einzelverkauf  3.60  M. 

»Dem  Verfasser,  einem  Neukantianer,  kam  es  darauf  an,  die  erkenntnistheoretischen 
Voraussetzungen  und  die  logische  Struktur  des  marxistischen  Systems  zu  untersuchen.  Unter 
diesem  Geak htspunkte  prüft  er  in  originellem  Gedankengang  die  beiden  Pfeiler  des  Marxismus:  Die 
Entwicklung  der  Lehre  vom  Wert  und  Mehrwert  und  die  ökonomische  Geschichts- 
auffassung.« Soziale  Kultur. 


Die  Agrarpolitik  des  Markgrafen  Karl  Friedrich  von  Baden.   Von  Dr.  OTTO 

MOERICKE.  (VUI.  Band.  2.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  2  40  M., 
im  Einzelverkauf  3.20  M. 

»Ich  möchte  gern  anerkennen,  daß  es  eine  Fülle  interessanter  und  im  Detail  bisher  unbe- 
kannter Notizen  über  die  landwirtschaftlichen  Änderungen  bringt,  die  damals  unter  der  Ägide  der 
zeitweise  physiokratisch  stark  beeinflußten  badischen  Verwaltung  mit  mehr  oder  weniger  Erlolg  an- 
gestellt sind.«  Frankfurter  Zeitung. 


Die  Lederwarenindustrie  in  Offenbach  an  Main  nnd  Umgebung.  Von  Dr. 

LUDWIG  HAGER.  (VHI.  Band.  3.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.40  M., 
im  Einzelverkauf  3  M. 

»Die  Sorgfalt,  mit  welcher  der  Verfasser  den  hier  obwaltenden  und  sozialwissenschaftlich  vor 
allen  anderen  Materien  das  Interesse  in  Anspruch  nehmenden  verwickelten  Beziehungen  zwischen  I«ohn- 
arbeit,  Hausindustrie  und  Heimarbeit  gerecht  zu  werden  versucht,  verdient  die  vollste  Anerkennung, 
und  die  Darstellung  darf  als  eine  völlig  sachentsprechende  und  in  hohem  Grade  belehrende  bezeichnet 


Die  Lage  der  Orchestermusiker  in  Deutschland  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  Musik-Geschäfte  (Sudtpfeifereien).  Von  Dr.  HEINRICH  WALTZ. 
(VHI.  Band.  4.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  1.80  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

»Die  Schrift  ist  ungemein  lesenswert  und  ein  Stück  Kulturgeschichte.« 

Tagesfragcn  (Kissinger  Blätter). 

»Dem  Verfasser  gebührt  warmer  Dank  dafür,  daß  er  sich  gerade  diesem  meist  so  weaig 
beachteten  Oegenstande  gewidmet  hat.«  Breisgauer  Zeitung. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 
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Vorwort. 


Die  vorliegende  Arbeit  verdankt  ihr  Entstehen  der  Lektüre 
des  bekannten  Hecht'schen  Buches  „Die  badische  Landwirtschaft 
am  Anfang  des  XX.  Jahrhunderts".  Da  in  dieser  Abhandlung 
die  Beziehungen  zwischen  Eisenbahn  und  Landwirtschaft  nur  in 
gToßen  Zügen  behandelt  worden  sind,  so  bot  sich  mir  ein  will- 
kommener Anlaß,  meine  bisherigen  verkehrspolitischen  Studien 
auch  nach  dieser  Richtung  hin  auszudehnen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  erfülle  ich  noch  die  angenehme.  Pflicht, 
dem  Herrn  Generaldirektor  der  Großh.  Badischen  Staatseisenbahnen, 
Geheimerat  Roth,  und  dem  Vorstande  des  Großh.  Badischen  Statisti- 
schen Landesamtes,  Herrn  Oberregierungsrat  I^ange,  welche  mir 
die  Benützung  amtlicher  Schriftstücke  in  entgegenkommendster 
Weise  ermöglichten,  sowie  allen  jenen,  die  meine  bisherigen  Studien 
durch  ihren  Rat  oder  durch  gütige  Überlassung  von  statistischen 
Materialien  gefördert  haben,  meinen  verbindlichsten  Dank  auszu- 
sprechen. 

Weiter  schulde  ich  noch  aufrichtigen  Dank  meinen  beiden 
Lehrern,  Professor  Dr.  von  Zwiedineck-Südenhorsf  in  Karlsruhe 
und  Professor  Dr.  von  Schulze-Gävernitz,  z.  Zt.  Prorektor  in  Krei- 
burg  i.  B.,  für  all  die  Fülle  reicher  Belehrungen  und  Anregungen, 
die  ich  in  ihren  Vorlesungen  und  Seminarien  erfahren  habe. 

Karlsruhe,  im  Juli  1908.  Der  Verfasser. 
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I.  Einleitung. 


Gewaltige  Umwälzungen  haben  sich  im  Verlauf  der  letzten 
50  Jahre  durch  die  Ausbreitung  der  Eisenbahnen  in  den 
Lebensbedingungen  der  Menschen  vollzogen,  die  auch  auf  die 
Entwicklung  der  I^andwirtschaft  und  die  Lage  der  landwirtschaft- 
treibenden Bevölkerung  nicht  ohne  Einfluß  bleiben  konnten. 
Es  erscheint  daher  nicht  uninteressant,  an  Hand  eines 
konkreten  Beispiels  darzustellen,  ob  und  inwieweit  die 
Eisenbahn  imstande  ist,  günstig  oder  ungünstig  auf  die 
Interessen  der  Landwirtschaft  einzuwirken,  was  mit  der 
vorliegenden  Arbeit  unter  Zugrundelegung  der  einschlägigen 
Verhältnisse  im  Großherzogtum  Baden  geschehen  soll. 
Dabei  ist  einleitend  gleich  hervorzuheben,  daß  in  Baden  vor 
fast  70  Jahren  schon  der  Staat  den  Bau  und  Betrieb  der 
Eisenbahnen  dieses  Landes  in  eigener  Regie  übernommen 
hat.1  Dadurch  wurde  von  Anfang  an  nicht  der  privat- 
wirtschaftliche, sondern  der  der  Allgemeinheit  dienende 
volkswirtschaftliche  Standpunkt  in  der  Verwaltung  und 
beim  Betriebe  der  badischen  Bahnen,  die  Ende  190s  eine  Länge 
von  rund  1700  Kilometern  erreichten,  zum  Ausdruck  gebracht.1 
Zu  diesem  Staatsbahn  netze  kommen  seit  1887  noch  eine  Reihe 
von  Privatbahnen  hinzu,  die  zurzeit  eine  Ausdehnung  von  rund 
600  Kilometern  besitzen.  Infolgedessen  ist  es  möglich  geworden, 
daß  heute  etwa  ein  Drittel  sämtlicher  badischcr  Gemeinden 
an  einer  Bahnstation  liegen  und  die  übrigen  in  eine  bedeutende 
Nähe  der  Eisenbahn  gerückt  worden  sind.  Hierdurch  sind  lebhafte 
Wechselbeziehungen  zwischen  Stadt  und  Land,  Handel,  Industrie 
und  Landwirtschaft  entstanden,  die  in  bezug  auf  die  Mannig- 
faltigkeit der  Erwerbsmöglichkeiten,  welche  sie  gerade  der  Land- 

«  Müller,  Die  badischen  Eisenbahucn  in  historisch-statistischer  Darstellung, 
Heidelberg  1904. 
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Wirtschaft  bieten,  wohl  in  keinem  andern  deutschen  Lande  von 
ähnlichem  Umfange  übertroffen  werden.1 

Dabei  ist  das  Charakteristikum  der  badischen  Land- 
wirtschaft der  kleinbäuerliche  Besitz  und  der  Parzellen- 
betrieb. Sie  nimmt  eine  Nutzfläche  von  852867  ha  =  58,35% 
des  gesamten  Kulturlandes  ein,  und  wird  von  insgesamt  709  854 
Personen  =  42,4  °  '0  der  Gesamtbevölkerung,  teils  im  Haupt-  teils 
im  Nebenberufe  ausgeübt.  Sowohl  die  Entwicklung  der  badischen 
1  Landwirtschaft,  als  auch  die  Lage  der  landwirtschafttreibenden 
Bevölkerung  Badens  ist  des  öfteren  schon  zum  Gegenstand  ein- 
gehender wissenschaftlicher  Untersuchungen  gemacht  worden. 
Die  bedeutendsten  Arbeiten,  die  auch  in  kompetenten  Kreisen 
die  größte  Beachtung  gefunden  haben,  sind  jene  von  Buchen- 
berger2  und  von  Hecht1.  Was  wir  aber  in  diesen  Arbeiten 
trotz  der  Vielseitigkeit  in  der  Behandlung  des  Stoffes  vermissen, 
ist  eine  zusammenhängende  systematische  Darstellung  des  Ein- 
flusses der  Eisenbahnen  auf  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft 
und  die  in  ihr  beschäftigtem  Personen.  Diese  Lücke  auszufüllen, 
ist  wie  schon  angedeutet  der  Zweck  der  vorliegenden  Arbeit. 
Um  dieses  Ziel  in  bezug  auf  das  Ergebnis  der  Untersuchung  in 
zuverlässiger  und  einwandfreier  Weise  erreichen  zu  können,  sind 
wir  bei  unseren  Ermittlungen  methodisch  in  folgender 
Art  und  Weise  vorgegangen:  Wir  haben  zwei  große 
Abschnitte  unterschieden.  Einen  statistischen  Teil,  in 
welchem  wir  den  Anteil  der  landwirtschafttreibenden 
Bevölkerung  an  der  Frequenz  und  den  Einnahmen  der 
badischen  Staatscisenbahnen ,  sowie  den  Verkehr  der  in 
den  Betrieben  der  badischen  Landwirtschaft  erzeugten 
Gütermengen  auf  der  badischen  Staatseisenbahn  dar- 
gestellt haben.  Daran  anschließend  haben  wir  dann 
in  einem  wirtschaftspolitischen  Teil,  in  welchem  wir 
sowohl  die  Bezugs-  und  Absatzgelegenheiten  der  badi- 
schen Landwirtschaft,  wie  auch  die  Erwerbsmöglich- 
keiten ihrer  Bevölkerung  untersucht  haben,  festgestellt, 
ob  und  in  wieweit  die  badische  Staatsbahn  Verwaltung  im- 

*  Hecht,  Die  badische  I^andwirtschaft  am  Anfang  des  XX.  Jahrhunderts, 
Karlsruhe  1903. 

J  Buchen  berger,  Das  Vei  waltungsrocht  der  I  .and  Wirtschaft  und  die  Pflege 
der  Landwirtschaft  im  Grollherzogtum  Baden,  Tauberbischofsheim  1891  u.  dergl.  mehr. 
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stände  ist,  den  Interessen  der  badischen  Landwirtschaft 
Rechnung  zu  tragen. 

Hier  ist  weiter  noch  hervorzuheben,  daß  die  Höhe  der 
für  die  vorliegende  Untersuchung  in  Betracht  kommen- 
den Eisenbahntarife,  die  während  des  Zeitraumes,  über  welchen 
sich  unsere  Arbeit  erstreckt,  eine  Änderung  nicht  erfahren  haben,  mit 
verschwindend  geringen  Ausnahmen,  für  sämtliche  deutschen 
Bahnen  laut  gegenseitiger  Vereinbarung  in  einheitlicher 
Weise  geregelt  worden  äst.  Trotzdem  ist  die  Wirkung  der 
Tarifpolitik  in  den  einzelnen  Verwaltungsgebieten  eine  ganz  ver- 
schiedene, da  sie  in  engstem  Zusammenhange  mit  der  agrar- 
historischen  und  -politischen  Entwicklung  der  einzelnen  Länder 
steht.  Ferner  ist  noch  in  bezug  auf  das  bei  der  gegenwärtigen 
Arbeit  verwendete  statistische  Material  zu  bemerken,  daß  sich 
dasselbe  auf  die  Zeit  von  1895  bis  1905  erstreckt,  und,  sofern 
nichts  besonderes  angegeben,  den  ^Statistischen  Jahrbüchern 
für  das  Großherzogtum  Baden«,  oder  den  ^Jahresberichten 
über  die  Staatseisenbahnen  und  die  Bodenseedampf- 
schiffahrt im  Großherzogtum  Baden«,  also  ausschließlich 
nur  amtlichen  Aufzeichnungen  entnommen  ist  Zu 
berücksichtigen  dabei  ist  jedoch,  daß  in  der  Art  der  Aufstellung 
dieser  beiden  Aufzeichnungen  insofern  ein  Unterschied  besteht, 
als  die  Zusammenfassung  und  Ausscheidung  der  einzelnen  Güter- 
arten nicht  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  erfolgt.  So  sind 
z.B.  in  der  Eisenbahnstatistik  Obst  und  Gemüse  zu  einer  Po- 

1  Die  »Statistischen  Jahrbücher«  werden  alljährlich  vom  statistischen  Landes- 
amte im  Auftrag  des  Ministeriums  des  Innern  bearbeitet  und  herausgegeben.  Das 
hierzu  verwendete  Material  wird  dieser  Dienststelle  teils  von  den  Gemeinden,  teils 
von  den  Bezirks-  und  Mittelstellen,  sowie  von  den  Ministerien  zur  Verfügung  gestellt. 
Besonders  hervorzuheben  ist  jedoch  die  Tatsache,  daß  die  gesamten  Anbau-  und  Er- 
tragsziffern dieser  Statistik  lediglich  auf  Schätzungen  der  Gcmcindebeamten  beruhen, 
die  zwar  nach  bestem  Wissen  aufgestellt,  aber  nur  ausnahmsweise  z.  B.  bei  Tabak 
auf  ihre  Richtigkeit  hin  geprüft  werden  können.  Immerhin  dürfen  sie  unbedenklich 
als  Grundlage  der  Gütcrerzeugung  für  die  vorstehende  Untersuchung  verwertet  werden. 
Wie  die  »Statistischen  Jahrbücher«  im  Auftrag  des  Ministeriums  des  Innern,  so  werden 
die  »Jahresberichte  der  Eisenbahnverwaltung«  alljährlich  im  Auftrag  des  Ministeriums  des 
Großherzoglichen  Hauses  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten  von  der  Gencraldirek- 
tion  der  Badischen  Staatseisenbahnen  herausgegeben.  Die  Grundlage  für  ihre  Auf- 
stellung bildet  das  Verzeichnis  zur  Warenstatistik  des  Deutschen  Reiches.  Darnach 
werden  die  einzelnen  Güterstationen  und  Gütcrartcn  in  bestimmte  Verkehrsgebiete  und 
Artikel  zusammengefaßt  und  so  geordnet  dann  in  die  betreffende  Statistik  aufgenommen. 
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sition  zusammengefaßt,  Heu  und  Stroh  überhaupt  nicht  besonders 
aufgenommen,  während  in  den  Jahrbüchern  jede  dieser  Güter- 
kategorien  besonders  aufgeführt  erscheint.  Diesem  Umstände 
wurde  bei  der  vorliegenden  Arbeit  insofern  Rechnung  getragen, 
als  wir  eine  diesen  Verhältnissen  entsprechende  Gruppierung  und 
Zusammenfassung  bei  der  Behandlung  der  einzelnen  Güterarten  » 
vorgenommen  haben  Hier  ist  weiter  noch  zu  bemerken,  daß 
mit  Ausnahme  der  Station  Mannheim,  die  zusammen  mit  Lud- 
wigshafen a.  Rh.  einen  eigenen  Bezirk  bildet,  das  Großherzogtum 
Baden  in  der  Eisenbahnstatistik  einen  einheitlichen  Verkehrs- 
bezirk darstellt,  wobei  jedoch  zu  berücksichtigen  ist,  daß  sehr 
oft  die  Verkehrsbezirke  der  Statistik  und  die  Verwaltungsbereiche 
der  einzelnen  Eisenbahnen  sich  nicht  decken.  So  kommt  es 
z.  B.  vor,  daß  badische  Stationen  in  der  Statistik  benachbarter 
Verkehrsbezirke  erscheinen,  oder  umgekehrt,  daß  der  Verkehr 
von  Stationen  der  schweizerischen,  württembergischen  oder  der 
preußisch-hessischen  Eisenbahnen  in  der  badischen  Statistik  ent- 
halten ist.  Für  die  vorliegende  Untersuchung  kann  dieser  Um- 
stand jedoch  insofern  unberücksichtigt  bleiben,  als  derartige  Ab- 
weichungen sich  fast  immer  gegenseitig  aufheben  und  daher 
ohne  Belang  auf  das  Endergebnis  der  Untersuchung  sind.  Weiter 
kann  aber  auch  no.h  das  Verkehrsergebnis  der  badischen 
Nebenbahnen  bei  der  vorliegenden  Arbeit  außer  Be- 
tracht bleiben,  da  es  teils  an  und  für  sich  unbedeutend,  teils 
aber  auch  infolge  seiner  Wechselbeziehungen  in  der  Statistik 
der  badischen  Staatsbahnen  bereits  schon  enthalten  ist, 
nach  und  von  welchen  der  Verkehr  der  Nebenbahnen  in  der 
Hauptsache  gravitiert  und  in  deren  Aufzeichnungen  er  daher 
auch  seinen  adäquaten  Ausdruck  findet. 

*  Während  nämlich  die  Aufzeichnung  der  »Jahrbücher«  auf  Grund  der  einzelnen 
statistischen  Ergebnisse  durch  die  sie  berührenden  Dienststellen  erfolgt,  werden  in  der 
Eisenbahtistattstik  mit  Ausnahme  der  Tiersendungen  nur  solche  Güterarten  aufge- 
nommen, welche  ein  Gewicht  von  $00  kg  und  darüber  besitzen.  Gütersendungen 
von  weniger  als  500  kg  bleiben  durchweg  unberücksichtigt.  Dabei  wird  derart  ver- 
fahren, daß  nur  das  wirkliche,  auf  ganze  Tonnen  aufgerundete  Gewicht  in  den  be- 
treffenden Nachweisungen  erscheint  und  Bruchteile  unter  500  kg  unberücksichtigt 
bleiben;  z.  B.  5499  kg  =  5  t,  5500  kg  =  6  Tonnen;  9220  kg  =  9  t, 
9890  kg  =  10  t.  Die  lebenden  Tiere  dagegen  werden  nach  der  wirklichen  Stückzahl 
aufgeschrieben,  auch  wenn  sie,  wie  Geflügel,  in  Kürben  und  dergl.  nach  dem 
Gewicht  verfrachtet  werden. 
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A.  Die  Eisenbahn  und  die  landwirtsehafttreibende 

Bevölkerung. 

Die  Benützung  der  Eisenbahn  durch  die  landwirt- 
schafttreibende Bevölkerung  erstreckt  sich  im  all- 
gemeinen nur  auf  kurze  Entfernungen,  eine  Erscheinung, 
die  auch  auf  die  Reisen  der  übrigen  Bevölkerungsklassen  zutrifft.1 
Dabei  kommen  hauptsächlich  Fahrten  nach  und  von  den,  dem 
jeweiligen  Wohnorte  der  bäuerlichen  Bevölkerung  benachbarten, 
an  einer  Bahnstation  oder  in  deren  Nähe  gelegenen  Plätzen  in 
Betracht,  mit  deren  Einwohnern  sie  Verwandtschafts-  bezw. 
Familienbeziehungen  verbinden.  Hierher  gehören  auch  noch 
jene  Orte  mit  günstigen  Ein-  und  Verkaufsgelegenheiten, 
unter  denen  solche  am  Sitze  der  staatlichen  Behörden  den  Vorzug 
genießen,  weil  hier  Handels-  und  Amtsgeschäfte  zu  gleicher  Zeit 
abgemacht  werden  können.  Größere  Reisen  finden  verhältnis- 
mäßig selten  und  nur  vereinzelt  statt.  Sie  erstrecken  sich  im 
allgemeinen  entweder  auf  Vergnügungsfahrten,  wie  den  Besuch 
von  Ausstellungen  und  entfernt  wohnenden  Verwandten,  oder 
auf  Reisen  zur  Befriedigung  religiöser  Bedürfnisse,  wie  Wall- 
fahrten, Pilgerfahrten  und  dergl.  mehr.  In  bezug  auf  den 
Zweck  lassen  sich  die  einzelnen  Eisenbahnfahrten  der 
landwirtschafttreibenden  Bevölkerung  in  zwei  verschiedene 
Kategorien  einteilen,  in  solche,  die  an  Sonn-  und 
Feiertagen  und  in  solche,  die  an  Werktagen  stattfinden. 
Dabei  tritt  die  landwirtschafttreibende  Bevölkerung  bei  den  Reisen 
an  Sonn-  und  Feiertagen  fast  ausschließlich  als  Käufer  auf,  teils 

»  So  betrug  z.  B.  im  Jahre  1905  die  Durchschnittslänge  sämtlicher  Reisen  in 
Baden  nur  20,96  km. 
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um  die  in  ihren  Haushaltungen  benötigten 1  Gegenstände  zu 
ergänzen,  teils  um  an  Vergnügungen  teilzunehmen.  Ihre  Fahrten 
an  Werktagen  dagegen  unternimmt  sie  vorzugsweise  in  der 
Eigenschaft  als  Verkäufer  und  zwar  entweder  ihrer  landwirt- 
schaftlichen Produkte  auf  den  Märkten,  oder  ihrer  überschüssigen 
Arbeitskräfte  an  die  industriellen  Unternehmungen.  Hier  ist 
noch  die  weitere  Beobachtung  zu  machen,  daß  es  vorzugsweise 
die  weibliche  Landbevölkerung  ist,  welche  die  in  Baden  zahl- 
reich vorhandenen  Wochenmärkte 2  besucht,  während  bei  der 
Beschäftigung  in  der  Industrie  die  Zahl  der  Männer  vorherrscht. 
In  Baden  wie  auch  in  anderen  Ländern  besteht  nämlich  die  alt- 
eingebürgerte Sitte,  daß  unter  Berücksichtigung  der  jeweiligen 
Verkehrsverhältnisse  allwöchentlich  an  einem  oder  an  mehreren 
Tagen  gewöhnlich  ein  weibliches  Familienmitglied  der  einzelnen 
landwirtschaftlichen  Betriebe  die  in  der  Umgegend  des  Wohn- 
orts liegenden  Marktorte  mit  den  Erträgnissen  dieses  Betriebes 
besucht.  In  Betracht  kommen  gewöhnlich  größere  und  mittlere 
Städte,  deren  Bevölkerungsdichte  bereits  die  autarkische  Bedarfs- 
befriedigung  hinsichtlich  der  Bodenprodukte  ausschließt.  Zum 
Verkauf  gelangen  neben  einzelnen  Gegenständen  der  Haus- 
industrie vornehmlich  Obst,  Gemüse,  Milch,  Butter  und  Eier,  also 
lauter  Gegenstände,  die  vom  Konsumenten  —  Obst  ausge- 
nommen —  gewöhnlich  nur  in  frischem  Zustande  begehrt 
werden. 

Wie  nun  die  Eisenbahn  durch  ihre  billigen,  und  nur  wenig 
Zeit  in  Anspruch  nehmenden  Fahrten,  einen  regen  Marktbesuch 
durch  die  verkaufende  Landbevölkerung  ermöglicht  und  be- 
günstigt, so  gestattet  sie  aus  dem  gleichen  Grund  auch  dem 
von  der  Landwirtschaft  nicht  ausschließlich  beschäftigten  Teil 
der  Landbevölkerung,  Verdienst  in  den  durch  die  Eisenbahn  für 
sie  in  leicht  erreichbare  Nähe  gerückten  Fabrikbetrieben  zu 
suchen,  ohne  den  ständigen  Wohnort  auf  dem  Lande  auf- 
geben zu  müssen.  Wesentlich  erleichtert  wird  dies  dadurch,  daß 
sich  im  Laufe  der  Zeit  eine  bedeutende  Industrie  in  Baden  ent- 

i  Hierzu  bemerken  wir,  daß  der  ausgedehnte  Ladenschluß  an  Sonntagen  nur 
in  ganz  großen  Plauen  eingeführt  ist,  dagegen  die  Verkaufsmöglichkeit  in  mittleren 
und  kleineren  Stüdten  an  Sonntagen,  sowohl  Vor-  wie  Nachmittags  in  ausgedehntem 
Maße  besteht. 

*  Vergl.  die  einschlägigen  Ziffern  des  »Statistischen  Jahrbuchst. 
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wickelt  hat,  die  sich  ziemlich  gleichmäßig  auf  sämtliche  I.andes- 
gegenden  verteilt.  So  wurden  z.  B.  nach  den  Aufzeichnungen  der 
badischen  Fabrikinspektion  im  Jahre  1903  in  Baden  mehr  als  8000 
industrielle  Betriebe  gezählt,  die  über  193000  Personen  beschäf- 
tigten, von  denen  alltäglich  etwa  der  sechste  Teil,  wie  wir  das 
später  noch  des  Näheren  ausführen  werden,  die  Eisenbahn  zur 
Fahrt  zwischen  ihrem  Wohn-  und  Beschäftigungsorte  benützt. 

Zur  Bewältigung  sowohl  dieses  Arbeitermassen  Verkehrs, 
wie  des  gesamten  Personenverkehrs  überhaupt,  bestanden 
auf  der  badischen  Staatsbahn  Ende  1905  408  Stationen 
und  32  Haltestellen,  so  daß  auf  rund  4300  Einwohner  je 
eine  Station  entfällt.  Die  Beförderung  der  einzelnen  Per- 
sonen erfolgt  nach  Maßgabe  der  Fahrpläne  und  auf  Grund 
der  allgemein  geltenden  Anordnungen  und  Beförderungsbe- 
dingungen gegen  Entrichtung  des  in  den  Tarifen  festge- 
setzten Fahrgeldes.  Die  Höhe  des  letzteren  wird,  wie  wir  be- 
reits in  der  Einleitung  schon  hervorgehoben  haben,  im  großen 
Ganzen  für  sämtliche  deutschen  Bahnen  in  einheitlicher  Weise 
nach  kilometrischen  Grundtaxen  berechnet,  sofern  nicht  für  ver- 
einzelte Strecken  oder  Verbindungen  besondere  Preise  vorge- 
sehen sind. 

Diese  Grundtaxen  betrugen  in  Baden  bis  zum  30.  April 
1907  pro  Person  und  Kilometer  in  erster  Klasse  8,0,  in  zweiter 
Klasse  5,3  und  in  dritter  Klasse  3,4  Pfennig.  Zu  diesen  Beträgen  trat 
bei  der  Benützung  von  Schnellzügen  noch  ein  kilometrischer  Zu- 
schlag von  1,1  Pfennig  hinzu.  Mindestens  wurde  für  die  Be- 
förderung einer  Person  mit  einem  Schnellzug  20  Pfennig,  in  den 
übrigen  Fällen  10  bezw.  5  Pfennig  erhoben.  Wurde  eine  Karte 
tür  die  Hin-  und  Rückfahrt  gelöst,  so  trat  seither  eine  Ermäßigung 
des  Fahrpreises  insofern  ein,  als  in  der  I.  Klasse  der  Hinfahrts- 
fahrpreis I.  Klasse  zuzüglich  des  der  III.  Klasse,  in  der  II.  Klasse 
der  normale  Fahrpreis  I.  Klasse  und  in  der  III.  Klasse  der 
normale  Fahrpreis  II.  Klasse  erhoben  wurde.  Dagegen  mußte 
der  Schnellzugszuschlag  sowohl  für  die  Hin-  wie  auch  für  die 
Rückfahrt  zum  vollen  Preis  entrichtet  werden.  Eine  Änderung 
dieses  Tarifs  erfolgte  am  1.  Mai  1907  anläßlich  der  Einführung 
der  Personentarif  reform  auf  sämtlichen  deutschen  Eisenbahnlinien. 
Darnach  betragen  die  Grundtaxen  zur  Zeit  in  Baden  pro  Person 
und  Kilometer: 
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I.  Klasse  7  Pfennig  in  Eil-  und  Personenzügen 
II.      »     4,5     »        »    »      »  * 
III.  3      »       »  Eilzügen 

III.     »      2      »       »  Personenzügen. 

Daneben  wird  bei  der  Benützung  von  Schnellzügen  außer  dem 
Fahrgeld  für  Eilzüge  noch  folgender  Zuschlag  erhoben: 

I.  u.  IL  Kl.  III.  Klasse 
für    1  bis    75  km  Entfernung     0,50  M.        0,25  M. 

»    76   »    150  km         »  1,00  »         0,50  » 

über  150  km  »  2,00   »  i,oo  » 

Ferner  findet  eine  Ermäßigung  der  Preise  für  Rückfahrkarten 
wie  ehedem  nicht  mehr  statt. 

Da  für  die  Fahrten  der  landwirtschafttreibenden  Bevölke- 
rung fast  ausschließlich  nur  Reisen  in  der  III.  Klasse  der  Per- 
sonenzüge in  Betracht  kommen,  so  stellt  die  bei  der  Personen- 
tarifreform  vom  1.  Mai  1907  gerade  für  diese  Klasse  und 
Zugsgattung  eingetretene  Fahrpreisermäßigungsich  als  eine  aus- 
gesprochene agrarfreundliche  Maßnahme  dar. 

Neben  diesen  allgemein  gültigen  Fahrtausweisen,  deren 
Benützung  durch  die  landwirtschafttreibende  Bevölkerung  Badens 
am  Schlüsse  dieses  Abschnittes  aus  der  Berechnung  des  Anteils 
der  Landwirtschaft  an  den  Einnahmen  des  Personenverkehrs  der 
badischen  Staatseisenbahn  zu  ersehen  ist,  gibt  es  aber  auch  noch 
eine  Reihe  von  Ausnahmetarifen.  Von  diesen  werden  wir 
jedoch  nur  die  für  die  badische  Landwirtschaft  hauptsächlich  in 
Betracht  kommenden  hier  näher  behandeln.  Zuvor  müssen  wir 
aber  noch  kurz  auf  die  Fahrkartensteuer  zurückkommen, 
welche  seit  1.  August  1906  infolge  des  Reichsstempelgesetzes 
vom  3.  Juni  1906  auf  den  badischen,  wie  auf  den  übrigen  deut- 
schen Bahnen  erhoben  wird  1  und  für  einen  großen  Teil  des 

»  Darnach  sind  außer  den  gewöhnlichen  Fahrkarten  steuerpflichtig :  Rund- 
reisekarten,  allgemeine  Zeitkarten,  Monatskarten,  Fahrscheinbücher  für  30  Fahrten, 
Küometerheftc,  Sommerkarten,  Badekarten,  zusammcnstellbare  Fahrscheinhefte,  Umweg- 
karten, Beförderungsschcinc  für  Schulfahrten  und  für  Sonderzüge.  Von  der  Steuer 
befreit  sind:  die  Fahrausweise,  deren  voller  tarifmäßiger  Preis  den  Betrag  von 
60  Pfennig  nicht  erreicht,  die  Lokakugkartcn  (ausgenommen  sind  die  Karten  für  die 
Doppelpreisabtcilungcn,  die  neu  aufgelegt  werden  und  steuerpflichtig  sind),  die  Milttar- 
fahrkarten  und  Militärfahrscheine,  die  Schülerkarten,  die  Arbeiterwochenkarten  und 
Arbeiterrückfahrkarten,  die  Schnelkugs/uschlagkartcn  (einschließlich  der  Zuschlagbüchcr), 
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reisenden  Publikums  eine  wenn  auch  nicht  gerade  wesentliche 
Verteuerung  des  Fahrpreises  darstellt.  Im  Gegensatz  hierzu 
kann  die  Fahrkartensteuer  nicht  als  eine  Erschwerung 
der  Reisen  der  landwirtschafttreibenden  Bevölkerung 
aufgefaßt  werden,  da  sie  seit  i.  Mai  1907,  dem  Zeitpunkt  der 
Einführung  des  Reformpersonentarifs  mit  seinem  2  Pfennigsatzc 
für  die  III.  Klasse  der  Personenzüge,  die  fast  ausschließlich 
von  der  Landbevölkerung  zu  ihren  Eisenbahnfahrten  benützt 
wird,  keine  Anwendung  findet.  Wir  brauchen  uns  deshalb  mit 
ihr  hier  weiter  nicht  zu  befassen,  sondern  können  im  folgenden 
zu  den  bereits  angedeuteten,  die  Landwirtschaft  weit  mehr 
interessierenden  Fahrpreisermäßigungen  übergehen,  von  denen 
wir  jedoch  nur  die  Lokalzugsfahrkarten,  die  Schülerkarten  und 
die  Arbeiterwochenkarten  hier  eingehend  behandeln  werden.1 


die  Platzkarten,  die  Bettkarten,  die  Zuschlagkarten  für  ExpreM/.üge,  die  Nachltfs-knrtcn 
zu  1  Mark  und  6  Mark,  die  Freikarten  und  Freischeine,  die  Befonk-rungsscheine  für 
Begleiter  von  Tieren  und  Gütern  (Fischen,  Brieftauben  usw.),  wenn  sie  frei  oder  zum 
Satze  von  2  Pfennig  für  das  Kilometer  befördert  werden,  die  Iluudekarten,  die  Fahr- 
ausweise für  die  Beförderung  auf  dem  Bodensee.  Die  Fahrkarten  für  den  Schiffs- 
verkehr unterliegen  der  Steuer  auch  dann  nicht,  wenn  sie  wahlweise  zur  Benützung 
der  Uferbahnen  berechtigen. 


Die  Steuer  betragt: 


l>ei  einem  Fahrpreis 
von 

auf  eine  Fahrkarte 

I.  Kl. 

II.  Kl. 

III.  Kl. 

Jt 

.# 

0,60  Jf  bis    2  J( 

0,20 

0,10 

0,05 

mehr  als       2   »     >      5  » 

0,40 

0,20 

0,10 

»      »        5   >     >    10  > 

0,80 

0,40 

0,20 

»      »      10  »     »    20  » 

1,60 

0,80 

0,40 

»      >      20   »      »    30  » 

2,40 

1,20 

0,60 

30  »     »    40  • 

3,60 

1,80 

0,90 

>      »      40   •      »    50  » 

5.40 

2./0 

1,40 

50  » 

8,00 

4.00 

2.— 

»    In    bezug    auf    die    übrigen,    für    die    I.andwirlschaft    noch    in  Betracht 
kommenden  ermäßigten  Fahrtausweise  ist  zu  bemerken: 

I.  Die  Benützung  der  K  in  der  fahr  karten   —  Kinder  haben  bekanntlich  auf 
der  Eisenbahn  nur  die  Hälfte  des  normalen  Fahrpreises  zu  entrichten  —  von  seilen 
der  I-andwirtschaft  entzieht  sich  unserer  Betrachtung,  da  die  amtliche  Statistik  hierüber 
Schneider,  Eiaenbahn  und  I-andwirtschaft.  2 
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a)  Die  Lokalzugsfahrkarten. 

Diese  nur  für  Lokalzüge  —  seit  i.  Mai  1907  Vorortzüge 
genannt  —  geltenden  Fahrtausweise  enthielten  gegenüber  den 
gewöhnlichen  Fahrkarten  insofern  eine  Ermäßigung,  als  ihrer 
Berechnung  pro  Person  und  Kilometer  nur  eine  Fahrtaxe  von 
2  Pfennig  zugrunde  gelegt  wurde.    Sie   bildeten  viele  Jahre 

keinerlei  Aufschluß  gibt.  Für  die  vorliegende  Untersuchung  ist  dieser  Umstand  jedoch 
ohne  Belang. 

2.  Die  Kilometerhefte  wurden  im  Jahre  1895,  dem  Drangen  nach  einer 
Tarifreform  entsprechend,  in  Baden  eingeführt  und  erfreuten  sich  gleich  von  Anfang 
an  einer  großen  Beliebtheit  beim  reisenden  Publikum,  das  ihre  Abschaffung  anläßlich 
der  Personentarifreform  am  f.  Mai  190;  lebhaft  bedauerte.  Auch  von  seilen  der 
landwirtschafttreibenden  Bevölkerung  wurde  diese  Hinrichtung  infolge  ihrer  zeit-  und 
geldersparenden  Vorteile  im  weitgehendsten  Maße  in  Anspruch  genommen  und  für 
Reisen  auf  größere  Entfernungen  benutzt.  Aber  auch  zu  Fahrten  auf  kürzere  Ent- 
fernungen, besonders  beim  Übergang  von  einer  Seitenlinie  auf  die  ilauptbahnslrecke. 
wenn  Schnellzüge  an  dem  betreffenden  Knotenpunkte  anhielten,  oder  wenn  in  nächster 
Nahe  des  Wohin»  tes  des  Hcftinhabers,  bezw.  an  diesem  selbst,  für  solche  Zugs- 
galtungen  ein  Halt  vorgesehen  war,  wurden  diese  Hefte  von  den  Kreisen  der  Land- 
wirtschaft gerne  gekauft.  Eine  Statistik,  in  welchem  Umfang  die  K  ilometerhefle  von 
seilen  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  benützt  wurden,  ist  jedoch  nicht  vorhanden. 
Die  Benützung  durch  diese  Bevölkerungsklassc  war  aber  jedenfalls  eine  recht  be- 
deutende. Diese  Beobachtung  konnte  jeder  machen,  der  einmal  schon  Gelegenheit 
hatte,  auf  Stationen,  an  denen  fast  ausschließlich  landwirtschafttreibende  Bevölkerung 
verkehrte,  sich  das  Leben  und  Treiben  an  den  Fahrkartenschaltern  anzusehen. 

3.  Die  Ermäßigung  zum  Zweck  der  Arbeitsvermittlung  bietet  seit 
1.  September  1900  Arbeitern,  denen  durch  Vermittlung  einer  badischen  Arbeitslust  all 
auswärts  Arbeit  verschafft  werden  soll,  den  Anspruch  auf  eine  Fahrpreisermäßigung 
von  50  Prozent  des  einfachen  l  ahrpreises  einer  Personenzugfahrkarte  III.  Klasse, 
sofern  sich  die  Reise  auf  eine  Entfernung  von  mehr  als  25  Kilometer  erstreckt. 
Inwieweit  diese  Einrichtung  von  den  im  Jahre  1905  in  Baden  Arbeit  suchenden  (»782 
I Handarbeitern  benützt  worden  i*t,  entzieht  sich  unserer  Beurteilung,  da  das  hierauf 
bezugnehmende  cisenhahnstatislische  Material  nicht  veröffentlicht  worden  ist. 

4.  Die  Ermäßigung  für  gemeinschaftliche  Reisen  größerer  Ge- 
sellschaften besteht  darin,  daß  mit  Ausnahme  der  Zeit  von  Samstag  vor  bis  Diens- 
tag nach  Pfingsten  bei  der  Benützung  von  Personenzügen  und  einer  Teilnehmerzahl 
von  mindestens  30  Personen  jeder  Teilnehmer  nur  50  u,o  des  einfachen  Fahrkarten- 
preises  zu  zahlen  hat.  Dagegen  muß  bei  der  Benützung  von  Schnellzügen,  sofern 
diese  überhaupt  gestattet  wird,  der  tarifmäßige  Zuschlag  zum  vollen  Preis  bezahlt 
werden. 

Von  seilen  der  landwirischafltreibenden  Bevölkerung  wurde  von  dieser  Er- 
mäßigung, die  anläßlich  der  Einführung  der  Personentarifreform  am  1.  Mai  1907  auf- 
gehoben wurde,  nur  verhältnismäßig  wenig  Gebrauch  gemacht;  sie  kam  gewöhnlich  nur 
für  Vereinsausflügc  in  die  nähere  und  weitere  Umgebung  des  Wohnsitzes  in  Betracht. 
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hindurch  neben  der  Erleichterung  des  Ausflugverkehrs  der  Städter 
eine  direkte  Begünstigung  des  Marktbesuchs  der  Land- 
leute, welche  die  lokalen  Märkte,  vor  allem  die  sogenannten 
Wochenmärkte,  trotz  des  heutigen  hochentwickelten  Fernverkehrs- 
wesens in  keiner  Weise  entbehren  können.  Ihre  ursprüngliche 
Bedeutung  haben  die  Lokalzugsfahrkartcn  erst  in  der  neuesten 
Zeit,  anläßlich  der  Personentarifreform  eingebüßt,  durch  welche 
—  wie  schon  oben  bemerkt  —  allgemein  der  2 -Pfennigtarif  für 
die  III.  Wagenklasse  der  Personenzüge  eingeführt  wurde. 
Die  Benützung  der  Lokalzugstarife  betrug: 


Jahr  l 

; 

Anzahl  der 
ausgegebenen 
Fahrscheine 

Einnahme 
M 

Jahr  j 

Anzahl  der 
ausgegebenen 
Fahrscheine 

Einnahme 

1895  1 

2  161  396 

341  820 

1901 

3  652  109 

5  00  960 

1896 

2  2do  930 

355  273 

1902 

3612  662 

587  288 

1897 

2  752  690 

445  812 

1903 

I      3  344  99o 

560  989 

1898 

3  109758 

505  692 

1904 

3  «59063 

545  5(,9 

1899 

3  43<>87r 

,  559^38 

1905 

3  031  140 

527  919 

1900 

3  701  663 

|  602615 

Diese  Ziffern  geben  jedoch  kein  vollständiges  Bild  von  der 
wirklichen  Besetzung  der  Lokalzüge1,  weil  diese  außer  mit  den 
oben  angeführten  Lokalzugskarten  noch  in  weitem  Umfange  mit 
Arbeiterwochenkarten,  Zeitkarten,  Fahrscheinbüchern,  Kilometer- 
heften und  Rückfahrkarten  benützt  werden,  weshalb  auch  die 
Schwankungen  der  einzelnen  Jahrgänge  nicht  als  ein  Rückgang 
in  der  Benützung  dieser  Zugsgattung  angesehen  werden  können. 


»  Dabei  kommen  folgende  Bahnstrecken  in  Betracht: 

Mannheim — Waghäuscl, 

Heidelberg — Neckargemünd — Meckcshei  m , 

Heidelberg—  Wiesloch, 

Karlsruhe— Graben-Neudorf, 

Freiburg — Riegel, 

Freiburg — Hei  tersheim , 

Ef  ringen — Basel, 

Basel — Schopfheim . 

2» 
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b)  Die  Schülerkarten. 

Die  Fahrpreisermäßigung  der  Schülerkarte»  gegenüber  den 
gewöhnlichen  Fahrkarten  beträgt  etwa  30  n/0.  Diese  E i  n r i c h t  u  n  g 
bietet  in  gar  vielen  Fällen  der  gesamten  Landbevölkerung  überhaupt 
erst  die  Möglichkeit,  ihren  Kindern  in  den,  den  Landgemeinden 
benachbarten  kleineren  oder  größeren  Städten  eine  gute  Aus- 
bildung, sowohl  in  den  allgemeinen  Schul- und  Haushaltungs-,  wie 
auch  speziell  in  den  landwirtschaftlichen  Fächern  geben  zukönnen. 
Die  Benützung  dieser  Einrichtung  hat  daher  von  Jahr  zu  Jahr  auch  zu- 
genommen. Die  Schülerkarten  werden  bedauerlicherweise  zwar  in 
den  amtlichen  Statistiken  nicht  besonders  aufgeführt,  sondern  sind  zu- 
sammen mit  den  Zeitkarten  und  Badekarten  zu  einer  Position 
vereinigt.  Immerhin  lassen  diese  Ziffern  auch  Schlüsse  in  bezug 
auf  die  zunehmende  Frequenz  der  Schülerkarten  durch  die  land- 
wirtschafttreibende Bevölkerung  zu.  Die  Zahl  der  auf  Schüler-, 
Zeit-  und  Badekarten  ausgeführten  Fahrten,  sowie  die  Einnahmen 
hieraus,  betrugen : 


Jahr 

Zahl 
der  Fahrten 

Einnahme 

Jahr 

Zahl 
der  Fahrten 

Einnahme 

1895 

1  293  698 

136  219 

1 90 1 

2  2 1 7  604 

223  845 

i  896 

1  538  1 66 

156540 

1902 

2  376  I5O 

259938 

1897 

1  663977 

'73  878 

1903 

2  627  084 

282  448 

1898 

I  (»64  225 

179850 

1904 

2  732  172 

294  875 

1809 

1  724  260 

187  067 

'905 

2775  688 

294  760 

1900 

t  94t  250 

202  117 

c)  Die  Arbeiterwochenkarten.1 

Bei  Einführung  der  Arbeiterwochenkarten  im  Jahre  1SS3 
ging  die  badische  Eisenbahnverwaltung  von  der  Erwägung  aus. 
daß  es  wünschenswert  sei,  durch  sehr  ermäßigte  Fahrtaxen  sowohl 
der  Landbevölkerung  eine  erleichternde  Gelegenheit  zu 
geben,  ihrem  Verdienst,  den  sie  in  ihrem  lleimatsorte 
vielfach  nicht  finden  kann,  in  den  Städten  nachzugehen, 

•  Vcrjjl.  das  Protokoll  der  VII.  Sitzung  des  bndischen  E  isen  !>ah  n  - 
rates  S.  7. 
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als  auch  den  Arbeitern  in  den  Städten  die  Möglichkeit  zu  bieten, 
billige  und  gesunde  Wohnungen  in  den  Ortschaften  aufzusuchen 
und  sich  dadurch  den  Unterhalt  des  Lebens  zu  erleichtern.  Bei 
der  hervorragenden  wirtschaftlichen  Bedeutung  dieser  Einrichtung 
für  ganze  Bcvölkerungsklassen  —  auf  die  wir  im  dritten  Ab- 
schnitt unserer  Untersuchung  noch  näher  eingehen  werden  — 
trat  die  Frage  der  Rentabilität  dieser  Transportweise  vollständig 
in  den  Hintergrund.  Als  Fahrpreise  wurde  auf  Entfernungen 
bis  zu  5  Kilometer,  der  geringsten  zur  Berechnung  zu  ziehenden 
Entfernung,  der  Betrag  von  60  Pfennig  für  6  Hin-  und  Rück- 
fahrten erhoben  und  für  jeden  weiteren  Kilometer  10  Pfennig 
mehr.  Das  entspricht  auf  eine  Entfernung  von  5  Kilometer 
einer  Grundtaxe  von  1  Pfennig  pro  Kilometer,  die  sich  auf 
weitere  Entfernungen  hin  noch  um  etwas  ermäßigt,  da  für  je  12 
weitere  per  Woche  zu  durchfahrenden  Kilometer  nur  ein  Fahr- 
preis von  10  Pfennig  in  Ansatz  kommt.  Im  weiteren  wird 
den  Benützern  der  Wochenkarten  gestattet,  ihr  Handwerkszeug 
und  einen  Eßkorb  mit  in  die  Wagenabteilung  zu  nehmen.  Die 
Einrichtung  selbst  ist  ausschließlich  für  die  arbeitende  Klasse, 
ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  bestimmt.  Um  daher  der 
mißbräuchlichen  Benützung  der  Wochenkarten  durch  andere,  dem 
Arbeiterstande  nicht  angehörende  Personen  vorzubeugen,  wurde 
ursprünglich  angeordnet,  daß  die  Karten  nur  morgens  vor  9  Uhr 
und  abends  nach  6  Uhr  zur  Eisenbahnfahrt  benützt  werden  dürften. 
Im  Kaufe  der  Zeit  wurde  diese  Bestimmung  jedoch  aufgehoben 
und  heute  kann  die  Fahrt  auf  Arbeiterwochenkarten  mit  allen 
gewöhnlichen  Personenzügen  den  ganzen  lag  über  stattfinden. 

Der  Verkehr  an  Wochenkarten  entwickelte  sich  folgender- 
maßen : 


Jahr 

Anzahl 

Einnahme 

Jahr 

Anzahl 

Einnahme 

der  Fahrten 

ikr  Kahit-n 

1805 

5  022  684 

435  »34 

VH'l 

8  194  25: 

f.X2  oo'i 

i8»>6 

5  y"6  552 

506  989 

I  902 

8  35V»  2o»' 

9  i  o(>  9 1  r 

702  240 

1897 

6  709  26 1 

577  539 

«9»3 

782  640 

1898 

7613  682 

6tx>  492 

I904 

9  <"»7'  199 

840  835 

1899 

8  013  734 

7  1 6  6 1 4 

I905 

ro  4  10  <)  \2 

008  525 

I9OO 

8  5*7  27h 

7<>3  374 
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Sowohl  die  Anzahl  der  Fahrten  wie  auch  die  Einnahmen 
hieraus  haben  im  allgemeinen  eine  fortwährende  Steigerung 
erfahren.  Wie  sich  übrigens  der  Verkehr  der  Arbeiterwelt  auf 
die  einzelnen  Stationen  und  Landesgegenden  verteilt,  ist  aus  der 
beiliegenden  Karte  zu  entnehmen,  die  wir  auf  Grund  einer  Ver- 
öffentlichung aus  dem  Jahre  1899  angefertigt  haben. 

Hiernach  ist  der  Arbeiter  verkehr  am  stärksten  in  der  Nachbar- 
schaft —  wobei  jedoch  Entfernungen  bis  zu  25  Kilometer  in  Betracht 
kommen  können  —  der  Städte  Mannheim,  Heidelberg,  Karlsruhe, 
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Pforzheim,  Freiburg  und  Basel,  nach  und  von  wo  alltäglich  1000 
bis  5000,  ja  sogar  noch  mehr  Arbeiter  befördert  werden.  Räum- 
lich die  größte  Ausdehnung  nehmen  jedoch  jene  Stationen  ein,  auf 
denen  der  Verkehr  sich  zwischen  10  bis  1000  Arbeitern  täglich 
bewegt.  Plätze  mit  weniger  als  10  oder  überhaupt  keinem 
Arbeiterverkehr  sind  eine  große  Seltenheit.  Berücksichtigt  man 
nun,  daß  die  Arbeiterwochenkarten  gewöhnlich  nur  an  Werk- 
tagen, nicht  aber  auch  an  Sonn-  und  Feiertagen  benützt  werden, 
so  entspricht  die  1905  auf  sie  ausgeführte  Anzahl  der  Fahrten 
einer  täglichen  Arbeiterbeförderung  von  etwa  1 7  400  Personen. 
Hierzu  treten  etwa  noch  10000  Eisenbahnarbeiter,  die  alltäglich 
zwischen  ihrem  auf  dem  Lande  liegenden  Wohnsitze  und  ihrem 
Stationsorte  unentgeltlich  auf  der  badischen  Staatsbahn  befördert 
werden.  Zieht  man  ferner  noch  die  tägliche,  mit  den  badischen 
Lokal-  und  Nebenbahnen  beförderte  Arbeiter/ahl  in  Betracht,  so 
werden  wir  nicht  zu  nieder  greifen,  wenn  wir  schätzungsweise  den 
täglichen  Arbeitertransport  auf  den  sämtlichen  Eisenbahnlinien 
Badens  auf  etwa  30000  Personen  annehmen,  d.  i.  mehr  als  die  Hälfte 
der  auf  54317  Köpfe  berechneten  Arbeiterzahl  \  die  in  Baden  außer- 
halb ihrer  Arbeitsstätte  wohnen  und  von  denen  die  landwirtschaft- 
treibende Bevölkerung  weitaus  das  Hauptkontingent  stellt. 

Neben  den  Tarifen  für  die  Personenbeförderung  gilt  es  hier 
weiter  noch  die  Bestimmungen  für  den  Reisegepäck-  und 
Traglastenverkehr  zu  erörtern,  an  denen  die  badische  Land- 
wirtschaft gleichfalls  interessiert  ist. 

Bis  zur  Einführung  der  Personentarif  reform  betrug  die  Ge- 
päcktaxe 0,35  Pfg.  für  je  10  Kilogramm  und  ein  Kilometer. 
Seit  diesem  Zeitpunkte  werden  erhoben:    (Tabelle  siehe  Seite  24.) 

Verglichen  mit  den  früheren  Gepäcktaxen,  tritt  nach  dem  neuen 
Gepäcktarif  auf  geringe  Entfernungen  hin,  d.  h.  bis  auf  etwa  20  Kilo- 
meter, im  allgemeinen  eine  Verteuerung  der  Gepäckfracht  ein; 
desgleichen  bei  allen  Entfernungen  für  Gewichte  bis  zu  10  Kilo- 
gramm. Diese  zuletzt  genannte  Erscheinung  ist  für  die  Land- 
wirtschaft ohne  Belang,  dagegen  ist  sie  gerade  mit  ihren 
Transporten  auf  Entfernungen  bis  zu  20  Kilometer  hin  stark 
beteiligt;  dennoch  wird  durch  diese  Frachterhöhungen  die  badische 
Landwirtschaft   nur  in   geringem   Maße   in  Mitleidenschaft  ge- 

•  Wal  Ii,  Die  Dezentralisation  der  Industrie  und  der  Arbeiterschaft  im  Groß- 
herzogtum Baden,  S.  125,  Karlsruhe  1906. 
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Auf  Entfernungen  von 
(Zonen) 

Gewichtsstufen  : 

Vor- 
stufe 

2 

3 

4 

* 

Gepäckfracht  für  Sendungen  im  (Gewichte  von 

1  bis    ^6  bis 
JS  k*    55  ktf 

36  bis 
5»  fcK 

SI  bi* 
75  kK 

76  bis 
100  kg 

101  bin 
"5  kg 

1  Ki  bis. 
«SO  kg 

151  bis 
»75  k* 

I7<>  bis 

Mark 

Nah/.one 

1 

bis 

25 

km 

0,20 

0,20 

0.40 

0,60 

0,80 

I.OO 

1,20 

1,40 

1,60 

Zone  I 

26 

> 

3o 

» 

0,20 

0,25 

0,50 

0.75 

1,00 

•.25 

1,50 

«.75 

2,00 

II 

5« 

100 

> 

0,50 

0,50 

I.OO 

«,50 

2,00 

2.50 

3.00 

3-5° 

4,00 

III 

lol 

•50 

0,50 

o,75 

1,30 

2.25 

3-00 

3.75 

4ÖO 

5.25 

6,O0 

IV 

•3' 

200 

» 

0,50 

1,00 

2,00 

3. 00 

4,00 

5,00 

6,00 

7,00 

8,00 

V 

201 

> 

=  50 

» 

0,50 

1.25 

2,50 

3-75 

5,00 

6,25 

7.5° 

8.75 

10,00 

VI 

300 

0,50 

1.50 

3,00 

4»5<> 

6,00 

7,50 

9,00 

10,50 

12,00 

VII 

3°t 

* 

350 

» 

1,00 

«.75 

3.50 

5.25 

7,00 

8,75 

10,50 

12,25 

14,00 

»  VIII 

35« 

400 

Ii 

1,00 

2,00 

4,00 

6,00 

8,00 

to.oo 

1 2,00 

14,00 

1  6,00 

IX 

401 

450 

1,00 

2.25 

4.50 

6,75 

9,00 

11.25 

'3«5° 

•5.75 

iH.OO 

X 

45' 

- 

500 

* 

1,00 

2.50 

5,00 

7.5° 

IO.OO 

«2,50 

15,00 

«7.5° 

20,00 

XI 

501 

• 

600 

1,00 

3.o« 

G.OO 

9,00 

12,00 

15,00 

18,00 

21,00 

24,00 

>  XII 

6OI 

> 

700 

1,00 

3<5" 

7,00 

10,50 

14,00 

■  7.30 

21,00 

24,50 

28,00 

*  XIII 

701 

■ 

800 

1 .00 

4,00 

8.00 

12,00 

16,00 

20,00 

24,00 

28,00 

32.00 

>  XIV 

über 

800 

» 

i.OO 

5.oo 

IO.OO 

.5.00 

20,00 

25,00 

30,00 

35.°° 

40,00 

Bei  höherem  Gewicht  als   200  k»,  werden  die  Frachtsatze  durch  Zusammenstoß  der 
Sätze  der  vorstehenden  Tabelle  ermittelt. 


zogen,  weil,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  ihr  die  Ein- 
richtung der  billigen  Traglasten  zu  Gebote  steht. 

Die  Entwicklung  des  Reisegepäck  Verkehrs  betrug  in  Tonnen: 


Jahr 

Badischcr 
Verkehr 

Außer- 
badischcr 
Verkehr 

Zusammen 

Einnahme 
>ä 

i8<J5 

1 5  660 

'5  059 

30  719 

81 '  395 

1896 

17  171 

16427 

33  598 

834  049 

1897 

18758 

'  7  <>59 

36  4i7 

896  309 

1898 

20385 

18783 

39  «68 

935  388 

1899 

22  174 

19  062 

42  136 

9<)S  299 

1900 

22  587 

21  618 

44  205 

1  016  773 

1901 

23  52t 

21  184 

44  705 

1  042  889 

1902 

24  498 

21  877 

46  375 

1  07 1  006 

'903  | 

25  212 

23  645 

48  857 

1  148  840 

1904  ■ 

26  468 

24  510 

50978 

t  205  677 

1905 

26  920 

26  417 

53  337 

1  297  906 
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Hiernach  hat  der  Gepäckverkehr  in  Baden  an  Ausdehnung  stetig 
zugenommen.  Als  Reisegepäck  werden  in  der  Regel  nur  solche 
Sachen  zur  cisenhahnscitigen  Beförderung  angenommen,  die  der 
Reisende  ausschließlich  zu  seiner  Reise  bedarf.  Doch  sind  aus- 
nahmsweise auch  andere  Gegenstände  zum  Transporte  zugelassen, 
sofern  sie  sich  zur  Beförderung  in  Personenzügen  eignen.  Für 
die  Landwirtschaft  kommen  dabei  vor  allem  Körbe  mit  Obst, 
mit  Gemüse  und  jungen  Schweinen  im  Mnrktvcrkchr  in  Betracht, 
soweit  dieselben  ein  Gewicht  von  mehr  als  30  Kilogramm  be- 
sitzen, da  sie  unter  dieser  Gewichtsgrenze,  wie  schon  bemerkt, 
als  Traglasten  abgefertigt  werden.  Der  Anteil  der  Landwirtschaft 
an  den  Einnahmen  aus  dem  Gepäck  verkehr  ist  jedoch  gering 
und  dürfte  schätzungsweise  den  Betrag  von  50000  M.  pro  Jahr 
nicht  übersteigen. 

Weit  wichtiger  als  der  Gepäckverkehr  ist  für  die  Land- 
wirtschaft der  Verkehr  der  sogenannten  Traglasten.  Hierunter 
versteht  man  insbesondere  die  Marktwaren  der  Wändler,  Körbe 
mit  Geflügel  oder  Milchschweinen ;  ferner  leere  oder  gebraucht»; 
Korbe,  Säcke,  Käfige,  Kannen  und  dergl.  mehr,  sofern  sie 
ein  Gewicht  von  30  Kilogramm  nicht  übersteigen.  Der  Reisende 
hat  seine  Traglast  selbst  an  den  Gepäckwagen  zu  verbringen, 
nötigenfalls  unterwegs  in  einen  anderen  Zug  umzuladen  und  auf 
der  Bestimmungsstation  am  Gepäckwagen  selbst  abzuholen.  Bis 
zur  Einführung  der  Personentarifreform  wurde  pro  Traglast  eine 
Gebühr  von  10  Pfennig  erhoben;  von  diesem  Zeitpunkt  ab 
findet  die  Beförderung  der  Traglasten  in  den  Packwagen  der 
Personenzüge  unentgeltlich  statt.  Befördert  wurden  an  Traglasten : 


• 

1  .," 

1  in  t:\us  <lu: 

(«.•wicht  ticr 

r,,'uic)u  (1  r 

ilirl.U,-  «llr 

Jahr 

Tra^l.ibUn 

Einnahme 

Jahr 

Tta^l,i-lvn 

Kir.lialiiKe 

in  Tonnen 

in  T<>ur.<-n 

.// 

27K2 

13012 

1  >)l>  ! 

2~or> 

'  \  - '  3 

2$<M 

13  '«<■> 

1  <>o: 

=  7*3 

2537 

'3  3  3° 

;><Vi 

14  <i<>] 

25Ö 

■3  33- 

l'fO.\ 

'3  ^7 

-33 

1900  ' 

2647 

'3  2  3<» 

•  1 
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Der  Verkehr  an  Traglasten  weist  hiernach,  abgesehen  von 
einzelnen  Schwankungen,  im  allgemeinen  eine  steigende  Tendenz 
auf.  Die  Differenzen  in  den  Ergebnissen  der  einzelnen  Jahrgänge 
sind  teils  auf  den  jeweiligen  Ausfall  der  Obst-  und  Gemüseernten, 
teils  auf  die  Ergebnisse  der  Schweinezucht  und  die  hierdurch  im 
Marktverkehr  entstehenden  Schwankungen  zurückzuführen.  Die 
Einrichtung  der  Traglasten  kommt  in  erster  Linie  dem  Markt- 
verkehr der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  zugute,  wie  auch 
die  erzielten  Einnahmen  fast  ausschließlich  auf  ihr  Konto  zu 
setzen  sind. 

Nachdem  wir  nun  die  bei  der  Personen-,  Gepäck-  und 
Traglastenbeförderung  in  Betracht  kommenden  Tarife  und  ihre 
Benützung  von  seiten  der  landwirt.schafttreibenden  Bevölkerung 
einer  Prüfung  unterzogen  haben,  gehen  wir  dazu  über  den  An- 
teil der  Landwirtschaft  an  den  einzelnen  Beförderungs- 
arten zu  ermitteln. 

Für  die  Art  der  Beförderung  der  landwirtschafttreibenden 
Bevölkerung  auf  der  badischen  Staatsbahn  kommen  in  erster 
Linie  die  Personenzüge,  die  gemischten  Züge1  sowie 
die  Lokalzüge  (Vorortzüge),  in  zweiter  erst  die  Schnell- 
züge in  Betracht.  Dies  hat  seine  Ursache  zunächst  tiarin,  daß 
bei  uns  in  Baden,  seiner  Lage  als  Transitland  zwischen  Norden 
und  Süden,  Osten  und  Westen  entsprechend,  Schnellzüge  nur  an 
verhältnismäßig  wenigen  Stationen  anhalten  und  nicht  auf  allen 
Strecken  verkehren.  Sie  können  somit  von  den  in  ausgesprochen 
landwirtschafttreibenden  Gegenden  wohnenden  Personen  teils  gar 
nicht,  teils  nur  in  vereinzelten  Fällen  benützt  werden.  Dazu 
kommt  seit  Einführung  der  Personen tarif reform  noch  der  weitere 
Umstand,  daß  die  Schnellzugsbenützung  durch  die  Abschaffung 
der  billigen  Kilometerheftc  eine  Verteuerung  von  etwa  30% 
erlitten  hat,  so  daß  mancher  vom  Landvolke  sich  veranlaßt  sieht, 
lieber  etwas  länger  und  billiger  zu  fahren,  als  die  teuren  Schnell- 
züge zu  benützen. 

Zum  Schluß  gilt  es  nun  noch  den  Anteil  der  badi sehen 
Landwirtschaft  an  den  gesamten  Personen  verkehrs- 
einnahmen  der  badischen  Staatsbahn  festzustellen.    Die  Gesamt- 


«  Das  sind  Personenzüge  mit  Güterbefördeiung  oder  umgekehrt  Güterzüge  mit 
Personenbeförderung. 
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einnahmen  aus  dem  Personenverkehr  sind  in  steter  Zunahme 
begriffen  und  betrugen: 


Jahr 

Einnahme 
Jt 

Jahr 

Hinnahme 
.  M 

.895 

16922  395 

1901 

21  931  028 

1896 

16648  779 

1902 

22  569  786 

1897 

18  020  930 

I903 

23  447  4 «9 

1898 

19  127  107 

1904 

24274412 

1809 

20617  095 

'90S 

25  331  928 

1900 

22  018  666 

Die  Schwierigkeiten  in  bezug  auf  die  vorliegenden  Ermitt- 
lungen beruhen  nur  darin,  daß  über  den  Beruf  der  die  Eisenbahn 
benützenden  Reisenden  eine  amtliche  Statistik  nicht  besteht. 
Auch  das  vorliegende  statistische  Material  läßt  in  dieser  Hinsicht 
keine  sicheren  Schlüsse  zu,  da  das  Reisebedürfnis  der  einzelnen 
Personen  je  nach  der  Volksdichtigkeit  und  dem  Berufe  eine 
verschiedene  und  insbesondere  auch  von  der  Entfernung  des 
Wohnortes  bis  zu  der  nächsten  Eisenbahnstation  abhängig  ist.  Trotz 
dieser  Schwierigkeiten  im  einzelnen,  die  eine  zahlenmäßige  Er- 
fassung des  Problems  ausschließen,  wurde  es  in  der  neuesten 
Zeit  von  Pfeiff  unternommen,  den  Verkehr  der  landwirtschaft- 
treibenden Bevölkerung  auf  den  badischen  Staatsbahnen  im  Jahre 
1 904  statistisch  zu  erfassen Pfeiff  geht  dabei  von  der  Tatsache 
aus,  *daß  in  den  Kulturstaatcn  die  menschlichen  Ansiedelungen 
als  eine  organische  Reihe  angesehen  werden  können,  die  mit 
Niederlassungen  rein  ländlicher  Bevölkerung  beginnt  und  über 
gemischte  Gemeinden  fortschreitet  zu  dem  derzeitigen  Höhepunkt 
der  Entwicklung,  den  Ansiedelungen  mit  rein  städtischer  Bevöl- 
kerung. Ferner  zieht  er  in  Betracht,  daß  die  ländliche  Bevöl- 
kerung in  der  Regel  in  einem  umgekehrten  Verhältnis  zu  der 
Einwohnerschaft  steht,  d.  h.,  je  größer  die  Zahl  der  Mitglieder 
einer  Gemeinde  ist,  desto  kleiner  ist  im  Verhältnis  die  Zahl 
derer,  die  der  ländlichen  Bevölkerung  zugerechnet  werden  können«. 

«Pfeiff,  die  badischen  Staatseisen  bahnen  im  Dienste  der  badischen  I^ind- 
wirtschaft.    Deutsche  Eisenbahnbeamtenzeitung  S.  126,  Stuttgart  1907. 
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Nach  diesen  Gesichtspunkten  faßt  Pfeiff  dann  die  badischeu 
Staatsbahnstationen,  welche  den  Personenverkehr  unter  den  ein- 
zelnen Genieinden  des  Großherzogtums  Baden  vermittelt  haben 
zusammen,  indem  er  ähnlich,  wie  die  Bevölkerungsstatistik  folgende 
Gruppen  unterscheidet: 

!.  Großstädte       (über  iooooo  Einwohner), 

2.  Mittelstädte      {20—  100000  Einwohner), 

3.  Kleinstädte      (5   -      20000  Einwohner). 

4.  Landstädte       (2  —     5  000  Einwohner)  und 

5.  sonstigen  Gemeinden. 

Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Bevölkerung  der  ersten 
Gruppe  eine  rein  städtische,  die  der  fünften  eine  rein  ländliche 
ist.  bei  den  mittleren  Gruppen  teils  die  Anteile  der  ländlichen, 
teils  jene  der  städtischen  Bevölkerung  vorherrschen,  summiert 
nun  Pfeiff  die  Werte,  welche  auf  die  vorstehenden  fünf  Abtei- 
lungen entfallen  und  stellt  die  erhaltenen  Summen  der  Gesamt- 
zahl der  von  den  badischen  Staatseisenbahnen  in  dem  Jahre  1904 
beförderten  Personen  und  der  aus  diesen  Transporten  erzielten 
Gesamteinnahmen  gegenüber«.  Dabei  kommt  er  zu  folgendem 
Endergebnis: 


Von  der  Einnahme 

aus  der  1  Y-rs. .»nenben "•idcrung 

von  1004 

entfallen 

ttif  die 

der  Staliotis»ui]>|>c 

von 

städtische 

ländliche 

insgesamt 

r.ivülkening 

I.  (Grottstädle)    .     .  . 

16  29O  243 

16  296  243,00 

II.  (Mittelstädte)   .     .  . 

33"  <>34 

233  225,50 

84  408,50 

III   (Kleinstädte)   .    .  . 

1  095  101 

547  55°ö° 

547  55°-5« 

IV.  (Undstädle)     .    .  . 

1  033  122 

258  280.50 

774  841,50 

V.  (Sonstige  Gemeinden)  , 

3  1 48  (,63 

3  148  <.(>3,oo 

Zusammen 

1  2i.)io;<>3 

'7  355  290.50 

4  555  4''3.5° 

Da  die  gesamte  Einnahme  der  badischen  Stautscisenbahnen 
aus  der  Personenbeförderung  im  Jahre  1904  24  274  412  Mark 
betrug,  umfaßt  hiernach  der  Anteil  der  landwirtschafttrei- 
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bcndcn  Bevölkerung  an  der  (icsamteinnahmc  aus  dem 
Personenverkehr  der  badischen  Staatsbahn  4  555  463,50 
X  100:24274412  =  18,76  Prozent. 

Diese  Ziffer  ist  jedoch  mit  einer  gewissen  Vorsicht  aufzu- 
nehmen, zumal  die  Art  ihrer  Ermittlung'  eine  Nachprüfung  des 
Ergebnisses  auf  seine  Richtigkeit  hin  nicht  gestattet. 

B.  Die  Eisenbahn  und  der  landwirtschaftliche 

Güteraustausch. 

Nachdem  wir  nun  die  Benützung  der  Eisenbahn  durch  die 
landwirtschafttreibende  Bevölkerung  —  Personenbeförderung  — 
einer  Untersuchung  unterzogen  haben,  gilt  es  hier  weiter  noch  den 
eisenbahnseitigen  Güteraustausch  der  badischen  Landwirtschaft 
zu  behandeln.  Zwar  ist  es  nicht  immer  die  Landwirtschaft  selbst, 
welche  als  Verfrachter  ihrer  Produkte1  auftritt;  vielmehr  übernimmt 
in  den  meisten  Fällen  der  Handel  diese  Tätigkeit  und  leistet  da- 
durch der  Landbevölkerung  geradezu  unersetzbare  Dienste  *.  Trotz- 
dem ist  das  Interesse  der  Landwirtschaft  an  den  Eisenbahnen, 
speziell  an  deren  Tarifpolitik  kein  geringes.  Zumal  wenn  es 
sich  darum  handelt,  mit  Hilfe  dieser  Faktoren  eine  Erhöhung 
der  Preise  oder  eine  Erweiterung  der  Bezugs-  und  Absatzge- 
h  genheiten  der  landwirtschaftlichen  Produkte  zu  erreichen. 

Zur  Bewältigung  des  im  Bereiche  der  badischen  Staats- 
bahnen aufkommenden  Güterverkehrs  im  allgemeinen  und 
jenes  an  landwirtschaftlichen  Produkten  im  besonderen  standen 
der  badischen  Bahn  Ende  1905  34,5  Stationen  zur  Ver- 
fügung. Diese  Zahl  von  Abfertigungsstellcn  erhöht  sich  noch 
um  weitere  63  Plätze,  wenn  wir  die  für  den  Güterverkehr  im 
kleinen,  d.  h.  für  die  Expreßgutbeförderung  eingerichteten  Per- 
sonenabfertigungsstellen und  die  sogenannten  Hilfsgüterstationen 
hinzurechnen2.  Gerade  die  zuletzt  genannten  Hilfsgüter- 
stationen  wurden  seinerzeit  im  ausschließlichen  Interesse 


»  Buchenbergcr,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik  Seite  280.    Leipzig  1892. 

7  Es  sind  dies  die  Stationen  Auerbach  i.  B.,  Brüggen,  Bnichhnnsen,  Buch- 
h<>!z  1  B.,  Dist»  Ihaus'  n,  Krsingcn,  Gerol/.ihn,  G Himmlingen,  (iriiningen,  Hegne, 
Himvliirig*  n,  Hirschl:mden,  Höilstei^,  )  Ingelheim,  Kleinkeins,  Lejjelshurst,  Leopolds- 
Inf.-n.  Niederschwörstadt,  Orsbach,  Planksladl,  Rickelshauscn,  Talmühle  und  Zusen- 
hofen. 
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der  Landwirtschaft  und  der  Landbewohner  errichtet'.  Ihr 
Zweck  ist,  den  Einwohnern  derjenigen  Orte,  welche  nur  mit 
einer  Station  zur  Personen-  und  Expreßgutabfertigung  versehen 
sind,  den  vielfach  beklagten  Mangel  einer  vollständigen  Güter- 
station  weniger  fühlbar  zu  machen.  Jene  Plätze  werden  nämlich 
dadurch  in  den  Stand  gesetzt,  wenigstens  in  beschränktem  Maße 
Stückgutsendungen,  die  sich  zur  Mitnahme  im  Packwagen  der 
Personenzüge  eignen,  zu  beziehen  2.  Die  Inanspruchnahme  dieser 
Hilfsgüterstationen  durch  die  Landbevölkerung  ist  in  den  einzelnen 
Landesgegenden  jedoch  eine  sehr  verschiedene.  So  wird  z.  B. 
in  der  Nähe  der  größeren  Städte  und  der  Amtssitze  durch  die 
Land  fuhrwerke,  namentlich  die  Botenfuhrwerke,  immer  noch  ein 
namhafter  Teil  des  Stückgutverkehrs  von  und  nach  den  Land- 
orten vermittelt.  Dies  kommt  daher,  weil  der  Achsentransport  diesen 
Verkehr  nicht  nur  billiger  bedienen  kann,  sondern  dabei  noch  den 
weiteren  Vorteil  bietet,  daß  die  Güter  direkt  in  der  Behausung 
des  Versenders  abgeholt,  und  nach  der  Wohnung  des  Empfängers 
gebracht  worden.  Nach  amtlichen  Aufzeichnungen  bclief  sich 
der  Gesamt  verkehr  der  Hilfsgüterstationen  im  Jahre  1884  auf 
5200  Sendungen,  was  einer  Einnahme  von  1300  M.  entspricht. 
Der  Verkehr  der  Hilfsgüterstationen  hat  zwar  seit  dieser  Zeit 
einen  weit  größeren  LTmfang  angenommen.  Doch  ist  eine 
.Statistik  über  seine  Ausdehnung  seit  1884  nicht  mehr  veröffent- 
licht worden.  Zum  Versand  gelangen  vorzugsweise  landwirt- 
schaftliche Produkte  wie  Obst,  Gemüse,  Butter,  Eier,  Geflügel 
und  Wein.  Im  Empfang  herrschen  Kolonial-,  Spezerei-  und 
Kurzwaren,  sowie  Mühlenfabrikatc  vor. 

Die  Frachtberechnung  der  Güter  nach  und  von  diesen 
Hilfsgüterstationen,  wie  überhaupt  nach  und  von  sämtlichen  Eisen- 
bahnstationen erfolgt  nach  Maßgabe  der  zurecht  bestehenden 
und    entsprechend    veröffentlichten    Tarife.     Diese    sind  im 


»  Vergl.  auch  das  Protokoll  der  XV.  Sitzung  des  hadischen  Eiscn- 
hahnrates  Seite  12. 

»  Die  Abfertigung  der  an-  um!  abgehenden  Güter  erfolgt  jedoch  nicht  auf 
diesen  Hilfsgüterstationen,  sondern  auf  der  nächstgekgi  neu,  dem  allgemeinen  Güter- 
verkehr dienenden  Stationen.  Als  Gebühr  für  die  Beförderung  von  der  Güterstation 
nach  der  Ililfestation  oder  umgekehrt,  wird  für  jede  Frachtbriefsendung,  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Gewicht,  das  übrigens  in  keinem  Falle  100  kg  übersteigen  darf,  der 
Betrag  von  25  Pfennig  erhoben. 
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Prinzip  manchmal  recht  kompliziert  und  in  ihrer  Höhe  nicht 
immer  konstant  gewesen.  Hier  ist  nun  insofern  eine  Besserung 
eingetreten,  als  seit  etwa  20  Jahren  die  Höhe  der  Tarife  auf 
sämtlichen  deutschen  Eisenbahnen  in  einheitlicher  Weise  für  den 
Güterverkehr  im  großen      den  Eil-,  Frachtgut-  und  Tierverkehr 

—  geregelt  worden  ist.  Im  Gegensatz  hierzu  ist  die  Einführung 
und  Festsetzung  der  Tarifhöhe  für  den  Güterverkehr  im  kleinen 

—  Expreßgutverkehr1  — ,  heute  noch  dem  jeweiligen  Ermessen 
der  einzelnen  Bahnverwaltungen  anheimgestellt. 

Die  Tarife  für  den  Eil-  und  Frachtgutverkehr. 

Die  historische  Entwicklung  der  Tarife  für  den  Eil-  und 
Frachtgutverkehr  setzen  wir  als  bekannt  voraus.  Wir  werden 
daher  hier  nur  noch  einmal  kurz  die  einzelnen  Klassen  und  Grund- 
taxen anführen,  auf  denen  unser  heutiges  Tarifsystem  aufgebaut 
ist.  Bei  der  Klassifikation  der  einzelnen  Gütersendungen 
ist  nämlich  zu  unterscheiden: 

1.  Bei  Stückgutsendungen  d.  h.  bei  Einzelsendungen: 

a)  Eine  allgemeine  Eilgutklasse,  sowie  eine  Spezialtarifklasse  für 
bestimmte  Eilgüter. 

b)  Eine  allgemeine  Frachtstückgutklasse  mit  einer  besonderen 
Abteilung  des  Spezialtarifs  für  bestimmte  Stückgüter. 

2.  Bei  Sendungen  in  Wagenladungen: 

a)  Eine  allgemeine  Wagcnladungsklasse  (Klasse  B)  für  10  000  kg 
mit  der  Unterabteilung  A  1  für  5000  kg  Taxgewicht. 

b)  Eine  Spezialtarifklasse  I  für  je  10000  kg  mit  der  Unter- 
abteilungsklasse A  2  für  je  5000  kg  bezahltes  Frachtgewicht 

• 

c)  Eine  Spezialtarifklasse  II  für  je  10000  kg  mit  der  Unter- 
abteilungsklassc  A  2  für  je  5000  kg  bezahltes  Frachtgewicht. 

d)  Eine  Spezialtarifklasse  für  je  10  000  kg  mit  der  Unterklasse 
III  a  für  je  5000  kg  Taxgewicht  deren  Tarifsatz  mit  jenem 
des  Spezialtarifs  II  identisch  ist. 

Die  für  die  einzelnen  Tarifklassen  in  Betracht  kommenden 
Frachtsätze  betragen  pro  Kilometer  und  100  kg  in  Pfennigen: 

«  Den  Tarif  für  die  Milchbefördcnmg  werden  wir  erst  später  beim  Kapitel 
»Tierhaltung  und  Tierzucht«  behandeln. 
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Außer  diesen  auf  sämtlichen  deutschen  Eisenbahnen  allge- 
mein geltenden  Tarifen,  gibt  es  noch  eine  Reihe  von  Aus- 
nahmetarifen, die  teils  im  Interesse  des  Publikums,  teils  infolge 
der  Konkurrenz  der  Eisenbahnlinien  untereinander  erstellt  worden 
sind  und  von  denen  es  zur  Zeit  in  Baden  einundfünfzig  gibt.  Für 
die  vorliegende  Untersuchung  kommen  jedoch  nur  etwa  8  davon 
in  Betracht,  auf  die  wir  aber  erst  später,  bei  der  Besprechung 
der  einzelnen  Güterarten  und  ihres  Verkehrs  auf  der  badischen 
Staatsbahn  zurückkommen  werden. 

Die  Tarife  für  die  Beförderung  von  lebenden  Tieren1. 

Ahnlich  wie  beim  Eil-  und  Frachtgut  verkehr  sind  auch  die 
Tarife  für  die  Beförderung  von  lebenden  Tieren  abgestuft. 
Dabei  wird  gleichfalls  zwischen  sogenannten  Einzelsendungen, 
und  Sendungen  in  ganzen  Wagenladungen  unterschieden.  Die 
Einheitssätze  hierfür  betragen: 


i.  Bei  Einzelsendungen: 


Bezeichnung  der  Tier- 
gattung 

Streckentaxen  für  < 
Kilonieter 

Jas 

Abfertigungsgebühren 

a.  für    Pferde    und  Ponies 

für  t  Stück  .    .  . 

20  A 

für    die  eisten  4 

(ausschließlich  Fohlen) 

für  jedes  weitere  in 

Stück  je   .    .    .  1 00  A 

mindestens  3  Mk.  für  die 

denselben  Wagen 

für  jedes  weitere  in 

Sendung 

verladene  Stück  . 

5'> 

denselben  Wagen 

verladene  Stück  .    80  A 

b.  für     sonstiges  Großvieh 

für  1  Stück  .    .  . 

10  A 

für  jedes  Stück     .    60  A 

(Rindvieh,  Maultiere,  Esel, 

für  jedes  weitere  in 

Fohlen  und  dcrgl.) 

denselben  Wagen 

mindestens  2  Mk.  für  die 
Sendung 

verladene  Stück  . 

3$ 

c  für  Schweine,  Kälber  (im 

für    die   ersten  10 

für  jedes  Stück     .    20  A 

Alter  bis  ru  6  Monaten), 

Stück  je 

2  A 

Schafe,  Ziegen  und  Hunde3 

für  jedes  weitere  in 

mindestens  30  Pfg.  für  die 

denselben  Wagen 

Sendung 

verladene  Stück  . 

lA 

»  Die  eilgutmäßige  Beförderung  von  kleinen  Tieren,  wie  Hasen,  Geflügel  und 
dergl.  in  Kisten  oder  Körben  verpackt  bleibt  außer  Betracht. 

*  Für  Hunde  kommt  der  hier  vorgesehene  Einheitssatz  nur  für  den  Fall  in 
Betracht,  daß  sie  weder  als  Begleiter  von  Reisenden  noch  zu  den  Ladungssiitzen  abzu- 
Scbneider,  Eisenbahn  und  Landwirtschaft.  ;} 
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Bezeichnung  der  Tier- 
gattung 

Strecken taxen  für  das 
Kilometer 

Abfertigungsgebühren 

d.  Für     Ferkel,  Lämmer, 
Zicklein  und  sonstige  kleine 
Tiere    (das   Stück  nicht 
über  35  kg  schwer«) 

mindestens  30  Pfg.  für  die 
Sendling 

für  i  Stück  ...     2  A. 
für  jedes  weitere  in 
denselben  Wagen 
verladene  Stück  .  0,5  A 

für   je    weitere  in 
denselben  Wagen 
verladene,  wenn 
auch    nur  ange- 
fangene S  Stück    1,5  $ 

bis  zu  IO  Stück  je     10  A 
für  je  angefangene 
weitere  5  Stück      50  A 

3  <) 


2.  Bei  Wagenladungen: 
I.  Streckentaxen: 

a.  für  Pferde,  auch  Ponies,  aussei»! ießlich  Fohlen  .    .  . 

b.  für  sonstiges  Großvieh,  als  Rindvieh,  Maultiere,  Esel, 
Fohlen  (Pferde  im  Alter  bis  zu  einem  Jahre)  u.  dergl.       2  A 

c.  für  Kleinvieh,  als  Schweine,  Kälber,  Schafe,  Ziegen, 
Hunde,  Gänse  usw. 

1.  in  gewöhnlichen  Wagen   2  A 

2.  in  Wagen  mit  mehreren  Böden  2,60  A 

II.  Abfertigungsgebühr: 

Bei  Entfernungen  bis  zu  40  Kilometer     ....     10  A 
für  jede  weiteren  2  Kilometer  bis  zu  IOO  Kilometer      I  A  mehr 
bei  Entfernungen  von  100  Kilometer  und  darüber  .    40  A 

Die  Mindestfracht  beträgt  3  Mk.  für  die  Sendung. 


Für  das 
(Quadratmeter 
Wagenladefläche 
und 

das  Kilometer 


Für  das 
Quadratmeter 
Wagenladefläche 


Außer  diesen,  gemeinschaftlich  auf  sämtlichen  deutschen 
Dahnen  eingeführten  Tiertarifen,  bestehen,  wie  beim  Güterverkehr, 
noch  einige  Ausnahmetarife,  auf  die  wir  aber  auch  erst  beim 
Kapitel  Tierzucht  des  näheren  eingehen  werden. 


fertigen  sind  und  daß  sie  nicht  als  Eilgut,  Gepäck-  oder  Expreßgut  in  Kisten  usw. 
verpackt  aufgegeben  werden.  Die  nach  vorstehendem  Einheitssatze  abgefertigten  Hunde 
können  ebenso  wie  die  Hunde  als  Begleiter  von  Reisenden  in  den  im  Zuge  vorhandenen 
Hundebehaltern  Beförderung  finden,  soweit  der  Raum  dazu  ausreicht. 

*  Kür  Ferkel,  I-ämmcr,  Zicklein  usw.  wird  der  hier  vorgesehene  Einheitssalz 
nur  dann  angewandt,  wenn  derartige  Sendungen  weder  zu  den  Ladungssätzen  noch  als 
Eilgut,  Gepäck-  oder  Expreßgut  in  Kisten,  Körben  Säcken  usw.  verpackt,  noch  als 
Traglasten  (wie  z.  B.  Milchschweine)  abgefertigt  werden  sollen. 
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Neben  der  Fracht  wird  bei  der  Aufgabe  von  Tieren  in  Wagen- 
ladungen nach  dem  Reichsstcuergesetz  vom  3.  Juni  1906  noch  eine 
besondere  Frachturkundenstempelstouer  erhoben.  Diese  Steuer 
findet  übrigens  auch  für  den  Bezug  von  Eil-  und  Frachtgut- 
sendungen 1  in  Wagenladungen  Anwendung.  Sie  stellt  für  die 
badische  Landwirtschaft,  besonders  beim  Bezug  von  Dünge-  und 
Kraftfuttermitteln,  Sämereien  und  Steinkohlen  eine  unliebsame 
Verteuerung  dar.  Eine  wie  große  Belastung  diese  Steuer 
übrigens  gerade  für  die  badische  Landwirtschaft  bildet,  ergibt 
sich  am  besten  daraus,  wenn  man  bedenkt,  daß  im  Jahre  1905 
an  den  obengenannten  Güterarten  vom  Verband  badischer  land- 
wirtschaftlicher Konsumvereine  und  vom  badischen  Bauernverein 
allein  79994  Tonnen  =  8000  Wagenladungen  bezogen  wurden. 
Diese  entsprechen  einem  Steuerbetrag  von  etwa  3000  MM  wobei 
der  Bezug  von  Zuchtvieh,  Rebpfählen,  landwirtschaftlichen 
Maschinen,  Mehl  und  dergl.  noch  nicht  einmal  mitberücksichtigt 
worden  ist. 

Der  Expreßguttarif  für  landwirtschaftliche  Erzeugnisse. 

Neben  tlen  bisher  erörterten  Tarifen,  welche  vorzugsweise 
der  Beförderung  von  Gütern  im  Großen  dienen,  kommt  für  die 
badische  Landwirtschaft,  besonders  wenn  es  sich  um  den  Ver- 
sand von  Gegenständen  im  Kleinen  handelt,  seit  dem  Jahre 
1902  noch  ein  weiterer  Tarif,  der  sogenannte  Expreßguttarif  für 
landwirtschaftliche  Erzeugnisse,  in  Betracht.  Zwar  bestand  schon 
früher,  seit   1.  Oktober  1885,  in  Baden 2  ein  Tarif  für  die 

1  Die  Steuer  wird  erhoben  für: 

1.  Gütersendungen,  wenn  die  Fracht  zu  den  Sätzen  des  Wagcnladungslarifs 
für  mindestens  5000  kg  berechnet  ist ; 

2.  Tiersendungen,  wenn  Wagenladungsfracht  berechnet  ist. 

Der  zu  berechnende  Stcmpelbetrag  richtet  sich  in  erster  Linie  nach  der  Höhe 
der  Fracht  und  nach  dem  Ladegewicht  des  Wagens. 
Darnach  wird  erhoben: 

a)  bei  einem  Fracht  betrag  von  nicht  mehr  als  25  M.  20  Pf. 

b)  bei  höheren  Betragen  50  Pf. 

Dieser  Steuersatz  vermindert  sich  auf  die  Hälfte,  wenn  das  Ladegewicht  des 
Wagens  5  t  nicht  ubersteigt ;  er  erhöht  sich  auf  das  Eimindeinhalbfache,  wenn  das 
Ladegewicht  über  io  t,  aber  nicht  mehr  als  15  t  beträgt.  Für  je  weitere  5  t  tritt  die 
Hälfte  des  Steuersatzes  hinzu. 

*  Vergl.  auch  Protokoll  der  XLIV.  Sitzung  des  Badischen  Eiscn- 
bahnrates,  Seite  15. 
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Beförderung-  von  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen, 
der  für  den  Transport  von  Gartengewächsen  und  Feldfrüchten 
aller  Art,  Obst.  Eier,  Butter  und  Käse  gewährt  wurde. 1  Doch 
wurde  dieser  Tarif  nur  spärlich  von  der  landwirtschafttreiben- 
den Bevölkerung  in  Anspruch  genommen.  Die  Zahl  der 
Abonnenten  blieb  meistens  unter  10  im  Jahr.  In  der  Zeit  von 
1894  bis  zur  Aufhebung  des  Tarifs  im  Jahre  1902,  wurden  auf 
Grund  desselben  an  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  abgefertigt: 


Jahr 

Gewicht  der  Sendungen 
in  Tonnen 

Hicraus  das  Kracht- 
ergebnis  in  Mark 

1894 

118 

700,80 

««95 

114 

684,00 

1 896 

117 

■02,30 

1897 

125 

741,60 

1898 

•31 

740,70 

1899 

108 

629,00 

1 900 

'25 

707,10 

1901 

107 

604,70 

Die  geringe  Benützung  des  Abonnementtarifs  —  im  Jahres- 
durchschnitt 118  Tonnen  mit  einer  Einnahme  von  688,70  M. 
erklärt  sich  dadurch,  daß  es  sich  bei  der  badischen  Land- 
wirtschaft für  den  Versand  nach  den  Städten  vielfach  nicht 
um  große  und  regelmäßige,  sondern  nur  um  kleinere  un- 
vorhergesehene Transporte  handelt.  Diesen  Eigenheiten 
der  badischen  Landwirtschaft  paßt  sich  nun  der  im  Jahre  1902 
an  die  Stelle  des  vorgenannten  Tarifs  getretene  Expreßgut- 
tarif für  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  an.  Gleichzeitig 
trat  auch  eine  Verbesserung  in  der  Beförderungsgelegenheit  für 

»  Dabei  wurde  als  Mindestgewicht  für  jedes  Stück  IO  kg  angenommen.  Das 
Höchstgewicht  sollte  nicht  über  75  kg  betragen.  Die  Krachlberechnung  fand  in  der 
Weise  slalt,  da»  d.is  Gewicht  der  wahrend  eines  Kalcndennonats  aufgelieferten  Sen- 
dungen (einschließlich  der  Emballagen)  am  Schlult  des  Monats  zusammengerechnet  und 
von  dem  Gesamtgewicht  die  Taxe  der  Frachtstückgutklasse  erhoben  wurde.  Es  fand 
also  keine  Aufrundung  des  Gewichts  der  einzelnen  Sendungen  statt ;  für  die  leer  zurück- 
beförderten Emballagen  wurde  keine  Kracht  berechnet.  Der  für  ein  Monatabonnement 
zu  erhebende  Mindestbelrag  w.irde  auf  3  M.  festgesetzt. 
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die  einzelnen  Sendungen  ein.  Darnach  werden  jetzt  landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse  wie  Butter,  Käse,  Eier,  lebendes  und 
totes  Geflügel,  Honig,  frische  Gemüse  aller  Art,  frische  Beeren 
und  Obst  aller  Art  (mit  Ausnahme  von  Südfrüchten),  frische 
Weintrauben  und  Feldblumen  fast  ausschließlich  nur  mit  Per- 
sonenzügen befördert.  Die  Fracht  dagegen  wird  nur  nach 
den  Sätzen  der  allgemeinen  Frachtstückgutklassc  berechnet,  wobei 
ursprünglich  das  einzelne  Frachtstück  nicht  mehr  als  25  Kilo- 
gramm wiegen  durfte. 

Wie  sehr  dieser  Tarif  den  Bedürfnissen  der  badischen  l^and- 
wirtschaft  Rechnung  trug,  ersieht  man  am  besten  daraus,  daß 
in  den  ersten  zehn  Monaten  seines  Bestehens  schon  18  019 
Sendungen  im  Gewicht  von  583  Tonnen  nach  ihm  abgefertigt 
wurden,  die  eine  Einnahme  von  etwa  7140  M.  erbrachten.  Eine 
weitere  Frequentierung  —  1905  wurden  etwa  877  Tonnen,  mit 
einer  Einnahme  von  10 100  M.  abgefertigt  —  erfuhr  diese  Ein- 
richtung, als  das  Gewicht  der  Einzelsendungen  von  25  Kilogramm 
auf  50  Kilogramm  erhöht  und  die  Gültigkeit  des  Tarifs  auch  auf 
den  Nachbarverkehr  mit  Württemberg  ausgedehnt  wurde. 

Die  Verladung,  sowohl  des  Expreßguts,  als  auch  des  Eil- 
und  Frachtguts  einschließlich  der  Tiere,  erfolgt  entweder  in 
gewöhnliche  Wagen  oder  in  sogenannte  Spezialwagen.  In  der- 
artigen Spezialwagen,  die  ihrem  Zweck  entsprechend  besonders 
ausgerüstet  sind,  findet  z.  B.  der  Transport  von  Obst,  Gemüse, 
Milch  und  Tieren  (Schafe  und  Schweine)  statt. 

Die  Beförderung  der  einzelnen  Güter-  und  Tiersendungen 
findet  nach  Maßgabe  der  Fahrpläne  und  auf  Grund  der  von 
der  Großherzoglichen  Gcneraldirektion  der  badischen  Staatsbahnon 
noch  besonders  herausgegebenen  Beförderungsvorschriften  teils 
mit  Personen-,  teils  mit  Güterzügen  statt.  So  gelangt  z.  B. 
Expreßgut,  je  nach  dem  Vorhandensein  der  einen  oder  der 
anderen  Befördern  ngsgelcgenheit  entweder  mit  Schnellzügen, 
gewöhnlichen  Zügen  oder  mit  Eilgüterzügen  zur  Versendung. 
Demgegenüber  findet  der  Transport  von  Tieren  in  Personenzügen 
nur  in  beschränktem  Maße  und  nur  gegen  Bezahlung  eines 
50°0igen  Frachtzuschlages  statt.  Die  Tierbeförderung  erfolgt 
daher  nur  ausnahmsweise  in  besonders  dringenden  Fallen  mit 
Personenzügen  und  ist  im  allgemeinen  auf  die  Eilgüter-,  sowie 
die  gewöhnlichen  Güterzüge  angewiesen.    Im  Gegensatz  hierzu 
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ist  für  die  Eilgutsendungen  die  Benützung  der  Personenzüge, 
wenn  auch  nur  in  beschränktem  Maße,  aber  ohne  jeden  Fracht- 
zuschlag gestattet.  Die  übrigen  Güter,  die  sogenannten  Fracht- 
güter, welche  den  weitaus  größeren  Teil  der  bei  der  Eisenbahn 
aufgelieferten  Sendungen  bilden,  werden  mit  den  gewöhnlichen 
Güterzügen  befördert.  Wie  groß  übrigens  der  auf  die  einzelnen 
Beförderungsarten  und  Zugskategorien  entfallende  Verkehrsanteil 
der  badischen  Landwirtschaft  ist,  läßt  sich  nur  schwer  ermitteln, 
da  amtliche  Aufzeichnungen  hierüber  in  keiner  Weise  vorliegen. 
Sicher  ist  jedoch,  daß  für  den  Verkehr  der  Landwirtschaft  in 
erster  Linie  die  gewöhnlichen  Güterzüge  (Frachtgutverkehr),  dann 
die  Personenzüge  (Expreßgut  und  Eilgut)  in  Betracht  kommen. 
Nur  in  vereinzelten  Fällen  werden  die  Schnellzüge  (Expreß- 
und  beschleunigtes  Eilgut)  sowie  die  Eilgüterzüge  (Eilgut  und 
Tiere)  beansprucht,  die;  übrigens  nur  auf  den  Hauptlinicn  ver- 
kehren und  auch  da  nur  an  einzelnen  Stationen  anhalten. 

Zum  Versand  gelangen  von  seiten  der  badischen  Landwirtschaft 
auf  der  badischen  Bahn  Düngemittel,  Getreide,  Futtermittel,  Handels- 
gewächse, Obst  und  Gemüse,  Kartoffel,  Rebgewächse  sowie 
die  zur  Bebauung  dieser  Erzeugnisse  benötigten  maschinellen 
Einrichtungen.  Ferner  sind  hier  noch  die  Produkte  der  Tierzucht 
und  der  Tierhaltung'  zu  nennen,  auf  deren  Besprechung  wir  nun 
im  einzelnen  eingehen  werden. 

a)  Die  Düngemittel. 

Die  für  die  badische  Landwirtschaft  in  Betracht  kommenden 
Düngemittel  lassen  sich,  abgesehen  von  der  Gründüngung,  in 
zwei  Klassen  einteilen,  in  die  natürlichen  und  in  die  künst- 
lichen. Zu  den  natürlichen  Düngemitteln  gehört  vor  allem 
der  Stallmist  und  die  ihm  verwandten  Produkte,  welche  von  der 
badischen  Landwirtschaft  teils  in  den  eigenen  Betrieben  gewonnen, 
teils  von  benachbarten  Städten  und  Garnisonsorten  per  Achse 
bezogen  werden,  wobei  eine  Benützung  der  Eisenbahn  nur  in 
vereinzelten   Fällen    stattfindet.     Im   Gegensatz   hierzu   ist  die 

1  Da  wir  beabsichtigen,  mir  den  Verkehr  der  in  den  Rettichen  der  badischen 
Landwirtschaft  selbst  erzeugten  Produkte  auf  der  badischen  Bahn  darzustellen,  haben 
wir  den  Bedarf  der  Landwirtschaft  an  Steinkohlen,  Torf  —  der  nur  wenig  Verwendung 
findet  —  und  dorgl.  unberücksichtigt  gelassen.  Nur  in  beziig  auf  die  Düngemittel,  welche 
die  erste  Voraussetzung  alles  Wachstums  bilden,  haben  wir  eine  Ausnahme  gemacht. 
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badische  Landwirtschaft  bei  der  Beschaffung  der  künstlichen 
Düngemittel  wie  Chilisalpeter,  Kainit,  Superphosphat,  Thomas- 
mehl und  dergl.  fast  ausschließlich  auf  den  Eisenbahnbezug 
angewiesen,  der  sich  in  Tonnen  wie  folgt  entwickelte: 


Jah, 

Bahn- 
Versand 

Bahn- 
empfang 

Zusammen 

I895 

45  309 

60  138 

•»5  447 

I896 

54  294 

*>7  5°7 

121  801 

I897 

64  641 

79  634 

«44  275 

I898 

64  562 

83  230 

«47  792 

I899 

66  686 

86  906  ! 

«53  592 

I9OO 

57  555 

83  519 

141  074 

I90I 

77  611 

99  387 

176  998 

I902 

77  944 

'03  147 

181  091 

I903 

95  o33 

112  189 

207  222 

I904 

1 10  219 

»13  5«>3 

223  782 

I905 

120338 

128  013 

248  35' 

Sowohl  die  Ziffern  des  Bahnversands  wie  auch  jene  des  Bahn- 
empfangs  weisen  hiernach,  von  geringen  Schwankungen  abge- 
sehen, gerade  im  Laufe  der  letzten  Jahre  eine  recht  erfreuliche 
Steigerung  auf,  die  besonders  beim  Bahnempfang  tl.  h.  bei  der 
Einfuhr  dieser  Stoffe  nach  Baden  vorherrscht. 

Für  den  Bahnversand  kommen,  neben  den  Rheinhafen- 
plätzen Mannheim,  Rheinau,  Karlsruhe  und  Kehl,  welche  die  für 
die  künstliche  Düngemittelfabrikation  benötigten  Rohstoffe  per 
Schiff  beziehen,  noch  die  Orte  Emmendingen  und  Villingen  in 
Betracht,  an  denen  sich  künstliche  Düngerfabriken  befinden.  All 
diese  Plätze  sind  naturgemäß  auch  an  den  Ziffern  des  Hahn- 
empfangs stark  beteiligt,  da  sie  nicht  Konsumenten,  sondern 
nur  Umschlagsplätze  für  die  künstlichen  Düngemittel  sind.  In 
welcher  Weise  sich  übrigens  die  badische  Landwirtschaft  in  den 
einzelnen  Landesgegenden  am  künstlichen  Düngerbezug  beteiligt, 
haben  wir  in  der  beiliegenden  Karte  auf  Grund  von  Aufzeichnungen 
aus  dem  Jahre  1899  dargestellt. 


Digitized  by  Google 


4o 


Kisenl>ahn  und  Land Wirtschaft. 


Der 

Düngermittelverkehr 

auf  den  einzelnen  Stationen 
der  badischen  Staatsbahn 
dargestellt 
nach  einer  Veröffentlichung  der 
Gr.  Gcncraldirektion 
«US  dem  Jahre  1899 


Erklärung. 

—     Kfin  Düngennittr-Irmpfang 
^     Empfang  von    1  —   10  Wagrnla Jungen 
1.  11  —  100  ,, 

.,        ,,  mehr  als  100 


G3 


>'•».  < 


Mit  Ausnahme  der  Strecke  Gernsbach  —  Weisenbach,  wo- 
selbst im  Jahre  189g  überhaupt  kein  Düngerbezug  mit  der  Eisen- 
bahn stattfand,  ist  der  Rahnempfang  an  Düngestoffen  im  ganzen 
badischen  Lande  ein  äußerst  reger,  der  von  Jahr  zu  Jahr  an  Aus- 
dehnung noch  weiter  zugenommen  hat.  Als  Rezugsquellen 
kommen  vorzugsweise  die  Kainit  werke  im  preußischen 
Regierungsbezirk  Merseburg  (Kali),  sowie  die  Hütten- 
werke im  Saargebicte,  in  Lothringen  und  in  Luxemburg 
(Thomasschlacken)  in  Retracht.    Aus  diesen  Gegenden  hat  die 
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badische  Landwirtschaft  nach  der  vorliegenden  Eisenbahnstatistik 
im  Jahre  1905  allein  etwa  65000  t  eingeführt1. 

Die  Frachtberechnung  der  Düngemittel  ist  den  Interessen 
der  Landwirtschaft  entsprechend  von  jeher  eine  sehr  niedrige  ge- 
wesen. Sie  erfolgt  z.  Zt.  innerhalb  ganz  Deutschland  im  Stück- 
gutverkehr unter  Zugrundelegung  des  halben  wirklichen  Gewichtes 
der  einzelnen  Sendungen  nach  den  Sätzen  der  allgemeinen  Stück- 
gutklasse. Im  Wagenladungsverkehr  allgemein  nach  Spezialtarif 
III,  sofern  nicht  einzelne  besonders  genannte  Düngersorten  nach 
dem  sogenannten  Rohstoff tarif2,  der  unter  Umständen  noch  um 
20%  ermäßigt  wird 3,  abgefertigt  werden. 


»  Davon  haben  der  Verband  landwirtschaftlicher  Konsumvereine  und  der  ba- 
dischc  Bauernverein  1905  allein  43037  t  bezogen.  In  den  vorhergehenden  Jahren 
betrug  der  Düngerbezug  dieser  beiden  Vereine: 


Jahr 

Verband  land- 
wirtschaftlicher 
Konsumvereine 

Tonnen 

Badischer 
Bauernverein 

Tonnen 

Jahr 

Verband  land- 
wirtschaftlicher 
Konsumvereine 

Tonnen 

Badischcr 
Baucrnvercin 

Tonnen 

1895 

8  866 

1901 

2!  138 

8622 

1896 

12424 

5350 

1902 

24  847 

10  41 1 

1897 

17069 

7750 

•903 

24  780 

1 1  846 

1898 

17  277 

6360 

1904 

24524 

•3  712 

1899 

19844 

8033 

'905 

27  327 

15  710 

1900 

19  546 

9025 

*  Der  Rohstoff  tarif,  dessen  Frachtsatz  wir  l>ereits  Seite  32  angeführt  haben, 
gilt  für  folgende  Düngemittel:  Düngegips,  Düngekalk,  Dünger  (Mist),  auch  getrocknet 
und  gemahlen  sowie  für  Abtrittsdünger.  Ferner  für  Oaskalk,  Gipsasche,  Kalkasche  (Staub- 
asche, Mülldüngcr,  Haus-  und  Slraüenkehricht,  ausgenommen  Kehricht  der  Mclallvcr- 
arbeilungsstätte),  Muschelschalen,  mineralische  Phosphate  aller  Art,  gemahlen  und  un- 
gemahlen, namentlich  Thomasschlacken  und  Thomasmehl,  Schlammdünger  aus  Klür- 
aulagen  und  Wollstaub. 

Im  weiteren  wird  er  angewendet  auf:  rohe  Kalisalze  als  ßergkieserit,  H ardsalz, 
Kainil,  Kamallit,  Krugit,  Schönit,  Sylvinit,  sämtlich  in  Stücken  oder  gemahlen,  auch 
mit  Torfmull  oder  Torfstaub  gemischt,  Kalidüngesalze,  auch  schwefelsaure  Kalimagnesia, 
bis  zu  einem  Höchstgehalt  von  42  °  o  reinem  Kali,  auch  kalziniert,  sowie  auf 
kalzinierten  gemahlenen  Kieserit. 

J  Dieser  Tarif  findet  bei  Sendungen  wie  Thomasschlacken,  Kalisalze  und  dergl. 
Anwendung,  die  als  Düngemittel  in  inländischen  landwirtschaftlichen  Betrieben  oder 
zur  inländischen  Kunstdüngerfabrikation  verwendet  werden. 
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b)  Das  Getreide. 

Die  Entwicklung-  des  Getreidebaues  mit  seinen  Spezialkul- 
turen,  Weizen  und  Spelz,  Roggen,  Hafer,  Gerste  und  Gemenge 
vollzog  sich  in  Baden  in  nebenstehender  Weise:    (Tabelle  S.  43.) 

Hiernach  weisen  die  Ziffern  der  Anbauflächen  für  die  ein- 
zelnen Getreidearten  in  den  einzelnen  Jahrgängen  nicht  unbe- 
deutende Schwankungen  auf,  im  Gegensatz  zu  der  Gesamt- 
anbaufläche bei  welcher  nur  verhältnismäßig  geringe  Differenzen 
zu  beobachten  sind.  Diese  zuletzt  genannte  Erscheinung  ist 
in  erster  Linie  darauf  zurückzuführen,  daß  Getreide  in  Baden  fast 
allgemein  als  Wechselfrucht  bei  Handelsgewächsen  gebaut  wird. 
Auch  ist  noch  zu  berücksichtigen,  daß  das  beim  Getreidebau  als 
Nebenprodukt  gewonnene  Stroh  zu  Streu-  und  Futterzwecken 
(Rauhfutter)  in  den  einzelnen  landwirtschaftlichen  Betrieben 
heute  noch  eine  ausgedehnte  Verwendung  findet.  Dem  gegen- 
über weisen  jedoch  die  Ziffern  der  Ernteerträgnisse,  sowohl  im 
einzelnen  wie  auch  im  gesamten  betrachtet,  bedeutende  Schwan- 
kungen auf.  Ihre  Ursache  ist  neben  den  Verschiedenheiten  des 
Klimas  und  der  Bodenbeschaffenheit  der  Anbauflächen  in  den 
einzelnen  Landesteilen,  die  natürlich  alljährlich  wechseln,  noch 
in  den  Witterungsverhältnissen  der  einzelnen  Jahrgänge  zu  suchen, 
von  denen  naturgemäß  die  Ernteergebnisse  in  nicht  unwesentlicher 
Weise  beeinflußt  werden. 

Der  Getreideverkehr  in  Tonnen 1  auf  der  Badischen  Bahn 
ist  aus  Tabelle  a  und  b  auf  Seite  44  ersichtlich. 

Außer  den  oftmals  bedeutenden  Schwankungen  in  den 
Bahnverkehrsziffern  für  Getreide  im  allgemeinen  ist  noch  im 
speziellen  die  weitere  Tatsache  festzustellen,  daß  der  Weizen- 
verkehr der  badischen  Bahn  die  Ernteergebnisse  der  badischen 
Landwirtschaft  um  ein  ganz  Bedeutendes  übertrifft.  Dies  kommt 
daher,  daß  auf  der  badischen  Staatsbahn  ein  ausgedehnter  Ver- 
kehr an  fremden  Weizensorten  stattfindet.  Wie  bedeutend  dieser 
Verkehr  übrigens  ist,  erkennt  man  am  besten  daraus,  daß  z.  B. 
im  Jahre  1905  die  badischen  Ernteerträgnisse  an  Weizen  150  2S7 
Tonnen  betrugen,  während  der  gesamte  Verkehr  dieser  Getreide- 

1  Da  das  Ciemenggetreide  vorzugsweise  nur  zu  Futterzwecken  in  den  eigenen 
landwirtschaftlichen  Betrieben  verwendet  wird,  kommt  es  für  den  Bahnverkehr  über- 
haupt nicht  in  Betracht. 
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a)  Im  Bahn  versand. 


Jahr 

Weizen 
und  Spelz 

T  tafnr 

Gerste 

Zusammen 

1895  | 

i    37«  37« 

17  782 

46  390 

4O  404 

481  947 

189b  1 

395  606 

29  656 

74  783 

52  592 

552  637 

1897 

394  74° 

46  495 

80  817 

58  271 

1 

i  580323 

1 898  ' 

1 

443  831 

50  989 

73  743 

73  475  | 

1 

.  642038 

1899 

366  264 

23017 

44  738 

S2  746  ; 

486  765 

1900 

3"  325 

27  949 

52832 

43091  : 

435  '97 

1901 

384  4/2 

25  814 

59  «59 

54  489 

523  934 

1902 

4'7  5«f> 

24  860 

55  608 

7 1  953 

569  937 

369  758 

29  <»53 

55  106 

67842  1 

522359 

1904  j 

395  443 

15  860 

49  f>«5 

73  944 

534  868 

1905  | 

4'7  3<>3 

1 4  2O4 

91  844 

80748 

604  219 

b)  Im  Bahnempfang. 


Jahr 

Weizen 
und  Spelz 

Roggen 

Hafer 

Gerste 

Zusammen 

1895 

1    165  974 

15  621 

3«  978 

54  398 

267  971 

1896 

:  167922 

20531 

33  281 

64  289 

286  023 

1897 

152404 

25  915 

35  634 

69  032 

282  985 

1898 

1 69  290 

3 '  9^2 

36  179 

70  (»38 

308  069 

1899  | 

163592 

24  O27 

38  092 

07  272 

293  583 

1900 

152  027 

28  732 

38  679 

60  665 

280  103 

1901 

1 65  849 

27  049 

41  368 

61  097 

295  3''3 

1902 

161  053 

30  153 

36  4°« 

75<>73  ! 

303  340 

1903 

164  224 

28  822 

37  284 

72  266 

302  596 

1904 

166  035 

27  906 

40  054 

78615 

312610 

«905  | 

174908 

23810 

45  579 

74  682 

318979 

art  auf  der  badischen  Bahn  sich  auf  572  271  t  bezifferte,  also  vier- 
mal größer  als  die  einheimische  Weizenproduktion  gewesen  ist. 
Aus  dieser  Beobachtung  ergibt  sich  dann  auch  die  Erklärung  für 
die  Schwankungen  in  den  Beförderungsziffern  der  Eisenbahn- 
statistik für  Getreide  überhaupt,  die  von  dem  Ausfall  der  aus- 
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ländischen  Weizenernten  wesentlich  beeinflußt  werden.  So  hängt 
z.  B.  die  Versorgung  der  Schweiz  über  die  badische  Bahn  mit 
Brotfrucht  in  erster  Linie  von  dem  Ausfall  der  russischen  Weizen- 
ernte ab.  Ist  diese  günstig,  so  geht  ein  großer  Teil  derselben 
infolge  besserer  Vcrkchrsverhältnisse  über  Odessa—  Marseille  oder 
— Genua  in  die  Schweiz  ohne  Mannheim  zu  berühren.  „Finden 
dagegen  in  Rußland  Mißernten  statt,  so  ist  die  Schweiz  ge- 
zwungen, aus  anderen  Ländern  z.  B.  aus  Amerika,  Argentinien 
und  dergl.,  Ersatz  an  Brotfrucht  zu  beziehen,  und  diese  Trans- 
porte gehen  fast  alle  ohne  Ausnahme  auf  dem  nächsten  Weg  Über 
Mannheim  nach  der  Schweiz"  1  und  tragen  so  zur  Erhöhung  der 
Verkehrsziffern  der  badischen  Bahn  bei. 

Im  Gegensatz  zum  Weizen  ist  für  die  übrigen  Getreide- 
arten (Roggen,  Hafer,  Gerste)  die  Beobachtung  festzustellen,  daß 
nur  ein  verhältnismäßig  geringer  Bruchteil  der  badischen  Ernte- 
mengen dem  Bahnverkehr  zuströmt;  der  weitaus  größte  Teil 
dagegen  wird  teils  in  den  eigenen  Haushaltungen  aufgebraucht, 
teils  per  Achse  den  benachbarten  Mühlen,  Brauereien  und  Fuhr- 
werksbesitzern zugeführt. 

Was  nun  den  Bahnverkehr  in  den  einzelnen  badischen 
Landesgegenden  betrifft,  so  sind  für  den  Getreideversand  in 
erster  Linie  die  Rheinhafenplätze  Mannheim,  Rheinau,  Karlsruhe 
und  Kehl  zu  nennen,  woselbst  fremdes  Getreide  per  Schiff  auf 
dem  Rhein  angebracht  und  von  da  per  Bahn  (1905  rund  530000  t) 
wieder  weiter  verfrachtet  wird.  Aber  auch  die  Getreideversand- 
ziffern der  Plätze  Bruchsal,  Rastatt  und  Konstanz  sind  nicht  un- 
bedeutend ( 1 905  rund  1 2  800  t),  doch  ist  es  gleichfalls  in  der 
Hauptsache  nur  fremdes  Getreide,  welches  hier  verfrachtet  wird. 
Denn  die  badische  Landwirtschaft  ist  an  dem  Getreide  verkehr 
auf  der  badischen  Bahn  nur  mit  verhältnismäßig  geringen  Mengen 
und  nur  mit  einigen  wenigen  Stationen  des  Baulandes,  der  See- 
gegend und  des  Kraichgaucr  Hügellandes  vertreten.  So  z.  B. 
1905  im  Bauland  mit  den  Stationen  Geilshausen  (999  t),  Grüns- 
feld (1527  t),  Helmstadt  (1844  t),  Mosbach  (1151t),  Osterburken 
1813  t).  Rosenberg  (765  t),  Steinsfurt  (570  t),  Wittighausen  (1087  t) 
und  Zimmern  (754  t);  in  der  Seegend  mit  Meßkirch  (510  t)  und 


«  Schneider,  Frachtsatz  und  Transportmenge  unter  Zugrundelegung  der  Ver- 
hältnisse des  Mannheimer  Wcizenhandels  nach  der  Schweiz,  Karlsruhe  1907,  Seite  26. 
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im  Kraichgauer  Hügelland  mit  den  Orten  Eppingen  (1092  t)  und 
Sulzfeld  (342  t).  In  den  übrigen  Landesgegenden  ist  der  Getreide- 
versand der  badischen  Landwirtschaft  teils  unbedeutend,  teils 
findet  ein  solcher  überhaupt  nicht  statt.  Nach  der  Eisenbahn- 
statistik vom  Jahre  1905  wurde  an  badischem  Getreide  auf 
der  badischen  Bahn  aufgeliefert: 

12  800  t  Weizen  =  ljl2  der  Erntemenge,  oder  =  V33  des  ge- 
samten Bahn  Versands  an  Weizen; 

2600  t  Roggen  =  730  der  Erntemenge,  oder  =  */6  des  ge- 
samten Bahn  Versands  an  Roggen; 

1 3  500  t  Hafer  =  l/7  der  Erntemenge,  oder  =  lj7  des  ge- 
samten Bahn  Versands  an  Hafer; 

20  500  t  Gerste  =  l/4  der  Erntemenge,  oder  =  '/4  des  ge- 
samten Bahn  Versands  an  Gerste. 

Wir  sehen  also  hier  die  nämliche  Tatsache  bestätigt, 
die  bereits  Hecht 1  schon,  wenn  auch  auf  anderem  Wege,  fest- 
gestellt hat,  daß  der  Verkauf  und  damit  auch  der  Bahnversand 
an  badischer  Brotfrucht  ein  äußerst  geringer  ist,  der  bei  weitem 
nicht  ausreicht,  auch  nur  annähernd  die  badische  Bevölkerung 
zu  ernähren. 

An  den  Ziffern  des  Bahnempfanges  sind  in  erster  Linie 
die  größeren  Städte  beteiligt;  von  kleineren  Plätzen  sind  be- 
sonders jene  mit  Mühlen-  und  Bierbrauereibetrieben  zu  nennen. 
Auch  einige  Industrieorte  im  oberen  Rhein-  und  Wiesetal,  sowie 
vereinzelte  Schwarzwaldgegcnden,  die  infolge  ihrer  klimatischen 
und  geologischen  Verhältnisse  nicht  in  der  Lage  sind,  ihren 
Bedarf  an  Brotfrucht  selbst  zu  produzieren,  weisen  einen  größeren 
Bahnempfang  auf. 

Hier  sei  auch  noch  der  Getreideverkehr  Badens 
mit  den  Nachbarländern  kurz  erwähnt,  bei  welchen  be- 
sonders in  den  Versandziffern  nach  Württemberg,  nach  Elsaß- 
Lothringen  und  nach  der  Schweiz  äußerst  lebhafte  Verkehrs- 
beziehungen zu  beobachten  sind  (z.  B.  1905  277  687  t).  Die 
gleiche  Erscheinung,  oftmals  sogar  in  noch  weit  höhcrem  Maße, 
z.  B.  bei  Weizen,  bietet  auch  der  außerbadische  Bahnempfang. 


1   Hecht,  Die  bndischc  Landwirtschaft  am  Anfang  des  XX.  Jahrhundcrtü, 
Karlsruhe  1903,  Seite  73. 
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Für  die  Stellung  der  badischen  Staatsbahn  zur  badischen  Land- 
wirtschaft sind  diese  Ziffern  jedoch  ohne  besondere  Bedeutung, 
da  es  sich  hierbei  fast  ausschließlich  nur  um  außerbadisches 
Getreide  handelt,  für  dessen  Transport  infolge  der  äußerst 
günstigen  badischen  Verkehrsverhältnisse  die  Rheinroute  in  Ver- 
bindung mit  der  badischen  Staatsbahn  gewählt  wird.  Aber  auch 
eine  Konkurrenzierung  der  badischen  Landwirtschaft  kann  aus 
diesen  Verhältnissen  nicht  abgeleitet  werden,  da  die  badische 
Landwirtschaft,  wie  wir  ja  gesehen  haben,  überhaupt  nicht  im- 
stande ist,  den  in  Baden  benötigten  Bedarf  an  Brotgetreide 
selbst  zu  produzieren. 

Die  Frachtberechnung  des  Getreides  auf  der  badischen 
Bahn  erfolgte  von  jeher  unter  jeweiliger  Berücksichtigung  sowohl 
der  Interessen  der  badischen  Landwirtschaft  als  auch  jener  der 
Konsumenten  zu  verhältnismäßig  billigen  Frachtsätzen.  Heute 
tarifiert  dasselbe  in  Stückgutsendungen  aufgeliefert  nach  dem 
Spezialtarif  für  bestimmte  Stückgüter,  in  Wagenladungen  ab- 
gefertigt nach  dem  Spezialtarif  I.  Im  weiteren  besteht  noch 
für  Saatgetreide  die  Ausnahmebestimmung,  daß  es  als  Stückgut 
aufgeliefert  nach  den  Sätzen  des  Spezialtarifs  für  bestimmte 
Stückgüter  zum  halben  wirklichen  Gewicht  und  bei  der  Aufgabe 
in  Wagenladungen  von  5  Tonnen  nach  Spezialtarif  lila,  für 
10  Tonnen  nach  Spezialtarif  III  abgefertigt  wird. 

Neben  diesen  Tarifmaßnahmen,  die  sowohl  auf  den  Verkehr 
innerhalb  Badens  als  auch  auf  jenen  in  ganz  Deutschland  An- 
wendung finden,  existieren  in  Baden  noch  drei  weitere  Aus- 
nahmetarife.  Der  eine  dieser  Tarife  findet  Anwendung  auf  Ge- 
treidesendungen, welche  bei  badischen  Stationen  aufgeliefert  und 
für  die  Schweiz  bestimmt  sind  und  unterstützt  somit  die  badische 
Getreideausfuhr  nach  der  Schweiz.  Ein  zweiter  Tarif  gilt  nur 
für  Getreidesendungen,  die  per  Schiff  an  einen  der  Rheinhafen- 
plätze angebracht  und  dann  per  Bahn  nach  der  Schweiz  weiter- 
verfrachtet werden;  der  dritte  endlich  ist  für  Getreidesendungen 
bestimmt,  die  per  Schiff  in  Mannheim  eintreffen  und  nach  der 
Westschweiz  via  Basel  verfrachtet  werden.  Auf  die  Bedeutung 
dieser  einzelnen  Tarife  sowohl  für  die  badische  Landwirtschaft, 
wie  auch  für  die  badische  Bevölkerung  werden  wir  jedoch  erst 
im  dritten  Abschnitt  dieser  Arbeit  des  Näheren  eingehen. 
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c)  Die  Futtermittel. 

Neben  dem  Getreidebau  spielt  bei  der  ausgedehnten  Vieh- 
haltung der  badischen  Landwirtschaft  der  Futterbau  eine  nicht 
unbedeutende  Rolle.  Die  Größe  der  Anbauflächen  sowie  die 
Ertragsmengen  der  bedeutendsten  Futterpflanzen  wurden  wie 
folgt  ermittelt: 


Runkelrüben 

Klee 

1 

Luzerne 

Heu  und  Öhmd 

Jahr 

Anbau- 

Ernte- 

1 Anbau- 

Ernte- 

Anbau- 

Ernte- 

Anbau- 

Ernte- 

fläche 

ertrag  in 

1  fläche 

ertrag  in 

fläche 

ertrag  in  1 

fläche 

ertrag  in 

in  Hektar 

Tonnen 

j  in  Hektar 

Tonnen 

in  Hektar 

Tonnen 

in  Hektar 

Tonnen 

1895 
1896 

1897 

1898 

1899 

1 900 

1901 

1902 

1003 

1904 

1905 

28  750 

29  460 

29  760 

30  ito 
30  090 
2b  770 
28  180 

28  990 
29370 

29  940 

30  100 

555  5«> 
690  400 
6b  5  820 
bb9  950 
801  412 
879  270 
94b  8 1 2 
730  292 
917  712 
928  949 
898  04 1 

,  37t»50 

I  33  95° 
|  37  33o 
38  1 10 

38  obo 
3/620 

1  3b  880 

|  38  *3° 

1  3«  no 

1 

40030 

39  990 

185  800 
143  400 
174  900 
190  270 
2bl  050 
240477 
204  717 

259  «52 
252  6b2 
2b3  00b 
270  482 

21  460 

24  630 
23  900 
23  410 

22  940 
22  830 
22  720 

!  21 830 
21 800 

2t  8tO 

i 

25  3OO 

1 

J  23  400 
122  200 
I  ib  320 

121  8bo 
»47  943 
151  879 
1 18  137 

147  119  , 

150985  ; 

179  bo9 
169  405 

398  810 
20b  890 
208  i  80 

208  5bo 

209  140 

209  5bo 

210  010 

210  620 

21 1  230 
21 1  780 
211  480 

942  OOO 
877  700 
934  8io 

997  340 
I  obg  108 
I  020  747 
1  008  939 
1  205  279 
1  118043 
1  1 19  58b 
l  010  247 

Von  geringen  Differenzen  in  den  einzelnen  Jahrgängen 
abgesehen,  ist  sowohl  in  den  Ziffern  der  Anbauflächen,  wie 
auch  in  den  Ergebnissen  der  Erntemengen  fast  durchweg  eine 
steigende  Tendenz  zu  beobachten.  Für  den  Bahn  verkehr 
kommt  jedoch  der  weitaus  größte  Teil  der  hier  angeführten 
Futterarten  überhaupt  nicht  in  Betracht,  da  diese  fast  ausnahmslos 
in  den  einzelnen  landwirtschaftlichen  Betrieben,  die  sie  anbauen 
und  einernten,  sofort  auch  wieder  benötigt  und  verwendet  werden. 
Eine  Ausnahme  davon  bilden  nur  Heu,  Stroh  und  Rüben.  Doch 
da  diese  Futtermittel  in  der  Eisenbahnstatistik  nicht  besonders 
aufgeführt  sind,  ist  es  uns  leider  unmöglich  deren  Bahnverkehr 
hier  ziffernmäßig  darzustellen.  Soviel  steht  jedoch  fest,  daß  für 
den  Bahnversand  von  Heu  und  Stroh  besonders  die  Stationen 
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des  badischen  Oberlandes  und  des  Schwarzwaldes  in  Betracht 
kommen.  Von  hier  aus  gehen  dann  die  einzelnen  Sendungen 
teils  nach  dem  badischen  Unterlande,  teils  nach  der  Schweiz. 
Der  Versand  in  die  Schweiz  hat  zwar  in  den  letzten  Jahren 
bedeutend  nachgelassen  und  an  seine  Stelle  ist  der  Transport 
nach  badischen  Garnisonsorten  getreten.  Für  den  bahnseitigen 
Rübenversand  sind  in  erster  Linie  die  Orte  des  Hügellands  und 
des  Odenwalds  zu  nennen,  die  teilweise  auch  als  Empfangs- 
stationen wieder  in  Betracht  kommen. 

Xeben  den  bisher  behandelten  Futtermitteln  gibt  es  aber 
noch  sogenannte  Kraftfuttermittel,  deren  Verwendung  in  den 
einzelnen  landwirtschaftlichen  Betrieben  nicht  entbehrt  werden 
kann.  Hierunter  versteht  man:  Ölkuchen,  Futtermehl,  Malz- 
keime, Biertreber,  Rübenschnitzel  und  dergl.  mehr.  Auch  Kleie 
ist  hierher  zu  rechnen. 

Der  Bezug  dieser  Kraftfuttermittcl  erfolgt  meistens  mit  der 
Bahn,  die,  soweit  es  sich  um  den  Transport  von  Ölkuchen  und  Kleie 
handelt,  hierüber  auch  besondere  Aufzeichnungen  geführt  hat. 

Der  Verkehr  an  Ölkuchen  auf  der  badischen  Bahn  belief 
sich  in  Tonnen: 


Jahr 

Im 

Bahnversand 

Im 

Bahncmpfang 

Zusammen 

1895 

14  338 

5  4^5 

19  803 

!  89«» 

in  521 

7  390 

23  911 

1897 

12  278 

5  210 

17488 

I898 

13  I30 

3  357 

18487 

1899 

13  7"7 

6  163 

19  880 

I90O 

13  78t 

5  (>  1 9 

1 9  400 

I9OI 

*3  3°8 

5  250 

'8  558 

1 902 

1 7  874 

6  376 

24  250 

K/03 

19  419 

8  906 

28325 

I904 

24  308 

8727 

33  235 

I905 

19  538 

8  593 

28  131 

Sowohl  im  Bahnversand  wie  auch  im  Bahnempfang  ist  hier- 
nach im  allgemeinen  eine  stete  Zunahme  zu  beobachten.  Die 
bedeutendsten  Lieferanten  für  den  Bahnversand  von  Ölkuchen 
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sind  die  Ölmühlen  in  Mannheim  und  Mauer,  woselbst  im  Jahre 
1905  11  971  t  bezw.  5853  t  verfrachtet  wurden.  Für  den  Bahn- 
empfang  kommen  an  badischen  Stationen  hauptsächlich  die 
Plätze  mit  bedeutender  Viehzucht  und  die  Sitze  des  Viehhandels 
in  Betracht,  die  im  Jahre  1905  etwa  5000  t  per  Bahn  bezogen 
haben.  Die  übrigen  in  Baden  erzeugten,  von  der  badischen 
Landwirtschaft  aber  nicht  benötigten  Ölkuchenmengen  wurden 
in  die  Nachbarländer  ausgeführt,  wobei  besonders  der  Verkehr 
nach  Württemberg,  nach  der  Schweiz,  nach  Bayern,  nach  der 
Pfalz,  nach  Elsaß-Lothringen,  ja  sogar  nach  Norddeutschland  ein 
äußerst  reger  zu  nennen  ist. 

Neben  dem  Versand  an  Ölkuchen  findet  weiter  noch  ein 
nicht  unbedeutender  Kleien  verkehr  auf  der  badischen  Bahn 
statt.  An  Kleien  wurden  seit  1 898  —  erst  von  diesem  Zeitpunkt 
ab  werden  von  der  Eisenbahnverwaltung  hierüber  besondere 
Aufzeichnungen  geführt  —  verfrachtet: 


Jahr 

Im  badischen 
Bahn  versand 
in  Tonnen 

Im  badUchcn 
Bahnempfang 
in  Tonnen 



Zusammen 
in  Tonnen 

1898 

28  238 

15  61 1 

43  849 

J899 

29682 

14  943 

44625 

1900 

32891 

10  655 

49  546 

1901 

35  442 

16171 

5'  613 

1902 

42095 

20547 

62  642 

'903 

5'  754 

23  637 

75  39" 

1904 

5^35' 

23  943 

80  294 

1905 

50  776 

22  744 

73  520 

Sowohl  die  Verkehrsmengen  des  Bahnversands  wie  auch 
jene  des  Bahnempfangs  haben  hiernach  beträchtlich  zu- 
genommen ;  doch  herrscht  der  Bahnversand  infolge  der  zahl- 
reichen in  Baden  ansässigen  Großmühlen  vor,  deren  Sitze  auch 
jeweils  als  die  Bezugsorte  sowohl  für  die  badische  Landwirtschaft 
als  auch  für  die  Kleienimporteure  in  Hessen,  in  der  Pfalz,  in 
Elsaß-Lothringen,  in  Württemberg,  ja  sogar  in  Norddeutschland 
zu  nennen  sind. 
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Die  Frachtberechnung  für  Futtermittel,  der  übrigens  von 
jeher  sehr  niedrige  Frachtsätze  zugrunde  gelegt  worden  sind, 
erfolgt  auf  sämtlichen  deutschen  Eisenbahnen  beim  Bezug  in 
Stückgutsendungen  zum  halben  wirklichen  Gewicht  nach  der 
allgemeinen  Stückgutklasse,  beim  Bezug  in  Wagenladungen  nach 
Spezialtarif  IIL  Dabei  ist  jedoch  zu  bemerken,  daß  Heu 
und  Stroh  als  Stückgut  aufgeliefert  zum  eineinhalbfachen  Gewicht 
und  zum  normalen  Stückgutsatz  berechnet  werden,  sofern  sie 
nicht  in  einzelnen  gepreßten  Ballen  von  mindestens  60  kg  auf- 
gegeben werden. 

c)  Die  Handelsgewächse. 

Nächst  dem  Getreidebau  und  der  Anpfanzung  von  Futter- 
mitteln kommt  der  Kultur  der  Handelsgewächse  in  Baden  die 
größte  Bedeutung  bei,  zumal  diese  alljährlich  nicht  unwesentliche 
Bareinnahmen  der  Landwirtschaft  liefert  Hierher  gehören :  Tabak, 
Hopfen,  Zuckerrüben,  Zichorien,  Hanf,  Flachs,  Mohn  und  Reps, 
auf  deren  Besprechung  wir  nun  im  einzelnen  eingehen  werden. 

a)  Der  Tabak. 

In  bezug  auf  die  Höhe  des  Reinertrages  nimmt  der  Tabak- 
bau unter  den  Handelsgewächsen  in  Baden  die  erste  Stelle  ein. 
Er  entwickelte  sich  nach  den  Angaben  der  Reichsstatistik  im 
Verlauf  der  letzten  Jahre  wie  folgt: 




Anbau- 

Ernte- 

Anbau- 

Ernte- 

Erntejahr 

fläche  in 

ertrag  in 

Erntcphr 

fläche  in 

ertrag  in 



Hektar 

Tonnen 

1 

Hektar 

Tonnen 

«894—95  | 

6  949 

15  294 

1900 — Ol 

6  201 

15  441 

•  »9S— 9<> 

8  414 

19665 

1901  —  02 

7  178 

17  223 

1896—97 

8  602 

18  807 

1902-  03 

7  05f> 

16  191 

1897—98 

9  026 

20  427 

1903  —  04 

6723 

13  031 

1898-99 

7  439 

»4  245 

1904—05 

6  33« 

1899-1900 

6  046 

13038 

1905—06 

5  8  16 

14  326 

Hiernach  läßt  sich  für  die  Zeit  von  1895 — 1898  sowohl  in 
den  Ziffern  der  Anbauflächen  wie  auch  in  jenen  der  Ernte- 
erträgnisse ein  stetes  Steigen  beobachten.    Von  diesem  Zeit- 
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punkte  ab  gehen  dann  die  Ziffern  des  Tabakbaues  ins  Sprung- 
hafte über.  Doch  stellt  diese  Erscheinung  nichts  anormales  dar, 
sondern  ist  gerade  das  Charakteristikum  für  den  gesamten  Handels- 
gewächsbau in  Baden  überhaupt. 

Im  gleichen  Zeitraum  entwickelte  sich  der  Tabaksverkehr 
der  badischen  Bahn  in  folgender  Weise: 


Jahr 

v  ersand 
in  Tnnn^n 

III     X  Ulllldl 

1 

hnipfang 
in  Thnnon 

■  II      -1  Ul  11  Iv  II 

Zusammen 

in  Tnntion 

i.S<>5 

'3  559 

«<>  573 

30  '32 

1896 

2'  053 

20  549 

41  602 

1S97 

18  498 

18  838 

37  33'J 

1898 

»7  425 

1 7  905 

35  330 

i  S*)9 

17  63 - 

17  479 

35  nf» 

1900 

•9  556 

40  957 

1901 

2 1 488 

20  442 

4 »  93o 

1902 

10  830 

17  Ü72 

37  502 

1903 

23  3»>9 

2t  O35 

45  °<>4 

1 904 

22  402 

21  4S2 

43  884 

1905  1 

23:85  1 

22  184 

45  899 

Sowohl  der  Bahnversand  wie  auch  der  Bahnempfang  ist 
hiernach  bedeutenden  Schwankungen  unterworfen.  Dabei  bietet 
uns  der  Bahnversand  das  nämliche  Bild  wie  beim  Weizen 
d.  h.  er  ist  um  ein  Bedeutendes  größer,  als  die  Ergebnisse  der 
badischen  Tabakernte.  Diese  Erscheinung  ist  auf  die  bedeutende 
Einfuhr  von  überseeischem  Tabak  in  Baden  zurückzuführen,  der 
von  den  hier  ansässigen  Zigarren fabriken,  deren  es  im  Jahre  1902 
740  Betriebe  mit  342  600  Arbeitern  gab,  bei  der  Verarbeitung  des 
einheimischen  Tabakes  mitverwendet  wird. 

Für  den  Bahnversand  der  badischen  Landwirtschaft  kommen 
hauptsächlich  die  Orte  des  Hanauerlandes  Kork  und  Kehl  (1905 
z.  B.  2271  t)  sowie  einzelne  Plätze  in  der  Rheinebene  in  Betracht, 
woselbst  auch  alljährlich  bedeutende  Tabakmengen  angebaut  werden. 
Dabei  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  daß  nicht  sämtlicher  in  Baden 
geernteter  Tabak  auf  der  Bahn  verfrachtet  wird,  sondern  per 
Achse  den  Zigarrenfabriken  und  Tabakhändlern  zugeführt  wird. 
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Im  Bahnempfang  herrscht  der  Verkehr  auf  den  Plätzen  mit 
großen  Zigarrenfabriken  sowie  auf  den  Stationen  Bretten,  Bruch- 
sal, Heidelberg,  Herbolzheim  und  Mannheim  (1905  z.B.  11  107t) 
vor,  in  deren  Händen  der  Hauptteil  des  ganzen  badischen  Tabak- 
geschäftes ruht.  Was  endlich  den  Bahnverkehr  mit  den  einzelnen 
Nachbarländern  betrifft,  so  ist  hier  besonders  die  badische  Tabak - 
ausfuhr  nach  der  Schweiz,  nach  Württemberg,  ja  sogar  nach 
Norddeutschland  hervorzuheben  (1905  z.  B.  5726  t).  Im  Bahn- 
empfang dagegen  herrscht  der  Tabakimport  aus  der  Pfalz,  aus 
Elsaß-Lothringen  und  aus  Norddeutschland  vor,  und  zwar  handelt 
es  sich  bei  den  beiden  zuerst  genannten  Ländern  vorzugsweise 
nur  um  einheimische,  bei  dem  zuletzt  erwähnten  Norddeutschland 
dagegen  ausschließlich  um  ausländische  Tabaksorten,  die  via 
Bremen  bezogen  und  in  Baden  zur  Verarbeitung  von  inländischen 
Erzeugnissen  mitverwendet  werden. 

Was  nun  endlich  die  Frachtberechnung  der  Tabaksen- 
dungen betrifft,  so  erfolgte  dieselbe  von  jeher  nach  den  höchsten 
Tarifsätzen  d.  h.  in  Stückgutsendungen  nach  den  Sätzen  der  all- 
gemeinen Stück gutklasse,  in  Wagenladungen  nach  der  allgemeinen 
Wagenladungsklasse. 

ß)  Der  Hopfen. 

Der  Hopfenbau  entwickelt  sich  in  Baden  im  Verlauf  der 
letzten  Jahre  folgendermaßen: 


Anbau- 

Ernte- 

Anbau- 

Ernte- 

Jahr 

fläche  in 

ertrag  in 

Jahr 

fläche  in 

ertrag  in 

Hektar 

Tonnen 

Hektar 

«895 

2  650 

2  410 

1901 

1  970 

l  238 

1896 

2  520 

2  43o 

1902 

1  880 

1  641 

1897 

2  250 

1  684 

'903 

i     1  800 

1  539 

1898 

2  I-O 

1  477 

1904 

1  820 

I  798 

1899 

I  840 

t  68t 

1905 

1  900 

»93« 

1900 

2  040 

'45^ 

Der  badische  Hopfenbau  ist  hiernach  im  allgemeinen  be- 
deutend zurückgegangen.  Dies  hat  seine  Ursachen  teils  im 
Sinken  des  Marktpreises  für  Hopfen  überhaupt,  teils  aber  auch 
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in  den  großen  Anlagekapitalien  und  den  teuern  Arbeitslöhnen, 
welche  die  Unterhaltung  der  Hopfenanlagen  beansprucht  Der 
Bahnverkehr  in  Hopfen  betrug: 


Jahr 

Bahnversand 

Bahnempfang 

Zusammen 

in  Tonnen 

in  Tonnen 

in  Tonnen 

«895 

3  MO 

1  682 

4842 

1896 

2  982 

1  428 

4410 

1 8a? 

1  020 

1898 

2  512 

1  636 

4  M7 

1899 

2  5<>7 

1  924 

4  43' 

19OO 

I  920 

I  522 

3  442 

1901 

I  566 

1  375 

2941 

1902 

2  545 

1  811 

4  356 

«903 

2  OO5 

2  110 

4  115 

1904 

2  I60 

2  202 

4  362 

1905 

2  IO5 

2111 

4  216 

Auch  bei  diesen  Ziffern  läßt  sich  ähnlich  wie  bei  jenen  des 
Tabaks  die  Beobachtung  machen,  daß  die  Ergebnisse  des  Bahn- 
verkehrs jene  der  badischen  Erntemengen  um  ein  beträchtliches 
übertreffen,  was  auf  eine  bedeutende  Einfuhr  bezw.  Durchfuhr 
von  außerbadischem  Hopfen  zurückzuführen  ist. 

Was  nun  den  Verkehr  an  inländischem  Hopfen  auf  der 
badischen  Bahn  betrifft,  so  sind  am  Versand  vorzugsweise 
die  Stationen  der  Amtsbezirke  Bruchsal,  Wiesloch,  Schwetzingen, 
Heidelberg  und  Kehl,  1905  z.  B.  mit  1730  t,  beteiligt.  Der  Bahn- 
verkehr in  den  übrigen  hopfenbautreibenden  badischen  Amts- 
bezirken, wie  z.  B.  in  Überlingen  und  Konstanz,  ist  nur  sehr 
gering;  es  muß  daher  angenommen  werden,  daß  der  Hopfen 
von  den  in  dieser  Gegend  ansässigen  Bierbrauereien  jeweils  auf- 
gekauft und  per  Achse  an  seinen  Bestimmungsort  befördert  wird, 
eine  Erscheinung,  die  beim  Hopfengeschäft  in  ganz  Baden  übrigens 
allgemein  zu  beobachten  ist.  Im  Verkehr  mit  den  einzelnen  Nachbar- 
ländern ist  besonders  die  Ausfuhr  nach  Bayern  (1905  z.  B. 
874 1)  hervorzuheben,  von  wo  aus  (Nürnberg)  übrigens  nicht 
unbedeutende  Hopfenmengen  wieder  in  Baden  eingeführt  werden. 
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Eine  weitere  Einfuhr,  die  aus  dem  steten  Rückgang  des 
badischen  Hopfenbaues  zu  erklären  ist,  findet  auch  noch 
aus  Böhmen,  aus  Elsaß-Lothringen  und  aus  Württemberg  statt 
(1905  rund  1100  t).  Hier  sei  ferner  noch  kurz  die  Tarifierung 
des  Hopfens  auf  der  badischen  Bahn  erwähnt.  Sofern  er  nicht 
in  Ballen  von  zylindrischer  oder  runder  Form  von  mindestens 
1 00  kg  Einzelgewicht  zur  Auflieferung  gelangt,  wird  er  seit  vielen 
Jahren  schon  zum  eineinhalbfachen  Gewicht,  sonst  aber  zum  wirk- 
lichen Gewicht  jeweils  nach  der  allgemeinen  Stückgutsklasse  be- 
rechnet. In  Wagenladungen  ausgeliefert  tarifiert  Hopfen  nach 
Spezialtarif  II. 

y)  Die  Zichorie. 

Der  Zichorienbau  ist  in  Baden  im  Verlauf  der  letzten 
Jahre  bedeutend  zurückgegangen,  und  wird  in  den  statistischen 
Jahrbüchern  vom  Jahre  1898  ab  nicht  mehr  besonders  nach- 
gewiesen. Für  die  vorhergehenden  Jahre  betrugen  die  Anbau- 
und  Ernteziffern: 


Jahr 

Anbaufläche 
in  Hektar 

Ernteertrag 
in  Tonnen 

1895 

1  680 

28  290 

1896 

1  410 

23  600 

1897 

1  160 

17  790 

Der  gesamte  Verkehr  auf  der  badischen  Bahn  in  Zichorie 
betrug  in  Tonnen: 


Jahr 

Im 

Bahnversand 

Im 

Bahnempfang 

Zusammen 

1895 

•  458 

4674 

6  132 

1896 

718 

6452 

7  "TO 

1897 

5  522 

7  244 

1898 

553 

6  020 

6  573 

1899 

35o 

<>3<>7 

6  657 

1900 

1  194 

5  987 

7  181 

1901 

1984 

5  878 

7862 

1902 

2  459 

6  474 

8  933 

»9<>3 

2  601 

6  226 

8  827 

1904 

2  241 

6  745 

8986 

>9<>5 

1  266 

6  014 

7  280 
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Hier  läßt  sich  nun  die  Beobachtung  feststellen,  daß  die 
Ergebnisse  der  Ernteerträgnisse  die  einschlägigen  Bahnversand- 
ziffern um  ein  bedeutendes  übertreffen.  Diese  Erscheinung  ist 
darauf  zurückzuführen,  daß  die  am  Zichorienbau  zumeist  inter- 
essierten Gemeinden  der  mittleren  und  oberen  Rheinebene,  sowie 
jene  des  nördlichen  Hügellandes  ihre  Produkte  größtenteils  per 
Achse  den  Zichorienfabriken  zuführen  und  daher  größere  Mengen 
von  Zichorienwurzeln  auf  den  einzelnen  Bahnstationen  überhaupt 
nicht  aufgeliefert  werden. 

Für  den  Bahnempfang  kommen  eigentlich  nur  die 
beiden  Stationen  Lahr-Di nglingen  und  Lahr-Stadt  (Zichorien- 
fabriken) mit  2054  t  im  Jahre  1905  in  Betracht.  Ferner  ist  hier  noch 
die  wenn  auch  verhältnismäßig  geringere  badische  Zichorien- 
ausfuhr  in  unverarbeitetem  Zustande  hervorzuheben,  die  nach 
Württemberg  (Ludwigsburg  1905  z.  B.  262  t)  und  nach  Nord- 
deutschland (Regierungsbezirk  Merseburg  1904  1380  t)  stattfindet. 
Sie  wird  jedoch  durch  die  Zichorien  wurzeleinfuhr  aus  dem 
Regierungsbezirk  Magdeburg  (1904  928  t)  und  aus  Belgien 
(1904  50120  t)  mehr  wie  aufgehoben.  Die  Frachtberechnung 
für  Zichorienwurzeln  ist  eine  sehr  niedrige.  Sie  erfolgt  für 
Stückgutsendungen  nach  der  allgemeinen  Stückgutklasse  für 
Wagenladungen  nach  Spezialtarif  III. 

<5)  Die  Zuckerrübe. 

Die  Entwicklung  des  Zuckerrübenbaues  ist  in  den  statistischen 
Jahrbüchern  nur  für  die  Zeit  von  1895  bis  1898  nachgewiesen 
und  betrug: 


Jahr 

Anbaufläche 
in  Hektar 

Ernteertrag 
in  Tonnen 

l»95 

I  1 10 

23  270 

1896 

1  150 

26  890 

180: 

1  090 

25  220 

1898 

1  230 

3«  3,-o 

Ein  Vergleich  dieser  Ernteziffern  mit  den  einschlägigen  Bahn- 
ziffern ist  unmöglich,  da  die  Aufzeichnungen  der  Bahnstatistik 
unter  Position  *  Rüben «  sowohl  die  Produkte  des  Zucker-  und 
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Futterrübenbaues,  wie  auch  die  Rübcnschnitzel  und  die  Abfälle 
der  Rübenzuckergewinnung  enthalten.  Doch  läßt  sich  über  den 
Verkehr  an  Zuckerrüben  auf  der  badischen  Bahn  immerhin  ein 
Bild  dadurch  gewinnen,  wenn  man  bedenkt,  daß  die  Ernteerträg- 
nisse des  badischen  Zuckerrübenbaues  in  der  Hauptsache  von  der 
Zuckerfabrik  in  Waghäusel  aufgekauft  werden,  deren  Bahn- 
verkehr sich  wie  folgt  entwickelte: 


Jahr 

Bahnempfang 
in  Tonnen 

Jahr 

Bahnempfnng 
in  Tonnen 

1895 

28  182 

190  t 

59  «12 

1896 

3M85 

1902 

29  375 

189- 

27  834 

1903 

32  710 

1898 

34  3^7 

1904 

42  743 

1899 

40476 

nicht  besnmler* 
aufgeführt 

I905 

50  128 

1900 

Dabei  kommen,  abgesehen  von  den  Rübentransporten,  welche 
vom  Fuhrwerksverkehr  bewältigt  werden,  hauptsächlich  Sendungen 
ab  den  Stationen  der  Strecken  Neckarelz — Meckesheim,  Babstadt, 
Neckargemünd,  Neckarbischofsheim,  Hüffenhardt,  Heidelberg— Alt- 
lußheim,  Wiesloch— Waldangelloch,  Bruchsal— Monzingen,  Richen— 
Bretten — Bruchsal,  sowie  die  Orte  Königsbach,  Edingen,  Dossen- 
heim und  Weinheim,  (etwa  2700  Wagenladungen  zu  10  t 
pro  Jahr)  in  Betracht.  Aber  auch  aus  Hessen,  aus  der  Pfalz  und 
aus  Württemberg  treffen  alljährlich  größere  Transporte  (etwa 
1900  Wagenladungen)  in  Waghäusel  ein.  Dieser  Tatsache  ist 
es  auch  zuzuschreiben,  daß  die  einschlägigen  Bahnziffern  der 
Station  Waghäusel  die  badischen  Erntemengen  um  ein  bedeuten- 
des übertreffen. 

Die  Frachtberechnung  der  Zuckerrüben  erfolgt  seit 
vielen  Jahren  schon  bei  Stückgutsendungen  nach  dem  Spezial- 
tarif  für  bestimmte  Stückgüter;  bei  Wagenladungen,  nach 
dem  Ausnahmetarif  2d,  der  gegenüber  den  Sätzen  des  Rohstoff- 
tarifs nur  ganz  unerhebliche  Frachtdifferenzen  aufweist 

e)  Hanf  und  Flachs,  Mohn  und  Raps. 
Die  Anbauflächen,  sowie  die  Ernteerträgnisse  dieser 
Kulturarten  betrugen: 
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Anbaufläche  in  Hektar 

Ernteertrag  in  Tonnen 

Jahr 

Hanf 
und  Flachs 

Mohn 
und  Raps 

Hanf 
und  Flachs 

Mohn 
und  Raps 

1895 
1896 
1897 
1898 

1600 
1560 
1400 
1220 

2230 
2180 
2120 
2160 

655 
608 

613 
478 

1640 

'754 
1662 

1895 

Von  1899  an  sind  infolge  des  steten  Rückgangs  dieser 
Kulturarten  in  Baden  keine  statistischen  Ermittlungen  mehr 
über  ihr  Vorkommen  veranstaltet  worden.  Die  Ursache  dieses 
Rückgangs  ist  teils  auf  die  Konkurrenz  des  russischen  Hanfes 
und  der  Baumwolle,  teils  auf  die  zunehmende  Verwendung  des 
Petroleums,  des  elektrischen  Lichtes,  sowie  kolonialer  Ölprodukte 
zurückzuführen,  welche  die  badische  I^andwirtschaft  veranlaßte, 
zum  Anbau  anderer  einträglicherer  Kulturarten  überzugehen. 

Der  Bahn versand  und  Empfang  dieser  Gewächse  ge- 
staltete sich  in  der  Zeit  von  1895  bis  1905  wie  folgt: 


Jahr 

Hanf  und  Flachs 

Mohn  und  Raps 

Versand 

Empfang 

Versand 

Empfang 

in  Tonnen 

in  Tonnen 

«895 

1407 

3166 

20  497 

9  648 

1896 

2270 

37io 

20  517 

9  090 

1897 

1918 

3533 

21  445 

9  842 

1898 

1879 

3792 

23  277 

1 1  609 

1899 

1682 

33*9 

22  770 

1 1  041 

1900 

1848 

2823 

2»  592 

8  913 

1901 

«932 

2721 

20  478 

1 1  202 

1902 

1941 

2311 

27  2l6 

10516 

1903 

2366 

2791 

27  294 

11  868 

1904 

3223 

6171 

25  730 

3»  752 

19<>5 

4720 

8392 

25  701 

'53H 
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Vergleicht  man  diese  Ziffern,  soweit  es  möglich  ist,  mit  jenen 
der  badischen  Ernteergebnisse,  so  ergibt  sich  aus  dieser  Gegen- 
überstellung für  uns  eine  Bestätigung  der  bereits  angeführten  Tat- 
sache, daß  die  Produktion  dieser  Kulturarten  gegenüber  der 
Einfuhr  an  ausländischen  Erzeugnissen  in  Baden  vollständig  in 
den  Hintergrund  getreten  ist.  Ein  nennenswerter  Versand  an 
badischem  Hanf  und  Flachs  findet  überhaupt  nur  noch  in  Renchen 
und  Appenweier  statt.  Er  betrug  im  Jahre  1905  210  bezw.  34  t. 
Bei  dem  Bahnverkehr  von  Raps  und  Mohn  kommt  fast  aus- 
schließlich nur  außerbadische  Ware  in  Betracht. 

Die  Frachtberechnung  von  Hanf  und  Flachs  erfolgt  seit 
längerer  Zeit  schon  bei  Stückgutsendungen  nach  der  allge- 
meinen Stückgutklasse;  bei  Wagenladungen  für  Hanf  nach 
Spezialtarif  II,  für  Flachs  in  ungebrochenem  Zustand  nach  Spezial- 
tarif  III,  in  gebrochenem  nach  Spezialtarif  II.  Dem  gegenüber 
tarifieren  Mohn  und  Reps,  als  Stückgut  aufgeliefert,  nach  dem  Spezial- 
tarif für  bestimmte  Stückgüter,  als  Wagenladung  aufgegeben  nach 
dem  Spezialtarif  I.  Ferner  sind  für  die  Transporte  von  aus- 
ländischem Lein-,  Hanf-,  Mohn-  und  Rübsamen  sowie  Raps 
ab  den  badischen  Übergangsstationen  Basel,  Konstanz,  Schaff- 
hausen, Singen  und  Waldshut,  sowie  ab  den  Stationen 
Karlsruhe-Hafen,  Kehl  und  Mannheim  besondere  Ausnahme- 
tarife  erstellt  worden,  die  es  den  interessierten  Kreisen  ermög- 
lichen, ihren  Bedarf  an  diesen  Erzeugnissen  vom  Auslande  her  zu 
billigen  Frachten  zu  beziehen.  Irgend  einen  Nachteil  erleidet 
durch  diese  Tarifmaßnahme  die  badische  Landwirtschaft  jedoch 
nicht  zumal  ihr  Interesse  an  dem  Anbau  dieser  Kulturarten 
immer  mehr  verschwindet  und  auch  durch  keine  eisenbahn- 
politische Maßnahme  geweckt  werden  kann,  da  es  sich  anderen, 
rentableren  Betriebsweisen  zuwendet 

e)  Obst  und  Gemüse. 

Eine  gleichzeitige  Behandlung  dieser  beiden  Kulturarten, 
die  in  sonstigen  Abhandlungen  stets  getrennt  besprochen  werden, 
mußte  in  der  vorliegenden  Arbeit  deshalb  vorgenommen  werden, 
weil  in  den  eisenbahnstatistischen  Aufzeichnungen  der  badischen 
Bahn  Obst  und  Gemüse,  die  übrigens  vielfache  Berührungspunkte 
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miteinander  haben,    auch   unter  einer  Position  vereinigt  sind 
Nach  der  Obstbaumzählung  im  Jahre  1900  wurden  in  Baden 
8717  112  Obstbäume  gezählt,  deren  Erträgnisse  einen  Wert  von 

1 1  \/2  Millionen  Mark  darstellen.  Da  jedoch  die  Art  der  Auf- 
nahme und  Zählung  der  Obstbäume  nicht  einwandfrei  ist  und 
eine  große  Neigung  besteht,  stets  weniger  Obstbäume  anzugeben, 
als  wie  tatsächlich  vorhanden  sind,  so  darf  mit  Bestimmtheit  an- 
genommen werden,  daß  die  Zahl  derselben  eine  wesentlich  größere 
ist,  und  man  wird  wohl  nicht  fehlgehen,  wenn  man  sie  auf  rund 

12  Millionen  annimmt.  Ähnlich  steht  es  auch  mit  dem  durch- 
schnittlichen Werte  des  Obsterträgnisses ,  das  auf  1 1  400  000  M. 
eingeschätzt  wird,  aber  zweifellos  auch  höher  bewertet  werden 
muß,  wenn  man  bedenkt,  daß  selbst  in  einem  mittleren  Obstjahr 
in  Bühl  Obst  im  Werte  von  nahezu  1  Million  Mark  abgesetzt 
wird* 2'  3. 

Ähnlich  wie  bei  der  Obstzählung  liegen  auch  die  Verhält- 
nisse für  die  Ermittlung  der  Anbauflächen  von  Gemüse  in 
Baden.    Dieselben  wurden  geschätzt: 

1895  auf  2430  Hektar         1901  auf  2520  Hektar 

1896  »     2450  »  I902      »  243O 

1897  *  2440  »  1903  *   2420  * 

1898  »  2450  »  1904  2440  » 

1899  *  2510  >  1905  »   2450  * 

1900  *  2590  » 

Dabei  ist  jedoch  zu  bemerken,  daß  diese  Anbauziffern  ent- 
schieden als  zu  nieder  bezeichnet  werden  müssen,  zumal  in  ihnen 
die  Zahlen  für  den  feldmäßig  betriebenen  Gemüsebau  nicht  ent- 
halten sind. 

Der  Verkehr  an  Obst  und  Gemüse  auf  der  badischen  Bahn 
betrug  im  gleichen  Zeiträume: 


»  Da  über  die  Anbauverhältnisse  der  Hülsenfrüchte  und  ihren  Verkehr  auf  der 
badischen  Bahn  zuverlässige  Angaben  nicht  vorliegen,  mußte  von  deren  Besprechung 
hier  Abstand  genommen  werden. 

'  Bach,  Obstbau,  Festschrift  an  Iii  ('lieh  der  Landwirtschafts-  und  Gartenbau- 
Ausstellung  im  September  1906,  herausgegeben  vom  Stadtrat  der  Haupt-  und  Residenz- 
stadt Karlsruhe,  Seite  110,  Karlsruhe  1906. 

3  Vergi.  auch  Engel,  Der  Obstbau  und  Obsthandel  im  Großherzogtum  Baden, 
Karlsruhe  1903. 
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Jahr 

Bahnversand 
in  Tonnen 

Bahnempfang 
:n  tonnen 

Zusammen 
in  Tonnen 

19  780 

22  785 

4-  5«'5 

1896 

2!  9O2 

18  591 

4°  553 

189; 

21  79O 

22  7()(» 

44  (i(>2 

1898 

-1  °73 

29  746 

52  819 

1899 

16  «>45 

26S67 

43  512 

1900 

35  458 

67  4IO 

1901 

18342 

24  239 

42  581 

1902 

22548 

3  t  691 

54  239 

1903 

25  062 

29  409 

34  47' 

«904 

28  050 

37  73<> 

66  389 

1905 

24  186 

37  110 

61  296 

Von  einzelnen  Schwankungen  abgesehen,  läßt  sich  in  diesen 
Ziffern  eine  stets  steigende  Tendenz,  besonders  für  den  Bahn- 
empfang  d.  h.  die  Einfuhr  in  Baden  beobachten.  Diese  Er- 
scheinung ist  teils  auf  das  Anwachsen  der  Bevölkerung,  teils 
aber  auch  auf  die,  von  Jahr  zu  Jahr  immer  stärker  hervortretende 
Nachfrage  nach  Obst  und  Gemüse  zurückzuführen ;  sie  ist  übrigens 
nicht  allein  in  Baden,  sondern  in  ganz  Deutschland  zu  beobachten 
und  auf  eine  Verfeinerung  der  menschlichen  Lebensführung  im 
Verlauf  der  letzten  Jahre  zurückzuführen.  Am  Versand  der 
badischen  Bahn  sind  mit  den  bedeutendsten  Mengen  jene  Stationen 
beteiligt,  welche  entweder,  wie  z.  B.  Bühl,  Kehl,  Schwetzingen, 
Überlingen  usw.,  im  Zentrum  der  durch  ihren  Obst-  und  Gemüse- 
reichtum besonders  bekannten  Landgegenden  liegen,  oder  es  sind 
die  größeren  Städte,  wie  Bruchsal,  Freiburg,  Heidelberg.  Karls- 
ruhe, Konstanz,  Mannheim,  Offenburg  und  Pforzheim  ( 1 905  z.  B.  rund 
19700  t  Obst-  und  Gemüseversand),  die  einerseits  direkt  als  Kon- 
sumenten, andererseits  als  Umschlagsplätze  (Obstmärkte1)  für  den 
badischen  Obst-  und  Gemüsehandel  in  Betracht  kommen. 

Was  endlich  den  Verkehr  mit  den  Nachbarländern  be- 
trifft, so  ist  zu  bemerken,  daß  etwa  30  '  0  der  auf  der  badischen 
Bahn  beförderten  Obst-  und  Gemüsemengen  auf  ihn  fallen,  die 
einen  Wert  von  über  3  Millionen  Mark  darstellen.    Dabei  ist 

>  Vergl.  die  einschlägigen  Aufzeichnungen  des  statistischen  Jahrbuchs. 
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besonders  die  Ausfuhr  an  hochwertigem  Tafelobst  nach  Nord- 
deutschland (i  904  z.  B.  4 1 1 3  t)  zu  nennen,  im  Gegensatz  zu  Württem- 
berg 1904  z.B.  7258t),  das  nur  geringwertiges  Mostobst  bezieht. 
Aber  auch  der  Export  nach  Elsaß-Lothringen,  (1904  z.  B.  2068  t) 
und  nach  der  Schweiz  (1904  z.  B.  14749  t)  ist  nicht  unbedeutend. 
Hand  in  Hand  mit  dieser  Ausfuhr  findet  eine  nicht  unbedeutende 
Obst-  und  Gemüseeinfuhr  statt,  die  sich  im  Jahre  1905  auf  rund 
25000  t  im  Werte  von  20  Millionen  Mark  bezifferte.  Dabei 
kommen  vorzugsweise  folgende  Länder  in  Betracht: 

Norddeutschland  mit  nordamerikanischem  Obste; 

Elsaß-Lothringen  mit  Frühgemüse,  das  teilweise  aus  Frank- 
reich kommt  und  hier  nur  umexpediert  wird; 

Pfalz,  Hessen  und  Württemberg,  teils  mit  Obst,  teils  mit 
Gemüse ; 

Österreich-Ungarn  und  die  Schweiz  mit  Obst; 

Italien,  Frankreich,  Belgien  und  Holland  vorzugsweise  mit 
Gemüse,  daneben  aber  auch  mit  Obst. 

Auf  der  Eisenbahn  genießen  Obst  und  Gemüse  schon  seit 
einer  Reihe  von  Jahren  die  Vergünstigung,  daß  sie  zwar  eilgut- 
mäßig befördert  werden,  daß  für  sie  aber  nur  die  allgemeine 
Frachtstückguttaxe,  bezw.  die  allgemeine  Wagenladungsfracht  zu 
entrichten  ist. 

f)  Die  Kartoffel. 

Die  Entwicklung  des  Kartoffelbaues  in  Baden  vollzog  sich 
in  folgender  Weise: 


Jahr 

Anbaufläche 
in  Hektar 

Ernteertrag 
in  Tonnen 

Jahr 

Anbaufläche 
in  Hektar 

Ernteertrag 
in  Tonnen 

i«95 

87  090 

743  100 

1901 

87  930 

I  l  29  706 

1896 

87  120 

669  000 

1902 

87  080 

I  12  1  079 

1897 

87  5:° 

693  oSo 

1903 

87  720 

1  030  009 

1898 

S7480 

601  280 

1904 

87  r;o 

970  196 

1899 

87 120 

1  148  893 

1905 

88  190 

1  047  958 

1900 

87  990 

1  Ob'j  2  1  3 
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Von  einzelnen  Schwankungen  abgesehen,  die  sowohl  auf  das 
Klima  und  die  Bodenbeschaffenheit  der  jeweiligen  Landesgegend,  wie 
auch  auf  die  Witterungsverhältnisse  der  einzelnen  Jahrgänge 
zurückzuführen  sind,  hat  der  Kartoffelbau  in  Baden,  wenn  auch 
langsam,  so  doch  stetig  sowohl  in  der  Quantität,  wie  auch  in  der 
Qualität  seiner  Erzeugnisse  zugenommen.  Der  Bahn  verkehr  in 
Kartoffeln  betrug: 


Jahr 

Bahnversand 
in  Tonnen 

Bahnempfang 
in  Tonnen 

Zusammen 
in  Tonnen 

1895 

27  165 

12  976 

40  141 

1896 

29097 

12  622 

41  719 

1897 

35  992 

11  824 

47  816 

1898 

26  317 

15  498 

42  815 

1899 

31  084 

18  269 

49  353 

1900 

47  973 

13  321 

61  294 

1901 

42365 

17  141 

59  506 

1902 

38028 

24  468 

62  496 

>9°3 

48  012 

27  665 

75  677 

1904 

53  935 

30  520 

84  455 

1905 

57  524 

21  176 

78  700 

Auch  bei  den  Bahnverkehrsziffern  ist  ähnlich  wie  bei  den 
Anbau-  und  Ernteziffer  ein  wenn  auch  sprunghafter,  so  doch  im 
allgemeinen  stets  zunehmender  Verkehr  zu  beobachten,  dabei  herrscht 
besonders  der  Bahnversand,  d.  h.  die  Kartoffelausfuhr  in 
Baden  vor.  Vergleicht  man  nun  aber  die  Bahn versandzif fern 
mit  jenen  der  Ernteergebnisse,  so  findet  man,  daß  nur  ein  ver- 
hältnismäßig geringer  Bruchteil  der  in  Baden  gewachsenen 
Kartoffeln,  oftmals  nicht  einmal  lj20  der  gesamten  Ernte,  zum  Ver- 
sand mit  der  Bahn  gelangt  Dies  kommt  daher,  daß  der  weitaus 
größte  Teil  der  in  Baden  erzeugten  Kartoffeln  entweder  in  den 
Wirtschaftsbetrieben,  die  sie  anbauen,  auch  wieder  konsumiert 
werden,  oder  daß  sie  per  Achse  und  nicht  per  Bahn  versandt 
werden.  Letzteres  trifft  namentlich  für  die  Ortschaften  in  der 
Umgebung  der  Städte  oder  größerer  Industrieplätze  zu. 

Soweit  ein  namhafter  Bahnversand  stattfindet,  sind  es 
neben  den  Odenwaldstationen   (1905  z.  B.  19 100  t)  und  den 
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Stationen  des  Kraichgauer  Hügellandes  ( 1 905  z.  B.  7  400  t)  die 
Stationen  Mühlhausen,  Welschingen,  Gottmadingen  und  Taingen 
(1905  z.B.  11 78,  1595,  1682  und  631  t)  sowie  die  Orte  in  der 
Nähe  der  großen  Städte,  bezw.  in  der  Umgebung  der  dicht- 
bevölkerten Industriebezirke.  Für  den  Bahn  empfang  kommen 
hauptsächlich  die  größeren  Städte  und  Industriezentren  des  Landes 
in  Betracht.  Im  Verkehr  mit  den  Xachbarbahnen  steht  der 
Versand,  d.  h.  die  Ausfuhr  nach  Xorddeutschland  und  nach  der 
Schweiz  (1905  z.  B.  rund  26000  t)  im  Vordergrund.  Ihr  gegen- 
über ist  der  Empfang  aus  dem  Xachbarverkehr  verhältnismäßig 
gering;  nur  der  Einfuhr  aus  Elsaß-Lothringen,  und  aus  Württem- 
berg (1905  rund  7000  t),  sowie  dem  Import  von  Maltakartoffcln 
aus  Osterreich  und  Italien  (1905  rund  1 000  t)  ist  eine  gewisse 
Bedeutung  beizumessen. 

Die  Frachtberechnung  der  Kartoffeln  auf  der  Bahn  erfolgt, 
ihrer  Bedeutung  als  Volksnahrungsmittel  entsprechend,  von  jeher 
zu  verhältnismäßig  billigen  Frachtsätzen  und  zwar  als  Stückgut 
nach  dem  Spezialtarif  für  bestimmte  Stückgüter,  in  Wagenladungen 
nach  Spezialtarif  III. 

g)  Der  Wein. 

Der  Umfang  und  der  Ertrag  des  Weinbaues  in  Baden  betrug: 


Jahr 

Anbaufläche 
in  Hektar 

Ernteertrag 
in  Hektoliter 

Jahr 

Anbaufläche 
in  Hektar 

Ernteertrag 
in  Hektoliter 

1895  ' 

19  O20 

38:  390 

1 90 1 

19  580 

609  7 1 0 

1S96 

19  810 

522  100 

1902 

1 

19  440 

404  750 

189; 

1 9  1190 

474  190 

1903  1 

»9  34° 

f'37  57° 

1808 

19  740 

27  3  M>0 

1904 

19  280 

690  420 

J.S99 

1 9  b(  .0 

34 1  °40 

19  190 

787  300 

KjOO 

19  960 

1  013  070 

In  den  Anbauflächen  der  einzelnen  Jahrgänge  ist  hier- 
nach seit  1900  ein  steter  Rückgang  zu  verzeichnen.  Dieser 
Erscheinung  gegenüber  verhalten  sich  jedoch  die  Ernteergebnisse 
in  einem  gerade  umgekehrten  Verhältnisse,  was  teils  auf  den 
Ubergang  zu  rationelleren  Anbau  weisen,  teils  aber  auch  auf  die 
erfolgreiche  Bekämpfung  der  einzelnen  Rebkrankheiten  zurück- 
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zuführen  ist.  Zur  Verfrachtung  auf  der  Eisenbahn  gelangten  in 
der  vorerwähnten  Zeit  folgende  Weinmengen: 


Jahr 

Badischer 
Kisenbahn- 

versand 
in  Tonnen 

rsadiscner 
Eisenbahn- 

empfang 
in  Tonnen 

Zusammen 
in  Tonnen 

1895 

23  318 

37  4*5 

6o733 

1896 

20  527 

38865 

59  392 

i»97 

23  O92 

4i  339 

54  43» 

1898 

22  48* 

46  944 

69  427 

1899 

22  666 

5<>936 

73  602 

1900 

34060 

53  "93 

87  853 

1901 

23  059 

44  900 

67  959 

1902 

23  661 

44  576 

68  237 

J903 

25  124 

47  774 

72  889 

1904 

25  617 

48  041 

73658 

I905 

23  003 

46  883 

69  886 

Von  einzelnen  Jahrgängen,  wie  z.  B.  1900,  1903  und  1904, 
abgesehen,  ist  der  Wein  versand  mit  der  Bahn  im  allgemeinen 
stets  auf  der  gleichen  Höhe  geblieben.  Als  Versandplätze 
kommen  hauptsächlich  die,  in  den  bedeutendsten  Weingegenden 
Badens  liegenden  Stationen  der  Ortenau  und  der  Bühler  Gegend 
(1905  etwa  2700  t),  des  Markgräflerlandes  (1905  etwa  2200  t)  und 
des  Kaiserstuhls  ( 1 905  rund  2000 1),  sowie  jene  der  Main-  und  Tauber- 
gegend (1905  etwa  1200  t)  in  Betracht.  Dabei  ist  noch  besonders 
hervorzuheben,  daß  ein  großer  Teil  der  Weintransporte  überhaupt 
nicht  in  den  Bahnverkehr  gelangt,  sondern  per  Fuhrwerk  be- 
wältigt wird. 1  Im  Gegensatz  zum  Bahnversand  weist,  von 
einigen  Schwankungen  abgesehen,  der  Bahn  empfang,  an 
welchem  besonders  die  großen  Städte  und  jene  Orte,  an  denen 
Weinbau  nicht  getrieben  wird,  mit  bedeutenden  Mengen  beteiligt 
sind,  ein  stetes  Steigen  auf,  das  auf  eine  erhöhte  Zunahme  in  der 
Einfuhr  außerbadischer  Weine  zurückzuführen  ist.    An  Einfuhr- 


1  Für  10  hl  Wein  ist  das  Gewicht  i  t  angenommen  worden. 
Schneider,  Ettenbabn  und  Landwirtschaft.  5 
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ländern  kommt  in  erster  Linie  die  Pfalz  in  Betracht,  woher  z.  B. 
1905  17055  Tonnen  eingeführt  wurden.  Außerdem  werden  nicht 
unbedeutende  Weinmengen  aus  Hessen,  aus  dem  Elsaß,  aus  der 
Rhein-  und  Moselgcgcnd,  sowie  aus  der  Schweiz  (Tiroler  und 
italienischer  Wein)  in  Baden  eingeführt,  die  1905  eine  Höhe  von 
8455  t  erreichten.  Neben  dieser  Einfuhr  findet  aber  auch  eine 
Ausfuhr  an  badischen  Qualitätsweinen  nach  Württemberg,  nach 
der  Schweiz  und  nach  Norddeutschland  hin  statt,  die  1905  einen 
Umfang  von  7718  t  erreichte. 

Die  Tarifierung  des  Weins  auf  der  Eisenbahn  erfolgt  von 
jeher  seiner  Eigenschaft  als  Genußmittel  entsprechend,  sowohl  im 
Stückgut-  wie  auch  im  Wagenladungsverkehr  nach  den  höchsten 
Tarifsätzen.  Frachtermäßigungen  bestehen  nur  im  Interesse  des 
Rebbaues  für  den  Bezug  von  Rebstecken,  sowie  für  die  Beschaffung 
von  Schwefel-  und  Kupfervitriol  zum  Einschwefeln  und  Spritzen 
der  Reben  gegen  Krankheit.  So  tarifieren  z.  B.  Rebstecken 
nach  einem  Ausnahmetarif  Ia,  der  bei  Entfernungen  über  100  km 
gegenüber  den  Sätzen  des  Spezialtarifs  III  teilweise  nicht  un- 
wesentliche Ermäßigungen  aufweist;  Schwefel  und  Kupfervitriol 
werden  nach  einem  Ausnahmetarif  18  verfrachtet,  d.  h.  bei 
der  Frachtberechnung  für  Stückgutsendungen  wird  das  halbe 
wirkliche  Gewicht  nach  den  Sätzen  der  allgemeinen  Stückgut- 
klasse, bei  jener  für  Wagenladungen  von  mindestens  5  t  die 
Sätze  des  Spezialtarifs  II,  von  10  t  jene  des  Spezialtarifs  III  zu- 
grunde gelegt. 

h)  Landwirtschaftliche  Maschinen. 

Die  Anschaffung  von  landwirtschaftlichen  Maschinen  wird 
infolge  der  stets  steigenden  Arbeitslöhne,  und  infolge  des  an- 
haltenden Mangels  an  geschulten  Arbeitern,  besonders  in  den 
großen  landwirtschaftlichen  Betrieben,  eine  von  Jahr  zu  Jahr 
immer  größer  werdende  Notwendigkeit  und  ein  bedeutender  Teil 
der  Betriebskapitalien  der  Landwirtschaft  ist  heute  schon  in 
ihnen  angelegt. 

Zu  den  landwirtschaftlichen  Maschinen  gehören  neben  Pflug 
und  Egge,  Dreschmaschinen,  Dampfpflüge,  Säemaschinen,  Futter- 
schneidemaschinen, Mähmaschinen,  Schrotmühlen,  Molkereizentri- 


Digitized  by  Google 


II.  Statistischer  Teil. 


6? 


fugen,  Brennereieinrichtungen,  Jauchepumpen,  Rebspritzen  und 
dergl.  mehr.  Wie  groß  die  Zahl  dieser  Maschinen  in  den 
Betrieben  der  badischen  Landwirtschaft  ist,  läßt  sich  mit  Sicher- 
heit nicht  feststellen.  Doch  bekommt  man  ungefähr  ein  Bild 
von  dem  Umfang  ihrer  Benützung,  wenn  man  sich  das  Ergeb- 
nis einer  Umfrage  ansieht,  welche  vom  Verband  der  badischen 
landwirtschaftlichen  Konsumvereine,  sowie  vom  badischen  Bauern- 
verein bei  ihren  Mitgliedern  veranstaltet  und  wobei  2791  Maschinen 
gezählt  wurden1. 

Welchen  Umfang  der  Verkehr  derartiger  Maschinen  jedoch 
auf  der  badischen  Bahn  in  der  Zeit  von  1895/1905  erreicht  hat, 
konnten  wir  nicht  feststellen,  da  diese  Gegenstände  zusammen 
mit  allen  übrigen  Eisenwaren  in  der  Eisenbahnstatistik  zu  einer 
Position  vereinigt  sind.  Soviel  jedoch  steht  fest,  daß  gerade  in 
der  neueren  Zeit  der  Tarifierung  von  landwirtschaftlichen 
Geräten  und  Maschinen  von  Seiten  der  Eisenbahnvcrwaltung  die 
größte  Beachtung  geschenkt  und  den  Bedürfnissen  der  Land- 
wirtschaft insofern  Rechnung  getragen  wird,  als  diese  Gegen- 
stände in  die  Klasse  des  Spezialtarifs  für  bestimmte  Stückgüter 
bezw.  in  jene  des  Spezialtarifs  III  aufgenommen  worden  sind. 


*  Vom  Verband  der  badischen  landwirtschaftlichen  Konsumvereine  wurden  be- 
schafft: 180  Trieure,  30  andere  Reinigungsmaschinen,  15  Dampfdreschmaschinen, 
4  Klecsamenreinigungsmaschinen,  113  Walzen,  119  Wieseneggen,  38  Kultivatoren, 
316  Hack-  und  Häufelpflüge,  562  Rebspritzen  und  Rebschwefler,  10  Hcterichsprirzen, 
20  Gras-  und  Getreidemähmascbinen,  23  Düngerstreumaschinen,  30  Säemaschinen, 
81  Schrotmühlen,  196  Obst-  und  Weinpressen,  Obstmühlen,  52  Vieh-  und  Fuhr- 
werkswagen. 

Hier  sei  ferner  noch  kurz  die  Zahl  der  bndwirtschaftlichen  Maschinen  erwähnt, 
welche  der  badische  Baucrnvercin  im  Jahre  1906  laut  Jahresbericht  seinen  Mitgliedern 
vermittelte.  Es  waren  dies:  902  Stück  (gegen  170  im  Jahre  1905)  im  Werte  von 
M.  111655,70  (1905:  56983,76);  und  zwar  wurden  verkauft:  Mähmaschinen,  Heu- 
wender und  Pferderechen  (25),  Viehfutterschnelldämpfer  (23),  Trieure  (8),  Dresch- 
maschinen (18),  Futterschneidemaschinen  (44),  Jauchepumpen  (41),  Pflüge,  Kultivatoren 
und  Eggen  (zu*.  63),  Vieh-  und  Dezimalwagen  (20),  Goppel  und  Transmissionen  (15), 
Puumühlen,  Schrotmühlen,  Traubenmühlen,  Obst-  und  Rübenmühlen  (zus.  42),  Wein- 
pressen (10),  Rebspritzen  (58),  Schwefclstäuber  (39),  diverse  Maschinen,  wie  Molkerei- 
masebinen,  Holzbearbeitungsmaschinen,  Motore,  Kunstdüngerstreumaschinen,  Wander- 
dörren,  Kartoffelschälmaschinen  usw.  In  8  Fällen  wurden  größere  Maschinenanlagen 
von  der  Geschäftsstelle  ausgeführt. 

5* 
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i)  Tierhaltung  und  Tierzucht. 

Neben  dem  Anbau  von  Feldfrüchten  und  Gartengewächsen 
wird  in  Baden  noch  eine  ausgedehnte  Viehzucht  betrieben,  die 
sich  in  der  Zeit  von  1895  bis  1905  wie  folgt  entwickelte: 


Jahr 

Anzahl 
der  Pferde 

des 

Großviehs 

Anzahl 
des 
Kleinviehs 

Zusammen 

1895 

68  916 

639  676 

680  103 

I  388  695 

1896 

69  921 

660  469 

637  689 

I  368  079 

1897 

7»  515 

650  885 

603  020 

1  32S  420 

1898 

72986 

659  166 

641  914 

!  374  066 

1899 

746o3 

661  558 

700  685 

I  436  846 

1900 

75  6°5 

65'  754 

676  1 10 

I  403  469 

1901 

75  045 

623  761 

616  726 

1  315  532 

1902 

74  984 

619  095 

679  021 

1 

1  373  Joo 

75  209 

638  367 

732  998 

1  446  574 

1904 

76  486 

670  654 

688  236 

1  435  376 

I9<>5 

76  203 

668  396 

640  224 

1  384  823 

Von  einzelnen  Schwankungen  abgesehen,  die  besonders 
bei  Kleinvieh  durch  ihre  Sprunghaftigkeit  auffallen,  ist  die  Höhe 
der  Tierhaltung  in  Baden  im  allgemeinen  sich  ziemlich  gleich 
geblieben.  Diese  Erscheinung  ist,  abgesehen  von  der  Pferde- 
zucht, welcher  in  Baden  überhaupt  keine  große  Bedeutung  zu- 
kommt, bei  den  Großviehbeständen  in  erster  Linie  auf  eine  Ver- 
besserung der  Qualität,  auf  Kosten  der  Quantität  zurückzu- 
führen und  das  Ergebnis  der  Bestrebungen  der  ober-,  mittel  - 
und  unterbadischen  Zuchtgenossenschaften,  sowie  des  vorder- 
und  hinterwälder  Vieh  Verbandes In  bezug  auf  die  Differenzen 
in  den  Ziffern  der  Kleinviehhaltung  ist  zu  bemerken,  daß  diese, 
abgesehen  von  dem  steten  Rückgang  der  Schafzucht,  wesentlich 
von  dem  jeweiligen  Umfang  der  Schweinehaltung  abhängig  sind, 
der  wiederum  von  dem  jährlichen  Ausfall  der  Kartoffelernte  und 


»  Vergl.  Oswald,   Die  oberbadischen  Rindviehzuchtgenossenschaften,  Karls- 
ruhe 1905. 
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der  jeweiligen  wirtschaftlichen  Lage  beeinflußt  wird  Der  Gesamt- 
tierverkehr auf  der  badischen  Bahn  betrug: 


a)  für  Pferde: 


Tahr 

Badischer 
Verkehr 

Außer- 
uauiscrier 
Verkehr 

! 

I895 

3156 

12  211 

15367 

1896 

3661 

17  187 

20  848 

1897 

2996 

»7  4>3 

20  409 

1898 

2969 

•4  584 

17553 

1899 

3336 

17  191 

20  427 

1900 

2584 

•2  374 

»4958 

I9OI 

2191 

12  108 

14299 

1902 

3030 

16  106 

19  136 

»903 

3731 

15  535 

19  266 

I904 

3435 

16884 

20  320 

I905 

3348 

18426 

21  774 

b)  für  Großvieh: 

janr 

Badischcr 
Verkehr 

Außer- 
irdischer 
Verkehr 

zusammen 

»895 

58  619 

»45  545 

231 164 

1  Kofi 

91  359 

141  027 

III  iSh 

1897 

96  862 

142658 

239520 

1898 

102  477 

161  108 

263  585 

1899 

91  243 

185917 

277  160 

1900 

101  672 

161  756 

263  428 

1901 

1 1 1  280 

187  200 

298  480 

1902 

108  012 

204  633 

312645 

»903 

<«3  350 

218  472 

33«  822 

1904 

108  471 

»93  36o 

301  831 

'905 

117  182 

190  60  r 

307  783 

Digitized  by  Google 


Eisenbahn  und  Landwirtschaft. 


c)  für  Kleinvieh: 


• 

Jahr 

1  Racli*irlii»r 
Verkehr 

Aufter- 
badischer 
Verkehr 

Zusammen 

i8qs 

■ "73 

llO  7  C  C 

1iu  33/  1 

C4.0  204. 
3t  t  *  v*t 

1896 

I  l8  856 

A07  o6t 

c 2 C  Q2I 
3*3  "~  * 

1 807 

ii"»  88t 
•  3-  003 

343  1 V4 

.178  07  7 

1898 

1  x6  66^ 

X  IQ  7t2 
3  *  7  i 3* 

4s6  d  I  7 
13"  *t  *  ' 

1899 

135  364 

394  330 

529  694 

1900 

■45  5'3 

1 

349  946 

485  459 

I90I 

'57  331 

37°  -77 

527  608 

I0O2 

143  344 

329  045 

472389 

"903 

>52  378 

352  905 

505  283 

I9O4 

'53  437 

365  33' 

519668 

«905 

152  169 

330  772 

482  941 

Der  Bahn  verkehr  an  Pferden  innerhalb  Badens  ist 
verhältnismäßig  gering  und  erreichte  z.  B.  1905  noch  nicht  einmal 
den  2  5.  Teil  der  gesamten  Pferdebestände  des  Landes.  Der  Wechsel- 
verkehr mit  den  Nachbarbahnen  ist  zwar  bedeutender,  doch  ist 
an  demselben  die  badische  Pferdezucht  in  keinerlei  Weise  be- 
teiligt, da  der  größte  Teil  dieses  Verkehrs,  wie  des  Pferdever- 
kehrs der  badischen  Bahn  überhaupt,  auf  die  Militärverwaltung 
(Remonten-  und  Manövertransporte),  auf  die  Iffezheimer  Rennen 
und  auf  den  Transitverkehr  von  Österreich  nach  Frankreich 
entfällt. 

Im  Gegensatz  hierzu  ist  dem  Umfang  des  Verkehrs  an 
Großvieh  auf  der  badischen  Bahn  eine  größere  Bedeutung 
beizumessen,  zumal  er  im  Verlauf  der  letzten  10  Jahre  um  etwa 
75000  Stück  zugenommen  hat.  Diese  Erscheinung  ist  teils  auf 
die  Zunahme  der  Bevölkerung  und  den  hieraus  resultierenden 
Mehrbedarf  an  Schlachtvieh,  teils  aber  auch  auf  die  sich  von 
Jahr  zu  Jahr  stetig  steigernde  Ausfuhr  an  hochwertigem  badischem 
Zucht-  und  Arbeitsvieh  zurückzuführen.  Ähnlichen  Ursachen  ist 
auch  die  Zunahme  in  den  Bahnziffern  für  Kleinvieh  zuzuschreiben. 
Hier  muß  weiter  noch  besonders  hervorgehoben  werden,  daß 
der  größte  in  Baden  gezüchtete  und  gehaltene  Teil  der 
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Tiere  überhaupt  nicht  in  den  Bahnverkehr  gelangt,  son" 
dern  bei  Ortsveränderungen  entweder  getrieben  oder  per  Fuhr- 
werk befördert  wird.  Was  den  Groß-  und  Kleinviehversand1 
auf  den  einzelnen  badischen  Stationen  betrifft,  so  haben  wir  den- 
selben an  Hand  von  Aufzeichnungen  aus  dem  Jahre  1899  in  der 
beiliegenden  Karte  dargestellt. 

1  Ein  ansehnlicher  Pferdeversand  fand  1905  z.  B.  nur  in  Freiburg  (190  Stück), 
Heidelberg  (178  Stück)  und  in  Kurlsruhe  {328  Stück)  statt;  dabei  handelt  es  sieb  hier 
jedoch  nicht  um  die  Ergebnisse  der  badischen  Tierzucht,  sondern  um  Transporte  der 
Militärverwaltung. 
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Am  stärksten,  d.  h.  mit  jährlich  mehr  als  iooo  Stück 
ist  der  Tierverkehr  in  einigen  wenigen  Orten  im  Oden- 
wald, in  der  Seegegend,  und  auf  jenen  Stationen  vertreten, 
die  zugleich  Sitze  des  Viehhandels  und  der  Viehmärkte1  sind. 
Demgegenüber  nehmen  jene  Plätze,  auf  denen  ein  jährlicher 
Viehversand  von  10  bis  iooo  stattfindet,  räumlich  die  größte 
Ausdehnung  ein.  Bahnstrecken,  auf  welchen  ein  Tierversand 
überhaupt  nicht  stattfindet,  sind  verhältnismäßig  selten,  wobei  zu 
berücksichtigen  ist,  daß  hier  die  Tiere  entweder  ihren  Bestimmungs- 
plätzen zugetrieben,  oder  an  Ort  und  Stelle  selbst  konsumiert 
werden.  Als  Empfangsstationen  kommen  vornehmlich  die 
größeren,  mittleren  und  kleineren  badischen  Städte,  die  Indu- 
striezentren, sowie  die  Orte  Straßburg  und  Mülhausen 2  in 
Betracht,  nach  denen  der  Tierenverkehr  der  einzelnen  badischen 
Landesgegenden,  der  jeweiligen  örtlichen  Lage  entsprechend, 
gravitiert.  Hier  ist  ferner  noch  die  Ausfuhr  an  badischem 
Zuchtvieh  nach  Württemberg,  Elsaß- Lothringen,  Bayern, 
Hessen,  Sachsen,  Thüringen,  Österreich-Ungarn,  ja  sogar  nach 
Oberitalien  und  Südwest-Afrika  zu  erwähnen.  Sie  wird  aber  durch 
eine  an  Zahl  weit  überlegene  Einfuhr  von  Schlachtvieh 
mehr  als  aufgewogen,  zumal  der  Bedarf  an  schlachtreifem  Großvieh 
in  Baden  in  einem  teilweise  schreienden  Mißverhältnisse  zu 
dem  vorhandenen  Viehstande  steht.  Welchen  Umfang  übrigens 
der  Verkehr  an  außerbadischem  Schlachtvieh  in  Baden  erreicht, 
können  wir  z.  B.  aus  den  Verwaltungsberichten  über  den  Schlacht- 
und  Viehhof  Karlsruhe  ersehen.  Daselbst  wurde  1905  an  markt- 
fähiger Ware  zugetrieben: 

a)  Großvieh. 
Aus  Baden  2652  Stück  =  39,29  % 


»    Württemberg  .    .  1204 

*    Bayern    ....  1268 

»    der  Rheinpfalz  264 

Elsaß-Lothringen  .  101 

Österreich-Ungarn  3269 


=  I3J5  % 
=  1448% 

=     3.0I  % 

=  1.15% 
=  37.32  % 


>  Vergl.  die  einschlägigen  Aufzeichnungen  des  statistischen  Jahrbuches. 

*  Die  Einflußsphäre  Straßburgs  erstreckt  sich  vor  allem  auf  das  Gebiet  der 
Ortenau  bis  hinauf  nach  Schiltach ;  jene  von  Mülhausen  i.  E.  beginnt  etwa  15  km 
oberhalb  Freiburgs  und  dehnt  sich  fast  bis  vor  die  Tore  Basels  aus. 
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b)  Kleinvieh,  ausgenommen  Schweine. 


Ans  Baden  .... 

1 1  659  Stück 

66,44  % 

Württemberg 

819 

» 

4.65  % 

*    Bayern      .    .  . 

40 

o,25  % 

>    der  Rheinpfalz  . 

4155 

» 

23.65  °/o 

»  Elsaß-Lothringen 

297 

:■ 

1,68  % 

»    Luxemburg  .  . 

2 

>> 

O.OI  % 

»  Norddeutschland 

583 

3.31  % 

»  Österreich-Ungarn 

2 

» 

0,01  % 

c)  Schweine. 


Schwarzwald  .... 

3784 

Stück 

10,26  % 

Baden  - 

Odenwald  .... 

752 

2,04  % 

sonstige  bad.  Gegenden 

9914 

* 

26,90  % 

»399 

3.79  °/o 

Bayern 

2227 

6,05  % 

949 

2-57  % 

1515 

> 

4.1 1  % 

293 

» 

0,79  °/o 

16033 

» 

43.49  °/o 

Hiernach  herrschen,  abgesehen  von  Kleinvieh,  die  in  außer- 
badischen  Betrieben  gezüchteten  Schlachttiere  bei  weitem  vor 
Vor  allem  sind  hier  Österreich-Ungarn  (Großvieh)  und  Norddeutsch- 
land (Schweine)  zu  nennen.  Ähnlich  wie  in  Karlsruhe  liegen  übrigens 
auch  die  Verhältnisse  für  die  Fleischversorgung  in  den  Städten 
Mannheim,  Heidelberg,  Bruchsal  und  Pforzheim  *.  Einen  Unterschied 
bildet  Freiburg,  das  seit  der  Durchführung  der  Höllentalbahn  bis 
Donaueschingen  seinen  Fleischbedarf  vollständig  aus  den  Beständen 
der  badischen  Landwirtschaft  der  Bargegend  deckt.  Die  gleiche 
Erscheinung  wie  in  Freiburg  läßt  sich  übrigens  auch  bei  der 
Fleischversorgung  der  mittleren  und  kleineren  badischen  Städte 
beobachten,  für  welche  die  Landwirtschaft  der  engeren  oder 
weiteren  Umgebung  mit  ihren  Produkten  aufkommt.  Die  badische 
Landwirtschaft  war  nach  unseren  Berechnungen  am  Tierverkehr 
der  badischen  Bahn  im  Jahre  1905  mit  etwa  180000  Stück  be- 

»  Vergl.  Brandt,  Die  Fleischversorgung  von  Karlsruhe,  Mannheim  und  Ludwigs- 
hafen  a.  Rh.,  Karlsruhe  1908. 
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teiligt,  für  deren  Beförderung  etwa  360000  M.  an  Fracht  bezahlt 
werden  mußten. 

Was  endlich  die  Frachtberechnung  der  einzelnen  Tier- 
sendungen auf  der  badischen  Bahn  betrifft,  so  erfolgt  dieselbe  im 
allgemeinen  auf  Grund  der  Seite  33  u.  34  bereits  erörterten  Tarife. 
Eine  Ausnahme  dabei  bildet  Zuchtvieh,  für  dessen  Beförderung 
nur  70  %  der  gewöhnlichen  Fracht  in  Anrechnung  gebracht 
werden. 

Neben  dem  Tierverkehr  selbst  spielen  aber  auch  noch 
die  Nebenprodukte  der  Viehhaltung,  wie  Butter,  Milch, 
Käse,  Fleisch,  Häute  und  Felle  im  Betriebe  der  badischen  Land- 
wirtschaft eine  nicht  unbedeutende  Rolle,  auf  die  wir  deshalb  des 
Näheren  noch  eingehen  müssen.  Wie  groß  die  jährliche  Milch- 
erzeugung der  badischen  Landwirtschaft  ist,  konnten  wir  zwar 
nicht  ermitteln.  Dagegen  sind  die  einschlägigen  Ziffern  für  den 
Milchverkehr  auf  der  badischen  Bahn  bekannt.   Derselbe  betrug: 


Im  Binnenverkehr: 


Jahr 

Rihim  rkchr 

Einnahme 

Jahr 

R'.hnvL-ikchr 

Einnahme 

in  Tonnen 

in  J( 

in  Tonnen 

in  M 

»«'.'5 

\l  \  1.4*. 

IMOI 

:*3<»3 

.23  7S2 

i8.,i> 

18  7^7 

131  MS 

Hi02 

3'  -3'> 

138  393 

■  X.,7 

i<)  7*2 

138  04 <) 

IMO3 

33*K' 

I4<>  o?3 

UM 

20  ^50 

I44  <)(>! 

KK>4 

3"  'MC 

iü5  509 

=  4  3*5 

n;  S47 

M05 

31,  t.S.» 

173087 

-7  338 

"  5  35- 

Im  Verkehr  mit  den  Nachbarbahnen: 

Jahr 

Bahnverkehr 
in  l'nnnen 

hinnähme 
in 

Jahr 

Kahnvetkehr 
in  Tmir.  r-n 

1  Einnahme 
in 

1895 

2O00 

<)2Ü2 

100  I 

26  160 

J 

3«.04 

l  l  4m  > 

I  <|02 

"753 

28  902 

4  CSö 

«4 

I  I  IfOO 

32  598 

if«,S 

M8i 

18  (> 31 

.004 

13  '34 

36  782 

181,9 

"»874 

14  002 

39  973 

1 900 

7375 

=  3  3<"> 
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Der  Milchverkehr  der  badischen  Bahn  wie  auch  die  Ein- 
nahmen hieraus  haben  demnach  von  Jahr  zugenommen.  Wie  er 
sich  auf  die  einzelnen  badischen  Landesgegenden  verteilt,  haben 
wir  in  der  beiliegenden  Karte  an  Hand  von  Veröffentlichungen 
aus  dem  Jahre  189g  dargestellt. 

Hiernach  findet  ein  bedeutender  Milch  versa  nd  nur  bei 
einzelnen  Stationen  im  Odenwald,  im  Kraichgauer  Hügelland,  in 
der  Rheinebene  von  Mannheim  bis  Rastatt,  und  in  der  Gegend 
von  Freiburg  statt1.    In  den  übrigen  Landesteilen,  vor  allem  in 

«  Für  den  Milchversand  der  grollen  Städte  kommt  fast  ausschließlich  nur  steri- 
lisierte oder  sonst  präparierte  Kindermilch  in  Betracht. 
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der  Seegegend,  ist  der  Milchversand  auffallend  gering.  Vergleicht 
man  mit  diesen  Ergebnissen  jene  des  Tierverkehrs,  so  drängt 
sich  uns  unwillkürlich  die  Vermutung  auf,  daß  durch  die  Ver- 
sorgung der  badischen  Bevölkerung  mit  Milch  sich  die  badische 
Landwirtschaft  weit  mehr  noch  wie  bisher  mit  Hilfe  der  Eisen- 
bahn eine  ganz  bedeutende  Einnahmequelle  erschließen  könnte. 
Zumal  wenn  wir  bedenken,  daß  zurzeit  alljährlich  von  Württem- 
berg etwa  2000,  von  Hessen  3000,  von  der  Pfalz  350  und  von 
Elsaß  etwa  150  t  in  Baden  eingeführt  werden.  Dabei  ist  aller- 
dings hervorzuheben,  daß  die  badische  Landwirtschaft  dem  all- 
jährlich Hand  in  Hand  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung 
steigernden  Milchbedarf  des  Landes,  wenn  auch  bisher  ohne 
den  erwarteten  Erfolg,  durch  eine  entsprechende  Vermehrung 
der  Tierbestände  Rechnung  zu  tragen  sucht.  Dies  ist  z.  B.  daraus 
zu  ersehen,  daß  die  Bezugsgebiete  der  Hauptkonsumenten,  der 
großen  Städte,  seit  einer  Reihe  von  Jahren  stets  dieselben  ge- 
blieben und  Änderungen  hier  nicht  nachzuweisen  sind. 

Für  den  Milchempfang  mit  der  Bahn  kommen  haupt- 
sächlich die  größeren,  mittleren  und  kleineren  Städte  sowie  die 
Industriezentren  in  Betracht.  Dabei  ist  jedoch  zu  berücksichtigen, 
daß  die  Eisenbahnstatistik  kein  vollständiges  Bild  von  dem  täg- 
lichen Milchverkauf  der  badischen  Landwirtschaft  liefert.  Zumal 
diese  alltäglich  Hunderttausende  von  Litern  Milch  mit  Fuhr- 
werken oder  sonstigen  Beförderungsmitteln  den  einzelnen  Kon- 
sumenten zuführt,  ganz  abgesehen  von  jenen  Quantitäten,  die  von 
den  auf  dem  Lande  wohnenden  Landwirten  und  Nichtlandwirten 
konsumiert  werden.  Immerhin  muß  der  Milchversand  der  badi- 
schen Landwirtschaft  auf  der  badischen  Bahn  für  das  Jahr  1905 
auf  etwa  45000  t  mit  einer  Frachteinnahme  von  rund  190000  M. 
veranschlagt  werden. 

Was  die  Frachtberechnung  der  Milch  auf  der  badischen 
Bahn  betrifft,  so  erfolgt  sie  nach  den  Sätzen  der  gewöhnlichen 
Stückguttaxe,  wobei  1  Liter  Milch  =  1  Kilogramm  berechnet 
wird.  Dabei  sind  die  Gefäße,  wenn  der  Versand  in  Kannen  er- 
folgt, auf  dem  Hinweg  frachtfrei.  Für  den  Rückweg  wird  die 
Hälfte  des  Gesamtgewichts  der  leer  zurückgehenden  Gefäße  dem 
Taxgewichte  der  Milch  am  Monatsschluß  zugeschlagen.  Dadurch 
kosten  7.  B.  4  leere  Gefäße  von  zusammen  20  kg  auf  20  km 
Entfernung  bei  einem  täglichen  Versand  im  Monat  nur  1  M. 
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Für  eine  Tonne  Milch  beträgt  die  Fracht  einschließlich  der  leer 
zurückgehenden  Gefäße  z.  B.  gegenüber  der  Frachtberechnung 
für  den  allgemeinen  Güterverkehr: 


einer  üntiernung 
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Hier  ist  ferner  noch  hervorzuheben,  daß  die  Beförderung  der 
Milch  auf  Strecken  mit  starkem  Milchverkehr,  bezw.  nach  den 
größeren  Verkehrszentren  in  besonders  eingerichteten  Wagen 
erfolgt,  deren  Entladung  auf  eigens  hierfür  erstellten  Milch- 
verladeplätzen stattfindet.  Nur  in  einer  Hinsicht  hat  die  Eisen- 
bahn dem  Versenden  von  Milch  eine  kleine  Beschränkung  auf- 
erlegt, nämlich  in  bezug  auf  die  Größe  der  beim  Transport  zu 
verwendenden  Gefäße.  Es  ist  nämlich  schon  vorgekommen,  daß 
kleine  Gefäße  bis  zu  1  1  Maßgehalt  zur  Versendung  gelangten, 
woraus  Unzuträglichkeiten  —  durch  Umfallen  und  dergl.  —  für 
die  Eisenbahn  entstanden  sind.  Daher  wurde  der  Mindestgehalt 
der  einzelnen  Kannen  beim  Eisenbahntransport  auf  5  1  fest- 
gesetzt. Damit  ist  jedoch  keineswegs  ausgeschlossen,  daß  nicht 
auch  kleinere  Gefäße  zur  Versendung  gelangen  können,  nur 
müssen  diese  in  besondere  Kisten  verpackt  werden. 

Neben  der  Versendung  von  Milch  ist  hier  ferner  der  Ab- 
satz der  aus  ihr  gewonnenen  Produkte,  wie  Käse  und  Butter, 
zu  erwähnen.  Besonders  durch  das  Aufkommen  der  genossen- 
schaftlichen Molkereien,  welche  die  großen  Städte  des  Landes 
mit  ihren  Erzeugnissen  (Süßrahmbutter)  versehen,  hat  diese  Art 
der  Milchverwertung  eine  bedeutende  Steigerung  erfahren.  Leider 
bestehen  über  den  Verkehrsumfang  dieser  Erzeugnisse  auf  der 
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badischen  Bahn  keinerlei  statistische  Aufzeichnungen.  Doch  be- 
kommt man  ein  ungefähres  Bild  über  seine  Größe,  wenn  man 
sich  die  Buttermengen  ansieht,  die  in  den  badischen  Zentrifugen- 
molkereien im  Verlauf  der  letzten  Jahre  gewonnen  wurden,  deren 
Versand  fast  ausschließlich  mit  der  badischen  Bahn  erfolgt: 


Jahr 

Erzeugte  Butter- 

HUlll^l.       III        M.  l'HIH-il 

Die  Einnahmen 

■lif*r'iiw   in  Jt- 

IIK  1  ulin     III     %  ■*% 

•905 

104 

232  168 

!9<>6 

109 

249  379 

1897 

140 

335  72o 

1898 

269 

638  430 

i8q9 

335 

779  907 

1900 

381 

882  358 

1901 

458 

1  083  29b 

1 902 

518 

1  235  192 

1903 

585 

•  407  349 

1904 

609 

1  476  270 

1905 

628 

1  552  5>9 

Die  Frachtberechnung  von  Butter  und  Käse,  die  ge- 
wöhnlich bei  uns  in  Baden  nur  in  kleinen  Sendungen,  nicht  aber 
in  ganzen  Wagenladungen  zur  Auflieferung  gelangen,  erfolgt  bei 
Butter  nach  dem  Spezialtarif  für  bestimmte  Eilgüter,  bei  Käse 
nach  den  gewöhnlichen  Stückgutsätzen. 

Hier  ist  weiter  noch  frisches  Fleisch  zu  nennen.  Seinem 
Bahnbezug  kommt  gerade  in  der  neusten  Zeit  eine  erhöhte 
Bedeutung  bei.    Er  betrug: 


Jahr 

Versand 
in  Tonnen 

Empfang  1 
in  Tonnen  1 

Zusammen 
in  Tonnen 

1895 

438 

481 
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1896 
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347 
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1897 

«77 
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540 

1898 
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1899 
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I9OO 

88 
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3<x> 

1901 

"3 
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1902 
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607 

805 

1903 

220 

619 

839 

1904 

289 

850 

««39 

'905 
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«5>8 
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An  den  Empfangsziffern  sind  in  erster  Linie  die  großen 
Städte  beteiligt,  so  z.  B.  1905  Karlsruhe  mit  327  t,  Mannheim 
mit  17  t,  Rastatt  mit  18 1.  Im  Versand  herrscht  der  Wurst- 
bezug der  kleineren  Ortschaften  aus  den  Städten  vor.  Im  Verkehr 
mit  den  Nachbarländern  kommt  nur  der  Einfuhr  aus  Nord- 
deutschland an  geräucherten  Wurst-  und  Fleischwaren,  sowie  dem 
Bezug  von  frischem  Fleisch  aus  der  Schweiz  und  aus  Württem- 
berg eine  gewisse  Bedeutung  bei. 

Die  Frachtberechnung  von  frischem  Fleisch  erfolgte  bis 
31.  Dezember  1906  nach  den  Sätzen  der  allgemeinen  Stückgut- 
und  Wagenladungsklasse;  seit  1.  Januar  1907  dagegen  werden 
Stückgut-  und  Wagenladungssendungen  nach  dem  Spezialtarif 
für  bestimmte  Eilgüter  bezw.  nach  einem  Ausnahmetarif  abgefertigt. 

Hier  wäre  ferner  noch  der  Verkehr  an  Tierhäuten  auf  der 
badischen  Bahn  zu  erwähnen.  Da  diese  jedoch,  einerseits  zusammen 
mit  Leder  und  Lederwaren  zu  einer  Position  in  der  Eisenbahn- 
statistik vereinigt  sind,  anderseits  auf  die  Stellung  der  badischen 
Landwirtschaft  zur  badischen  Eisenbahn  von  ganz  untergeordneter 
Bedeutung  sind,  so  haben  wir  von  ihrer  Darstellung  hier  Abstand 
genommen. 

Es  bleibt  uns  daher  nur  noch  übrig,  kurz  auf  die  badische 
Geflügel-  und  Bienenzucht  einzugehen.  Der  Gesamtbestand 
an  badischem  Federvieh  betrug: 


Jahr 

;  Stückzahl 

Jahr 

Stückzahl 

1895 
1896 

1897 
1898 
1899 
1900 

j    2  187  720 
;    2  l  Co  165 
!  2214339 
2  197  632 
!  2258327 
!  2333458 

1 

1901 
1902 
1903 
1904 

•905 

2358034 
2417  836 
2  484  498 

2  579  493 
2  G69  0O3 

An  Bienenständen  wurden  gezählt: 

Jahr 

Stückzahl 

Jahr 

Stückzahl 

'895 

1896 

1897 

1898 
1899 

1900 

94  752 
104  670 

9<>55<> 
93  727 
90  277 
107  893 

1901 
1902 

1903 
1904 

>905 

98  162 
96  400 
105  Jbb 
108  Ol(> 

166827 
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Ein  Vergleichen  dieser  Ergebnisse  mit  den  einschlägigen 
Eisenbahnverkehrsziffern  ist  jedoch  unmöglich,  da  über  den 
Verkehr  von  Geflügel  und  Bienen  auf  der  badischen  Eisenbahn 
Aufzeichnungen  nicht  geführt  werden.  Übrigens  ist  er,  wie  die 
Erfahrung  lehrt,  auch  nur  gering  und  tritt  gegenüber  den  vom 
Ausland  bezogenen  Sendungen  1  vollständig  in  den  Hintergrund. 
Die  Frachtberechnung  der  Geflügelsendungen  erfolgt  auf  der 
Eisenbahn  nach  der  allgemeinen  Stückgut-  und  Wagenladungs- 
klasse. Bienen  dagegen  werden  nach  dem  Spezialtarif  für 
bestimmte  Eilgüter  —  die  Wagenladungsfrachten  kommen  für 
sie  nicht  in  Betracht  —  abgefertigt. 

Zum  Schlüsse  gilt  es  hier  noch  den  Anteil  der  badischen 
Landwirtschaft  am  Gesamtgüterverkehr  der  badischen 
Staatseisenbahn  festzustellen.  Der  letztere  betrug  im  Jahre 
1905  rund  15500000  t;  davon  entfallen  allein  auf  den  Verkehr 
an  landwirtschaftlichen  Produkten  etwa  1  900  000  t  oder  1 2  %  des 
gesamten  badischen  Güterverkehrs.  Berücksichtigt  man  nun,  daß 
von  diesen  1  900000  t  etwa  700000  t  auf  außerbadische  Erzeug- 
nisse entfallen,  so  berechnet  sich  der  Anteil  der  badischen 
Landwirtschaft  am  Güterverkehr  der  badischen  Bahn  auf  rund 
1  200000  t  =  8  %  des  gesamten  badischen  Güterverkehrs. 
Der  durchschnittliche  Fracht  wert  einer  beförderten  Tonne  betrug 
im  Jahre  1905  3,93  Pf.  Für  den  ermittelten  Verkehrsanteil 
der  badischen  Landwirtschaft  ergibt  sich  hiernach  ein  Frachtanteil 
von  rund  4  716000  M.  =  etwa  10%  der  Gesamteinnahme  des 
badischen  Güterverkehrs,  die  sich  auf  49439106  M.  beziffert  hat. 
Dabei  ist  der  Anteil  der  badischen  Landwirtschaft  am  Tier- 
Milch-  und  Expreßgutverkehr,  der  auf  weitere  560000  M.  zu 
veranschlagen  ist,  nicht  mitberücksichtigt  worden. 

«  Der  Wert  der  Einfuhr  betrug  in  Deutschland  laut  RcichsstatUtik  in  Millionen 
Mark:  I.  Für  lebendes  Federvieh  1906:  48,6;  1905:  45,0;  1904:  35,5;  1903  : 
42,1;  1902:  38,7;  1901:  52,1;  1900:  31,7.  2.  Für  Eier  1906:  145,8;  1905: 
121,4;  '904:  114.7;  !9°3:  108,4;  1902:  111,1;  1901:  104,8;  1900:  103,2.  3.  Für 
Bienen  und  Honig  finden  keine  Aufzeichnungen  statt. 
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Im  vorhergehenden  Abschnitt  haben  wir  uns  die  Basis  für 
die  Beurteilung  der  Beziehungen  zwischen  Eisenbahn-  und  I^and- 
wirtschaft  im  Großherzogtum  Baden  aufgrund  der  einschlägigen 
statistischen  Aufzeichnungen  geschaffen.  Hier  gilt  es  nun,  das 
gewonnene  Material,  zusammenfassend  von  agrar-  und  eisen- 
bahnpolitischen Gesichtspunkten  aus,  zu  betrachten,  um 
die  Frage  entscheiden  zu  können,  ob  und  inwieweit  die 
badische  Staatsbahn  imstande  ist,  den  Interessen  der 
badischen  Landwirtschaft  Rechnung  zu  tragen.  Dabei 
gehen  wir  zunächst  am  zweckmäßigsten  von  jenen  Auffassungen 
aus,  welche  bedeutende  Agrarschriftstellcr  der  Gegenwart,  wie 
Buchenberger  und  v.  d.  Goltz,  über  die  Beziehungen  zwischen 
Eisenbahn  und  Landwirtschaft  vertreten  haben.  So  schreibt  z.  B. 
der  erstere:  »Man  darf  wohl  sagen,  daß  es  die  technische  Ver- 
wertung der  Dampfkraft  in  diesem  Jahrhundert  für  die  Zwecke 
der  Güterbeförderung  in  erster  Linie  gewesen  ist,  die  eine  Revo- 
lutionierung der  Getreidepreise  und  damit  eine  tiefgehende  Um- 
gestaltung der  Absatz  Verhältnisse  in  den  Kornländern  der  alten 
Kulturstaaten  im  Gefolge  hatte,  wie  sie  in  dieser  Ausdehnung 
nach  Raum  und  Zeit  die  Wirtschaftsgeschichte  kaum  je  auf- 
gewiesen haben  dürfte1.«  Von  Buchenberger  werden  hiernach 
die,  vom  Standpunkt  des  früheren,  extensiven  Landwirtschafts- 
betriebes aus,  als  äußerst  schädlich  zu  bezeichnenden  Umwälzungen, 
welche  das  Transportwesen  in  bezug  auf  die  Preisbildung  der 
landwirtschaftlichen  Produkte  hervorgerufen  hat,  in  erster  Linie 
betont  Im  Gegensatz  hierzu  stellt  v.  d.  Goltz  mehr  die  segens- 
reichen Einwirkungen  des  Verkehrswesens  auf  die  heutige  inten- 
siv betriebene  Landwirtschaft  in   den  Vordergrund.    Er  kenn- 

»  Buchenberger,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  Band  II,  S.  549,  Leipzig  1893. 
Schneider,  Eisenbahn  und  Landwirtschaft.  6 
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zeichnet  sie  mit  den  Worten,  daß  »durch  die  Vermehrung  und 
Verbesserung  der  Verkehrsmittel  das  Absatzgebiet  für  landwirt- 
schaftliche Produkte  sehr  erweitert  oder  der,  nach  Abzug  der 
Transportkosten,  dem  Landwirt  verbleibende  Erlös  sehr  vergrößert 
worden  ist.  Dies  zeigt  sich  z.  B.  bei  Milch,  Butter,  Eier,  Gemüse, 
Obst,  in  geringem  Grade  auch  bei  Getreide,  Fleisch  und  lebenden 
Tieren.«1 

Mag  man  sich  nunmehr  zur  Ansicht  Buchenbergers  be- 
kennen, oder  jene  von  v.  d.  Goltz  teilen.  Eines  steht  fest,  daß 
zwischen  Eisenbahn  und  Landwirtschaft  ein  sowohl 
sozial-  wie  auch  wirtschaftspolitischer  Zusammenhang, 
weit  wichtiger  als  die  Frage  des  Erbrechts  und  der  Zolltarife, 
besteht,  den  wir  versuchen  wollen,  im  folgenden  des  Näheren 
zu  beleuchten. 

A.  Der  Eisenbahnbezug  der  badisehen  Landwirtschaft  und 
die  hieraus  resultierenden  Veränderungen  in  den  bäuer- 
lichen Betriebsweisen. 

Unter  den  Gegenständen,  welche  die  badische  Land- 
wirtschaft durch  Vermittlung  der  Eisenbahn  bezieht,  sind  in 
erster  Linie  die  künstlichen  Dünge-  und  Kraftfuttermittel, 
in  zweiter  erst  Saatgut  und  landwirtschaftliche  Maschinen 
zu  nennen.  Diese  Erscheinung  rührt  daher,  daß,  soweit  es  sich 
um  den  Bezug  von  Saatgut  handelt,  trotz  der  billigen  Eisen- 
bahntarife die  badische  Landwirtschaft  immer  noch  nicht  voll 
und  ganz  die  Bedeutung  und  Tragweite  erkannt  hat,  welche  der 
Beschaffung  von  tadellosem  und  gleichgeartetem  Saatgut  zukommt, 
das  aus  eigens  hierfür  errichteten  Zuchtsstationen  bezogen  wird. 
Im  Gegensatz  hierzu  liegt  das  geringe  Ausmaß  in  der  Benützung 
von  landwirtschaftlichen  Maschinen  nicht  in  einer  Verkennung 
der  einschlägigen  Momente  von  seiten  der  Landbevölkerung, 
sondern  sie  hat  ihre  tiefere  Ursache  in  dem,  in  Baden  herrschen- 
den Kleinbetriebe,  dem  in  den  einzelnen  Haushaltungen  aus- 
reichende Arbeitskräfte,  billiger  noch  wie  Maschinenarbeit,  zur 
Verfügung  stehen.  Dazu  kommt  dann  die  weitere  Tatsache,  daß 
im  Gegensatz  zur  Industrie  »der  relative  Anteil  der  Maschinen- 
arbeit an  der  gesamten  Betriebsarbeit  beim  Aufsteigen  zu  höheren 

»  v.  d.  Goltz,  Vorlesungen  über  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  S.  4,  Jena  189Q. 
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Intensitätsstufen  der  Bodenausbeutung,  wie  wir  sie  in  Baden 
haben,  abnimmt1«,  ja,  daß  die  Maschinenarbeit  sogar  unter  Um- 
ständen auf  die  Gcsamtlagc  der  Landwirtschaft  direkt  ungünstig 
einzuwirken  vermag2. 

Weit  bedeutender  wie  die  Beschaffung  von  Saatgut  und 
Maschinen  ist,  wie  schon  bemerkt,  der  eisenbahnseitige  Bezug 
der  badischen  Landwirtschaft  an  Dünge-  und  Futtermitteln.  Da- 
durch wird  nicht  nur  eine  Steigerung  der  Bodenergiebigkeit  und 
eine  Vermehrung  des  Viehstandes  ermöglicht,  sondern  auch  damit 
Hand  in  Hand  gehend  eine  bedeutende  Erhöhung  der  Rein- 
erträgnisse in  den  einzelnen  bäuerlichen  Betrieben  erzielt.  Die 
Steigerung  der  Bodenergiebigkeit  hat  zwar  ihre  gewissen  Grenzen 
immerhin  aber  ist  sie  möglich  und  dann  gleichbedeutend  mit  dem 
Erwerb  von  neuem  kultiviertem  Ackerland Die  gleiche  Wirkung 
läßt  sich  übrigens  auch  durch  den  Einkauf  von  Futtermitteln 
erreichen.  Ja,  der  Erfolg  dieser  Aufwendung  übertrifft  sogar  jenen, 
der  durch  den  Zukauf  von  Düngemitteln  erzielt  wird,  um  ein 
Beträchtliches,  besonders  beim  Bezug  der  sogenannten  Kraft- 
futtermittel, die  ein  Nebenprodukt  der  Zucker-  und  Bierbrauerei-, 
sowie  der  Getreide-  und  Olmühlenindustrie  bilden  und  in  ihrer 
Wirkung  nicht  wie  die  Verwendung  von  künstlichen  Dünge- 
mitteln an  Klima  und  Bodenbeschaffenheit  gebunden,  sondern 
eine  Frage  von  rein  finanzieller  Art  sind.  Gerade  diese  Tatsache 
ist  im  Interesse  der  Hebung  der  Quantität  und  Qualität  des 
badischen  Viehstandes  von  der  allergrößten  Bedeutung.  Denn 
sie  bietet  dem  badischen  Landwirt  mit  seinem  K leinbesitz  und 
seinem  Individualbetriebe,  in  welchem  ihm  die  zur  Wartung  und 
Pflege  des  Viehs  benötigten  Arbeitskräfte  in  reichlichem  Maße 
zur  Verfügung  stehen,  die  Möglichkeit,  durch  Zukauf  von  Futter- 
mitteln und  entsprechende  Umgestaltung  seines  Betriebes,  eine 
nicht  unwesentliche  Erhöhung  seines  Einkommens  zu  erzielen. 
Bis  jetzt  ist  man  zwar  in  Baden  erst  in  verhältnismäßig  geringem 
Umfange  zu  einer,  auf  derartigen  Grundsätzen  basierenden  Wirt- 
schaftsweise übergegangen.  Vielmehr  widmet  sich  die  badische 
Landwirtschaft  nach  wie  vor  vorzugsweise   dem   Atibau  jener 

«  David,  Sozialismus  und  Landwirtschaft,  S.  253,  Berlin  1903. 

*  v.  d.  Goltz,  Vorlesungen  über  Agrarwcsen  und  Agrarpolitik,  S.  28,  Jena  i8«)q 

3  Brentano,  Agrarpolitik,  S.  139,  Stuttgart  1897. 

4  v.  d.  Goltz,  Vorlesungen  über  Agrarwescn  und  Agrarj>oluik,  S.  131,  Jena  1899. 
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Kulturarten,  welche  auf  einer  ausgiebigen  Verwendung  von 
künstlichen  Düngemitteln  beruhen,  wenn  auch  gar  oft  die  Art 
der  Verwendung  dieser  Stoffe  noch  vieles  zu  wünschen  übrig 
läßt.  Unterstützt  wird  sie  im  Festhalten  an  dieser  Wirtschafts- 
weise in  nicht  unwesentlichem  Maße  durch  die  äußerst  niederen 
Eisenbahntarife,  welche  ihr  den  Bezug  an  künstlichen  Dünge- 
mitteln bedeutend  erleichtern.  Aber  nicht  allein  die  Tarife  für 
Düngemittel,  auch  jene  für  Futtermittel  sind  sehr  billig  gehalten, 
so  daß  hierin  nicht  die  Ursache  der  einseitigen  Bevorzugung  des 
Ackerbaues  gegenüber  der  Viehzucht  in  Baden  erblickt  werden 
kann.  Das  Ziel,  welches  die  badische  Staatseiscnbahn- 
verwaltung  dabei  mit  ihrer  Tarifpolitik  verfolgt  ist,  eine 
weitgehende  Berücksichtigung  der  personlichen  Lei- 
stungskraft der  badischen  Landbevölkerung,  zumal  es 
sich  fast  ausschließlich  nur  um  einen  direkten  Bezug  zwischen 
Produzent  und  Konsument  handelt5.  Wie  weit  diese  Berück- 
sichtigung geht,  können  wir  am  besten  daraus  ersehen,  wenn  wir 
die  Frachtanteile  in  Prozenten  des  Kaufpreises  der  einzelnen 
Güter  ausdrücken,  wobei  wir  unseren  Berechnungen  eine  Ent- 
fernung vom  81  km  zugrunde  legen,  d.  i.  die  durchschnittliche  , 
Transportlänge,  welche  im  Jahre  1^05,  von  den  einzelnen  Sendungen 
auf  der  badischen  Balm  zurückgelegt  worden  ist.  Darnach  beträgt 
der  Frachtanteil : 


Naimn 
de, 

Warengattung 

1     IV/'ielinung  der  Tarifklasse,  nach 
weither  die  Kriclitbeieehnung  er- 
folgt bei  d.  1  Aufgabe 

als  Stückgut-     1      als  Waren- 
sendung ladung 
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9.90 
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s  Colin,  Die  engl.  Kisi-nbahnpoliiik  der  letzten  10  Jahre.  S.  ?8,  Leipzig  1883 
und  Sa\.  Die  VcrkrhiMitiuel  in  Volk-.-  und  Slaalsw  ii  tsehafl,  Hand  II,  Seite  419, 
Wien  iS;*. 
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Auf  den  ersten  Anblick  erscheint  zwar  der  prozentuelle 
Frachtanteil  der  St<  ckgutsendungen  ziemlich  hoch.  Diese  Tat- 
sache wird  jedoch  dadurch  herabgemildert,  daß  die  Dünge-  und 
Futtermittel  im  allgemeinen  von  den  Konsumenten  in  den  einzel- 
nen Landesgegenden  gemeinsam  in  Wagenladungen  bezogen 
werden,  wobei  sich  dann  die  Frachtkosten,  in  Prozenten  aus- 
gedrückt, wesentlich  günstiger  stellen.  Mit  Bezug  auf  die  Fracht- 
sätze für  künstliche  Düngemittel  ist  hier  weiter  noch  zu  bemerken, 
daß  für  die  Entfernung  von  Baden  bis  zu  den  Phosphatlagern 
der  Lothringer  Minette  bezw.  bis  zu  den  Staßfurter  Kalilagern 
weit  größere  Strecken  in  Betracht  kommen,  wie  die  hier  ange- 
nommene, ein  Umstand,  der  auch  auf  die  Höhe  der  Frachtkosten 
in  nicht  unwesentlicher  Weise  detarifierend  einzuwirken  vermag. 
Hier  muß  ferner  noch  hervorgehoben  werden,  (laß,  sofern  es  das 
Interesse  der  badischen  Viehzucht  erheischt,  mit  Leichtigkeit 
weitere  Fracht  verbilligen  n  gen  für  den  Bezug  von  Futtermitteln 
von  der  badischen  Eisenbahn  Verwaltung  zu  erreichen  sein  werden. 
Zumal  die  Produktions-  und  Konsumtionsstätten  der  Futtermittel 
im  Bereiche  des  badischen  Bahngebiets  liegen,  im  Gegensatz  zu 
den  künstlichen  Düngemittellagern,  die  sich  außerhalb  Badens 
befinden  und  für  die  daher  die  Einflußsphäre  der  badischen 
Eisenbahn  Verwaltung  stets  eine  beschränkte  bleiben  muß. 

Die  Vorteile,  welche  die  Eisenbahn  hi  nsichtlich  der 
Bezugsmöglichkeiten  —  von  Saatgut  und  landwirtschaftlichen 
Maschinen  die  nur  unbedeutend  sind,  abgesehen  der  badi sehen 
Landwirtschaft  bietet,  liegen  darnach  klar  zutage.  Sie  be- 
ruhen darauf,  daß  sie  es  der  gesamten  landwirtschaft- 
treibenden Bevölkerung  Badens,  ohne  Rücksicht  auf  den 
jeweiligen  Wohnort,  das  Klima  und  die  Bodenbeschaffenheit,  ge- 
statten, sich,  einerseits  in  bezug  auf  den  Düngerbedarf  vom 
»Zentrum  des  ersten  Thünenschen  Ringes«1,  ander- 
seits hinsichtlich  der  Beschaffung  von  Futtermitteln,  vom  bis- 
herigen Gebundensein  an  den  Umfang  und  die  Ertrags- 
fähigkeit ihres  Grund  und  Bodens  zu  emanzipieren  und 
zur  »freien  Wirtschaft«  überzugehen,  deren  einzige  Direktive 
die  Anpassung  der  Produktion  an  die  jeweilige  Marktlage  und 
damit  zu  gleicher  Zeit  auch  die  Erzielung  des  höchstmöglichen 
Reingewinnes  ist 

»  Bücher,  Thüncn  und  seine  nationalf<konomischcn  Hauptlihrcn,  S.  20,  fk-m  1907. 
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B.  Die  Einwirkung  der  Eisenbahn  auf  die  Anbau-  und 
Absatzverhältnisse  der  badischen  Landwirtschaft. 

Zu  den  Erzeugnissen,  welche  von  der  badischen  Land- 
wirtschaft zum  Verkauf  angeboten  werden,  gehören  Ge- 
treide, Hand  clsgcwächse,  Obst,  Gemüse,  Kartoffeln  und 
Wein,  sowie  die  Produkte  der  Tierzucht.  Die  Bedeutung 
dieser  einzelnen  Erzeugnisse,  besonders  vom  Rentabilitätsstand- 
punkte aus,  ist  für  die  badische  Landwirtschaft  jedoch  keine 
gleichartige.  Sie  war  von  jeher  schon  verschiedenen  Wandlungen 
unterworfen,  die  auch  heute  noch  nicht  ihren  vollständigen  Ab- 
schluß erreicht  haben  und  teils  vom  Klima  und  der  Bodenbe- 
schaffenheit, teils  von  der  Größe  der  investierten  Kapitalien  beein- 
flußt werden.  Diese  Faktoren  sind  es  auch,  welche  den  Maßstab 
abgeben,  ob  und  inwieweit  der  Anbau  der  einzelnen  Gewächse 
gegenüber  transatlantischen  Konkurrenzen  bei  uns  noch  mit  Erfolg 
aufkommen  kann,  oder  nicht.  Dieser  Umbildungsprozeß  mit  seinem 
teilweisen  Zurückdrängen  und  Verschwinden  ehemals  blühender 
Kulturarten  hat  bereits  vor  Jahren  schon  beim  Krappbau  ein- 
gesetzt und  sich  im  Laufe  der  Zeit  dann  auch  auf  die  Anbau- 
vcrhältnisse  von  Flachs,  Hanf,  Hopfen,  Mohn,  Raps  und  Wein 
übertragen.  Heute  läßt  er  sich  sogar  schon  beim  Brotgetreidebau 
beobachten,  dessen  Anbaufläche,  aus  den  mannigfaltigsten  Gründen 
auf  die  wir  hier  nicht  weiter  eingehen  können,  gleichfalls  einem 
steten  Rückgang  unterworfen  ist.  Dieser  Rückgang  ist  derart 
vorgeschritten,  daß  heute  in  Baden  nur  noch  ein  Viertel  der 
landwirtschafttreibenden  Bevölkerung  überhaupt  imstande  ist, 
Brotgetreide  zu  verkaufen1,  "was  bei  weitem  nicht  zur  Ernährung 
der  Bevölkerung  dieses  Landes  mit  Brotgetreide  ausreicht.  Vom 
Standpunkte  der  badischen  Landwirtschaft  aus  erscheint  daher 
heute  neben  der  Tierzucht  nur  noch  die  Kultur  einer  v  er- 
hältnismäßig geringen  Anzahl  von  Produkten  rentabel 
wie  z.  B.  der  Anbau  von  Obst,  Gemüse,  Kartoffeln,  Gerste,  Hafer 
und  einigen  Handelsgevvächsen.  Diesen  Verhältnissen  hat 
die  Tarifpolitik  der  badischen  Eisenbahn  Rechnung  zu 
tragen.  Sie  unterzieht  sich  dieser  Aufgabe  in  der  Art 
und  Weise,  daß  sie  zusammen  mit  dem  Handel  die  Her- 


'  Hecht,  Di«:  l>:uHschc  Landwirtschaft  am  Anfang  tk-s  XX.  Jahrhunderts,  Seite 
;8,  Karlsruhe  1903. 
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beischaff ung  der,  vom  Gesichtspunkte  der  badischen 
Landwirtschaft  aus  minder  rentabeln  oder  gar  unren- 
tabel n  Kultur  arten  übernimmt  und  eine  dementsprechende 
Tarifierung  der  einzelnen  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  eintreten 
läßt.  So  können  z.  B.  heute  schon  ausländischer  Flachs,  Mohn 
und  Raps  ab  den  badischen  Ubergangsstationen  im  Interesse  der 
heimischen  Konsumenten  zu  äußerst  billigen  Frachtsätzen  bezogen 
werden.  Der  gleichen  Erscheinung  begegnen  wir  auch  bei  der 
Tarifierung  von  Hopfen,  der,  obwohl  zur  Herstellung  eines  Ge- 
nußmittels verwendet,  doch  heute  schon  zu  einem  im  Verhältnis 
zu  seinem  Werte  äußerst  geringen  Frachtsatze  befördert  wird. 
Trotzdem  ist  jetzt  schon  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  bei  dem 
steten  Rückgang  des  badischen  Hopfenbaues  mit  der  Zeit  noch 
weitere  Tarifermäßignngen  im  Interesse  der  einheimischen  Brauerei- 
industrie  vorgenommen  werden  müssen.  Das  typischste  Beispiel 
dieser  Art  bietet  uns  jedoch  das  Brotgetreide,  für  dessen  Tarifierung 
auf  der  badischen  Bahn  nicht  weniger  als  vier  verschiedene  Fracht- 
sätze, teils  für  die  Ein-  und  Durchfuhr  von  ausländischem,  teils 
für  die  Ausfuhr  und  den  Binnenverkehr  von  inländischem  Brot- 
getreide erstellt  worden  sind1.  Dabei  wird  das  ausländische  Brot- 
getreide weit  billiger  als  das  inländische  befördert.  Es  erscheint 
zwar  auf  den  ersten  Blick  vom  Standpunkt  der  inländischen 
Agrarpolitik  aus  befremdlich,  weshalb  das  in  Baden  eingeführte, 
ausländische  Brotgetreide  billiger  wie  das  in  Baden  selbst  er- 
zeugte, tarifieren  soll.  Für  die  Durchfuhr  von  fremdem  Getreide, 
bei  welcher  ausschließlich  ein  Interesse  der  badischen  Eisenbahn- 
verwaltung in  Betracht  kommt,  die  derartige  Transporte  aus 
Konkurrenzrücksichten  durch  billige  Tarife  auf  ihre  Linien  zu 
ziehen  sucht,  ergibt  sich  die  Erklärung  für  diese  Beobachtung 
von  selbst  Die  billigen  Einfuhrtarife  für  ausländisches  Brotge- 
treide ab  den  badischen  Rheinhafenplätzen  dagegen  verdanken 
wir  der  Tatsache,  daß  die  badische  Landwirtschaft  überhaupt 
nicht  imstande  ist,  den  Bedarf  des  Landes  an  Brotfrucht  selbst 
zu  decken,2  und  daß  daher  der  badischen  Bahn  die  Aufgabe  zu- 
fällt, die  badische  Bevölkerung  unter  Gewährung  billiger  Fracht- 

>  Lötz,  Eisenbahntarife  und  Wasserfrachten,  S.  XL,  Leipzig  1900;  liier  weist 
<ler  Verfasser  auch  für  Bayern  ähnliche  Verhältnisse  nach,  wie  sie  in  Baden  herrschen. 

*  Hecht,  Die  badische  Landwirtschaft  im  Anfang  des  XX.  Jahrhunderts,  Seite 
78,  Karlsruhe  1903. 
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sätze  mit  Brotgetreide  zu  versehen.  Unter  diesen  Verhältnissen 
sollte  nun  allerdings  die  Ausfuhr  von  badischem  Brotgetreide 
nach  der  Schweiz,  von  Seiten  der  Eisenbahnverwaltung  hintan- 
gehalten  bezw.  unmöglich  gemacht  und  nicht  wie  es  der  Fall  ist, 
noch  durch  Tarifmaßnahmcn  begünstigt  werden.  Denn  die  Tarif- 
begünstigung  der  badischen  Landwirtschaft  in  der  Richtung  einer 
Ausfuhrförderung  hatte  nur  solange  einen  Sinn,  als  Baden  im- 
stande war,  nicht  nur  seinen  Eigenbedarf  zu  decken,  sondern 
darüber  hinaus  noch  Brotgetreide  zu  exportieren.  Was  endlich 
den  Verkehr  mit  Brotgetreide  zwischen  den  badischen  Stationen 
untereinander  betrifft,  so  wird  er  mit  Hilfe  unverhältnismäßig 
hoher  Frachtsätze  bewältigt,  wodurch  die  Tarifpolitik  der  badischen 
Eisenbahnverwaltung  wie  jene  der  übrigen  deutschen  Eisenbahn- 
verwaltungen den  Interessen  der  Getreideproduzenten  insofern 
Rechnung  trägt,  als  sie  durch  eine  entsprechende  Erhöhung  oder 
Erniedrigung  der  Frachtkosten  die  Absatzsphären  in  den  Wirt- 
schaftsgebieten der  einzelnen  deutschen  Staaten  gleichsam  künst- 
lich abgrenzt.  Dieser  Erscheinung  ist  besonders  im  Interesse  der 
vom  Standpunkt  der  Landwirtschaft  aus  noch  rentabel  erscheinenden 
Produktionsarten,  eine  große  Bedeutung  beizumessen.  Denn  ge- 
rade bei  diesen  Erzeugnissen  fällt  der  Eisenbahnverwaltung  unter 
Anpassung  an  die  jeweilige  Größe  und  die  innere  Beschaffenheit 
der  aufgelieferten  Gütermengen,  die  Aufgabe  zu,  die  Landwirt- 
schaften nicht  nur  in  den  einzelnen  deutschen  Bundesstaaten, 
sondern  sogar  in  den  einzelnen  Gegenden  ein  und  desselben 
Landes,  gleichsam  mit  einem  Schutzzoll  zu  umgeben  und  auf 
diese  Art  und  Weise  einheimische  wie  fremde  Konkurrenz  von 
jenen  Absatzmärkten,  die  von  den  einzelnen  Landwirtschaften  als 
ihre  ausschließliche  Domäne  betrachtet  werden,  fernzuhalten.  Den 
besten  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  bieten  uns 
die  Veröffentlichungen  des  Badischen  Eisenbahn-  und  Landwirt- 
schaftsrates. Aus  ihnen  ist  des  öfteren  zu  ersehen,  daß,  wenn 
von  irgend  einer  Seite  aus  der  Versuch  gemacht  wird,  Tarif- 
ermäßigungen für  Obst,  Gemüse,  Wein  u.  dergl.  zu  erlangen, 
sofort  Stimmen  laut  werden,  welche  hartnäckig  derartige  Forde- 
rungen mit  dem  Argumente  der  außerbadischen  oder  gar  aus- 
ländischen Konkurrenz  der  bisherigen  Absatzgebiete  der  badischen 
Landwirtschaft  bekämpfen.  Nun  ist  es  ja  nicht  zu  leugnen,  daß 
durch  Tarifermäßigungen  der  Absatz  und  die  Einnahmen  der 
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badischen  Landwirtschaft  unter  Umständen  erhöht  werden  können. 
Diese  Voraussetzungen  treffen  jedoch  für  die  badische  Landwirt- 
schaft höchstens  in  Bezug  auf  den  Absatz  von  Speisekartoffeln 
zu.  Bei  Obst  könnte  eine  derartige  Tarifpolitik  allerdings  einigen 
wenigen  Orten  an  der  Bergstraße  und  in  der  Bühlergegend,  wie  dies 
z.  B.  die  Herrn  Abg.  Geppert,  Kolb  und  Sänger  schon  öfters  in  der  bad. 
Kammer  hervorgehoben  haben,  gewisse  Vorteile  bringen.  Sie  würde 
aber  die  Nachteile,  welche  für  den  Obstbau  des  ganzen  Landes  hier- 
durch entstehen  würden,  bei  weitem  nicht  aufwiegen  können. 
Denn  unser  badischer  Obstbau  ist  für  derartige  Frachterniäßigungen 
noch  nicht  reif.  Er  wird  es  erst  dann  sein,  wenn  die  badische  Obst- 
züchterei  dazu  übergegangen  sein  wird,  in  wenigen  Sorten,  aber 
in  um  so  größeren  Mengen,  Qualitätsobst  zu  bauen,  dessen  Ab- 
satz gemeinschaftlich,  womöglich  auf  genossenschaftlichem  Wege, 
geregelt  wird.  Dann  könnten  allerdings  Tarifermäßigungen  große 
Wirkungen  ausüben;  zurzeit  aber  würden  sie  nur  eine  Über- 
schwemmung Badens  mit  ausländischen  Obstsorten  im  Gefolge 
haben,  der  gegenüber  der  badische  Obstbau  sogar  in  seinen  heutigen 
Absatzgebieten  zurückweichen  müßte. 

Das  gleiche  gilt  auch  hinsichtlich  des  Gemüsebaues.  Auch 
in  bezug  auf  die  Erhöhung  der  Einnahmen  aus  dem  Gerste-, 
Hafer-,  Tabak-,  Wein-  und  Zuckerrübenbau,  dem  es  trotz 
verhältnismäßig  hoher  Frachtsätze  heute  schon  kaum  mehr 
möglich  wird,  sich  gegenüber  außerbadischen  bezw.  aus- 
ländischen Rivalen  zu  behaupten,  läßt  sich  durch  Fracht- 
ermäßigungen, die  der  Konkurrenz  gleichfalls  zugute  kommen 
würden,  nichts  erreichen.  Was  endlich  die  Absatzmöglichkeiten 
der  badischen  Viehzucht  und  ihrer  Nebenprodukte  betrifft,  so 
findet  deren  Beförderung  zwar  heute  schon  zu  verhältnismäßig 
geringen  Tarifen  statt;  doch  auch  hier  ist,  vorderhand  wenigstens, 
durch  Tarifermäßigungen  nichts  auszurichten.  Vielmehr  werden 
erst  die  kommenden  Generationen  imstande  sein,  die 
Vorteile  billiger  Eisenbahn tarife  zu  genießen.  Dieser 
Zeitpunkt  wird,  wie  wir  noch  zeigen  werden,  dum  eintreten, 
wenn  jene  Umwälzungen  ihren  Abschluß  gefunden  haben,  die 
erst  in  den  allerletzten  Jahren  eingesetzt  haben,  und  die  darauf 
hinausgehen,  unter  stärkerer  Betonung  der  Oualuatsmomente  den 
Schwerpunkt  der  badischen  Landwirtschaft  auf  die  Viehzucht  zu 
verlegen,  sofern  nicht  durch  Natur-  und  Marktlage  begünstigt, 
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noch  die  Kultur  einzelner  Ilandclsge  wächsarten,  wie  Gemüse  und 
Obst,  rentabel  erscheint.  Daß  es  sich  dabei  hinsichtlich  des  End- 
ziels um  kein  Phantom,  sondern  um  wohlrealisierbare  Zustände 
handelt,  beweist  uns  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft,  teils  in 
Amerika,  Belgien  und  Frankreich',  teils  in  Dänemark2.  Warum, 
so  fragen  wir  nun,  sollte  das,  was  in  diesen  Ländern  möglich 
ist,  nicht  auch  bei  uns  in  Baden  verwirklicht  werden  können? 
Zumal  bei  der  steten  Zunahme  der  Bevölkerung,  Hand  in  Hand 
auch  eine  Steigerung  des  Bedarfs  an  Obst,  Gemüse  und  Fleisch 
auftritt,  den  wir  bis  jetzt  durch  Import  decken  müssen,  weil, 
wie  wir  gesehen  haben,  unsere  Landwirtschaft  nicht  imstande  ist, 
die  davon  benötigten  Quantitäten  und  Qualitäten  zu  liefern.  Wie 
anders  könnte  das  sein,  wenn  unsere  Landwirtschaft  die  Situation 
nur  richtig  erfassen  wollte.  Wir  wären  dann  nicht  nur  imstande 
unsern  Eigenbedarf  an  diesen  Erzeugnissen  selbst  zu  decken 
sondern  wir  könnten  darüber  hinaus  noch  exportieren,  zumal 
I3aden  infolge  seines  Klimas  und  seiner  Bodenbeschaffenheit  für 
den  Obst-  und  Gemüsebau  sowie  für  die  Viehzucht  geradezu 
prädestiniert  erscheint. 

Zwar  werden  heute  schon  von  der  badischen  Landwirtschaft 
einzelne  Erzeugnisse,  wenn  auch  in  schwankenden  Mengen,  aus- 
geführt. Doch  ist  diese  Ausfuhr  im  allgemeinen  unbedeutend 3 
und  beruht  in  der  Hauptsache  auf  einem  Wechsel  verkehr  mit 
den  Nachbarländern,  wobei  die  Ausfuhr  durch  eine  entsprechende 
Einfuhr  wieder  ausgeglichen  wird.  Dies  hat  vor  allem  seine 
Ursache  darin,  daß  die  derzeitigen  Betriebsverhältnisse  der 
badischen  Landwirtschaft  nicht  in  der  Lage  sind,  den  Erforder- 
nissen des  Exports  zu  entsprechen,  der  darauf  beruht,  *daß  im 
Exportstaate  die  größten  zur  Deckung  seines  Bedarfes  erforder- 
lichen Kosten  geringer  sein  müssen,  als  die  im  Importstaate  zur 
Deckung  des  Konsums  erforderlichen  größten  Kosten«  «.  Dabei 
ist  ferner  noch  besonders  hervorzuheben,  daß  der  Export  wie 


'  Krapotkin,  I -i in il Wirtschaft,  Industrie  und  Handwerk,  S.  It7,  Berlin  1900. 

2  David,  Sozialismus  und  Landwittschaft,  S.  182,  Berlin  1900. 

5  In  nennenswerten  Menden  wird,  wie  wir  gesehen  h.uV-n,  mir  Zichorie,  Tabak 
und  Zuckerrüben  in  verarbeitetem  Zustande  exportiert;  danel>en  findet,  wenn  auch  in 
geringem  Malta,  eine  Ausfuhr  von  Hopfen,  Obst,  Spcisekartoffcln,  Wein  und  Zuchtvieh 
statt     <YYr|»l.  die  einschlägigen  Ziffern  im  Abschnitt  II.) 

^  Schüller,  SchuU/.oll  und  Freihandel,  S.  08,  Wien  1905. 
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überhaupt  der  Verkehr  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  in 
Baden  nicht  in  Händen  der  landwirtschaftlichen  Produzenten, 
sondern  fast  ausschließlich  in  jenen  des  Handels  liegt.  Dieser 
kauft  die  einzelnen  Produkte  auf,  sammelt  sie,  unterzieht  sie  teil- 
weise sogar  einem  Verodlungsverkehr  und  erst  dann  verfrachtet 
er  sie  wieder  weiter.  Die  Vorteile,  weicht?  das  Eisenbahn- 
tarifwesen der  heutigen  badischen  Landwirtschaft  zu 
bieten  vermag,  kommen  ihr  daher  überhaupt  nicht  oder 
nur  in  verschwindend  geringem  Maße  zugute,  obwohl  auf  ge- 
nossenschaftlichem Wege  hier  heute  schon  vieles  zu  erreichen 
wäre.  Doch  der  einzelne  Landwirt  huldigt  hier,  wie  noch  in 
manch  andern  Dingen,  der  Ansicht,  daß  er  Genossenschaften  ent- 
behren könne,  und  ähnlich  wie  beim  Betrieb  seiner  Wirtschaft, 
auch  den  Absatz  seiner  Produkte  auf  eigene  Rechnung  und  Ge- 
fahr hin  besorgen  könne.  Er  wird  durch  dies  sein  Besserwissen 
in  gar  vielen  Fähen,  wenn  auch  nur  teilweise,  um  die  Früchte 
seiner  Arbeit  gebracht,  was  um  so  bedauerlicher  ist,  als  die 
l^andwirtschaft  gegenüber  anderen  Gewerben  ohnehin  nur  einen 
verhältnismäßig  geringen  Reinertrag  abwirft.  Welche  Summe 
übrigens  die  Frachtkosten  bei  der  Beförderung  landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse  absorbieren,  ersehen  wir  am  besten,  wenn  wir  unter 
den  gleichen  Voraussetzungen  wie  Seite  84  die  Höhe  der  Fracht- 
sätze in  Prozenten  des  durchschnittlichen  Verkaufspreises,  aus- 
drücken.   Darnach  betragen  die  Frachtkosten:  (Tabelle  S.  92.) 

Besonders  hoch  er^heinen  hiernach  auf  den  ersten  Blick 
die  prozentuellen  Frachtanteile  für  Stückgutsendungen,  zumal 
wenn  wir  bedenken,  daß  Obst,  Gemüse,  Kartoffeln  und  Milch  fast 
ausschließlich  nur  als  Stückgut  bezogen  werden  Diese  hohen 
Frachtsätze,  welche  teilweise  auch  für  den  Wagenladungsverkehr 
in  Betracht  kommen  und  vom  Konsumentenstaudpunkt  aus  zu 
bekämpfen  sind,  liegen  jedoch,  wie  wir  gesehen  haben,  vollständig 
im  Interesse  sowohl  der  heutigen  badischen,  wie  überhaupt  der 


«  Was  die  prozentuellen  F  räch  Un  teile  für  Getreide  betrifft,  so  ist  zu  berück- 
sichtigen, dali  wir  unseren  Berechnungen  den  höchsten  Frachtsatz,  d.  h.  jenen  des  Spczial- 
Urifs  I  zugrunde  gelegt  halten,  1km  welchem  die  Frachtkosten  für  100  kg  schon  nach 
477«  km  den  Weit  des  Gutes  absorbieren.  Diese  Frscheiming  trifft  jedoch  bei  dem 
Tarif  Mannheim—  Westschwciz  erst  nach  6296  km  und  bei  Zugrundelegung  der  Schiffs- 
fracht Rotterdam  —  l*  Plata  erst  nach  16074  km  ein.  (Vergl.  auch  Lötz,  Ver- 
kehrsentwicklung in  Deutschland,  Seite  129,  Leipzig  1900.) 
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Namen 
der 

Bezeichnung  der  Tarifkktssc,  nach 
welcher  die  Frachtberechnung  er- 
folgt bei  der  Aufgabe 

.2  o 

t  £ 

>*> 

Die  Fracht  in 
Prozenten  des  Durch- 
schnittspreises aus- 
gerechnet  für  Hie 

Warengattung 

als  Stückgnt- 

als  Wagen- 

für 

sendung 

ladung 

i  v  ^ 

Stuckgut- 

Wagen- 

für je  100  kg 

somlung 

ladung 

Cichorien 

•  allgemeine 
Stückgutklasse 

Spezialtarif  III 

3.8«-» 

28,26 

8,80 

Flachs  u.  Hanf 

i 

Spezialtarif  II 

70.00 

o.77 

Getreide 

Sjx'zialtarif  für  be- 
stimmte Stückgüter 

Sp<  /i  dtarif  I 

•l.<l8 

2,Sl 

-M  * 

Hopfin 

allgemeine 
|  Stückgutklasse 

Spezialtarif  II 

1.50 

o.ix 

O.OO 

Kartoffeln 

Spezialtarif  für  be- 
stimmte Stückgüter 

Spezialtarif  III 

5.80 

14,58 

5.04 

Milch 

allgemeine 
Sliickgutk  lasse 
(Aboiinementstarif) 

kommt  in  ganzen 
Wagenladungen 
nicht  zur  Auf- 
lieferung 

10,00 

6.8t. 

Mohn  11.  Keps 

Spezialtarif  für  bc- 
stimmle  Stückgüter 

Spezialtarif  I 

3.1 .00 

2,42 

»3.37 

t  >bst  u.Geiruiso; 

allgemeine 
Sluckgutk  lasse 

allgemeine 
Wagenladungski. 

18,30 

5-79 

3o.> 

Tabak 

c 

-0 

0,87 

-t  •  - 

1  lere 

T  i  c  r  t  a  r  i  f 

1 10,00 

0,4  t« 

Wein 

allgemeine 
Stückgutklasse 

allgemeine 
Wagenladungskl. 

36,00 

3.o8 

1.77 

Zuckemiben 

Spezialtarif  für  hc- 
|  stimmte  Stückgütei 

Rohstofflarif 

1 

1.90 

44.30 

13,08 

gesamten  deutschen  Landwirtschaft,  die  eine  derartige  Tarifpolitik 
zum  Schutz  ihrer  Absatzmärkte  gegenüber  ausländischen  Kon- 
kurrenten braucht.  Diesem  Bedürfnis  der  Landwirtschaft  wird 
im  Rahmen  des  gegenwärtig  auf  sämtlichen  deutschen  Eisen- 

1  Der  vorliegenden  Berechnung  sind  folgende  Annahmen  zugrunde  gel.-gt :  14  Kinder 
werden  in  einem  Wagen  von  I  7  (Quadratmeter  I-adef  lache  befördett.  Die  Kracht  dafür  betragt 
32,80  M.  -4  0,50  M.  Frachturkundensteuer  —  33.30  M.,  somit  für  1  Kind  —  2,38  M. 
Das  Schlachtgewicht  eines  Rindes  wird  zu  350  kg  angenommen:  darnach  kostet  1  kg 
0,68  Pf.  und  lOO  kg  0,68  M.  Fracht.  Für  Kleinvieh  erhöht  sich  diese  Ziffer  um 
etwa  33  o  „. 
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bahnen  eingeführten  Wert-Raum tarifs  soweit  als  möglich  Rech- 
nung getragen.  In  weit  höherem  Maße  könnten  die  Interessen 
der  I^andwirtschaft  zwar  geschützt  werden,  wenn  das  Eisenbahn- 
tarifwesen und  die  Handelspolitik  im  gegenseitigen  Benehmen 
zueinander  geregelt  würden,  eine  Forderung,  die  bereits  Bismarck 
vor  30  Jahren  schon  in  seinem  berühmten  Schreiben  vom 
15.  Dezember  1878  an  den  Bundesrat  aufstellte,  die  aber  heute 
noch  ihrer  Lösung  harrt Wie  richtig  Bismarck  mit  dieser  seiner 
.  Forderung  den  Zusammenhang  zwischen  Agrar-  und  Eisenbahn- 
tarifpolitik erkannt  hatte,  geht  schon  daraus  hervor,  daß  die  er- 
hofften Vorteile  der  Landwirtschaft  auf  dem  Gebiet  der  deutschen 
Zoll-  und  Handelspolitik 2  immer  wieder  durch  den  Bau  inter- 
nationaler Schiffahrtswege  mit  daran  anschließenden  Wasser-  und 
Schienenstraßen  (Suezkanal,  Gotthard-  und  Simplonbahn),  sowie 
infolge  von  Abkürzungen  der  Entfernungen  und  Verbilligung  der 
Frachtsätze  für  transatlantische  Erzeugnisse  paralysiert  und  illu- 
sorisch gemacht  wurden.  Wir  sind  nun  weit  davon  entfernt,  die 
Schwierigkeiten  zu  unterschätzen,  welche  der  Verwirklichung 
eines  derartigen  Planes  entgegenstehen,  zumal  bei  der  Verschieden- 
heit der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  in  Ost-  und  Westelbicn. 
Diese  Schwierigkeiten  auszugleichen  und  dabei  auch  den  Kon- 
suni entenstandpunkt  nicht  unberücksichtigt  zu  lassen,  dafür  würde 
schon  die  deutsche  und  damit  auch  die  badische  Landwirtschaft 
Sorge  tragen,  welch  letztere  heute  noch,  gerade  so  wie  früher, 
trotz  des  ausgebildetsten  Fern  Verkehrswesens  einen  bedeutenden 
Fuhrwerksverkehr  unterhält,  der  besonders  durch  die  hohen  Eisen- 
bahnfrachtkosten  für  den  Lokal  verkehr  begünstigt  wird.  Zugleich 
gewährt  diese  Art  der  Transportbewältigung  den  weiteren  Vor- 
teil, daß  die  einzelnen  Güter  in  der  Wohnung  des  Versenders 
abgeholt  uud  dem  Empfänger  direkt  in  seine  Behausung  gebracht 
werden.  Auf  eine  Verbilligung  der  Eisenbahnfracht,  auf  kürzere 
Entfernungen  hin,  gerichtete  Wünsche  sind  übrigens  bisher  von 
Seiten  der  badischen  Landwirtschaft  noch  nicht  geäußert  worden. 
Wohl  gerade  im  Hinblick  darauf,  daß  fast  in  jedem  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  Zeit  und  Gelegenheit  vorhanden  ist,  der- 
artige Transporte  zu  bewältigen  und  sich  damit  zu  gleicher  Zeit 

«  Seidler  und  Freud,   Die  Kisenbahntarife  in  ihren  Beziehungen  zur  Handels- 
politik, S.  I02,  Leipzig  1904. 

*  Schippel,  Grundzüge  der  Handelspolitik,  S.  290,  Berlin  1902. 
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eine  neue  Einnahmequelle  zu  erschließen.  Dabei  ist  ferner  zu 
berücksichtigen,  dal)  einerseits  in  der  badischen  Landwirtschaft 
teilweise  noch  stark  autarke  Verhältnisse  vorherrschen ;  ander- 
seits muß  hervorgehoben  werden,  daß  gewöhnlich  in  den  einzelnen 
landwirtschaftlichen  Betrieben  keine  derartig  bedeutenden  Güter- 
mengen zur  selben  Zeit  aufkommen,  welche  den  Versand  mit  der 
Bahn  lohnend  erscheinen  lassen  und  eine  genossenschaftliche 
Organisation  des  Absatzes  in  den  meisten  Fällen  noch  fehlt. 
Solange  aber  noch  derartige  Zustände  bestehen,  ist  es, 
wie  schon  bemerkt,  ausgeschlossen,  daß  die  Eisenbahn  der 
Landwirtschaft  beim  Absatz  diejenige  Unterstützung 
bietet,  die  sie  ihr  tatsächlich  bieten  könnte.  Das  ist  be- 
sonders im  Interesse  der  Landwirtschaft  selbst  nur  lebhaft  zu 
bedauern,  da  damit  manch  treffliches  Stück  Mittelstandsptlitik 
verloren  geht,  durch  das  ihr  der  badische  Staat  den  Kampf  ums 
Dasein  erleichtern  konnte. 

Ist  hiernach  auch  der  Einfluß  der  Eisenbahn  auf  den 
Absatz  der  Landwirtschaft  in  Baden  nur  ein  geringer,  so  hat 
er  um  so  tiefeinschneidender  auf  die  Anbauverhältnisse 
dieses  Landes  eingewirkt.  Denn  er  hat  die  gleichsam  ver- 
steinerten Betriebsweisen  in  den  einzelneu  Thünenschen 
Ringen1  durchbrochen,  und  an  ihre  Stelle  die  »freie 
Wirtschaft  gesetzt,  indem  die  Eisenbahn  zusammen  mit 
dem  Handel  die  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  außer- 
irdischen Erzeugnissen  übernommen  hat,  deren  Anbau 
vom  Standpunkt  der  badischen  Landwirtschaft  aus  nicht 
mehr  rentabel  erscheint.  Dadurch  aber  ist  es  der  badischen 
Landwirtschaft  erst  ermöglicht  worden,  sich  von  allen  unwirt- 
schaftlichen Rücksichten  in  ihren  Betriebsweisen  zu  befreien  und 
diese  einzig  und  allein  auf  der  Basis  der  rein  kapitalistischen 
Wirtschaftsweise  aufzubauen. 

C.  Der  Einfluss  der  Eisenbahn  auf  die  wirtschaftliche  Lage 
und  die  innere  Struktur  der  landwirtschafltreibenden 

Bevölkerung". 

Xicht  allein  auf  die  Art  der  Produkt  ionsrichtung, 
auch   auf   die    Verwendung   der   in    den    Betrieben  der 

1  Buchli  r,  l'lium-n  und  seiiu-  natioiuilökiinnmiochcn  I l.iuptlrhrin,  Seile  20, 
Bern  1907. 
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badischen  Landwirtschaft  überschüssig  vorhandenen 
Arbeitskräfte  und  damit  auf  die  wirtschaftliche  Lage  der 
landwirtschafttreibenden  Bevölkerung  hat  die  badische  Eisen- 
bahnpolitik den  nachhaltigsten  Einfluß  ausgeübt.  Dies 
kommt  daher,  daß  sie  insbesondere  durch  Spezialisierungen  des 
Betriebs  und  der  Tarife  sowohl  den  persönlichen  Bedürfnissen, 
wie  auch  der  Leistungskraft  der  Landbevölkerung  im  weit- 
gehendsten Maße  Rechnung  getragen  hat1.  Denn  es  ist  nur  zu 
bogreiflich,  daß  der  auf  dem  Lande  wohnende  und  nur  im  Neben- 
berufe landwirtschafttreibende  Industriearbeiter,  welcher  in  den 
meisten  Fällen  nur  als  Taglöhner,  nicht  aber  als  gelernter  Hand- 
werker, seinen  Unterhalt  verdient,  nicht  imstande  ist,  hohe  Trans- 
portpreise zu  entrichten.  Sie  würden  den  größten  Teil  des 
erhofften  Verdienstes  im  voraus  absorbieren  und  dadurch  den 
Zweck  der  beabsichtigten  Reise  von  vornherein  schon  illusorisch 
machen.  Das  gleiche  gilt  auch  für  die  Bauersfrau,  welche  mit 
den  geringsten  Quantitäten  und  Qualitäten  ihres  Betriebes  den 
benachbarten  Marktort  aufsucht.  Überhaupt  sind  billige  Fahr- 
preise die  allererste  Voraussetzung  für  die  Benützung  der  Eisen- 
bahn durch  den  weitaus  größten  Teil  der  Landbevölkerung,  zu- 
mal wenn  deren  Lebensunterhalt  auf  einer  Kombination  zwischen 
Landwirtschaft  auf  der  einen,  Handel  und  Gewerbe  auf  der 
andern  Seite,  d.  h.  auf  der  sogenannten  »Arbeitsvereinigung  2 
aufgebaut  ist.  Mit  Rücksicht  auf  diese  Leute  muß  daher  der,  an- 
läßlich der  Personentarifreform  vom  i.  Mai  1907  in  Baden  ein- 
geführte billige  Zweipfennigtarif  für  die  dritte  Klasse  der  Per- 
sonenzüge, nur  aufs  freudigste  begrüßt  werden.  Denn  er  wird 
nicht  verfehlen,  gerade  diese  auf  der  » Arbeitsvercinigung* 
basierenden,  vom  sozialpolitischen  Standpunkte  aus  als  so  äußerst 
segensreich  zu  bezeichnenden  Berufsarten  zu  fördern  und  weiter 
auszubilden. 

Bei  dieser  Gelegenheit  muß  wreiter  noch  die  Einrichtung 
der  Schülerkarten  hervorgehoben  werden,  welche,  ohne  nennens- 
werte finanzielle  Opfer,  es  einem  großen  Teil  der  heutigen  Land- 
jugend ermöglicht,  sich  nicht  nur  in  den  allgemeinen  Schul- 
fächern, sondern  auch  speziell  auf  dem  Gebiet  der  Landwirtschaft 


«  Cohn,  Die  englische  Kisenkihnpolitik  der  letzten  10  Jahre,  S.  79,  Leipzig  1883. 
»  Bücher,  Entstehung  der  Volkswirtschaft,  3.  Anfluge,  S.  294,  Tübingen  1901. 
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eine  gediegene  theoretische  und  praktische  Ausbildung 
zu  verschaffen.  In  Betracht  kommt  dabei  der  Besuch  von  Acker- 
bau-, Winter-  oder  Haushaltungsschulen,  von  denen  es  in  Baden, 
in  allen  Landesgegenden  zerstreut,  mehr  als  20  giebt.  Die  Ein- 
richtung der  Schülerkarten  ist  um  so  bedeutsamer,  als  nicht  mehr 
wie  früher  der  Landwirt  unserer  Tage  durch  bloßes  Sparen, 
Schinden  und  Kargen  sein  Fortkommen  findet.  Heute  muß  der 
Bauer  rechnen  können  und  seinen  Betrieb  nach  kauf- 
männischen Gesichtspunkten  leiten.  Um  dieses  Ziel  zu 
erreichen,  ist  es  für  ihn  aber  unumgänglich  notwendig,  eine 
durchgehende  Kenntnis  der  rationellen  landwirtschaftlichen  Be- 
triebslehre im  engsten  Zusammenhange  mit  den  bestehenden 
Wirtschafts-  und  Naturgesetzen  sowie  ein  Verständnis  für  unser 
heutiges  Kredit-,  Hypotheken-  und  Genossenschaftswesen  zu  be- 
sitzen. Es  ist  d.thcr  nur  lebhaft  zu  bedauern,  daß  die  selbständige 
Ausübung  der  Landwirtschaft  im  Hauptberuf,  zumal  sie  sich 
doch  immer  mehr  zu  einem  spekulativ  betriebenen  Erwerbs- 
zweige2 entwickelt,  nicht  schon  längst,  ähnlich  wie  beim  Ge- 
worbebetriebe, von  dem  Nachweis  einer  gewissen  Lehrzeit,  in 
diesem  Falle  also  von  dem  Besuch  einer  Landwirtschaftsschule, 
abhängig  gemacht  wird.  Diese  Forderung  wäre  um  so  leichter 
realisierbar,  als  daraus  bei  der  derzeitigen  dezentralisierten  Lage 
unserer  Landwirtschaftsschulen  im  Verein  mit  unserem  äusgebildeten 
Verkehrswesen  für  den  weitaus  größten  Teil  der  badischen  Land- 
bevölkerung nennenswerte  Schwierigkeiten  nicht  entstehen  würden. 

Weit  wichtiger  aber  noch  wie  die  Einrichtung  der  Schüler- 
karten sind  für  die  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  land- 
wirtschafttreibenden Bevölkerung  die  Arbeiterwochenkarten, 
die,  wie  wir  gesehen  haben,  alltäglich  von  rund  30000  Personen 
aus  allen  Landesgegenden  benützt  werden.  Denn  nicht  aus- 
schließlich in  der  Nähe  der  großen  Städte,  diesen  Zentren  des 
innersten  Thünenschen  Ringes,  ballt  sich  der  Arbeiterverkehr 
zusammen.  Er  verteilt  sich  vielmehr  ziemlich  gleichmäßig  auf 
alle  Landesteile,  teils  der  weitverzweigten  badischen  Industrie 
folgend,  teils  sie  anziehend.    Die  Industrie  saugt  dadurch  die  in 


*  Damit  soll  gesagt  sein,  daH  in  der  heutigen  Lindwirtschaft  auch  die  Stoffum- 
fornmng  immer  mehr  Objekt  der  spekulativen  Kalkulation  wird.  Vergl.  auch  Bücher, 
Artikel  Gewerbe.  S.  3O0,  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Jena  1900. 
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den  Betrieben  der  badisshen  Landwirtschaft  ständig  oder  periodisch 
verfügbaren  Arbeitskräfte  auf.  Damit  ermöglicht  sie  es  den 
kleinbäuerlichen  Besitzern,  anstatt  wie  früher  auszuwandern, 
erst  recht  seßhaft  zu  werden  und  auf  dem  ererbten  bezw. 
erworbenen  oder  ihnen  von  der  Gemeinde  überwiesenen  Grund- 
besitz1, auch  wenn  er  noch  so  klein  an  Umfang  ist,  sich  mit 
Hilfe  der  Familienangehörigen 2  und  nach  dem  Organisations- 
prinzip der  *  Arbeitsvereinigung -s  ein  einkömmliches  Dasein  zu 
vorschaffen.  Unter  dem  Druck  dieser  Verhältnisse  hat  sich  denn 
auch  in  Baden  ein  inniger  Zusammenhang  zwischen 
Landwirtschaft  und  Industrie  herausgebildet,  auf  den  List 
schon  in  seinem  Aufsatz  »über  die  Beziehungen  der  Landwirt- 
schaft zur  Industrie  und  zum  Handel«  hingewiesen  hat.  Auch 
Altkemper  3  hat  diese  Beobachtung  gemacht  und  sie  in  die  Worte 
zusammengefaßt,  »daß  nur  dort  das  Wohl  eines  Landes  gedeihen 
kann,  wo  die  Zwillingsschwestern  der  I^andwirtschaft  und  Industrie 
auf  deren  Tätigkeit,  Schaffensdrang  und  Schaffensmöglichkeit 
das  volkswirtschaftliche  Wohlergehen  beruht,  einmütig  zusammen 
arbeiten.    Der  Verfall  der  einen  ist  der  Ruin  der  andern.« 

Zum  Schluß  gilt  es  hier  noch  einer  in  Baden  alteingebürgert cn 
Sitte  zu  gedenken,  die  Pflege  der  personlichen  Beziehungen 
zwischen  Stadt  und  Land,  wie  sie  besonders  im  Wochenmarkt- 
v  er  kehr  zum  Ausdruck  kommt.  Dieser  Gebrauch  wird  eben- 
falls durch  eisenbahnseitige  Maßregeln  (Lokal verkehr)  gefördert. 
Unseres  Erachtens  läßt  es  sich  zwar  darüber  streiten,  ob  es  für 
die  landwirtschafttreibende  Bevölkerung  nicht  weit  zweckdienlicher 
wäre,  die  durch  den  Marktverkehr  verlorene  Zeit  auf  die  Wirt- 
schaft zu  verwenden.  Der  Marktverkehr  könnte  ja  durch  die 
Gründung  von  Birseckschen  Produktions-  und  Konsumgenossen- 
schaften.'« oder  von  eigenen  Wochenmarktsgenossenschaften  in 
neue  Bahnen  gelenkt  werden.  Besonders  zur  Zeit  der  Ernte 
würde  eine  derartige  Assoziation  der  Landbevölkerung  bedeutende 
Dienste  leisten. 


«  Eliasberg,  Die  Bedeutung  des  Allmendbesitzes  in  der  Gegenwart,  Seite  40, 
Karlsruhe  1907. 

3  Hecht,  Drei  Dörfer  der  Kidischen  Hardt,  S.  38,  Leipzig  1895. 

3  Altkemper,   Die  Landwirtschaft  der  Kreise   Recklinghausen  und  Gelsen- 
kirchen unter  dem  F.influlJ  der  Industrie,  S.  94.  Bonn  100$. 

4  David,  Sozialismus  und  Landwirtschaft,  S.  601,  Berlin  1903. 
Schneider,  Eisenbahn  und  Landwirtschaft.  7 
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All  diesen  Vorteilen  gegenüber,  welche,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  die  Eisenbahn  der  landwirtschafttreibenden  Be- 
völkerung in  ihrer  Gesamtheit  bietet,  müssen  die  Nachteile  voll- 
ständig in  den  Hintergru  nd  treten,  welche,  durch  die  Eisenbahn 
begünstigt,  in  einzelnen  Gegenden  infolge  von  Ab-  oder  Aus- 
wanderung zu  beobachten  sind.  Die  Auswanderung  ist  übrigens 
in  Baden  an  und  für  sich  gering1.  Das  gleiche  gilt  auch  von 
der  Abwanderung,  aus  der  eine  Arbeiternot  für  Baden  nicht  ab- 
geleitet werden  kann.  Tritt  sie  dennoch  ab  und  zu  einmal  besonders 
heftig  auf,  so  sind  dafür  ganz  andere  Faktoren  maßgebend2-5, 
als  die  Eisenbahn,  die  in  der  Hauptsache  nur  segensreich  auf  die 
wirtschaftliche  Lage  der  heutigen  badischen  Landbevölkerung 
eingewirkt  hat.  Dieser  segensreiche  Einfluß  beruht,  wie 
wir  gesehen  haben  darauf,  daß  es  die  Eisenbahn  mit 
in  erster  Linie  gewesen  ist,  welche  das  Prinzip  des 
modernen  Kapitalismus  in  den  Betriebsweisen  der 
badischen  Landwirtschaft  verwirklicht  hat.  Ferner  hat 
sie  die  vom  sozialpolitischen  wie  vom  kulturellen 
Standpunkt  aus  so  hoch  bedeutsamen,  auf  »Arbeits- 
vereinigung«  basierenden  Wirtschaftsweisen  auf  dem 
Lande  hervorgerufen,  ausgebildet,  gefördert  und  damit 
einen  neuen  Mittelstand  geschaffen,  der  einerseits  fest  mit 
Grund  und  Boden,  anderseits  aufs  innigste  mit  Handel,  Gewerbe 
und  Industrie  verbunden,  in  ganz  außerordentlicher  Weise 
zur  Hebung  des  Wohlstandes  auf  dem  Lande  beige- 
tragen hat. 


«  Die  Auswanderung  aus  Baden  nach  iibor.se eischen  Uindern  betrug: 
>895     3-99  Personen  1901     61  I  Personen 

1890     1580        »  1902  824 

1897  1215        »  1903     92  3 

1898  913  »  1904  818 
181,9  753  »  1905  738 
1900  708 

*  Hecht,  Drei  Dörfer  der  badischen  Hardt,  S.  56,  Leipzig  1895. 

J  v.  d.  (ioltz,  Vorlesungen  uUr  Agr.irwesen  und  Agrarpolitik,  S.  28,  Jena  1899. 
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Während  aus  der  Geschichte  des  Braugewerbes  einzelne 
Zeitabschnitte  schon  hie  und  da  für  verschiedene  Gemeinwesen 
geschildert  wurden,  fehlt  es  bisher  an  einer  Darstellung  der 
gesamten  Entwicklung,  die  sich  bis  in  die  Gegenwart  erstreckt 
und  den  überaus  interessanten  Ubergang  zum  Großbetrieb,  als 
auch  die  weitere  Entwicklung  unter  der  Flagge  des  Kapitalismus 
in  dieser  Industrie  darstellt. 

Wenn  auch,  namentlich  die  letztere  Periode,  keine  allzu 
wesentlichen  Unterschiede  in  der  Brauindustrie  in  den  einzelnen 
Gegenden  Deutschlands  aufweist,  so  war  es  doch  nötig,  sich  auf 
ein  engeres  Gebiet  zu  beschränken. 

In  Karlsruhe,  unserer  jüngsten  deutschen  Residenzstadt, 
aber  hat  gerade  das  Brauerei ge werbe  einen  bedeutenden  Auf- 
schwung genommen  und  bildet  eine  der  Hauptindustrieen  der 
Residenz,  so  daß  diese  Stadt  gewissermaßen  dazu  einladet,  hier 
die  Entwicklung  der  Brauindustrie  zu  verfolgen. 


Digitized  by  Google 


Karlsruher  Brauindustrie. 


Die  Zunftzeit 

i.  Die  Gründung  der  Zunft. 

Über  Karlsruhe  im  18.  Jahrhundert  berichtet  Hart  leben 
in  seinem  „Statistischen  Gemälde  der  Residenzstadt  Karlsruhe". 
Nach  ihm  trat  der  Biergenuß  in  Karlsruhe  zurück,  da  der  starke 
Weinbau  in  dem  Großherzogtum  sowohl  als  in  den  benachbarten 
überrheinischen  Gegenden  den  Genuß  des  Weines  allgemein  ein- 
geführt hat.  Das  Bier  wird  also  bei  dieser  lichtvollen  Darstellung 
gar  nicht  genannt;  aber  um  die  Wende  des  18.  und  19.  Jahr- 
hunderts waren  die  Weinpreise  sehr  gestiegen  und  dadurch  kam 
das  Bier  etwas  mehr  in  Aufnahme.  Auch  die  warmen  Getränke 
haben  schon  früher  nicht  die  allgemeine  starke  Aufnahme  er- 
halten wie  in  manchen  anderen  deutschen  Städten.  Die  hohen 
Preise  des  Thees  und  Kaffees,  schreibt  er,  unterdrücken  in  der 
neuen  Zeit  vollends  die  Allgemeinheit  des  Genusses.  Nur  unter 
den  höheren  Ständen  wurde  er  mit  möglichster  Beschränkung 
noch  beibehalten.  Der  wohlhabende  Bürger  genießt  zum  Vor- 
teile seiner  Gesundheit  ein  Glas  Wein  und  ein  Stückchen  Fleisch 
zum  Frühstück.  Der  ärmere  hält  sich  an  einen  Schluck  Brannt- 
wein mit  Brot,  während  sich  die  Hausfrau  mit  ihren  Kindern 
mit  einem  Glas  Milch  und  Brot  begnügt. 

Uber  die  Brauereien  berichtet  er:  Bier  wird  in  einigen 
Brauereien,  besonders  in  der  Nägelischen  und  Clausschen  von 
vorzüglicher  Güte  bereitet,  allein  die  zugenommene  Konsumtion 
veranlaßt,  daß  es  oft  zu  geschwind  verzapft  werden  muß,  daher 
das  berühmte  Heidelberger  Bier  nicht  selten  hier  zu  finden  ist 
1 8 1 3  sind  es  5  Brauereien,  für  18 15  gibt  Hartleben  8  an,  die 
Zahl  der  Gehilfen  war  16;  es  kamen  also  durchschnittlich  2  Ge- 
hilfen auf  jede  Brauerei,  woraus  man  auf  die  Größe  derselben 
schließen  kann. 
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Bis  zu  dieser  Zeit  waren  die  Bierbrauer  noch  nicht  in  einer 
Zunft  zusammengeschlossen.  Erst  1817  machte  der  Stadtrat  den 
Vorschlag,  einen  Vorstand  für  die  Brauer  zu  ernennen,  da  die 
Zahl  derselben  bedeutend  gewachsen  sei.  Zugleich  hatte  man 
bei  diesem  Anlaß  Gelegenheit  genommen,  einen  Versuch  zu 
machen,  die  Brauer  der  Küferzunft  einzuverleiben;  es  wurde 
bemerkt,  daß  dies  um  so  wünschenswerter  sei,  als  die  Brauer  bei 
ihrem  eigenen  Gewerbe  sehr  viel  Küferarbeit  zu  fertigen  haben 
und  deswegen  meistens  Küfergesellen  in  ihre  Dienste  nehmen. 
Auch  wollte  man  durch  diese  Maßregel  die  Zunft  der  Küfer, 
um  die  es  sehr  schlecht  bestellt  war,  vor  dem  Verfall  bewahren. 
Das  Stadtamt  bemerkt  in  dieser  Angelegenheit:  Wenn  die  Bier- 
brauer, die  alle  das  Küferhandwerk  nebenbei  treiben,  nicht  in 
die  Küferzunft  treten  müssen,  wird  sich  diese  Zunft  bald 
auflösen. 

Die  Verhandlungen  betreffs  der  Vereinigungen  zogen  sich 
einige  Jahre  hin,  bis  sie  zustande  kamen.  Auch  nach  der  Ver- 
einigung werden  die  Brauer  und  Küfer  noch  scharf  geschieden. 
So  wollte  z.  B.  die  Zunft  den  Meister  Bronn  nicht  aufnehmen, 
weil  er  seine  Lehrjahre  nur  als  Küfer,  nicht  aber  als  Brauer 
nachweisen  konnte,  und  bezeichnet  dies  als  Zunftschmuggel. 
Gegen  ein  Gesuch  der  Kübler,  die  um  Vereinigung  mit  der 
Brauer-  und  Küferzunft  nachsuchen,  wird  geltend  gemacht,  daß 
die  Brauer-  und  Küferzunft  nach  der  Vereinigung  schon  zahl- 
reich genug  sei  und  jede  Vermehrung  der  Ordnung  nachteilig 
sein  müsse,  zumal  wenigstens  12  Individuen  der  Brauer  sich  auf 
Wanderschaft  befänden.  1820  wird  dringend  um  Statuten  ge- 
beten: es  bestehe  solche  Unordnung  in  der  Zunft,  daß  die  Küfer 
nichts  mehr  in  die  Zunftkasse  einlegen  wollten.  In  demselben 
Jahr  werden  denn  auch  die  Zunftartikel  festgelegt,  nachdem  sie 
amtlich  genehmigt  waren.  Nach  ihnen  richtet  man  sich  in  der 
Folge,  obwohl  sie  vom  Ministerium  des  Innern  nicht  genehmigt 
wurden.  Dieses  war  nämlich  der  Ansicht,  der  Gegenstand  solle 
bis  zu  einer  neuen  Gewerbeordnung  auf  sich  beruhen,  weil  es 
sich  darum  handle,  dem  Zunftwesen  eine  dem  Zeitgeist  ange- 
messene Gestalt  zu  geben. 

Im  Gegensatz  zur  heutigen  Brauerei  lebte  damals  kein 
Brauer  vom  Verkauf  im  Großen,  sondern  jeder  verzapfte  sein 
Bier  selbst  oder  ließ  es  durch  einen  Bcständer  verzapfen.  Von 
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Anfang  an  war  der  Grundsatz  beobachtet  worden,  daß  die  Brauerei 
als  ein  bürgerliches  Gewerbe  zu  betrachten  sei,  dessen  Ausübung 
bloß  an  den  Besitz  des  Bürgerrechts  und  die  gesetzliche  Be- 
fähigung gebunden  ist;  mit  seiner  Ausübung  war  aber  stets  das 
Recht  verbunden,  das  Bier  in  einer  Bierstube  auszuschenken  und 
die  als  Nebengewerbe  durch  die  Natur  der  Sache  und  die  Ge- 
werbeverhältnisse  begründete  Befugnis  des  Branntweinschanks 
auszuüben.  Dies  konstatierte  das  Ministerium  des  Innern  in  einer 
Unterstützung  des  Gesuchs  des  Brauers  Eisele  1822,  dem  das 
Staatsministerium  nicht  genehmigen  wollte,  sein  Bier  selbst  ver- 
zapfen zu  dürfen. 

Fremdes,  d.  h.  nicht  selbst  gebrautes  Bier  zu  verzapfen,  war 
den  Brauern  verboten,  ebenso  der  Verkauf  oder  Tausch  zwischen 
den  Brauereien.  Im  Jahre  1850  beklagten  sie  sich  über  diese 
Bestimmung.  Sie  führten  in  ihrer  Beschwerde  an,  neben  häufig 
eintretenden  Betriebsstockungen  komme  es  nicht  selten  vor,  daß 
bei  der  so  unsicheren  Berechnung  des  im  Sommer  abzusetzenden 
Bierquantums  der  Vorrat  an  Lagerbier  schon  im  August  oder 
September  zu  Ende  gehe,  und  der  Brauer  den  Bierausschank  bis 
zum  Eintritt  der  zum  Brauen  geeigneten  Witterung,  also  bis  zum 
Oktober  oder  noch  länger,  einstellen  müsse.  Da  aber  ein  Still- 
stand der  Wirtschaft  immer  eine  nachteilige  Wirkung  auf  die 
Ausdehnung  derselben  ausübe  und  bei  Wiedereröffnung  derselben 
die  Schwierigkeit,  wieder  Kunden  zu  erwerben,  oft  ebenso  groß 
wie  bei  Neueröffnung  sei,  da  auch  oft  zu  gleicher  Zeit  andere 
Brauereien  so  große  Vorräte  an  Bier  übrig  hätten,  daß  sie 
fürchten  müßten,  dasselbe  gar  nicht  mehr  absetzen  zu  können, 
so  wäre  es  das  einfachste,  den  gegenseitigen  Kauf  zu  erlauben. 
Ihre  Beschwerde  half  ihnen  aber  nichts  und  auf  die  Innehaltung 
des  Verbots  wurde  streng  gesehen;  um  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts finden  wir  eine  Benachrichtigung  der  Obermeister  durch 
das  Polizeiamt,  wonach  Chr.  Glaßner  wegen  Ausschenkens  nicht 
selbst  gebrauten  Bieres  in  eine  Geldstrafe  von  15  fl.  verfällt 
wurde. 

2.  Die  Meister. 

In  den  wenigen  Akten,  die  etwas  über  die  Brauerzunft  ent- 
halten, nehmen  den  meisten  Raum  die  Verhandlungen  über  die 
Aufnahme  neuer  Meister  ein. 
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Der  neuaufzunehmende  Meister  hat  an  Gebühren  zu  ent- 
richten: 

1.  Ein  Meisters-Sohn  von  Karlsruhe   —.45  fl. 

2.  Ein  Karlsruher  Bürgers-Sohn   1.30  „ 

3.  Ein  Fremder,  der  eines  Meisters  Witwe  oder 
Tochter  heiratet   5.—  „ 

4.  Ein  Fremder   7.50  „ 

Nicht  nur  der  fremde  Brauer,  der  eine  Karlsruher  Brauers- 
tochter heimführte,  genoß  eine  Heiratsprämie  von  2,50  fl.,  auch 
die  Meisterstochter  hatte  einen  Vorteil  vom  Heiraten,  indem  es 
ihr  nur  gestattet  war,  das  Gewerbe  des  Vaters  weiter  zu  führen, 
wenn  sie  einen  anderen  Meister  heiratete;  »denn  einer  ledigen 
Weibsperson  war  die  Führung  eines  bürgerlichen  Gewerbes  sonst 
nicht  erlaubt  ,  schreibt  das  Polizeiamt  vor.  Ein  Fremder  mußte 
natürlich  erst  das  Bürgerrecht  erworben  haben,  was  neben  dem 
Nachweis  eines  bestimmten  Vermögens  und  eines  guten  Leu- 
mundes mit  ziemlichen  Kosten  verbunden  war.  Es  waren  zu 
entrichten : 

120  fl.  zur  Stadtkasse, 
22  »  zum  Waisenfonds, 
25  *  zum  Waisenlehrgelderfonds, 
10      zur  Witwenkasse, 

Ein  Einheimischer  brauchte  nur  zu  entrichten: 

10  fl.  zur  Stadtkasse, 

10  5  zur  Bürgerwitwenkasse, 

1 1  »  zum  Waisenfonds. 

Beim  Einschreiben  hat  der  Meister  45  kr.  zu  entrichten, 
wovon  2  3  in  die  Zunftkasse  fließen,  und  den  beiden  Ober- 
meistern gehört.  Von  den  Obermeistern  gehört  der  eine  der 
Brauerzunft,  der  andere  der  Küferzunft  an.  Kann  der  Meister 
nicht  eine  dreijährige  Wanderschaft  nachweisen,  so  hat  er  für 
jedes  nicht  gewanderte  Jahr  5  fl.  zu  entrichten ;  wer  von  der 
Fertigung  des  Meisterstücks  dispensiert  werden  will,  hat  18  fl.  in 
die  Zunftkasse  zu  zahlen.  Besondere  Strafen  sind  ferner  bestimmt 
für  die  Fehler  bei  Fertigung  eines  Meisterstücks. 

Jeder  Obermeister  hat  jährlich  1,30  fl.  als  Belohnung  für 
seine  Tätigkeit  zu  beanspruchen.    Diese  besteht  insbesondere  in 
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der  Führung  der  Zunftbücher,  Meister-  und  Lehrlingsbücher,  und 
in  der  Besorgung  aller  Geldangelegenheiten  der  Zunft.  Am  Ende 
der  Amtsperiode  müssen  dem  Stadtamtsrevisorat  die  Zunftrech- 
nungen vorgelegt  werden.  Da  die  Obermeister  in  der  Schreib- 
kunst nicht  immer  sehr  bewandert  sind,  wird  ein  Zunftschreiber 
angestellt. 

Im  Jahre  1839  wollten  die  Zunftmitglieder  eine  Trennung 
der  Zunft  herbeiführen,  da  die  Ausführung  aber  auf  allzugroße 
Schwierigkeiten  stieß,  nahm  man  davon  wieder  Abstand.  Der 
Anlaß  zur  Unzufriedenheit  der  Zunftmitglieder  war  der  Umstand 
gewesen,  daß  der  Küfer  Höfle  zu  den  Bierbrauern  übergegangen 
war;  um  den  sich  aus  ähnlichen  Fällen  ergebenden  Streitigkeiten 
aus  dem  Wege  zu  gehen,  wurden  nun  je  2  Küfer  und  Brauer 
als  Obermeister  und  Beisitzmeister  gewählt.  Auch  wurde  be- 
schlossen, es  solle  bei  Verhinderung  eines  Obermeisters  der 
Beisitzmeister  als  dessen  Ersatzmann  an  seine  Stelle  treten  und 
sollte  sie  bis  zur  nächsten  Obermeisterwahl  versehen.  Ein  ge- 
wesener Obermeister  war  befugt,  in  der  nächsten  Periode  die 
Wahl  eines  Beisitzers  für  sich  abzulehnen.  Das  Amt  der  Ober- 
meister wurde  nicht  immer  mit  besonderer  Vorliebe  bekleidet. 
1820  beschwerten  sich  die  Obermeister  darüber,  daß  sie  schon 
seit  5  Jahren  das  Amt  bekleiden  und  dessen  ledig  sein  wollen, 
weil  die  Stelle  selbst  so  manches  Verdrießliche  und  dabei  un- 
belohnte  Geschäfte  mit  sich  bringe.  Man  könne  einem  nicht 
zumuten,  ein  Amt  länger  zu  bekleiden,  wenn  man  sein  eigenes 
Geld  zusetze.  Daß  ihnen  so  manches  Verdrießliche  nicht  erspart 
blieb,  ist  allerdings  erklärlich,  wenn  182 1  es  sich  sogar  ereignen 
konnte,  daß  von  einem  Brauer  und  einem  Küfer  durch  den 
Jungmeister  Neff  die  Zunft  zusammengerufen  wurde  mit  dem 
ausdrücklichen  Bemerken,  daß  er  dazu  die  beiden  Obermeister 
nicht  laden  solle. 

Das  Meisterstück  besteht  anfangs  nur  in  einer  praktischen, 
seit  1847  nach  einem  Beschluß  der  Zunft  auch  in  einer  theo- 
retischen Prüfung.  Die  praktische  besteht  in  der  Verfertigung 
eines  >Suttes  Bier«,  wobei  namentlich  das  Weichen  der  Gerste, 
die  Präparation  des  Malzes  und  das  Einmaischen  (Brühen)  Haupt- 
beobachtungen sind.  Wie  die  theoretische  Prüfung  gehandhabt 
wurde,  zeigen  die  folgenden  Fragen,  die  1848  in  einer  solchen 
Prüfung  gestellt  wurden: 
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1.  Welches  sind  die  Kennzeichen  einer  gesunden  Gerste  und 
welche  Bestandteile  hat  sie  im  allgemeinen  ? 

2.  Woran  erkennt  man  einen  guten  Hopfen,  was  sind  im  all- 
gemeinen die  inneren  Bestandteile  desselben  und  woran 
läßt  sich  verfälschter  Hopfen  am  leichtesten  erkennen  ? 

3.  Welche  Veränderung  muß  mit  der  Gerste  vor  sich  gehen, 
wenn  dieselbe  zu  einem  guten  Malz  umgewandelt  werden 
soll  und  wie  nennt  man  die  an  beiden  Enden  des  Gersten- 
korns hervorschießenden  Keime? 

4.  Was  hat  das  Dörren  für  einen  Zweck  und  welche  Ver- 
änderung geht  mit  dem  Malz  damit  vor? 

5.  Welchen  Zweck  sucht  man  durch  das  Einteigen  und  Mai- 
schen zu  erreichen? 

6.  Wie  muß  der  Gärungsprozeß  vor  sich  gehen,  welchen 
Zweck  hat  er,  welches  sind  die  Hauptbestandteile  des  ge- 
gorenen Bieres  und  welches  sind  die  Anzeichen  einer  gut 
bestandenen  Gäre? 

7.  Was  nennt  man  die  Nachgäre;  ist  dieselbe  zum  Hell- 
werden oder  überhaupt  zur  Haltbarkeit  des  Bieres  not- 
wendig und  wie  lange  dauert  sie? 

8.  Welche  Witterun gs Verhältnisse  und  welche  Wärmegrade 
zum  Anstellen  des  Bieres  sind  einer  guten  Untergäre 
förderlich  ? 

Sehr  selten  kam  es  vor,  daß  ein  Jungmeister  die  Prüfung 
nicht  bestand.  Die  Aufnahme  wurde  erst  erschwert,  als  man 
neue  Mitglieder  in  die  Zunft  nicht  mehr  aufnehmen  wollte. 
Anfangs  gaben  die  Meister  zwar  nicht  zu,  daß  ihnen  eine  Ver- 
mehrung der  Meister  unangenehm  sei,  aber  schließlich  kam  es 
in  den  Berichten  an  den  Gemeinderat  offen  zum  Ausdruck. 
Seit  den  40  er  Jahren  suchte  und  fand  man  fast  bei  jedem 
Meister,  der  sich  in  Karlsruhe  ansiedeln  wollte,  einen  Grund,  der 
ihm  dies  erschweren  oder  unmöglich  machen  sollte.  Jetzt  kam 
es  hie  und  da  vor,  daß  ein  Meisterstück  als  nicht  gelungen 
befunden  wurde.  Dem  Jungmeister  Bronn  z.  B.,  der  dies  er- 
fahren mußte,  wurde  von  der  Zunft  bedeutet,  daß  gerade  im 
Mälzen  ein  Hauptwissen  der  Braukunst  liege;  davon  verstehe 
aber  der  Jungmeister,  der  altes  Malz  verwendet  habe,  gar  nichts; 
das  sei  geradeso,  als  wenn  ein  Schuster,  der  sein  Meisterstück 
fertigen  soll,   einen   schön   gefertigten  Schuh  kauft,  ihn  dann 
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wichst  und  sagte:  Hier  ist  mein  Produkt.  Streng  wird  von  nun 
an  darauf  gehalten,  daß  die  vorgeschriebene  Lehr-  und  Wander- 
zeit nachgewiesen  wird.  Selbstverständlich  besteht  man  darauf, 
daß  der  Brauer  das  Gewerbe  überhaupt  erlernt  hat,  und  man  ist 
ganz  entsetzt,  daß  der  Partikulier  Werner  eine  Brauerei  errichten 
und  sie  von  einem  Gehilfen,  der  als  geschickter  Brauer  bekannt 
ist,  betreiben  lassen  will.  Bemerkenswert  ist,  daß  in  diesem 
Punkte  die  Polizeibehörde  noch  strenger  als  selbst  die  Zunft  an 
den  einmal  festgesetzten  Paragraphen  festhält.  Dem  Ferdinand 
Albert  Printz,  dem  Sohn  eines  Karlsruher  Bürgers,  ist  die  Zunft 
geneigt,  das  Meisterrecht  zu  verschaffen,  weil  er  im  Inland  gelernt 
hat,  i  */',  Jahre  im  Ausland  gewandert  ist,  und  die  fehlende 
Wanderzeit  in  Karlsruhe  nach  dem  Tode  des  Bierbrauers  Hoefle 
das  Gewerbe  der  Witwe,  die  keinen  Sohn  und  keine  Verwandte 
hatte,  fortführte,  und  zwar  zum  Wohl  der  ganzen  Familie.  Der 
Gemeinderat  befürwortet  das  Gesuch  beim  Stadtamt;  auch  dieses 
genehmigt  es  und  gibt  es  an  das  Großh.  Polizeiamt  weiter, 
von  dort  kommt  es  aber  mit  dem  Bemerken  zurück,  daß  nach 
der  Verfügung  des  Großh.  Ministeriums  des  Innern  vom  26.  August 
1842  keine  Nachsicht  von  der  gesetzlichen  Wanderschaft  erteilt 
werden  darf.  —  Ähnlich  ergeht  es  dem  Stephan  Moninger,  dem 
Schwierigkeiten  bereitet  werden,  weil  es  ihm  an  einem  durch  die 
badischen  Zunftgesetze  vorgeschriebenen  Lehrbrief  gebricht.  Zur 
Entscheidung  dieses  Falles  wird  eine  besondere  Zunftversammlung 
einberufen  und  mit  geringer  Majorität  wird  zu  seinen  Gunsten 
entschieden;  aber  nur  unter  der  Bedingung  soll  er  aufgenommen 
werden,  wenn  er  die  Witwe  des  Brauers  Kaufmann  heiratet, 
was  allerdings  schon  in  seiner  Absicht  gelegen  hatte. 

Noch  1848  verwahrt  sich  die  Zunft  energisch  gegen  den 
Verdacht  der  Schikane  oder  der  kleinlichen  Furcht  vor  Konkur- 
renz.  Wie  es  aber  damit  bestellt  war,  zeigen  die  folgenden  Fälle: 

Gegen  den  Peter  Edler,  der  sich  aufnehmen  lassen  will,  ist 
zwar,  wie  die  Zunft  zugeben  muß,  bezüglich  seines  guten  Leu- 
mundes und  des  sogenannten  Nahrungszweiges  nichts  einzuwenden, 
da  er  das  vom  Gesetz  vorgeschriebene  Vermögen  besitzt;  allein 
bei  der  Beurteilung  der  Annahmegesuche  von  Brauern  und 
Küfern,  meint  die  Zunft,  solle  man  bezüglich  des  Vermögens  die 
Grenzen  doch  etwas  enger  ziehen,  denn  jederman  wisse,  daß  das 
Brauereigeschäft,  wenn  es  seinen  Mann  ernähren  soll,  in  größeren 
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Städten  nur  mit  Hilfe  eines  namhaften  Betriebskapitals  betrieben 
werden  könne.  Die  Vermögensverhältnisse  des  Petenten  Köllen- 
berger  werden  gleichfalls  beanstandet;  in  ihrem  Bericht  an  den 
Gemeinderat  führt  die  Zunft  darüber  an:  Die  Stadt  Karlsruhe 
mit  ihren  etlich  und  20000  Einwohnern  zählt  gegenwärtig 
29  Brauereien  (1848),  eine  Zahl,  die  im  Vergleich  mit  anderen 
größeren  Städten  des  Großherzogtums  ein  sehr  grelles  Miß- 
verhältnis herausstellt.  Die  Bierkonsumtion  ist  seit  neuerer  Zeit 
beträchtlich  im  Abnehmen  begriffen;  denn  es  ist  erfahrungs- 
gemäß ausgemacht,  daß  uns  die  Eisenbahn  nicht  nur  keine  Gäste 
bringt,  vielmehr  —  besonders  im  Sommer  hindurch  —  uns  solche 
entführt.  Man  braucht  somit  kein  Rechenkünstler  zu  sein,  um 
ermessen  zu  können,  daß  eine  ganz  un verhältnismäßige  Über- 
setzung des  Brauereigewerbes  in  hiesiger  Stadt  vorhanden  ist 
und  die  bedauerlichsten  Tatsachen  sprechen  dafür,  daß  die  hiesigen 
Bierbrauer  während  der  letzten  paar  Jahre  nur  unter  schweren 
pekuniären  Opfern  den  Fortbetrieb  ihres  Gewerbes  ermöglichten. 
Zwei  unserer  Zunftgenossen,  Becker  und  Pfrang,  haben  ihre 
Brauereien,  obgleich  noch  in  eigentümlichen  Besitz  derselben 
außer  Betrieb  gesetzt;  drei  weitere  Brauereien  aber,  nämlich  die 
Hambrechtsche,  Hammersche  und  Künzlesche,  stehen  seit  länger 
als  Jahr  und  Tag  stille  wegen  Vergantung  der  Eigentümer,  noch 
andere  aber  befinden  sich  bekanntlich  auf  so  schwachen  Füßen, 
daß  leider  eine  Betriebsunterbrechung,  wo  nicht  ein  gänzliches 
Eingehen  nicht  mehr  lange  auf  sich  warten  lassen  dürfte.  Außer- 
dem befitidcn  sich  mindestens  10  junge  Brauer  von  Karlsruhe 
in  der  Fremde,  die  später  zurückkommen  und  die  man  in  dem 
Antritt  ihres  angeborenen  Bürgerrechts  behufs  der  Betreibung 
ihres  Gewerbes  nicht  hindern  kann.  —  Bei  der  Aufnahme  des 
Bierbrauers  Friedrich  Hoepfner  aus  Eggenstein  1850  endlich 
schreibt  die  Zunft:  In  einem  Augenblick,  wo  die  Residenzstadt 
schon  von  so  vielen  Unglücksfällen  betroffen,  noch  durch  den 
Verlust  einer  bedeutenden  Verkehrsstraße  bedroht  ist  und  daher, 
abgesehen  von  der  Stockung  in  allen  Geschäftsverhältnissen, 
ihre  zahlreichen  Bierbrauer  einer  sehr  ungewissen  Zukunft  ent- 
gegengehen, finden  wir  es  sehr  sonderbar,  daß  ein  Bierbrauer 
hierher  übersiedeln  will,  der  an  seinem  bisherigen  Wohnorte 
ein  genügendes  Einkommen  hatte  und  sich  ein  bedeutendes 
Vermögen  erwerben   konnte.     Unter  jeder  Bedingung  besteht 
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die  Zunft  auf  Ablegung  eines  Meisterstückes,  obwohl  er  in 
seinem  Heimatsort  schon  ein  solches  abgelegt  hat.  Denn  die 
Zunftstatuten  lassen  nur  ein  solches  Meisterstück  zu,  welches  in 
einer  der  vier  Hauptstädte  des  lindes  gemacht  wurde,  Petent 
aber  das  Seinige  in  der  Dorfgemeinde  Linkenheim  geliefert  hat. 

Die  Zunft  drang  allerdings  selten  mit  ihren  Bitten  durch; 
denn  der  Gemeinderat  ließ  sich  nicht  durch  sie  beeinflussen  und 
wenn  nicht  sehr  triftige  Gründe  vorlagen,  versagte  er  im  all- 
gemeinen die  Aufnahme  nicht. 

3.  Die  Gesellen. 

Das  Verhältnis  der  Gesellen  zu  den  Meistern  findet  1836 
durch  die  Stadt  eine  einheitliche  Regelung.  Die  Stadt  will 
strengere  Maßregeln  ergreifen,  weil  der  Verdacht  vorliegt,  daß 
der  häufige  Wechsel  infolge  von  Anstiftung  von  Gesellen,  ins- 
besondere zur  Erreichung  höherer  Löhne  stattfindet. 

Ein  wichtiger  Punkt  war  die  Unterstützung  arbeitsloser 
Gesellen  und  der  Arbeitsnachweis.  Der  Obermeister,  der  die 
Geschenkkasse  hat  und  die  Geschenkzeichen  ausgibt,  schickt  die 
zureisenden  Gesellen  zu  dem  Meister,  der  solche  brauchen  kann, 
mit  einem  Zettel,  worauf  der  Name  des  Meisters  verzeichnet  ist 
Gibt  dieser  ihnen  keine  Arbeit,  so  schreibt  er  seinen  Namen  auf 
den  Zettel  und  gegen  Rückgabe  desselben  verabreicht  der  Ober- 
meister das  Geschenk.  Das  Umschauen  der  Gesellen  bei  den 
einzelnen  Meistern,  wie  es  vordem  der  Fall  war,  ist  unstatthaft 
und  die  sämtlichen  Meister  machen  sich  verbindlich,  selbst  keiner- 
lei Geschenke  zu  verabreichen.  Diese  Angelegenheit  wird  auch 
durch  das  Polizeiamt  geregelt;  in  der  Herberge  war  nach  dessen 
Vorschrift  eine  Bestimmung  angeschlagen,  nach  welcher  der 
Geselle  nur  in  der  Herberge  nach  Arbeit  fragen  durfte;  geht 
er  zu  einem  anderen  Meister,  als  zu  dem,  der  ihm  angegeben 
wird,  so  ist  er  wegen  Betteins  zu  bestrafen  (1846).  Der  Geselle 
erhält  also  ein  Geschenk,  wenn  keine  Arbeit  für  ihn  vorhanden 
ist;  hat  er  aber  keine  Lust,  bei  dem  Meister,  der  Arbeit  zu 
vergeben  hat,  einzutreten,  so  bekommt  er  nichts. 

Für  kranke  Gesellen  war  in  der  Zunft  gesorgt  durch  ein 
Institut,  das  dem  der  jetzigen  Krankenkasse  ähnlich  ist.  Die  von 
den  Arbeitgebern  einseitig  festgesetzten  Statuten  aus  dem  Jahre 
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1833  besagen  darüber:  Jedem  hier  in  Arbeit  stehenden  Küfer 
und  Brauer  dient  hiermit  zur  Nachricht,  daß  er  von  dem  Tage 
seines  Eintritts  an  zur  Auflage  in  die  Spitalkasse,  und  zwar  in 
der  Art  verbunden  ist,  daß,  wenn  er  auch  keinen  Monat  hier 
verbleibt,  er  für  jede  Woche  3  kr.  zu  entrichten  hat.  Diese 
Auflage  geschieht  immer  den  ersten  Sonntag  eines  jeden  Monats 
nachmittags  2  Uhr  für  den  verflossenen  Monat  auf  der  Herbergs- 
stube, wo  die  Gelder  durch  den  Altgesellen  in  Empfang  ge- 
nommen und  dem  Obermeister  gegen  Quittung  überliefert  werden. 
Der  in  Arbeit  stehende  Gehilfe,  er  mag  In-  oder  Ausländer, 
beurlaubter  Militär  oder  Meisterssohn  sein,  so  lange  er  in  Arbeit 
steht,  hat  er  zur  Auflage  beizutragen.  Der  Altgesell  ist  für 
seine  Bemühung  hierbei  frei.  Wer  bei  der  Auflage  an  den  oben 
bestimmten  Tagen  nicht  erscheint,  verfällt  in  eine  Strafe  von 
12  kr.,  welche  der  Obermeister  durch  einen  Amtsdiener  gegen 
eine  Hebegebühr  von  6  kr.  einziehen  lassen  wird.  Wo  übrigens 
bei  einem  Meister  mehrere  Arbeiter  sind,  genügt  es,  wenn  nur 
einer  erscheint  und  die  Auflage  für  alle  entrichtet.  Der  Altgesell 
wird  dem,  der  aus  Arbeit  tritt  und  abzureisen  gedenkt,  die  Karte 
nicht  eher  verabfolgen,  bis  er  die  ihn  betroffene  Auflage  ent- 
richtete, anderenfalls  der  Altgeselle  bei  der  Abrechnung  für  den 
Ersatz  haften  muß.  Damit  sich  keiner  mit  Unwissenheit  ent- 
schuldigen kann,  ist  diese  Anordnung  in  allen  Bierbrauereien 
anzuschlagen. 

Im  Jahre  1844  bringt  der  Brauerobermeister  den  Brauer 
Drechsler  zur  Anzeige,  weil  derselbe  das  Spitalgeld  von  seinem 
Gesellen  schon  längere  Zeit  nicht  mehr  entrichtet  habe.  Daraus 
geht  hervor,  daß  man  die  Statuten  geändert  hatte  und  jetzt  nicht 
mehr  der  Altgeselle,  sondern  der  Jungmeister  von  seinen  Ge- 
sellen die  Beträge  einfordert.  Zur  selben  Zeit  soll  die  Auflage, 
da  die  Kasse  stark  in  Schulden  geraten  ist,  um  die  Hälfte  er- 
höht werden;  die  Gesellen  sind  auch  damit  einverstanden,  bitten 
aber,  damit  bis  zum  Oktober  zu  warten,  weil  die  Zahl  der  Ge- 
sellen wegen  des  bei  der  warmen  Witterung  unbedeutenden 
Brauens  zu  gering  sei.  Das  Einsammeln  der  Beträge  vom  Jung- 
meister geschieht  in  der  Weise,  daß  dieser  dieselben  bei  den  ein- 
zelnen Meistern  einfordert;  diese  wiederum  ziehen  den  Betrag 
von  ihren  Gesellen  ein.  Im  Jahre  1855  will  ein  Jungmeister  die 
Krankenkassenbeiträge  nicht  mehr  einziehen  mit  dem  Bemerken, 
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es  möge  dies  der  Altgeselle  tun.  Aber  die  Zunft  ist  damit  nicht 
einverstanden;  sie  schreibt,  daß  durch  diese  Einrichtung  gerade 
jeder  Anlaß  zu  Versammlungen  der  Gesellen  vermieden  werden 
soll;  denn  —  fährt  sie  fort  —  wir  wissen  leider  nur  zu  sehr  aus 
eigener  Wahrnehmung,  zu  was  die  Zusammenkünfte  der  Gesellen, 
insbesondere  der  Küfer-  und  Brauergesellen,  führen.  Nicht  zu 
reden  von  dabei  vorkommenden  Völlereien  und  Ausschweifungen 
jeder  Art,  werden  die  Gesellen,  mit  denen  ohne  dies  kaum  mehr 
auszukommen  ist,  nach  ihren  Zusammenkünften  in  der  Regel 
immer  schwieriger,  brutaler,  anmaßender  und  anspruchsvoller, 
weil  sie  bei  solchen  Gelegenheiten  hauptsächlich  nur  allerlei  Auf- 
hetzungen gegen  die  Meister  austauschen  und  sich  gegenseitig 
gegen  dieselben  aufreizen  und  aufhetzen. 

1851  nimmt  die  Zunft  wieder  eine  Änderung  in  der  Er- 
hebung der  Beiträge  vor  und  beschließt,  die  Spitalbeiträge  der 
Gesellen  einfach  vom  Lohn  zurückzubehalten  und  am  Anfang 
jeden  Monats  dem  Jungmeister  zu  verabfolgen  zusammen  mit  den 
Geschenkbeiträgen.  Im  Jahre  1861  setzten  es  die  Gesellen  durch, 
daß  wieder  der  Altgeselle  die  Beiträge  einsammelt  Sie  sind  nicht 
mehr  damit  zufrieden,  daß  der  Jungmeister  damit  beauftragt  wird, 
bei  den  Gesellen  in  der  Stadt  herumzugehen  und  Spitalauflagen 
einzusammeln,  und  ihnen  auf  diese  Weise  jede  Kontrolle  fehle;  bei 
anderen  Zünften  würden  diese  Auflagen  von  den  Pflichtigen  auf 
der  Herberge  abgegeben,  dort  eingetragen  und  verrechnet,  und  so 
wollen  sie  es  auch  gehandhabt  haben. 

In  einem  Umlaufschreiben  bezüglich  der  Gesellen  wird  fest- 
gesetzt, daß  diese,  wenn  sie  aus  irgend  einem  Grund  aus  der  Arbeit 
treten,  drei  Monate  die  Stadt  verlassen  sollen,  und  innerhalb  dieser 
Frist  darf  sie  kein  Meister  der  Stadt  einstellen. 

Seit  1847,  wo  man  eine  theoretische  Meisterprüfung  ein- 
führte, wurde  auch  ein  Gesellenstück  gefordert  von  denen,  die 
aus  der  Lehre  entlassen  werden  wollten,  denn  es  mehrte  sich 
nach  Ansicht  der  Meister  die  Zahl  der  Stümper.  Das  Gesellen- 
stück bestand  in  Anfertigung  eines  Malzhaufens,  außerdem  mußten 
allgemeine  technische  Fragen  beantwortet  werden. 

Während  die  Krankenkassen  weiter  ausgebaut  wurden,  ist 
nach  Auflösung  der  Zunft  die  in  mancher  Beziehung  ganz  vor- 
teilhafte Einrichtung  der  Geschenkkassen  eingegangen.  Damals 
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war  kein  Arbeitsfeld  für  den  Landstreicher;  heute  ist  er  eine 
typische  Erscheinung,  wie  er  „arbeitsuchend'4  von  Brauerei  zu 
Brauerei  geht  und  sein  Nickelstück  in  Empfang  nimmt,  nachdem 
er  sich  als  Brauer  ausgewiesen  hat  durch  sein  Sprüchlein: 

„Gott  gebe  Glück  und  Segen  rein,  schönen  Gruß  vom 

letzten  Meister  und  Gesellen  des  ehrlichen  Handwerks. 

Ein  fremder  Brauer  spricht  um  Arbeit  zu." 

4.  Die  Lehrlinge. 

Der  Lehrjunge  hat  beim  Einschreiben  in  die  Zunftkasse 
1.30  fl.  zu  bezahlen;  derselbe  Betrag  ist  beim  Ausschreiben 
zu  entrichten.  1853  schreibt  die  Zunft:  Für  einen  Brauer- 
lehrling darf  die  Lehrzeit  nicht  unter  zwei  Jahre  herabgesetzt 
werden,  weil  das  eigentliche  Braugeschäft  nur  im  Winterhalbjahr 
d.  h.  von  Oktober  bis  Ende  April,  betrieben  wird,  zwei  solcher 
Semester  aber  von  dem  Lehrling  fleißig  benutzt  werden  müssen, 
wenn  er  aus  der  Lehre  entlassen  werden  will.  Einen  vollständigen 
Bierbrauer  macht  indes  diese  Lehre  noch  keineswegs;  sie  ist  nur 
die  Zeit  der  Vorbereitung.  Die  Wanderschaft  erst,  verbunden 
mit  einem  bescheidenen  sittlichen  Lebenswandel  ist  die  Werk- 
stätte, wo  er  sich  zum  künftigen  Gewerbsmann  ausbilden  kann 
und  soll. 

Während  der  Dauer  der  Lehrzeit  mußte  der  Lehrling  die 
Gewerbeschule  besuchen  (1860);  der  Lehrherr  war  gesetzlich  dazu 
verpflichtet,  den  Lehrling  zum  Besuch  derselben  anzuhalten.  Der 
Unterricht  dauerte  zwei  Jahre,  doch  scheinen  die  Anforderungen 
keine  allzu  großen  gewesen  zu  sein;  so  hatte  ein  Brauerlehrling, 
Karl  Walter,  von  den  1 1  Fächern,  die  dort  gelehrt  wurden,  nur 
an  dreien,  nämlich  Arithmetik,  Geschäftsauf  Sätze  und  Buchführung, 
teilgenommen.  Seine  Kenntnisse  in  diesen  Fächern  waren  mit 
„gering"  bescheinigt,  aber  er  erhielt  doch  sein  Zeugnis  am  Schluß. 
Die  Zustimmung  der  Schule  war  erforderlich,  bevor  der  Lehrling 
zum  Gehilfen  ausgeschrieben  wurde.  Der  Besuch  höherer  An- 
stalten, wie  der  Schule  „La  Fontaine"  oder  des  Lyceums  und  der 
Polytechnischen  Schule  befreite  vom  Besuch  der  Gewerbeschule. 

Ein  Lehrbrief  aus  dem  Jahre  1860  lautet: 

„Gg.  Lang  aus  Bruchsal  war  vom  10.  September  1858 
bis  10.  September  1860  bei  mir  als  Bierbrauer  in  der 
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Lehre  und  hat  sich  während  dieser  Zeit  treu  und  fleißig 
gezeigt,  so  daß  ich  denselben  jedermann  bestens  em- 
pfehlen kann!" 

5.  Die  Auflösung  der  Zunft 

Um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  macht  sich  ein  allmäh- 
licher Zerfall  der  Zunft  bemerkbar.  Er  kommt  zuerst  in  einer 
immer  mehr  zunehmenden  Interessenlosigkeit  der  Zunftmitglieder 
für  Zunftangelegenheiten  zum  Ausdruck.  1847  konnte  eine  Zunft- 
versammlung wegen  Mangel  an  Teilnahme  nicht  abgehalten 
werden;  bei  der  nächsten  Einladung  zur  Versammlung  wird  be- 
sonders gebeten,  daß  alle  Meister  erscheinen,  wenn  diese  nicht 
wollten,  daß  die  ganze  Zunft  ihrem  Verfall  überlassen  werden 
solle.  Es  wird  aber  trotz  der  Mahnung  nicht  besser;  bei  einer 
anderen  Versammlung  im  Jahre  1847  fehlen  von  den  30  Mit- 
gliedern 3  entschuldigt,  17  unentschuldigt.  Die  Zunftmeister 
wenden  sich  daher  an  das  Stadtamt,  damit  dieses  einschreite 
gegen  die  „Lauheit  und  Gleichgültigkeit  eines  großen  Teils  der 
Zunftmitglieder,  über  die  man  sich  schon  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  zu  beklagen  habe.  Die  Obermeister  seien  nicht  imstande, 
ihr  Amt  mit  Würde  und  Erfolg  zu  führen,  wenn  diesem  Übel- 
stand für  die  Zukunft  nicht  abgeholfen  werde."  Das  Stadtamt  ist 
bereit,  hier  einzuschreiten  und  läßt  die  Säumigen  auffordern,  künftig 
mit  Rücksicht  auf  ihr  eigenes  und  das  allgemeine  Interesse  den 
Versammlungen  regelmäßig  beizuwohnen.  Sehr  viel  scheint  aber 
auch  die  freundliche  Ermahnung  des  Stadtamtes  nicht  genützt  zu 
haben,  denn  zwei  Jahre  darauf  im  Jahre  1849  werden  von  der 
Zunft  aus  Strafen  für  Fehlen  und  Zuspätkommen  festgesetzt.  Die 
Bestimmung  zeigt,  wie  trotz  des  rauhen  Handwerks  die  Brauer 
zarte  Rücksichtnahme  dem  weiblichen  Geschlecht  gegenüber  be- 
wahrten. Sie  lautet:  »Jeder  Meister,  der  eine  Stunde  später 
erscheint  oder  ganz  ausbleibt,  soll  eine  Konventionalstrafe  von 
30  kr.  bezahlen.  Krankheit  von  sich  oder  der  Frau  ist  Ent- 
schuldigungsgrund." 

1859  werden  von  der  Zunft  Statuten  zu  einer  neuen  Zunft- 
ordnung eingereicht.  Das  Ministerium,  dem  dieselben  vom  Stadt- 
amt unterbreitet  werden,  meinte  aber,  mit  Rücksicht  auf  die  nahe 
bevorstehende  durchgreifende  Ordnung  des  Gewerbewesens  lohne 
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es  sich  nicht,  noch  neue  Statuten  aufzustellen,  nachdem  nun  die 
Zunft  schon  so  lange  ohne  neue  Statuten  gewesen  sei.  Da  war 
nun  freilich  die  Zunft  nicht  schuld  daran;  denn  schon  1817  hatte 
das  Ministerium  des  Innern  geschrieben,  als  die  Zunft  um  Be- 
willigung der  Statuten  einkam:  man  finde  sich  nicht  dazu  be- 
wogen, dermalen,  wo  es  sich  darum  handelt,  dem  Zunftwesen 
eine  dem  Zeitgeist  angemessene  Gestalt  zu  geben,  diesen  Entwurf 
zu  bestätigen  und  der  Gegenstand  solle  daher  bis  zu  einer  neuen 
Gewerbeordnung  auf  sich  beruhen. 

Der  Vorstand  der  Zunft  schreibt  1859:  Schon  seit  einem 
Dezennium  schreitet  die  Zunft  in  recht  augenscheinlicher  Weise 
ihrem  Zerfall  von  Jahr  zu  Jahr  immer  mehr  entgegen.  Die  Ord- 
nung im  Zunftverband  macht  mehr  und  mehr  einer  totalen  Un- 
ordnung Platz  und  es  ist  bereits  soweit  gekommen,  daß  die  Zunft 
ihrer  Auflösung  nahe  geht.  Jeder  einzelne  glaubt  sich  berechtigt, 
vom  Zunftvorstand  verlangen  zu  können,  daß  derselbe  ihn  in 
seinen  Sonderinteressen  schütze  und  vertrete,  und  doch  ist  keiner 
geneigt,  durch  geeignete  Mitwirkung  dem  Vorstand  dies  möglich 
zu  machen.  Bei  Zunftversammlungen  erscheint  nur  noch  der- 
jenige Meister,  dem  es  gerade  beliebt.  Auch  die  Beiträge  wer- 
den nicht  mehr  ordentlich  entrichtet. 

So  war  denn  die  infolge  Einführung  der  Gewerbeordnung 
erfolgende  Auflösung  der  Zunft  schon  vorbereitet  durch  die  bis- 
herige Entwicklung.  Da  aber  die  Zunft  bis  zu  diesem  Zeitpunkt 
bestanden  hatte,  war  noch  soviel  Gemeinsinn  vorhanden,  daß  man 
sich  alsbald  beriet,  wie  man  die  gemeinschaftlichen  Interessen  in 
Zukunft  am  besten  vertreten  könne.  Man  wählte  die  Form  einer 
freien  Genossenschaft,  der  alle  Karlsruher  Brauer  beizutreten  ver- 
sprachen. In  den  Bestimmungen  derselben  tritt  vielfach  der 
zünftierische  (reist  noch  hervor,  während  sie  sich  äußerlich  dem 
neuen  Gesetz  entsprechend  wesentlich  von  der  alten  Zunft 
unterschied. 

6.  Die  Gründung  der  Genossenschaft 

Schon  während  der  Beratungen  über  die  Gründung  der 
Genossenschaft  beschloß  man,  daß  ihr  im  Falle  des  Zustande- 
kommens das  Zunftvermögen  anheimfallen  solle;  anderenfalls 
solle  dasselbe  der  Gesellenkrankenkasse  zufallen.  Diese  Fürsorge 
für  die  Gesellen  ist  an  und  für  sich  sehr  anerkennenswert;  bei 
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der  dann  erfolgenden  Gründung  der  Genossenschaft  stellte  sich 
aber  heraus,  daß  dieselbe  fast  gar  kein  Vermögen  besaß,  —  das 
Vermögen  der  Zunft  bestand  damals  aus  47.46  fl.  Fahrniswert 
und  53,1  fl.  Barvorrat  — ,  ja  sogar  aus  den  Privatmitteln  der 
Mitglieder  noch  eine  sehr  bedeutende  Schuld  an  die  Kranken- 
kasse für  Verpflegung  der  Hilfsarbeiter  der  früheren  Brauerzunft 
zu  tilgen  war.  Die  Küfer,  die  gemeinschaftlich  mit  den  Brauern 
die  Zunft  gebildet  hatten,  werden  in  die  Genossenschaft  nicht 
aufgenommen. 

Der  Zweck  der  Vereinigung  ist  —  nach  den  Statuten  — ; 

a)  In  der  Eigenschaft  einer  juristischen  Person  Vermögen  als 
Eigentum  zu  erwerben  und  selbständig  zu  verwalten. 

b)  Die  Arbeiter  der  Genossenschaft  in  vorkommenden  Er- 
krankungen und  Unglücksfällen  nach  einem  mit  der  Ver- 
waltung des  städtischen  Krankenhauses  zu  treffenden  Über- 
einkommen in  dieser  Anstalt  zu  verpflegen  und  ärztlich 
behandeln  zu  lassen. 

c)  Ein  dem  Braugewerbe  angemessenes  Vertragsverhältnis 
zwischen  den  Genossenschaftsmitgliedern  einerseits  und  deren 
Hilfsarbeitern  anderseits  festzustellen. 

d)  Die  unter  den  Genossenschaftsmitgliedern  selbst  oder 
zwischen  einem  derselben  und  seinem  Hilfspersonal  ent- 
stehenden Streitigkeiten  womöglich  auf  gütlichem  Wege 
zu  schlichten. 

e)  Überhaupt  die  gewerblichen  Interessen  der  Genossenschaft, 
wie  und  wo  sich  dazu  Gelegenheit  bietet,  und  soweit  dies 
mit  den  Grundsätzen  des  Gewerbegesetzes  als  zulässig 
erscheint  zu  wahren  und  zu  fördern,  ganz  besonders  aber 
alles,  was  auf  eine  Verbesserung  und  Vervollkommnung  des 
Braugewerbes  abzielt,  oder  eine  Veredlung  des  Produktes 
hoffen  läßt,  gebührend  zu  beachten,  nach  Kräften  zu  unter- 
stützen und  desfallsige  Erfahrungen  und  Wahrnehmungen 
zum  Gemeingut  ihrer  Mitglieder  zu  machen. 

Das  Hauptgewicht  liegt,  wie  daraus  hervorgeht,  auf  der 
Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  den  Arbeitgebern  und 
-nehmern ;  die  diesbezüglichen  Bestimmungen  sollen  deshalb 
auch  näher  angegeben  werden.  —  Recht  ausführlich  sind  die 
Bestimmungen  über  die  Aufnahme  der  Mitglieder;  hierin  zeigt 
sich  das  Neue,  was  die  Gewerbefreiheit  gebracht  hat: 
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Mitglied  der  Genossenschaft  kann  jeder  werden,  der  jetzt 
oder  künftig  das  Bierbrauergewerbe  in  hiesiger  Stadt  selbständig 
betreibt  und  sich  den  gegenwärtigen  Bestimmungen  unterzieht. 
Mitglieder  der  früheren  hiesigen  Brauerzunft,  wenn  sie  sich  in 
den  jetzigen  freien  Verein  bei  dessen  Errichtung  nicht  sogleich 
aufnehmen  lassen,  sowie  Brauer,  welche  sich  als  solche  künftig 
in  hiesiger  Stadt  ansässig  machen,  haben  sich,  wenn  sie  der 
Genossenschaft  beitreten  wollen,  desfalls  bei  dem  Vorsitzenden 
derselben  anzumelden  und  damit  die  Erklärung  zu  verbinden, 
daß  sie  die  obrigkeitlich  genehmigten  Vereinsstatuten  als  für  sie 
bindend  ausdrücklich  anerkennen.  Dagegen  ist  der  Genossen- 
schaftsvorstand berechtigt,  aus  triftigen  Gründen  —  die  näher 
angegeben  werden  — ,  die  Aufnahme  zu  verweigern  oder  Mit- 
glieder auszuschließen. 

Jeder  Brauer  hat  an  die  Genossenschaftskasse  einen  Aversal- 
beitrag  von  3  fl.  zu  leisten;  erfolgt  der  Eintritt  erst  nach  sechs 
Monaten  nach  Gründung  der  Genossenschaft,  so  sind  5  fl.  zu 
entrichten.  Außer  diesem  einmaligen  Beitrag  hat  aber  jedes 
Mitglied  zur  Bestreitung  der  mit  dem  Bestand  und  Wesen  der 
Genossenschaft  notwendig  verbundenen  Ausgaben  einen  monat- 
lichen Beitrag  von  30  kr.  zu  zahlen.  Ein  Unterschied  zwischen 
fremden  und  einheimischen  Brauern  wird  demnach  jetzt  bei 
Erhebung  der  Gebühren  nicht  mehr  gemacht. 

Der  Austritt  aus  dem  Verein  steht  jedem  Mitglied  nach 
vorausgehender  vierwöchentlicher  schriftlicher  Kündigung  frei. 
Der  Austretende  verliert  aber  selbstverständlich  alle  Ansprüche 
auf  den  Schutz,  der  ihm  in  der  Eigenschaft  als  Genossenschafts- 
mitglied durch  die  Statuten  gewährt  wird.  Sein  Wiedereintritt 
in  die  freie  Genossenschaft  kann  nur  unter  Anwendung  und 
Beachtung  dieser  Satzungen  und  gegen  Entrichtung  einer  Auf- 
nahmetaxe von  3  fl.  stattfinden. 

Bezüglich  der  Arbeiter  wird  festgesetzt:  Die  Mitglieder 
der  freien  Genossenschaft  lassen  ihr  Hilfspersonal  in  Erkran- 
kungs-  und  Unglücksfällen  im  städtischen  Krankenhaus  nach  der 
daselbst  bestehenden  Vorschrift  und  gegen  Entrichtung  der  für 
erkrankte  Gewerbsgehilfen  festgesetzten  Taxe  verpflegen  und 
ärztlich  behandeln. 

Zureisende  Arbeiter  können,  wenn  sie  beabsichtigen,  Arbeit 
zu  nehmen,  beim  Inhaber  des  von  der  freien  Genossenschaft  zu 
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ihrem  Versammlungsort  erwählten  Wirtschaftslokals,  woselbst  die 
Genossenschaftsmitglieder  von  ihrem  Arbeiterbedürfnis  jeweils 
Anzeige  machen,  desfalls  Nachfrage  halten.  Diejenigen,  welche 
auf  diesem  Wege  keine  Arbeit  finden,  haben  von  der  Genossen- 
schaft ein  Geschenk  von  je  15  kr.  in  der  Art  anzusprechen,  daß 
sie  diesen  Betrag  auf  eine  vom  Verrechner  der  Genossenschaft 
zu  erhebende,  vom  Wirt  des  genannten  Lokals  abzuliefernde 
Marke  bei  dem  letzteren  verzehren  dürfen.  Das  Institut  der 
Geschenkkasse  wird  also  noch  aufrecht  erhalten ;  jedoch  darf 
der  Beschenkte  nicht  mehr  wie  früher  mit  dem  erworbenen  Bar- 
vorrat die  Stadtgrenze  überschreiten,  sondern  die  an  seine  Stelle 
getretene  Marke  muß  sofort  zur  Stillung  des  Hungers  und 
Durstes,  der  stillschweigend  vorausgesetzt  wird,  verwendet 
werden. 

Von  den  ausführlichen  Bestimmungen  über  die  Organisation 
der  Genossenschaft  seien  die  wichtigsten  und  charakteristischen 
hervorgehoben : 

Die  freie  Genossenschaft  wählt  aus  ihren  Mitgliedern  einen 
Vorstand  von  drei  Personen,  und  dieser  aus  seiner  Mitte  nach 
einem  ihm  selbst  überlassenen  Wahlverfahren  den  Vorsitzenden, 
der  alle  aus  der  Vereinigung  der  hiesigen  Brauer  zur  Genossen- 
schaft entspringenden  Geschäfte  zu  leiten  hat.  Außerdem  wählt 
die  Genossenschaft  einen  Kassier,  welcher  über  die  ihm  zum 
Einzug  überwiesenen  Aversal-  und  sonstigen  Beiträge  Rechnung 
zu  führen  hat. 

Dem  jeweiligen  Vorsitzenden  ist  die  Befugnis  eingeräumt, 
kleinere  im  Interesse  der  Genossenschaft  zu  machende  Ausgaben 
in  Beträgen  unter  5  fl.  und  bis  zum  Gesamtbetrag  jährlicher  50  fl. 
in  eigener,  selbständiger  Kompetenz  anzuweisen.  Weder  der 
Vorsitzende,  noch  der  Vorstand  kann  aber  auf  Rechenschaft  der 
Genossenschaft  mittels  Anlehen  Schulden  kontrahieren.  Die  Mit- 
glieder des  Vorstandes  sowie  der  Verrechner  werden  auf  zwei 
Jahre  gewählt.  Mitglieder,  welche  noch  keinen  Genossenschafts- 
dienst versehen  haben,  können  ohne  erhebliche  Gründe  die  auf 
sie  fallende  Wahl  nicht  ablehnen.  Vom  Amt  abtretende  Mit- 
glieder können  wiedergewählt  werden,  brauchen  aber  die  Wahl 
nicht  anzunehmen  und  hätten  in  diesem  Fall  das  ihnen  anvertraute 
Genossenschaftsamt  nur  so  lange  fortzu versehen,  bis  ein  anderes 
Mitglied  an  die  betreffende  Stelle  gewählt  ist.    Bei  jeder  Neu- 
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wähl  hat  der  abtretende  Vorstand  den  dabei  versammelten 
Genossenschaftsmitgliedern  eine  übersichtliche  Darstellung  über 
die  in  der  abgelaufenen  zweijährigen  Periode  stattgefundenen 
Einnahmen  und  Ausgaben  sowie  über  den  Stand  etwaigen 
Gesellschaftsvermögens  Nachweis  zu  geben.  Den  Genossenschafts- 
mitgliedern ist  es  dabei  unbenommen,  eine  eingehende  Prüfung 
der  Rechnung  vorzunehmen,  jedoch  muß  dem  abtretenden  Vor- 
stand und  Verrechner  —  längstens  binnen  8  Tagen  —  wenn 
kein  Anstand  dagegen  obwaltet,  das  Absolutorium  für  die  ab- 
gelaufene Zeitperiode  erteilt  werden.  Der  Vorstand  der  freien 
Genossenschaft  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  die  Mitglieder 
derselben,  so  oft  er  es  im  Interesse  des  Vereins  für  nötig  und 
rätlich  erachtet,  zu  einer  Versammlung  zu  berufen.  Zur  Gültig- 
tigkeit  von  Beschlüssen  solcher  Versammlungen  ist  erforderlich, 
daß  sämtliche  Mitglieder  wenigstens  4  Tage  vor  dem  Zusammen- 
tritt unter  Bezeichnung  der  Tagesordnung  eingeladen  werden 
und  daß  in  der  Versammlung  wenigstens  die  Hälfte  der  Mit- 
glieder anwesend  ist  und  abstimmt.  Die  Abstimmung  erfolgt 
durch  Aufstehen;  die  Beschlüsse  werden  durch  Stimmenmehrheit 
gefaßt. 

In  Ermangelung  von  Genossenschaftsvermögen  wird  be- 
stimmt, daß,  mit  Ausnahme  jedoch  derjenigen  Aversalbeiträge, 
welche  von  den  —  bei  Errichtung  der  Genossenschaft  —  vor- 
handenen Mitgliedern  zusammengeschossen  worden  sind  —  künftig 
alle  Eintrittsgelder  neu  zugehender  Genossenschaftsmitglieder  zur 
Bildung  eines  Grundstocks  verwendet  und  in  der  jeweiligen 
Genossenschaftsrechnung  unter  besonderer  Rubrik  aufgeführt 
werden. 

Die  Auflösung  der  freien  Genossenschaft  erfolgt,  wenn 
deren  Mitgliederzahl  auf  6  heruntergesunken  ist.  Sie  kann  aber 
auch  von  einer  wenigstens  dem  vierten  Teil  des  jeweiligen  Ge- 
samtmitgliederstandes  gleichkommenden  Anzahl  von  Mitgliedern 
unter  Bezeichnung  der  hierzu  veranlassenden  Gründe,  beim  Vor- 
sitzenden beantragt  werden.  In  einem  solchen  Falle  hätte  dann 
der  letztere  in  den  nächst  darauf  folgenden  14  Tagen  eine 
Generalversammlung  anzuberaumen,  in  welcher  die  Auflösung 
beschlossen  werden  kann,  wenn  wenigstens  2/3  sämtlicher  Ver- 
einsmitglieder dafür  stimmen.  Wird  Auflösung  beschlossen,  so 
soll  das  vorhandene  Genossenschaftsmobiliar  öffentlich  versteigert 
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und  der  daraus  erzielte  Erlös  nebst  etwa  vorhandenem  Barvorrat 
und  sonstigem  Vermögen  der  Genossenschaft  einer  durch  Vereins- 
beschluß zu  bezeichnenden  wohltätigen  Anstalt  dahier  oder  der 
hiesigen  Gewerbeschule  durch  öffentlichen  Akt  nutznießlich  zu- 
gewiesen werden,  jedoch  vorbchaldich  des  Rückfalls  an  die 
Genossenschaft,  falls  sich  in  der  Folge  wieder  eine  solche  unter 
den  hiesigen  Brauern  gründen  sollte. 

Die  erwähnte  »Haus-  und  Geschäftsordnung  für  die  Hilfs- 
arbeiter der  Brauergenossenschaft«  zeigt  schon  durch  den  Namen, 
daß  sie  in  Anlehnung  an  die  bisherigen  Verhältnisse  der  Zunftzeit 
noch  etwas  familiär  gehalten  ist.  Anderseits  ist  hervorzuheben, 
daß  sie  einseitig  von  den  Arbeitgebern  festgesetzt  wird,  und  dies 
kommt  in  den  Bestimmungen  auch  recht  deutlich  zum  Ausdruck. 

§  i  bestimmt:  Jeder  Bierbrauer,  der  bei  einem  der  Ge- 
nossenschaftsmitglieder in  Arbeit  tritt,  hat  eine  vierzehntägige 
Probezeit  zu  bestehen  und  darf  vor  Ablauf  dieser  Frist  nicht 
austreten,  wenn  der  Geschäftsleiter  nicht  einwilligt.  Ebenso  muß 
der  Arbeiter  nach  Ablauf  der  Probezeit,  selbst  wenn  er  nicht 
für  längere  Dauer  in  Arbeit  zu  bleiben  gedenkt,  auf  Verlangen 
des  Arbeitgebers  und  gegen  übereingekommenen  Lohn  weitere 
14  Tage  im  Geschäft  verbleiben.  Er  hat  aber  keinen  Lohn  an- 
zusprechen, wenn  er  schon  innerhalb  der  Probezeit  gegen  den 
Willen  des  Geschäftsinhabers  die  Arbeit  verläßt. 

§  2.  Nach  Verlauf  der  i4tägigen  Probezeit  wird,  wenn 
der  Arbeiter  bleiben  und  der  Arbeitgeber  ihn  behalten  will,  durch 
gegenseitiges  Übereinkommen  der  Lohn  des  ersteren  festgesetzt. 

§3.  Da  den  Brauereiinhaber,  wenn  bei  ihm  plötzlicher 
Mangel  an  Arbeitskräften  eintritt,  leicht  bedeutender  Schaden 
treffen  kann,  so  hat  jeder  bei  demselben  nach  der  oben  erwähnten 
Probezeit  noch  im  Dienst  stehende  Hilfsarbeiter  seinem  Austritt 
eine  i4tägige  Aufkündigung  vorangehen  zu  lassen,  welche 
jedoch,  wenn  sie  an  einem  Werktag  geschieht,  erst  vom  nächst 
darauffolgenden  Sonntag  an  zu  laufen  beginnt.  Dagegen  ist  es 
dem  Arbeitgeber  jederzeit  unbenommen,  den  Arbeiter  sowohl 
schon  im  Laufe  der  Probezeit  gegen  entsprechende  Lohnvergütung 
als  auch  nachher,  ohne  vorherige  Kündigung  aus  seinem  Dienste 
zu  entlassen,  letzterenfalls  mit  Zahlung  des  übereingekommenen 
Lohnes  bis  zum  Tage  des  Austritts,  wenn  der  Arbeiter  ihm  nicht 
irgendwie  ersatzpflichtig  geworden  ist. 
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§  4.  Der  Arbeiter  ist  dem  Arbeitgeber  in  bezug  auf  das 
Geschäft  willigen  Gehorsam  schuldig;  er  hat  demselben  und  seinen 
Familienangehörigen  mit  der  ihnen  gebührenden  Achtung  zu  be- 
gegnen, sowie  endlich  gegen  sämtliche  Hausbewohner  und  seine 
Mitarbeiter  ein  anständiges  und  verträgliches  Verhalten  zu 
beobachten,  im  übrigen  aber  sich  an  die  übliche  Hausordnung 
zu  halten. 

§  5.  Bezüglich  der  Arbeitszeit  der  Brauergehilfen  läßt  sich 
wegen  der  notorischen  Eigentümlichkeit  des  Gewerbes  keine  be- 
stimmte Grenze  ziehen;  es  hat  vielmehr  der  Brauergehilfe  zu 
jeder  Zeit,  sei  es  bei  Tag  oder  Nacht,  Sonn-,  Fest-  und  Werk- 
tagen, wie  das  Braugewerbe  es  eben  mit  sich  bringt,  im  Geschäfte 
tätig  und  willig  mitzuwirken. 

Daß  der  Arbeitszeit  auch  im  Braugewerbe  Grenzen  zu  ziehen 
sind,  haben  die  Arbeitgeber  später  noch  erfahren  müssen,  wie 
der  heutige  Lohntarif  erweist. 

§  6.  Der  Arbeiter  hat  als  redlicher  Mann  stets  und  überall 
auf  den  Nutzen  des  Dienstherrn  zu  achten,  wie  und  wo  er  es 
vermag,  Nachteile  von  ihm  abzuwenden  und  demselben  erweis- 
lich durch  seine  Schuld  zugehenden  Schaden  mit  seinem  Ver- 
mögen zu  ersetzen,  soweit  sein  I  .ohnguthaben  dazu  nicht  aus- 
reicht. 

Bezüglich  der  Krankenkasse  bestimmt 

§  7.  Der  Arbeiter  hat  bei  seiner  Erkrankung  und  in  Un- 
glücksfällen Anspruch  auf  freie  Verpflegung  und  ärztliche  Be- 
handlung im  städtischen  Krankenhaus  nach  den  daselbst  gelten- 
den Statuten.  Als  Vergütung  dafür  hat  jeder  Arbeiter  an  seinem 
Wochen  lohn  —  solange  ein  höherer  Beitrag  zur  Verpflegung  des 
jeweils  erkrankten  Arbeiterpersonals  nicht  erheischt  wird  —  vier 
Kreuzer  in  den  Händen  des  Dienstherrn  zurückzulassen,  wogegen 
der  letztere  die  erwachsenen  Spitalkosten  für  jeden  seiner  Hilfs- 
arbeiter übernimmt.  Von  selbst  versteht  es  sich  jedoch,  daß  der 
Arbeiter,  solange  er  krankheitshalber  außer  Arbeit  und  Verdienst 
sich  befindet,  auch  keinen  Beitrag  zur  Krankenkasse  zu  leisten  hat. 
Es  übernimmt  vielmehr  für  die  Krankheitsdauer  der  Arbeitgeber 
den  Krankenkassenbeitrag  auf  seine  Rechnung. 

§  8.  Jeder  gewerbliche  Hilfsarbeiter  wird  bei  seinem  Eintritt 
in  das  Geschäft  mit  dieser  Haus-  und  Geschäftsordnung,  welche  in 
der  Brauerei  an  passender  Stelle  anzuschlagen  ist,  bekannt  ge- 
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macht  und  ihm  dabei  erklärt,  daß  durch  seinen  Eintritt  ins  Ge- 
schäft er  mit  dem  Inhalt  dieser  Geschäftsordnung  einverstanden 
ist,  und  daß  dieselbe  sofort  für  beide  Teile  die  Wirkung  eines 
rechtsgültigen  Dienstvertrages  erlangt  habe. 

Wie  die  freie  Genossenschaft  so  war  auch  dieser  Vertrag 
mit  den  Arbeitern  nicht  von  langem  Bestand.  Die  Bestrebungen 
derselben  richteten  sich  insbesondere  darauf,  —  was  mit  dem 
Aufkommen  des  Großbetriebs  auch  eher  möglich  wurde  —  eine 
geregelte  Arbeitszeit  einzuführen,  und  nicht  mehr  „bei  Tag  und 
Nacht,  wie  es  gerade  notwendig  war",  bereit  zu  sein.  Damit 
ging  Hand  in  Hand  der  Wunsch,  das  patriarchalische  Verhältnis, 
zumal  das  Wohnen  in  der  Brauerei,  das  sich  bei  diesem  Gewerbe 
am  längsten  erhalten  hat,  aufzuheben.  Manche  berechtigten 
Wünsche  hat  ferner  die  Organisation  der  Brauereiarbeiter,  die 
sich  über  ganz  Deutschland  erstreckt,  geäußert  und  deren  Er- 
füllung durchgesetzt.  Um  der  dauernden  Unruhe  und  Unzu- 
friedenheit ein  Ende  zu  setzen,  haben  im  Jahre  1906  die  Arbeit- 
geber mit  ihren  Arbeitern  einen  Tarifvertrag  abgeschlossen. 

Derselbe  setzt  eine  zehnstündige  Arbeitszeit  fest;  Über- 
stunden werden  Werktags  mit  50  Pf.,  Sonntags  mit  60  Pf. 
vergütet.    Der  Anfangslohn  beträgt  25  M.  pro  Woche,  nach 

2  Jahren  27  M.,  nach  weiteren  2  Jahren  28  M.  Die  Arbeitszeit 
der  Bierfahrer  erstreckt  sich  in  der  Regel  von  5  Uhr  morgens 
bis  7  Uhr  abends;  nach  16  Stunden  Arbeit  sind  8  Stunden  Ruhe 
zu  gewähren.    An  Sonn-  und  Feiertagen   beträgt  die  Fahrzeit 

3  Stunden,  darüber  hinaus  sind  Überstunden  zu  vergüten.  Jeder 
dritte  Sonntag  vom  1.  Oktober  bis  31.  März  ist  frei.  Nach  aus- 
wärts Fahrende  erhalten  Wegegelder  von  50  Pf.  bis  3.50  M. 
für  eine  Tour.  Der  Anfangslohn  beträgt  23  M.,  'nach  2  Jahren 
24  M.,  nach  weiteren  2  Jahren  25  M. 

Eine  achttägige  gegenseitige  Kündigung  ist  festgesetzt. 
Eine  Verpflichtung  zur  Angabe  des  Grundes  besteht  nicht;  jedoch 
darf  Zugehörigkeit  zu  politischen  Vereinigungen  kein  Grund  sein. 
Agitation  innerhalb  des  Betriebes  ist  untersagt. 

Die  Arbeiter  haben  einen  Freitrunk  von  5  Litern,  jugend- 
liche Arbeiter  von  2  Litern,  Hilfsarbeiter  von  3  Litern  zu  bean- 
spruchen. Dafür  werden  täglich  Biermarken  ausgegeben,  die 
nur  für  diesen  Tag  gültig  sind.  Die  Arbeitnehmer  können  das 
über  3  Liter  hinausgehende  Quantum  einsparen.    Die  eingesparten 
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Biermarken  sind  am  Abend  vor  Verlassen  der  Arbeitsstätte  ab- 
zuliefern, und  das  nicht  konsumierte  Bier  wird  wöchentlich  zum 
Preise  von  15  Pf.  pro  Liter  herausbezahlt. 

Nach  einem  Jahr  erhalten  sie  einen  Urlaub  von  3  Tagen. 
Der  Lohn  wird  während  dieser  Zeit  weitergewährt,  aber  ohne 
Freibiervergütung. 

Der  Vertrag  ist  4  Jahre  unkündbar.  Dann  läuft  er  weiter, 
wenn  nicht  ein  Vierteljahr  vorher  gekündigt  wird. 


Die  weitere  Entwicklung  des  Gewerbes. 

1.  Der  Übergang  vom  Kleinbetrieb  zum  Großbetrieb. 

Gerade  zur  Zeit  der  Auflösung  der  Zunft,  um  die  Mitte  der 
60 er  Jahre,  begann  die  technische  Entwicklung  im  Brauerei- 
gewerbe und  rief  bald  eine  vollständige  Umwandlung  desselben 
hervor.  Im  Jahre  1850  waren  es  noch  ca.  30  Brauereien  in 
Karlsruhe,  in  denen  der  Handbetrieb  vorherrschte.  Die  einzige 
Betriebskraft,  wenn  man  überhaupt  von  einer  solchen  sprechen 
kann,  war  das  sogen.  Hundsrad,  das  zum  Wasserpumpen  diente 
und  in  dem  damaligen  Betrieb  eine  wichtige  Rolle  spielte.  Alle 
übrige  Arbeit  mußte  mit  der  Hand  verrichtet  werden.  Die  ganze 
Brauereieinrichtung  der  Brauerei  Printz  z.  B.  bestand  aus  zwei 
einfachen  Sud  werken;  der  größere  Braukessel  hatte  3375  Liter 
Inhalt,  der  kleinere  1330  Liter,  die  Maischbütten  waren  aus  Holz. 
Das  Malzschroten,  Maischen  wie  auch  das  Umschöpf en  der  Würze 
geschah  mit  der  Hand.  Von  Aufzügen  für  Gerste  und  Malz 
wußte  man  noch  nichts,  und  auch  die  fertige  Bierwürze  mußte 
vom  Kessel  nach  dem  Kühlschiff  getragen  werden,  was  in  großen 
Holzbutten  geschah.  Eine  Hauptschwierigkeit  für  die  Brauerei 
war  immer  die  Frage  der  Kellerkühlung.  Die  Lagerkeller  be- 
fanden sich  in  der  Umgegend,  besonders  in  Durlach;  sie  waren  in 
Felsen  gehauen,  in  denen  die  winterliche  Kälte  eine  geraume  Zeit 
andauerte.  Der  Transport  dahin  mit  dem  Fuhrfaß  war  aber  wenig 
bequem  und  mit  nicht  unerheblichen  Kosten  verknüpft;  die  Ver- 
ladung in  die  Keller  selbst  war  mit  großen  Schwierigkeiten  ver- 
bunden, da  natürlich  auch  hier  die  einfachsten  Ablaß-  und  Hebe- 
mittel fehlten.  Im  Sommer  aber  war  es  auch  mit  der  Temperatur 
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dieser  Felsenkeller  sehr  schlecht  bestellt,  und  wenn  das  letzte  Lager- 
bier im  Sommer  abgefüllt  wurde,  hatten  die  Keller  meist  eine 
Wärme  von  6 — 8°  R.  Näheres  über  diese  wichtige  Kellerfrage 
geht  aus  einer  Eingabe  der  Brauer  an  den  Gemeinderat  hervor, 
worin  sie  sich  über  das  Verbot  der  Verbringung  von  Bier  in  die 
außerhalb  der  Stadt  gelegenen  Lagerbierkeller  während  der 
Stunden  des  Gottesdienstes  beschweren.    Es  heißt  da: 

Es  ist  notorisch,  daß  sich  in  hiesiger  Stadt  keine  zur  Lage- 
rung und  vorteilhaften  Aufbewahrung  des  Sommerbieres  eignende 
Keller  erbauen  lassen.  Teils  gestattet  das  die  Beschaffenheit  des 
Grund  und  Bodens  selbst,  teils  aber  auch  dessen  Niveau  oder 
horizontale  Fläche  nicht,  wie  man  in  neuester  Zeit  zur  Genüge 
erfahren  mußte;  darnach  ist  das  Wasser  aus  den  tiefer  gelegenen 
Kellern  nicht  verschwunden.  Die  gesteigerte  Konsumtion,  die 
qualitativen  Ansprüche  des  Publikums,  verbunden  mit  einer  immer 
noch  im  Zunehmen  begriffenen  produktiven  Konkurrenz,  mußten 
notwendigerweise  und  folgerichtig  die  Bierfabrikation  seit  einigen 
Jahren  sowohl  in  Rücksicht  auf  Menge  als  auch  auf  Güte  sehr 
emporbringen  und  jeder  Brauer  strebt  in  beider  Beziehung  das 
nur  immer  Mögliche  zu  erreichen.  Es  ist  daher  den  hiesigen 
Bierbrauern  nichts  nötiger,  als  gute,  die  absolut  erforderlichen 
Eigenschaften  bietende  Keller  zur  Lagerung  ihres  Sommerbieres. 
Aber  gerade  in  diesem  Punkte  leiden  sie  sehr.  Denn  eine  Auf- 
füllung der  Keller  und  Eindämmung  deren  Grenzen  außerhalb 
—  womit  einigermaßen  eine  Verbesserung  herbeigeführt  werden 
könnte  -  -  ist  wegen  des  überall  sehr  beschränkten  Terrains 
unausführbar.  Wenigstens  2/i  unserer  Zunftgenossen  waren  darum 
veranlaßt,  ihre  Blicke  nach  außen  zu  richten,  und  dem  desfallsigen, 
mit  der  Ausübung  ihres  Gewerbes  auf  das  engste  und  unzer- 
trennlichste verbundenen  Bedürfnis  mit  Erfolg  Befriedigung  zu 
verschaffen.  Nicht  allein  mehrere  höher  gelegene  Punkte  vor 
dem  Karls-  und  Mühlburger-Tor  auf  hiesiger  Gemarkung,  son- 
dern auch  die  eine  Stunde  von  hier  gelegenen  Hügel  und  An- 
höhen bei  Durlach  und  Grötzingen  gewähren  in  dieser  Beziehung 
die  gewünschten  Vorteile,  wo  denn  auch  seit  mehreren  Jahren 
eine  Reihe  vortrefflicher  Lagerbierkeller  entstanden  sind  und 
weitere  noch  entstehen  werden.  Dahin  mußten  auch  viele  Brauer 
ihre  hier  lagernden  Vorräte  von  Winterbier  flüchten,  als  in 
jüngster  Zeit  die  hiesigen  Keller  mit  Wasser  angefüllt  und  sofort 
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als  Bierkeller  unbrauchbar  wurden,  während  die  genannten  höher 
gelegenen  trocken  blieben  und  ein  ähnliches  Übel  nie  besorgen 
lassen.  Da  nun  der  freieren  Bewegung  des  Brauens  ein  Hindernis 
in  den  Weg  tritt  in  der  polizeilichen  Anordnung,  die  verbietet, 
während  des  Gottesdienstes  das  Bier  nach  den  Lagerbierkellern 
und  zurück  zu  bringen,  so  wird  um  Aufhebung  dieser  Bestimmung 
nachgesucht. 

Im  Herbst  jedes  Jahres,  wenn  das  Lagerbier  verkauft  war, 
wurden  viele  Brauerei- Wirtschaften  geschlossen,  und,  sobald  es 
die  Witterung  erlaubte,  wurde  Jungbier  eingebraut,  das  öfter  nur 
8  Tage  alt  zum  Ausschank  kam.  Dieses  Bier  lagerte  in  den 
Brauereikellern  und  wurde  direkt  vom  Lagerfaß  mittels  Pression 
verzapft.    Dieses  Verfahren  fand  allgemeinen  Anklang. 

In  dem  Bestreben,  sich  von  den  mangelhaften  Kelleranlagen 
in  Durlach  und  der  Umgebung  unabhängig  zu  machen,  kam  man 
auf  den  Gedanken,  die  Lagerk eller  in  der  Stadt  in  der  Weise  zu 
verbessern,  daß  man  dieselben  mit  einem  Eiskeller  in  direkte 
Verbindung  brachte,  der  dieselben  in  kühler  Temperatur  erhielt. 
Es  waren  dies  die  ersten  Bierlagerkeller  in  Karlsruhe,  die  durch 
Eis  gekühlt  wurden  und  die  sich  ganz  gut  bewährten.  Später 
richtete  man  sie  auch  in  der  Weise  ein,  daß  man  über  den  Lager- 
kellern ein  größeres  Wasserreservoir  anlegte;  die  Eisgewinnung 
und  Beförderung  in  die  Keller  war  auf  diese  Weise  sehr  ver- 
einfacht. 

In  den  6oer  Jahren,  als  der  Umsatz  der  Brauereien  rasch 
zu  steigen  begann,  gaben  die  größeren  Brauereien,  ihre  Wirt- 
schaften an  Pächter  ab  oder  verkauften  sie,  da  sie  durch  die 
Leitung  der  Brauerei  vollständig  in  Anspruch  genommen  waren. 

Der  Grund  dafür,  daß  einige  Brauereien  einen  so  rapiden 
Aufschwung  nahmen,  während  von  den  übrigen  um  diese  Zeit  und 
in  den  nächsten  Jahren  manche  eingingen,  liegt  nicht  zum  wenigsten 
in  der  Tüchtigkeit  der  Leiter  jener  Brauereien.  Wollte  man  kon- 
kurrenzfähig bleiben  und  nicht  von  den  anderen  überflügelt  werden, 
so  mußte  man  mit  der  Zeit  voranschreiten  und  die  Neuerungen  und 
technischen  Vervollkommnungen,  die  sich  unablässig  folgten,  im 
eigenen  Betrieb  einführen.  Mitte  der  6oer  Jahren  schafften  sich 
einige  Brauereien  Dampfmaschinen  an;  damit  war  wieder  ein 
großer  Schritt  auf  dem  Wege  der  Weiterentwicklung  getan.  Der 
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wichtigste  Fortschritt  war  dann  in  den  8oer  Jahren  die  Einführung 
der  Eismaschinen,  die  dem  Brauer  gestatteten,  Sommer  und  Winter 
gleichmäßig  brauen  zu  können,  ohne  um  die  Erhaltung  des  Bieres 
besorgt  sein  zu  müssen.  Die  Brauereien,  die  sich  keine  Eis- 
maschine anschaffen  konnten,  mußten  einsehen,  daß  sie  mit  den 
größeren  Brauereien  nicht  mehr  konkurrieren  konnten  und  an 
größere  Ausdehnung  des  Absatzes  war  für  sie  nicht  mehr  zu 
denken.  Die  Bautätigkeit  in  den  Betrieben  kam  in  dieser  Zeit 
eigentlich  nie  zu  einem  Abschluß;  neue  Lagerkeller,  Mälzereien, 
Pichereien  wurden  gebaut,  und  um  die  Wende  des  Jahrhunderts 
bezogen  die  großgewordenen  Karlsruher  Brauereien  zumeist  ein 
neues  Heim,  die  gegenwärtig  bestehenden  musterhaft  eingerichteten 
Betriebe. 

Hatte  sich  eine  Brauerei  emporgearbeitet,  so  kamen  dem 
neu  erstandenen  Großbetrieb  mancherlei  Vorteile  zu  statten.  Das 
Produkt  der  kleinen  Brauereien  blieb  an  Güte  hinter  dem  ihrigen 
zurück,  und  die  Wirte  bezogen  ihr  Bier  lieber  von  derjenigen 
Brauerei,  von  der  sie  Eis  zur  Kühlung  erhalten  konnten.  Während 
die  kleinen  Brauer  meist  nicht  technisch  gebildet  waren  und  es 
nicht  verstanden,  nachdem  sie  zum  Dampfbetrieb  übergegangen 
waren,  mit  Kohlen  sparsam  umzugehen,  das  Malz  auszunützen 
und  eine  möglichst  hohe  Ausbeute  zu  erzielen,  konnte  der  gut- 
geleitete Großbetrieb  in  all  diesen  Dingen  große  Ersparnisse 
machen.  Weiterhin  hatten  die  Großbrauereien  eine  weitergehende 
Kreditfähigkeit  und  konnten  sich  Kapital  und  dadurch  Kund- 
schaft verschaffen.  Manche  kleinen  Brauereien  gingen  in  dieser 
Zeit  ein,  entweder  auf  dem  gewöhnlichen  Wege  mit  Hülfe  ihrer 
Gläubiger,  oder  sie  traten  Brauerei  und  Kundschaft  an  eine 
Großbrauerei  ab,  sei  es,  um  nur  mit  Ehren  abzugehen  oder  auch 
freiwillig,  indem  sie  eine  sichere  Rente  dem  unsicher  gewordenen 
jährlichen  Geschäftsverdienst  vorzogen. 

In  Karlsruhe  belief  sich  im  Jahre  1872  die  Zahl  der  Brauereien 
auf  22,  während  im  Jahre  1907  noch  12,  also  beinahe  nur  die 
Hälfte,  noch  bestand.  Dagegen  stieg  die  Produktion  um  mehr 
als  das  Dreifache.  Von  127989,78  hl  im  Jahr  1872  auf  687394,50  hl 
im  Geschäftsjahr  1906/07.  Tafel  I  gibt  ein  genaues  Bild  dieser 
Entwicklung  in  jenem  Zeitraum. 

Tabelle  I  zeigt  das  entsprechende  Bild  bezüglich  der  Steuer- 
erträgnisse der  Brauereien  für  das  Hauptsteueramt  Karlsruhe  in 

Giitermann,  Karliruher  Brauindustrie.  ? 
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einem  kürzeren  Zeitraum.  Während  die  Zahl  der  Brauereien  im 
Hauptsteueramt,  wozu  der  Amtsgerichtsbezirk  Karlsruhe  und  der 
Amtsgerichtsbezirk  Ettlingen  gehören,  von  53  im  Jahre  1888  auf 
19  im  Jahre  1906  fiel,  steigerten  sich  die  Steuereingänge  von 
inländischem  Bier  von  832901.64  M.  auf  1660205.34  M. 


Tabelle  I. 


janr 

Zahl 
acr 

Bierbrauereien 

1  OOO 

032  9OI.Ö4 

53 

Iö»9 

9°7  3°5-10 

53 

I  ÖQO 

97  1  144. — 

50 

.  Ort  1 

I09  I 

9 1 0  400. 20 

49 

1 092 

955  305.64 

44 

940  01 0.94 

44 

1894 

983  I57-30 

1895 

I  IO9  125. — 

42 

1896 

I  309494.36 

41 

1897 

I  2  12  865.06 

37 

1898 

I  553  069-20 

33 

1899 

I  624725.54 

28 

1900 

I  548  415.34 

24 

1901 

I  505  490.80 

2 1 

1902 

»  549  380.57 

21 

1903 

I  492  368.O3 

26 

1904 

I  5IO785.88 

1905 

I  554  365.30 

20 

1906 

I  660  205.54 

19 
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2.  Der  Konkurrenzkampf. 

In  den  70  er  Jahren,  zur  Zeit  des  allgemeinen  Aufschwunges 
in  Deutschland,  begann  ein  heftiger  Konkurrenzkampf  unter  den 
Brauereien.  Dieses  Moment  tritt  nun  in  der  Weiterentwicklung 
in  den  Vordergrund ;  er  machte  sich  in  so  ungewöhnlichem 
Maße  bemerkbar,  daß  man  bezeichnender  Weise  von  der  »Hekto- 
literwut« der  Brauereien  sprach. 

Die  Brauereien,  die,  teils  neu  gegründet,  teils  vergrößert, 
den  Betrieb  nicht  voll  ausnutzten,  strebten  darnach,  durch  Er- 
höhung des  Absatzes  dies  zu  erreichen.  Denn  je  höher  die 
Absatzziffer  sich  stellt  —  so  kalkulierte  man  — ,  desto  geringer 
sind  die  Unkosten  auf  jeden  abgesetzten  Hektoliter.  Wenn  das 
zunächst  nicht  richtig  scheint,  so  liegt  das  daran,  daß  bei  dem 
Brauen  eines  größeren  Quantums  sich  die  Kosten  der  Herstellung 
insofern  nicht  verbilligen,  als  man  zu  größeren  Quantitäten  selbst- 
redend auch  mehr  Materialien  braucht.  Dagegen  verringern  sich 
die  allgemeinen  Unkosten,  wie  folgendes  Beispiel  zeigt:  Nehmen 
wir  an,  eine  Brauerei,  die  30  000  hl  braut,  hat  900  000  M. 
Schulden  zu  verzinsen,  das  ergibt  zu  4%  36000  M.  pro  Jahr 
und  pro  hl  1,20  M.  Braut  sie  aber  40000  hl,  so  ergibt  das  eine 
jährliche  Verzinsungsquote  von  nur  90  Pfg.  pro  Hektoliter.  Die 
Produktionskosten  stellen  sich  daher  um  30  Pfg.  pro  Hektoliter 
billiger.  Es  kommt  ferner  in  Betracht,  daß  die  Kühlung  bei 
einem  großem  Quantum  gebrauten  Bieres  nicht  mehr  kostet  als 
bei  einem  kleineren;  Lohn  und  Arbeitszeit  steigen  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  nicht  in  demselben  Verhältnis:  so  braut  ein 
Biersieder  mit  denselben  Unkosten  an  Lohn  und  Arbeitszeit 
60  hl  wie  40  hl.  Auch  sonstige  Gehälter  und  Löhne  steigen 
nicht  im  Verhältnis  zur  Mehrproduktion:  mit  demselben  kauf- 
männischen Hilfspersonal  können  mehrere  tausend  Hektoliter 
mehr  verrechnet  werden  und  in  den  Laboratorien  sind  nicht 
mehr  Angestellte  nötig.  Ein  Bierfahrer  kann  auf  seinem  Wagen 
ebenso  10  hl  laden  wie  6  hl,  d.  h.  die  Pferde  und  deren  Lenker 
werden  besser  ausgenutzt,  wenn  eine  den  Pferdekräften  ange- 
messene Last  zu  fahren  ist  als  wenn  halbgeladene  Wagen  weite 
Strecken  über  Land  fahren  müssen,  und  es  kann  daher  eine 
größere  Biermenge  mit  derselben  Anzahl  Pferde  und  Fahrer 
seiner  Bestimmung  entgegengeführt  werden.    Reparaturen  sind 
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kaum  höher  anzustellen,  die  Rohprodukte,  die  Heizmaterialien 
können  besser  ausgenutzt  werden,  und  die  Großbrauerei  kann 
durch  große  Abschlüsse  billiger  einkaufen.  Die  gesamten  Be- 
triebs- und  Handlungsunkosten,  Zinsen  usf.  steigen  bei  größerer 
Produktion  verhältnismäßig  weniger  und  so  verbilligen  sich  die 
Produktionskosten  pro  Hektoliter.  Es  geht  hieraus  hervor,  daß 
das  Streben  nach  erhöhtem  Absatz  für  die  Mehrzahl  der  Betriebe 
an  und  für  sich  berechtigt  war.  Untersuchen  wir  aber  nun 
weiter,  mit  welchen  Mitteln  man  dies  zu  erreichen  sucht. 

Es  kommt  hier  vor  allem  in  Betracht,  daß  die  Brauerei 
nicht  auf  Bestellung  arbeitet  oder  sich  streng  nach  dem  Bedarf 
richtet,  sondern  es  werden  eine  oder  wenige  Sorten  Bier  her- 
gestellt und  dafür  sind  die  Abnehmer  zu  suchen.  Da  die  Produk- 
tion möglichst  gesteigert  werden  soll,  muß  auch  auf  möglichste 
Vermehrung  der  Zahl  der  Abnehmer  gesehen  werden.  Die  sonst 
oft  so  wesentliche  Zuhülfenahme  der  Reklame  zur  Erweiterung 
des  Absatzes  ist  in  der  Brauindustrie  von  sehr  untergeordneter 
Bedeutung;  die  wirksamste  Reklame  bleibt  immer  ein  gutes 
Produkt.  Nur  in  einem  Fall  tritt  sie  mehr  in  den  Vordergrund. 
Die  Brauereien  haben  nämlich,  zugleich  auch,  um  sich  einen 
größeren,  bleibenden  Absatz  zu  sichern,  große  Bierpaläste  auf- 
geführt, bei  deren  Betrieb  ein  erheblicher  Umsatz  zu  erwarten  ist. 
So  werden  sie  ihre  eigenen  Abnehmer.  In  Karlsruhe  sind  die 
größten  und  besteingerichtetsten  Bierhallen  auf  diese  Weise 
entstanden. 

Um  die  Wirte  als  Kundschaft  zu  erlangen,  überboten  sich 
die  Brauereien  einander  an  Entgegenkommen  diesen  gegenüber, 
und  es  konnte  nicht  ausbleiben,  daß  die  Wirte  sich  dies  zu 
Nutze  machten  und  den  größtmöglichsten  Druck  auf  ihre 
Lieferanten  ausübten. 

Die  Brauereien  suchen  ihren  Zweck  zu  erreichen,  indem  sie 
versprechen,  billiger  zu  liefern  als  der  Konkurrent.  Daß  dies  nur 
bis  zu  einer  gewissen  Grenze  möglich  ist  und  bevor  diese  erreicht 
wird,  die  Brauereien  sich  selbst  schaden  und  die  eine  oder  andere 
mit  Verlust  arbeiten  muß,  liegt  auf  der  Hand. 

Wie  man  nun  in  der  Preisfrage  den  Konkurrenten  unter- 
bietet, so  sucht  man  ihn  zu  überbieten  in  dem  Entgegenkommen, 
das  man  dem  Wirt  in  jeder  Hinsicht  erzeigt.  Am  gefährlichsten, 
namentlich  für  weniger  kapitalkräftige  Brauereien,  sind  die  ver- 
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schiedenen  Arten  von  Darlehen.  Braucht  ein  Wirt  Geld,  so 
wendet  er  sich  an  seine  Brauerei,  die  ihm  dasselbe  auch  bereit- 
willigst gibt,  da  es  ja  sonst  eine  andere  tun  und  sie  des  Kunden 
verlustig  gehen  würde.  Der  Zinsfuß  ist  ein  sehr  niedriger,  es 
gehört  auch  nicht  zu  den  Seltenheiten,  daß  gar  keine  Zinsen 
bezahlt  werden.  Man  kann  sagen,  daß  in  Deutschland  eine 
Brauerei  nur  dann  bestehen  kann,  wenn  sie  auch  zugleich  Bankier 
ist,  aber  ein  solcher,  der  immer  nur  da  eintritt,  wo  der  sorgfältige 
Kaufmann  seine  Mitwirkung  in  finanzieller  Hinsicht  ablehnt. 
Es  ist  fast  eine  Seltenheit,  wenn  eine  Brauerei  eine  Hypothek 
an  zweiter  Stelle  bekommt,  zumeist  muß  sie  an  dritter  oder 
späterer  Stelle  sich  eintragen  lassen.  Sie  muß  also  das  gesamte 
Risiko  des  ungedeckten  Kredits  übernehmen,  um  sich  einen 
zumeist  verhältnismäßig  geringen  Bierabsatz  zu  sichern. 

Ist  eine  Wirtschaft  zu  verkaufen,  so  wendet  sich  häufig  der 
mittellose  Wirt  an  eine  Brauerei,  um  sich  das  Geld  zum  Ankaufe 
zu  verschaffen  und  es  wird  sich  stets  eine  finden,  die  das  nötige 
Kapital  vorschießt.  Dadurch  werden  natürlich  die  Leute  dazu 
angereizt,  Wirtschaften  zu  kaufen,  und  dies  ist  auch  mit  ein 
Grund,  weshalb  das  Wirtematerial  vielfach  ein  so  minderwertiges 
ist.  Wer  garnichts  mehr  anzufangen  weiß,  um  sich  durchzu- 
schlagen, der  kauft  auf  diese  bequeme  Weise  eine  Wirtschaft 
und  versucht  damit  sein  Glück. 

Eine  Wirtschaft  zu  eröffnen,  war  schon  früher  immer  der 
letzte  Ausweg  für  alle  diejenigen,  die  sonst  im  Leben  nichts 
Rechtes  anzufangen  wußten.  In  Karlsruhe  beklagt  sich  schon 
1812  der  Stadtrat  über  die  vielen  Gesuche  um  Erlaubnis  zum 
Schankbetrieb.  Die  meisten  derartigen  Bittschriften  werden  damit 
begründet,  daß  das  bisherige  Gewerbe  die  Petenten  nicht  mehr 
ernähre.  Die  Behörde  erkennt  oft  den  wahren  Sachverhalt  und 
gibt  meist  abschlägigen  Bescheid,  was  zur  Folge  hat,  daß  die 
Abgewiesenen  sich  bis  ans  Ministerium  oder  an  den  Großherzog 
wenden.  Der  Stadtrat  schreibt  einmal:  Dieser  Hang  zum  Wirt- 
schaften, der  sich  in  Karlsruhe  so  ganz  auffallend  zeige,  erregt 
bei  den  meisten,  die  sich  darum  bewerben,  Ekel  gegen  andere 
Beschäftigung  und  daher  erzeugt  sich  der  von  ihnen  angeführt 
werdende  Grund,  daß  ihre  ursprüngliche  Profession  sie  nicht 
genug  ernähre  —  ein  Grund,  der  schon  wegen  seiner  Quelle 
keine  Berücksichtigung  verdient.  —  In  einem  anderen  Fall  findet 
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die  Polizei,  daß  der  Petent,  der  eine  herzzerreißende  Erzählung 
von  dem  Elend  gibt,  in  dem  er  sich  mit  Weib  und  Kind  befindet, 
von  ungewöhnlicher  Körperstärke  ist  und  z.  B.  das  Küferhandwerk 
sehr  fein  treiben  könne,  daß  er  aber  nur  zu  faul  zur  Arbeit  sei  und 
auf  diese  Weise  sein  Nichtstun  bequem  weiter  treiben  wolle. 

Gelingt  es  dem  Käufer  einer  Wirtschaft,  einen  großen 
Umsatz  zu  erzielen,  so  beginnt  ein  förmliches  Wettrennen  der 
Brauereien,  um  diesen  Kunden  zu  noch  weit  günstigeren  Bedin- 
gungen für  sich  zu  gewinnen,  oder  der  betreffende  Wirt  sucht 
und  findet  auch  regelmäßig  einen  Kollegen  oder  eine  andere 
Brauerei,  die  ihm  das  Haus  gegen  unverhältnismäßig  hohen 
Gewinn  abkauft.  Geht  aber  die  neue  Wirtschaft  nicht,  so  ist 
die  natürliche  Folge,  daß  der  Käufer  des  Hauses  die  Zinsen 
nicht  mehr  aufbringen  kann  und  in  Vermögensverfall  gerät. 
Wird  er  von  der  Brauerei  gemahnt,  seinen  Verpflichtungen  nach- 
zukommen, »gedrückt«,  wie  der  fachmännische  Ausdruck  lautet, 
dann  droht  er,  sich  an  eine  Brauerei  wenden  zu  wollen,  die  ihm 
das  nötige  Kapital  gibt.  Da  die  Brauerei  ihren  Absatz  nicht 
verringern  will,  entschließt  sie  sich  noch  zu  warten ;  aber  der 
Wirt  zahlt  nicht,  die  Schuld  wird  größer,  der  Kunde  bezieht  weiter 
Bier  und  bezahlt  vielleicht  nicht  einmal  seine  laufenden  Rechnungen. 
Fürchtet  nun  die  Brauerei  doch  um  das  Geld,  so  klagt  sie  den 
Kunden  ein  mit  der  Gewißheit,  ihn  zu  verlieren.  Im  günstigsten 
Fall  löst  nun  eine  andere  Brauerei  die  frühere  Lieferantin  ab 
und  letztere  erleidet  außer  der  Einbuße  des  Absatzes  keinen 
Schaden.  Oft  kommt  aber  die  Brauerei  nicht  so  glimpflich  davon, 
sondern  der  Wirt  leistet  ruhig  den  Offenbarungseid,  bezieht  sein 
Bier  von  einer  anderen  Brauerei,  und  die  erstere  hat  Kunden, 
Geld  und  Bier  verloren.  Man  könnte  nun  sagen:  wenn  ein 
Kaufmann  so  unsichere  Geschäfte  abschließt,  hat  er  sich  solche 
Verluste  selbst  zuzuschreiben  und  er  verdient  nichts  besseres; 
aber  will  er  nicht  seinen  Absatz  vermindern  und  daran  zugrunde 
gehen,  so  ist  er  durch  die  Konkurrenz  zu  so  unsoliden  Geschäften 
gezwungen,  die  der  minder  Kapitalkräftige  auf  die  Dauer  nicht 
aushalten  kann. 

Es  ist  nicht  verwunderlich,  daß  beim  Verkauf  der  Wirt- 
schaften Preise  erzielt  werden,  die  weit  über  deren  wahren  Wert 
hinausgehen.  Hierzu  trägt  auch  der  Umstand  bei,  daß  die  Brau- 
ereien Darlehen,  die  sie  den  Wirten  geben  möglichst  immer  als 
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Hypothek  auf  das  Haus  eintragen  lassen,  selbst  wenn  dieses 
schon  bis  zum  vollen  Werte  belastet  ist.  Es  geschieht  dies, 
damit  die  Brauerei  bei  etwa  eintretender  Versteigerung  einiger- 
maßen gedeckt  ist.  Nehmen  wir  an,  auf  einem  Anwesen  stehen 
80000  M.  Hypotheken,  die  Brauerei  gibt  noch  20000  M.  und 
läßt  sie  eintragen.  Wird  das  Haus  versteigert,  so  muß  die 
Brauerei  unbedingt  bis  100000  M.  mitgehen,  wenn  sie  nicht 
20000  M.  oder  einen  Bruchteil  davon  verlieren  will.  Will  sie 
nicht  weiter  bieten  und  eine  andere  Brauerei  bietet  auch  diesen 
Preis,  so  kann  sie  kündigen  und  bekommt  ihr  Geld  zurück. 
Will  sie  es  behalten,  so  kann  sie  nach  freiem  Ermessen  über 
100000  M.  hinausgehen  und  erhält  das  Haus.  Ohne  eingetragen 
zu  sein,  würde  sie  aber  beim  Bankerott  des  Wirtes  das  geliehene 
Kapital  verlieren.  Nach  dem  Hypothekengesetz  wachsen  die 
Hypothekenzinsen  innerhalb  zweier  Jahre  dem  Kapital  an.  Kann 
ein  Wirt  die  Hypothek  nicht  zahlen  und  eine  Hypothekenbank, 
welche  die  erste  Hypothek  hat,  wartet  2  Jahre  zu,  so  kann  sie 
die  Zinsen  gleich  hinter  der  ersten  Hypothek  eintragen  lassen 
und  die  anderen  Hypotheken  rücken  nach.  Beträgt  z.  B.  die 
erste  und  zweite  Hypothek  80000  M.,  so  sind  das  in  2  Jahren 
zu  4%  6400  M.  und  auch  diese  müßten  dann  von  der  erwerben- 
den Brauerei  mitbezahlt  oder  verzinst  werden. 

Dieses  Vorgehen  der  Brauereien  führte  dazu,  daß  sie  nach 
und  nach  immer  mehr  Häuser  in  die  Hand  bekamen.  Die 
Rentabilität  derselben  ist  keineswegs  eine  günstige.  Bei  einer 
>gut  rentierenden«  Wirtschaft  einer  Karlsruher  Brauerei  ergibt 
sich  folgendes  Bild:  Der  Kaufpreis  der  Wirtschaft  beträgt 
57000  M 


Ausgaben. 


1  °/0  Abschreibungen  

Reparaturen,  Wasserzins,  Grund-  und  Häu- 


600  M. 


sersteuer,  Abfuhr  usw, 
4°  0  Verzinsung  .... 


925  » 
2  280  » 


3805  M. 


Einnahmen. 

Durch  Bieraufschlag  (3  M.  pro  Hektoliter)  1  595  M. 
Miete   1  650  > 


3245  M. 
560  M. 


Verlust 
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Da  531  hl  verschenkt  werden,  so  kommt  auf  1  hl  ein  Ver- 
lust von  zirka  1  M.  Statt  des  ortsüblichen  Preises  von  18  M. 
erzielt  die  Brauerei  nur  17  M. 

Ein  zweites  Beispiel  ergibt  ein  noch  ungünstigeres  Bild. 

Ankaufspreis  115000  M. 

Preis  des  zu  übernehmenden  Inventars   5000  » 


120000  M- 

Ausgaben. 

1%  Abschreibungen  auf  das  Haus  .    .    .  1  150  M. 

15%  Abschreibungen  auf  5000  M.  Inventar  750  » 

Reparaturen  usw   1  530  » 

4%  Verzinsung   4  800   »       8230  M. 


Ein  nahmen. 

Überpreis  von  3.50  M.  auf  ca.  515  hl  .    .    1  804  M. 

Eingang  durch  Miete   3  660  >       5  460  M. 

Jährlicher  Verlust   2  770  M. 


Der  Verlust  verteilt  sich  auf  5 1 5  hl.  Die  Brauerei  hat  einen 
Mindererlös  von  zirka  5.25  M.  pro  Hektoliter,  erzielt  also  statt 
18  M.  nur  12.75  ÄI.  Nimmt  man  den  Herstellungspreis  zu  14  M. 
an,  so  ergibt  sich  ein  Verlust  von  zirka  1.25  M.  pro  Hektoliter. 

Als  Grund  dafür,  daß  solche  Geschäfte  eingegangen  werden, 
bei  denen  ein  offenbarer  Verlust  zu  verzeichnen  ist,  wird  an- 
geführt, daß  z.  B.  eine  Brauerei  dadurch  in  Stadtteile  eingeführt 
wird,  wo  sie  vorher  nicht  vertreten  war.  Das  habe  zur  Folge, 
daß  dadurch  neue  Flaschenbierhändler  als  Kunden  erworben 
würden,  und  Privatkunden  das  in  der  Wirtschaft  gewohnte  Bier 
dann  auch  zu  Hause  trinken  möchten.  So  vergrößert  sich  der 
Absatz  und  der  Verlust  ist  wieder  aufgehoben.  Eine  genaue 
Kalkulation,  in  wieweit  durch  gesteigerten  Absatz  solche  Verluste 
aufgehoben  werden,  ist  allerdings  nicht  leicht  und  in  den  selten- 
sten Fällen  wird  wohl  auch  nur  ein  Versuch  hierzu  gemacht. 
Sicher  ist,  daß  die  Brauereien  in  der  Hergabe  von  Kapital  zu 
Kundschaftserwerb  teilweise  ziemlich  leichtsinnig  vorgegangen 
sind,  und  größere  Verluste  hierbei  gar  keine  Seltenheiten  waren. 
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Genaue  Angaben  über  die  Zahl  der  eigenen  Häuser  können 
hier  nicht  gegeben  werden.  Da  aber  in  dieser  Hinsicht  keine 
allzugroßen  Unterschiede  zwischen  den  einzelnen  Brauereien  be- 
stehen, so  ergibt  sich  ein  ungefähres  Bild  aus  der  Tatsache,  daß 
eine  Karlsruher  Brauerei  40  eigene  Häuser  besitzt,  eine  andere 
ein  Drittel  ihres  gesamten  Ausstoßes  an  eigene  Häuser  abgibt 

Ist  nun  auch  diese  ungesunde  Darlehens-  und  Kreditwirt- 
schaft der  schlimmste  Auswuchs  des  Konkurrenzkampfes,  so  ist 
sie  doch  nicht  der  einzige,  und  namentlich  die  ungemeine  Ver- 
wöhnung der  Kundschaft  steht  ihr  ebenbürtig  zur  Seite.  Be- 
nötigt ein  Wirt,  besonders  bei  Beginn  seiner  Wirtschaft,  Mobiliar 
oder  sonstige  Gegenstände  für  Wirtschafts-  oder  Hausgebrauch, 
so  wendet  er  sich  an  die  Brauerei,  die  ihm  alles  zur  Verfügung 
stellt  oder  anschafft  Von  einer  Bezahlung  oder  nur  Entschädigung 
ist  in  den  meisten  Fällen  keine  Rede,  im  Gegenteil,  die  Brauerei 
ist  froh,  daß  der  Wirt  ihr  einigermaßen  verpflichtet  ist  und  nicht 
so  ohne  weiteres  »abspringen«  kann.  Gar  mannigfach  sind  ferner 
die  Anforderungen,  welche  die  Wirte  an  die  Brauerei  stellen  in 
Form  aller  möglichen  Nebenleistungen.  Bei  Festlichkeiten  werden 
Arbeitskräfte  verlangt,  die  beim  Bierausschenken  und  sonstigen 
Arbeiten  helfen ;  zum  Pflügen  des  Ackers  muß  die  Brauerei  oft 
wochenlang  Pferde  leihen  oder  diese  Arbeiten  gar  selbst  vor- 
nehmen lassen.  Zu  Weihnachten  und  anderen  Gelegenheiten 
werden  Geschenke  verlangt  und  gegeben ;  wenn  es  der  Kunde 
wünscht  muß  ihm  die  Brauerei  ihren  Wagen  zu  Spazierfahrten 
zur  Verfügung  stellen;  außerdem  wird  ein  häufiger  Besuch  ver- 
langt und  auf  größere  Zechen  gesehen.  Der  Vertreter  der 
Brauerei  ist  nicht  mehr  der  Vermittler  zwischen  Lieferant  und 
Abnehmer,  um  den  Geldverkehr  zwischen  denselben  zu  erleich- 
tern oder  Aufträge  oder  sonstige  Wünsche  entgegenzunehmen, 
sondern  er  wird  lediglich  vom  Wirt  und  dessen  Gästen,  die  sich 
zur  bestimmten  Zeit  einfinden,  als  unversiegbare  Bierquelle  be- 
trachtet Nicht  selten  wird  auf  diese  Weise  ein  erheblicher  Teil 
des  Jahresverdienstes  geopfert.  Daß  Trebem  und  Eis  dem 
Kunden  unentgeltlich  zugeführt  werden,  wird  als  selbstverständ- 
lich angenommen.  Das  Eis  wird  aber  nicht  nur  zur  Kühlung 
des  von  der  Brauerei  gelieferten  Bieres  verwandt,  sondern  dient 
zur  Kühlung  all  der  übrigen  Verkaufsartikel,  die  eine  Wirtschaft 
führt;  daneben  erhält  auch  die  Straßenkundschaft  von  dem  ge- 
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fälligen  Wirt  Eis  auf  Kosten  der  Brauerei.  Bei  den  Flaschen- 
bierhändlern ist  der  Eisunfug  nicht  minder  verbreitet;  in  den 
vielen  kleinen  Viktualiengeschäften  werden  die  zum  Verkauf 
gelangenden  Lebensmittel  mit  dem  reichlich  gratis  gelieferten 
Eis  der  Brauerei  gekühlt. 

Eine  andere  Form  des  Kundenerwerbs  ist  die  Pachtung  von 
Wirtschaften.  In  diesem  Fall  muß  die  Brauerei  selbst  wieder 
einen  Pächter  einsetzen ;  dieser  zahlt  entweder  einen  bestimmten 
Betrag  als  Pacht  oder  er  ist  auf  Bierpacht  eingesetzt,  d.  h.  er 
zahlt  für  jeden  Hektoliter,  den  er  bezieht,  so  viel  über  den  ge- 
wöhnlichen Preis,  als  erforderlich  ist,  um  der  Brauerei  bei  einem 
Durchschnittsabsatz  der  betreffenden  Wirtschaft  eine  angemessene 
Pachtsumme  einzubringen.  Diese  Pächter  nennt  man  in  Karls- 
ruhe Zäpfler.  Bei  der  Höhe  der  Pacht  kommt  es,  abgesehen 
von  sonstigen  örtlichen  Verhältnissen,  wie  Lage  und  Größe  der 
Wirtschaft,  auch  darauf  an,  ob  Wein  und  Branntwein  in  derselben 
verschenkt  werden  darf.  Beteiligen  sich  die  Brauereien  selbst  an 
Pachtungen,  so  werden  die  Pachtsummen  so  gesteigert,  daß  das 
betreffende  Geschäft  unrentabel  wird.  Diese  weitere  Blüte  des 
Konkurrenzkampfes  ist  jetzt  wenig  mehr  zu  finden,  weil  die 
Brauereien,  durch  Erfahrungen  gewitzigt,  von  der  Selbstpachtung 
meist  absehen.  Pacht  und  Zapf  sind  auch  kombiniert  zu  finden; 
in  diesem  Fall  zahlt  der  Wirt  eine  kleinere  Pachtsumme  und 
einen  Aufschlag  pro  Hektoliter  verkauften  Bieres. 

Daß  der  Brauer,  wie  in  früheren  Zeiten,  zugleich  auch 
Wirt  ist,  finden  wir  in  Karlsruhe  nur  noch  in  einem  Fall  und 
zwar  produziert  hier  der  Brauer  ausschließlich  für  die  eigene 
Wirtschaft. 

3.  Die  Technik  des  Absatzes. 

Direkter  Absatz. 

In  der  Stadt  und  deren  näheren  Umgebung  erfolgt  die 
Versorgung  der  Kundschaft  durch  die  Brauerei  direkt.  Das 
Bier  wird  den  Abnehmern  durch  Kutscher  zugeführt,  die  mög- 
lichst immer  dieselbe  Kundschaft  zu  versorgen  haben,  um  die 
speziellen  Wünsche  der  einzelnen  Wirte  in  bezug  auf  Größe  und 
Art  der  Fässer,  Zeit  und  Menge  der  Lieferung  kennen  zu  lernen. 
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Mancher  Wirt  verschenkt  das  Bier  direkt  vom  Faß  und  benötigt 
zu  diesem  Zweck  andere  Fässer  als  derjenige,  welcher,  wie  es  in 
Norddeutschland  die  Regel  ist,  vom  Apparate  verschenkt.  Der 
eine  benötigt  große  Fasser,  der  andere  kleine,  der  eine  bekommt 
ein-  oder  zweimal  täglich  geliefert,  ein  anderer  nicht  jeden  Tag. 
Indem  nun  der  betreffende  Kutscher  den  Wünschen  der  Wirte 
gemäß  die  Bestellungen  in  der  Brauerei  abgibt,  wird  der  Ver- 
kehr mit  denselben  außerordentlich  erleichtert.  Die  Abnehmer 
haben  nicht  nötig,  jedesmal  besonders  zu  bestellen  und  unrichtige 
Lieferungen  sowie  die  sich  daraus  ergebenden  Reklamationen 
werden  vermieden. 

Den  Empfang  des  gelieferten  Bieres  muß  die  Brauerei  sich 
immer  genau  bestätigen  lassen,  um  bei  vorkommenden  Differenzen 
betreffs  der  Lieferung  Beweise  in  Händen  zu  haben.  Je  nach 
dem  organisatorischen  Geschick  des  Brauereileiters  und  nach  der 
Art  des  Abnehmers  kommen  dabei  die  verschiedensten  Methoden 
zur  Anwendung.  Gewöhnlich  wird  jedem  Kunden  ein  Bierbuch 
eröffnet,  in  das  die  Lieferungen  eingetragen  werden.  Als  Grund- 
lage für  dasselbe  dienen  die  Aufnahmebücher  der  Brauerei,  wo 
die  jedem  Kunden  gelieferten  Fässer  mit  Angabe  der  Nummer 
des  Fasses  und  der  Anzahl  der  Liter  einzeln  aufgeführt  werden. 
Dies  wird  nun  entweder  ebenso  in  die  Kontenbücher  übertragen 
oder  auch  nur  die  Anzahl  der  Fässer  und  die  Gesamtzahl  der 
Liter  vermerkt.  Da  die  meisten  Brauereien  verschiedene  Sorten 
Bier  führen,  sind  in  den  Büchern  Rubriken  für  die  Biersorten, 
wie  »Lagerbier,  Exportbier,  Spezialbier«  eingezeichnet.  Wo  der 
sogenannte  »Beifahrer«  den  Kutscher  begleitet,  liegt  ihm  die 
Verrechnung  mit  dem  Wirt  ob. 

Dieselben  Kontrolleinrichtungen  bestehen  bei  sonstigen 
regelmäßigen  Faßbierabnehmern,  unter  denen  hauptsächlich 
Fabrik-,  Bahn-,  Militärkantinen  in  Betracht  kommen.  Auch  an 
Private  geben  manche  Brauereien  Bier  in  Fässern  ab,  was  aber, 
besonders  seit  Aufkommen  des  Flaschenbieres  wenig  mehr  vor- 
kommt; die  Brauerei  gibt  dann  das  Bier  nicht  unter  dem  von 
ihren  Wirten  beanspruchten  Preis  ab. 

Früher  wurde  viel  Unfug  mit  dem  Gefäß  getrieben,  indem 
es  entweder  als  Brennholz  verwendet  wurde  oder  als  Aufbe- 
wahrungsort für  die  verschiedensten  Gegenstände  diente,  wobei 


Digitized  by  Google 


44 


Die  weitere  Entwicklung  des  Gewerbe». 


die  Brauereien  viel  einbüßten.  Allmählich  ist  man  vorsichtiger 
geworden  und  führt  Kontrolle  über  die  Fässer.  Ein  wirksames 
Mittel  zum  besseren  Einbringen  der  Fässer  ist  die  von  manchen 
Brauereien  geübte  Taktik,  den  Fahrern  für  die  mitgebrachten 
Fässern  eine  Vergütung  zu  gewähren. 

Absatz  an  Verleger. 

Genaue  Faßkontrolle  muß  stets  geführt  werden  bei  Liefe- 
rungen in  entferntere  Orte.  Die  Versorgung  der  Wirte  direkt 
durch  die  Brauerei  ist  hier  nur  möglich,  wenn  derselbe  ein  so 
großer  Abnehmer  ist,  daß  er  ganze  Waggonladungen  Bier  auf 
einmal  bestellen  und  rasch  absetzen  kann. 

Für  Karlsruher  Brauereien  kommt  dies  aber  nicht  in  Betracht, 
sondern  es  tritt  hier  der  Zwischenhandel  zwischen  Brauer  und 
Wirt.  Das  Bier  wird  in  größeren  Mengen  an  eine  Stelle  geliefert 
und  von  da  aus  erfolgt  die  Verteilung  desselben. 

Der  augenscheinliche  Vorteil  dieses  Systems  ist  einmal  die 
Verbilligung  der  Fracht;  denn  bei  großen  Lieferungen  können 
die  Brauereien  statt  des  Stückguttarifs  den  billigeren  Satz  für 
Waggonladungen  benutzen.  Dazu  kommt,  daß  den  Biersendungen 
in  Waggonladungcn  Eisbehälter  mit  Eis,  desgleichen  Schutzmittel 
gegen  den  Einfluß  der  Kälte,  wie  Stroh,  Tuchumhüllungen,  mit 
heißem  Wasser  gefüllte  eiserne  Zylinder  und  dergleichen  bei- 
gegeben werden  können  und  zudem  frachtfrei  befördert  werden. 
Ohne  diese  Schutzmaßregeln  würde  das  Bier  bei  Hitze  und 
Kälte  empfindlich  leiden ;  daher  sind  Stückgutsendungen  zu 
mancher  Jahreszeit  fast  unmöglich.  Einige  Brauereien  haben 
eigene  Waggons.  Neben  dem  Vorteil  der  Reklame  stellt  sich 
die  Beförderung  insofern  billiger,  als  ein  Drittel  der  leeren 
Fässer  frachtfrei  zurückbefördert  wird.  Sodann  kommt  in  Betracht, 
daß  die  Privatgüterwagen  mit  Heizvorrichtungen  versehen  werden 
können,  sodaß  das  Bier  im  Winter  den  Transport  gut  aus- 
halten kann. 

Eine  Niederlage  ist  ferner  erforderlich,  weil  die  Lieferung 
eines  guten  Bieres  nur  möglich  ist,  wenn  dasselbe  nach  längeren 
Bahnfahrten  vor  der  Konsumtion  in  einem  geeigneten  Keller 
eingelagert  wird.  Außerdem  muß  ein  Eiskeller  vorhanden  sein, 
da  die  Wirte  im  allgemeinen  gewöhnt  sind,  von  der  Brauerei 
das  nötige  Eis  zu  erhalten. 
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Nicht  alle  Karlsruher  Brauereien  haben  eigene  Niederlagen. 
Wo  keine  solchen  vorhanden  sind,  besorgt  die  Einlagerung  und 
Versendung  des  Bieres  zu  den  einzelnen  Wirten  ein  Depositar, 
der  dafür  eine  bestimmte  Vergütung  erhält. 

Zur  Leitung  »eigener«  Niederlagen  wird  ein  Vertreter  ein- 
gesetzt. Dieser  muß  mit  den  örtlichen  Verhältnissen  vertraut 
sein,  da  er  den  Verkehr  zwischen  Brauerei  und  Wirt  zu  vermitteln 
hat.  Meist  bezieht  er  festes  Gehalt;  es  empfiehlt  sich,  ihm  Pro- 
vision vom  Nettoertrag  zu  geben,  d.  h.  vom  Bruttoertrag  abzüg- 
lich der  zum  Betrieb  der  Niederlage  erforderlichen  Kosten.  Er 
wird  dadurch  im  eigenen  Interesse  zur  sparsamen  Verwaltung 
angehalten.  Der  Leiter  der  Niederlage  gibt  der  Brauerei  seinen 
Monatsabsatz  für  jedes  Kundenkonto  auf  an  Hand  der  anerkannten 
Lieferscheine,  ferner  muß  der  monatliche  Kassaauszug  mit 
den  Kassabelegen  Aufschluß  geben  über  seine  Einnahmen  und 
Ausgaben.  Die  eigentlichen  Debitorenkonti  führt  das  Hauptkontor. 
Die  Zu-  und  Abfuhr  des  Bieres  besorgt  er  entweder  selbst 
oder  ein  Spediteur.  Dieser  berechnet  die  Gebühren  teils  nach 
dem  Quantum  oder  nach  der  Strecke,  teils  erhält  er  auch  eine 
Pauschalvergütung  pro  monatliche  Abfuhr,  d.  h.  er  bekommt 
eine  feste  Summe  dafür,  daß  er  einen  Monat  lang  einen  Kunden 
regelmäßig  mit  Bier  versorgt. 

Innerhalb  Badens  haben  die  Karlsruher  Brauel  eien  in  vielen 
Städten  Niederlagen,  wie  in  Baden-Baden,  Offenburg,  Rastatt, 
Bühl,  Bruchsal,  Langensteinbach,  Mingolsheim,  Pforzheim,  Mann- 
heim und  Heidelberg;  außerdem  erstreckt  sich  der  Versand  nach 
dem  Elsaß,  der  Pfalz,  Württemberg  und  Preußen.  Nur  eine 
Brauerei  exportiert  über  die  Grenzen  Deutschlands  hinaus,  nämlich 
nach  Paris.  Der  dortige  Vertreter  bezieht  und  verkauft  das  Bier 
auf  eigene  Rechnung,  er  sucht  sich  selbst  seine  Kundschaft,  die 
die  Brauerei  nicht  einmal  kennt  Bemerkenswert  ist,  daß  er  das 
Bier  teilweise  unter  seinem  eigenen  Namen  verkauft. 

Diese  Art  der  Verleger  wird  stets  notwendig,  wenn  der 
Export  größere  Dimensionen  annimmt.  Einen  Vertreter  unter- 
scheidet vom  Brauereiinhaber  nur  der  eine  Umstand,  daß  er  das 
Bier,  statt  selbst  zu  brauen,  bezieht.  Der  Kundschaft  steht  er 
gegenüber  wie  eine  Brauerei;  er  tritt  in  Konkurrenzkampf  mit 
anderen  Brauereien  und  ist  daher  auch  zur  Darlehenshergabe  ge- 
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nötigt.  Da  hiermit  ein  großes  Risiko  verbunden  ist  und  Verluste 
leicht  eintreten  können,  ist  die  erste  Voraussetzung,  daß  er  kapital- 
kräftig ist.  Derartige  Vertreter  werden  heute  vielfach  frühere 
Inhaber  kleiner  Brauereien,  die  den  Betrieb  eingestellt  haben  und 
nun  ihre  bisherige  Kundschaft  mit  dem  Produkt  anderer  Brauereien 
versorgen.  Die  Brauerei  muß  einem  so  selbständigen  Vertreter 
mancherlei  Zugeständnisse  machen.  Gewöhnlich  verlangt  er,  daß 
die  Brauerei  sich  verpflichtet,  in  den  Gegenden,  nach  denen  er 
liefert,  keine  Konkurrenz  zu  machen,  also  ihm  das  Feld  allein 
zu  überlassen.  Geht  der  Brauerei  aus  einer  solchen  Gegend  ein 
Auftrag  zu,  so  weist  sie  den  Betreffenden  an  ihren  Vertreter. 
Dieser  erhält,  wenn  er  mit  der  Brauerei  in  Verbindung  tritt,  eine 
Karte,  auf  welcher  der  Bezirk,  den  er  zu  vertreten  hat,  genau 
verzeichnet  ist.  Das  ist  notwendig,  da  es  sonst  mit  dem  Ver- 
treter des  nächsten  Bezirkes  zu  Mißhelligkeiten  käme. 

Ähnlich  wickelt  sich  der  Verkehr  mit  solchen  Verlegern 
ab,  welche  die  Vertretung  verschiedener  Brauereien  haben;  sie 
sind  vor  allem  in  größeren  Städten  zu  finden. 

Meist  bestehen  zwischen  den  Verlegern  und  den  Brauereien 
Verträge,  in  denen  auf  gewisse  Zeit  eine  Pflicht  der  Abnahme 
sowie  ein  bestimmter  Einkaufspreis  festgesetzt  wird.  Auch  ein 
gewisser  Umsatz  wird  gewöhnlich  als  Minimum  bestimmt.  Wenn 
nun  auch  die  Verleger  im  allgemeinen  ihre  Kundschaft  selbst 
und  auf  eigenes  Risiko  erwerben,  so  beteiligt  sich  bei  größeren 
Unternehmungen,  die  beträchtliche  Kapitalaufwendungen  erfordern, 
doch  auch  die  Brauerei  selbst,  der  Verleger  leistet  dann  vielfach 
Bürgschaft  z.  B.  so,  daß  er  bei  eintretendem  Verlust  sich  ver- 
pflichtet, die  Hälfte  zu  tragen. 

Der  Flaschenbierhandel. 

In  den  letzten  Jahren  hat  sich  neben  dem  Faßbiergeschäft 
der  Flaschenbierhandel  in  großem  Maße  verbreitet.  Zunächst 
trat  er  in  der  Form  auf,  daß  sich  die  Brauerei  nicht  direkt  damit 
befaßte,  sondern  in  Fässern  an  Flaschenbierhändler  lieferte.  Das 
ist  auch  heute  noch  die  eine  Art  des  Flaschenbierhandels.  Der 
Flaschenbierhändler  war  früher  oft  sehr  primitiv  eingerichtet, 
während  jetzt  ganz  bestimmte  Polizeiverordnungen  bestehen  über 
die  Art,  wie  der  Flaschenbierhändler  das  Abfüllen  auf  Flaschen 
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zu  bewerkstelligen  hat.  Ein  oder  zwei  Fässer  zum  Spülen  der 
Flaschen  und  ein  einfacher  Apparat  zum  Abziehen,  der  hie  und 
da  nur  in  einem  Schlauch  mit  natürlicher  Saugvorrichtung  be- 
stand, bildete  die  ganze  Betriebseinrichtung.  Konzession  war 
nicht  erforderlich,  und  so  war  das  Geschäft  geeignet,  einen  guten 
Nebenverdienst  abzuwerfen,  zumal  die  Brauerei  meist  die  Flaschen 
lieferte,  und  also  auch  ein  besonderer  Kapitalaufwand  nicht  damit 
verknüpft  war. 

Meist  wird  das  Flaschenbiergeschäft  als  Nebengewerbe  be- 
trieben, indem  die  Frau  das  Geschäft  besorgt,  während  der  Mann 
auf  Arbeit  ist  Auch  die  Kinder  können  bei  der  leichten  Arbeit 
verwendet  werden,  namentlich  beim  Austragen  der  Flaschen  in 
die  Häuser  der  Kundschaft  Sehen  die  Leute,  daß  der  Erwerbs- 
zweig günstig  ist  und  etwas  einbringt,  so  verlegen  sie  sich  auch 
wohl  ganz  darauf,  und  bei  zunehmender  Kundschaft  ist  der 
Händler  genötigt,  um  den  Vertrieb  aufrecht  erhalten  zu  können, 
sich  Wagen  und  Pferde  anzuschaffen.  Außer  an  Private  ver- 
kaufen die  Händler  viel  an  Läden,  namentlich  an  Kolonialwaren- 
läden. 

Den  Händlern  sowohl  als  auch  den  Läden  ist  eine  empfind- 
liche Konkurrenz  entstanden,  als  die  Brauereien  anfingen,  sich 
selbst  mit  dem  Verkauf  von  Bier  in  Flaschen  zu  befassen. 

Für  die  kapitalkräftige  Brauerei  ist  es  leichter  als  für  den 
armen  Flaschenbierhändler,  den  nötigen  Raum  sowie  die  erforder- 
lichen Arbeitskräfte  und  Betriebsmittel  zu  beschaffen,  und  da 
im  Publikum  die  wohl  teilweise  berechtigte  Meinung  Platz  griff, 
daß  das  Flaschenbier  aus  der  Brauerei  direkt,  wo  es  aus  den 
eben  angeführten  Gründen  reinlicher  zugeht,  dem  von  den 
Händlern  abgefüllten  Biere  vorzuziehen  sei,  gewann  diese  Art 
von  Absatz  rasch  allgemeine  Verbreitung. 

Die  Brauereien  liefern  sowohl  direkt  an  Private  als  an  Läden 
und  Kantinen.  Sobald  es  der  gesteigerte  Absatz  erfordert,  kann 
sich  die  Brauerei  einen  Flaschenbierwagcn  anschaffen,  der  täglich 
in  die  Stadt  fährt,  und  das  Flaschenbier  den  Privatkunden  ins 
Haus  schafft.  Auch  hier  wird  der  Grundsatz  befolgt,  dies  immer 
möglichst  demselben  Kutscher  zu  überlassen,  der  die  speziellen 
Wünsche  der  Privatkunden  über  Sorte  und  Menge  des  zu  liefern- 
den Bieres  kennen   lernt     Aus  denselben  Gründen   wie  die 
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Privaten  ziehen  es  auch  die  Ladeninhaber  vor,  von  der  Brauerei 
direkt  zu  beziehen,  und  immer  mehr  bürgert  sich  das  Flaschen- 
bier auch  in  Kantinen  ein.  Die  Inhaber  derselben  finden  es 
praktischer,  das  Bier  zu  billigeren  Preisen,  als  sie  es  verkaufen, 
direkt  in  Flaschen  zu  beziehen  und  ersparen  die  Mühe  des 
Abziehens.  Auch  die  Arbeiter,  besonders  die  auf  Bauten  be- 
schäftigten Handwerker,  finden  Flaschenbier,  das  aufbewahrt 
werden  kann ,  vielfach  bequemer  als  die  Verabreichung  in 
Gläsern. 

Aus  den  eben  angeführten  Gründen  könnte  man  annehmen, 
daß  nach  und  nach  die  Brauerei  das  Flaschenbiergeschäft  vollständig 
in  die  Hand  bekommt  und  die  Händler  ganz  verschwinden.  So- 
lange aber  in  Karlsruhe  die  Brauereien  an  der  bisherigen  Gewohn- 
heit festhalten,  keine  Lieferungen  unter  20  Flaschen  auszuführen, 
wird  sich  der  Händler  noch  erhalten.  Viele  Private  wünschen 
kleinere  Quantitäten,  die  sie  vom  benachbarten  Händler  jederzeit 
erhalten  können,  während  die  Brauerei  solchen  Wünschen  nicht 
nachkommen  kann. 

Flaschenpfand  ist  nicht  eingeführt,  doch  sehen  die  Brauereien 
auf  Eingang  der  leeren  Flaschen  und  stellen  diese,  soweit  es  durch- 
führbar ist  auf  Rechnung,  wenn  sie  nicht  eingehen. 

Vielfach  ist  über  die  mißbräuchliche  Verwendung  der  Bier- 
flaschen zu  anderen  Zwecken  Klage  geführt  worden.  Die  Brauer- 
eien hatten  dadurch,  daß  die  leeren  Flaschen  zum  Teil  nicht  mehr 
eingingen,  große  Verluste,  andererseits  wurde  auf  die  schädliche 
Wirkung  aufmerksam  gemacht,  welche  eine  zeitweilige  Benutzung 
dieser  Flaschen  als  Aufbewahrungsort  gesundheitsschädlicher  Stoffe 
haben  konnte.  Den  Klageweg  zu  beschreiten  und  sich  so  viel- 
leicht ihr  Eigentum  wieder  zu  beschaffeu,  wird  für  eine  Brauerei 
kaum  in  Betracht  kommen,  denn  sie  verliert  in  solchen  Fällen 
ihre  Kunden;  der  Erfolg  ist  außerdem  zweifelhaft,  da  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  keine  geeignete  Handhabe  geben. 

Nach  §  37  des  H.G.B,  kann  ein  Firmeninhaber  den  Register- 
richter veranlassen,  mit  Ordnungsstrafen  gegen  eine  Person  ein- 
zuschreiten, welche  eine  ihr  nicht  zustehende  Firma  gebraucht. 
Die  Brauereien  können  diesen  Weg  bezüglich  der  mit  ihrer  Firma 
versehenen  Flaschen  beschreiten.  Indeß  ist  der  Schaden  nicht  leicht 
nachweisbar  und  auch  das  Verfahren  viel  zu  umständlich.  Ebenso 
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ist  es  mit  der  Eigentumsklage,  welche  die  Brauerei  anstrengen 
kann. 

In  manchen  Fällen  kommt  der  §  8  des  Gesetzes  vom  27.  Mai 
1896,  betr.  die  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs,  in  Be- 
tracht. Eine  Strafvorschrift  für  Übertretung  dieser  Bestimmungen 
hat  das  Gesetz  aber  nicht.  Die  Brauerei,  welche  sich  hierauf 
stützen  will,  müßte  vor  dem  Zivilgericht  den  Nachweis  erbringen, 
daß  eine  mißbräuchliche  Benutzung  der  Flaschen  stattgefunden 
hat,  die  darauf  berechnet  und  geeignet  ist,  Verwechslungen  her- 
beizuführen. 

Hat  eine  Brauerei  ihr  Warenzeichen  in  die  Zeichcnrolle  des 
Kaiserl.  Patentamtes  zu  Berlin  eintragen  lassen,  so  kann  sie  sich 
auf  das  Gesetz  zum  Schutz  der  Warenbezeichnungen  vom  12.  Mai 
1894  stützen.  In  diesem  Fall  ist  die  mißbräuchliche  Benutzung 
strafbar. 

Der  vielleicht  einzig  mögliche  und  geeignetste  Weg  für  die 
Brauereien,  ihre  Verluste  beim  Flaschenbiergeschäft  einzuschränken, 
ohne  daß  dabei  ein  gerichtliches  Vorgehen  gegen  ihre  Kunden 
nötig  wird,  ist  die  Einführung  des  Flaschenpfandes. 

Der  Vertrag  der  Berliner  Brauereien  bestimmt  z.  B.,  daß 
für  jede  Bierflasche,  in  welcher  gegen  Entgeld  Bier  geliefert  wird, 
ein  Pfand  von  10  Pfg.  erhoben  werden  muß,  welches  nur  gegen 
Rückgabe  der  Flasche  zurückvergütet  wird.  Die  Berliner 
Brauereien  haben  sich  das  Flaschenbiergeschäft  noch  insofern 
vereinfacht,  als  sie  den  Flaschenbierfahrer  gleichsam  als  Verleger 
benutzen.  Dieser  muß  täglich  diejenigen  Flaschen,  welcher  er 
weniger  zurückbringt  als  er  mitgenommen  hat,  bezahlen,  einerlei, 
ob  er  das  Geld  schon  einkassiert  hat  oder  nicht.  Er  hat  demnach 
ein  ziemlich  großes  Risiko,  es  werden  Ansprüche  an  die  Intelligenz 
der  Einzelnen  gestellt  und  der  Gehalt  ist  auch  entsprechend  höher. 
Die  Brauerei  hat  den  Vorteil,  daß  sie  den  Flaschenbierkunden 
keine  Konten  errichten,  sich  nicht  um  den  Eingang  des  Geldes 
und  der  Flaschen  kümmern  muß  und  erspart  dadurch  Arbeitskräfte 
und  Verluste.  Die  Brauerei  kennt  die  Kundschaft  garnicht;  die 
Fahrer  suchen  diese  selbst  zu  erwerben,  erhalten  auch  meist  Pro- 
vision vom  Umsatz.  Außerdem  haben  die  Brauereien  Berlins 
eine  weitere  Vereinfachung  vorgenommen,  die  das  lästige  Aus- 
wechseln der  Flaschen  zwischen  den  Brauereien  unnötig  macht. 

Gütermann.  Karlvuber  Brauindustric.  4 
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Es  sind  Einheitsflaschen  eingeführt  worden,  die  sich  nur  durch  die 
aufgeklebten  Etiketten  unterscheiden.  Von  Zeit  zu  Zeit  werden 
nun  Abrechnungen  vorgenommen,  wobei  nur  der  Überschuß  an 
fremden  Flaschen  an  die  betreffende  Brauerei  in  bar  zu  ent- 
richten ist. 

4.  Die  Steuerverhältnisse. 

Ein  Gebiet,  auf  dem  die  entgegengesetzten  Interessen  des 
Groß-  und  Kleinbetriebs  nach  außen  klar  zu  Tage  treten,  ist  die 
Frage  der  Besteuerung.  Die  Karlsruher  Brauereien  nahmen 
immer  regen  Anteil  an  diesen  Fragen,  sowohl  wenn  es  sich  um 
die  eigene  städtische  als  auch  um  die  staatliche  Besteuerung 
handelte.  Im  Folgenden  soll  die  interessante  Entwicklung  der 
Biersteuer  dargestellt  werden. 

Staatliche  Biersteucr. 

Mit  Einführung  der  Akziseordnung  vom  Jahre  181 2  wurde 
die  Bierakzise  in  Baden  eingeführt ;  sie  sollte  nach  dem  Quantum 
der  Malzschrote  entrichtet  werden,  sodaß  sich  die  Abgabe  per 
Sester  Malz  auf  12  kr.  oder  per  Fuder  Bier  auf  10  fl.  belief. 
Bald  fand  man  aber,  daß  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  unzu- 
länglich waren,  insbesondere  zu  Defraudationen,  die  schwer  kon- 
trollierbar waren,  Anlaß  gaben.  Wenn  die  Bierbrauer  mehr 
Bier  sotten  als  das  hierzu  bestimmte  Malzquantum  hätte  ergeben 
sollen,  so  ließ  man  das  nicht  zum  Vorteil  derjenigen,  welche 
durch  bessere  Betriebseinrichtung  eine  größere  Ausbeute  erzielten, 
hingehen,  sondern  sah  darin  eine  Defraudation.  Das  Gesetz  selbst 
sprach  zwar  aus,  daß  man  nicht  jedesmal  genau  bestimmen 
könne,  wieviel  Bier  gerade  aus  einem  Malzquantum  gesotten 
werden  müsse,  und  nahm  erst  eine  Defraudation  an,  wenn  das 
auf  die  Erfahrung  aproximativ  berechnete  Verhältnis  um  ein 
Ohm  per  Fuder  überschritten  wurde.  In  Karlsruhe  war,  wie  das 
Finanzministerium  18 13  bemerkte,  das  Mißverhältnis  des  von 
den  Biersiedern  in  Karlsruhe  gefallenen  Akzises  gegen  andere 
Städte  ganz  auffallend,  und  man  hielt  es  deshalb  für  höchst 
wahrscheinlich,  daß  Unterschleife  dort  vorgingen.  Dem  Stadt- 
amt wurden  Vorschläge  gemacht,  wie  solche  Unterschleife  zu 
verhüten  wären,  und  dieses  sowie  die  Obereinnehmerei  trat  den 
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Vorschlägen  auch  bei.  Sie  erstreckten  sich  dahin,  die  Bierkessel 
eichen  zu  lassen,  um  nach  dem  Kesselinhalt  den  Malzverbrauch 
genau  berechnen  zu  können  und  erst  nach  Vollendung  des 
Sudes  jedesmal  die  Akzise  und  das  Umgeld  zu  erheben,  auch 
durch  die  Polizei  Aufsicht  tragen  zu  lassen,  daß  das  Bier  nicht 
gar  zu  schlecht  gebraut  würde.  Ferner  sollten,  um  das  heim- 
liche Brauen  zu  hindern,  die  Öfen  »doppelt  beschliesig«  gemacht 
werden,  damit  ohne  Beisein  oder  Vorwissen  des  Akzisors  gar 
kein  Feuer  angebracht  werden  könnte.  Das  Direktorium  war 
anderer  Ansicht;  seine  Meinung  ging  dahin,  daß  die  Herrschaft 
um  so  mehr  betrogen  würde,  je  mehr  die  Kontrollanstalten  und 
das  Kontrollpersonal  vervielfältigt  würden.  Auch  bemerkte  es 
sehr  richtig,  daß  die  Bierbrauer  nicht  ihr  Gewerbe  treiben,  um 
Akzis-  und  Umgeld  zu  bezahlen,  sondern  daß  die  Konsumtions- 
steuer nur  erhoben  werden  kann,  wenn  sich  die  Gegenstände 
dafür  vorfinden ;  daß  man  folglich  dafür  sorgen  muß,  daß  die 
Bierbrauereien  bestehen  und  ihr  Produkt  so  wohlfeil  als  möglich 
gewinnen  können. 

Das  Ministerium  befaßte  sich  in  der  Folge  weiter  mit  der 
Verbesserung  der  Bierakzise  und  ließ  Erhebungen  anstellen  in 
den  verschiedenen  Direktorien,  wie  stark  der  Abgang  sei,  der 
bei  vollständiger  Füllung  eines  Bierkessels  nach  vollendetem 
Sude  entstehe.  Darnach  sollte  bestimmt  werden,  welche  Abgabe 
festgesetzt  werden  müßte,  wenn  die  bestehenden  Malzaufschläge 
in  eine  bei  jedem  vollen  Sude  von  der  ganzen  Füllung  des 
Kessels  zu  erhebende  Abgabe  verwandelt  werden  sollte. 

Im  Jahre  1825  kam  das  Gesetz  zustande.  Es  erhöht  die 
Steuer  von  10  fl.  auf  13  fl.  und  bestimmt,  daß  die  Steuer  nach 
dem  Kesselinhalt  entrichtet  werden  sollte.  Weiter  sagt  das 
Gesetz  nichts;  alles  andere  blieb  der  Vollzugsverordnung  vor- 
behalten. Sie  mußte  die  Bestimmungen  über  den  Erhebungssatz 
je  von  der  Stütze,  der  Ohm  oder  dem  Fuder  des  Kesselinhalts, 
die  Bestimmungen  über  die  erforderliche  Kontrolle,  auch  jene 
über  Bestrafung  von  Defraudationen  und  Kontrollvergehen  geben. 
Dies  geschah  anfänglich  durch  die  Vollzugsverordnung  vom 
22.  September  1825  später  durch  diejenige  vom  12.  Oktober  1837. 

Schon  bald  wurden  gegen  die  Vorschriften  über  die  Bier- 
steuer Erinnerungen  und  Beschwerden   erhoben  und  Wünsche 
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für  ein  neues  Biersteuergesetz  geäußert.  Die  Bierbrauer  konnten 
sich  mit  den  Vorschriften  über  die  Biersteuer  nicht  befreunden. 
Manchem  von  ihnen  erschien  der  Erhebungssatz  nach  dem 
Kesselinhalt,  wie  ihn  die  Vollzugsverordnung  geregelt  hatte,  im 
Vergleich  mit  der  durch  das  Gesetz  auf  13  fl.  per  Fuder  gesetz- 
ten Steuer  vom  Fuder  Bier  zu  hoch.  Einzelne  wünschten  eine 
Besteuerung  nach  Aversalbeiträgen,  andere  gaben  einer  Malz- 
steuer den  Vorzug;  fast  alle  baten  um  Milderung  der  Kontrolle, 
vorzugsweise  aber  um  Gestattung  der  Nachfüllungen  während 
des  Sudes,  welche  die  Verordnung  und,  auf  sie  gestützt,  die 
Verwaltungsinstruktionen  verboten  hatten. 

Die  Steuerverwaltung  machte  mehr  und  mehr  die  Erfah- 
rung, daß  die  Strafbestimmungen  unzulänglich  seien,  namentlich, 
daß  es  an  näher  bezeichneten  Merkmalen  mangele,  durch  welche 
der  Tatbestand  einer  Defraudation  festgestellt  wird  und  daß  ins- 
besondere jene,  welche  vom  Akzisgesetz  von  18 12  beibehalten 
worden  waren,  bei  der  geänderten  Besteuerungsweise  ganz 
ungenügend  seien. 

Die  Regierung  ließ  die  Beschwerden  und  Wünsche  des 
Gewerbes  sowie  die  Erfahrungen  der  Steuerverwaltung  nicht 
unbeachtet  und  war  bereit.  Abhilfe  zu  schaffen.  Auch  war  seit 
1837  d»e  >  Bierfabrikation  <  wesentlich  vorgeschritten  und  auch 
darum  die  Frage  an  der  Zeit,  ob  nicht  die  Steuervorschriften 
der  Ergänzung  oder  Änderung  bedurften.  Im  März  1843  wurden 
sorgfältig  vorbereitete  Probesude  vorgenommen.  Eine  Versamm- 
lung von  Bierbrauern  aus  allen  Teilen  des  Landes  war  im  August 
desselben  Jahres  mit  Beamten  der  Finanzverwaltung  in  Tätig- 
keit. Die  Erinnerungen,  Beschwerden  und  Wünsche  des  Gewerbes, 
die  Wünsche  der  Steuerverwaltung,  die  Ergebnisse  der  Probesude 
wurden  von  ihnen  erörtert.  Das  Ergebnis  dieser  Verhandlungen 
war  das  Gesetz  von  1845,  in  welchem  die  Wünsche  der  Brauer 
teilweise  Berücksichtigung  gefunden  haben. 

Während  das  Gesetz  von  1825  das  Quantum  des  fertigen 
Bieres  als  Grundlage  der  Besteuerung  bezeichnete,  und  als  unter- 
geordnete Vorschrift  beifügte,  daß  die  Erhebung  nach  dem  Kessel- 
inhalt zu  geschehen  habe,  wird  jetzt  die  frühere  Nebenbestim- 
mung als  Hauptbestimmung  aufgestellt,  und  die  Besteuerung  des 
fertigen  Bieres  fällt  weg.    Die  Vollzugsverordnung  zum  Gesetz 
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von  1825  enthielt  als  Begriffsbestimmung  des  Biersudes  »das 
Brauen  einer  Quantität  Bier,  welche  durch  einmalige  Füllung  des 
Kessels,  also  ohne  Nachsud,  erzeugt  werden  kann«.  Das  Gesetz 
von  1845  sagt  dagegen:  »Unter  einem  Biersud  wird  diejenige 
Quantität  Bier  verstanden,  welche  in  dem  zur  Bereitung  desselben 
verwendeten  Braugefäße  vor  dem  Beginn  der  Abkühlung  mit 
einem  Male  erzeugt  werden  kann.«  Diese  Änderung  ist  insofern 
von  Bedeutung,  als  dadurch  ein  störender  Eingriff  der  Steuer- 
beamten in  das  Braugewerbe  in  Wegfall  kommt.  Vorher  war 
es  eine  Hauptaufgabe  der  Beamten,  zu  verhüten,  daß  im  Brau- 
kessel Nachfüllungen  zum  Ersatz  der  verdampften  Flüssigkeit 
stattfanden,  weil  die  Steuer  nur  für  so  viel  Bier  entrichtet  war, 
als  ohne  Nachfülluhg  bereitet  werden  konnte.  Da  es  nun  bei 
den  Brauern  nicht  mehr  üblich  war,  mit  dem  Beginn  des  Bier- 
sudes das  Braugefäß  vollständig  zu  füllen,  sondern  während  der 
Verdampfung  allmählich  neue  Würze  aus  dem  Maischbottich 
zugeführt  wurde,  war  auch  deshalb  eine  Änderung  notwendig 
geworden.  Durch  die  Änderung  der  Definition  des  Biersudes 
haben  sich  die  Beamten  von  der  Operation  des  Brauens  nur  in 
soweit  in  Kenntnis  zu  setzen,  als  erforderlich  ist,  um  die  Zeit 
der  Beendigung  des  Sudes  zu  beurteilen.  Mit  dem  Beginn  des 
Ausschöpfens  auf  dem  Kühlschiff  gilt  der  Sud  als  beendigt  und 
von  diesem  Zeitpunkt  an  dürfen  keine  Nachgüsse  mehr  stattfinden. 

Während  nach  der  Akziseordnung  von  1812  —  obwohl  die 
Malzakzise  bestand  —  in  größeren  Brauereien  die  Ablaßröhren 
der  Kühlschiffe,  in  kleineren  aber  die  Kühlständer  und  überdies 
noch  die  Feuerung  des  Brauofens  verschlossen  gehalten  wurde,  be- 
stand seit  1825  nur  noch  der  Verschluß  der  Feuerung.  Hiervon 
glaubte  man  auch  jetzt  nicht  abgehen  zu  dürfen.  Der  Verschluß 
der  Feuerung  hindert  den  redlichen  Brauer  in  seinem  Gewerbe 
nicht  mehr  als  der  Warenverschluß  den  Kaufmann,  —  wird  in 
der  Begründung  des  Entwurfes  ausgeführt,  —  während  er  ihn 
wie  die  Steuerkasse  gegen  Benachteiligung  durch  minder  gewissen- 
hafte Konkurrenten  schützt.  Wollte  man  den  Verschluß  der 
Feuerung  aufgeben,  so  müßte  dies  ohne  Zweifel  eine  viel  strengere 
Beaufsichtigung  der  Brauereien  auch  in  Zeiten,  wo  nicht  gebraut 
wird,  zur  Folge  haben.  Dies  wäre  dem  Gewerbe  viel  lästiger 
und  hätte  auch  eine  beträchtliche  Vennehrung  des  Aufsichts- 
personales zur  Folge. 
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Die  Brauzeit,  d.  h.  die  Stundenzahl,  für  welche  der  Verschluß 
abgenommen  werden  soll,  festzusetzen,  wird  von  nun  an  dem 
Brauer  selbst  überlassen.  Immerhin  ist  es  nötig,  führt  die  Be- 
gründung weiter  aus,  ein  Maximum  der  Brauzeit  und  die  Folge 
etwaiger  Überschreitungen  festzusetzen,  da  sonst  Defraudationen 
sehr  leicht  vorkommen  können.  Die  Brauzeit  kann  aber,  wie  die 
Versuche  ergeben  haben,  sehr  verschieden  sein.  Die  Unterschiede, 
die  sich  durch  die  Qualität  des  Wassers,  die  Art  der  Feuerungs- 
einrichtungen, die  Qualität  der  Brennstoffe,  durch  die  Einrichtung 
der  Brauereien  ergeben,  können  so  erheblich  sein,  daß  in  derselben 
Zeit  der  eine  Brauer  zwei  Sude  fertigen  kann,  in  der  ein  anderer  nur 
einen  fertig  bringt.  Im  allgemeinen  hat  die  Brauzeit  fortschreitend 
abgenommen  und  mit  den  Fortschritten  im  Gewerbe  wird  sie  noch 
weiter  gekürzt  werden.  Dagegen  können  andererseits  Braumethoden 
in  Aufnahme  kommen,  mittelst  deren  durch  ein  zeitraubenderes 
Verfahren  eine  bessere  Qualität  Bieres  hergestellt  werden  soll  und 
die  deshalb  eine  Erhöhung  der  Brauzeit  verlangen.  Diese  ist 
somit  eine  veränderliche  Größe,  die  sich  nach  den  zeitweiligen 
Bedürfnissen  des  Gewerbes  richten  muß.  Ihr  Maximum  läßt  sich 
eben  deshalb  nicht  durch  das  Gesetz  bestimmen;  es  muß  dessen 
Festsetzung  der  Vollzugsverordnung  überlassen  bleiben.  Es  wird 
so  festgesetzt  werden  müssen,  daß  selbst  da,  wo  die  gewöhnlich 
einwirkenden  Verhältnisse  die  ungünstigsten  sind,  ein  Biersud  ohne 
Übereilung  gefertigt  werden  kann.  Tritt  gleichwohl  eine  Über- 
schreitung ein,  und  kann  solche  der  Brauer  nicht  durch  außer- 
gewöhnliche Ereignisse  vollständig  rechtfertigen,  so  ist  gewiß 
nichts  billiger  und  zum  Schutze  des  redlichen  Gewerbes  notwendiger, 
als  daß  jedenfalls  die  Steuer  für  einen  weiteren  Sud  erhoben  wird, 
unbeschadet  der  Einschreitung,  wenn  bestimmtere  Anzeichen  einer 
Defraudation  vorliegen  und  deshalb  das  geeignete  Strafverfahren 
einzuleiten  ist. 

Einer  Defraudation  macht  sich  derjenige  schuldig,  der  Bier 
braut,  ohne  einen  Brauschein  gelöst  und  damit  die  Steuer  ent- 
richtet zu  haben,  und  derjenige,  welcher  mehr  braut,  als  er  nach 
seinem  Brauschein  zu  brauen  berechtigt  ist,  d.  h.  wer  mehr  Bier 
braut,  als  er  versteuert  hat.  Zum  Schutze  der  Steuerkasse  und 
der  redlichen  Brauer,  als  auch,  um  nicht  der  wandelbaren  Ansicht 
der  Gerichte  anheimzugeben,  was  das  Gesetz  außer  Zweifel  zu 
stellen  vermag,  sind  vollständigere  straf  gesetzliche  Bestimmungen 
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notwendig.  Im  Gesetz  wird  daher  genau  festgesetzt,  in  welchen 
Fällen  Defraudation  vorliegt.  Das  Strafmaß  jedoch  bleibt  dasselbe, 
wie  in  der  Akziseordnung  von  1812  mit  der  durch  die  Verord- 
nung vom  23.  Oktober  1824  eingeführten  Milderung. 

Die  Klagen  über  die  mit  der  Kesselsteuer  verbundene  scharfe 
Kontrolle  verstummen  aber  auch  nach  1845  nicht.  Man  suchte 
ihnen  durch  das  Gesetz  vom  28.  Juni  1848  abzuhelfen,  welches  be- 
stimmte, daß  die  Steuer  in  Bauschsummen  erhoben  werden  sollte. 
Die  Bierbrauer  einer  Gemeinde  sollten  zu  diesem  Zweck  einen 
Verein  bilden,  der  mit  bindender  Kraft  zu  beschließen  hätte,  in 
welcher  Weise  die  der  Gemeinde,  bezw.  dem  Verein  zur  Last 
fallende,  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  5  Jahre  sich  be- 
rechnende Bauschsumme  unter  seine  Mitglieder  umzulegen  sei. 
Diese  »Steuerentrichtung  in  Bauschalsummen  mit  Selbstverteilung 
der  Pflichtigen  unter  Samt  Verbindlichkeit«  war  aber  in  sich  selber 
unmöglich  und  wurde  deshalb  durch  das  provisorische  Gesetz  vom 
7.  Oktober  1848  bis  auf  weitere  gesetzliche  Anordnung  außer 
Wirksamkeit  gesetzt.  Gleichzeitig  wurde  aber  der  Versuch  ge- 
macht, vom  Verschluß  der  Feuerungen  abzusehen,  falls  sich  sämt- 
liche Bierbrauer  eines  Ortes  »auf  Ehre  und  Gewissen*  schriftlich 
verbindlich  machten,  auch  ohne  diese  Art  der  Kontrolle  kein  Bier 
ohne  vorherige  Anmeldung  und  Versteuerung  brauen  zu  wollen. 
Allein  auch  dieser  Versuch  hat  sich  nicht  bewährt,  er  ist  daher 
durch  das  provisorische  Gesetz  vom  14.  September  1849,  zu  dem 
die  erste  Kammer  am  23.  und  die  zweite  am  26.  März  1850  nach- 
träglich ihre  Zustimmung  gaben,  wieder  außer  Wirkung  gesetzt 
worden.  Damit  ist  zugleich  das  Gesetz  vom  28.  Februar  1845 
wieder  in  volle  Wirksamkeit  getreten. 

Nachdem  das  benachbarte  Württemberg  die  Bierbesteuerung 
durch  das  Malzsteuergesetz  vom  8.  April  1856  neu  geregelt  hatte, 
wurden  die  Klagen  der  badischen  Brauer  über  die  Kesselsteuer, 
die  eine  Zeit  lang  geruht  hatten,  wieder  laut.  In  den  60  er  und 
70  er  Jahren  liefen  fast  in  jedem  Landtag  Petitionen  ein,  die  jeweils 
der  Regierung  zur  Kenntnisnahme,  einmal  auch,  1872,  empfehlend 
überwiesen  wurden.  Dies  veranlaßte  die  Großh.  Regierung  am 
16.  Januar  1884  den  Landständen  einen  neuen  Gesetzentwurf 
vorzulegen.  Den  Wünschen  einer  Anzahl  Petitionen  gemäß  wurde 
eine  Braumalzsteuer  vorgeschlagen;  ein  Staffeltarif  war  nicht  in 
Aussicht  genommen.    Die  Steuer  sollte  10  M.  für  je  100  kg  un- 
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gebrochenen  Malzes,  bei  der  Einfuhr  gebrochenen  Malzes  10  M. 
für  je  100  kg  gebrochenen  Malzes  betragen. 

Der  Entwurf  fand  aber  wegen  des  hohen  Steuersatzes  die 
Zustimmung  der  Beteiligten  nicht.  Es  erhob  sich  ein  allgemeiner 
Petitionssturm.  671  Brauereien  wandten  sich  an  die  Kammer: 
29  verlangten  eine  Malzsteuer  von  8.50  M.,  129  eine  progressive 
Malzsteuer  mit  einem  niedrigsten  Satz  von  nicht  über  8  M. 
und  447  die  Belassung  der  bestehenden  Kesselsteuer.  Auch  die 
Kommission  der  zweiten  Kammer  konnte  sich  für  den  Entwurf 
nicht  erwärmen.  Der  betr.  Artikel  wurde  dahin  geändert,  daß 
für  die  ersten  300  Doppelzentner  9  M.  und  für  den  Mehrverbrauch 
10  M.  erhoben  werden  sollten.  Der  Antrag  der  Kommisson,  den 
Entwurf  mit  diesen  Änderungen  anzunehmen,  wurde  in  der  Sitzung 
vom  26.  Mai  1884  bei  Stimmengleichheit  durch  Entscheid  des 
Präsidenten  abgelehnt 

In  den  Jahren  1884  bis  94  hat  die  Frage  der  Bierbesteuerung, 
abgesehen  von  einer  gelegentlichen  Debatte  im  März  1886  den 
Landtag  nicht  beschäftigt.  Im  Jahre  1894  aber  wandten  sich 
325  Brauereien  in  zwei  getrennten  Petitionen  an  die  Volksver- 
tretung. Die  mittleren  und  kleineren  Brauereien  baten  jetzt  um 
Einführung  der  Malzstaffelsteuer.  Sie  führten  aus,  daß  seit  dem 
Jahre  1884  ihre  Lage  sich  sehr  verschlechtert  habe.  Eine  große 
Anzahl  KJeinbrauer  seien  zugrunde  gegangen,  die  kapitalkräftigen 
Aktienbrauereien  verdrängten  durch  Pachtung  der  Wirtschaften 
und  bessere  Einrichtung  die  kleinen  und  somit  würde  ein  durch 
Generationen  hindurch  achtbares  Gewerbe  der  Großindustrie  ge- 
opfert. Die  Kommission  der  IL  Kammer,  die  darüber  berichtete, 
war  allgemein  darin  einig,  daß 

1 .  die  Malzsteuer  als  rationellere  Besteuerungsart  der  Kessel- 
steucr  vorzuziehen  sei,  indem  sie  eine  größere  Freiheit 
und  Erleichterung  im  Betriebe  mit  sich  bringe  und  eine 
bessere  Ausnutzung  des  Materials  zulasse; 

2.  daß  eine  Staffel  weise  Besteuerung  zum  Schutz  der  kleineren 
und  mittleren  Brauereien  wohl  gerechtfertigt  sei,  um  einen 
Ausgleich  gegenüber  den  unleugbaren  Vorteilen  der 
Großbrauerei  in  Bezug  auf  eine  bessere  Ausnutzung  des 
Materials  und  bessere  Qualität  desselben  zu  erzielen; 

3.  daß  aber  die  Finanzlage  des  Landes  es  nicht  gestatte, 
daß  durch  die  gewünschte  Einführung  der  staffelweisen 
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Malzsteuer  eine  Verminderung  der  Einnahmen  aus  dieser 
Steuerquelle  eintrete,  daß  vielmehr  ungefähr  die  gleiche 
Summe  wie  aus  der  Kesselsteuer  zu  erzielen  sei. 
Es  wird   weiter  angeführt,  daß  die   Zahl  der  badischen 
Brauereien  vom  Jahre  1882  bis  92  von  1542  auf  11 62  gesunken 
ist.    Die  Frage  sei  ernstlich  zu  erwägen,  um  dem  Wunsche  der 
Klein-  und  Mittelbrauer,  welche  immerhin  noch  nahezu  ein  Drittel 
des  im  Lande  gebrauten  Bieres  repräsentieren,  nach  einem  wirk- 
samen Schutze  nachzukommen,  ohne  dadurch  die  Großbrauereien 
zu  empfindlich  zu  belasten,  und  in  ihrer  Konkurrenzfähigkeit  zu 
beeinträchtigen.    Letztere,  die  in  ihrer  Mehrzahl  verhältnismäßig 
junge  Unternehmungen  seien,  ihren  Absatz  großenteils  im  Lande 
und  mit  ausländischer  Konkurrenz  schwer  zu  kämpfen  hätten, 
dürften  keinesfalls  durch  eine  zu  hohe  Differenz  in  der  Steuer 
in  ihrer  Existenz  geschädigt  werden. 

Der  badische  Brauerbund  erklärt  sich  in  einer  Eingabe  vom 
21.  Mai  1894  auch  dahin,  daß  eine  staffelweise  Besteuerung  auf 
die  Dauer  nicht  zu  umgehen  sei,  ohne  die  wirtschaftliche  Exi- 
stenz vieler  zu  schädigen.    Er  macht  folgenden  Vorschlag: 

1.  Brauereien,    mit   einem   jährlichen    Malzverbrauch  von 
weniger  als  6000  Ztr.  zahlen 

für  die  ersten  300  Ztr   4.--  M.  p.  Ztr. 

*  »    nächstfolgenden  700  Ztr.    .  4.50   »    »  » 

*  *              »           2000    »      .  5.—   »    »  » 
für  jedes  weitere  Quantum     ...  5.40  »    »  » 

2.  Brauereien,  mit  einem  jährlichen  Malzverbrauch  von  mehr 
als  6000  Ztr.  zahlen  für  jeden  Zentner  Malz  5.40  M. 

Darnach  würden  792  kleinere  Brauereien  (68°/0  der  Gesamt- 
zahl) den  niedrigen  Satz  von  4  M.  erhalten.  Die  Brauereien  bis 
zu  1000  Ztr.  Malzverbrauch  (19%)  werden  für  die  ersten  300  Ztr. 
die  Begünstigungen  der  Kleinbrauer  genießen,  für  die  folgenden 
700  Ztr.  nur  einen  mäßigen  Zuschlag  zu  zahlen  haben.  Auf 
diese  Art  wären  zirka  87%  aller  Brauereien  dem  Großbetrieb 
gegenüber  begünstigt.  Weitere  1 1 2  Betriebe  genießen  für  einen 
Teil  ihrer  Produktion  die  gleiche  Steuerermäßigung.  Die  Betriebe 
über  6000  Ztr.  fangen  mit  dem  höchsten  Steuersatz  an,  da  sonst 
der  Ausfall,  der  sich  durch  die  Staffelsätze  der  ersten  3000  Ztr. 
ergeben  würde,  von  ihnen  selbst  wieder  aufzubringen  wäre  und 
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ferner,  weil  Brauereien  mit  über  6000  Ztr.  Malzverbrauch  in  der 
Lage  sind,  sich  alle  Vorteile  des  Großbetriebs  anzueignen. 

Die  Vorschläge  des  Bundes  werden  aber  nicht  gebilligt. 

Im  nächsten  Jahr  kommt  der  Entwurf  vom  8.  November  1895 
zustande.    Die  Steuer  soll  nach  ihm  betragen: 

für  die  ersten  500  Ztr  4.60  M.  p.  Ztr. 

»  »  dieser  Menge  folgenden  2500  Ztr.  .  5.30  »  »  » 
»    den  Mehrverbrauch  12.—   >    *  » 

In  der  Begründung  wird  ausgeführt:  Der  Gesetzentwurf 
von  1884  soll  im  wesentlichen  beibehalten  werden,  soweit  es  sich 
um  die  Besteuerungsform  handelt,  im  übrigen  ist  er  durch  Be- 
stimmungen zu  ergänzen,  die  geeignet  sind,  eine  Ermäßigung 
der  Steuern  herbeizuführen.  Die  wesentlichen  Bestimmungen  des 
Entwurfs  lassen  sich  dahin  zusammenfassen,  daß  nach  denselben 
die  Besteuerung  des  zur  Bierbereitung  bestimmten  ungebrochenen 
Malzes  bei  bezw.  unmittelbar  vor  der  Schrotung,  sowie  bei  der 
Einfuhr  aus  dem  Ausland  in  gebrochenem  Zustande  und  zwar 
nach  dem  Gewicht  erfolgen  soll;  daß  die  Verwendung  vom  Malz- 
surrogaten bei  der  Bierbereitung  ausgeschlossen  und  das  Brechen 
des  Malzes  nur  auf  den  öffentlichen  Mühlen  der  gewerbsmäßigen 
Müller  und  auf  den  von  der  Steuerverwaltung  besonders  bewillig- 
ten Privatmalzmühlen  zulässig  sein  soll.  Zur  Vereinfachung  der 
steuerlichen  Kontrolle  sollen  auch  Privatmalzmühlen  mit  selbst- 
tätigen Kontrollapparaten  zugelassen  werden,  welche  die  Menge 
des  gebrochenen  Malzes  nach  dem  Gewicht  anzeigen.  Was  die 
wichtigste  Frage,  die  Gestaltung  des  Staffeltarifes  anbetrifft,  so 
soll  das  zu  erreichende  Ziel  darin  bestehen,  daß  einerseits  eine 
Erleichterung  für  die  kleinen  Brauereien  geschaffen,  dabei  aber 
eine  die  Konkurrenzfähigkeit  der  Großbrauereien  beeinträchtigende 
Belastung  vermieden,  andererseits  das  bisherige  Erträgnis  der 
Biersteuer  nicht  geschmälert  werde. 

In  den  Jahren  1892  bis  1895  —  stellt  der  Entwurf  fest  — 
sind  die  Brauereien  von  1162  auf  1079,  also  um  83  gesunken, 
in  derselben  Zeit  der  Gesamtmalzverbrauch  gestiegen  um  8402 
Zentner.  Der  Rückgang  entfällt  auf  diejenigen,  die  jährlich  nicht 
mehr  als  3000  Ztr.  Malz  verarbeitet  haben.  Ungefähr  gleichen 
Schritt  mit  der  Abnahme  der  Zahl  der  Brauer  hält  die  Verminde- 
rung des  Malzverbrauchs  in  der  bezeichneten  Gruppe.  Dagegen 
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ist  eine  Zunahme  sowohl  der  Zahl  als  auch  des  Malzverbrauchs 
bei  denjenigen  Brauereien  zu  verzeichnen,  die  jährlich  mehr  als 
3000  Ztr.  Malz  verarbeitet  haben.  Ihre  Zahl  ist  um  2,  der  Malz- 
verbrauch um  4 1  693  Ztr.  gestiegen.  Daraus  ist  zu  ersehen,  daß 
die  Abnahme  der  in  Betrieb  befindlichen  Brauereien  auf  die 
kleineren  und  mittleren  entfällt,  und  die  Produktionssteigerung 
dem  Großbetrieb  zugute  gekommen  ist.  Angesichts  dieser  Tat- 
sachen kann  nicht  bezweifelt  werden,  daß  die  kleineren  und 
mittleren  Brauereien  im  Wettbewerb  gegenüber  den  Großbrauereien 
einen  schwierigen  Stand  haben  und  daß  dem  allseitig  geäußerten 
Verlangen,  es  möge  den  ersteren  durch  steuerliche  Maßnahmen 
Erleichterung  verschafft  werden,  eine  große  Berechtigung  inne 
wohnt. 

Es  wird  dann  darauf  hingewiesen,  daß  in  Bayern  und 
Württemberg  durch  Einführung  des  Staffeltarifs  das  gleiche  Ziel 
erstrebt  worden  ist.  In  Bayern  hat  zwar  nach  der  Einführung 
die  Verminderung  der  Zahl  der  Kleinbetriebe  nicht  aufgehört, 
der  Prozeß  hat  sich  aber  etwas  verlangsamt.  Wenn  es  gelingen 
sollte,  ähnliche  Ergebnisse  wie  in  Bayern  zu  erzielen,  und  im 
Betrieb  befindliche  Brauereien  vor  der  Notwendigkeit  zu  bewahren, 
zur  Einstellung  ihres  Betriebes  schreiten  zu  müssen,  so  wäre  das 
als  ein  »Gewinn  für  die  Volkswirtschaft«  zu  betrachten,  zu  dessen 
Erstrebung  die  Großh.  Regierung  gerne  die  Hand  bietet. 

Bei  der  Abgrenzung  der  Gruppen  läßt  sich  eine  gewisse 
Willkür  nicht  vermeiden,  denn  es  fehlt  im  allgemeinen  an  aner- 
kannten Kriterien,  nach  denen  sich  die  einzelnen  Gruppen  aus 
inneren  Gründen  scheiden,  auch  erscheint  es  nicht  ratsam,  die 
Zahl  der  Steuerstufen  zu  vermehren,  da  hiermit  die  Schwierigkeit 
wächst,  einen  Tarif  zu  konstruieren,  der  die  Aufrechtcrhaltung 
des  bisherigen  Ertrags  der  Biersteuer  sicher  stellt. 

Nach  den  Beschlüssen  der  zweiten  Kammer,  die  in  den  Ab- 
stufungen des  Tarifes  Änderungen  vornehmen  wollen,  wird  dann 
noch  ein  zweiter  Gesetzentwurf  ausgearbeitet,  der  von  der 
zweiten  Kammer  am  20.  Mai  1896  angenommen  und  unterm 
30.  Juni  1896  zum  Gesetz  erhoben  wird.    Dasselbe  bestimmt: 

Die  Steuer  beträgt  für  je  100  kg  ungebrochenen  oder  ge- 
brochenen Malzes,  die  bei  einem  Brauerei geschäft  in  einem 
Kalenderjahr  steuerbar  werden,  bei  einem  jährlichen  Gesamt- 
malzyerbrauch : 
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1.  bis  zu  1500  Doppelzentner 

a)  für  die  ersten  250  Doppelzentner  8  M. 

b)  »     »    dieser  Menge   folgenden    1250  Doppel- 
zentner  10  * 

2.  von   mehr  als  1 500  Doppelzentner  bis  zu   5  000 
Doppelzentner  11  » 

3.  von  mehr  als  5000  Doppelzentner  12  » 

Für  diejenigen,  die  obergähriges  Bier  nur  zum  eigenen 
Bedarf  im  Haushalt  bereiten  und  hierzu  in  einem  Kalenderjahr 
nicht  mehr  als  5  Doppelzentner  Malz  verwenden,  beträgt  die 
Steuer  für  je  100  kg  2  M.  Diesen  Brauern  ist  untersagt,  an 
nicht  zum  Haushalt  gehörige  Personen  gegen  Entgeld  Bier 
abzugeben. 

Malzmengen  unter  1  kg  bleiben  außer  Berechnung.  Die 
Steuer  wird  vom  Nettogewicht  des  Malzes  erhoben.  Für  Malz 
in  Säcken  kommt  als  Tara  2  %  des  Bruttogewichts  in  Abzug. 

Wenn  nun  auch  die  Einführung  der  Staffelsteuer  an  Stelle 
der  Kesselsteuer  allgemein  begrüßt  worden  war,  so  wurde  doch 
der  neue  Tarif  ebenfalls  bald  Gegenstand  von  Klagen,  die 
namentlich  aus  den  Kreisen  der  kleineren  Mittelbrauer  laut 
wurden.  Die  Staffelung  hat  nämlich  —  wie  der  Bericht  der 
Kommission  der  zweiten  Kammer  für  den  Gesetzentwurf,  die  Ab- 
änderung des  Biersteuergesetzes  betreffend  bemerkt  — ,  die  miß- 
liche Folge,  daß  bei  Verbrauch  des  1501.  Doppelzentners  Malz 
2000  M.  und  bei  Verbrauch  des  5001.  Doppelzentners  5000  M. 
auf  einmal  besonders  zu  entrichten  sind,  was  sich  besonders  bei 
den  Brauern,  deren  Verbrauch  sich  um  1500  Doppelzentner 
bewegt,  unangenehm  fühlbar  macht. 

Das  Finanzministerium  trat  daher  bereits  im  Sommer  1901 
der  Frage  einer  Abhilfe  näher,  ging  aber  davon  aus,  daß,  wenn 
eine  gesetzliche  Änderung  des  Tarifs  vorgenommen  würde,  nicht 
nur  der  Sprung  bei  Verbrauch  des  1 501.  Doppelzentners  beseitigt 
werden  dürfe,  sondern  daß  dann  eine  durchgängige  Revision  des 
Tarifs  mit  Beseitigung  auch  des  weiteren  Sprungs  angestrebt 
werden  müsse.  Angesichts  des  Rückgangs  im  Ertrag  der 
Biersteuer  und  der  allgemeinen  Finanzlage  glaubte  aber  die 
Großh.  Regierung  mit  einer  Gesetzesvorlage  noch  warten  zu 
sollen.    Den  gleichen  Standpunkt  nahm  die  Regierung  gegen- 


Digitized  by  Google 


Die  SteuerverhiLltnissc. 


61 


über  einer  Petition  der  kleineren  Mittelbrauer  ein,  die  dem 
Landtag  1901/02  vorgelegt  wurde,  und  durch  Einlegung  einer 
weiteren  Staffel,  den  bei  1501  Doppelzentner  eintretenden 
Sprung  bis  zu  einem  Verbrauch  von  2501  Doppelzentner 
hinaufschieben  wollte.  In  der  Petition  war  unter  anderem  aus- 
geführt, daß  die  Nachzahlung  des  erhöhten  Steuersatzes  für  die 
ersten  1500  Doppelzentner  so  hart  von  den  davon  betroffenen 
Brauereien  empfunden  wird,  daß  es  die  meisten  derselben  vor- 
zögen, ihren  Betrieb  einzuschränken,  d.  h.  einen  Teil  ihrer  Kund- 
schaft aufzugeben  oder  Bier  von  anderen  Brauereien  zu  kaufen. 
Die  größere  Mehrzahl  dieser  Brauereien  habe  sich  genötigt 
gesehen,  Eismaschinen  anzuschaffen;  hierdurch  hätten  sich  die 
Anlagekapitalien  bedeutend  erhöht,  während  die  Einrichtungen 
im  Falle  oben  genannter  Betriebseinschränkungen  nicht  voll  aus- 
genutzt werden  konnten.  —  Die  Regierung  konnte  sich  den  in 
der  Petition  dargelegten  Gründen  nicht  verschließen  und  sagte 
eine  Revision  des  Tarifs  zu. 

Der  Entwurf  von  1904  will  das  Versprechen  der  Regierung 
einlösen.  Eine  Einbuße  der  Stadtkasse  soll  bei  der  mißlichen 
Finanzlage  vermieden  werden.     Die  Regierung  schlägt  daher 


vor,  es  sollen  erhoben  werden: 

für  die  ersten         250  Doppelzentner  8  M. 

>  »    folgenden  1250  *    10  * 

»     »  »1 500  »    11  > 

>  »  »        2000  ^    12  > 

»     >         »        Doppelzentner   13  » 


Die  Staffelung  ist  somit  in  der  Weise  durchgeführt,  daß  die 
höheren  Stufen  immer  an  den  ermäßigten  Steuersätzen  der 
unteren  teilnehmen;  dadurch  fallen  die  Sprünge  weg.  Nach 
Bekanntwerden  des  Entwurfs  kamen  verschiedene  Petitionen  ein, 
die  sich  teils  zustimmend,  teils  ablehnend  aussprachen.  Die  Petition 
der  15  größten  Brauereien  meint,  der  Entwurf  schraube  den 
Tarif  in  einer  Weise  hinauf,  die  einer  Strafe  für  die  Entwicklung 
dieser  Betriebe  nicht  unähnlich  sähe.  Man  könne  damit  ein- 
verstanden sein,  daß  die  Brauereien  bis  5000  Doppelzentner  an 
den  unteren  Staffeln  teilnehmen.  Dagegen  sei  es  nicht  nötig, 
die  Brauereien,  die  über  5000  Zentner  jährlich  verschroten,  an 
der  Staffelung  teilnehmen  zu  lassen,  denn  dadurch  würde  einer 
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Anzahl  größerer  Brauereien  eine  Vergünstigung  eingeräumt  zum 
Nachteil  anderer,  gleich  konkurrenzfähiger  Geschäfte.  Der  neue 
Tarif  enthalte  für  63  mittlere  Brauereien  eine  Vergünstigung  von 
rund  132000  M.,  während  15  Großbrauereien  um  104000  M. 
weitere  Steuern  belastet  würden.  Diese  63  Brauereien  könnten 
nun  ihr  Bier  billiger  abgeben  und  die  Großen  zwingen,  ein 
gleiches  zu  tun.  Die  kleineren  Brauereien  würden  dabei  aber 
erst  recht  Schaden  nehmen.  Ein  Änderungsvorschlag  schließt 
sich  den  Ausführungen  an. 

Im  Gegensatz  hierzu  sucht  eine  Petition  der  *  größeren 
Mittelbrauer  aus  dem  Handelskammerbezirk  Heidelberg — Eber- 
bach 1  darzulegen:  Gerade  die  mittleren  Brauereien  seien  durch 
die  sich  immer  mehr  fühlbar  machende  Konkurrenz  der  Groß- 
brauereien sehr  bedrängt  und  müßten  deshalb  mehr  geschützt 
werden ;  andererseits  sei  eine  mäßige  Mehrbelastung  für  diese  nicht 
so  schädlich,  da  sie  mancherlei  Vorteile,  namentlich  den  der 
billigeren  Produktion  hätten.  Es  sei  eine  Übertreibung,  wenn 
die  Großbrauercien  behaupteten,  daß  die  Vorlage  die  badische 
Brauindustrie  gegenüber  den  Nachbarländern  konkurrenzunfähig 
mache. 

Ähnliche  Ansichten  vertritt  eine  Petition  des  »Verbandes 
oberbadischcr  Brauereien «. 

Zustimmend  verhält  sich  ferner  eine  Eingabe  der  /größeren 
Mittelbrauer  des  Handelskammerbezirks  Mannheim  ;. 

Gegen  den  Regierungsentwurf,  soweit  er  eine  Mehrbelastung 
des  Großbetriebs  mit  sich  bringt,  wendet  sich  die  Petition  der 
Handelskammer  für  die  Kreise  Karlsruhe  und  Baden.  Sie  zieht 
zum  Vergleich  die  Besteuerung  der  Nachbarländer  heran:  die 
15  Großbrauereien  mit  einem  Malz  verbrauch  von  10000  Doppel- 
zentnern haben  im  Jahre  1902  an  Biersteuer  bezahlt  3065772  M. 
Bei  gleichem  Malz  verbrauch  hätten  sie  zu  bezahlen  gehabt  in 
Württemberg  3020996  M.  (44776  M.  weniger),  in  Bayern 
2  954  550  M.  (1 1 1  222  M.  weniger),  im  Brausteuergebiet  1  02 1  924  M. 
(2  043  848  M.  weniger) ;  ein  erfolgreicher  Wettbewerb  in  über- 
seeischen Gebieten  sei  daher  ausgeschlossen.  Ein  Vorschlag,  der 
von  dem  der  Großbrauereien  etwas  abweicht,  schließt  sich  an. 

Gegenüber  der  Petition  der  1 5  Großbrauercien  äußert  sich 
die  Regierung  folgendermaßen:    Die  eingereichte  Petition  der 
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Großbrauer  geht  von  der  Ansicht  aus,  als  ob  es  sich  bei  dem 
vorgelegten  Gesetzentwurf  lediglich  um  die  von  den  kleineren 
Mittelbrauern  erstrebte  Erleichterung  handle.  Das  ist  aber  nicht 
der  Fall,  sondern  es  handelt  sich  ebenso  um  die  Einführung 
eines  Staffeltarifs  für  sämtliche  Brauer.  Der  Grundgedanke  bei 
Einführung  des  Biersteuergesetzentwurfs  1895  96  war  hinsichtlich 
des  Tarifs  die  Einführung  eines  Staffeltarifs,  bei  welchem  die 
steuerliche  Belastung,  die  auf  einen  Doppelzentner  Malz  durch- 
schnittlich entfällt,  mit  der  Ausdehnung  der  Produktion  zunimmt. 
Das  Gesetz  vom  30.  Juni  1896  hat  allerdings  diesem  Gedanken 
nicht  durchgängig  entsprochen;  es  wurde  vielmehr  im  Wege 
eines  Kompromisses  ein  Staffeltarif  nur  für  die  Brauer  mit 
einem  Malzverbrauch  bis  zu  1500  Doppelzentner  eingeführt, 
während  man  für  die  größeren  Brauer  einheitliche  Sätze  von 
1 1  M.  und  1 2  M.  festsetzte.  Das  Finanzministerum  hat  diese 
Regelung  von  vornherein  nur  als  ein  Provisorium  angesehen. 
Der  in  der  Petition  geltend  gemachte  Gesichtspunkt,  daß  die 
Brauer  mit  einem  Malzverbrauch  von  5000  bis  10000  Doppel- 
zentner gleich  konkurrenzfähig  wären  wie  die  größten  Brauer, 
kann  nicht  als  zutreffend  erachtet  werden.  Die  verschiedene 
Rentabilität  der  Aktiengesellschaften  der  beiden  Gruppen  beweist 
dies.  Die  Behauptung  der  Petenten,  daß  sie  gegenüber  den 
Nachbarländern  konkurrenzunfähig  würden,  ist  sicher  übertrieben. 
Würde  der  vorgeschlagene  Tarif  schon  im  Geschäftsjahr  1901/02 
in  Kraft  gewesen  sein  und  würden  die  Aktiengesellschaften  das 
Mehr  von  Steuern  am  Reingewinn  abgeschrieben  haben,  so 
würde  (unter  Berücksichtigung  der  erhöhten  Rückvergütung  für 
ausgeführtes  Bier)  die  Dividende  einer  Brauerei  von  8%  auf 
7,12%,  bei  einer  andern  von  11%  auf  10,16%  sich  vermindert 
haben.  Bei  allen  übrigen  Gesellschaften  hätte  die  Minderung 
'/*%  nicht  erreicht. 

Der  Entwurf  der  Regierung  wird,  nachdem  sich  auch  der 
Landtag  eingehend  mit  der  Vorlage  beschäftigt  hatte,  Gesetz. 
Neben  den  bereits  angeführten  Änderungen  des  Tarifes  wird 
noch  Artikel  6  des  §  1  geändert,  der  folgende  Fassung  bekommt: 
Zur  Bierbereitung  darf  außer  Hopfen,  Hefe  und  Wasser  nur  Malz 
verwendet  werden.  Bei  Erzeugung  von  untergährigem  Bier  ist 
die  Verwendung  von  Malz  auf  Gerstenmalz  beschränkt.  —  Die 
neuen  Tarifsätze  traten  mit  dem  1.  Januar  1905  in  Kraft. 
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Die  städtische  Biersteuer. 

Das  Wort  »Oktrois  bezeichnet  in  den  älteren  Urkunden 
nicht  nur  die  eigentliche  Verbrauchssteuer,  sondern  Abgaben  jeg- 
licher Art,  insbesondere  alle  indirekten  Abgaben.  An  diesen 
waren  der  Stadt  Karlsruhe  schon  1722  eine  größere  Zahl  und 
zwar  auf  bestimmte  Zeit  mit  der  ausgesprochenen  Absicht  ver- 
liehen worden,  durch  sie  die  Existenz  des  jungen  Gemeinwesens 
zu  festigen  und  dessen  Weiterentwicklung  zu  fördern.  Ein  Res- 
kript vom  12.  Juni  1752  verlängerte  diese  um  jene  Zeit  größten- 
teils abgelaufenen  Verwilligungen. 

Nachdem  infolge  der  Neuregelung  des  staatlichen  Zoll-  und 
Steuerwesens,  besonders  infolge  der  Landzollordnung  vom 
2.  Februar  181 2,  welche  den  Handelsverkehr  im  Innern  des 
Landes  für  zollfrei  erklärte,  und  infolge  der  Akziseordnung  vom 
4.  Januar  18 12,  wonach  neben  der  staatlichen  Akzise  auf  die  von 
dieser  ergriffenen  Gegenstände  eine  weitere  Akzise  durch  Städte, 
Korporationen  etc.  nicht  mehr  gelegt  werden  durfte,  von  den 
bisherigen  Einnahmequellen  mehrere  versiegt  waren,  geriet  die 
beinahe  gänzlich  gemarkungs-  und  vermögenslose  und  durch 
Kriegsschulden  schwer  belastete  Stadt  in  harte  Bedrängnis. 

Direkte  Umlagen  wurden  damals  für  den  allgemeinen  Ge- 
meindeaufwand nicht  erhoben,  sondern  nur  in  der  Form  von  ge- 
trennt verrechneten  und  in  besondere  Kassen  fließenden  Zweck- 
steuern für  bestimmte  Gemeindeaufgaben,  nach  deren  Erfüllung 
die  Umlage  wegfiel.  Neben  diesen  direkten  Zwecksteuern  hielt 
der  Magistrat  die  Erhebung  von  Umlagen  für  die  allgemeinen 
Gemeindebedürfnisse  für  untunlich  und  beantragte  18 13  bei  der 
Staatsbehörde  die  Genehmigung  zur  Auflegung  verschiedener 
indirekter  Abgaben;  auch  ein  Oktroi  auf  Bier  wurde  vorge- 
schlagen. Diese  Anträge  erhielten  jedoch  die  staatliche  Genehmi- 
gung nicht,  vielmehr  dauern  die  Klagen  der  Gemeindebehörde 
über  unzureichende  Einnahmequellen  der  Stadtkasse  in  den  folgen- 
den Jahren  fort. 

Im  Jahr  1820  beschwert  sich  der  Stadtrat  abermals  über 
das  unzureichende  Einkommen  der  Stadt,  die  nicht  mehr  imstande 
sei,  den  zur  Wahrung  des  Ansehens  der  Residenz  erforderlichen 
Aufwand  zu  machen.  Aus  einem  Ausgaben-  und  Einnahmenetat 
dieses  Jahres  ergibt  sich,  daß  die  Einnahmen  um  mehr  als  die 
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Hälfte  hinter  den  unabwendbaren  Ausgaben  zurückgeblieben 
waren.  Zur  Beseitigung  dieser  Finanznot  arbeitete  der  Stadtrat 
nochmals  Vorschläge  zur  Einführung  eines  Oktrois  aus  und  ließ 
sich  dabei  von  dem  Grundsatz  leiten,  daß  die  Betroffenen  nicht 
zu  schwer  zu  belasten,  daß  die  Abgaben  leicht  und  sicher  zu 
erheben  seien,  nicht  auf  zu  viele  Gegenstände  ausgedehnt,  nicht 
mit  großen  Administrationskosten  und  gehässigen  Vexationen 
verbunden  seien  und  alle  Einwohnerklassen  gleichmäßig  träfen. 
In  mehreren  Versammlungen,  die  wegen  dieser  Angelegenheit 
abgehalten  wurden,  scheint  es  sehr  stürmisch  hergegangen  zu 
sein,  da  sich  aus  den  Kreisen  der  durch  die  Steuervorlagen  Be- 
troffenen lebhafter  Widerspruch  geltend  machte. 

Indeß  wurden  jetzt  durch  Staatsministerialentschließung  vom 
7.  Dezember  1820  die  Anträge  des  Stadtrats,  mit  Ausnahme  des 
auf  eine  Abgabe  auf  Branntwein  gerichteten  genehmigt  und 
damit  der  Grund  zu  den  jetzt  noch  bestehenden  Verbrauchs- 
steuern gelegt.  Auf  Defraudationen  wurde  die  Strafe  des  Vier- 
fachen, in  Wiederholungsfällen  des  achtfachen  Betrages  der 
hinterzogenen  Summe  gesetzt.  Bald  zeigte  sich  jedoch  die  Not- 
wendigkeit, abgesehen  von  den  Strafen,  besondere  Maßregeln 
gegen  Defraudationen  zu  treffen;  es  wurde  den  Denunzianten  die 
Hälfte  der  Strafe  als  Belohnung  in  Aussicht  gestellt  und  einige 
Vorsichtsmaßregeln  an  den  Erhebungsstellen  getroffen  Aber 
auch  diese  konnten  es  nicht  verhindern,  daß  schon  1826  darauf 
Bedacht  genommen  werden  mußte,  der  Stadtkasse  neue  Eingangs- 
quellcn  zu  eröffnen.  Eine  zur  Regelung  des  städtischen  Schulden- 
und  Kassenwesens  niedergesetzte  Kommission  befürwortete  die 
Einführung  eines  weiteren  Oktrois,  dessen  Erwirkung  1827  bei 
der  Stadtdirektion  mit  dem  Bemerken  in  Erinnerung  gebracht 
wurde,  daß  das  städtische  Schulwesen  immer  noch  nicht  geordnet 
sei  und  auch  sonst  der  Stadtrat  »nur  schüchtern  auf  die  Ausgaben 
eingehen  können  Im  Jahr  1829  erfolgte  denn  auch  die  Staats- 
genehmigung zur  Erhebung  eines  weiteren  Oktrois,  vorerst  auf 
drei  Jahre.  Von  Fleisch  und  Wein  sollte  Oktroi  errichtet  werden; 
bei  letzterem  war  das  Oktroi  ein  Zuschlag  zu  dem  staatlichen 
Umgeld  und  kam  daher  nur  von  dem  bei  Wirten  eingekellerten 
Wein  zur  Erhebung.  Das  Bier  blieb  noch  von  der  Besteuerung  frei. 

Im  Jahre  1832  beantragte  der  Stadtrat  die  Verlängerung  des 
Oktrois,  indem  er  die  Notwendigkeit  mit  der  Schuldenlast  be- 
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gründete.  Diesem  Antrag  wurde  im  folgenden  Jahre  auch  ent- 
sprochen, die  Bewilligung  aber  nur  auf  kurze  Zeit  erteilt  und  dem 
Stadtrat  aufgegeben,  über  die  stets  strittige  Art  der  Besteuerung 
den  großen  Bürgerausschuß  zu  hören,  der  zufolge  der  neuen 
Gemeindegesetzgebung  zu  damaliger  Zeit  zu  bilden  war.  Dieser 
kehrte  aber  nach  anfänglichen  Änderungen  zu  dem  alten  Oktroi 
zurück.  Es  erfolgten  nun  weitere  Verlängerungen  für  die  Jahre 
1835  bis  1836.  Das  Finanzministerium,  welches  das  Oktroi 
überhaupt  als  eine  nicht  zu  begünstigende  Einrichtung  ansah, 
genehmigte  nur  unwesentliche  Änderungen.  Es  erfolgten  im 
weiteren  Verlauf  Verlängerungen  im  Jahre  1843  auf  drei  Jahre, 
sodann  abermals  bis  1849. 

Im  Jahre  1848  hatte  das  Ministerium  angeordnet,  in  einer 
gemeinsamen  Beratung  des  Stadtamts,  Polizeiamts,  Amtsrevisorats 
und  der  Gemeindebehörde  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  nicht 
durch  Erhöhung  der  direkten  Gemeindesteuern,  sodann  durch 
Einführung  einer  Abgabe  von  Branntwein  und  von  anderen, 
nicht  zu  den  notwendigsten  Lebensbedürfnissen  gehörigen  Ver- 
brauchsgegenständen ,  eine  Beseitigung  oder  doch  namhafte 
Verminderung  der  Abgaben  auf  notwendige  Unterhaltsmittel, 
wie  Mehl,  Fleisch  und  Holz,  ausführbar  sei.  Diese  Anordnung 
gab  den  Gemeindekollegien  Veranlassung,  eine  systematische 
Regelung  der  indirekten  städtischen  Abgaben  anzustreben.  Es 
war  dies  nicht  leicht  durchzuführen,  da  in  der  bisherigen  Aus- 
führung der  von  der  Regierung  verliehenen  Berechtigungen  eine 
große  Unordnung  und  Willkür  eingerissen  war,  da  außer  den 
staatlich  bewilligten  noch  von  allen  möglichen  sonstigen  Gegen- 
ständen Standgeld  erhoben  wurde,  und  diese  Abgaben  die  Natur 
eines  lokalen  Schutzzolles  angenommen  hatten.  Die  wider- 
sprechendsten Verfügungen  waren  im  Laufe  der  Zeit  von  den 
wechselnden  Gemeindebehörden  getroffen  worden  und  so  wenig 
war  eine  einheitliche  Leitung  der  Abgabeerhebung  vorhanden, 
daß  sich,  worüber  vielfach  geklagt  wurde,  an  den  verschiedenen 
Stadttoren  je  nach  der  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Auffassung 
der  Torwarte  verschiedene  Besteuerungsgrundsätze  die  Geltung 
von  Gewohnheitsrecht  zu  verschaffen  gewußt  hatten.  Der  Bür- 
gerausschuß beantragte  jetzt,  das  Weinoktroi  auch  auf  den  von 
Privaten  bezogenen  Wein  auszudehnen,  den  Branntwein  mit  Oktroi 
zu  belegen,  ebenso  alle  von  auswärts  eingebrachten  Erzeugnisse, 
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besonders  das  von  auswärts  eingebrachte  Bier  mit  15  bis  20  Kr. 
von  der  Ohm  zu  besteuern.  Aber  die  Regierung,  die  den  in- 
direkten Abgaben  abhold  war,  trat  diesen  Vorschlägen  nicht  bei; 
interessant  ist,  daß  die  vorgeschlagene  Branntweinabgabe  als 
unzweckmäßig  bezeichnet  wird,  weil  sie  im  Verhältnis  zu  der 
damit  verbundenen  Belästigung  des  Handels  zu  wenig  einbringe 
und  zudem  auch  der  mäßige  Genuß  von  Branntwein  für  den 
Armen  oft  das  einzige  I^absal  bei  harter  Arbeit  bilde,  Trunken- 
bolde dagegen  durch  die  vorgeschlagene  Steuer  von  1  Kr.  auf 
die  Maß  sich  vom  Branntweintrinken  doch  nicht  abhalten  ließen. 
Hingegen  wird  die  Ausdehnung  des  Weinoktrois  auf  den  Wein- 
bezug der  Privaten  empfohlen,  ebenso  das  Oktroi  von  eingebrach- 
tem Bier,  allerdings  nur  mit  10  Kr.  von  der  Ohm.  Im  Jahr  1849 
erfolgte  die  staatliche  Genehmigung  zur  Weitererhebung  der 
Verbrauchssteuern  für  drei  Jahre.  Das  Oktroi  von  eingeführtem 
Bier  mit  10  Kr.  von  der  Ohm  wurde  bewilligt,  jedoch  nur  unter 
der  Bedingung,  daß  von  dem  einheimischen  Bier  dieselbe  Abgabe 
erhoben  werde.  Verlängerungen  des  Oktrois  erfolgten  in  den 
Jahren  1852,  1855,  1860,  ferner  1861,  1862,  1865;  weiterhin 
erfolgten  Verlängerungen  1872,  dann  1874  —  wobei  die  Mark- 
rechnung in  dem  Tarif  eingeführt  wurde  —  und  die  letzten 
1875,  1878  und  1879. 

In  letzterem  Jahre  erfuhr  das  Verbrauchssteuerwesen  durch 
das  Gesetz  vom  6.  Februar  eine  wesentliche  Umgestaltung. 
Darnach  ist  nicht  mehr  erforderlich,  daß  die  Verbrauchssteuern 
zu  einem  bestimmten  Zweck  verwendet  werden,  dessen  Notwendig- 
keit nachzuweisen  ist,  sondern  sie  bilden  einen  Teil  des  Gemeinde- 
einkommens und  können  zu  allen  Auslagen  verwendet  werden, 
welche  die  Gemeinde  machen  darf.  Beibehalten  wurde  die  Vor- 
schrift, daß  die  Steuern  nur  auf  bestimmte  Zeit  bewilligt  werden 
dürfen.  Während  ferner  bisher  nichts  über  Rückvergütungen 
bestimmt  war,  sagt  das  Gesetz,  daß  bei  Ausfuhr  Rückvergütung 
verlangt  werden  könne. 

P'ür  Karlsruhe  wird  nun  eine  neue  Verbrauchssteuerordnung 
und  ein  neuer  Verbrauchssteuertarif  notwendig.  In  dem  Entwurf 
brachte  die  neue  Verbrauchssteuerordnung  wenig  Neues,  auch  die 
vorgeschlagenen  Sätze  des  Tarifs  überschritten  nicht  wesentlich  die 
seither  bestehenden  Abgaben  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Bieres 
Die  Art  seiner  Besteuerung  steht  von  nun  an  als  wichtigste  und 
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vielumstrittene  Frage  im  Vordergrund.  Nach  dem  Entwurf  sollte 
die  Abgabe  auf  Bier  von  12  Pf.  auf  45  Pf.  erhöht  werden.  Ein  Be- 
richt der  Majorität  des  Stadtrates  führt  aus :  es  sei  zwar  bedauer- 
lich, wenn  ein  Genußmittel  wie  Bier,  das  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  zum  Lieblingsgetränk  des  Publikums  geworden  ist  und 
das  in  unserer  Stadt  ganz  hervorragend  in  Menge  und  Qua- 
lität produziert  wird,  eine  Erhöhung  in  der  Besteuerung  von  375% 
erfahren  soll.  Es  sind  aber  gewichtige  Gründe,  welche  die  Ma- 
jorität zu  diesem  Vorschlag  bestimmt.  Von  badischen  Städten  er- 
heben auf  Bier:  Baden  20  Pf.,  Mannheim  12  Pf.,  Freiburg  35  Pf., 
Konstanz  44  Pf.,  Rastatt  22V2  Pf-.  Pforzheim  40  Pf.  Unter 
den  badischen  Städten  ist  der  vorgeschlagene  Satz  von  45  Pf. 
der  höchste,  dagegen  erheben  z.  B.  bayerische  Städte  etwa  den 
dreifachen  Betrag.  Wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß  Bier  kein 
absolut  notwendiges  Genußmittel  ist,  die  seitherige  Besteuerung 
offenbar  sehr  niedrig  war  und  aus  einer  Zeit  stammt,  wo  der 
Schoppen  Bier  noch  für  iV,  Kr.  ausgeschenkt  wurde,  während 
der  heutige  Schankpreis  für  Bier  pro  Liter  28  Pf.,  für  fremdes 
Bier  sogar  40  bis  48  Pf.  ist,  so  wäre  die  Erhöhung  gegen  früher 
nicht  einmal  die  doppelte.  Gegen  die  Bedenken,  daß  die  für 
Rechnung  der  Kommunen  erhobenen  Abgaben  für  Bier  20°/,, 
der  für  die  Stantssteuern  erhobenen  .Sätze  nicht  überschreiten 
sollen,  und  daß  daher  der  höchst  zulässige  Satz  für  Bier  nur 
40,3  Pf.  pro  Hektoliter  Kesselinhalt  sei  und  deshalb  nur  ein  Satz 
von  40  Pf.  empfohlen  werden  könne,  wird  geltend  gemacht, 
daß  das  in  Baden  angenommene  Reduktionsverhältnis  zwischen 
Kesselinhalt  und  fertigem  Bier  anfechtbar  sei.  Für  eingeführtes 
Bier  wird  eine  Abgabe  von  60  Pf.  pro  Hektoliter  vorgeschlagen; 
eine  Steigerung  ist  damit  nicht  beabsichtigt,  indem  das  seitherige 
Verhältnis  von  12:20  beibehalten  ist. 

Die  Minderheit  des  Stadtrates  will  dagegen  nicht  die  Ver- 
brauchssteuern, sondern  die  direkten  Umlagen  erhöhen.  Die 
alten  Sätze  der  Biersteuer  von  12  bezw.  20  Pf.  wollen  sie  bei- 
behalten; indes  wurde,  um  der  Mehrheit  entgegenzukommen,  der 
Vorschlag  gemacht,  24  bezw.  33  Pf.  pro  Hektoliter  zu  fordern. 
Sie  machen  geltend,  der  vorgeschlagene  Satz  von  45  Pf.  sei  ein  so 
hoher,  daß  er  den  nach  den  Zollvereinsverträgen  zulassigen  höch- 
sten Betrag  einer  städtischen  Verbrauchsabgabe  von  Bier  (65  Pf. 
vom  Hektoliter  fertigen  Bieres)  ungefähr  erreicht,  vielleicht  sogar 
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übersteigt  Eine  weitergehende  Erhöhung  des  Oktroisatzes  für 
Bier  würde  demnach  für  alle  Zukunft  ausgeschlossen  sein  und 
damit  gerade  derjenige  Gegenstand,  der  in  erster  Reihe  geeignet  ist, 
einen  höheren  Betrag  abwerfen  zu  können,  schon  jetzt  bis  zu  der 
äußersten  gesetzlich  zulässigen  Grenze  in  Anspruch  genommen 
werden. 

In  der  Versammlung  vom  14.  Februar  1880  gab  der  Bürger- 
ausschuß dem  vom  Stadtrat  entworfenen  Verbrauchssteuertarif 
mit  allen  gegen  9  Stimmen  und  einer  vom  Stadtrat  entworfenen 
Verbrauchssteuerordnung  einstimmig  seine  Zustimmung.  Durch 
Bericht  vom  17.  Februar  d.  J.  suchte  der  Stadtrat  bei  der  Staats- 
behörde um  die  Genehmigung  des  Bürgerausschußbeschlusses  nach. 
Diese  Genehmigung  wurde  jedoch  ausweislich  des  Erlasses  des 
Großh.  Ministeriums  des  Innern  vom  28  Mai  nur  in  sehr  be- 
schränkter Weise  erteilt.  Während  die  Ergänzung  des  Tarifs, 
soweit  sie  von  untergeordneter  Bedeutung  war,  genehmigt  wurde, 
wird  eine  Erhöhung  der  Biersteuer  abgelehnt.  Da  aber  der 
Stadtrat  sich  von  der  Notwendigkeit  der  vom  Großh.  Ministerium 
des  Innern  verfügten  Beschränkung  nicht  hat  überzeugen  können, 
dagegen  immer  noch  eine  Erweiterung  der  indirekten  Gemeinde- 
einkünfte für  ein  dringendes  Bedürfnis  der  Stadt  hält,  so  beschließt 
er,  in  dieser  Angelegenheit  beim  Ministerium  nochmals  vorstellig 
zu  werden,  ev.  den  Rekurs  an  das  Staatsministerium  zu  ergreifen. 
Er  kann  die  Überzeugung  nicht  gewinnen,  daß  nach  badischem 
Recht  den  Verbrauchssteuern  die  Natur  einer  bloß  außerordent- 
lichen, gewissermaßen  nur  im  Falle  äußerster  Not  zu  eröffnenden 
Einnahmequelle  innewohne  und  anderseits  vermag  er  die  steuer- 
lichen Verhältnisse  der  Stadt  nicht  in  so  günstigem  Lichte  zu 
erblicken,  wie  das  Großh.  Ministerium.  Er  versucht  daher  noch- 
mals den  Nachweis  zu  führen,  daß  eine  erhebliche  Steigerung 
der  städtischen  Umlagen  notwendig  eintreten  müsse.  Indes 
dringt  die  Stadt  auch  jetzt  mit  ihren  Forderungen  nicht  durch. 
In  der  durch  Staatsministerialentschließung  vom  4.  Dezember  1880 
genehmigten  Form  wird  die  Biersteuer  in  dem  Tarif  auf  25  Pf. 
vom  Hektoliter  Kesselinhalt  für  in  Karlsruhe  gebrautes  und  auf 
40  Pf.  vom  Hektoliter  eingeführten  Bieres  festgesetzt,  Wesent- 
liche Bestimmungen  sind  ferner:  die  Verbrauchssteuer  von  Bier, 
welches  auf  städtischer  Gemarkung  gebraut  wird,  wird  zugleich 
mit  der  staatlichen  Biersteuer  unter  Anwendung  der  für  diese 
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geltenden  Grundsätze  erhoben.  Bei  handelsmäßiger  Ausfuhr  hier 
gebrauten  Bieres  beträgt  die  Rückvergütung  33  Pf.  vom  Hekto- 
liter. Wird  Bier  in  ungeaichten  Flaschen  ausgeführt,  so  wird 
jede  Flasche  als  »/,  Liter  haltend  gerechnet  und  jede  lf2  Flasche 
als  V4  Liter  haltend.  Die  Verbrauchssteuerordnung  und  der  Tarif 
sollten  Gültigkeit  haben  vom   1.  Januar  1881  bis  1.  Januar  1887. 

Im  Jahre  1886  beantragt  der  Stadtrat  die  Verlängerung 
des  Tarifes  auf  10  Jahre  mit  der  Begründung,  daß  nach  mensch- 
lichem Ermessen  in  dieser  Frist  Verhältnisse,  welche  eine  Auf- 
hebung oder  Minderung  der  fraglichen  Abgaben  zulassen,  kaum 
eintreten  können.  Dem  wird  aber  nicht  entsprochen,  denn  durch 
Erlaß  des  Ministeriums  des  Innern  vom  1.  Februar  1887  wird  der 
Tarif,  nur  bis  zum  1.  Januar  1893  gültig,  festgesetzt.  In  diesem 
Jahre  wird  bescheiden  erweise  nur  um  eine  Verlängerung  auf 
weitere  6  Jahre  nachgesucht,  die  auch  genehmigt  wird. 

Da  am  1.  Januar  1897  das  neue  Biersteuergesetz  in  Kraft 
trat,  wurde  auch  eine  neue  Verbrauchssteuerordnung  nötig.  Ins- 
besondere mußte  die  städtische  Biersteuer  geändert  werden,  da 
sie  wie  der  Entwurf  zu  der  neuen  Verbrauchssteuerordnung 
ausführt  —  ihrer  ganzer  Entwicklung  nach  auf  der  staatlichen 
Biersteuergesetzgebung  beruht.  Nachdem  der  Staat  das  bisherige 
System  der  Kessclsteuer  durch  die  Braumalzsteuer  ersetzt  hat, 
ist  es  auch  für  die  Stadt  das  angemessenste,  zu  dieser  Form  der 
Bierbesteuerung  überzugehen,  nicht  nur,  weil  dieser  Steuerform 
allgemein  der  Vorzug  vor  der  bisherigen  zuerkannt  wird,  sondern 
auch,  weil  dadurch  allein  die  bisherige  sehr  zweckmäßige  Ein- 
richtung der  Erhebung  der  städtischen  Steuer  gleichzeitig  mit  der 
Staatssteuer  durch  die  staatlichen  Organe  beibehalten  werden  kann. 

Die  Verschiedenheit  der  Steuersätze*  beruht  auf  dem  Be- 
streben, die  kleineren  Brauereien  in  ihrer  Existenz  zu  schützen 
und  auf  dem  Gedanken,  daß  die  kleinen  wegen  ihrer  technisch 
minder  vollkommenen  Betriebseinrichtungen  einen  größeren  Malz- 
aufwand machen  müssen  als  die  Großbrauereien.  Es  erscheint 
angemessen,  diesen  Erwägungen  auch  bei  Einrichtung  der  städti- 
schen Biersteuer  sich  anzuschließen  und  somit  diese  der  staatlichen 
Steuer  auch  hinsichtlich  der  Staffelung  anzupassen,  zumal  da  in 
Karlsruhe  neben  den  Großbrauereien  mehrere  Brauereien  sich 
befinden,  auf  welche  die  Voraussetzungen  für  die  Anwendung 
der  Steuersätze  von  8,  10  und  11  M.  zutreffen.     Der  Entwurf 
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geht  weiterhin  davon  aus,  daß  die  Steuersätze  der  Gemeinde- 
steuer unter  sich  in  gleichem  Verhältnis  stehen  sollen  wie  die 
Staatssteuersätze,  nämlich  im  Verhältnis  von  8:  10:  11 :  12. 

Dabei  wäre  es  das  Nächstliegende  gewesen,  auch  das 
bisherige  Verhältnis  zwischen  dem  Staatssteuersatze  und  dem 
Gemeindesteuersatze  beizubehalten,  wonach  die  Stadtgemeinde 
7a  der  Staatssteuer  von  dem  hier  gebrauten  Bier  erhoben  hat 
(der  Staat  2  M.,  die  Gemeinde  0,25  M.  von  1  hl  Kesselinhalt). 
Die  Folge  davon  wäre  aber  eine  nicht  unerhebliche  Steigerung 
des  Gesamtsteuererträgnisses  auf  Kosten  der  Großbrauereien.  Die 
staatlichen  Steuersätze  beruhen  nämlich  zwar  auf  der  Absicht, 
das  bisherige  Gesamterträgnis  für  das  ganze  Land  aufrecht  zu 
erhalten,  indem  lediglich  der  durch  die  Entlastung  der  kleinen 
Mittelbrauer  bewirkte  Ausfall  durch  die  höheren  Steuersätze  für 
die  Großbrauereien  eingebracht  werden  soll.  Mag  nun  dieses 
Ergebnis  für  die  staatliche  Besteuerung  auf  Grund  des  für  das 
ganze  Land  geltenden  Verhältnisses  zwischen  Groß-  und  Klein- 
brauereien zutreffen,  so  ist  dagegen  für  die  Stadt  Karlsruhe  dieses 
Verhältnis  insofern  ein  wesentlich  anderes,  weil  hier  8  Groß- 
brauereien, nur  eine  mittlere  und  drei  kleine  Brauereien 
gegenüberstehen.  Die  Mehrbelastung  der  Großbrauereien  nach 
Maßgabe  der  Staatssteuersätze  wirkt  also  hier  stärker  als  die 
Entlastung  der  kleinen  und  mittleren  Brauer. 

Der  Stadtrat  ist  nun  der  Meinung,  daß  zur  Steigerung  des 
Steuererträgnisses  vom  Bier  für  die  Stadt  kein  Anlaß  vorliegt.  Die 
dem  entsprechenden  Vorschläge  wurden  angenommen.  Die  Ver- 
brauchssteuerordnung vom  30.  November  1896  bestimmt  darnach: 

Die  Verbrauchssteuer  vom  Bier,  welches  auf  städtischer 
Gemarkung  gebraut  wird,  ist  zugleich  mit  der  staatlichen  Malz- 
steuer unter  Anwendung  der  für  diese  geltenden  Grundsätze  zu 
erheben. 

Die  Verbrauchssteuer  beträgt  für  je  100  kg  Malz  bei  einem 
jährlichen  Malzverbrauch 

1.  bis  zu  1500  Doppelzentner: 

a)  für  die  ersten  250  0.88  M. 

b)  für  die  dieser  Menge  folgenden  1250 
Doppelzentner  1.10  » 

2.  von  mehr  als  1 500  bis  5000  Doppelzentner    1 .2 1  » 

3.  von  mehr  als  5000  Doppelzentner    .    .    1.32  * 
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Die  städtischen  Malzsteuersätze  belaufen  sich  demnach 
auf  ii°/0  der  staatlichen.  Entsprechend  werden  die  Rückver- 
gütungssätzc  wie  bisher  auf  23%  der  staatlichen  Sätze  fest- 
gelegt. 

Durch  Gesetz  vom  4.  August  1894  wurde  die  zeitliche 
Beschränkung  für  die  Bewilligung  der  Verbrauchssteuern  auf- 
gehoben. Der  Stadtrat  ergriff  gern  die  Gelegenheit,  von  der 
bisherigen  Gepflogenheit,  die  Verbrauchssteuern  alle  6  Jahre  zu 
prüfen,  in  Zukunft  abzusehen. 

Als  durch  Gesetz  vom  1.  Januar  190.5  das  frühere  Biersteuer- 
gesetz von  30.  Juni  1896  aufgehoben  wurde,  wollte  der  Stadtrat 
eine  Änderung  der  Verbrauchssteuerordnung  nicht  vornehmen 
und  abwarten,  ob  sich  etwa  später  ein  Bedürfnis  dafür  heraus- 
stellen würde.  Das  Ministerium  war  aber  der  Ansicht,  daß  eine 
Änderung  des  Gesetzes  auch  eine  Änderung  des  Biersteuertarifs 
der  Gemeinde  bedinge.  Ein  Bescheid  des  Ministeriums  des 
Innern  vom  27.  Oktober  1904  besagt:  Wenn  die  bisherige 
Staffelung  der  örtlichen  Biersteuer  in  Karlsruhe  beibehalten  würde, 
würde  der  Zweck  der  erfolgten  Änderung  des  Biersteuergesetzes, 
Harten,  welche  bei  der  bisherigen  Staffelung  zutage  traten,  zu 
beseitigen,  sowie  eine  Entlastung  der  Klein-  und  Mittelbrauer 
herbeizuführen,  im  Hinblick  auf  die  Bedeutung  der  örtlichen  Ver- 
brauchssteuer nicht  im  vollen  Umfang  erreicht. 

Auch  wäre  es  sehr  mißlich,  wenn  die  Steuerein  nehmereien 
künftig  verschiedene  Biersteuertarife  nebeneinander  zur  Anwen- 
dung zu  bringen  hätten;  es  würde  dies  voraussichtlich  zu  Kompli- 
kationen führen  und  unter  Umständen  die  Frage  nahe  legen,  ob 
nicht  künftig  die  Erhebung  der  Verbrauchssteuer  von  Bier  durch 
die  Steucreinnehmereien  abzulehnen  sei.  Namentlich  würde  sich 
sehr  störend  bemerklich  machen,  daß,  während  bei  der  Staats- 
steuer die  niedrigeren  Steuersätze  der  Unterstufen  auch  bei  den, 
den  höheren  Steuerklassen  angehörigen  Brauern,  für  die  in  die 
Unterstufen  fallenden  Hektoliter  zur  Anwendung  kommen,  dies 
bei  der  Gemeindebesteuerung  nicht  der  Fall  wäre. 

Entsprechend  dem  Höchstsatze  der  Staatssteuer  von  13  M. 
soll  unter  Beibehaltung  der  4  unteren  Stufen  ein  neuer  Satz  von 
1.43  M.  hinzugefügt  werden.  Die  Rückvergütungen  sind  ent- 
sprechend zu  ändern. 
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Die  diesbezüglichen,  gegenwärtig  geltenden  Paragraphen 
der  Verbrauchssteuerordnung  mit  Wirkung  vom  i.  Januar  1905 
erhielten  daher  folgende  Fassung: 

Die  Verbrauchssteuer  beträgt  für  jeden  Doppelzentner  Malz, 
der  in  einem  Brauereigeschäft  in  einem  Kalenderjahr  steuerbar 
wird : 

1.  für  die  ersten  250  Doppelzentner  ....    0.88  M. 

2.  »     »    folgenden  1250  Doppelzentner    .    .  1.10 

3.  »  >•         1500  »  1 .2 1 

4.  »     *  *        2000  .    .    1.32  > 

5.  >  alle  Doppelzentner     ....  1.43 

Bei  handelsmäßiger  Ausfuhr  hier  gebrauten  Bieres  beträgt 
die  Rückvergütung  für  den  Hektoliter,  wenn  das  Malz  staatlich 


versteuert  worden  ist: 

mit  13  M   30  Pf. 

»    12   *    28  * 

in  allen  anderen  Fällen   25  ? 


Die  Rückvergütung  wird  zunächst  nach  dem  niedersten 
Satze  gewährt;  erst  am  Jahresschluß  wird  nach  Maßgabe  der 
Vorschriften  für  die  staatlicht?  Besteuerung  deren  Berechnung 
nach  dem  Malzverbrauch  vorgenommen  und  Xachvergütung  dos 
zu  wenig  entrichteten  Betrags  geleistet. 

5.  Die  Kartelle. 

Die  letzte  Erhöhung  der  Biersteuer,  im  Zusammenhang  mit 
der  Preissteigerung  aller  für  die  Brauindustrie  nötigen  Materialien, 
der  Löhne,  der  Rohprodukte  —  die  Erhöhung  des  Gerstenzolles 
um  2  M.  vermehrte  z.  B.  für  eine  Brauerei  mit  einer  Produktion 
von  100000  hl  die  Ausgaben  für  Malz  jährlich  um  zirka 
50000  M.  -  gab  vielerorts  den  äußeren  Anstoß  zum  Zusammen- 
schluß der  Brauereien.  Lange  schon  hatte  man  ihn  als  notwendig 
empfunden,  um  dem  oben  geschilderten  heftigen  Konkurrenz- 
kampfe ein  Ende  zu  machen;  mancher  hätte  gerne  eine  Änderung 
eintreten  lassen,  aber  jeder  glaubte,  das  Geschäft  so  weiter  treiben  zu 
müssen,  weil  die  Konkurrenz  es  tat;  niemand  konnte  als  Einzelner 
den  Anfang  machen,  ohne  selbst  Schaden  zu  nehmen.  An  eine 
als  notwendig  empfundene  Preiserhöhung  war   unter  den  ob- 
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waltenden  Umständen  nicht  zu  denken.  In  den  Großstädten 
gelang  es  den  Brauereien  zuerst,  durch  Zusammenschluß  eine 
Besserung  herbeizuführen. 

In  Karlsruhe  besteht  eine  freundschaftliche  Vereinigung 
unter  den  Brauern:  die  1863  ins  Leben  getretene  Genossenschaft 
hat  sich  allmählich  in  diesen  losen  Verband  umgewandelt.  Er 
war  immerhin  von  einigem  Vorteil ;  die  Leiter  der  Brauereien 
hatten  infolge  der  dann  und  wann  stattfindenden  Zusammenkünfte 
Gelegenheit,  sich  kennen  zu  lernen  und  gemeinsame  Angelegen- 
heiten zu  beraten.  Dies  bewirkte,  daß  man  im  Konkurrenzkampf 
nicht  allzu  rücksichtslos  gegen  den  Kollegen,  dem  man  doch  bei 
der  nächsten  Zusammenkunft  wieder  gegenübertreten  mußte, 
vorging.  In  der  Tat  sind  die  schlimmsten  Seiten  des  Kampfes 
in  Karlsruhe  nicht  so  zur  Regel  geworden,  wie  anderorts  in 
Deutschland.  Positives  erreicht  hat  die  Vereinigung  nur  bezüg- 
lich der  Festsetzung  der  Preise  beim  Gersteneinkauf.  Das  Über- 
einkommen besteht  darin,  daß  ein  fester  Preis  für  den  Einkauf 
der  Gerste  festgesetzt  wird,  über  den  keine  Brauerei  gehen  darf. 
Diese  Maßregel  richtet  sich  gegen  die  Bauern  in  der  Umgegend, 
die  von  dem  Brauer,  der  in  ihrem  Dorf  sein  Bier  verkauft,  gern 
übermäßig  hohe  Preise  fordern.  Werden  ihnen  diese  nicht  ge- 
währt, so  gehen  sie  zu  einer  anderen  Brauerei,  um  dort  dieselben 

- 

vielleicht  zu  erhalten.  Die  Folge  ist,  daß  ihnen  nun  das  bisher 
konsumierte  Bier  *nicht  mehr  schmeckt  und  sie  den  Wirt  des 
Dorfes  zwingen,  sein  Bier  von  derjenigen  Brauerei  zu  nehmen, 
an  die  sie  die  Gerste  verkauft  haben.  Die  dadurch  herbeigeführte 
Preistreiberei  soll  durch  diese  Abmachung  der  Brauereien  ver- 
hindert werden. 

Das  Bedürfnis  nach  weiteren  Bestimmungen  wird  aber  in 
Karlsruhe  ebenso  empfunden  wie  anderwärts.  Um  entscheiden 
zu  können,  welche  Form  die  geeignetste  für  einen  derartigen 
Vertrag  ist,  ist  es  erforderlich,  die  übrigen  in  Deutschland  bereits 
bestehenden  Verträge  kurz  zu  betrachten. 

Die  ersten  Verträge,  die  zustande  kamen,  enthielten  nur 
wenige  Bestimmungen.  Man  suchte  naturgemäß  die  Schäden, 
die  sich  bisher  am  meisten  fühlbar  gemacht  hatten,  auszumerzen; 
insbesondere  wurden  überall  Minimalpreise  festgesetzt,  damit  das 
Unterbieten  in  Wegfall  käme.    Aber  bald  zeigte  sich,  daß  man 
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damit  nicht  auskam.  Die  Brauereien  suchten  auch  fernerhin 
neue  Kundschaft  zu  erwerben,  und  hinderte  ein  Paragraph  des 
Vertrages  die  bisherige  Art  des  Erwerbs,  so  fanden  sich  immer 
Mittel  und  Wege,  die  Bestimmungen  zu  umgehen.  Aus  den 
aufeinanderfolgenden  Statuten  kann  man  ersehen,  wie  die  neuen 
Paragraphen  solche  Umgehungen  zu  verhindern  suchen;  aber 
trotz  der  immer  umfangreicher  werdenden  Satzungen  finden  die 
Brauereien  stets  neue  Auswege,  die  Bestimmungen  zu  umgehen. 

Der  Zweck  der  Verbände  ist  im  allgemeinen,  die  Standes- 
interessen der  Brauindustrie  zu  wahren,  die  gewerblichen  Inter- 
essen derselben  zu  fördern,  ihre  Mitglieder  gegen  unlauteren 
Wettbewerb  jeder  Art  sowie  gegen  Verruf serklärungen  und 
Boykottierungen  zu  schützen,  sie  in  allen  gemeinschaftlichen,  die 
Regelung  der  Arbeitsverträge  betreffenden  und  steuerpolitischen 
Fragen  zu  vertreten,  nach  Bedarf  gemeinschaftliche  Einkäufe 
und  Verkäufe  vorzunehmen,  für  den  Verkehr  mit  den  Abnehmern 
gemeinsame,  alle  Gesellschafter  bindende  Normen  festzusetzen 
und  hilfsbedürftige  Angehörige  des  Brauerei gewerbes  zu  unter- 
stützen. Je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  der  Verbände  tritt 
bald  dieses,  bald  jenes  Moment  mehr  in  den  Vordergrund. 

Aus  den  folgenden,  in  den  meisten  Statuten  wiederkehrenden 
Einzelbestimmungen  geht  hervor,  wie  man  die  erwähnte  Um- 
gehung der  festgesetzten  Preise  zu  verhindern  sucht.  So  werden  • 
untersagt:  Zuwendungen  an  Geld,  Bier,  Rabatten,  Mietsent- 
schädigungen, Telephonbeiträgen,  Rückvergütungen  oder  sonstige 
Nebenleistungen  und  Bonifikationen,  welche  direkt  oder  indirekt 
eine,  wenn  auch  geringfügige  Ermäßigung  der  Faßbier-  oder 
Flaschenbierpreise  bedeuten  würden.  Demgemäß  sind  auch  alle 
offenen  oder  verdeckten  Zuwendungen,  z.  B.  Lieferung  von 
Kohlen,  Fuhrleistungen,  höhere  als  ortsübliche  Vergütungen  für 
Hausverwaltung,  verboten.  Der  Ankauf  von  Zugtieren,  Mate- 
rialien oder  Gegenständen  irgend  welcher  Art  von  den  Kunden 
ist  nur  gestattet,  wenn  die  Brauerei  denjenigen  Preis  bezahlt, 
welchen  ein  vom  betreffenden  Verein  zu  berufender  Sachver- 
ständiger als  den  wahren  Wert  erkannt  hat. 

Als  unzulässige  Nebenleistungen  werden  ferner  angeführt: 
Inkassospesen,  welche  einen  bestimmten  Prozentsatz  übersteigen 
und  Spesen  der  Reisenden,  die  über  einen  Prozentsatz  des  Um- 
satzes des  betreffenden  Kunden  hinausgehen. 
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Aus  den  angeführten  Bestimmungen  geht  auch  hervor,  wie 
man  sich  gerade  gegen  diejenigen  Punkte  wendet,  welche  als 
eine  Folge  der  Kundenverwöhnung  als  besonders  hervortretende 
Mißstände  oben  geschildert  wurden.  Dahin  gehört  auch  das 
Verbot,  Wirtschafts-  und  Hausinventar  zu  stellen;  das  ist  nur 
noch  im  Wege  des  Verkaufs  und  auf  Grund  schriftlicher  Ver- 
träge gestattet;  für  die  leihweise  Hergabe  von  Inventar  ist  eine 
angemessene  Vergütung  zu  entrichten.  Kapitaldarlehen  müssen 
verzinst  werden  und  dürfen  nur  bis  zu  einem  bestimmten  Betrag 
pro  Hektoliter  Jahresumsatz  erfolgen;  auch  hypothekarische 
Darlehen  sollen  einen  bestimmten  Taxwert  des  zu  beleihenden 
Gebäudes  nicht  übersteigen.  Der  Erlali  von  Darlehen  sowie  ein 
Nachlaß  darauf  oder  auf  die  Darlehenszinsen  sind  verboten 
Trebern  und  andere  Brauereiabfälle  dürfen  nicht  billiger  als  an 
andere  Abnehmer  abgegeben  werden  und  keinesfalls  unter  dem 
Tagespreis.  Bezüglich  der  Regelung  der  Eisfrage  hat  man 
namentlich  zwei  Methoden  angewandt.  Die  eine  schreibt  den 
Brauereien  vor,  daß  sie  pro  Hektoliter  des  gelieferten  Bieres 
nicht  mehr  als  ein  gewisses,  im  Vertrag  festgesetztes  Quantum 
von  Eis  liefern  dürfen,  die  andere  Methode  ist  die,  daß  die 
Brauereien  ihren  Wirten  überhaupt  kein  Eis  liefern  und  statt 
dessen  eine  Entschädigung  in  bar  gewähren,  die  aber  auch  natür- 
lich wieder  nach  dem  Umsatz  sich  richten  muß  und  in  ihrer 
Höhe  zu  der  Anzahl  Hektoliter  des  abgesetzten  Bieres  vertrags- 
mäßig festgesetzt  ist. 

Verboten  sind  Gewinnung,  Erhaltung  und  Begünstigung 
von  Kunden  durch  Zuschüsse  für  die  Wirtschaft,  Küche  und 
Haushalt,  sowie  unentgeltliche  Bewirtung  von  Vereinen,  Gesell- 
schaften, Körperschaften  in  der  Brauerei  selbst  oder  anderswo, 
ferner  die  unentgeltliche  Bewirtung  von  einzelnen  Personen, 
welche  von  Kunden  in  die  Brauerei  mitgebracht  werden;  ver- 
boten ferner  die  Gewährung  von  Geschenken  oder  Beiträge  an 
Vereine  und  Übernahme  von  Karten  von  Festlichkeiten,  soweit 
dieselben  nicht  einen  wohltätigen  Zweck  haben.  Fuhrwerk  darf 
nicht  mehr  gestellt  werden.  Geschenke  oder  Gratifikationen  an 
Angehörige  oder  Verwandte,  Freunde  oder  Bekannte  sowie  an 
die  Angestellten  der  Kunden  sind  nicht  mehr  gestattet. 

Eine  Vorschrift,  deren  Nichtbefolgung  vorher  mancher 
Brauerei  großen  Schaden  gebracht  hat,  ist  fernerhin,  daß  die 
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Übernahme  von   Kunden  einer  anderen  Vertragsbrauerei  nur 
dann  geschehen  kann,  wenn  die  nachfolgende  Brauerei  sich  ver- 
gewissert hat,  daß  keine  Verbindlichkeiten  an  die  erst  liefernde 
Finna  mehr  bestehen ;  andernfalls  ist  sie  verpflichtet,  die  Schulden 
des  neuen  Kunden  an  die  vorher  liefernde  Brauerei  zu  bezahlen. 
Der  Besuch  von  Kunden  anderer  Brauereien  ist  untersagt;  die 
Übernahme    von    Personal    einer    Konkurrenzbrauerei,  dessen 
Tätigkeit  auf  den  Absatz  des  Bieres  von  Einfluß  war,  darf  nur 
nach   einer   dreijährigen   Karenzzeit   erfolgen.    —  Gegenüber 
Außenseitern,  d.  h.  Brauereien,  die  dem  Verbände  ihres  Gebietes 
nicht  beitreten,  sind  die  Vorschriften  der  Verbände  nicht  einzu- 
halten ;  denn  diese  würden  sonst  auf  Kosten  der  Vereinsmitglieder 
leicht  Kunden  erwerben  können.    Wo  eine  größere  Zahl  von 
Außenseitern  ist,  lassen  sich  die  Bestimmungen  natürlich  nicht 
so  streng  durchführen,  und  das  Fortbestehen  der  Verbände  wird 
hierdurch  auch  vielfach  in  Frage  gestellt.   Man  bat  deshalb  auch 
versucht,  die  Brauereien  zum  Beitritt  zu  zwingen,   indem  man 
Brauereien  außerhalb  des  eigenen  Bezirkes  beauftragte,  denjenigen 
Wirten,   die  von  den  Außenseitern   billiger  geliefert  bekamen, 
zu  noch  billigeren  Preisen  zu  liefern.    Die  Differenz  des  Liefe- 
rungspreises und  des  vom  Verband  vorgeschriebenen  Preises 
wurde   der   liefernden    Brauerei    von    der  Gesellschaft  ersetzt. 
Fremde  Brauereien  beauftragte  man  deshalb,  weil  sonst  die  üb- 
rigen Wirte   von   der  billig  liefernden   einheimischen  Brauerei 
denselben  billigen   Preis   verlangt  hätten.     Aber  eben  dieses 
Moment  brachte  doch  diese  Art  des  Erwerbes  neuer  Verbands- 
mitglieder zum  Scheitern.     Sobald   man   nämlich   in  Arbeiter- 
kreisen von  dem  Vorgehen  der  auswärtigen  Brauerei  hörte,  die 
Bier  nur  zu  dem  Zwecke  lieferte,  um  die  einheimische  Brauerei 
zu  zwingen,  teurer  zu  liefern,  verbreitete  sich  diese  Nachricht 
durch  die  gute  Organisation  der  Arbeiter  rasch  bis  zu  dem  Sitze 
der  liefernden  Brauerei,  und  die  Folge  war  jedesmal  ein  sofortiger 
Boykott.    Es  fand  sich  deshalb  bald  keine  Brauerei  mehr,  die 
sich  zu  einer  derartigen  Lieferung  verstand,  und  man  mußte  von 
dieser  Methode,  Mitglieder  zu  erwerben,  absehen. 

F"ür  Streitigkeiten  werden  Schiedsgerichte  eingesetzt.  Diese 
wurden  in  der  ersten  Zeit  des  Bestehens  der  Verbände  sehr 
häufig  in  Anspruch  genommen,  später  aber  weit  weniger  ange- 
rufen.  Das  rührt  daher,  daß  die  Brauereileiter  zunächst  sich  über 
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manche  Bestimmungen  nicht  klar  waren  und  leicht  Verstöße 
vorkommen  konnten;  anderseits  waren  die  Umgehungen,  die  von 
dem  Konkurrenten  dann  beim  Schiedsgericht  zur  Anzeige  gebracht 
wurden,  im  Anfang  besonders  häufig,  weil  es  den  Brauereien 
zuerst  schwer  fiel,  mit  den  alten  Gewohnheiten  beim  Kunden- 
erwerb sogleich  zu  brechen.  Verstöße  gegen  die  Vorschriften 
werden  mit  Geldstrafe  geahndet.  Das  Schiedsgericht  kann  so- 
gleich die  Weiterlieferung  an  den  durch  die  Umgehung  des 
Verbotes  erworbenen  Kunden  auf  bestimmte  Zeit  untersagen. 
Die  Nichtbeachtung  des  Schiedsspruches  unterliegt  erneuter  Be- 
strafung. Zur  Sicherstellung  der  Verpflichtungen  aus  dem  Ver- 
trage werden  Wechsel  beim  Vorsitzenden  hinterlegt;  der  Betrag 
richtet  sich  nach  der  Menge  des  Malzverbrauches. 

Für  eine  gewisse  Zeit  nach  dem  Inkrafttreten  der  Verträge 
setzt  man  gewöhnlich  einen  Kundenschutz  fest,  um  über  die 
größten  Schwierigkeiten,  die  ein  derartiger  neuer  Vertrag  im 
Anfang  mit  sich  bringt,  hinwegzukommen,  namentlich  um  Preis- 
erhöhungen, die  bei  Zustandekommen  der  Verbände  meist  vor- 
genommen werden,  durchführen  zu  können.  Der  Kundenschutz 
besteht  darin,  daß  keine  Verein sbrauerci  an  einen  Kunden  einer 
anderen  direkt  oder  indirekt  Bier  liefern  darf. 

Während  die  Verbände  als  berechtigt  anzuerkennen  sind, 
und  der  Nutzen,  den  sie  der  unter  so  ungesunden  Verhältnissen 
leidenden  Brauindustrie  gebracht  haben,  zu  begrüßen  ist,  erheben 
sich  Bedenken  gegen  dieselben,  sobald  sie  den  erwähnten  Kunden- 
schutz als  bleibende  Bestimmung  in  die  Statuten  aufnehmen,  wie 
es  einige  wenige  Verbände  getan  haben.  Einer  der  letzteren 
setzt  z.  B.  fest,  daß  im  Falle  der  Übernahme  eines  Kunden  die 
neue  Lieferantin  der  seitherigen  eine  Vergütung  von  5.50  M.  für 
jeden  Hektoliter  Bier,  den  sie  dem  betreffenden  Abnehmer  käuf- 
lich liefert  und  von  ihm  bezahlt  erhält,  zu  vergüten  hat.  Das 
kommt  aber  einem  unbedingten  Kundenschutz  gleich  und  die 
freie  Konkurrenz  wird  dadurch  vollständig  untergraben. 

Die  Brauerei  verbände  wurden  gegründet,  um  die  Mißstände 
im  Brauerei gewerbe  zu  beseitigen.  Eine  erhebliche  Besserung 
war  durch  das  Verbot  des  Unterbietens,  verbunden  vielleicht  mit 
Abschaffung  der  allzugroßen  Kunden  Verwöhnung,  wohl  zu  er- 
reichen.   Wie  bereits  erwähnt  war,  haben  sich  aber  solche  all- 


Digitized  by  Google 


Die  Kartelle.  yg 

gemeine  Bestimmungen  als  zwecklos  erwiesen,  weil  die  Brauereien 
durch  Umgehungen  derselben  diese  ganz  illusorisch  machten. 
Weitgehendstes  Entgegenkommen  sollte  den  Kunden  für  den 
gleichmäßig  festgesetzten  Preis  entschädigen  und  das  Unterbieten 
fand  wie  früher  statt,  in  noch  weniger  schöner  Form,  mit  dem 
Bewußtsein  der  Umgehung  der  Verträge.  Der  Kundenschutz 
aber  ist  nur  ein  weiterer  Schritt  in  den  Bemühungen  der  Braue- 
reien, sich  gegenseitig  zum  Einhalten  der  Verträge  zu  zwingen; 
er  wurde  eingeführt,  als  auch  die  bis  ins  einzelne  gehenden  Be- 
stimmungen dies  nicht  zu  erreichen  vermochten. 

Aber  noch  ein  anderer  Grund  führte  zu  dieser  Vereinbarung. 
Während  des  schrankenlosen  Konkurrenzkampfes  hatten  die 
kleinen  Brauereien  versucht,  durch  Unterbieten  gegen  die  großen 
Brauereien  aufzukommen.  Schlössen  sie  sich  einer  Vereinigung 
an.  so  mußte  mancher  erleben,  daß  ihre  unabhängige  Kundschaft 
unter  den  gleichen  Bezugsbedingungen  lieber  ihr  Bier  von  einer 
großen  renommierten  Brauerei  bezog;  gute  abhängige  Kunden 
aber,  die  von  der  Brauerei  Kapital  geliehen  hatten,  ließen  sich 
aus  demselben  Grund  von  der  größeren  Brauerei  überreden,  das 
Darlehen  von  ihr  zu  übernehmen.  Kleine  Brauereien  sind  des- 
halb meist  schwer  zum  Beitritt  zu  den  Vereinen  zu  bewegen; 
viele  kleine  Außenseiter  erschweren  aber  das  Zustandekommen 
eines  Verbandes  und  man  suchte  darum  durch  Maßregeln,  die 
den  besonderen  Schutz  der  Kleinen  bezweckten,  diesen  den  Bei- 
tritt vorteilhaft  erscheinen  zu  lassen.  Der  Kundenschutz  aber 
gewährt  den  kleinen  Brauereien  diesen  Schutz,  da  ihre  Kund- 
schaft ihnen  dadurch  gesichert  wird. 

So  stellt  sich  der  Kundenschutz  als  natürliches  Glied  in  der 
Kette  der  sich  entwickelnden  Vertragsbestimmungen  dar.  Da 
aber  für  die  Brauindustrie  auch  fühlbare  Nachteile  durch  ihn 
entstehen,  so  fragt  es  sich,  ob  es  wünschenswert  ist,  daß  er 
allgemeinere  Verbreitung  findet. 

Ein  Nachteil  des  Kundenschutzes  ist  offenbar,  daß  die 
Brauereien  in  ihrer  weiteren  Entwicklung  gehemmt  sind,  und 
eine  Ausnutzung  des  Betriebes,  wo  sie  noch  nicht  erreicht  ist, 
sehr  erschwert  wird.  Gerade  dieser  Umstand  bewirkt  es,  daß 
die  meisten  Brauereien  in  Deutschland  sich  einer  solchen  Be- 
stimmung grundsätzlich  widersetzen  würden;  die  große  Mehr- 


Digitized  by  Google 


8o 


Die  weitere  Entwicklung  des  Gewerbes. 


zahl  derselben  ist  gegenwärtig  nicht  dafür  zu  haben  und  da  sie 
hierin  ihre  Ansicht  nicht  so  bald  ändern  dürften,  wird  schon  aus 
diesem  Grunde  in  absehbarer  Zeit  an  eine  allgemeinere  Ein- 
führung desselben  nicht  zu  denken  sein.  Zu  beachten  ist  ferner, 
daß  der  einzige  Verband,  der  es  durch  eine  Entschädigung  von 
5.50  M.  pro  Hektoliter  seinen  Mitgliedern  unmöglich  macht, 
Kunden  anderer  Brauereien  zu  übernehmen,  schon  jetzt  diese 
Bestimmung  nicht  mehr  streng  durchführt.  Da  nämlich,  und 
zwar  berechtigterweise,  Wirte  sich  oft  bitter  über  die  Unmög- 
lichkeit, eine  andere  Lieferantin  zu  wählen,  beklagen,  weichen 
die  Brauereien  hie  und  da  von  der  Bestimmung  ab.  Die  eine 
der  beteiligten  Brauereien  gestattet  der  anderen,  ihrem  bisherigen 
Kunden  zu  liefern  und  beansprucht  eine  geringere  Entschädigung 
pro  Hektoliter  als  die  festgesetzte  oder  auch  gar  keine,  unter 
der  Zusicherung,  daß  die  so  bevorzugte  Brauerei  ihr  bei  nächster 
Gelegenheit  Gleiches  mit  Gleichem  vergelte.  Daraus  geht  aber 
hervor,  daß  die  Bestimmung,  wo  sie  eingeführt  ist,  für  die 
Brauereien  sehr  unangenehm  und  fast  undurchführbar  ist,  ein 
weiterer  Grund  zur  Annahme,  daß  sie  allgemeine  Verbreitung 
nicht  finden  wird. 

Wohl  aber  kann  man  dem  Kundenschutz  lokale  Bedeutung 
nicht  absprechen.  Wie  er  als  Übergangsbestimmung  zu  billigen 
ist,  so  auch  in  den  Verträgen  solcher  Verbände,  welche  ohne  ihn 
nicht  zustande  kommen  würden.  Das  ist  aber  dort  der  Fall,  wo 
viele  kleine  Brauereien  ihren  Beitritt  von  der  Bewilligung  des 
Kundenschutzes  abhängig  machen.  Meist  sind  es  Privatbrauereien 
mit  verhältnismäßig  geringem  Umsatz,  die  auf  Vergrößerung  keinen 
Wert  legen,  aber  ihren  Absatz,  der  ihnen  eine  auskömmliche  Rente 
abwirft,  nicht  verlieren  möchten.  Auf  Antrag  solcher  Betriebe  hat 
auch  in  dem  oben  erwähnten  Vertrag  die  Zahlung  der  Entschädi- 
gung auf  die  Dauer  von  15  Jahren  zu  erfolgen.  Der  Grund  ist 
wieder  die  Angst  der  Kleinen,  die  Großbrauereien  würden  bei 
auf  kürzere  Zeit  geschlossenen  Verträgen  vor  Ablauf  derselben 
ihnen  die  Kunden  wegnehmen  und  bei  der  Gewißheit,  sie  später 
zu  behalten,  kurze  Zeit  die  hohe  Entschädigung  gerne  zahlen. 

Der  Kundenschutz,  bei  dem  die  Kontingentierung  des  Ab- 
satzes ja  bereits  durchgeführt  ist,  ist  ohne  Zweifel  nur  der  Über- 
gang zum  Syndikat.  Daß  sich  aber  Brauereisyndikate  in  abseh- 
barer Zeit  in  Deutschland  bilden  werden,  ist  kaum  anzunehmen. 
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Die  Brauindustrie,  welche  ein  der  Geschmacksrichtung  des  Publi- 
kums folgendes,  so  verschiedenartiges  Produkt  in  einer  sehr  großen 
Zahl  von  Brauereien  herstellt,  eignet  sich  nicht  zur  Syndizierung. 
Wetin  den  Brauereien  ein  bestimmtes  Produktionsquantum  zuge- 
schrieben wäre,  so  würde  es  wohl  das  einfachste  sein,  wenn 
die  Brauereien  die  ihnen  zunächst  liegende  Gegend  mit  ihrem 
Produkt  versorgten.  Bekanntermaßen  bevorzugt  aber  das  Publi- 
kum auch  Biere  aus  der  oder  jener  Brauerei  —  bayerische 
Brauereien  setzen  z.  B.  aus  diesem  Grund  einen  erheblichen  Teil 
ihrer  Produktion  in  außerbayerischen  deutschen  Gebieten  ab  — . 
Eine  Hauptschwierigkeit  würde  auch  der  Umstand  bieten,  daß  die 
Brauereien  sehr  erhebliche  Kapitalien  in  ihrer  Kundschaft  investiert 
haben,  und  der  Absatz  zum  Teil  fast  ausnahmslos  an  eigene 
Kundschaft  erfolgt.  Ferner  dürfte  der  Schutz  und  die  Erhaltung 
der  Kleinbetriebe  —  wenn  man  das  als  einen  Vorteil  des  Syndikats 
bezeichnen  will,  illusorisch  sein.  Der  Aufsaugungsprozeß  mag  etwas 
verzögert  werden,  aufgehalten  wird  er  sicher  nicht.  Im  Gegenteil, 
die  Brauereien,  denen  an  Vergrößerung  gelegen  ist,  versuchen, 
statt  wie  bisher  die  Knndschaft,  nun  die  kleinen  Betriebe  auf- 
zukaufen. 

Die  Gebundenheit  der  Abnehmer,  denen  durch  den  Kunden- 
schutz die  Freiheit  benommen  wurde,  ihre  Lieferanten,  selbst  wenn 
ein  triftiger  Grund  vorhanden  war,  zu  wechseln,  rief  begreiflicher- 
weise große  Erbitterung  hervor.  Man  beschloß  als  Gegenmaß- 
regel in  einigen  Städten  die  Gründung  von  Genossenschafts- 
brauereien, so  in  Berlin,  Breslau,  Frankfurt  a.  M.  und  Nürnberg. 
Wirte  und  Flaschenbierhändler  bringen  ein  Betriebskapital  auf, 
das  zum  Betriebe  t'iner  Brauerei  ev.  mit  Vorbetrieb  (Mälzerei) 
ausreicht  und  nehmen  das  erzeugte  Produkt  ab.  Entweder  ist 
bestimmt,  daß  der  Absatz  ausschließlich  an  die  Mitglieder  der 
Gesellschaft,  die  meist  in  Form  der  G.  m.  b.  H.  auftritt,  erfolgt 
oder  es  ist  auch  Verkauf  an  Nichtmitglieder  gestattet. 

Die  bisher  gegründeten  Genossenschaften  sind  unter  be- 
sonders günstigen  Umständen  ins  Leben  getreten,  insbesondere 
durch  billigen  Ankauf  der  Brauereien,  so  daß  deren  Ergebnisse 
nicht  maßgebend  sein  können  bei  der  Beurteilung  der  Frage,  ob 
die  Genossenschaften  sich  entwickeln  und  den  Verbänden  wirk- 
sam entgegenzutreten  vermögen.  Zunächst  ist  zu  berücksichtigen, 
daß  neben  den  unabhängigen  Flaschenbierhändlern  nur  eine  sehr 
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beschränkte  Zahl  von  Wirten  als  Teilnehmer  in  Betracht  kommt 
und  daher  ein  größeres  Betriebskapital  nicht  leicht  aufzubringen 
ist.  Xur  die  freien  Wirte  können  Mitglieder  werden,  denn  die 
Genossenschaft  streckt  keine  Kapitalien  vor,  um  etwa  von  Braue- 
reien abhängige  Kunden  abzulösen;  und  auch  jenen  wird  es  in  der 
Regel  schwerfallen,  sich  mit  größeren  Kapitalien  an  der  Grün- 
dung zu  beteiligen. 

Was  die  Genossenschaft  zu  erreichen  sucht,  ist  namentlich 
Billigkeit  des  Produktes  und  Freiheit.  Die  Erhöhung  der  Bier- 
preise und  die  Einführung  des  Kundenschutzes  gaben  ja  den  An- 
stoß zu  ihrer  Gründung. 

Die  gegenwärtig  bestehenden  Genossenschaften  liefern  ihren 
Mitgliedern  das  Bier  tatsächlich  zu  billigerem  Preis  als  die 
Brauereien,  die  von  der  Genossenschaft  bekämpft  werden.  Aber 
das  kann  aus  oben  erwähnten  Gründen  nicht  als  Regel  gelten. 
Wird  eine  Genossenschaftsbrauerei  unter  normalen  Verhältnissen 
gebaut  und  betrieben,  so  kann  sie  ihren  Mitgliedern  nur  zu  bil- 
ligerem Preis  als  die  übrigen  Brauereien  liefern,  wenn  sie  bei 
der  Produktion  oder  dem  Vertrieb  Ersparnisse  den  übrigen 
Brauereien  gegenüber  zu  verzeichnen  hat.  Solche  sind  aber 
nicht  zu  erzielen.  Man  glaubte  weniger  Ausgaben  zu  haben, 
weil  die  bedeutenden  Spesen  beim  Kundschaftswerb  und  Besuch 
wegfielen,  aber  diese  sind  jetzt,  nachdem  die  Brauereien  sich  zu- 
sammengeschlossen haben,  auch  hier  vermindert  oder  fortgefallen, 
sodaß  dieses  Moment  kaum  wesentlich  in  Betracht  gezogen  werden 
kann.  Im  Gegenteil,  da  die  Genossenschaftsbrauereien  im  all- 
gemeinen immer  kleinere  Betriebe  sein  werden,  ist  ihnen  gegen- 
über der  Großbetrieb  noch  im  Vorteil  und  eine  billigere  Produk- 
tion wird  daher  nur  in  Ausnahmefällen  zu  erreichen  sein. 

Die  Form  der  Genossenschaft  eignet  sich  nicht  für  den 
Brauereibetrieb:  die  Genossenschaften  sind  bei  solchen  Unter- 
nehmungen nicht  am  Platz,  bei  denen  das  kapitalistische  Moment 
vorherrscht;  allein  schon  das  Kündigungsrecht  der  Mitglieder 
kann  ihnen  gefährlich  werden.  Die  Geschäfte  werden  von  dem 
aus  mehreren  Mitgliedern  bestehenden  Vorstand  geführt;  diese 
müssen  nach  dem  Genossenschaftsgesetz  Genossen  sein,  sind  also 
Konkurrenten;  das  gibt  nicht  selten  Streitigkeiten,  insbesondere 
zwischen  Wirten  und  Flaschenbierhändlern,  deren  Interessen  viel- 
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fach  entgegengesetzte  sind.  Um  über  wichtige  Angelegenheiten 
zu  entscheiden,  ist  auch  der  Aufsichtsrat  heranzuziehen:  dadurch 
wird  die  Geschäftsführung  eine  außerordentlich  schwerfällige,  was 
nicht  zum  Vorteil  des  Unternehmens  gereicht.  So  bestimmt  z.  B. 
das  Statut  einer  der  Genossenschaften,  daß  der  Aufsichtsrat  her- 
anzuziehen ist  bei  Bewilligung  von  außerordentlichen  Ausgaben 
von  2  =  10000  Mark,  Abschlüssen  von  Miet-  und  Pachtverträgen, 
Unterbringung  zeitweiliger  müßiger  Kassenbestände,  Auswahl 
und  Preisbestimmung  der  einzukaufenden  Rohmaterialien  usf. 
Ein  rasches  Ausnutzen  günstiger  Konjunkturen,  wie  es  z.  B.  beim 
Einkauf  von  Rohmaterialien  erforderlich  ist,  wird  dadurch  un- 
möglich. Außerdem  sind  die  Vorstandsmitglieder,  die  hier  zu 
bestimmen  oder  mitzureden  haben,  meist  keine  Kaufleute,  —  sie 
wollen  alle  mitsprechen  und  beengen  den  Leiter  der  Genossen- 
schaft in  seinen  Maßnahmen. 

Was  den  zweiten  Punkt  anbelangt,  die  erstrebte  Freiheit,  so 
ist  es  darum  nicht  besser  bestellt.  Die  Wirte  wollen  dem  Zwang, 
ihr  Bier  von  ein  und  derselben  Brauerei  nehmen  zu  müssen,  ent- 
gehen und  unterziehen  sich  durch  den  Beitritt  zur  Genossenschafts- 
brauerei freiwillig  demselben  Zwang.  Auch  ist  ihnen  hier  ein 
bestimmter  Preis  vorgeschrieben.  Nicht  selten  wird  es  vorkommen, 
daß  Wirte  genötigt  werden,  aus  der  Genossenschaft  auszutreten, 
um  als  Kunden  einer  Großbrauerei  sich  Kapital  zu  verschaffen. 
Die  Brauereien  sind  eben  heute  infolge  des  Bestrebens,  sich  den 
Absatz  durch  Ankauf  und  Belcihung  von  Wirtschaften  soweit 
als  möglich  zu  sichern,  derartig  mit  ihrer  Kundschaft  verwachsen 
und  so  stark  an  Wirtschaften  beteiligt,  daß  es  den  wenigen  freien 
Wirten  kaum  möglich  ist,  es  ihnen  an  Ausstattung  der  Lokale 
und  sonstigen  das  Publikum  anziehenden  teueren  Anschaffungen 
gleichzutun. 

Wenn  sich  also  auch  mancherorts,  wo  die  Verhältnisse 
gerade  günstig  liegen,  Genossenschaftsbrauereien  halten  können, 
so  werden  sie  doch  nie  die  Bedeutung  erlangen,  daß  sie  der 
Entwicklung  der  Brauereien,  in  bezug  auf  das  Verhältnis  zu 
ihren  Abnehmern,  wirksam  entgegentreten  können. 

Die  ersten  Vereinigungen  der  Brauereien  waren  lokaler 
Xatur.  Da  sie  gegen  den  Konkurrenzkampf  gerichtet  waren, 
bestimmte  sich  das  Gebiet  durch  die  ungefähren  Grenzen  des 
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Lieferungsberciches  der  beteiligten  Brauereien.  Bald  zeigte  es 
sich  dann,  daß  an  den  Berührungspunkten  der  verschiedenen 
Vereine  Schwierigkeiten,  insbesondere  bezüglich  der  Preisfrage, 
entstanden,  und  so  bemühte  man  sich,  mehrere  Vereine  wieder 
zu  größeren  Verbänden  zusammenzuschließen;  das  ist  auch  teil- 
weise schon  gelungen. 

Gegenwärtig  bestehen  in  Deutschland  folgende  Einzelver- 
qände,  die  noch  keinem  größeren  Verbände  angehören: 

a)  unter  der  Form  der  G.  m.  b.  H.: 

i.  Der  Verband  der  Brauereien  von  Braunschweig  und 
Umgebung.  2.  Der  Verein  der  Brauereien  von  Burg  b.  Magde- 
burg. 3.  Die  Brauerei  Vereinigung  von  Cassel  und  Umgebung. 
4.  Der  Brauerei  verein  Darmstadt.  5.  Der  Verband  Dortmunder 
Bierbrauer,  zur  Förderung  ihrer  gewerblichen  Interessen.  6.  Der 
Verband  Rheinisch- Westfälischer  Brauereien  zur  Förderung  ihrer 
gewerblichen  Interessen.  7.  Brauereiverband  von  Düsseldorf 
und  Umgebung  zur  Förderung  der  gewerblichen  Interessen. 
8.  Brauerei  verein  Thüringen.  9.  Verband  der  Brauereien  von 
Essen  und  Umgebung  zur  Förderung  der  gewerblichen  Interessen. 
10.  Brauerei  verband  für  wirtschaftliche  Interessen  von  Hamburg 
und  Umgegend.  1 1.  Brauereivereinigung  für  Nordwestdeutschland. 
12.  Verband  nicderschlesischer  Brauereien.  13.  Brauereiverband 
der  sächsischen  Obcrlausitz.  14.  Verband  der  Brauereien  in 
Lothringen  zur  Wahrung  ihrer  gemeinsamen  gewerblichen  Inter- 
essen. 15.  Vereinigung  von  Brauereien  in  Nürnberg,  Fürth  und 
Umgebung.  16.  Schutzverband  vereinigter  Brauereien  von  Nürn- 
berg, Fürth  und  Umgebung.  17.  Württembergischer  Brauerei- 
verband. 

b)  als  eingetragene  Vereine: 

18.  Brauerverband  des  Regierungsbezirks  Aachen.  19.  Bund 
der  mittleren  und  kleineren  Brauereien  der  norddeutschen  Brau- 
stcuergemeinschaft.  20.  Verein  Berliner  Weißbierbrauereien. 
21.  Verein  der  Brauereien  von  Bochum  und  Umgebung  zur 
Förderung  ihrer  gewerblichen  Angelegenheiten.  22.  Sieg-Rhei- 
nischer Brauerei  verband.  23.  Verband  mittelrheinischer  Brauereien. 

24.  Verband  der  Brauereien    von  Euskirchen   und  Umgegend. 

25.  Verein  oberbadischer  Brauereibesitzer.  26.  Verein  der  mitt- 
leren  und  kleinen  Brauereien  der  Provinz  Sachsens  und  des 
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Herzogtums  Anhalt.  27.  Verband  der  Brauereien  des  Pfalzgaues. 
28.  Verein  Münchener  Brauereien.  29.  Verein  zur  Bekämpfung 
des  Unterbietens  im  Brauereigewerbe  im  Saar-,  Mosel-  und 
Nahegebiet.  30.  Verein  der  Brauereien  von  Schwabach  und 
Umgebung  (Mittelfranken).  31.  Elsaß -Lothringer  Brauerbund. 
32.  Brauerei  verband  für  den  Regierungsbezirk  Trier. 

c)  Die  übrigen  Einzel  verbände  sind: 

33.  Brauereiverband  für  Ermland  und  Masuren.  34.  Kon- 
vention der  Brauer  und  Biergroßhändler  im  Regierungsbezirk 
Oppeln.  35.  Verein  märkischer  Brauereien.  36.  Vereinigung  von 
Brauereien,  Mineralwasserfabrikanten  und  Bierverleger  zu  Bran- 
denburg a.  H.  37.  Verein  der  Brauereien  und  Bierverleger  an 
der  Unterweser.  38.  Brauer-  und  Mälzervereinigung  für  den 
Regierungsbezirk  Breslau.  39.  Schlesischer  Brauerbund.  40.  Ver- 
ein von  Brauereien  im  Stadt-  und  Landkreise  Breslau.  41.  Ver- 
band niederrheinischer  Brauereien.  42.  Verein  der  Brauereien 
Anhalts  und  benachbarter  Gebiete.  43.  Südwestdeutscher  Brauerei- 
verband (Sitz  Donaueschingen).  44.  Deutscher  Brauerbund  (Sitz 
Frankfurt  a.  M.).  45.  Niederschlesischer  Brauer-  und  Mälzer- 
verein. 46.  Brauereiverband  des  westlichen  Teiles  der  Provinz 
Brandenburg.  47.  Württembergischer  Brauerbund  (Sitz  zu  Heil- 
bronn). 48.  Thüringer  Brauerbund  (Sitz  zu  Heßberg).  49.  Thü- 
ringer Brauerverein  (Sitz  zu  Jena).  ,50.  Mittelbayerische  Brauerei- 
vereinigung (Sitz  zu  Ingolstadt).  51.  Allgäuer  Brauerei  Vereinigung 
(Sitz  zu  Kempten).  52.  Schlesisch  -  Posenscher  Brauerei  verband 
(Sitz  zu  Lissa).  53.  Verein  badischer  Kleinbrauer  (Sitz  zu  Möh- 
ringen). 54.  Bayrischer  Brauerbund  (Sitz  zu  München).  55.  Landes- 
verband Bayerischer  Brauereien  (Sitz  zu  München).  56.  Vogt- 
ländischer  Brauer  verein  (Netschkau  i.  V.).  57.  Oberschlesischer 
Brauerbund  (Oppeln).  58.  Niederlausitzer  Brauer-  und  Mälzer- 
verein (Peitz  N.-L.).  ,59.  Verein  der  Brauereien  von  Potsdam  und 
Umgegend.  60.  Oberlausitzer  Brauer-  und  Mälzerverein  (Schirgis- 
walde  i.  S.).  61.  Baltischer  Brauerbund  (Stolp).  62.  Erzgebirgischer 
Brauerverein  (Thun  i.  S.).  63.  Verband  ostpreußischer  Brauereien 
tTilsit).  64.  Verein  mittelschlesischer  Brauereien  (Waldenburg  i.Schl.). 
65.  Verband  der  Brauereien  Südhessens  (Worms).  66.  Brauerbund 
zu  Bayreuth.  67.  Verein  der  Brauereien  Berlins  und  Umgegend. 
68.  Verband     obergäriger     Brauereien     im  Brausteuergebiet 
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(Berlin).  69.  Verein  der  Weißbier-  und  Braunbierbrauereien 
Berlins  und  der  Umgegend.  70.  Bremer  Brauer-Sozietät.  71.  Ver- 
ein der  Brauereien  von  Chemnitz  und  Umgegend.  72.  Verein 
der  Brauereien  von  Cottbus  und  Umgegend.  73.  Brauereiver- 
einigung Gillingen  a.  d.  Donau.  74.  Verband  der  Brauereien 
von  Dresden  und  Umgegend.  75.  Brauerei  verband  Duisburg. 
76.  Barmen-Elberf  eider  Brauerei  verband.  77.  Verein  von  Braue- 
reien in  Erlangen  und  Umgebung.  78.  Verband  der  Brauereien 
von  Frankfurt  und  Umgegend.  79.  Freiberger  Brauer-  und 
Mälzerverein  (Freiberg  i.  S.).  80.  Brauerei  verband  zu  Friedberg 
(Hessen).  81.  Brauereiverband  Gießen  und  Umgegend.  82.  Ver- 
band der  Brauereien  von  Hagen  und  Umgegend.  83.  Verein 
der  Brauereien  in  Hof  i.  B.  84.  Verband  der  Brauereien  von 
Karlsruhe  und  Umgebung.  85.  Brauereivereinigung  in  Königs- 
berg i.  Pr.  86.  Brauereivereinigung  in  Kronau  und  Umgebung 
(Oberfranken).  87.  Verein  der  Brauereien  des  Leipziger  Bezirks. 
88.  Freie  Brauer-  und  Mälzervereinigung  zu  Leobschütz.  89.  Braue- 
reiverband zu  Limburg.  90.  Brauereivereinigung  für  wirtschaft- 
liche Interessen  von  Lübeck  und  Umgegend.  91.  Verband  der 
Brauereien  von  Mainz  und  Umgegend.  92.  Brauerei  Vereinigung 
Meiningen.  93.  Vereinigung  der  Brauereien  Mülhausens  (Thü- 
ringen). 94.  Ortsverband  der  Brauereien  von  München  und 
Umgebung.       95.   Freie    Brauer-   und   Mälzerinnung  Ratibor. 

96.  Verein   der  Brauereien   von   Regensburg   und  Umgebung. 

97.  Freie  Mälzer-  und  Brauerinnung  zu  Schweidnitz.  98.  Verband 
der  Brauereien  Stettins  und  Umgegend.  99.  Brauereisyndikat 
zu  Straßburg.  100.  Verein  der  Brauereien  von  Stuttgart  und 
Umgebung. 

Zu  dem  101.  Verband  ostdeutscher  Brauereien  und  Mälzer- 
eien E.V.  (Bromberg)  haben  sich  zusammengeschlossen :  102.  Ver- 
ein der  Brauereien  von  Bromberg  und  Umgegend.  103.  Brauerei- 
vereinigung zu  Graudenz.  104.  Brauereivereinigung  zu  Könitz. 
105.  Bezirksgruppe  Osterode,  Deutsch  -  Eylau  des  Verbandes  ost- 
deutscher Brauereien  und  Mälzereien.  106.  Brauerei  Vereinigung 
Schneidemühl. 

Der  » Verband  ostdeutscher  Brauereien  umfaßt  die  Provinzen 
West-  und  Ostpreußen,  Pommern  und  Posen.  In  einem  Bericht 
über  die  Tätigkeit  des  Verbandes  wird  besonders  hervorgehoben, 
daß  die  Unterverbändc  sich  der  Beseitigung  von  Mißständen  in 
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ihrem  engbegrenzten  Gebiet  mit  vollem  Nachdruck  widmen 
sollten,  während  der  Verband  als  oberste  Instanz  nur  die  all- 
gemeinen Fragen  behandeln  und  vor  allem  dafür  sorgen  soll, 
daß  die  einzelnen  Verbände  untereinander,  namentlich  da,  wo  die 
Grenzen  zusammenstießen,  in  freundschaftlicher  Weise  verkehren, 
und  das,  was  in  einem  Bezirke  beschlossen,  auch  in  den  anderen 
respektiert  würde.  So  ist  die  spezielle  Regelung  der  einzelnen 
Fragen  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  den  Unterverbänden 
überlassen,  während  der  Gesamtverband  sein  Augenmerk  in  erster 
Linie  auf  die  Behandlung  der  großen  Tagesfragen,  besonders 
steuerpolitischer,  richtet. 

Ein  weiterer  Zentral  verband,  der  aus  denselben  Gründen 
zustande  kam,  ist  der  Brauerei  verein  Leipzig  G.  m.  b.  H.  (107). 
Er  umfaßt  folgende  Verbände:  108.  Bezirksgruppe  Chemnitz  vom 
Brauerei  verein  Leipzig  G.  m.  b.  H.  loy.  Bezirksgruppe  Halle. 
110.  Bezirksgruppe  Leipzig.  m.  Bezirksgruppe  Vogtland 
{Reichenbach  i.  V.). 

Ferner  vereinigen  sich  die  folgenden  Verbände  in  der 
'Norddeutschen  Brauereivereinigung  E.V.  mit  dem  Sitz  in  Det- 
molds (112):  113.  Bezirksgruppe  I  zu  Hamm  i.  W.  114.  Bezirks- 
gruppe II  zu  Paderborn.  115.  Bezirksgruppe  III  zu  Herford. 
116.  Bezirksgruppe  IV  zu  Höxter.  117.  Bezirksgruppc  V  zu 
Detmold.  118.  Bezirksgruppc  VI  zu  Münster.  119.  Bezirks- 
gruppc VII  zu  Oldenburg  i.  Gr.  120.  Bezirksgruppe  VIII  der 
norddeutschen  Brauerei  Vereinigung  (Aurich). 

Der  Zentralverband  Norddeutscher  Brauereien  zu  Hannover« 
(120)  endlich  vereinigt  wieder  die  drei  grüßen  Verbände, 
die  »Norddeutsche  Brauerei  Vereinigung  ■>. ,  den  Brauerei  verein 
zu  Leipzig  G.  m.  b.  H.  und  den  »Verband  der  Brauereien 
von  Hannover  und  Umgegend  G.  m.  b.  II.  zu  einem  Zcntral- 
verband. 

Ähnliche  Ziele  wie  die  letzten  Vereinigungen  verfolgt  der 
erwähnte  Deutsche  Brauerbund  ,  der  sich  über  ganz  Deutschland 
erstreckt.  Hier  ist  aber  die  einzelne  Brauerei  Mitglied  des 
Bundes  und  eine  Einteilung  in  Zweigvereine  besteht  nicht. 

Ein  zweiter  Verband,  der  sich  bereits  über  ganz  Deutsch- 
land erstreckt,  aber  besondere,  von  den  übrigen  abweichende 
Ziele  verfolgt,  ist  der  Boykottschutz  verband  deutscher  Brauereien  -.. 
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Seine  Geschichte  reicht  über  14  Jahre  zurück,  bis  zu  dem 
ersten  Zusammenschluß  deutscher  Brauereien  gegen  Boykottan griffe, 
dem  Vorläufer  des  Zentralverbandes  deutscher  Brauereien  gegen 
Verrufserklärungen *.  Nachdem  bereits  in  den  70er  Jahren  eine 
größere  Anzahl  Berliner  Brauereien,  von  Gastwirten,  die  sich 
die  Erhöhung  der  Bierpreise  nicht  gefallen  lassen  wollten,  mit 
Erfolg  in  Verruf  erklärt  worden  war,  wurde  im  Jahre  1889  nach 
dem  Muster  nordamerikanischer  Gewerkschaften  der  erste  größere 
Boykott  gegen  die  Brauereien  Hamburgs  in  Szene  gesetzt,  dem 
schon  in  jedem  der  folgenden  Jahre  Wiederholungen  in  Berlin, 
Leipzig.  Halle,  Hamburg,  Radeberg  und  Magdeburg  folgten. 
Hier  trat  zum  erstenmale  die  sozialdemokratische  Organisation 
der  Arbeiter  als  Gegner  auf  den  Plan;  von  nun  an  wurden  in 
immer  zunehmendem  Maße  politische  Machtzwecke  bei  Ausübung 
des  Boykotts  verfolgt. 

Die  Brauereien  schlössen  sich  jetzt  zu  Verbänden  zusammen, 
die  über  ganz  Deutschland  verbreitet,  aber  in  eng  begrenzten 
Bezirken  neben  der  Vereinigung  zur  Abwehr  maßloser  Forde- 
rungen seitens  der  Arbeiterschaft  die  Versicherung,  d.  h.  die  Ver- 
teilung der  Boykottlasten  auf  mehrere  bezweckten.  Den  Anfang 
machte  Berlin,  welches  am  23.  Juli  1890  den  »Verband  Berliner 
Brauereien  gegen  Boykottschäden?  errichtete.  Allen  diesen  Lokal- 
verbänden, die  in  ihren  Aufgaben  und  Mitteln  die  größte  Ver- 
schiedenheit aufwiesen,  war  der  Versicherungsgedanke  gemeinsam, 
und  schon  1892  wurde  angesichts  der  sich  stetig  wiederholenden 
Boykotts  und  in  der  Erkenntnis,  daß  diese  kleinen  Verbände 
gegenüber  der  mächtigen  Gegnerschaft  und  ihrer  gefährlichen 
Kampfesweise  einen  zu  geringen  Schutz  boten,  der  Wunsch  rege, 
diesen  Schutz  mindestens  durch  Rückversicherung  bei  einem 
Zentralverbande  zu  verstärken.  Ein  solcher  wurde  am  1 5.  Februar 
1895  als  »Zentralverband  deutscher  Brauereien  gegen  Verrufs- 
erklärungen- durch  7  Lokalverbände:  Berlin,  Leipzig.  Magdeburg, 
Braunschweig,  Hannover,  Bremen  und  Dresden  errichtet.  Bald 
schlössen  sich  ihnen  andere  an,  sodaß  die  Zahl  der  Mitglieder 
im  Jahre  1905  auf  26  gestiegen  war.  Die  nachstehende  Tabelle 
zeigt  seine  äußere  Entwicklung  in  den  ersten  1 1  Jahren  seines 
Bestehens: 
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Geschäfts- 
jahre 

*  Ii 

Anzahl 
der 
Verbände 

Boykott- 
entschädigungen 

Verwaltungs- 
kosten 

.H. 

Konventional- 
strafen 

T  T 

j  t 

700  AA 

1806 

1  4 

IOO  

1807 

1  c 

1  C> 

1  2  1  ^0  — • 

2  IO   

1808 

1  w 

l6 

1  1  ^6  — 

1 8nn 

I  7 

88  .112  02 

igoo 

18 

6  554-55 

253.45 



1901 

'9 

3  030.88 

186.13 

1902 

20 

4286.24  . 

242.95 

l9u0 

•y  1 
i  1 

1  '59-79 

2^°'35 

ü/  4-7  ö 

1904 

23 

35  870.1 1 

1  320.96 

'90.5 

26 

636  284.61 

3  404.90 

Summe 
der  11  Jahre 

788  904.20 

7548.81 

674.75 

Während  die  beiden  ersten  Jahre  keine  Entschädigungen 
forderten,  vermittelte  er  in  den  darauffolgenden  Jahren  die 
Zahlung  von  788904.20  M.,  von  denen  das  Jahr  1904/05  infolge 
der  Abrechnung  des  Hamburger  und  Bremer  Boykotts  allein 
636284.61  M.  aufweist:  Für  die  innere  Entwicklung  des  Zentral- 
verbandes war  von  maßgebendem  Einfluß,  wie  die  §§  152  und 
153  der  G.O.  von  Rechtsprechung  und  Wissenschaft  ausgelegt 
wurden. 

Fast  alle  Lokalverbände  hatten  neben  dem  Versicherungs- 
zweck auch  noch  den  Schutz  der  Vertretung  ihrer  Mitglieder 
in  Fragen  der  Lohnbewegung,  bei  Arbeitseinstellungen  etc. 
übernommen  und  Bestimmungen  getroffen  darüber,  in  welcher 
Weise  die  einzelne  Brauerei  bei  Tarifverhandlungen  sich  zu  ver- 
halten und  an  einem  Lohnkampfe  teilzunehmen  habe.  Ein  Er- 
kenntnis des  Oberlandesgerichts  zu  Hamburg  vom  November  1898 
und  ein  dasselbe  bestätigendes  Urteil  des  Reichsgerichts  vom 
März  1899,  welches  selbst  solche  Bestrebungen  dem  §  152  der 
G.O.  unterstellt,  die  auch  nur  mittelbar  bezwecken,  Arbeiter  von 
der  Erlangung  günstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  abzu- 
halten, ferner  die  Tatsache,  daß  der  Zentralverband  nur  eine  lose 


Digitized  by  Google 


9o 


Die  weitere  Entwicklung  des  Gewerbes. 


Vereinigung  von  ebenso  lose  zusammengesetzten  Gesellschaften 
war,  legten  die  Befürchtung  nahe,  daß  bei  Anwendung  jener 
Grundsätze  auf  die  Mitglieder  des  Zentralverbandes  der  letztere 
gefährdet  sei.  Nach  den  Vorschlägen  des  Zentralverbandvor- 
standes wurde  am  5.  Juni  1899  die  Trennung  der  bisherigen 
Zwecke  der  Lokalverbände  durch  Gründung  von  wirtschaftlichen 
und  Abwehrvereinigungen  neben  den  alten  Lokalverbänden 
empfohlen  und  zum  allergrößten  Teile  auch  durchgeführt.  Die 
Stellung,  welche  der  Zentral  verband  nunmehr  allen  anderen  ihm 
noch  nicht  angeschlossenen  Brauereivereinen  gegenüber  einnahm 
und  festhalten  mußte,  hatte  aber  zur  natürlichen  Folge,  daß  die 
Aufnahme  solcher  Vereine  in  den  Zentral  verband  noch  mehr 
erschwert  wurde  als  früher.  Dazu  kam,  daß  mit  dem  Inkraft- 
treten des  B.G.B,  auch  die  Frage  brennend  wurde,  ob  der  Zentral- 
verband in  seinem  Verhältnis  zu  den  Lokalverbänden  und  deren 
Mitgliedern  klagbare  Ansprüche  erwerbe  und  gewähre.  Später 
wurde  angeregt,  auch  solchen  Brauereien,  die  keinem  Lokal- 
verbande angehörten,  die  Möglichkeit  der  Versicherung  beim 
Zentralverband  zu  geben. 

Am  14.  Juli  1905  stimmten  365  deutsche  Brauereien  einem 
Antrage  zu,  wonach  der  Zentralverband  in  den  »Boykottschutz- 
verband deutscher  Brauereien,  Versicherungsverein  A.-G.*  umge- 
wandelt werden  sollte.  Er  hat  seine  Aufgaben  unverändert  vom 
Zentralverband  übernommen.  Letzterer  hatte  die  von  den  Lokal- 
verbänden ihren  Mitgliedern  zu  gewährenden  Boykottentschädi- 
gungen zu  verteilen  und  so  indirekt  letztere  zu  versichern.  Das- 
selbe, also  die  Versicherung  der  Mitglieder  gegen  Verrufser- 
klärungen und  Boykottierungen  und  nur  diese  Versicherung  ist 
die  alleinige  Aufgabe  des  Verbandes.  Jeder  andere  Zweck,  jede 
Versicherung  gegen  andere  Schäden  ist  damit  ausgeschlossen. 
Der  Verband  sichert  weder  den  Kundenbestand,  wenn  er  ihn  auch 
durch  Einführung  der  Neutralität  der  Mitglieder  schützt,  noch  tritt 
er  den  Answüchsen  der  schrankenlosen  Konkurrenz  entgegen. 
Der  Boykottschutzverband  verhütet  nur  den  aus  bestimmten  Ur- 
sachen erwachsenen  Schaden.  Er  versichert  gegen  Schädigung 
des  Absatzes,  wie  er  sich  aus  dem  Minderabsatz  während  der 
Boykottdauer  gegenüber  dem  gleichen  boykottfreien  Zeitraum  des 
Vorjahres  ergibt;  er  entschädigt  also  nicht  die  durch  Arbeitsein- 
stellungen, Streiks  oder  Aussperrungen  entstehenden  Ausfälle. 
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Neben  diesem  Prinzip  der  Einheit  wurde  aus  der  Verfassung 
des  Zentralverbandes  noch  ein  gleichwichtiges  Prinzip,  das  der 
möglichsten  Freiheit  der  Mitglieder,  übernommen.  Diese  kommt 
zum  Ausdruck  in  der  Durchführung  der  Selbstverwaltung  inner- 
halb des  Boykottschutzvereins  und  in  der  durch  die  direkte  Einzel- 
versicherung den  Mitgliedern  außerhalb  derselben  ermöglichten 
Unabhängigkeit.  Während  der  Zentralverband  nur  eine  Vereini- 
gung verschiedener  Gesellschaften  darstellte,  von  denen  jede 
einzelne  ohne  selbst  mehr  als  eine  lose  Interessengruppe  zu  sein, 
einzelne  territorial  zusammengehörige  Brauereien  in  sich  vereinigte, 
ist  der  Boykottschutzverband  ein  Versicherungsverein  auf  Gegen- 
seitigkeit im  Sinne  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1901.  Er  hat 
damit,  anders  als  der  Zentralverband,  Rechtsfähigkeit,  und  ist  in 
seinem  Bestände  von  dem  Hinzutreten  oder  dem  Ausscheiden 
einzelner  Mitglieder  unabhängig,  parteifähig,  und  mit  allen  sonstigen 
Rechten  juristischer  Personen  ausgestattet.  Auch  er  weist,  wie 
der  Zentralverband,  Verbände  in  seinen  Bezirken  auf,  aber  sie 
sind  nicht  wie  die  Lokalverbände  Sonder-Organisationen,  sondern 
Mitgliedergruppen,  lediglich  zu  dem  Zwecke  geschaffen,  eben  die 
Selbstverwaltung  innerhalb  des  Verbandes  auf  das  Tunlichste 
auszubilden  und  zu  ermöglichen. 

Jede  einzelne  Brauerei  ist  unmittelbare  Versicherungsnehmerin, 
es  tritt  also  die  Einzelversicherung  an  die  Stelle  der  Rückversiche- 
rung. Der  Boykottschutz  verband  sucht  seinen  Aufgaben  gerecht 
zu  werden  durch  Vorbeugung  der  Gefahren,  Beschränkung  der 
Folge  des  schadenbringenden  Ereignisses  und  durch  den  Ersatz 
der  Schäden,  die  nicht  verhindert  werden  können.  Was  den  ersten 
Punkt  betrifft,  so  ist  eine  absolute  Verhütung  des  Boykotts  durch 
keine  Maßregel  zu  erreichen,  da  aber  die  Taktik  der  Gegner 
darauf  hinausgeht,  den  Boykott  auf  wenig  Köpfe  zu  konzentrieren, 
und  damit  mit  aller  Energie  durchzuführen,  so  sucht  der  Boykott- 
schutzverband dem  entgegenzuwirken,  indem  er  sich  auf  möglichst 
große  Gebiete  ausdehnt  und  möglichst  viele  Mitglieder  des  Ge- 
werbes zu  umfassen  sucht.  Das  konnte  nur  dann  erreicht  werden, 
wenn  jeder  Brauerei  Deutschlands  der  Eintritt  in  den  Verband 
ermöglicht  wurde.  Eine  zweite  Vorbeugungsmaßregel  ist  die 
Schaffung  eines  bedeutenden  Reservefonds;  dadurch  soll  den 
Gegnern  gezeigt  werden,  daß  die  Schädigung  einer  Brauerei 
bei  solchem  Unterstützungsfond  nicht  so  leicht  sein  würde.  Aus 
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ähnlichem  Grund  ist  endlich  das  Hervortreten  des  Verbandes  an 
die  Öffentlichkeit  zu  empfehlen. 

Um  die  schadenbringenden  Folgen  möglichst  zu  unterdrücken, 
hatte  man  bereits  im  Zentral  verband  den  Mitgliedern  eines  Lokal- 
verbandes verboten,  mit  Kunden  boykottierter  Mitglieder  anderer 
Lokalverbände  Geschäftsverbindungen  anzuknüpfen.  Diese  Vor- 
schriften sind  insofern  wirksamer  gestaltet,  als  unter  Wahrung 
aller  Freiheit  des  Bezirks  Verbandes  dem  Aufsichtsrat  oder  einem 
Bevollmächtigten  desselben  die  Möglichkeit  direkter  Verhand- 
lungen gegeben  ist.  Ferner  sind  die  Bestimmungen  über  den 
Kundenschutz  und  die  Eindämmung  des  Boykotts  durch  Neu- 
tralität der  unbeteiligten  Mitglieder  verschärft  worden. 

Was  den  dritten  Punkt,  den  Ersatz  des  Schadens  betrifft,  so 
ist  festgesetzt,  daß  für  jeden  Hektoliter  Lagerbier  3  M„  für  jeden 
Hektoliter  Einfachbier  2  M.  vergütet  werden.  Denjenigen  Mitgliedern, 
welche  innerhalb  ihres  Lokal  Verbandes  früher  höhere  Entschädi- 
gungssätze gewährten,  bleibt  es  unbenommen,  diesem  Bedürfnis 
durch  die  Gewährung  eines  Zuschusses  Rechnung  zu  tragen. 
Die  Voraussetzungen  für  den  Schadenersatz  bilden  der  Nachweis 
und  die  rechtzeitige  Anmeldung  der  Schadenersatzansprüche  nach 
bestimmten  Normen,  die  sich  als  praktisch  erwiesen  haben. 

Die  Leistungen  der  Mitglieder  bestehen  in  einer  einmaligen 
Aufnahmegebühr,  den  Jahresbeiträgen,  den  Umlagen  zurSchadens- 
deckung  und  der  Deckung  der  Verwaltungskosten.  Die  Jahres- 
beiträge werden  so  berechnet,  daß  der  im  Geschäftsjahr  des 
Vereins  versteuerte  Malzverbrauch  zugrunde  gelegt  und  auf  je 
1000  Zentner  bestimmte,  aber  mit  dem  Verbrauch  der  einzelnen 
Brauereien  steigende  sieben  Einheitssätze  von  5  bis  20  M.  ge- 
fordert werden.  Das  geschieht  deshalb,  weil  in  der  Gefahr  und 
Schädigung  der  einzelnen  Brauereien  gewisse  Ungleichheiten 
bestehen,  andererseits,  weil  die  Jahresbeiträge  nicht  die  Form 
einer  lästig  werdenden  Steuer  annehmen  und  die  Zahlungskraft 
des  einzelnen  übersteigen  sollen.  So  wurden,  ohne  daß  man  den 
Versuch  unternahm,  Boykottzonen  und  Gefahrenklassen  zu  bilden, 
die  erwähnten  7  Klassen  gebildet. 

Nicht  Angriffsorganisationen  sollen  die  Verbände  sein, 
sondern  lediglich  zur  Abwehr  unberechtigter  Ansprüche  dienen 
und  es  wird  ausdrücklich  bestimmt,  daß  die  Brauereien  nicht 


Digitized  by  Google 


Die  Karlelle. 


93 


geschützt  werden  sollen,  wenn  der  Verruf  oder  Boykott  mut- 
willig, böswillig  oder  durch  eigenes  grobes  und  fahrlässiges 
Verschulden  der  Brauerei  herbeigeführt  worden  ist. 

Der  Boykottschutzverband  umfaßt  gegenwärtig  32  Bezirks- 
verbände, Karlsruhe  bildet  einen  derselben.  Uber  die  Gründung 
eines  wirtschaftlichen  Verbandes  werden  daselbst  Verhandlungen 
gepflogen.  Es  ist,  unter  Benutzung  der  Erfahrungen  anderer 
Verbände,  die  Festlegung  eines  Vertrages  mit  möglichst  ein- 
gehenden Bestimmungen  --  den  örtlichen  Verhältnissen  ent- 
sprechend —  zu  empfehlen,  von  der  gänzlichen  Lahmlegung  der 
freien  Konkurrenz  durch  dauernde  Einführung  des  Kundenschutzes 
dagegen  abzuraten. 

Es  ist  zwar  dargelegt  worden,  wie  die  natürliche  Entwick- 
lung der  Verbände  im  Kundenschutz  endigen  kann,  aber  man 
darf  doch  hoffen,  daß  die  Brauereien  allmählich  einsehen  werden, 
daß  eine  Einhaltung  der  Verträge  ihnen  am  dienlichsten  ist.  In 
diesem  Falle  würde  die  Fassung  der  Verträge,  wie  sie  gegen- 
wärtig meist  bestehen,  den  Zwecken  vollständig  genügen. 

Ein  das  Zustandekommen  eines  Verbandes  in  Karlsruhe 
besonders  erschwerendes  Moment  ist,  daß  es  infolge  der  lang- 
gestreckten Eage  Badens  den  Brauereien  der  angrenzenden  Eänder 
möglich  wird,  etwa  von  den  Karlsruher  Brauereien  festgesetzte 
Mindestpreise  durch  Unterbietung  illusorisch  zu  machen.  Dies 
mag  überhaupt  mit  ein  Grund  sein,  weshalb  Baden  bis  jetzt  so 
wenig  Brauereiverbände  aufzuweisen  hat.  Es  ist  zu  wünschen, 
daß  es  auch  dort  bald  gelingt,  die  Brauereien  zu  vereinigen; 
dann  wird  auch  eine  Verständigung  zwischen  den  einzelnen 
Verbänden  zustande  kommen  zum  Vorteile  der  Beteiligten  und 
der  ganzen  Brauindustrie. 
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Vorwort. 


Die  Lage  und  Entwicklung  der  einzelnen  Handelszweige 
sind  ein  in  der  volkswirtschaftlichen  Literatur  verhältnismäßig 
wenig  aufgeklärtes  Gebiet.  Die  vorliegende  Arbeit  soll  daher 
einen  Baustein  zur  Ausfüllung  dieser  Lücke  beitragen. 

Es  wurde  aber  mit  der  Arbeit  das  Ziel  verfolgt,  nicht  nur 
der  Wissenschaft,  sondern  auch  der  Praxis  einen  Dienst  zu  leisten. 
Indem  ich  versucht  habe,  die  einzelnen  Erscheinungen  auf  ihre 
Ursachen  zurückzuführen  und  zu  erklären,  glaube  ich  die  Ent- 
wicklung des  Tabakhandels  in  einem  klareren  Licht  gezeigt  zu 
haben,  als  man  sie  seither  sah,  und  durch  die  sich  daraus  er- 
gebenden Folgerungen  einen  Hinweis  gegeben  zu  haben  auf  die 
Punkte,  wo  Maßnahmen  zur  Besserung  Aussicht  auf  Erfolg  und 
wo  sie  diese  nicht  haben. 

Bei  meiner  Arbeit  wurde  ich  von  einer  großen  Anzahl  von 
Herren  der  Tabakbranche  mit  Auskunft  unterstützt,  ihnen  allen 
sage  ich  hiermit  meinen  besten  Dank.  Vor  allem  will  ich  nicht 
verfehlen,  auch  an  dieser  Stelle  meinem  hochverehrten  Lehrer, 
Herrn  Geheimerat  Prof.  Dr.  Gothein,  Heidelberg,  für  seine  För- 
derung dieser  Arbeit  wie  meiner  Studien  überhaupt  meinen  besten 
Dank  auszusprechen. 

Mannheim,  August  1908  Der  Verfasser 
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Trotzdem  der  Tabak  in  Europa  erst  vier  Jahrhunderte,  das 
Tabakrauchen  kaum  drei  Jahrhunderte  bekannt  ist,  hat  sich  der 
Konsum  des  Tabaks,  ungeachtet  aller  Verbote,  die  kirchliche  wie 
weltliche  Mächte  gegen  das  Rauchen  erließen,  und  die  in  einzelnen 
Überresten  sogar  bei  uns  in  Deutschland  noch  in  der  ersten 
Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  bestanden,  zu  einer  un- 
geahnten Größe  entwickelt.  Die  Höhe  der  Einnahmen  allein,  die 
heute  seitens  der  einzelnen  Staaten  in  der  einen  oder  anderen 
Form  aus  dem  Tabak  gewonnen  werden,  und  die  bei  uns  in 
Deutschland  heute  etwa  85  Millionen  Mark  jährlich  betragen,  in 
Frankreich  über  360  Millionen  Franks  ergeben,  zeigen  die  Be- 
deutung, welche  das  Tabakrauchen  in  den  Kulturländern  er- 
rungen hat. 

Wo,  wie  in  Deutschland,  die  Bearbeitung  und  Vertrieb  des 
Tabaks  bis  zum  Konsum  der  freien  Unternehmertätigkeit  über- 
lassen blieb,  hat  sich  ein  großer  Industriezweig  ausgebildet,  der, 
vor  allem  seit  dem  Aufkommen  des  Zigarrenrauchens  im  Anfang 
des  vorigen  Jahrhunderts,  einer  großen  Anzahl  Menschen  Erwerb 
bietet,  da  zur  Anfertigung  der  Zigarre  bis  heute  fast  ausschließ- 
lich Handarbeit  notwendig  ist.  Man  schätzt  die  Zahl  der  Er- 
werbstätigen in  der  Tabakindustrie  in  Deutschland  heute  nicht 
zu  hoch  auf  200000.  Den  Gesamtgeldaufwand  der  deutschen 
Bevölkerung  für  ihren  Rauchgenuß  kann  man  auf  rund  600 
Millionen  Mark  jährlich  schätzen. 

Das  Rohmaterial  für  diesen  ausgedehnten  Bedarf  liefert 
zum  Teil  das  Inland,  zum  anderen  Teil  aber,  und  zum  größeren 
Teil  das  Ausland,  hauptsächlich  koloniale  Gebiete. 
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Als  Vermittler  zwischen  dem  deutschen  Urproduzenten  und 
der  Industrie  hat  sich  ein  nicht  unbedeutender  Handel  entwickelt. 
Dieser  Handel,  dessen  Hauptsitz  Mannheim  ist,  hat  eine  ebenso 
alte  Geschichte  als  der  deutsche  Tabakbau.  Die  Kultur  des 
Tabaks,  der  anfangs  nur  als  Garten-  und  Zierpflanze  gebaut 
wurde,  begann  in  größerem  Umfang  in  den  20er  Jahren  des 
17.  Jahrhunderts,  und  zwar  zuerst  im  Süden  Deutschlands,  im 
Elsaß  und  in  dem  auch  heute  noch  größten  Tabakproduktions- 
gebiet Deutschlands,  in  der  Pfalz. 

Diese  brachte  bald  mehr  hervor  als  das  kleine  Ländchen 
selbst  verbrauchen  konnte,  es  mußte  sich  ein  Handel  entwickeln, 
der  für  den  Absatz  außerhalb  sorgte,  und  der  war  ja  nicht  allzu- 
schwer, hatten  doch  die  anderen  deutschen  Staaten  zum  größten 
Teil  keinen  oder  nur  einen  ungenügenden  Tabakbau.  Aber  es 
dürfte  kaum  ein  reiner  Rohtabakhandel  bestanden  haben.  Die 
Fabrikation  war  damals  noch  zu  einfach.  Der  Händler  war 
gleichzeitig  Fabrikant,  oder  der  Fabrikant  gleichzeitig  Händler. 
Der  Tabak  wurde  lediglich  gesponnen  und  damit  war  er  fertig 
zum  Gebrauch.  Diese  Tätigkeit  übte  der  Handel  zugleich 
mit  aus.  Der  Tabak  gehörte  lange  Zeit  in  Mannheim  zu 
den  bedeutendsten  Ausfuhrprodukten.  Während  eines  vorüber- 
gehend in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  eingeführten 
staatlichen  Tabakmonopols  knüpfte  dessen  Leiter,  ein  großzügiger 
spanischer  Edelmann,  Geschäftsverbindungen  mit  anderen  Staaten 
an,  sogar  England  hatte  er  dabei  als  Absatzland  im  Auge. 

Das  Monopol  ging  nach  kurzem  Bestehen  wieder  ein,  ein 
Tabakhandel  konnte  sich  von  neuem  entwickeln.  Begünstigt  von 
der  damals  herrschenden  staatlichen  Wirtschaftspolitik  brachten 
es  Tabakbau  und  Handel  in  der  Pfalz  bald  wieder  zu  großer 
Blüte.  Lange  Zeit  noch  bildete  der  Tabakhandel  einen  der  be- 
deutendsten Erwerbszweige  der  aufblühenden  Handelsstadt 
Mannheim.  1842  waren  unter  etwa  200  Handelsfirmen  (also  auch 
Fabrikanten)  hier  8  Tabakhandlungen. 

Das  Zustandekommen  des  deutschen  Zollvereins  brachte 
dem  Tabakhandel  nicht  den  Vorteil  wie  anderen  Handels- 
zweigen. Der  Tabak,  über  dessen  gemeinsame  Besteuerung  sich 
die  deutschen  Staaten  nicht  einigen  konnten,  wurde  von  den  ein- 
zelnen Staaten  mit  Eingangszoll  belegt,  auch  wenn  er  aus  Zoll- 
vercinsstaaten  kam. 
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Aber  unter  dem  steigenden  Tabakkonsum  wuchs  der 
deutsche  Tabakbau,  vor  allem  der  in  der  Pfalz,  und  damit  konnte 
auch  der  Mannheimer  Handel  trotz  der  Zollhindernisse  sich  be- 
deutend vergrößern.    1865  bestanden  bereits  38  Firmen. 

Noch  einen  weiteren  Aufschwung  nahm  der  Handel  mit 
dem  Wachsen  des  Tabakbaus,  aber  dann  setzte  ein  Rückschlag 
ein.  1895  g"aD  ^  49  Tabakhandlungen,  1905  nur  noch  25,  also 
ein  Rückgang  bis  auf  die  Hälfte.  Diesen  Rückgang  und  die 
Gründe,  die  dazu  führten,  aufzuzeigen,  soll  Aufgabe  der  folgenden 
Studie  sein. 
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Organisation  des  Tabakhandels. 

Der  deutsche  Tabakhandel  gliedert  sich  in  zwei  selbständige 
von  einander  unabhängige  Teile,  einen  Handel  mit  deutschem 
Tabak  und  einen  Handel  mit  überseeischem  Tabak.  Beide 
haben  sich  an  wenigen  Plätzen  konzentriert,  und  zwar  jeweils  da, 
wo  sie  das  Angebot  am  besten  aufnehmen  konnten,  um  von  da 
die  örtlich  verzweigte  Fabrikation  zu  versorgen.  Der  deutsche 
Tabakhandel  hat  so  seinen  Sitz  im  Mittelpunkt  der  Haupt- 
produktionsgcbiete,  der  überseeische  an  wenigen  Hafenplätzen. 

i.  Der  Mannheimer  Tabakhandel. 

Der  Tabak  wird  in  Deutschland  nicht  gleichmäßig  über  das 
ganze  Land  verteilt  gebaut,  es  haben  sich  vielmehr  im  Anschluß 
an  besondere  Bodenbeschaffenheit,  Besitz-  und  Arbeitsverhält- 
nisse etc.  bestimmte  Produktionsgebiete  entwickelt,  in  denen  der 
Tabakbau  in  größerem  Umfang  stattfindet,  während  er  in  einigen 
anderen  Gebieten  Deutschlands  überhaupt  nicht  vorkommt.  Die 
Hauptproduktionsgebiete  sind:  die  Pfalz  (hier  dem  Umfang  der 
alten  Kurpfalz  etwa  entsprechend)1,  das  badische  Oberland, 
Elsaß-Lothringen,  die  Uckermark  und  Odermündung  und  die 
Gegend  um  Nürnberg  und  Fürth. 

Hauptsächlich  findet  sich  der  Tabakbau  also  im  Süden 
Deutschlands.    Baden,   Pfalz,  Elsaß-Lothringen    und  Nürnberg- 

1  Es  sind  die  bayerische  Rheinpfal/,  von  Baden  die  Steuerbezirke  Mannheim, 
Schwetzingen,  Heidelberg,  Sinsheim  und  der  hessische  Steuerbezirk  Darmstadt. 
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Fürth  bringen  von  355  000  Ztr.  deutscher  Tabakernte  etwa 
247  000  Ztr.,  d.  s.  2/3  der  deutschen  Gesamternte,  hervor.  Den 
Hauptanteil  daran  hat  die  Pfalz  (immer  in  dem  weiteren  Sinne 
gemeint),  die  aber  neuerdings  vom  badischen  Oberland  überholt 
worden  ist. 

Hier  in  der  Pfalz,  die  in  früherer  Zeit  die  anderen  Gebiete 
weit  überragte,  mußte  sich  hauptsächlich  ein  großer  Handel  ent- 
wickeln. Er  findet  sich  auch  in  den  anderen  Tabakdistrikten, 
im  Elsaß,  der  Uckermark  etc.,  aber  bei  weitem  nicht  in  dem 
Umfang  wie  hier.  Nach  einer  im  Jahre  1878  veranstalteten  En- 
quete1 gab  es  in  Deutschland  649  Engros- Rohtabakhandlungen; 
davon  hatten  257  ihren  Sitz  in  Bremen  und  Hamburg,  waren 
also  überseeische  Händler,  so  daß  für  das  Inland  noch  392 
Handlungen  bleiben;  von  diesen  hatten  ihren  Sitz  in  Baden.  Pfalz, 
Hessen,  Elsaß-Lothringen,  Bayern  und  Württemberg  238,  davon 
in  Baden  und  der  bayrischen  Rheinpfalz  allein  191. 

Den  Mittelpunkt  des  Pfälzer  Tabakhandels  bildet  Mannheim. 
Hier  haben  die  meisten  und  größten  Händler  ihren  Sitz;  an  dem 
in  die  Hände  des  Handels  übergehenden  süddeutschen  Tabak 
kommt  ihnen  der  größte  Anteil  zu.  Die  Stellung  Mannheims  er- 
klärt sich  zum  Teil  aus  der  geographischen  und  wirtschaftlichen 
Lage  der  Stadt,  zum  Teil  aus  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung. 

Mannheim  ist  der  geographische  Mittelpunkt  der  Tabakpfalz, 
von  allen  Seiten  also  leicht  erreichbar;  es  liegt  an  zwei  schiff- 
baren Flüßen,  Rhein  und  Neckar,  die  zwar  für  die  Zufuhr  des 
deutschen  Tabaks  weniger  in  Betracht  kommen,  desto  mehr  aber 
für  die  Versendung  an  den  Niederrhein  in  die  großen  Tabak- 
spinnereien und  nach  den  Niederlanden,  zum  Export  in  andere 
Länder.  Der  wirtschaftliche  Vorteil  Mannheims  liegt  darin,  daß 
es  die  Haupthandelsstadt  Südwestdeutschlands  ist,  daß  eine  kapital- 
kräftige Handelsbevölkerung  hier  ihren  Sitz  hat  und  daß  der 
Tabakhandel  hier  unmittelbar  alle  jene  Einrichtungen  benützen 
kann,  die  überhaupt  da  bestehen,   wo  ein   reges  Handelsleben 

»  Die  deutschen  Berufs-  und  Gcwerbezählungen  geben  kein  Bild  von  drr  Aus- 
breitung des  Tabakhandcls,  weil  sie  Handel  mit  Rohtabak  und  Tabakfabrikaten  in 
einer  Rubrik  aufführen.  Vgl.  Tab.  2.  Die  Ergebnisse  der  Enquete  sind  vetüffent. 
licht  in  dem  Bericht  der  Tabak-Enquete-Kommission  über  den  Tabakbau,  den  Handel 
mit  Tabakfabrikaten,  sowie  über  die  Tabakbesteuerung  im  deutschen  Reich,  und  3 
Anlagernden,  1878. 
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herrscht;  vor  allem  ein  gut  ausgebildetes  Bankwesen,  günstige 
Verkehrs-  und  Frachtbedingungen  usw.  Aber  auch  die  geschicht- 
liche Entwicklung  ist  nicht  ohne  Einfluß  gewesen. 1  Mannheim 
war  ursprünglich  eine  Stadt,  in  der  selbst  Tabak  gebaut  wurde, 
und  deren  allernächste  Umgebung  das  Hauptproduktionsgebiet 
der  Pfalz  war.  Mannheim  war  damals  im  17.  Jahrhundert  schon 
eine  aufblühende  Handelsstadt,  der  neben  der  Nähe  der  Produktion 
die  günstige  geographische  und  wirtschaftliche  Lage  zu  statten 
kam.  Aber  es  war  vor  anderen  Städten  der  Pfalz  auch  noch 
auf  andere  Weise  günstig  gestellt. 

Mannheim  ist  eine  Gründung  der  pfälzer  Kurfürsten  aus 
dem  ersten  Jahrzehnt  des  17.  Jahrhunderts.  Es  sollte  zugleich 
Landesfestung  sein  und  Mittelpunkt  der  industriellen  und  Handels- 
tätigkeit der  Pfalz  werden.  Mit  scharfem  Blick  hatte  Kurfürst 
Friedrich  IV.  von  der  Pfalz,  der  am  17.  März  1606  den  Grund- 
stein zu  der  zu  errichtenden  Stadt  legte,  die  Bedeutung  erkannt, 
die  einem  so  günstigen  Verkehrsmittel,  wie  es  der  Rhein  war, 
für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  seines  kleinen  Binnenländchcns 
zukam.  Mannheim  sollte  der  Ausgangspunkt  für  den  ganzen 
Exporthandel  der  Pfalz  werden,  und  die  Förderung  dieses  war 
ja  ein  Haupttätigkeitsgebiet  der  damaligen  Staatspolitik.  Die 
kleine  Pfalz,  in  der  Landwirtschaft  wie  Gewerbefleiß  auf  hoher 
Blüte  stand,  war  für  ihre  Produkte  auf  den  Absatz  ins  Ausland 
angewiesen. 

Aber  Mannheim  sollte  erst  erstehen,  eine  Bevölkerung  mußte 
erst  gewonnen  werden,  und  zu  diesem  Zweck  wurden  der  Stadt 
und  ihren  Bewohnern  allerlei  Privilegien  zuerkannt,  Steuer-  und 
Gewerbefreiheit  waren  die  wichtigsten.  Mannheim  entwickelte 
sich,  wenn  es  auch  in  den  vielen  Kriegswirren  lange  Zeit  mannig- 
fache und  sehr  schwere  Schläge  erlitt,  bald  zu  einer  blühenden 
Stadt,  es  wurde  nicht  nur  Mittelpunkt  des  pfälzer  Handels  und 
Industrie,  es  wurde  auch  der  Sitz  eines  prächtigen  Hofes,  ein 
Ausgangspunkt  vieler  Kultur  im  18.  Jahrhundert. 

Wie  anderen  Erwerbszweigen,  wandten  die  Pfälzer  Kur- 
fürsten auch  dem  Tabakbau  eine  große  Aufmerksamkeit  zu.  Eine 

1  Vergl.  bes.  Gntlicin :  Mannheim  im  ersten  Jahrhundert  seines  Bestehens;  in 
Zeitschrift  für  die  Geschichte  des  Ohcrrheins,  N  F.  Bd.  IV  1S89.  Mannheim  in 
Vergangenheit  und  Gegenwart.  3  Bde.,  Jubiliiumsschrift  Mannheim  1907.  Heinr.  v.  Feder, 
Geschichte  der  Stadt  Mannheim,  2  Bde.,  Mannheim  1875. 
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ganze  Anzahl  von  Verordnungen  aus  dem  17.  und  18.  Jahr- 
hundert über  Anbau  und  Behandlung  des  Tabaks  sind  uns  erhalten. 
Der  Mannheimer  Tabakhandel  im  besonderen  wurde  dadurch  be- 
günstigt, daß  in  Mannheim  allein  Tabakwagen  gehalten  werden 
durften.  So  heißt  es  in  den  der  Stadt  am  20.  Februar  1690 
gewährten  Privilegien,  Art.  15  1  »damit  der  Tabakhandel  in  Mann- 
heim desto  mehr  in  Flor  gebracht  werden  möchte,  sollen  in  den 
nahe  gelegenen  churpfälzischen  Flecken  und  Dorfschaften  keine 
Wagen  und  Gewichte,  so  dessen  von  alters  her  nicht  berechtigt 
gestattet  werden«. 

Einen  schweren  Schlag  für  Tabakbau  wie  Handel  bedeutete 
die  Einführung  des  Tabakmonopols  in  der  Kurpfalz  im  Jahre  1736. 
Der  große  Aufwand  der  Kurfürsten,  eine  verlotterte,  mit  vielen 
Sinekuren  belastete  Beamtenwirtschaft  brachten  eine  dauernde 
Geldnot  mit  sich.  Ihr  zu  steuern  führte  Karl  Philipp  nach  dem 
Vorbild  anderer  Staaten  das  Tabakmonopol  ein.  Aber  die 
Organisation  war  eine  schlechte:  Der  Tabakbau  in  Baden  hatte 
eine  große  Ausdehnung  erlangt,  ein  großer  Teil  der  Ernte  ging 
ins  Ausland.  Jetzt  wurde  die  ganze  Ernte  an  die  Monopolver- 
waltung abgeliefert,  im  eigenen  kleinen  Lande  konnte  diese  nicht 
alles  wieder  verkaufen;  einen  Absatz  im  Ausland  zu  erwerben 
war  aber  für  sie  sehr  schwierig,  beinahe  unmöglich;  einige  zu 
diesem  Zweck  mit  fremden  Staaten  abgeschlossene  Verträge 
wurden  nicht  gehalten.  Die  I^agcr  des  Monopols  füllten  sich  so 
immer  mehr,  es  ging  nicht  nur  kein  Geld  ein,  der  Kurfürst  mußte 
noch  zuzahlen,  um  die  Gläubiger,  vor  allem  die  Bauern,  zu  befrie- 
digen; so  entschloß  sich  denn  Karl  Theodor  gleich  bei  seinem 
Regierungsantritt  1743,  als  eine  seiner  ersten  Amtshandlungen 
das  Monopol  wieder  aufzuheben. 

Tn  den  1743  der  Stadt  Mannheim  von  neuem  gewährten 
Privilegien  wurde  wiederum  ihr  allein  das  Halten  von  Tabak- 
wagen gestattet,  und  der  inzwischen  unterbundene  Tabakhandel 
konnte  sich  von  neuem  entwickeln.  Errichtung  von  staatlichen 
Lagerhäusern  kam  dem  sehr  zu  statten.  In  allen  Berichten  aus 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  hören  wir  dann  von  der 
großen  Bedeutung,  die  dem  Tabakhandel  in  Mannheim  zukommt. 
Unter  den  Ausfuhrprodukten   steht  der  Tabak  immer  mit  an 

•  teder,  Geschichte  der  Stadt  Mannheim,  1.  S.  105. 
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erster  Stelle,  und  mit  der  Ausdehnung  des  Pfälzer  Tabakbaues 
konnte  auch  der  Handel  noch  wachsen. 

Diese  Entwicklung  kann  nicht  außer  Acht  bleiben,  wenn 
man  die  Gründe  sucht,  warum  gerade  Mannheim  der  Mittelpunkt 
des  pfälzer  Tabakhandels  wurde,  denn  gerade  die  mannigfachen 
Begünstigungen,  die  wie  anderen  Erwerbszweigen  auch  dem 
Tabakhandel  hier  zuteil  wurden,  haben  ihn  von  Anfang  an  zu 
besonderer  Blüte  in  Mannheim  gebracht,  und  nachdem  einmal 
diese  Organisation  bestand,  konnte  ihr  auch  das  Wegfallen  der 
Privilegien  und  damit  die  Gleichstellung  mit  den  anderen  Städten 
der  Pfalz  nicht  mehr  schaden. 

Ja  selbst  als  der  Tabakbau  sich  immer  mehr  ausdehnte  und 
auch  von  Mannheim  weit  entfernte  Gebiete  sich  ihm  widmeten: 
Mannheim  behielt  die  Stellung,  die  es  einmal  erworben  hatte. 
Die  Tabake  des  badischen  Oberlandes  wie  Elsaß  -  Lothringens 
wußte  es  in  seine  Hand  zu  bringen.  Hierbei  kam  ihm  zweifellos 
noch  ein  weiterer  Vorteil  zugute.  Die  in  den  40  er  Jahren  auf- 
kommende badische  Zigarrenindustric  hatte  ihren  Hauptsitz  zu- 
nächst in  Mannheim  und  auch  heute  noch  befindet  sich  hier  der 
Geschäftssitz  verhältnismäßig  der  meisten  größeren  Zigarren- 
fabrikanten. Dadurch  fand  sich  aber  gerade  in  Mannheim  eine 
große  Nachfrage  zusammen,  die  einen  neuen  Haltepunkt  für  den 
Mannheimer  Handel  gab.  Dieser  ist  denn  bis  heute  der  Kern- 
punkt nicht  nur  des  pfälzer,  sondern  auch  des  ganzen  deutschen 
Handels  geblieben. 

1878  hatten  von  65  Tabakhandlungen  in  den  5  großen 
Städten  Badens  61  ihren  Sitz  in  Mannheim;  von  sämtlichen 
143  badischen  Handlungen  also  beinahe  die  Hälfte.  Dabei  ist 
die  Bedeutung  der  städtischen  Handlungen  eine  viel  größere  als 
die  der  auf  dem  Land  ansäßigen.  Es  geht  das  deutlich  hervor 
aus  der  Zahl  der  kaufmännischen  und  technischen  Angestellten.1 
Reisenden,  Geschäftsleiter,  Einkäufer,  Inhaber  usw.  Diese  betrug 
bei  den 

65  städtischen  Handlungen  559  [auf  eine  Handlung )  8,6  dieser  Personen 

78  ländlichen  •■>  191  1     entfielen  also     j2,4  » 


«  Statistik  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  XLII. 
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Auch  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter  ergibt  das 
gleiche  Bild: 

in  den  5  Städten  3107  Arbeiter,  d.  i.  pro  Handlung  56,1  Arbeiter 
dem  übrigen  Lande  1102       *>         »     »  »  16,7 

Immerhin  befindet  sich  heute  unter  den  ländlichen  Hand- 
lungen auch  eine  Anzahl  von  recht  großem  Umfang,  so  in  Lahr 
und  Emmendingen  im  badischen  Oberland  und  Bruchsal.  Neben 
diesen  findet  sich  auch  ein  Tabakhandel  größeren  Umfangs  noch 
in  den  Städten  Heidelberg,  Karlsruhe,  Hockenheini,  Speyer  u.  a. 
Der  Hauptsitz  ist  aber  Mannheim,  und  hier  gehört  er  zu  den 
wichtigsten  Handelszweigen. 

Im  folgenden  sei  kurz  der  Geschäftsgang  des  pfälzer 
Tabakhandels  skizziert. 

a.  Der  Einkauf. 

Der  Einkauf  vollzieht  sich  so,  daß  die  Händler  nach  der 
Ernte  auf  die  einzelnen  Ortschaften  fahren,  oder  wenn  ihr  Ge- 
schäftsumfang  groß  ist,  auch  Angestellte,  und  das  ist  meistens 
der  Fall,  damit  beauftragen.  Durch  die  Ernteberichtc  sind  die 
Händler  über  den  Ausfall  der  Ernte  einigermaßen  unterrichtet, 
die  Qualitäten  der  einzelnen  Ortschaften  sind  aus  Erfahrung  be- 
kannt, die  Händler  fahren  darnach  nur  in  diejenigen  Ortschaften, 
wo  sie  einen  ihrem  Bedarf  entsprechenden  Tabak  zu  finden 
annehmen  können. 

Da,  soweit  keine  genossenschaftlichen  Organisationen  be- 
stehen, jeder  einzelne  Bauer  seinen  Tabak  für  sich  verkauft,  der 
Händler  diese  aber  nicht  kennt,  so  ist  die  Vermittlung  des  Ein- 
kaufs durch  einen  Makler  unentbehrlich.  Diese  Makler  sind 
größtenteils  Ortseingesessene,  im  Hauptberuf  kleine  Händler, 
besonders  Viehhändler,  Handwerker,  Bauern.  Mitunter  bedienen 
sich  die  Händler  aber  auch  nicht  ortseingesessener  Makler.  Die 
Makler  handhabten  in  früherer  Zeit  ihr  Geschäft  vielfach  zum 
Nachteil  des  Bauern;  ausgesprochene  Bewucherungen  wie  etwa 
im  Viehhandel  kamen  indessen  nicht  vor,  aber  es  gab  doch 
Mittel  und  Wege  genug,  um  sich  auf  Kosten  des  Bauern  einen 
Vorteil  zu  verschaffen.  Wir  werden  hierauf  im  Zusammenhang 
mit  dem  Genossenschaftswesen  ausführlicher  noch  zu  sprechen 
kommen. 
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Die  Preisbildung  in  einem  Orte  ist  gewöhnlich  sehr  einheit- 
lich. Größere  Schwankungen  in  den  Preisen  sind  eine  Seltenheit. 
Im  kleinen  Dorfe  kennt  eben  jeder  Bauer  seinen  Nachbar,  er 
weiß,  wie  viel  er  für  sein  Getreide  erzielt  und  ebenso,  wie  viel 
für  seinen  Tabak.  Der  Käufer  macht  sich  das  zunutze.  Dem 
ersten  Bauern,  dem  er  den  Tabak  abkauft,  macht  er  ein  möglichst 
niederes  Gebot.  Da  sich  der  Bauer  hierauf  nicht  leicht  einlaßt, 
so  erreicht  der  Händler  seinen  Zweck  auf  Umwegen. 

Der  erste  Preis,  den  er  im  Orte  bezahlt,  soll  möglichst 
niedrig  gehalten  werden,  der  Bauer  verlangt  aber  einen  möglichst 
hohen  Preis.  Statt  ihm  diesen  zu  gewähren,  gibt  ihm  der  Händler 
nun  einen  niedrigeren  Preis  und  den  fehlenden  Betrag  in  einer 
runden  Summe  als  sogenanntes  »Trinkgeld«.  Der  Vorgang  ist 
etwa  der:  Der  Bauer  verlangt  32  M.  für  den  Zentner  Tabak, 
sein  Angebot  beträgt  100  Zentner.  Der  Händler  gibt  ihm  statt 
32  M.  nur  30  M.  für  den  Zentner,  daneben  aber  ein  Trinkgeld 
von  200  M.  Der  Bauer  hat  also  keinen  Nachteil,  er  erhält  die 
gleiche  Summe;  der  Händler  dagegen  hat  einen  Vorteil,  denn 
das  Trinkgeld  gilt  zugleich  als  Schweigegeld.  Er  geht  zum 
zweiten  Bauern,  dem  er  erzählt,  sein  Nachbar  habe  den  Tabak 
zu  30  M.  verkauft;  jener  fordert  also  auch  nicht  mehr  und  ver- 
kauft seinen  Tabak  zu  diesem  Preis,  da  er  ihn  sonst  überhaupt 
nicht  loszuwerden  fürchtet.  Der  erste  Bauer  steckt  also  auf 
Kosten  der  anderen  einen  Gewinn  ein,  oder  vielmehr  er  bringt 
sie  um  den  ihren,  und  der  oder  die  Händler  kaufen  ihren  Tabak 
im  Dorf  entsprechend  billiger.  Dieses  System  bleibt  natürlich 
nicht  lange  geheim;  das  nächste  Mal  fordert  jeder  Bauer  neben 
dem  Preis  auch  noch  ein  Trinkgeld,  das  wird  allmählich  Gewohn- 
heit und  die  Bauern  vergessen  ganz,  daß  das  Trinkgeld  eigentlich 
nur  eine  besondere  Art  der  Preiszahlung  ist,  sie  glauben  einen 
besonderen  Gewinn  zu  machen.  Sie  verlangen  das  Trinkgeld 
ständig,  der  Händler  gewährt  es  ihnen,  indem  er  sich  am  Preis 
schadlos  hält.  Aber  einen  Vorteil  hat  keiner  von  beiden  Teilen 
mehr  dabei;  indessen  mit  der  Zähigkeit,  mit  der  der  Bauer  am 
Altgewohnten  festhält,  hält  er  auch  hieran  fest,  und  der  Händler 
hat  keinen  Grund  dazu,  davon  abzugehen;  er  kann  dem  Bauer 
sagen,  er  gäbe  ihm  ein  besonderes  Geschenk,  und  in  einzelnen 
Fällen  gelingt  es  ihm  vielleicht  wirklich,  eine  Beeinflussung  der 
Preisbildung  dadurch  zu  erreichen,  wie  sie  für  ihn  der  Grund  zur 
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Einführung  diese«  Systems  war.  Es  ist  auch  möglich,  daß  das 
Trinkgeldgeben  beim  Tabakkauf  auf  die  deutschrechtliche  Ge- 
wohnheit des  » Weinkaufs c,  wonach  das  »Betrinken«  eines  ge- 
schlossenen Kaufes  faktisch  zu  seiner  Rechtsgültigkeit  notwendig 
war,  zurückgeht,  so  daß  das  »Trinkgeld*  nichts  anderes  wäre  als 
der  Weinkauf n  Durch  seine  Höhe  scheint  aber  das  Trinkgeld 
beim  Tabakkauf  sich  doch  eher  selbständig  aus  der  Preisbildung 
heraus  entwickelt  zu  haben,  als  auf  diese  deutschrechtliche 
Gewohnheit  zurückzugehen. 

Der  Tabak  wird  heute  schon  sehr  frühe  eingekauft,  schon 
solange  er  noch  unter  dem  Dach  des  Bauern  trocknet.  Er  muß 
daher,  ehe  er  vom  Händler  übernommen  und  weiterbearbeitet 
werden  kann,  auch  wenn  er  schon  gekauft  ist,  zunächst  noch  in 
den  Händen  des  Pflanzers  bleiben,  wo  er  unter  dessen  Dach 
fertig  austrocknen  muß,  bis  er  »dachreif«  ist.  Während  dieser 
Zeit  ist  es  Aufgabe  des  Maklers  dafür  zu  sorgen,  daß  der  Bauer 
den  Tabak  nicht  unreell  behandelt.  Ist  der  Tabak  dachreif  ge- 
worden, so  wird  er  an  einem  von  der  Steuerbehörde  bestimmten 
Zeitpunkt  zur  Dorfwagc  gebracht.  Diese  Verwiegung  dient 
lediglich  zur  Kontrolle  für  die  Steuerbehörde,  einerseits,  daß  der 
Bauer,  dessen  Tabakfeld,  solange  der  Tabak  noch  dort  stand, 
schon  besichtigt  und  dessen  Ernteertrag  schätzungsweise  fest- 
gestellt wurde,  keine  Defraudation  begangen  hat,  und  andererseits 
zur  Kontrolle  für  den  Transport  bis  in  das  Lager  des  Händlers. 

Der  verwogene  Tabak  wird  alsdann  auf  Wagen  verladen 
und  zum  größten  Teil,  um  die  umständliche  Umladung  in  die 
Bahn  zu  ersparen,  auf  diesen  bis  in  die  Stadt  zum  Händler 
geführt.  Ist  die  Entfernung  zu  groß,  so  geschieht  natürlich  der 
Transport  doch  mit  der  Eisenbahn  oder  dem  Schiff. 

Der  gekaufte  Tabak  wird  in  der  Regel  innerhalb  14  Tagen 
nach  Ablieferung,  gewöhnlich  durch  Vermittlung  des  Maklers, 
dem  Bauern  bezahlt. 

b.  Die  Behandlung  beim  Händler. 

Der  Tabak  wird  nun  in  die  Lagerhäuser  des  Händlers  ein- 
gebracht. Da  es  ein  großer  Verlust  wäre,  wenn  dieser  die  hohe 
auf  dem  Tabak  lastende  Steuer  von  45  M.  für  den  Doppelzentner, 
die  beim  Übergang  in  den  freien  Verkehr  erhoben  wird,  sofort 
zahlen  müßte,  so  ist  die  Einrichtung  getroffen,  daß  der  Tabak 
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in  Transitlager  eingelagert  werden  kann.  Als  solche  dienen  in 
der  Hauptsache  die  privaten  Lagerhäuser  der  Händler,  die  unter 
Mitverschluß  der  Steuerbehörde  gestellt  werden;  jeder  Händler 
muß  einen  Steuerbeamten  anstellen,  der  ununterbrochen  das  Lager 
bewacht  und  die  Schlüssel  in  Verwahrung  hat. 

Daneben  werden  auch  öffentliche  Lagerhäuser  benützt,  in 
denen  der  Tabak  ebenfalls  steuerfrei  lagert.  In  Mannheim  sind 
jedoch  fast  ausschließlich  private  Lagerhäuser  im  Gebrauch,  die 
zur  vollständigen  Sicherung  auch  noch  mit  Drahtgitter  versehene 
Fenster  haben  müssen.  Solcher  privater  Lagerhäuser  gab  es 
1907  im  Deutschen  Reich  360,  davon  in  Baden  210. 

Der  Tabak  ist  nicht  sofort  wieder  verkäuflich.  Um  in  der 
Fabrikation  verwandt  werden  zu  können,  muß  er  vielmehr  noch 
einen  chemischen  Prozeß  durchmachen.  Der  Tabak  wird  in 
großen  Haufen  von  etwa  1 1!2  Meter  Höhe  zusammengesetzt. 
Durch  die  dabei  entstehende  Wärme  von  bis  zu  400  entwickelt 
sich  im  Innern  des  Haufens  eine  Gärung,  die  sogenannte 
Fermentation«.  Ihr  eigentliches  Wesen  ist  bis  jetzt  noch  nicht 
aufgeklärt.  Die  bekannte  Theorie  von  E.  Suchsland  führt  die 
Fermentation  auf  die  Entwicklung  von  Bazillen  zurück ;  ebenso 
Koning,  der  im  Jahre  1900  die  Ergebnisse  neuerer  Versuche  über 
Tabakfermentation  veröffentlichte.  Ein  amerikanischer  Forscher 
Loew  glaubt  den  Grund  in  gewissen  oxydierenden  Stoffen,  die 
der  Tabak  enthält,  zu  finden.  Man  hat  bis  jetzt  nur  praktische 
Kenntnisse.  Der  Tabak  ändert  Farbe  und  vor  allem  Geschmack. 
Der  Gärungsprozeß  wird  drei  bis  viermal  wiederholt,  indem  die 
Haufen  umgesetzt  werden,  so  daß  jedes  Tabakblatt  mindestens 
ein  oder  zweimal  in  die  Mitte  des  Haufens  kommt  und  richtig 
in  Gärung  gerät.  Ist  diese  Fermentation  beendigt,  so  werden 
die  Tabake  in  schmalen  langen  Reihen  aufgeschichtet,  zwischen 
denen  die  Luft  hindurchstreichen  kann;  man  nennt  das  den 
Tabak  auf  die    Kühlbänke  legen. 

Im  Frühjahr  beginnt  der  Tabak  nochmals  zu  fermentieren, 
im  Mai  ist  diese  zweite  Fermentation  beendigt  und  nunmehr  der 
Tabak  fertig,  weiter  verarbeitet  zu  werden,  er  ist  >fabrikationsreif  . 

/um  Teil  macht  er  jedoch  beim  Händler  erst  noch  eine 
weitere  Stufe  der  Bearbeitung  durch.  Bei  dem  für  Umblatt  und 
Deckblatt  in  der  Zigarrenfabrikation  verwandten  Tabak  müssen 
ilie  starken  Mittelrippen  entfernt  werden.    Diese  Arbeit  nimmt 
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bei  uns  der  Fabrikant  selbst  vor.  Bei  dem  zum  Export  be- 
stimmten Tabak  würden  die  Rippen  jedoch  das  Gewicht  und  da- 
mit die  Versendungskosten  wesentlich  erhöhen  —  auf  die  Rippe 
entfällt  73  des  Gesamtgewichts  des  Tabakblattes  —  und  von  ihnen 
müßte  auch  bei  der  Einfuhr  in  andere  Staaten  der  ganze  Zoll 
bezahlt  werden.  Die  Belastung  würde  dadurch  in  Staaten  mit 
hohen  Tabakzöllen,  wie  z.  B.  England,  außerordentlich  steigen. 
Die  Händler  exportieren  deshalb  die  Tabakblätter  nicht  ganz, 
sondern  entfernen  vorher  die  Rippen  und  streichen  dann  die 
einzelnen  Blätter  glatt.  Für  den  Export  nach  England  und 
Algier  wurden  früher  sehr  große  Mengen  pfälzer  und  auch 
überseeische  Tabake  auf  diese  Weise  hergerichtet,  und  zwar 
besonders  von  einzelnen  Firmen,  die  das  Exportgeschäft  als 
Spezialität  betrieben.  Mit  dem  Rückgang  des  Exports,  der  in 
den  letzten  Jahrzehnten  eingetreten  ist,  hat  auch  das  Entrippen 
seine  große  Bedeutung  verloren,  nur  unerhebliche  Mengen  werden 
heute  noch  entrippt. 

Für  seine  verschiedenen  Arbeiten  braucht  der  Tabakhandel 
mehr  denn  andere  Handelszweige  Arbeitskräfte.  Vor  allem  war 
das  früher  der  Fall,  wo  noch  viel  Tabak  entrippt  wurde. 

Im  Durchschnitt  des  Jahres  1877  1  beschäftigten  die  65  städti- 
schen Tabakhandlungen  Badens  3102  Arbeiter,  auf  die  61  Mann- 
heimer Firmen  dürften  darnach  mindestens  2900  Arbeiter  entfallen 
sein.  Die  neuen  Gewerbezählungen  geben  leider  keine  genauen 
Anhaltspunkte.  Nach  der  Zählung  vom  Jahre  1 895 2  waren  in 
Mannheim  im  Handel  mit  Tabak  und  Zigarren  452  Arbeiter  be- 
schäftigt. Abgesehen  davon,  daß  hier  die  zwar  geringe  Zahl  der 
im  Fabrikatenhandel  beschäftigten  Arbeiter  mitgezählt  ist, 
geben  die  Zahlen  kein  Bild  von  dem  Beschäftigungsgrad  im 
Tabakhandel;  denn  einmal  fiel  die  Gewerbezählung  von  1895  in 
den  Juni,  in  eine  Zeit,  wo  im  Tabakhandel  keine  Arbeiten  nötig 
sind,  wo  also  nur  ein  kleiner  fester  Stamm  von  Arbeitern  für 
die  notwendigen  Magazinarbeiten  angestellt  ist,  und  zweitens  sind 
hier  nur  die  in  den  Magazinen  beschäftigten  Arbeiter  gezählt, 

»  Auch  hier  sind  die  einzigsten  vorhandenen  genauen  Zahlen  die  von  der 
Enquetekommission  1878  gefundenen.  Die  Gewerbezählungen  der  späteren  Jahre  geben 
ein  unzureichendes  Bild.    Vgl.  Statistik  des  deutschen  Reichs  Bd.  42. 

»  Vgl.  die  Gewerbezählung  von  1895  in  Mannheim,  Beiträge  zur  Statistik  der 
Stadt  Mannheim  Nr.  1. 

Hey  mann  ,  Entwicklung  de»  Pß1««r  Tabakhandeli.  2 
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während  das  Entrippen  und  Streichen  des  Tabaks  größtenteils 
außerhalb  der  Geschäftsräume  in  Heimarbeit  vorgenommen  wird. 
Von  den  3102  im  Jahre  1877  in  den  badischen  städtischen  Tabak- 
handlungen beschäftigten  Arbeitern  waren  1756,  d.  s.  56,6°,0 
außerhalb  der  Geschäftsräume  beschäftigt  gewesen.  Die  Zahl  der 
durchschnittlich  heute  in  Mannheim  im  Tabakhandel  beschäftigten 
Arbeiter  kann  man  vielleicht  auf  600  schätzen,  so  daß  von  einer 
Beschäftigungsmöglichkeit  in  großem  Maße  heute  nicht  mehr  die 
Rede  sein  kann. 

Die  hier  beschäftigten  Arbeiter  sind,  wie  auch  in  der  Zigarren- 
fabrikation,  überwiegend  weiblich.  Es  sind  im  großen  und  ganzen 
nur  leichte  Arbeiten  zu  verrichten,  aber  auch  Arbeiten,  für  die 
keine  hohen  Löhne  gezahlt  werden.  Im  Jahre  1877  waren  2717 
d.  s.  87,6  °/0  der  Arbeiter  weiblich. 

Die  Arbeiter  haben  zum  großen  Teil  ihren  Sitz  nicht  in 
der  Stadt  Mannheim  selbst,  sondern  es  sind  Bewohner  umliegender 
Ortschaften,  die  täglich  zur  Arbeit  nach  Mannheim  kommen. 
Nach  einer  sehr  interessanten  Statistik1,  die  von  Professor  Schott, 
dem  Vorstand  des  Mannheimer  städtischen  statistischen  Amtes 
im  Jahre  1900  nach  der  Volkszählung  aufgestellt  wurde,  kamen 
täglich  aus  Ortschaften  des  Amtsbezirks  Mannheim  und  der 
bayerischen  Rheinpfalz  475  Tabakarbeiter,  davon  392  weibliche 
zur  Arbeit  in  die  Stadt.  In  dieser  Zahl  sind  auch  die  in  den 
Tabak-  und  Zigarren fabriken  beschäftigten  Arbeiter  enthalten, 
aber  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  dürfte  auf  in  den  Tabakhand- 
lungen tätige  Arbeiter  entfallen. 

Vor  allem  sind  es  die  während  der  Zeit  des  Einlieferns  des 
gekauften  Tabaks  nötigen  Hilfskräfte,  die  in  den  umliegenden 
Ortschaften  gewonnen  werden.  In  den  Monaten  November, 
Dezember,  in  die  diese  Arbeiten  fallen,  sind  ja  landwirtschaftliche 
Arbeitskräfte  entbehrlich,  sie  finden  dann  in  den  Tabakhandlungen 
Beschäftigung. 

c.  Der  Verkauf. 

Der  Verkauf  des  Tabaks  findet  zum  Teil  schon  statt,  während 
der  Tabak  beim  Händler  noch  fermentiert.    Die  Fabrikanten 

'  Vgl.  Verwaltungsbericht  des  Stadtrats  der  großh.  bad.  Hauptstadt  Mannheim 
1903,  S.  145. 
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suchen  die  Händler  auf  und  besichtigen  den  Tabak  auf  ihren 
Lagern,  teils  gehen  die  Händler  und  ihre  Angestellten  auf  die 
Reise,  legen  Proben  vor  und  verkaufen  nach  diesen. 

Die  sehr  gesuchten  Zigarrentabake  sind  sehr  häufig  bis  zum 
Einkauf  der  neuen  Ernte  bereits  verkauft.  Ein  möglichst  rascher 
Verkauf  ist  natürlich  das  Streben  des  Händlers;  denn  je  schneller 
er  verkauft,  desto  eher  wird  sein  Kapital  wieder  flüssig  und  in 
desto  größerem  Maße  kann  er  sich  am  Einkauf  der  neuen  Tabake 
wieder  beteiligen. 

Der  verkaufte  Tabak  wird  in  den  meisten  Fällen  nicht  gleich 
abgesandt,  er  lagert  vielmehr  in  den  Räumen  des  Händlers  ver- 
packt solange,  bis  ihn  der  Fabrikant  je  nach  seinem  Bedarf  auf 
einmal  oder  in  Teilbezügen  abruft.  Die  Faktura  wird  in  der 
Regel  sofort  für  den  ganzen  Kauf  ausgestellt,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Zeit  der  entgültigen  Lieferung.  Beim  Händler  bleibt  der 
Tabak  auf  Kosten  dieses  lagern.  Er  trägt  sowohl  die  Lager- 
miete oder  vielmehr  empfängt  kein  Entgeld  dafür,  als  auch  die 
Versicherungskosten.  Er  muß  sich  eben  darauf  verlassen,  daß 
der  Käufer  diese  Dienste  nicht  ungebührlich  lang  in  Anspruch 
nimmt. 

Die  zeitlich  verschiedene  Versendung  und  Bezahlung  des 
Tabaks,  macht  es  nötig,  daß  der  Preis  des  Tabaks  und  die  zu 
zahlende  Steuer  getrennt  in  Rechnung  gestellt  werden.  Während 
der  Kaufpreis  des  Tabaks  den  Fabrikanten  heute  in  der  Regel 
6—g  Monate  gestundet  wird,  —  eine  Kreditgewährung,  die  sich 
allmählich  zu  einer  nicht  leichten  Last  für  die  Händler  ausgebildet 
hat,  über  die  diese  auch  dauernd  klagen  — ,  wird  die  Zahlung 
der  Steuer  dem  Fabrikanten  nicht  kreditiert.  An  sich  ist  der 
Händler  zur  Zahlung  der  Steuer  an  die  Steuerbehörde  verpflichtet, 
und  zwar,  da  ihm  meistens  ein  Steuerkredit  gewährt  wird,  drei 
Monate  nachdem  der  Tabak  sein  Transitlager  verlassen  hat.  Zu 
dieser  Zeit  hat  der  Fabrikant  ihm  den  fälligen  Steuerbetrag  zu 
übersenden,  während  der  Kaufpreis  des  Tabaks  erst  an  dem  in 
der  Regel  späteren  Termin  gezahlt  wird. 

Abnehmer  des  pfälzer  Tabaks  ist  die  ganze  deutsche  Tabak- 
fabrikation. 

Nach  der  Produktionsstatistik  des  deutschen  Tabakvereins 
für  1903  wurde  deutscher  Tabak  verwandt  für  die  Herstellung  von: 

2* 
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Zigarren  152250  dz  =  56,37% 

Rauchtabak  104500  »  =  38,71% 

Schnupftabak  11 250   »   =  4,17% 

Kautabak  2000   »  =  0,75°/° 

Zigaretten  —     >   =  — 

Im  Inland  überhaupt:  270000  dz  =  100,00 %. 

Der  Hauptabnehmer  ist  also  die  Zigarrenfabrikation,  die 
den  größten  Teil  der  Tabakfabrikation  ausmacht,  nach  ihr  die 
Rauchtabakfabrikation. 

Neben  dem  Inland  kam  in  früherer  Zeit  als  Abnehmer  in 
großem  Umfang  das  Ausland  in  Betracht.  In  den  60er  Jahren 
ging  über  x/s  der  inländischen  Ernte  ins  Ausland,  heute  dagegen 
nur  7so-  Als  Bezugsländer  kommen  in  Betracht:  Frankreich, 
Schweiz,  Belgien,  Niederlande,  Italien,  Großbritannien,  Dänemark, 
Algier  und  einige  andere  sporadisch,  wie  Spanien,  Portugal,  Nor- 
wegen usw. 

2.  Der  Uberseeische  Tabakhandel. 

Die  Produktionsgebiete  des  in  Deutschland  zur  Verwendung 
kommenden  überseeischen  Tabaks  sind  hauptsächlich  Nordamerika, 
Südamerika,  die  westindischen  und  ostindischen  Inseln1.  Das 
älteste  Produktionsgebiet,  das  Tabak  nach  Europa  sandte,  ist 
Virginien. 

Mit  dem  Aufkommen  des  Tabakrauchens  in  Europa  in  den 
ersten  Jahrzehnten  des  17.  Jahrhunderts  kamen  diese  Produktions- 
gebiete rasch  zu  großer  Blüte.  Zunächst  waren  es  vor  allem  die 
englischen  Kolonien  in  Nordamerika,  und  dadurch  hatten  auch 
für  eine  lange  Zeit  die  englischen  Kaufleute  fast  ausschließlich 
den  internationalen  Tabakhandel  in  ihren  Händen.  Fast  aller  in 
Europa  zur  Verwendung  kommende  überseeische  Tabak  mußte 
durch  ihre  Hände  gehen2. 

Durch  staatliche  Mittel  wußte  allerdings  auch  die  englische 
Regierung  ihre  Kaufleute  vor  denen  anderer  Staaten  zu  be- 
günstigen. 1646  bereits  erließ  sie  als  Vorläufer  der  Schiffahrts- 
akte das  Gebot,  daß  Virginiatabak  nur  auf  englischen  Schiffen 
versandt  werden  durfte;  England  flössen  damit  nicht  nur  die 

>  Vgl.  Tabelle  8  a. 

*  Vgl.  von  Babo  u.  Hoffacker,  Der  Tabak  und  sein  Anbau,  Karlsruhe  1852. 
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Frachtgewinne  zu,  vielmehr  erhielten  die  englischen  Kaufleute 
beim  Tabakeinkauf  in  den  Kolonien  ein  tatsächliches  Monopol, 
das  ihnen  eine  Ausbeutung  der  Kolonisten  ermöglichte  und 
damit  große  Handelsgewinne  brachte.  Die  Schiffahrtsakte  von 
1651  befestigten  diesen  Zustand  noch  mehr,  der  bis  gegen  das 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  bestehen  blieb.  Der  amerikanische 
Befreiungskrieg  brachte  eine  Stockung  in  den  gesamten  Handel 
zwischen  Amerika  und  England. 

Diese  Gelegenheit  ergriffen  die  deutschen  Handelsstädte; 
Hamburg  und  Bremen  traten  zunächst  ein,  um  den  Verkehr 
aufrecht  zu  erhalten,  es  gelang  ihnen  aber,  den  Tabakhandel 
zwischen  der  neuen  und  alten  Welt  für  immer  zu  gewinnen. 
Hamburgs  Bedeutung  liegt  hauptsächlich  in  den  südamerikanischen 
und  westindischen  Tabaken,  die  Bremens  in  den  nordameri- 
kanischen. 

Beiden  Häfen  kommt  zustatten,  daß  sie,  wenn  sie  auch 
nicht  mehr  Zollausland  sind,  so  doch  ein  großes  Freihafen  gebiet 
haben,  so  daß  der  Verkehr  mit  Tabak  vollständig  ungehindert 
vor  sich  gehen  kann.  Das  ist  umso  wichtiger,  als  weder  Ham- 
burg noch  Bremen  in  ihrem  Handelsverkehr  sich  auf  Deutsch- 
land beschränken,  sondern  einen  großen  Teil  ihrer  Tabake  in 
andere  Staaten  weiterverkaufen.  Aber  ihre  Stellung  als  Welt- 
markt für  Tabak  beruht  zum  großen  Teil  darauf,  daß  sie  an 
Deutschland  ein  ausgezeichnetes  Hinterland  und  ihren  Haupt- 
stützpunkt haben. 

Bremens  Bedeutung  ist  eine  viel  größere  als  die  Hamburgs; 
1878  gab  es  dort  213,  hier  nur  97  Tabakhandlungen.  Bremen 
ist,  was  die  Größe  der  zum  Verkauf  kommenden  Tabakmengen 
betrifft,  heute  noch  der  wichtigste  Weltmarkt  für  Tabak  überhaupt. 

Aber  eine  starke  Konkurrenz  ist  Bremen  in  den  letzten 
dreißig  Jahren  in  Amsterdam  und  Rotterdam  erwachsen.  Die 
Tabakkulturen  auf  Java,  Sumatra  und  Borneo,  die  noch  verhältnis- 
mäßig sehr  jung  sind,  haben  in  kurzer  Zeit  einen  ungeahnten 
Aufschwung  genommen.  Vor  allem  bringt  Sumatra  einen 
Tabak  hervor,  der  als  Deckblatt  in  der  Zigarrenfabrikation  un- 
entbehrlich geworden  ist;  es  ist  nicht  zu  viel  gesagt,  wenn  man 
behauptet,  daß  die  Zigarrenfabrikation  ganz  Europas  heute  vom 
Sumatramarkt  in  Amsterdam  abhängt  l. 

1  Vgl.  Bericht  der  H.  K.  Amsterdam  1889. 
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Neben  diesen  Seehäfen  hat  sich  aber  auch  im  Binnenlande 
ein  Handel  mit  überseeischen  Tabaken  entwickelt,  und  zwar  in 
den  Zentren  der  Tabakfabrikation.  Er  ist  vielfach  nur  Zwischen- 
handel, indessen  zum  Teil  in  nicht  unbeträchtlichem  Umfange. 
Ein  selbständiger  Großhandel  mit  dem  Sitz  im  Binnenlande  hat 
sich  erst  mit  steigender  Bedeutung  Amsterdams  und  Rotterdams 
und  der  Verwendung  von  ostindischen  Tabaken  entwickelt.  Ein 
Überseehandel  findet  sich  so  in  Berlin,  in  einigen  Städten  West- 
falens, Sachsens,  Badens  usw. 

In  Mannheim  befinden  sich  heute  10  Überseehandlungen, 
von  denen  sich  im  Jahre  1907  7  an  den  Einschreibungen  in 
Holland  beteiligten.  Auf  die  für  Mannheim  nur  in  Betracht 
kommende  Organisation  des  Marktes  in  Amsterdam  und  Rotter- 
dam kommen  wir  an  anderer  Stelle  zu  sprechen.  Hier  sei  nur 
kurz  ein  Bild  des  Handels  in  Bremen  und  Hamburg  gezeichnet. 

Man  unterscheidet  hier  einen  Handel  erster  und  zweiter 
Hand.  Jener  ist  der  Importhandel,  dieser  der  Großhandel,  der 
das  Angebot  jenes  aufnimmt  und  an  die  Abnehmer  verteilt. 

Die  Importeure  stehen  mit  Exporteuren  in  den  ameri- 
kanischen Produktionsgebieten  in  Beziehung,  von  denen  sie  den 
Tabak  kaufen.  In  Auktionen  bringen  sie  diesen  dann  zum 
Markt.  Doch  nützen  sie  hierbei  im  Gegensatz  zu  den  hollän- 
dischen Gesellschaften  und  Importeuren  die  Marktkonjunktur 
aus,  d.  h.  sie  verkaufen  nach  Umständen  nicht  sofort  die  ganze 
angeführte  Warenmenge,  sondern  halten  mit  dem  Verkauf  zurück, 
wenn  sie  auf  ein  Steigen  der  Preise  hoffen,  oder  bringen  wenig- 
stens einen  Teil  ihrer  Ware  nicht  sofort  zur  Auktion.  In  der 
ersten  Hand  in  Bremen  und  Hamburg  lagern  deshalb  ständig 
große  Partien  Tabak,  während  in  Amsterdam  und  Rotterdam 
fast  ausnahmslos  die  ganze  Anfuhr  in  den  Besitz  des  Groß- 
handels übergeht. 

Zum  Verkauf  der  Ware  dient  hauptsächlich  eine  weit  ver- 
zweigte Organisation  von  ständigen  Vertretern,  die  in  den  Mittel- 
punkten der  Hauptfabrikationsgebiete  ihren  Sitz  haben;  sie  er- 
möglichen den  Bremer  etc.  Händlern  wie  mit  dem  Angebot,  so 
auch  mit  der  Nachfrage  in  ständiger  Berührung  zu  bleiben  und 
dem  Fabrikanten  ununterbrochen  ihre  Waren  anzubieten.  Sie 
machen  dadurch  einen  lokalen  Großhandel  wie  Zwischenhandel 
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eigentlich  überflüssig,  er  hat  im  Entstehen  schon  unter  der  Kon- 
kurrenz dieser  Agenten  zu  leiden. 

In  Mannheim  haben  heute  26  Agenten  überseeischer 
Händler  aus  Bremen,  Amsterdam,  Hamburg  etc.  ihren  Sitz,  also 
zweieinhalbmal  so  viel  Agenten  als  überseeische  Händler.  Die 
Konkurrenz,  die  sie  diesen  machen,  ist  aber  noch  viel  größer, 
weil  sie  ja  nicht  nur  jeweils  einen  einzigen  Händler  vertreten, 
sondern  zugleich  mehrere,  so  daß  ihr  Angebot  ein  viel  größeres 
ist  als  das  eines  Händlers. 

Zahlreiche  Agenten  haben  ihren  Geschäftsumfang  dadurch 
erweitert,  daß  sie  neben  den  Tabaken  auch  noch  andere  in  der 
Tabakfabrikation  nötige  Waren  wie,  Zigarrenkisten  und  Etiketten, 
Bänder  usw.  zugleich  mit  verkaufen. 

Im  übrigen  ist  die  Geschäftsentwicklung  und  die  Bedingun- 
gen, unter  denen  sich  der  überseeische  Handel  vollzieht,  im 
wesentlichen  die  gleiche  wie  im  pfälzer  Handel. 


II.  Kapitel. 

Entwicklung  der  Marktverhältnisse. 

Die  mit  Tabak  in  Deutschland  bepflanzte  Fläche  ist  seit  den 
70er  Jahren  des  ig.  Jahrhunderts  in  fortwährendem  Abnehmen 
begriffen,  ebenso  die  Erntemenge  an  Tabak,  während  gleichzeitig 
die  Einfuhr  ausländischer  Tabake  nach  Deutschland  in  gewaltigem 
Steigen  begriffen  ist.  Einer  Anbaufläche  von  22561  ha  im  Jahr- 
zehnt 1871  — 1880  steht  heute  1901  — 1905  eine  solche  von 
1 6 1 67  ha  gegenüber,  einem  Ernteertrag  von 

38701  Tonnen  1871  — 1880  ein  solcher  von 
35405       »       1901  — 1905. 

Die  Einfuhr  stieg  gleichzeitig  von  durchschnittlich  331  549  dz 
187 1  — 1880  an  Tabak  und  Tabakstengeln  auf  654396  dz 
1 901  — 1905. 

Gegenüber  einer  Verminderung  der  Anbaufläche  von  über 
74  also  nahezu  eine  Verdoppelung  der  Einfuhr. 
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Angesichts  dieser  Entwicklung  wäre  man  zunächst  geneigt, 
die  gleichen  treibenden  Gründe  zu  suchen,  wie  bei  anderen  Land- 
wirtschaftszweigen. Wie  beim  Getreide  könnte  man  zunächst 
annehmen,  daß  das  Aufkommen  einer  großen  Tabakproduktion 
auf  kolonialem  Boden  unter  günstigen  und  billigen  Produktions- 
bedingungen, begünstigt  durch  billige  Schiffsfrachten,  große  Mengen 
Tabak  auf  den  Markt  gebracht  und  einen  Preisdruck  ausgeübt 
hätte,  so  daß  auf  dem  teueren  Boden  im  Inland  Tabak  zu  den 
billigeren  Preisen  nicht  mehr  oder  nicht  mehr  in  für  den  Pflanzer 
rentabler  Weise  gebaut  werden  konnte. 

Das  Aufkommen  der  Konkurrenz  überseeischer  Produkte 
hat  sich  aber  im  Tabakhandel  in  ganz  anderer  Weise  vollzogen 
als  im  Getreidehandel.  Während  hier  Anfang  der  70er  Jahre 
erst,  aber  dann  auch  gleich  auf  einmal  in  erdrückender  Menge 
amerikanisches  Getreide  auf  den  Markt  geworfen  wird,  das  zu 
billigen  Preisen  angeboten  einen  Preisdruck  auf  das  inländische 
Getreide  von  für  die  deutsche  Landwirtschaft  kaum  erträglicher 
Höhe  ausübt,  reicht  die  Einfuhr  und  der  Verbrauch  amerikanischer 
Tabake  wie  in  ganz  Europa  so  auch  in  Deutschland  bis  ins 
17.  Jahrhundert  zurück.  Aber  diese  überseeischen  Tabake  übten 
weder  einen  Preisdruck  aus,  noch  verdrängten  sie  die  inländischen 
vom  Markt.  Die  Menge,  in  der  sie  kamen,  war  keine  über- 
wältigende, neben  ihnen  ein  Verbrauch  inländischer  Tabake 
möglich  und  nötig,  aber  ebenso  auch  der  Verbrauch  jener.  Die 
überseeischen  Tabake  sind  von  anderer  Qualität  als  die  deutschen, 
ein  Ersatz  des  einen  Produkts  durch  ein  anderes  also  nicht  möglich. 
Die  Qualität  des  inländischen  Tabaks  war  von  jeher  keine  gute, 
und  unvermischt  kaum,  für  bessere  Fabrikate  überhaupt  nicht 
verwendbar. 

Schon  in  den  1850er  Jahren  schrieb  v.  Babo:1 

»Aller  Tabak,  welcher  in  der  nördlichen  Hälfte  der  ge- 
mäßigten Zone  gebaut  wird,  hat  mehr  oder  weniger  schlechten 
—  Geschmack.  Er  dient  als  Verfälschungsmittel  besserer 
Sorten  oder  wird  selbst  durch  solche  zu  seinem  Vorteil  ver- 
fälscht, —  daß  er  jedoch  zum  Bedürfnis  geworden,  beweisen 
uns  die  hohen  Preise,  welche  man  für  den  unsrigen  (Pfälzer) 
bezahlt  , 

»  v.  Babo  und  Hoffacker  a.  a.  o.  S.  52. 
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und  weiter  heißt  es  da: 

»Würden  die  meisten  Raucher  nicht  mit  bescheidenen 
Ansprüchen  auftreten  und  begnügten  sich  nicht  nur  mit  ein 
wenig  Reiz  im  Mund  und  Nase,  ohne  den  widrigen  Geschmack 
zu  spüren,  würden  die  Tabakfabrikanten  nicht  den  durch 
mangelndes  Klima  nicht  erzielten  guten  Geschmack  in  den 
Tabakblättern  durch  viele  Beizen  und  Saucen,  durch  Mischen 
mit  fremden  Tabaken,  nachdem  sie  den  schlechten  durch 
Auslaugen  entfernt,  zu  ersetzen  suchen,  so  könnten  wir  in 
Deutschland  den  Tabakbau  großenteils  aufgeben«. 

Wenn  sich  trotz  dieser  besseren  Zufuhr  der  inländische 
Tabakbau  erhalten  konnte,  trotzdem  er  doch  nicht  nur  unter 
schlechterem  Klima,  sondern  auch  unter  den  ungünstigeren  Be- 
dingungen des  teueren  Bodens,  teuerer  Arbeitskräfte  arbeitete, 
so  ist  das  daraus  zu  erklären,  daß  der  Tabak  bei  uns  fast  aus- 
schließlich vom  Kleinbauern  gebaut  wird.  Diesem  ist  es  aber 
viel  weniger  um  Erzielung  einer  hohen  Grundrente  als  in  erster 
Reihe  um  vollständige  Ausnutzungsmöglichkeit  seiner  Arbeitskraft 
zu  tun.  Das  ist  aber  gerade  beim  Tabak  möglich,  der  nicht  nur 
eine  Verwendbarkeit  der  eigenen  Arbeitskraft,  sondern  auch  die 
von  Kindern  und  Greisen  in  großem  Maße  ermöglicht. 

Was  aber  weiter  die  koloniale  Plantage  an  Vorteil  gewinnt 
durch  billigen  Boden  und  billige  Arbeitskräfte,  das  sucht  der 
deutsche  Bauer  durch  einen  möglichst  intensiven  Anbau  zu  er- 
setzen, und  die  Intensitätssteigerung  des  deutschen  Tabakbaus 
in  den  letzten  40  Jahren,  die  noch  heute  fortwährend  Fortschritte 
macht,  zeigt,  was  hier  alles  geleistet  werden  kann.  Dabei  darf 
auch  nicht  vergessen  werden,  daß  das  überseeische  Produkt  durch 
die  Versendungskosten  an  sich  auch  noch  verteuert  wird.  Schon 
Thünen  erklärt  in  seinem  isolierten  Staat  die  Tatsache,  daß  die 
Handelsgewächse  in  gleicher  Weise  in  kolonialen  Gebieten  und 
in  den  Kulturstaaten  angebaut  werden,  damit,  daß  der  Reichtum 
des  Bodens  und  die  bessere  Kenntnis  der  Behandlung  der  Pflanzen 
hier  weit  den  Vorteil  überwiege,  den  die  Kolonien  durch  billigeren 
Boden  und  Arbeitskräfte  haben. 

In  den  meisten  europäischen  Staaten  war  weiterhin  durch 
auf  die  Tabakeinfur  gelegte  Finanzzölle  —  denn  sehr  früh  schon 
erkannte  man  die  Fähigkeit  des  Tabaks,  ein  gutes  Steuerobjekt 
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zu  sein  —  dem  einheimischen  Tabak  ein  nicht  gewollter  aber 
tatsächlicher  Schutz  gewährt. 

Wir  haben  zunächst  also  im  Auge  zu  halten,  daß  ein  Tabak- 
import aus  Kolonialländern  ebenso  alt  ist  wie  der  Tabakbau  in 
Europa  selbst. 

Zur  gleichen  Zeit  wie  hier  kam  im  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts der  Tabakbau  auch  in  den  englischen  Kolonien  in 
Amerika  zu  großem  Aufschwung.  Dank  der  die  Kolonien  be- 
günstigenden merkantilistischen  Politik  des  Mutterlands,  das  im 
Interesse  seiner  Kolonien  sogar  den  Tabakbau  im  eigenen  Lande 
verbot,  kamen  zuerst  aus  Virginien,  dann  aus  Maryland,  bald 
auch  aus  anderen  amerikanischen,  auch  den  spanischen  Kolonien, 
große  Mengen  Tabaks  nach  Europa.  Für  bessere  Rauchtabake 
waren  sie  unentbehrlich.  Sie  waren  zwar  besser  als  die  deutschen 
Tabake,  aber  dafür  auch  teurer,  und  verdrängten  so  das  inländische 
Gewächs  nicht  vom  Markte,  denn  dieses  war  für  billige  Fabrikate 
unentbehrlich.  Es  konnte  aber  niemals  jene  feine  Güte  erlangen 
wie  der  amerikanische  Tabak,  denn  der  Tabak  ist  eine  vom  Klima 
in  erster  Reihe  abhängende  Pflanze  und  gedeiht  in  guter  Qualität 
nur  in  warmen  Erdstrichen. 

Amerika,  der  Norden  wie  der  Süden,  dehnte  seine  Tabak- 
kultur mit  der  Zeit  immer  mehr  aus,  die  Ausfuhr  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  allein  verdoppelte  sich  von  1800 — 1S50  von 
,5  Mill.  Dollar  auf  10  Mill.  Dollar1;  neue  Produktionsgebiete 
kamen  mit  ihren  Produkten  auf  den  Weltmarkt;  hierher  gehören 
vor  allem  die  ostindischen  Kolonien  der  Niederlande,  Java  und 
Sumatra.  Das  erstere  bringt  seit  den  30  er  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  Tabak  in  beträchtlichem  Umfang  hervor.  Die  An- 
fuhr von  Javatabaken  in  Holland  betrug: 

1 845    .    .    ca.    17  000  Packen, 
1 907    .    .     »515  600  » 

Die  Sumatrakultur,  die  gar  erst  auf  ein  Alter  von  40  Jahren 
zurückblickt,  brachte  zum  ersten  Male 

1865    .    .  50  Packen, 

1907    .    .    248441  » 

auf  den  Markt  in  Holland. 

»  Babo  u.  Hoffacker,  der  Tabakbau  S.  157. 
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Aber  trotz  dieser  Steigerung  in  kolonialen  Gebieten  blieb 
der  europäische  Kontinent,  vor  allem  Deutschland,  nicht  stillstehen. 
Die  ganze  Tabakkultur,  deren  erste  Anfänge  in  Europa  ja  erst 
im  ersten  Drittel  des  17.  Jahrhunderts  liegen,  war  noch  viel  zu 
jung,  um  ihren  Höhepunkt  schon  erreicht  zu  haben.  Eine  Er- 
hebung, welche  die  kurpfälzische  Regierung  1778  über  den  Tabak- 
bau in  ihrem  Lande  anstellen  ließ,  ergab  eine  Jahresernte: 

in  den  Oberämtern 

Heidelberg  von  35391  Zentner, 
Ladenburg    >     6316  » 
Neustadt       »      8  163  » 

Zusammen:  49870  Zentner 

im  Werte  von  864430  Gulden.1 

Das  der  damaligen  Kurpfalz  entsprechende  Gebiet,  das  in 
der  Tabakbaustatistik  Deutschlands  auch  heute  noch  als  »Pfalz 
aufgeführt  wird,  erzeugt  heute  nahezu  200000  Ztr.  Tabak  jährlich. 
Das  Großherzogtum  Baden,  dessen  Tabakernte  1847  106448  Ztr. 
ergab,  hat  seinen  Ertrag  bis  heute  verzweieinhalbfacht,  auf 

286516  Ztr.  im  Erntejahr  1905/06. 

Das  badische  Oberland,  in  dem  der  Tabakbau  erst  seit  der 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  überhaupt  betrieben  wird,  hat  die 
diesem  gewidmete  Fläche  fortwährend  gesteigert  und  erzeugt 
heute  etwa  215000  Ztr.  Tabak  jährlich. 

Wir  sehen  also,  daß  trotz  der  Einfuhr  und  Konkurrenz  aus- 
ländischer, hauptsächlich  amerikanischer  Tabake  der  inländische 
Tabak  in  verstärktem  Maße  angebaut  wird  und  seinen  Absatz 
behält.  Ja  zeitweise  sehen  wir  den  Umfang  des  Tabakbaus  ganz 
außerordentlich  anschwellen.  Größtenteils  sind  es  äußere  Ereig- 
nisse, die  den  Anstoß  dazu  gaben,  so  im  18.  Jahrhundert  der 
amerikanische  Krieg,  am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  die  Kon- 
tinentalsperre, welche  beide  die  Zufuhr  ausländischer  Tabake  ein- 
schränkten, so  daß  zu  ihrem  Ersatz  inländischer  Tabak  verwandt 
werden  mußte.  In  den  50er  Jahren  war  es  dann  für  die  Pfalz 
der  große  Bedarf  der  billige  Zigarren  für  den  Export  herstellenden 
damals  in  großem  Aufschwung  begriffenen  badischen  Zigarren- 

1  Schätze];  »Welche  Ursachen  bilden  den  Rückgang  des  Tabakbaus  in  der  Pfalz 
und  wie  wäre  eine  Hebung  desselben  zu  ermöglichen  ?    Dissertation  Jena  1902,  S.  6. 


Digitized  by  Google 


28 


II.  Kapitel. 


industrie,  zusammen  mit  einigen  Jahren  besonders  günstiger  Ernte, 
1880  waren  es  die  steuerlichen  Verhältnisse,  die  eine  große  Nach- 
frage hervorriefen,  usw. 

Seit  ihrem  Bestehen  also  hatte  die  Tabakkultur  in  Deutsch- 
land das  Absatzfeld  mit  dem  aus  überseeischen  Weltteilen  kommen- 
den Tabak  zu  teilen.  Beide  nahmen  an  dem  zunehmenden  Ver- 
brauch gleichen  Anteil. 

Nun  sehen  wir  auf  einmal  seit  den  letzten  30 — 40  Jahren 
nicht  nur  die  Einfuhr  ausländischer  Tabake  zunehmen,  sondern 
auch  den  inländischen  Tabakbau  in  ständiger  Abnahme  begriffen. 
Welcher  Zusammenhang  besteht  zwischen  diesen  beiden  Er- 
scheinungen; kann  das  Inland  an  sich  nicht  mehr  Boden  dem 
Tabakbau  widmen,  und  wird  zum  Ersatz  das  ausländische  Produkt 
herangezogen,  oder  kam  dieses  zu  billigeren  Preisen  als  seither 
auf  den  Markt,  so  daß  der  inländische  Tabakbau  unrentabel  wurde; 
oder  sind  es  andere  Faktoren,  welche  als  Ursache  anzusehen  sind? 

Wir  wollen  zuerst  untersuchen,  ob  ein  plötzlich  verstärktes 
Angebot  billiger  ausländischer  Tabake  den  inländischen  Tabakbau 
zurückgedrängt  hat.  Mit  dieser  Frage  im  Zusammenhang  steht 
die  Frage,  ist  der  Schutz,  den  unsere  heimischen  Tabake  genießen, 
ungenügend  und  hat  infolgedessen  die  Abnahme  des  Tabakbaus 
stattgefunden?  Es  ist  also  zuerst  zu  untersuchen,  sind  die  Preise 
im  Inland  gedrückt  und  der  Tabakbau  dadurch  unrentabel  ge- 
worden? Dieser  Nachweis  läßt  sich  nur  durch  einen  Vergleich 
der  Anbaukosten  mit  dem  Bruttoerlös  führen,  d.  h.  aus  einem 
Vergleich  des  Nettoertrages  des  Tabakbaus  in  den  70er  Jahren, 
für  die  uns  die  nötigen  Zahlen  zur  Verfügung  stehen ,  und  heute: 

Nach  der  Statistik  des  deutschen  Reichs  betrug  in  Baden 
durchschnittlich: 


1. 


ir. 


in. 


Ertrag  an  trockenen 
Blättern  pro  ha 


Mittlerer  Preis  pro  dz 
exkl.  Steuer 


Bruttoertrag  pro  ba 
exkl.  Steuer 


1871  —  1880 
1881—1890 
189I  — 1900 
1 901  — I905 


16,4  dz 

19.7  » 

2  I  ,8  >:• 

2  2,9  » 


53.6  M. 

45-7  > 
47.9 

49.9  » 


856  M. 

899  » 

1133  » 

1370  » 
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Wie  uns  diese  Tabelle  zeigt,  ist  der  Bruttogeldertrag  des 
Tabakbaus  vom  Hektar  seit  den  70er  Jahren  in  ständiger  Zunahme 
begriffen.  Von  einem  sinkenden  Ertrag  könnte  also  nur  die 
Rede  sein,  wenn  die  Anbaukosten  ebenfalls  und  in  noch  höherem 
Maße  gestiegen  wären,  als  der  Geldertrag  pro  Hektar.  Die  Zahlen 
für  die  Anbaukosten  sind  etwas  schwierig  zu  erhalten.  Für  1878 
entnehmen  wir  sie  dem  Bericht  der  Enquetekommission  Mann- 
heim (Eng.  Anl.  Bd.  II),  wobei  die  dort  angegebenen  Arbeitslöhne 
durch  die  damals  in  Plankstadt  gezahlten  ersetzt  sind1,  während 
die  Zahlen  für  heute  nach  einer  Rentabilitätsberechnung  Schätzeis 
für  Plankstadt  angegeben  sind.  Die  Berechnung  bezieht  sich 
auf  eine  Fläche  von  25  a. 

I.  Düngung;  Frühere  Kosten:    Jetzige  Kosten: 


Dünger  

37-50 

M. 

37-50 

M. 

Aufladen  und  Ausbreiten 

340 

4  — 

Ausfahren  desselben.    .  . 

7  — 

> 

10.— 

2. 

Feldbestellung: 

(2  Gespann  1  Tag)  .    .  . 

14.— 

> 

20.— 

3. 

» 

1 2.60 

4- 

Setzarbeit  

12.70 

r> 

18.95 

» 

5- 

Hacken  und  Behäufeln .  . 

9.10 

■> 

12.70 

» 

6. 

Köpfen  und  Geizen  .    .  . 

10. — 

■ä 

I5-50 

:> 

7- 

Brechen  und  Binden    .  . 

9.80 

j» 

14.10 

-> 

8.  Einfahren  vom  Felde   .  . 

5-85 

■> 

8-35 

i! 

9- 

15.20 

» 

23.60 

:> 

10. 

3-- 

3-- 

» 

1 1. 

Auf-  und  Abhängen     .  . 

9.40 

1 1.70 

» 

12. 

3-25 

4.40 

i> 

13. 

Schuppenraum-Miete     .  . 

1350 

13ÖO 

■> 

14. 

50.- 

» 

50  — 

216.30  M. 

259.90 

M. 

Vergleichen  wir  mit  diesen  Summen  den  Bruttoertrag  der 
gleichen  Perioden,  so  kommen  wir  zu  dem  Ergebnis,  daß  die 
Anbaukosten  nicht  stärker  gestiegen  sind  als  der  Ernteertrag 
bezw.  der  Geldertrag  pro  25  a.    Es  stiegen: 

die  Anbaukosten  von  216  M.  auf  260  M., 
der  Geldertrag       »    216»     >  280» 

*  Vgl.  Schätze!  a.  a.  O. 
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Ein  Vergleich  der  Anbaukosten  mit  dem  Geldertrag  würde  er- 
geben, daß  der  Tabakbau  keinen  Reinertrag  abwirft.  Indessen 
lassen  sich  die  Zahlen  nicht  schlechtweg  vergleichen,  vielmehr 
sind  die  Angaben  für  die  Anbaukosten  nur  mit  Vorsicht  zu  ge- 
brauchen. Denn  schwerlich  entsprechen  die  von  den  Enqu£te- 
kommissionen  angegebenen  Anbaukosten  ganz  der  Wirklichkeit, 
es  ist  vielmehr  zu  vermuten,  daß  sie  in  den  meisten  Fällen  zu 
hoch  angegeben  wurden1.  Der  Grund  dafür  ist  nicht  zu  schwer 
zu  finden:  Schon  in  einer  1857  erschienenen  Schrift:  »Der  Zoll- 
verein und  das  TabaksmonopoU  heißt  es2:  *Ertragsermittlungen , 
welche  auf  Angaben  der  Produzenten  beruhen,  bleiben  in  der 
Regel  hinter  der  Wahrheit  zurück,  wenn  sie  unter  Verhältnissen 
vorgenommen  werden,  welche  den  Beteiligten  keinen  Zweifel 
darüber  lassen,  daß  die  Auflegung  einer  neuen  Steuer  in  Frage 
steht.«  Mährlen  zitiert  eine  Anzahl  Schriften,  in  denen  für  den 
Tabakbau  nicht  nur  kein  Reinertrag,  sondern  sogar  ein  Defizit 
herausgerechnet  wird.  Der  Fehler  liegt  in  der  Regel  darin,  daß 
Löhne  in  Anrechnung  gebracht  werden,  die  in  Wirklichkeit  gar 
nicht  zur  Auszahlung  kommen,  weil  die  betreffenden  Arbeiten 
vom  Bauern  selbst  bezw.  seinen  Familienangehörigen  ausgeführt 
werden. 

Ob  und  einen  wie  großen  Reinertrag  der  Tabakbau  abwirft, 
oder  ob  er  nur  eine  Arbeitsrente  abwirft,  ist  hier  nicht  zu  unter- 
scheiden. Darauf  sei  in  diesem  Zusammenhang  nur  noch  hinge- 
wiesen, daß  eine  einigermaßen  richtige  Reinertragsberechnung 
für  den  Tabakbau  bei  den  jährlichen  beträchtlichen  Preisschwan- 

»  Es  geht  dies  aus  den  großen  Schwankungen  in  den  Angaben  der  einzelnen 
Bezirkskommissionen  hervor: 


Es  geben  an: 

M. 

M. 

I.  Danzig 

101.60 

XII.  Ludwigshafen 

180.— 

II.  Schwedt  a.  O.  . 

140.— 

XIV.  Stuttgart  .    .  . 

174.62 

IV.  Breslau    .    .  . 

131  — 

XV.  Lahr  .... 

217.10 

V.  Magdeburg   .  . 

190.70 

XVI.  Mannheim    .  . 

243.76 

VII.  Kassel     .    .  . 

186.40 

XVII.  Darmstadt    .  . 

193.96 

IX.  Cöln  .... 

442.— 

XVIII.  Schwerin  .    .  . 

96.32 

X.  Osnabrück    .  . 

253-20 

XIX.  Erfurt      .    .  . 

227.64 

XI.  Nürnberg     .  . 

173-94 

XXIV.  Straßburg  L  Eis. 

265.10 

Durchschnitt:  201.08  M. 

(Enquitc-Bcricht  S.  18.) 

»  Zit.  bei  Mährlen,  die  Besteuerung  des  Tabaks  im  Zollverein.  Stuttgart  1868 ;  S.  24. 


Digitized  by 


Entwicklung  der  Marktverhältnisse. 


3* 


kungen  für  Tabak,  bezw.  Schwankungen  des  Bruttogeldertrags 
pro  Hektar,  kaum  vorgenommen  werden  könnte1. 

Aber  wenn  auch  ein  Reinertrag  nicht  zu  berechnen  ist,  so 
sind  doch  die  beiden  Kostenanschläge  vollkommen  vergleichbar, 
da  die  Berechnung  Schätzeis  genau  nach  dem  Vorbild  derjenigen 
der  Enquete  vorgenommen  ist.  Sie  sind  es  umso  mehr,  als  die 
Zahlen  Schätzeis  in  seiner  Rentabilitätsberechnung  auf  keinen 
Fall  zu  hoch  gegriffen  sind,  da  er  den  Beweis  zu  liefern  sucht, 
daß  die  Rentabilität  geringer  geworden  sei.  Er  kommt  zu  diesem 
Ergebnis  durch  Benützung  falscher  Zahlen  für  das  Erträgnis  aus 
dem  Tabakbau.  Dem  Ergebnis  Schätzcls,  daß  vor  1879  der 
Reinertrag  ein  höherer  gewesen  sei,  daß  er  von  60,94  M.  auf 
18,32  M.  gesunken  sei,  können  wir  nicht  zustimmen.  Als  Gründe 
für  seine  Behauptung  gibt  er  die  wesentlich  höheren  Arbeitslöhne 
an,  sowie  eine  Verschlechterung  in  der  Qualität. 

Schätzet  übersieht  dabei  aber  zweierlei;  erstens  daß  die 
Löhne  in  den  meisten  Fällen  in  Wirklichkeit  nicht  bezahlt  werden, 
weil  die  betreffenden  Arbeiten  von  Familienmitgliedern  ausgeführt 
werden,  und  zweitens,  daß  der  quantitative  Ertrag  vom  Hektar 
so  sehr  gestiegen  ist,  daß  bei  gleich  bleibenden  Preisen  der  Geld- 
ertrag pro  Hektar  seit  den  70er  Jahren  nicht  nur  gleich  geblieben, 
sondern  ganz  bedeutend,  bis  zum  Jahrfünft  1901—  1905  von  856  M. 
auf  1370  MM  d.  h.  um  60  °/0!  gestiegen  ist.  Schätze!  scheint  diese 
Ziffern  überhaupt  nicht  gekannt  und  benützt  zu  haben. 

Als  Ergebnis  steht  also  zweifellos  fest,  daß  die  Anbaukosten 
sei  den  70er  Jahren  nicht  mehr  gestiegen  sind  als  der  Brutto- 
Geldertrag.  Daran  ändert  auch  nichts  die  Tatsache,  daß  die  dem 
Pflanzer  gezahlten  Preise  gegen  die  70  er  Jahre  zurückgegangen 
zu  sein  scheinen. 

Es  betrug  der  mittlere  Preis  für  100  kg  trockener  d.  i.  dach- 
reifer Blätter  nach  Abzug  der  Steuer 

1871  — 1880  ....  49. —  M. 

1881  — 1890  ....  40.90  * 

1891  — 1900  ....  44.10 

1901  — 1905  ....  46.90  » 

Indessen  ist  die  Periode  1871  — 1880  in  verschiedenster  Hin- 
sicht eine  anormale.    Es  fallen  darunter  die  Spekulationsjahre 

»  Vgl.  Tab.  3. 
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1872,  1879,  1880,  welche  Preise  von  64  M.,  70  M.  und  55  M. 
pro  Doppelzentner  ohne  Steuer  ergeben. 

Ein  Vergleich  mit  den  Durchschnittspreisen  des  70  er  Jahr- 
zehnts ist  also  in  dieser  Weise  nicht  möglich.  Lassen  wir  die 
drei  Haussejahre  außer  Betracht,  so  ergibt  sich  ein  Durchschnitts- 
preis von  42.50  M.  pro  Doppelzentner,  der  im  Jahrzehnt  1881  — 1890 
zwar  etwas  fällt.  Dieses  Fallen  ist  aber  zum  Teil  ebenfalls  auf 
außergewöhnliche  Verhältnisse  zurückzuführen,  weil  die  Ernten 
von  1880/81  und  1881/82  Erntemengen  ergaben,  die  nahezu 
doppelt  so  groß  waren,  als  die  üblichen,  daß  die  Lager  der  Händler 
und  Fabrikanten  in  den  nächsten  Jahren  noch  gefüllt  waren  und 
die  Nachfrage  nach  den  neuen  Tabaken  so  geringer  war,  in- 
folge wovon  naturgemäß  die  Preise  entsprechend  fielen.  Bereits 
für  die  Ernte  1881/82  fiel  der  Preis  auf  43.60  M.,  im  nächsten 
Jahr  auf  41.90  M. 

In  Wirklichkeit  zeigen  also  auch  die  Preise  keinen  Rück- 
gang, seit  den  80er  Jahren  sogar  einen  ganz  bedeutenden  Auf- 
schwung. 

Wir  kommen  also  zu  dem  Ergebnis,  daß  nicht  nur  kein 
Sinken  der  Preise  stattgefunden  hat,  sondern  durch  intensiveren 
Anbau  sogar  eine  Steigerung  der  Reinerträge,  daß  also  die  Aus- 
landskonkurrenz nicht  als  Ursache  für  den  Rückgang  des  Tabak- 
baues angesehen  werden  kann,  weil  sie  keinen  Preisdruck  aus- 
übte, und  daß  damit  also  auch  dem  Steuergesetz  von  1879  nach 
dieser  Richtung  hin  kein  Vorwurf  gemacht  werden  kann. 

Auch  ein  Vergleich  der  Großhandelspreise  für  Pfälzer  und 
überseeische  Tabake,  wie  sie  seit  1879  in  der  Reichsstatistik 
notiert  werden,  zeigt  ein  Steigen  der  Preise  für  Pfälzer  Tabake, 
während  die  der  ausländischen  Tabake  zum  großen  Teil  sogar 
einen  Stillstand  oder  Rückgang  erfahren  haben. 

Es  kostete  exkl.  Steuer  und  Zoll  der  Doppelzentner  Tabak: 


1879—1885 

1901 — 1905 

Pfälzer  Umblatt  . 

.    .    88.60  M. 

106.70  M. 

Schneidgut 

.    .    75.50  » 

73-8o  > 

59.40  » 

Domingo  .... 

•    •  »15-55  s 

58-50  » 

90.40  » 
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Wenn  auch  die  Rentabilität  des  Tabakbaus  seit  den  70er 
Jahren  keine  geringere  geworden  ist,  so  liegt  ein  Grund  für 
seinen  Rückgang  doch  auf  Seiten  der  Landwirtschaft.  Wenn 
nämlich  der  Tabakbau  nicht  unrentabel  geworden  ist,  so  können 
doch  andere  Kulturen  rentabler  geworden  sein,  so  daß  die  Landwirte 
zu  diesen  übergingen.  So  fand  teilweise  infolge  der  hohen  Getreide- 
preise ein  größerer  Getreidebau,  teilweise  bei  der  steigenden 
Viehzucht,  vor  allem  in  den  bäuerlichen  Betrieben,  ein  gesteigerter 
Futtergewächsebau,  in  der  Nähe  der  Städte  Gemüsebau,  statt. 
Bereits  die  Berichte  der  Bezirkskommissionen  der  Tabakenquete 
1878  geben  als  Grund  für  den  damaligen  Rückgang  im  Tabak- 
bau die  durch  die  gesteigerte  Viehhaltung  hervorgerufene  Aus- 
dehnung des  Futterbaus  u.  a.  an1,  und  die  Tabakernteberichte  der 
deutschen  Reichsstatistik  weisen  in  den  letzten  Jahren  ebenfalls 
ständig  auf  diese  Tatsache  hin. 

Die  Anbaustatistik  Badens  zeigt  diese  Entwicklung  zahlen- 
mäßig recht  deutlich;  hier  hat  vor  allem  der  verstärkte  Futter- 
gewächseanbau den  Boden  absorbiert;  es  betrug  durchschnittlich 
in  Baden  die  Anbaufläche  in  Hektar2 


Die  dem  Handelsgewächsbau  gewidmete  Fläche  hat  sich 
also  um  15900  ha  =  50%  vermindert,  der  Anbau  von  Futter- 
kräutern dagegen  nahm  um  40000  ha,  der  von  Futterhackfrüchten 
um  8000  ha  zu. 

Trotzdem  sind  die  Klagen  der  Bauern  und  Bauernfreunde 
seit  dem  Inkrafttreten  des  1879er  Gesetzes  über  die  Besteuerung 
des  Tabaks,  das  heute  noch  in  Kraft  ist,  nicht  verstummt  über 
eine  nachteilige  Wirkung  gerade  dieses  Gesetzes;  alljährlich  kamen 
Eingaben  mit  tausenden  von  Unterschriften  aus  den  Tabakbau 
treibenden  Gegenden  an  den  Reichstag,  welche  Änderung  der 

•  Vgl.  Staiistik  des  Deutschen  Reichs  i.  Reihe  Bil.  XLII  S.  76. 
a  Vgl.  Staust.  Jahrbuch  für  das  Großhcrzogtum  Baden  1906  07. 
Hcymann,  Entwicklung  drs  Pfälzer  Tabakhandcl».  3 


für  Körner-  und  Hülsenfrüchte 

„  Kartoffel  

„  Futterkräuter  

„  Futterhackfrüchte  . 
„  Handelsgewächse  . 
„   Kraut  und  Gemüse  .    .  . 


1865 — t8"o  1896 — 1903 

319970  301 100 

79670  87620 

290000  329960 

73170  81310 

31010  15*30 


Wein 


2760  2470 
21620  19570. 
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Steuergesetzgebung  verlangten,  weil  der  Schutz  von  40  M.  gegen 
die  ausländische  Einfuhr  ungenügend  sei;  im  Reichstag  selbst 
wurden  Anträge  eingebracht,  so  von  den  Pfälzer  Abgeordneten 
Menzer  und  Clemm,  die  von  der  Regierung  eine  Erhöhung  des 
Zolls  von  85  auf  125  M.  pro  Zentner  verlangten,  oder  statt  dessen 
oder  gleichzeitig  damit  eine  Herabsetzung  der  Steuer.  Die 
Regierung  lehnte  1891  in  ausführlicher  Begründung  ab,  eine 
Aenderung  der  Steuergesetzgebung  vorzunehmen,  weil  die  Sätze 
von  1879  allen  Verhältnissen  in  der  rechten  Weise  Rechnung 
getragen  hätten  und  weil,  soweit  der  Tabakbau  zurückgegangen 
sei,  das  auf  andere  Gründe  zurückzuführen  sei. 

An  sich  war  es  ja  erklärlich,  daß  man  die  Steuergesetz- 
gebung für  den  Rückgang  des  Tabakbaus  verantwortlich  machte, 
denn  augenscheinlich  setzt  er  ja  just  mit  Inkrafttreten  der  neuen 
Steuer  ein.    Die  Anbaufläche  betrug  im  deutschen  Zollgebiet: 

1871  — 1880  .  .  22561  ha 
1881  — 1890  .    .    20904  ha. 

Diese  Ziffern  sind  zunächst  noch  in  einem  richtig  zu  stellen.  In 
den  70er  Jahren  vermehrte  nämlich  Elsaß  mit  seinem  Anbau  die 
Fläche,  die  in  Deutschland  mit  Tabak  bebaut  wurde,  außer- 
ordentlich. Der  elsäßer  Tabak  war  aber  in  Deutschland  nicht 
völlig  verwendbar,  so  daß  also  der  Rückgang  seit  den  70  er  Jahren 
zum  Teil  auf  das  Konto  Elsaß-Lothringens  zu  setzen  ist.  In  der 
Tat  ging  hier  der  Anbau  auch  am  meisten  zurück.    Er  betrug: 

1871  — 1880    .    .    6534  ha 

l88l  —  189O  .  .  5720  :o 
I9OI  I9O5       .      .      3668  » 

Aber  auch  der  Anbau  des  übrigen  Deutschlands  ohne  Elsaß 
ging  zurück.    Er  betrug: 

1861  — 1870  .  .  19206  ha 

187 1  — 1880  .  .  19408  > 

1 881 -1890  .  .  18535  » 

189 1 1900  .  .  16400  » 

1901  — 1905  .  .  14844  > 

Wir  sehen  also  von  1861  bis  1880  ein  Gleichbleiben  der  mit 
Tabak  bebauten  Fläche,  von  hier  an  beginnt  ununterbrochen  der 
Rückgang,  der   1881  — 1890  gegen   1871  — 1880  bereits  900  ha 
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beträgt.  Der  Rückgang  im  Tabakbau,  auch  in  den  Erntemengen, 
selbst  bei  Außerachtlassung  von  Elsaß,  kann  also  nicht  geleugnet 
werden.  Aber  er  trat  nicht  ein  infolge  einer  geringeren  Ren- 
tabilität des  Tabakbaus  oder  einer  Herabdrückung  der  Preise. 
Es  war  deshalb  auch  eine  falsche  Begründung,  mit  der  unsere 
Bauern  in  den  8oer  Jahren  einen  erhöhten  Schutzzoll  für  Tabak 
verlangten  und  noch  heute  verlangen.  Die  Gründe  für  die 
geringen  Ernteerträge  liegen  vielmehr  an  anderer  Stelle. 

Die  Argumentation  der  Gegner  des  Steuergesetzes  von  1819 
war  etwa  folgende: 

Das  Steuergesetz  von  1879  brachte  für  inländischen  Tabak 
an  Stelle  der  bis  dahin  bestehenden  Flächensteuer,  welche  den 
Doppelzentner  Tabak  ungefähr  mit  5  M.  belastete,  eine  Gewichts- 
steuer von  45  M.  auf  die  gleiche  Menge  fermentierten  Tabak; 
sie  erhöhte  also  die  Belastung  um  800%,  während  der  Zoll  von 
24  M.  auf  nur  85  M.,  d.  h.  nur  um  254%  erhöht  wurde. 

Darin  sah  man  eine  Benachteiligung  des  inländischen  Tabaks 
gegenüber  dem  ausländischen  Tabak.  Man  sagte  weiter,  die 
Spannung  zwischen  Steuer  und  Zoll  sei  zu  gering,  40  M.  Unter- 
schied gewähre  keinen  genügenden  Schutz.  Gegen  den  Einwand 
ist  geltend  zu  machen,  daß  die  günstige  oder  ungünstige  Wirkung 
der  Steuer  nicht  an  ihrer  prozentualen  Steigerung  gemessen 
werden  kann,  sondern  daran:  Wie  hoch  ist  der  Tabak  im  Ver- 
hältnis zu  seinem  Wert  belastet.  Eine  kurze  Berechnung  zeigt 
uns,  daß  der  inländische  Tabak  in  Wirklichkeit  nicht  höher  be- 
lastet ist,  als  der  überseeische. 

Von  den  überseeischen  Tabaken  kommt  hauptsächlich  als 
Konkurrenz  für  den  pfälzer  Tabak  in  Betracht  der  Javatabak.  Die 
Preise  für  pfälzer  Umblatt  mit  Einlage  waren  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1901 — 1905  93,50  M.  pro  Doppelzentner;  die  gleiche 
Menge  Javatabak  kostete  in  den  Einschreibungen  in  Holland 
durchschnittlich  53,90  fl.  =  91,65  M.  Hierbei  muß  indessen  be- 
rücksichtigt werden,  daß  die  Preise  für  pfälzer  Tabak  notiert 
werden  als  Preise,  die  der  Händler  vom  Fabrikanten  erhält,  während 
die  in  den  holländischen  Einschreibungen  notierten  die  von  dem 
Händler  selbst  beim  Einkauf  gezahlten  sind.  Um  beide  vergleich- 
bar zu  machen,  müssen  wir  die  Preise  für  Javatabak  um  die 
Unkosten  und  den  Gewinn  des  Händlers  erhöhen,  wofür  ein  Auf- 
schlag von  20  %  auf  keinen  Fall  zu  hoch,  eher  zu  niedrig  ge- 
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griffen  sein  dürfte1.  Wir  müssen  also  den  Preis  für  Javatabak 
um  18,32  M.  erhöhen.    Dann  erhalten  wir: 

Preis  für  pfälzer  Umblatt  mit  Einlage    93,50  M. 

>      »   Javatabak  109.95  » 

Die  Steuer-  bezw.  Zollbelastung  ist  demnach  bei 

pfälzer  45  M.  von   93,50  M.  =  48,10%, 
Java     85    »      »    110,—    »    =  77,25  * 

Der  Javatabak  ist  also  bedeutend  mehr  belastet  als  der 
pfälzer  Tabak.  Und  selbst  wenn  man  entgegenhält,  daß  der 
Javatabak  durch  sein  geringes  Blattgewicht  und  günstige  Deck- 
fähigkeit vor  dem  pfälzer  im  Vorteil  sei,  so  ist  die  Differenz 
eine  so  große  zuungunsten  des  Javatabaks,  daß  sie  nicht  durch 
diesen  Vorteil  aufgehoben  wird. 

Nimmt  man  entsprechend  wertvollere  ausländische  Tabake, 
etwa  Sumatra,  zum  Vergleiche,  so  kann  man  allerdings  ausrechnen, 
daß  er  geringer  belastet  ist  als  der  deutsche  Tabak.  Aber  diese 
Art  Vergleich  ist  nicht  stichhaltig,  denn  Sumatratabak  tritt  über- 
haupt nicht  in  Konkurrenz  zum  pfälzer,  da  dieser  als  Deckblatt 
gar  nicht  verwendet  werden  kann. 

Und  nicht  nur  relativ,  auch  absolut  stellt  sich  der  Preis  für 
pfälzer  Tabak  viel  günstiger  als  für  Java.  Mit  Steuer  bezw.  Zoll 
stellt  er  sich  durchschnittlich  für 

pfälzer  Tabak  auf    .    .    138,50  M. 
Javatabak  »      .    .    195,—  » 

In  besonders  günstigen  Jahren  mag  der  Preis  für  Javatabak 
so  tief  sinken,  daß  er,  vor  allem  den  pfälzer  Schneidtabaken, 
starke  Konkurrenz  macht,  aber  diese  Jahre  sind  doch  verhältnis- 
mäßig selten2. 

Es  bleibt  als  Ergebnis,  daß  die  Preisverhältnisse  für  den 
pfälzer  Tabak  gegenüber  dem  überseeischen  Tabak  durch  das 
geltende  Steuergesetz  von  1879  sich  nicht  ungünstig  gestaltet 
haben 3.    Ja  gegenüber  dem  vor  1879  durch  das  Gesetz  von  1868 

1  Den  gleichen  Aufschlag  machen  zwei  genaue  Kenner  der  Tabakbranche, 
Lewinstcin,  die  deutsche  Tabakindustrie,  S.  164,  Lißner,  die  deutsche  Tabakstcuer- 
frage,  S.  161. 

1  Unter  dein  von  uns  angenommenen  Durchschnittspreis  von  53.90  fl.  stand 
der  Javatabak  nur  1890,  1899,  1901,  1902;  vgl.  Tab.  lob. 

3  Zu  dem  gleichen  Ergebnis  auf  anderm  Wege  kommt  Lißner,  a.  a.  O.  S.  50  ff. 
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geschaffenen  Zustand,  wonach  der  heimische  Tabak  pro  Doppel- 
zentner nur  einen  Schutz  von  19—20  M.  genoß,  hat  er  sich  auf 
das  Doppelte,  auf  40  M.  erhöht.  Und  der  beste  Beweis  für 
unsere  Behauptung  wird  durch  die  Tatsache  erbracht,  daß  die 
verhältnismäßige  Verwendung  von  deutschem  Tabak  in  Deutsch- 
land nur  wenig  abgenommen  hat  und  dieses  Wenig  findet  in 
andern  Ursachen  wieder  seine  Erklärung. 

Ehe  wir  hierauf  eingehen,  müssen  wir  zunächst  die  tatsäch- 
liche Entwicklung  der  deutschen  Tabakproduktion  kurz  betrachten : 

Die  Anbaufläche  für  Tabak  in  Deutschland  betrug: 

1871  — 1880    .    .    22  561  ha 
1 89 1  - 1900    .    .    17  785  » 

Abnahme:    4  776  ha    =  22%. 

Der  jährliche  Ertrag  an  trockenen  dachreifen  Tabakblättern  da- 
gegen betrug: 

1 871  — 1880    .    .    38726  Tonnen 
i8y  1  —  1900    .    .    37310  » 

Abnahme:  1416  Tonnen  =  3,6%. 

Einer  sehr  starken  Abnahme  der  Anbaufläche  steht  also  nur 
eine  geringe  des  tatsächlichen  Ernteertrages  gegenüber.  Um 
eine  ungünstige  Wirkung  der  Steuergesetzgebung  zu  beweisen, 
darf  man  aber  nicht  die  angebaute  Fläche,  sondern  muß  den 
Ernteertrag  als  Grundlage  benutzen  und  hierbei  kommt  man  zu 
einem  andern  Ergebnis.  Dieser  bei  starker  Abnahme  der  ange- 
bauten Fläche  fast  gleich  bleibende  Ertrag  wurde  erreicht  durch 
eine  fortdauernde  Steigerung  der  Intensität  im  Anbau.  Der  Er- 
trag an  trockenen  Tabakblättern  war  durchschnittlich  vom  Hektar: 

1861-1870  .  .  14,7  dz 

1 87  1  — 1880  .  .  17,1 

1881  — 1890  .  .  19,6  » 

1891  — 1900  .  .  2I.O  ; 

1 901— 1905  .  .  21,9  s 

Wir  haben  also  das  Ergebnis,  daß  die  Erntemenge  deutschen 
Tabaks  seit  1870  nicht  übermäßig  zurückgegangen  ist.  Um  ein 
endgültiges  Urteil  zu  gewinnen,  müssen  wir  aber  noch  vergleichen, 
wie  sich  die  Verwendung  inländischen  Tabaks  im  Inland  allein 
seit  den  70er  Jahren  gestaltet  hat,  d.  h.  wir  müssen  untersuchen, 
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wie  groß  die  im  Inland  zur  Verarbeitung  bleibende  Menge  in- 
ländischen Tabaks  nach  Abzug  des  Exports  ist.  Dieser  hat  nun 
eine  auffallende  Veränderung  durchgemacht,  er  ist  auf  ein  Minimum 
zurückgegangen.    Er  betrug: 

187  i  — 1880  durchschnitt!  44698  dz 
1891  — 1900  »  8385  » 

Das  entspricht  einem  Anteil  an  der  Ernte  von  i4,4°/0  bezw.  2,7  %! 

Es  bleiben  also  von  der  Ernte  übrig  für  den  inländischen 
Verbrauch 

1871 — 1880    .    .    265105  dz 
1891  — 1900    .    .    290095  » 
d.  i.  ein  Mehr  von  27000  dz! 

Im  Jahrfünft  1 901  — 1906  fand  allerdings  ein  Rückgang  im 
Ernteertrag  statt;  dieser  betrug  nur  278797  dz;  aber  nach  Ab- 
zug eines  Exports  von  6  846  dz  verbleiben  immer  noch  271  951  dz 
für  den  inländischen  Verbrauch,  also  gegen  das  Jahrzehnt  187 1 
bis  1880  noch  eine  Zunahme  von  6846  dz. 

Es  kann  also  keine  Rede  davon  sein,  daß  gegen  das  Jahr- 
zehnt 1871  — 1880  infolge  der  durch  das  79  er  Gesetz  geschaffenen 
veränderten  Stellung  zu  der  ausländischen  Konkurrenz  der  inlän- 
dische Tabak  vom  Markt  im  Inland  zurückgedrängt  worden  sei. 

Indessen  ist  dem  gegenüber  darauf  hinzuweisen,  daß  die 
Einfuhr  ausländischer  Tabake  in  das  deutsche  Zollgebiet  in  der 
gleichen  Zeit  ganz  bedeutend  mehr  gewachsen  ist,  daß  also  an 
der  Konsumsteigerung  der  inländische  Tabak  nicht  den  gleichen 
Anteil  genommen  hat,  wie  der  ausländische. 

Wir  müssen  dabei  zum  Vergleich  für  die  70er  Jahre  eine 
längere  Periode  wählen,  um  die  richtigen  Durchschnittsziffern  zu 
erhalten.  Denn  infolge  der  Steuerpläne  der  Jahre  1877—1879 
wurden  in  diesen  Jahren  übergroße  Mengen  ausländischen  Tabaks 
eingeführt,  um  die  alten  niedrigen  Zollsätze  noch  auszunützen,  so 
daß  man  für  beinahe  6  Jahre  mit  Vorrat  versorgt  war1.  Anfangs 
der  80er  Jahre  fand  also  nur  ein  anormal  geringer  Import  statt, 
der  der  70er  Jahre  übertraf  aber  umsomehr  das  Durchschnittsmaß, 
als  schon  Anfang  der  70er  Jahre  infolge  des  Krieges  alle  Lager 

1  Der  Abg.  Kopfer  (Tabakhändlcr  in  Mannheim)  gab  in  der  Reichstagssitzung 
v.  7.  Juli  1879  bei  der  Debatte  über  die  Nachversteuerung  des  Tabaks  die  Spekulations- 
zufuhren als  für  5 — 6  Jahre  ausreichend  an.    Vgl.  auch  Lißner  S.  42. 
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entblößt  waren,  und  deshalb  große  Käufe  stattfanden,  eine  Tendenz, 
die  noch  gesteigert  wurde,  weil  neben  der  allgemeinen  Speku- 
lationsstimmung der  damaligen  Zeit  die  Tabaksteuerpläne  der 
Regierung  1872/73  noch  zu  größeren  Spekulationskäufen  anregte. 
Es  betrug  die  Einfuhr  von  Tabakblättern  und  Stengeln 

1872/73    .    .     767  000  dz 

1877/78    .    .      766000  » 

1878/79    .    .    1 000  300  * 
Die  nächsten  fünf  Jahre  stand  die  Einfuhr  dann  weit  unter  dem 
Durschschnitt  selbst  der  60er  Jahre.    Sie  betrug  z.  B.  1879/80 
nur  120000  dz.    Erst  1884/85  war  die  normale  Höhe  der  60  er 
Jahre  mit  359000  dz  erreicht. 

Diese  großen  Spekulationszufuhren  legten  den  Gedanken  nahe, 
einerseits  um  dem  Reich  für  die  nächsten  Jahre  einen  großen 
Teil  seiner  Einnahmen  aus  dem  Tabak  nicht  entgehen  zu  lassen, 
anderseits  um  den  inländischen  Tabakbau  nicht  unter  der  Kon- 
kurrenz billig  importierter  Tabake  zu  sehr  leiden  zu  lassen,  weil 
der  inländische  Tabak  ja  sofort  unter  die  erhöhten  Steuersätze 
gestellt  werden  sollte,  allen  vorrätigen  Tabak  mit  einer  Nach- 
steuer zu  belegen.  Dagegen  erhob  sich  eine  große  Opposition, 
die  umso  gewichtiger  war,  als  sich  der  bedeutende  Heidelberger 
Staatsrechtslehrer  Bluntschli  mit  einer  theoretischen  Schrift  gegen 
die  Zulässigkeit  einer  Nachversteuerung  erklärte.  Anstelle  einer 
Nachversteuerung  des  ausländischen  Tabaks  wurde  dann  fest- 
gesetzt, daß  der  inländische  Tabak  nicht  sofort  mit  der  ganzen 
Steuer  getroffen  werden  sollte,  sondern  im  1.  Jahr  noch  mit  der 
alten  Flächensteuer,  im  2.  mit  einer  Gewichtssteuer  von  20  M., 
im  3.  von  30  M.,  und  erst  im  4.  Jahre  dem  neuen  Satz  von 
45  M.  pro  Doppelzentner. 

Die  Folge  war,  daß  das  Reich  für  einige  Jahre  noch  auf 
seine  erhöhten  Einkünfte  verzichten  mußte,  und  daß  wie  vorher 
im  Import  so  jetzt  im  inländischen  Tabakbau  zur  Ausnützung 
der  günstigen  Bestimmungen  ein  Spekulationstabakbau  von  un- 
geahnter Größe  einsetzte,  daß  die  Zahl  der  Tabakpflanzer  stieg 
von  159000  auf  221000,  auf  246000.  Wer  nur  immer  konnte, 
baute  Tabak,  die  Preise,  die  erzielt  wurden,  gaben  dabei  dem 
Pflanzer  einen  außergewöhnlichen  Verdienst.  Hier  liegt  auch 
mit  ein  Grund,  daß  die  Landwirte  sich  so  lange  über  eine  un- 
günstige Wirkung  des  1879er  Steuergesetzes  beklagten.  Der 
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Pflanzer  meinte,  es  müsse  immer  so  bleiben  und  als  der  Rück- 
schlag, der  ja  eintreten  mußte,  kam,  da  beklagte  er  sich  über 
die  ungünstige  Wirkung  des  Gesetzes,  dem  er  die  Schuld  an 
dem  Rückgang  zuschrieb.  Und  ganz  ungerechtfertigt,  allerdings 
in  anderem  Sinne  als  der  Bauer  meinte,  war  der  Vorwurf  nicht, 
denn  nur  die  Übergangsbestimmungen  hatten  den  Aufschwung 
des  Tabakbaus  und  den  Gewinn,  den  er  in  diesen  Jahren  abwarf, 
hervorgerufen,  mit  dem  dann  die  Landwirte  die  folgenden  mageren 
Jahre,  die  den  fetten  folgen  mußten,  in  Vergleich  setzen  konnten. 

Nehmen  wir  deshalb  zum  Vergleich  den  Durchschnitt  der 
ganzen  Periode  von  1870—1885,  denn  in  langen  Perioden  gleichen 
sich  die  Schwankungen  der  einzelnen  Jahre  aus.1 

Die  Einfuhr  von  fabrikationsreifem  Tabak  betrug,  um  das 
noch  vorwegzunehmen: 

1861  — 1870    .    .    331  548  dz, 

1871  — 1885    .    .    441 465  » 

1886— 1895    .    .    479698  * 

1896 — 1905  .  .  626854  » 
Die  Einfuhr  weist  also  eine  konstante  Steigerung  auf.  Vergleichen 
wir  nun  den  in  den  entsprechenden  Zeitabschnitten  neben  dem 
ausländischen  Tabak  in  der  deutschen  Fabrikation  zur  Verarbeitung 
gelangten  inländischen  Tabak  hiermit,  so  erhalten  wir  folgendes 
interessante  Bild: 


Es  betrug  durchschnittlich: 


Produktion  von 
fabrikationsreifem 
Tabak  in  Deutsch- 
land abzügl.  Export 

Einfuhr  von 
fabrikationsreifem 
Tabak 

Zusammen 

Anteil  des  in- 
länd.Tabaksan 
dem  Verbrauch 
im  Inland 

1861- 

1870 

161  042  dz 

33 1  549  dz 

492  591  dz 

32,7  /o 

187 1  — 

1885 

285261  » 

441  466  » 

726727  » 

39*2  » 

1886— 

1895 

284929  » 

479699  » 

764628  * 

37.2  * 

1896— 

1905 

285  965  s 

626855  » 

912  820  » 

3L3  » 

Also  1861  —  1870  ein  Anteil  von  32,7  %,  heute  von  31,3%,  d.i. 
ein  Rückgang  um  i72%!    D.  h.  in  dem  gleichen  Verhältnis  wie 


1  Lißncr  wählt  für  seine  Konsumberechnung  ebenfalls  diese  großen  Perioden, 
wird  aber  deshalb  jetzt  von  den  Tabaksteuergegnern  heftig  angegriffen.  Vgl.  Lißncr, 
Zur  Klärung  tabaksteuerlicher  Streitfragen  (Leipzig  1908).  Wir  können  uns  den  Dar- 
legungen Lißners  auch  in  unserem  Fall  völlig  anschließen. 
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vor  40  Jahren  werden  heute  wieder  inländischer  und  ausländischer 
Tabak  verwandt.  Allerdings  weist  die  dazwischen  liegende  Periode 
eine  etwas  höhere  Verwendung  des  inländischen  Tabaks  von  3g  °/0 
bezw.  37  %  auf. 

Nun  ist  natürlich  zuzugeben,  daß  die  Zeit  vor  1870  eigentlich 
keinen  richtigen  Maßstab  abgibt  für  den  Vergleich  mit  der  Zeit 
nachher.  Denn  gerade  für  den  Tabakbau  war  die  Rückgewinnung 
Elsaß-Lothringens  äußerst  bedeutungsvoll,  weil  dort  ein  ausge- 
dehnter Anbau  bestand,  der  die  inländische  Tabakmenge  um  l/5 
erhöhte.  Von  38701  Tonnen  dachreifen  Tabaks  in  der  Periode 
187 1  —  1880  wuchsen  in  Elsaß  6534  Tonnen.  Man  muß  also 
sagen,  wenn  in  den  70er  Jahren  trotz  des  Zuwachses  durch 
Elsaß-Lothringen  39,2  %  des  Bedarfs  der  inländischen  Fabrikation 
an  Rohtabak  vom  Inland  gedeckt  wurden,  so  müßte  eigentlich 
auch  heute  noch  der  gleiche  Anteil  gedeckt  werden.  Wir  sehen 
aber,  daß,  selbst  wenn  wir  die  außergewöhnliche  Periode  bis 
1885  außer  Betracht  lassen,  seitdem  eine  ganz  bedeutende  Ver- 
änderung in  dem  Verwendungsverhältnis  von  in-  und  ausländischem 
Tabak  eingetreten  ist  zuungunsten  des  ersteren. 

Sein  Anteil  fiel  von 

1886— 1895  mit  37,2  % 
bis  1896—1905  auf  31,3  * 

oder  während  die  Verwendung  von  inländischem  Tabak  an  Menge 
gleich  geblieben  ist,  hat  sich  die  von  ausländischem  Tabak  um 
148 192  dz  =  19,4%  vermehrt,  d.  h.  an  der  ganzen  Konsum- 
steigerung hat  der  inländische  Tabak  seit  den  70er  Jahren  keinen 
Anteil  genommen.  Wenn  man  also  selbst  annehmen  wollte,  daß 
die  elsässer  Pflanzer  nur  aus  alter  Gewohnheit  zunächst  am  Tabak- 
bau festhielten,  daß  also  unter  entsprechendem  Preisdruck  mehr 
inländischer  Tabak  auf  den  Markt  kam,  als  er  in  normalen  Zeiten 
aufzunehmen  in  der  Lage  ist,  so  mußte  er  sich  bis  Mitte  der 
80  er  Jahre  doch  bereits  angepaßt  haben.  Für  die  Jahre  1886 
bis  1888  allerdings  könnte  man  wieder  eine  Überschwemmung 
des  inländischen  Markts  mit  außergewöhnlichem  hohen  Angebot 
annehmen,  denn  der  elsässische  Tabakbau,  der  noch  auf  die  großen 
Exporte  nach  Frankreich  sich  eingerichtet  hatte,  verlor  1885  un- 
erwartet diesen  Export.  Es  wurden  nach  Frankreich  exportiert 
noch  im  Erntejahr: 
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1884  85  2636g  dz,  im  nächsten  Jahre  aber 

1885/86  291  » 
1886/87  934  * 
1887/88        765  » 

Der  elsässische  Tabakbau,  der  wohl  nur  an  einen  vorüber- 
gehenden Verlust  glaubte,  schränkte  seinen  Tabakbau  aber  nicht 
sofort  ein.    Es  wurden  mit  Tabak  bepflanzt: 

1885/86    .    .    2404  ha, 
1886/87    .    .    2561  t 
1887/88    .    .    2336  » 

Erst  1888/89  scheint  man  sich,  wohl  von  dem  entsprechenden 
Rückgang  der  Preise  endlich  gezwungen,  in  die  neuen  Verhält- 
nisse eingefunden  zu  haben.  1888/89  betrug  die  Anbaufläche 
nur  noch  1543  ha,  eine  Größe,  von  der  sie  noch  weiter  zurück- 
gegangen ist,  zeitweise  bis  nahezu  1100  ha;  sie  beträgt  heute 
(1906/07)  1316  ha.  Aber  auch  wenn  wir  diese  Jahre  außer  Acht 
lassen,  so  kommen  wir  für  die  8  Jahre  1888/89 — '895/96  zu  dem 
Ergebnis,  daß  von  776791  dz  durchschnittlichem  Rohtabakgebrauch 
für  die  Fabrikation 

286  226  dz,  d.  h.  36,8  % 

inländischer  Tabak  waren.  Wir  kommen  also  nicht  über  die 
Tatsache  hinweg,  daß  in  den  letzten  20—30  Jahren  im  Verhältnis 
weniger  inländischer  Tabak  verwendet  wird  als  vorher.  Wohl- 
gemerkt nur  »verhältnismäßige  weniger.  Von  einer  absoluten 
Abnahme  können  wir  nur  im  Vergleich  zu  den  80  er  und  90er 
Jahren  sprechen.  Hier  kommt  ein  Einfluß  der  Steuergesetzgebung 
aber  nicht  mehr  in  Frage,  es  handelt  sich  jetzt  vielmehr  nur  noch 
um  die  Konkurrenz  des  überseeischen  Tabaks  als  solche. 

Wir  haben  jetzt  also  zu  untersuchen,  worauf  ist  die  ver- 
hältnismäßige und  seit  den  80 er  Jahren  auch  absolute  Minder- 
verwendung von  deutschem  Tabak  zurückzuführen? 

Der  Lösung  dieser  Frage  werden  wir  näher  kommen,  wenn 
wir  den  Tabakbau  Deutschlands  nicht  als  Ganzes,  sondern  die 
Entwicklung  der  einzelnen  Anbaudistrikte  für  sich  betrachten. 
Wir  erhalten  nämlich  hierbei  das  interessante  Ergebniß,  daß  nicht 
alle  Gebiete  einen  Rückgang  haben,  sondern  nur  einige,  daß 
andere  dagegen  sogar  eine  nicht  unbedeutende  Vermehrung  haben. 
Die  Distrikte,  die  einen  Rückgang  aufweisen,  bauen  hauptsächlich 
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Schneidguttabake,  die  in  der  Rauch-,  Kau-  und  Schnupftabak- 
fabrikation verwandt  werden,  die  fortschreitenden  dagegen  Zigarren- 
tabake, und  diese  Verschiedenartigkeit  legt  den  Gedanken  nahe, 
daß  wir  in  der  Entwicklung  der  Fabrikation  wohl  einen  Be- 
wegungsgrund für  die  Entwicklung  des  Tabakbaus  zu  suchen 
haben1.  Die  heute  Zigarrentabak  produzierenden  Gegenden 
Deutschlands  sind  das  badische  Oberland  und  Uckermark-Oder- 
mündung; Schneidguttabak  wächst  hauptsächlich  in  der  Pfalz, 
Elsaß  und  Nürnberg-Fürth. 

Es  betrug  nun  die  Anbaufläche  im  Jahrzent: 

1871  — 1880      1891  — 1900     Zu- bezw.  Abnahme 

Bad.  Oberland    ....  2857  ha  4678  ha  63,7  % 

Uckermark- Odermündung  2908  »  3551   >  +22,1  » 

Pfalz   8916  *  5374  »  —  39,7  » 

Elsaß-Lothringen.    .    .    .  3153   »  1385   »  —56,1  * 

Nürnberg-Fürth  ....  866  »  400  »  —  53,8  » 

Der  Anteil  der  Zigarrentabake  bauenden  Gegenden  war 
darnach: 

1871  — 1880     1891 — 1900 
Bad.  Oberland  u*  Uckermark  .    .    .     5  765  ha      8  229  ha 

Deutsches  Zollgebiet  22561   »      1 7  785  » 

Anteil  jener  am  gesamten  Tabakbau       25,5  %        46,3  %• 

Die  gleiche  Entwicklung  zeigt  auch  der  Ernteertrag:  er 
betrug  in  Tonnen: 

1871  — 1880    1891  — 1900  Zu«  bezw.  Abnahme 

Bad.  Oberland  u.  Uckermark     8300         16998  -1-8698 
Pfalz-Elsaß-Nürnberg  .    .    .    22200         14836         —  7364. 

Die  Zunahme  bei  jenen  betrug  also  104,8%,  d.  i.  mehr 
als  eine  Verdoppelung  der  Erntemenge,  während  in  diesen  ein 
Rückgang  von  33,1  %  =  73  stattfand. 


•  Die  Behauptung  Lissners  (S.  152),  daß  die  Regierung  es  unterlassen  habe, 
auf  diese  verschiedenartige  Entwicklung  hinzuweisen,  entpricht  nicht  ganz  der  Wirk- 
lichkeit. Die  Denkschrift  z.  B.,  in  der  sie  189  t  ablehnte,  eine  Änderung  der  Tabak- 
besteuerung zugunsten  der  Pflanzer  vorzunehmen,  sowie  die  Begründung  zum  Tebak- 
steuergesetzentwurf  von  1905  enthalten  ausdrücklich  den  Hinweis,  daß  nur  die 
Schneidgutlabakc  bauenden  Orte  und  Gegenden  in  mißlicher  Lage  sich  befänden,  die 
dagegen,  die  Zigarrentabake  pflanzten,  in  günstiger  Lage. 
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Der  Anteil  der  Zigarrentabak  bauenden  Gebiete  an  der 
Reichsernte  war 

1 87 1  — 1880  nur  21,4%, 
1901 — 1905  aber  48  %! 

Welches  Bild  zeigt  demgegenüber  nun  die  Entwicklung  der 
deutschen  Tabakfabrikation? 

Während  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  die  Rauch-, 
Kau-  und  Schnupftabakfabrikation  der  fast  ausschließliche  Ab- 
nehmer inländischer  Tabake  war,  kam  jetzt  die  Zigarren industrie, 
besonders  die  badische  als  Abnehmer  neben  ihr  auf.  Die  Spezialität 
dieser  war  die  Herstellung  billiger  Zigarren,  für  die  sie  einen 
großen  Absatz  in  Nordamerika  fand.  Diese  Zigarren  wurden 
vollständig  aus  inländischem,  pfälzer  Tabak  hergestellt,  der  den 
Vorteil  hatte,  dem  Havannatabak  ähnlich  zu  sehen,  wobei  man 
auch  die  Form  der  Zigarre  der  der  Havannazigarre  nachbildete. 
Die  Zigarren fabrikation  in  Baden  nahm  in  kurzer  Zeit  einen 
riesigen  Aufschwung.  Durch  die»  gesteigerte  Nachfrage  nahm 
der  Tabakbau  in  Baden  ebenfalls  außerordentlich  zu,  zumal  ja 
auch  das  Zigarrendeckblatt  aus  pfälzer  Tabak  hergestellt  und  für 
dieses  außerordentlich  hohe  Preise  gezahlt  wurden.  Den  starken 
Aufschwung  der  badischen  Zigarrenindustrie  gibt  folgende  kleine 
Tabelle  deutlich  wieder.1    Es  gab  in  Baden: 


Betriebe : 

Arbeiter: 

1834 

24 

51O 

1837 

26 

534 

1842 

28 

614 

1861 

172 

3  592 

1874 

232 

11  749 

1882 

375 

18  737 

1895 

567 

28634 

1905 

753 

35  721. 

Aber  Anfang  der  60  er  Jahre  ging  das  amerikanische  Export- 
gebiet für  die  billigen  pfälzer  Zigarren  verloren  und  damit  hörte 
auch  die  große  Nachfrage  nach  pfälzer  Zigarrentabaken  auf.  Der 
Tabakbau  erreichte  an  Ausdehnung  1857  seinen  Höhepunkt. 
Von  12000  badischen  Morgen  im  Jahre  1843  war  die  angebaute 


1  Bittmann,  Hausindustrie  und  Heimarbeit  in  Baden  1907,  S.  681. 
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Fläche  bis  1855  auf  17939,  1857  auf  26689  Morgen  gestiegen; 
der  Ernteertrag  war  1857  278027  Ztr.  Tabak,  gegenüber  einer 
Ernte  im  Jahre  1905/06  von  286500  Ztr.;  also  1857  beinahe  eben- 
soviel wie  heute.  Ja  die  Anbaufläche  war,  da  der  Tabakbau 
damals  nicht  so  intensiv  betrieben  wurde  wie  heute,  bedeutend 
größer,  9608  ha:  1857  gegen  5816  ha:  1905/06. 

Die  badische  Zigarrenfabrikation1  verstand  es  bald,  für  das 
verlorene  Absatzgebiet  ein  neues  zu  gewinnen,  sie  trat  in  einen 
erhöhten  Konkurrenzkampf  zu  der  übrigen  deutschen  Zigarren- 
industrie,  vor  allem  der  Westfalens,  und  dank  den  billigen  Arbeits- 
löhnen, die  ihr,  vor  allem  durch  die  landwirtschaftlichen  Besitz- 
und  Betriebsverhältnisse  hier  zur  Verfügung  standen,  gelang  es 
ihr  bald,  die  Herstellung  der  billigeren  Zigarren  für  Deutschland 
immer  mehr  für  sich  zu  gewinnen.  Die  übrigen  Industriegebiete 
mit  höheren  Löhnen  mußten  sich  auf  die  Herstellung  der  ent- 
sprechend teureren  Zigarren  beschränken. 

Aber  nicht  nur  die  badische  Zigarrenindustrie  entwickelte 
sich  so  stark,  auch  die  ganze  deutsche  Zigarrenindustrie.  Denn 
während  sich  anfangs  die  Zigarre  nur  eines  kleinen  Raucherkreises 
erfreute  und  ein  Luxus  der  Reicheren  war,  nahm  ihr  Konsum 
teils  wegen  der  billiger  werdenden  Herstellung,  teils  begünstigt 
durch  den  steigenden  Wohlstand,  seit  der  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  immer  mehr  zu.  Wenn  daneben  auch  der  Genuß 
des  Tabaks  in  anderer  Form  ebenfalls  noch  einen  steigenden 
Verbrauch  erfuhr,  so  trat  hierin  seit  den  70  er  Jahren  ein  Still- 
stand ein. 

Der  Verbrauch  der  Zigarren  dagegen  nahm  weiter  ständig 
zu,  wobei  sie  in  neuester  Zeit  nur  durch  die  Zigarette  noch  über- 
troffen wird. 

Folgende  Zahlen  verdeutlichen  die  Entwicklung,  die  der 
Tabakkonsum  Deutschlands  in  den  letzten  30  Jahren  genommen  hat2: 


«  Vgl.  Handbuch  der  Wirtschaftskunde,  1904,  Bd.  III,  Artikel  »Tabakindustrie« 
von  Jaffe. 

a  Die  Zahlen  für  1875  beziehen  sich  auf  die  in  Gehilfen  betrieben  hergestellten 
Fabrikate  und  sind  entnommen  dem  Bericht  der  Tabakenquctekommission  S.  5<>  57; 
die  Zahlen  für  1903  sind  die  vom  deutschen  Tabak  verein  in  der  Produktionsstatistik 
für  1903  gefundenen,  zitiert  von  Schlossmacher  in  Halle,  Weltwirtschaft  1906,  II.  S.  193. 
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Es  wurden  hergestellt: 


18-5 


1903 
545600  Ztr. 
91300  » 


1.  Rauchtabak 

2.  Schnupftabak 

3.  Kautabak  . 

4.  Zigarren 

5.  Zigaretten 


•5233679  Mille 


.  726561  Ztr. 
•    1 1 7  9°3  » 


152444 


53964  » 


7384000  Mille 
3200000  » 


100000 


Der  Konsum  von  Rauchtabak  nahm  also  ab  um  25%,  der  von 
Schnupftabak  um  2  2,4°/0,  der  von  Kautabak  weist  allerdings  eine 
relativ  große  Zunahme  von  85,3%  auf,  die  indessen  absolut  keine 
große  Mehrverwendung  von  Tabak  brachte.  Zigarren  dagegen 
wurden  mehr  produziert  1903  gegen  1875  41,1%  =  2  15032 1  Mille 
mehr  und  Zigaretten  gar  um  2000%!  mehr. 

Berechnen  wir  den  für  die  einzelnen  Fabrikate  benötigten 
Rohtabakaufwand1,  so  erhalten  wir  folgendes  Bild: 

Verwendeter  Rohtabak  für 


Der  Verbrauch  an  Rohtabak  für  Rauchtabak  nahm 
also  ab  um  195395  Ztr.,  der  für  Zigarren  nahm  zu  um 
344052  Ztr. 

Nun  verlangt  die  Herstellung  der  Zigarren  aber  ganz  andere 
Tabake  als  es  die  für  die  Rauchtabakherstellung  verwandten 
sind.  Die  Mengen,  die  durch  den  Rückgang  des  Rauchtabak- 
verbrauchs freigesetzt  werden,  können  also  nicht  in  der  Zigarren- 
fabrikation benützt  werden;  weiter  aber  kann  der  Boden,  der 
Schneidguttabake  hervorbringt,  in  den  meisten  Fällen  keine 
leichten  Zigarrentabake  hervorbringen,  selbst  wenn  entsprechende 

»  Nach  der  Produktionsstatistik  des  deutschen  Tabakvereins  1903  ist  das 
Verhältnis  von  Rohmaterial  zu  Fabrikat: 

Rauchtabak    .    .     108  Ztr.    :     100  Ztr. 

Schnupftabak  .    .      70    »      :     100  » 

Kautabak  ...     115    »      :     IOO  » 

Zigarren     ...       8  kg      :        1  Mille 
Zigaretten  berücksichtigen  wir  nicht,  da  sie  nur  aus  ausländischen  Tabaken  hergestellt 
werden. 


•875 


I903 


Rauchtabak  . 
Schnupftabak  . 
Kautabak  .  . 
Zigarren     .  . 


784685  Ztr. 
82532  » 
62059  » 

837388  » 


589290  Ztr. 
63910  » 
1  r  5  000  » 
1  1 8 1 000  » 
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Samen  benützt  werden.  Auf  solchen  schweren  Böden  muß  also, 
sobald  die  Nachfrage  nachläßt,  der  Tabakbau  ganz  aufgegeben 
werden,  während  leichte  Böden,  welche  leichte  Zigarren tabake 
hervorbringen,  bei  der  steigenden  Nachfrage  in  erhöhtem  Maße 
in  Anbau  genommen  werden  könnten. 

Um  nun  genau  festzustellen,  in  welcher  Weise  sich  die 
Verwendung  des  inländischen  Tabaks  für  die  einzelnen  Fabrikations- 
arten verändert  hat,  wäre  es  nötig,  zu  wissen,  wie  viel  von  dem 
für  jedes  Fabrikat  verwandten  Rohmaterial  jeweils  inländisches, 
ausländisches  Produkt  und  Abfälle  anderer  Fabrikationszweige 
sind.  Diese  Angaben  haben  wir  aber  nur  für  1903,  nicht  für 
1875.  Wir  können  aber  auch  so  annehmen,  daß  die  Verwendung 
inländischen  Tabaks  in  der  Rauchtabakfabrikation  relativ  noch 
stärker  abgenommen  hat,  als  diese  selbst.  Denn  die  Rauchtabak- 
fabrikation verwendet  in  großem  Maße  Abfälle,  vor  allem  die 
Rippen  der  Zigarrenfabrikation.  Die  Produktionsstatistik  für  1903 
ergab  für  Rauchtabak  die  Verwendung 

ausländischer  Blätter    .    .  mit  92000  Ztr.  =  15,6% 

inländischer        »        .    .      »  209000    >    =  35,4% 

importierte  Stengel  ...     »  41000    *    =  6,9% 

Fabrikationsstengel  ...     »  226000    »    =  38»3% 

Kautabakstengel  ....     »  22000    »    =  3,8% 

Zusammen  590000  Ztr.  =  100,0% 

Also  über  73  des  Rohmaterials  besteht  aus  Rippen,  welche  die 
Rauchtabakfabrikation  von  der  Zigarrenindustrie  bezieht. 

Mit  der  großen  Zunahme  der  Zigarrenfabrikation  stieg 
natürlich  auch  die  Menge  ihrer  Abfallrippen,  wir  können  daher 
mit  Sicherheit  annehmen,  daß  in  den  70er  Jahren  weit  weniger 
Rippen  als  heute  verwendet  wurden.  Da  die  Rippen  aber 
als  Abfallprodukt  sehr  billig  sind,  so  ist  es  verständlich,  daß  sie 
dem  inländischen  Tabak  einen  Teil  seines  Absatzes  entzogen. 
Trotz  aller  Versuche,  durch  Auswalzen  z.  B.  die  Rippen  als 
Einlage  zur  Zigarren fabrikation  geeignet  zu  machen,  ist  diese  im 
großen  und  ganzen  auch  heute  noch  auf  den  Weiterverkauf 
der  Rippen  angewiesen.  Und  daß  wir  es  hier  mit  großen  Mengen 
zu  tun  haben,  geht  daraus  hervor,  daß  die  Rippe  ljA  des  Gesamt- 
gewichts des  Tabakblatts  darstellt,  daß  also  nahezu  1  4  der  von 
der  Zigarrenfabrikation  verwandten  Tabakmenge,  heute  also  über 
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225000  Ztr.,  als  Abfall  an  die  Rauchtabakfabrikation  abgegeben 
werden. 

Wir  kommen  also  zu  dem  Resultat,  daß  die  geringere  Ver- 
wendung inländischen  Tabaks  im  Inland  in  erster  Reihe  auf  die 
Änderung  der  Fabrikation  zurückzuführen  ist.  Der  Rückgang 
des  Tabakbaus  ist  infolgedessen  kein  allgemeiner,  sondern  findet 
sich  nur  dort,  wo  Rauchtabake  produziert  werden. 

Nehmen  wir  an,  daß  1875  4o°/D  des  in  der  Rauchtabak- 
fabrikation verwandten  Tabaks  deutscher  war,  und  das  durfte  auf 
keinen  Fall  zu  hoch  gegriffen  sein,  so  wurden  damals  314000  Ztr. 
inländischer  Tabak  verwandt.  Heute  sind  es  nur  noch  209000  Ztr., 
so  daß  die  Minderverwertung  105000  Ztr.  beträgt,  was  einer 
Summe  von  rund  131  500  Zt.,  d.  s.  6575  Tonnen,  dachreifen  Tabaks 
entspricht. 

Hieraus  wird  es  also  ganz  klar,  warum  gerade  die  Schneid- 
guttabake bauenden  Gebiete,  wie  die  Pfalz,  zurückgegangen  sind, 
—  der  Tabakbau  betrug  hier 

1871-1880  .    .    14586  Tonnen 
iQOi--  1905  .    .     9634  » 

Abnahme    4952  Tonnen  — 

und  warum  die  Zigarrentabake  erzeugenden  Gebiete  einen  Auf- 
schwung haben;  1903  wurden  für  Zigarren  304000  Ztr.  inländischer 
Tabak,  d.  s.  25,8°/«,  von  dem  Gesamtbedarf  für  Zigarren  verwandt, 
1875  wären  das  von  877400  Ztr.  Tabak  etwa  226300  Ztr.  gewesen. 
Die  Zunahme  beträgt  also  77700  Ztr.,  das  entspricht  einer  Menge 
dachreifen  Tabaks  von  etwa  97  150  Ztr.  oder  4857  Tonnen. 

Die  Erntemengen  im  badischen  Oberland  und  der  Uckermark 
betrugen  durchschnittlich 

1901-  1905    .    .    16723  Tonnen 
187 1  — 1880   .    .     8300  » 

Zunahme    8423  » 

In  der  Verwendung  inländischen  Tabaks  in  der  Zigarren- 
fabrikation kann  also  keinesfalls  eine  absolute  Minderverwendung 
deutschen  Tabaks  eingetreten  sein;  relativ  ja,  weil  eben  über- 
seeische Tabake  noch  mehr  verwandt  werden. 

Dieses  Ergebnis  ist  von  großer  realpolitischer  Bedeutung, 
denn  da  über  kurz  oder  lang  die  Reichsregierung  zur  Erhöhung 
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ihrer  Einnahmen  zweifellos  die  Einnahmen  aus  der  Belastung  des 
Tabaks  in  verstärktem  Maße  heranziehen  wird  (die  jetzige  Reichs- 
finanzreform bereits  wird  wohl  schwerlich  ohne  eine  Erhöhung 
der  Tabaksteuern  in  irgend  einer  Form  durchgeführt  werden), 
so  wird  die  Regierung  bei  der  dauernden  Opposition,  die  seit 
'^79  J?egen  jede  Erhöhung  oder  Änderung  der  Tabaksteuer 
gemacht  wird  und  die  hauptsächlich  u.  a.  darauf  fußt,  daß  die 
79  er  Gesetzgebung  den  Rückgang  des  Tabakbaues  verschuldet 
habe,  mit  allem  Nachdruck  hierauf  hinweisen  müssen,  daß  der 
Rückgang  kein  allgemeiner  ist,  und  daß  er  nicht  in  ungenügendem 
Schutzzolle,  sondern  in  einer  Änderung  in  der  Richtung  der  Fabri- 
kation und  des  Tabakkonsums  seinen  Grund  hat.  Bereits  in  der 
Begründung  zum  Tabaksteuergesetzentwurf  von  1905,  der  eine 
Erhöhung  der  Steuer  und  Zollsätze  auf  62  bezw.  125  M.  vorsah, 
im  Reichstag  aber  mit  großer  Mehrheit  abgelehnt  wurde,  nimmt 
die  Regierung  diese  Stellung  ein.    Es  heißt  da  wörtlich: 

»Es  wird  geltend  gemacht,  daß  der  inländische  Tabakbau 
unter  der  Herrschaft  des  geltenden  Steuergesetzes  an  Umfang 
zurückgegangen  sei  und  daß  der  Grund  dieses  Vorgangs  in 
einer  unzureichenden  Bemessung  des  Zollschutzes  liege.  Dabei 
wird  aber  übersehen,  daß,  wie  die  Statistik  ausweist,  der  durch- 
schnittliche Geldertrag  des  Tabakbaues  keineswegs  gesunken, 
sondern  im  Gegenteil  gegen  früher  erheblich  gestiegen  ist.  Frei- 
lich gilt  dies  nicht  überall,  sondern  nur  da,  wo  durch  Boden- 
beschaffenheit und  Klima  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  einen 
leichteren,  für  den  Bedarf  der  Zigarrenindustrie  verwendbaren 
Tabak  hervorzubringen. 

Der  Verbrauch  von  Pfeifentabak  —  darüber  besteht  kein  Zweifel 
-  -  geht  stetig  zurück  und  ist  selbst  auf  dem  platten  Lande  mehr 
und  mehr  dem  Zigarren-  und  Zigaretten  verbrauche  gewichen. 
Daraus  erklärt  sich,  daß  in  denjenigen  Bezirken,  in  denen  vor- 
wiegend schwerer  für  die  Zigarrenfabrikation  ungeeigneter  Tabak 
erzeugt  wird,  der  Absatz  schwieriger  und  weniger  lohnend  ge- 
worden ist.  In  dieser  Hinsicht  würde  aber  durch  eine  beträcht- 
liche Erhöhung  des  Unterschieds  zwischen  Zoll  und  Steuer  nichts 
gebessert  werden,  da  darum  der  Verbrauch  von  ordinärem  Rauch- 
tabak sicherlich  doch  keine  Steigerung  erführe. 

Soweit  ein  Vorteil  für  den  inländischen  Tabakbau  sich  er- 
gäbe, käme  er  wohl  ausschließlich  denjenigen  Bezirken  zugute, 

Heymann,  Entwicklung  de*  Pfälzer  Tabakhandels.  * 
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die  schon  jetzt  durch  die  Erzeugung  des  wertvolleren  und  leichter 
verkäuflichen  Zigarrentabaks  im  Vorteil  sind.« 

Trotz  allem  könnte  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  nicht 
aller  oder  wenigstens  ein  größerer  Teil  des  Rohtabakbedarfs 
Deutschlands  im  Inland  selbst  erzeugt  werden  könnte.  Denn  1903 
wurden  in  Deutschland  verarbeitet: 

inländischer  Tabak  270000  dz  =  30,7  °/0 
ausländischer  Tabak   610000       =  69,3  °/0 

880000  dz  =  100,0% 

Wenn  vom  inländischen  Tabak  immerhin  56,4%,  1.52250  dz  in 
der  Zigarrenfabrikation  verwandt  werden,  so  werden  doch  ge- 
rade hier  noch  436800  dz  ausländischer  Tabak  mitverwandt,  d.h. 
zur  Zigarrenfabrikation  werden  nur  '/.,  inländischer  und  3/4  aus- 
ländischer Tabak  verwandt. 

Während  sich  der  Rohtabakverbrauch  für  die  Zigarren- 
fabrikation  von  1875  bis  1903  um  35,8%  vermehrt  hat,  hat  sich 
von  1871  —  1S80  bis  1 891  — 1900  die  Produktion  der  Zigarren- 
tabako  bauenden  Gebiete  des  badischen  Oberlands  und  der 
Uckermark  mehr  als  verdoppelt.  Wenn  auch  genaue  statistische 
Berechnungen  für  das  Verwendungsverhältnis  der  verschiedenen 
Tabake  in  der  Fabrikation  fehlen,  so  müssen  wir  angesichts  dieser 
Zahlen  zu  dem  Ergebnis  kommen,  wie  es  uns  von  Fachleuten 
bestätigt  wurde,  daß  seit  den  70  er  Jahren  eine  verhältnismäßige 
Wenigerverwendung  von  inländischem  Tabak  für  Zigarren  speziell 
nicht  eingetreten  ist. 

Daß  für  Zigarren  ein  so  geringer  Prozentsatz  inländischer 
Tabak  verwandt  wird,  ist  eben  aus  der  verschiedenartigen  Be- 
schaffenheit und  Qualität  in-  und  ausländischen  Tabaks  sowie 
aus  der  Geschmacksrichtung  des  rauchenden  Publikums  zu  er- 
klären. Deutschland  ist  nicht  in  der  Lage,  die  gleiche  Qualität 
Tabake  zu  erzeugen,  wie  die  tropischen  Kolonialländer.  Das 
pfälzer  Gewächs  wird  nur  für  die  billigeren  Zigarren,  für  die  3-, 
4-  und  teilweise  5-Pf-Zigarre  verwandt,  und  zwar  nur  als  Einlage 
und  Umblatt.  Wollte  man  verlangen,  daß  mehr  deutscher  Tabak  für 
die  Zigarrenfabrikation  verwandt  wird,  so  wäre,  soll  das  rauchende 
Publikum  nicht  künstlich  geschädigt  werden,  das  nur  unter  der 
Voraussetzung  möglich,  daß  ein  Produkt,  das  den  Anforderungen 
an  Qualität  entspricht,  erzeugt  würde.    Nach  allen  Erfahrungen 
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scheint  das  aber  für  immer  ausgeschlossen.  Kur  in  einem  Falle 
allerdings  müßte  notwendigerweise  der  Bedarf  in  größerem  Maße 
von  der  inländischen  Produktion  gedeckt  werden,  wenn  nämlich 
die  Einfuhr  vom  Ausland  infolge  geringeren  Angebots  oder 
höherer  Preise  zurückgeht.  Dieser  Fall  ist  nicht  ausgeschlossen. 
Der  Rückgang  der  Einfuhr  von  Cubatabaken  zeigt  diese  Mög- 
lichkeit, aber  gleichzeitig  zeigt  auch  die  immer  noch  anwachsende 
Kultur  auf  Sumatra  und  Java,  daß  es  auch  nicht  an  neuem  1-and, 
das  dem  Tabakbau  gewidmet  werden  kann,  fehlt  und  daß  deshalb 
auf  absehbare  Zeit  ein  Rückgang  der  Einfuhr  nicht  zu  befürchten 
ist.  Sollte  aber  der  Fall  eintreten,  daß  ausländische  Tabake 
weniger  verarbeitet  werden  können  —  die  Durchführung  der  häufig 
von  den  Bauern  geforderten  erhöhten  Zollschutzgesetzgebung  für 
den  Tabakbau  könnte  ja  das  bewirken  dann  würde  zweifellos 
mehr  Tabak  im  Inland  gebaut  werden,  da  ja  dann  seine  Preise 
und  damit  der  Ertrag  des  Tabakbaues  bedeutend  steigen 
würden.  Es  würde  also  auch  mehr  inländischer  Tabak  verwandt 
werden.  Ob  aber  dann  noch  im  gleichen  Umfang  die  statt  aus 
Sumatra  und  Java  jetzt  aus  pfälzer  Tabak  hergestellten  Zigarren 
geraucht  würden,  erscheint  uns  fraglich;  es  wäre  nicht  aus- 
geschlossen, daß  die  Raucher  dann  in  größerem  Maße  wieder 
zur  Pfeife  übergingen,  in  der  der  Pfälzer  besser  schmeckt  als  in 
der  Zigarre;  und  auf  diese  Folge  eines  erhöhten  Schutzzolles  hin- 
zuweisen, scheint  mir  im  Interesse  der  Zigarrenindustrie  besonders 
notwendig. 

Der  relative  und  in  den  letzten  Jahren  auch  absolute  Rück- 
gang in  der  Verwendung  deutschen  Tabaks  in  der  deutschen 
Tabakfabrikation  erklärt  sich  also  aus  der  Änderung  in  der 
Fabrikation  bezw.  dem  Konsum.  Denn  da  für  die  Herstellung 
von  Zigarren  in  viel  größerem  Maße  ausländischer  Tabak  ver- 
wandt werden  muß  als  für  die  von  Rauchtabak,  so  muß  bei 
wachsendem  Verbrauch  jener  auf  Kosten  des  Verbrauchs  von 
Rauchtabak  die  Verwendung  überseeischer  Tabake  zunehmen; 
damit  tritt  eine  relative  Minder  Verwendung  an  deutschem  Tabak 
ein,  wenn  nicht  —  wie  es  der  Fall  ist  —  statt  Schneidgut  Zigarren- 
tabak erzeugt  werden  kann,  und  es  muß  auch  eine  absolute 
Minderverwendung  eintreten,  wenn  alle  für  Zigarrentabak  neu 
brauchbaren  Gebiete  in  Anbau  genommen  sind  und  auf  der 
anderen  Seite  durch  den  Rückgang  in  der  Verwendung  von 
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Schneidtabaken  immer  weniger  Boden  der  Kultur  dieser  gewidmet 
werden  kann. 

Als  Gesamtergebnis  unserer  Untersuchung  ergibt  sich  also, 
daß  ein  Rückgang  im  Tabakbau  stattgefunden  hat,  daß  aber  die 
tatsächliche  Erntemenge  dank  einer  außerordentlichen  Intensitäts- 
steigerung nur  wenig  abgenommen  hat.  Dagegen  hat  allerdings 
der  Verbrauch  von  überseeischem  Tabak  eine  außerordentliche 
Zunahme  erfahren,  veranlaßt  durch  den  mit  der  großen  Be- 
völkerungszunahme steigenden  Tabakkonsum  in  Deutschland,  und 
die  die  Zigarre  begünstigende  Genußverfeinerung.  Man  kann 
also  angesichts  dieser  Tatsache  nicht  von  einer  Verdrängung 
des  deutschen  Tabaks  durch  den  überseeischen  sprechen,  wie  auch 
die  Entwicklung  der  Preise  und  das  Verhältnis  der  Preise  für 
pfälzer  zu  denen  des  überseeischen  Tabaks  zeigt,  daß  von  einer 
ungünstigen  Wirkung  dieser  auf  jene  keine  Rede  sein  kann. 

Der  Rückgang  im  Tabakhandel,  der  sich  in  einem  Herab- 
gehen der  Zahl  der  Mannheimer  Handlungen  für  pfälzer  Tabak 
seit  1895  von  49  auf  25  äußert,  kann  also  nicht  auf  eine  un- 
günstige Entwicklung  der  Marktverhältnisse,  auf  eine  Verdrängung 
des  einheimischen  durch  das  ausländische  Produkt  zurückgeführt 
werden.  Welche  Faktoren  vielmehr  die  wahre  Ursache  sind,  das 
darzulegen,  soll  im  folgenden  Kapitel  versucht  werden. 


III.  Kapitel. 

Entwicklung  des  pfälzer  Tabakhandels  in  den 

letzten  30  Jahren. 

1.  Rückgang  des  Tabakbaues. 

Wir  der  Tabakbau,  so  zeigt  auch  der  seine  Erzeugnisse 
kaufende  und  ihren  Absatz  an  die  weiterverarbeitende  Industrie 
vermittelnde  Handel  einen  starken  Rückgang.der  zeitlich  neben  jenem 
hergeht.  Diesen  Rückgang  können  wir  am  besten  an  dem  Bei- 
spiel des  Mannheimer  Handels  untersuchen,  der  die  Erzeugnisse 
ehr  drei  größten  und  wichtigsten  Tabakproduktionsgebiete  Deutsch- 
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lands  in  seiner  Hand  vereinigt.  Er  ist  der  größte  und  wichtigste 
Teil  des  deutschen  inländischen  Tabakhandels  überhaupt. 

Der  Mannheimer  Handel  kauft  in  erster  Reihe  die  Tabake 
der  süddeutschen  Produktionsgebiete,  wir  müssen  also  seine  Ent- 
wicklung hauptsächlich  mit  derjenigen  dieser  Gebiete,  also  der 
der  Pfalz,  des  badischen  Oberlands  und  Elsaß-Lothringens,  ver- 
gleichen. Für  den  Handel  kommt  ja  nicht  nur  die  im  Inlande 
zur  Verarbeitung  gelangende  Menge  deutschen  Rohtabaks  in 
Betracht,  sondern  die  jährlichen  Erntemengen  überhaupt;  und 
gerade  der  Absatz  ins  Ausland  war  früher  sehr  bedeutend,  so 
daß  ein  Vergleich  mit  dem  im  Inland  allein  zur  Verarbeitung 
kommenden  Tabak  für  die  Gesamtentwicklung  des  Handels  ein 
falsches  Bild  bieten  würde. 

Es  betrugen  die  Erntemengen  der  drei  wichtigsten  süd- 
deutschen Tabakbau  gebiete,  der  Pfalz,  des  badischen  Oberlands 
und  Elsaß-Lothringens  durchschnittlich: 

187 1- 1880     .    .    507  800  Zentner 


1881  —  iSqo 
1891  — 1900 
1901  — 1905 

Zeigt  gegen  die  Periode  187 


.    560  340 
.    498  220  » 
.    480  260  » 

—  1880  der  Tabakbau  schon  einen 
wenn  auch  nicht  übermäßigen  Rückgang,  so  ist  er  ganz  bedeu- 
tend im  Vergleich  zur  Periode  188 1  —  1890.  Den  größeren  Ernte- 
mengen in  dieser  Periode  hatten  sich  natürlich  die  Händler 
angepaßt;  als  der  Rückgang  einsetzte,  mußte  er  sie  um  so 
härter  treffen. 

Die  Zahl  der  pfälzer  Tabakhandlungen  in  Mannheim  betrug1: 

1842=  7 
1865  =  38 

1875  =  51 
1885  =  53 
1895  =  49 
1905  =  25 
1907  =  25 

Der  Aufschwung  findet  also  zunächst  statt  in  den  50  er  Jahren, 
erreicht  seinen  Höhepunkt  wie  der  Tabakbau  in  den  80er  Jahren, 

1  Zusammengestellt  nach  den  Adrelibüchem  der  betreffenden  Jahre  unter  nach 
fachmännischer  Mitteilung  vorgenommener  Richtigstellung. 
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um  zunächst  langsam,  dann  aber  auf  einmal  ganz  plötzlich  sehr 
stark  zu  fallen.  Die  Zahl  der  pfälzer  Tabakhändler  in  Mannheim 
ist  so  heute,  trotz  des  Zuwachses  von  Elsaß-Lothringen,  eine  um 
'/3  kleinere  als  vor  40  Jahren,  als  1865. 

Drastischer  als  diese  Ziffern  können  Worte  die  rückläufige 
Entwicklung,  die  der  pfälzer  Handel  genommen  hat,  nicht  aus- 
drücken, und  gleichzeitig  geht  daraus,  daß  die  Zahl  der  Hand- 
lungen seit  1885  um  mehr  als  die  Hälfte,  der  Tabakbau  in  den 
für  ihn  in  Betracht  kommenden  Gebieten  dagegen  um  \;7  ab- 
genommen hat,  hervor,  daß  der  Rückgang  nicht  allein  durch 
die  geringer  werdende  Menge  Rohmaterials  verursacht  worden 
sein  kann. 

Wie  in  Mannheim,  so  hat  auch  in  den  übrigen  Städten 
Badens  und  der  Pfalz  ein  starker  Rückgang  im  Handel  stattge- 
funden. 'Es  ist  zwar  bei  der  Unbenützbarkeit  unserer  Reichs- 
statistik nicht  möglich,  einen  zahlenmäßigen  Nachweis  zu  erbringen; 
aber  nach  allen  zugänglichen  Mitteilungen  hat  nicht  nur  in 
Mannheim,  sondern  auch  im  übrigen  Baden  und  Rheinpfalz  der 
gleiche  Rückgang,  zum  wenigstens  kein  Aufschwung,  statt- 
gefunden. Auch  im  badischen  Oberland,  in  dem  man  am  ehesten 
bei  der  steigenden  Bedeutung  des  Tabakbaues  eine  Zunahme 
auch  des  Handels  annehmen  könnte,  hat  sie  nicht  stattgefunden, 
und  zwar  hier  aus  ganz  besonderen  Gründen,  die  wir  später  noch 
darlegen  werden. 

Wir  müssen  also  die  Tatsache  als  gegeben  ansehen,  daß 
seit  Anfang  der  80  er  Jahre  des  ig.  Jahrhunderts  ein  unaufhörlicher 
Rückgang  des  pfälzer  Tabakhandels  stattgefunden  hat,  der  be- 
sonders 1895  mit  großen  Schritten  einsetzte,  in  dem  jedoch  heute 
ein  Stillstand  eingetreten  zu  sein  scheint,  so  daß  man  annehmen 
kann,  daß  die  vorhandene  Zahl  bis  auf  weiteres  den  im  Tabak- 
verkehr gegebenen  Verhältnissen  entspricht  und  ein  weiterer 
Rückgang  nicht  zu  erwarten  ist. 

Einen  Teil  an  der  Schuld  am  Rückgang  trägt  also  zu- 
nächst der  Rückgang  im  Tabakbau.  Nimmt  die  zur  Verfügung 
stehende  Menge  Rohmaterials  ab,  so  verringert  sich  naturgemäß 
der  Umfang  des  Handels.  Diese  Verringerung  kann  sich  auf 
zweierlei  Weisen  äußern:  entweder  die  einzelne  Unternehmung 
nimmt  an  Geschäftsumfang  ab.  oder  einzelne  Unternehmungen 
hören  auf  zu  bestehen. 
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Die  Entwicklung  wird  zunächst  die  sein,  daß  jede  Handlung 
bestrebt  ist,  das  gleiche  Quantum  Rohtabaks  einzukaufen  wie 
seither.  Es  wird  also  ein  erbitterter  Konkurrenzkampf  unter 
ihnen  entbrennen,  jeder  wird  den  andern  beim  Einkauf  zu  über- 
bieten suchen;  zum  Teil  ist  hierauf  auch  die  Tatsache  zurückzu- 
führen, daß  der  Einkauf  auf  einen  immer  früheren  Zeitpunkt  ver- 
legt wurde,  weil  der  Händler,  wenn  er  früh  einkauft,  wenigstens 
die  Sicherheit  hat,  doch  seinen  Bedarf  gedeckt  zu  haben. 

Auf  der  anderen  Seite  wird  wenigstens  für  Rauchtabake, 
deren  Absatzmöglichkeit  ja  ständig  abnahm ,  auch  noch  ein 
Konkurrenzkampf  beim  Verkauf  der  Ware  entbrennen,  und 
wir  dürften  wohl  mit  Recht  hierin  abermals  einen  Grund  sehen 
für  die  heute  so  viel  beklagte  Erscheinung  der  langfristigen 
Kreditierung  der  Ware  an  die  Fabrikanten. 

Unter  diesen  Bedingungen  wird  sich  das  eine  oder  andere 
Unternehmen  ungünstig  gestalten,  der  eine  Kaufmann  ist  tüchtiger 
wie  der  andere,  jenem  wird  es  gelingen,  sein  Geschäft  zu  erhalten, 
dieser  wird  es  schließlich  vorziehen,  das  seine  aufzugeben,  oder 
es  wenigstens  in  andere  Bahnen  zu  lenken.  Aber  es  arbeiten 
nicht  alle  Unternehmungen  unter  den  gleichen  Bedingungen. 
Der  eine  hat  seinen  Hauptabnehmerkreis  in  der  Rauchtabak- 
fabrikation, der  andere  in  der  Zigarrenfabrikation,  jener  betreibt 
in  der  Hauptsache  das  Exportgeschäft  oder  kauft  besonders  für 
eine  ausländische  Monopol  Verwaltung,  dieser  hat  seinen  Haupt- 
absatz im  Inland;  so  wird  je  nach  den  besonderen  Existenz- 
bedingungen, unter  denen  das  einzelne  Unternehmen  arbeitet,  die 
Entwicklung  eine  verschiedene  sein. 

Diejenigen  Firmen,  die  sich  von  Anfang  an  mehr  auf  die 
Zigarrentabake  spezialisiert  hatten,  werden  wesentlich  günstiger 
dagestanden  haben,  als  die  anderen. 

2.  Verlust  der  Exportgebiete. 

Was  den  Handel  mit  am  meisten  getroffen  hat.  das  ist  der 
Verlust  fast  sämtlicher  ausländischen  Absatzgebiete.  In  erster 
Reihe  ist  es  Frankreich,  das  schon  vor  1870  pfälzer  Tabake 
häufig  in  größerer  Menge  bezog;  es  betrug  z.  B.  der  Export  an 
Tabakblättern  aus  dem  Zollverein  nach  Frankreich: 
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1858  =    6962  Zentner    1863  =  10826  Zentner 

1859  =  12002       »         1864  =  26074  1 

Nach  1870  aber  war  Frankreich  in  der  ersten  Zeit  sogar  der 
Hauptabnehmer  der  elsässischen  Ernte.  Von  187  1  —  1884  wurden 
aus  Deutschland  jährlich  nach  Frankreich  exportiert  im  Durch- 
schnitt 17863  dz  Tabakblätter.  1885 — 1906  aber  nur  3049  dz,  also 
nicht  einmal  der  5.  Teil,  ja  zeitweise,  wie  1885  — 1889  wurden  durch- 
schnittlich sogar  nur  621  dz  exportiert.  Diese  Käufe  der  französi- 
schen Regie  wurden  hauptsächlich  durch  Vermittlung  Mannheimer 
Händler  ausgeführt.  Diese  kauften  jeweils  einen  großen  Teil  der 
Elsässer  und  pfälzer  Ernte  auf.  in  der  sicheren  Aussicht  durch 
Aufträge  der  französischen  Regie  ihren  Vorrat  mit  Gewinn  wieder 
zu  verkaufen.  Aber  auf  einmal  blieben  unerwartet  die  französi- 
schen Einkäufer  aus,  die  französische  Regie  ließ  die  Händler 
sitzen  ,  wie  man  es  von  Fachleuten  vielfach  hört,  und  diese  waren 
nun  gezwungen,  ihren  ganzen  Vorrat  zu  billigen  Preisen  mit 
großem  Verlust  loszuschlagen. 

Seit  jener  Zeit,  seit  1885,  wo  Frankreich  seinen  nötigen  Bedarf 
an  dem  entsprechenden  Tabak  wieder  selbst  erzeugt,  werden  zwar 
alljährlich  noch  teils  ganz  kleine,  teils  etwas  größere  Mengen  deut- 
schen Tabaks  nach  Frankreich  gesandt.  Aber  es  ist  kein  ständiges 
Absatzgebiet  mehr,  kein  Abnehmer,  auf  dessen  Bedarf  der  Händler 
heute  rechnen  könnte.  Nur  in  den  zwei  letzten  Jahren  gingen  wieder 
etwas  größere  Mengen  von  7  000  und  5  500  dz  Rohtabak  nach 
Frankreich.  Ob  das  nur  ausnahmsweise  der  Fall  vor,  oder  ob 
die  französische  Regie  auch  in  künftigen  Jahren  ähnliche  Mengen 
wieder  kaufen  wird,  läßt  sich  heute  nicht  sagen.  Indessen  kommt 
dem  ersten  Fall  mehr  Wahrscheinlichkeit  zu. 

Auch  die  anderen  Regieländer,  die  in  größeren  Mengen 
als  Abnehmer  für  die  deutschen  Tabake  in  Betracht  kommen, 
haben  ihre  Einkäufe  gegen  früher  bedeutend  eingeschränkt  und 
kommen  nur  sporadisch  als  Abnehmer  noch  auf  den  Markt; 
hierher  gehört  in  erster  Reihe  Österreich-Ungarn,  seitens  dessen 
seit  1888  überhaupt  kein  deutscher  Tabak  mehr  bezogen  wurde. 
Es  war  zwar  immer  ein  unregelmäßiger  Käufer,  doch  wurden 
zeitweise  durch  seine  mitunter  recht  bedeutenden  Käufe  wenigstens 

«  Mührlen,  die  Besteuerung  des  Tabaks  im  Zollverein.  Stuttgart  186;.  An- 
bang S.  13. 
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die  Lager  der  Händler  wieder  geleert.  Seit  20  Jahren  ist  das 
ausnahmslos  nicht  mehr  der  Fall. 

Ebenso  ist  Italien,  das  von  1882 — 1892  als  nicht  unbeträcht- 
licher Abnehmer  in  Betracht  kam,  von  da  an  ganz  ausgeblieben, 
und  hat  nur  in  diesen  beiden  letzten  Jahren  jeweils  Mengen  von 
5000  dz  aufgekauft.  Italien  trat  zum  ersten  Male  als  Käufer 
auf,  als  Anfang  der  80  er  Jahre  durch  die  spekulative  Ausdehnung 
des  Tabakbaues  bei  den  Händlern  ein  großes  günstiges  Angebot 
vorlag.  Im  außergewöhnlichen  Umfang  kaufte  es  im  Jahre 
1885 — 1886  Tabake  auf;  es  war  das  große  Angebot,  das  seitens 
der  Händler  für  die  französische  Regie  bestimmt  war,  von  dieser 
aber  damals  nicht  übernommen  wurde.  Es  war  eine  besonders 
günstige  Konjunktur,  da  die  Händler  lieber  zu  billigen  Proisen 
verkaufen,  als  ihren  ganzen  Tabak  auf  dem  Lager  liegen  lassen 
wollten.  Welche  große  Summen  damals  durch  unglückliche 
Spekulationen  im  Mannheimer  Tabakhandel  verloren  wurden, 
entzieht  sich  jeder  Kenntnis. 

Die  günstige  Konjunktur  nützte  damals  auch  Schweden- 
Norwegen  aus,  das  1885  — 1886  2433  dz  bezog,  während  es  im 
übrigen  seit  jeher  nur  ausnahmsweise  und  für  kleine  Mengen 
Abnehmer  ist. 

Die  spanischen  und  portugiesischen  Regien  kommen  eben- 
falls nur  ausnahmsweise  als  Käufer  in  Betracht.  Sie  erscheinen 
nur  in  großen  Zwischenräumen  auf  dem  Markt,  nur  zweimal 
1882  —  1883  mit  1000  dz  und  1898 — 1899  mit  9800  dz  haben 
sie  erhebliche  Mengen  aus  Deutschland  bezogen. 

Von  den  übrigen  europäischen  Staaten  war  früher  der  größte 
Abnehmer  die  Schweiz,  die  ja  selbst  keine  Tabake  baut  und 
deshalb  ganz  auf  den  Bezug  aus  dem  Ausland  angewiesen  ist. 
Auch  von  hier  sind  die  Käufe  immer  mehr  zurückgegangen. 
1858 — 1864  exportierte  der  Zollverein  dorthin  durchschnittlich 
17100  dz,  1871 — 1878  15500  dz,  von  1879 — 1898  nur  noch 
2600  dz  und  von  da  an  bis  heute  durchschnittlich  noch  360  dz 
Tabak.  Wenn  wir  auch  in  Deutschland  eine  Verdrängung  des 
inländischen  Tabaks  durch  den  ausländischen  nicht  finden  konnten, 
so  müssen  wir  doch  zugeben,  daß  im  Ausland,  wo  der  deutsche 
Tabak  mit  dem  gleichen  Zoll  belegt  wird  wie  der  überseeische,  die 
Wenigerverwendung  von  deutschem  Tabak  mit  dem  erhöhten 
Angebot    überseeischer   Tabake   zusammenhängt.     Denn  nicht 
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nur,  daß  die  deutschen  Tabake  hier  keinen  Schutzzoll  genießen, 
durch  ihr  schweres  Gewicht  werden  sie  von  einem  Gewichtszoll 
ohne  Wertabstufung,  wie  er  meistens  besteht,  verhältnismäßig 
viel  höher  belastet  als  die  leichten,  wort  volleren  Tabake,  wie  sie  die 
Kolonialländer  hervorbringen. 

Daneben  scheint  es  aber  doch  sehr  wahrscheinlich,  daß  wie  in 
Deutschland  auch  im  europäischen  Ausland  die  gleiche  Geschmacks- 
änderung im  Rauchen,  bezw.  Vordringen  der  Zigarrenfabrikation 
auf  Kosten  der  Rauchtabakfabrikation  stattgefunden  hat.  Dadurch 
kann  der  deutsche  Schneidguttabak  natürlich  auch  nicht  mehr  im 
Ausland  in  dem  gleichen  Umfang  verwendet  werden  wie  vor- 
her. Der  Zigarrentabak  trat  aber  nicht  an  seine  Stelle,  denn  für 
ihn  besteht  in  Deutschland  selbst  eine  außerordentlich  große 
Nachfrage,  die  in  der  Regel  kaum  befriedigt  werden  kann,  so 
daß  bei  den  in  Deutschland  durch  den  Schutzzoll  höheren  Preisen 
kaum  Zigarrentabake  ins  Ausland  verkauft  werden  dürften. 

Über  die  Größe  des  Exports  nach  England,  das  der  Haupt- 
abnehmer für  entrippte  Tabake  ist,  gibt  die  Statistik  nur  eine  un- 
vollkommene Auskunft.  Während  nämlich  1877  z.  B.  nach  den 
zweifellos  richtigen  Angaben  der  Enquete-Kommission1  75  500  Ztr. 
Tabak  zum  Zweck  des  Exports  entrippt  wurden,  davon  in  Mannheim 
allein  60000  Ztr.,  und  vor  diesen  Jahren  in  Mannheim  sogar 
80—100000  Ztr.  Rohtabak2  jährlich  entrippt  worden  sein  sollen, 
ist  (Troßbritannien  für  diese  Jahre  als  Bezugsland  deutscher  Tabake 
überhaupt  nicht  in  der  Reichsstatistik  aufgeführt.  Das  gleiche 
gilt  auch  bis  heute;  1895  wurden  in  Mannheim  etwa  sooo  dz 
Tabak  zum  Export  entrippt.  woraus  etwa  2000  dz  entrippte 
Blätter  gewonnen  wurden,  während  der  Export  nach  England  in 
der  Statistik  nur  auf  etwa  250  dz  angegeben  wird.  Die  Statistik 
ist  eben  hier  durch  falsche  Angaben  unrichtig  geführt,  statt  des 
Bezugslandes  wird  vielfach  das  nächste  Ziel  der  Versendung,  die 
Niederlande,  wohin  die  Tabake  zunächst  per  Schiff  gehen,  ange- 
geben, so  daß  ein  großer  Teil  des  Tabaks,  für  den  die  Nieder- 
lande als  Bezugsland  angegeben  sind,  in  Wirklichkeit  nach  Groß- 
britannien gegangen  sind.  Im  übrigen  dürften  in  den  Zahlen  für 
die  Niederlande  auch  noch  Tabake  enthalten  sein,  die  nach  andern 

»  Bericht  S.  39. 

-  H.B.  i8<)5,  I.  S.  39. 
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iJLndern,  besonders  über  See  verkauft  sind,  also  nach  Spanien, 
Algier  usw.  Genaue  Angaben  über  die  Größe  des  Exports  nach 
England,  ebenso  wie  nach  diesen  Tündern,  können  also  nicht 
gemacht  werden. 

Aber  das  steht  fest,  auch  hierher  ist  der  Export  bedeutend 
zurückgegangen.  Nach  den  Angaben  der  Handelskammer  Mannheim 
betrug  die  zum  Zweck  der  Ausfuhr  entrippte  Menge  Tabak: 

1870er  Jahre  zirka  80—100000  Ztr. 

1878    .    .    .  60000  ■> 

1885    ...      >  20 — 30000 

1 890    .    .    .      >  40  000  * 

1895    ...     .»  10000  * 

Zum  großen  Teil  ist  auch  hier  der  Rückgang  auf  die  Konkurrenz 
der  billigeren  überseeischen,  vor  allem  amerikanischen  Tabake 
zurückzuführen,  zumal  durch  eine  Erhöhung  des  Eingangszolls  in 
England  im  Jahre  1904  diese  gegenüber  den  an  Gewicht  schwereren 
pfälzer  Tabaken  noch  mehr  begünstigt  wurden.  Ein  weiterer  Grund 
liegt  sicher  in  der  vorhin  erwähnten  Tatsache,  daß  der  Bedarf 
an  guten  leichten  Zigarrentabaken  hier  gestiegen  ist,  das  ganze 
Angebot  also  zu  guten  Preisen  im  Inland  abgesetzt  werden  kann, 
die  Händler  daher  keinen  Grund  mehr  haben,  ihre  Tabake  der 
freien  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt  auszusetzen,  wenn  diese  unter 
dem  deutschen  Schutzzoll  zu  entsprechend  besseren  Preisen  in 
Deutschland  selbst  verkäuflich  sind.  So  schrieb  z.  B.  ein  Händler 
im  Jahresbericht  der  Handelskammer  Mannheim  für  1895 

<Tn  der  Erwartung,  daß  die  Tabake  in  Deutschland  einen 
guten  Markt  finden  werden,  und  in  Anbetracht  des  mangelhaften 
Blattverhältnisses  wurde  von  dem  Jahrgang  nur  wenig  für  den 
Export  nach  England  entrippte 

Unter  diesen  Einflüssen  ist  der  früher  bedeutende  Export  nach 
Großbritannien  heute  ebenfalls  auf  ein  Minimum  zurückgegangen. 

Belgien,  das  in  den  70er  und  Anfang  der  8ocr  Jahre 
immerhin  2—3000  dz  Tabak  jährlich  bezog,  bezieht  heute  gleich- 
falls nur  noch  unbedeutende  Mengen. 

Alle  übrigen  Länder,  wie  z.  B.  Algier,  die  noch  deutsche 
Tabake  kaufen,  kommen  nur  noch  für  kleine  Mengen  in  Betracht. 

Wir  sehen  als  Gesamtergebnis,   daß  der  ganze  deutsche 

»  I.  S.  17. 
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Export  von  Tabak  in  den  letzten  30  Jahren  auf  ein  Minimum 
zurückgegangen  ist.  Als  sichtbarsten  Grund  können  wir  das 
verstärkte  Aufkommen  einer  billigen  überseeischen  Konkurrenz, 
in  einigen  Ländern  verstärkt  durch  eine  höhere  Zollgesetzgebung, 
annehmen.  Daneben  kommt  zweifellos  auch  eine  Tendenz  in 
diesen  ausländischen  Staaten,  statt  der  Pfeife  die  Zigarre  oder 
Zigarette  zu  rauchen,  in  Betracht,  so  daß  nach  den  deutschen 
Schneidguttabaken  keine  Nachfrage  bestand,  während  die  Zigarren- 
tabake, die  das  Ausland  vielleicht  gekauft  hätte,  im  Inland  selbst 
abgesetzt  werden  konnten,  dank  der  durch  den  Zollschutz  hier  für 
sie  günstigeren  Marktlage. 

Der  Aufschwung,  den  in  den  beiden  letzten  Jahren  der 
Export  genommen  hat,  dürfte  nicht  als  Anfang  einer  aufwärts- 
steigenden Bewegung  anzusehen  sein,  sondern  nur  als  vorüber- 
gehende Erscheinung,  die  zum  Teil  mit  den  Kämpfen  des  Tabak- 
trustes in  der  Nordamerikanischen  Union  und  dem  dort  dadurch  zu- 
rückgehenden Tabakbau  und  Export,  der  sich  indessen  nach  Bei- 
legung dieser  Streitigkeiten  wieder  heben  dürfte,  zusammenhängt1. 

Dieser  allgemeine  Rückgang  des  Exports  traf  zunächst  die- 
jenigen Firmen,  die  ihn  als  Haupttätigkeit  betrieben.  Sie  waren 
zuerst  gezwungen,  ihren  Geschäftsumfang  zu  verringern,  denn 
wenn  sie  auch  zugleich  neben  dem  Export  einen  Absatz  im 
Inland  hatten,  für  ein  erhöhtes  Angebot  waren  ihre  alten  festen 
Inlandskunden  keine  Abnehmer.  Sie  mußten  also,  wollten  sie 
ihren  Geschäftsumfang  erhalten,  sich  neue  Kunden  im  Inland 
erwerben;  bei  der  steigenden  Konkurrenz  im  Handel  war  aber 
das  äußerst  schwierig,  und  so  waren  eine  gange  Anzahl  solcher 
Händler  zur  Aufgabe  ihres  Geschäfts  gezwungen. 

Xoch  mehr  wie  auf  den  Handel  wirkte  der  Rückgang  des 
Exports  auf  den  Tabakbau;  ihm  ist  ein  großer  Teil  des  Rück- 
gangs im  Tabakbau  zuzuschreiben. 

Der  Export  von  fabrikationsreifem  Tabak  betrug: 

1 86 1  — 1870  .  .  .  61803  dz 

1871  — 1880  .  .  .  44698 

1881  — 1890  .  .  .  24808 

1891 — 1900  .  .  .      8385  » 

1901  — 1906  .  .  .  6846  * 

«  Vcigl.  S.  T.-Z.  0.  IX  190&. 
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lassen  wir  die  Zeit  von  1 861  — 1870  außer  Acht,  wo  selbst  ohne 
Elsaß- Lothringen  der  Export  ein  größerer  war  als  im  nächsten  Jahr- 
zehnt, wodurch  sich  noch  mehr  die  nie  bewiesene  Behauptung  wieder- 
legt, daß  der  Export  infolge  der  ungünstigen  Wirkung  des  79er 
Tabaksteuergesetzes  zurückgegangen  sei,  so  ergibt  sich,  daß  von 
187  1  — 1880  bis  heute  der  Export  um  37  852  dz  sich  vermindert  hat. 
Der  Export  an  dachreifem  Tabak1  betrug:  55873  dz  1871  — 1880 
bezw.  8558  dz  1901  — 1906,  wofür  eine  Anbaufläche  nötig  war: 

187  1  — 1880  von  3267  ha 
1 901  — 1906  ,391 

Von  dem  gesamten  Rückgang  der  Anbaufläche  für  Tabak  im 
deutschen  Reich  seit  1871-1880  von  6641  ha  entfallen  also 
2  876  ha  auf  den  Verlust  des  Eports,  d.  h.  43,3  %,  also  nicht 
viel  weniger  als  die  Hälfte.  Wir  sehen  also  wie  übertrieben  das 
Geschrei  derer  war  und  ist,  die  zur  Rettung  des  deutschen  Tabak- 
baues einen  höheren  Schutzzoll  verlangen,  denn  der  Export  läßt 
sich  dadurch  nicht  wiedergewinnen.  Eine  Verwendung  des  nicht 
mehr  exportierten  Tabaks  im  Inland  war  aber  nicht  möglich; 
denn  zum  Export  kamen  hauptsächlich  Schneidguttabake;  diese 
waren  im  Inland  nicht  verwendbar,  konnte  doch  die  Rauchtabak- 
fabrikation infolge  ihres  Rückgangs  nicht  einmal  das  seither  für 
sie  bestimmte  Angebot  ganz  aufnehmen. 

Wir  sehen  also,  daß  der  Rückgang  des  Exports,  für  den 

187  1  —  1880  .  14,4°/,, 
1901  — 1906  nur  2.4 °  o 

der  deutschen  Tabakernte  verwandt  wurden,  ein  weiterer  wichtiger 
Grund  für  den  Rückgang  des  Handels  wie  auch  des  Tabak- 
baues ist. 

3.  Ausschaltung  durch  die  Industrie. 

Weder  der  Rückgang  des  Tabakbaues,  noch  der  Verlust  des 
Exports  können  ganz  den  Rückgang  des  Handels  erklären.  Es 
müssen  noch  andere  Faktoren  mitgewirkt  haben.  Wie  wir  vorhin 
aus  der  Änderung  der  Fabrikation  heraus  die  Entwicklung  des 
Tabakbaues  zum  großen  Teil  erklären  konnten,  so  wollen  wir 
nunmehr   den  Versuch   machen,   die  Entwicklung  der  Tabak-, 

1  Nach  dem  Verhältnis:  fabrikationsreifer  zu  dachreifem  Tabak  =  H  :  10. 
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speziell  der  Zigarrenindustrie,  die  ja  der  Hauptabnehmer  für  die 
deutschen  Tabake  heute  ist,  auch  in  Beziehung  zu  setzen  zur 
Entwicklung  des  pfälzer  Tabakhandels. 

Wir  werden  hierbei  eine  interessante  Parallele  zu  einem 
anderen  Handelszweig  finden.  Der  Getreidehandel  hat  einen 
ähnlichen  Rückgang  genommen  wie  der  Tabakhandel.  Dieser 
Rückgang  erklärt  sich  zu  einem  großen  Teil  aus  der  Entwick- 
lung der  Mühlcnindustric.  die  zu  einer  außerordentlichen  Konzen- 
tration, zur  Verdrängung  der  vielen  Kleinmühlen  durch  wenige 
außerordentlich  leistungsfähige  Großmühlen,  wie  sie  ganz  besonders 
in  Mannheim-Ludwigshafen  ihren  Sitz  haben,  geführt  hat.  Der 
Bedarf  dieser  Großmühlen  an  Getreide  ist  aber  ein  derart  großer, 
daß  sie  sich  in  ihrem  Bezug  der  Rohmaterialien  unabhängig  von 
der  Vermittlungstätigkeit  des  Handels  machen  konnten.  Dieser 
wurde  dadurch  zu  einem  nicht  unbeträchtlichen  Teil  ausgeschaltet. 
Auf  die  innere  Umgestaltung  des  Handels  können  wir  hier  nicht 
näher  eingehen1. 

Eine  ähnliche  Entwicklung  nun  wie  in  der  Mühlenindustrie, 
wenn  auch  nicht  in  gleich  großem  Umfang,  können  wir  bei  der 
Zigarrenindustrie  feststellen.  Leider  fehlen  hier  infolge  der  Un- 
zulänglichkeit unserer  Gewerbezählungen,  die  nur  die  Betriebe  aber 
nicht  die  Unternehmungen  umfaßt,  die  nötigen  Zahlen.  Das  ist 
aber  gerade  in  der  Zigarrenindustrie  ein  großer  Mangel,  denn 
hier  hat  sich  ein  ausgebreitetes  Filialensystem  entwickelt,  so  daß 
die  Zahl  der  Unternehmungen  eine  viel  kleinere  ist  als  die  der 
Betriebe. 

Nur  für  Baden  stehen  uns  einige  wenige  Zahlen  zur  Verfügung, 
die  uns  ermöglichen  festzustellen,  wie  viele  große  Unternehmungen 
heute  hier  bestehen.  Ein  Vergleich  mit  früheren  Jahren  ist  aber 
auch  hier  mangels  der  nötigen  Zahlen  unmöglich.  Soviel  steht 
aber  fest,  daß  früher  nicht  so  viele  große  Unternehmungen  wie 
heute  bestanden,  und  daß  die  einzelnen  dabei  nicht  die  Größe 
erreichten  wie  heute. 


«  Vgl.  \\  .  Borgiiis,  Mannheim  und  die  Entwicklung  des  süd  westdeutschen  fic- 
tieidehandels,  Bad.  Allhandlungen  II.  1899. 

*  Ein  zahlenmäßiger  Beweis  wäre  event.  auch  durch  die  Statistiken  der  Tabak- 
berufsgenossenschaft  möglich  gewesen.  Indessen  die  veröffentlichten  Zahlen  genügen 
diesem  Zweck  nicht  und  eingehendere  Angaben  waren  nicht  zu  erlangen.  Der  Weg 
einer  privaten  Enquete  erschien  völlig  aussichtslos  und  wurde  deshalb  nicht  benüt/.t. 
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In  Baden  waren  1905  beschäftigt  in1 

339  Stammfabriken   12263  Personen  =  31,8% 

345  Filialfabriken  22209        *  =  57.6% 

69  Hausindustriebetrieben  mit  Ge- 
hilfen und  2  114  hausindustri- 
ellen Alleinbetriebe  ....      4115  =  10,6% 

38587  Personen  =  ioo,o%* 

Da  auch  die  hausindustricllen  Arbeiter  zum  ganz  über- 
wiegenden Teil  nicht  auf  eigene  Rechnung,  sondern  für  ein  kauf- 
männisches Unternehmen  arbeiten,  so  kann  man  annehmen,  daß 
rund  38  000  Personen  von  den  339  badischen  Unternehmungen 
beschäftigt  werden.  Eine  Unternehmung  beschäftigt  also  durch- 
schnittlich 112  Personen.  Wir  erhalten  auf  diese  Weise  bereits 
einen  ganz  anderen  Begriff  von  der  Größe  der  Unternehmungen, 
als  wenn  wir  hören,  daß  1905  in  einem  Betrieb*  in  Baden  durch- 
schnittlich 47  Arbeiter  beschäftigt  waren. 

In  der  Zigarrenindustrie  hat  sich  eben,  wie  schon  gesagt, 
ein  ausgedehntes  Filialsystem  entwickelt.  Es  verdankt  seine  Aus- 
breitung der  großen  Bedeutung  der  Löhne  in  der  Zigarrenindustrie 
die  diese  zwingt,  den  billigen  Löhnen  nachzuziehen,  die  sie  in 
den  Dörfern  findet.  Um  jeweils  die  billigsten  Löhne  ausnützen 
zu  können,  muß  die  Zigarrenindustrie  auf  Konzentration  verzichten, 
die  einzelne  Unternehmung  muß  sich  zersplittern. 

Einzelne  Unternehmen  arbeiten  in  mehr  denn  einem  Dutzend 
örtlich  weit  verzweigter  Betriebe.  Einzelne  badische  Unterneh- 
mungen haben  bereits  trotz  der  in  Baden  schon  sehr  niederen 
Löhne,  in  Dörfern  im  Elsaß,  wo  die  Löhne  noch  niederer 
sind,  Betriebe  gegründet.  Umgekehrt  verlegen  norddeutsche 
Fabrikanten  ihre  Fabrikation  in  beträchtlichem  Umfang  nach 
Baden.  Diese  Zersplitterung  läßt  sich  ohne  zu  große  Nachteile 
durchführen,  da  eine  ständige  Kontrolle  der  einzelnen  Betriebe 
unnötig  ist,  weil  infolge  der  Entlohnung  im  Stücklohnsystem  die 

«  Bittmann,  Hausindustrie  und  Heimarbeit  im  (irolih.  Baden.  1907,  S.  (>~u. 

*  Zum  richtigen  Verständnis  mag  hier  noch  hinzugefügt  sein,  daß  in  diesen 
Zahlen  auch  diejenige  Filialbe triebe  mitgezählt  sind,  deren  Stammsitze  außerhalb  Badens 
liegen.  Dafür  fehlen  aber  die  Zahlen  der  von  den  bad.  Unternehmungen  außerhalb 
Badens,  vor  allem  von  Mannheimer  Firmen  im  Großh.  Hessen  beschäftigte  Arbeiter. 
Im  großen  und  ganzen  dürften  sich  beide  die  Wage  halten,  und  so  obige  Ziffern  der 
Wirklichkeit  ziemlich  entsprechen. 
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Arbeiter  bezw.  Arbeiterinnen  an  sich  zur  möglichsten  Ausnutzung 
der  Arbeitszeit  angespornt  werden,  der  Fabrikant  aber  nicht  mehr 
Lohn  zu  zahlet!  hat.  als  ihm  entsprechend  an  Arbeit  geliefert  wird. 

Ferner  ist  die  Anlage  der  Fabriken  sehr  billig,  da  jeder 
leere  Raum,  in  dem  nur  einige  Tische  aufgestellt  werden  können, 
dazu  genügt,  vorausgesetzt  natürlich,  daß  er  den  gesetzlichen 
Vorschriften  über  Höhe,  Ventilierung  usw.  entspricht. 

Die  in  den  Städten  ansässigen  Unternehmungen  haben  in 
diesem  Nachdrängen  nach  billigen  Löhnen  ihre  Fabrikation  immer 
mehr  auf  das  diese  gewährenden  flache  Land  hinaus  verlegt, 
denn  die  Industrie-Zentren  und  ihre  nächste  Umgebung  bieten 
der  nach  billigen  Arbeitskräften  suchenden  Zigarrenindustrie  keinen 
günstigen  Boden  zur  Absiedlung'.  Im  Amtsbezirk  Mannheim 
befanden  sich  1905:  54  Stammbetriebe  mit  1  .546  Arbeitern;  in  den 
zu  diesem  Amtsbezirk  gehörigen  Landgemeinden  0.  Filialfabriken 
mit  298  Arbeitern,  so  daß  jeder  Stammbetrieb  nur  28,  jede  Filiale 
nur  32  Arbeiter  beschäftigt,  während  im  Amtsbezirk  Bruchsal 
eine  Stammfabrik  durchschnittlich  31  Arbeiter,  eine  Filialfabrik 
63  Arbeiter  beschäftigt.  In  sämtlichen  Fabriken  der  ganzen  Stadt 
Mannheim  wird  heute  keine  einzige  Zigarre  mehr  hergestellt. 
Neben  der  kaufmännischen  Leitung  befindet  sich  hier  nur  das 
I<ager,  in  dem  die  entsprechenden  Lagerarbeiten  vorgenommen 
werden,  das  Bekleben  der  Kistchen  mit  Etiketten,  Nageln  der 
Kistchen,  Verpacken,  Versand,  und  vor  allem  die  Sortierung 
der  Zigarren.  Immerhin  macht  sich  heute  bereits  eine  gewisse 
Konzentration  in  einzelnen  Gegenden  und  eine  Zunahme  der 
durchschnittlichen  Arbeiterzahl  einer  Filialfabrik  bemerkbar.  Diese 
sehr  interessante  Entwicklung  kann  hier  leider  nur  angedeutet, 
nicht  näher  ausgeführt  werden. 

Die  Zahl  der  durchschnittlich  in  einem  Unternehmen  Badens 
beschäftigten  Personen  beträgt  also  112.  An  sich  schon  geht  aus 
dieser  Ziffer  hervor,  daß  die  badische  Zigarrenindustrie  eine  sehr 
starke  Hinneigung  zum  Großunternehmen  hat. 

Klar  kommt  das  aber  erst  darin  zum  Ausdruck,  daß  die 
27  größten  Unternehmungen  in  Baden  17954  Arbeiter,  d.s.  von 
allen  38  5S7  badischen  Arbeitern  46.6%,  also  nahezu  die  Hälfte 
beschäftigen,  und  daß  sich  in  die  andere  Hälfte  die  übrigen 
312  Unternehmungen  teilen. 

»  ftittinann,  Hausindustrie  und  Hoiin.irbeit  in  B:idon  S.  ^85. 
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Diese  27  größten  Unternehmungen  beschäftigten  im  Jahre  1905«: 

pro  Unter- 
Arbeiter  nehmen 

in  Stammfabriken  2  705  =    15,07%  300  Arbeiter 

•  Filialen  15  543  =    75,43%  501 

■*  hausindustriellen  Betrieben       1  706  =      9,50%  63 

Insgesamt  «7  954  =  100,00%    66  Arbeiter 

Einer  durchschnittlichen  Arbeiterzahl  sämtlicher  badischen 
Unternehmungen  von  112  steht  bei  den  27  großen  Unterneh- 
mungen eine  solche  von  664  Arbeitern  gegenüber.  Diese  Zahl 
würde  sich  noch  erhöhen,  wenn  auch  die  von  diesen  Firmen 
außerhalb  Badens  beschäftigten  Arbeiter  berücksichtigt  werden 
könnten. 

Bei  näherer  Untersuchung  finden  wir,  daß  im  badischen 
Oberland  die  Zigarrenfabriken  noch  einen  entsprechend  größeren 
Umfang  haben  als  die  im  badischen  Unterland  ansässigen.  Es 
beschäftigten  1905  n  oberländische  Unternehmungen  8436,  durch- 
schnittlich jede  also  767  Arbeiter,  die  andern  16  unterländischen 
Unternehmungen  dagegen  9518,  jede  einzelne  durchschnittlich 
also  nur  595  Arbeiter. 

Das  größte  im  Oberland  ansässige  Unternehmen  in  Herbolz- 
heim (Amt  Emmendingen)  hat  eine  Arbeiterzahl  von  2410  Per- 
sonen. Die  nächstgrößte  Firma  mit  dem  Sitze  Heidelberg  be- 
schäftigt nur  1  373  Arbeiter. 

Diese  im  badischen  Oberland  noch  stärkere  Tendenz  zur 
Entstehung  großer  Unternehmungen  dürfte  darauf  zurückzuführen 
sein,  daß  im  Oberland,  vor  allem  infolge  der  dort  noch  geringeren 
Löhne  als  im  Unterland,  in  größerem  Umfang  ganz  billige  Zi- 
garren fabriziert  werden,  bei  denen  nicht  die  Mannigfaltigkeit 
besteht  wie  bei  den  besseren  Zigarren,  und  bei  denen  daher  Massen- 
fabrikation und  Massenabsatz  gleichartiger  Waren  stattfindet. 
Hierin  hat  der  Großbetrieb  aber  besonders  große  Vorteile  vor  dem 
kleineren.  Für  die  Herstellung  besserer  Zigarren,  auch  schon 
solcher  mittlerer  Güte  und  Preislage  ist  ein  sehr  verschieden  gearteter 
Geschmack  maßgebend,  der  sich  in  anderen  Ländern  mit  staatlichem 
Monopol  infolge  der  größeren  Uniformierung  dort  nicht  so  ent- 
wickelt hat,  bei  uns  aber  darin  zum  Ausdruck  kommt,  daß  ein 

«  Bittmann  a.  a.  O.  S.  689. 
Hey  mann,  Entwicklung  de«  Pfalxer  TabakhandeU.  5 
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Detaillist  dein  eine  7 -Pf .-Zigarre  z.  B.  verlangenden  Käufer  eine 
Auswahl  von  mehr  denn  ein  Dutzend  von  Zigarren  dieser 
Preislage  anbietet,  von  denen  jede  in  Beschaffenheit  und  Geschmack 
verschieden  von  der  andern  ist. 

Der  große  Bedarf  nun,  den  diese  großen  Unternehmungen 
jährlich  an  Rohtabaken  haben,  ermöglicht  es  ihnen,  denselben 
unter  Umgehung  des  Handels  unmittelbar  beim  Produzenten 
zu  decken. 

Wir  können  denselben  durch  eine  Berechnung  annähernd 
feststellen.  Bei  einer  Durchschnittsarbeiterzahl  von  1121  stellt 
jede  der  339  badischen  Unternehmungen  jährlich  etwa  5  820 
Mille  Zigarren  her,  wozu  sie  einen  Rohtabakbedarf  von  rund  etwa 
930  Ztr.  hat.  Die  27  größten  badischen  Unternehmungen  be- 
schäftigen durchschnittlich  664  Arbeiter;  jede  stellt  jährlich  also 
etwa  34 ,500  Mille  Zigarren  unter  einem  Rohtabakbedarf  von 
5  500  Ztr.  her.  Die  größte  Unternehmung  im  Oberland  mit  2410 
Arbeitern  dürfte  einen  Rohtabakverbrauch  von  rund  20000  Ztr. 
Tabak  jährlich  haben. 

In  diesen  Ziffern  ist  allerdings  auch  der  Verbrauch  von 
überseeischem  Tabak  eingeschlossen.  Im  Durchschnitt  der  ganzen 
deutschen  Zigarren fabrikation  werden  nach  der  Produktionsstatistik 
des  deutschen  Tabakvercins  für  1903  nur  y4  des  Bedarfs  durch 
inländische  Produktion  gedeckt.  Indessen  werden  in  Baden  ge- 
rade die  billigsten  Zigarren  hergestellt  für  die  der  inländische  Tabak 
in  größerem  Umfang  benützt  wird.  Zur  4  -  Pf. -  Zigarre  wird 
nach  allgemein  fachmännischer  Ansicht  nur  das  Deckblatt  aus 
ausländischem  Tabak  hergestellt,  d.  h.  von  8  kg  sind  1  kg  aus- 
ländischer Tabak.  Für  die  4 -Pf. -Zigarren  werden  also  7  8 
inländischer  Tabak  verwendet,  für  die  5 -Pf. -Zigarre  '/42.  Die 
3 -Pf. -Zigarre 3,  die  nur  noch  in  ganz  verschwindender  Menge 
geraucht  wird,  kann  hier  außer  Betracht  bleiben.  Nimmt 
man  für  die  Oberländer  Zigarrenfabrikation  ein  Verbrauchsver- 

1  Ein  Roller  mit  einem  Wickelmacher  stellt  wöchentlich  etwa  2 — 3  Mille  Zigarren 
her.  Da  in  der  Arbeiterzahl  auch  die  Entripper,  Sortierer  und  audere  Arbeiter 
mitgezählt  sind,  so  dürfte  es  der  Wirklichkeit  entsprechen,  für  ein  Unternehmen  von 
100  Arbeitern  eine  Wochenproduktion  von  100  Mille  einzusetzen.  Zu  eiuem  Mille 
Zigarren  sind  8  kg  Rohtabak  nötig. 

2  Vgl.  I. inner  S.  200  Fullnotiz. 

3  Vgl.  ebenda  S.  192. 
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hältnis  von  ll2:lj*  an,  das  der  tatsächlichen  Verhältnissen  im 
großen  und  ganzen  entsprechen  dürfte,  so  würden  von  jeder  der 
1 1  oberländer  großen  Unternehmungen  jährlich  verarbeitet  werden 
6  350  Ztr.  Tabak,  davon  3  150  Ztr.  inländisches  Gewächs. 

Auf  den  Durchschnitt  der  badischen  Unternehmungen  über- 
haupt, bei  einem  Tabak  verbrauch  von  jährlich  930  Ztr.,  entfielen 
bei  dem  Verwendungsverhältnis  l/2  :  lj2  465  Ztr.  auf  inländischen 
Tabak,  doch  wenn  wir  vorsichtshalber,  in  Berücksichtigung  der 
in  größerem  Umfang  schon  überseeische  Tabake  verarbeitenden 
unterländischen  Industrie  ein  Verhältnis  von  V.,  :  2/.>  einsetzen,  so 
bleibt  immer  noch  ein  Bedarf  von  310  Ztr.,  der  bei  einem  Durch- 
schnittspreis im  (Troßhandel  für  Umblatt  und  Einlage  von  45  M. 
pro  Zentner  ohne  Steuer  einen  Wert  von  rund  14000  M.  darstellt. 

Da  der  Einkauf  des  Tabaks  sich  so  vollzieht,  daß  jedem 
einzelnen  Pflanzer  getrennt  sein  Produkt  abgekauft  wird,  so  hat 
der  Fabrikant  hier  ohne  Schwierigkeiten  die  Möglichkeit,  seinen 
Bedarf  unmittelbar  beim  Produzenten  zu  decken,  sind  doch  mit 
Tabak  bebaute  Flächen  von  mehr  als  1  ha  Umfang  eine  Selten- 
heit, der  Ertrag  vom  Hektar  aber  durchschnittlich  42  Ztr. 

Zu  berücksichtigen  ist  jedoch  dabei,  daß  ja  der  Tabak  nicht 
sofort  in  der  Fabrikation  verwendbar  ist.  Der  Fabrikant,  der 
Tabak  beim  Produzenten  einkauft,  muß  also  über  das  ent- 
sprechende Kapital  verfügen  und  seine  Stillegung  für  nahezu 
ein  ganzes  Jahr  ohne  Schaden  vornehmen  können.  Weiterhin 
müssen  die  entsprechenden  Lagerräume  zur  Verfügung  stehen  so- 
wie die  erforderlichen  Arbeitskräfte.  Diese  rentieren  sich  natür- 
lich nur,  wenn  sie  der  Fabrikant  durch  einen  Ankauf  in  ent- 
sprechendem Umfang  auch  ausnützt.  Für  den  kleinen  Fabrikant 
ist  der  unmittelbare  Einkauf  also  unrentabel,  aber  auch  unmöglich, 
denn  um  den  richtigen  Tabak  zu  finden ,  muß  er  das  ganze 
Angebot  überschauen,  wenn  nicht  kennen.  Für  ihn  ist  ein  ver- 
fehlter Einkauf  aber  viel  nachteiliger,  weil  er  nicht  die  Möglich- 
keit hat,  den  Tabak,  den  er  etwa  für  Umblattzwecke  gekauft 
hat,  ohne  große  Verluste  als  Einlage  zu  verwenden.  Für  den 
kleinen  Fabrikanten  bleibt  es  ein  Vorteil  seinen  Bedarf  beim 
Händler  zu  decken,  wo  er  aus  der  großen  Auswahl  unter  sorg- 
fältiger Prüfung  das  für  ihn  passendste  finden  kann,  wo  er  die 
Lagerkosten  spart,  sein  Kapital  in  stetigerem  Umlauf  erhalten 
kann  und  durch  die  im  Tabakverkehr  herrschende  Usance  einer 
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vom  Händler  gewährten  6—9  monatlichen  Zahlungsfrist,  mit 
einem  fortdauernden  Kredit  arbeiten  kann.  Gerade  dieser 
ermöglicht  in  vielen  Fällen  erst  dem  kleinen  Fabrikanten  über- 
haupt seinen  Geschäftsbetrieb. 

Unter  Umgehung  des  Handels  seinen  Bedarf  unmittelbar 
beim  Pflanzer  decken  kann  also  nur  der  große  Fabrikant.  Es 
bringt  ihm  den  Vorteil,  daß  er  den  Tabak  billiger  kaufen  kann, 
als  vom  Händler,  weil  ja  der  Händlergewinn  für  ihn  dann  weg- 
fällt, oder  daß  er  zum  gleichen  Preis  einen  entsprechend  besseren 
Tabak  kaufen  kann.  Aber  bei  alledem  bleibt  doch  zu  berück- 
sichtigen, daß  der  direkte  Einkauf  auch  für  den  großen 
Fabrikanten  eine  etwas  unsichere  Sache  ist,  vor  allem  bei  der 
heute  herrschenden  hastigen  Einkaufsweise,  daß  eine  richtige 
Prüfung  unmöglich  ist  und  daß  er  nur  dann  durchführbar  ist. 
wenn  das  Kapital  im  übrigen  Betrieb  für  die  Zeit  bis  zur  Ver- 
arbeitung entbehrt  werden  kann.  Aber  die  großen  Fabrikanten 
kaufen  in  immer  größerer  Zahl  und  Menge  ihren  inländischen 
Tabak  unter  Umgehung  des  Händlers  unmittelbar  beim  Pflanzer. 
Vor  allem  ist  das  im  badischen  Oberland  der  Fall,  das  heute  das 
Hauptproduktionsgebiet  für  Zigarrentabake  ist  und  wo,  wie  ich 
oben  gerade  aus  diesem  Grunde  zeigte,  die  Entwicklung  zum 
Großunternehmen  in  der  Zigarrenindustrie  die  meisten  Fortschritte 
gemacht  hat. 

Die  Zunahme  der  Zahl  von  direkten  Käufen  der  Fabrikanten 
unter  Umgehung  des  Handels  erklärt  sich  also  aus  der  Zunahme 
der  großen  Unternehmungen  in  der  Zigarren  Industrie;  aber  nicht 
allein  hieraus,  sondern  auch  aus  der  größeren  Kapitalkraft  der 
größeren  Fabrikanten  heute.  Hierfür  lassen  sich  naturgemäß  gar 
keine  statistischen  Zahlen  anführen,  aber  es  ist  bekannt,  welch 
große  Vermögen  einzelne  Fabrikanten  in  der  Zigarrenindustrie 
erworben  haben. 

In  welchem  Umfang  die  direkten  Käufe  in  Wirklichkeit 
nun  stattfinden,  läßt  sich  zahlenmäßig  nicht  nachweisen, 
da  jede  Unterlage  fehlt.  Die  Ernteberichte  der  Zeitungen 
während  der  Einkaufskampagne  sind  unvollständig  und  ungenau, 
der  Versuch  nach  ihnen  einigermaßen  einen  zahlenmäßigen  Uber- 
blick zu  erhalten,  ist  unmöglich.  Wir  können  die  Bewegung 
der  zunehmenden  direkten  Einkäufe  nur  konstatieren,  und  mit 
dem  Fortschreiten  der  Vergrößerungstendenz  der  Unternehmungen 
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in  der  Zigarrenindustrie  wird  diese  Bewegung  zweifellos  noch 
weitere  Fortschritte  machen. 

Wir  haben  hier  den  Hauptgrund  für  den  Rückgang  im 
Tabakhandel.  Wenn  die  Nachricht  nicht  übertrieben  ist,  so 
wurde  im  Jahre  1901  die  Hälfte  der  badischen  Ernte  direkt  von 
Fabrikanten  bei  den  Pflanzern  aufgekauft'. 

Daß  die  Händler  diese  Ausschaltung  durch  die  Fabrikation 
mit  trüben  Augen  ansehen,  läßt  sich  denken.  Die  Mannheimer 
Handelskammer  schreibt  z.  B.2: 

1  Der  glänzenden  Entwicklung  der  Zigarren fabrikation  an 
unserem  Platze  steht  bedauerlicherweise  ein  nicht  unerheb- 
licher Rückgang  des  Rohtabakhandels  gegenüber;  eine 
nennenswerte  Besserung  ist  auch  kaum  zu  erwarten,  da  die 
ganze  Tendenz  unserer  Zeit  gegen  den  Zwischenhandel 
gerichtet  ist.  Erst  ein  gewaltiger  Rückgang  der  Tabak- 
produktion, welcher  unschwer  vorauszusagen  ist,  wird  allen 
Beteiligten  klar  machen,  daß  eine  große  Produktion  nur  in 
solchen  Waren  möglich  ist,  denen  ein  kräftiger  Handel 
zur  Seite  steht.  Die  große  Aufgabe  des  Handels,  aus- 
gleichend zu  wirken,  und  das  Reservoir  für  Pflanzer  und 
Fabrikant  zu  bilden,  beruht  auf  einem  volkswirtschaftlichen 
Gesetze  und  kann  durch  solche  Zeitströmungen  nicht  ent- 
gültig beseitigt  werden.« 

Ob  diese  Anschauung  ganz  richtig  ist  und  vor  allem  auch, 
ob  sie  für  die  Zukunft  zutrifft,  mag  dahingestellt  bleiben.  Es 
sollte  nur  damit  gezeigt  werden ,  daß  die  Ausschaltung  des 
Handels  durch  die  Industrie,  und  auf  der  andern  Seite  durch 
die  Bauern,  worauf  wir  noch  ausführlich  zu  sprechen  kommen, 
auch  den  Händlern  bereits  recht  deutlich  zum  Bewußtsein 
gekommen  ist. 

Wir  haben  nun  die  sonderbare  Erscheinung,  daß  nur  die 
Zigarren fabrikanten,  dagegen  kaum  Rauch-  oder  Schnupf  tabak- 
fabrikanten  sich  am  direkten  Einkauf  beim  Pflanzer  beteiligen. 
Das  hängt  mit  der  oben  schon  erörterten  Tatsache  zusamme  n 
daß  für  Rauchtabakfabrikation  ein  großes  Angebot  an  inländischem 
Tabak  vorhanden  ist,  die  Zigarren  fabrikation  dagegen  meistens 

«  H.B.  r « »o  1 ;  I.  54. 
a  H.B.  1904;  I.  66. 
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eine  größere  Nachfrage  entfaltet  als  sie  vom  Tabakbau  befriedigt 
werden  kann.  Die  Rauchtabakfabrikanten  wissen  also,  daß  ihr 
Bedarf  unter  allen  Umständen  gedeckt  werden  kann.  Dagegen 
fürchtet  jeder  Zigarrenfabrikant,  keinen  pfälzer  Tabak  oder 
wenigstens  keinen  guten  zu  erhalten,  und  dann  statt  dessen  den 
teurem  ausländischen  verwenden  zu  müssen. 

Statt  deshalb  darauf  zu  warten,  bis  ihm  die  Händler  den 
Tabak  anbieten,  zieht  er  es  vor,  selbst  auf  die  Dörfer  zu  gehen, 
zumal  er  in  der  Regel  nur  auf  die  Ernte  bestimmter  Gemeinden 
reflektiert,  und  dort  auf  alle  Fälle  seinen  Bedarf  zu  decken,  statt 
die  Gefahr  zu  laufen,  daß  er  dann  vom  Händler  doch  nicht  den 
von  ihm  begehrten  Tabak  erhält.  Aus  dieser  Tatsache  erklärt 
es  sich  auch,  daß  gerade  im  badischen  Oberland  die  Fabrikanten- 
käufe in  besonders  großem  Maße  vorkommen.  Und  wenn  wir 
oben  sagten,  daß  die  im  Oberland  bestehenden  zahlreicheren 
Großunternehmungen  die  dort  besonders  zahlreichen  direkten 
Einkäufe  der  Fabrikanten  erklärten,  so  liegt  ein  weiterer  Haupt- 
grund doch  darin,  daß  das  Oberland  Zigarren tabake  erzeugt,  in 
der  Pfalz  dagegen  hauptsächlich  Schneidtabake  wachsen. 

Trotz  dieser  Gründe  ziehen  es  aber  auch  heute  selbst  einzelne 
große  Zigarrenfabrikanten  vor,  ihren  Tabak  nicht  unmittelbar 
beim  Pflanzer,  sondern  erst  in  fabrikationsreifem  Zustand  beim 
Händler  zu  kaufen.  Der  eigene  Einkauf  bringt  eben  ein  gewisses 
Risiko  mit  sich,  die  Qualität  läßt  sich  nicht  immer  richtig 
beurteilen,  der  Fabrikant  erhält  den  Tabak  unsortiert  und  hat 
vielleicht  für  einen  Teil,  etwa  die  Bodenblätter,  keine  Verwendung. 
Er  muß  ferner  den  Tabak  baar  zahlen,  die  nötigen  Lagerräume 
dafür  halten,  Arbeitspersonal  für  die  Fermentierung  und  sonstige 
Behandlung,  die  daneben  auch  noch  besondere  Sachkenntnis 
erfordert,  entlohnen. 

So  sind  manche  Fabrikanten,  die  vielleicht  einmal  ungünstig 
eingekauft  hatten,  wieder  davon  abgekommen  und  kaufen  den 
Tabak  wieder  vom  Händler.  Sie  müssen  zwar  im  Preis  dessen 
Nutzen  mitbezahlen.  aber  dafür  wird  ihr  Einkauf  ein  sicherer, 
sie  können  in  Ruhe  sorgfältig  prüfen  und  wählen,  sie  ersparen 
die  lange  Kapitalienrestierung,  die  Lagerkosten,  Arbeitslöhne  usw. 

Nur  dann  schreiten  die  Zigarrenfabrikanten  allgemein  nicht 
zum  eigenen  Einkauf,  wenn  die  Ernte  sich  zunächst  der  Be- 
urteilungsfähigkeit    entzieht.     Denn    häufig   ist    es  zweifelhaft. 


Digitized  by  Google 


Entwicklung  des  pfiilzer  Tabakhandels  in  den  letzten  30  Jahren.  j  j 

wenn  der  Jahrgang  etwas  schwer  ist,  ob  die  Tabake  in  der 
Fermentation  sich  so  entwickeln  werden,  daß  sie  in  der  Zigarren- 
fabrikation verwendbar  sind.  In  diesem  Falle  würde  der  Zigarren- 
fabrikant Gefahr  laufen,  den  Tabak  schließlich  nicht  in  seinem 
Betrieb  verwenden  zu  können.  Er  müßte  den  Tabak  weiter 
verkaufen,  und  das  ist  für  einen  Fabrikanten  meistens  mit 
Verlust  verbunden.  Er  wird  also  in  solchen  Jahrgängen  es  vor- 
ziehen, den  Einkauf  den  Händlern  zu  überlassen,  die  weitere 
Entwicklung  des  Tabaks  bei  diesem  abzuwarten  und  erst  bei 
ihm  dann  seinen  Bedarf  zu  decken,  bezw.  aus  dessen  Vorräten 
ältere  Ernten  zu  kaufen. 

Aber  noch  in  anderer,  mehr  indirekter  Weise,  hat  diese 
Entwicklung  der  Fabrikation  nachteilig  auf  den  Handel  gewirkt. 
Die  unmittelbare  Beteiligung  der  Fabrikanten  am  Einkauf 
steigert  die  Nachfrage  gegenüber  dem  Pflanzer,  insoweit  als  die 
Zahl  der  Nachfragenden  und  die  Konkurrenz  unter  ihnen  ge- 
steigert wird.  Und  das  wirkt  in  gewissem  Umfange  den  Preis 
steigernd.  Denn  trotz  des  Einkaufs  der  Fabrikanten  will  auch 
jeder  Händler  mögliehst  sein  altgewohntes  Quantum  kaufen. 
Dabei  wiegt  die  Beteiligung  von  Fabrikanten  aber  noch  schwerer 
als  die  einer  größeren  Zahl  von  Händlern.  Denn  der  Fabrikant, 
der  ja  den  Händlergewinn  am  Preis  spart,  kann  einen  höheren 
Preis  für  den  Tabak  anlegen  als  der  Händler.  Eine  gewisse 
Grenze  ist  natürlich  da  geboten,  wo  der  Preis  eben  zu  unrentabel 
wird,  wo  der  Fabrikant  zum  gleichen  Preis  beim  Händler  unter 
Ersparung  der  Mühe.  Kapital  vorläge  usw.,  kaufen  kann. 

4.  Entstehung  einer  Konkurrenz  im  Handel  selbst. 

Nicht  allein,  aber  doch  zum  Teil  ist  der  Konkurrenz  der 
Fabrikanten  beim  Einkauf  auch  ein  weiterer  Mißstand  zu  ver- 
danken, unter  dem  seit  Jahrzehnten  schon  der  pfälzer  Handel  zu 
leiden  hat.  Die  Fabrikanten,  die  ihren  Bedarf  unter  Umgehung 
des  Händlers  decken  wollen,  sind  nämlich  gezwungen,  möglichst 
früh  zum  Einkauf  zu  schreiten.  Sie  können  das  auch  gefahrlos, 
denn  sie  kennen  den  betreffenden  Tabak  gewöhnlich  schon  aus 
Erfahrung,  sie  wissen,  daß  sie  ihn  auf  alle  Tülle  selbst  verwerten 
können.  Der  Handel  nun  sah  sich  plötzlich  durch  die  Fabrikanten 
gerade  aus  den  besten  Ortschaften  verdrängt,  er  fürchtete  noch 
eine  weitere  Verdrängung,  und  so  wurden  auch  die  Händler 


Digitized  by  Google 


III.  Kapitel. 


veranlaßt,  immer  früher  zum  Einkauf  zu  schreiten.  Aber  es 
waren  nicht  nur  die  Käufe  der  Fabrikanten,  es  war  die  Kon- 
kurrenz unter  den  Händlern  selbst,  welche  ebenfalls  hierauf 
hinwirkte;  denn  der  Handel  hatte  sich  ja  in  seinem  Umfang 
nicht  gleich  der  rückläufigen  Bewegung  der  ihm  zur  Verfügung 
stehenden  Menge  Tabaks  angepaßt.  Erst  allmählich  werden  für 
alle  die  Existenzbedingungen  immer  ungünstiger,  und  der  eine 
und  andere  wird  gezwungen,  sein  Geschäft  aufzugeben.  Bis 
dahin  tobt  eben  ein  heftiger  Konkurrenzkampf.  Erst  dann,  wenn 
der  Handel  sich  in  die  verkleinerten  Verhältnisse  eingefunden 
hat,  kehren  wieder  die  normalen  Bedingungen  zurück. 

Der  Rückgang  des  Tabakbaues  in  Süddeutschland  vollzieht 
sich  von  den  80 er  bis  zu  den  90er  Jahren,  die  Zahl  der  Tabak- 
händler vermindert  sich  dagegen  erst  von  1895  bis  1905.  Also 
erst  allmählich  hat  sich  der  Handel  den  neuen  Verhältnissen 
angepaßt. 

Der  frühe  Einkauf,  der  sich  unter  dem  Einfluß  der  Kon- 
kurrenz herausgebildet  hat,  ist  für  den  Handel  äußerst  nachteilig. 
Die  Beschaffenheit  des  Tabaks  bringt  es  mit  sich,  daß  er  nicht 
sofort,  wenn  die  Blätter  auf  dem  Felde  gebrochen  sind,  fermen- 
tiert, also  verkauft  werden  kann.  Der  Tabak  muß  vielmehr  noch 
einige  Wochen  in  Trockenräumen  aufgehängt  werden,  um 
seinen  großen  Wassergehalt,  der  -»/'5  ungefähr  des  Gesamtgewichts 
ausmacht,  zu  verlieren. 

Aber  neben  der  Trocknung  vollzieht  sich  zugleich  auch  ein 
gewisser  chemischer  Prozeß  im  Tabak,  der  allerdings  noch  nicht 
aufgeklärt  ist.  Auf  alle  Fälle  hängt  aber  von  der  Behandlung 
des  Tabaks  sein  schließlicher  Ausfall  wesentlich  ab;  eine  zu  kurze 
Trocknung,  ein  feuchtes  Abhängen,  lassen  leicht  Fäulnis  entstehen, 
eine  sorglose  Behandlung  kann  Zerreißen  der  Blätter  bewirken, 
wodurch  diese  ebenfalls  wertloser  sind. 

Die  endgültige  Beschaffenheit  des  Tabaks  und  seiner  Güte 
läßt  sich  also  erst  feststellen  und  prüfen,  wenn  der  Tabak  voll- 
ständig getrocknet  und  vom  Dache  abgehängt  ist.  Solange  wartete 
auch  früher  der  Händler,  er  prüfte  den  Tabak  sorgfältig  und 
dann  kaufte  er. 

Unter  der  Konkurrenz  wurde  nun  der  Einkauf  an  einem 
immer  früheren  Zeitpunkt  begonnen.  Der  Fabrikant  und  Händler 
wartet  nicht  mehr,  bis  der  Tabak  abgehängt  ist,  er  kauft  ihn 
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schon,  so  lange  er  noch  unter  Dach  hängt.  Eine  Prüfung  ist 
hier  schon  aus  technischen  Gründen  nicht  möglich,  der  Käufer 
sieht  vielleicht  zunächst  noch  einige  Bandeliere  an,  bald  läßt  er 
auch  das  sein,  er  sieht  den  Tabak  gar  nicht  mehr.  Auf  Grund 
des  allgemeinen  Rufes,  den  der  Tabak  des  betreffenden  Dorfes 
genießt,  nach  dem  Ausfall  der  letztjährigen  Ernte  und  den  Er- 
wartungen, die  man  nach  den  allgemeinen  Ernteberichten  an  die 
Qualität  des  neuen  Tabaks  knüpft,  macht  der  Käufer  sein 
Gebot. 

Diese  Einkaufsmethode  ist  an  sich  äußerst  schädlich.  Der 
Tabak  bleibt  eine  Qualitätsware,  deren  Wert  und  Preis  in  jedem 
Falle  festgestellt  sein  will.  Prüft  der  Händler  nicht  mehr,  so 
fehlt  seinem  Einkauf  die  solide  Grundlage.  Sein  Geschäft  nimmt 
den  Charakter  der  Spekulation  an,  seine  Grundlage  wird  nur 
eine  Vermutung,  daß  der  von  ihm  gekaufte  Tabak,  den  er  heute 
in  den  meisten  Fällen  gar  nicht  mehr  sieht,  dem  Preise  einigermaßen 
entspricht. 

Die  unsolide  Grundlage  kommt  beim  Verkauf  des  Händlers 
deutlich  zum  Ausdruck.  Der  Fabrikant,  der  von  ihm  kauft,  der 
prüft  genau  jeden  Tabak  und  zahlt  nur  den  Preis,  den  ihm  dieser 
wert  scheint.  Spekuliert  der  Händler  falsch,  fällt  der  Tabak 
schlechter  aus  als  er  erwartete,  dann  hat  er  eben  den  Verlust  zu 
tragen.  So  vollzieht  sich  denn  der  Einkauf  für  den  Händler 
nach  dem  Grundsatz:  die  gute  Ware  muß  die  schlechte  bezahlen. 
Was  an  einem  teuer  eingekauften  schlechten  Tabak  verloren 
wird,  das  gewinnt  der  Händler  wieder,  wenn  er  einmal  das  Glück 
hat,  einen  guten  Tabak  billig  einzukaufen. 

Das  ist  aber  auch  für  den  Pflanzer  von  Nachteil;  denn  der- 
jenige, der  vielleicht  seinen  Tabak  gut  pflegt  oder  ein  feineres 
Produkt  erzeugt,  wird  kaum  einen  höheren  Preis  erhalten  als 
sein  Nachbar,  mag  dessen  Tabak  auch  schlecht  sein.  Seine  Ernte 
wird  ja  nicht  besehen;  aber  verkaufen  wird  der  Bauer  in  der 
Regel  selbst  zu  dem  schlechteren  Preis,  denn  er  fürchtet  sonst 
seinen  Tabak  überhaupt  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  verkaufen 
zu  können,  und  auf  den  Erlös  aus  seiner  Tabakernte  ist  gerade 
der  kleine  Bauer  gewöhnlich  sehr  notwendig  angewiesen. 

Aber  auch  der  Händler  hat  in  einer  anderen  Hinsicht  noch 
den  Schaden.  Er  kauft  zu  einer  Zeit,  wo  der  Tabak  noch  in 
der  Behandlung  des  Pflanzers  steht.    Von  ihr  hängt  nicht  wenig 
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für  den  endgültigen  Ausfall  der  Beschaffenheit  des  Blattes  ab; 
hat  der  Bauer  aber  seinen  Tabak  einmal  fest  verkauft,  so  ver- 
wendet er  keine  zu  große  Sorgfalt  mehr  auf  ihn.  Jetzt  mag  er 
ausfallen  wie  er  will,  sein  Geld  bekommt  er  ja  doch.  Der  Händler 
aber  hat  keinen  Ausweg,  er  muß  den  Tabak  so  abnehmen,  wie 
er  an  die  Wage  geliefert  wird,  denn  er  hat  ihn  ohne  genügende 
oder  gar  ohne  jede  Prüfung  gekauft.  Daraus  entsteht  nun  bei 
der  Übernahme  des  Tabaks  durch  den  Händler  Zank  und  Hader. 
Nur  zu  oft  behauptet  der  Händler,  der  Tabak  sei  nicht  so  ge- 
liefert, wie  er  erwartet  habe,  und  versucht  einen  dementsprechen- 
den  Abzug  am  Preise  zu  machen.  Der  Bauer  seinerseits  prote- 
stiert dagegen.  Gar  manchmal  aber  nützt  der  Bauer  auch  seine 
Macht  aus,  hängt  den  Tabak  feucht  ab  oder  feuchtet  ihn  nach- 
träglich an,  um  sein  Gewicht  künstlich  so  zu  erhöhen.  Das  ist 
eine  unreelle  Handlungsweise;  aber  nicht  überall  im  praktischen 
Wirtschaftsleben  wird  der  Rechtsweg  eingeschlagen;  Macht  oder 
der  wirtschaftlich  vorteilhaftere  Weg  geben  den  Ausschlag.  So 
hat  oft  der  Händler,  oft  der  Pflanzer  seinen  Schaden. 

Das  kommt  auch  in  einem  anderen  in  den  letzten  Jahren 
öfter  eingetretenen  Fall  zum  Ausdruck. 

Ein  Bauer  verkauft  seinen  Tabak  zu  einem  bestimmten 
Preis.  Inzwischen  laufen  höhere  Gebote  ein  und  der  Bauer  ver- 
kauft weiter  trotz  des  ersten  Kaufvertrags.  Auch  hier  erhielte 
der  erste  Käufer  im  Klageweg  sein  Recht;  aber  die  Plackereien 
und  Unkosten  der  gerichtlichen  Klage  verursachen  in  der  Regel 
mehr  Mühe  und  Unkosten,  als  der  Händler  schließlich  Vorteil 
hätte,  wenn  der  Bauer  ihm  den  Tabak  doch  abliefern  müßte. 
Sehr  häufig  ist  der  Ausgang  vielmehr  der,  daß  der  erste  Käufer 
selbst  noch  einmal  einen  höheren  Preis  bewilligt,  um  ja  den  Tabak 
zu  erhalten. 

So  kann  man  in  vielen  Fällen  konstatieren,  daß  eigentlich 
nicht  mehr  der  Händler,  sondern  der  Pflanzer  der  wirtschaftlich 
Stärkere  ist.  So  z.  B.,  wenn  der  Kaufvertrag  nur  bedingt  abge- 
schlossen wird,  d.  h.  der  Händler  oder  Fabrikant  ein  bestimmtes 
Preisgebot  macht,  der  Pflanzer  ihm  jedoch  nur  dann  verkauft, 
wenn  die  Preise  inzwischen  nicht  steigen;  ist  das  aber  der  Fall, 
dann  muß  der  erste  Käufer  diesen  höheren  Preis  zahlen,  was  er 
auch  tut.  Den  zuerst  gebotenen  Preis  dagegen  muß  der  Händler 
auch  dann  zahlen,  wenn  das  Preisniveau  inzwischen  sinkt.  Dem 
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Pflanzer  bleibt  also  immer  die  Aussicht  auf  Gewinn,  dem  Händler 
nur  die  auf  Verlust. 

Die  Hast  im  Einkauf  hat  soweit  geführt,  daß  dieser  häufig 
schon  stattfindet,  ehe  der  Tabak  nur  geerntet  und  unter  Dach 
gebracht  ist.  Die  Gefahr  einer  verkehrten  Spekulation  steigert 
sich  dadurch  für  den  Händler  noch  mehr.  Ja,  es  sollen  Fälle 
vorgekommen  sein,  wo  noch  gar  nicht  ausgesetzter  Tabak  verkauft 
wurde.1  Solche  Nachrichten  lassen  sich  nicht  nachprüfen,  aber 
sie  zeigen  recht  kraß,  wozu  die  Konkurrenz  hier  geführt  hat 

Die  Händler  klagen  selbst  am  meisten  hierüber  und  haben 
selbst  schon  versucht,  eine  Besserung  herbeizuführen,  allerdings 
bis  jetzt  ohne  Erfolg.  Wir  werden  darauf  noch  zu  sprechen 
kommen.  Wir  haben  hier  die  einzige  Stelle,  an  der  eine  greif- 
bare Besserung  für  den  Handel  durchgeführt  werden  konnte,  aber 
auch  müßte. 

Wie  im  Einkauf  hat  die  Konkurrenz  auch  im  Verkauf  zu 
unerfreulichen  Verhältnissen  geführt.  Jeder  Händler  suchte  mög- 
lichst seine  Abnehmer  zu  erhalten  und  neue  zu  gewinnen.  Durch 
möglichst  günstige  Bedingungen  suchte  er  das  zu  erreichen,  es  bildete 
sich  die  Usance  aus,  den  Abnehmern  einen  6  —  9  monatlichen  Kredit 
zu  gewähren.  Allerdings  hängt  dieser  Kredit  zum  Teil  auch  mit 
dem  Wesen  der  Tabakindustrie  zusammen.  Denn  gerade  hier 
bestehen  viele  kleine  Unternehmungen,  die  ohne  große  Kapitalien 
arbeiten;  sie  bestehen  eigentlich  nur  Dank  dem  Kredit,  den  der 
Händler  ihnen  gewährt.  Denn  in  der  Zigarrenfabrikation  selbst, 
wo  ebenfalls  eine  sehr  starke  Konkurrenz  herrscht,  hat  sich  ein 
langes  Kreditgeben  an  die  Abnehmer,  die  hier  vielfach  ganz  kleine 
Leute  wie  Wirte,  Krämer  usw.  sind,  ausgebildet.  So  muß  nicht 
nur  der  pfälzer,  sondern  auch  der  überseeische  Tabakhändler  den 
Fabrikanten  ein  langes  Ziel  für  die  Zahlung  gewähren. 

Aber  im  pfälzer  Tabakhandel,  in  dem  die  Klagen  besonders 
laut  über  dieses  nachteilige  Kreditgeben  ertönen,  hat  zweifellos 
die  Konkurrenz,  die  im  Handel  selbst  entstand,  ein  groß  Teil 
Schuld  an  dem  Entstehen  dieses  Zustandes. 

5.  Einfluß  der  Steuergesetzgebung. 

Wie  für  den  Rückgang  im  Tabakbau,  so  wurde  mancher- 
seits  auch  für  den  Rückgang  im  Tabakhandel  die  Steuergesetz- 

«  Vgl.  H.B.  I.  S.  37. 
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gebung  von  1879  als  Ursache  angesehen.  Als  Beispiel  mag 
folgende  Stelle  aus  einer  Rede  des  Abgeordneten  Bassermann 
dienen1: 

»Es  hat  im  Jahre  1879  im  Gebiet  des  pfälzer  Tabaks  auf 
dem  Lande  eine  Menge  kleiner  Tabakhandlungen  gegeben,  die 
das  Produkt  dem  Produzenten  abnahmen  und  für  diesen  sehr 
vorteilhaft  waren.  Als  die  Steuergesetzgebung  des  Jahres  1879  kam, 
lag  es  in  der  Natur  der  Sache,  daß  die  großen  Händler  pro- 
sperieren konnten.  Sie  haben  sich  in  die  neuen  Verhältnisse 
hineingefunden;  die  kleinen  Betriebe  haben  großenteils  aufgehört. 
Mir  selbst  hat  ein  Tabakhändler  gesagt:  na.  die  Sache  ist  so  ge- 
gangen, wir  haben  uns  mühsam  in  die  Geschichte  hineingefunden, 
und  als  man  sich  in  das  Gesetz  hineingelebt  hatte,  waren  die 
kleinen  verschwunden,  und  wir  haben  das  Geschäft  in  der  Hand 
gehabt.  Das  liegt  in  der  Natur  der  Sache.  Damals  wurden  die 
Tabakhändler  sehr  bald  genötigt,  die  Zahlung  der  Steuer  für  den 
Bauer  zu  übernehmen;  es  wurden  die  Transidager  errichtet, 
man  hat  in  den  großen  Tabaklagern  die  ständige  Kontrolle  ein- 
geführt, was  alles  beim  Großbetrieb  möglich  ist,  während  der 
kleine  nicht  folgen  kann.< 

In  dieser  Rede  stellt  Bassermann  die  Behauptung  auf,  infolge 
der  Steuergesetzgebung  habe  eine  Aufsaugung  der  kleinen  durch 
die  großen  Handlungen  stattgefunden.  Diese  Behauptung  ent- 
spricht nicht  der  Wirklichkeit.  Gorade  einige  der  größten,  ältesten 
und  kapitalkräftigsten  Firmen  sind  in  den  letzten  Jahren  einge- 
gangen. Gerade  sie  fanden  für  ihr  großes  Kapital  unter  den 
ungünstigen  Bedingungen  keinen  genügenden  Gewinn  im  pfälzer 
Tabakhandel  mehr. 

So  schreibt  der  Handelskammerbericht  für  1898  (I.  45): 

-Eine  Anzahl  unserer  ältesten  und  kapitalkräftigsten  Häuser 
hat  die  Branche  verlassen  und  in  den  lukrativeren  industriellen 
Unternehmungen  bessere  Verwendung  für  ihre  Kapital-  und  Ar- 
beitskraft gefunden.« 

Der  Rückgang  im  Tabakhandel  wirkte  also  auf  die  großen 
Händler  zum  mindesten  nicht  weniger  nachteilig  als  auf  die  kleinen. 
An  sich  wäre  man  vielleicht  geneigt  zu  glauben,  daß  die  Steuer- 
gesetzgebung von   1879  eine  Konzentration  im  Tabakhandel  er- 

'  SiUung  des  Reichstags  vom  n.  Januar  1894. 
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zeugen  konnte,  wie  es  Bassermann  tut,  weil  der  Tabakhandel  die 
Steuer  trage  und  den  dazu  erforderlichen  erhöhten  Kapitalaufwand 
wohl  der  große  kapitalkräftige  aber  nicht  der  kleine  Händler 
aufbringen  könne.  Indessen  in  der  Regel  wird  die  Tabaksteuer 
beim  Einkauf  gar  nicht  entrichtet.  Der  Tabakhändler  kauft  den 
Tabak,  für  den  er  dem  Pflanzer  alsbald  den  Kaufpreis  zahlt,  und 
führt  den  Tabak  in  sein  steuerfreies  Transitlager  über.  Hier 
macht  der  Tabak  ungehindert  von  der  Steuerbehörde,  allerdings 
unter  ständiger  Bewachung  eines  Steuerbeamten,  seine  Fermen- 
tation und  sonstige  Behandlung  durch.  Nicht  einmal  zugleich 
mit  dem  Weiterverkauf  an  den  Fabrikanten  wird  die  Steuer 
entrichtet.  Denn  der  Fabrikant  läßt  sich  nicht  den  ganzen  ge- 
kauften Tabak  auf  einmal  zusenden,  sondern  nur  *auf  Abruf ,  je 
nach  seinem  Bedarf  einen,  zwei  oder  drei  Ballen  usw.  Die  Steuer 
wird  nun  erst  in  dem  Augenblick  festgesetzt,  wo  der  Tabak  das 
Transitlager  verläßt,  bezahlt  wird  sie  in  den  meisten  Fällen  aber 
erst  nach  Verlauf  einer  weiteren  dreimonatlichen  Frist,  die  von 
der  Behörde  für  die  Steuerzahlung  gewährt  wird.  Also  bis  zum 
Augenblick  des  Ausgangs  des  Tabaks  aus  dem  Lager  wird  der 
Tabak  in  keiner  Hinsicht  von  der  Steuer  betroffen,  so  daß  der 
Händler  also  auch  nicht  genötigt  ist,  ein  größeres  Kapital  aufzu- 
wenden. In  der  Regel  schickt  der  Fabrikant  zum  Termin  die 
entsprechende  Deckung,  so  daß  nur,  wenn  diese  ausbleibt,  der 
Händler  selbst  die  Steuer  vorschießen  bezw.  tragen  muß.  Über 
die  hierin  liegende  Unsicherheit  wurde  seitens  der  Händler  mannig- 
fach Klage  geführt,  vor  allem  weil  man  Vergleiche  mit  dem 
Handel  in  ausländischem  Tabak  zog,  der  vom  Händler  versandt, 
aber  auf  der  Zollstation  vom  Käufer  in  Empfang  genommen  wird, 
wobei  dieser  den  Zollbetrag  zu  zahlen  hat,  der  verkaufende  Händler 
dagegen  keinerlei  Risiko  läuft. 

Im  Normalfall  trägt  der  Händler  also  weder  die  Steuer, 
noch  kreditiert  er  sie  dem  Fabrikanten,  und  wenn  er  sie  aus- 
nahmsweise, etwa  beim  Konkurs  eines  Käufers,  aus  seiner  Tasche 
zahlen  muß  —  denn  nur  an  ihn  hält  sich  die  Steuerbehörde  — , 
dann  leidet  der  große  Händler  darunter  ebenso  sehr  wie  der  kleine. 

Während  im  Mannheimer  Getreidehandel  die  unter  der 
Wirkung  des  Börsen gesetzes  und  der  Konzentration  im  Mühlen- 
gewerbe einsetzende  Krisis  zu  einer  Konzentration  im  Handel 
führte,  sehen  wir  im  Tabakhandel  eine  andere  Wirkung.  Im 
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Getreidehandel  hat  der  Großbetrieb  wesentliche  Vorteile  vor 
dem  kleinen:  er  kauft  günstiger  ein,  das  hier  sehr  große  Risiko 
verteilt  sich  bei  ihm  auf  eine  große  Warenmenge,  die  Transport- 
kosten und  allgemeinen  Geschäftsunkosten  sind  bei  ihm  im  Ver- 
hältnis wesentlich  geringer. 

Anders  im  Tabakhandel;  hier  hat  der  große  Betrieb  nicht 
die  Vorteile  gegenüber  dem  kleinen. 

Im  Einkauf  hat  der  kleine  Händler  unter  Umständen  sogar 
Vorteile  vor  dem  großen.  Der  Händler  mit  kleinerem  Bedarf 
geht  persönlich  zum  Einkauf,  er  braucht  wenig  und  kann  das, 
was  er  kauft,  daher  sorgfältig  prüfen.  Der  große  Händler  da- 
gegen kann  den  Einkauf  nicht  allein  bewältigen,  er  muß  Ange- 
stellte damit  beauftragen,  denen  lediglich  bestimmte  Preisgrenzen 
gesetzt  werden;  er  hat  einen  großen  Bedarf  und  kann,  wenn  er 
sich  unter  der  heftigen  Konkurrenz  ganz  versorgen  will,  sich 
nicht  lange  besinnen  und  nicht  lange  prüfen. 

Daß  auch  kleine  Unternehmungen  zum  Teil  eingegangen 
sind,  soll  nicht  geleugnet  werden.  Aber  es  kann  nicht  von  einer 
Konzentration,  vor  allem  nicht  infolge  des  Gesetzes  von  187g, 
gesprochen  werden,  denn  dann  müßten  sich  die  erhalten  gebliebenen 
Handlungen  auf  Kosten  der  eingegangenen  erweitert  haben.  Das 
ist  aber  nicht  der  Fall.  Und  weiter  müßten  sich  gerade  die  großen 
Betriebe  haben  erhalten  können. 

Von  einer  Konzentration  wäre  nur  dann  die  Rede,  wenn 
die  gleiche  Warenmenge  wie  vorher  in  die  Hände  einer  kleineren 
Zahl  von  Händlern  übergegangen  wäre.  Im  Tabakhandel  hat  aber 
die  Warenmenge,  die  in  den  Handel  kommt,  ebenso  abgenommen 
wie  der  Handel  selbst.  Die  Verminderung  in  der  Zahl  der  Mann- 
heimer Tabakhandlungen  ist  also  nicht  der  Ausdruck  einer  Kon- 
zentrationsbewegung im  pfälzer  Tabakhandel,  sondern  lediglich 
eines  Rückganges. 

Einen  schädlichen  Einfluß  auf  den  Tabakhandel,  wie  auf 
die  ganze  Tabakbranche  hat  die  Tatsache  ausgeübt,  daß,  man 
kann  sagen,  seit  einen  ganzen  Jahrhundert,  die  Tabaksteuerpläne 
kein  Ende  gefunden  haben.  In  den  einzelnen  Zollvereinsstaaten 
befaßten  sich  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  die  Regierungen 
bereits  mit  Einführung  oder  Abänderung  der  Tabaksteuer. 

In  Baden,  das  für  uns  hier  ja  hauptsächlich  in  Betracht  kommt, 
und  wo  bis  dahin  der  inländische  Tabak  völlig  steuerfrei  war, 
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führte  die  Regierung  1 8 1 2  eine  Art  Gewichtssteuer  auf  den  Tabak 
ein,  die  schon  1818  wieder  aufgehoben  werden  mußte.  Die 
Zollzerrissenheit  der  Bundesstaaten  war  für  die  nächsten  Jahre 
dann  dem  Verkehr  mit  Tabak  sehr  hinderlich.  Aber  selbst  das 
Zustandekommen  des  Zollvereins  brachte  für  den  Tabak  verkehr 
keine  Besserung,  denn  die  Tabakbesteuerung  war  ein  Punkt, 
in  dem  man  sich  nicht  einigen  konnte.  Jeder  Staat  hatte 
seine  besondere  Steuer  oder  Steuerfreiheit  für  Tabak.  Das 
gab  einen  unerträglichen  Zustand.  Der  Tabakverkehr  zwischen 
den  Staaten  konnte  nicht  unbehindert  bleiben,  denn  dadurch  wäre 
der. Tabakbau  in  denjenigen  Staaten,  die  eine  Tabaksteuer  hatten, 
wesentlich  benachteiligt  gewesen  gegenüber  den  anderen  Zoll- 
vereinsstaaten, die  ihren  unbesteuerten  Tabak  abgabenfrei  dort 
hätten  einführen  können.  Die  betreffenden  Staaten,  Preußen, 
Sachsen  usw.  erhoben  deshalb  von  dem  aus  anderen  Zollvereins- 
staaten eingeführten  Tabak  einen  ihrer  Inlandsteuer  entsprechen- 
den Einfuhrzoll. 

In  den  50er  Jahren,  als  die  Ausgaben  des  Bundes  stiegen, 
faßten  die  Regierungen  den  Entschluß,  eine  gemeinsame  Tabak- 
besteuerung einzuführen.  Sie  kam  nicht  zu  Stande,  aber  die 
Regierungen  ließen  während  der  ganzen  50  er  und  60 er  Jahre 
die  Einführung  dieser  Steuer  nicht  aus  den  Augen.  1868  endlich 
wurde  der  Plan  durchgeführt,  und  die  in  Preußen  bestehende 
Flächensteuer  unter  einigen  Abänderungen  in  sämtlichen  Bundes- 
staaten eingeführt.  Aber  nicht  lange  erfreute  sich  die  Tabak- 
branche des  Glaubens,  nunmehr  endlich  in  einem  sich  gleich- 
bleibenden ruhigen  Zustand  leben  zu  können. 

1872  bereits  trat  Bismarck  mit  einem  Monopolentwurf  vor 
den  Reichstag.  Dieser  lehnte  den  Entwurf  ab,  aber  man  wußte 
nur  zu  genau,  daß  die  Regierung  bald  mit  neuen  Plänen  wieder 
kommen  würde. 

1877  trat,  sie  mit  einem  Gewichtssteuerentwurf  vor  den 
Reichstag.  Dieser  lehnte  wiederum  ab,  aber  es  wurde  wenig- 
stens genehmigt,  eine  Kommission  zu  berufen,  die  genaues  Material 
über  die  I-age  des  Tabakbaues,  der  Industrie  und  des  Handels 
sammeln  und  geeignete  Vorschläge  für  eine  Besteuerung  des 
Tabaks  in  Deutschland  inachen  sollte.  Die  Kommission  trat  1878 
zusammen;  die  Ergebnisse  ihrer  Enquete  liegen  in  6  umfangreichen 
Quartbänden  vor,  die  auch  heute  noch  für  jeden  unentbehrlich 
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sind,  der  sich  mit  irgend  einer  volkswirtschaftlichen  oder  finanz- 
wissenschaftlichen Seite  der  Tabakbranche  beschäftigt. 

Das  praktische  Ergebnis  war  ein  dem  Reichstag  1878  vor- 
gelegter Gesetzentwurf  über  eine  Gewichtsbesteuerung  des  Roh- 
tabaks. Die  darin  festgelegten  Sätze  betrugen  für  den  inländischen 
Tabak  45  M.  vom  Doppelzentner  fermentierten  Tabaks,  und 
85  M.  Zoll  vom  Doppelzentner  eingeführten  Tabaks.  Das  Gesetz 
wurde  vom  Reichstag  angenommen  und  am  16.  Juli  1879  im 
Reichsanzeiger  veröffentlicht.  Für  den  inländischen  Tabak  brachte 
aber  das  Gesetz  zunächst  noch  keine  Ruhe  und  Ordnung.  Denn 
für  den  inländischen  Tabak  traten  nicht  die  vollen  Sätze  sofort 
ein,  sondern  es  wurden  für  drei  Jahre  Übergangsbestimmungen 
geschaffen,  die  eine  spekulative  Ausdehnung  des  Tabakbaues  von 
ungeahnter  Größe  im  Gefolge  hatten. 

Und  kaum  waren  die  festen  Sätze  des  Gesetzes  in  Wirk- 
samkeit getreten,  da  verlangte  Bismarck  im  Jahre  1882  bereits 
von  neuem  wie  1872  das  Monopol.  Der  Reichstag  lehnte  es 
wiederum  ab,  aber  es  entstand  eine  ununterbrochene  Unruhe. 
Bismarck  hatte  erklärt,  er  werde  nicht  ruhen,  bis  er  das  Monopol 
erreicht  habe.  Die  Branche  lebte  also  in  ununterbrochener 
Ungewißheit. 

Dabei  begann  jetzt  auch  noch  die  Agitation  der  Tabakbauern 
und  ihrer  Vertreter  im  Reichstag,  die  Jahr  für  Jahr  in  Petitionen 
an  den  Reichstag  um  Änderung  der  Steuer,  um  Erhöhung  des 
Schutzzolls  baten.  Die  Regierung  lehnte  zwar  1 8g  1  kurz  und 
bündig  ab. 

Aber  im  Jahre  1893  brachte  sie  selbst  einen  neuen  Entwurf 
ein,  der  eine  Besteuerung  des  Tabaks  durch  eine  Fabrikatsteuer 
vorsah.  Der  Entwurf,  der  1S93  vom  Reichstag  abgelehnt  wurde, 
wurde  1895  unter  unwesentlichen  Änderungen  wiederum  diesem 
vorgelegt,  mußte  aber  dem  gleichen  Schicksal  verfallen  wie  zwei 
Jahre  vorher. 

In  den  nächsten  Jahren  kommen  zwar  keine  neuen  Entwürfe 
und  Forderungen  der  Regierung.  Es  trat  einigermaßen  Ruhe 
ein,  nur  hie  und  da  durch  Gerüchte,  oder  die  Rede  eines  kon- 
servativen Reichstagsabgeordneten  gestört. 

Erst  1905  trat  die  Regierung  mit  einem  neuen  Entwurf, 
der  unter  Beibehaltung  des  bestehenden  Gewichtssteuersystems 
erhöhte  Sätze  forderte,  vor  den  Reichstag.    Der  Entwurf  wurde 
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im  Reichstag  mit  großer  Mehrheit  abgelehnt,  aber  die  Regierung 
hielt  am  Gedanken  einer  höheren  Belastung  des  Tabaks  fest 
Einen  kleinen  Fortschritt  im  bestehenden  Zustand,  der  den  inlän- 
dischen Tabak  gar  nicht  berührte,  brachte  die  Durchführung  des 
selbständig  von  der  Reichstagskommission  ausgearbeiteten 
Zigarettensteuergesetzes  von  1906. 

In  ein  neues  Stadium  ist  die  ganze  Tabaksteuerfrage  im 
Jahre  1907  durch  ein  von  einem  früheren  Zigarrenfabrikanten 
Dr.  Julius  Lißner  verfaßtes  Buch:  »Die  deutsche  Tabaksteuerfrage«, 
getreten. 

Lißner  führt  zunächst  den  Nachweis,  daß  das  Gesetz  von 
1879  keinen  Konsumrückgang  gebracht  habe,  und  folgert  daraus, 
daß  der  Tabak  auch  heute  eine  höhere  Belastung  vertragen  könne. 
Vollständig  kann  man  Lißner  hier  nicht  zustimmen;  denn  vorüber- 
gehend brachte  die  Steuererhöhung  1879  schon  einen  Konsum- 
rückgang und  wenn  dieser  sich  später  wieder  ausglich,  so  dürfte 
das  auf  den  immer  mehr  steigenden  Wohlstand  und  die  Macht 
der  Gewohnheit  zurückzuführen  sein.  Ob  diese  Faktoren  aber 
auch  heute  noch  den  gleichen  Einfluß  ausüben  würden  wie  vor 
30  Jahren,  läßt  sich  nicht  vorhersagen. 

Dagegen  müssen  wir  aber  sagen,  wenn  wirklich  ein  relativer 
Rückgang  des  Rauchgenusses  —  und  der  ist  nicht  gewiß, 
und  kann  ebensowenig  wie  das  Gegenteil  bewiesen  werden  — 
stattfinden  sollte,  so  ist  damit  noch  lange  nicht  gesagt,  daß 
hierunter  die  Industrie  leiden  wird.  Denn  der  relative  Rückgang 
kann  sehr  wohl  ausgeglichen  werden  durch  eine  mit  der  Bevölke- 
rungszunahme Hand  in  Hand  gehende  absolute  Zunahme  des 
Rauchgenusses.  All  das  sind  indessen  zahlenmäßig  nicht  fest- 
stellbare Faktoren. 

Ein  unter  vorsichtiger  Abwägung  alles  dessen,  was  pro  et 
contra  gesagt  wird,  abgefaßtes  Urteil  muß  so  lauten:  Eine  Er- 
höhung der  Steuer,  die  eine  Schädigung  der  Industrie  mit  sich 
bringt  —  und  die  neue  Vorlage  wird  von  der  Regierung  selbst  als 
ein  Sprung  ins  Dunkle  bezeichnet  — ,  ist  zu  verwerfen;  aber  eine 
in  Grenzen  gehaltene  Mehrbelastung,  ungefähr  der  ohnedies  jähr- 
lich stattfindenden  Mehrausgabe  der  Bevölkerung  für  das  Rauchen 
entsprechend,  kann  ohne  Schädigung  der  Industrie  durchgeführt 
werden. 

Hcyroann,  Entwicklung;  de*  PfuUcr  Tabakh.mdeln.  6 
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Über  kurz  oder  lang  wird  ja  das  Reich  bei  seinem  immer 
steigenden  Finanzbedarf,  für  den  die  nötigen  Deckungsmittel  noch 
fehlen,  gezwungen  sein,  den  Tabak  in  erhöhtem  Maße  zu  besteuern. 
Das  bis  jetzt  herrschende  System  der  Gewichtsbesteuerung  läßt 
sich  aber  unter  erhöhten  Sätzen  nicht  beibehalten,  weil  dadurch 
die  Ungleichheiten  in  der  Belastung  des  billigen  und  teuren 
Tabaks  noch  mehr  als  jetzt  hervortreten.  Eine  Belastung  des 
Rohmaterials  nach  dem  Wert  ist  aber  aus  technischen  Gründen 
nicht  durchführbar.  Anstelle  der  Gewichtssteuer,  die  das  Roh- 
material trifft,  ist  also  ein  anderes  System  zu  setzen.  Eine  Be- 
lastung nach  dem  Wert  ist  möglich,  wenn  nicht  das  Rohmaterial, 
sondern  erst  das  Fabrikat  besteuert  wird. 

Von  diesem  Grundsatz  gingen  auch  die  Entwürfe  der 
Regierung  von  1893  und  1895  aus-  Die  damals  beabsichtigte 
Fakturasteuer  verlangt  nun  eine  außerordendich  starke  Kontrol- 
licrung  der  Fabrikation,  die  große  Unkosten  verursacht  und 
Steuerhinterziehungen  dabei  doch  nicht  verhindern  könnte. 

Anstelle  dieser  Besteuerung  des  Fabrikats  beim  Ausgang 
aus  der  Fabrik  nach  der  Faktura  schlägt  Lißner  nun  eine  Be- 
steuerung durch  Banderolen  vor,  wie  sie  1906  für  Zigaretten 
bereits  eingeführt  wurde.  Im  Prinzip  ist  die  Banderolensteuer 
auch  nur  eine  Fabrikatsteuer,  jedoch  in  wesentlich  verbesserter 
Form.  Hier  sind  Unterschleife  kaum  möglich.  Durch  die  Banderole 
wird  sehr  leicht  erkennbar,  für  welche  Kistchen  die  Steuer  nicht 
gezahlt  wurde.  Jedes  zum  Verkauf  kommende  Kistchen  muß 
ferner  auf  der  Banderole  die  Angabe  des  Preises  tragen,  der 
Fabrikant  kann  also  keinen  zu  niederen  Preis  angeben,  wie  bei 
der  einfachen  Fakturasteuer,  es  ist  dadurch  die  beste  Gewähr 
geboten,  daß  Defraudationen  möglichst  vermieden  werden.  Gegen- 
über der  Rohmaterialsteuer  kann  jedes  Fabrikat  nach  seinem 
Wert  mit  einem  bestimmten  Satz  belegt  werden,  und  weiterhin 
ist  hier  die  Möglichkeit  geboten,  auch  ein  gerechtes  Verhältnis 
in  der  Belastung  der  verschiedenen  Tabakfabrikate  untereinander 
herbeizuführen.  Unter  der  jetzigen  auf  das  Rohmaterial  ange- 
legten Steuer  wird  der  Rauchtabak,  in  dessen  Wert  eine  größere 
Menge  Rohmaterial  und  damit  eine  größere  Ausgabe  für  Steuer 
enthalten  ist,  prozentual  viel  melir  getroffen  als  die  Zigarre,  an 
deren  Wert  den  gezahlten  Löhnen  ein  großer  Anteil  zukommt. 
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Lißner  kommt  in  einer  ausführlichen  Berechnung  zu  folgen- 
den Ergebnissen  über  den  Geld-  und  Steueraufwand  der  Bevölke- 
rung auf  die  einzelnen  Formen  des  Tabakgenusses.1 

Es  beträgt  für: 

Gesamtgeldauf-  Aufwand  an      Anteil  dieser 

wand  Steuer  und  Zoll      an  jener 

Rauch-,  Kau-  und  Schnupftabak      93879533  M.         18  177050  M.  I9i3°,o 

Zigarren  403  732  280   »         47  «35  9»5    »  n/>°  o 

Zigaretten  75637369   *  5  779  355    »  7.6  °o 

Alle  Fabrikatgattungen    573  249  182  M.        71092320  M.  12,40.0 

Also  der  kleine  Mann,  der  sich  nur  eine  Pfeife  gönnen 
kann,  muß  1 9,3%  seines  Aufwandes  für  Rauchgenuß  als  Beitrag 
zu  den  Staatsfinanzen  ausgeben.  Der  besser  gestellte  Zigarren- 
raucher dagegen  nur  11,6%.  Eine  kleine  Besserung  hat  nur 
das  Zigarettensteuergesetz  von  1006  gebracht,  indem  jetzt  der 
Zigarettenraucher  wenigstens  25,6%  seines  Geldaufwandes  als 
Steuer  zahlt,  während  er  seither  nur  7,6%  zahlte.  Aber  das 
bleibt,  daß  durch  das  geltende  Gesetz  die  Zigarre  viel  weniger 
belastet  wird  als  der  Rauchtabak,  und  es  ist  nicht  unmöglich, 
daß  diese  ungünstige  Belastung  des  Rauchtabaks  zum  Teil  den 
Rückgang  seines  Konsums  verschuldet  oder  doch  beschleunigt  hat. 

Auf  alle  Kalle  muß  eine  Neuordnung  der  Steuer  diese 
Verschiedenheit  berücksichtigen;  nur  dann  lassen  sich  auf  ge- 
rechte Weise  erhebliche  Mehreinnahmen  für  die  Reichsfinanzen 
erzielen.  Das  erstrebt  Lißner  mit  seiner  Banderolensteiler.  Lißner 
will  die  bestehende  Gewichtssteuer  beibehalten,  den  Rauch-,  Kau- 
und  Schnupftabak  nicht  weiter  besteuern,  dagegen  die  Zigarren 
einer  mit  dem  Wert  steigenden  Steuer  unterwerfen. 

Der  Vorschlag  Lißners  würde  in  dieser  Hinsicht  einen 
wesentlichen  Fortschritt  bedeuten,  es  würde  eine  große  bestehende 
Ungleichheit  in  der  Belastung  von  Rauch-  usw.  Tabak  gegenüber 
den  Zigarren  beseitigt  werden.  Aber  in  dieser  Form  stellt  der 
Vorschlag  Lißners  kein  vollkommenes  Steuersystem  dar.  Es  ist 
nämlich  nicht  nur  ein  finanzieller,  sondern  auch  ein  großer  volks- 
wirtschaftlicher Nachteil,  wenn  das  gleiche  Objekt  zweimal  von 
der  Steuer  getroffen  wird.  Zuerst  wird  der  inländische  Tabak 
beim  Übergang  in  den  freien  Verkehr,  dann  noch  einmal  in  der 
fertigen  Zigarre  besteuert. 

1  Lißner,  S.  146. 
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Das  verursacht  doppelte  Erhebungskosten.  Kontrollen  beim 
Händler  wie  beim  Fabrikanten.  Und  hierdurch  würde,  neben 
einer  Verringerung  der  Nettosteuereinnahmen  des  Reichs  auch 
der  Verkehr  mit  Tabak  unnötig  belastet  werden.  Ein  richtiges 
vollkommenes  Steuersystem  darf  dasselbe  Objekt  nur  in  einem 
Stadium  erfassen. 

Den  gleichen  Vorwurf  muß  man  auch  dem  jetzigen  Entwurf 
eines  Tabak  Verbrauchsteuergesetzes  machen,  und  zwar  umsomehr, 
als  hier  eine  Banderolensteuer  für  alle  Tabak fabrikate  vorgeschlagen 
wird.  Bei  Liener  hat  die  Beibehaltung  der  Rohmaterialsteuer 
wenigstens  insofern  Berechtigung,  als  der  freibleibende  Rauch-, 
Kau-,  Schnupftabak  von  ihr  getroffen  wird.  Beim  Regie- 
rungsentwurf werden  aber  auch  diese  Fabrikate  von  der  Banderole 
getroffen,  so  daß  in  Wirklichkeit  jedes  einzelne  Pfund  Tabak 
zweimal  von  der  Steuer  getroffen  würde.  Wir  hatten  also  eine 
tatsächliche  Doppelbesteuerung  des  Tabaks. 

Der  Entwurf  findet  sich  zwar  sehr  einfach  mit  dieser  Tat- 
sache ab.  er  rechtfertigt  sie  damit1,  daß  die  Aufrechterhaltung 
des  Unterschieds  in  der  Abgabenbelastung  des  in-  und  auslän- 
dischen Tabaks,  mit  dem  sich  die  Interessenten  in  nahezu  dreißig- 
jähriger Gewöhnung  abgefunden  haben,  gesichert  und  eine  Neu- 
regelung dieser  schwierigen  Frage  entbehrlich  (sie!)  gemacht  wirdc 
Politisch  verständlich  ist  diese  Begründung,  aber  ob  die  Tabak- 
besteuerung dabei  besser  würde,  scheint  sehr  fraglich.  Wird  eine 
Fabrikatsleuer  eingeführt,  dann  muß  die  Rohmaterialsteuer  ver- 
schwinden, auch  wenn  die  Neuregelung  etwas  schwierig  ist. 

Der  Zoll  auf  ausländische  Tabake  kann  in  der  jetzigen  Höhe 
des  Schutzzolles  mit  etwa  40  M.  pro  Doppel/enter  beibehalten 
werden ;  seine  Erhebung  kann  ohne  Schädigung  des  Fiskus  wie 
auch  der  Branche  beibehalten  werden. 

Auf  die  prinzipiellen  Vorteile  der  Banderolensteuer  haben  wir 
zum  Teil  schon  hingewiesen.  Gegenüber  der  jetzt  bestehenden 
Rohtabaksteuer  hat  sie  den  Vorzug  jeder  Fabrikatsteuer,  daß 
sie  eine  Besteuerung  nach  dem  Wert,  abgestuft  in  einzelne 
Klassen  ermöglicht.  Gegenüber  der  gewöhnlichen  Fabrikatsteuer 
nach  der  Faktura  kommt  ihr  der  Vorteil  zu,  daß  die  Zahlung 
oder  Nichtzahlung  der  Steuer  durch  das  Aufkleben  der  Banderole 

»  Kmwmf  S.  38. 
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sichtbar  ist,  und  daß  ferner  durch  die  Angabe  des  Verkaufs- 
preises auf  dieser  verhindert  wird,  daß  der  Inhalt  zu  niedrig 
deklariert  wird  und  dadurch  eine  Steuerhinterziehung  stattfindet. 
Die  Banderolensteuer  würde  aber  auch  den  Vorteil  mit  sich 
bringen,  daß  die  Steuerzahlung  sehr  nahe  an  den  Verbrauchsakt 
hinausgelegt  wird;  dadurch  würden  nicht  nur  die  Bauern,  sondern 
vor  allem  auch  der  Handel  von  der  Steuerpflicht  befreit,  und 
gerade  für  diesen  dadurch  eine  besondere  Besserung  gegenüber 
dem  jetzigen  Zustand  eintreten;  aber  auch  die  Fabrikation  würde 
wesentlich  entlastet,  indem  die  Steuer  erst  am  Ende  des 
Fabrikationsprozesses  gezahlt  werden  muß.  Eine  Weiterwälzung 
der  Steuer  läßt  sich  in  dieser  Form  aber  auch  viel  leichter  vor- 
nehmen, als  wenn  eine  Erhöhung  der  jetzigen  Gewichssteuersätze 
auf  Rohtabak  stattfände;  der  Charakter  einer  Konsumtionssteuer 
würde  dabei  viel  klarer  zutage  treten. 

Xun  wehren  sich  allerdings  die  Interessenten  ganz  besonders 
gegen  die  Banderolensteuer;  wenn  man  sich  indessen  die  früheren 
Tabaksteuerkämpfe  ansieht,  so  auch  die  von  1905/06,  so  kommt 
man  zu  der  Überzeugung,  daß  nicht  ein  bestimmtes  System, 
sondern  prinzipiell  jede  Erhöhung  der  Belastung  des  Tabaks 
abgelehnt  wird,  und  hier  liegt  zweifellos  auch  der  Kernpunkt  der 
Frage:  denn  eine  Steuererhöhung  soll  wohl  vom  Volke  höhere 
Abgaben  bewirken,  aber  doch  so,  daß  die  Industrie  keinen  Schaden 
darunter  nimmt.  Eine  beträchtliche  Mehrbelastung,  um  etwa 
80  Millionen  Mark,  würde  aber  zweifellos  den  Rauchgenuß  so 
verteuern,  daß  ein  vorübergehender  Rückgang  unvermeidlich 
wäre,  ganz  gleichgültig,  durch  welches  System  diese  Steuermehr- 
last aufgebracht  wird. 

Xun  ist  aber  bei  der  gegenwärtigen  Lage  der  Reichsfinanzen 
kaum  zu  erwarten,  daß  der  Tabak  nicht  höher  belastet  wird,  und 
da  scheint  es  mir  doch  wichtig,  einen  Weg  zu  zeigen,  auf  dem 
eine  Schädigung  der  Industrie  fast  gänzlich  ausgeschlossen  ist. 

Die  vorgeschlagene  Steuer  würde  vom  Raucher  eine  durch- 
schnittliche jährliche  Mehrausgabe  von  5  M.  verlangen,  Diese 
5  M.  müssen  wenn  nicht  in  Form  von  Tabaksteuer  in  anderer 
Weise  aufgebracht  werden.  Als  Tabaksteuer  aber  verteuern  sie 
jede  Zigarre  um  etwa  1  Pf.,  zum  Teil  noch  mehr.  Ob  der 
Raucher  aber  auf  einmal  ebenso  viel  7-Pf.-  wie  seither  6-Pf.- 
Zigarren  raucht,  ist  aber  zum  mindesten  zweifelhaft.    Nun  gibt 


Digitized  by  Google 


86 


III.  Kapitel. 


jeder  Raucher  (jeder  4.  Deutsche  als  Raucher  betrachtet)  jährlich 
rund  60  Pf.  für  seinen  Rauchgenuß  mehr  aus.  Eine  jährliche 
Steuermehrbelastung  von  60  Pf.  oder  etwas  mehr  pro  Raucher 
würde  nun  keinesfalls  einen  Konsumrückgang,  höchstens  ein 
Gleichbleiben,  also  keinen  Rückgang  in  der  Industrie  bringen. 
Würde  man  aber  die  Steuererhöhung  nicht  auf  einmal  durchführen, 
sondern  durch  stufenweise  Steigerung  über  einige  Jahre  verteilen, 
so  könnte  das  Reich  nach  Verlauf  einiger  Jahre  die  gewollten 
Mehreinnahmen  aus  dem  Tabak  gewinnen,  die  Interessenten  könnten 
durch  fachgemäße  Unterstützung  in  diesem  Fall  verhindern,  daß 
eine  gegen  sie  durchgeführte,  den  Tabak  auf  einmal  mit  beträcht- 
lichen Sätzen  belastende  Steuererhöhung  ihr  Dasein  für  einige 
Jahre  erheblich  gefährdet.  Und  daß  dieser  Weg  praktisch  nicht 
unanwendbar  ist,  daß  beweist  die  praktisch  durchgeführte  stufen- 
weise Erhöhung  der  Steuersätze  für  inländischen  Tabak,  bei  der 
Tabaksteuergesetzgebung  des  Jahres  1879. 

Es  war  hier  nicht  der  Platz  für  eine  auch  nur  einigermaßen 
vollständigere  Behandlung  der  Tabaksteuerfrage;  das  wenige,  was 
hier  gesagt  wurde,  war  aber  im  gegenwärtigen  Augenblick,  wo 
durch  eine  Änderung  der  Steuergesetzgebung  für  Tabak  die 
Grundlagen  auch  für  den  Tabakhandel  ganz  andere  werden  können, 
nicht  zu  umgehen. 

6.  Entstehung  der  ländlichen  Genossenschaften. 

Noch  von  einer  anderen  Seite  wird  der  Tabakhandel  heute 
bedrängt  und  hier  droht  ihm  eine  wohl  beachtenswerte  Gefahr. 
Diese  Gefahr  liegt  in  dem  Streben  der  Landwirtschaft  sich  durch 
genossenschaftlichen  Zusammenschluß  nicht  nur  vom  Zwischen- 
handel, sondern  vom  Handel  überhaupt  los  zu  lösen,  indem  sie 
alle  Tätigkeiten  des  Handels  selbst  ausübt,  selbst  ein  Handels- 
unternehmen bildet  und  als  solches  unmittelbar  an  die  Fabrikanten 
verkauft. 

Der  Aufschwung,  welchen  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit 
die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften,  seien  sie  zum  Zweck 
der  Kreditversorgung,  des  gemeinsamen  Warenbezugs,  Waren- 
absatzes oder  sonstigen  Zwecken  gegründet,  genommen  haben,  ist 
allbekannt.  Auf  dem  Gebiet  des  Warenabsatzes  sind  die  Fort- 
schritte allerdings  wegen  der  hier  bestehenden  besonders  großen 
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Schwierigkeiten  am  wenigsten  groß.  Immerhin  bestehen  doch 
für  den  gemeinschaftlichen  Absatz  landwirtschaftlicher  Produkte 
eine  ganze  Anzahl  Genossenschaften.  Für  den  Verkauf  von 
Handelsgewächsen  dagegen  dürfte  sich  bis  jetzt  das  Genossen- 
schaftswesen nicht  allzu  weit  ausgebreitet  haben.  Auch  der 
Tabakverkauf,  der  dabei  doch  gerade  in  das  Gebiet  der  land- 
wirtschaftlichen Kleinbetriebe,  die  den  Kernpunkt  unserer  ganzen 
landwirtschaftlichen  Genossenschaftsbewegung  darstellen,  fällt,  wird 
bis  heute  nur  in  geringem  Umfang  genossenschaftlich  betrieben. 

Wie  eine  umfassende  Genossenschaftsstatistik  überhaupt  fehlt, 
so  können  auch  für  die  Ausdehnung  des  genossenschaftlichen 
Verkaufs  von  Tabak  keine  genaueren  Angaben  gemacht  werden. 

Das  Jahr-  und  Adreßbuch  der  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften im  Deutschen  Reich  führt  unter  dieser  Rubrik 
nur  vier  Genossenschaften  auf.  Indessen  ist  die  Zahl  in  Wirk- 
lichkeit bedeutend  größer,  denn  eine  ganze  Anzahl  der  allgemein 
»Landwirtschaftliche  Absatzgenossenschaften«  oder  ähnlich  firmie- 
renden Genossenschaften  befaßt  sich  auch  mit  dem  Absatz  von 
Tabak. 

Für  uns  kommt  indessen  nur  in  Betracht  die  prinzipielle 
Betrachtung  des  Verhältnisses  des  Tabakhandels  zu  den  Genossen- 
schaften und  insbesondere  zu  der  größten  Tabakverkaufsgenossen- 
schaft, die  zugleich  auch  zu  den  größten  Tabakhändlern  Deutsch- 
lands für  deutsche  Tabake  gehört,  der  Pfälzer  Tabak  Verkaufs- 
genossenschaft in  Ludwigshafen  am  Rhein. 

Die  Genossenschaftsbewegung  unter  den  Tabakbauern  ver- 
dankt wie  auch  auf  vielen  anderen  Gebieten  ihre  Entstehung 
den  im  Zwischenhandel  herrschenden  Mißständen,  und  dem 
Bestreben,  sich  hiervon  zu  befreien;  vielfach  waren  es  allerdings 
hier  auch  nur  Schäden,  die  in  der  Einbildung  der  Bauern  bestanden. 

Be Wucherungen,  wie  beim  Viehhandel,  waren  beim  Tabak- 
verkauf ausgeschlossen,  aber  es  gab  immerhin  andere  Mittel 
genug,  durch  die  der  Händler,  meistens  allerdings  war  es  der 
Makler,  den  Bauern  zu  seinem  Vorteil  schädigen  konnte. 

Ein  Fall,  wie  er  in  früheren  Jahren  typisch  war,  ist  folgender, 
der  in  einem  großen  Wucherprozeß  in  den  Huer  Jahren  u.  a.  zur 
Verhandlung  kam ': 

«  Dargestellt  bei  Buchenbergcr,  Zur  landwirtschaftlichen  Frag«?  der  Gegenwart. 
I-eipzig  1887,  S.  164. 
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In  den  Tabak  bauenden  Orten  der  Pfalz  und  des  Oberlandes 

ist  es  üblich,  bei  Einzelkäufcn  von  kleineren  Tabaksquantitäten 
den  Preis  in  der  Schwebe  zu  lassen  und  sich,  nach  Umfluß  der 
eigentlichen  Tabakverkaufszeit,  nach  dem  höchsten  im  Ort  er- 
zielten Preis  zu  richten.  Ein  Landwirt  in  Sehr,  verkaufte  zu 
dieser  Bedingung  nun  seinen  Tabak,  und  der  höchste  Preis  war, 
wie  sich  nachher  herausstellte,  30  M.  Nun  ging  der  Angeklagte 
zu  einigen  kleineren  Tabakbauern  am  Ort,  sagte  ihnen,  er  habe 
an  den  Landwirt  zu  25  M.  verkauft,  zeigte  ihnen  sein  Notizbuch, 
in  das  er  diesen  Preis  eingetragen  hatte,  und  veranlaßte  sie  so 
zu  niederen  Preisen  zu  verkaufen.  —  Ein  weiterer  beliebter 
Kunstgriff  einzelner  Tabakmakler  besteht  auch  darin,  daß  der 
Tabak,  solange  er  noch  am  Nagel  hängt,  unbesehen  zu  irgend 
einem  mündlich  vereinbarten  Preis  gekauft,  bei  der  Verbringung 
desselben  an  die  Wage  aber  unter  der  Behauptung,  die  Qualität 
des  Tabaks  entspreche  nicht  den  vereinbarten  oder  vorausgesetzten 
Bedingungen,  vom  Händler  entweder  ganz  zurückgewiesen  oder 
nur  gegen  erhebliche  Abzüge  übernommen  wird,  welch  letztere 
der  Pflanzer  sich  in  der  Regel  gefallen  läßt,  da  er  sonst  Gefahr 
läuft,  den  Tabak  überhaupt  nicht  abzusetzen.  Solche  Kunstgriffe 
sind  namentlich  dann  nicht  selten  zu  beobachten,  wenn  seit  dem 
Zeitpunkt  des  mündlichen  Kaufabschlusses  ein  Weichen  der 
Tabakpreise  eingetreten  ist  und  nun  die  eingegangenen  Kaufab- 
schlüsse verlustbringend  zu  werden  drohen.  Manchmal  erscheint 
auch  der  Makler  gar  nicht  zur  Übernahme,  den  Verkaufsabschluß 
völlig  unbeachtet  lassend  —  Praktiken,  die  dadurch  erleichtert 
werden,  daß  die  Tabakpflanzer  sehr  vielfach  unterlassen,  über  die 
Person  des  Maklers  oder  die  durch  diesen  vertretene  Firma  sich 
genauer  zu  verlässigen. 

Demgegenüber  gestehen  jedoch  auch  die  Verteidiger  der 
Pflanzer  ein,  und  die  Händler  und  Kaufleutc  weisen  besonders 
darauf  hin,  daß  die  Pflanzer,  wenn  ein  solcher  Verkaufsabschluß 
zustande  gekommen  sei,  sich  nicht  mehr  viel  um  ihren  Tabak 
kümmerten  und  ihn  recht  sorglos  behandelten,  während  für  den 
Ausfall  der  Qualität  gerade  die  Behandlung  unter  Dach  von 
größtem  Einfluß  ist. 

In  den  70  er  Jahren  werden  bereits  solche  Klagen  der  Pflanzer 
über  das  Treiben  der  Makler  laut.  Die  Bezirkskommission  Lahr 
führte   1878  sogar  den,  wie  in  ganz  Deutschland,  so  auch  im 
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badischen  Oberland  eingetretenen  Rückgang  im  Tabakbau  u.  a. 
darauf  zurück,  daß  die  pfälzer  Händler  mehr  und  mehr  zum 
Einkauf  ins  Oberland  kämen,  und  daß  sie  durch  allerlei  Über- 
vorteilungen beim  Einkauf  und  Nichteinhaltung  mündlicher  Kauf- 
zusagen  die  Pflanzer  schädigten.1 

Auch  in  den  Erhebungsberichten  über  die  Lage  der  I^and- 
wirtschaft  in  Baden  1883  wurden  allenthalben  Klagen  laut  über 
den  Handel  und  seine  den  Pflanzer  schädigende  Tätigkeit2.  Das 
Großh.  badische  Ministerium  des  Innern  beschäftigte  sich  ebenfalls 
in  den  80  er  Jahren  mit  diesen  Schäden.  In  dem  Jahresbericht 
für  1884 — 1888  heißt  es,  und  damit  werden  die  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse wohl  am  besten  gekennzeichnet 3:  »Manche  der  er- 
hobenen Klagen  mögen  ja  übertrieben  sein,  aber  das  scheint  fest- 
zustehen, daß  unter  den  Tabakagenten  und  Maklern  sich  manche 
recht  unzuverlässige  Elemente  befinden. 

Aber  mehr  als  diese  Mißstände,  für  die  sich  die  Pflanzer 
an  den  Händlern  durch  unsorgfältige  Behandlung  des  Tabaks 
wieder  schadlos  gehalten  haben  dürften,  war  es  die  Anschauung 
der  Bauern,  der  man  wohl  allenthalben  begegnet,  der  Handel 
-mache«  die  Preise,  und  daraus  hervorgehend  der  Glaube,  daß 
die  Pflanzer  durch  Ausschaltung  des  Handels  die  ihnen  ihrer 
Ansicht  nach  zukommenden   höheren  Preise   erzielen  könnten. 

Den  Bauern  fehlt  eben  die  Kenntnis  der  Zusammenhänge 
auf  dem  Weltmarkt. 

Der  Großhandel  treibt  seine  Geschäfte  nach  dem  Grund- 
satz: ist  auch  der  Gewinn  im  einzelnen  klein,  die  Masse  des 
Umsatzes  bringt  doch  viel  Geld.* 

»Der  Handel  macht  den  Preis,  nicht  der  Produzent*.* 

»Das  Geschäft  des  Handels  mit  inländischem  Tabak  ist  fast 
ausschließlich  in  die  Hände  von  Maklern  gelangt,  welche  unter 
sich  einen  Preisansatz  vereinbaren  und  den  Produzenten  zur  An- 
nahme derselben  zwingen,  indem  insbesondere  der  Kleingrund- 


»  Enquete  Anl.  II.,  Bericht  XV,  S.  9. 

*  Vgl.  z.  B.  die  Berichte  über  die  (iemeinden  Xeuluflheim  (S.  19),  Mingols- 
heim  (S.  i"). 

1  S.  35  ff- 

4  Ans  der    Rede  eines  Genossenschaftlers   im   Raiffeisenlwte  für  die  Rhein- 
pfalz usw.,  Jahrgang  1906,  S.  244. 
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bcsitzer  in  den  wenigsten  Fällen  in  der  Lage  ist,  den  günstigsten 
Moment  zum  Verkauf  abzuwarten,  sodann  keine  genügenden  und 
geeigneten  Räume  zur  Fermentation  und  Aufbewahrung  seines 
Produkts  besitzt  und  öffentliche  Lagerhäuser  ihm  hierzu  nicht 
zur  Verfügung  stehen1.« 

Solche  Sätze  sind  typisch  für  die  Anschauung  der  Bauern 
über  die  Art  und  Weise,  wie  sich  der  Preis  bildet. 

Sogar  Moriz  Hecht,  der  sonst  einen  freien  Blick  hat,  schreibt, 
daß  >die  Händler  .  .  .  oft  .  .  .  die  Preise  nach  Willkür  diktieren  2. 
Der  Händler  kann  bei  seinen  Geboten  nicht  darnach  fragen,  was 
kostet  dem  oder  jenem  Pflanzer  der  Anbau  des  Tabaks,  er  fragt 
sich  nur,  wie  viel  ist  der  Tabak  unter  den  gegenwärtigen  Markt- 
verhältnissen wert,  wie  viel  zahlt  ein  Fabrikant  augenblicklich 
für  den  Tabak. 

Für  die  Pflanzer  dagegen  kommt  lediglich  als  Maßstab  die 
Höhe  der  Unkosten  in  Betracht;  der  Preis,  der  ihm  gewährt 
wird,  muß  eine  Höhe  erreichen,  daß  ihm  mindestens  noch  ein 
bescheidener  Reinertrag  übrig  bleibt.  Hat  der  Bauer  nun  in 
einer  günstigen  Konjunktur  besonders  hohe  Preise  erzielt,  so 
meint  er,  diese  müßten  ihm  immer  gezahlt  werden,  weil  er  von 
der  Ansicht  ausgeht,  daß  lediglich  seine  Kosten  den  Preis  be- 
stimmten, während  in  Wirklichkeit  die  von  der  Tätigkeit  des 
Pflanzers  vielfach  ganz  unabhängige  und  Jahr  für  Jahr  verschiedene 
Qualität,  die  Menge  des  Gesamtangebots  sowie  die  ganze  Welt- 
marktlage Grundlage  der  Preisbildung  sind.  Das  Schwanken 
der  Erträge  des  Tabakbaues  zeigt,  daß  einem  hohen  Reinertrag 
auch  einmal  ein  geringer  folgt,  einer  guten  Ernte  eine  schlechte. 

All  die  »Ungerechtigkeiten*  in  der  Preisbildung  glaubt  er 
dadurch  beseitigen  zu  können,  daß  er  seine  Ware  an  eine  land- 
wirtschaftliche Genossenschaft  verkauft.  Aber  auch  diese  hat 
unter  den  gleichen  Klagen  weiter  zu  leiden.  Ich  berufe  mich 
hier  auf  Äußerungen  aus  Genossenschaftskreisen  selbst'. 

tDie  Betriebsgenossenschaften  sollen  zunächst  den  Getreide- 
bauer, den  Tabakpflanzer,  den  Winzer  usw.  unabhängig  von  den 


1  Hezirkskoinmission  Darmstadt,  Knc].  Anl.  Bd.  II. 

2  Bad.  Landwirtschaft  S.  IOO. 

3  Jahresbericht  des  Raiffeisenverbands  I.udwigshafen  für  1903;  eitiert  im  Raiff- 
tisenbole  für  die  Rheinpfalz  usw.,  Jahrgang  1906. 
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Auswüchsen  des  Zwischenhandels  machen;  sie  sollen  ihm  ange- 
messene Preise  für  seine  Produkte  zahlen.  Unter  angemessenen 
Preisen  versteht  der  Bauer  in  der  Regel  »höhere«  —  und  zwar 
weit  höhere  —  Preise  als  der  Handel  zahlt;  selbst  wenn  die  Preise 
des  Handels  durchaus  angemessen  sind,  soll  die  Genossenschaft 
immer  noch  mehr  zahlen;  und  zahlt  sie  nicht,  wie  der  Abgeber 
sich  das  vorgestellt  hat,  dann  geht  in  der  Regel  die  Ware  an 
den  Händler.« 

Aber  auch  die  Genossenschaft  kann  dem  Pflanzer  nicht  die 
Preise  gewähren,  die  lediglich  nach  dem  Maßstab  der  Anbau- 
koste n  bestimmt  sind.  Auch  sie  hängt  von  der  Konjunktur  ab, 
auch  sie  kann  nur  die  Preise  bewilligen,  die  der  Fabrikant  ihr 
wieder  zahlen  kann.  Daß  sie  gegen  dieses  Prinzip  mitunter 
verstoßen  hat,  zeigen  die  hohen  Verluste,  die  die  pfälzer  Tabak- 
verkaufsgenossenschaft Jahre  lang  erlitten  hat. 

Es  kann  allerdings  nicht  geleugnet  werden,  daß  dem  Pflanzer 
ein  verhältnismäßig  geringer  Einfluß  auf  die  Preisbildung  zu- 
kommt. Aber  es  ist  verkehrt,  dem  Händler  vorzuwerfen,  daß  er 
die  Preise  willkürlich  diktiere,  der  Händler  ist  vielmehr  nur  die 
Verkörperung  der  Konjunktur.  Auch  die  Genossenschaft  wird 
die  Preise,  will  sie  mit  Erfolg  arbeiten,  willkürlich  diktieren 
müssen,  denn  vom  Bauern,  der  die  Marktverhältnisse  nicht  kennt, 
kann  sie  sich  die  Preise  nicht  vorschreiben  lassen. 

Wie  hoch  die  Wogen  im  Kampf  um  die  Genossenschaften 
mitunter  gingen,  mögen  ein  paar  Sätze  kurz  zeigen.  Es  schreibt 
da  ein  Pfarrer,  der  >die  Stimmung  der  Vereinskreise  genau  kennt' «: 

Oder  meinen  die  Händler,  >cs  sei  schon  —  vergessen  und 
verschmerzt,  wie  die  Händler  dazumal  mit  den  Tabakbauern  um- 
gingen, wie  die  Frechheit  und  Spitzbuberei  mancher  Makler  den 
Bauern  die  Zornröte  auf  die  Stirn  trieb,  eine  Erregung  unter  den 
Tabakbauern  herrschte  wie  seitdem  niemals  mehr?  Und  in  leb- 
hafter Erinnerung  an  jene  Tage  sage  ich:  Wenn  die  Genossen- 
schaft keinen  anderen  Vorteil  gebracht  hätte  als  die  Befreiung  aus 
jenem  unerträglichen  Joche  der  Makler  und  die  Eindämmung  der 
Unverschämtheit  mancher  ländlicher  Tabakschmuser,  wahrhaftig, 
damit  allein  schon  hätte  die  Genossenschaft  die  Berechtigung  und 
Notwendigkeit  ihres  Daseins  vollauf  bewiesen  . 

*  Raiffciscnbote  für  die  Rheinpfalz  usw.,  Jahrgang  1906. 
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Trotz1  aller  Klagen  ist  es  indessen  bis  heute  nur  ausnahms- 
weise gelungen,  den  Absatz  des  Tabaks  seitens  der  Pflanzer  ge- 
nossenschaftlich zu  organisieren.  Gerade  die  wichtigsten  Tabak - 
gemeinden,  welche  Qualitäten  bauen,  haben  kein  Interesse  daran 
das  Risiko  einer  Absatzgenossenschaft  auf  sich  zu  nehmen,  da  sie 
bis  heute  zum  großen  Teil  noch  zufriedenstellende  Preise  erhalten. 
In  anderen  Fällen  liegen  die  Gründe  in  der  Abneigung  der 
Bauern  gegen  Genossenschaften  überhaupt;  weiter  in  der  Zer- 
splitterung unseres  heutigen  Genossenschaftswesens.  Der  gleiche 
Bauer  muß  heute  noch  für  alle  seine  Produkte  oft  mehreren  Ge- 
nossenschaften zugleich  angehören.  Einer  Tabakverkaufsgenossen- 
schaft beizutreten  ist  für  ihn  aber  unter  Umständen  umso  weniger 
rätlich,  als  er  gar  nicht  jedes  Jahr  Tabak  baut,  der  Genossenschaft 
gegenüber  aber  alle  Jahre  die  gleichen  Verpflichtungen  hat,  die 
bei  der  überwiegenden  Form  der  Genossenschaften  mit  unbe- 
schränkter Haftpflicht  mitunter  recht  verhängnisvolle  für  den 
Bauern  werden  können,  ohne  von  ihr  Vorteile  zu  empfangen. 

Daneben  kommen  aber  vor  allem  die  Schwierigkeiten  der 
Gründung  von  Absatzgenossenschaften  überhaupt  in  Betracht,  die 
für  den  Tabak  verkauf  umso  größer  sind,  als  die  Genossenschaften 
hier  zum  Teil  den  Charakter  von  Produktivgenossenschaften  an- 
nehmen, die  sich  ja  in  der  Praxis  bis  jetzt  bekanntlich  noch  sehr 
wenig  bewährt  haben. 

Die  Schwierigkeiten  liegen  zunächst  schon  in  der  inneren 
Organisation.  Die  Genossenschaft  ist  verpflichtet,  ihren  Mitgliedern 
den  Tabak ,  den  diese  erzeugen ,  abzunehmen.  Sie  stellt  zwar 
gewisse  Anforderungen  an  Güte  und  Beschaffenheit,  aber  trotz- 
dem wird  ihr  vielfach  Tabak  geliefert,  der  nicht  nur  dem  Preise, 
der  dem  Pflanzer  dafür  gezahlt  wird,  nicht  entspricht,  sondern 
schließlich  der  Genossenschaft  beim  Verkauf  noch  Verluste  bringt. 

Denn  die  Organisation  der  Genossenschaft  ist  nicht  die  einer 
Vermittlungsstelle  für  den  Verkauf  der  Produkte  ihrer  Mitglieder, 
vielmehr  ist  sie  selbständiger  Käufer,  sie  zahlt  dem  Pflanzer 
seinen  Tabak  wie  der  Händler  und  verkauft  ihn  dann  selbständig 
weiter. 

Sie  ist  also  damit  gezwungen,  ihr  Unternehmen  vollständig 
kaufmännisch  zu  organisieren.    Das  bietet  aber  große  Schwierig- 

1  Mori/.  Hecht.  Die  bad.  Landwirtschaft,  S.  too. 
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keiten,  denn  schon  die  leitenden  Beamten  mit  der  nötigen  kauf- 
männischen und  Fachvorbildung-  zu  finden,  dürfte  nicht  leicht 
sein.  Aber  selbst  wenn  all  das  gelingen  sollte,  so  ist  doch  noch 
die  Frage  aufzuwerfen,  ist  es  denn  ratsam,  daß  eine  solche  Ge- 
nossenschaft, die  lediglich  im  Interesse  ihrer  Mitglieder  wirt- 
schaften soll,  ein  kaufmännisches  Unternehmen  betreibt,  dessen 
Erfolge  so  sehr  von  der  allgemeinen  Konjunktur  abhängen,  dessen 
jährliche  Erträge  so  sehr  schwanken,  wie  beim  Tabakhandel. 

Hier  dürfte  denn  der  Entwicklungsgang  der  Pfälzer  Tabak- 
verkaufsgenossenschaft recht  nachdenklich  stimmen.  Diese  Ge- 
nossenschaft hatte  nämlich  mehrere  Jahre  derart  ungünstig  ge- 
arbeitet, daß  bis  zum  Jahre  1906  ein  Defizit  von  541000  M. 
entstanden  war,  so  daß,  um  dieses  zu  decken,  eine  Erhöhung 
der  Geschäftsanteile  vorgenommen  werden  mußte,  und  zwar  von 
10  auf  55  M.  In  erster  Reihe  ist  dieses  große  Defizit  auf  eine 
nicht  genügende  kaufmännische  Organisation  zurückzuführen.  Es 
wird  ausdrücklich  geschrieben1: 

Die  Tabak  Verkaufsgenossenschaft  wurde  im  Laufe  der 
Jahre  infolge  ungünstiger  Konjunkturen,  wie  teuern  Ein- 
kauf usw.  tatsächlich  von  Verlusten  betroffen  und  belaufen 
sich  diese  auf  insgesamt  54  1  000  M.,  welche  durch  die  er- 
höhten und  sofort  einzuzahlenden  Geschäftsanteile  gedeckt 
werden. 

Das  also  hatten  die  Pflanzer  allerdings  erreicht,  daß  ihnen 
von  ihrer  Genossenschaft  höhere  Preise  gezahlt  wurden  als  vom 
Handel;  die  Genossenschaft  mußte  das  schon  deswegen,  weil 
sonst  ihre  Mitglieder  den  Tabak  nicht  ihr,  sondern  den  Händlern 
verkauften.  Aber  das  Endergebnis  war,  daß  der  Vorteil,  der 
ihnen  durch  höhere  Preise  zufloß,  wieder  aufgehoben  wurde  durch 
die  Verluste,  die  die  Pflanzer  aus  ihrer  eigenen  Tasche  zu  zahlen 
hatten.  Es  zeigt  sich  eben  auch  hier,  was  wir  vorhin  schon 
sagten,  der  Preis  des  Tabaks  hängt  nicht  nur  von  den  Anbau- 
kosten,  sondern  tatsächlich  von  der  allgemeinen  Konjunktur 
ab.  Nach  ihr  muß  sich  auch  die  Genossenschaft  richten;  tut  sie 
es  nicht  und  zahlt  sie  den  Pflanzern  die  hohen  Preise,  so  treten 
die  Verluste  ein,  wie  es  bei  der  Pfälzer  Tabak verkaufsgenossen- 
schaft  der  Fall  war.    Tut  sie  es  aber  ja,  so  stellt  sie  sich  damit 

'  Raiffeisenbote  für  die  Rheinpfalz  usw.,  Jahrg.  1906,  S.  369. 
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völlig  auf  den  Boden  des  Handels.  Der  Vorteil  der  höheren 
Preise  für  den  Pflanzer  geht  verloren,  und  es  bleibt  höchstens 
der  Händlergewinn,  der  der  Gesamtheit  der  Pflanzer  zukommt. 
Aber  auch  das  ist  nur  in  kleinem  Umfang  der  Fall,  denn  will 
die  Genossenschaft  einigermaßen  gut  wirtschaften,  so  ist  sie  ge- 
zwungen, gute  kaufmännische  Kräfte  anzustellen,  und  denen  muß 
sie  die  gleichen  hohen  Gehälter  zahlen  wie  der  Handel;  der 
Gewinn,  den  der  Händler  macht,  fließt  hier  in  der  Form  des 
Gehalts  in  die  Taschen  der  Angestellten.  Ein  Verkäufer  bei  der 
genannten  Genossenschaft  soll  einen  jährlichen  vertragsmäßigen 
Gehalt  von  25000  M.  bezogen  haben1,  eine  Summe,  die  von  dem 
Jahresverdienst  eines  großen  Tabakhändlers  in  vielen  Fällen  nicht 
allzuweit  entfernt  sein  dürfte. 

Die  materiellen  Vorteile,  soweit  sie  in  tatsächlichen  höheren 
Preisen  zum  Ausdruck  kommen,  dürften  also  sehr  gering  sein, 
und  dürften  nicht  im  Verhältnis  zur  Gefahr  stehen,  welche  die 
Pflanzer  als  Mitglieder  der  Genossenschaft,  als  eines  rein  kauf- 
männischen Unternehmens,  laufen. 

Wir  glauben  also,  daß  der  genossenschaftliche  Verkauf  von 
Tabak  in  absehbarer  Zeit  nicht  eine  für  den  Handel  allzu  gefahr- 
drohende Ausdehnung  gewinnt,  daß  der  Handel  immer  eine 
unentbehrliche  und  nicht  durch  andere  Einrichtungen  zu  ersetzende 
Vermittlungsstelle  zwischen  Pflanzer  und  Fabrikanten,  soweit  diese 
nicht  selbst  unmittelbar  bei  jenen  einkaufen,  sein  wird. 

Immerhin  ist  der  Geschäftsumfang  der  Pfälzer  Tabakver- 
kaufsgenossenschaft ein  nicht  unbeträchtlicher,  und  dadurch  bereits 
eine  gewisse  Einschränkung  des  Handels  erreicht.  Die  von  ihr 
aufgekauften  Quantitäten  Tabaks  waren2 


IS97  . 

8700  Ztr.  für 

1 6 1  000  M. 

1898  . 

.    1 6  500  » 

364  OOO  * 

1899  . 

19200  » 

> 

480000  > 

1900  . 

.    2 1  500  * 

>■• 

620000  >■ 

1901  . 

.     30  OOO  s> 

800  OOO 

1902  . 

•    39  8 15 

■■■ 

1  062  300  * 

1 903  . 

.    30  000 

7  50  OOO  :■> 

Von  der  durchschnittlichen  Ernte  der  Pfalz  (hier  in  weiterem 
Sinne)  von  rund  200  000  Ztr.  kaufte  also  die  Genossenschaft  mehr 

1  Vgl.  S.  T.-7..  22.  März  1906. 

2  Jahresbericht  der  Neuwieder  Raiffetsenorganisation  1902  und  1903. 
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als  l/7.  Zur  Aufspeicherung  und  Behandlung  dieser  Mengen 
besitzt  sie  nicht  weniger  als  6  Transitlager,  4  in  Speyer,  je  1  in 
Schifferstadt  und  Mannheim.   1 902  gehörten  der  Genossenschaft  an 1 

in  der  bayrischen  Rheinpfalz    26  Vereine  mit  1  646  Pflanzern 

»  Baden  34       »        »    1  589  » 

^   Hessen  2       »       »       74  » 

Von  dem  in  diesem  Jahre  gekauften  Tabak  waren  gekauft 

in  der  bayrischen  Pfalz    24360  Ztr. 

»  Baden  14700  » 

>  Messen   755  » 

39815  Ztr. 

Wenn  bis  jetzt  die  materiellen  Erfolge  der  Genossenschaft 
keine  großen  waren,  so  soll  doch  nicht  geleugnet  werden,  daß 
sie  auf  anderen  Gebieten  manch  gutes  erreicht  hat;  aber  zugleich 
müssen  wir  sagen,  daß  diese  Vorteile  nicht  nur  durch  einen 
genossenschaftlichen  Zusammenschluß  zum  selbständigen  Verkauf 
erreichbar  sind,  sondern  daß  hierzu  eine  Organisation  genügt,  die 
lediglich  den  Verkauf  der  Pflanzer  vermittelt,  nicht  selbst  von  ihm 
kauft,  um  selbständig  zu  verkaufen,  eine  Organisation,  wie  sie  die 
badischen  und  elsässischen  Tabakbauvereine  darstellen. 

Die  badischen  Tabakbau  vereine  sind  dem  Verband  landwirt- 
schaftlicher Konsumvereine  angeschlossen,  durch  dessen  Veran- 
lassung sie  zum  größten  Teil  auch  gegründet  sind.  Sie  setzen 
sich  zum  Ziel,  eine  qualitative  Verbesserung  des  Tabakbaues  herbei- 
zuführen durch  Empfehlung  und  Besorgung  des  geeigneten  Düngers, 
Besorgung  guter  Samen  und  Erlaß  von  Kulturvorschriften.  Weiter 
bezwecken  sie  durch  den  Zusammenschluß  der  Pflanzer  das  Makler- 
tum  überflüssig  zu  machen,  indem  sie  anstelle  der  Makler  treten 
und  selbst  den  Tabakverkauf  an  die  Händler  und  Fabrikanten 
vermitteln. 

Solche  Tabakbau  vereine 2  bestanden  in  Baden  im  Jahre  1907 
34,  die  dem  Verband  der  landwirtschaftlichen  Konsumvereine 
angeschlossen  waren.  Es  sind  dabei  zwei  Gruppen  zu  unterscheiden. 


»  In  den  nächsten  Jahren  sind  die  Jahresberichte  wesentlich  gekürzt  und  können 
die  Angaben  für  diese  Jahre  nicht  gemacht  werden. 

a  Vgl.  Verbandsdirektor  Riehm:  »Die  Tabakvereine  in  Baden»,  in  Neue  badische 
Landeszeitung,  19.  April  1908. 
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Die  eine  läßt  auf  Grund  von  durch  (Jen  Verband  mit  Fabri- 
kanten oder  Händlern  abgeschlossenen  Verträgen  Tabak  pflanzen, 
die  andere  macht  sich,  ohne  zum  voraus  einen  festen  Abnehmer 
zu  besitzen,  ebenfalls  die  Förderung  des  Tabakbaues  zur  Aufgabe. 
Beide  Arten  haben  sich  bis  jetzt  sehr  gut  bewährt.  Ihre  Auf- 
gabe ist  lediglich,  die  Mitglieder  zum  Anbau  von  Qualitätstabaken 
anzuhalten  und  dadurch  das  Renommee  für  den  Tabak  in  der 
betreffenden  Gemeinde  zu  heben,  sowie  die  beim  Verkauf  des 
Tabaks  bestehenden  Mißstände  zu  beseitigen. 

Die  erste  Gruppe  ist  die  größere,  ihr  gehörten  1907  27  Vereine 
an,  die  7700  Ztr.  Tabak  erzielten,  die  zweite  Gruppe  umfaßt 
7  Vereine  mit  einem  Ernteertrag  von  etwa  4000  Ztr. 

Die  Tätigkeit  dieser  Vereine  ist  sehr  zu  begrüßen.  Sie  sind 
ein  nicht  zu  unterschätzendes  Mittel,  um  auch  für  den  Handel 
endlich  bessere  Zustände  im  Verkehr  mit  den  Pflanzern  herbei- 
zuführen. Die  Bauernvereinc  klassifizieren  nämlich  den  Tabak 
ihrer  Mitglieder  in  zwei  oder  drei  Klassen.  Der  Tabak  kann  also 
zunächst  nicht  früher  verkauft  werden,  als  bis  der  Tabak  völlig 
dachreif  ist;  dann  erst  wird  er  klassifiziert  und  jeder  Pflanzer 
erhält  den  ihm  zukommenden  Preis  und  die  Käufer  gehen  sicher, 
eine  dem  Preis  entsprechende  Ware  zu  erhalten. 

Wo  Bauernvereine  bestehen,  da  wird  für  den  Händler  die 
Vermittlung  des  Maklers  überflüssig.  Denn  sie  ist  nur  nötig, 
solange  jeder  Bauer  für  sich  allein  seine  Produkte  verkauft. 

Durch  das  Eintreten  des  Vereins  aber,  in  dem  alle  Bauern 
oder  wenigstens  der  größte  Teil  eines  Orts  vereinigt  ist,  wird  es 
überflüssig,  die  einzelnen  aufzusuchen.  Der  Händler  findet  das 
ganze  Angebot  an  einer  Stelle,  die  der  Vermittler  für  sämtliche 
Bauern  zugleich  ist,  vereinigt.  Das  Einkaufsgeschäft  vereinfacht 
sich  so  auch  für  den  Händler. 

Der  Pflanzer  hat  den  Vorteil,  daß  er  sich  unabhängig  fühlt 
und  ist;  denn  der  vermittelnde  Verein  nimmt  mehr  sein  Interesse 
wahr  als  der  Makler,  der  mehr  auf  Seite  des  Händlers  steht. 
Ein  weiterer  Vorteil  liegt  darin,  daß  die  Roheinnahme  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebs  sich  um  den  Betrag  der  Provision,  die 
der  Makler  sonst  erhält,  erhöht. 

Aber  auch  da,  wo  Tabakbauvereine  bestehen,  ist  der  Makler 
noch  nicht  durchgehends  ausgeschaltet,  trotzdem  ja  ihrer  Xatur 
nach  jene  an  die  Stelle  dieser  und  nicht  nur  neben  diese  treten 
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sollten.  Es  ist  dies  aber  daraus  zu  erklären,  daß  der  Händler 
bezw.  Fabrikant  die  Vermittlung  des  Maklers  gewöhnt  ist,  und 
wie  überall  paßt  man  sich  auch  hier  nicht  sofort  vollständig  den 
neueren  Verhältnissen  an.  Indessen  scheint  es  zweifellos,  daß  in 
den  Orten,  wo  und  sobald  man  sich  einmal  an  den  unmittelbaren 
Verkehr  mit  den  Bauernvereinen  oder  Genossenschaften  gewöhnt 
hat,  die  Makler  als  unnötig  empfunden  und  ausgeschaltet  werden. 
Denn  neben  ihrer  Vermittlung  wird  ja  auch  ihre  Tätigkeit,  den 
Tabak  vom  Zeitpunkt  des  Kaufs  bis  zur  Ablieferung  bezw.  seine 
Behandlung  für  den  Händler  zu  kontrollieren,  überflüssig,  weil 
der  Bauern  verein  diese  Aufgabe  mitübernimmt 

Von  der  Ausbreitung  der  Bauernvereine,  wie  sie  neben 
Baden  vor  allem  auch  im  Elsaß1  durch  die  Bemühungen  der 
Kaiserlichen  Tabakmanufaktur  in  Straßburg  und  ihres  verstorbenen 
Direktors  Hammerschlag  gegründet  wurde,  hat  der  Handel  also 
keine  Schädigung  zu  erwarten;  sie  können  höchstens  ihm  den 
Vorteil  bringen,  daß  die  bestehenden  Mißstände  beim  Einkauf  besei- 
tigt und  der  Handel  dadurch  auf  eine  sichere  Grundlage  gestellt  wird. 

Nur  insofern  könnte  der  Handel  eine  gewisse  Furcht  vor 
ihnen  haben,  als  sie  durch  bessere  Organisation  des  Angebots 
noch  mehr  als  bisher  den  Fabrikanten  einen  unmittelbaren  Ein- 
kauf ermöglichen.  Das  wäre  vom  Standpunkt  des  Tabakhandels 
aus  allerdings  zu  bedauern ;  aber  wenn  diese  Entwicklung  eintritt, 
so  wird  sie  sich  kaum  aufhalten  lassen. 

Indessen  ist  diese  Gefahr  nicht  zu  groß,  denn  neben  seiner 
Aufgabe  des  Waren  Vermittlers  kommt  dem  Handel  auch  die 
Aufgabe  zu,  Kreditgeber  der  Industrie  zu  sein,  und  in  dieser 
Hinsicht  wird  er  gerade  von  der  kreditbedürftigen  Zigarren- 
industrie nicht  so  rasch  entbehrt  werden  können,  die  Bauern- 
vereine und  Genossenschaften  aber  werden  diese  Aufgabe  nicht 
übernehmen  können,  da  sie  das  dazu  nötige  Kapital  nicht  haben. 

IV.  Kapitel. 

Aussichten  und  Hilfsmittel. 

Das  Ergebnis  unserer  Untersuchung  ist,  daß  der  Tabak- 
handel tatsächlich  sich  heute  in  einer  schlechteren  Lage  befindet 

i  Vgl.  Jahrbuch  der  Deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft,  1902,  S.  330  u.  ff. 
Heymann,  Entwicklung  d«  Pßlzer  Tabakh.indrl*.  7 
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wie  früher.  Der  Rückgang  des  Tabakbaues,  das  Aufhören  des 
Exports,  die  Ausschaltung  durch  die  Fabrikation  und  die  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  sind  die  wesentlichsten  Faktoren, 
denen  die  Verschlechterung  des  inländischen  Tabakhandels  zu- 
zuschreiben ist,  daneben  die  Mißstände  im  Innern  des  Handels 
selbst;  wir  müssen  uns  nunmehr  fragen,  soll  die  J.age  des  Handels 
immer  so  bleiben.  Ist  keine  Aussicht  geboten,  den  Absatz  für 
inländischen  Tabak  wieder  zu  erhöhen,  oder  wenigstens  den 
Handel,  wie  er  jetzt  besteht,  auf  eine  sichere  Grundlage  zu  stellen? 

i.  Bei  freier  Entwicklung. 

Ein  erweiterter  Absatz  kann  gewonnen  werden  durch  er- 
höhte Verwendung  im  Inland,  oder  durch  erneuten  Bezug  des 
Auslandes. 

Der  Rückgang  des  Absatzes  im  Inland  hat  seinen  Grund 
in  der  Zunahme  der  Zigarren-  und  Abnahme  der  Rauchtabak- 
fabrikation. Daß  sich  bei  freier  Entwicklung  der  Geschmack 
des  rauchenden  Publikums  wieder  zurückentwickeln  und  die  Pfeife 
wieder  mehr  bevorzugen  wird,  ist  nicht  zu  erwarten,  im  Gegen- 
teil zeigt  die  ständig  steigende  Zunahme  der  Zigarettenfabrikation, 
daß  der  Geschmack  sogar  in  anderer  Richtung  geht,  und  daß 
es  nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  die  Zigarre  mit  der  Zeit  sogar 
teilweise  von  der  Zigarette  verdrängt  wird.  Diese  Entwicklung 
würde  aber  eine  verhältnismäßig  noch  größere  Minderverwendung 
von  inländischem  Tabak  mit  sich  bringen,  denn  zur  Zigarette  wird 
ausschließlich  ausländischer  vor  allem  türkischer,  russischer  und 
griechischer  Tabak  verwandt,  und  es  ist  keine  Aussicht,  daß  sich 
späterhin  der  inländische  Tabak  mehr  zur  Herstellung  von  Ziga- 
retten eignen  wird  als  jetzt. 

Aber  auf  anderm  Wege  könnte  eine  freie  Entwicklung  eine 
Mchrverwendung  von  inländischem  Tabak  mit  sich  bringen,  näm- 
lich, wenn  ein  Rückgang  der  tropischen  Tabakkultur,  oder  ein 
steigender  Weltverbrauch,  mit  dem  die  Weltproduktion  nicht 
gleichen  Schritt  hält,  eintritt.  Das  Angebot  würde  kleiner  werden, 
die  Preise  steigen,  und  der  Mangel  müßte  und  würde  im  Inland 
durch  erhöhten  Anbau  gedeckt  werden.  Indessen  dieser  Fall 
wird  auf  absehbare  Zeit  nicht  eintreten,  auf  eine  Zunahme  durch 
unbeeinflußte  Änderung  der  Marktverhältnisse  kann  der  inländische 
Tabakhandel  auf  die  Dauer  vorläufig  nicht  rechnen.    Daß  vorüber- 


Digitized  by  Google 


Aussichten  und  Hilfsmittel. 


09 


gehend  einmal  das  ausländische  Angebot  aus  bestimmten  Gründen 
kleiner  wird,  und  der  inländische  Tabak  in  erhöhtem  Maße  dann 
jeweils  als  Surrogat  des  ausländischen  verwandt  wird,  wird  immer 
wieder  eintreten.  Aber  ein  dauernder  Zustand  wird  dadurch 
nicht  geschaffen. 

Ein  dritter  Weg,  der  im  freien  Willen  der  Beteiligten  liegt, 
wird  allgemein  darin  erblickt,  daß  die  Landwirtschaft  ein  besseres 
Produkt  hervorbringt,  mehr  auf  Qualitäts-  als  Quantitätsbau  sehen 
soll1.  Dem  Pflanzer  würden  für  das  bessere  Produkt  bessere 
Preise  gezahlt  werden,  und  die  Rentabilität  seines  Tabakbaues 
dadurch  steigen.  Man  empfiehlt  dieses  Mittel  umso  mehr,  als 
man  mancherseits  den  Rückgang  des  Tabakbaues  lediglich  auf 
eine  allgemeine  Qualitätsverschlechterung  zurückführt,  auf  eine 
unsorgfältige  Behandlung  des  Tabaks  seitens  der  Pflanzer. 

Nun  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  der  Tabak  vom  deutschen 
Bauern  in  der  Regel  sorgfältiger  behandelt  werden  könnte,  auch 
nicht,  daß  dieser  mehr  Qualitätsbau  treiben  könnte. 

Man  verlangt  ein  bessere  Behandlung  des  geernteten  Blattes, 
du  sorgfältiges  Brechen  auf  dem  Felde,  denn  ein  verletztes  Blatt 
verliert  an  Wert,  es  sinkt  also  der  Ertrag  für  den  Pflanzer  und 
die  Verwendungsmöglichkeit  in  der  Fabrikation;  ferner  ist  vonnöten 
eine  sorgfältige  Behandlung  unter  Dach,  kein  zu  frühes  Abhängen, 
denn  ein  feucht  abgehängter  Tabak  fault  leicht  bei  der  Fermen- 
tation; der  Tabak  sollte  weiterhin  nicht  durcheinander  verpackt 
werden,  sondern  Vorblatt.  Mittel-  und  Obergut  getrennt.  Der 
Pflanzer  kann  bei  der  Ernte  bereits  diese  Sortierung  ohne  große 
Mühe  vornehmen ,  während  sie  beim  Händler  später  zeitraubend 
und  mühsam  ist. 

Die  Händler  haben  deshalb  in  den  letzten  Jahren  ein  Rund- 
schreiben2 an  die  Bürgermeisterämter  und  Pflanzer  gerichtet,  in 
welchem  sie  folgende  Forderungen  aufstellten: 

i.  Die  Tabake  müssen  bis  zur  völligen  Dachreife  und  bis 
die  Rippe  ganz  durch  ist,  am  Dache  hängen  bleiben:  die 
Abhängung  der  Tabake  darf  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  die  Tabake  erst  vollständig  trocken  waren 
und  dann  Witterung  eingetreten  ist,  welche  die  Abhängung 
ermöglicht. 

«  Vgl.  Schätze!,  a.  a.  O. 

'  Vgl.  S.  T.-Z.  4  XI.  1906. 
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2.  Jedes  Spritzen  der  Tabake  ist  zu  unterlassen,  da  dieselben 
sonst  in  der  Fermentation  faulen. 

3.  Beim  Binden  der  Tabake  sind  alle  kranken  Blätter  zu 
entfernen  und  an  den  Rippen  alle  Holzteile,  sogenannter 
Knüppel,  sorgfältig  abzuschneiden,  rippenkranke  und  daeh- 
brandige  Blätter  sind  allein  zu  büschein. 

Im  Interesse  einer  glatten  Abwicklung  bei  der  Empfang- 
nahme erklären  wir,  daß  nur  derart  behandelte  Tabake  anstandslos 
an  der  Wage  übernommen  werden,  dagegen  schlecht  behandelte, 
feucht  gebundene,  nicht  rippenreife  und  gespritzte  oder  mit  Holz- 
teilen sogenannte  Knüppeln  —  versehene  Tabake  ohne  Nach- 
sicht von  der  Wage  zurückgewiesen  werden. 

Die  Pflanzer  haben  es  sich  dann  selbst  zuzuschreiben,  wenn 
sie  wegen  schlechter  Lieferung  ihre  Tabake  nicht  abgenommen 
bekommen,  und  erwarten  wir,  daß  bei  den  hohen  Preisen,  welche 
die  Pflanzer  für  ihre  Tabake  erhalten,  die  unbedingt  nötige  Sorg- 
falt bei  der  Lieferung  stattfindet. 

Aber  die  Minderverwendung  ist  nicht  auf  eine  schlechte 
Behandlung  des  Tabaks  zurückzuführen,  denn  für  Zigarren  selbst 
ist  ja,  wie  ich  oben  zeigte,  überhaupt  kein  Rückgang  in  dt  r  rela- 
tiven Verwendung  von  deutschem  Tabak  eingetreten. 

Und  gehen  wir  in  der  Geschichte  des  deutschen  Tabakbaues 
etwas  weiter  zurück,  so  stoßen  wir  nämlich  schon  recht  frühzeitig 
auf  die  Mitteilung:  der  pfälzer  Tabak  wird  unsorgfältig  behandelt, 
der  Pflanzer  sieht  nur  auf  die  Quantität  nicht  auf  die  Qualität 
seiner  Ernte.    So  schrieb  schon  1852  v.  Babo1: 

Die  Praxis  hat  uns  auf  das  sicherste  bewiesen,  daß  der 
Landmann,  wenn  er  aus  dem  Tabakbau  Vorteil  ziehen  will,  weniger 
auf  Geschmack  als  auf  große  schöne  Blätter  sehen  muß  .  Und 
trotzdem  trat  gerade  Ende  der  50er  Jahre  noch  eine  außerordent- 
liche Steigerung  des  Anbaues  ein. 

Trotzdem  könnte  man  die  Ansicht  vertreten,  daß,  wenn 
auch  eine  Verschlechterung  des  pfälzer  Tabaks  nicht  den  Rück- 
gang in  seiner  Verwendung  verursacht  habe,  so  doch  eine  Ver- 
besserung von  jetzt  ab  seine  Verwendung  vermehren  könne. 

Indessen,  so  sehr  diese  qualitative  Verbesserung  empfohlen 
wird  zur  Erhöhung  der  Rentabilität  und  Vermehrung  der  Ver- 

•  v.  Habn  u.  Hoffacker.  Der  Tabak  und  sein  Anbau,   Karlsruhe  1852.  S.  41. 
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Wendung,  so  glauln*  ich  doch,  daß  auf  beiden  Seiten  die  Hoff- 
nungen viel  zu  hoch  gespannt  werden.  Die  erhöhte  Rentabilität 
gewinnt  der  Tabakbau  nur,  wenn  ihm  für  sein  besseres  Produkt 
höhere  Preise  gezahlt  werden.  Und  zwar  nicht  nur  höhere  Preise, 
es  ist  vielmehr  nötig,  daß  der  Gesamtreinertrag  einer  bestimmten 
Fläche  ein  höherer  ist  als  vorher,  wo  der  Bauer  nur  eine  große 
Menge  Tabak  zu  erzeugen  strebte.  Da  das  Erntequantutn  aber 
zurückgehen  wird,  denn  der  Bauer  soll  ja  nicht  mehr  nur  eine 
große  Menge  zu  ernten  suchen,  so  muß  der  Preis  entsprechend 
höher  steigen,  umso  mehr,  als  ja  jetzt  auch  die  Anbaukosten 
entsprechend  höhere  sind  als  vorher.  Das  Feld  muß  besser  ge- 
düngt, öfter  gereinigt,  die  Erntearbeiten  sorgfältiger  vorgenommen 
werden,  ebenso  auch  die  Behandlung  des  Tabaks  nach  der  Ernte. 

Ob  der  Handel  aber  dementsprechende  Preise  wird  bewilligen 
können,  scheint  sehr  fraglich.  Ich  glaube  auch  kaum,  daß  der 
Pflanzer  schließlich  einen  Vorteil  hätte,  er  erhielte  natürlich  einen 
etwas  höheren  Preis,  aber  bei  der  Endesabrechnung  würde  sich 
herausstellen,  daß  trotz  erhöhter  Anbaukosten,  und  erhöhter 
Arbeit  und  besseren  Qualität,  der  Nettogeldertrag  seines  Tabak- 
felds nicht  größer  geworden  ist  als  er  vorher  war.  Dem  Handel 
liegt,  trotzdem  die  Verbesserungsvorschläge  von  ihm  hauptsächlich 
ausgehen,  das  Wohl  der  Landwirtschaft  doch  naturgemäß  viel 
weniger  am  Herzen  als  sein  eigenes.  Wenn  er  also  Verbesse- 
rungsvorschläge macht,  so  liegen  sie  vor  allem  in  seinem  Interesse, 
er  glaubt,  wenn  er  besseren  Tabak  erhält,  ihn  leichter  und  zu 
nutzbringenderen  Preisen  wieder  verkaufen  zu  können.  Aber  in 
dieser  Voraussetzung  dürfte  ein  Fehler  liegen. 

Soll  nämlich  der  jetzt  erzielte  Tabak  leichter  verkäuflich 
sein,  so  muß  die  Nachfrage  seitens  der  Fabrikation  entsprechend 
steigen.  Den  Nachweis  hierfür  haben  aber  die  Händler  bis  jetzt 
nicht  erbracht.  Auf  zwei  Seiten  liegen  nämlich  die  Grenzen  für 
eine  Preissteigerung  des  inländischen  Tabaks:  zunächst  in  den 
Zwecken,  zu  denen  die  Fabrikation  inländischen  Tabak  verwendet. 

Wir  haben  schon  mehrmals  darauf  hingewiesen,  daß  der 
pfälzer  Tabak  billig  ist,  daß  hierin  seine  Hauptanziehungskraft 
liegt  und  daß  er  deshalb  für  die  Herstellung  der  billigen  Fabrikate 
verwandt  wird.  Wird  nun  die  Qualität  verbessert,  so  muß  der 
Preis  entsprechend  dem  erhöhten  Aufwand  und  dem  geringeren 
Ertrag  an  Menge  steigen,  damit  auch  der  Preis,  den  der  Fabrikant 
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dem  Händler  zu  zahlen  hat.  Oder  umgekehrt,  der  Händler  kann 
dem  Pflanzer  nur  den  Preis  bewilligen,  der  im  entsprechenden, 
richtigen  Verhältnis  zu  seinen  Verkaufspreisen  steht.  Geht  die 
Nachfrage  des  Fabrikanten  aber  wie  seither  auf  billige  Tabake, 
weil  er  sie  zur  Herstellung  seiner  billigen  Fabrikate  braucht,  so 
wird  er  nichts  anzufangen  wissen  mit  den  teueren  Tabaken, 
mögen  sie  an  Qualität  noch  so  gut  sein.  Kr  wird  sie  nur  dann 
verwenden,  wenn  kein  andrer  Ersatz  an  billigen  Tabaken  vor- 
handen und  er  so  schließlich  gezwungen  ist,  die  Herstellung  der 
billigen  Fabrikate  aufzugeben  und  zur  Herstellung  nur  teuerer 
überzugehen.  Voraussetzung  dabei  ist  natürlich,  dal')  der  Konsum 
diese  ebenso  aufnimmt  wie  vorher  die  billigen. 

Aber  hier  liegt  noch  ein  zweiter  Grenzpunkt  für  eine  Preis- 
steigerung und  damit  eine  mit  erhöhten  Kosten  verbundene 
Qualitätsverbesserung  des  inländischen  Tabaks.  Die  Aufnahme 
der  teueren  inländischen  Tabake  hängt  nämlich  davon  ab.  daß 
sie  billiger,  zum  mindesten  nicht  teuerer  sind  als  die  zum  gleichen 
/weck  verwandten  gleichwertigen  ausländischen  Tabake.  Wie 
sich  dieses  Verhältnis  in  einem  konkreten  Falle  gestalten  wird, 
entzieht  sich  natürlich  der  Berechnung.  Aber  das  läßt  sich  d«xh 
erkennen: 

Eine  Durchführung  qualitativ  verbesserten  Anbaues  verlangt 
bedeutend  erhöhte  Preise.  Ob  das  erzielte  Produkt  aber  um 
ebensoviel  wertvoller  ist  als  die  Anbaukosten  sich  erhöht  haben, 
ist  fraglich.  Denn  bei  voller  Pflege  und  Sorgfalt  läßt  sich  das 
Klima  (trotz  der  Versuche,  die  man  in  Amerika  damit  gemacht  hat, 
Tabak  auf  mit  großen  Zelten  überspannten  Feldern  zu  bauen) 
nicht  beeinflussen,  und  dieses  ist.  und  bleibt  auch  bei  der  besten 
Düngung  ein  Hauptfaktor,  von  dem  der  Ausfall  des  Tabaks 
abhängt. 

Es  erscheint  uns  also  unter  den  heutigen  Verhältnissen  als 
ausgeschlossen,  daß  in  Deutschland  ein  Tabak  hervorgebracht 
werden  kann,  der  bei  bedeutend  verbesserter  Qualität  nicht  teurer 
sein  sollte  als  der  gleichwertige  ausländische  Tabak,  der  heute 
schon  all  die  Bedingungen  von  Natur  aus  vorfindet,  die  der 
deutsche  Pflanzer  erst  mit  großem  Aufwand  schaffen  müßte,  der 
dem  Pflanzer  eine  höhere  Rente  abwerfen  und  eine  größere 
Verwendung  inländischen  Tabaks  im  Inland  hervorrufen  könnte. 
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Es  ist  nun  bezeichnend,  daß  die  Forderungen  nach  Ver- 
besserung der  Qualität  hauptsächlich  da  laut  werden,  wo  Schneid- 
guttabake gebaut  werden,  während  die  Zigarrentabake  heute 
schon  gesucht  sind  und  von  den  Händlern  in  kürzester  Zeit  an 
die  Fabrikation  jährlich  weiter  verkauft  werden. 

Die  Forderung  der  Händler  auf  Qualitätsverbesserung  dürfte 
eigentlich  so  gemeint  sein,  baut  statt  Schneidgut  die  besseren 
Zigarrentabake.  Aber  der  Nachdruck  liegt  hier  nicht  auf  besser, 
sondern  in  dem  Unterschied  zwischen  Schneidgut  und  Zigarreu- 
tabak.  Der  Rückgang  der  Schneidgutfabrikation  und  der  Nach- 
frage nach  Schneidguttabaken,  wie  wir  ihn  oben  dargelegt  haben, 
ließ  eben  die  Meinung  aufkommen,  als  ob  die  Erschwerung  ihres 
Absatzes  in  der  schlechteren  Qualität  gegenüber  den  besseren 
Zigarrentabaken  liege,  die  einen  guten  Absatz  finden,  daß  also 
die  Schneidguttabake  bauenden  liegenden  nur  die  Qualität  zu 
verbessern  brauchten,  um  ebenfalls  die  höheren  Preise  zu  erzielen, 
und  daß  der  Handel  diese  verbesserten  Schneidguttabake  dann 
auch  besser  verkaufen  könnte. 

Aber  Schneidgut  und  Zigarrentabak  sind  ganz  verschiedene 
Tabake;  der  Boden,  der  Schneidguttabake  hervorbringt,  kann 
nicht  ebenso  ein  Zigarrenuniblatt  erzeugen,  und  eine  Verbesserung 
des  Schneidguts  ergibt  noch  lange  nicht  ein  brauchbares  Zigarren- 
blatt. Also  der  Grund  für  den  Rückgang  liegt  nicht  in  der 
verschlechterten  Qualität,  sondern  in  der  Änderung  der  Fabrikation, 
d.  i.  der  Nachfrage.  Würde  heute  die  Rauchtabakfabrikation 
und  die  Nachfrage  nach  Schneidguttabake  wieder  zunehmen,  so 
würden  zweifellos  sofort  die  Klagen  über  Verschlechterung  des 
Tabakbaues  in  der  Pfalz  verstummen  und  statt  dessen  würde  man 
vielleicht  gar  über  eine  Verschlechterung  des  Tabakbaues  im 
badischen  Oberland  oder  in  der  Uckermark  klagen,  weil  unter 
dem  Minderverbrauch  von  Zigarrentabaken  der  Absatz  für  die 
Produkte  dieser  liegenden  abnehmen  würde. 

Unseres  Wissens  hat  noch  niemand  dem  Pflanzer  vorge- 
schlagen, statt  Umblatt  Zigarrendeckblatt  zu  produzieren,  trotzdem 
doch  das  ein  qualitativer  Fortschritt  ersten  Ranges  wäre.  Man 
weiß  eben ,  daß  keine  Nachfrage  darnach  besteht.  Denn  das 
Deckblatt  wird  in  großen  Mengen  aus  den  Kolonien  geliefert, 
und  kann  in  dieser  Güte  nicht  in  Deutschland  erzeugt  werden. 
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Wenn  man  über  den  Tabakbau  klagen  kann,  so  kann  man 
es  nur  in  der  Hinsicht,  daß  er  statt  Schneidgut  keine  Zigarren- 
tabake in  größerem  Umfange  erzeugt.  Es  müßte  also  Aufgabe 
der  Wissenschaft  und  Praxis  sein,  zu  untersuchen,  ob  und  unter 
Umständen  wie  es  möglich  ist  auf  Böden,  auf  denen  seither 
Schneidguttabake  gebaut  wurden,  fortan  Zigarrentabake  hervor- 
zubringen. 

Um  das  zu  erreichen,  müßte  genau  untersucht  werden,  wie 
die  Beschaffenheit  des  Bodens  sein  muß,  soll  er  dünne,  dünnrippe 
und  leicht  brennbare  Zigarrentabake  hervorbringen.  Es  handelt 
sich  also  in  erster  Reihe  um  Auffindung  des  richtigen  Düngemittels. 

Seit  Jahrzehnten  schon  werden  von  allen  möglichen  Seiten, 
zum  großen  Teil  mit  staatlicher  Unterstützung,  Untersuchungen 
über  Tabakdüngung  angestellt.  Zu  einem  endgültigen  Ergebnis, 
das  allerseits  anerkannt  wäre,  und  das  sich  in  der  Praxis  bewährt 
hätte,  ist  man  bis  heute  noch  nicht  gekommen.  Die  Händler 
und  Fabrikanten  machen  den  künstlichen  Düngern,  wie  sie  von 
wissenschaftlicher  Seite  empfohlen  werden,  den  Vorwurf,  daß  sie, 
statt  den  Tabak  zu  verbessern,  ihn  verschlechtern,  während  die 
Genossenschaften  und  anderen  Interessenten,  die  selbst  Versuche 
mit  derartiger  Düngung  machen,  des  Lobes  voll  sind,  und  sie  der 
Verwendung  von  Naturdünger  vorziehen.  Im  großen  und  ganzen 
hält  jedoch  die  Praxis  noch  an  der  alten  Bauernregel  fest:  »Von 
allen  doch  der  beste  ist,  der  von  dem  Vieh  gemachte  Mist.< 

Ich  glaube  aber,  daß  nach  den  bis  jetzt  gemachten  Ver- 
suchen mit  künstlichen  Düngern  sich  hier  ein  Weg  eröffnet,  der 
vielleicht  dazu  führt,  daß  man  auf  mehr  Böden  als  jetzt  durch 
entsprechende  Zuführung  der  chemischen  Substanzen,  richtige 
Samenwahl  vorausgesetzt,  Zigarrentabake  erzeugen  kann. 

Die  Ergebnisse,  welche  die  Untersuchungen  bis  jetzt  ergaben, 
sind  im  wesentlichen  folgende: 

Die  Brennbarkeit  des  Tabaks,  eines  der  wesentlichsten 
Erfordernisse,  verlangt  einen  hohen  Kaligehalt;  der  Boden,  auf 
dem  Tabak  gebaut  wird,  muß  also  in  erster  Reihe  eine  genügende 
Menge  Kali  enthalten.  Der  Chlorgehalt  benachteiligt  dagegen 
die  Brennbarkeit,  es  ist  also  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  dem 
Boden  möglichst  wenig  Chlor  zugeführt  wird. 

Versuche,  die  von  Professor  Neßler  in  den  60  er  Jahren  im 
landwirtschaftlichen  Versuclisgarten  in  Karlsruhe  angestellt  wurden, 
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ergaben  über  die  Brennbarkeit  des  Tabaks  bei  verschiedener 
Düngung  des  Bodens  folgende  Glimmdauer: 


Bei  der  Düngung  ist  also  erstes  Erfordernis,  daß  alle  Chlor- 
salze enthaltenden  Düngemittel,  d.  i.  vor  allem  Latrine  und  Jauche, 
ausgeschlossen  werden.  Gerade  hierin  haben  aber  die  Bauern 
ganz  besonders  gesündigt  und  um  ein  schwerwiegendes  Blatt 
zu  erzielen,  schon  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts,  wo 
der  Absatz  des  pfälzer  Tabaks  und  seine  Preise  ihren  Höhepunkt 
erreicht  hatten,  gerade  die  städtische  Latrine  überaus  viel  ange- 
wandt. K.  IL  Kau  schrieb  sogar  1860',  daß  durch  die  Nach- 
frage der  Tabakbauern  der  Preis  für  städtischen  Latrinendünger 
bedeutend  gestiegen  sei.  Dieser  ist  aber  ungemein  chlorreich. 
Auf  100  Teile  Kali  kommen  250  Teile  Chlor,  während  der  Tabak 
auf  100  Teile  Kali  höchstens  10  Teile  Chlor  enthalten  darf'. 

Die  Agitation,  die  von  allen  Seiten  gegen  diese  falsche 
Düngung  vorging,  hat  sie  heute  auch  bedeutend  eingeschränkt. 
Dagegen  haben  die  Versuche,  die  chemische  Kalidüngung  einzu- 
führen, bis  heute  weniger  Erfolge  erzielt  und  großen  Wider- 
spruch in  der  Praxis  gefunden.  Der  Stallmist,  der  am  meisten 
angewandt  wird,  kann  zwar  nach  den  bis  heute  vorliegenden 
Erfahrungen  nicht  ganz  entbehrt  werden,  aber  er  wird  zum  Vorteil 
des  Tabaks  durch  eine  Zugabe  von  Kali  ergänzt.  Besonders 
mit  der  Düngung  mit  kieselsaurem  Kali,  dem  sogenannten 
Martellin.  hat  man  in  neuester  Zeit  recht  günstige  Erfolge  erzielt. 
Diese  Methode  wurde  zuerst  angewandt  von  dem  Direktor  der 
Kaiserlichen  Tabakmanufaktur  in  Straßburg,  Hammerschlag,  und 
der  heutige  Direktor  Hoff  mann,  sowie  die  große  Tabakfabrikations- 
firma P.  J.  l^andfried  in  Heidelberg  lassen  fortgesetzt  seitens  der 
Pflanzer,  die  sich  dazu  bereit  erklären,  Tabak  auf  mit  Martellin 
gedüngtem  Boden  anbauen  und  sind  von  dem  Ausfall  desselben, 
für  den  sie  neben  der  unentgeltlichen  Lieferung  des  Martellin 
auch  noch  höhere  als  die  durchschnittlichen  Preise  zahlen,  recht 

«  Beiträge  zur  Land-  u.  Forstwirtschaft  Badens,  Heidelberg  1X60. 
»  Wagner,  im  Jahrbuch  der  Deutschen  Landw.-Ges.  1902. 


Ungedüngt  

Gedüngt  mit  Chlorkalium  .    .    .  . 

schwefelsaurem  Kali  . 

salpetersaurem  » 


36  SeHunden 
43 
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befriedigt.  Schon  wahrend  des  Wachstums  zeichnen  sich  die 
Blätter  der  mit  Martellin  gedüngten  Tabake  durch  ihre  helle 
Farbe,  Elastizität  und  Feinheit  und  Frühreife  aus.   Der  Vorwurf. 

» 

den  man  dem  Martellin  häufig  macht,  daß  es  den  quantitativen 
Ertrag  des  Bodens  herabmindere,  scheint  nach  den  Versuchen 
Landfrieds  völlig  ungerechtfertigt. 

Im  Erntejahr  1906  war  der  Ertrag  an  Tabak  pro  Ar1 

mit  Martellindüngung       ohne  Martellindüngung 

in  Hockenheim  22,26  kg  18.60  kg 

Reilingen  22,05    *  21,08  ;» 

3   Kirchheim  25,81  21,17 

>   Neidenstein  25,70  23,15  » 

»   Haßloch  21,10   »  17,80 

»   Nußloch  24.76   >  21.70  * 

Auch  andere  Versuche2  haben  im  Prinzip  das  gleiche  ergeben 
und  als  weiterer  Erfolg  ergab  sich  dort,  wo  Tabak  von  dem 
Pflanzer  ohne  Verabredung  über  den  Verkauf  mit  der  entsprechen- 
den Düngung  gebaut  wurde,  daß  der  mit  Martellin  gedüngte 
Tabak  mit  3-  12  M.  per  Zentner  mehr  bezahlt  wurde  als  der 
andere  Tabak.  Es  ist  also  in  jeder  Hinsicht  zu  empfehlen,  daß 
die  Martellindüngung  seitens  der  Pflanzer  in  größerem  Maße 
angewandt  wird.  Dadurch  werden  gleichzeitig  die  stickstoffhaltigen 
Düngemittel  entbehrlich,  denn  eine  starke  Stickstoffdüngung 
erzeugt  schwammige  und  dickrippige  Blätter,  die  für  die  Zigarren- 
fabrikation nur  schwer  brauchbar  sind. 

In  neuester  Zeit  sucht  Professor  Wagner,  Darmstadt den 
Nachweis  zu  führen,  daß  die  Verwendung  von  Martellin  als 
Düngemittel  nicht  in  dem  Maße  günstig  wirken,  wie  man  be- 
hauptet. Er  empfiehlt  auch  kalireiche  Dünger,  aber  statt  des 
kieselsauren  das  schwefelsaure  Kali,  das  den  Vorzug  habe, 
bedeutend  billiger  zu  sein.  Es  hat  mit  diesem  ebenfalls  sehr 
günstige  Wirkungen  in  der  Brennbarkeit  des  Tabaks  erzielt. 
Ergeben  seine  Versuche,  die  noch  nicht  zu  einem  endgültigen 
Resultat  geführt  haben,  wirklich  diesen  Erfolg,  dann  wäre  die 

>  Vgl.  S.  T.-Z.  2.  April  1007. 
-•  Vgl.  Schütze!,  S.  30  ff. 

>  Versuche  über  Takikilüngung,  Arbeiten  iler  Deutschen  I-andwirtschaftsgesell- 
schaft,  lieft   138.  |<>oS. 
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Anwendung*  anderer  künstlicher  Dünger,  also  von  schwefelsaurem 
Kali,  dem  Martellin  vorzuziehen,  da  sie  gegenüber  diesem  be- 
deutend billiger  sind. 

Vorläufig,  bis  man  etwas  besseres  oder  gleich  gutes  zu 
billigeren  Preisen  findet,  ist  den  Tabakbauern  zweifellos  die 
Anwendung  von  Martellindünger  aufs  wärmste  zu  empfehlen,  da 
hiermit  auch  in  der  Praxis  wenigstens  gute  Erfolge  schon  erzielt 
wurden. 

Xeben  der  Wahl  des  richtigen  Düngers  ist  aber  auch  die 
Zeit  der  Düngung  von  großem  Einfluß  auf  den  Ausfall  des  Tabaks. 
Wird  sie  kurz  vor  dem  Auspflanzen  des  Tabaks  gegeben,  oder 
gar,  wenn  der  Tabak  bereits  auf  dem  Felde  steht,  so  wirkt  sie 
nur  schädlich,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat.  Der  richtige  Zeit- 
punkt zur  Düngung  ist  im  Herbst  gegeben. 

Einen  durchgreifenden  Erfolg  in  der  Lage  des  inländischen 
Tabakbaues  und  -handels  können  die  Versuche  aber  nur  haben, 
wenn  es  gelingt,  die  Bedingungen  zum  Wachstum  von  Zigarren- 
tabaken festzustellen  und  den  Weg  zu  zeigen,  auf  dem  man  dieses 
künstlich  beeinflussen  kann.  Ob  das  gelingen  wird,  läßt  sich  beim 
jetzigen  Stand  der  Untersuchungen  nicht  voraussagen. 

Im  übrigen  ist  natürlich  zu  verlangen,  daß  die  erzeugten 
Tabake  möglichst  sorgfältig  behandelt  werden,  und  daß  vor  allem 
unlautere  Manipulationen,  wie  künstliche  Erhöhung  des  Gewichts 
durch  Bespritzen  des  Tabaks  vor  der  Verwiegung  unterbleiben. 
Daß  hierin  noch  manches  zum  Vorteil  des  'Tabakbauern,  des 
Handels  und  der  Industrie  geschehen  kann,  zeigt  eine  große  Liste 
von  Verbesserungs vorschlagen,  welche  Schätzel  in  seinem  Buch: 
•> Welche  Ursachen  bilden  den  Rückgang  des  Tabakbaues  in  der 
Pfalz  und  wie  wäre  eine  Hebung  desselben  zu  ermöglichen 
(Inaugural-Dissertation,  Jena  1902)  aufstellt.  Es  zeigen  ferner 
auch  die  Bestrebungen  der  badischen  und  elsässischen  Tabakbau- 
vereine, die  im  wesentlichen  die  Kulturvorschriften  Ilammerschlags 
angenommen  haben,  sowie  die  der  Pfälzer  Tabakgenossenschaft 
in  Ludwigshafen  a.  Rh.  Auf  die  Einzelheiten  hier  einzugehen, 
würde  zu  weit  führen. 

Durch  die  Verbesserungen  ist  zwar  nicht  ein  allgemeiner 
Aufschwung  des  Tabakbaues  zu  erwarten,  denn  der  ist  lediglich 
abhängig  von  der  Gestaltung  der  Nachfrage  der  Tabakfabrikation 
und  in  letzter  Linie  des  Konsums,  und  auf  der  anderen  Seite 
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von  der  Entwicklung  des  Angebots  außerdeutscher  Tabake.  Aber 
was  die  Erfüllung  der  Forderungen  bewirken  kann,  das  ist  eine 
sichere  Grundlage  für  den  Tabakbau  und  -handel  mit  inländischem 
Tabak  zu  schaffen,  vor  allem  durch  sorgfältige  Behandlung  des 
Tabaks,  Lieferung  tadelloser  Ware  und  gute  Sortierung;  alsdann 
wird  der  Handel  auch  einen  dem  erhöhten  Aufwand  entsprechenden 
Preis  gewähren  können,  da  ihm  dadurch  für  ihn  sehr  schwierige 
Arbeiten  erleichtert  werden  und  der  Einkauf  ein  sicherer  wird. 

Daß  die  vorhin  genannten  Vereine  sowie  Private  und  vor 
allem  die  Kaiserliche  Tabakmanufaktur  in  Straßburg  i.  Eis. 
dieses  Ziel  hauptsächlich  erstreben,  ist  dankbar  anzuerkennen. 

Daneben  wurde  neuerdings  auch  staatliche  Hilfe  angerufen, 
um  durch  sie  rascher  eine  Verbesserung  des  Tabakbaues  herbei- 
zuführen. 

So  wurde  nach  einer  in  der  badischen  II.  Kammer  1908 
wiederholt  gegebenen  Anregung  vom  Ministerium  des  Innern  die 
Verteilung  von  Prämien  für  Tabakbau  in  Baden  beschlossen. 
Die  Prämiierung  findet  beim  Abwiegen  des  Tabaks  durch  eine 
vom  Ministerium  bestellte  Kommission  statt.  Die  Prämien  bestehen 
in  Geldpreisen  von  10,  20  und  30  M.  Dieser  Weg  ist  ganz 
entschieden  einer  Prämiierung  auf  Ausstellungen,  wie  sie  seit  den 
50er  Jahren  in  Baden  und  der  Pfalz  allenthalben  für  Tabak  statt- 
finden, vorzuziehen.  Denn  mancher,  der  nur  ein  paar  schöne  *  Aus- 
stellungsmuster zieht,  erhält  hier  eine  Prämie,  mag  auch  das 
Gros  seiner  Ernte  noch  so  schlecht  sein.  Bei  der  Prämiierung 
an  der  Wage  dagegen,  wie  sie  bei  der  staatlichen  Prämiierung 
stattfinden  wird,  kann  der  wirklich  gute,  in  den  Verkehr  über- 
gehende Tabak  erkannt  und  mit  dem  Preis  bedacht  werden. 
Aber  solche  künstlichen  Mittel  haben  immer  nur  einen  recht 
bedingten  Wert.  Sie  mögen  den  einen  oder  anderen  Pflanzer 
immerhin  zu  größerer  Sorgfalt  anregen,  im  großen  und  ganzen 
aber  werden  auch  die  Prämien  an  dem  bestehenden  Zustand 
schwerlich  viel  ändern. 

2.  Staatliche  Hilfsmittel. 

Bei  freier,  unbeeinflußter  Entwicklung  aller  Faktoren  sind 
die  Aussichten  auf  eine  Mehrverwendung  inländischen  Tabaks, 
soweit  nicht  an  sich  eine  Zunahme  des  Baues  von  Zigarrentabaken 
möglich  ist,  recht  geringe.    Aber  es  wäre  doch  möglich  —  und 
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wir  wissen  ja,  daß  das  von  beteiligter  .Seite  nicht  zu  selten  ge- 
fordert wurde  — ,  daß  der  Staat  auf  gesetzlichem  Wege,  sei  es 
durch  Erhöhung  des  Schutzzolls  oder  auf  andere  Weise,  den 
inländischen  Tabak  begünstigt  und  dadurch  künstlich  seine  Ver- 
wendung gegenüber  dem  ausländischen  Tabak  steigert. 

Wir  haben  zwar  oben  dargelegt,  daß  die  Steuergesetzgebung 
vom  i6.  Juli  1879  nicht  die  Schuld  trägt  an  dem  Rückgang  des 
Tabakbaues,  wie  es  heute  noch  die  Ansicht  der  Mehrheitsparteien 
im  Reichstag,  selbst  der  Xationalliberalen  ist,  die  sogar  einen 
Rückgang  in  der  Qualität  diesem  Gesetz  zur  Last  legen und 
daß  ebensowenig  davon  gesprochen  werden  kann,  daß  der  Absatz 
der  deutschen  Rohtabake  im  Inland  einen  aussichtslosen  Kampf 
mit  der  ausländischen  Konkurrenz  führt  *. 

Trotzdem  ist  hier  die  Frage  zu  erörtern,  ob  nicht  ein  erhöhter 
Schutzzoll  oder  eine  andere  staatliche  Maßnahme  im  Interesse 
unseres  heimischen  Tabakbaues  zu  befürworten  wäre,  denn  wenn 
auch  der  Rückgang  nicht  auf  die  ausländische  Konkurrenz  zurück- 
zuführen ist,  so  wäre  es  doch  vielleicht  möglich,  eine  Mehrver- 
wendung durch  höheren  Schutz  des  inländischen  Tabaks  zu 
schaffen. 

Jede  Änderung  der  Tabaksteuergesetzgebung  hat  dreierlei 
Interessen  zu  berücksichtigen:  das  Finanzinteresse  des  Reichs, 
d.  i.  möglichst  hohe  Einnahmen  aus  dem  Tabak  zu  ziehen,  das 
Interesse  des  inländischen  Tabakbaues  und  das  der  Industrie  und 
des  Handels,  wobei  das  Interesse  des  Handels  mit  inländischem 
Tabak  im  wesentlichen  auf  Seiten  des  Tabakbaues  liegt. 

Wollen  wir  also  untersuchen,  ob  ein  höherer  Schutzzoll  zu 
befürworten  ist,  so  können  wir  das  nicht  lediglich  vom  Stand- 
punkt der  Landwirtschaft  aus.  Das  ist  zweifellos,  bei  wesentlicher 
Verteuerung  des  ausländischen  Produkts  entstände  eine  größere 
Nachfrage  nach  dem  einheimischen,  dessen  Preise  würden  also 
auch  steigen,  der  Tabakbau  also  zunehmen  und  damit  mehr 
inländischer  Tabak  verwandt  werden.  Wir  haben  vielmehr,  da 
wir  es  mit  einer  realpolitischen  Forderung  zu  tun  haben,  die  ver- 
schiedenen Interessen  gegeneinander  abzuwägen. 

«  Abg.  Weber  in  der  Sitzung  des  Kcichtags  am  15.  Januar  1894:  Durch  die 
<  JeseUgebnng  von  i8"<)  ist  unser  Tabakbau  in  Quantität  und  auch  in  (Qualität  zurück- 
gegangen. ■< 

2  Jahresbericht  der  H.  K.  Karlsruhe  für  1891. 
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Zunächst,  was  hätte;  die  Landwirtschaft  für  einen  Vorteil? 

Wir  sagten  schon,  es  könnte  mehr  Tabak  gebaut  werden. 
Zweifellos  wäre  das  ein  bedeutender  Fortschritt,  denn  es  gibt 
wenige  Pflanzen,  die  von  kleiner  Fläche  einen  derartig  hohen 
Ertrag  abwerfen  wie  der  Tabak.  Aber  sofort  erhebt  sich  da 
die  Frage,  haben  wir  noch  genügend  Boden,  um  mehr  Tabak 
hervorzubringen  als  jetzt?  Einer  der  besten  Kenner  unseres 
deutschen  Tabak wesens,  der  Syndikus  des  deutschen  Tabak- 
vereins, Schloßmacher,  schreibt  (in  Halles  Weltwirtschaft  1007. 
II.  IM): 

Der  Tabak  bedarf  einer  bestimmten  Bodensorte,  und  die 
tauglichen  Flächen  sind  in  Deutschland  zumeist  bereits  für  Tabak- 
kultur in  Anspruch  genommen. <-  Für  Zigarrentabake  dürfte  das 
im  wesentlichen  zutreffen,  für  Schneidguttabake  scheint  mir 
angesichts  der  Tatsache,  daß  in  der  Pfalz  wie  im  Elsaß  eine 
große  Bodenfläche  dem  Tabakbau  wieder  entzogen  wurde,  noch 
die  Möglichkeit  eines  verstärkten  Anbaues  vorzuliegen. 

Aber  für  Zigarrentabake  ist  der  pfälzer  Boden,  wie  gesagt, 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  nicht  geeignet.  Weiter  müßten 
auch  die  nötigen  Arbeitskräfte  vorhanden  sein,  denn  der  Tabak- 
bau verlangt  mehr  denn  jede  andere  Kultur  in  sehr  hohem 
Maße  menschliche  Arbeit.  Ob  sich  hierfür  die  genügende 
Arbeiterzahl  finden  würde,  erscheint  bei  der  chronischen  Arbeiter- 
not, die  heute  gerade  auf  dem  Lande  herrscht,  indessen  sehr 
fraglich,  und  mancherseits  wurde  uns  auf  unsere  Frage  bestätigt, 
daß  aus  Mangel  an  Arbeitskräften  in  dem  oder  jenem  Ort  eine 
Ausdehnung  des  Tabakbaues  unmöglich  sei.  Unter  diesen  Be- 
dingungen wäre  also  eine  Zunahme  im  Verbrauch  heimischen 
Tabaks  in  erhöhtem  Maße  nicht  zu  erwarten,  wenigstens  nicht 
in  dem  Maße,  daß  die  Schutzzollgesetzgebung  sich  rechtfertigen 
ließe;  denn  eine  Unabhängigkeit  vom  Auslande,  und  das  ist  ja 
das  Hauptargument,  auf  das  die  heutigen  Schutzzöllner  ihre  For- 
derungen aufbauen,  würde  dadurch  nicht  eintreten,  ja  wir  können 
annehmen,  daß  bei  dem  mit  dem  Steigen  der  Bevölkerung  auch 
weiter  zunehmenden  Tabak  verbrauch  bald  die  heutige  Einfuhr- 
ziffer trotz  erhöhter  Schutzzölle  und  trotz  erhöhter  Verwendung 
inländischen   Tabaks  überholt  sein  würde. 

Nur  dann  könnte,  unter  der  Annahme  der  Möglichkeit 
einer  Vermehrung    des   Anbaues   von  Schneidguttabaken,  eine 
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erhöhte  Verwendung-  inländischen  Tabaks  eintreten,  wenn  die 
Wirkung  des  Schutzzolls  eine  Vermehrung  des  Rauchtabak- 
konsums auf  Kosten  des  Zigarrenkonsums  wäre.  Künstlich 
durch  Staatseingriff  diese  Entwicklung  herbeizuführen,  ist  vor 
allem  aus  dem  (irunde  abzulehnen,  den  nicht  nur  die  Gegner 
jeder  höheren  Belastung  des  Tabaks,  sondern  auch  die  Regierung 
selbst  in  den  Vordergrund  bei  den  Steuerkämpfen  stellte,  daß 
nämlich  durch  einen  Rückgang  der  Zigarrenfabrikation  ein  großer 
Teil  der  hier  beschäftigten  Arbeiter  brotlos  würde;  die  Rauch- 
tabakindustrie aber  arbeitet  hauptsächlich  mit  Maschinen  und 
hat  daher  einen  geringeren  Arbeiterbedarf. 

Aber  die  Agrarier  fordern  ja  den  Schutzzoll  viel  weniger, 
um  den  Tabakanbau  zu  vermehren,  als  vielmehr  um  einen 
erhöhten  Reinertrag  für  ihre  eigene  Tasche  zu  erzielen.  So 
sehen  wir  denn,  daß  gerade  die  wichtigsten  Tabakgemeinden 
sich  gegen  eine  Erhöhung  des  Schutzzolls  ausgesprochen  haben, 
und  zwar  aus  Furcht,  daß  sie  selbst  keinen  Vorteil  davon  hätten. 
Moriz  Hecht1  schreibt  hierüber,  was  ihm  die  Hauern  in  diesen 
Gemeinden  sagten:  Wenn  der  Zoll  auf  ausländischen  Tabak 
bedeutend  erhöht  und  dadurch  auch  der  Preis  für  den  inländischen 
Tabak  gesteigert  würde,  so  würde  schließlich  die  halbe  Welt 
zum  Tabakbau  übergehen  und  der  Preis  auch  für  ihren  Oualitäts- 
tabak  gedrückt  werden.*  Viel  lieber  treten  sie  (obwohl  sie 
größtenteils  ihren  Jahresbedarf  von  Mehl  bezw.  Brot  selbst  zu- 
kaufen müssen!)  für  eine  Erhöhung  des  Gctreideschutzzolls  ein, 
damit  ja  die  Getreidebauern  im  Hügelland  usw.  nicht  auf  den 
Gedanken  kommen,  zum  Tabakbau  überzugehen. 

Mag  diese  Befürchtung  eines  Teils  der  Tabakbauern  ge- 
rechtfertigt sein  oder  nicht,  uns  erscheint  aus  einem  anderen 
Grunde  ausgeschlossen,  daß  ein  erhöhter  Schutzzoll  eine  größere 
Rentabilität  für  den  Bauern  mitsichbringen  würde.  Die  erste 
Wirkung  des  Schutzzolls  wäre  eine  Preissteigerung  und  wach- 
sende Rentabilität  für  diejenigen  Bauern,  welche  bereits  im 
Besitze  des  Bodens  sind,  auf  dem  sie  Tabak  bauen.  Alle  anderen, 
und  das  dürfte  nach  wenigen  Jahren  schon  die  Mehrzahl  sein, 
müßte  im  Anschaffungspreis  des  Bodens  schon  die  durch  die 
erhöhten  Tabakpreise  gestiegene  Grundrente  mitbezahlen,  für  sie 

1  Die  Bndischc  Landwirtschaft  am  Anfang  des  XX  Jahrhunderts.  Volksw. 
Abhdlg.  der  bad.  Hochschulen  VII.  i.  Krg.-Bd.  1903,  S.  100. 
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wäre  also  jeder  Vorteil  des  Schutzzolls  illusorisch,  sie  würden 
also  vielleicht  eine  erneute  Forderung  nach  Schutzzoll  erheben, 
und  das  Spiel  könnte  sich  wiederholen ;  es  ist  ein  Erfolg,  den  jeder 
Agrarzoll  schließlich  hat  und  der  nur  den  beati  possidentes  zugute 
kommt. 

Wir  sehen  also,  daß  die  Landwirtschaft  als  Ganzes  keinen 
Vorteil  hätte  von  einer  Erhöhung  des  Schutzzolls,  und  daß  ebenso 
wenig  das  nationale  Interesse  irgend  nennenswert  geschützt 
würde.  Wir  kommen  also  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  bereits 
zu  dem  Resultat,  die  gegenwärtigen  Sätze  von  Steuer  und  Zoll 
von  45  bezw.  85  Mark  auf  den  Doppelzentner  fabrikationsreifen 
Rohtabak,  wie  sie  durch  Gesetz  vom  t6.  Juli  1870  festgestellt 
wurden .  haben  die  Spannung  zwischen  Steuer  und  Zoll  den 
Verhältnissen  in  richtiger  Weise  entsprechend  bemessen. 

Wir  entnehmen  indirekt  auch  aus  den  Vorschlägen,  wie  sie 
die  Mannheimer  Bezirkskommission  in  der  Enquete  1878  machte, 
und  die  scheinen  uns  am  wichtigsten  von  allen,  weil  Mannheim 
damals  schon  ein  Mittelpunkt  des  Tabakbaues,  -handels  und 
-fabrikation  war,  und  alle  diese  Interessen  aufs  beste  in  der 
Kommission  vertreten  waren;  diese  Vorschläge  verlangten  eine 
Steuer  von  45  M.,  einen  Zoll  von  84  M.,  der  dann  im  Gesetz 
nur  um  1  M.  höher,  auf  85  M..  festgesetzt  wurde. 

Ein  ebenfalls  in  der  Praxis  des  Tabakwesens  Erfahrener, 
der  Abgeordnete  A.  von  Elm,  sagte  im  Reichstag  einmal,  indem 
er  sich  gegen  eine  Erhöhung  des  Schutzzolls  aussprach, 
am  22.  Februar  1895: 

Selbst  wenn  wir  den  größten  Schutzzoll  hätten,  wären 
wir  nicht  in  der  Lage,  den  gesamten  deutschen  Tabak 
zur  Zigarren  fabrikation  zu  verwenden.  Wenn  auch  überall 
Tabak  gebaut  würde,  es  ist  und  bleibt  der  deutsche  Tabak 
zum  größten  Teil  für  die  Zigarrenfabrikation  unverwendbar 
und  der  amerikanische  (sage  überseeische,  d.  Verf.)  Tabak 
wird  in  Deutschland  stets  und  ständig  gesucht  sein.« 

Ein  kurzer  Blick  auf  die  Wirkungen  der  beiden  anderen 
Interessenten  zeigt  uns,  daß  auch  von  dieser  Seite  aus  eine  Er- 
höhung des  Schutzzolls  abzulehnen  wäre.  Ein  erhöhter  Zoll  ver- 
teuert das  Produkt,  und  damit  müßte  dessen  Konsum  sinken, 
zum  mindesten  würde  er  nicht  in  dem  Maße  zunehmen  wie  die 
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Bevölkerung.  Einzelnen  landwirtschaftlichen  Interessenten  fiele 
also  ein  Vorteil  zu,  den  die  Industrie  und  im  weitesten  Sinne 
schließlich  die  Gesamtheit  zu  tragen  hätte. 

Vergleichen  wir  aber  den  Wert  des  Tabakbaues  mit  dem 
der  Zigarrenindustrie,  so  müssen  wir  sagen,  daß  diese  in  viel 
höherem  Maße  das  Interesse  des  Staats  verdient  als  jene.  Der 
Bruttogeldertrag  einer  deutschen  Tabakernte  ist  i6'/2  Millionen 
Mark  etwa;  die  in  der  Tabakberufsgenossenschaft  versicherten 
Zigarrenarbeiter  allein  dagegen  erhielten  1906  73,1  Millionen  Mark 
an  Löhnen.  So  erklärte  denn  selbst  der  konservative  Abgeordnete 
Freiherr  von  Hammerstein,  »einer  der  schwärzesten  Agrariers 
wie  er  sich  selbst  bezeichnete,  in  anerkennenswerter  Offenheit, 
daß  das  Interesse  der  Tabakindustrie  wichtiger  sei  als  das  des 
Tabakbaues'. 

Der  Fiskus  dagegen  könnte  zunächst  ja  einen  Vorteil  haben, 
weil  seine  Einnahmen  aus  dem  Schutzzoll  steigen  könnten;  das 
allerdings  nur  in  dem  Fall,  daß  der  erhöhte  Schutzzoll  in  einer 
Erhöhung  des  Zollsatzes  gewährt  wird.  Er  kann  indessen  auch 
gewährt  werden  durch  Herabsetzung  der  Steuer.  Gegen  jene 
dürfte  sich  die  Industrie  und  die  ihre  Interessen  im  Reichstag 
vertretenden  Parteien  wenden,  gegen  diese  vor  allem  die  Regierung. 
Denn  ihr  entsteht  bei  Herabsetzung  des  Steuersatzes  ein  Ausfall, 
und  wenn,  was  ja  der  gewollte  Zweck  der  Maßnahme  wäre,  der 
Anbau  im  Innern  und  die  Verwendung  inländischen  Erzeugnisses 
zunähme,  entstände  ihr  auch  ein  Ausfall  am  Zoll,  da  die  Einfuhr 
abnehmen  würde  und  die  niedrigere  Steuer  ja  nicht  den  gleichen 
Ertrag  abwirft  wie  der  auf  eine  gleiche  Menge  gelegte  höhere  Zoll. 

Die  Reichsregierung  hat  ja  denn  auch  selbst  die  Forderungen 
erhöhten  Schutzzolls  immer  abgelehnt,  zuletzt  noch  einmal  1905 
in  ihrer  Begründung  zur  damaligen  Tabaksteuervorlage,  deren 
Kernpunkt  die  beiden  Sätze  sind: 

»In  der  Rentabilität  des  Tabakbaues  würde  aber  durch 
eine  beträchtliche  Erhöhung  des  Unterschicds  zwischen 
Steuer  und  Zoll  nichts  gebessert  werden,  da  darum  der  Ver- 
brauch von  ordinärem  Rauchtabak  sicherlich  doch  keine 
Steigerung  erführe. <*  Und  »soweit  ein  Vorteil  für  den  in- 
ländischen Tabakbau  sich  ergäbe,  käme  er  wohl  ausschließlich 

1  Reichstag,  Sitzung  vom  22.  Februar  1895. 

Heyin  an  n,  Entwicklung  d«  PfäUer  Tabakliandels.  8 
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denjenigen  Bezirken  zugute,  die*  schon  jetzt  durch  die  Er- 
zeugung des  wertvolleren  und  leichter  verkäuflichen  Zigarren- 
tabaks im  Vorteile  sind?. 

Eine  Änderung  der  bestehenden  Gesetzgebung  wäre  nur 
in  zwei  Punkten  zu  wünschen,  die  beide  im  Entwurf  von  1905 
berücksichtigt  waren,  nämlich  eine  geringere  Belastung  der 
(irumpen,  die  von  ganz  geringem  Wert  und  unter  einer  hohen 
Steuer  kaum  verwendbar  sind,  sowie  eine  Bestimmung,  daß  die 
Unbrauchbarmachung  des  Tabaks  zu  menschlichem  Genuß  genügt, 
damit  er  steuerfrei  bleibt,  statt  völlige  Vernichtung,  wie  es  das 
Gesetz  bis  jetzt  vorschreibt.  Denn  so  ist  der  Tabak  dann  wenig- 
stens noch  zu  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Zwecken  (Her- 
stellung von  Laugen,  Vertilgung  von  Ungeziefer  usw.)  verwendbar. 

Es  ist  bedauerlich,  daß  diese  beiden  Bestimmungen  1906 
nicht  als  Änderungen  des  79  er  Gesetzes  angenommen  wurden. 

Tn  W€;lchem  System  der  Tabak  besteuert  wird,  kommt  für 
uns  nicht  in  Betracht:  mögen  wir  die  jetzige  Gewichtssteuer  bei- 
behalten, oder  wie  1 905  vorgeschlagen,  ihre  Sätze  erhöhen,  oder 
wie  1893  und  1895  die  Absicht  der  Regierung  war,  eine  nach 
dem  Wert  abgestufte  Fabrikatsteuer  oder  die  oben  vorgeschlagene 
Banderolensteuer  für  Zigarren  und  andere  Tabake  bekommen :  es 
muß  nach  unseren  Ergebnissen  immer  das  Bestreben  der  Re- 
gierung sein,  die  heute  bestehende  verhältnismäßige  Spannung 
zwischen  Steuer  und  Zoll  beizubehalten. 

Nur  ein  Steuersystem,  das  den  Tabak  unter  Aufrechterhaltung 
der  freien  Unternehmertätigkeit  trifft,  bleibt  wegen  seiner  Be- 
sonderheit hier  kurz  zu  betrachten.  Das  Wesen  dieses  Systems 
besteht  darin,  daß  der  Staat  allen  im  Inland  gebauten  Tabak 
ankauft  und  unter  einein  entsprechenden  Steuerzuschlag  wieder 
verkauft  bezw.  den  einzuführenden  Tabak  unter  seiner  Aufsicht 
in  einigen  Plätzen  von  den  Importeuren  zur  Auktion  stellen  läßt 
und  dabei  ebenfalls  einen  Zuschlag  zum  Wert  des  Tabaks  erhebt. 
Das  -Rohtabakmonopol  ,  das  zum  ersten  Male  empfohlen  wurde 
in  der  Kommission  zur  Aufhebung  der  Salzsteuer  im  deutschen 
Reich,  die  1873  tagte,  und  das  ausführlich  auch  von  der  Tabak  - 
Enquete-Kommission  1878  behandelt  wurde,  sollte  die  Schwierig- 
keiten überwinden,  die  darin  bestehen,  bei  einer  Rohmaterialsteuer 
den  Tabak  nach  seinem  Wert  zu  besteuern,  da  dieser  kaum  oder 
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nur  mit  großer  Schwierigkeit  genau  bestimmt  werden  kann. 
Dadurch  daß  der  Staat  aber  allen  Tabak  selbst  verkauft  oder 
unter  seiner  Aufsicht  verkaufen  läßt,  erfährt  er  jeweils  den  genauen 
Kaufpreis,  auf  den  er  den  entsprechenden  Steuer-  oder  Zollsatz 
auflegen  kann. 

Dieses  System  hätte  aber  notwendig  gemacht,  daß  der 
Monopolverwaltung  das  Recht  zusteht,  den  inländischen  Tabak- 
bau jährlich  7.11  kontingentieren,  denn  sie  war  verpflichtet,  allen 
Tabak  zu  kaufen ;  sie  mußte  also  das  Recht  haben,  zu  bestimmen, 
daß  ihr  nicht  mehr  Tabak  geliefert  wurde,  als  sie  an  die  freie 
Fabrikation  wieder  absetzen  konnte.  Der  Tabakbau,  für  den  man 
die  zu  kontingentierende  Fläche  1878  auf  15000  ha  festsetzte, 
während  der  tätsächliche  Umfang  damals  22500  ha  war,  hätte 
in  jeder  Hinsicht  also  unter  den  Beschwerden  eines  vollen  Monopols 
gestanden,  für  ihn  wären  die  Wirkungen  die  gleichen  gewesen 
wie  bei  diesem,  wie  wir  sie  noch  darstellen  werden. 

Der  Handel  wäre  durch  die  Vermittlung  des  Staats  zwar 
nicht  ausgeschlossen  worden,  aber  zweifellos  wäre  eine  große 
Konzentration  eingetreten;  denn  der  Staat  konnte  nur  große 
Mengen  auf  einmal  zum  Verkauf  stellen,  an  diesen  konnten  sich 
also  nur  große  kapitalkräftige  Unternehmungen  beteiligen. 

Für  den  ausländischen  Tabak  hätte  sich  aber  das  staatliche 
Auktionssystem  gar  nicht  durchführen  lassen  aus  technischen 
Gründen,  die  hier  darzulegen,  zu  weit  führen  würde;  einseitig  für 
inländischen  Tabak  aber  das  Handelsmonopol  einzuführen,  hätte 
sich  nicht  rechtfertigen  lassen. 

All  die  Nachteile,  die  diese  Steuerform  ihrem  Wesen  nach 
mit  sich  bringt,  hätten  also  weit  den  Vorteil  überwogen,  der  durch 
die  Möglichkeit  entstanden  wäre,  den  Rohtabak  seinem  Wert 
nach  zu  belasten.  In  der  Tabak-Enquete-Kommisston  haben  bei 
der  Abstimmung  denn  auch  3  Mitglieder  für,  8  gegen  die  Einführ- 
barkeit  des  Rohtabak monopols  als  Besteuerungsform  in  Deutsch- 
land gestimmt'. 

Als  letztes  bleibt  noch  zu  betrachten,  ob  durch  die  Ein- 
führung des  staatlichen  Monopols,  d.  h.  völlige  Ausschaltung  der 


1  Ausführliches  über  das  Rohlalwknionopol:  Bericht  der  Kommission  fiii  Auf- 
hebung der  Salzsteucr  in  Reichstaysanlagen  1873,  Nr.  128,  Bericht  der  Enqucte- 
kommission  1878,  S.  123  ff.  und  209,  Knqueteanbgcn  Bd.  V.,  Drucksachen  Kr.  61,  75. 
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freien  Unternehmertätigkeit  sich  die  Verhältnisse  für  den  in- 
ländischen Tabakbau  und  -handel  bessern  könnten. 

Die  Frage,  ob  das  Monopol  in  Deutschland  an  sich  einführ- 
bar ist  oder  nicht,  kann  dabei  aus  dem  Spiele  bleiben.  Nur  so- 
viel sei  gesagt,  daß  wir  auf  dem  Standpunkt  stehen,  daß  in  Deutsch- 
land der  rechte  Zeitpunkt  für  die  Einführung  des  Tabakmonopols 
versäumt  ist,  daß  er  versäumt  werden  mußte,  denn  zur  Zeit,  als 
es  noch  hätte  eingeführt  werden  können,  zur  Zeit,  in  der  die 
Zigarrenfabrikation  ihren  Aufschwung  erst  nahm,  in  der  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts,  da  herrschte  noch  die  große  Zer- 
splitterung der  einzelnen  Staaten,  die  ein  einheitlich  zentral  ge- 
leitetes Monopol  der  Bundesstaaten  ausschloß,  aber  ebenso  auch 
ausschloß,  daß  jeder  Staat  für  sich  das  Monopol  einführte,  weil 
Reibungen  zwischen  den  einzelnen  unausbleiblich  gewesen  wären, 
denn  die  Bedingungen,  unter  denen  die  einzelnen  Staaten  das 
Monopol  hätten  einführen  und  betreiben  können,  waren  viel  zu 
verschieden.  Trotzdem  haben  die  verbündeten  Regierungen  An- 
fang der  50er  Jahre  daran  gedacht,  ein  Tabakmonopol  der  Bundes- 
staaten zu  begründen. 

Heute  indessen  hat  sich  die  deutsche  Tabakindustrie  derart 
entwickelt,  daß  bei  Aufhebung  der  freien  Tätigkeit  größere  Ver- 
luste entständen,  als  Vorteile  für  die  Staatskasse,  ganz  abgesehen 
davon,  daß  die  jährlichen  Abschreibungen  auf  die  den  Beteiligten 
zu  gewährenden  Entschädigungen,  die  für  1878  in  der  Enquete- 
Kommission  auf  687  Millionen,  von  Lißner  für  heute  auf  über 
eine  Milliarde  Mark  berechnet  wurde,  auf  ein  halbes  Jahrhundert 
den  Gewinn  aus  dem  Monopol  bedeutend  verringern  würden. 

In  Rücksicht  auf  die  parlamentarischen  Verhältnisse  Deutsch- 
lands und  die  auch  in  der  Finanzwissenschaft  heute  herrschende 
Richtung  scheint  es  uns  denn  auch  ausgeschlossen,  daß  das  Mono- 
pol, wie  es  das  Ideal  Bismarcks  noch  war.  je  in  Deutschland 
eingeführt  wird.  So  schreibt  denn  auch  Max  v.  Heckel  in  der 
neuesten  Auflage  des  Wörterbuchs  der  Volkswirtschaft  {1907)  im 
Artikel  Tabak  und  Tabaksteuern: 

»Es  kann  kein  Zweifel  bestehen,  daß  Länder  mit  Tabak- 
monopolen diese  kaum  jemals  mehr  preisgeben  werden.  Dagegen 
sind  die  Aussichten  sehr  gering,  daß  Staaten,  die  gegenwärtig 
kein  Tabakmonopol  haben,  in  absehbarer  Zeit  zu  einem  solchen 
übergehen  werden. 
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Da  aber  gerade  von  landwirtschaftlicher  Seite  das  Monopol 
vielfach  gewünscht  wurde,  so  haben  wir  kurz  zu  untersuchen, 
welche  Wirkungen  es  in  der  uns  beschäftigenden  Frage  des 
Tabakhandels  hervorrufen  würde.  Die  freie  Unternehmertätigkeit 
würde  völlig  aufgehoben,  selbst  ein  Exporthandel  dürfte  sich 
kaum  erhalten,  da  die  heutigen  Verhältnisse  mit  dem  kleinen  und 
stets  schwankenden  Absatz  ins  Ausland  keine  genügend  sichere 
Grundlage  für  ein  Handelsunternehmen  bieten. 

Es  bleibt  also  nur  zu  betrachten,  könnte  unter  dem  Monopol 
ein  Aufschwung  im  inländischen  Tabakbau  und  in  der  Verwen- 
dung inländischen  Tabaks  eintreten.  Zweifellos  würde  der  Tabak- 
bau für  die  Landwirtschaft  ein  äußerst  sicherer  Erwerbszweig 
werden,  da  ja  die  Regie  den  Tabakbau  kontingentiert  und  dann 
verpflichtet  ist,  den  gebauten  Tabak  abzunehmen,  und  zwar  zu 
verhältnismäßig  günstigen  Preisen.  Den  Vorteil  hätten  also  die 
Landwirte,  denen  der  Tabakbau  gestattet  wird,  alle  anderen,  die 
vielleicht  seither  Tabak  bauten,  jetzt  aber,  da  sie  in  ihrem  Gebiet 
vielleicht  die  einzigsten  Tabakbauern  sind,  mit  Rücksicht  auf  die 
zentrale  Leitung  des  Monopols  und  die  schwierigen  Kontrollver- 
hältnisse nicht  berücksichtigt  werden  können,  wären  benachteiligt. 

Die  Vorteile  des  Monopols,  wie  es  schon  1878  von  der 
Bezirkskommission  Straßburg  verlangt  wurde,  kämen  also  nur 
einem  Teile  der  Landwirte  zugute'.  Die  Gesamtheit  der  Land- 
wirte hat  also  kein  Interesse  daran,  das  Monopol  in  ihrem  In- 
teresse zu  befürworten. 

Auch  eine  Mehrverwendung  von  inländischem  Tabak  würde 
nicht  eintreten.  Wenn  es  nicht  gerade  aus  irgendwelchen  Gründen 
das  Bestreben  des  Monopols  sein  sollte,  den  Verbrauch  von  Rauch- 
tabak gegenüber  dem  von  Zigarren  zu  fördern,  und  das  rauchende 
Publikum  dem  nachgäbe,  ist  die  Monopolverwaltung  wie  heute 
die  freie  Unternehmertätigkeit  darauf  angewiesen,  Zigarren tabake 
zu  kaufen.  Unter  dem  Monopol  wird  aber  die  heimische  Land- 
wirtschaft um  nichts  mehr  als  heute  in  der  Lage  sein,  die  dazu 


1  Das  Monopol  fordert  eine  1889  in  Stuttgart  erschienene  Schrift  von  F.  Sey- 
farth,  Notlage  der  Tabakbauern  und  Mittel  zur  Abhilfe.  Hier  wird  der  Rückgang 
des  Tabakbaues  auf  die  Schlechtigkeit  des  Handels  zurückgeführt,  der  dem  Landwirt 
zu  niedere  Preise  zahle.  Der  Verfasser  wünscht  deshalb  das  Monopol,  damit  die 
Bauern  einen  gesicherten  Absatz  und  gute  Preise  erhielten. 
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nötigen  leichten  Tabake  zu  erzeugen,  unter  dem  Monopol  müßten 
also  ebensosehr  wie  heute  ausländische  Tabake  mitverwandt 
werden. 

Also  auch  das  Monopol  brächte  keinen  Vorteil. 

3.  Rückgewinnung  eines  Exports. 

Ein  Absatz  ins  Ausland  ist  dem  staatlichen  Einfluß  weit  mehr 
entzogen,  als  der  im  Inland.  Der  Staat  könnte  hier  nur  auf  die 
Weise  eingreifen,  daß  er  auf  die  Ausfuhr  eine  Prämie  gewährte1. 
Da  man  es  heute  ganz  allgemein  als  einen  Widersinn  empfindet, 
daß  mit  Staatsunterstützung  dem  Ausland  die  einheimischen  Er- 
zeugnisse billiger  geliefert  werden  als  den  inländischen  Konsu- 
menten, so  glauben  wir  hier  die  Gewährung  von  Ausfuhrprämien 
übergehen  zu  können,  zumal  man  in  der  Praxis  noch  nie  an  ihre 
Einführung  für  Tabak  gedacht  hat. 

Die  Markt  Verhältnisse  des  deutschen  Tabaks  im  Ausland 
müssen  vielmehr  der  freien  Entwicklung  überlassen  bleiben. 

Frankreich  werden  wir  als  großes  Bezugsland  auch  für  elsässer 
Tabake  in  absehbarer  Zeit  nicht  wieder  gewinnen.  In  den  übrigen 
Ländern  ist  der  deutsche  Tabak  viel  ungünstiger  gestellt  als  in 
Deutschland,  da  er  dort  keinen  Schutz  vor  anderen  Tabake  ge- 
nießt. Seine  Verwendung  hängt  also  wesentlich  von  den  Zollver- 
hältnissen des  betreffenden  lindes  ab,  weiter  von  dem  Angebot  über- 
seeischer Tabake.  Ist  dieses  groß  und  billig,  so  wird  deutscher 
Tabak  kaum  verwandt  werden,  ist  es  dagegen  gering  und  teuer, 
so  wird  das  Ausland  gerne  die  billigen  deutschen  Tabake  als 
Ersatz  kaufen.  Dieser  Fall  ist  aber  bis  jetzt  immer  nur  vorüber- 
gehend, wie  das  starke  Schwanken  der  jährlichen  Ausfuhrziffern 
zeigt,  eingetreten. 

Eine  weitere  Möglichkeit,  daß  der  deutsche  Tabak  im  Aus- 
land wieder  mehr  verwendet  wird,  ist  die,  daß  er  wesentlich  ver- 
bessert wird  bei  gleichbleibenden  Preisen,  was  ja  bei  einer  mit 
der  Verbesserung  Hand  in  Hand  gehenden  Intensitätssteigerung 
möglich  wäre,  oder  daß  er  wesentlich  billiger  wird.  Indessen 
wie  für  den  Absatz  im  Inland  ist  die  Möglichkeit  auch  hier  sehr 
gering.    Nur  bei  einem  dauernden  Rückgang  des  überseeischen 

»  Diesen  Vorschlag  macht  eine  anonym  erschienene  Schrift:  Ein  Beitrag  zur 
baclischen  Agrarpolitik,  Heidelberg  1896. 
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Angebots,  der  aber  vorläufig  kaum  eintreten  dürfte,  wäre  die 
Möglichkeit  gegeben,  daß  der  deutsche  Tabak  wieder  eine  Rolle 
auf  dem  Weltmarkt  spielen  könnte. 

4.  Besserung  der  eigenen  Geschäftsbedingungen. 

Bei  der  schwierigen  Lage,  in  der  sich  der  pfälzer  Tabak- 
hundel  heute  befindet,  muß  es  das  Bestreben  sein,  wenigstens  die 
verbesserungsfähigen  Faktoren  auch  zu  verbessern.  Hierzu  gehört 
vor  allem  das  Verhältnis  zum  Pflanzer,  eine  Besserung  in  der 
Einkaufsweise. 

Pflanzer  wie  Händler  müssen  das  ihre  dazu  tun.  Jene  müssen, 
was  seither  noch  vielfach  üblich  ist,  es  unterlassen  durch  unreelle 
Handlungen,  wie  Bespritzen  und  feuchtes  Abhängen  des  Tabaks 
sich  einen  Vorteil  zu  verschaffen  und  die  Händler  zu  schädigen. 
Diese  ihrerseits  dürfen  bei  Übernahme  des  Tabaks  keine,  was 
ebenfalls  bis  jetzt  noch  häufig  vorkommt,  unberechtigten  Abzüge 
am  Preis  machen.  Wenn  sie  durch  unüberlegten  Einkauf  einen 
zu  hohen  Preis  bewilligt  haben,  so  müssen  sie  die  Folgen  eben  tragen. 

Ein  Feilschen  um  den  Preis  zwischen  Händler  und  Pflanzer 
wird  sich  nie  vermeiden  lassen.  Das  ist  indessen  auch  kein  Nachteil. 
Dem  einen  steht  das  Recht  zu,  nach  möglichst  hohen  Preisen  zu 
streben,  der  andere  wird  möglichst  billig  einzukaufen  suchen. 

In  letzter  Zeit  hat  sich  schon  manches  im  Verkehr  zwischen 
Pflanzer  und  Händler  gebessert,  vor  allem  da,  wo  Tabakbau  vereine 
bestehen.  Es  müßte  wie  in  den  Orten,  wo  das  der  Fall  ist,  auch 
an  anderen  möglichst  eine  Klassifizierung  der  im  Ort  gebauten 
Tabake  durchgeführt  werden.  Denn  wenn  auch  nicht  von 
der  Festsetzung  einer  einheitlichen  Ortstaxe  für  alle  Tabake 
die  Rede  sein  kann,  so  hängen  doch  die  in  einem  Ort 
gezahlten  Preise  eng  voneinander  ab  und  sind  nur  wenig  von- 
einander verschieden.  Im  großen  und  ganzen  erhält  der  Bauer 
für  seinen  besseren  Tabak  kaum  einen  höheren  Preis  als  ein 
anderer  für  seinen  schlechten.  Dadurch  fehlt  für  den  Pflanzer 
jeder  Anreiz  zu  einer  sorgfältigen  Behandlung  seines  Tabaks. 

Bei  einer  Klassifizierung  in  zwei  oder  drei  Klassen  dagegen 
hätte  jeder  das  Streben,  mit  seinem  Tabak  in  die  erste  Klasse  zu 
kommen,  weil  ja  jetzt  die  Preise  nach  Klassen  abgestuft  sind, 
und  der  bessere  Tabak  daher  einen   höheren  Preis  erhält.  Der 


Digitized  by  Google 


120 


IV.  Kapitel. 


Händler  auf  der  anderen  Seite  braucht  nicht  wahllos  die  Tabake 
zu  kaufen;  der  Grundsatz,  der  gute  Tabak  muß  den  schlechten 
bezahlen,  fällt  weg,  denn  der  Händler  erhält  durch  die  Klassifi- 
zierung die  Garantie,  eine  dem  Preis  entsprechende  gute  Qualität 
Tabak  zu  kaufen. 

Die  Schwierigkeiten  der  Klassifizierung  sind  allerdings  recht 
groß.  Sie  ließe  sich  vielleicht  auf  die  Weise  durchführen,  daß 
in  jeder  Gemeinde  eine  Kommission  gebildet  wird,  der  ein  oder 
mehrere  Delegierte  der  Tabakbauern  dieses  Dorfs,  ebenso  der 
dort  kaufenden  Händler  bezw.  Makler,  und  als  Unparteiischer 
etwa  der  Bürgermeister  angehören  könnten. 

Wo  Tabakbau  vereine  bestehen,  übernehmen  diese  wie  auch 
heute  schon  die  Aufgabe  der  Klassifizierung.  Da  sie  diese  Auf- 
gabe am  besten  erfüllen,  und  die  Vorteile,  die  sie  auch  im  übrigen 
für  die  Landwirte  und  den  Tabakbau  mit  sich  bringen,  recht 
bedeutende  sind,  so  ist  ihnen  eine  möglichst  weite  Verbreitung 
zu  wünschen. 

Die  Klassifizierung  bringt  zugleich  auch  eine  weitere  Besse- 
rung noch  im  Einkauf.  Da  sie  nämlich  erst  vorgenommen  werden 
kann,  wenn  der  Tabak  völlig  dachreif  und  abgehängt  und  seine 
Qualität  zu  beurteilen  ist,  so  kann  der  Einkauf  nicht  mehr  vor- 
genommen werden,  wie  heute,  wo  der  Tabak  in  seiner  Beschaffen- 
heit noch  nicht  zu  beurteilen  ist,  der  Einkaufstermin  muß  vielmehr 
hinausgeschoben  werden.  Und  damit  fallen  all  die  Streitigkeiten 
und  Zänkereien  hinweg,  die  heute  infolge  des  hastigen  Einkaufs 
zwischen  Händler  und  Pflanzer  entstehen,  indem  der  Händler  bei 
der  Übernahme  des  Tabaks  erklärt,  dieser  entspreche  nicht  seinen 
Erwartungen,  und  einen  entsprechenden  Abzug  am  Preis  machen 
will,  gegen  den  der  Pflanzer  sich  natürlich  wehrt. 

Aber  da  noch  nicht  überall  Vereinigungen  der  Pflanzer 
bestehen,  so  muß  zur  Erreichung  des  Zieles  vorläufig  auch  noch 
ein  anderer  Weg  eingeschlagen  werden.  Eine  Besserung  kann 
nur  erreicht  werden,  wenn  die  Händler,  auf  die  es  ja  in  erster 
Reihe  ankommt,  sich  zu  gemeinsamem  Vorgehen  zusammen- 
schließen. Bereits  zweimal,  1896  und  1906.  wurde  dieser  Versuch 
mit  einer  Einkaufsvereinigung  gemacht.  Ihr  gehörten  Händler 
und  Fabrikanten  der  Pfalz  und  des  Oberlandes  an;  ihr  Ziel  war, 
den  Einkauf  für  sämtliche  Mitglieder  auszuschließen  bis  zu  dem 
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Zeitpunkt,  wo  der  Tabak  abgehängt  und  beurteilungsfähig  ist. 
Als  man  das  erste  Mal  den  Verein  gründete,  da  waren  die 
Witterungsverhältnisse  der  Trocknung  des  Tabaks  sehr  ungünstig, 
die  Händler  ergriffen  deshalb,  um  mit  dem  Einkauf  warten  zu 
können,  die  günstige  Gelegenheit,  ihre  Konkurrenten  durch  die 
Konvention  am  Einkauf  zu  hindern.  Aber  nicht  alle  Händler 
waren  damals  beigetreten  und  die  Außenstehenden  nützten  sofort 
die  (Telegenheit  aus,  um  auf  Kosten  der  anderen  billig  Tabak 
einzukaufen.  So  groß  war  aber  auch  bei  den  Konventionsmit- 
gliedern das  Solidaritätsgefühl  nicht,  daß  sie  im  Interesse  des 
ganzen  Standes  die  Bedingungen  der  Konvention  eingehalten 
hätten,  vielmehr  stand  jedem  sein  Eigeninteresse  höher,  teils 
schritten  sie  gegen  die  Bestimmungen  des  Vereins  im  geheimen 
selbst  zum  Einkauf  und  die  übrigen  waren  so  gezwungen,  den 
Verein  wieder  aufzulösen  und  den  Einkauf  frei  zu  geben.  Die 
Auflösung  erfolgte  am  30.  Oktober,  während  die  Gründung  kaum 
6  Wochen  vorher  erst,  am  20.  September,  erfolgt  war. 

Im  Jahre  1906  wurde  der  Versuch  wiederholt,  indessen  mit 
dem  gleichen  unbefriedigenden  Ausgang. 

Die  Mißerfolge  sind  viel  weniger  den  Outsidern,  als  den 
Mitgliedern  der  Konvention  selbst  zuzuschreiben,  die  durch  zu 
starkes  Festhalten  an  ihren  Eigeninteressen  einen  Erfolg  verhin- 
derten. Jeder  suchte  trotz  der  Konvention  seinen  Vorteil  zu 
erreichen;  so  kam  es,  daß  einer  dem  andern  mißtraute,  einer  den 
anderen  kontrollierte.  Unter  solchen  Verhältnissen  war  ein  Erfolg 
nicht  zu  erreichen. 

Wenn  auch  ein  großer  Teil  der  Händler  hierdurch  entmutigt 
ist,  so  ist  doch  zu  einem  neuen  Versuch  nur  zu  raten.  Vor  allem 
muß  das  Solidaritätsgefühl  gestärkt  werden,  und  es  hat  ja  auch 
von  einer  Besserung  im  Einkauf  jeder  einzelne  Händler  einen 
dauernden  Vorteil.  Auch  die  kleinen  Händler,  die  bis  jetzt  den 
Vereinigungen  fern  blieben,  haben  also  nur  ein  Interesse  daran, 
den  Erfolg  der  Koalition  mit  zu  ermöglichen,  wenigstens  nicht 
durch  ihr  Verhalten  in  Frage  zu  stellen,  indem  sie  auf  Kosten 
der  durch  jene  gebundenen  Händler  beim  Einkauf  einmal  einen 
Vorteil  erringen.  Aber  selbst  wenn  einige  kleine  Händler  sich 
dem  gemeinsamen  Vorgehen  nicht  anschließen,  solange  wenigstens 
die  großen  kapitalkräftigen  sich  beteiligen,  hat  die  Vereinigung 
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nicht  wenig  Aussicht  auf  Erfolg.  Nur  dürfen  sich  die  Mitglieder 
durch  die  außenstehenden  kleinen  Händler  nicht  gleich  in  Furcht 
setzen  lassen,  denn  über  ihre  Kapitalkraft  und  Absatzmöglichkeit 
hinaus  können  diese  ihre  Einkäufe  doch  nicht  ausdehnen.  Man 
nehme  diesen  kleinen  Schaden  ruhig  ein-  oder  zweimal  in  Kauf: 
für  die  nächsten  Jahre  werden  sich  Mittel  zur  Abhilfe  schon 
finden. 

In  den  Dörfern,  wo  Bauernvereinigungen  bestehen,  können 
die  außenstehenden  Händler  ohnedies  nicht  so  frühzeitig  zu  Ein- 
käufen schreiten,  da  jene  das  gleiche  Ziel  wie  die  Händlervereini- 
gung erstreben.  In  den  andern  Dörfern  wird  die  Vereinigung 
sich  mit  den  einzelnen  Bauern  sowie  den  Bürgermeistern,  die  ja 
jeweils  einen  verhältnismäßig  großen  Einfluß  auf  die  Bauern 
haben,  in  Verbindung  setzen  und  sie  über  ihr  Bestreben  aufklären. 
Die  Bauern  sind  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  der  Vereini- 
gung die  meisten  und  gerade  größten  Händler  angehören,  daß 
die  Bestrebungen  des  Vereins  auch  im  Interesse  ihrer  selbst  liegen, 
und  daß  die  Mitglieder  der  Händler  Vereinigung  nur  dann  in  dem 
Dorfe  Tabak  kaufen,  wenn  hier  nicht  gleichzeitig  an  Xiehtmit- 
glieder  der  Konvention  zu  früh  verkauft  wird.  Diese  Bestimmung 
ist  natürlich  auch  als  bindend  für  die  Mitglieder  in  die  Vereins- 
satzungen aufzunehmen. 

Auf  diese  Bedingungen  wird  der  größte  Teil  der  Tabak 
bauenden  (kimeinden  zweifellos  eingehen,  da  die  Menge  der  Kon- 
vontionshändler  für  sie  einen  sicheren  und  besseren  Abnehmer 
darstellt  als  die  wenigen  kleinen  außenstehenden. 

Schwierigkeiten  dürften  sich  nur  dadurch  ergeben,  daß  neben 
den  Händlern  auch  viele  Fabrikanten  sich  am  Einkauf  beteiligen. 
Die  regelmäßigen  Käufer  unter  ihnen  würden,  wie  auch  seither, 
zweifellos  der  Vereinigung  beitreten.  Von  den  nur  ausnahmsweise 
kaufenden  Fabrikanten  kann  man  aber  kaum  den  Beitritt  ver- 
langen, aber  es  dürfte  schwer  sein,  sie  von  einem  frühzeitigen 
Einkauf  zurückzuhalten,  da  sie  wesentlich  höhere  Preise  den 
Pflanzern  zahlen  können  als  die  Händer,  und  jene  unter  Um- 
ständen trotz  Konvention  verkaufen,  ehe  von  dieser  der  Einkauf 
freigegeben  wird.  Aber  erstens  dürfte  die  Zahl  dieser  Fabrikanten 
eine  sehr  kleine  sein,  und  zweitens  dürfte  die  Mehrzahl  der  Pflanzer 
es  vorziehen,  bis  zum  freigegebenen  Einkaufstermin  zu  warten. 


Digitized  by  Google 


Aussichten  und  Hilfsmittel. 


da  sich  hierbei  immer  noch  für  sie  die  Möglichkeit  ergibt,  durch 
das  Zusammenkommen  der  ganzen  Konkurrenz  der  Einkäufer 
höhere  Preise  zu  erzielen. 

Die  Händler  und  Fabrikanten  können  also  nur  ermutigt 
werden,  wenn  auch  zwei  Versuche  mißlungen  sind,  einen  neuen 
zu  wagen.  Man  treffe  aber  früher  seine  Vorbereitungen  und  ent- 
falte nicht  nur  in  den  eigenen  Kreisen  eine  rege  Agitation,  son- 
dern setze  sich,  was  unbedingt  nötig  ist,  mit  den  bäuerlichen 
Kreisen  in  Verbindung  und  suche  möglichst  mit  ihnen  und  nicht 
gegen  sie  das  erstrebte  Ziel  zu  erreichen.  Eine  straffe  Organi- 
sation, Bindung  der  Mitglieder  durch  Androhung  von  Konven- 
tionalstrafen, Angaben  über  die  Art  und  Weise  der  Festsetzung 
des  Einkaufstermins  bilden  den  Kern  des  Vereins;  die  Einzel- 
heiten der  Bestimmungen  ergeben  sich  von  selbst  aus  dem  Zweck 
desselben. 

Wenn  die  Tabakhändler  und  Fabrikanten  hier,  wo  es  sich 
doch  zweifellos  um  eine  für  sie  recht  wichtige  Angelegenheit 
handelt,  nur  einigermaßen  das  Solidaritätsgefühl  und  die  Einheit- 
lichkeit an  den  Tag  legen  wollten,  wie  sie  es  in  ihren  Kämpfen 
gegen  die  Steuerpläne  der  Reichsregierung  von  jeher  getan  haben, 
so  kann  der  Erfolg  nicht  ausbleiben.  Wird  er  erreicht,  so  tragen 
die  Händler  damit  ein  wesentlich  Teil  zur  Gesundung  des  pfälzer 
Tabakhandels  bei. 

5.  Geschäftserweiterung  durch  deutsche  und  überseeische  Tabake. 

Einen  Ausweg  aus  der  Not  hat  ein  Teil  der  Pfälzer,  be- 
sonders Mannheimer  Tabakhändler  darin  gefunden,  daß  sie  den 
Handel  mit  anderen  Tabaken  mit  übernahmen.  Zunächst  war  das 
der  Fall  mit  dem  elsässer  Tabak,  der  zur  pfälzer  und  badischen 
Ernte  einen  bedeutenden  Zuwachs  brachte.  Diese  drei  Gebiete, 
die  der  Mannheimer  Handel  beherrscht,  bringen  */,  der  gesamten 
deutschen  Tabak  ernte  hervor. 

Daß  sich  im  Elsaß  kein  selbständiger  Tabakhandel,  wenigstens 
keiner  größeren  Umfangs  entwickelt  hat,  erklärt  sich  aus  den 
neuen  Verhältnissen,  in  die  der  Tabakbau  dort  mit  dem  L* bergan g 
Elsaß- Lothringens  an  Deutschland  kam.  Bis  1870  hatte  die 
französische  Regie  die  Anbaufläche  vorgeschrieben  und  dafür 
die  Garantie  übernommen,  den  Pflanzern  allen  von  ihnen  gebauten 
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Tabak  abzukaufen,  soweit  er  nach  bestimmt  vorgeschriebener 
Art  und  Weise  behandelt  war.  Der  Pflanzer  hatte  damit  immer 
die  feste  Aussicht,  seinen  Tabak  zu  verkaufen. 

Mit  dem  Übergang-  an  Deutschland  hörte  die  staatliche 
Regelung,  aber  auch  die  seither  bestandene  Sicherheit  des 
Verkaufs  auf.  Die  in  Straßburg  bestehende  Regiefabrik,  die  vom 
deutschen  Reich  übernommen  wurde,  blieb  zwar  im  Betrieb  und 
ist  bis  heute  der  Hauptabnehmer  für  die  elsässer  Tabake.  Aber 
sie  hat  keine  Verpflichtung  mehr,  den  Pflanzern  ihren  Tabak 
abzunehmen.  Da  die  jetzt  »Kaiserliche  Tabakmanufaktur  in 
Straßburg«  unter  sehr  günstigen  Bedingungen  arbeitete,  —  machte 
sich  doch  ihre  Konkurrenz  auch  über  die  Grenzen  Elsaß-Loth- 
ringens hinaus  bemerkbar  — .  so  konnte  zunächst  neben  ihr  im 
Elsaß  eine  Tabakfabrikation  großen  Umfangs  sich  nur  schwer 
entwickeln,  zumal  die  elsässer  Bevölkerung  an  die  Fabrikate  der 
Manufaktur  gewöhnt  war.  Dabei  suchte  die  Manufaktur  Anfang 
der  80 er  Jahre  ihren  Betrieb  möglichst  zu  erweitern,  sie  gründete 
Fabrikfilialen  auch  außerhalb  des  Elsasses,  so  in  Baden,  ein  Vor- 
gehen, das  man  wohl  mit  Recht  mit  den  damaligen  Tabakmonopol- 
plänen Bismarcks  in  Verbindung  brachte,  indem  hierdurch  einer- 
seits die  freie  Konkurrenz  eingeschränkt,  anderseits  die  Grund- 
lage für  ein  etwa  zu  schaffendes  Reichsmonopol  gelegt  werden 
sollte.  Es  erhob  sich  allerdings  hiergegen  sofort  eine  sehr  starke 
Agitation,  die  bis  zu  Eingaben  an  den  Reichstag  ging,  so  daß 
die  Filialfabriken  bald  wieder  aufgehoben  werden  mußten. 

Bei  der  Bedeutung  der  Manufaktur  bestanden  denn  1878 
nur  3  größere  und  6  kleinere  Tabak fabriken. 

Der  Hauptabnehmer  für  die  elsässer  Tabake  war  also  die 
Manufaktur,  diese  aber  hatte  ihre  alten  festen  Verbindungen  zu 
den  Pflanzern,  so  daß  sie,  wie  auch  heute  noch,  auf  die  Vermittlung 
des  Handels  nicht  angewiesen  war.  Für  die  übrigen  wenigen 
Fabriken  konnte  sich  ein  eigener  Handel  größeren  Umfangs 
nicht  entwickeln. 

Allerdings  sind  ja  nicht  nur  die  elsässer  Fabriken  Abnehmer 
für  diese  Tabake,  sie  haben  vielmehr  ihren  Markt  in  ganz  Deutsch- 
land, und  früher  auch  im  großen  Umfang  im  Ausland.  Hier  hat 
jedoch  ein  alt  eingeführter  Händler,  wie  es  der  Mannheimer  ist, 
einen  großen  Vorsprung  vor  demjenigen,  der  erst  ein  Geschäft 
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gründen  müßte;  denn  er  hat  bereits  einen  festen,  sicheren  Ab- 
nehmerkreis für  seine  Tabake.  Dazu  kommt,  daß  gerade  die 
ersten  Jahre,  in  denen  es  galt,  ein  für  allemal  die  Hand  auf  den 
elsasser  Tabakhandel  zu  legen,  Jahre  eines  großen  Aufschwungs 
für  die  Tabakfabrikation  waren,  daß  Frankreich  in  großer  Menge 
elsasser  Tabake  brauchte,  und  daß  deshalb  die  Mannheimer 
Händler  ohne  große  Gefahr  ihre  Kapitalien  hierin  investieren 
konnten.  So  hören  wir  bereits  im  Jahre  1870,  daß  ein  Konsortium 
Mannheimer  Tabakhändler  in  großer  Menge  Tabak  im  Elsaß 
aufkaufte1.  Dadurch  konnte  sich  aber  ein  selbständiger  Handel 
im  Elsaß  kaum  entwickeln.  Die  Enquetekommission  Straßburg 
mußte  im  Jahre  1878  schreiben,  der  Tabakhandel  hier  könne 
^nicht  als  ein  in  erheblichem  Umfang  betriebenes  Gewerbe  be- 
zeichnet werden«2.  Nur  6  Personen  betrieben  ihn,  davon  3  in 
Straßburg. 

Der  Tabakbau  im  Elsaß  erhielt  sich  zunächst  im  gleichen 
Umfang  wie  unter  der  französischen  Regieverwaltung 3;  von  1880 
an  aber  fiel  sein  Umfang  ständig,  um  heute  nur  noch  1300  ha 
=  2/5  seiner  früheren  Größe  zu  betragen.  Während  die  Ernte- 
menge im  übrigen  Deutschland  seit  1870  um  1,3%  abnahm, 
fand  im  Elsaß  ein  Rückgang  von  45,3  %  statt.  Der  Grund 
für  diese  starke  Abnahme  liegt  hauptsächlich  in  dem  Aufhören 
der  Käufer  der  französischen  Regie,  denn  für  die  dadurch  frei 
gewordenen  Tabake,  die  sich  hauptsächlich  nur  zur  Rauchtabak- 
fabrikation eignen,  bot  Deutschland  kein  Absatzfeld,  da  hier  der 
Bedarf  an  Schneidguttabaken  ja  ohnedies  abnahm.  Seit  den  90  er 
jähren  werden  im  Elsaß  durch  die  Anregung  des  damaligen 
Direktors  der  Kaiserlichen  Tabakmanufaktur  in  Straßburg, 
Hammerschlag,  Versuche  über  die  Hebung  des  Tabakbaues  vor 
allem  durch  Erzielung  eines  qualitativ  besseren  Blattes  gemacht. 
Die  Erfolge  sind  bis  jetzt  recht  günstige  und  anerkannte,  aber 
ein  Aufschwung  des  elsässer  Tabakbaues  im  großen  ist  nur  dann 
zu  erwarten,  wenn  dieser  sich  der  Nachfrage  anpaßt,  d.  h.  wesent- 
lich Zigarrentabake  erzeugt. 

So  sehr  also  anfangs  die  Gewinnung  des  elsässer  Tabaks 
einen  großen  Aufschwung  für  den  Mannheimer  Handel  in  Aus- 

1  Vgl.  Bericht  der  bad.  I-andeskommissäre  an  das  bad.  Ministerium  1870. 
*  EnquCtc  l8;8,  Anl.  Bd.  II. 

3  Vgl.  Creizenach,  ^Dic  französische  Tabaksregic,  Mainz  1868. 
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sieht  stellte,  der  starke  Rückgang,  den  der  Tabakbau  dort  nahm, 
hat  die  Hoffnungen  so  ziemlich  zunichte  gemacht.  Dabei  kommt 
ein  großer  Teil  der  Ernte  überhaupt  nicht  in  die  Hände  des 
Handels,  denn  mehr  als  '/.,  im  Jahre  1906  z.  B.  13038  dz1,  kauft 
die  Manufaktur  direkt  beim  Pflanzer,  und  ein  weiterer  nicht  un- 
beträchtlicher Teil  der  Ernte  geht  auf  dem  gleichen  Weg  in  die 
Hände  anderer  Fabrikanten  über. 

Den  allgemeinen  Rückgang  des  Tabakhandels  konnte  also 
auch  die  Gewinnung  des  elsässer  Tabaks  nicht  aufhalten.  Das 
gleiche  gilt  vom  Uckermärker  Tabak,  trotzdem  der  jährliche 
Ernteertrag  sich  außerordentlich  gesteigert  hat,  und  die  Mann- 
heimer Händler  sich  infolge  der  regen  Nachfrage,  die  nach  dem 
Uckermärker  Zigarrentabake  besteht,  in  nicht  unbeträchtlichem 
Umfang  an  Handel  mit  ihnen  beteiligen. 

Einen  größeren  Erfolg  brachte  die  Übernahme  des  Handels 
mit  überseeischen  Tabaken.  Eine  Anzahl  von  Firmen  betreiben 
heute  neben  dem  Pfälzer  zugleich  auch  den  überseeischen  Handel. 
Das  ist  zwar  mit  nicht  unbedeutenden  Schwierigkeiten  verbunden, 
denn  der  inländische  und  überseeische  Handel  haben  sich  als 
zwei  völlig  getrennte  besondere  Handelszweige  entwickelt.  Der 
Fabrikant  ist  gewöhnt,  vom  Bremer  oder  Amsterdamer  Händler 
seine  überseeischen  Tabake  zu  beziehen  und  wird  daher  nur 
schwer  von  diesem  zu  seinem  pfälzer  Lieferanten  übergehen,  da 
er  bei  diesem  nicht  die  Auswahl  findet  wie  bei  jenem.  Dadei 
ist  der  pfälzer  Händler  anfangs  meistens  gezwungen,  seinen 
Bedarf  beim  Großhändler  zu  decken,  da  zum  eigenen  Einkauf 
beim  Importeur,  d.  h.  in  der  Einschreibung  oder  Auktion  sein 
Bedarf  noch  nicht  groß  genug  ist.  Unter  diesen  Verhältnissen 
wird  es  ihm  sehr  schwer  fallen,  sich  einen  Abnehmerkreis  zu 
gewinnen,  zumal  der  Großhändler,  von  dem  er  selbst  kauft,  ihm 
bei  seinem  eigenen  Abnehmer  leicht  Konkurrenz  machen  kann. 
Erst  wenn  sein  Absatz  und  damit  sein  Bedarf  groß  genug  ist. 
um  unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  die  Großhändler  jetzt 
selbst  seinen  Tabak  in  der  Einschreibung  zu  kaufen,  wird  seine 
Lage  eine  bessere. 

Hierzu  aber  sind  noch  zwei  Vorbedingungen  nötig:  der 
Händler   muß  sich  die  notigen  Waren-  und  Marktkenntnisse  er- 

'  Vierteijahrsheflc  z.  Stat.  d.  Deutschen  Reichs,  iqofj  IV. 
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werben,  und,  das  Wichtigste,  er  muß  das  nötige  Kapital  zur 
Verfügung  haben.  Nun  denkt  der  pfälzer  Händler  aber  erst 
dann  daran,  auch  mit  überseeischen  Tabak  zu  handeln,  wenn  sein 
Geschäftsumfang  abnimmt,  oder  die  Rentabilität  des  Geschäftes 
nachläßt.  Im  ersten  Falle  wird  an  sich  ein  Teil  des  seither  ver- 
wandten Kapitals  frei,  im  zweiten  wird  es  der  Händler  vorziehen, 
eitien  Teil  statt  im  pfälzer  in  überseeischen   Tabak  anzulegen. 

.  Hat  der  Händler  aber  einmal  sich  mit  den  überseeischen 
Tabaken  eingeführt  und  einen  entsprechenden  Umsatz  gewonnen 
und  kann  er  sich  damit  von  der  Vermittlung  des  Großhändlers 
frei  machen,  so  tritt  er  damit  auf  eine  Stufe  mit  den  Bremer  usw. 
Großhändler.  Und  damit  eröffnet  sich  für  sein  Unternehmen 
eine  neue  Aussicht,  er  kann  sich  über  seinen  alten  Kundenkreis 
emporheben  und  sich,  ich  möchte  sagen,  zum  internationalen  Groß- 
händler entwickeln.  Das  wird  ihm  gerade  dadurch  erleichtert, 
daß  der  überseeische  Tabak  sehr  verschiedene  Qualitäten  hat, 
so  daß.  wenn  der  betreffende  Händler  eine  besonders  gute  und 
bekannte  Partie  Tabak  erwirbt,  die  Fabrikanten  sofort  zwecks 
Kaufs  mit  ihm  in  Verbindung  treten,  und  er  so  die  erwünschte 
Gelegenheit  hat,  seinen  Kundenkreis  ständig  zu  erweitern. 

Aber  nicht  nur  als  Erweiterung  des  Geschäftsumfangs. 
sondern  auch  als  gewinnbringendere  Tätigkeit  ist  der  überseeische 
Tabakhandel  dem  pfälzer  Händler  willkommen;  denn  während 
er  im  pfälzer  Tabakgeschäft  sein  Kapital  höchstens  einmal  im 
Jahre  umsetzen  kann,  weil  die  Ernte  nur  einmal  zum  Verkauf 
kommt,  so  kann  er  im  überseeischen  Handel,  wo  er  durch  die 
das  ganze  Jahr  hindurch  stattfindenden  Einschreibungen  zu  jeder 
Zeit  Tabak  kaufen  kann,  sein  Kapital  zwei-  oder  mehrmal 
im  Jahr  umsetzen.  Aber  dieser  bietet  noch  weitere  Vorteile  von 
jenen.  Durch  den  in  einem  Zeitpunkt  stattfindenden  Einkauf  des 
pfälzer  Tabaks  gestaltet  sich  dieser  sehr  spekulativ;  ein  einziger 
Fehlgriff,  eine  unrichtige  Beurteilung  der  kommenden  Konjunktur 
kann  dem  Händler  große  Verluste  bringen,  die  er  in  diesem  Jahr 
durch  andere  Geschäfte  nicht  ausgleichen  kann;  ja  eine  Unver- 
käuflichkeit des  Tabaks  kann  ihm  auch  noch  auf  längere  Zeit 
die  Mittel  entziehen,  um  durch  Käufe  bei  der  neuen  Ernte  die 
alten  Verluste  wieder  auszugleichen. 

Im  überseeischen  Handel  dagegen  läßt  sich  der  Einkauf 
auf  längere  Zeit  verteilen,  der  Händler  legt  jeweils  nur  ein  kleines 
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Kapital  an,  das  Risiko  wird  dabei  geringer,  und  durch  den  be- 
schleunigten Kapitalumlauf  ist  ein  entsprechend  höherer  Gewinn 
möglich. 

Aber  trotz  all  dieser  Vorteile,  die  Schwierigkeiten  neben 
dem  Pfälzer  zugleich  einen  überseeischen  Handel  zu  treiben,  sind 
und  bleiben  groß.  Wer  sich  stets  nur  mit  inländischem  Tabak 
beschäftigt  und  darin  seine  Mittel  festgelegt  hat,  kann  nicht  ohne 
weiteres  auch  mit  überseeischen  Tabaken  arbeiten.  Im  großen 
Umfang  ist  es  denn  auch  nur  einer  Firma  gelungen,  durch  große 
Kapitalkraft  und  Tüchtigkeit  der  Unternehmer  gleichzeitig  beide 
Handelszweige  zu  betreiben.  Die  übrigen  Firmen  sind  im  großen 
und  ganzen  über  einen  bescheidenen  Rahmen  nicht  hinausge- 
kommen.   Solche  Firmen  bestanden  in  Mannheim: 


1865  . 

.   .  I 

1895    .  . 

.  6 

187.5  • 

,5 

1 90,5    .  . 

•  4 

1885  . 

6 

1 907    .  . 

2 

Aber  wenn  es  auch  schwierig  ist,  beide  Zweige  gleichzeitig 
zu  betreiben,  so  wurde  dieser  Zustand  doch  mehrfach  als  Über- 
gangsstadium benützt,  um  vom  pfälzer  ganz  zum  überseeischen 
Handel  überzugehen,  und  insofern  kommt  dieser  Geschäftsform 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung  zu.  l>ie  Zahl  der  gleich- 
zeitig inländischen  und  ausländischen  Tabakhandel  betreibenden 
Firmen  erreichte  ihren  Höhepunkt  in  dem  für  diesen  Handelszweig 
kritischen  Jahrzehnt  1885 — 1895,  nahm  dann  aber  langsam  ab, 
weil  eine  Anzahl  Firmen  den  pfälzer  Handel  ganz  aufgaben. 

In  großem  Maße  wird  indessen  dieser  Weg  voraussichtlich 
nicht  mehr  eingeschlagen  werden  können,  denn  wir  werden  in 
folgendem  sehen,  daß  heute  schon  die  Aussichten  des  im  Binnen- 
lande ansässigen  überseeischen  Tabakhandels  nicht  mehr  die 
günstigsten  sind. 
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Xeben  den  Firmen,  die  zugleich  mit  pfälzer  Tabak  auch 
den  Handel  mit  überseeischem  Tabak  betreiben,  oder  von  jenem 
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zu  diesem  übergingen,  hat  sich  auch  ein  überseeischer  Tabak- 
handel in  Mannheim  selbständig  entwickelt.  Es  bestanden  hier 
überseeische  Tabakhandlungen 

1875    ...  2 

1885  •  •  •  3 
1895    ...  4 

1905    ...  9 

1907    .  .10 

Die  Grundlage,  auf  der  sich  dieser  Handel  hier  entwickeln 
konnte,  war  die  in  der  Pfalz  so  ausgedehnte  Zigarrenfabrikation. 
In  den  meisten  Fällen  betrieben  diese  Firmen  zuerst  nur  einen 
Zwischenhandel.  Sie  kauften  vom  Amsterdamer  oder  Bremer 
Großhändler  und  verkauften  an  die  kleineren  Fabrikanten,  wobei 
ihr  Haupt vorzug  darin  bestand,  daß  sie  diesem  einen  größeren 
Kredit  gewähren  konnten  als  der  Großhändler'. 

Ein  Großhandel  konnte  sich  aber  lange  hier  nicht  ent- 
wickeln. Denn  bis  in  die  60er  und  Anfang  der  70er  Jahre 
kamen  die  überseeischen  Tabake  hauptsächlich  aus  Amerika  und 
fanden  wie  auch  heute  noch  in  Bremen  und  Hamburg  ihren 
Markt.  Die  dortigen  Händler  hatten  aber  den  Tabakhandel 
vollständig  in  ihren  Händen.  Neben  ihnen  konnte  ein  nicht  am 
Platze  ansässiger  Händler  nicht  aufkommen.  Denn  Bremen  und 
Hamburg  als  Tabakhandelsplätze,  sowie  auch  der  Bremer  und 
Hamburger  Händler  waren  allgemein  bekannt,  bei  ihnen  fand 
der  Fabrikant  alles  was  er  wollte.  Ferner  verkaufte  der  Händler 
in  Bremen  nicht  nur  an  Deutsche,  sondern  auch  an  Abnehmer 
anderer  Länder.  Der  Bremer  Händler  hatte  sein  Lager,  wo  er 
jeden  Tag  den  Tabak  kontrollieren  konnte,  es  stand  ihm  jederzeit 
die  Möglichkeit  offen,  mit  anderen  Händlern  Geschäfte  abzu- 
schließen.  Die  großen  Käufer  kamen  deshalb  stets  nach  Bremen. 

In  alle  dem  war  der  nicht  am  Markt  ansässige  Händler 
weit  benachteiligt  vor  dem  Bremer  Händler.  Aber  dieser  sorgte 
auch  schon  auf  andere  Weise  noch,  daß  kein  Fremder  in  seine 
Machtsphäre  eindrang;  in  Bremen  wie  in  Hamburg  besteht 
nämlich  die  Usance,  daß  der  Käufer  einer  bestimmten  Partie, 

*  Über  die  Entstehung  des  auf  gleicher  Grundlage  aufgebauten  Tabakhandels 
in  Sachsen  finden  sich  einige  sehr  interessante  Angaben  in  dem  Bericht  der  Bezirks- 
kommission  Dresden;  Enquete,  Anl.  Bd.  II,  S.  9  ff. 

Hey  mann,  Entwicklung  clw  Pfälzer  TabaktiandeU.  ij 
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etwa  Brasiltabak,  jedes  Jahr  das  Vorkaufsrecht  auf  diese  hat,  so 
daß  nicht  nur  ein  Fremder  kaum  in  den  Markt  eindringen  kann, 
sondern  es  auch  vorkommt,  daß  der  gleiche  Bremer  Händler 
jahrelang  die  gleiche  Partie  Tabak  erhält,  ohne  daß  irgend  ein 
anderer,  auch  Bremer  oder  Hamburger  Händler  die  Möglichkeit 
hätte,  sie  für  sich  zu  erwerben. 

Die  Bremer  und  Hamburger  Händler  sind  so  seit  langer 
Zeit  eingeführt,  sie  haben  sich  eine  vollkommene  Verkaufs- 
organisation geschaffen,  die  es  an  sich  schon  sehr  erschwert,  daß 
im  Binnenlande  und  selbst  im  Mittelpunkt  einer  ausgedehnten 
Industrie  sich  ein  selbständiger  Handel  entwickelt  Seit  langem 
werden  die  Fabrikanten  von  den  Reisenden  der  Bremer  Händler 
mitunter  von  diesen  selbst  aufgesucht,  ein  ständiger  Agent  sorgt 
für  fortdauernde  Geschäftsverbindung.  Gerade  dieses  Agentur- 
wesen ist  so  außerordentlich  ausgebildet,  daß  es  heute  als  die 
Grundlage  für  den  ganzen  überseeischen  Handel  anzusehen  ist. 

In  Mannheim  allein  befinden  sich  heute  29  Agenten  als 
Vertreter  Bremer,  Hamburger,  Amsterdamer  usw.  Tabakhändler; 
das  sind  dreimal  so  viel  Agenten  als  Händler.  Diese  Agenten 
sind  nicht  als  Vertreter  nur  jeweils  für  eine  Firma,  vielmehr 
gleichzeitig  für  mehrere  tätig.  Hierin  liegt  ein  großer  wirtschaft- 
licher Vorteil:  Der  Agent  erhält  von  sämtlichen  Händlern,  mit 
denen  er  in  Geschäftsverbindung  steht,  Proben  der  gekauften 
Tabake.  In  seiner  Hand  vereinigt  sich  also  ein  Angebot,  wie 
es  in  dieser  Reichhaltigkeit  selbst  von  dem  größten  Händler 
nicht  geboten  werden  kann.  Der  Fabrikant,  der  einen  bestimmten 
Tabak  kaufen  will,  wendet  sich  in  der  Regel  an  einen  Agenten, 
bei  dem  er  viel  eher  Aussichten  hat,  das  Gewünschte  zu  finden 
als  beim  Händler.  Dazu  kommt,  daß  der  Agent  vielfach  Ver- 
trauensmann für  den  Fabrikanten  beim  Tabakeinkauf  ist. 

Aber  nicht  nur  im  Interesse  der  Fabrikanten,  sondern  auch 
des  Händlers,  den  sie  vertreten,  liegt  die  Institution  der  Agenten; 
sie  bieten  ihm  die  Gewähr,  daß  sein  Tabak  ständig  den 
Fabrikanten  angeboten  wird.  Wenn  daneben  auch  heute  noch 
von  diesen  Händlern  Reisende  zum  Verkauf  ausgesandt  werden, 
so  geschieht  das,  weil  diese  die  Tabake  nur  für  diese  eine  Firma 
anbieten,  daß  der  Händler  das  Streben  hat,  dadurch  persönlich 
mit  dem  Kunden  in  Verbindung  zu  treten,  weil  ja  im  andern 
Falle  vielmehr  der  Agent  die  Person  ist,  auf  der  das  Geschäfts- 
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Verhältnis  beruht,  und  nicht  die  Firma  des  Händlers.  Der 
Fabrikant  läßt  sich  in  der  Regel  nicht  Tabake  der  oder  jener 
Firma  vorlegen,  sondern  er  bittet  den  Agenten,  ihm  ein  Angebot 
bestimmter  Tabake  zu  machen,  mögen  sie  von  welchem  Händler 
immer  sein. 

Die  Lage  dieser  Agenten  ist  in  den  letzten  Jahren  eine 
gedrücktere  geworden.  Die  Entwicklung  der  großen  Unter- 
nehmungen in  der  Zigarrenindustrie  hat  es  mit  sich  gebracht, 
daß  wie  im  inländischen  Tabakkauf  die  Vermittlung  des  Händlers, 
so  hier  die  des  Agenten  überflüssig  wird.  Die  Fabrikanten 
warten  nicht  mehr  ab,  bis  ihnen  an  ihrem  Geschäftssitz 
Offerten  gemacht  werden,  vielmehr  hat  sich  auch  hier  eine 
starke  Nachfrage  nach  bestimmten  guten  Tabaken  entwickelt, 
die  jeder  Fabrikant  erwerben  will,  so  daß  sie  wöchentlich  in 
großen  Scharen  nach  Amsterdam  zu  den  Einschreibungen 
fahren.  Sie  kaufen  zwar  dort  zum  größten  Teil  nicht  selbst  in 
den  Einschreibungen  mit,  dazu  sind  die  einzelnen  Partien,  in 
denen  der  Tabak  zum  Verkauf  kommt,  in  der  Regel  zu  groß. 
Aber  sobald  ein  Händler  einen  bestimmten  Tabak  erworben  hat. 
eilen  sie  bereits  auf  sein  Bureau,  um  ihm  Teile  davon  wieder 
abzukaufen.  Sie  wollen  also  am  Markt  selbst  anwesend  sein, 
um  das  ganze  Angebot  kennen  zu  lernen,  und  dann  sofort  die 
Möglichkeit  zu  haben,  das  für  sie  Passende  zu  kaufen,  während 
sie  andernfalls  Gefahr  laufen,  diesen  Tabak  nicht  zu  bekommen, 
weil  sie  nicht  früher  als  andre  Fabrikanten  das  Angebot  erhalten. 

Im  Einkauf  in  Hamburg  und  Bremen  wie  in  Amsterdam 
wird  auch  der  Großhandel  mitunter  jetzt  schon  ausgeschaltet, 
indem  die  Fabrikanten  unmittelbar  durch  Vermittlung  eines 
Maklers  oder  Kommissionärs  mit  den  Importeuren  in  Verbindung 
treten,  bezw.  selbst  in  der  Einschreibung  oder  Auktion  einkaufen. 
Die  Händler  suchen  zwar  ihre  Ausschaltung  zu  verhindern,  in- 
dessen wird  auch  hier  zweifellos  seitens  der  großen  Fabrikanten 
ihre  Vermittlungstätigkeit  immer  mehr  entbehrlich-  Diese  Be- 
wegung zur  Ausschaltung  eines  Teils  des  Handels  wird  sich 
schwerlich  aufhalten  lassen.  Sie  ist  bedingt  und  wird  noch  wachsen 
mit  der  zunehmenden  Entwicklung  großer  Unternehmungen  in 
der  Zigarrenindustrie,  und  der  immer  besser  und  billiger  werden- 
den Verkehrsgelegenheit. 

9* 
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Die  Mannheimer  überseeischen  Tabakhändler  beteiligen  sich, 
soweit  sie  Großhändler  sind,  lediglich  am  Markt  in  Holland.  Daß 
sie  sich  in  Bremen  und  Hamburg  infolge  der  eigenartigen  Or- 
ganisation des  dortigen  Geschäfts  nicht  beteiligen  konnten,  haben 
wir  vorhin  gesehen.  Daß  sie  sich  aber  gerade  in  Holland  in 
verhältnismäßig  großem  Umfang  beteiligen,  hat  noch  einen  anderen 
tiefer  liegenden  Grund. 

Im  Laufe  der  letzten  vierzig  bis  fünfzig  Jahre  haben  sich 
im  Angebot  überseeischer  Tabake  tiefgreifende  Umwälzungen 
vollzogen.  Während  bis  zur  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
der  ganze  Bedarf  Europas  an  überseeischen  Tabaken  von  Nord-  und 
Südamerika  sowie  den  westindischen  Inseln  bestritten  wurde,  und 
nur  kleine  Mengen  asiatischer  Tabake  auf  den  europäischen  Markt 
kamen,  gelang  es  den  Niederländern  um  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts, in  ihren  westindischen  Kolonien  eine  blühende  Tabak- 
kultur ins  Leben  zu  rufen.  Vor  allem  die  aus  Sumatra  kommen- 
den Tabake  sind  ein  sehr  wertvolles  Produkt;  sie  werden  haupt- 
sächlich als  Deckblatt  für  Zigarren  benützt  und  sind  in  der  Zigarren- 
fabrikation heute  unentbehrlich.  Gerade  die  Deckblätter  aber  als 
wertvollstes  Blatt  erzielen  die  höchsten  Preise,  und  bei  der  großen 
Nachfrage,  die  nach  ihnen  besteht,  können  und  werden  tatsächlich 
mit  .Sumatratabak  die  höchsten  Handelsgewinne  erzielt.  Nach 
Bremen  und  Hamburg  dagegen  kommen  heute  kaum  mehr  Deck- 
tabake. Havanna  verschwindet  mehr  und  mehr  vom  Markt,  und 
so  lag  von  dieser  Seite  aus  der  stärkere  Anreiz  für  den  Mann- 
heimer Händler  in  Holland,  wo  große  Gewinne  zu  machen  sind, 
während  das  Bremer  Geschäft  heute  nur  noch  ein  »Pfenniggeschäft* 
ist,  wie  der  Fachmann  sagt,  das  nur  kleine  Gewinne  abwirft. 

Zuerst  begannen  die  Holländer  die  Tabakkultur  auf  der 
Insel  Java.  1844  kamen  17000  Ballen  Javatabak  auf  den  Markt 
in  Holland.  Aber  die  materiellen  Erfolge  der  Gesellschaften, 
die  sich  dem  Tabakbau  widmeten,  waren  zunächst  noch  wenig 
befriedigende.  Von  38  Unternehmungen,  die  in  den  40er 
Jahren  bestanden,  ging  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  die 
Hälfte  wieder  ein1.  1849  kam  nur  eine  Ernte  von  8000  Ballen 
nach  Holland.  Verbesserungen  der  Kultur,  vor  allem  der  Über- 
gang zum  freien  Arbeitssystem  brachten  aber  bessere  Erfolge. 

>  Berichte  über  Handel  und  Industrie  Bd.  V.   Die  Landbaimrhältnisse  auf  Java. 
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Der  Anbau  und  die  Erntemengen  stiegen  immer  mehr,  der  Tabak 
war  qualitativ  gut  und  bald  von  der  Zigarrenindustrie  sehr  gesucht. 

Die  Erntemengen  die  aus  Java  nach  Holland  kamen,  be- 
trüget) durchschnittlich 1 : 

1844— 1850  .  .  .     18225  Hallen 

1851  — 1860  .  .  .  38070 

1 86 1     1870  .  .  .  99266 

1891  —1900  .  .  .222  5,59  » 

1901-  - 1906  .  .  .  376  626  » 

Aber  mehr  als  dieser  Javakultur  verdankt  Holland  seine 
Bedeutung  für  den  überseeischen  Tabakhandel  der  Blüte,  zu  der 
die  Tabakkultur  in  Sumatra  gelangte.  Hier  wird  nämlich  ein 
dünnblattiges  feines  Blatt  erzeugt,  das  sich  als  Deckblatt  für 
Zigarren  wie  kein  anderer  Tabak  eignet,  das  aus  dieser  Ver- 
wendung alle  andere  Tabakarten  verdrängte.  Die  große  Nach- 
frage nach  Sumatratabaken  und  die  damit  steigenden  Preise 
führten  eine  immer  größere  Ausdehnung  des  Tabakbaues  auf 
Sumatra  herbei. 

Ihre  Anfänge  gehen  nur  bis  in  die  60 er  Jahre  zurück. 
1 864  kam  zum  ersten  Male  eine  Zufuhr  von  Sumatratabaken  nach 
Holland  von  50  Ballen.  Den  neuen  Unternehmungen  stand  man 
zunächst  sehr  mißtrauisch  gegenüber.  Die  schlechten  Erfahrungen, 
die  man  anfangs  in  Java  gemacht  hatte,  waren  wohl  noch  nicht 
ganz  vergessen,  man  fürchtete  ähnliche  Verluste,  und  mancher 
Händler  in  Amsterdam  und  Rotterdam,  den  man  zur  Kapital- 
beteiligung aufforderte,  lehnte  zunächst  energisch  ab. 

Aber  trotzdem  machte  die  Kultur  auf  Sumatra  noch  schnellere 
Fortschritte  als  die  seinerzeit  auf  Java.  Jahr  für  Jahr  kam  eine 
größere  Ernte  nach  den  Niederlanden,  zu  immer  befriedigenderen 
Preisen  fanden  die  Tabake  willige  Abnehmer  am  Markt: 

1870  waren  es      2868  Ballen 

1SS0  >  »  64000 
1890      »  236000 

1 900      «■•  s  2  2  3  000 

1906  ■»  248441 


»  Vgl.  Tab.  10  a,  b. 
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Immer  mehr  Kapitalien  wurden  in  der  Tabakkultur  in 
Sumatra  angelegt.  Die  Gesamtkapitalien  aller  Sumatra  Maatschappijn 
betrugen  am  i.  Januar  1907  450000001!.  mit  einem  Börsenwert 
von  142  000000  fl.1  wobei  noch  die  allerdings  im  Abnehmen  be- 
griffenen Privatunternehmungen  nicht  berücksichtigt  sind.  Auch 
deutsches,  besonders  Bremer  Kapital  beteiligte  sich  dabei,  und 
zwar  vor  allem  in  dem  wichtigsten  Distrikt  Deli.  Die  Dividenden, 
welche  von  den  Gesellschaften  verteilt  werden  können,  sind  teil- 
weise außerordentliche,  bis  über  100%;  Tabakaktien  gehören  zu 
den  beliebtesten  Spekulationspapieren  an  der  Amsterdamer  Börse; 
sie  eignen  sich  hierzu  allerdings  auch  ganz  besonders  dank  dem 
Schwanken  ihrer  Kurse,  das  mit  den  schwankenden  Erträgen 
der  Ernten  zusammenhängt.  Die  an  der  Amsterdamer  Börse 
notierten  höchsten  und  niedrigsten  Kurse  einiger  wichtiger 
Sumatratabakgesellschaften  mögen  das  Schwanken  der  Kurse 
und  zugleich  den  im  Kursstand  zum  Ausdruck  kommenden  Wert 
der  Unternehmungen  veranschaulichen2. 


Name  der  Gesellschaft 

1907 

niederster  j  höchster 
Kurs 

1888—1907 
niederster  |  höchster 
Kurs 

Amsterdam  Deli  Compagnie  . 

586% 

9 1 5  °/o 

160% 

915% 

Deli  Maatschappij  .... 

425% 

650  % 

3IO% 

992  % 

Medan  Tabak  Mij  .... 

2  12% 

405  % 

H5% 

405  °/o 

Nieuve  Asaham  Tabak  Mij 

135% 

2190/0 

73% 

219% 

4H% 

645  % 

88  % 

645  % 

Tabak  Mij  Arendsburg .    .  . 

738% 

945  % 

385  % 

1020 0  0 

Der  Wert  der  in  Holland  1906  zu  Markt  gebrachten  Tabake 
betrug: 

Javatabak       515  610  Ballen  =  26,8  Millionen  fl. 
Sumatratabak  248441       »     =61,6        »  » 
Java-  und  Sumatratabak  repräsentieren  zusammen  also  einen 
Wert  von  88,4  Millionen  fl.  oder  150,3  Millionen  Mark;  der  Wert  der 
Tabakeinfuhr  Bremens  beträgt  durchschnittlich  nur  50  Millionen. 

1  S.  T.-Z.  26.  März  1907. 

2  Nach  Henri  Deute,  Sumatra  Tabak,  Jahrbuch  1907. 
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Die  deutsche  Zigarrenindustrie  wurde  bald  einer  der  be- 
deutendsten Abnehmer  des  ständig  zunehmenden  Angebots  der 
niederländischen  Kolonialtabake,  und  in  dem  Verhältnis,  wie  die 
Verwendung  dieser  Tabake  stieg,  stieg  auch  die  Bedeutung  der 
holländischen  Marktplätze  Amsterdam  und  Rotterdam  gegenüber 
Bremen  und  Hamburg.  Die  gesamte  Mehreinfuhr  seit  den  70  er 
Jahren  wurde  fast  ausschließlich  von  den  niederländischen  Ko- 
lonien bestritten. 

Ks  betrug  in  Deutschland:1 

Davon  kamen  aus 
Gesamtrohtabak-   Niederland.  Ko- 
einfuhr  lonien  ingesamt 

1871     1880    451422  dz.     96218  dz. 

1 9OI  — 1906     634946     »      287887  » 

Zunahme:    183524  dz.    191  669  dz. 

Die  Einfuhr  amerikanischer  Tabake  ist  dagegen  nicht  nur 
nicht  gestiegen,  sondern  sogar  zurückgegangen.  Das  hängt 
aber  nicht  nur  mit  dem  Aufkommen  der  ostindischen  Tabakkultur 
zusammen.  Vielmehr  wird  in  Nord-  und  Südamerika  seit  langem 
eine  große  und  zweifellos  die  beste  Anbaufläche  dem  Tabakbau 
gewidmet.  Ob  sie  an  sich  noch  einer  großen  Steigerung  fähig 
war.  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  feststellen.  Auf  alle  Fälle  aber 
nimmt  die  starke  Bevölkerungszunahme  vor  allem  der  nordameri- 
kanischen Union  mit  einem  steigenden  Rauchgenußaufwand  einen 
immer  größeren  Teil  des  eigenen  Erzeugnisses  für  sich  in  Anspruch, 
die  zum  Export  zur  Verfügung  stehende  Menge  wird  so  immer 
geringer.  Aber  nicht  nur  die  eigenen  Tabake  auch  einen  großen 
Teil  der  Cubaernte  wie  auch  der  ostindischen  Tabake  kauft 
die  Union  heute  auf. 

Indessen  dürfte  auch  in  der  Änderung  in  der  Form  des 
Rauchgenusses  in  Deutschland  mit  ein  Grund  zu  suchen  sein  für 
die  Mehr  Verwendung  ostindischer  Tabake.  Denn  die  amerikani- 
schen Kentuckytabake  und  Virginiastengel  u.  a.  werden  aus- 
schließlich oder  hauptsächlich  zur  Rauchtabakfabrikation  verwandt- 
Mit  ihrem  Rückgang  ist  aber  nicht  nur  die  Nachfrage  nach 
deutschen  Schneidguttabaken,  sondern  zweifellos  auch  die  nach 


1  Vgl.  die  Erklärung  zu  Tab.  8. 


in  o  o 

=  21,3% 
=  45.3°  o 
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überseeischen,  vor  allem  also  amerikanischen  Schneidguttabaken 
bedeutend  gesunken.  An  die  Stelle  von  Brasiltabaken  ist  mehr 
und  mehr  Java  getreten. 

Daraus  ergibt  sich,  daß  die  Bedeutung  Bremens  und  Ham- 
burgs als  Tabakmärkte  nicht  mehr  gestiegen  ist.  Wir  können 
uns  hier  auf  die  Verhältnisse  des  viel  bedeutendem  Bremens 
Die  gesamte  Rohtabakeinfuhr  Bremens  betrug: 

i  5  868  Tonnen 


beschränken. 


1847  — 1851 
1852—1856 
'^57  —  1 86 1 
1861  — 1870 
1 87 1  — 1880 
1881  — 1800 
1891  —  1 900 
1901  — 1906 


25  183 

32  585 

36327 
48  654 

44  7°i 

53  028 

54  947 


Bis  zu  den  70er  Jahren  zeigt  also  die  Einfuhr  Bremens  eine 
stetig  und  rasch  aufsteigende  Linie,  von  da  an  dagegen  nur  noch 
ein  langsames  Steigen,  seit  den  90er  Jahren  einen  Stillstand.  Vor 
allem  ist  die  Einfuhr  der  nordamerikanischen  Tabake,  wie  vorhin 
schon  dargelegt,  zurückgegangen:  Ihre  Einfuhr  in  Bremen  betrug 
durchschnittlich: 


10092  Tonnen 
1 9  402 
25  805 
1 6  3  1  o 


1847  —  1851     .  . 
1861  — 1870 
187 1  —  1880    .  . 
1900 —  1904 

Sie  ist  also  heute  geringer  als  im  Jahrzehnt  1861  —  1870. 

Aus  diesem  Fehlen  eines  Aufschwungs  in  Bremen  geht 
hervor,  daß  dort  zur  Investierung  neuer  Kapitalen  keine  Gelegen- 
heit gegeben  war.  In  Amsterdam  und  Rotterdam  dagegen  ver- 
langten die  immer  größer  werdenden  Tabakanfuhren  ein  immer 
größeres  Händlerkapital,  das  sie  aufnehmen  konnte,  so  daß  hier 
neben  den  ortsansässigen  Händlern  auch  fremde,  besonders  deutsche 
Händler  sich  am  Markte  in  größem  Umfang  beteiligen  konnten. 

Das  Ergebnis  dieser  Entwicklung  ist  also,  daß  für  den 
deutschen  Rohtabakhandel,  ganz  besonders  für  den,  der  die  Zi- 
garrenfabrikation mit  Rohmaterial  versorgt,  heute  der  Markt  in 
Amsterdam  und  Rotterdam  der  wichtigste  ist,  wichtiger  als  Bremen 
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und  Hamburg.  Daß  die  Bedeutung  des  Handels  in  Bremen  selbst 
nicht  zurückgegangen  ist,  wie  dieser  vielmehr  durch  Beteiligung 
am  Markt  in  Holland  sich  auf  der  alten  Höhe  zu  erhalten  wußte, 
werden  wir  noch  näher  zeigen. 

Auf  wie  falsche  Ursachen  auch  dieser  Aufschwung  Hollands 
schon  zurückgeführt  wurde,  zeigt  eine  Stelle  aus  einer  Rede  des 
sonst  in  der  Tabakbranche  nicht  schlecht  erfahrenen  Abgeordneten 
von  Elm1: 

Wenn  sich  die  Produktion  von  Norden  nach  Süden  zieht, 
wird  auch  der  Tabakhandel  diesen  Zug  mitmachen.  Heute  wird 
schon  ein  großer  Teil  Tabak  aus  Amsterdam  und  Rotterdam 
bezogen,  und  es  ist  sicher,  daß  wenn  später  die  Produktion 
(soll  heißen  Fabrikation  d.  V.),  namentlich  in  Süddeutschland,  sich 
weiter  vermehren  wird,  Amsterdam  und  Rotterdam  genau  so  da- 
stehen werden  wie  Hamburg  und  Bremen;  mit  der  Zeit  werden 
Amsterdam  und  Rotterdam  bedeutend  gewinnen,  während  Ham- 
burg und  Bremen  ganz  gewaltig  zurücktreten  werden.« 

Dieser  Zusammenhang  zwischen  Fabrikation  und  Tabakhandel 
besteht  nicht.  Die  Fabrikation  in  Deutschland  mag  ihren  Sitz 
haben  wo  auch  immer,  nimmt  die  Tabakkultur  in  Ostindien  weiter 
so  zu  wie  seither,  und  treten  daneben  nicht  noch  andere  Produk- 
tionsgebiete auf  den  Weltmarkt,  so  wird  auch  die  Bedeutung  der 
holländischen  Märkte  ständig  zunehmen,  die  Bremens  und  Ham- 
burgs dagegen  sinken. 

Bei  der  großen  Bedeutung,  die  der  holländische  Markt  heute 
für  Deutschland  hat,  und  die  sich  nicht  nur  darin  äußert,  daß  die 
deutsche  Fabrikation  *  -  ihres  Bedarfs  an  ausländischem  Tabak 
dort  decken  muß,  sondern  auch  in  dem  großen  Anteil,  den  deut- 
sche Händler  und  deutsches  Kapital  am  Markt  selbst  haben, 
wäre  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  nicht  die  Möglichkeit  bestellt, 
den  Markt  mit  ostindischen  Tabaken  ganz  oder  wenigstens,  in 
soweit  er  zur  Deckung  des  deutschen  Bedarfs  in  Betracht  kommt, 
von  Holland  weg  an  einen  deutschen  Handelsplatz,  vor  allem  also 
Bremen,  zu  ziehen,  wodurch  nicht  nur  dem  deutschen  Handel, 
sondern  auch  der  deutschen  Schiffahrt  ein  großer  Vorteil  zufiele.  Man 
hat  diesen  Gedanken  schon  einmal  in  die  Wirklichkeit  umzusetzen 


«  Reichstag.  22.  Februar  1895. 
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versucht,  Mitte  der  i 880  er  Jahre,  in  denen  mehrere  Ernten  aus 
Ostindien  nach  Bremen  importiert  und  dort  verkauft  wurden. 
Der  Versuch  mißglückte  damals,  nach  wenig  Jahren  kam  aller 
Sumatratabak  wieder  nach  Amsterdam  und  Rotterdam,  und  die 
Bremer  Händler  mußten  nach  wie  vor  ihren  Bedarf  dort  decken. 

Um  die  Frage  zu  verstehen,  muß  man  sich  vergegen- 
wärtigen, daß  die  ganze  ostindische  Tabakkultur  auf  holländischem 
Kapital  beruht,  daß  holländische  Kaufleute  die  Unternehmer  sind. 
Hierin  liegt  zunächst  ein  großer  Widerstand,  denn  es  dürfte,  so- 
lange die  Holländer  die  Macht  in  den  Gesellschaften  haben,  nur 
durch  in  Aussichtstellung  der  größten  Vorteile  möglich  sein,  die 
eine  oder  andere  Unternehmung  bzw.  Importeur  zu  veranlassen, 
ihren  Tabak  statt  in  Holland  in  Bremen  an  den  Markt  zu  bringen. 
Denn  solange  sie  in  Holland  befriedigende  Preise  erhalten  —  ein 
Blick  auf  die  von  den  Gesellschaften  gezahlten  Dividenden  zeigt, 
daß  die  Preise  mindestens  befriedigend  sind  — ,  solange  das  der 
Fall  ist,  haben  die  Gesellschaften  keinen  Grund,  ihren  seitherigen 
Markt,  der  in  ihrem  eigenen  Land  liegt,  zu  verlassen  und  einen 
immerhin  sehr  unsicheren  Versuch  im  Ausland  zu  machen. 

Nun  könnte  es  ja  genügen,  wenigstens  einige  Gesellschaften, 
etwa  solche,  in  denen  auch  deutsches  Kapital  beteiligt  ist  und 
einige  Macht  hat,  zum  Übergang  nach  Bremen  zu  veranlassen. 
Aber  auch  das  dürfte  kaum  gelingen.  Denn  der  jetzige  Zustand 
bietet  gerade  den  Vorteil,  daß  das  ganze  Angebot  und  die  ganze 
Nachfrage  an  einem  Punkte  sich  zusammenfinden.  Der  An- 
bietende hat  die  Aussicht,  weil  alle  Käufer  anwesend  sind,  die 
höchstmöglichen  Preise  zu  erlangen ;  dem  Käufer  steht  die  größt- 
mögliche Auswahl  zur  Verfügung.  Da  aber  der  Importeur  der- 
jenige ist,  der  den  Verkaufsplatz  wählt,  so  wird  er  natürlich  den 
günstigsten  auswählen.  Die  Händler  werden  aber  an  denjenigen 
Markt  kommen,  wo  sie  den  besten  und  meisten  Tabak  finden. 
Es  ist  also  nicht  zu  erwarten,  daß  ein  Teil  des  Tabaks  statt  in 
Amsterdam  in  Bremen  zu  Markt  gebracht  wird,  und  selbst  deutsche 
Importeure  oder  Unternehmungen  dürften  kaum  ihre  nationale  Ge- 
sinnung so  hoch  über  ihren  Geschäftsvorteil  stellen,  daß  sie  statt 
in  Holland,  in  Bremen  ihren  Sumatra-  oder  Javatabak  zu  Markte 
brächten.  Die  ostindischen  Tabake  werden  also  immer  konzentriert 
in  einem  Hafen  zu  Markt  gebracht  werden,  kommt  doch  diese 
Tendenz  in  Holland  selbst  zum  Ausdruck,  wo  Rotterdam  vom 
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Sumatramarkt  fast  ganz  verdrängt  ist,  und  das  ganze  Angebot 
nur  nach  Amsterdam  kommt. 

Diese  Suprematie  Amsterdams  über  Rotterdam  geht  aus 
folgenden  Zahlen  hervor: 

Die  Anfuhr  von  Sumatratabak  im  Jahre  1906  betrug  in 
Amsterdam    .    .    206980  Ballen  =   91,8  °'0 
Rotterdam     .    .      18390      »      =     8,2  * 

225  370  Ballen  =  100,0  %. 

Diese  Vormacht  erlangte  Amsterdam,  trotzdem  von  ihrer 
Rivalin  die  Gründung  der  ersten  Sumatrakulturen  ausging,  und 
trotzdem  die  Anfuhren  der  ersten  fünf  Ernten  ausschließlich,  die 
nächsten  noch  zum  großen  Teile  nach  Rotterdam  kamen.  Durch 
seine  Stellung  als  Haupthandelsstadt  und  seinen  größeren  Kapital- 
reichtum, verbunden  mit  allen  Vorteilen,  die  damit  Hand  in  Hand 
gehen,  hat  sich  Amsterdam  aufgeschwungen,  und  die  Vorteile 
der  Konzentrierung  des  Angebors  und  der  Nachfrage  haben 
dann  weiter  bewirkt,  daß  Rotterdam  immer  mehr  zurückging 
und  daß  die  heute  noch  in  Rotterdam  ansässigen  Sumatraunter- 
nehmungen allmählich  ihren  Sitz  nach  Amsterdam  verlegen. 

In  Javatabak  hat  sich  Rotterdam  seine  Bedeutung  mehr  zu 
erhalten  gewußt,  wenn  sie  auch  ein  klein  wenig  zurückgegangen 
ist  Die  Javatabakanfuhren  sind  an  Menge  eben  bedeutend  größer 
als  die  von  Sumatratabak,  eine  Spaltung  des  Angebots  läßt  sich 
also  hier  eher  vornehmen,  weil  für  beide  Teile  dabei  der  Anteil 
doch  noch  groß  genug  bleibt. 

Die  Anfuhren  von  Javatabak  betrugen  in 

Amsterdam  Rotterdam 

durchschnittlich  1846  —  1850       12290  Ballen      4  845  Ballen 

1906     362200      »       128800  * 

in  Prozent  .    .   1846— 1850  71,7  d/0  28,3% 

1906  73,8  »  26,2  » 

Der  Mannheimer  überseeische  Tabakhandel  beteiligt  sich 
heute  aus  all  den  dargelegten  Gründen,  also  nur  am  Markte  in 
Holland,  besonders  in  Amsterdam. 

Die  Organisation  des  Bremer  und  Hamburger  Marktes 
kommt  für  uns  hier  also  nicht  in  Betracht.  Dagegen  müssen 
wir  hier  etwas  näher  noch  auf  die  Organisation  des  Tabakmarktes 
in  Holland  eingehen. 
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Der  Tabak,  der  in  den  Kolonien  bereits  sortiert  wird,  wird 
teils  von  den  holländischen  Plantagengesellschaften  selbst  nach 
Holland  gebracht,  teils  von  Importeuren,  besonders  der  Nieder- 
ländischen Handelsgesellschaft.  Da  in  Ostindien  außer  der  Haupt- 
ernte auch  noch  einmal  eine  Nachernte  gehalten  werden  kann, 
so  kommen  die  Tabake  in  zwei  Perioden  an  den  Markt,  die 
zweite  im  September  bis  November. 

Wenn  die  Tabake  angekommen  sind,  werden  Proben  der- 
selben bei  den  Maklern  ausgelegt.  Diese  »Ersthandsmakler«.  von 
denen  die  zwischen  Händler  und  Fabrikant  vermittelnden  Makler 
zu  unterscheiden  sind,  sind  staatlich  beeidigt  und  werden  von 
den  Stadtverordneten  Amsterdams  bzw.  Rotterdams  nach  Ein- 
holung einer  Auskunft  bei  der  Handelskammer  ernannt.  Bei 
diesen  werden  die  Proben,  die  eine  Woche  lang  ausliegen,  von 
den  Käufern  besichtigt.  Denn  beim  Tabak  ist  nur  ein  Kauf 
nach  Probe  möglich,  da  seine  Qualitäten,  vor  allem  beim  über- 
seeischen Tabak,  äußerst  verschieden  sind.  Die  Hauptarbeit  des 
Händlers  ist  also  zunächst,  all  die  ausliegenden  Proben  genau 
zu  besichtigen,  sie  zu  prüfen  und  ihren  Wert  zu  taxieren.  Zwischen 
Importeuren  und  Käufern  einerseits  und  Maklern  andererseits 
besteht  dabei  kein  bleibendes  Verhältnis.  In  der  Regel  erhalten 
alle  Ersthandsmakler  von  den  Importeuren  ohne  Ausnahme 
Proben.  Dire  staatliche  Aufgabe  ist  in  erster  Reihe  die,  die 
Tabake  zu  taxieren;  aus  diesen  Taxen  wird  das  Mittel  gezogen 
und  als  Minimaltaxe  festgesetzt,  die  in  der  Regel  beim  Kauf 
allerdings  überschritten  wird.  Einen  tatsächlichen  Einfluß  auf 
die  Preisbildung  üben  die  Makler  indessen  nicht  aus. 

Dagegen  kommt  ihnen  indirekt  dadurch  eine  Bedeutung  zu, 
daß  sie  die  einzelnen  Käufer  und  deren  Angebote  kennen,  und 
so  den  Händlern,  die  durch  ihre  Vermittlung  Tabak  kaufen  wollen. 
Hinweise  geben  können,  wie  hoch  sie  ihre  Preisgebote  etwa  zu 
stellen  haben.  Da  die  einzelnen  Gebote  infolge  des  in  Holland 
herrschenden  Verkaufssystems  der  Einschreibung  nicht  bekannt 
sind,  so  ist  diese  Tätigkeit  recht  bedeutsam.  Denn  jeder  Makler 
hat  das  Streben,  seinerseits  einen  Händler  zum  Kauf  zu  veran- 
lassen, da  ihm  dann  die  seinen  Geschäftsgewinn  darstellende 
Provision,  die  Courtage,  die  ihm  gesetzlich  zukommt,  und  zwar 
1%  vom  Verkäufer  und  1%  vom  Käufer,  wovon  das  2.%  in 
der  Praxis  allerdings  meistens  verfällt,  zukommt.  Der  Makler  wird 
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also  die  Händler  zu  einem  möglichst  hohen  Angebot  überreden, 
damit  er,  und  nicht  ein  durch  einen  anderen  Makler  kaufender 
Händler  den  Tabak  in  der  Einschreibung  erhält. 

Die  Händler  geben  alsdann  in  verschlossenen  Umschlag  bis 
zu  einem  bestimmten  Termin  ihre  Gebote  ab,  die  gewöhnlich 
Freitags  in  einem  großen  Saal,  in  dem  Bieter.  Makler  und  weitere 
Kauflustige  anwesend  sind,  eröffnet  werden,  wobei  dem  Höchst- 
gebot der  Zuschlag  erteilt  wird.  Bis  zu  diesem  Augenblick 
bleiben  also  die  Bieter  wie  ihre  Gebote  völlig  geheim. 

Jeder  Käufer  gibt  ein  Gebot  ab,  das  den  anderen  nicht 
bekannt  ist.  Dadurch,  daß  die  Gebote  schriftlich  gemacht  werden, 
hat  das  Verkaufssystem  den  Namen  Einschreibung  erhalten. 
Dieses  System,  das  man  weder  in  Bremen  noch  in  Hamburg 
kennt,  unterscheidet  sich  wesentlich  von  der  sonst  üblichen  Auktion. 
Die  Möglichkeit,  ein  abgegebenes  Gebot  zu  überbieten,  ist  hier 
völlig  ausgeschlossen.  Der  Käufer  kann  nur  auf  Grund  der  von 
ihm  taxierten  Werte  der  Ware  unter  Berücksichtigung  der 
Maklertaxe  und  der  ihm  vom  Makler  mitgeteilten  etwaigen 
sonstigen  Gebote  sein  Preisgebot  machen.  Wird  der  Kaufabschluß 
einmal  öffentlich  verkündet,  so  kann  er  nicht  mehr  ein  höheres 
Angebot  überbieten,  er  muß  einem  anderen  den  Tabak  überlassen. 
Nun  ist  es  natürlich  das  Streben  eines  jeden  Händlers,  den  ge- 
wünschten Tabak  zu  erhalten;  kauft  oder  erhält  er  nichts,  so  hat 
er  eben  keine  Ware  mit  der  er  handeln  kann.  Darin  liegt  ein 
Ansporn  für  jeden  Händler,  möglichst  hohe  Gebote  abzugeben, 
ein  Streben,  das  durch  die  Interessen  der  Makler  nur  noch  ge- 
steigert wird.  Der  Vorzug,  den  man  also  vielleicht  geneigt  ist, 
der  Einschreibung  vor  der  Auktion  zu  geben,  daß  bei  ihr  der 
große  psychologische  Anreiz  zu  vielleicht  mitunter  unüberlegtem 
hohen  Bieten  wegfällt,  besteht  in  Wirklichkeit  nicht.  Gerade  die 
Unkenntnis  anderer  Gebote  und  das  Streben,  eine  bestimmte  Partie 
Tabak  zu  erhalten,  veranlaßt  den  Händler  zu  viel  höhcrem  Ge- 
bote, als  er  sie  mitunter  verantworten  kann;  und  die  psychologische 
Aufregung  und  Anreizung  der  Auktion  ist  hier  auch  vorhanden, 
nur  daß  sie  sich  über  eine  längere  Zeitdauer  erstreckt. 

Unter  dem  Drängen  der  Konkurrenz  wird  heute  das  System 
der  Einschreibung  indessen  vielfach  durchbrochen.  Sehr  häufig 
werden  Tabake  in  sogenannter  ^verfrühter  Einschreibung «  ver- 
kauft.   Das  ist  gewöhnlich  dann  der  Fall,  wenn  eine  große  Zahl 
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Käufer  mit  hohen  Geboten  für  eine  <xler  mehrere  Partien  vor- 
handen ist.  Diese  wollen  dann  möglichst  die  Sicherheit  haben, 
den  Tabak,  auf  den  sie  reflektieren,  zu  erhalten,  sie  bekommen 
vor  den  anderen  Händlern,  denen  der  Tabak  erst  in  der  regulären 
Einschreibung  zugesprochen  wird,  einen  gewissen  Vorsprung, 
indem  sie  früher  als  diese  ihre  Tabake  den  Fabrikanten  anbieten 
können.  Die  Importeure  oder  Gesellschaften  geben  diesem  Drängen 
der  Händler  nach,  weil  sie  gewöhnlich  keine  Aussichten  haben, 
in  der  Einschreibung  selbst  einen  höheren  Preis  zu  erlangen. 
Für  die  zur  verfrühten  Einschreibung  zugelassenen  Tabake  wird 
dann  ebenfalls  ein  bestimmter  Termin  festgesetzt,  bis  zu  dem  die 
Gebote  abgegeben  sein  müssen. 

Weiter  vermindert  sich  das  zur  Einschreibung  kommende 
Quantum  Tabak  heute  sehr  häufig  durch  die  schon  vorher  statt- 
findenden freihändigen  Verkäufe,  die  aus  den  gleichen  Gründen 
zu  erklären  sind,  wie  die  verfrühten  Einschreibungen. 

Beide  Arten  des  Verkaufs  sind  vom  Standpunkt  der  Käufer 
aus  zu  verwerfen.  Denn  diese  vertrauen  darauf,  daß  sie  alle 
gegenüber  dem  Verkäufer  gleich  dastehen;  ein  Händler,  im 
Vertrauen  auf  den  auf  Freitag  angesetzten  Termin  kommt  viel- 
leicht erst  einen  Tag  vorher  an  den  Markt  zur  Besichtigung; 
der  Tabak  aber,  den  er  erwerben  wollte,  ist  vielleicht  schon  verkauft. 
Der  freihändige  Verkauf  wie  die  verfrühte  Einschreibung  sind 
sehr  häufig,  so  wurden  am  19.  April  1907  z.  B.,  um  eine  beliebige 
Einschreibung  herauszugreifen,  von  43664  Ballen  Java-  und  Manila- 
tabak, die  zur  Einschreibung  bestimmt  waren,  8246  vor  der 
Einschreibung  und  4439  in  verfrühter  Einschreibung  verkauft, 
d.  h.  29%  des  zur  Einschreibung  bestimmten  Tabaks.  Auch  hier 
tragen  wie  in  so  vielen  anderen  Fällen  die  Händler  selbst  die 
Verwantwortung  für  die  ihnen  nachteiligen  Zustände.  Jeder  von 
ihnen  sieht  nur  seinen  eigenen  Vorteil;  gelingt  es  ihm  einmal, 
seinen  Konkurrenten  auf  die  angegebene  Weise  aus  dem  Weg 
zu  schlagen,  so  geht  er  diesen  Weg  und  macht  seinen  besonderen 
Gewinn,  um  in  dem  Falle,  daß  er  selbst  einmal  von  seinein  Kon- 
kurrenten überholt  wird,  weidlich  darüber  zu  schimpfen.  Aber 
wenn  auch  schon  Bestrebungen  unter  den  Händlern  laut  geworden 
sind,  eine  Änderung  herbeizuführen,  es  wird  bis  auf  weiteres 
beim  alten  bleiben;  jeder  denkt  eben,  ich  werde  auch  einmal  die 
Gelegenheit  haben,  auf  diese  Weise  meinen  besonderen  Gewinn 
zu  machen. 
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Eine  sehr  interessante  Erscheinung,  die  in  den  letzten  Jahren 
ständig  bei  der  Einschreibung  zutage  tritt,  ist  die,  daß  zwei,  mit- 
unter auch  drei  Händler  sich  zu  gemeinsamen  Einkäufen  zusammen- 
schließen. Teils  ist  es  ein  kapitalkräftiger  Händler,  der  sich  mit 
einem  Händler,  der  besondere  Warenkenntnis  hat,  zusammen- 
schließt, um  den  Einkauf  sicherer  zu  gestalten;  teils  kommt  durch 
diese  Vereinigung  erst  die  nötige  Kapitalkraft  zum  Einkauf 
zustande,  teils  soll  das  Risiko  verteilt  und  die  Möglichkeit  gewährt 
werden,  seine  Kapitalien  auf  mehrere  Unternehmungen  zu  ver- 
teilen. Sehr  häufig  drängt  die  Händler  aber  auch  die  gegenseitige 
Konkurrenz  dazu.  Statt  sich  gegenseitig  in  den  Preisgeboten 
auf  einen  bestimmten  Tabak,  auf  den  jeder  reflektiert,  zu  über- 
bieten, wobei  einer  schließlich  unterliegen  muß,  ziehen  sie  es  vor, 
gemeinsam  zu  kaufen  und  sich  in  die  Ware  zu  teilen. 

Diese  Vereinigungen  führen,  vor  allem,  wenn  sie  aus  einem 
der  ersten  Gründe  hervorgehen,  in  den  meisten  Fällen  zu  dauernden 
Interessen  Vereinigungen.  Für  das  Jahr  1907  zähle  ich  28  solcher 
Vereinigungen,  von  denen  19  mehr  als  drei  Käufe  im  Jahr  gemein- 
sam in  den  Einschreibungen  vornahmen,  eine  sogar  96  Käufe.  Die 
in  den  Einschreibungen  gekauften  Tabake,  von  denen  sofort 
Proben  an  die  einzelnen  Vertreter  gesandt  werden,  müssen  wie 
in  der  Auktion  bar  bezahlt  werden.  Sie  werden  nicht  etwa  an 
den  Geschäftssitz  des  Händlers  gebracht,  sie  bleiben  vielmehr  in 
Holland,  d.  h.  Amsterdam  und  Rotterdam,  entweder  in  einem 
eigenen  Lagerhaus  oder  bei  einem  Lagerhalter  oder  Spediteur 
liegen,  bis  sie  verkauft  sind  oder  vom  Käufer  abgerufen  werden. 
Es  ersparen  sich  dadurch  die  Transportkosten  und  der  nicht  in 
Amsterdam  ansässige  Händler  genießt  dadurch  die  gleichen  Vor- 
teile wie  dieser,  zumal  der  Tabak  in  Holland  zollfrei  und  unbe- 
hindert lagert.  Gerade  hierdurch  wird  den  deutschen  Handlern 
die  Beteiligung  an  den  Einschreibungen  so  leicht  gemacht,  denn 
die  Tabake  können  weiterverkauft  und  versandt  werden,  ohne 
Mannheim  oder  Bremen  überhaupt  berührt  zu  haben. 

Wir  finden  denn  auch  in  den  offiziellen  Verkaufslisten  über 
'/j  Namen  deutscher  Firmen.  Von  etwa  200  im  Jahre  1907  in 
den  Einschreibungen  kaufenden  Tabakhandlungcn  waren  rund 
70  Deutsche.  Den  größten  Anteil  dabei  stellt  Bremen  mit  nahezu 
50  Firmen.  Mannheimer  Händler  beteiligten  sich  7  in  diesem  Jahre 
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am  Einkauf  in  den  Einschreibungen.  Die  übrigen  haben  ihren 
Sitz  in  Hamburg,  Frankfurt,  Bruchsal,  Berlin  usw. 

Diese  Zahlen  geben  aber  kein  Bild  von  allen  deutschen 
Käufern,  die  am  Markt  in  Amsterdam  anwesend  sind.  Vielmehr 
werden  sehr  viele  Käufe  erst  beim  Großhändler  vorgenommen, 
vor  allem  seitens  der  Fabrikanten,  aber  auch  kleinerer  Händler, 
und  gerade  deren  Zahl  ist  eine  außerordentlich  große. 

Von  den  rund  745000  Ballen  Tabak,  die  in  den  Einschrei- 
bungen 1907  verkauft  wurden,  wurden  gekauft 

von  den  Bremer      Händlern  zirka  134300  Ballen  =  i8.6°0 
»       >    Hamburger      j>  7000      »      =  0,0% 

Mannheimer     *  1  1  700      ^      =  1,6%. 

Vor  allem  sind  es  also  die  Bremer  Händler,  die  es  verstanden 
haben,  einen  großen  Anteil  am  Holländer  Markt  zu  gewinnen. 
Kinesteils  mag  es  der  fehlende  Aufschwung  im  Bremer  Geschäft, 
der  Rückgang  zum  » Pfenniggeschäft 4,  den  ich  vorhin  erwähnte, 
gewesen  sein,  der  den  Bremer  Händler  dazu  veranlaßte,  auf  der 
anderen  Seite  aber  zweifellos  die  Erkenntnis  von  der  wachsenden 
Bedeutung  des  niederländischen  Kolonialtabaks,  vor  allem  des 
Sumatratabaks,  der  gesucht  war  und  hohe  Gewinne  in  Aussicht 
stellte.  Bremer  Kapital  hatte  sich  sogar  schon  sehr  früh  bei 
Plantagen  in  Sumatra  selbst  beteiligt.  Am  Markt  in  Holland 
konnte  sich  der  Bremer  Händler  leicht  beteiligen.  Ein  großes 
Kapital  stand  ihm  zur  Verfügung,  er  hatte  die  nötigen  Waren- 
kenntnisse wie  die  des  Absatzmarktes  und  seinen  festen  gegebenen 
Kundenkreis. 

Die  günstige  Konjunktur  nützten  die  Hamburger  nicht  so 
gut  aus.  Der  Tabakhandel  hatte  ja  ohnedies  nie  eine  so  große 
Bedeutung  in  der  Elbestadt  wie  in  Bremen.  1878  bestanden  hier 
192,  dort  65  Engrosrohtabakhandlungen. 

Den  46  Bremer  Firmen,  die  sieh  1907  an  den  holländischen 
Einschreibungen  beteiligten,  stehen  nur  4  Hamburger  gegenüber, 
während  sogar  Mannheim  7  Firmen  entsandte.  Während  die 
Bremer  18%  des  in  den  Einschreibungen  zum  Verkauf  kommenden 
Tabaks  an  sich  brachten,  ist  der  Anteil  der  Hamburger  kaum  1  %. 

Wenn  wir  vorhin  sagten,  daß  die  Bedeutung  Bremens  als 
Tabakmarkt  hinter  Holland  zurückgegangen  sei,  so  müssen  wir 
sagen,  daß  es  seine  alte  Bedeutung  als  Hauptsitz  der  deutschen 
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überseeischen  Tabakhändler  vollständig  gewahrt  hat,  eben  durch 
den  Anteil,  den  es  am  holländischen  Markt  für  sich  zu  erringen 
wußte. 

Die  Zahlen,  die  wir  für  die  Beteiligung  der  deutschen 
Händler  angegeben  haben,  sollen  ein  einigermaßen  anschauliches 
Bild  davon  geben.  Auf  Genauigkeit  können  sie  keinen  Anspruch 
machen,  da  die  vorhandenen  zahlenmäßigen  Unterlagen  nicht 
vollständig  zuverlässig  sind  Auch  ist  daraus  nicht  ersichtlich, 
wieviel  von  deutschen  Händlern  außerhalb  der  Einschreibung 
gekauft  wird;  aber  ein  Teil  der  von  ihnen  gekauften  Tabake 
geht  andererseits  nicht  nach  Deutschland,  sondern  wird  in  andere 
Länder  weiter  verkauft  und  umgekehrt  haben  die  holländer 
Händler  ebenfalls  einen  den  Bremern  mindestens  gleichwertigen, 
wenn   nicht  größeren  Absatz  an  ihren  Tabaken  in  Deutschland. 

Die  steigende  Bedeutung  der  ostindischen  Tabake,  die  jedem 
Händler  Zutritt  gewährende  Organisation  des  Marktes  in  Holland 
ermöglichten  also  auch  dem  Mannheimer  Händler,  sich  dort  zu 
beteiligen.  Die  Bedeutung  Mannheims  als  Handelsstadt  und 
Hauptsitz  des  Pfälzer  Tabakhandels,  als  Mittelpunkt  einer  großen 
Zigarrenindustrie  sind  auf  der  anderen  Seite  die  Stützpunkte  für 
dieses  Unternehmen.  Aber  in  viel  größerem  Umfang  als  jetzt 
wird  sich  ein  überseeischer  Handel  hier  schwerlich  entwickeln 
können.  Denn  sobald  sich  der  Händler  vom  lokalen  Absatz  los- 
löst, verliert  er  den  Vorsprung,  den  er  gerade  hier  vor  dem  am 
Markt  ansässigen  Händler  hat.  Jetzt  ist  die  Tätigkeit  am  Ein- 
kaufsmarkt, von  wo  die  Verbindungen  überall  hin  leichter  sind, 
das  wichtigste. 

Wenn  Mannheimer  Händler  ihren  Geschäftssitz  noch  nicht 
unter  diesen  Umständen  nach  Amsterdam  verlegt  haben,  so  liegt 
der  Grund  darin,  daß  bis  zu  gewissem  Umfang  das  Geschäft, 
wenn  auch  schwieriger,  sich  auch  von  hier  aus  leiten  läßt,  und 
daß  neben  den  Geschäftsrücksichten  auch  Gründe  persönlicher 
Art  mitspielen. 

Auf  alle  Fälle  hat  die  Entwicklung  des  überseeischen  Handels 
einen  noch  stärkeren  Rückgang  des  Mannheimer  Tabakhandels 
verhindert;  sie  ist  ein  kleiner  Lichtpunkt  in  dem  trüben  Bild, 
das  die  Entwicklung  des  Mannheimer  Tabakhandels  zeigt. 


Hey  mann,  Entwicklung  de«  Pfalwr  Tabakhan.M«.  lO 
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VI.  Kapitel. 

Schluß. 

Eine  neue  Aussicht  für  den  überseeischen  Tabakhandel 
bietet  sich  in  unseren  Kolonien1.  Ihr  Klima  ist  an  sich  äußerst 
geeignet  für  Tabakbau,  und  so  knüpft  sich  an  sie  schon  lange  die 
Hoffnung,  daß  sie  einmal  in  der  Lage  sein  werden,  Tabak  nicht 
nur  für  sich  selbst,  sondern  auch  für  den  Weltmarkt  und  vor 
allem  für  den  Bedarf  J3eutschlands  hervorzubringen. 

In  den  afrikanischen  Schutzgebieten,  wie  auf  den  australischen 
Inseln  werden  seit  Jahren  schon  Tabakplantagen  betrieben,  teils 
mit  Erfolg,  in  der  Mehrheit  aber  noch  mit  großem  Mißerfolg. 

Mit  allzu  großen  Erwartungen,  wie  es  in  kolonialen  Unter- 
nehmungen ja  so  oft  zu  gehen  pflegt,  ging  man  allenthalben  an 
die  Arbeit.  Die  besten  Erfolge  wurden  zeitweise  in  Neu-Guinea 
erzielt.  Seit  188.5  betrieb  die  Neu-Guinea-Kompagnie  schon 
Tabakbau,  1891  wurde  von  ihr  sogar  eine  eigene  Tabakbau- 
gesellschaft mit  2,4  Millionen  Mark  Aktienkapital  ins  Leben  ge- 
rufen. Die  Erfolge  waren  zunächst  recht  gute.  In  Hamburg 
und  Bremen  fanden  die  Tabake  gute  Aufnahme,  erzielten  sogar 
sehr  gute  Preise,  zum  großen  Teil  aber  wohl  mehr  wegen  des 
Reizes  der  Neuheit  denn  wegen  der  besonderen  Güte.  Die  Neu- 
Guinea-Kompagnie  konnte  1892  in  einer  Denkschrift  schreiben2: 

t-Die  allgemeine  Ansicht  sprach  sich  dahin  aus,  daß  der  Neu- 
Guineatabak  einer  großen  Zukunft  entgegengehe,  wenn  es  ge- 
linge, zu  der  feinen  Qualität,  welche  dem  Sumatratabak  über- 
legen sei,  und  sich  dem  feinen  Mexiko-,  ja  sogar  dem  Havanna- 
tabak nähere,  ferner  zu  dem  großen  und  zarten  Blatt  auch  noch 
reine  und  vor  allem  helle  Farben  zu  liefern. 

Aber  die  Tabake  ließen  sehr  bald  an  Qualität  zu  wünschen 
übrig,  sie  verschwanden  wieder  vom  Markt,  die  Plantagen  gingen 
zum  Teil  ein.  Das  gleiche  gilt  im  wesentlichen  von  Deutsch- 
Ostafrika,   wo  die  ostafrikanische  Plantagengesellschaft   in  den 

'  Als  Literatur  kommen  hauptsächlich  in  Betracht  :  Verhandlungen  des  Deutschen 
Tabak  Vereins.  1902,  11./ 12.  September,  u.  1907,  10.  Juni,  die  Denkschriften  der  Re- 
gierung an  den  Deutschen  Reichstag,  Deutsche  Kolonialzeitung  u.  a. 

*  Reichstagsanlagen,  1892/93,  Nr.  40. 


Digitized  by  Google 


Schluß 


147 

1 


80er  Jahren  sich  ebenfalls  hauptsächlich  dem  Tabakbau  widmete, 
und  wo  nach  vorübergehenden  Erfolgen  im  großen  und  ganzen 
die  Tabakkultur  auch  noch  zu  keiner  Blüte  kommen  konnte. 

Bessere  Aussichten  als  Ostafrika  scheint  Kamerun  zu  bieten. 
Bereits  anfangs  der  90  er  Jahre  kam  Kameruntabak  auf  den  Markt 
in  Hamburg.  Bismarck  soll  sogar  einmal  einige  ihm  von  einem 
Fabrikanten  geschenkten  Kamerunzigarren  seinen  Gästen  vor- 
gesetzt und  als  die  ersten  Erfolge  seiner  Kolonialpolitik  gepriesen 
haben.  Die  darauffolgende  Ernte  war  aber  so  schlecht,  daß  der 
betreffende  Fabrikant  die  daraus  hergestellten  Zigarren  nicht  ver- 
wenden konnte. 

Eine  Tabakkultur  treibende  Kamerungcsellschaft  mußte  diese 
nach  kurzem  aufgeben  und  zu  andern  Kulturarten  übergehen'. 
Es  scheinen  indessen  damals  mehr  Gründe  persönlicher  Art  den 
Mißerfolg  verschuldet  zu  haben,  an  sich  soll  Kamerun  sich  zum 
Tabakbau  sehr  gut  eignen,  und  der  neue  Gouverneur  Dr.  Seitz 
will  Versuche  in  vergrößertem  Maße  wieder  aufnehmen. 

Das  geschieht  jetzt  auch  in  Deutsch-Südwestafrika,  ebenfalls 
mit  Unterstützung  der  Regierung.  Hier  wird  seit  langem  Tabak 
gebaut,  er  soll  indessen  bei  der  Unkenntnis  der  Farmer  in  seiner 
Behandlung  noch  ungenießbar  sein.  Man  hofft,  die  Kultur 
wenigstens  so  zu  heben,  daß  das  Tand  seinen  eigenen  Bedarf 
decken  kann  und  keine  Einfuhr  mehr  braucht. 

Auch  Samoa  scheint  wie  Kamerun  sich  zum  Tabakbau  zu 
eignen.  Aber  überall  steckt  der  Anbau  noch  in  seinen  Anfangs- 
stadien.   Es  muß  erst  einmal  der  rechte  Boden  gefunden  sein. 

Wenn  auch  die  Erfolge  bis  jetzt  noch  nicht  die  besten  sind, 
und  die  Kolonien  noch  bedeutend  mehr  Tabak  aus  dem  Mutter- 
lande beziehen,  als  sie  hierher  senden,  so  ist  es  doch  nicht  aus- 
geschlossen, daß  die  eine  oder  andere,  vor  allem  Samoa,  Kamerun 
und  Xeu-Guinea,  einmal  in  der  Tage  sein  werden,  guten  Tabak 
in  großen  Mengen  hervorzubringen.  Aber  mehr  als  Hoffnungen 
lassen  sich  bis  jetzt  nicht  aussprechen.  Der  Wert  der  Rohtabak- 
ausfuhr unserer  Kolonien  betrug  1905  aus: 

Ostafrika  26000  M. 

Samoa   5000 

Marianen   2000  * 

—  —  33000  M. 

1  Denkschrift  über  die  Kolonien,  Reichstags;!!) lagen  1894/95  Nr.  8<). 
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Es  sind  noch  recht  kleine  Werte,  die  in  diesen  Zahlen  zum 
Ausdruck  kommen. 


Werfen  wir  zum  Schluß  noch  einmal  einen  Blick  rückwärts, 
so  sehen  wir,  daß  der  Handel  mit  deutschen  Tabaken  in  einer 
kurzen  Spanne  Zeit  einen  Rückgang  erlebt  hat,  der  kaum  seines- 
gleichen hat.  Allerdings  liegt  die  Schuld  nicht  allein  beim  deut- 
schen Tabakbau,  wir  haben  vielmehr  das  einigermaßen  befriedigende 
Ergebnis  gefunden,  daß  der  Rückgang  hier  nicht  gar  so  groß 
ist,  wie  man  mancherseits  behauptet  hat,  vor  allem  daß  das  Ver- 
wendungsverhältnis von  deutschem  und  ausländischem  Tabak  in 
der  deutschen  Tabakfabrikation  sich  nicht  so  ungünstig  für  jenen 
gestaltet  hat,  wie  man  zuerst  angesichts  der  steigenden  Einfuhr 
annehmen  konnte.  Indessen  das  steht  fest,  daß  bereits  heute  sich 
eine  sehr  starke  Tendenz  geltend  macht,  neben  dem  deutschen 
immer  noch  mehr  überseeische  Tabake  zu  verwenden,  und  daß 
mit  dem  fortschreitenden  Verbrauch  von  Zigarren  und  Zigaretten, 
wobei  für  diese  ja  gar  keine  inländischen  Tabake  verwandt  werden 
können,  diese  Tendenz  noch  stärker  werden  wird,  wenn  nicht, 
und  das  steht  auf  absehbare  Zeit  nicht  zu  erwarten,  die  über- 
seeischen Produktionsgebiete  an  der  Grenze  ihrer  Leistungsfähig- 
keit angelangt  sind. 

Von  nationalem  Standpunkt  aus  mag  es  für  manche  bedauer- 
lich sein,  daß  Deutschland  auch  für  Tabake  immer  mehr  vom 
Ausland  abhängig  wird,  und  sie  sähen  es  vielleicht  gerne,  wenn 
der  ganze  Bedarf  an  Rohtabak  vom  Inland  gedeckt  würde. 

Bedauerlicher  dürfte  es  aber  vielmehr  sein,  daß  die  deutsche 
Landwirtschaft  infolge  der  klimatischen  Verhältnisse  nicht  in  der 
Lage  ist,  eine  Kultur  zu  pflegen,  die  wie  der  Tabak  gerade  den 
kleinen  Bauern  mit  andern  den  größten  Ertrag  abwirft.  Aber 
zu  einem  verstärkten  Anbau  da,  wo  er  etwa  noch  möglich  sein 
sollte,  dürften  heute  die  beim  Tabak  in  so  hohem  Maße  erforder- 
lichen Arbeitskräfte  fehlen. 

Aber  auch  an  der  nötigen  Bodenfläche  dürfte  es  fehlen. 
Denn  die  heute  durchschnittlich  eingeführten  650000  dz  Roh- 
tabak in  Deutschland  zu  erzeugen,  wäre  eine  Fläche  von  37  100  ha 
nötig,  d.  h.  mehr  als  zweimal  soviel  als  heute,  wo  die  dem  Tabak- 
bau gewidmete  Fläche  15920  ha  beträgt.    Soviel  zum  Tabakbau 
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geeigneter  Boden  dürfte  sich  aber  nicht  finden,  und  wenn  ja, 
so  könnten  wir  die  erstrebte  Unabhängigkeit  vom  Ausland  im 
Tabak  nur  damit  erkaufen,  daß  wir  in  einem  andern  landwirt- 
schaftlichen Produkt  um  so  mehr  vom  Ausland  abhängig  würden, 
denn  für  den  Tabakbau  ließe  sich  nur  dadurch  landwirtschaftlicher 
Boden  gewinnen,  daß  man  ihn  anderen  Kulturarten  entzieht. 

Der  inländische  Tabakhandel  selbst  scheint  seine  Krisis  über- 
wunden zu  haben.  Ausgenommen  die  in  seinem  Innern  noch 
bestehenden  Schäden  ist  sein  Dasein  jetzt  in  ruhigere  Bahnen 
getreten  und  die  heute  bestehenden  pfälzer  Handlungen  dürften 
sich  in  ihrem  jetzigen  Umfang  auch  weiterhin  erhalten,  wenn  nicht 
das  Streben  von  Fabrikation  und  Landwirtschaft,  sich  unabhängig 
vom  Handel  zu  machen,  unerwartet  große  Fortschritte  macht. 

Ob  es  dem  Pfälzer,  besonders  Mannheimer  Handel  gelingen 
wird,  sich  in  noch  höherem  Maße  als  seither  am  überseeischen 
Tabakgeschäft  zu  beteiligen,  scheint  bei  der  Tendenz  der  Fabri- 
kation, sich  am  Markt  selbst  zu  beteiligen,  und  des  am  Markt 
ansässigen  Handels,  durch  eine  weitverzweigte  Verkaufsorgani- 
sation alle  Gegenden  selbst  zu  versorgen,  sehr  fraglich.  Für  den 
in  der  Pfalz  ansässigen  Überseehandel  dürfte  das  gleiche  gelten 
wie  für  den  pfälzer  Tabakhandel:  auf  der  Höhe,  die  er  jetzt 
erreicht  hat,  wird  er  im  großen  und  ganzen  stehen  bleiben. 
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Tabelle  I. 


Zahl  der  pfalzer 
Handlungen 

Davon  bandelten 
zugleich  mit  über- 
seeischem Tabak 

Oberseeische 
Tabakhandlungen 

1842 

7 

1865 

st 

38 

I 

1875 

5i 

5 

2 

1885 

5' 

6 

3 

1895 

49 

6 

4 

1905 

25 

• 

4 

9 

1907 

25 

2 

10 
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Der  Tabakbau  im  deutschen  Zollgebiet.   Tabelle  m. 
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200  H20 

*73  74 

2  1)  2<-7 

«74  73 

1*3  333 

*7  3 

lol  Shh 

»7<h77 

174  3'> 1 

1(>3  -73 

x:s  70 

'37  '73 

87.»  So 

SSo  Si 

221  (MO 

<S  <S  1  S  2 

2  ,h  (»V 

NN  2 

213  2;.) 

NN} 

202  Nh2 

ISS.,  S5 

IS7  ^2 

1SS5  Sh 

1  73  i')- 

i  S St»  S7 

'7*'  7>3 

1  SS7  SS 

1  So  07  , 

1  s  s  s  S  ■  j 

I  hS  51.1, 

1  SS.)  <,o 

•"3 33' 

I  S.JO  i|  [ 

rso  200 

|N.,I  i)2 

!  S<|2 

M 1  2  7  5  S 

143  1  17 

IS'H  '»4 

l  H  72S 

t  =,2  2h  1 

I  S-*;  oh 

137  "-S 

|S„.,  (,7 

1     o]  t 

|S<>7  >j<s 

'33  322 

1  S«,S  ,,,, 

■.Vi  '7i 

1  S.j'i  c.>-> 

1  1».  510 

1  'tou  Ol 

"4  "3  1 

1  i)i)  1  02 

1  2(>  .  |«|0 

1 '  io  2  ( 

1  1  7  025 

I  K>5  04 

103  ' ) '  >  I 

1 1)04  05 

10(1  71;, 

i'K'i  oi) 

05  1  im 

1  no<.  07 

'17  '3'' 

FKichi-i 
inh.ill  ilrr  mit 
Tab.* 
irpfl.m/trn 
<  ■mmlstürkr 


Tabakblättern 


iiht-t  liaupt  I  pro  ha 


Bruttogcldertrag 
oxkl.  Steuer 


überhaupt    pro  hu  ^ 


C  ,3 


ha 

'  I  25» 

1  5  hl  4 

2  1  ;ui 

-3  <"»5 
25  HS; 

21  hW 
IM  7O4 

'  7  '4  .Vi 
'7  273 
ih  202 

22  ''73 
|hi 

?o  301 
22  45h 

24  204 

2»  733 
17  'H  : 
I  S  01 1. 

1  7  2  7S 
-  \ 

27  2,N 
22  215 

2  2  ohS 
2  i  Oi|  I 

1  h  3  2') 
P,  S45 

2  1  .pih 
I  N  1  > ]2 

>7  .VI7 
2(>  II  | 

l  s  35  5 
1  1  75" 

I  ;    I  <)S 

17  373 

'  '3| 

22  01-7 

21  V7 
17 

14  hl; 

'  4  7  31 

lh  .,h_; 

1  7  3  2  3 
1  '1  ^2 
j;  ^ 
1,111 
1  ,  t.s4 


i 

.1/ 

1  7  7  1  7 

1  2,4 

21  7  ho 

1 

.  * 

\i  10: 

1 

}N  070 

14.^ 

>8  35  7 

Iii.! 

40  1  7  . 

'3-' 

2'»  347 

'3.3 

2''  5' 3 

[  4.* 

22  4h7 

15.0 

2.,  Oh  2 

"4.3 

3  3  Sl»; 

1  3/i 

13  >  32 

1  7- 1 

* 

34  070 

'  7-7 

4  2  155 

1S.7 

3  7  ()( >< > 

1  3.'' 

51  702 

2(.i  8<-5 

'  'h7 

2i)  N.X<j 

1  h,h 

2*  4OO 

ih.4 

32  p»7 

2  1,3 

1,1  3  1  4 

2  2.3 

3S  '47'1 

17.3 

5  h  0  1  h 

ir.7 

1  -  1 1 1  \ 

w  1 

22,1 

;S  5.1N 

5S  5S5 

ih.4 

40  Sm> 

1  h,o 

2"  33* 

14.  h 

5h  012 

22., 

|2   >7  2 

2  l  .  I 

1  i   1  '  1 

1  S,N 

3°  3  3" 

20.  (. 

}2  OS2 

2... 

vs  5I7 

2  1  .'S 

4S  540 

2  5.P 

.|h  M,l, 

21  ,0 

4  3  34' 

2  1  .0 

52  3  3h 

1.3.3 

,VJ  ,J73 

IO.  i< 

3  I  7^ 

25.'' 

40  01  5 

2.V' 

.3  7  '"'S 

2  I  .S 

V>  (>72 

2i  1.0 

3  1  3S| 

^  1 

;  1  Shi 

22. 1. 

^2  075 

21.., 

M. 


M. 


/  1:  ■-  .1  tu  tu  •  n  1  <  -  mi  n  ^  ; 

1  Sh  1 

1S70 

IO  2ol> 

27  uS2 

1  S7  1 

-  1  SSo 

1*4  ''2  3 

2  2  501 

5.S  72«. 

17.1 

1SS1 

—  1  S,,o 

iSu  h:  - 

20  00 ; 

41  22., 

!h," 

lSu 

-  -  1  (JOO 

'II 

'7  7*4 

3  7  3  1 0 

2  1  ,0 

—  Ihoo 

loh  s.,., 

1  ^  .,2n 

34  «30 

2  1,'t 

17  S  5  1  o<>o 

2S  2  5  2  QUO  | 
2  1  5  30  000 
20  I  7h  OOO 
I  4  Soo  OOO 

I  I   ,<)2  OOO 

1  ^  2<>7  000 
15  5,1  000 

2(J  24  S  OOO 
2S  K  57  O-  K) 

27  1  5  S  000 
[  ( 1  4  2  s  000 
II.  SS 2  OOO 

17  5  7  S  000 
1  >  ,05  000 
ih  41  000 
1  ;  hi).,  000 
it  541  000 
i  S  04  S  000 

i  7  Olh  OOO 

15  477  000 

1  5  4  ,2  0«H) 

14  «I"  1  OOO 

1 5  1  >  1  4  000 
2«  1  443  000 

20  7  1  7  OOO 

1  S  1 S  ^  000 
I  2  S()h  000 
15  XI. 2  OOO 
IN-  hol  OOO 

hl  o2l  OOO 
I  7  h<)S  000 
15  3  n»  000 

I  4  405  000 

I I  >  210  000 
1  S  S  1  2  000 


I  I)  O  1  I  OOO 
I  h  h<)<)  OOO 
1  h  ^21  OOO 

1  7  004  000 
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Tabakbau  in  Deutschland  nach  Anbaudistrikten. 

Tabelle  IV. 


! 

1871  —  1880 

1881  —  1890 

1891  — 1900 

I  OO  I  1  l  lOI 

l.  Mit  Tabak  bebaute  Fläche  in  Hektar: 

Pfalz  

891b 

7  763 

5  374 

4694 

Elsaß-Lothringen  .... 

3  153 

2369 

"  385 

« 323 

Badisches  Oberland  .    .  . 

2  857 

3980 

4678 

4  487 

Nürnberg-Fürth  .... 

866 

767 

400 

373 

Uckermark-Odermündung  . 

2  908 

3025 

3  55' 

3  307 

Alle  anderen  Gebenden 

3861 

3  000 

•  983 

iJfiHHt'nes  /.oiigroiet 

22  561 

20904 

•7  785 

16  1(17 

2. 

Ernteertrag  in  Tonnen: 

Pfalz  

14  580 

«4  273 

10477 

"  634 

Elsaß-I<othringen  ... 

<>  534 

5  720 

3  7ii 

3668 

Badisches  Oberland  .    .  . 

4  270 

8  024 

10  723 

10  71 1 

Nürnberg-Fürth  .... 

1  080 

I  310 

648 

688 

Uckennark-Odcrmündung  . 

4030 

5  '75 

b  275 

6012 

Alle  anderen  Gegenden 

8  201 

u  722 

5  476 

4692 

Deutsches  Zollgebiet     .  . 

38  701 

41 224 

37  3<o 

35  405 

3.  Durchschnittlicher  E 

rtrag  an  trockenem  Tabak  vom  Hektar  in  Tonnen:  . 

J  i>  f ~  1 . 

rlalz  

1,58 

1,82 

».95 

2.06 

Elsaß- Lothringen  .... 

2,07  2,41 

2.65 

2,78  1 

Badisches  Oberland  . 

1,02 

2,01 

2,29 

2.3«) 

Nürnberg-Fürth  .... 

'.24 

1.67 

1,60 

1,83 

Uekennark-Odermündung  . 

l,0o 

',7> 

1,78 

1,81 

Alle  anderen  Gegenden 

l.9<> 

2,24 

2,29 

2.36 

Deutsches  Zollgebiet     .  . 

1.71 

1.96 

2,10 

2.19 

Tabakbau  in 

Deutschland  ohne  Elsaß- Lothringen. 

Rt-hautr  FUirlic  ErnttwrtrjK 

1861  —  1870 

19  206  ha          27  982  Tonnen 

1871  — 1880 

19  408 

32  347  * 

1881  — 1890 

'8  335 

35  5°4 

1891  — 1900 

16  400 

33  599  » 

1001  — 1905 

14  844 

3>  737  > 

Die  Pfalz  umfaßt  hier  neben  der  bayrischen  Rheinpfalz  noch  die  badischen 

Steuerbezirke  Mannheim,  Schwetzingen,  Heidelberg,  Sinsheim  und  den  hessischen 

Stenerbezirk  Dannstadt. 
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Rohtabakgesamtverbrauch  im  Zollgebiet  in  Doppelzentnern 

(fabrikationsreif).  Tabelle  v. 


Produktion 

Produktion 

Hinfuhr 

Anteil  des 

im 

Zollgebiet 

Ausfuhr 

weniger 
Ausfuhr 

(inklusive 
Stengel) 

Inland 

inländ. 
Tabaks 

|  1861 

«4«  734 

56  714 

83  020 

207  9<>9 

382  929 

1862 
1863 
1864 
1865 
186b 
1867 
1868 
1 80«) 
1870 

174078 
272  821 
270  45«' 
30b  86o 
265  3b  7 
2 1 2  378 
212  122 

'79  975 
102  654 

«>4  475 
61  717 

70  673 

53  648 
<»7  024 

54  5 00 
b2  350 
30  486 

7"  432 

IO<)  bo? 
211  104 

«99  783 
253  212 
198  343 
«57  878 
140  763 

1  21)  480 
I  K>  222 

29«  957 
286  239 
302  619 
3« 3  246 
3'4  3^4 
401  35« 
39«»  390 
311  172 
310  210 

401  560 

407  3«>3 
302  402 
36b  438 
5 «2  707 
»>49  229 
54b  I(>2 
440  6b  1 
426432 

1861  1870 

33-  549  1    492  59« 

3 2» 7  jo 

1871  72 
•«7  2  73 

287  163 
3''i  058 

34  33 1 
5'  494 

252  832 
309  364 

488  822 
7<>7  045 

74'  «»54 
1  076  600 

'«73/74 
'«74,  75 
1875.7«» 

432  559 
337  062 
303  "2b 

61  701, 

81  533 
83  816 

3-0  830 
233  329 
2  17  «HO 

344  266 
429  340 

462  863 

7«5  ««6 
684  86«, 
«'80  773 

■*7«V77 
.     '«77  78 

233  (.14 
238  903 

57  263 
33  292 

196  331 
203  613 

406  7  73 
765  9*4 

693  124 
07«  597 

:  18-87«, 
187.,  80 
j  1880,81 

230  1 10 

227  2b8 
4' 7  57  « 

.>  1  9-u 

7  44«' 
2  179 

219  822 

4' 5  392 

1  rw>n  "3  ca  1 

J    \J\J\J    \  KJVJ 

120033 
152  663 

339  875 
368  033 

1871  —  1x80 

309  803 

44  698 

263  »"5 

302  8 1 1 

/IT  <)K' 

34.5  °  <> 

1881/82 
1882,8? 

400  317 
311  811 

28  076 
35  021 

4<»2  44« 
270  7«,o 

272  134 
2(»4  399 

734  575 
54«  389 

1   188?  84 
18X4x3 

l88y,8h 
1886  87 
I887/88 
I888/89 

312  129 

377  543 
308  385 

308  682 
32b  929 
2 1 0  866 

2«  533 

48  773 
20  419 
10  710 
9  901 

20O  3<»b 
ll8  12  1 
239  61  2 
288  263 
316  210 
200  9<>3 

3«<>  745 
381  058 

414  I<)0 
4«3  283 
468  293 

607  34 1 
6o~  -;~ 
t>40  b7o 
702  453 
729  5°2 

669  258 

I889/9O 
1890,91 

3  1 2  09», 
338  976 

•7  738 
ib  792 

294  3'" 
322  184 

4«M  f,75 
488  948 

750  036 

811  132 

l88l— I89O 

3-0  793 

24  808 

304  .,s5 

384  326 

689  3 1 1 

44.2  "  r« 

l89l'f)2 

1892.  «>3 
1893,94 

« 894/95 

I  8<,y,  <»() 
189(1  97 

1897  98 
1     l8<»8  <»<) 
1  8'M)  00 
1900  Ol 

278  195 
242  801 
2^6  (.53 

3°<>  530 
388  367 

370  «32 
362  728 
2 60  473 

24°  597 
278321 

"3  179 
'3  03  =i 
7  78i 

6  1  10 

4  240 

7  233 
2  829 

14  702 
1 1  231 
2  329 

263  oi(. 

228  866 
248  872 
300  420 
384  «27 

362  870 

359  899 
245  71 1 

229  366 
275  792 

479  238 

497  447 
300  64  7 

317  102 

553  «75 

575  79t» 

504  5°7 
607  985 

5oo  551 
bo7  681 

744  234 
726  313 

749  5« 9 
817612 

937  202 

938  673 

954  4°«» 
853  696 
828  o«7 
883  473 

1891-1900 

298  480 

8385 

290  095 

553  3«2 

843  407 

34,4  °/o 

1  1901,02 
1902  03 

:  1003/04 
n,o4  03 
1905  06 

1  1906/07 

320  102 
301  580 

2<'4  574 
275  o47 
234  882 
236  boo 

2  800 
2  885 
2834 
2  361 
1 0  09 1 
10  896 

3»7  293 
298  693 
261  740 
272  48b 
235  79« 
245  "°4 

604  296 
610  928 
644  807 
632  697 
770  300 
»43  348 

921  58«» 
909  623 
906  547 
925  183 
1  006  09 1 
889052 

,  1901  —  1906 

278  797 

b  84b 

27«  95« 

«»54  396 

926  347 

29.3  0  0 
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Rohtabakgroßhandelspreise  (exkl.  Steuer  und  Zoll) 

pro  Doppcl/entner.  Tabelle  VI. 


Bremen 

Harn  b  urg 

Mannheim,  Pfälzer 

Kentucky 

Virginy- 

Domingo 

Brasil 

Umblatt 

Schneid- 

Brasil  IIa 

Deck  und 

l'niblatt 

und 

ordinär 

Stcnjjel 

r.iniage 

r.iiiiajft 

gut 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1879 

43-50 

IOI.90 

24.40 

I  14.80 

I  18.30 

71.70 

_ 



1880 

0 1 .70 

28.OO 

I  C.2.QO 

I  I  5.00 

82.80 

1881 

59  4° 

88.30 

28.40 

'33-30 

1 15.OO 

87.20 

77.20 

1882 

66.30 

80.9O 

27-CO 

1  IO.OO 

I  I  2.50 

Ol.lO 

66.OO 

7  i-50 

1883 

66.20 

88.80 

2550 

9740 

1  I  O.OO 

9 1 .00 

77.OO 

78.90 

1884 

82.40 

82.70 

2370 

IOO.OO 

107.90 

97.00 

73-70 

77.90 

1885 

75-5° 

79.80 

21.30 

99.IO 

IO5.20 

98.50 

75.OO 

64.90 

63.60 

87.70 

2550 

•15-55 

1  I2.00 

88.60 

72.90 

75-5o 

1886 

5  3- 20 

99.30 

18.00 

98.70 

98.00 

91.30 

7  I  .OO 

57.80 

1887 

49.70 

9O.80 

1 9-oo 

OO.y  O 

98.,  0 

96.50 

,  '»  /O 

(,3-3° 

1888 

50.00 

9I.4O 

20.00 

86.70 

106.30 

101.20 

80.00 

66.00 

1889 

39.00 

IO8.9O 

20.00 

Q2.  IO 

1 25.00 

101.40 

81.20 

63.60 

1890 

39.80 

I  24.60 

20.00 

92.9O 

126.70 

1  '3-3° 

88.40 

66.00 

•  886  1800 

4630 

IO3.OO 

19.40 

OI.4O 

110.95 

100.75 

79-65 

63.30 

1891 

43-8o 

IO9.70 

18.30 

87.90 

1 10.00 

105.30 

81.40 

57.20 

1892 

49-60 

07.20 

'7-5° 

0O.4O 

1 03.80 

104.00 

82. HO 

59.00 

•«93 

58.70 

76.OO 

16  00 

66.30 

87.90 

1 10.00 

8g. 10 

- 

69.30 

1894 

52. 10 

65.70 

J  4 

15.30 

62.50 

88.  lo 

107.10 

01 .00 

7  i.s,o 
4  ■  j 

«895 

(%  1  Än 

1  f  ry\ 
1  H  ,\J%J 

I  1  j.  IO 

99./  U 

1 1  00 

II  •  fli»  1  t  Rnc 

1 oy 1  —  1 "V J 

49-75 

80.10 

l<>. 40 

71.55 

94.60 

108.10 

80.00 

66.80 

1896 

39.20 

H  1  nn 
O  1 .00 

1 5*oo 

8  1 .00 

1 1  "-IO 

I04.40 

9O.OO 

O  1  .  20 

i8q7 

38.40 

98.20 

15.00 

85.00 

125.80 

I  I  1.00 

95.60 

75-50 

I898 

4700 

1  I0.20 

15.00 

82. 40 

1 30.00 

1 1 1.40 

89.9O 

58.60 

I899 

±7  CO 

1 4.60 

75-50 

136.70 

108.60 

88.8O 

IQOO 


55-30 

I  I4.8O 

13.40 

(»9.00 

t42  10 

1 11.70 

92.60 

68.20 

I896  I9OO 

45-50 

IO5.9O 

14.60 

78.bo 

•30.35 

109.40 

9I.50 

(>8.io 

I9OI 

60.70 

9I.4O 

13.00 

63.40 

107.10 

122.20 

IO7.4O 

1902 

63.20 

72  40 

i3-7o 

53-30 

80.80 

1 20.80 

I08.00 

Branil 

1903 

65.20 

86.30 

15.00 

5 1 .00 

88.40 

08.90 

86.IO 

I904 

54  3o 

82.OO 

15.00 

57-70 

86.60 

06.80 

83.8O 

74.80 

«905 

90.  IO 

1 5.00 

67.20 

88.80 

94.90 

82.00 

73-4°  ' 

|l90l  — 1905 

59-40 

84.45 

■4-35 

58.50  '  90.40 

106.70 

93-50 

73.80 

|  1906 

63.40 

IOO.4O 

16.20 

74-30 

106.30 

106.10 

9I.90 

72.90 

!  l9°7 

79.10 

I25.80 

1 7.80 

77.10 

125.60 

1  26.20 

IO4.6O 

90.00 

1 1906— 1907 

7125 

I  I2.6o 

17.00 

75-70 

115.95 

1 16.15 

98.25 

81.45 

Konditionen:  Bremen:  Rein  mit  Verpackung  6  Monate  Ziel;  Hamburg: 
6  Monate  Ziel  oder  bar  2'  2  0  o  Abzug;  Mannheim:  6  Monate 
Ziel,  bar  1  0  0  Abzug. 
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Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Rohtabak  im  Zollverein. 

Tabelle  VII. 


Einfuhr 
Ztr. 

Ausfuhr 
Ztr. 

1836 

1  89  439 

7  1  9Q9 

1 837 

184  840 

2  1  43  1 

1838 

200  67  2 

42  265 

1839 

191  62  I 

41  882 

1840 

T 

208  1  }g 

2}  595 

184I 

245  goi 

1  Q  7  54 

1842 

248  749 

16882 

1843 

2  7  8  7  1  1 

8  729 

I844 

27  I  419 

l686l 

I84S 

323  039 

1  2  34Ö 

IH46 

292  650 

10  ^54 

I847 

31g  757 

|8  328 

I848 

23^816 

15  858 

I849 

296  018 

26  272 

IN  50 

300  5  1 9 

48  47  I 

185  I 

291  882 

74  800 

1832 

3^5  727 

4Q  244 

1853 

33  1  34& 

1  28  }  14 

18.54 

360  8l9 

12?  292 

18  s.S 

412  505 

1 6q  480 

1856 

S04  70s 

I s6  74 l 

1857 

426  599 

]?g 2  55 

472  536 

67  038 

1859 

529  290 

81  829 

I86O 

5«5  9>  2 

88  505 

I86l 

595  917 

131  281 

1862 

5*3  9«4 

149  248 

I863 

572  5'« 

142  561 

I864 

60,5  238 

163  593 

isf>5 

626  4Q2 

1  24  186 

Vgl.  Mälulen,  Anhang  S.  7,  12. 

In  d-r  Hinfuhr  sind  Tabakblätter  und  Stengel  gezählt. 


Digitized  by  Google 


«59 


Einfuhr  von  Rohtabakblättern  im  Spezialhandel  Deutschlands 

(in  Doppelzentnern).  Tabelle  VIII. 


Erntejahr 
vom  l.  Juli 
bis  30.  Juni 

Niederland. 
Kolonial- 
tabake 

Ameri- 
kanische 
Tabake 

fi  t     tri  1  - 

Vit-               1 1 

einfuhr 

Anteil  der 

nitHit*rlHnn 

Kolonialubake 

a  tTif*riW;i  ntM^hf^n 
n  111  v  1  Ii» «11  H9%  *ii> 

Tabake 

1871  72 

94  303 

329  4" 1 

463  4O0 

«872/3 

1    IO  98O 

5 1 1  5 1 9 

683  059 

•»73  74 

78  941 

2 1 3  040 

3«°  777 

>874  75 

95  273 

274  807 

380  930 

I875  76 

tot  135 

297  613 

4« 7  7<>3 

»»7^  77 

101  546 

318  487 

443  <>35 

1877  78 

138  f>92 

492  733 

f'73  »87 

187b  79 

164  908 

(>5()  25b 

884  827 

1  8y  9  80 

3  8  /  T> 

1  -  ^ti- 
li" 087 

1 10  70b 

in 80  81 

37  «>79 

•37  932 

1881  82 

<>3  °>2 

i(>5  028 

247  748 

■  O  O  -%    SJ  ■% 

X  öo2  03 

(>l  495 

1 7 1  050 

238  44b 

188384 

l>4  902 

214  5/'' 

285  313 

.40.  0  r 
l 004  05 

2)Oo,8 

324  202 

1 88)  Bn 

73  370 

2f>5  20S 

34<>  5°5 

,00/  Q  _ 

1  88l>  87 

82  4<>9 

289  1  9<> 

379  598 

1  087 '  " 

82  oOö 

291  7  lü 

381  y.fj 

1888  80 

105  03(1 

28>  194 

400  045 

1889  90 

I3()  582 

282  997 

432  «>43 

1890  91 

15°  4>  s 

2<>3  023 

457  480 

1891  92 

'54«<>5 

280  2114 

448  017 

1892. 93 

U>4  2(>l 

281»  ,  b$ 

4(14  1 70 

1893  94 

165  902 

294  380 

47O  080 

1894  9, 

171  914 

3°4  °35 

492  <)33 

1893  9(1 

l8d  327 

322  39<> 

527  012 

1890  9/ 

200  2  1  8 

33°  822 

55°  784 

180"  08 

2  1  2  309 

333  3/  1 

^Oö  403 

1898,99 

224  803 

33°°87 

582  367 

1899/ 00 

239  Ö34 

305  209 

575  891 

1900  Ol 

259  >»5 

290  805 

583  924 

1901/02 

262  834 

282  533 

581  <>8i 

1902  03 

258  7«5 

290  5  59 

590  078 

1903  04 

272  050 

305  887 

«'24  857 

1904/05 

287  742 

249  223 

''35  230 

1905  06 

332  53° 

352  327 

750  842 

1906  07 

3 «3  382 

2(19  202 

<>2*>  <)<><> 

1871  —  1880 
1881—1890 
1891-  1900 
1901  —  1906 


Durchschnitt: 


96  2l8 
88  780 

197  942 

287  887 


324  037 
250  9<>b 

307  813 
291  622 


431  422 

349  3<>5 
527  026 

^34  94«» 


21.3  0  o 
25Ö  °o 

37.0**0 
45.3% 


71.8  0  o 

71.«'  0  o 
58.4 

45.9  °  o 


Da  die  Rciclii»Uti«ik  die  Zusammenstellung  ver*rhieilotttli.  h  :in<Urtc,  w>  w  ir  nur  eine  Zu- 
njeh  oitindintlien  und  ;itnciik;ini«.i >u-n  lab^ken  nn^!i«li.  L'nter  die  f'iru|>j>e  nieiler- 
landische  Kolonialubake  haben  wir  tlie  in  der  Statistik  unter  Nuxlerlande  «eiählten  miteingerechnet. 
da  diese  fast  ausuchließlkh  Kolonialtaliake  sind,  l'nter  nn>enk;«m«  lion  Tabaken  haben  wir  die  über 
Bremen  und  Hamburg  cinirefraneenen  lab.ikr.  sowie  die  ausdrücklich  al»  aus  Amerika  kommend 
angegebenen  Tabake  zusammengefalSt.  Z.  T.  sind  hier  auch  europäische  Tabake  mitgezählt,  in  ein- 
seinen Jahren  auch  ostindische  Tabake.  Abgesehen  von  diesen  Fehlern  zeigt  die  Statistik  deutlich  die  all- 
mählich immer  grilßer  werdende  lledeutung  der  niederländischen  Kolonien  als  Tabakbezugsland  fiir 
die  deutsche  Tabakfabrikation.  Die  kleinen  Fehler  stören  das  Mild  nicht.  Die  aus  Europa  kommenden 
Tabake  haben  wir,  um  das  Bild  einfach  /u  halten,  weggelassen,  s  e  sind  in  der  Hauptsumm 
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Tabelle  IX. 


Rohtabakeinfuhr  Deutschlands  im  Spezialhandel 
nach  Herkunftslandern. 

1905 


1  itniif>n 

1  1  f  Hill- 11 

«•1(11  IV 

610 

4OO  OOO 

6  990 

1 3  300  OOO 

370 

200  OOO 

Rußland  

100 

1 00  OOO 

2  560 

3  800  000 

1  940 

2  9OO  OOO 

560 

400  OOO 

27  .590 

57  400000 

16  230 

1 7  900  000 

2  150 

1  500  OOO 

Dominikanische  Republik  .... 

4410 

3  1 00  000 

1  100 

4  700  OOO 

620 

300  OOO 

Kuba  

2  190 

5  500  000 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika 

13  36o 

10  200  OOO 

Gesamteinfuhr  1905 

81  170 

122  4OOOOO 
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Rohtabakeinfuhr  Bremens. 

Tabelle  X. 


Gesamt- 
einfuhr: 
Tonnen 

Wert  in 

N'ordamerik. 
Tabake : 
Tonnen 

Westind.  und 
mex. Tabake  r 
Tonnen 

Sadamerik. 
Tabake: 
Tonnen 

Sonatiger  | 
Tabak : 
Tonnen  | 

1847 — 185 1 

15  868 

IO  092 

5  554 

222 

1852— 1856 

25  '«3 

•  5  108 

9667 

408 

1857—1861 

32  585 

20  6l  I 

1 1  262 

712 

1861 

43  278 

45  627 

30  954 

7  423 

4  394 

263 

1862 

34  246 

52  373 

'5  205 

IO  243 

207 

1863 

34  « r  < 

52  522 

12  816 

«55 

1864 

35  295 

47  9<>' 

•6  337 

6  203 

12  5Q2 

1 10 

1865 

35  844 

43  432 

22464 

4  587 

8632 

'37 

1 866 

34  279 

37  270 

17  620 

4  859 

"  330 

47o 

1867 

46  662 

47  307 

28  734 

3  799 

13883 

245 

1868 

33  4<>5 

42  526 

15  971 

5  9o8 

II  370 

216 

1869 

35  696 

4<*  745 

18  907 

6012 

9  957 

992 

1870 

30  333 

38  168 

15  018 

2693 

11  897 

837 

1871 

47  363 

51  800 

24  358 

40IO 

16  095 

2  582 

.872 

52  299 

71  883 

30  357 

4  65 1 

12  554 

4  286 

1873 

51  021 

59  75° 

28  074 

^  2*^ 

15  768 

1  870 

1874 

53  <>47 

62  065 

27  459 

0  45« 

16  660 

3  018 

1875 

34  620 

47  528 

10  719 

5  54« 

16  279 

>  540 

1876 

53*5* 

60  559 

31  250 

3  472 

17  «45 

1  788 

1877 

44  452 

48  156 

23  208 

5  6'4 

12  042 

2  586 

1878 

68  939 

63  298 

45  "5 

5  247 

14  466 

4  1 10 

1879 

42  243 

42  9<>7 

19496 

3  854 

16  087 

2  793 

1880 

38  300 

42  578 

18  018 

3  9' 6 

14  841 

•  513 

1881 

38  382 

42  57o 

»9  422 

4  910 

12  309 

1  660 

1882 

33  046 

3'  425 

»0349 

4  004 

1 6  2 1 1 

1  681 

1883 

44  776 

42  656 

21  856 

/  D  1  t 

I  X  246 

2  »54 

1884 

44  «95 

47  649 

17  830 

5  628 

1 7  999 

2  737 

1885 

47  568 

5«  474 

23  602 

6877 

13  891 

3  097 

1886 

55  889 

53  4 «5 

33  577 

5  077 

13  804 

3  432 

1887 

49  905 

49  403 

17  308 

9  062 

20  068 

3  4*7 

1888 

45  4<>4 

48  266 

«7  472 

7  249 

16  995 

3  747 

1889 

40  624 

47  261 

17  617 

0  228 

I  1  126 

5*52 

t8()0 

47  «65 

55  830 

17  432 

4835 

l8  992 

5906 

«891 

55  »53 

60  024 

13  688 

5  442 

29  507 

6516 

1892 

45  93'» 

47  599 

20  892 

0  ^76 

«3  5'5 

4  553 

1893 

5*  373 

54  599 

t(  188 

7  738 

29  732 

4  7 '5 

1894 

45  97o 

44  Ml7 

20  020 

5  765 

'5065 

5  120 

>»95 

49  68 1 

41  827 

20  567 

4  276 

19  4<>8 

5  37i 

1896 

49  707 

46  916 

23  066 

4287 

16  642 

5  7" 

1897 

57  666 

58  225 

24  420 

3  228 

22  517 

7  501 

!  1898 

61  478 

64  639 

18  296 

7672 

29  353 

*  155 

j  1899 

48  067 

46  7<>i 

17  109 

6  252 

•  3  529 

11  177 

1900 

58249 

62  321 

15  964 

"  1  3*5 

22  233 

8685 

1901 

60  223 

61  653 

14895 

8  973 

29  393 

6  961 

1902 

63  503 

54  778 

17  550 

5  364 

32  846 

7  743 

'903 

49  949 

45  9*2 

18348 

4  661 

17  218 

9  722 

1904 

55  784 

51  982 

M  794 

7  307 

23  004 

10677 

•  905 

48  145 

49  400 

1906 

S2  077 

56  57« 

Fleymann,  Entwicklung  d«-s  Pfälzer  Tabakhandel*.  j  1 
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Tabelle  XI.i. 


Anfuhr  von  Javatabak  in  Holland  1844  1869. 


844  zirka 

845  .  . 

846  zirka 

«47 
848 

849 

850 

851 
852 
853 
854 

855 
856 

857 
858 
859 
860 
861 
862 
863 
864 
865 
866 
867 
868 
869 


1 7  000  Packen 
24903  » 

19  400 

25  53o 
1 6  508 

8151 

16  082 

1 7  205  » 

30  828 

20  427 

24  553 
30  288 

56  742 

52  175 
62  722 

64  223 

65  682 
97  940 

89  331 
1 1 7  406 

90  690 
112  433 

1 16  979  > 
96  109 

99  151 


Anfuhr  von  Sumatratabak  in  Holland  1864  -69. 

1864   50  Packen 

1865   189 

1866   159 

1867   210 

1868  890 

1869   1381 


» 

V 
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Ausfuhren  von  Sumatra-  und  Javatabak  in  Holland  seit  1870. 

(Nach  den  Jahresberichten  von  Henri  Dentz.)        Tabelle  XI  b. 


I 

II  Ernte 
II 

Javatabak 

pro  Pfund 
in  Cents 

Sumatratabak 

£  reis 
pro  Pfund 
in  Cents 

Pa  r  k  i*n  ta  h  1 

Wert  in 
1000  fl. 

Piitkrn/.ihl 

Wert  in 
1000  n. 

B    1 870 

I06  94O 

IO  500 

o2 

2868 

450 

1 28 

1871 

129  OOO 

13  5OO 

74 

3  922 

750 

'37 

t8;2 

207  35» 

18  5OO 

56 

6409 

I  OOO 

132 

'8/3 

240  006 

22  5OO 

59 

9238 

2  500 

182 

>x/4 

178  888 

23  OOO 

78.5 

12  895 

2  850 

150 

181  113 

14  4OO 

50 

»5  355 

3  900 

170 

■  O  m  i 

!  07O 

190  007 

lb  300 

54 

29  034 

6  500 

'52 

1877 

145607 

7  900 

32 

3<>  5'  7 

6  800 

\  2b 

159  295 

'4  75o 

56 

48  545 

9  200 

Mb 

1879 

50073 

5  500 

bb 

57  59b 

»0350 

» «7 

1  ooO 

150417 

10  000 

4' 

64  965 

1 1  250 

112.5 

.00. 

196  462 

9  000 

27 

82  356 

»4  75° 

'  »5 

73  7» » 

3  500 

30 

102  047 

21  500 

»37-5 

1883 

76  413 

6  500 

5°-5 

93  532 

19  150 

»34 

1  804 

122  928 

8  000 

36-5 

12549b 

27  550 

'44 

t  Utt- 

1 083 

•09  539 

7  000 

37 

124  91 1 

26  970 

»4»-5 

I  00O 

106  560 

7  000 

37 

'39  5» 2 

32  600 

»54 

.  litt- 
I  087 

138  919 

9  250 

38 

»44  577 

26  650 

121 

I  000 

169  8(>3 

8  300 

27 

182  284 

35  500 

» 28.5 

•  «Kr« 

14t  126 

7  5°o 

30 

184  322 

40  boo 

140 

I  B9O 

182  508 

8  000 

25-5 

236323 

2b  OOO 

72-5 

1  09  I 

»3^359 

7  750 

33-5 

225  629 

31  400 

9  '-5 

I  O92 

»79  340 

10  250 

33-5 

144  68g 

2b  700 

I  20 

«893 

218  796 

1 1  000 

27-5 

169  32b 

37  <»oo 

'44 

1  8')4 

»54  »53 

8  000 

3» 

'93  334 

35  °oo 

1 19 

1895 

»53  250 

10  000 

37-5 

204  7»9 

28350 

90 

1        ■  Htxfx 

1      1 090 

196  253 

14  000 

40 

191  185 

32400 

III 

189/ 

266  539 

16  000 

33  5 

201  73b 

37  '30 

I  22 

1898 

306  61  I 

17  000 

32 

235  ^53 

33  000 

92 

1899 

3/2  553 

14  250 

22 

264  100 

33  3oo 

82 

I9OO 

24'  53b 

13  000 

10 
ju 

223  73« 

38  000 

1  I  1  .s 

I9OI 

307  326 

»3  500 

25-5 

227  5'2 

32550 

94 

1902 

336  500 

12  250 

20.75 

242  132 

31  200 

85 

1903 

339  -1/ 

17  500 

29-75 

254  602 

35900 

82 

I904 

328  243 

16  500 

28.75 

233  957 

35  800 

99 

I9O5 

432  359 

22  200 

28.5 

223  3<>o 

54  5°° 

'55 

I906 

515  610 

26  800 

29-5 

248  441 

bl  boo 

'59 

II  * 
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Der  Verkehr  mit  Tabak  und  Tabakfabrikaten  in  Mannheim. 


(Doppelzentner.)  Tabelle  XII. 


Hafenverkehr  > 

Bahnverkehi  2 

Gesamt- 
Halen-  und 

Ankum  t 

■  *  h  *  1» 

Ankunft  Abgang 

11  115 

4/  4*  / 

— 

— 

'7  399 

43  -5° 

— 

in,  2 

II  IUI 

5>  548 

— 

— 

iX-  i 

9  "4b 

49  994 

— 

— 

in,  4 

52  °/  4 

— 

— 

iX-r 

008 

49  093 

31  810 

1 15  910 

- I'IW 

1  8-h 

9  ' 

40  302 

43  890 

99  »57 

ini  *>■>/"» 
JU1   ■!  *U 

1  8-- 

■  ^     1  AI 

•3  '94 

45  692 

50  880 

91  930 

«Ol  11*9$ 

1  K-K 

13  650 

4U  8*  3 

<«9  73o 

XX  830 

i  8-n 

•3  °29 

43  339 

57  740 

94  78o 

10  502 

3/  29/ 

61  330 

76  500 

1  XX  1 

1  CO  L 

in  4  f &  1 

1 0  4*-*  1 

*x  Xi - 
4"  ö3v 

39  45° 

77  "oo 

1 88"* 

1 1  43/ 

59  220 

01  030 

82  200 

-•3  Soj 

i  XX  i 
l  oo  \ 

1  1  -»AR 
13  20Ö 

52  140 

34  840 

43  580 

'4j  s34 

■  SM  i 

IO  O  1  1 J 

5/  °25 

34  210 

32  160 

'34  214 

188c 

14  4hl 

59  /  3Ö 

55  990 

30  220 

1  UO  4<Ji> 

iX.HA 

lOOD 

213'" 

52  44° 

54  27o 

40  190 

t  A8  t  ■>  1 
iuo  224 

1  887 

13  202 

4°  53° 

t>5  54° 

35  260 

I  A/\  F  1 

1 00  532 

2  ^  1  *"  7 

4°  vvi 

71  660 

35  040 

1 889 

->  ■»  —Ol 

50  489 

58  079 

Iö/  ">9 

1  8(10 

27  OO? 

02  «195 

58  102 

49  995 

-4/  » 94 

18m 

33  38o 

c  c  1A8 

55  36» 

64  580 

58  226 

2  11  Ell 

I  092 

42  401 

54  2;3 

<*553 

61  245 

224  532 

18m 

,n93 

18  A  ->  •» 

38  ü23 

55  5 1 3 

75  872 

62  069 

232  °/  ; 

t  8n  1 

4/  "'4 

4  2  39* 

63  438 

89  573 

-43  022 

1  Xr>" 

50  203 

40  226 

50318 

62  484 

-°3  43 1 

1  8nA 

55  507 

55  ,8° 

84  25i 

67  582 

■>  f  \  ->  •  10 

1897 

85986 

55  802 

68  170 

<»7  393 

277  35' 

1898 

72  3'3 

47  >25 

65  284 

66  9 1 4 

231  636 

1899 

75  »33 

39  33o 

5^  733 

54  229 

22t  J 2 ^ 

1900 

90  903 

5'  575 

5'  739 

80  759 

274  9-6 

1901 

86  616 

4«  933 

62  169 

<»9  o75 

259  820 

1902 

109  725 

52  535 

44  840 

65  980 

273  080 

101  420 

62  224 

81  555 

74<>35 

319834 

1904 

127  109 

5401c» 

67  230 

87  750 

336  108 

»905 

'03  334 

58  2  79 

65  100 

77  035 

303  748 

*  Ktw.i  05  n,  0  des  H 

ifenveikchrs  mit  Tabak  und  Ta 

:>akfabrikaten  si 

nd  Rohtabake. 

J  Im  iiahnvcrkehr 

enthalten  die  Zahlen  von  1883  an  nur  Rohtabak.  Daher 

1883  der  Rückgang  der  Zahlen. 
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Rohtabakausfuhr  nach  Bestimmungsländern  in  Doppelzentnern 

(Spezialhandel).  Tabelle  xm. 


Frank- 
reich 

OVUM 



•  - 
Nieder- 
lande 

Oester- 
reich- 
Ungarn 

I  Ulli  eil 

fVroß- 
britan- 
nien 

Andere 
Länder 

Gesami- 
atiüfuhr 

1871-2 

7  002 

6  672 

910 

1 5  640 

596 

3  572 

34  392 

'872,73 

10  101 

27  049 

<- 

641 

18  260 

208 

I '  999 

59  258 

»»73/74 

17  848 

12  329 

2  17« 

12  460 

18  290 

— 

8  083 

71  181 

«8,4.  y  5 

3°  333 

10  309 

2  964 

•7  552 

1 5  896 

16  570 

93  624 

1873, 76 
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lich geschulten  Leser  viei  zu  denken.  Er  läßt  uns  die  Kolgen  der  Industrie  unter  einem  neuen  Ge- 
sichtswinkel erblicken.  Für  Sozial-  und  WohnuBgspoluiker  und  Arbeitgeber  bietet  das  Buch  des 
Lesenswerten  viel.»  Gemeinde- Verwaltungsblatt. 


Die  Akzise  in  der  Kurpfalz.  Ein  Beitrag  zur  deutschen  Finanzgeschichte  des  17. 
und  18.  Jahrhunderts.  Von  Dr.  AUGUST  J.  FINE1SEN.  (IX.  Band.  I.Heft.) 
—  Preis  im  Abonnement  1.60  M.,  im  Einzelverkauf  2  M. 

»Die  lebendig  geschriebene  und  stets  mit  arcfcivalischcn  (oft  wörtlichen)  Belegen  versehene 
Abhandlung,  die  auf  fleißiger  und  gew.uulter  Quellenforschung  beruht,  ist  auch  vom  allgemeinen, 
historischen,  national-ökonomischen  und  kulturellen  Standpunkte  aus  eine  anregende  I^-ktüre.« 

Badiscbe  Rechnrpraxi*. 


Die  Qemarkungs-,  Boden-,  Bau-  und  Wohnungspolitik  der  Stadt  Mannheim 

seit  1892.  Von  Dr.  WILHELM  WEIS.  (IX.  Band.  2.  HefL)  —  Preis  im 
Abonnement  1.60  M.,  im  Einzelverkauf  2  M. 

Die  Dar.tcllung  soll  einen  Oberblick  über  die  neueste  Entwicklung  der  Stadt  Mannheim 
und  ihre  Tätigkeit  geben,  soweit  sie  auf  der  räumlichen  Grundläge,  der  Gemarkung,  basiert  sind. 


Prachtsatz  und  Transportmenge  unter  Zugrundelegung  der  Verhältnisse  des  Mann- 
heimer Weizenhandels  nach  der  Schweiz.  Von  ALFRED  SCHNEIDER. 
(IX.  Band.  3.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  — .90  M.,  im  Einzelverkauf  1.20  M. 

»Die  auf  umsichtiger  Benützung  de«  statistischen  Materials  und  der   Literatur  beruhende 
Monographie  liest  sich  trotz  des  spröden  Stoffes  leicht  und  anregend.«  Badttcbe  Rechtspraxis. 

Das  Muhlengewerbe  in  Badeo  und  in  der  Rheinpfalz.  Von  Dr.  MAX  FROMM. 

(IX.  Band.  4.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.80  M.,  im  Einzelverkauf  3.60  M. 

»Die  Schrift  ist  außerordentlich  intett-sMtit  und  verdient  auch  von  denen,  die  den  Standpunkt 
des  Verfa<*er*  in  bezug  auf  die  Bedeutung  der  Großmüllerei  nicht  teilen,  gelesen  zu  werden.. 

Die  ilühle. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 


Digitized  by  Google 


G.  Braun  sehe  Hof  buchdruckerei  und  Verlag,  Karlsruhe. 

Volkswirtschaftliche  Abhandlungen 

der  Badischen  Hochschulen. 


Geschichte  des  badischen  Gütertarifwesens  bis  zur  Tarifreform  1877.   Von  Dr. 

HEINRICH  FUCHS.  (IX.  Band.  5.  Heft).  —  Preis  im  Abonnement  1.60  M., 
im  Einzelverkauf  1.80  M. 

»Du  Büchlein  kann  allen,  die  sich  mit  der  Wirtschaftsgeschichte  umeres  Vaterland™  be- 
empfohlen werden.«  Archiv  für  Eisenbahn v 


Fleischversorgung  von  Karlsruhe,  Mannheim  und  Ludwigshafen  a.  Rh. 

Von  Dr.  PAUL  BRANDT.  (IX.  Band.  6.  Heft.)  -  Preis  im  Abonnement 
3.80  M.,  im  Einzelverkauf  3.60  M. 

Die  Neuerungen  in  der  Tarifgemeinschaft  der  deutschen  Buchdrucker.  Von 

Dr.  EMANUEL  B AENSCH.  (IX.  Band.  7.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement 
1.60  M.,  im  Einzelverkauf  2  M. 

»Die  Arbeit  tat  um  so  verdienstvoller,  ala  das  Wesen  des  Organisationavertrages  bis  jetzt  außer 
bei  des  Bochdiuckera  nur  noch  bei  den  Buchbindern,  den  Chemigraphen  und  den  Angestellten  der 
Krankenkassen  besteht  und  demnach  hier  noch  ein  weite«  Feld  durch  andere  Gewerbe  zu  bearbeiten 
bleibt,  für  die  das  Buch  ein  Lehrbuch  ist.«  Die  graphische  Welt. 


Der  Absatz  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  im  Kreise  Mannheim.    Von  Dr. 

EMIL  DOERR.  (IX.  Band.  1.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement 
2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3  M. 

»In  dieser  fleißigen  Arbeit  .  .  .  werden  zunächst  die  Betriebs  Verhältnisse  im  Kreise  Mannheim 
beleuchtet,  sodann  die  Voraussetzungen  für  den  Absatz  der  landwirtschaftlichen  Produkte  in  diesem 
Krei«e  behandelt  und  darauf  —  und  dieses  bildet  den  umfangreichsten  Teil  —  berichtet,  wie  «ich  der 
Verkauf  der  einzelnen  landwutvchaftlichen  Erzeugnisse  vollzieht  «  Heidelberger  Tagblatt. 

Studien  iber  die  Wirkwarenindustrie  in  Limbach  i.  Sa.  und  Umgebung.  Von 

Dr.  WILFRID  GREIF.  (IX.  Band.  2.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonne- 
ment 1.80  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 


»Die  sehr  wertvoll«  Arbeit  ist  nicht  nur  für  die  Einwohner  von  Limbach  und  Umgebung  von 
er  Neuartigkeit  vieler  Ausführungen  in  ihr.«  Deutsche  Wirker-Zeitung. 


Die  Landwirtschaft  im  Herzogtum  Sachsen- Alten  bürg.  Von  Dr.  OSWALD 
MÄLZER.  (IX.  Band.  3.  Ergänzungsheft.)  -  Preis  im  Abonnement  2.40  M., 
im  Einzelverkauf  3  M. 

» Das  durch  seinen  kernigen,  wohlhabenden  Bauernstand  seit  alter  Zeit  berühmte  Altrnburger 
Land  hat  in  diesem  Buche  eine  volkswirtschaftliche  Bearbeitung  gefunden,  welche  den  Mann  der 
Wissenschaft  wie  den  Mann  der  Praxis  in  gleichem  Maße  fesseln  wird.« 

Landwirts. baftt.-Histor.  Blätter. 

Die  Industrie  emaillierter  Blechgeschirre  in  Deutschland.    Von  Dr.  HERM. 

WUPPERMANN.  (IX.  Band.  4.  Ergänzungsheft).  —  Preis  im  Abonnement 
1.80  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

»Das  flott  geschriebene  Büchlein  muß  als  ein  sehr  dankenswertes  Unternehmen  U-z<- ebne» 
werden  .  .  .«  Suhl  und  Eisen. 

Zur  Methode  der  Volkswirtschaftslehre.   Von  Dr.  stephinger.   <IX.  Band. 

5.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3  M. 


Bedeutung  des  Allmendbesitzes  in  der  Gegenwart.  Von  Dr.  AHRON 
ELIASBERG.  (IX.  Band.  6.  Krgänzungshcft.)  —  Preis  im  Abonnement 
1.50  M.,  im  Einzelverkauf  1.80  M. 

.Das  Heftchen  bietet  zur  Orientierung  Ober  diesen  Teil  des  National  Vermögens  reiche  Gelegen- 
heit.« Gemeinde- Verwaltung»- Blau, 

Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 
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Vo lks wirtschaftliche  Abhandlungen 

der  Badischen  Hochschulen. 


Der  volkswirtschaftliche  Wert  der  städtischen  Fäkalien.   Von  Dr.  OSKAR 

HORNEY.  (X.  B;»nd.  1.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  l  M.,  im  Einzel- 
verkauf  t.20  M. 

»AI*  «1er  Verfasser  an  die  vorliegende  Arbeit  herantrat,  glaubte  er,  dal!  die  Verwertung  iler 
städtischen  Kakalien  für  die  Volkswirtschaft,  insbesondere  für  die  Landwirtschaft,  höchst  bedeutsame 
Folgen  haben  müßte.  Kr  kam  zu  einem  negativen  Resultat.  Dieser  Zusammenhang  macht  die  Arbeit 
besonders  interessant  und  bedeutungsvoll.  Der  Autoritätsglaube  an  Lirbig*  Ausspruch,  daß 
ein  Land  verarmen  müsse,  wenn  es  d  e  mit  der  Ernte  entnommenen  Werte  nicht  sogleich  in  Form  d«*s 
daraus  produzierten  Dünger»  di-m  Boden  zurückgebt-,  das  Stichwort  von  Millionenwerten,  welche  dir 
Fäkalien  repräsentieren  stillten.  .  .  .  diese  Phrasen  waren  lange  genug  ein  lästiger  Hemmschuh  für  die 
Entwicklung  einer  rationellen  Städtereinigung,  und  mit  Genugtuung  muß  die  vorliegende  Arbeit  begrüßt 
werden,  welche  die  so  oft  und  kritiklos  nachgebeteten  Prophezeiungen  auf  Grund  einfacher,  übet  - 
zeugender  Rechenexeinpel  in  da»  richtige  Licht  stellt.  <  Gesundheit.  ZeitS4.hr.  für  Städtehygiene. 


Die  gewerbliche  Bleivergiftung  und  ihre  Bekämpfung  im  Deutschen  Reich. 

Von  Dr.  KARL  WÄCHTER.  (X.  Hand.  2.  Heft.)  -  Preis  im  Abonnement 
2  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

►  Verfasser  schildert  die  durch  die  Verwendung  des  Bleies  und  der  Bleiverbindungen  herbeigeführten 
Gefahren  .  .  Verfasser  schildert  ferner  das  Vorgehen  der  sozialen  Vereinigungen  des  In-  um!  Aus- 
landes sowie  die  Maßnahmen,  die  in  Deutschland  von  der  Gesetzgebung  und  den  Behörden  gegen  die 
Bleigcfahrcn  getroffen  worden  sind.  Mit  gewichtigen  Gründen  wird  dargelegt,  daß  die  Statistik  un< 
keine  sicheren  Aufschlüsse  gibt.  Die  Schrift  bringt  eine  wertvolle  üliersicht  über  den  jetzigen  Stand 
der  wichtigen  Bleifrage  und  rnthält  manche  nützlichen  Anregungen.« 

Zeitschrift  für  das  Bore-,  Hütten-  und  Salüsenwesen. 


Eisenbahn  und  Landwirtschaft  im  Grossherzogtum  Baden.  Von  Dr.  ALFRED 
SCHNEIDER.  (X.  Band.  3.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  2  M.,  im 
Einzelverkauf  2.40  M. 

»Geboten  werden  reiches  Zahlenmaterial  und  wirtschaftspolitischc  Feststellungen  über  Bezugs- 
und  Absatzgelegrnheiten  der  hadischen  Landwirtschaft  und  Erwerbsm<>glichkeiten  ihrer  Bevölkerung. 
Die  Eisenbahn  war  die  Ursache,  da(i  zeitgemäßere  Bctiieb»-  und  Wirtschaftsweisen  eingefühlt  und 
ausgebildet  wurden,  wodurch  der  ländliche  Wohlstand  eine  außerordentliche  Hebung  erfuhr,  die  noch 
nicht  abgeschlossen  ist.    Freilich  gibt  es  auch  frachtliche  Schattenseiten.«  Deutscher  Müller. 


Die  Agrarverfassung  der  Niederlombardei  mit  besonderer  Berücksichtigung 

der  Landarbeiter.  Von  Dr.  FRANCESCO  ROVELLl.  (X.  Band.  l.  Er- 
gänzungsheft.) —  Preis  im  Abonnement  3.20  M.,  im  Einzelverkauf  4  M. 

»Die  Arbeit  erstreckt  sich  auf  das  Gebiet  der  Nicdcrlombardei  (tiassa  Lombardia)  «vischen 
d«-n  Flüssen  Tessin  und  Adda,  einen  Teil  der  Poebetic,  weither  durch  eine  landwirtschaftliche  Technik, 
die  wohl  am  fortgeschrittensten  von  ganz  Italien  ist,  eine  berühmt  gewordene  Bewässerungsrerfassung, 
den  Reisbau,  die  Wiesen-  und  Milchwiitscbaft  gekennzeichnet  ist.  Die  in  volkswirtschaftlicher  und 
sozialer  Hinsicht  besonders  charakteristische  Agrarverfussung  dieser  Gegend  hat  auch  noch  ein  be- 
sonderes Interesse  deswegen,  weil  sie  in  mancher  Hinsicht  der  englischen  Agrarverfassung  und  der- 
jenigen des  nordwestlichen  Deutschlands  "Großbetrieb  und  Guistagelöhner}  ähnelt  und  schließlich  noch 
in  der  Einwanderung  der  Rtlsarbeiter  eine  ähnliche  Erscheinung  wie  die  .Sachsengängerei  aufweist.  ■ 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 
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Grundrentensteuer 

Ein  Beispiel  über 

Einführung-  und  Erträgnis  der  Grundrentensteuer 

Dargestellt  an  den  Verhältnissen  des  GroKherzogtums  Baden 

von 

Julius  Emele 

Ein  Vorschlag  zur  Steuerreform  als  Beitrag  zur  Lösung  der  sozialen  Frage. 

Preis  M.  i.;o 


Boden  werte 

Bau-  und  Bodenpolitik  in  Freiburg  i.  B. 
während  der  letzten  40  Jahre  (1863—  1902) 

von 

Dr.  Wilb.  Mewes. 

Preis  M.  2.— 

»Ich  begnüge  mich  mit  der  Hervorhebung 
de»  Gesamtwert«  der  Arbeit,  die  ich  als  einen 
aulgezeichneten  Beitrag  zur  Wohnungsfrage 
bezeichnen  möchte.«  Frankf.  Zeitung. 

»  .  .  .  stellt  sich  als  eine  äul'etst  fleißige  und 
zuverlässige  sozialpolitische  un<l  volkswirtschaftliche 
Arbeit  dar,  die  einet  eingehenden  Stu- 
dium« würdig  ist  und  «ich  den  früheren  Ver- 
öffentlichungen über  andere  deutsche  Städte  ge- 
rn»! zur  Seite  »teilen  darf.«    Freiburger  Zeuung. 


Gemarkung'* 

Boden-,  Bau-   und    Wohnungspolitik  der 
Stadt  Mannheim  seit  1892 

von 

Dr.  Wilh.  Weis. 

Preis  M.  2.— 

» Mannheim  ist  eine»  der  intercm>.tntestrr- 
Großstadtproblcme  in  Deutschland  und  findet 
d.irum  immer  wieder  Bearbeiter.  Dr.  Weis 
schildert  die  jüngste  Mannheimer  Entwicklung* 
periode  und  läßt  unt  da  einen  interessanten 
Einblick  in  ein  Gemeinwesen  tun,  wo  alles  mu 
Vorbedacht  auf  Jahre  hinaus  behandelt  wird. 
Sn  wild  (!■!»  Heft  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
ein  kleines  Lehrbuch.« 

Städte- Zeitung. 


Dr.  Friedrich  Woerishoffei 

Vorstand  der  Groß...  Bad.  Fabrikinspektion  von  1879—1902 

von 

Dr.  R.  Fuchs,  Fabrikinspektor. 
Preis  M.  —.80 


»Wir  möchten  sagen,  alle,  die  sich  mit  Sozialpolitik  beschäftigen,  sollten  sich  mit  der  Gedanken- 
welt des  Mannes  vertraut  machen,  den  theoretische  Hinsicht  und  praktische  Erfahrung  zu  einem  der 
besten  Kenner  der  einschlägigen  Gebiete  gemacht  hüben.  Sie  werden  dabei  zugleich  eine  hervor- 
ragende Persönlichkeit  von  wohltuender  Lauterkeit  der  Gesinnung,  Herzensgute  und  vdtenei  Charakter- 
stärke kennen  lernen.«  Frankfurter  Zeitung. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 
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Die 

Einwohnerschaft  der  Stadt  Durlach 

im  1 8.  Jahrhundert 

in  ihren  wirtschaftlichen  und  kulturgeschichtlichen 
Verhältnissen   dargestellt   aus  ihren  Stammtafeln 

Im  Auftrage  des  Großherzogliiih  Badischen  Ministeriums  den  Justiz, 

des  Kultus  und  Unterrichts 


bearbeitet  und  herausgegeben 


voll 


Dr.  Otto  Konrad  Roller. 


Preis  M.  9. — 


-  Im  Verlag  der  Di. umsehen  Hofbtichdruckeici  111  Karlsruhe  erschien  kürzlich  ein  »ehr  ver- 
dienstvolles Werk,  auf  welches  wir  weitere  Kreise  aufmerksam  machen  möchten,  unter  dem  Titel  : 
Die  Einwohnerschaft  der  Stadt  Durlach  im  18.  Jahrhundert. 

Während  bisher  die  Historiker  bei  Bearbeitung  derartiger  Materien  fast  ausschließlich  auf  Be- 
nützung und  Durchforschung  der  vorhandenen  Akten  der  Gemeinden  und  sonstiger  verschiedener  Zweige 
«ler  Vciw.dtung,  sowie  der  Kirchen  und  Standesbücher  sich  beschränkten,  hat  der  Herr  Verfasser  ge- 
nannten Werkes  erstmals  die  sogenannte  genealogische  Arbeitsmethode  zur  Beleuchtung  auch  wirtschaft- 
licher Verhältnisse  in  einem  Umfang  angewendet,  wie  es  bisher  noch  nicht  geschah  .... 

Nach  einer  vorausgehenden  allgemeinen  Schilderung  der  Stadt  Diirlach  in  geographischer  und 
topographischer  Beziehung  und  einem  kurzen  Überblick  über  die  Geschichte  der  Stadt  bis  «um  Aus- 
g.inge  de»  17.  Jahrhunderts  im  Allgemeinen,  gruppiert  sich  der  Inhalt  des  Werkes  nach  folgenden  Ab- 
teilungen:   Die  Bevölkerungsbewegung.    Die  Zahl  und  Gliederung  der  Bevölkerung.    Die  Berufsarten. 

D10  Stände.  1 

--Der  hochinteressante  Inhalt  dieser  einzelnen  Kapitel  ist,  wie  bereits  erwähnt,  durch  eine 
Fülle  von  mit  unendlichem  Fleiß  zusammengestellten  Tabellen  belegt  ..... 

Mannheimer  Gesell  ichtsblättet . 

»Die  ungemein  fleh'. ige  und  gründliche  Arbeit  stellt  sich  in  ihren  Zielen  als  eine  volks- 
wirtschaftliche und  kulturgeschichtliche,  in  ihrer  Methode  aber  als  eine  genealogische  <>*'•« 

Archiv  für  Stamm-  und  Wappenkunde. 

>  .  .  .  .  lassen  das  gesamte  Bild  in  einer  Vollständigkeit  überblicken,  wie  man  sie 
selten  finden  wird.    Das  ganze  Werk  kann  voi  bildlich  für  weitere  Arbeiten  genannt  werden.« 

Literarisches  Zcnüalblatt. 

■>....  Ihre  Aufmerksamkeit  auf  ein  neues  Buch  lenken,  das  zugleich  den  Vorzug  hat,  uns 
in  eine  altbadi<cbe  Stadt  zu  führen:  ich  meine  die  glänzende  Arbeit  von  Ü.  K.  Roller,  Die  Ein- 
wohnerschaft der  Stadt  Durlach. 

Kortespondenzblalt  des  <  icftamtvereins  der  deutschen  Geschichts-  und  Altertumsvereine. 

•  Vor  kurzem  ist  im  Verlage  von  Braun  in  Karlsruhe  eine  Schrift  erschienen:  Die  Einwohner- 
schaft der  Stadt  Durlach  etc.,  die  nicht  verfehlen  wird,  sowohl  bei  den  Genealogen  von  Fach  als  bei 
den  zünltigen  Wirtschaftsbistorikern  großes  Aufsehen  zu  erregen  ....  So  bietet  das  Buch  nach 
Methode  und  Inhalt  aulie  rordentlich  viel  \\  e rt v o  1 1 es  für  eine  große  Menge  verschied«  nattigvr 
Ith- resvnten,  denen  wir  e*  aufs  beste  empfehlen  möchten.*  Beilage  zur  Allgem.  Zeitung. 
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X.  Band,    6.  Heft 


Rüppurr 
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Von 


Dr.  Hugo  Mayer 


Karlsruhe 
G.  Braunsche  Hofbuchdruckerei  und  Verlag 
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Vorwort. 


Vorliegende  Studie  verdankt  ihre  Entstehung  einer  An- 
regung des  bekannten  Agrarschriftstellers  Reg.  Rats  Dr.  Hecht 
in  Karlsruhe.  Unter  den  Auspizien  meines  verehrten  Lehrers 
Herrn  Professors  von  Schulze-Gävernitz  und  in  dessen  staats- 
wissenschaftlichem Seminar  in  Freiburg  i.  Br.  erhielt  sie  ihre 
endgültige  Gestalt  Allen  beiden  sei  auch  an  dieser  Stelle  mein 
herzlichster  Dank  ausgesprochen. 

Großen  Dank  schulde  ich  ferner  den  Vorständen  des  Großh. 
bad.  statistischen  Landesamts  und  des  Großh.  bad.  Generallandes- 
archivs Herrn  Oberreg.-Rat.  Dr.  Lange  und  Geh.  Rat  Dr.  Obser  für 
die  bereitwillige  Überlassung  des  notwendigen  statistischen  und 
geschichtlichen  Materials,  sowie  den  Männern  der  Praxis  für  ihre 
tätige  Beihilfe  bei  der  oft  schwierigen  Beschaffung  und  Sammlung 
des  übrigen  Zahlenmaterials. 

Rüppurr  ist  mittlerweile  durch  Eingemeindung  ein  Teil  der 
Stadt  Karlsruhe  geworden,  was,  soweit  dies  notwendig  erschien, 
in  der  Abhandlung  Berücksichtigung  fand. 

Dr.  Hugo  Mayer. 
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Liebes  Kircblein  an  der  Straßen, 
Wer  dich  einsam  hier  erbaut, 
Hat  in  Sehnsucht  ohne  Maßen, 
Hat,  wie  ich,  hinausgeschaut 

Nach  den  Bergen,  nach  dem  düstern 
Schauerlichen  Waldesgrün, 
Wo  die  hohen  Bäume  flüstern, 
Wo  die  tiefen  Schatten  ziehn! 

In  die  Fernen,  in  die  Weiten, 
In  ein  unbekanntes  Land, 
Wo  die  Nebelgeister  schreiten 
Auf  der  alten  Berge  Rand. 

Kommst  so  fröhlich  hergezogen, 
Bächlein,  lieber  Felsensohn, 
Rinnet  langsam  fort,  ihr  Wogen, 
Rauschet  wie  mit  leiserm  Ton, 

Denn  der  alte  Riese  breitet 
Seine  Arme  mächtig  aus. 
Und  ihr  eilet  und  ihr  gleitet. 
Um  zu  sterben,  in  sein  Haus. 

Schaust  auch  du  herab  vom  Hügel 
Grauer,  hoher  Rittersmann? 
Turm,  wer  löst  das  Geistersiege], 
Wer  den  tausendjähr'gen  Bann? 


Kirchlcin,  aus  der  Lieben  Mitte, 
Ohne  Rast  und  ohne  Ruh 
Lenken  taglich  meine  Schritte 
Durch  die  Stoppeln  dir  sich  zu. 

Kirchlein,  einsam  an  der  Straßen, 
Wer  dich  hier  einst  aufgebaut, 
Liebend  hat  er  ohne  Maßen 
Zu  den  Bergen  aufgeschaut. 

Max  von  Schenkendorf. 


i 
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Das  evangelische  Pfarrdorf  Rüppurr  liegt  !/2  Stunde  (3  km) 
südlich  von  seiner  Amts-  und  Kreisstadt  Karlsruhe  an  der 
Straße  und  an  der  elektrisch  betriebenen  Kleinbahn,  welche  die 
badische  Residenz  mit  der  von  ihr  1  Stunde  (6  km)  nach  Süden 
entfernten  Stadt  Ettlingen  verbindet.  Beider  Städte  hoch- 
ragende Türme  grüßen  freundlich  das  Dörflein,  ja  auch  noch  die 
des  westlich  von  Rüppurr  gelegenen  Dorfes  Bulach  sind  sicht- 
bar. Das  erklärt  sich  durch  die  Lage  des  Dorfes  in  einer  Ebene 
—  der  badischen  Rheinebene.  —  Nur  nach  Osten  fehlt  jegliche 
Fernsicht.  Die  waldreichen  Ausläufer  des  nördlichen  Schwarz- 
waldes umkränzen  hier  die  Ebene  der  Gemarkung,  ihr  zugleich 
jenen  harmonischen  Abschluß  verleihend,  den  der  Dichter  in 
obigem  Poem  verherrlicht. 

Rüppurr,  in  2  Teile  Groß-  und  Kl  ein -Rüppurr  ge- 
schieden, bietet  mit  seinen  regelmäßigen,  dem  Gang  der  Straße 
folgenden  Häuserzügen  einen  freundlichen  und  gefälligen  Anblick. 
Das  Dorf  liegt  1 1 6  m  über  dem  Meeresspiegel 1  und  zählt  heute 
2750  Einwohner.  Die  Gemarkung  hat  eine  Flächenausdehnung 
von  rund  800  ha.  Ihre  geognostische  Beschaffenheit  wird  durch 
die  Lage  in  der  Rheinebene  genügsam  erklärt.  Eine  magere 
Sand-  und  Humusschicht,  durchschnittlich  nur  70  cm  stark,  bedeckt 
den  kiesigen  Untergrund.  Günstiger  sind  dagegen  die  Temperatur- 
verhältnisse; einem  Maximum  von  -4-16,1°  im  Sommer  entspricht 
ein  Minimum  von  —6,3°  im  Winter.    Rüppurr  liegt  bei  einem 

1  Diese  und  die  folgenden  statistischen  Angaben  entstammen  dem  Statistischen 
Jahrbuch  für  das  Großherzogtum  Baden  und  den  Beiträgen  zum  Statistischen  Jahrbuch. 
Außerdem  wurden  sämtliche  anderen  statistischen  Aufzeichnungen  des  Statistischen 
Landesamts  speziell  über  Rüppurr  benützt. 

Mayer,  Rüppurr.  , 
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Jahresdurchschnitt  von  io,i°  in  einer  der  wärmsten  Gegenden 
Badens.  Deshalb,  wie  auch  wegen  des  mageren  Sandbodens, 
herrscht  im  Sommer  leicht  größte  Trockenheit  und  als  deren 
Folge  häufig  Mißernte.  Daher  sind  denn  auch  die  Wasser- 
verhältnisse von  großer  Bedeutung.  Die  Alb,  der  »liebe 
Felsensohn«,  durchfließt  die  Gemarkung  in  westlicher  Richtung, 
treibt  im  Dorfe  2  Mühlen  und  gibt  ihr  Wasser  teils  zur  Bewässerung 
der  Wiesen,  teils  —  und  das  ist  von  größter  Bedeutung  für  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Dorfes  —  zur  Kultur  der  an  der 
Westseite  des  Dorfes  gelegenen  Gärten  ab.  Im  Dorfe  befinden 
sich  außer  den  14  öffentlichen  Pumpbrunnen  in  den  meisten 
Höfen  noch  kleinere  Brunnen.  Diese  liefern  ein  aus  dem  nahen 
Hügelland  herstammendes*,  kalkhaltiges  und  gesundes  Grundwasser, 
das  selbst  in  wärmster  Sommerszeit  und  bei  größter  Hitze  noch 
kühl  bleibt. 

Wald  ist  in  großer  Ausdehnung  vorhanden.  Er  bedeckt 
die  Abhänge  des  Hügellandes,  erstreckt  sich  in  größeren  Komplexen 
weit  lünein  in  die  Ebene  und  umfaßt  einen  großen  Teil  Rüppurrer 
Gemarkung.  — 

Soweit  die  natürlichen  Voraussetzungen.  — 

Ein  oberflächlicher  Vergleich  zwischen  der  Größe  der  Ge- 
markung —  800  ha  -  und  der  Einwohnerzahl  —  2750  —  ge- 
nügt schon  und  wir  wissen,  daß  Landwirtschaft  wohl  nicht  die 
einzige  Beschäftigung  der  Dorfbewohner  sein  kann.  Noch  mehr 
werden  wir  darin  bestärkt,  wenn  wir  untersuchen,  wer  die  Eigen- 
tümer der  in  der  Gemarkung  liegenden  Ländereien  sind.  Nach 
der  Katasteraufstellung  von    1905   zerfällt  die  Gemarkung  in 

Landwirtschaftlich  genützte  Fläche    .    ha  460,30 

Wald  »291,65 

Hausplätze   i4'!5 

Ertraglose  Fläche 

33.90 


Öffentliche  Plätze 
Bäche 


ha  800,00 


58%  der  Gemarkung  bedeckt,  wie  wir  sehen,  das  landwirtschaftlich 
genutzte  Areal.  Aber  46.5%  dieses  Geländes  (196,6  ha)  sind 
Eigentum  auswärtiger  Verwaltungen,  vor  allem  der  Großh.  Badischen 
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Domänenverwaltung.  13,30  ha  sind  in  den  Händen  privater 
Ausmärker,  der  politischen  Gemeinde  Rüppurr  gehören  28,50  ha, 
so  daß  dem  Rüppurrer  Privaten  nur  noch  221,90  ha  der  ganzen 
landwirtschaftlich  genutzten  Fläche  übrig  bleiben.  Zwar  besteht 
in  der  Zusammensetzung  der  landwirtschaftlichen  Fläche  nach 
Kulturarten  (276,40  ha  Ackerland  und  187,70  ha  Wiesen-  und 
Weideland)  ein  ungefähr  günstiges  Verhältnis  zwischen  den  beiden 
Kulturarten.  Die  Art  der  Eigentumsverteilung  wirkt  aber  auch 
auf  die  Kulturlandverhältnisse  ein,  so  daß  sich  170,32  ha  Ackerland 
und  nur  noch  64,88  ha  Wiesenland  im  freien  Verkehr  befinden. 

Dürrer,  magerer  Sandboden  und  eine  starke  Bevölkerungs- 
zahl, künstlich  verkleinerte  Gemarkung  und  ungünstige  Kultur- 
landverhältnisse —  daneben  aber  Stadtnähe,  Lage  im  innersten 
Thünenschen  Ringe  und  Möglichkeit  industrieller^ Betätigung  der 
Arbeitskräfte  das  sind  kurz  zusammengefaßt  die  wirtschaft- 
lichen Voraussetzungen. 
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Von  frühester  Zeit  an  bis  herab  ins  ig.  Jahrhundert,  ja  bis 
in  unsere  Tage  ist  von  keiner  dieser  wirtschaftlichen  Voraus- 
setzungen ein  so  umfassender,  für  den  Volkswirt  überaus  interes- 
santer Einfluß  auf  unser  Dörflein  ausgegangen,  wie  von  dem 
großen  Besitztum,  das  heute  der  Großh.  Badischen  Domänenver- 
waltung gehört. 

Gar  weit  zurück  müssen  wir  gehen  um  zu  dessen  Anfang 
und  Ursprung  zu  gelangen.  Bis  ins  13.  Jahrhundert  (1265)  läßt 
sich  an  der  Hand  geschichtlicher  Urkunden  die  Existenz  Rüppurrs 
nachweisen. 

Wir  erfahren  daß  das,  was  sich  heute  »Rüppurr  nennt, 
einst  der  Sitz,  die  Burg  (daher  die  Worterklärung  ■> Riedburg  ), 
der  Fronhof  eines  reichen,  in  vielen  Tournieren  berühmten  und 
bekannten  Geschlechtes  der  »Pfave  de  rieperc«  war.1 

Aber  erst  über  das  15.  und  16.  Jahrhundert  fließen  die 
geschichtlichen  Quellen  reichlicher  und  bieten  auch  Angaben  über 
das  wirtschaftliche  Leben.  Rings  um  das  noch  heute  bestehende 
sogenannte  *  Schloß*,  den   damaligen  Fronhof,  breitete  sich  in 


1  Vergl.  hierzu  sämtliche  Faszikel  über  Rüppurr  im  Großh.  Generallandes- 
archiv,  Kirchenbücher  von  1698  an.  Ferner  Radische  Wochenschrift  Nr.  b  und  7 
180".  Karismher  Stadt-  und  Landbote  Nr.  36  und  37  1845.  Karlsruher  Nach- 
richten Nr.  88,  91,  95  von  187Ö.  Sachs:  Einleitung  in  die  Geschichte  der  Mark- 
grafschaft Baden,  Karlsruhe  1764—1773.  Kolb,  J.  B.:  Historisch,  statistisch  topo- 
graphisches Lexikon  von  dem  Großherzogtum  Baden,  Karlsruhe  1813.  Kienitz,  O. : 
Das  Großherzogtum  Baden,  Karlsruhe  1885.  Kindler  von  Knobloch:  Oberbadisches 
Geschlechterbuch,  Heidelberg  1894.  Krieger,  A. :  Topographisches  Wörterbuch  d«:s 
Großherzogtums  Baden,  Heidelberg  1903.  v.  Wcech:  Badischc  Geschichte,  Karls- 
ruhe 1890. 
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großer  Ausdehnung  (über  1500  Morgen)  das  Eigentum  der  Herren 
von  Riepur  aus. 

In  mäßiger  Entfernung  vom  Hofe  waren  die  nach  Hofrecht 
leibeigenen  Bauern,  13  an  der  Zahl,  in  ebensovielen  Hütten 
angesiedelt  —  der  Ursprung  des  Dorfes.  Diese  hatten  ein  erb- 
liches, dingliches  Besitzrecht  an  386  Morgen  Ackerland  und  140 
Morgen  Wiesen,  die  zum  Gute  gehörten.  Auf  den  einzelnen 
Hof  entfielen  also  ungefähr  rund  40  Morgen  lindes.  Dazu  ge- 
nossen sie  von  altersher  das  Recht  des  Weidetriebes  auf  dem 
Salland  des  Fronhofes.  Auch  waren  sie  berechtigt,  in  den 
Wäldern  der  Umgebung  Bauholz  zu  schlagen.  Als  »Schoilen- 
pf lichtige«  dagegen  mußten  diese  vLaten«,  als  Besitzer  von  »tot- 
fälligen« Höfen  beim  jeweiligen  Todesfall  das  »Besthaupt*  an 
ihren  Leibherrn  abliefern,  bei  der  Bewirtschaftung  ihres  Grund- 
herrn, ebenfalls  der  Pfauen  von  Rüppurr,  mußten  sie  als  Zug- 
und  Handfröner  tätig  eingreifen,  während  das  Kloster  Lichten- 
thai1 für  die  kirchliche  Versehung  den  großen  und  kleinen 
Zehnten  einzog  und  die  Grafen  von  Eberstein  —  vom  Jahre  1283 
an  die  Markgrafen  von  Baden  —  als  die  Gerichtsherrn  Beden 
und  Gülden  erhoben.  Abgaben  und  Dienste  waren  dem  Bauern 
keineswegs  zu  hoch  bemessen.  Mochten  sie  ihm  auch  den  Ertrag 
seiner  Arbeit  schmälern  —  es  blieb  ihm  genug  zu  auskömmlicher 
Lebenshaltung  übrig,  ruhig  und  friedlich  konnte  er  unter  dem 
Schutze  seiner  Herren  den  Pflug  führen. 

Allmählich  aber  ändert  sich  das  freundliche  Bild.  Die 
extensiv  betriebene  Landwirtschaft  erlaubte  zwar  bei  dem  Über- 
fluß an  Land  einer  spärlichen  Bevölkerung  eine  genügende 
Lebenshaltung.  Sowie  aber  eine  Vermehrung  der  Bevölkerung 
eintrat,  verengerte  sich  auch  sofort  der  Nahrungsspielraum  und 
schlimme  Gäste,  Armut  und  Mangel,  kehrten  in  ihre  Hütten  ein. 
Schwerer  und  schwerer  fiel  es  ihr  die  Naturalgaben  in  der  ge- 
wünschten Höhe  zu  entrichten,  sie  bedurfte  der  Eeldfrüchte  selbst 
und  der  »Keller«  (Meier,  villicus)  im  freiherrlichen  Schlosse  weiß 
in  vielen  Berichten  von  der  aus  Nahrungssorgen  entspringenden 
absichtlichen  Verheimlichung  des  Ertrags  der  Felder  oder  von 
häufig  ausgeübten  Diebstählen  zu  erzählen.  Wohl  durch  diesen 
von  Jahr  zu  Jahr  größer  werdenden  Ausfall  der  Renten  bewogen. 


'  Vergl.  auch  Brunner,  Badische  Geschichte  1906. 
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verkaufte  denn  auch  der  Freiherr  Beatus  (Batt)  von  Ripur' 
in  den  Jahren  1599  und  1603  je  eine  Hälfte  des  Gutes  um  51 000  fl. 
an  den  Markgrafen  Ernst  Friedrich  von  Baden -Durlach. 
Damit  hatte  die  Bevölkerung  jedoch  nur  ihren  Leib-  und  Grund- 
herrn gewechselt,  von  einer  Besserung  der  ökonomischen  l^age 
war  zunächst  keine  Rede.  Im  Gegenteil:  Mit  der  nun  herein- 
brechenden Kriegsnot  verschlimmerte  sie  sich  noch  bedeutend. 
Denn  wie  über  das  ganze  Land  und  Volk,  so  brausten  auch  über 
unser  Dörflein  die  Stürme  des  30  jährigen  Krieges  hin,  dem  sich 
das  gierige  Gespenst  der  Pest  anschloß  und  die  schon  stark  ge- 
lichteten Reihen  der  Einwohner  noch  einmal  dezimierte.  Das 
kleine  Häuflein  Bauern  floh  entsetzt  in  die  umliegenden  Wälder. 
Erst  nach  Friedensschluß  krochen  sie  aus  ihren  Schlupfwinkeln 
wieder  hervor.  Noch  unter  dem  Eindruck  des  Krieges  stehend 
und  bei  dem  großen  Mangel  jeglicher  Arbeitskraft  unternahm 
niemand  eine  geordnete  und  genügende  Felderbestellung;  kein 
Wunder,  daß,  um  nur  ein  Beispiel  zu  nennen,  die  Zehntabgabe 
von  Getreide,  die  1594  noch  insgesamt  93  Malter  gebracht  hatte, 
nunmehr  1651  auf  '/3  des  früheren  Ertrags,  auf  kärgliche  29 
Malter  zusammenschmolz.  Eine  friedlichere  und  ruhigere  Zeit 
löste  jene  Kriegsperiode  ab.  Dem  kleinen  Reste  der  Bevölkerung 
stand  nun  Land  in  Überfluß  zur  Verfügung.  So  war  eine  aus- 
reichende Nahrungsmittelversorgung  von  Mensch  und  Tier  möglich 
und  langsam  konnte  sich  die  Bevölkerung  erholen  und  gesunden. 

Den  gleichen  Erfolg  erstrebten  auch  die  Maßregeln  der 
Markgrafen  Friedrich  VII.  und  Fredericus  magnus.  Jener  löste 
1661,  da  mittlerweile  im  Dorfe  »der  Protestantismus  eingerissen 
war«,  den  großen  und  kleinen  Zehnten  vom  Kloster  Lichtenthai 
ab  und  ermäßigte  ihn  bedeutend.  Dieser  bezahlte  die  zur  Gründung 
der  Stadt  Karlsruhe  erforderlichen  zahlreichen  Fuhrleistungen  mit 
Geld  oder  gewährte  gewinnbringende  Erleichterungen. 


1  Als  Graf  Otto  von  Eberstein  seine  Tochter  Kuncgund  dem  Markgrafeu 
Rudolf  von  Baden  vermählte  (1250),  war  »Ritter  Siegfried  genannt  von  Riedbur« 
einer  der  Dienstmannen  des  Grafen. 

Beim  Obergang  der  Grafschaft  Alt-Eberstein  an  das  Markgräfliche  Haus  von 
Baden  wird  der  »Edelknecht  Heinrich  von  Ripur«  Badischer  Dienstmann. 

1561  erhielt  Beatus  junior  von  Ripur  von  Markgraf  Karl  von  Baden  das 
heimgefallene  Lehen  und  Burg  Obermönsheim,  Amts  Leonberg  in  Württemberg,  wo- 
selbst beute  noch  der  letzte  Sproß  dieses  alt-ehrwürdigen  Rittergescbl  echtes  lebt. 
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Trotzdem  entwirft  uns  ein  Chronist  um  die  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts ein  gar  trübes  Bild  von  Rüppurr.  Wenige  einstöckige 
Hütten  mit  kleinen,  niedrigen  »Katenfenstern«  bilden  das  Dorf. 
Aus  Fachwerk  sind  sie  erbaut  und  mit  Stroh  gedeckt.  Rings 
um  das  Dorf  erheben  sich  dichte  Wälder,  die  kleine  Ackerflur 
wird  bald  hier  bald  dort  durch  mannigfaches  Gestrüpp  eingeengt. 
Im  Wiesen-  und  Weideland  finden  sich  allenthalben  Löcher  und 
kleine  Teiche,  die  dem  Weidevieh  als  Tränke  dienen. 

Erst  Karl  Friedrichs  Reformen  lassen  dies  trübe  Bild  end- 
gültig verschwinden.  Ihn  hatten  Studien  in  Paris  in  den  physio- 
kratisch-Smithschen  Ideenkreis  hineingezogen  und  zur  Pflege  der 
Landwirtschaft  angeregt.  Den  Niederschlag  dieser  Ideen  bildeten 
jene  großen  Reformen,  die  sich  1773  in  der  Ermäßigung  der 
Frondienste  äußerten  und  1783  durch  die  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft Rüppurr  wie  der  ganzen  Markgrafschaft  die  Befreiung 
von  den  drückenden  Mortuarien  und  den  Abzügen  brachten. 

Noch  mehr  aber  verdankt  Rüppurr  dem  Markgrafen.  Das 
inständige  Drängen  und  Bitten  der  Gemeinde  um  mehr  l^and  war 
endlich  von  Erfolg  gekrönt,  der  Markgraf  hatte  das  Kammergut 
zerteilt  und  den  14  bisher  leibeigenen  Familien  gegen  einen 
geringen  jährlichen  Pachtschilling  verpachtet.  Jedoch  war  es  un- 
ausbleiblich und  vorauszusehen,  daß  dieses  Unternehmen  fehl- 
schlug: Die  völlig  veraltete  Technik  und  Betriebsweise  der 
Rüppurrer  konnte  nicht  die  geringste  Rentabilität  herauswirt- 
schaften. Und  nun  machte  Karl  Friedrich  den  genialen  Versuch, 
modernste  Agrikultur  aus  England,  das  damals  bezüglich  des 
technischen  Fortschritts  von  Ackerbau  und  Viehzucht  alle  Länder 
weit  überflügelt  hatte,  nach  seiner  Markgrafschaft  zu  verpflanzen. 
Zu  dem  Zweck  sandte  er  1776  einen  seiner  Rüppurrer  Pächter 
(Jacob  Friedrich  Ilügle),  also  einen  Bauern,  nach  England1.  Nach 
dessen  Anordnung,  später  unter  Mithilfe  eines  Engländers  (Mr 
Taylor),  wird  dann  das  ganze  Kammergut  in  eine  Musterwirtschaft 
verwandelt.  Die  Brache  wird  aufgehoben.  Fruchtwcchselwirtschaft 
Schaf-  und  Ziegenhaltung  werden  eingeführt,  eine  Wollwäschere, 
und  eine  Saffianlederfabrik  werden  errichtet. 

Der  Versuch  gelang  glänzend.  Allerdings  bedingte  er 
zunächst   Aufhebung  der   Verpachtung   des    Kammergutes  an 

•  Man  bedenke,  erst  1798 — 1804  erschien  A'  Thaer's  berühmtes  Werk:  »Ein 
leitung  cur  Kenntnis  der  englischen  Landwirtschaft  usw.« 
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Rüppurrer.  Ferner  wurde  der  Weidetrieb  des  Viehes  auf  den 
Feldern  des  Gutes  mit  dem  neueren  I^andbau  unvereinbar:  Gegen 
eine  Entschädigung  —  45  Morgen  Wiesenland  —  wird  dies  Recht 
vom  Dorfe  aufgegeben.  Fortgesetzte  Bitten  der  Gemeinde  ver- 
anlassen dann  auch  den  Markgrafen,  43  Morgen  Acker-  und 
Wiesenland,  die  er  durch  Trockenlegung  eines  kleinen  Teiches 
gewonnen,  zum  Verkaufe  auszubieten.  Die  stark  gestiegenen  Preise 
machen  es  jedoch  dem  kleinen  Manne  bei  der  Versteigerung  un- 
möglich, sich  eine  Parzelle  zu  erwerben.  Beschäftigung  in  der 
neuerrichteten  Wäscherei  bieten  hier  Ersatz  und  genügenden  Ver- 
dienst. Aber  was  die  Hauptsache  ist  —  die  moderne  Agrikultur 
des  Kammergutes,  von  einem  Rüppurrer  geleitet,  findet  im  Dorfe 
Nachahmung,  wenn  auch  zunächst  nur  bei  wenigen.  Die  Mehr- 
zahl klammert  sich  noch  an  die  gewohnheitsfaule  Betriebsweise 
alter  Zeit  und  bei  andauernd  zunehmender  Bevölkerung  sieht  sie 
sich  gezwungen,  jeweils  einen  Teil  der  Familie  nach  fernen 
Ländern  abzustoßen.  Es  erfolgt  auch  jetzt  in  Rüppurr  »der  not- 
wendige Aderlaß  am  Volkskörper«  und  durch  mechanische  Aus- 
gleichung des  Gemarkungsumfangs  und  der  Bevölkerungsgröße 
verliert  Rüppurr  von  Ende  des  18.  bis  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
186  Menschen,  gar  nicht  zu  reden  von  der  materiellen  Einbuße 
an  Vermögen,  von  dem  Verlust  an  Arbeitskraft,  der  durch  den 
Wegzug  eines  Stammes  kräftiger,  gesunder  Leute  in  den  besten 
Jahren  herbeigeführt  wurde. 

Mittlerweile  aber  wächst  in  Rüppurr  die  Saat,  die  einst  Karl 
Friedrich  ausgestreut:  Eine  höhere  Intensität  des  Landbaues  setzt 
auch  hier  ein,  die  Brache  wird  allgemein  aufgegeben  (1802).  Krapp 
wird  als  1  Iandelspflanze  in  größerem  Maße  angebaut.  —  Der 
große  Geist  des  Fortschritts  hatte  auch  in  Rüppurr  angeklopft 
und  die  wachsten  unter  den  ländlichen  Träumern  aufgeweckt. 

Langsam  tritt  der  Rüppurrer  Landwirt  auf  die  Bühne  der 
modernen  Welt  hinaus.  Erst  ganz  allmählich  versteht  er  sich 
dazu,  seine  Produktion  dem  Prinzipe  der  Wirtschaftlichkeit 
zu  unterwerfen.  Sein  ganzer  Betrieb  wird  revolutioniert.  Der 
Rüppurrer  Landwirt  wird  seiner  wirtschschaftlichen  Struktur  nach 
Kaufmann.  Er  fragt  sich:  was  verlangt  heute  die  Konjunktur, 
welche  landwirtschaftlichen  Produkte  stehen  hoch  im  Preise,  und 
als  er  sieht,  daß  Krappbau  nur  noch  wenig  einträgt,  da  ändert  er 
seinen  Betrieb  und  (kauft)  baut  Zuckerrüben,  Hanf,  Flachs  und 
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Raps:  Endlich,  welch  kolossaler  Fortschritt!  Noch  vor  wenigen 
Jahrzehnten  hat  er  der  stumpfen  Routine  extensiver  Naturalwirt- 
schaft gehuldigt  und  nunmehr  der  Übergang  zur  Spekulations- 
wirtschaft, die  einen  »homo  öconomicus«  voraussetzt.  So  vor- 
bereitet, ist  es  ihm  aber  auch  möglich,  die  Aufgaben  zu  lösen,  die 
ihm  nunmehr  gestellt  werden. 

Denn  in  den  50  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  wird  der  Zu- 
tritt eröffnet  zu  jenem  Land,  nach  welchem  Generationen  gierig 
geblickt  hatten.  Das  alte  Kammergut,  nunmehr  der  Domänen- 
verwaltung unterstellt,  wird  zu  neun-  bis  zwölfjähriger  Pacht  ver- 
steigerungsweise allen  angeboten.  Der  Wunsch,  Land  zu 
besitzen,  der  Landhunger  kann  nunmehr  —  sind  die  nötigen 
Kapitalien  vorhanden  —  in  reichstem  Maße  befriedigt  werden. 

Die  Geldmittel  aber  zu  verdienen,  fällt  der  Rüppurrer  Be- 
völkerung nicht  mehr  schwer,  seit  —  ebenfalls  gegen  Mitte  des  Jahr- 
hunderts—  die  Karlsruher  und  Ettlinger  Industrie  ihre  Tore 
geöffnet  hat  und  den  Überschuß  an  Menschen  aufgenommen  hat. 
Nicht  mehr  wird  der  Rüppurrer  nach  fernen  Ländern  gescheucht; 
auf  heimischer  Scholle  zu  bleiben,  hier  den  Ertrag  seiner  Arbeit 
zu  verwerten,  ist  ihm  durch  Teilnahme  an  der  Industriearbeit 
ermöglicht. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  ig.  Jahrhunderts  nimmt  Rüppurrs 
Bevölkerung  rapid  zu;  von  1800  bis  1900  hat  sich  die  Einwohner- 
zahl rund  um  das  vierfache  vermehrt.  1699  zählten  wir  127  Ein- 
wohner, 1800  finden  wir  685  aufgezeichnet,  1845  erst  972,  heute 
aber  hat  Rüppurr  2750  Bewohner. 

Die  Industrie  saugte  immer  mehr  Menschen  auf.  Rüppurrs 
Bevölkerung  reichte  nicht  aus,  ihren  Bedarf  an  Arbeitskräften  zu 
decken.  landarme  Dörfer  oft  weit  entfernter  Gegenden  stießen 
ihren  Bevölkerungsüberfluß  ab.  In  der  Nähe  der  Industriezentren 
im  innersten  Thünen'schen  Ring  sickerte  dann  jener  Überfluß  an 
Arbeitskräften  zusammen.  Ein  ungefähres  Bild  gibt  uns  für 
Rüppurr  die  Konfessionsstatistik.  Des  Dorfes  autochthone  Be- 
völkerung ist  evangelisch.  1845  zählen  wir  erst  4  Katholiken; 
ihre  Zahl  hat  sich  durch  weitere  Zuwanderung  bis  auf  247  im 
Jahre  1905  vergrößert. 

Der  Schwerpunkt  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  des  Dorfes 
verschiebt  sich  mehr  und  mehr  zugunsten  der  Industriearbeit. 
Die  auri  sacra  fames  ergreift  ganze  Geschlechter.    Sie  zu  stillen, 
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ist  durch  landwirtschaftliche  Tätigkeit  ohne  kaufkräftiges  Hinter- 
land vorerst  noch  nicht  möglich.  Und  doch  kleben  zahlreiche 
Rüppurrer  Industriearbeiter  noch  an  der  Scholle,  ja  erwerben  oder 
pachten  noch  Parzellen  bei  billigem  Angebot. 

Eine  Arbeitsteilung  der  Bevölkerung  ist  eingetreten.  Mit 
einem  Arm,  verkörpert  durch  einen  kleinen,  alteingesessenen  Stamm 
gesunder  und  zäher  Bauerngeschlechter,  besorgt  Rüppurr  die 
Feldarbeit.  Im  Industriearbeiter  reckt  das  Dorf  den  andern  Arm 
aus,  um  von  dem  in  der  Welt  dahin  rollenden  Golde  einige  Stücke 
zu  erhaschen. 

Wie  sich  nun  auf  dieser  Basis  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse gestalten,  wie  sich  die  Industriearbeiter  Rüppurrs  allmählich 
in  den  Besitz  einer  Parzelle  einschieben,  wie  ferner  der  Rüppurrer 
Landwirt  sich  den  veränderten  Verhältnissen  sofort  anzupassen 
weiß,  wie  schließlich  das  ganze  Dorf  auf  diese  Weise  zu  breitem 
Wohlstand,  zu  hoher  Lebenshaltung  empor  steigt  —  davon  soll 
im  folgenden  die  Rede  sein. 
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Wirtschaftliche  Verhältnisse. 

Kapitel  I. 
Besitz  und  Betriebsverteilung. 

Buchenberger  lehrt  in  seinem  berühmten  Werke  Agrarwesen 
und  Agrarpolitik«  folgendes:  »Überwiegen  in  einer  Gemeinde 
der  Zahl  und  dem  Besitz  nach  diejenigen  landwirtschaftlichen 
Haushaltungen,  deren  landwirtschaftlicher  Besitz  allein  nicht 
zureicht,  mit  demselben  eine  Familie  zu  erhalten  und  zeigt  sich, 
daß  der  Nebenverdienst,  auf  den  dieselben  angewiesen  sind, 
bei  den  übrigen  mittleren  und  größeren  Betrieben  nur  in 
ungenügendem  Maße  sich  vorfindet,  so  ist  damit  dargetan,  daß 
die  landwirtschaftliche  Gemarkungsfläche  gegenüber  dem  An- 
wachsen der  Bevölkerung  allmählich  zu  klein  geworden  ist.« 1 
Auf  Rüppurr  angewendet,  wird  sich  umgekehrt  ergeben,  daß  es 
hier  eine  überwiegende  Anzahl  von  Haushaltungen  gibt, 
deren  Besitz  nicht  zureicht,  eine  Familie  zu  ernähren, 
daneben  werden  mittlere  und  größere  Betriebe  existieren, 
die  nicht  auf  Nebenverdienst  wie  jene  angewiesen  sind. 
Wollte  man  die  Besitz  Verteilung  Rüppurrs  auf  eine  kurze  Formel 
bringen,  so  wäre  sie  damit  gegeben. 

Zunehmende  Seelenzahl  hatte  schon  in  früheren  Zeiten 
die  Anteile  einzelner  an  Land  mehr  und  mehr  verkleinert.  Die 
auf  Naturalteilung  abzielenden  Artikel  745   und  815  ff.  des 

x  Büchenberg«-,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik  I.    Leipzig  1893. 
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bad.  Land  rechts  sanktionierten  einerseits  den  damals  bestehenden 
Gebrauch,  sie  ebneten  auch  für  die  folgenden  Jahrzehnte  einer 
weiterschreitenden  Zersplitterung  des  Besitzes  die  Wege.  Erst 
bedeutend  später  schiebt  sich  ein  zweiter  Faktor  der  Besitzver- 
teilung, der  Besitzerwerb  durch  Kauf,  in  den  Vordergrund. 
Auf  heimischer  Gemarkung  war  aller  in  freiem  Verkehr  befind- 
licher Grund  und  Boden  in  festen  Händen  und  so  wurde  man 
auf  fremde  Gemarkung  —  auf  Ettlinger  Gebiet  —  gedrängt. 
Diese  Gemarkung  grenzt  bis  an  das  Weichbild  Rüppurrs.  Zeit- 
verlust bei  der  Bewirtschaftung,  Gefahr  der  Vernichtung  der  Ernte 
bei  schlechter  Witterung  waren  hier  nur  gering,  und  was  man  in 
Rüppurr  entbehrte:  Wiesenland,  war  hier  billig  zu  kaufen. 
Vom  Ende  des  iS.  Jahrhunderts  an  wird  hierhin  allmählich  f/4 
der  gesamten  von  Rüppurrern  landwirtschaftlich  genutzten  Fläche 
verlegt.  Neuerdings  bewog  die  Zuwendung  zu  industrieller  Tätig- 
keit einzelne  Rüppurrer,  auch  Parzellen  der  Dorfgemarkung  zum 
Kaufe  anzubieten  und  in  den  letzten  Jahren  bot  auch  die 
Domänen  Verwaltung  einige  »Blocks«  als  Bauplätze  zum  Ver- 
kaufe aus. 

Das  Resultat  der  Einwirkung  dieser  Faktoren  ist  die  Besitz- 
verteilung, die  amtlicherseits  statistisch  zuletzt  1907  niedergelegt 
wurde1.  Danach  sind  233,63  ha  landwirtschaftlich  nutzbares  Ge- 
lände im  Besitz  von  276  Rüppurrern.  Durchschnitdich  hat  jeder 
nur  0,84  ha.  Der  größte  Besitz,  allerdings  nur  4,98  bezw.  1 1,93  ha 
wird  nur  von  zweien  erreicht.  Einen  Besitzumfang  von  2 — -5  ha 
weisen  nur  34  auf.  Die  große  Mehrzahl  aller  Besitzer.  241  =  87,4°/o, 
hat  eine  Fläche  inne,  die  unter  2  ha  gelegen  ist.  In  Rüppurr  ist 
also  der  Zwergbesitz  vorherrschend. 

Domänenbesitz,  Land  der  Stiftungsverwaltungen,  Grund  und 
Boden  von  Privaten,  kurz  Land,  das  zur  Pacht  ausgegeben  wird, 
bewirken,  daß  sich  in  Rüppurr  der  Parzellarbesitz  zum  Zwerg- 
betrieb auswachsen  kann.  Denn  zu  der  ursprünglich  einzigen 
Verpächterin  von  Grund  und  Boden,  der  Domänen  Verwaltung, 
haben  sich  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  noch  die  Stiftungsver- 


«  Der  Verfasser  stellte  sich  mit  Hilfe  der  Gnindsteuerlisten  fürs  Jahr  1907 
eine  Tabelle  der  Besitzverteilung  zusammen  und  verglich  sein  Resultat  mit  den  amt- 
lichen Zählbogen  der  Besitz-  und  Betriebszählung  vom  12.  VI.  07.  Amtlicherseits 
liegt  bis  heute  eine  geprüfte  derartige  Tabelle  für  Rüppurr  noch  nicht  vor. 
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waltung  Ettlingen,  die  Stadtgemeinde  Karlsruhe,  die  Gemeinde 
Rüppurr  und  weiterhin  —  freilich  nur  mit  jeweils  geringem  Um- 
fang von  Pachtland  —  einzelne  Private  Rüppurrs  und  einige 
Ausmärker  gesellt.  Von  allen  diesen  wurde  im  Jahre  1907 
153.32  ha  an  Rüppurr  verpachtet.  Nur  in  geringem  Maße  und 
zwar  mehr  von  Ausmärkern  als  von  Einheimischen  wird  Wiesen- 
land  zur  Verpachtung  angeboten.  Rüppurr  muß  daher  entweder 
Wiesenland  auf  fremder  Gemarkung  kaufen  oder  Heu  und  Gras 
von  der  Domänenverwaltung  ersteigern.  Alljährlich  wird  nämlich 
parzellen-  oder  morgenweise  von  der  Domänenverwaltung  der 
Heuertrag  ihres  Wiesenlandes  zur  Versteigerung  angeboten.  Diese 
Wiesen  sind  für  Rüppurr  äußerst  günstig  gelegen  und  ihr  Ertrag 
wird  daher  auch  namentlich  wegen  der  für  eine  Arbeiterwirtschaft 
erwachsenden  Ersparnissen  an  Zeit  und  Arbeit  und  düngender 
Substanz  heiß  begehrt.  Aber  auch  Landwirtschafttreibende  oft 
weit  entfernter  Nachbargemeinden  vermehren  mit  den  Einheimischen 
die  Nachfrage  und  treiben  durch  gegenseitige  Konkurrenz  die 
Preise  in  die  Höhe.  Schwer  fällt  es  alsdann  dem  kleinen  Land- 
wirt, derartige  Geldsummen  aufzubringen.  Soll  seine  Viehhaltung 
nicht  eingeschränkt  werden,  so  ist  er  gezwungen,  sich  billiges 
Gras  oder  Heu  auf  fremder  Gemarkung  zu  besorgen. 

In  ausgedehnterem  Maße  als  Wiesenland  verpachtet  man 
Ackerland. 

Unter  den  Verpächtern  verdient  neben  der  Domänenver- 
waltung die  Gemeindeverwaltung  Rüppurr  besondere  Beachtung. 
Teils  wegen  allzu  mangelhafter  Bewirtschaftung  des  Allmend- 
landes, teils  weil  das  Allmcndland  in  keinem  Verhältnis  mehr 
stand  zur  Menge  der  berechtigten  Bürger,  entschloß  sich  1884 
die  Gemeinde,  das  Allmendland  einzuziehen  und  in  Pacht  aus- 
zugeben und  nunmehr  den  Pachtzins  an  die  Berechtigten  aus- 
zugeben. 

Nicht  nur  wegen  der  durchschnittlich  besseren  Bodenqualität, 
sondern  auch  wegen  den  angenehmen  und  günstigen  Pachtbe- 
dingungen wird  das  »Domänenackerland«  allgemein  bevorzugt. 
Von  der  Domänenverwaltung  wird  die  Dauer  der  Pacht  auf 
9  oder  12  Jahre  festgesetzt.  Dem  bisherigen  Pächter  ist  es  jedoch 
unbenommen,  nach  Ablauf  der  Pachtperiode  die  seither  innegehabte 
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Parzelle  aufs  neue  zu  pachten1.  Die  Pachtpreise  schwanken 
zwischen  21—27  M.  pro  Morgen  Ackerlandes.  —  Die  übrigen 
Verpächter  verpachten  auf  6—9  Jahre  den  Morgen  Ackerland  je 
nach  Qualität  für  30,  35  und  40  M.  Für  Wiesenpachtland  werden 
35—45  M.  bezahlt.  Bedenken  wir  hierbei,  daß  Fuchs  in  seinem 
lehrreichen  Buche:  »Die  Verhältnisse  der  Industriearbeiter  in 
17  Landgemeinden  bei  Karlsruhe«2  einen  Pachtpreis  von  33,6  M. 
für  den  Morgen  Ackerland,  von  38,4  M.  für  Wiesenland  berechnet, 
so  zeigt  sich  klar,  daß  auch  hier  die  Domänenverwaltung  mit 
ihren  günstigen  Ackerpachtpreisen  den  sozialpolitischen  Gedanken 
der  Neuzeit  vollkommen  Rechnung  trägt.  —  253  Land  wirtschaft- 
treibende Rüppurrs  haben  nach  den  Ergebnissen  der  Betriebs- 
statistik von  1907  Acker  oder  Wiesenland  zugepachtet.  Ihre 
Betriebsfläche  vergrößert  sich  damit  auf  356,22  ha. 

Die  Durchschnittsgröße  eines  landwirtschaftlichen  Betriebs 
ist  demnach  1,38  ha.  4,47  ha  ist  nach  der  gleichen  statistischen 
Erhebung  die  Durchschnittsfläche  eines  landwirtschaftlichen  Be- 
triebs berechnet  für  das  Großherzogtum,  1,79  ha  die  im  Amts- 
bezirk Karlsruhes  (1895).  Rüppurr  erreicht  diesen  nicht,  geschweige 
denn  jenen  und  Baden  ist  das  Land  des  Kleinbetriebs.  Das 
Charakteristikum  der  Rüppurrer  landwirtschaftlichen  Betriebsver- 
hältnisse ist  also  der  Zwergbetrieb.  Im  einzelnen  gruppieren 
sich  die  Betriebe  nach  dem  oben  gebrauchten  Schema  folgender- 
maßen : 

Von  100  Betrieben  entfallen  auf  die  Größenklassen 

5— 20  a    20— 50  a   0,50— 1  ha    1  —  2  ha   2— 5  ha   5— 10  ha 
12,65        28,45         20.95  «2.25       21,34         4,35  Betriebe 

d.  h.  über  */5  (62,05 %)  aller  Betriebe  haben  einen  Umfang  der 
kleiner  ist  als  1  ha.  Nahezu  V4  (74,30%)  aller  Betriebe  umfassen 
eine  Betriebsfläche,  die  bis  zur  Größe  von  2  ha  reicht.    Nur  ein 


«  Vergl.  Verordnungsblatt  der  Grroßh.  Domänen direktion,  Jahrgang  1894,  Nr.  21, 
S.  161  ff. 

1  Fuchs,  a.  o.  O.    S.  103. 

3  Vcrgl.  Hecht:    Badische  Landwirtschaft  zu  Anfang  des  20.  Jahrhunderts 
S.  14,  Karlsruhe  1903. 
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verschwindend  kleiner  Teil,  nur  4,35%  aller  Betriebe  erreichen 
eine  Größe  von  mehr  als  5  ha. 

Findet  nun  hierbei  eine  Zupacht  statt,  d.  h.  ist  das  Pachtland 
nur  mehr  eine  Ergänzung  zu  bereits  schon  vorhandenem  Besitze, 
oder  haben  wir  es  mit  jener  bekannten  Parzellenpacht  zu  tun,  bei  der 
ein  Pächter  lediglich  auf  die  gepachtete  Parzelle  zur  Fristung  seines 
Lebensunterhaltes  angewiesen  ist? 1  Bei  der  Zupacht  hat  die  Bevölke- 
rung noch  einen  ökonomischen  Rückhalt  im  Eigenbesitz;  der  Par- 
zellenpächter ist  dagegen  auf  die  Pachtpreise  angewiesen,  die  sich  bei 
den  üblichen  Ersteigerungen  ergeben.  Daher  ist  ein  Vergleich 
zwischen  der  Betriebsfläche  und  dem  darin  enthaltenen  Pachtlande 
notwendig.  44,46%  der  Betriebsfläche  ist  zugepachtet.  Im  Verhält- 
nis zur  Betriebsfläche  weisen  den  größten  Prozentsatz  Pachtland  auf 
die  mittleren  Betriebsklassen,  die  mehr  als  die  Hälfte  zugepachtet 
haben.  Die  niedereren  Betriebsklassen  haben  ungefähr  die  Hälfte, 
die  höheren  Betriebsklassen  haben  unter  der  Hälfte  bis  zu  einem 
Drittel  zugepachtet. 

5 — 20  a    20 — 50  a     0,50 — 1  ha     1 — 2  ha     2 — 5  ha    5 — 10  ha 

nahezu 

50%         50%  32.9%        58,5%       43.5%  33.2% 

Hiermit  hängt  auch  der  Umfang  des  Eigenbetriebs  zu- 
sammen, d.  h.  der  Betriebe,  die  ausschließlich  eigenes  Land  be- 
wirtschaften, und  da  besagt  die  Statistik  folgendes: 

In  den  kleinsten  Betriebsklassen  (5  —  20  und  20 — 50  a)  ist 
ungefähr  die  Hälfte  aller  Betriebe  Eigenbetriebe.  Im  allgemeinen 
je  kleiner  die  Betriebsfläche  wird,  um  so  mehr  überwiegt  der  Eigen- 
betrieb. 

Trotz  hinreichend  angebotenem  Pachtlande  hat  sich  also 
jene  proletarische  Parzellenpacht  nicht  zu  entwickeln  ver- 
mocht.   Die  Pacht  in  Rüppurr  ist  vorzugsweise  Zupacht 

Noch  eine  Frage  steht  offen: 

Welche  Veränderungen  haben  die  Besitz-  und  Be- 
triebsverhältnisse Rüppurrs  —  wenigstens  im  Laufe  des  letzt- 


*  Buchenberger  a.  a.  O.  I.  S.  187. 
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verflossenen  Jahrzehnts1  erfahren?  Mit  der  Beantwortung  dieser 
Frage  können  wir  Ursachen  auffinden,  deren  Folgen  uns  noch 
an  vielen  Punkten  beschäftigen  werden. 


Vergleich  der  »Besitzverteilung«  von  1895  und  1907. 


1895 

1907 

Zu-  u. 

Zu-  u.  Ab- 

Kl. 

ha 

Besitzer 

°/o 

Besitz 

Besitzer 

Besitz 

Ab- 
nahme 

nahme  des 
Besitzes  , 

VI 

0,05—0,20 

55 

25.4 

7-44 

65 

23.4 

7.04 

+  10 

-0.40 

V 

0,20—0,50 

52 

24,1 

16.92 

7« 

28,1 

25-55 

+20 

+8.63 

IV 

0,50—1 

52 

24,1 

3-40 

64 

23.2 

47.04 

+  12 

+9.64 

III 

!  2 

24 

11,2 

34-32 

34 

12,7 

48.06 

+  IO 

-M3-74 

II 

2-5 

3i 

»4.3 

96.22 

34 

12,2 

94.22 

+3 

-2.00 

I 

5  u.  mehr 

2 

0,9 

1773 

1 

0,4 

n-73 

-1 

—6.00 

216 

210.02 

276 

233-63 

+60 

+23.61 

Bei  der  Untersuchung  über  die  Gestaltung  der  Besitz- 
verhältnisse zeigt  sich,  daß  in  den  12  Jahren  die  Zahl  der 
Besitzer  sich  um  28,4%  vermehrt,  die  Größe  des  Besitzes 
dagegen  nur  um  11,23%,  zugenommen,  also  abgenommen  hat. 
Im  Durchschnitt  entfallen  jetzt  auf  den  einzelnen  Besitzer  0,84  ha 
im  Gegensatz  zu  früher  0,96  ha.  Im  einzelnen  läßt  sich  die  Zu- 
oder  Abnahme  aus  der  beigefügten  Tabelle  mit  Leichtigkeit  ersehen, 
für  uns  ist  von  Wichtigkeit,  daß  namentlich  in  den  Besitzgrößen 
unter  2  ha  sich  eine  Änderung  bemerkbar  macht,  indem  nämlich 
1895  183  Besitzer  =  84,8%  der  Gesamtbesitzerzahl  mit  einem 
Besitze  von  96,08  ha  =  45,75%  des  Gesamtbesitzes,  je  eine  Fläche 
besaßen,  die  kleiner  war  als  2  ha,  während  1907  ihre  Zahl  auf 
242  =  87,4%  mit  einem  Besitz  von  127,69  =  54,8%  anwuchs. 
Vom  Jahr  1883 — 1895  hat  sich  die  Betriebsfläche  um  61,75  ha 
{von  417,90  auf  356,15  ha)  vermindert.  Sodann  zeigt  sich  auch 
eine  zwar  nur  geringe  Abnahme  der  Gesamtbetriebsleiterzahl  (von 
265  auf  257).  Die  Durchschnittsbetriebsfläche  hat  sich  von  1.58 
auf  1,39  ha  verkleinert. 


1  Vergl.   hierzu  Dr.  Hechts  Ausführungen  über  die  Mängel  der  Betriebs- 
statistik von  1873  und  1882.    Hecht,  Bad.  Ldw.,  S.  35. 
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Vergleich  der  Tabelle  der  Betriebsverteilung  von  1895  und  1907. 


Betriebs- 
größe 

»«95 

1907 

Zahl 
der 
Betr. 

Betr.- 
fläche 

darunter 

Zahl 
der 
Betr. 

Bctr.- 
fläche 

darunter 

eigenes 

Pacht- 
l.i  Ii  d 

eigenes 

Pacht- 
land 

5—20  a 

20  CO  & 

0,50— 1  ha 

1—  2  ha 

2 —  5  ha 
5— lo  ha 

33 
66 

53 
34 
63 
8 

5.57 
23.40 
36.I4 
5 '.95 
194.05 
45.04 

2,80 
to,66 
22,48 
22,08 

•09.73 
30,07 

2,77 
12,74 
13.66 
29,87 
84.32 
'4.97 

32 

72 

53 

3' 

54 
1 1 

3,88 
28,46 
36,88 

1 

46.54 
179.23 
61,23 

1,98 

H.7' 

24.75 
19,29 

101,27 

40,90 

1,90 

'3.75 
12,13 

27.25 
77.96 
20,33 

Zusammen 

257 

356.»5 

197,82 

'58.33 

253 

356,22 

202,90 

153.32 

Der  Vergleich  der  beiden  Tabellen  gibt  den  zahlenmäßigen 
Beleg  zu  folgender  Tatsache:  Die  Betriebsfläche  ist  heute  noch 
fast  genau  so  groß  wie  vor  12  Jahren.  (Eine  Zunahme  von  7  ar 
fällt  kaum  ins  Gewicht.)  Die  Zahl  der  Betriebe  hat  sich  etwas 
verringert.  Der  durchschnittliche  Betriebsumfang  ist  (1907)  im 
allgemeinen  wie  in  den  einzelnen  Betriebsgrößenklassen  etwas 
größer  als  1895.  Die  Betriebe  in  der  Größe  von  20 — 50  ar  und 
im  Umfang  von  5  ha  und  mehr  haben  sich  der  Zahl  nach  ver- 
mehrt (von  66  auf  72  bzw.  von  8  auf  11).  Heutzutage  wird 
weniger  zugepachtet  als  1895. 

Aber  bedingt  ein  solch  fortschreitender  Zer- 
stückelungprozeß mit  der  Zeit  nicht  die  Auflösung 
des  Bauernstandes  in  Gesinde  und  Taglöhner?  Ist 
damit  nicht  eine  Verschlechterung  der  ökonomischen 
Lage  verknüpft?  Oder  dient  nicht  gerade  die  jährlich  zu- 
nehmende Zahl  von  Besitzern  und  der  jährlich  zunehmende  Anteil 
der  Klassen  mit  dem  kleinsten  Besitzumfang  am  Gesamtbesitz, 
wirkt  nicht  gerade  dieses  Fortschreiten  auf  dem  Pfade,  einem 
immer  größer  werdenden  Kreis  von  Gliedern  der  Dorfgemeinschaft 
einen,  wenn  auch  kleinen  »Fetzen«  Landes  zu  gewähren,  dafür, 
daß  diese  die  soziale  Stufe  emporzuklimmen  vermögen?  Wirkt 
die  Verkleinerung  aber  günstig?  Eine  volkswirtschaftlich  be- 
friedigende Lösung  dieser  Frage  kann  nur  gegeben  werden,  wenn 

Mayer,  Rüppurr.  2 
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wir  wissen,  auf  welche  Art  sich  die  »Glieder  der  Dorfgemeinschaft« 
auf  die  von  der  Veränderung  betroffenen  Besitz-  oder  Betriebs- 
klassen verteilen.  Wir  sind  daher  genötigt,  eine  Untersuchung 
über  Anteilnahme  der  Bevölkerung  —  gegliedert  in  I-andwirte, 
Industriearbeiter,  Gewerbetreibende  und  sonstige  —  am  Be- 
sitz und  Betrieb  zu  unternehmen.  Eine  derartige  Einteilung 
der  Bevölkerung  hat  jedoch  ihre  bekannten  Schwierigkeiten, 
die  aber  durch  den  relativ  kleinen  Kreis  der  Beteiligten 
und  durch  die  persönliche  Kenntnis  der  Verhältnisse  nahezu 
beseitigt  werden  konnten.  Als  »Landwirte«  wurden  diejenigen 
bezeichnet,  die  sich  ausschließlich  der  Landwirtschaft  widmen 
—  ein  untrügliches  Kriterium  war  hierbei,  daß  vom  Betriebs- 
umfang  von  i  ha  aufwärts  sie  alle  mindestens  ein  Pferd  halten. 
Als  »Fabrikarbeiter«  gelten  diejenigen,  die  dauernd  in  einem 
Fabrikbetrieb  im  Hauptberuf  tätig  sind.  Alle  Saisonarbeiter,  alle 
Gewerbetreibenden,  Beamten  usw.  unterfallen  der  Rubrik  »Ge- 
werbetreibende und  Sonstige*.  Es  wurden  ferner  bei  der  Auf- 
stellung auch  die  von  Seiten  der  Verwaltung  vorgenommenen  Auf- 
stellungen berücksichtigt.    (Wahlmännerlisten,  Steuerkataster  usw.) 

Dem  Folgenden  liegen  die  Tabellen  von  1907  zugrunde. 

Die  Zahl  der  Landwirte  beträgt  74,  d.  i.  26,90%  aller 
Besitzer.  Ihr  Besitz  liegt  in  der  Hauptsache  in  den  Besitzgrößen 
von  mehr  als  1  ha  und  ist  im  Durchschnitt  1,33  ha  groß.  Die 
Mehrzahl  der  Landwirte  ist  Betriebsleiter  eines  Betriebes,  der 
größer  ist  als  1  ha.  48,64%  =  rund  »/a  aller  Landwirtsbetriebe 
hat  einen  Umfang  von  2  -5  ha,  d.i.  2/\  der  Gesamtzahl  der  Be- 
triebe in  dieser  Größe.  Im  Durchschnitt  umfaßt  ein  Landwirts- 
betrieb 2,78  ha.  —  Die  Betriebsleiter  der  Betriebe  von  einer  Größe 
unter  1  ha  sind  Witwen,  die  ihre  Witwenpension  —  was  sozial- 
politisch hochinteressant  ist  —  in  Gestalt  der  Erträgnisse  eines 
oder  zweier  Äckerchen  beziehen.  Da  sie  sich  ihren  Lebensunter- 
halt ausschließlich  aus  dem  Betriebe  der  Landwirtschaft  ver- 
schaffen, so  unterfallen  sie  in  der  Tabelle  den  Landwirten  (ohne 
freilich  jene  Forderung  bezüglich  der  Viehhaltung  zu  erfüllen).  — 
Wenn  auch  im  einzelnen  viele  Betriebe  aufzufinden  sind,  die  nur 
eigenes  Land  bewirtschaften,  so  ist  doch  im  Durchschnitt  die 
Hälfte  der  umgetriebenen  Fläche  zugepachtet  (vgl.  Tabelle). 

133  Industriearbeiter  sind  Besitzer  von  Grund  und  Boden, 
d.  i.  rund  1jl  aller  Industriearbeiter  des  Dorfes  und  %  aller  Be- 
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1907. 

Besitz-  und  Betriebsverhältnisse 

a.  der  Landwirte. 


Klasse 

Besitz 

Betrieb  j 

ha 

Zahl 

Besitz  j 

Zahl 

Betriebs- 
größe 

Eigen- 

Pachlland 

VI 

0,05—0,20 

2 

0,36 

— 

— 

— 

— 

V 

0.20 — O.^O 

12 

4.16 

8 

2.95 

2.95 



IV 

0.50—1 

25 

»9.5° 

7 

4,86 

3.35 

'.5' 

III 

1—2 

|8 

27.86 

«4 

20,37 

io.35 

10,02 

II 

2-5 

17 

48,06 

36 

1 26,90 

59.37 

67.53 

I 

5  u.  mehr 

9 

51,01 

22  87 

28,14 

74 

1 

99,84  | 

74 

206,09 

98.89 

107,20 

b. 

der  Indui 

(triearbe 

iter. 

VI 

0,05—0,20 

50 

5.13 

23 

2.44 

0,72 

'.72 

V 

0,20—0,50 

52 

17." 

45 

17,01 

7,6i 

9.40 

IV 

0,50—1 

27 

18,2  t 

3' 

22,68 

19,02 

3.6b 

III 
II 
I 

1  —  2 

4 

5.02 

2 

2,72 

2,72 

2-5 
5  u.  mehr 

■ 

«33 

45.47 

|  101 

44.85 

30.07 

14.78 

c.  der  Gewerbetreibenden  und  Sonstigen. 

VI 

0,05  —0,20 

»3 

'.55 

9 

1.44 

o.44 

1 ,00 

V 

0,20—0,50 

«4 

«9 

8,50 

2,30 

6,20 

!  iv 

0,50—1 

12 

9.33 

«5 

9.34 

4.3o 

5.04 

!  111 

1 — 2 

12 

15,28 

»5 

23.45 

10,20 

13.25 

II 

2-5 

«7 

46.15 

[8 

52,33 

45.53 

6,80 

I 

5  u.  mehr 

1 

ti.73 

2 

10,22 

IO,22 

69 

88,32 

78 

103,28 

72.99 

 — 

32,29 

2* 
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sitzer.  Die  Mehrzahl  besitzt  einen  halben  oder  einen  ganzen 
Morgen  Acker  oder  Wiesenland,  nur  wenige  verfügen  über  größere 
Landkomplexe.  Im  Durchschnitt  besitzt  der  Industriearbeiter 
0,34  ha. 

101  Industriearbeiter  sind  Leiter  eines  landwirtschaftlichen 
Betriebes,  dessen  Größe  im  allgemeinen  1  ha  nicht  übersteigt. 
(Durchschnitt  044.)  Auch  hier  ist  nur  die  Hälfte  zugepachtet, 
ist  der  Betrieb  klein,  so  überwiegt  das  Pachtland;  je  größer  der 
Betrieb  wird,  um  so  mehr  überwiegt  dann  der  Eigenbetrieb. 

Die  Gewerbetreibenden  und  sonstigen  Berufe  haben  einen 
durchschnittlichen  Besitzstand  von  1,28  ha  —  der  größte  Besitz 
ist  11,73  ha  —  und  einen  durchschnittlichen  Betriebsumfang  von 
1,35  ha  aufzuweisen.  Vorzugsweise  eigenes  Land  wird  umge- 
trieben. In  den  kleinen  Betrieben  wird  viel  zugepachtet,  hingegen 
überwiegt  in  den  Betrieben  von  größerem  Umfang  der  Eigen- 
betrieb. 

Nunmehr  sind  wir  auch  in  der  Lage,  die  oben  gestellte 
Frage  zu  beantworten: 

Wir  haben  oben  gesehen,  daß  im  allgemeinen  die  Zahl  der 
Besitzer  zugenommen  hat,  daß  sich  aber  der  größte  Teil  dieser 
Zunahme  in  den  Besitzgrößenklassen  unter  1  ha  vollzogen  hat. 
Wie  wir  jetzt  wissen,  ist  die  Mehrzahl  der  Besitzer  eines  derar- 
tigen Besitzes  Industriearbeiter.  Die  Annahme  hat  dabei  viel 
für  sich,  daß  ein  großer  Teil  der  Verschiebung  ihnen  zugute  ge- 
kommen ist,  daß  also  Industriearbeiter  sich  in  den  Besitz  von 
Grund  und  Boden  eingeschoben  haben. 

Die  Frage  nach  einer  Verschlechterung  der  ökonomischen 
Lage  löst  sich  damit  von  selbst.  Der  Arbeiter  genießt  infolge 
seiner  Beschäftigung  in  der  Fabrik  einen  immerhin  gleichmäßigen 
und  sicheren  Lohn,  so  daß  der  Besitz  an  Grund  und  Boden  für  ihn 
nurmehr  als  »Immobiliarnotpfennig« 1  in  Betracht  kommt.  In  die- 
sem Sinne  kann  daher  eher  von  einer  Verbesserung  der  wirtschaft- 
lichen Lage  gesprochen  werden.  Mit  der  Besitzverschiebung  nach 
unten  ist  also  keineswegs  eine  Proletarisierung  verbunden,  im 
Gegenteil  kann  hier  eher  von  einer  Verbesserung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  gesprochen  werden.2 

1  Roscher,  System  der  Volkswirtschaft.    Anm.  13  zu  §  143. 
*  Buchenbcrger,  I  S.  180,  a.  a.  O. 
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Eine  Zersplitterung  in  kleine  und  kleinste  Besitzstücke  wäre 
aber  auch  für  den  Landwirtschaftsbetrieb  Rüppurrs  überhaupt  von 
keinem  großen  Nachteile,  da  ja  die  Städte  Karlsruhe  und  Ett- 
lingen, beides  Absatzgebiete  für  Erzeugnisse  intensivsten  land- 
wirtschaftlichen Betriebs,  sich  in  allernächster  Nähe  befinden. 
Schließlich  ist  aber  auch  durch  die  Freigabe  des  Domänenlandes 
jedermann  Gelegenheit  gegeben,  den  kleinen  Besitz  zu  einem 
größeren  Betriebe  auszugestalten  Die  Betriebsverhältnisse  sind 
nahezu  die  gleichen  geblieben.  Die  Betriebe,  die  mehr  als  5  ha 
groß  sind,  haben  eine  Zunahme  erfahren.  Wir  können  nunmehr 
behaupten,  daß  sich  wohl  die  Landwirtsbetriebe  vergrößert  haben. 
Ebenso  fand  noch  eine  Vermehrung  der  Zahl  der  Betriebe  in  der 
Klasse  von  0,20—0,50  ha  statt.  Ob  aber  hiervon  die  Industrie- 
arbeiter allein  profitiert  haben,  oder  ob  sich  auch  die  Zahl  der 
landwirtschaftlichen  Betriebe  der  Gewerbetreibenden  und  sonstiger 
Berufe  vermehrt  hat,  ist  nicht  mehr  genau  zu  ersehen. 

Das  sich  langsam  vollziehende  Einschieben  der  Arbeiter- 
klasse in  den  Besitz  von  Grund  und  Boden  ist  nur  zu 
begrüßen.  Wichtige  volkswirtschaftliche  Momente,  die  hierbei 
in  Betracht  kommen,  sind  schon  oben  hervorgehoben  und  der 
folgende  Abschnitt  wird  diesen  noch  einige  weitere  hinzufügen. 

Kapitel  II. 

Technik  und  Erwerbsverhaltnisse  des  Landwirts  und 

Industriearbeiters. 

Hoher  Besitzstand,  mäßige  Zupacht,  also  viel  Eigenbetrieb 
ist,  wie  wir  oben  bewiesen,  das  Kennzeichen  des  Rüppurrer 
Landwirtsbetriebes.  Nur  2,78  ha  groß  ist  im  Durchschnitt  ein 
derartiger  Betrieb,  klein  genug  um  eine  intensivste  Bewirtschaftung 
zu  fordern  und  zu  rechtfertigen. 

Wir  treten  nun  an  die  Frage  heran:  Welche  Kulturen  baut 
der  Landwirt  Rüppurrs  an?  und  mit  Rücksicht  auf  früher  erwähnte« 
und  noch  später  zu  erörterndes  bringen  wir  hier  die  Gesamtanbau- 
verhältnisse. 

Den  größten  Raum  (92,70%)  im  landwirtschaftlich  genutzten 
Gelände  beanspruchen  Getreide,  Kartoffel  und  Ackerfutter- 
pflanzen.  Die  Handelsgewächse  —  in  Prozent  nur  1,5%  — 
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Anbauverhältnisse. 


1 

Bezeichnung  der  einzelnen  Kulturarten 

angebaute 
Fläche 

Gesamtsumme 

dnun 

Acker-  und  Gartenländereien 

ha 

a 

1 

ha 

i 

a  ! 

II  ° 

a.  Getreide-  und  Hülsenfrüchte. 

I. 

Weizen 

l  Winter  

2" 
— 

40 

— 

2. 

»7 

60 

R°8ge"    1  Winter  

40 

* 

90 

4- 

95 

5- 

14 

40 

6. 

5 

60 

7- 

Ateno-  11       (    Soelz  und  RotTPcn 
Mischfrucht    t    Wintergemenge  . 

I 

t  u 

J4 

'39 

89 

h  Hackfrüchte 

1. 

62 

60 

2. 

38 

to 

100 

70 

c.  Futterpflanzen. 

I . 

'9 

2. 

4 

/  2 

3- 

9 

4- 

T 

2 

34 

35 

97 

d.  Handelsgewächse. 

I . 

J 

4 

J  1 

4 

21 

e.  uartcngc»acDse  aui  ui  in  rciuc. 

I. 

67 

2. 

I 

48 

2 

'5 

f.  Hausgarten. 

8 

t>7 

g.  Andere  Gärten. 

i 

Ol 

Zusammen  Acker-  und  Gartenländereien 

298 

ho 
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verschwinden  daneben  fast  vollständig.  Weizen  und  Roggen 
werden  zur  Brotgewinnung  angebaut,  Hafer  dient  als  Futter- 
mittel für  die  Pferde.  Bei  der  angebauten  Gerste  überwiegt  die 
sogenannte  Braugerste,  die  in  den  Karlsruher  Brauereien  zur 
Malzbereitung  dient,  über  die  Futter-  und  Nahrungsgerste.  Die 
sonnige,  nicht  zu  feuchte  Lage  des  milden  sandigen  Lehmbodens 
Rüppurrs  ist  dem  Anbau  dieser  Getreidesorte  besonders  günstig, 
und  daher  ist  der  jährliche  Ertrag  entsprechend  gut.  An  Saat- 
gut rechnet  man  auf  das  Viertel  =  9  ar  23  1,  geerntet  wird 
ungefähr  das  13— 16  fache  (4  Ztr.). 

Entsprechend  ihrer  Wichtigkeit  in  der  Ernährung  spielen 
die  Kartoffeln  im  Feldbau  eine  bedeutende  Rolle.  Wenn  auf 
einem  Gebiete  die  Weisheit  des  Sprichwortes  trügt,  so  ist  es  hier, 
wo  es  nicht  die  dümmsten  Bauern  sind,  denen  die  besten  Kartoffel 
wachsen,  sondern  wo  jedermann  durch  künstliche  Wahl  den  Ertrag 
und  die  Güte  der  Kartoffelernte  beeinflußt  und  zu  steigern  weiß. 
Die  hervorragenden  Erfolge  auf  dem  Gebiete  der  Kartoffelzucht, 
wie  sie  erst  langjährige  Praxis  finden  konnte,  sind  dem  Rüppurrer 
Bauern  nicht  verborgen  geblieben,  sei  es,  daß  er  im  landwirt- 
schaftlichen Wochenblatt  von  diesen  Erfolgen  gelesen  hat,  sei  es, 
daß  der  bedächtigere  sich  erst  durch  die  Theorie  der  vollendeten 
Tatsachen  belehren  ließ,  die  Probe  wurde  gemacht  und  —  gelang. 

Von  der  gewöhnlichen  Futterkartoffel  bis  zur  Salat-  und 
zur  feinsten  Speise-  und  Delikateßkartoffel,  die  in  die  Küche  des 
feinen  Stadthauses  kommen,  werden  alle  Sorten  gebaut:  Magnum 
bonum,  Imperator,  Juno,  Bismarck  und  wie  sie  alle  heißen.  Gegen 
14  Sorten  baut  das  Dorf  an.  Mancher  Landwirt  kann  5 — 6 
Sorten  eigenen  Gewächses  vorzeigen.  Das  Erträgnis  ist  reichlich. 
Das  Saatgut  vermehrt  sich  um  das  10 — 12  fache.  Von  einem 
Viertel  werden  im  Durchschnitt  30  Zentner  geerntet. 

Der  große  Umfang  des  Ackerfutterbaues  ist  zurückzuführen 
auf  jenen  schon  oben  hervorgehobenen  Mangel  an  in  freiem 
Verkehr  befindlichem  Wiesenland.  Er  ist  aber  hinwiederum  auch 
Vorbedingung  starker  Milchviehhaltung. 

Wenig  umfangreich  ist  der  Obstbau.  Die  weitverbreitete 
Meinung  —  die  aber  von  verschiedenen  Seiten  durch  die  Tat- 
sachen widerlegt  ist  —  daß  die  Bäume  wegen  des  kiesigen 
Untergrundes  bald  absterben,  hat  hierzu  viel  beigetragen. 
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Im  Gegensatz  hierzu  hat  die  Gartenkultur  großen  Um- 
fang angenommen.  Vor  allem  der  Gemüsebau.  Hiermit  ver- 
sorgt Rüppurr  einen  großen  Teil  des  Karlsruher  Wochenmarktes. 
Daneben  werden  Blumen  angebaut.  Zwar  wird  bis  jetzt  noch 
keine  vollendete  Zucht  getrieben,  da  für  heute  noch  die  gewöhn- 
lichen heimischen  Blumensorten  einen  genügenden  Ertrag  ab- 
werfen. Die  ersten  Anfänge  auf  Gartenkultur  sind  schon  gemacht 
und  sie  mögen  eine  intensivere  Bodenbebauung  einleiten.1 

Zum  Schluß  bringen  wir  die  Anbaustatistik  Rüppurrs  noch 
in  einen  Vergleich  mit  den  entsprechenden  zahlenmäßigen 
Statistiken  benachbarter  Gemarkungen  und  des  badischen  Landes. 


Darstellung  der  Feldbestellung  in  %  der  Acker- Erntefläche. 


Art  der  Feldbestellung 

Rüppurr 

Amtsbezirke 

Baden 

Ettlingen 

Karlsruhe 

46,63 

48,52 

48,62 

52,2 

20,87 

29.39 

30,11 

'4.4 

Nach-  und  Stoppelfrücbte  .... 

0,13 

32.40 

37,5 

10,0 

Ackerfutter  und  Hackfrüchte    .    .  . 

45,10 

«7.75 

»3.99 

t9.o 

'.5 

2.55 

6.75 

4,0 

o,79 

••3' 

o,53 

o,3 

1 

Die  Absorbtion  eines  großen  Teiles  der  Bevölkerung  durch 
die  Industriearbeit  ist  die  Ursache  zu  einer  völligen  Umänderung 
der  Technik.  Der  Industriearbeiter  besitzt  zwar  Land,  in  der 
Regel  vom  Vater  ererbt,  ihm  fehlt  aber  durch  seine  Tätigkeit 
in  der  Fabrik  die  Zeit,  dieses  Land  zu  bestellen.  Soweit  man 
sich  nicht  damit  behilft,  überflüssige  Parzellen  zu  veräußern  und 
sich  nur  auf  den  notwendigsten  Bedarf  zu  beschränken,  oder  doch 
wenigstens  auf  einen  Betriebsumfang,  den  die  Frau  allein  oder 
mit  Hilfe  der  Kinder  bewirtschaften  kann,  muß  man  sich  ent- 
schließen, dem  Bauer  gebliebenen  Dorfgenossen  die  gesamte  Be- 
stellung des  Acker-  und  Wiesenlandes  zu  übergeben  oder  ihm 
doch  wenigstens  die  zur  Bestellung  notwendigen  Fuhrleistungen 

>  David  «Sozialismus  und  Landwirtschaft*  S.  231.  1905. 
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zu  übertragen.  Der  Betrieb  des  Landwirts  aber  setzt  an  sich 
schon  eine  landwirtschaftliche  Nutzungsfläche  von  beträchtlichem 
Umfange  voraus,  die  die  Kraft  und  Zeit  des  I^andwirts  vollauf 
in  Anspruch  nehmen.  Zu  seinen  eigenen  Feldern  aber  auch 
noch  die  des  Arbeiters  oder  sogar  mehrerer  Arbeiter  zu  bestellen, 
kann  daher  nur  geschehen  dadurch,  daß  sich  der  Bauer  von  der 
Intensität  zur  Extensität  des  Feldbaus  wendet.  Dies  bringt  ihm 
größeren  Vorteil  als  wenn  er  sich  weigert,  zu  seinen  eigenen 
Feldern  noch  die  Sorgt;  um  die  seines  Dorfgenossen  zu  über- 
nehmen. Preisrückgang  der  Zuckerrübe  einerseits,  gut  gezahlte 
Löhne  der  Industriearbeiter  und  vielfach  sich  vollziehende  Anlage 
der  erworbenen  Gelder  im  Grund.  Erwerb  von  Grund  und  Boden 
begünstigten  und  beschleunigten  diesen  Prozeß.  Diese  extensivere 
Kultur  erfordert  weniger  Zeit  für  die  Bestellung  des  einzelnen 
Ackers  und  bringt  doch  aus  Fuhrlohn  und  Verkauf  überschüssiger 
eigener  Feldprodukte  usw.  dem  Landwirt  ein  gutes  Stück  Geld  ein. 

Die  beim  Betriebe  verwandten  Werkzeuge  sind  neben  den 
gewöhnlichen,  den  Brabanter- Pflügen,  Eggen  usw.,  vor  allem  jene 
Maschinen,  die  als  spezifisches  Zeichen  des  auf  Schnelligkeit 
in  der  Einzelausführung  basierenden  Großbetriebes  angesehen 
werden  können,  zugleich  auch  ein  Zeichen  dafür,  daß  der  Bauer 
mit  den  Fortschritten  der  Technik  vertraut  ist  und  sie  für  seinen 
Betrieb  anzuwenden  weiß.  Ihr  verdankt  der  Bauer  neben  Kosten- 
ersparnis und  besserer  Arbeit  vor  allem  die  raschere  Erledigung 
des  Dreschgeschäftes.  Mit  Hinweis  auf  unsere  vorausge- 
gangenen Ausführungen  ist  diese  Zeitersparnis  von  unendlichem 
Vorteil  für  den  Rüppurrer  Bauern  sowohl  wTie  für  den  Fabrik- 
arbeiter. Die  Nachteile,  die  sich  sonst  einstellen,  daß  nämlich 
die  Dreschmaschine  den  landwirtschaftlichen  Arbeiter  verdrängt 
hat,  fallen  ja  in  Rüppurr  weg.  Ja,  neben  der  Zeit  erspart  sie 
dem  Bauer  noch  die  schwere  und  gesundheitsschädliche  Nacht- 
arbeit zur  Winterszeit  in  stauberfüllter  Scheune. 

Der  Bauer  holt  Wagen  für  Wagen  vom  Felde  herein,  lädt 
ab  oder  läßt  die  gefüllten  Wagen  stehen,  die  dann  eine  lange 
Reihe  bilden  und  schon  von  weitem  den  Platz  kenntlich  machen, 
wo  die  Maschine  tätig  ist.  Von  morgens  4  Uhr  bis  spät  in  die 
Nacht,  vielfach  ohne  irgend  welche  Pause,  höchstens  zur  Reinigung 
der  Maschine,   wird   gedroschen.     Innerhalb   weniger  Stunden 
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erledigt  sich  so  die  Drescharbeit  für  den  Bauer  und  der  Arbeiter 
hat  nicht  nötig,  lange  Zeit  der  Fabriktätigkeit  fern  zu  bleiben. 

Auch  noch  eine  andere  Maschine,  die  Mähmaschine  wird 
in  Rüppurr  viel  benutzt.  Es  existiert  zwar  bis  jetzt  nur  ein 
Exemplar  im  Dorfe,  das  vom  Konsumverein  angeschafft,  leihweise 
abgegeben  wird. 

Der  ganze  landwirtschaftliche  Betrieb  erfordert  in  Rüppurr 
größtmöglichste  Schnelligkeit,  ja  zur  Zeit  der  Ernte  spielt  sich 
die  Hauptarbeit  oft  innerhalb  weniger  Tage  ab.  Danach  richtet 
sich  daher  auch  die  Zug  Viehhaltung  des  Rüppurrer  Bauern. 
Das  Pferd  ist  bei  jedem  Bauern  im  Stalle  anzutreffen,  ja  kann 
in  Rüppurr  als  untrügliches  Kennzeichen  eines  sogenannten 
Landwirts  ohne  Nebenerwerb  (reinen  Landwirts)  gelten.  Alte 
Familienerfahrung  vom  Urahnen,  der  vielleicht  noch  selbst  Pferde- 
züchter war,  in  unsere  Zeit  herübergerettet,  wirken  heute  noch 
nach  und  machen  es  dem  Rüppurrer  Bauern  leicht,  sein  Pferd 
sorgsam  zu  behandeln  und  ihm  die  entsprechende  Pflege  an- 
gedeihen  zu  lassen.  Auch  die  Einrichtung  der  Pferdeversicherung 
weiß  er  zu  schätzen,  nahezu  alle  Bauern  haben  ihre  Pferde  ver- 
sichert. 

Zwar  baut  der  Rüppurrer  Landwirt  im  allgemeinen  nur  das  - 
für  den  eigenen  Betrieb  oder  zur  Ernährung  seiner  Familie  Not- 
wendige auf  dem  Felde.  Jegliches  überschießende  Quantum  der 
Ernte  wird  verkauft,  sei  es  an  in  Rüppurr  wohnhafte  Arbeiter- 
familien, sei  es  in  der  Stadt.  An  erster  Stelle  verdient  hier  die 
Kartoffel  genannt  zu  werden.  Erst  in  zweiter  Linie  kommt 
das  Getreide.  Von  Müllern  der  Umgegend  wird  der  Weizen 
in  Tausch  gegen  Mehl  genommen,  oder  er  wird  an  die  Bäcker 
des  Dorfes  verkauft.  Die  Gerste  dagegen  wird,  wie  schon 
erwähnt,  nach  Karlsruhe  geliefert.  Der  nur  noch  in  geringem 
Umfang  angebaute  Raps,  ebenso  das  Heu  und  die  Futterpflanzen 
finden  zum  großen  Teil  in  der  eigenen  Wirtschaft  Verwendung. 
Steigenden  Absatzes  erfreuen  sich  dagegen  die  Gartenprodukte. 
Zum  Wochenmarkt  bringen  Rüppurrer  Frauen  in  Körben  oder 
in  kleinen  Wagen  die  Resultate  ihres  Fleißes:  Blumen,  Obst  und 
mancherlei  Arten  von  Gemüse  nach  Karlsruhe.  Die  wichtigste 
Einnahmequelle  des  Rüppurrer  Landwirts  ist  jedoch  der  Erlös 
aus  den  Produkten  der  Viehhaltung.  Es  hilft  ihm  über  große 
Verschuldung  hinweg,  verschafft  ihm  bares  Geld  und  ein  Unglück 
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im  Stall  trifft  ihn  darum  ungleich  schwerer  als  andere  Unglücks- 
fälle. Sein  Rindvieh,  eine  Kreuzung  der  Simmentaler  Rasse,, 
züchtet  er  sich  teils  selbst,  teils  kauft  er  es  von  Dorfgenossen» 
oft  auch  auf  landwirtschaftlichen  Ausstellungen.  Das  Haupt- 
produkt des  Stalles  ist  die  Milch.  11  Milchhändler  führen  Tag 
für  Tag  dieses  Erzeugnis  Rüppurrer  Landwirtschaft  nach  Karls- 
ruhe, der  Milchlieferung  an  Private  in  Rüppurr  gar  nicht  zu  ge- 
denken. Weniger  groß  ist  der  Absatz  an  Butter.  Eine  nicht  un- 
beträchtliche Einnahme  verschafft  der  Verkauf  von  Stalldünger. 
Zunächst  düngt  der  Landwirt  seine  eigenen  Äcker  besserer 
Qualität  Den  übrig  bleibenden  Rest  des  Düngers  verkauft  er 
und  erzielt  pro  Wagen  8—10  M.  Seine  schlechteren  eigenen 
Äcker  dagegen  düngt  er  mit  künstlichem  Dünger,  der  ihm  durch 
Vermittlung  des  Konsumvereins  geliefert  wird.  Nach  Feststellung 
beläuft  sich  die  Zufuhr  künstlicher  Düngemittel  im  Jahre  1905 
auf  400  Doppelzentner. 

Eine  große  Erleichterung  in  der  Bilanz  seines  Haushaltungs- 
budgets entsteht  ihm  vollends  durch  den  Verkauf  eines  Kalbes 
oder  eines  Schweines.  Der  Erlös  aus  einem  solchen  Verkaufe 
ist  es,  der  ihm  hilft,  Schuldzinsen  abzutragen,  oder  der  zur  Spar- 
kasse getragen  und  dort  als  Reservefonds  aufgespeichert  wird. 

Neben  der  Rindviehhaltung  ist  es  das  Pferd,  durch  dessen 
Arbeitsleistung  der  Rüppurrer  Bauer  sich  die  nötigen  Betriebs- 
mittel verschafft.  Durchschnittlich  200—300  M.  sind  pro  Pferd 
der  Lohn  für  die  anspannende  Tätigkeit.  Gestattet  sie  auch  nicht, 
große  Reichtümer  anzusammeln,  so  bietet  sie  doch  die  Möglichkeit, 
ein  zwar  hartes  und  mühereiches,  aber  auch  wieder 
behäbiges  Leben  zu  führen. 

Wie  überaus  rege  in  Rüppurr  der  landwirtschaftliche  Betrieb 
mit  dem  Wohlergehen  der  Industrie  zusammenhängt,  zeigten  die 
bisherigen  Ausführungen.  Ohne  diese  Verflechtung  des  Dorfes 
in  die  Industriearbeit  wäre  ein  Gedeihen  der  Rüppurrer  Land- 
wirtschaft auf  der  heutigen  Wirtschaftsbasis  nicht  denkbar.  Die 
Industriearbeit,  dieser  zweite  wichtige  Faktor  im  Wirtschaftsleben 
des  Dorfes,  erhielt  erst  im  Jahre  1845  Zuzug  von  Arbeitskräften 
aus  Rüppurr.  Damals  zählte  man  erst  15  Industriearbeiter  und 
zwar  nur  männlichen  Geschlechts,  die  ihr  Brod  in  den  damals 
noch  kleinen  Fabriken  Karlsruhes  verdienten.  Heute  finden  16% 
der  Bevölkerung,  34%  aller  Haushaltungen,  in  Zahlen  413  Per- 
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sonen  (306  männlich  und  107  weiblich),  in  den  Fabriken  Karls- 
ruhes, Ettlingens  und  Durlachs  Erwerb.  Die  zwei  hauptsächlichsten 
Erwerbsstädte1,  Karlsruhe  und  Ettlingen,  sind  je  3  km  ent- 
fernt und  mit  beiden  ist  Rüppurr  durch  eine  gut  unterhaltene 
Chaussee  und  durch  eine  elektrische  Bahn  verknüpft,  die  den 
Weg  nach  Karlsruhe  und  Etüingen  auf  je  12  Minuten  abkürzt 
Morgens  und  abends  stellt  die  Bahngesellschaft  (B.  L.  E.  A.  G.) 
Arbeiterzüge  ein ;  in  neuester  Zeit  verkehren  auch  mittags  zwischen 
Rüppurr  und  Karlsruhe  Arbeiterzüge,  durch  deren  Benutzung 
den  Arbeitern  Gelegenheit  geboten  wird,  das  Mittagessen  zu 
Hause  einzunehmen.  Die  Fahrpreise  sind  von  Groß-  und  Klein- 
Rüppurr  nach  den  Haltestellen  Karlsruhes  wie  Ettlingens  für 
Arbeiterfahrkarten  gleich  und  betragen  pro  Woche  1.90  M.  Die 
Arbeiter  Rüppurrs  sind  in  28  Betrieben  beschäftigt,  hiervon  ent- 
fallen nur  3  auf  Ettlingen.  In  der  Hauptsache  sind  es  Maschinen- 
fabriken, elektrische  Industrie,  Metallverarbeitung  (Christofle) 
und  Buchdruckereien,  wie  sich  aus  der  beiliegenden  Tabelle  er- 
sehen läßt,  in  welcher  außerdem  noch  die  Zahl  der  in  den  ein- 
zelnen Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  sowie 
die  verdienten  Löhne  angegeben  sind  (s.  Tabelle.). 

Hauptsächlich  qualifizierte  Arbeit  verrichtet  der  Rüp- 
purrer Arbeiter,  die  Arbeiterin,  und  zwar  die  Männer  die  schwerere, 
die  Frauen  die  leichtere,  für  ihren  Organismus  passende.  Un- 
qualifizierte Arbeit  (Taglöhnerarbeit)  wird  niedrig  gelohnt,  das 
weiß  der  Rüppurrer.  darum  erlernt  er  ein  Handwerk.  Erst  in 
neuester  Zeit  zeigen  viele  das  Bestreben,  ihre  Kinder,  ohne  daß 
sie  ein  Handwerk  erlernt  haben,  von  der  Schule  weg  in  die 
Fabrik  zu  schicken.  Zu  solchem  Handeln  trieb  manchmal  die 
Tatsache,  daß  auch  weniger  qualifizierte  Arbeit  verrichtende  einen 
verhältnismäßig  hohen  Lohn  erhalten,  oder  die  Hoffnung,  daß 
der  betreffende  jugendliche  Arbeiter  über  kurz  oder  lang  in  den 
landwirtschaftlichen  Betrieb  des  Vaters  zurückkehren  werde,  wenn 
nicht  auch  hier  gewiß  verwerfliche  Gewinnsucht  ihr  Spiel  treibt. 

Die  Arbeitszeit  ist  mit  Ausnahme  der  Eisenbahnhaupt- 
werkstätte eine  zehnstündige.  Überstunden  kommen  zur  Zeit  der 
Hochsaison  öfters  vor.    Eine  Kündigungsfrist  existiert  entweder 

1  Die  in  der  Tabelle  aufgeführte  3.  Erwerbsstätte  liegt  nur  auf  Durlacher 
Oemarkung,  wird  aber  auf  demselben  Wege  wie  die  übrigen  erreicht. 
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Löhne  der  Arbeiter  in  den  einzelnen  Betriebsgruppen. 


Geschlecht 


Gesamtzahl 
der 
Arbeiter 


Zahl  der  Arbeiter  in  jeder  Klasse  bei  einem  Tagesverdienst 

in  Pfennig 


50 
bis 

100 


100 

150 

200 

250 

300 

350 

400 

45° 

500 

55° 

600 

650 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

'50 

200 

250 

300 

350 

400 

450 

500 

55o 

600 

650 

700 

über 
700 


Betriebe  der  Metallverarbeitung. 


männlich 
weiblich 


männlich 
weiblich 


männlich 

weiblich 


männlich 
weiblich 


männlich 
weiblich 


männlich 
weiblich 


weiblich 


weiblich 


1 1 
4» 


190 
24 


-I  1 
»o|  3 


8  I  10 


8 


i  :  3 
1 


Maschinenfabriken. 


13 
16 


20 


42 


34  !  2' 

l 


1 


16 


Eisenbahnhaupt-  und  Betriebswerkstätte. 


'5 


Betriebe  der  Feinmechanik  und  Elektrotechnik. 


37 


1  1 


9  5 


I     !  I 


Seifen-  und  Parf ümerief abrik. 


4 

8 


—  2 


—  2 


I  I 


Betriebe  der  Papierindustrie. 


5       i  - 

2 


1  1  — 

! 

I 


! 


11  — 


! 


18 


Betriebe  der  Holzindustrie. 


5 


Zigarrenfabrik. 


4 
»4 


10 
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Löhne  der  Arbeiter  in  den  einzelnen  Betriebsgruppen. 


j  Geschlecht 

3  5 
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Zahl  der  Arbeiter  in  jeder  Klasse  bei  einein  Tagesverdienst 

in  Pfennig 

bis 
IOO 

IOO 

bis 

150 

'S" 

bis 

200 

200 
bis 
25o 

250 

bis 
300 

300 
bis 
35o 

33° 
bis 

400 

4OO.43O  5OO 

bis  .  bis  Iiis 
43°  5°°  55° 

55o'6oo65o 
bis  1  bis  bis 

6oo!Gi;oi7oo 

1  V 

1 

über  il 
700  Ii 

männlich 
weiblich 

,; 

1= 

I-  iirl 
<> 

u:rt 
I 

8 

I 

11  n 
1 

4 

)ruc 

i  W 
1 

kert 

iisc 
1 

i. 

UTt 
2 

1 

männlich 

ib     1  4  1 

—  2 

2 

3 

2 

weiblich 

1  1 

1 

Zusammenstellung. 


K  ;trls:  uhc 
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gar  nicht  oder  mit  14  Tagen.  Die  Lohnzahlung  erfolgt  alle 
14  Tage. 

Da  die  Arbeit  größtenteils  qualifizierte  Arbeit  ist,  so  erhalten 
die  Rüppurrer  Arbeiter  durchschnittlich  hohe  Löhne.  Zwecks 
Kontrolle  der  von  den  Arbeitern  dem  Verfasser  und  Andern 
gegenüber  gemachten  Aussagen  über  die  Höhe  des  Lohnes 
wurden  die  Löhne  des  Hilfspersonenregisters  der  Steuerdirektion 
herangezogen  und  danach  die  Tabelle  zusammengestellt  Die  so 
erhaltenen  Löhne  wurden  in  niedere,  mittlere  und  hohe  Löhne 
nach  dem  Vorbild,  wie  es  Baurat  Fuchs  in  seinem  »Verhältnisse 
der  Industriearbeiter  in  17  Landgemeinden«1  gegeben  hat,  ein- 
geteilt: niedrige  bis  zu  3  M.,  mittlere  von  3  M.  bis  4.50  M., 
hohe  über  4.50  M.,  für  Männer.  Für  Frauen:  niedrige  bis 
zu  1.50  M.,  mittlere  von  1.50  M.  bis  2.50  M.,  hohe  über  2.50  M. 

Die  Rüppurrer  Arbeiter  verteilen  sich  nun  folgendermaßen 
in  die  Lohnklassen  (vergl.  Tabelle). 

Zur  besseren  Beurteilung  setzen  wir  diese  Zahlen  in  einen 
Vergleich  mit  den  seinerzeit  von  Fuchs  für  die  übrigen  Industrie- 
arbeiter-Orte der  Umgebung  Karlsruhes  festgestellten. 


J  .  

für  Männer.    Rüppurr  1906. 
!                      übr.  I.  A.  Orte  1901/02. 

%  der  Arbeiter 

Rüppurr 

übr.  I.A.Orte 

•  3 

M. 

1 

16,6% 

27.6% 

Mittlere  Löhne  von  3  M.  bis 

4-50 

M. 

6l,8  % 

54.0% 

Hohe  Löhne  über  .... 

4-50 

M. 

21,6% 

18,4% 

Nehmen  wir  1.50  M.  bis  2.50  M.  als  mittleren  Lohn  für 
weibliche  Arbeiter  an,  so  haben  wir  in  Rüppurr 


Niedere  Löhne  10  =  18,1% 
Mittere  »  39  =  70,9% 
Hohe         »       6  =  1 1 ,0  % 

Die  weiblichen  Arbeiter  überschreiten  den  von  Fuchs  fest- 
gestellten Durchschnittstagesverdienst  von  1.53  M.,  ihr  Tages- 
verdienst beträgt  1.90  M. 

1  Fuchs,  a.  o.  O.,  S.  67  ff. 
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Im  ganzen  können  wir  sagen,  daß  die  Rüppurrer  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  einen  durchschnittlich  höheren  Lohnsatz 
erhalten,  was  wohl  mit  der  qualifizierten  Arbeit  Rüppurrer  Ar- 
beiter zusammenhängt.  Es  bleibt  jedoch  zu  berücksichtigen,  daß 
die  Fuchsschen  Lohnsätze  vom  Jahre  1901  und  1902  herrühren, 
die  unsrigen  aber  vom  Jahre  1906.  Mag  auch  der  Zwischen- 
raum gering  sein,  so  haben  doch  seither  in  verschiedenen  Be- 
trieben Lohnerhöhungen  stattgefunden,  die  sicher  auch  jenen 
Arbeitern  zugute  kamen,  so  daß  sich  wohl  heute  der  Unter- 
schied zwischen  der  Lohnhöhe  Rüppurrer  Arbeiter  und  der  jener 
etwas  verkleinert  hat. 

30,49%  aller  Industriearbeiter  treiben  I^andwirtschaft.  Wir 
wissen  bereits,  daß  ihr  Besitz  sich  in  der  Größe  von  34  a  bewegt, 
daß  ferner  ihre  landwirtschaftlichen  Betriebe  in  der  Hauptsache 
die  Größe  bis  zu  l/2  ha  erreichen  und  daß  in  der  Regel  ein 
größeres  Stück  Pachtland  darin  eingeschlossen  ist. 

Der  Anbau  richtet  sich  ganz  nach  den  Bedürfnissen  des 
Arbeiters.  In  der  Regel  baut  er  Kartoffeln,  hat  er  ein  größeres 
Besitztum,  so  sät  er  auch  noch  Getreide.  In  der  Viehhaltung 
beschränkt  er  sich  auf  Kleinvieh.  Nur  eine  geringe  Zahl  Arbeiter- 
haushaltungen haben  eine  Kuh  im  Stalle  stehen.  Allgemein 
werden  Schweine  und  Ziegen,  wo  immer  es  der  Platz  und 
die  Mittel  erlauben,  gehalten.  Die  Ziege  gibt  Milch  und  das 
Schwein1  liefert  zur  Weihnachtszeit  den  beliebten  Festbraten  und 
versorgt  noch  den  Winter  über  die  Familie  mit  Fleisch.  Freilich 
nicht  alle  Arbeiter  sind  in  der  Lage,  sich  diese  Tiere  zu  halten. 
Kaninchen,  Hühner,  Gänse  oder  Enten  müssen  dann  an  deren 
Stelle  treten  und,  sei  es  durch  ihre  Eier,  sei  es  durch  ihr  Fleisch, 
dem  Haushaltungsbudget  aufhelfen. 

Die  Wichtigkeit  solchen  Nebenerwerbs  kann  nicht  genug 
hervorgehoben  werden.  Einmal  für  die  Nahrungsverhältnisse: 
Mit  Brot  aus  eigenem  Mehl,  Kartoffeln  vom  eigenen  Acker, 
wird  lange  nicht  so  gespart,  als  wenn  Pfund  für  Pfund  auf  dem 
Markte  gekauft  werden  muß,  als  wenn  jeder  Salatkopf,  jede 
Kartoffel  vom  Markte  nach  Hause  getragen  werden  muß.  Milch 
ist  zwar  in  Rüppurr  billig  zu  kaufen,  Milch  aus  dem  eigenen  Stalle 
schmeckt  aber  besser. 

1  Vergl.  hierzu  die  Bemerkungen  Hechts  in  Bad.  Landwirtschaft  am  Anfang 
des  XX.  Jahrhunderts,  S.  133. 
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Wie  wichtig  endlich  ist  heutzutage  für  die  Ernährung  das 
eigene  Schwein,  das  von  Abfällen  der  Haushaltung  gemästet 
und  an  Weihnachten  geschlachtet  wird  und  die  Familie  auf  lange 
Zeit  hinaus  mit  Fleisch,  Wurst  und  Schinken  versorgt.  Sind  die 
damit  gemachten  Ersparnisse  an  Geld  auch  nicht  groß,  weit 
größer  ist  aber  das  gesundheitliche  Moment  zu  veranschlagen, 
das  darin  liegt,  daß  z.  B.  die  Frau  statt  in  der  Fabrik  tätig  zu 
werden,  zu  Hause  den  eigenen  Acker  oder  Garten  bebaut,  daß 
der  Mann,  wenn  er  nach  des  Tages  Last  und  Mühe  den  Fabrik- 
saal verläßt,  noch  einige  Zeit  frische  Luft  schöpft  bei  nutz- 
bringender Arbeit.  Hier  wird  ihm  zugleich  Anlaß  zum  Sparen 
geboten,  des  retardierenden  Moments  gar  nicht  zu  gedenken, 
das  den  Arbeiter  abhält,  sozialistischen  Utopien  anzuhängen,  und 
ebenso  nicht  in  letzter  Linie  ist  es  der  Besitz  einer  Scholle, 
welche,  dem  Bauern  Verdienst  bringend,  das  ganze  Dorf  auf 
eine  höhere  wirtschaftliche  Stufe  gebracht  hat. 

Auch  dem  Arbeiter  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  sich  mit 
Hilfe  des  in  der  Fabrik  verdienenden  Lohnes,  als  auch  des 
landwirtschaftlichen  Nebenerwerbs  zu  einem  gewissen  Wohlstand 
emporzuarbeiten.  Von  einem  Arbeiterproletariat  kann  unter 
solchen  Umständen  nicht  gesprochen  werden. 

Zur  Abrundung  des  Bildes  der  Erwerbsgelegenheiten  unseres 
Dorfes  wäre  nun  noch  ein  Blick  auf  das  Gewerbe  und  die 
Gewerbetreibenden  Rüppurrs  zu  werfen. 

Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  haben  sich  auf  diesem  Ge- 
biete des  Wirtschaftslebens  die  größten  Umwälzungen  vollzogen 
und  die  neue  Zeit  hat  mit  vielem  Unhaltbaren  auch  viel  Gutes 
hin  weggeschwemmt.  Im  Jahre  1854,  so  meldet  das  Kirchen- 
buch, starb  der  letzte  Nagelschmied  und  mit  ihm  wurde  ein 
altes  Handwerk  Rüppurrs  zu  Grabe  getragen.  Noch  längere 
Zeit  würgte  sich  das  Weberhandwerk  durch,  grollend  der 
Zeit,  die  immer  mehr  von  ihm  verlangte,  aber  endlich  schlug 
auch  ihm  die  Stunde.  Nicht  anders  erging  es  den  Gerbern, 
Uhrmachern,  Uhrgehäusemachern,  Seildrehern  und 
allen  jenen  Gewerben,  wie  sie  noch  1805  eine  Chronik  aufzählt 
Sie  alle  sind  verschwunden  und  die  heutige  Generation  hat  von 
ihrem  Dasein  nur  mehr  in  Dorfübernamen  Kenntnis.  Andere 
Handwerke  legen  bis  heute  noch  eine  gewisse  Unverwüstlichkeit 
an  den  Tag.     Schmiede,  Wagner   und  Küfer  können, 

Mayer,  Rüppurr.  3 
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trotzdem  ihr  Kundenkreis  gegen  früher  bedeutend  eingeengt  ist, 
doch  sich  heute  noch  in  Rüppurr  ihr  Brot  verdienen.  Die  Aus- 
übung der  edlen  Kunst  Crispins,  ebenso  wie  die  Schneider, 
stellten  sich  unter  das  schützende  Vordach  der  Industrie  und 
retteten  sich  dadurch  vor  dem  sicheren  Untergang.  Abends 
noch  nach  der  Fabrikarbeit  setzt  sich  der  Schuhmacher  noch  an 
die  Arbeit  und  flickt  Stiefel.  Er  verkauft  zwar  auch  Stiefel, 
allein  nicht  selbstverfertigte,  sondern  vom  Fabrikanten  fertig  be- 
zogene. Die  Schneider  sind  Flickschneider  geworden.  Auch 
sie  suchen  ihren  Hauptverdienst  in  der  Fabriktätigkeit. 

Am  lebenskräftigsten  von  den  alten  Handwerken  hat  sich 
das  Bäcker-,  Zimmer-  und  Maurergewerbe,  und  nicht 
zuletzt  das  Wirts-  und  Schankgewerbe  erwiesen.  Sie  alle 
eilten  mit  der  Zeit  und  der  Erfolg  war,  sie  können  sich  nunmehr 
ohne  jegliche  sonstige  Unterstützung  halten.  In  der  Chronik  von 
1805  war  1  Wirtshaus  aufgezählt,  noch  1848  spricht  ein  anderer 
Chronist  davon,  daß  er  die  3  in  Rüppurr  bestehenden  Wirtshäuser 
nicht  gerade  als  dem  kleinen  Dorfe  zum  Vorteil  gereichend  an- 
sehe. Heute  haben  wir  1 1  Wirtshäuser,  die  erwiesenermaßen 
keine  schlechten  Geschäfte  machen.  Infolge  Bevölkerungsver- 
mehrung wurde  der  Bau  neuer  Häuser  notwendig.  Dies  gab 
und  gibt  Maurern  und  Zimmerleuten,  Schreinern  und  Malern 
ausreichenden  Verdienst.  Zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  zählten 
wir  je  einen  Zimmermeister  und  Maurer,  heute  haben  wir  4 
Zimmermeister  und  4  Maurermeister.  Von  jenen  arbeitet  einer 
mit  1 4  Personen.  Zu  Anfang  des  Jahrhunderts  hatten  wir  wie  heute 
2  Schreiner,  von  denen  der  eine  mit  einem  Lehrling  und  einem 
Gesellen,  der  andere  mit  einem  Gesellen  arbeitet.  Der  notwendige 
Bedarf  an  frischem  Brot  und  Semmeln  brachte  es  mit  sich,  daß 
die  Zahl  der  Bäcker  sich  im  Laufe  des  ig.  Jahrhunderts  stark 
vermehrt  hat,  von  2  auf  6.  Vielen  Arbeiterfamilien  ist  es  nicht 
möglich,  ein  eigenes  Stück  Land  zu  bebauen,  oder  eigenes  Mehl 
zum  Brotbacken  zu  verwenden,  sie  versorgt  der  Bäcker  mit 
Brot.  Andere  Familien  besitzen  teils  die  zum  Brotbacken  not- 
wendige Einrichtung  nicht,  teils  fehlt  die  Zeit  hierzu,  für  sie  hat  ein 
Rüppurrer  Bäcker  einen  immerwährend  zu  heizenden  Backofen 
erbaut  und  hier  wird  nun  jeder  Familie  die  Möglichkeit  geboten, 
auf  die  billigste  Weise  (10  Pf.  pro  Laib)  Brot  vom  eigenen  Mehl 
oder  doch  selbst  zubereitetes  Brot  zu  backen. 
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Der  Bedarf  der  Großstadt  an  frischer  Milch,  die  Leichtigkeit, 
Milch  auch  von  Rüppurr  dort  abzusetzen,  ließ  in  Rüppurr  das 
Gewerbe  der  Milchhändler  entstehen.  Mit  steigendem  Wohl- 
stand zog  verfeinerte  Kultur  auch  im  Dorfe  ein.  Das  Dasein 
von  Näherinnen  und  Büglerinnen,  Wäscherin,  ja  einer 
Dampfvvaschanstalt  legen  davon  beredtes  Zeugnis  ab.  Der 
Übergang  vom  Ackerbau  zur  Gartenkultur  hat  in  Rüppurr  zu 
einem  ebenfalls  neuen  Gewerbe  geführt  und  heute  zählen  wir  in 
Rüppurr  schon  3  Gärtner,   ehemalige  Rüppurrer  Landwirte. 

Die  Rüppurrer  Gewerbetreibenden  sind  jedoch  zum  größten 
Teil  noch  Landwirte  im  Nebenberuf.    Vgl.  Tabelle  S.  19. 

Fassen  wir  zusammen:  Vor  der  aufkommenden  Industrie 
konnte  Rüppurr  den  Charakter  eines  ausschließlichen  Bauem- 
dorfes  nicht  retten.  Es  schien  vor  die  Entscheidung  gestellt  zu 
sein,  sich  den  Erfolgen  der  neuen  Wirtschaftsepochen  zu  ver- 
schließen oder  sich  der  Industrie  willenlos  zu  ergeben.  Rüppurr 
hat  es  vorgezogen,  das  eine  zu  tun  und  das  andere  nicht  zu 
lassen.  Was  dabei  herauskam  ist  die  Übernahme  der  Acker- 
bestellung durch  einen  spezifisch  bäuerlichen  Teil  der 
Bevölkerung,  ohne  daß  der  andere  Teil  vollständig  dem 
Felde  entfremdet  wurde.  Der  Rückgang  der  früheren  Ge- 
werbe, an  deren  Stelle  die  lohnendere  Industriearbeit  tritt,  auf- 
kommende neue  Gewerbe,  die  ihre  Berechtigung  aus  neuen 
Bedürfnissen  entnehmen,  all  das  sind  Konzessionen  einer  zu 
Ende  gehenden  Epoche  an  eine  Lebenskräftigere,  ohne  daß  jene 
ihre  Bedeutung  vollständig  verlor,  oder  auch  ohne  daß  diese  die 
Lebenskraft  überschätzte,  die  hier  noch  steckte.  Industrie  und 
Agrikultur  schließen  sich  hier  zusammen,  die  Linien  auf- 
zeigend, in  denen  sich  auch  die  Zukunft  wird  bewegen  müssen.1 

Kapitel  III. 
Verschuldungsverhältnisse. 

Die  vorausgegangenen  Erörterungen  hatten  neben  den  natür- 
lichen die  wirtschaftlichen  Voraussetzungen,  die  Unterlage  der 

«  Vergl.  List:  Über  die  Beziehungen  der  Landwirtschaft  zur  Industrie  und 
zum  Handel.    Ausgabe  L.  Haußcr,  Stuttgart  1850. 

Altkemper:  Die  Landwirtschaft  der  Kreise  Recklinghausen  und  Gelsenkirchen 
unter  dem  Einfluß  der  Industrie,  S.  94,  Bonn  1905,  spricht  das  folgendermaßen  aus: 
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ganzen  wirtschaftlichen  Tätigkeit  erläutert  Ferner  hatten  wir 
gesehen,  wie  sich  der  Rüppurrer  Landwirt  und  Industriearbeiter 
dieser  bedient.  Mehr  noch  interessiert  uns  aber,  wie  geartet  das 
Resultat  dieser  wirtschaftlichen  Tätigkeit  ist.  Einen 
Fingerzeig  zur  Lösung  dieser  Frage  gibt  uns  Buchenberger  in 
seinem  »Agrarwesen  und  Agrarpolitik  ^  wo  er  folgendermaßen 
sagt1 : 

»Die  Gunst  oder  Ungunst  der  Verhältnisse,  unter  denen  der 
Grundbesitz  wirtschaftet,  wird  am  deutlichsten  in  dem  Umfang 
seiner  jeweiligen  Kreditverpflichtungen  zum  Ausdruck  gelangen 
und  die  Größe  dieser  Verpflichtungen  wiederum  Rückschlüsse 
gestatten  auf  seine  durchschnittliche  wirtschaftliche  I^age.  Zum 
Entwerfen  eines  Gesamtbildes  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Be- 
völkerung ist  deshalb  die  Feststellung  der  Verschuldung  unerläß- 
lich und  von  größter  Bedeutung.« 

Als  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zieles  diente  die  auf  Grund 
der  Enquete  vom  i.  Januar  1903  hergestellte  tabellarische  Auf- 
zeichung  der  pfandrechtlich  gesicherten  Schulden. 

Um  ein  möglichst  sicheres  Resultat  zu  erhalten,  um  zugleich 
auch  die  Ursachen  der  Schuldaufnahme,  den  Stand  des  Schuld- 
ners usw.  kennen  zu  lernen,  wurde  eine  Nachprüfung  der  Tabelle 
vorgenommen.  Dies  geschah  in  Gegenwart  des  Bürgermeisters, 
des  Grundbuchführers,  sowie  mehrerer  Sachverständiger,  unter 
denen  sich  auch  der  Sparkassenrechner  befand,  und  durch  Ver- 
gleichen der  Tabelle  mit  den  Aufzeichnungen  des  Grundbuches 
und  der  an  Ort  befindlichen  Sparkasse.  Hierbei  konnten  eine 
Menge  recht  grober  Fehler  entdeckt  und  berichtigt  werden; 
nebenbei  aber  auch  das  Grundbuch  richtig  gestellt  werden.  Denn 
auch  in  Rüppurr  herrscht  die  alte  Nachlässigkeit,  wonach  die 
Pfandlöschung  gar  nicht  immer  bei  Schuldabstoßung  erfolgt.  Der 
Gläubiger  gibt  die  Quittung,  dagegen  unterläßt  es  der  Bauer, 
die  Hypothek  löschen  zu  lassen.  Sie  wird  vielmehr  erst  getilgt 
beim  Liegenschafts  Wechsel.  Der  Bauer  scheut  aber  nicht  nur 
die  Kosten  des  Striches,  sondern  er  hat  auch  von  alter  Zeit  her 
die  Gewohnheit,  nicht  zu  löschen,  um  das  Nachrücken  der  Nach- 

Nur  dort  kann  das  Wohl  eines  Landes  gedeihen,  wo  die  Zwillingsschwesiern  der 
Landwirtschaft  und  Industrie  .  .  .  einmütig  zusammen  arbeiten.  Der  Verfall  der  <  inen 
ist  der  Ruin  der  andern. 

*  Buchenberger,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik  II,  S.  22.  Leipzig  1893. 
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Summen  des  Liegenschaftsumsatzes  in  Mark. 


1895 

1897 

1899 

1901 

Ackerland 

Erbgang  .... 

»3  45» 

8505 

6  972 

7  250 

8410 
40  600 

5  160  1 
•5087 

Zusammen    .    .  . 

21  956 

14  222 

49  010 

20247 

Baugelände 

595 

28  871 

22  437 

Wege 

— 

— 

12  705 

234 

Wiesen  land 

Erbgang  .... 
Kauf  

— 

3  395 
1  003 

1  490 
12  975 

2  500 
215 

Zusammen    .    .  . 

5  670 

4  398 

14  465 

2  715 

Wohngebäude 

Erligang  .... 
Kauf  

21  <JOO 

22  680 

47  000 
47400 

16  000 
82  570 

35  000 
150  500 

Zusammen 

44  280 

94  400 

98  570 

185  500 

Summe 

Erbgang  .... 
Kauf  

39  473 
33  028 

58067 
55  653 

24  4 10 
177  721 

42  660 
188473 

Gesamtsumme 

72  502 

113  720 

202  131 

23«  133 

Preise  für 

Grund 

und  Boden  in  Mark. 

'895 

1897 

1899 

 1 

1901 

Ackerland 

Kauf  j 
Erl>gang 

a 

9  a 
3<>  » 

[     36  a 

24.02 
216.18 
864,72 

21,61 

777.96 

24.58 
221,22 
884,88 

22,63 
814,68 

53.63 
482,67 
1930,68 

2742 
988,92 

45.»6 
406.44 

30,53 
1099,08 

Durchschnitt 

22,81 

23,60 

46,10 

40,25 

!   Baugelände   1    nicht  überbaut  a 
j    uberkiut  a 

99.01 
97.34 

127.93 

296,68 
239.42 

334.88 
340.27 

Wege 

a 

•27.5 

(234.0) 

Wiesenland 

Kauf 
Erbgang 

a 

9  a 

36  a 

1  * 
36  a 

«7.07 

153.63 
614,52 

•5.°3 
601,2 

21,34 
192,06 

768,24 

20,97 

838,8 

32.03 
288,27 
1153,08 

18,17 

726,8 

(21.5) 
193.5 
774.o 
21,0 
756.o 

Durchschnitt 

16,57 

21,15 

29,76 

21,04 
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hypothekare  zu  vermeiden.  Manchem  Bauern  ist  eben  noch  nicht 
das  Institut  der  Eigentümerhypothek  zum  Bewußtsein  gekommen. 
Dazu  stellte  sich  heraus,  daß  sogar  viele  der  bewilligten  und 
bezahlten  Pfandstriche  nicht  einmal  eingetragen  waren,  was  jedoch 
nur  in  der  Nachlässigkeit  eines  früheren  Grundbuchführers  seine 
Erklärung  finden  kann. 

Für  eine  ebensolche  Untersuchung  über  die  Belastung  der 
in  der  Gemarkung  der  Nachbargemeinden  befindlichen  Grund- 
stücke war  die  Aufgabe  insofern  erleichtert,  als  Rüppurr  nur  auf 
Ettlinger  Gemarkung  eine  größere  Anzahl  von  Grundstückpar- 
zellen besitzt,  deren  Schuldbelastung  teils  wegen  der  Lage  auf 
fremder  Gemarkung,  teils  wegen  geringer  Bodenqualität  gar 
nicht  oder  doch  nur  in  sehr  bescheidenem  Maße  erfolgt.  Auf 
diese  Weise  erhielten  wir  ein  möglichst  lebensgetreues  Abbild 
der  Verschuldung  Rüppurrs.  Es  konnte  eine  Gesamtim mobi- 
liarschuld von  824836  M.  festgestellt  werden.  Eine  mit  Rück- 
sicht auf  die  vorangegangenen  Schilderungen  unverhältnismäßig 
hohe  Summe,  die  scheinbar  das  günstige  Urteil  gefährdet.  Sie 
erscheint  jedoch  in  ganz  anderem  Lichte,  wenn  wir  die  Verhält- 
nisse näher  ins  Auge  fassen,  namentlich  aber,  wenn  wir  die  Ur- 
sachen berücksichtigen,  unter  denen  sie  entstanden  ist. 

Nach  dem  Sprachgebrauch  des  Grundbuches  verteilt  sich 
diese  Summe  nach  folgenden  Ursachen  der  Aufnahme:  Der 
kleinste  Teil  der  Schuldsumme  wurde  verwandt  für  »Erbteilungs- 
und Gleichstellungsgelder«  43  256  M.  =  5,2  %.  Die  »Kaufschillinge < 
nehmen  ein  124060  M.  =  i5,o°/0.  Der  weitaus  größte  Teil 
aber  wurde  als  sogenanntes  »Darlehen«  aufgenommen,  nämlich 
657  520  M.  =  79,8  °/0. 

Daß  die  Schuldaufnahme  für  Erbteilungszwecke  und  Kauf- 
schillinge dem  »Besitzkredit«  unterstehen,  erhellt  sich  zum  Teil 
schon  aus  dem  betreffenden  Worte  selbst,  daß  aber  in  Rüppurr 
nur  ein  verschwindend  kleiner  Teil  der  sogen.  Darlehungsschulden 
nicht  diesem  Besitzkredit  unterfallen,  daß  vielmehr  diese  so- 
genannten Darlehen  ihrer  großen  Hauptsache  nach  für  den  Bau 
und  Kauf  von  Wohnhäusern,  für  Erwerbung  von  Ackerland, 
kurz,  zur  Besitzvergrößerung  verwandt  wurden,  darüber  gibt 
freilich  nicht  die  Bezeichnung  der  Schuld,  auch  nicht  der  Schuld- 
titel im  Grundbuch  Auskunft,  darüber  können  nur  die  persön- 
lichen Nachfragen  Aufklärung  schaffen.    Außerdem  aber  hat 
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uns  der  eingangs  ausgeführte  geschichtliche  Abriß  dargelegt,  daß 
sich  die  Bevölkerung  Rüppurrs  im  Laufe  der  Jahrhunderte  stark 
vermehrt  hat.  »Ein  wachsendes  Volk  muß  ein  bauendes  Volk 
seint1,  und  als  eine  der  ersten  Forderungen  gedeihlicher  wirt- 
schaftlicher Entwicklung  galt  es  also  die  zu  erfüllen,  für  die 
heranwachsenden  oder  herbeiziehenden  Geschlechter  Raum  in 
Gestalt  von  neu  zu  errichtenden  Wohnhäusern  zu  schaffen.  Daß 
Rüppurr  diesen  Satz  befolgt  hat,  beweisen  die  von  Jahrfünft  zu 
Jahrfünft  sich  sprunghaft  vermehrenden  Häuserzahlen.  1895 
zählte  Rüppurr  184  Häuser,  1900  220  und  1905  245,  also  inner- 
halb von  10  Jahren  eine  Vermehrung  der  Häuserzahl  um 
61  Häuser.  Ein  Häuserneubau,  schon  an  sich  eine  ansehnliche 
Ausgabe,  belastete  ungleich  schwerer  das  nur  für  kleinere  Aus- 
gaben bestimmte  Haushaltungsbudget  des  Rüppurrer  Landwirts 
und  Industriearbeiters.  Das  Volk  wuchs,  verlangte  nach  Wohnungen. 
Häuser  kosten  Geld  und  so  wurde  der  Rüppurrer  auf  die  Wege 
der  Schuldaufnahme  gedrängt. 

Gleichfalls  erklärlich  aber  finden  wir  eine  Schuldaufnahme, 
betrachten  wir  die  von  Jahr  zu  Jahr  namentlich  aber  in  jüngster 
Vergangenheit  rasch  steigenden  Umsatzziffern  der  Liegen- 
schaften, wie  sich  in  den  beigefügten  Tabellen  darstellen.  Die 
zwergwirtschaftlichen  Verhältnisse  Rüppurrs  erlangen  erwiesener- 
maßen die  Bezahlung  solcher  Summen  nur  mittels  einer  Schuld- 
aufnahme, die  dann  (gleichfalls  als  Darlehen)  im  Grundbuch  ein- 
getragen wird.  Die  Tatsache  einer  Vergrößerung  der  Häuserzahl 
ebenso  wie  die  bisher  gestiegenen  Summen  des  Liegenschafts- 
verkehrs an  Grund  und  Boden,  beides  muß  aber  auch  im  folgen- 
den in  Rücksicht  gezogen  werden,  sollte  uns  nicht  eine  falsche 
Beurteilung  als  Resultat  beschert  werden:  Denn  die  Summe  und 
Ursachen  der  Hypotheken  sind  natürlich  völlig  gleichgültig,  wenn 
man  nicht  auch  über  den  Wert  der  Grundstücke  etwas  weiß. 
Ein  Vergleich  zwischen  Schuldgröße  und  Pfandobjekt  ist  daher 
unumgänglich : 

Immobiliarschuld  824  836  M. 

Wert  des  Grund  und  Bodens  .  232261  » 
Wert  der  Häuser  778000  * 


»  Naumann,  Neudeutsche  Wirtschaftspolitik.    Berlin  1906. 
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Also  Verschuldung  90%  des  Immobiliarvermögens.  Ein 
ganz  hoher  Verschuldungsprozent  Aber  Halt!  Der  Wert  des 
Bodens  und  der  Häuser  geht  ja  zurück  auf  die  Schätzungen  der 
50  er  und  60  er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts.  Seither  ist  die  Stadt 
durch  die  elektrische  Bahnverbindung  erheblich  näher  gerückt, 
die  Seltenheit  des  Bodens  auch  noch  durch  die  enorme  Be- 
völkerungszunahme gewachsen.  All  dies  wie  auch  die  Melioration 
des  Cirund  und  Bodens  durch  künstliche  Düngemittel  haben  sicher 
zu  einer  Steigerung  des  Bodenwertes  geführt,  eine  Steigerung, 
die  ja  auch  anderswo,  ja  im  ganzen  badischen  Land  sich  bemerkbar 
machte.  Die  Annahme  bestätigt  sich,  ja  wir  können  die  Steigerung 
teilweise  sogar  nach  amtlichem  Material  messen.  Zunächst  zeigt 
es  sich  uns  beim  Gegenüberstellen  der  Häuserpreise  des  badischen 
Wertkatasters  und  den  der  Feuerversicherung  zugrunde 
gelegten  Werten. 

Da  nun,  wie  schon  in  der  Einleitung  bemerkt,  wenigstens 
in  Großrüppurr  alle  Häuser  von  ungefähr  gleicher  Bauart  sind 
und  waren,  so  ist  es  angebracht,  einen  Durchschnittspreis  in  An- 
wendung zu  bringen.  Bei  dem  Gegenüberstellen  beider  Durch- 
schnittsziffern zeigt  sich,  daß  eine  Wertsteigerung  eingetreten  ist, 
indem  der  frühere  Wert  von  7000  M.  (Mitte  des  19.  Jahrhunderts) 
nunmehr  auf  10000  M.  angewachsen  ist,  sich  also  um  ungefähr 
50%  des  alten  Wertes  gehoben  hat.  Bei  einer  größeren  Zahl 
ist  aber  der  heutige  Verkaufspreis  um  ein  geringes  über  diesen 
Wertsatz  hinausgeeilt,  in  einzelnen  Fällen  erreicht  er  sogar  das 
Doppelte  des  alten  Preises,  so  z.  B.  wurde  ein  1  lj2  stöckiges, 
das  sich  1890  auf  6000  M.  stellte,  heute  für  12000  M.  verkauft. 
(Nach  Geschäftstagebuch  des  Bürgermeisteramtes.) 

Für  die  Bemessung  eines  Unterschiedes  zwischen  dem 
heutigen  und  früheren  Bodenpreise  liegen  amtlicherseits 
zunächst  nur  die  Güterpreise  eines  nach  dem  Durchschnitt  der 
Preise  von  1825— 1847  hergestellten  Wertkatasters  vor,  da  die 
nach  dem  Gesetz  vom  9.  August  1900  angeordneten  dies- 
bezüglichen Neueinschätzungen  für  Rüppurr  noch  nicht  voll- 
ständig abgeschlossen  sind.  Es  mußte  deshalb  zu  einer  aus  den 
»Geschäftstagebüchern «  zusammengestellten  Aufstellung  der  an- 
läßlich der  einzelnen  Verkäufe  für  die  einzelnen  Bodenqualitäten 
erhaltenen  Durchschnittsverkaufspreisen  geschritten  werden. 
Der  Steuerkataster  unterschied  in  Rüppurr  für  Ackerland  drei 


Digitized  by  Google 


Wirtschaftliche  Verhältnisse. 


41 


Wertklassen  und  berechnete  den  Wert  eines  Ackers  I.  Klasse 
in  der  Größe  von  1  Morgen  (36  ar)  zu  993  M.,  den  einer  ent- 
sprechenden Größe  aber  IL  Qualität  zu  799  M.;  für  36  ar  Acker- 
land III.  Qualität  wurden  580  M.  festgesetzt,  eine  Summe,  die 
auch  zugleich  den  für  Wiesenland  —  dieses  ist  nur  in  einer 
Qualität  für  den  Kataster  vorhanden  -  maßgebenden  Morgen- 
preis darstellt. 

Der  Kaufpreis  von  Ackerland  mittlerer  Güte  hat  aber  den 
mittleren  Preis  von  799  M.  schon  1895  (von  da  an  laufen  unsere 
Feststellungen)  überschritten,  hat  sich  seither  dauernd  über  jenem 
gehalten  und  beträgt  heute  das  Doppelte  jenes. 

Wiesenland  wurde  1895  noch  zu  614  M.  pro  Morgen  ver- 
kauft, stand  also  niedriger  als  der  damalige  mittlere  Preis.  Der 
Wiesenpreis  stieg  jedoch  1899  bedeutend  in  die  Höhe  und  sank 
dann  wieder  auf  eine  dem  mittleren  Preis  gleiche  Höhe. 


»895 

1897 

1899 

1901 

Ackerland  j 
Wiesenland  J 

Kataster 
Geich.  Tagb. 
Kataster 
Geich.  Tagb. 

- 
864.-2 

614.— 

- 
884.88 

768.— 

1930.68 
"53- 

799  — 
1625.77 
648.— 

774— 

1 

Anders  das  Baugelände.  Auch  bei  der  Annahme  der 
besten  im  badischen  Steuerkataster  für  Rüppurr  festgesetzten 
Bodenqualität,  bei  der  pro  Morgen  993,  pro  ar  also  27.50  M. 
bezahlt  wurden,  zeigt  sich,  daß  schon  1895  der  durchschnittliche 
Preis  pro  ar  des  nicht  überbauten  Baugeländes  bezahlt  wurde 
und  der  99  M.  betrug,  das  3  fache  jenes  darstellte.  In  den  6 
Jahren  von  1895-  1901  hat  sich  nun  der  Preis  für  Baugelände 
wiederum  um  das  3 1/2  fache  vermehrt,  indem  er  von  jenen  99  M. 
auf  334.88  M.  pro  ar  stieg.  Auch  der  überbaute  Boden  hielt 
damit  Schritt,  wie  sich  aus  einer  Tabelle,  die  anläßlich  der  Ver- 
käufe des  Jahres  1904  und  1905  aufgestellt  wurde,  ergibt.  Im 
einzelnen  trat  oft  Steigerung  um  das  9-  und  10  fache  ein. 

Die  mäßige  Steigerung  des  Verkehrswertes  der  Wohnhäuser 
hat  nun  gewiß  —  infolge  des  großen  Umsatzes  solcher  —  einen 
hervorragenden  Anteil  an  der  Verschuldungsgröße. 
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Die  schon  übermäßig  erscheinende  Erhöhung  des  Preises 
für  Baugelände  (die  aber  noch  nicht  so  hoch  ist,  wie  die  Durch- 
schnittspreise für  Boden  in  der  nahen  Stadt),  deren  weiteres 
»Steigen  zeitweilig  durch  billiges  Angebot  von  Baugelände  seitens 
der  Domänenverwaltung  eine  preisnivellierende  Konkurrenz  erfuhr, 
hat  unverkennbar  einen  Einfluß  auf  die  Erhöhung  der  Ver- 
schuldungsgröße Rüppurrs  ausgeübt. 

Die  Frage  nach  einer  übermäßigen  Schuldbelastung 
wird  jedoch  erst  bei  den  gestiegenen  Acker-  und  Wiesenland- 
preisen  akut,  wenn  und  insofern  hier  der  Verkehrswert  dem 
Ertragswert  beträchtlich  vorausgeeilt  ist,  weil  dann  nämlich  ein 
Teil  der  Schuld  auf  rein  fingierten,  durch  die  Reinerträgnisse 
nicht  gedeckten  Wertunterlagen  beruht. 

Es  wird  nun  die  Annahme  gemacht,  daß  die  Bodenpreise, 
die  sich  in  dem  Steuerkataster  aufgezeichnet  finden,  wenngleich 
dieser  Steuerkataster  sich  als  Wertkataster^  nach  den  Kauf- 
preisen richtete,  trotzdem  den  Ertragswert  jener  Zeit  widerspiegelt. 
Seit  jenen  Tagen  aber  ist  die  wirtschaftliche  Technik  unauf- 
haltsam weitergeschritten,  gewann  auch  in  Rüppurr  mehr  und 
mehr  an  Boden  in  der  sich  unaufhaltsam  ausbreitenden  An- 
wendung künstlicher  Düngemittel,  die  eine  große  Ertragssteigerung 
mit  sich  brachten.  Daneben  zog  der  Anbau  von  Spezialitäten, 
d.  h.  Speisekartoffeln,  die  mit  weit  höheren  Preisen  auf  dem 
Markte  bezahlt  werden,  immer  breitere  Kreise. 

All  dies  spricht  für  eine  Erhöhung  des  Ertragswertes,  damit 
zugleich  für  eine  Erhöhung  der  Kaufpreise.  Trotzdem  konnten 
aber  die  Kaufspreise  auch  über  den  Ertragswert  hinaus  gestiegen 
sein,  konnte  ein  ^Abspringen  des  Verkaufswertes  vom  Ertrags- 
werte«1 stattgefunden  haben.  Dies  mit  dem  Belege:  Anläßlich 
des  Ausstellens  der  Bodenpreise  hatten  wir  eine  Scheidung  der 
Bodenpreise  in  solche,  die  bei  Verkauf,  und  in  solche,  die  bei 
Erbt  eilung  zustande  gekommen  waren,  vorgenommen.  Dabei 
stellte  sich  eine  große  Distanz  zwischen  beiden  Preisen  heraus. 

Für  Ackerland  wird  nämlich  bei  der  Erbteilung  ein 
Preis  in  Anwendung  gebracht,  der  erst  1899  der  höchsten  Stufe 
des  Steuerkatasters  gleichkommt,  seither  langsam  und  nur  wenig 
darüber  hinausgehoben  wurde,  hinter  dem  heutigen  Verkaufspreis 
jedoch  um  J/3  seines  Wertes  zurückbleibt.  — 

»  Buchenberger,  a.  a.  O.  II,  S.  71. 
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Daß  die  künstlichen  Düngemittel  und  die  Drainage  den 
Ertrag  der  Wiesen  erhöht  haben,  ist  wohl  nicht  zu  bestreiten. 
Infolgedessen  war  auch  schon  1895  der  Steuerkatasterpreis  vom 
Verkaufspreis  überholt.  Allein  dieser  Verkaufspreis  steht  dem 
im  Erbgang  erzielten  Preise  bis  auf  minime  Schwankungen  gleich. 

Daraus  können  wir  folgenden  Schluß  ziehen:  Unser 
Bauer  legt  bei  Erbteilungen  einen  anderen  Preis  zugrunde  als 
bei  Verkäufen.  Dieser  Erbteilungspreis  wird,  da  niedriger  als  der 
Kaufpreis  (auch  mit  Rücksicht  auf  die  bekannte  bäuerliche  Schlau- 
heit) wohl  dem  Ertragswert  am  nächsten  kommen.  Wiesenland  wird, 
wie  aus  obigem  hervorgegangen  ist,  zum  Ertragswert  verkauft. 
Nicht  so  aber  das  Ackerland.  Hier  wäre  also  Anlaß  zu  der 
Befürchtung,  daß  ein  Abspringen  des  Verkaufspreises  von  dem 
Ertragswerte  stattfände.  Hier  könnte  also  eine  übermäßige  Ver- 
schuldung stattfinden,  indem  wir  fiktive  Werte  zugrunde  legten  — 
wenn  wir  bei  der  Schuldbemessung  die  heutigen  Bodenpreise,, 
die  bei  Verkäufen  erzielt  werden,  herbeizögen.  Aber  auch  die 
Erbteilungspreise  für  Ackerland  und  Wiesenland  werden  wir  im 
folgenden  nicht  der  Schuldsumme  Rüppurrs  gegenüberstellen, 
sondern  uns  der  größeren  Sicherheit  halber  mit  den  alten  amtlicher- 
seits  festgelegten  Bodenpreisen  begnügen. 

Hiernach  stellt  sich  die  prozentuale  Höhe  der  Rüppurrer 
Verschuldung  zwar  immer  noch  auf  59,3  %. 


Auf  Grund  der  obigen  Erörterungen  sind  wir  jedoch  be- 
rechtigt, sie  als  viel  günstiger  anzusehen. 

Nach  diesem  allgemeinen  Bild  der  Verschuldung  lassen  wir 
nunmehr  eine  kurze  Besprechung  der  Verschuldung  der  einzelnen 
Berufskategorien  der  Bevölkerung  folgen. 

Wir  greifen  zunächst  die  Gewerbetreibenden  heraus.  Da 
sich  aber  von  den  einzelnen  Gewerben  immer  nur  wenige  vor- 
finden, so  deckt  ein  detailliertes  Eingehen  auf  die  einzelnen 
Schulden  und  Schuldner  die  persönlichen  Verhältnisse  allzu  sehr 
auf.    Es  kann  daher  nur  gesagt  werden,  daß  die  Hauptursachen 


Wert  des  Grund  und  Bodens 
Wert  der  Gebäude  .    .    .  . 


232261  M. 
1  155090  » 


Immobiliarschuld 


824836  » 
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der  Verschuldung  nicht  Erbteilungen  oder  Kaufschillinge  sind, 
solche  kommen  zwar  auch  vor,  sondern  daß  es  in  der  Hauptsache 
Darlehensschulden  sind,  unter  welchen  sich  jedoch  weniger 
der  Besitzkredit,  als  in  großem  Umfange  der  Betriebskredit 
verbirgt.  Neben  dem  Bau  von  zwei  Wirtshäusern  ist  es  vor  allem 
die  Einrichtung  einer  Werkstatt,  die  Anlage  eines  Backofens, 
Einrichtung  einer  Dampfwaschanstalt,  Holzkäufe  im  großen  und 
sonstige  Warenkäufe,  die  schuldbelastend  wirkten.  Bei  den  eben- 
falls unter  die  Gewerbetreibenden  rubrizierten  »sonstigen  Be- 
rufe« waren  es  teils  Häuserbauten,  teils  aber  auch  Ackerkäufe, 
die  jedoch  im  letzten  Zweck  Wiederverkauf  mit  Spekulationsgewinn 
im  Auge  hatten,  welche  eine  Verschuldung  hervorriefen.  Es  dient 
daher  bei  beiden,  Gewerbetreibenden  und  sonstigen,  der  Besitz 
an  Grund  und  Boden  oder  von  Häusern  lediglich  als  Unterlage 
einer  angemessenen  Verschuldung.  Da  aber  ihre  Einnahmen  gar 
nicht  oder  nicht  ausschließlich  aus  der  Bebauung  des  Grund  und 
Bodens  fließt,  so  ist  oft  eine  Verschuldung  bis  zum  vollen  Werte 
des  zum  Pfandobjekt  dienenden  Grundstückes  oder  Hauses  in 
Übung,  weshalb  denn  auch  die  Gesamtverschuldung  der  Schuld- 
ner dieser  Berufsklasse  die  Höhe  von  84,24%  des  Pfandobjekts 
erreicht  hat. 

Der  Anteil  der  Gewerbetreibenden  und  sonstigen  an  der 
Gesamtschuld  beträgt  2/3  Teile.  i7,4°/0  entfallen  auf  Industrie- 
arbeiter und  '/ö  auf  Landwirte.  Für  diese  aber  gilt,  daß  sie  im 
Besitz  von  Boden  einen  wichtigen  in  Zeiten  der  Notlagen  un- 
entbehrlichen Rückhalt  haben  und  daß  für  beide  Klassen  auch 
die  Gefahr  nahe  liegt,  in  Anbetracht  der  heute  stark  gestiegenen 
Bodenpreise  eine  Verschuldung  zu  erhalten,  die,  auf  fiktiven 
Werten  basierend,  durch  die  faktische  Unmöglichkeit,  sie  je  mit 
dem  Ertrag  des  Bodens  abzutragen,  sie  dem  wirtschaftlichen  Ruin 
unaufhaltsam  entgegenführt.  Zugrunde  gelegt  ist  die  Einteilung 
der  Bevölkerung,  die  schon  bei  Gelegenheit  der  Besitzverteilung 
Platz  gegriffen  hatte  und  die  einzelnen  Schuldner  nach  ihrem 
Besitz  an  Grund  und  Boden  klassifiziert. 

Bei  dem  Besitze  der  Industriearbeiter  zeigt  sich,  daß  die 
Schuldenhöhe  zunimmt,  je  kleiner  der  Besitzstand  wird 
Trägt  der  Besitz  in  einer  Größe  von  1 — 2  ha  eine  Schuldenlast 
in  der  Höhe  von  57,30 °/0,  so  ist  die  Klasse  mit  Besitzumfang 
unter  5  a  zu  70%  belastet.    Daneben  ist  es  noch  die  nächst 
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Die  pfandrechtlich  gesicherten  Schulden  vom  x.  Juni  1903. 


a.  Verschuldungsstatisdk  der  Landwirte. 


Klasse 

mit  Schulden 

ohne 

Schulden 

Gesamtbesitz 

Gesamt- 

zahl 

Zahl 

Besitz 

Schuldsumme 

Zahl 

Besitz 

Via 
VI 

2 

2  214 

598 

2  214 

2 

V 

4 

18  870 

15892 

8 

27  346 

46  216 

12 

IV 

10 

55  556 

28  126 

»5 

39  003 

94  559 

25 

III 

9 

80668 

57615 

9 

56874 

'37  542 

18 

II 

9 

81  018 

3i  '32 

8 

73  °66 

154  084 

17 

?Mim  in  c 

34 

238  326 
b.  Verse) 

■33363 

rtuldungsstatis 

40 
tik  der 

Industrie» 

434  01 3 
beiter 

/4 

Via 

16 

«25  54<J 

91  692 

9 

68550 

194  096 

25 

VI 

18 

75  7<>7 

62  900 

32 

34  743 

1 10  510 

50 

V 

23 

77  610 

50  346 

29 

'5  885 

93  495 

52 

IV 

16 

99  871 

53  648 

1 1 

36917 

136788 

27 

III 

2 

22  684 

13  200 

2 

7  363 

30047 

4 

r>uni  1111. 

75 
c.  Vers 

401  478 
chuldungsi 

271  786 

ö3 
iwerbeti 

"43  4>ö 
reibenden 

504  93O 

und  Sonstigen 

*5Ö 

Via 

14 

167  876 

122  786 

16 

129  649 

297  525 

30 

VI 

8 

87  807 

85  757 

5 

5  734 

93  54' 

13 

V 

9 

96  038 

32  096 

5 

32  288 

118  326 

•4 

IV 

9 

87  974 

46  455 

3 

10  215 

98  189 

1 2 

III 

5 

44  3^o 

8  861 

7 

19  899 

64  259 

12 

II 

14 

263  512 

123732 

3 

49  255 

3'2  7*>7 

'7 

Summe 

59 

747  516 

419687 

39 

247  050 

1  004  607 

98 

*  Die  Angabc  der  Schuldsumme  von  Klasse  I  munle  aus  persönlicher  Rück- 
sicht unterbleiben. 
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höhere  Klasse  von  5 — 20  a,  deren  Schuldenlast  enorm  ist,  näm- 
lich 83,01  %. 

Die  Ursache  einer  Belastung  der  kleinsten  Bodenparzellen 
liegt  in  den  großen  Häuserneubauten.  Nur  Häuser  oder  Bauplatz- 
käufe bewirkten  in  Rüppurr  diese  hohe  Belastung,  die  zum  größ- 
ten Teil  auch  als  »Kaufschilling«  eingetragen  ist.  Die  Belastung 
der  in  der  Größe  folgenden  Klassen  aber  wird  erklärlich,  er- 
innern wir  uns  des  bei  Gelegenheit  der  von  1895— 1905  erfolgten 
Besitzverschiebung  nach  unten  Gesagten,  daß  nämlich  diese 
Verschiebung  hauptsächlich  den  Industriearbeitern  zugute  ge- 
kommen ist. 

Für  die  Beurteilung  aller  dieser  Verschuldungen  aber  muß 
in  Erinnerung  gebracht  werden,  daß  für  Besitzumfang  unter  5  a, 
also  für  Gartenland,  Bauplätze  nur  der  höchste  im  badischen 
Steuerkataster  vorkommende  Bodenwert  in  Ansatz  gebracht  wurde, 
der  ja  mit  dem  heutigen  Wert  keineswegs  auch  nur  annähernd 
übereinstimmt,  daß  weiterhin  auch  das  auf  dem  Bauplatz  ruhende 
Haus  nur  nach  dem  von  der  Feuerversicherung  festgesetzten 
Werte  eingerechnet  wurde,  ein  Wert,  den  der  heutige  Verkehrs- 
wert ja  um  ein  ziemliches  übertrifft.  Ein  gleiches  kann  auch 
noch  von  dem  Besitz  in  einer  Größe  von  5 — 20  a  gesagt  werden. 
Denn  auch  diese  Besitzstücke,  die  sich  bis  zur  Größe  von  lj2  Morgen 
bewegen,  weisen  durch  ihren  kleinen  Umfang  auf  einen  intensiven 
Anbau  hin,  bringen  bei  entsprechendem  Anbau  einen  an  den 
heutigen  Kaufpreis  grenzenden  Ertrag.  Das  aber  darf  bei  der 
ganzen  Betrachtung  nicht  außer  acht  gelassen  werden.  Das 
Land,  das  die  hohe  Verschuldung  aufweist,  gehört  Arbeitern,  und 
für  diese  aber  gilt  bezüglich  der  Verschuldung  nach  Buchenbcrger 
folgendes1:  Fließt  ein  Teil  des  Einkommens  aus  andern  Quellen 
als  aus  der  landwirtschaftlichen  Betriebstätigkeit,  so  kann  unter 
Umständen  die  Belastung  selbst  bis  zum  vollen  Werte  des  Gutes 
unbedenklich  sein.  Die  ganze  Verschuldung  ist  aber  sozial- 
politisch erfreulich.  Sie  besagt  nichts  anderes,  als  daß  der 
Arbeiter  es  unternimmt,  seinen  Fuß  auf  die  unterste  Sprosse  der 
sozialen  Stufenleiter  zu  setzen. 

Für  Landwirten  gehörigen  Besitz  besagt  dagegen  die  Statistik, 
daß  die   Besitzklassen  20—  50  a  und   1—2  ha,  die  niedersten 


1  Buchenbcrger,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik  II,  S.  "6. 
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Klassen  des  Landwirtsbesitzes,  hier  die  größte  Schuldenlast  zu 
tragen  haben,  84,21%  und  71,42%.  Die  Verschuldungshöhe  des 
Besitzes  von  mittlerem  Umfang  (3 — 4  ha)  beträgt  50%. 

Die  geringe  Zahl  der  landwirtschaftlichen  verschuldeten  Güter 
machte  es  leicht,  Nachforschungen  einzuziehen  und  es  stellte  sich 
heraus,  daß  diese  vier  Schuldner  früher  Fabrikarbeiter  waren,  die 
sich  entschlossen  hatten,  der  Fabrikarbeit  den  Rücken  zu  kehren 
und  wieder,  wie  ihre  Vorfahren  es  taten,  I^andwirtschaft  zu  treiben. 
Behufs  dessen  vergrößerten  sie  ihren  kleinen  Besitz  an  Grund 
und  Boden,  und  einer  unter  ihnen  baute  sich  dazu  noch  ein  Haus. 

Die  hohe  Verschuldung  der  Besitzklasse  III,  also  1  —  2  ha, 
rührt  zu  '/3  aus  Erbteilung  her.  Als  Ursache  der  restierenden 
2/3  stellte  sich  heraus  Ankauf  von  Land,  also  Vergrößerung  des 
Besitzes,  einer  baute  ein  Stockwerk  auf  sein  zu  klein  gewordenes 
Haus,  ein  anderer  ließ  seine  Scheuer  neu  herrichten. 

Bei  der  durchschnittlich  ganz  minimalen  Verschuldung  der 
übrigen  Besitzklassen  haben  einzelne  der  bisher  genannten  Ur- 
sachen, verschieden  hoch,  hier  eine  größere,  dort  eine  geringere 
Rolle  gespielt  und  auf  die  Verschuldung  eingewirkt. 

Alle  diese  Darlehen  werden  erst  dann  zu  einer  wirklichen 
Schuld,  wenn1  »das  Haus,  ohne  versichert  zu  sein,  abbrennt,  die 
Kuh  oder  das  Pferd,  ohne  versichert  zu  sein,  fällt«,  mit  einem 
Wort,  wenn  das  Äquivalent  des  aufgenommenen  Darlehens  ver- 
loren geht. 

Femer  können  die  Zinsen,  die  für  das  zum  Hauskauf  oder 
Hausbau  benötigte  Kapital  bezahlt  werden,  größer  sein  als  der 
Mietzins,  der  dem  Hauseigentümer  bisher  zu  entrichten  war. 

Allein  hiergegen  ist  einzuwenden,  daß,  wie  schon  oben  er- 
wähnt, der  Wert  des  Bodens  und  der  Häuser  nicht  zum  Stillstand 
gelangen  wird,  sondern  sich  in  immer  stärkerem  Maße,  Schritt 
haltend  mit  der  Ausdehnung  Karlsruhes,  erhöhen  wird,  daß 
schließlich  bei  den  kleinen  Parzellen  es  ein  leichtes  ist,  sie  unter 
günstigen  Bedingungen  an  einen  der  vielen  Bewerber  loszu- 
schlagen. Und  ferner  kann  da  von  einer  Verschuldung  gesprochen 
werden,  wenn  der  Arbeiter  seine  durch  eigene  Arbeit  erworbenen 
Groschen  im  Besitze  einer  Parzelle  Landes  anlegen  will,  wenn 
er  in  die  Klasse  der  Grundbesitzer  aufzusteigen  versucht,  seine 


»  Hecht,  Drei  Dörfer  der  bad.  Hardt,  S.  54.    Leipzig  1893. 
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Arbeitskraft  auch  außerhalb  der  Fabrik  noch  betätigen  und  für 
seine  Gesundheit  noch  ein  übriges  tun  will?  Wenn  er  dafür 
Kartoffeln  vom  eigenen  Acker,  Brod  von  seinem  eigenen  Felde 
auf  dem  Tische  liegen  sieht?  Ganz  abgesehen  davon,  daß  er  ja 
schon  einen  festen  Lohn  aus  seiner  Tätigkeit  in  der  Fabrik  be- 
zieht und  davon  gar  nicht  zu  reden,  daß  dann  lange  nicht  so 
gekargt  wird,  wie  wenn  alle  diese  Nahrungsmittel  erst  auf  dem 
Markte  gekauft  werden  müßten,  also  auch  eine  reichlichere  Er- 
nährung die  unmittelbare  Folge  eines  vielleicht  zu  großen  Kapital- 
aufwandes ist. 

Oder  aber,  wenn  der  junge  Landwirt  seinen  väterlich  er- 
erbten Besitz  zu  vergrößern  wünscht  und  auch,  wenn  er  schon 
hinreichend  groß  ist,  er  aber  eine  zahlreiche  Familie  sein  eigen 
nennt  und  er  sich  nun  noch  einige  Parzellen  Landes  zu  erwerben 
sucht?  Er  vermehrt  seinen  Fleiß,  die  Kinder  helfen,  sobald  sie 
erwachsen  sind,  mit,  nach  und  nach  trägt  er  die  Schuld  ab  und 
beim  Erbfall  hat  dann  jedes  der  Kinder  seinen  »Acker-,  wenn 
er  auch  vielleicht  noch  nicht  ganz  schuldenfrei  ist,  wie  das  zahl- 
reiche Beispiele  lehren. 

Warum  schließlich  soll  sich  der  Arbeiter,  der  jung  ver- 
heiratete Bauer  nicht  zum  Hausbesitzer  emporschwingen,  er,  der 
bisher  gezwungen  war,  in  Miete  zu  wohnen,  der  Landwirt,  für 
den  in  eigenem  Hause  zu  wohnen  die  größte  Notwendigkeit  ist. 
Was  liegt  daran,  wenn  der  bisherige  Mietzins,  statt  in  die  Hände 
eines  Mietsherren  zu  fließen,  nunmehr  als  Kapitalzins  an  die 
Sparkasse  gezahlt  wird,  der  Schuldner  zwar  in  einem  mit  Hypo- 
theken belasteten,  aber  doch  im  eigenen  Hause,  in  eigener 
Wohnung  als  Eigentümer  wohnt?  Und  wenn  auch  schließlich 
in  diesem  Falle  der  nunmehr  bezahlte  Kapitalzins  den  früher 
entrichteten  Mietzins  übersteigt,  ist  nicht  die  Annehmlichkeit,  im 
eigenen  Hause  zu  wohnen,  die  Poesie  eines  »klein  aber  mein« 
viel  höher  einzuschätzen?  Und  wenn  auch  nicht  wirtschaftlich, 
so  steht  er  doch  sozial  besser,  insbesondere  auch  dann,  wenn 
ihn,  den  Hauseigentümer,  sein  eigenes  Haus  nunmehr  von 
anderen  vielleicht  unnützen  Ausgaben  abhält,  ihn  zum  Sparen 
anleitet. 

Das  sind  ethische  Werte,  denen  der  heutige  Volkswirt  ihr 
lange  verkümmertes  Recht  einräumt  und  die  bewirken,  daß  die 


Digitized  by  Google 


Wirtschaftliche  Verhaltnisse. 


49 


Ursachen  der  heutigen  Verschuldung,  ja  diese  selbst,  in  ganz 
anderer  Beleuchtung  erscheint. 

Dies  auch  dann,  wenn  wir  als  letztes  Gegenargument  gegen 
Überschuldung  und  hohe  Verschuldung  das  Vorkommen  der 
Zwangsversteigerung  (jener  explosivartigen  Äußerung  hoher 
Verschuldung)  im  letzten  Jahrzehnt  herbeiziehen. 

Wenn  in  den  letzten  10  Jahren  1895 — 1905  nur  drei  solcher 
stattgefunden  haben,  von  denen  eine  ihre  tiefere  Ursache  in  der 
allzustark  entwickelten  Vorliebe  des  betreffenden  für  alkoholhaltige 
Getränke  hatte,  zwei  aber  daraus  ihre  Ursache  herleiten,  daß  der 
eine  wie  der  andere  »Vergantete«  von  Großmannsucht  geplagt 
wurden  und  den  staunenden  Mitbürgern  ein  »Herrenleben«  vor- 
zuführen gedachten,  auch  alle  drei  den  Gewerbetreibenden  ange- 
hörten, so  mögen  diese  Tatsachen  wohl  hinreichend  das  Urteil 
dahin  bestärken,  daß  in  Rüppurr  weder  von  einer  Über- 
schuldung noch  von  einer  allzustarken  Verschuldung 
die  Rede  sein  kann. 

Zur  Abrundung  einer  Darstellung  der  Verschuldung  Rüppurrs 
müssen  notwendigerweise  auch  noch  die  Schuldaufnahmen,  die 
auf  Personalkredit  beruhen,  herangezogen  werden.  Gar 
oft  liegt  berechtigtes  Mißtrauen  der  gewonnenen  Feststellung 
gegenüber  vor.  Allein  dank  ihrer  tüchtigen  Leitung  hat  die 
Spar-  und  Leihkasse,  wie  wir  noch  sehen  werden,  nahezu  das 
gesamte  Kreditbedürfnis  bei  sich  konzentriert.  Zum  Kredit 
anderer  Kreditanstalten  oder  Privater  greift  der  Kredit  suchende 
Rüppurrer  nur  in  den  wenigen  Fällen,  wo  er  sich  scheut,  dem 
Rechner  der  Sparkasse  gegenüber  seine  Kreditgründe  anzu- 
bringen. Darum  ist  es  auch  von  Wert,  an  die  Feststellung 
der  handschriftlich  gesicherten  Schulden  zu  gehen.  Die  Höhe 
der  in  den  Büchern  der  Sparkasse  aufgezeichneten  Schuld  be- 
trägt 42  820  M.  Ihre  Aufnahme  leitet  sich  aus  den  mannigfachen 
Geldbedürfnissen  des  täglichen  Lebens  her:  Samenkauf,  Waren- 
kauf, Anschaffung  von  Futter-  und  Düngemitteln,  Haushaltungs- 
gegenständen, aber  auch  Ärzte-  und  Apothekerrechnungen  bilden 
die  Ursachen  solcher  Schulden.  Die  Schuldner  sind  bis  zu 
25,4%  Landwirte,  zu  38,19%  Industriearbeiter  und  in  beträcht- 
lichem Maße  Gewerbetreibende  und  Sonstige  (46,4 1  %). 

Diesem   Bilde  Rüppurrs  fehlten  die  Komplementärfarben, 
wenn  wir  nicht  nunmehr  auch  Rüppurr  als  Gläubiger  be- 
Mayer, Rfippurr.  4 
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handelten.  Nur  21,70%  aller  Immobiliarschulden  werden 
auswärts  aufgenommen.  Als  Gläubiger  dieser  ist  die  Domänen- 
verwaltung zu  nennen,  die  den  Schuldnern  die  öfters  erwähnten 
Bauplätze  verkauft  hat.  Der  Kaufpreis  wird  bis  zur  Rückzahlung, 
die  in  vier  Quoten  zu  erfolgen  hat,  als  »Kauf Schilling«  eingetragen. 

Nur  wenige  Rüppurrer  haben  bis  jetzt  von  der  »Liebesgabe* 
der  badischen  Regierung  Gebrauch  gemacht,  nur  zwei  nämlich 
haben  bei  der  Rheinischen  Hypothekenbank  Darlehen 
aufgenommen.  Der  Rest  der  auswärts  aufgenommenen  Schuld- 
summe wird  von  Privaten,  Kaufleuten,  Handwerkern  von 
Karlsruhe  und  Ettlingen  (hier  auch  von  der  Sparkasse)  kreditiert. 
Gleichfalls  nicht  sehr  bedeutend  ist  die  bei  einheimischen 
Privaten  aufgenommene  Gesamtsumme.  Sie  verdankt  haupt- 
sächlich Erbteilungen  ihren  Ursprung. 

Nur  ein  ganz  minimaler  Teil  des  Personalkreditbedürf- 
nisses wird,  soweit  es  möglich  war,  hierüber  Auskunft  zu 
erhalten,  bei  der  Sparkasse  Ettlingen  und  bei  wenigen  kleinen 
Leuten  der  benachbarten  Dörfer  gedeckt.  Da  aber  eine  größere 
Portion  der  Schulden  des  Personalkredits  durch  Bedürfnisse  des 
täglichen  Lebens  entstehen,  so  werden  sie  auch  von  den  Kauf- 
leuten Rüppurrs  kreditiert. 

Für  den  größten  Teil  aller  Schulden  aber  gewährt  die 
Spar-  und  Leihkasse  Rüppurr  Kredit.  Zur  Zeit  der  Fest- 
stellung der  Tabelle  betrug  die  bei  der  Spar-  und  Leihkasse 
bestehende  Schuldsumme  846740  M.  =  87,4%  der  Gesamt- 
immobiliarschuld  und  42  820  M.  =  nahezu  die  gesamte  hand- 
schriftliche Schuld.  Die  Größe  dieser  kreditierten  Summe  recht- 
fertigt es,  daß  wir  die  Entstehung  und  Entwicklung  dieses 
Instituts  bäuerlicher  Selbsthilfe  in  wenigen  Strichen  skizzieren. 

Rüppurr  hatte,  wie  wir  aus  dem  geschichtlichen  Abriß  sahen, 
seit  alter  Zeit  infolge  der  Armut  der  Bevölkerung  eine  enorme 
Schuldenlast  zu  tragen  gehabt.  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  aber 
war  diese  Schuldsumme  jedoch  auf  eine  relativ  unerträgliche 
Höhe  gestiegen,  ein  Wucherer  war  der  einzige  Gläubiger 
und  ließ  sich  unerhörte  Zinsen  bezahlen.  Zahllose  Existenzen 
fielen  ihm  zum  Opfer.  Da  regte  ein  aus  Holland  eingewanderter 
Gerber  im  Jahre  1844  die  Gründung  eines  Vorschußvereins  an 
(der  Beitrag  war  auf  einen  halben  Gulden  pro  Monat  festgesetzt). 
Im  Laufe  des  Jahrhunderts  gelang  es  diesem  anfangs  mit  Miß- 
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Nachweis  über  den  Stand  der  Spar-  und  Leihkasse  Rüppurr 

für  das  Rechnungsjahr  1905. 


* 

Betrag  der  Einlagen  am  1.  Januar  1905    .  . 

1  592  529 

5i 

49 1  342 

l5 

59  2 15 

26 

oumma 

2  143  Iö6 

92 

Im  Jahre  1905  wurden  an  die  Einleger  zurück- 

291  523 

54 

Restguthaben  der  Einleger 

= 

I  851  663 

38 

1      Vnn  r1r»m  Vf»rmfto"on  «linrl  anorf»1f»crt  • 

d.  in  J^dritriicii  gLgfii  gt^en  1.  n.y . 

1  7°9  5/o 

04 

V»    in  ^"»fraj»fcT\»r\5^Fon   nrir?  Pai*tiJi1r»Vilia*ar?nnf»n 

U.    III   Olcta.Lop<l  JJICl  v  11    UHU  JT  rtl  llal\JUllg£llIUIIl.'l 1 

°3  °45 

1  z 

r   in  T  ipcrpnsrhafts-T'v  aufsrhillince 

in 
JV 

d  in  Darlehen  an  Private  auf  Schuldschein 

7  7  OOO 

OO 

e.  in  sonstigen  Forderungen  der  Sparkasse 

4  020 

OO 

Summa 

I  880072 

15 

Kassenvorrat  am  31.  Dez.  1905    M.  6602,36 

Einnahmerückständc  am  31.  Dez. 

1905  »  2389,16 

Wert  der  Inventarstücke    ...»  536,60 

9  528 

12 

Vermögen 

1  889  600 

27 

1  85  1  663 

38 

37  9o6 

89 

Nach  der  vorigen  Rechnung  bestand  derselbe 

27  947 

58 

Somit  Vermehrung 

9  947 

58  1 

Rüppurr,  20.  Februar  1906. 

(Einlagen  bis  zu  8000  M.  für  eine  Person  zu  3J/4°/o  verzinslich.) 
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trauen  von  der  Bevölkerung  betrachteten  Institut,  allmählig  sich 
zum  Gläubiger  von  ganz  Rüppurr  emporzuschwingen 
und  die  Verschuldungsverhaltnisse  zu  regeln.  Nicht  nur  Rüppurr 
holt  heute  die  nötigen  Summen  auf  der  Sparkasse,  auch  in  den 
Dörfern  der  näheren  Umgebung  ist  die  Sparkasse  bekannt  und 
wird  gerne  benützt.  Um  einigermaßen  über  den  Umfang  dieser 
ländlichen  Kreditanstalt  zu  orientieren,  sei  der  Abschluß  vom 
Jahre  1905  beigefügt 

Daß  aber  die  Sparkasse  sich  so  vortrefflich  bewährt  und 
alle  schweren  Zeiten  glücklich  überstanden  hat,  dafür  war  ent- 
scheidend die  Anwendung  gesunder  ßeleihungsgrundsätze, 
die  es  verhüteten,  die  zu  beleihenden  Grundstücke  zu  überschätzen, 
was  bei  den  steigenden  Bodenpreisen  leicht  möglich  gewesen 
wäre.  Bei  dem  immer  noch  übersehbaren  Kreis  der  Schuldner 
konnte  man  aber  auch  jeglicher  Schematisierung  hinsichtlich  der 
Beleihungshöhe  fernbleiben  und  vor  allem  auch  die  ethische 
Qualität  der  Schuldner  berücksichtigen.  Dem  Leiter  der  Spar- 
kasse in  einem  Dorfe  wie  Rüppurr  kommt  eine  Vertrauensstellung 
zu,  die  ihn  nach  den  verschiedensten  Seiten  hin  sozial  zu  wirken 
befähigt.  Versteht  er  es  mit  den  rein  wirtschaftlichen  Motiven 
noch  andere  zu  verbinden,  ja  dieselben  stärker  zu  betonen  als 
die  ersteren,  so  hält  er  die  Sparkasse,  die  schon  drohte,  eine 
geschäftliche  Anstalt  zu  werden,  auf  der  Höhe  eines  gemein- 
nützigen Instituts,  dem  sich  erzieherische  Tendenzen  beigesellen. 
Wir  meinen,  er  kann  sehr  wohl  in  der  Lage  sein,  dort  Kredit 
zu  gewähren,  wo  eine  reale  Sicherheit  nicht  voll  besteht,  wo  ihm 
aber  in  dem  Charakter,  in  der  Arbeitsfreude,  dem  Sparsinn,  dem 
Unternehmungsgeist  Garantien  gewährt  werden,  ebenso  wie  die 
reale  Wertunterlage.  Ein  solcher  Kredit  kann  nur  solange  ge- 
währt werden,  als  der  Schuldnerkreis  nicht  größer  wird  als  der 
Bekanntenkreis.  Dieser  noch  wenig  komplizierte  Kapitalismus 
hat  sich  eine  blos  auf  den  Nutzen  gerichtete  Ausnützung  seiner 
Mittel  noch  nicht  zu  eigen  gemacht;  noch  gilt  in  Rüppurr  das 
äquale«,  noch  herrscht  nicht  die  quantitative  Beurteilung  vor. 

Dieses  Prinzip  läßt  sich  aufrechterhalten,  da  ja  in  der  An- 
schauung der  Dorfbewohner  das  Dorf  einer  vielköpfigen  Familie 
gleicht,  wo  der  wirtschaftlich  vorwärts  kommende  seine  Erspar- 
nisse durch  das  Medium  der  Sparkasse  dem  schlechter  gestellten 
bereitwillig  leiht  und   sich  so  seinem  Emporkommen  widmet. 
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Aber  auch  Ausmärker  deponieren  bei  dieser  Sparkasse  ihre  Er- 
sparnisse, durch  den  günstigen  Zinsfuß  angelockt. 

Mit  der  Eingemeindung  des  Dorfes  in  die  Stadt  Karlsruhe 
(i.  Januar  1906)  wurde  die  Sparkasse  Rüppurr  der  Stadtischen 
Spar-  und  Pfandleihkasse  einverleibt.  Die  große  Bedeutung  aber, 
die  diese  ländliche  Kreditanstalt  für  die  wirtschaftliche  Entwick- 
lung des  Dorfes  hatte,  verlangte,  daß  in  Rüppurr  wenigstens 
eine  Sammelstelle  erhalten  blieb,  verwaltet  von  dem  Leiter  der 
ehemaligen  Spar-  und  Leihkasse  Rüppurr. 

Ebenso  blieb  eine  Einrichtung  bestehen,  die  in  Rüppurr  den 
größten  Einfluß  auf  die  Spartätigkeit  ausgeübt  hatte:  jenes  System, 
das  Sparmarken  ausgibt  und  diese  allsonntäglich  durch  einen  Be- 
amten in  den  Wohnungen  der  Einleger  abholen  läßt.  Nach  dem 
Jahresbericht  der  Städt  Sparkasse  wurden  allein  vom  1.  Juli 
1907  bis  1.  Januar  1908  6000  Stück  Sparmarken  im  Werte  von 
6000  M.  verkauft 

Durchschnittlich  werden  von  Rüppurrern  70 — 80000  M. 
jährlich  eingelegt,  zurückgezogen  werden  25 — 30000  M.  Nach 
dem  Jahresbericht  der  Städt.  Sparkasse  wurde  1907  in  Rüppurr 
eingelegt  164051,11  M.  in  685  Einzelposten  (darin  sind  die  Über- 
weisungen der  Nebenstelle  Beiertheim  enthalten).  1908  (nach  vor- 
läufiger Feststellung)  83881  M.  in  11 99  Einzelposten.  Zurück- 
gezogen wurden  1976,74  M.  im  Jahre  1907  (27  Posten)  bezw. 
29082  (281  Posten). 

Im  ganzen  war  am  1.  Januar  1906  von  Rüppurrern  ein- 
gelegt 312295  M.  O/5  der  Gesamteinlagen  der  Sparkasse),  6% 
dieser  Einlage  floß  aus  den  Taschen  der  Landwirte  =  18705  M. 
117  390  M.  legten  die  Industriearbeiter  ein;  Gewerbetreibende 
und  Sonstige  176200  M. 

Im  allgemeinen  bietet  sich  uns  ein  eigentümliches  Bild. 

Der  Rüppurrer  ist  zwar  verschuldet,  er  muß  bei  der  Spar- 
kasse Kredit  aufnehmen,  wenn  er  ein  größeres  Unternehmen 
realisieren  will;  er  muß  also  Schuldzinsen  zahlen  auf  der  einen 
Seite  und  auf  der  andern  ist  er  Rentenempfänger,  denn  —  das 
ist  das  Interessanteste  —  der  Rüppurrer  hat  gleichzeitig  bei  der 
Sparkasse  eingelegt. 

Das  gilt  ausnahmslos  für  die  Landwirte,  sei  es,  daß  sie 
mit  diesen,  wenn  auch  meist  noch  so  kleinen  Einlagen  sich  einen 
Notpfennig  für  alle  Fälle  sichern  wollen,  sei  es,  daß  sie  glauben, 
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sie  können,  wenn  sie  Schuldsummen  auf  ihrem  Besitz  stehen 
lassen,  sie  damit  der  Besteuerung  entziehen. 

Die  Schuldner  unter  den  Industriearbeitern  haben  weniger 
Kapitalbesitz  aufzuweisen.  Umgekehrt  die  Gewerbetreibenden 
und  Sonstigen,  die  über  größere  Kapitalien  verfügen. 

Als  Abschluß  dieses  Teiles  könnte  noch  die  Frage  auf- 
geworfen werden,  ob  Rüppurrer  privatim  an  Ausmärker  Geld 
ausleihen.  Nach  dem  Urteil  von  Gewährsmännern  ist  das 
höchstens  in  ganz  geringem  Umfange  der  Fall,  bei  Verwandten, 
die  vielleicht  auswärts  ihren  Wohnsitz  haben. 

Und  nun  gilt  es  zum  Beschluß  dieses  Abschnittes  noch  eine 
Frage  zu  beantworten  —  soweit  dies  im  Rahmen  dieser  Abhand- 
lung möglich  ist  —  die  Frage,  die  dem  Volkswirt  nicht  minder 
wichtig  ist  als  das  vorhergehende,  nämlich:  Nimmt  die  Ver- 
schuldung zu? 

Das  Grundbuch  ist  aus  oben  schon  erwähnten  Gründen 
außerstande,  uns  hierüber  Auskunft  zu  geben.  Nur  mit  Hilfe 
der  Bücher  der  Spar-  und  Leihkasse  sind  wir  in  der  Lage,  uns 
wenigstens  genaue  Zahlenangaben  zu  verschaffen.  Nach  dem 
Auszug  aus  den  einzelnen  Büchern  weisen,  wie  die  Tabelle  zeigt, 
die  Schuldaufnahmen  sowohl  des  Immobiliarkredits  als  auch  des 
Personalkredits  eine  ständige  Zunahme  auf. 

Im  Jahre  1896  betrug  diese  Schuldaufnahme  20500  MM 
stieg  an,  bis  sie  1901  eine  Höhe  von  154000  M.  erreichte,  senkte 
sich  dann  langsam  bis  auf  107600  M.  im  Jahre  1904,  um  dann 
jäh  in  die  Höhe  zu  schnellen  und  im  Jahre  1905  die  Höhe  von 
198300  M.  zu  erreichen. 

Auf  Grund  unserer  Kenntnisse  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse Rüppurrs  können  wir  diese  Zunahme  der  Schuld  nicht 
so  ganz  verurteilen,  denn  sie  bezeichnen  die  Energie,  mit  der 
die  Bevölkerung  ihren  wirtschaftlichen  Aufschwung 
durchsetzt.  Ein  plötzliches  Nachlassen  der  Einträge  könnte 
nur  mit  einem  Erlahmen  der  wirtschaftlichen  Energie  zu  ver- 
gleichen sein,  da  ja  begreiflicherweise  Rüppurr  erst  am  Anfang 
einer  sich  noch  auf  viele  Jahre  erstreckenden  wirtschaftlichen 
Ausdehnung  steht  Ein  Nachlassen  der  Immobiliarschuld  allein 
aber,  das  mit  der  Zunahme  der  handschriftlich  gesicherten 
Schulden  verknüpft  wird  —  vielleicht  wiederum  wie  früher  nach 
wucherischer  Seite  hin  — ,  wäre  direkt  zu  verwerfen.  In  Rüppurr 
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ist  dergleichen  in  den  letzten  Dezennien  nicht  mehr  vorge- 
kommen. 

In  den  Büchern  und  Abschlüssen  der  Sparkasse  finden  wir 
aber  auch  klar  ein  Bild  der  Rückzahlung  (d.  h.  der  gesamten 
Immobiliar-  wie  der  Handschriftschulden).  Sie  stieg  von  1 5  400  M. 
im  Jahre  1896  auf  72000  M.  im  Jahre  1904.  Im  Jahre  1905  aber 
setzte  eine  neue  Bautätigkeit  ein,  jäh  sinkt  die  Rückzahlungsziffer, 
während  die  aufgenommene  Summe  jene  erwähnte  kolossale  Höhe 
aufweist.  Diese  Diskrepanz  zwischen  Schuldaufnahme  und  Rück- 
zahlung werden  wir  keineswegs  verurteilen,  wissen  wir  doch,  wie 
nur  unter  Anspannung  aller  verfügbaren  Geldkräfte  solche  Bauten 
ausgeführt  werden  können.  Ja,  wir  wären  gezwungen,  eine 
Rückzahlung  als  nicht  wünschenswert  zu  betrachten  und  zwar 
dann,  wenn  diese  Rückzahlung  den  Verkauf  des  Hauses  in  sich 
schlösse,  wenn  nunmehr  der  frühere  Eigentümer  als  Mieter  die 
früheren  den  Kapitalisten  gezahlten  Zinsen  jetzt  dem  Mietherrn 
bezahlte.1  »Der  wirtschaftliche  Stand  des  einzelnen  oder  der  Ge- 
meinde wird  durch  solche  Pfandstriche  nicht  besser,  eher 
schlimmer.« 

Unsere  Stellungnahme  zu  den  Verschuldungsverhältnissen 
Rüppurrs  wird  davon  abhängen,  ob  wir  den  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung des  Dorfes  bejahen  oder  nicht.  Bejahen  wir  ihn,  so 
können  wir  es  nur  wünschenswert  finden,  daß,  um  mit  Naumann 
zu  reden,  unser  Dorf  sdurchkapitalisiert*2  ist,  zumal  sich  auch 
diese  Verschuldung  durchaus  in  wirtschaftlichen  Grenzen  hält. 

Die  Verschuldung  Rüppurrs  gibt  daher  zurzeit  zu 
keinerlei  Bedenken  Anlaß. 


'  Vergl.  Hecht,  Drei  Dörfer  der  bad.  Hardt,  S.  79. 

*  Naumann,  Neudcutsche  Wirtschaftspolitik,  S.  265.    Berlin  1906. 
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Soziale  Verhältnisse. 

Wir  erhielten  ein  höchst  unvollkommenes  Bild  des  Dorfes 
Rüppurr,  versäumten  wir,  unsere  Aufmerksamkeit  auf  jene 
Momente  zu  lenken,  die  uns  einen  weiteren  Einblick  in  das  wirt- 
schaftliche Leben,  daneben  aber  auch  in  die  geistigen  Sphären 
der  Bewohner  gewähren  und  die  wesentlich  mitbestimmend  sind 
für  die  Wirkung  des  Gesamtbildes,  welches  hier  vorzuführen  wir 
die  Absicht  haben. 

Die  vorhergehende  Darstellung  hat  uns  gezeigt,  daß  die 
Bewohner  Rüppurrs  teils  Zwergbauern,  teils  Industriearbeiter  sind. 
Die  Ausübung  beider  Berufsarten  führt  begreiflicherweise  nicht 
zu  großen  Reichtümern,  enthebt  aber  von  wirklicher  Not  und 
gestattet  sogar  bei  einiger  Sparsamkeit  ein  ganz  behagliches 
Leben. 

Das  letzte  Viertel  des  vergangenen  Jahrhunderts  war  für 
die  deutsche  Volkswirtschaft  eine  Periode  enormen  wirtschaft- 
lichen Aufschwunges.  Die  Zeit  des  lethargischen  Stillstandes 
war  für  Deutschland  vorüber,  Großstädte  und  Industriezentren 
wuchsen  empor,  in  denen  der  wilde  Konkurrenzkampf  entbrannte, 
es  schien,  als  sollte  nunmehr  die  jahrhundertelang  versäumte 
Entwicklung  in  wenigen  Jahrzehnten  nachgeholt  werden.  Kein 
Gebiet  des  öffentlichen  und  privaten  Lebens  blieb  von  dieser 
Bewegung  unberührt,  sie  zog  immer  weitere  Kreise  bis  zu 
jenen  peripheren  Gegenden,  die  nicht  mehr  im  Schatten  der 
großen  Industriezentren  lagen.  Rüppurr  wurde  um  so  leichter 
ergriffen,  als  es  in  unmittelbarer  Nähe  einer  Großstadt,  deren 
Anteil  an  der  Industrie  hervorragend  ist,  liegt.  In  diesem  Dorfe, 
wo  bis  dahin  nur  die  Landwirtschaft  bekannt  war,  gewann  nun 
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auch  die  Industriearbeit  Boden  und  führte  zu  einer  Berufs- 
teilung der  Bevölkerung  in  Arbeiter  und  Bauern.  Dieselbe 
Teilung  wiederholte  sich  nicht  selten  bei  demselben  Individuum, 
mindestens  in  derselben  Familie.  Wer  zur  Industrie  überging, 
blieb  nach  wie  vor  im  Besitze  seines  Grund  und  Bodens,  ließ 
ihn  jedoch  von  seinem  Bauer  gebliebenen  Dorfgenossen  bearbeiten 
und  lohnte  ihn  dafür  ab  mit  seinem  Verdienste  aus  der  Industrie- 
arbeit. Der  Arbeiter  kam  so  zu  landwirtschaftlichen  Erträgnissen, 
der  Bauer  zu  Geld,  das  ganze  Dorf  zu  breitem  Wohlstand. 

Kapitel  IV. 

Wohnungsverhaltnisse. 

Rüppurrs  Bevölkerung  hat  sich  stark  vermehrt,  ist  nament- 
lich im  letztverflossenen  Jahrzent  rapid  angewachsen.  Nicht  alle 
sind  autochthon,  vielmehr  zog  die  Nähe  von  Karlsruhe  und  Ett- 
lingen mit  ihren  Fabriken  viele  sogar  aus  entfernten  Gegenden 
Badens  und  Deutschlands  herbei.  Ein  solches  Zuströmen  proletari- 
scher Bevölkerung  ruft  in  der  Regel  das  hervor,  was  man  als 
Wohnungsnot  zu  bezeichnen  pflegt.  Nicht  so  aber  geschah  es 
in  Rüppurr.  Wenn  auch  etwas  schwerfällig,  so  paßte  sich  doch 
der  Häuserbau  dem  gesteigerten  Bedürfnis  an,  so  daß  tatsächlich 
nirgends  arge  Übelstände  sich  bemerkbar  machten  und  die 
Wohnungsverhältnisse  im  ganzen  beim  Beschauer  einen  ziemlich 
günstigen  Eindruck  hervorrufen.  Günstig  auf  die  Gestaltung 
der  Wohnungsverhältnisse  wirkte  es  nämlich,  daß  außer  dem 
Angebot  an  Baugrund  und  Häusern  von  seiten  Privater  auch 
die  Domän en Verwaltung  Teile  ihres  Grundbesitzes  als  Bau- 
plätze losschlug  und  damit  eine  Wohnungsnot  nicht  aufkommen 
ließ,  sondern  im  Gegenteil  dafür  sorgte,  daß  durch  niedrig  an- 
gesetzten Preis  die  Rüppurrer  Bodenpreise  nicht  allzusehr  in 
die  Höhe  schnellten.  Derselbe  Domänialbesitz  hatte  bisher  der 
Ausdehnung  und  also  jeder  Besserung  der  wirtschaftlichen  Zu- 
stände überhaupt  hindernd  im  Wege  gestanden.  Jetzt  förderte 
er  die  Expansion  des  Dorfes. 

Das  Entgegenkommen  der  Domänendirektion  war  veranlaßt 
durch  die  Bemühungen  des  Spar-  und  Bauvereins,  der  kurz 
zuvor  aus  der  Initiative  einiger  Rüppurrer  Arbeiter  und  kleiner 
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Beamten  heraus  ins  Leben  getreten  war.  Das  von  der  Domäne 
abgetretene  Grundstück  war  1,24  ha  groß.  Pro  Quadratmeter 
wurde  0,75  M.  bezahlt,  ein  Preis,  der  im  Vergleich  zu  dem  schon 
damals  in  Rüppurr  geltenden  Bodenpreis  außerordentlich  billig 
war.  Weiterhin  trug  die  Domänenverwaltung  dem  sozialpolitischen 
Gedanken  des  ganzen  Unternehmens  vollauf  Rechnung  dadurch, 
daß  sie  die  Bedingungen  zur  Abzahlung  des  Kaufpreises 
möglichst  erleichterte.  Wer  in  einzelnen  Quoten  zahlen  wollte, 
hatte  vier  Jahre  Zeit,  die  Schuld  abzutragen.  So  stiegen  in  kurzen 
zwei  Jahren  2 1  Arbeiterhäuser  in  die  Höhe.  Die  große  Zahl  ver- 
billige die  Herstellungskosten  für  den  Einzelnen,  so  daß  er 
sein  Haus  nicht  nur  dauerhaft  herstellen  und  ausstatten,  sondern 
ihm  auch  ein  gefälliges,  schmuckes  Äußere  geben  konnte  und 
gerne  verweilt  das  Auge  auf  dem  farbenreichen  Bilde  dieser 
sArbeiterkolonie«. 

So  ist  es  auch  zu  erklären,  daß  nach  dem  Ergebnis  der 
Volkszählung  von  1900  in  Rüppurr  trotz  seiner  Lage  in  näch- 
ster Nähe  der  Stadt,  im  Schatten  des  Fabrikschlotes,  auf  ein 
Wohnhaus  nur  2,22  Haushaltungen  kommen. 

Nach  Walli:1  Die  Dezentralisation  der  Industrie  und  der 
Arbeiterschaft  rangierte  Rüppurr  1900  schon  an  5.  Stelle 
unter  allen  Industrie-Arbeiterorten  des  Bezirks  und  hatte  eine 
viel  günstigere  Haushaltungsziffer  als  die  Durchschnittsziffer  des 
Amtsbezirks  (275).  Wir  haben  außer  den  Ziffern  von  1900 
noch  die  vom  1.  Dezember  1905  berücksichtigt,  weil  gerade  die 
letzten  5  Jahre  eine  vermehrte  Anlage  von  Wohnhäusern  brachten 
und  weil  in  dieser  Zeit  die  Tätigkeit  des  Spar-  und  Bauvereins 
einsetzte.  Danach  weist  Rüppurr  eine  Haushaltungsziffer  von 
nur  noch  2,18  Haushaltungen  pro  Wohnhaus  auf.  Der  Fortschritt 
liegt  auf  der  Hand.  —  Das  bestätigt  auch  im  einzelnen  die 
folgende  Tabelle,  nach  welcher  sich  die  Gebäude  im  ganzen 
um  27  vermehrt  haben.  Diejenigen  Häuser,  welche  nur  2  Haus- 
haltungen beherbergen,  haben  um  17  zugenommen.  Auch  Häuser 
mit  nur  einer  Haushaltung  gibt  es  heute  mehr.  Ebenso  haben 
sich  die  von  3  Haushaltungen  bewohnten  Häuser  vermehrt  und 
zwar  um  3.    Demgegenüber  verliert  die  Tatsache,  daß  es  heute 

1  Walli:  Die  Dezentralisation  der  Industrie  und  der  Arbeiterschaft  im  Groß- 
herzogtum Baden  und  die  Verbreitung  des  Mehrfamilienhauses  auf  dem  Lande,  S.  82, 
Karlsruhe  1906. 
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immer  noch  mehr  Häuser  mit  4  und  mehr  Haushaltungen  gibt, 
an  Bedeutung,  selbst  wenn  diese  Vermehrung  auf  Kosten  der 
Häuser  mit  3  Haushaltungen  vor  sich  gegangen  ist.  Wir  können 
alledem  gegenüber  aufrecht  erhalten:  »Heute  haben  in  den 
meisten  Fällen  2  Haushaltungen  ein  ganzes  Haus  zur 
Verfügung  (40,15%),  während  es  vor  5  Jahren  nur  36,12°/,, 
aller  waren.  Umgekehrt  hat  sich  die  Zahl  der  Haushaltungen, 
die  mit  3  oder  mehr  zusammenwohnen,  um  ein  geringes  ver- 
mindert, sie  beträgt  heute  nur  noch  x/4  aller  Haushaltungen,  und 
ebenso  erfreulich  ist  auch  eine  Abnahme  solcher  Haushaltungen, 
die  mit  noch  2  anderen  im  gleichen  Hause,  also  zu  dritt  im 
Hause  wohnen,  betrug  sie  früher  23,89%,  so  heute  nur 
noch  19,68%. 


Zahlungstermin 

Gebäude  mit  Haushaltungen 

Wohnhäuser 

1 

2 

3 

4 

u.  mehr 

1.  Dezember  1900 

66 

84 

37 

22 

209 

1.        «  1905 

74 

101 

34 

26 

235 

Zu  oder  ab 

+8 

+  17 

-3 

+4 

26 

Die  Abnahme  der  größeren,  auf  ein  Haus  entfallenden 
Haushaltungsziffern,  die  Zunahme  kleinerer  Haushaltungsziffern 
andererseits  zeigen  aber  auch,  daß  der  Spar-  und  Bauverein  nicht 
umsonst  gearbeitet  hat,  daß  er  im  Gegenteil  für  eine  ganze  Anzahl 
von  Haushaltungen  ein  eigenes  Heim  schuf,  das  sie  höchstens 
mit  noch  einer  Familie  zu  teilen  haben.  Ob  Rüppurr,  verglichen 
mit  den  übrigen  Orten  des  Bezirks  mit  Arbeiterbevölkerung, 
sich  damit  über  der  Durchschnittshaushaltungsziffer  befindet,  oder 
ob  auch  die  anderen  Orte  ebenfalls  eine  Besserung  der  Zahlen 
aufweisen,  kann  zurzeit  noch  nicht  ersehen  werden,  da  weder 
über  die  einzelnen  Ortschaften  noch  über  den  ganzen  Amts- 
bezirk bis  heute  amtlicherseits  statistisches  Material  vorliegt  Eine 
weitere  kleine  Verbesserung  der  Haushaltungsziffer  ist  jedoch 
noch  zu  konstatieren,  wenn  wir  zusehen,  wie  sich  heute  die 
Wohnart  der  Bevölkerung  gestaltet  Ehe  wir  jedoch  darauf 
eingehen,  müssen  wir  notwendigerweise  auf  einen  fundamentalen 
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Unterschied  der  Wohnverhältnisse  der  beiden  Dorfteile 
Groß-  und  Klein-Rüppurr,  die  sonst  dieselben  wirtschaftlichen 
Erscheinungen  bieten,  hinweisen.  Klein-Rüppurr,  heute  noch 
das  »Schloß«  genannt,  hat  diesen  heute  etwas  euphemistisch 
klingenden  Namen  von  den  großen  geräumigen  und  mehrstöckigen 
Gebäuden,  die  einst  dem  freiherrlichen  Besitzer  als  Ökonomie- 
gebäude dienten.  Nach  dem  Übergang  in  Staatsbesitz  ward 
darin  eine  Saffianlederfabrik  untergebracht,  später  diente  es  als 
Kasernement.  Außerdem  zählt  man  noch  3  Gasthäuser  und 
i  Mühle.  Der  Dorfteil  liegt  eingezwängt  zwischen  dem  Alb- 
flüßchen  und  dem  Schienenstrang  der  elektrischen  Bahn,  während 
die  Kreisstraße  sich  mitten  durch  windet.  Ringsum  ist  Klein- 
Rüppurr  von  teilweise  tiefliegendem  Wiesenlande  umgeben,  das 
sich  teils  im  Besitz  der  Domänenverwaltung,  teils  im  Besitz  von 
Ausmärkern,  größtenteils  Bodenspekulanten,  befindet.  Einer 
Ausdehnung  des  Dorfes  sind  damit  von  vornherein  Schranken 
gezogen. 

In  Groß- Rüppurr  ist  schon  durch  die  natürlichen  Ver- 
hältnisse der  Häuserbau  in  ungleich  höherem  Maße  begünstigt. 
Noch  mehr  aber  war  es  in  die  Lage  gesetzt,  sich  auszudehnen, 
als  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  die  Domänenverwaltung  mit 
jenem  System  der  Unveräußerlichkeit  des  Grund  und  Bodens 
brach  und  Bauplätze  abgab.  Das  mag  es  zum  Teil  erklären,  daß 
in  Groß-Rüppurr  das  ein-  oder  einundeinhalbstöckige 
Haus,  von  einer  oder  zwei  Familien  bewohnt,  vorherrscht. 
In  geringerer  Anzahl  treffen  wir  auch  zwei-  oder  dreistöckige  Häuser 
an.  Wenn  in  Groß-Rüppurr  15,84%  aller  Haushaltungen  allein, 
44,62  °/„  zu  zweit,  der  Rest  (39,54%)  zu  dritt  oder  viert  zusammen- 
wohnen, ist  damit  die  Durchschnittshaushaltungsziffer  von 
2,00  erklärt.  In  Klein-Rüppurr  ist  dagegen  die  Durch- 
schnittsziffer der  Haushaltungen  außergewöhnlich  hoch  (5,23),  es 
wohnen  nämlich  nur  5,88%  aller  Familien  zu  dritt,  dagegen 
89,70%  mit  vier  und  mehr  andern  in  einem  Hause.  In  Groß- 
Rüppurr  wohnen  die  Landwirte  allein  oder  mit  einer  anderen 
Haushaltung  in  einem  Hause.  Nur  wenige  wohnen  mit  mehr 
als  einer  anderen  zusammen.  Industriearbeiter-Haushaltungen 
wohnen  dagegen  nur  zu  7,26%  allein,  die  große  Anzahl  wohnt 
vielmehr  mit  ein  oder  zwei  oder  mehr  anderen  zusammen.  Gleich- 
mäßig auf  alle  Wohnarten  verteilen  sich  die  Gewerbetreibenden. 
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Ganz  anders  in  Klein-Rüppurr.  Hier  fällt  die  Berufsabteilung 
der  Landwirte  vollständig  weg.  Industriearbeiter  und  Ge- 
werbetreibende aber  teilen  sich  durchweg  mit  vier  und  mehr 
andern  Haushaltungen  in  ein  Haus.  Hierbei  sind  gewerbliche 
und  sonstige  Haushaltungen  in  der  Überzahl.  Der  Grund  liegt 
darin:  Vor  den  Toren  der  Großstadt  gelegen,  bietet  Klein-Rtippurr 
mit  seinen  geräumigen  Gebäulichkeiten  namentlich  in  der  kälteren 
Jahreszeit  allerhand  fahrendem  Volk,  als  da  sind  Spengler,  Korb- 
macher, Schirmflicker  einen  willkommenen  Aufenthaltsort  Hier 
finden  sie,  was  sie  suchen:  billige  Unterkunft  für  die  wenigen 
kalten  Monate  des  Jahres  und  den  nötigen  Verdienst  in  der 
nahen  Stadt.  Die  oft  tiefe  und  daher  ungesunde  Lage  der 
einzelnen  Wohnungen  stört  dabei  wenig.  Kaum  ist  die  Witterung 
wieder  etwas  besser,  kaum  sind  die  Straßen  wieder  gang-  und 
fahrbar,  so  ziehen  sie  von  dannen.  Die  letzte  Volkszählung  (1905) 
fiel  gerade  in  den  Winter,  so  daß  alle  diese  Wintergäste  mit- 
gezählt wurden.  Daher  erklärt  sich  denn  auch  die  erheblich 
hohe  Haushaltungsziffer  Klein-Rüppurrs.  Eine  zu  anderer  Zeit 
abgehaltene  Volkszählung  hätte  ein  völlig  abweichendes  Resultat 
gebracht.  Betrug  doch  am  1.  Dezember  1905  die  Zuwanderung 
solcher  Gewerbetreibenden  (hauptsächlich  Elsässer)  9  Familien, 
im  ganzen  1 1  Haushaltungen. 

Die  Wohnungsverhältnissc  Rüppurrs  sind  aber  auch  nach 
der  Hinsicht  günstig,  daß  nur  in  sehr  wenigen  Fällen  ein  Haus 
mehr  Bewohner  beherbergen  muß,  als  bei  kluger  Ausnutzung 
des  Raumes  recht  wäre.  In  Rüppurr  kann  also  von  einem 
Zusammendrängen  und  Einpferchen  vieler  Haus- 
haltungen, wie  es  in  den  nahen  Städten1  und  anderen  Dörfern 
nicht  selten  ist,  keine  Rede  sein. 

Wir  konstatieren  also  für  die  Wohnungsverhältnisse  einen 
Fortschritt  auf  der  ganzen  Linie.  Die  Wohnungsverhältnisse 
stellen  sich  noch  viel  günstiger  dar,  als  der  befürchten  muß,  der 
nur  nach  der  Volkszählung  von  1900  sein  Urteil  bildet. 

Nachdem  wir  im  allgemeinen  einen  Blick  auf  die  Wohnungs- 
verhältnisse Rüppurrs  geworfen  haben,  gehen  wir  nunmehr  dazu 
über,  uns  die  einzelnen  Häuser  und  Wohnungen  genauer 
anzusehen.    Denn  wenn  es  wahr  ist,  daß  die  Not  wie  der 


»  Vergl.  hierzu  Wall:,  a.  o.  0. 
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Wohlstand  einer  Bevölkerung  ihr  zum  Fenster  herausschaut,  so 
kann  die  Bauart  und  allgemeine  Ausstattung  der  Häuser  und 
Wirtschaftsräume  nicht  ohne  Bedeutung  für  unsere  Beurteilung 
der  wirtschaftlichen  Zustände  Rüppurrs  sein. 

Die  Häuser  sind  bald  weit  auseinander  gerückt:  dann  um- 
gibt den  großen  Hofraum  von  der  einen  Seite  und  nach  rück- 
wärts Scheune,  Stall  und  Schuppen,  während  von  der  anderen 
Seite  das  Wohnhaus  und  ein  kleines  Blumengärtchen  das  Bild 
harmonisch  abschließen. 

Bald  stehen  die  Häuser  dicht  gedrängt,  kaum  ist  Platz  für 
ein  kleines  Stückchen  Gartenland,  bald  sind  sie  gar  aneinander 
gebaut.  Hier  macht  sich  eines  jener  alten  behäbigen,  aus  Fach- 
werk erbauten  »Hardbauernhäuser«  breit,  dort  stehen  jene 
schmucken  neuen,  aus  Backsteinen  zierlich  erbauten  sogenannten 
»Arbeiterhäuser«.  Der  Hof  oder  das  Gärtchen  wird  bei  jenen 
von  der  Straßenseite  her  mit  einem  niedrigen  Zaun  aus  Holz, 
bei  diesen  mit  einem  Gitter  aus  Draht  abgeschlossen,  nur  selten 
bildet  eine  Mauer  die  Umzäunung.  Dieser  Zaun  ist  durchschnitt- 
lich gut  unterhalten  und  fast  überall  je  nach  dem  Geschmacke 
des  Hausbesitzers  in  grüner  oder  roter  Ölfarbe  angestrichen. 
In  allem  dem  herrscht  bunteste  Mannigfaltigkeit.  Der  Grundriß 
des  Hauses  ist  jedoch  bei  allen  Häusern  so  ziemlich  der  gleiche. 
Beide,  das  Haus  älterer  wie  das  neuerer  Bauart  ruhen  auf 
einem  60—70  cm  hohen  steinernen  Sockel.  Die  Mauern  sind 
von  Backsteinen,  nur  bei  wenigen  trifft  man  noch  ganz  aus  Holz 
verfertigte  sogenannte  Ricgelwändc  an.  (Zwischen  die  Balken 
des  Fachwerks  werden  dünne  Sparren,  mit  Stroh  umwickelt  und 
in  flüssigen  Lehm  getaucht,  gesteckt  und  damit  die  Wand  ge- 
bildet.) Diese  und  ebenso  die  aus  Backsteinen  hergestellten 
Mauern  werden  dann  teils  von  außen  verputzt  und  in  ver- 
schiedenen Farben  getüncht,  teils  läßt  man  bei  den  in  jüngster 
Vergangenheit  errichteten  Häusern  die  Backsteine  unverputzt  und 
füllt  nur  die  Zwischenwände  zwischen  den  einzelnen  Steinen  mit 
Zement  aus.  Die  sichtbaren  Balken  des  zweiten  Stockwerkes  werden 
mit  verschiedenfarbiger  Ölfarbe  —  rot  und  blau  wird  bevorzugt  — 
angestrichen  und  bilden  oft  ganz  hübsche  Ornamente,  da  der 
Zimmermeister  die  Querhölzer  so  einzustecken  sucht,  daß  sie  mit- 
einander regelmäßige  geometrische  Figuren  bilden.  Die  Füllung 
der  Zwischenräume  ist  entweder  mit  einem  hellfarbigen  Kalk- 
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anstrich  überzogen,  der  freundlich  hinter  den  Blättern  und  Blüten 
der  Bäume  hervorschimmert.  Oder  aber  es  worden  die  Zwischen- 
räume des  Fachwerks  mit  verschiedenfarbigen,  oft  wieder  in 
schöner  Gruppierung,  eingesetzten  Backsteinen  ausgefüllt,  und  die 
mit  entsprechender  Ölfarbe  übermalten  Balken,  die  farbigen 
Fensterläden,  die  bunten  Dachziegel  geben  zusammen  ein  farben- 
freudiges Bild  ab.  Das  helle  freundliche  Äußere,  die  blank  ge- 
putzten Fensterscheiben,  die  selbst  an  der  kleinsten  Hütte  nie 
fehlenden  Vorhänge  erhöhen  den  Eindruck  der  Sauberkeit. 

Treten  wir  nun  in  eines  der  Häuser  ein.  Wir  gehen  nur 
einige  Schritte  durch  den  Hof,  steigen  die  wenigen  Stufen  einer 
Treppe  in  die  Höhe  und  stehen  vor  der  Tür,  die  nur  selten 
noch  zweigeteilt  ist.  Bei  gutem  Wetter  bleibt  dann  der  obere 
Teil  offen  stehen  und  dient  als  Licht-  und  Luftlucke  für  den  Haus- 
flur. Bei  neuen  Häusern  ist  zu  diesem  Zwecke  ein  Fenster  mit 
verzierten  Eisengittern  in  die  Türe  eingelassen.  Wir  treten  ein 
und  gelangen  in  den  überall  mit  Platten  belegten  Hausflur. 
Gerade  vor  uns  befindet  sich  die  helle  und  freundliche  Küche. 
Nirgends  findet  sich  ein  Rauchfang  vor,  überall  hat  man  heute 
eiserne  Herde.  Das  irdene  Geschirr,  die  hölzernen  Kübel  werden 
mehr  und  mehr  durch  emaillierte  Blechgeschirre  verdrängt.  Neben 
der  Küche  befindet  sich  die  Schlafstube  und  in  dieser  oder 
in  der  Küche  hält  sich  die  Familie  gewöhnlich  auf.  Waschtische 
kennt  man  erst  selten,  ein  anderer  Tisch  ersetzt  ihn.  Mit  ihm 
bilden  ein  Schrank  und  wenige  Stühle  das  gesamte  Inventar  des 
Schlafzimmers.  Nicht  jede  Familie  ist  so  glücklich,  für  jedes 
Familienglied  ein  Bett  zu  haben.  Die  Frau  bringt  in  die  Ehe 
gewöhnlich  zwei  Betten  mit.  Zur  Anschaffung  eines  weiteren  Bettes 
entschließt  man  sich  erst,  wenn  die  Kinder  erwachsen  sind.  Man 
begnügt  sich,  bei  dem  kleinen  Platz  sehr  begreiflich,  mit  einem 
Wagen  oder  Kinderbett.  Die  erwachsenen  Kinder  schlafen  von 
den  Eltern  getrennt  in  einem  abgesonderten  Räume.  Daß  Per- 
sonen verschiedenen  Geschlechts  über  die  Kinderjahre  hinaus  in 
einem  Bette  schlafen,  kommt  nach  Aussage  der  Ärzte  in  Rüppurr 
nicht  vor.  Die  Höhe  des  Hauptschlafraumes  beträgt  durch- 
schnittlich mehr  als  das  durch  die  Landesbauordnung  vorge- 
schriebene Mindestmaß.  Sie  schwankt  bei  älteren  Häusern 
zwischen  2,60  und  2,80  m,  während  sie  bei  neueren  immer  3,0 
bis  3, 10  m  erreicht.    Der  Rüppurrer  liebt  höhere  Wohnräume 
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nicht,  sie  sind  schwerer  zu  heizen  und  verbrauchen  zuviel  Holz 
oder  Kohlen.  Wenn  sich  aber  sämtliche  zahlreichen  Familien- 
mitglieder oft  über  den  ganzen  Tag,  trotzdem  nebenan  das  Staats- 
zimmer leer  steht,  im  engen  Schlafzimmer  zusammendrängen, 
darin  essen,  darin  kochen,  wenn  ferner  das  einzige  Fenster  der 
Schlafstube  im  Sommer,  um  die  Hitze,  den  Straßenstaub  und  die 
Fliegen  abzuhalten,  selten  geöffnet  wird,  im  Winter  dagegen 
fast  ständig  wegen  der  Kälte  geschlossen  bleibt,  so  wird  der 
hygienische  Vorteil  hoher  Zimmer  leider  paralysiert. 

Neben  der  Schlafstube  befindet  sich  gewöhnlich  die  gute 
Stube  der  Rüppurrer  Familie.  Das  ganze  Jahr  über  darf  sie 
nur  Sonntags  betreten  werden.  Der  gedielte  Boden  wird  dann 
Tags  zuvor  glänzend  weiß  gescheuert  und  Sonntags  morgens 
noch  hier  und  dort  mit  weißem  Sande  bestreut.  Alles  ist  einfach  und 
solide  und  mit  bäuerlicher  Behäbigkeit  eingerichtet:  Ein  großer 
viereckiger,  eichener  Tisch  mit  gedrehten  Füßen,  dahinter  an 
der  Wand  entlang  laufende  Bänke;  das  ist  die  behagliche  Plauder- 
ecke, der  »Herrgottswinkel«  des  Rüppurrers.  Hier  sehen  wir  den 
irdenen  Ofen,  dort  fällt  uns  der  große  weitausladende,  bis  zur 
Decke  reichende  Schrank  auf.  An  der  tapezierten  Wand  hängt 
der  Regulator.  Wenn  der  Tod  in  die  Familie  bereits  eine  Lücke 
gerissen  hat,  bewahrt  man  nicht  selten  als  stetes  Andenken  die 
schönsten  Kränze  auf,  die  einst  des  Toten  Bahre  geziert  haben. 
In  gut  christlichen  Familien  schmückt  auch  ein  Haussegen  die 
Wand.  Überall  finden  wir  Photographien  der  Familienangehörigen, 
auch  jene  wohlfeilen  Öldrucke,  bei  denen  in  der  Tat  der  gute 
Wille  die  schlechten  Farben  entschuldigen  muß.  Das  liebste 
Möbelstück  ist  dem  Rüppurrer  jedoch  das  breite  und  behagliche 
^Kanapee«,  an  das  er  seinen  Gast  führt,  auf  dem  er  Sonntags 
sein  otium  cum  dignitate  feiert,  jener  Ruheplatz,  der  den  ältesten 
Familienmitgliedern,  dem  Großvater  oder  der  Großmutter  als 
Ehrenplatz  gesichert  ist,  jenes  noch  von  alten  Zeiten  her  in  Ehren 
gehaltene  Inventarstück,  das  Zeuge  war  all  der  kleinen  Freuden 
und  Leiden,  die  dem  heimischen  Herde  beschieden  waren. 

An  der  Einrichtung  der  Haushaltung  haben  oft  Gene- 
rationen gearbeitet  und  gespart.  Alte  Mode  und  neumodischer 
Geschmack  sind  hier  vereinigt  zu  einer  Ausstattung,  die  freilich 
von  einheitlicher  Farben-  und  Formenwirkung  nichts  weiß,  die 
aber  dadurch  ihren  Wert  in  den  Augen  des  Besitzers  erhält,  daß 
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sein  eigener  Fleiß  zu  altem  Besitz  neuen  fügte.  In  diesem  Räume 
liegt  für  diese  Leute  ein  Stück  I^ebensgeschichte.  Der  große 
Wandschrank,  wuchtig  gearbeitet,  ohne  viel  Zierat,  dafür  um  so 
dauerhafter,  spricht  von  dem  auf  das  praktische  gerichteten 
Sinn  der  Altvordern.  Der  Regulator  mit  den  Ornamenten  und 
Schnitzereien,  der  von  der  Wand  tickt,  ist  von  einem  rasch- 
lebigeren Geschlecht  gekauft  und  so  ließe  sich  an  den  einzelnen 
Stücken  dieser  Vergleich  weiter  wiederholen.  Diese  Räume  bieten 
dem  Besitzer  Behaglichkeit,  er  fühlt  sich  wohl  zwischen  seinen 
vier  Wänden  und  kehrt  gern  in  seine  Häuslichkeit  zurück,  die 
genügend  Ordnung,  Sauberkeit,  Bequemlichkeit  und  Gesundheit 
zeigt,  immer  vor  der  Kritik  der  Volkswirtschaft  mit  Ehren  zu 
bestehen. 

Interessant  ist  es  auch,  einen  kurzen  Blick  noch  auf  die 
Anteilnahme  der  Bevölkerung  an  Miete  und  Eigenbesitz 
von  Wohnungen  und  Häusern  zu  werfen,  sowie  auch  kurz  die 
entstandenen  Mietsverhältnisse  zu  würdigen. 

In  Groß-Rüppurr  befinden  sich  von  223  Häusern  20  in 
den  Händen  von  Ausmärkern.  Diese  Ausmärker  sind  zum 
großen  Teil  Rüppurrer,  die  infolge  Heirat  weggezogen,  ein  kleiner 
Rest  verteilt  sich  auf  Gewerbetreibende,  die,  in  Karlsruhe  wohn- 
haft, in  Rüppurr  ihr  Gewerbe  ausüben,  und  auf  solche,  die  ein 
Haus  im  Wege  der  Zwangsversteigerung  oder  zwecks  Spekulation 
gekauft  haben,  —  ebenfalls  Gewerbetreibende  der  nahen  Städte. 
Dagegen  sind  von  den  1 3  Häusern  Klein-Rüppurrs  9  im 
Besitz  von  Ausmärkern,  vorwiegend  Häuserspekulanten  oder 
Gewerbetreibende.  Daß  ein  Rüppurrer  mehrere  Häuser  in  Rüppurr 
sein  eigen  nennt,  kommt  bis  heute  nur  in  ganz  vereinzelten 
Fällen  vor.  Unter  den  Groß- Rüppurrer  Eigentümern  finden 
sich  aber  22,  die  Eigentümer  je  eines  halben  Hauses  sind,  also 
mit  einer  anderen  Familie,  bezw.  Haushaltung,  der  Eigentümerin 
der  anderen  Hälfte,  in  demselben  Hause  wohnen,  eine  Wirkung 
jener  schon  oben  erwähnten  auf  Freit»  ilbarkeit  abzielenden  Artikel 
des  badischen  Landrechtes.  Daher  erklärt  sich  auch  für  Groß- 
Rüppurr  die  verhältnismäßig  große  Zahl  von  Hauseigentümern 
(im  ganzen  216).  Von  diesen  sind  32%  Landwirte,  der  Rest 
verteilt  sich  gleichmäßig  auf  Gewerbetreibende  und  Industrie- 
arbeiter (vergl.  Tabelle).  Im  ganzen  Dorfe  ist  der  Landwirt 
vorzugsweise  Eigentümer,  nur  8,8%  aller  landwirtschaft- 
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licher  Haushaltungen  sind  eingemietet  Dagegen  ist  die  Zahl 
der  Industriearbeiter-Haushaltungen,  die  als  Eigentümer 
wohnt,  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  der  Industriearbeiter-Haus- 
haltungen noch  verhältnismäßig  gering  —  nur  29,5%  Eigen- 
tümer —  (vergl.  Verschuldungsverhältnisse).  Die  Gewerbe- 
treibenden und  sonstigen  Berufe  sind  in  ungefähr 
gleichem  Verhältnisse  Eigentümer  oder  Mieter.  Das  zur 
Miete  wohnen  ist  daher  in  Rüppurr  von  ganz  erheblichem  Um- 
fang. Im  ganzen  wohnen  von  516  Haushaltungen  58,13%  zur 
Miete.  Dieser  Umstand  rechtfertigt  einen  kleinen  Exkurs  über 
Rüppurrs  Mietverhältnisse. 

Entsprechend  dem  agrarischen  Charakter  des  Dorfes  sind 
die  zu  vermietenden  Wohnungen  zum  größten  Teil  darauf  ein- 
gerichtet, daß  der  Mieter  in  der  Landwirtschaft  tätig  ist  Im 
Stalle  oder  andern  zum  gleichen  Zwecke  dienenden  Gebäulich- 
keiten  bekommt  er  einen  Platz  für  seinen  Viehstand  reserviert. 
Am  Gartenland  steht  ihm  ein  Anteil  zu;  ferner  hat  er  einen 
Anspruch  auf  die  mannigfachen  zum  landwirtschaftlichen  Betrieb 
notwendigen  Gerätschaften,  ebenso  wie  die  eingeheimsten  Produkte 
in  Hof,  in  Scheune,  Speicher  und  Keller  unterzubringen. 

Für  diese,  doch  sehr  geräumigen  Wohnungen  waren  die 
Preise  sehr  niedrig,  was  wohl  darauf  zurückzuführen  ist,  daß 
gewerbliche,  landwirtschaftliche  und  industrielle  Tätigkeit  nur 
einen  geringen  Ertrag  abwarfen.  Allein  wie  die  Boden-  und 
Häuserpreise,  wie  die  Arbeitslöhne  und  der  Ertrag  der  landwirt- 
schaftlichen und  gewerblichen  Tätigkeit,  so  haben  auch  die 
Mietspreise,  namentlich  im  letzten  Jahrzehnt,  eine  erhebliche 
Steigerung,  seit  1903  ungefähr  ein  viertel  des  bis  dahin  üblichen 
Mietzinses,  erfahren.  So  betrug  1903  der  Mietzins  für  drei 
Zimmer  und  Küche,  Keller-,  Speicher-,  Hof-  und  Gartenanteil 
180  M.,  heute  wird  für  eine  gleiche  Wohnung  230—250  M. 
jährlich  bezahlt;  oder  es  stellte  sich  in  jenem  Jahre  eine  aus  zwei 
Zimmern  und  Küche,  sowie  den  gleichen  Anteilen  an  Keller, 
Speicher  usw.  bestehende  Wohnung  auf  80—120  M.  je  nach 
Lage,  so  muß  heute  für  die  Miete  einer  solchen  120—180  M. 
aufgewandt  werden.  Die  Bezahlung  der  einzelnen  Mietzinsquoten 
erfolgt  monatlich  oder  vierteljährlich,  bei  Arbeitern  oft  auch  jeden 
Zahltag,  bei  den  wenigen  Landwirten  gewöhnlich  nach  Verkauf 
wertvoller    Produkte    des    landwirtschaftlichen    Betriebs.  Ein 
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Schuldigbleiben  des  Zinses  für  längere  Zeit  erfolgt  höchst  selten; 
der  beste  Beweis  dafür,  wie  wenig  drückend  die  Mietpreise  sind. 
Die  Mieten  sind  durchschnittlich  von  langer  Dauer.  Eine  Kündigung 
erfolgt  in  der  Regel  nur  zum  Umzug  in  ein  neuerbautes  oder 
gekauftes  Haus,  oder  noch  aus  dem  Grunde,  daß  die  bisherige 
Wohnung  zu  klein  geworden  ist,  andere  Gründe  sind  höchst 
selten,  wie  denn  überhaupt  das  Verhältnis  des  Mieters  zum  Ver- 
mieter das  denkbar  beste  ist,  mehr  persönlich  als  geschäftlich, 
auch  gegenüber  von  Vermietern,  die  Ausmärker  sind. 

Kapitel  V. 

Ernährungsverhältnisse. 

Das  Volk,  das  gut  wohnt,  wird  nicht  schlecht  essen.  Der 
Körper,  der  schwer  und  unausgesetzt  arbeiten  muß,  bedarf  eines 
steten  Kräftezuflusses.  Es  ist,  mit  einiger  Kritik  gesagt,  nicht 
unrichtig,  daß  die  soziale  Frage  eine  Magenfrage  ist. 

Der  Brauch,  als  Frühstück  Suppe  und  Brot  zu  genießen, 
findet  sich  nur  noch  in  wenigen  Häusern.  Zum  Frühstück  trinkt 
heute  Bauer  wie  Arbeiter  eine  oder  mehrere  -Schüsseln  Kaffee 
und  läßt  sich  dazu  Semmeln  aus  dem  Bäckerladen  holen.  Bald 
ist's  Bohnen-  bald  Malzkaffee  und  ob  bei  der  Zubereitung  die 
Zichorie  mehr  oder  weniger  vorherrschend  ist,  ob  das  Maß  des 
Kaffeezusatzes,  das  »Becherchen«,  nur  ein  viertel  oder  halb  oder 
gar  ganz  gefüllt  ist,  richtet  sich  nach  der  Bedeutung  des  Tages. 
Zu  diesem  Trank  wird  trotz  der  starken  Milchabfuhr  nach  Karls- 
ruhe viel  Milch  genommen,  und  ebensowenig  wird  mit  dem 
Zucker  gekargt. 

Wer  so  schwere  körperliche  Arbeit  zu  verrichten  hat  wie 
unser  Bauer  und  Arbeiter,  der  kann  sich  an  Kaffee  und  einem 
Brot  nicht  für  sechs  Stunden  sättigen  —  *so  eine  Schüssel  Kaffee 
hält  nicht  lang  an*.  —  So  wird  denn  eine  Zwischenmahlzeit, 
ein  Imbiß,  eingeschoben,  den  sich  Bauer  und  Arbeiter  gleich 
morgens  mit  aufs  Feld  oder  in  die  Fabrik  mitnehmen:  Brot, 
Wurst,  Eier,  Käse.  Dazu  werden  alkoholische  Getränke  genossen. 
Der  Arbeiter  Bier,  der  Bauersmann  Most  oder  ein  anderes  most- 
ähnliches Getränk.    Das  Volk  hat  sich  noch  nicht  daran  gewöhnt. 
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glaubt  auch  nicht  daran,  daß  Fruchtsäfte  und  dergl.  den  Alkohol 
ersetzen  könnte.  Wenn  man  fragt,  warum  er  gerade  Bier  bevor- 
zuge, so  will  er  von  diesem  Getränk  eine  ganz  andere  Stärkung 
verspüren  als  etwa  von  Milch  oder  Fruchtsäften.  Es  mag  da 
nicht  selten  das  Verlangen  Vater  des  Gedankens  sein.  Doch  sei 
zur  Ehre  dieser  Leute  gesagt,  daß  sie  auch  schon  anfangen,  sich 
mit  Milch  abzufinden.  Das  Mittagessen  setzt  sich  zusammen 
aus  Suppe,  Gemüse,  bald  Salat,  bald  Kartoffeln;  Fleisch  gibt  es 
am  Sonntag,  seltener  während  der  Woche.  Ist  der  Bauer  bei 
der  Ernte  beschäftigt,  so  wird  draußen  öfters  kalt  gegessen: 
Speck,  Wurst  oder  Käse  und  Brot,  dazu  Wein.  Hat  die  Haus- 
frau gebacken,  so  gibt  es  auch  einmal  statt  der  Suppe  und 
Pflanzennahrung  Kaffee  und  verschiedene  Kuchen  als  Mittagessen. 
Die  Eßgeschirre  sind  aus  Steingut;  aus  blechernen  Gefäßen 
nehmen  nur  noch  die  Kinder  ihre  Mahlzeiten  ein.  Die  Eßbestecke 
sind  oft  aus  Christophle  d.  h.  versilbert.  Daß  die»  Gerichte  des 
Mittagessens  nacheinander  aufgetragen  worden,  kommt  nur  bei 
feierlichen  Anlässen  vor.  Die  Schwierigkeiten,  welche  sich  der 
Ernährung  des  Arbeiters  außerhalb  des  Hauses  entgegen- 
stellen, werden  einmal  dadurch  zu  überwinden  gesucht,  daß  man 
ihm  das  Essen  in  die  Stadt  bringt.  Jeden  Mittag  punkt  1 1  Uhr 
versammeln  sich  auf  ein  Glockenzeichen  hin  vor  dem  Rathause 
einige  20  Essenträgerinnen  (Taglöhnerinnen  oder  Schulkinder  —  • 
meist  die  Kinder  der  Arbeiter),  die  das  Mittagessen  an  den 
Arbeitsplatz  tragen.  Die  Dienstleistung  wird  pro  Essen  mit 
70  Pf.  für  zwei  Wochen  vergütet.  12  solcher  ^Essener«  trägt  ein 
Korb.  Jede  Hausfrau  schlägt  das  Töpfchen  ihres  Familienange- 
hörigen in  ein  farbiges  Taschentuch  ein,  das  die  Speise  warm 
erhält,  zugleich  auch  jedem  Arbeiter  den  ihm  gehörigen  Topf 
kenntlich  macht.  Der  Inhalt  der  Töpfchen  ist  Suppe,  ungefähr 
lj2  Liter,  Gemüse  und  innen  Fleisch  (Wurst).  Selbst  im  Winter, 
wo  freilich  die  Essenträgerinnen  mit  der  elektrischen  Bahn  fahren, 
wo  aber  doch  das  Essen  fast  immer  auf  dem  Wege»  erkaltet, 
zieht  der  Arbeiter  das  Essen  vom  eigenen  Herd  dem  Wirtshaus- 
essen vor.  Darum  fand  auch  die  den  Wünschen  der  Rüppurrer 
Arbeiterschaft  entgegenkommende  Anordnung  der  Badischen 
Lokal-Eisenbahn-Aktiengesellschaft  allgemeinen  Anklang,  denn 
durch  Abänderung  der  Fahrzeit  zweier  Lokalzüge  wurde  es  den 
Arbeitern  ermöglicht,  nach  Hause  zum  Mittagessen  zu  fahren. 


Digitized  by  Google 


yo 


II.  Teil. 


Seltener  nimmt  denn  auch  der  Rüppurrer  seine  Mahlzeit  im 
Wirtshause  ein  —  das  Mittagessen  kostet  dann  50—60  Pfg.  und 
wird  noch  durch  Bier  oder  74  1  Wein  verteuert.  Hingegen  in 
der  Volksküche  zu  essen,  gilt  unter  der  Rüppurrer  Arbeiterschaft 
als  entehrend. 

Kapitel  VI. 

Kleidungsverhältnisse. 

Alles  wandelte  der  neue  Geist  des  Fortschrittes,  auch  die 
Kleidung.  Man  sehe  sich  nur  den  heutigen  Bauern  an!  In 
früherer  Zeit  baute  jeder  Landmann  in  Rüppurr  Hanf  und  Flachs, 
die  fleißige  Hausfrau,  die  Tochter  oder  das  Gesinde  spannen  ihn 
an  langen  Winterabenden.  Die  im  Dorfe  wohnenden  Weber 
woben  das  Gesponnene  zu  einem  haltbaren,  unverwüstlichen  Stoff, 
der  dann  vom  Dorfschneider  mehr  oder  weniger  geschickt  ver- 
arbeitet wurde,  und  stolz  trug  dann  der  Rüppurrer  Bauer  dieses 
Erzeugnis  seines  eigenen  Fleißes.  Sonntags  freilich  und  bei 
sonstigen  feierlichen  Anlässen  hüllte  er  sich  in  den  blauen  langen 
Rock  mit  den  großen  blanken  Silberknöpfen,  in  die  bis  ans  Knie 
reichenden  gelben  Lederhosen  und  setzte  sich  den  ^  Xebelspalter« 
aufs  Haupt.  Heute  hört  man  nicht  mehr  das  emsige  Surren  der 
Spinnrädchen.  Staubig  stehen  sie  auf  dem  Speicher.  Das  fröhliche 
Klappern  der  Webstühle  ist  verstummt,  sie  wurden  abgebrochen 
—  die  Webstube  wurde  zur  guten  Stube  und  nur  noch  einige 
Dorfübernamen,  z.  B.  Weberkarle*,  erinnern  an  die  ehemaligen 
Weber.  Die  alte  haltbare  Tracht  ist  verschwunden.  Rentabler 
ist  es  für  den  Rüppurrer,  seine  Kleiderstoffe  in  Karlsruhe  zu 
kaufen,  billiger  erscheint  es  ihm,  seine  Hemden,  Hosen  und 
sonstige  Wäsche,  ja  die  ganzen  Anzüge  sich  in  Karlsruher  Läden 
zu  erstehen.  Hier  erhält  er  aber  keinen  zu  einem  Bauer  oder 
Arbeiter  passenden  Anzug,  hier  muß  er  sich  nach  städtischer 
Art,  nach  modischem  Schnitt  kleiden.  Die  Mädchen,  die  durch 
die  Fabrikarbeit  in  die  Stadt  gezogen  werden,  sehen  dort  ihres- 
gleichen in  städtischer  Kleidung;  weibliche  Eitelkeit  und  Eifer- 
sucht läßt  nicht  zu,  hinter  jenen  im  Kleideraufwand  zurückzu- 
stehen. Flugs  werden  Hut  und  Schleier,  Sonnenschirm  und  Hand- 
schuhe und  sonstige  Feinheiten  städtischer  Kleidung  erworben, 
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und  so  tiree  ä  quatre  epingles  bewegen  sich  neben  den  Töchtern 
Karlsruhes  selbstischer  die  Töchter  Rüppurrer  Zwergbauern  oder 
Industriearbeiter,  sich  nur  dem  schärferen  Blick  als  »Fräulein  aus 
der  Provinz«  anzeigend.  Allerdings  wird  solcher  Aufwand  nur 
Sonntags  getrieben.  An  Werktagen  verschwindet  der  ganze  Putz 
wieder  im  Schrank,  und  wenigstens  die  Frauen  und  Mädchen, 
die  in  der  Landwirtschaft  tätig  sind,  kleiden  sich  jetzt  in  dunkel- 
farbigen Rock,  Schnürleibchen  und  buntfarbigen  oder  grauen 
Kattunkittel.  Auf  dem  Kopfe  wird  zur  Abwehr  der  sengenden 
Sonnenstrahlen  ein  breitrandiger  Hut  oder  mehr  noch  ein  weißes 
Kopftuch  getragen,  Ja  bei  großer  Hitze  ist  selbst  den  ärmeren 
Alten  (männlichen  und  weiblichen  Geschlechts)  Barfußgehen  er- 
laubt, manchmal  »anstandshalber«  in  Holzschuhen  oder  Leder- 
schuhen, während  der  besser  situierte  immer  Stiefel  trägt.  Das 
Manteltragen  im  Winter,  das  immer  noch  als  ein  Zeichen  von 
Verweichlichung  galt  und  nur  im  härtesten  Winter  und  bei 
strengster  Kälte  erlaubt  war,  bürgert  sich  immer  mehr  ein,  nicht 
nur  bei  Alten,  sondern  auch  schon  bei  der  Jugend.  Der  Aufwand 
für  Kleidung  und  Schuhwerk  ist  dementsprechend  groß,  kann 
jedoch  nicht  genau  ziffernmäßig  festgelegt  werden,  da  die  Ein- 
käufe in  Karlsruhe  erfolgen  und  gar  nicht  kontrolliert  werden 
können. 


Kapitel  VII. 

Weitere  Anzeichen  von  Wohlstand. 

Das  eine  hoffen  wir,  haben  die  Erörterungen  über  die 
Wohnungs-,  Nahrungs-  und  Kleidungsverhältnisse  des  Dorfes  zu 
beweisen  vermocht:  Der  Rüppurrer  kann  als  Fabrikarbeiter  und 
als  Zwergbauer  seine  notwendigsten  Lebensbedürfnisse  vollauf 
befriedigen.  Allein  wir  können  gut  noch  einen  Schritt  weiter 
gehen  und  behaupten:  Seine  Mittel  reichen  auch  noch  dazu 
hin,  von  unumgänglichen  Bedürfnissen  zu  kleineren  Genüssen 
aufzusteigen,  selbst  Kulturbedürf nisse  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  bequem  zu  befriedigen. 

Zunächst  finden  wir  bei  unserer  Umschau  in  den  Woh- 
nungen neben  den  Gegenständen,  die  zum  täglichen  Leben  un- 
bedingt notwendig  sind,  noch  vieles,  das  dazu  dient,  das  Heim 
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des  Bauern  oder  Arbeiters  behaglicher,  wohnlicher  zu  gestalten, 
noch  gar  manches,  das  darauf  hindeutet,  daß  der  Besitzer  in  dem 
Kampf  ums  Dasein  auch  schon  gute  Zeiten  hatte,  die  ihm  auch 
solche  Ausgaben  gestatten,  die  nicht  zur  Deckung  täglicher 
dringender  Bedürfnisse  dienten;  gar  manches,  das  darauf  hinweist, 
daß  sein  Lohn  nicht  nur  zur  Befriedigung  niedriger  sinnlicher 
Bedürfnisse  verwendet  wird.  Viele  wünschen  z.  B.,  daß  ihre 
Besucher  sich  durch  elektrische  Klingeln  anmelden.  Andere 
lassen  den  Fußboden  ihrer  guten  Stube  ölen  oder  mit  Farbe 
streichen,  selbst  Linoleumbelag  findet  sich  in  einigen  Häusern. 
Die  alten  einfachen,  nur  angestrichenen  Möbel,  die  einst  noch  den 
Großeltern  zur  Brautausstattung  dienten,  werden  heute  mehr  und 
mehr  verdrängt  durch  glänzend  polierte,  wie  sie  das  Möbellager 
der  Stadt  als  modern  und  geschmackvoll  anpreist.  Die  Wände 
der  Zimmer  sind  durchweg  tapeziert.  Lithographien,  selbst  Kupfer- 
stiche usw.,  wie  solche  von  illustrierten  Zeitungen  angeboten  werden, 
sind  überall  zu  finden.  Daneben  bilden  Gipsfiguren,  von  herum- 
ziehenden Italienern  aufgekauft,  eine  beliebte  Zierde  der  Wohn- 
räume vieler.  An  sonstigen  kleinen  Gegenständen,  Nippsachen, 
farbigen  Papierblumen  usw.,  die  der  Rüppurrer  so  liebt  und  die 
ihm  sein  Heim  erst  recht  wohnlich  gestalten,  kann  sich  die  naive 
Freude  am  bunten  Schmuck  nicht  genugtun.  So  gering  auch 
der  wirkliche  künstlerische?  Wert  derartiger  Gegenstände  im  all- 
gemeinen sein  mag,  so  wenig  künstlerischen  Sinn  ihre  Anordnung 
auch  im  einzelnen  verraten  mag,  es  spricht  daraus  doch  unver- 
kennbar der  Wunsch,  die  Räume,  in  denen  sie  sich  von  des 
Tages  Arbeit  und  Mühe  erholen  wollen,  in  denen  die  Familie  in 
den  wenigen  Feierstunden,  die  ihnen  der  Ernst  des  Lebens  läßt, 
sich  zusammenfindet,  so  behaglich  wie  sie  nur  können,  einzu- 
richten. Zu  mitleidigem  Lächeln  kann  darum  der  Volkswirt  hier 
keinen  Anlaß  finden.  Die  Freude  am  eigenen  Heim,  die  dadurch 
belebt  wird,  mit  ihrer  Rückwirkung  auf  den  Sparsinn  wiegt  fin- 
den Volkswirt  den  Mangel  an  ästhetischem  Sinn  leicht  auf. 

Es  ist  der  besondere  Stolz  der  Hausfrau,  einige  Töpfe  ein- 
gemachter Früchte  im  Keller  zu  haben.  Im  Sommer  holen  sie 
sich  aus  dem  nahen  Wald  Himbeeren  und  Brombeeren;  Johannis- 
beeren pflanzen  sie  selbst,  und  wo  das  nicht  ausreicht,  liefert 
ihnen  der  Kaufmann  Marmelade,  sogenannte  Heidelbeer  a  la 
Francaise,  das  der  Volkswitz  in  »Heidelbecrfraaß«  verdeutschte. 
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Johannisbeerstauden,  deren  Kultur  nicht  übermäßig  Zeit  und 
Geld  fordert,  die  sich  äußerst  rasch  vermehren  und  fast  in  jedem 
Garten  angepflanzt  werden,  geben  alljährlich  so  reichen  Ertrag, 
daß  sie  ein  billiges  Getränk  lieferten,  erforderten  nicht  diese 
herben  Früchte  einen  starken  Zuckerzusatz.  So  kommt  es,  daß 
namentlich  in  obstreichen  Jahren  lieber  Obstwein  gekeltert  wird. 
Ein  ebenso  beliebtes  Hausgetränk,  weniger  alkoholhaltig,  und 
vielleicht  noch  billiger  als  Obstwein  ist  der  bekannte  Kunstwein, 
dessen  Herstellung  nach  dem  seinerzeit  von  Dr.  Neßler  gegebenen 
Rezept  jedem  leicht  möglich  ist. 

Aus  der  Reihe  der  Werkeltage  erheben  sich  die  durch 
allgemeine  oder  Familientradition  gegebenen  Merktage  zur  Höhe 
eines  kleinen  Festes.  Auch  bei  der  ärmsten  Familie  hält 
das  Christkind  Einkehr  und  auch  in  die  Augen  der  ärmsten 
Kinder  werfen  die  Kerzen  des  Tannenbaumes  einen  fröhlichen 
Widerschein.  Alle  die  kleinen  Überraschungen,  mit  denen  eine 
besorgte  Mutter  ihre  Kleinen  zu  erfreuen  weiß,  schmücken  auch 
hier  den  Weihnachtstisch.  Für  Weihnachten,  Ostern  und  auch 
Kirchweihe  bäckt  die  Hausfrau  Kuchen  und  Konfekt.  Diese 
allgemeinen  Feste  müssen  sie  nicht  selten  entschädigen  für  den 
Ausfall  der  eigentlichen  Familienfeste,  wie  sie  der  Geburtstag 
der  Eltern  und  Kinder  eigentlich  darbietet.  Derartige  Tage 
werden  natürlich  nicht  von  allen  eingehalten  werden  können. 
Doch  ist  auch  hier  gegenseitiges  Beschenken  in  bescheidenen 
Grenzen  üblich.  Wo  die  Geschenke  ausfallen  müssen,  sucht  man 
das  Geburtstagskind  etwa  durch  ein  Lieblingsgericht  zu  feiern. 
Wir  beanspruchen  nicht,  daß  diesen  kleinen  Zügen  große  Be- 
deutung zuerkannt  wird,  sie  sollen  höchstens  allgemein  menschliches 
auch  in  dieser  Sphäre  zu  erkennen  geben. 

Vielleicht  dürfen  wir  an  dieser  Stelle  daran  erinnern,  daß 
es  noch  gar  nicht  so  lange  her  ist,  wo  der  Besitz  einer  eigenen 
Taschenuhr,  wenn  nicht  als  Vorrecht  des  besonders  begüterten, 
so  doch  des  älteren  Mannes  angesehen  wurde.  Heute  wird  man 
eine  Taschenuhr  im  Besitz  jedes  Burschen  und  Mädchens  finden. 
Zeit  ist  Geld1  und  wo  es  nicht  die  Freude  an  dem  hübschen 

1  Vcrgl.  List:  Polit.  Ökonomie  S.  298.  »Der  Zivilisationsgrad  einer  Nation 
und  der  Wert  ihrer  Arbeitskraft  laßt  sich  nicht  sicherer  bemessen  als  nach  dem  Grade 
des  Wertes  den  sie  der  Zeit  beilegt«  und  »Zur  Erkenntnis  des  Wertes  der  Zeit  kommen 
die  Völker  erst  durch  die  Industrie«  usw. 
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Spielzeug  ist,  mag  ein  vorherrschend  praktischer  Sinn  die  Leute 
veranlaßt  haben,  sich  in  den  Besitz  eines  solchen  Zeitmessers  zu 
setzen.  Eheringe  werden  allgemein  getragen  und  seien  sie 
auch  von  geringem  Goldgehalt. 

Beinahe  komisch  wirkt  die  pedantische  Übernahme  von  Ge- 
bräuchen, deren  Notwendigkeit  für  das  Dorf  dem  Volkswirt 
eigentlich  noch  recht  illusorisch  ist.  Wenn  man  in  der  Großstadt 
zu  dem  Mittel  der  »Neujahrsglückwunschenthebungskarten* 
schreitet,  um  Familien  mit  großem  Bekanntenkreise  von  lästigen 
Besuchspflichten  zu  dispensieren,  wenn  man  in  ihr  Familienfeste 
durch  die  Zeitung  mitteilt,  Glückwünsche  durch  vorgedruckte 
Karten  erledigt,  alles  dies,  weil  die  persönliche  Leistung  dieser 
Verpflichtung  sich  an  Zeit  und  Raum  stößt,  so  liegt  dafür  auf 
dem  Dorfe,  wo  das  letzte  Haus  im  allgemeinen  über  die  Ge- 
schehnisse des  ersten  sehr  wohl  unterrichtet  zu  sein  pflegt, 
eigentlich  gar  kein  Grund  vor,  und  doch  gilt  das  heute  auch  auf 
dem  Lande  für  fein  und  bald  für  unerläßlich.  Ebenso  gilt  der 
Besitz  von  Visitenkarten  wenigstens  für  die  Jugend  als  primi- 
tivste Forderung,  einer  der  Stadt  abgelauschten  »Kultur*. 

Wir  werden  sagen:  was  diesen  Menschen  das  Recht  zu 
selbst  kostspieligeren  Erholungen  gibt,  ist  ihre  Arbeit,  ist  ihr 
Fleiß.  Die  Intensität  des  Schaffens,  die  erhöhte  Leistung  in 
qualifizierter  Arbeit  bedürfen  notwendig  eines  Äquivalentes  an 
Zerstreuung  und  Genuß.  Freuen  wir  uns  mit,  wo  das  Volk  sich 
freut,  sorgen  wir  aber  für  unser  Teil  mit,  soweit  wir  können, 
daß  es  sich  im  Genießen  veredelt.  Die  Kultur  beginnt  mit  dem 
Übergang  vom  Notwendigen  zum  Entbehrlichen,  einer  unendlichen 
Steigerung  fähig,  wird  sie  sich  doch  erst  langsam  entwickeln. 
Sie  ist  unbedingt  Lebensbejahung  und  kennt  einen  Unterschied 
zwischen  geistigen  und  sinnlichen  Genüssen  noch  nicht.  Sie 
wird  die  materielle  Grundlage  verbessern  und  damit  die  Basis 
legen  für  eine  geistige  Kultur.  Sie  wird  in  ihren  Anfängen  die 
Behaglichkeit  des  Daseins,  das  körperlich  sinnliche  Genießen 
ungleich  mehr  betonen  als  den  geistigen  Genuß,  dessen  aus- 
schließliche Herrschaft  ja  erst  Ziel  der  Kultur  ist,  mit  anderen 
Worten:  Die  Masse,  die  anfängt  kulturell  zu  werden, 
wird  immer  damit  beginnen,  in  ihren  materiellen  Bedürf- 
nissen anspruchsvoller  zu  werden,  sie  wird  genießen  wollen, 
ohne  im  Genuß  wählerisch  zu  sein.    Sie  wird  aber  auch  gerade 
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so  wie  sie  lernte  zu  genießen,  auch  lernen,  den  Genuß  zu  werten 
und  auch  auf  noch  höherer  Stufe  sich  zu  bescheiden.  Was  wir 
im  früheren  Kapitel  von  der  heutigen  Lebensführung  des  Rüppurrer 
Bauern  und  Arbeiters  berichtet  haben,  wird,  unter  dieser  Perspek- 
tive gesehen,  unser  Urteil  stark  bestimmen  müssen.  Daß  bei 
allen  den  Vergnügungen  des  Guten  zu  viel  getan  wird,  daß  es 
nicht  selten  erst  rohe  platte  Vergnügungen  sind,  wird  uns  nicht 
dazu  berechtigen,  von  unschöner  Vergnügungssucht  so  ohne 
weiteres  zu  sprechen.  Diesen  Leuten  ist  und  konnte  noch  nicht 
aufgehen  die  Wahrheit,  daß  dieses  ^Genießen  gemein  macht«. 
Wichtiger  ist  es  für  den  Volkswirt,  die  Tatsache  zu  konstatieren, 
daß  diese  Leutchen  sich  Ausgaben  leisten  können,  die  eine  ent- 
sprechende Einnahme  voraussetzen,  daß  die  Behaglichkeit  des 
Lebens  sich  höher  und  höher  steigert,  und  daß  im  erhöhten 
Genüsse  auch  zugleich  die  Fähigkeit  liegt,  auf  die  physische 
Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters  sowohl  als  auch  des  Zwergbauern 
fördernd  einzuwirken.  Erfreulich  ist  es  weiterhin,  daß  es  nicht 
einige  sind,  sondern  daß  die  ganze  Bevölkerung  in  der  Lage 
ist,  menschenwürdig  zu  leben.  Der  gleichmäßige  Aufstieg  aller 
läßt  einen  zu  großen  Gegensatz  in  den  Vermögensverhältnissen 
nicht  zu,  wirkt  auf  die  soziale  Stellung  nivellierend.  — 

In  jede  Familie  trägt  heute  die  Post  täglich  eine  —  ja  oft 
zwei  Zeitungen.  Es  ist  nicht  selten,  daß  Frau  und  Mann  für 
ihre  divergierenden  Anschauungen  sich  das  passende  Organ 
halten,  daß  die  religiöser  gesinnte  Frau  ihre  Sonntagsruhe  mit 
der  Lektüre  eines  gut  christlichen  Blattes  ausfüllt,  der  Mann 
dagegen  aus  der  radikalen  Presse  den  Stoff  für  seine  kritischen 
politischen  Räsonnements  bezieht.  Jede  Familie  besitzt  ihren  Ab- 
reißkalender, gewöhnlich  Dreingabe  eines  Warenhauses  der 
Stadt,  daneben  noch  gerne  einen  landwirtschaftlichen  Kalender, 
der  jedes  Jahr  gewissenhaft  von  Anfang  bis  zu  Ende  mehrmals 
durchstudiert  wird.  WTer  weiß,  wie  das  Bedürfnis  nach  unter- 
haltender Lektüre,  das  sich  in  diesen  Familien  gewöhnlich  im 
Anschaffen  von  mehreren  Volkskalendern  kund  gibt,  literarischen 
Erzeugnissen,  deren  Wert  in  den  meisten  Fällen  doch  recht  ge- 
ring ist,  der  möchte  sehr  gerne  in  das  Haus  dieser  Leser  einen 
diese  Produkte  ersetzenden  Kalender  wünschen,  der  ihren  Be- 
dürfnissen nach  geistiger  Belehrung  in  höherem  Maße  gerecht 
würde.    Vielleicht  bringt  uns  die  Zukunft  die  Realisierung  dieses 
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Gedankens  in  dieser  oder  ähnlicher  Richtung1.  Hin  und  wieder 
erwischt  jemand  beim  Buchhändler  ein  altes  Daheim,  eine  Garten- 
laube, Über  Land  und  Meer  u.  dgl.,  und  alle  diese  Bücher  wandern 
dann  in  den  nächsten  Wintern  durch  das  ganze  Dorf.  Vor  allem 
interessiert  auch  die  Geschichte  des  Krieges  von  1870/71.  Die  ver- 
schiedenen Bände,  von  einzelnen  Veteranen  verfaßt  und  in  einem 
Karlsruher  Verlag  erschienen,  findet  man  häufig  in  den  Familien. 
Eifrigste  Benutzung  seitens  der  Schuljugend  wie  auch  der  Alten 
findet  die  neuerdings  eingerichtete  Schülerbibliothek. 

Es  ist  sozusagen  noch  ein  Erbstück  aus  der  Zeit  aus- 
schließlicher Beschäftigung  auf  der  heimischen  Scholle,  daß  man 
am  Rüppurrer  im  allgemeinen  auch  heute  noch  eine  große 
Liebe  zur  Natur,  ein  nicht  geringes  Verständnis  für  Natur- 
schönheiten beobachten  kann,  dies  in  einer  Zeit  wo  für  viele  das 
Arbeitsgebiet  ein  ganz  anderes,  die  Arbeitsstätte  von  heimischem 
Grund  und  Boden  in  den  geschlossenen  Raum  der  Fabrik  ver- 
legt wurde.  Vielleicht  ist  es  aber  gerade  so  zu  erklären,  daß 
der  Mann,  der  eine  ganze  Woche  auf  den  Genuß  der  Natur 
verzichten  muß,  sich  in  seinen  freien  Stunden  in  der  Natur 
ergehen  will.  Es  ist  ein  natürlicher  Vorteil  des  Dorfes,  dessen 
Verhältnisse  wir  zu  schildern  unternommen  haben,  daß  seine 
Umgebung  nicht  arm  ist  an  landschaftlicher  Schönheit.  Vor 
allem  grüßt  in  nächster  Nähe  der  deutsche  Wald,  in  dessen 
Schatten  Körper  und  Seele  auch  des  Arbeiters  neue  Stärkung 
finden.  In  solchen  Feierstunden  ist  es,  wo  sich  auch  die  Brust 
des  Arbeiters  weitet,  wo  er,  ergriffen  von  der  ihn  umgebenden 
Natur  und  ihrer  Großartigkeit,  für  Augenblicke  der  Sorgen  frei 
wird,  wo  sein  Herz  die  Sprache  findet,  die  dem  Volk  verliehen, 
sein  Glück  auszusprechen,  wo  von  seinen  Lippen  fließt  das 
deutsche  Lied.  An  Volksliedern  bewahrt  das  Rüppurrer 
Volk  noch  manch  köstliches  Gut.  Schwermütige  Weisen  von 
betrogener  Liebe,  kecke  Soldatenlieder,  neckische  Scherzlieder 
folgen  im  bunten  Wechsel.  Es  ist  der  Dreiklang:  Liebe,  Lied 
und  Wein.  Ebenso  interessant  ist  es,  das  Volk  bei  der  Arbeit 
wie  beim  Vergnügen  zu  begleiten.  Kleine  Spaziergänge  am 
Sonntag  bilden  die  Regel.  Im  Mai  bricht  das  junge  Volk  schon 
beim   Morgengrauen   auf,  sucht   nach   Maiblumen   und  schätzt 

1  Erfreulich  ist  es  zu  sehen,  daß  sich  allmählich  die  Bewegung  der  Heimat» 
pflege  auch  des  Volkskalenders  bemächtigt. 
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solche  »Maikuren«  sehr.  Von  Vereinen  werden  auch  dann  und 
wann  im  Jahre  größere  Ausflüge  nach  entfernteren  Städten 
unternommen.  Verhältnismäßig  weit  entfernte  Stätten  werden 
dabei  besucht.  In  dieser  Frequenz  liegt  zugleich  auch  eine 
Anerkennung  der  im  Kilometerheft  und  den  Rundreisekarten 
gebotenen  Fahrtverbilligung.  Eine  Regierung,  die  sich  mit  einer 
Revision  des  Tarifs  befassen  will,  wird  sich  nicht  zum  wenigsten 
von  diesen  Motiven  leiten  lassen  müssen,  will  sie  nicht  leugnen, 
daß  in  der  Verbilligung  der  Fahrt  eine  erhöhte  Volksbildung 
vorbereitet  wird.1  Die  Erinnerung  an  solche  Ausflüge  klingt 
noch  lange  im  Gespräch  nach.  Das  bequemste  und  billigste 
Selbstbeförderungsmittel,  das  Automobil  der  Masse,  das  Fahrrad, 
gehört  in  Rüppurr  zu  den  häufigsten  Besitztümern.  Billig  deshalb, 
weil  es  den  zahlreichen  Arbeitern  in  Fahrradfabriken  zu  Fabrik- 
preisen geliefert  wird  oder  doch  die  Zahlungsbedingungen  nicht 
drückend  sind.  Eigentlich  aus  dem  Bedürfnis  heraus  angeschafft, 
der  Fahrt  zur  Arbeitsstätte  zu  dienen,  wird  es  in  freien  Stunden 
zu  Vergnügungsfahrten  verwendet.  Wir  haben  in  Rüppurr  zwei 
Radfahrvereine,  des  Guten  beinahe  zu  viel. 

Fassen  wir  zusammen,  die  Lebensführung  des  heutigen  Ein- 
wohners von  Rüppurr  ist  fraglos  viel  teurer  als  die  der  Generation 
der  50er  und  60 er  Jahre.  Der  Unterschied  ist  den  Menschen 
auch  nicht  verborgen  geblieben.  Das  Alter,  an  und  für  sich 
bedächtig,  sieht  mit  großem  Mißtrauen  ein  Geschlecht  entstehen 
mit  so  ganz  anderen  Wünschen  und  Zielen.  Zu  unserer  Zeit, 
so  hört  man  manchen  sagen,  waren  die  Menschen  anspruchsloser 
und  doch  glücklicher  und  zufriedener.  Es  liegt  darin  die  sub- 
jektive Wahrheit,  daß  die  Jugendzeit  des  Menschenlebens  köst- 
lichste Zeit  ist  und  in  diesem  .Sinne  mag  das  Alter  mit  Recht 
slaudator  temporis  acti«  sein.  Es  spricht  in  diesen  Worten  aber 
noch  mehr  das  Bewußtsein,  daß  die  Entwicklung  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  einen  so  beschleunigten  Gang  gegangen  ist,  daß  ihr 
das  Alter  nicht  mehr  folgen  konnte.  Wir  werden  die  Resignation 
der  Alten  verstehen,  aber  nicht  teilen.  Unsere  Arbeit  gilt  der 
Gegenwart,  unsere  Hoffnung  der  Zukunft. 


1  Man  vergleiche  hierzu  die  Ausführungen  Dr.  Sehneiders  in  seiner  jüngst 
erschienenen  Schrift:  Eisenbahn  und  Landwirtschaft  im  Großherzogtum  Baden,  S.  95, 
Karlsruhe  1908. 
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Kapitel  VII. 

Gesundheitsverhältnisse. 

Das  vorhergehende  Kapitel  hatte  den  Beweis  erbracht,  daß 
überall  ein  behäbiger  Wohlstand  vorherrschend  ist,  der  mit  ein 
Resultat  der  wirtschaftlichen  Aufwärtsbewegung  des  Dorfes  war. 
Aber  alle  wirtschaftlichen  Erfolge,  mögen  sie  noch  so  bedeutend 
und  glänzend  sein,  sie  werden  vom  Volkswirt  verworfen,  wenn 
sie  Ruin  und  Siechtum  des  Volkskörpers  nach  sich  ziehen.  Unsere 
Beurteilung  der  Resultate  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse wird  daher  an  Bedeutung  gewinnen,  wenn  wir  die 
Ergebnisse  einer  Untersuchung  über  Gestaltung  und  Entwicklung 
der  Gesundheits Verhältnisse  berücksichtigen. 

Auf  100  Geborene  trafen  im  Jahrzehnt  1852 — 61  64,8  Ge- 
storbene, dagegen  1892 — 1901  nur  56,6  Gestorbene  (beidemal 
ohne  Totgeborene).  In  diesen  Ziffern  spiegelt  sich  am  besten  die 
bessere  Lebenshaltung  wieder.  Auch  die  Zahl  der  Totgeburten 
ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  langsamem  Abnehmen  begriffen. 
Im  Jahrzehnt  1852 — 61  entfielen  auf  106  Geburten  3,5  Totgeburten, 
1892 — 1901  dagegen  nur  noch  2,9.  Weiterhin  ist  aber  auch  für 
die  Richtigstellung  unseres  Gesamturteils  ein  statistisches  Bild 
davon  nötig,  wie  groß  für  die  Kinder  die  Sterblichkeit  in 
den  ersten  Lebensmonaten  ist.  Während  nun  auf  100  Geburten 
im  Jahrzehnt  1852-  61  25,52  Kinder  im  1.  Lebensjahr  starben, 
sterben  heute  26,7.  Diese  Zahl  und  damit  die  Kindersterblichkeit 
wäre  demnach  heute  ungünstiger  als  vor  40  Jahren.  Allein  wenn 
wir  die  Ziffern  der  dazwischenliegenden  Jahrzehnte  zum  Vergleich 
heranziehen,  so  stellt  sie  sich  trotzdem  heute  noch  als  gut  dar, 
denn  1862—71  stieg  die  Kindersterblichkeit  auf  34,32  und 
1872 — 81  sogar  auf  34,34  von  100  Geburten.  Seither  fiel  sie 
dann  ständig  bis  auf  unser  heutiges  Resultat. 

Von  dem  Jahrzehnt  1852—61  auf  das  Jahrzehnt  1892— 1901 
stieg  die  Zahl  der  Ehen  von  88  auf  174,  d.  h.  um  97,7  °/0.  Mit 
dieser  starken  Steigerung  hätte  die  Zahl  der  Geburten  ent- 
sprechend Schritt  halten  sollen.  Allein  wenn  die  Geburtenzahl 
in  derselben  Zeit  von  654  auf  919  stieg,  so  wuchsen  sie  nur  um 
40,52%  und  blieben  erheblich  hinter  jenem  Durchschnitt  zurück. 
Danach  ist  zu  schließen,  daß  die  Fruchtbarkeit  der 
Eh  e n  im  allgemeinen  abnimmt.     Ein  ähnliches  Resultat 
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kommt  auch  zustande,  wenn  wir  die  Zahl  der  auf  eine  Ehe  ent- 
fallenden Geburten  in  den  gleichen  Jahrzehnten  mit  einander 
vergleichen.  1852 — 61  kamen  nämlich  auf  eine  Ehe  7,4  Geburten, 
während  heute  eine  Ehe  nur  noch  5,2  Geburten  aufweist,  und 
schließlich  liefert  uns  auch  die  Entwicklung  der  allgemeinen 
Fruchtbarkeitsziffer1  das  gleiche  Resultat. 

Im  Jahrfünft  1885—90  betrug  die  Zahl  der  auf  1000  im 
Alter  von  20— 60  Jahren  stehenden  Frauen  entfallenden  Geburten 
138,3.  Im  Jahrfünft  1891 — 95  sank  die  Geburtenzahl  auf  134,4, 
um  im  folgenden  Jahrfünft  sofort  wieder  auf  138,9  zu  steigen. 
Dagegen  betrug  sie  im  Durchschnitt  der  Jahre  1900 — 1905  nur 
130,2.  Im  allgemeinen  nimmt  also  die  Fruchtbarkeit  ab.  Was 
bedeutet  das? 


Gesundheitsverhältnisse. 
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«  Es  ist  uns  nur  möglich  die  Entwicklung  der  allgemeinen  Fruchtbarkeits- 
ziffer darzustellen.  Denn  wenn  sich  auch  die  Verschiedenheit  der  Einteilung  der 
einzelnen  Tabellen  durch  Einsicht  in  die  Originale  der  Volkszählungen  korrigieren  läßt, 
für  ein  Dorf  wie  Rüppurr  beruhen  die  ehelichen  Fruchtbarkeitsziffern  auf  zu 
kleinen  absoluten  Ziffern.  Diesbezüglich  angestellte  Untersuchungen  lieferten  allzu 
sprunghaft  sich  entwickelnde  Ergebnisse,  die  für  eine  Darstellung,  wie  wir  sie  vor- 
nehmen, nur  von  schädlichem  Einfluß  gewesen  wäre.  Dann  aber  genügten  die  allge- 
meinen Fruchtbarkeitsziffern,  die  übrigens  aus  dem  erwähnten  Grunde  immer  das 
Durchschnittsresultat  von  je  fünf  Jahren  sind,  in  Verbindung  mit  den  Ergebnissen  der 
anderen  Untersuchungen  vollständig  zur  Herstellung  eines  richtigen  Bildes. 
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Diderot  sagt  in  seinem  Jacques  le  fataliste  et  son  maitre: 
«On  ne  fait  jamais  tant  d'enfants  que  dans  le  temps  de  misere>. 
Solange  der  Nahrungsstand  der  Rüppurrer  Bevölkerung  ständig 
um  das  Existenzminimum  herumoszillierte,  solange  herrschte  in 
Rüppurr  auch  jene  proletarische  Vermehrung,  wie  sie  uns  der 
geschichtliche  Abriß  zeigte.  Nunmehr  aber  haben  sich  die  Ver- 
hältnisse gebessert,  der  Rüppurrer  Bauer  wird  Kaufmann,  der 
Rüppurrer  Arbeiter  gewöhnt  sich  langsam  daran,  ökonomisch  zu 
denken.  Hierfür  legt  die  Spartätigkeit  der  Bevölkerung  das 
beste  Zeugnis  ab  und  ihre  jährliche  Zunahme  ist  der  beste  Be- 
weis, wie  die  Sorge  für  die  Zukunft  und  die  wirtschaftliche  Vor- 
sicht in  der  Bevölkerung  immer  mächtiger  um  sich  zu  greifen 
beginnt.  War  sie  auch  in  ihren  Anfängen  keineswegs  ein  Zeichen 
hohen  kulturellen  Niveaus,  so  übte  doch  ihr  weiteres  Steigen 
einen  Einfluß  auf  das  Denken  und  Wollen  der  Sparer  aus,  derart, 
daß  allmählich  auch  die  Lebenshaltung  zu  steigen  begann.  Wir 
sehen,  wie  sich  diese  zunächst  in  der  bewußten  Ausschmückung 
der  einzelnen  Wohnung,  in  dem  Streben,  behaglich  zu  wohnen, 
bejahte,  wie  sie  sich  ferner  in  gesteigertem  Maße  in  dem  Bau 
neuer  Häuser  durchsetzte.  Nunmehr  sehen  wir,  wie  sich  die 
Sucht  nach  verbesserter  Lebensqualität  in  der  Einschränkung 
der  Fruchtbarkeit  verdiesseitigt.  ;Mit  der  Mehrung  des 
Wohlstandes  und  der  Bildung  erweitert  sich  der  Bedürfniskreis 
des  Menschen  und  in  dem  Maße,  in  dem  die  Ansprüche  über 
das  zum  Leben  dringend  notwendige  hinausgehen,  indem  der 
Mensch  emporkommt,  wachsen  Besonnenheit  und  Selbstbeherrschung, 
die  Sorge  um  die  wirtschaftliche  Zukunft,  und  die  eigene  Be- 
quemlichkeit. Damit  entsteht  das  Strebtin,  einer  allzu  großen 
Vermehrung  der  Familie  vorzubeugen*. 1 

Mit  zunehmendem  Wohlstand  hat  sich,  wie  wir  eingangs 
sahen,  die  Säuglingssterblichkeit  vermindert,  und  auch  dieses 
Moment  hat  gewiß  in  hohem  Maße  die  allgemeine  Fruchtbarkeit 
vermindert. 3  Aber  auch  umgekehrt  wird  höhere  Säuglings- 
sterblichkeit sicher  mit  erhöhter  Geburtenfrequenz  beantwortet. 
Das  Jahr  1896  brachte  nun  für  Rüppurr  eine  enorm  hohe  Kinder- 
sterblichkeit und  dies  mag  wohl  die  Ursache  sein,  weswegen  im 

»  Mombert,  Studien  zur  Bevölkerungsbewegung  in  Deutschland,  S.  169. 
Karlsruhe  1907. 

J  Vergl.  Wappaeus,  Bevölkerungsstatistik  S.  322. 
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Jahrfünft  1895— 1900  die  Fruchtbarkeitsziffer  auf  138,9  stieg. 
Wesentlicher  aber  ist  doch  wohl  auch  die  Zuwanderung  wirt- 
schaftlich und  sozial  weniger  gut  gestellter  Bevölkerungsschichten, 
wie  sie  namentlich  in  dem  letzten  Jahrzehnt  eintrat,  sie  hat  ge- 
wiß auch  dazu  beigetragen,  jene  »Umkehr«  in  der  Entwicklung 
der  Fruchtbarkeitsziffer  zu  bringen.  In  gegenwärtiger  Zeit  hat 
sich  die  Säuglingssterblichkeit  wieder  vermindert;  die  Zunahme 
der  Einwanderung  weist  nunmehr  auch  kleinere  Beamte  auf, 
wie  die  Wohnungstabelle  angibt,  wo  eine  immer  größere  Zahl 
von  Wohnungen  nunmehr  als  »Dienstwohnung«  benutzt  wird. 
(1900:  7,  1905:  19.)  Heute  ist  auch  die  Fruchtbarkeit,  wie  wir 
sahen,  wieder  gesunken.  Mit  Fug  und  Recht  können  wir  also 
behaupten,  um  wieder  mit  Mombert  zu  reden,  daß:  »das  Sinken 
der  Fruchtbarkeit  ....  auf  die  gleichzeitige  Zunahme 
von  Wohlstand  und  Kultur  zurückzuführen  ist*.  Damit 
gliedert  sich  das  Resultat  auch  dieser  Untersuchung  harmonisch 
ein  in  die  Ergebnisse  der  übrigen,  wie  jene  gleichsam  eine 
weitere  Praemisse  für  den  einen  Schluß,  daß  die  Ent- 
wicklung im  Laufe  der  Jahre  aufwärts  schreitend,  die 
Lebenshaltung  verbessert  hat. 

Kapitel  VIII. 

Geistige,  religiöse  und  politische  Verhältnisse. 

Alle  diese  Neuerungen  auf  den  verschiedensten  Gebieten, 
die  in  Rüppurr,  wie  wir  sahen,  Eintritt  erhalten  haben,  alle  die 
notwendig  damit  verbundenen  neuen  Gedanken  und  Ideenkreise, 
sie  haben  viel  gewirkt;  sie  haben  den  Rüppurrer  Zwergbauern, 
den  Industriearbeiter  herauf  zu  einer  Stufe  der  Lebensführung, 
die  an  sich  unerklärlich  wären,  hätten  wir  nicht  ihre  gesunden 
Grundlagen  kennen  gelernt,  sie  haben  aber  eines  nicht  vermocht: 
Auch  heute  noch  bilden  die  Rüppurrer  Bevölkerung  eine  breite 
festgefügte  Klasse.  Die  Arbeiterschaft  Rüppurrs  fühlt  sich  den 
Bauern  Rüppurrs  viel  näher  als  den  städtischen  Kollegen.  Wo 
er  nicht  eigenen  Besitz  hat,  da  erhält  die  Verwandschaft  mit 
Grundbesitzern,  der  Zwang,  die  gepachtete  Parzelle  vom  Bauern 
bewirtschaften  zu  lassen,  dieses  Gefühl.  Mag  auch  der  Grund- 
besitz des  Arbeiters  von  kleinem  Umfange  sein,  an  die  Land- 
Mayer,  Rüppurr.  t3 


Digitized  by  Google 


82 


II.  Teil. 


Wirtschaft  ist  doch  sein  ganzes  Denken  gekettet,  in  ihr 
konzentrieren  sich  seine  Interessen.  Im  Betriebe  der  Landwirt- 
schaft sieht  der  Arbeiter,  zumal  wenn  seine  Eltern  noch  Bauern 
waren,  die  Zufluchtsstätte,  die  er  aufsucht,  wenn  sich  ihm  in  der 
Industrie  keine  Arbeit  mehr  bietet,  oder  wenn  er  alt  geworden 
ist.  Noch  nicht  hat  er  sich  so  sehr  mit  der  Industriearbeit  be- 
freundet, daß  er  nicht  hoffte,  wie  es  viele  seiner  Kollegen  tun, 
sich  einmal  »von  dem  mißliebigen  Zwang  regelmäßiger  Fabrik- 
arbeit zurückzuziehen,  um  als  »freier«  Bauer  sein  kleines 
Gütchen  zu  bestellen«.1  Dazu  kommt  noch,  daß  die  Frau  fast 
ständig  in  der  Landwirtschaft  tätig  ist,  bald  bei  der  Bestellung 
des  eigenen  Ackerchens,  bald  zur  Aushilfe  oder  als  Taglöhnerin 
beim  Landwirt.  Die  Kinder  wachsen  mit  der  bäuerlichen  Jugend 
des  Dorfes  auf  und  kein  Unterschied  herrscht  zwischen  ihren 
Anschauungen  und  denen  der  Frauen  und  Kinder  der  Landwirte 
des  Dorfes.  Und  kommt  der  Mann  von  der  Fabrikarbeit  nach 
Hause,  so  arbeitet  auch  er  als  Landwirt  mit  und  auch  seine  Ge- 
danken drehen  sich  vorwiegend  um  die  Landwirtschaft.  Sie  ist 
ihm  mit  ihren  wechselnden  und  immer  wieder  neuen  Veränderungen 
viel  interessanter  als  die  eintönige  sich  stets  gleichbleibende 
Fabrikarbeit.  Daher  kommt  es  auch,  daß  der  ganze  Haushalt 
eines  Rüppurrcr  Arbeiters  mehr  dem  eines  Bauern  als  dem  eines 
Fabrikarbeiters  gleicht,  ja  daß  der  Arbeiter  selbst  nach  mehrjähriger 
Tätigkeit  in  der  Fabrik  heute  vollständig  den  Eindruck  eines 
Bauern  hervorruft.  Dafür  sorgen  aber  auch  die  22  Vereine 
Rüppurrs,  in  denen  Arbeiter  und  Bauern  einander  näher  zu  treten 
die  Gelegenheit  haben.  Hier  können  die  einzelnen  verschiedenen 
Meinungen,  durch  das  Vercinsband  zusammengehalten,  aufeinander- 
platzen  und  gemeinsam  akzeptiert  oder  verworfen  werden.  Hier 
wird  auch  den  vielleicht  stagnierenden  bäuerlichen  Ansichten 
durch  die  von  den  Industriezentren  ausgehenden  Gedanken  belebt, 
aber  allzu  kühne  und  voreilige  Ideen  dieser  durch  die  retardierende 
Macht  jener  wieder  gemäßigt.  Der  Arbeiter  lebt  mit  dem 
Bauern,  er  ist  auf  den  Bauer  angewiesen,  wie  der  Bauer  auf  den 
Industriearbeiter.  Gemeinsame  Gedanken  vereinigen  sie,  eine 
soziale  Kluft  zwischen  Arbeiter  und  Bauer  gibts  nicht 


1  Vergl.  Dr.  Fuchs:  Die  Verhältnisse  der  Industriearbeiter  in  17  Landgemeinden 
bei  Karlsruhe,  S.  113,  Karlsruhe  1904. 
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Dieselben  Faktoren  haben  die  Arbeiterschaft  Rüppurrs  bis 
jetzt  wenigstens  vor  dem  Bruche  mit  der  Kirche  bewahrt.  Die 
Tradition  der  Familie,  unterstützt  von  dem  Beispiel  der  Umgebung 
erweist  sich  heute  noch  stärker  als  der  Umsturz.  Äußere  Bande 
halten  die  Verbindung  mit  der  Konfession  fest,  auch  dort,  wo 
das  innere  Verhältnis  sich  gelockert  oder  gar  gesprengt  hat. 
Rüppurr  hat,  wenn  auch  keine  tief  gläubigen,  so  doch  pietätvolle 
Arbeiter.  So  genügt  jeder  noch  seiner  Osterpflicht,  d.  h.  nimmt 
das  Abendmahl.  Und  auch  die  Ehen  schließen  sie  vor  dem 
Altar.  Immerhin  sind  die  Fälle  einseitiger  Zivileheschließung 
auch  schon  vorgekommen.  Man  ist  sich  jedoch  bewußt,  damit 
die  Mißbilligung  der  Gemeinde  hervorzurufen  und  vollzieht  die 
Eheschließung  daher  in  Karlsruhe  in  aller  Stille.  Jene  Pietät 
fand  auch  ihren  quantitativen  Niederschlag  anläßlich  des  Kirchen- 
neubaus.  In  der  kurzen  Zeit  von  einem  Jahre  spendeten  Rüppurrer 
Gemeindeglieder  rund  3150  M.  zur  Ausschmückung  des  Gottes- 
hauses, nicht  mit  eingerechnet  die  zahlreichen  Fuhrleistungen,  die 
freiwillig  von  vielen  geleistet  wurden,  und  deren  Geldwert  nicht 
gering  ist.  Im  Anschluß  hieran  sei  noch  die  Summe  von  650  M. 
hervorgehoben,  die  in  Rüppurr  alljährlich  für  die  Mission  und 
wohltätige  Anstalten  mancherlei  Art  gesammelt  werden.  Man 
ist  gewohnt,  aus  der  Zahl  der  unehelichen  Kinder,  aus  ihrem  Zu- 
oder  Abnehmen  auf  den  Stand  der  Sittlichkeit  und  damit 
auf  die  Erschlaffung  oder  Belebung  des  religiösen  Lebens  zu 
schließen.  Nun  war  gerade  in  früheren  Zeiten  der  Prozentsatz 
der  unehelichen  Kinder  außerordentlich  groß  (16%  der  Geburten 
im  Jahrfünft  1864 — 69).  Hierbei  mag  der  gesetzliche  Heirats- 
konsens wohl  mitgewirkt  haben.  Wenn  heute  die  Zahl  der 
unehelichen  Kinder  zwar  nur  noch  8,7%  aller  Geburten  beträgt, 
Rüppurr  damit  jedoch  immer  noch  an  vierter  Stelle  der  zur 
Diözese  Karlsruhe-Land  gehörigen  Gemeinden  steht,  so  ist  dabei 
immer  zu  berücksichtigen,  daß  oft  durch  diesen  fait  accompli  die 
nachträgliche  Einwilligung  der  Eltern  zur  Ehe  erzwungen  werden 
soll.  Die  unehelich  geborenen  werden  denn  auch  immer  durch 
die  nachfolgende  Ehe  legitim. 

Auch  die  politischen  Anschauungen  zeigen  eine  gewisse 
Stetigkeit.  Die  Sozialdemokratie  vermochte  bis  jetzt  in  Rüppurr 
keine  tiefen  Wurzeln  zu  fassen  und  selbst  ihre  wenigen  über- 
zeugten Anhänger  berauschen  sich  viel  mehr  an  den  Utopien, 
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als  daß  sie  versuchten,  sich  in  die  Gedankengänge  der  sozialen 
Theorien  und  Fragen  einzuarbeiten.  Bäuerlich  konservative  An- 
schauungen dominieren  noch  über  die  radikalen  Ansichten  des 
Arbeiters.  Der  Landbesitz  hat  auch  hier  alliierend  gewirkt 
und  Klassengegensätze  nicht  aufkommen  lassen. 

Kapitel  X. 

Sittlich  pädagogische  Faktoren. 

Trotz  kleiner  Fläche,  trotz  mageren  Sandbodens,  trotz  hoher 
Bevölkerungsdichtigkeit  hat  sich  dies  rührige  Völkchen  zum 
breiten  behäbigen  Wohlstand  emporgeschwungen  und  kein  sozialer 
Unterschied  existiert  heute  zwischen  Reich  und  Arm,  keine 
Kluft  gähnt  zwischen  Bauer  und  Fabrikarbeiter. 

Der  Freiteilbarkeit,  der  Pacht  des  Grund  und  Bodens  auf 
der  einen,  qualifizierte  Arbeit  in  der  Industrie  auf  der  anderen 
Seite,  hatten  wir  bis  jetzt  diesen  wirtschaftlichen  Aufschwung 
des  Dorfes,  wie  wir  sahen,  zu  verdanken  gehabt.  Allein  wir 
blieben  an  der  Oberfläche  haften,  würden  wir  nur  diesen  äußeren 
Umständen  den  Fortschritt  zuschreiben.  Nicht  minder  schwer 
sind  hierfür  die  sittlich  pädagogischen  Faktoren.  'Nicht 
bloß  der  harte  Kampf  ums  Dasein  riß  Rüppurr  auf  seine  heutige 
Höhe.  Schlaffheit  und  Stumpfsinn  hätten  unter  Umständen  ebenso 
gut  die  Folgen  dieses  Kampfes  sein  können.  Auch  war  nicht 
nur  die  Freiteilbarkeit  und  die  dadurch  bedingte  höhere  Intensität 
des  Ackerbaues  die  Hauptursache  des  heutigen  Wohlstandes. 
Freiteilbarkeit  kann  ebenso  gut  auch  zur  Überschuldung  und  zum 
Proletariat  führen;  ja  auch  nicht  die  qualifizierte  Arbeit  in  der 
Industrie.  Ein  hoher  Lohn  ist  so  rasch  wie  gewonnen  auch  wieder 
vergeudet.  —  Nein  —  die  letzte  und  tiefste  Ursache  war 
und  ist  die  Erziehung  zur  Arbeit  und  zur  Selbsthilfe. 
Das  war  das  Werk  von  Staat,  Kirche  und  Schule,  den  Rüppurrer 
durch  Jahrhunderte  lange  Erziehung  so  weit  zu  bringen,  daß  er 
einsieht,  daß  für  sein  Schicksal  nicht  Staat,  nicht  Kirche  zur 
Rechenschaft  zu  ziehen  seien,  sondern  daß  nur  er  selbst  hier- 
für die  Verantwortung  trage. 

Und  sie  erzogen  ihn,  —  sie  zeigten  ihm,  daß  ein  wirtschaft- 
liches Vorwärtskommen  nicht  durch  Diebstahl  oder  durch  Betteln 
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und  Almosen  möglich,  sie  lehrten  ihn,  daß  er  nur  unter  An- 
spannung aller  seiner  Kräfte,  nur  im  Schweiße  seines  Angesichtes 
sein  Brot  verdienen  könne.  Sie  zeigten  ihm  neben  der  Tugend 
des  Fleißes  noch  die  der  Sparsamkeit.  Hiervon  legen  die  bei 
der  Spar-  und  Leihkasse  erfolgten  Einlagen,  die  aus  den  Taschen 
der  Rüppurrer  geflossen  sind,  das  beste  Zeugnis  ab.  So  waren 
1 905  bei  der  Sparkasse  rund  300  000  M.  (312295  M.)  von 
Rüppurrern  eingelegt,  eine  Summe,  die  sich  aus  324  Einzelguthaben 
in  der  Höhe  von  5000 — 27  M.  zusammensetzt.  So  werden  pro 
Jahr  nach  Angabe  des  Sparkassen  Vorstandes  durchschnittlich 
50000  M.  eingelegt,  eine  Summe,  die  ständig  im  Zunehmen  be- 
griffen ist  An  die  jährlichen  Gaben  für  Mission  usw.  (650  M.) 
und  für  den  Frauenverein  (pro  Jahr  800  M.)  sei  auch  an  dieser 
Stelle  erinnert  —  sind  sie  doch  ein  sichtbares  Zeichen  von  Wohl- 
stand und  das  Ergebnis  von  Sparsamkeit.  Die  Erziehung  des 
Rüppurrers  zeigt  sich  aber  nicht  nur  in  dem  großen  Fleiß  und 
Ausdauer  und  der  Sparsamkeit,  sie  zeigt  sich  vor  allem  darin, 
daß  er  zur  Selbsthilfe  erzogen  wurde.  Schon  im  Jahre  1844 
gründete  ein  Rüppurrer,  um  dem  damals  überreich  blühenden 
Wucher  ein  Ende  zu  bereiten,  die  heute  so  bekannte  und  segens- 
reich wirkende  Sparkasse.  1868  wurde  auf  Aufforderung  des 
damaligen  Bürgermeisters  hin  ein  Vorschußverein  gegründet 
(heute  in  die  Sparkasse  übergegangen).  1885  tat  man  sich  zu 
einem  Konsumverein  zusammen.  1900  erfolgte  auf  Anregung 
des  Ortsgeistlichen  die  Gründung  eines  Zweigvereins  des 
badischen  Frauen  Vereins,  an  dem  heute  nahezu  alle  Frauen 
teilnehmen.  1902  beschlossen  eine  große  Anzahl  einstimmig  die 
Gründung  eines  Spar-  und  Bauvereins,  von  dessen  sozial- 
politischer Tätigkeit  wir  bei  Gelegenheit  der  Wohnungsverhält- 
nisse zu  hören  bekamen.  —  Vor  20  Jahren  war  künstlicher 
Dünger  in  Rüppurr  noch  unbekannt,  kein  Gesetz,  keine  Behörde 
zwang  den  Rüppurrer  Zwergbauer,  den  Industriearbeiter  dazu, 
mit  Chilisalpeter  seine  Wiesen,  seine  Äcker  mit  Kalisuperphosphat 
oder  Thomasmehl  zu  düngen.  —  Im  landwirtschaftlichen  Wochen- 
blatt hat  er  davon  gelesen.  Wanderlehrer,  die  von  Zeit  zu  Zeit 
in  Rüppurr  Vorträge  halten,  haben  ihn  darüber  belehrt,  in  benach- 
barten Gemeinden  hörte  und  sah  er  die  damit  erzielten  guten  Erfolge 
und  der  Konsumverein  vermittelte  die  Bestellungen.  Er  sah, 
daß  Gemüse  und  Blumen  auf  dem  Markt  in  Karlsruhe  teuer 
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bezahlt  werden,  ihm  reichlichen  Ertrag  abwerfen.  Er  probierte 
ebenso  gute  zu  züchten  und  die  Gärten  Rüppurrs  zeigen  heute 
Gemüsesorten  und  Blumen,  wie  sie  sonst  nur  bei  Berufsgärtnern 
gefunden  werden.  Die  Hausfrauen  freuen  sich  über  den  klingen- 
den Ertrag,  den  sie  vom  Wochenmarkt  nach  Hause  bringen. 


Wir  haben  in  möglichster  Kürze  vor  den  Augen  unserer 
Leser  ein  Bild  einer  kleinen  Volkswirtschaft  entrollt,  die  in  all 
ihrer  Kleinheit  doch  wichtige  Anhaltspunkte  für  die  Beurteilung 
unserer  Agrarverhältnisse  und  unserer  Agrartherapie  bieten: 
Semper  in  specialibus  generalia  insunt  Es  bietet  sich 
unserem  Auge  eine  kleine  stetige  Entwicklung,  ein  Aufsteigen 
zu  höherer  Stufe  von  Technik  und  Kultur,  erfreulich  für  jedermann 
und  lehrreich.  Lehrreich,  weil  wir  sehen,  daß  unser  Bauernstand 
aufsteigen  kann,  nicht  bloß  auf  dem  Wege,  der  einst  eingeschlagen 
wurde,  um  brennende  soziale  Fragen  zu  lösen,  und  das  wohl 
nicht,  ohne  schwere  Schädigung  unseres  Volkskörpers,  nein,  auf 
dem  Wege  größerer  Aufwendungen  von  physischen  und  psychischen 
Leistungen,  die  doppelt  erzieherisch  wirken  müssen. 

Unser  westdeutscher  Bauernstand  hat,  wo  er  sich  den 
veränderten  Verhältnissen  anpaßte  und  zu  höherer  Stufe  empor- 
stieg, nicht  immer  nach  demselben  Rezept  gearbeitet.  Hecht 
erzählt  uns  von  seinen  >Drei  Dörfern  der  badischen  Hardt«,  wie 
dort  die  Spezialisation  die  Rettung  des  kleinen  Bauern  ermöglicht 
hat.  Konzentrierung  aller  Kräfte  auf  Züchtung  von  Qualitätsvieh 
ist  in  einem  anderen  Teil  Badens  der  Rettungsgedanke  gewesen, 
Molkereiwesen,  Gemüsezucht  in  anderen  Orten,  ja  in  entlegenen 
Teilen  Badens  versorgt  ein  geistig  hochstehender  Bauer  über- 
seeische Länder  mit  Produkten  hochstehender  Blumenzucht.  In 
unserem  Falle  war  es  einem  Zusammenwirken  verschiedener  Fak- 
toren zu  danken,  wenn  uns  im  Gewimmel  südwestdeutscher  Par- 
zellisten  das  Dorf  Rüppurr  als  besonders  markante  Erscheinung 
entgegen  tritt  Nach  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  machte  sich 
der  Spannungszustand  der  Bevölkerung  durch  reichliche  Aus- 
wanderung Luft  und  erst  nach  diesem  Ausgleich  setzt  die  heutige 
Entwicklung  ein.    Die  Domänenverwaltung  eröffnete  dem  Bauer 
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den  Zutritt  zu  der  Scholle,  während  zu  gleicher  Zeit  in  den 
nahen  Städten  die  Fabriken  mit  weit  geöffneten  Toren  den 
Geburtenüberschuß  aufsogen.  Die  Freiteilbarkeit  bewirkte  einer- 
seits einen  Ausgleich  im  Grundbesitz  und  wirkte  in  der  Richtung 
gesteigerter  Intensität  der  Bodenbebauung,  deren  Früchte  nun 
in  der  aufblühenden  Industriestadt  einen  guten  Markt  fanden. 

Noch  gedenken  müssen  wir  hier  des  wohltätigen  Einflusses 
von  Schule,  Kirche  und  Staat.  Zuerst  der  Schule,  was  sie  in 
Deutschland  geleistet  hat,  braucht  ja  hier  nicht  des  näheren  aus- 
geführt zu  werden.  Sie  führte  uns  zur  nationalen  Einheit,  sie 
fesselte  den  Sieg  an  unsere  Fahnen;  und  speziell  der  Bauer,  was 
verdankt  ihr  nicht  gerade  er,  der  vielfach  abgeschlossen  von  dem 
geistigen  Leben  der  Stadt,  auf  sie  allein  angewiesen  ist  als  der 
Quelle  des  geistigen  Fortschrittes?  —  Die  Versöhnung  der  sozialen 
Gegensätze,  die  Uberbrückung  der  Kluft  zwischen  Arm  und 
Reich,  die  ethische  Basis  der  Weltanschauung,  die  allein  zu  einer 
Solidarität  und  nachbarlichen  Freundschaft  die  Grundlage  bildet, 
dankt  Rüppurr  jenen  Männern,  die  in  stiller  Selbstentsagung 
praktisches  Christentum,  das  Evangelium  predigten.  Der  Staat 
als  Gesetzgeber  hat  die  rechtliche  Grundlage  geschaffen,  seine 
Tätigkeit  sollte  eigentlich  an  erster  Stelle  gewürdigt  werden. 
Ohne  Bauernbefreiung  kein  Fortschritt,  ohne  Freiteilbarkeit  keine 
Intensität  der  Landwirtschaft,  ja  auch  die  wohltätigen  Einflüsse 
von  Schule  und  Kirche  sind  undenkbar,  schützte  sie  nicht  der 
Staat  mit  seiner  starken  Hand.  Er  ist  es,  der  den  Keim  zur 
selbständigen  Entfaltung  jener  Organisationen  in  die  Herzen 
seiner  Untertanen  legte,  den  Keim,  dessen  Früchte  wir  heute  in 
den  Institutionen  und  Organisationen  der  Selbsthilfe  bewundern. 

Staunend  steht  der  Enkel  beim  Anblick  der  Ernte,  die 
tausendfältig  aufging  aus  der  S^mt  jener  Männer;  ergriffen  von 
ihrem  Wirken,  das  noch  heute  zu  ihm  spricht,  durchschauert  von 
dem  Odem  der  Geschichte: 

»Die  Stätte,  die  ein  guter  Mensch  betrat, 
ist  eingeweiht;  nach  hundert  Jahren  klingt 
sein  Wort  und  seine  Tat  den  Enkeln  wieder. & 

(Tasso.) 
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Vorwort 


Vor  zwei  Jahren,  als  der  Mangel  an  Arbeitskräften  sich  in  den  nieder- 
lombardischen  Betrieben  stark  empfindlich  machte,  war  die  Agrarfrage  der 
Niederlombardei,  so  zu  sagen,  an  der  Tagesordnung.  In  weiten  Kreisen  war 
davon  die  Rede  und  es  fehlte  auch  nicht  an  Vorschlägen,  um  die  Lage  zu 
verbessern.  Eine  enge  Privatversammlung  über  diese  Zustände  fand  damals  in 
Mailand  statt,  und  ich  wurde  mit  der  Berichterstattung  beauftragt.  Dieser 
Gelegenheit  verdankt  die  vorliegende  Arbeit  ihre  Entstehung. 

Während  ich,  etwas  in  Eile,  den  Bericht  vorbereitete,  konnte  ich  bemerken, 
daß  die  Niederlombardei,  trotz  ihrer  verhältnismäßig  nicht  so  großen  Aus- 
dehnung, ein  Land  ist,  welches  ganz  eigenartige  und  für  den  National- 
ökonomen, so  glaube  ich,  hochinteressante  Verhältnisse  darbietet,  sowohl  vom 
volkswirtschaftlichen  als  auch  vom  sozialen  Standpunkt  aus.  Einen  Antrieb  zu 
der  Arbeit  gab  mir  auch  der  Umstand,  daß  eine  systematische  Darlegung  des 
Gebietes,  welche  besonders  die  gegenwärtige  Lage  berücksichtigt  und  die  ver- 
wickelten ökonomischen  und  sozialen  Verhältnisse  zu  ihren  letzten  Gründen 
zurückzuführen  versucht,  noch  eine  Lücke  selbst  in  der  italienischen  national- 
ökonomischen Literatur  ausfüllt,  obwohl  es  freilich  an  einer  gewissen  Zahl  von 
Arbeiten,  die  in  der  einen  oder  andern  Weise  auf  die  Niederlombardei  Bezug 
nehmen,  nicht  fehlt. 

Das  Material,  das  ich  ein  ganzes  Jahr  hindurch  mit  Sorgfalt  und  Mühe 
sammelte,  habe  ich  zusammenfassend  verarbeitet,  um  das  Werk  nicht  zu  weit 
auszudehnen;  dabei  aber  nahm  ich  auf  den  deutschen  Leser  besondere  Rück- 
sicht, so  daß  manches  erwähnt  wird,  was  vielleicht  für  einen  Italiener  aus- 
gelassen bzw.  kürzer  dargestellt  werden  könnte. 
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Theoretische  Fragen  habe  ich  nur  soweit  berührt,  als  es  die  systematische 
und  wissenschaftliche  Behandlung  des  Stoffes  erheischte,  damit  die  Arbeit  sich 
einer  wirklichen  objektiven  Darstellung  der  niederlombardischen  Verhältnisse 
möglichst  nähere.  Zu  demselben  Zwecke  habe  ich  die  letzten  Erscheinungen 
und  statistischen  Angaben  benutzt,  welche  mir  noch  während  des  Druckes  be- 
kannt wurden  und  sich  auf  die  Arbeit  mehr  oder  weniger  bezogen. 

■ 

Betreffs  der  Vorschläge,  die  ich  hinzugefügt  habe,  möchte  ich  den  Leser 
darauf  aufmerksam  machen,  daß  ich  hier  nur  solche  Vorschläge  beabsichtige, 
die  einerseits  die  Frage,  wie  es  mir  scheint,  zu  lösen  vermögen,  anderseits  bei 
den  gegenwärtigen  Zuständen  durchführbar  sind.  Die  angeführten  Vor- 
schläge wurden  von  mehreren  Sachverständigen,  mit  denen  ich  darüber  sprach, 
gebilligt;  übrigens  darf  man  nicht  vergessen,  daß  dieselben  die  niederlom- 
bardischen Verhältnisse  ausdrücklich  voraussetzen. 

Allen,  die  mich  bei  der  Arbeit  durch  Auskünfte  und  Beschaffung  von 
Material  und  Meinungsäußerungen  unterstützt  haben,  insbesondere  den  Vor- 
sitzenden der  niederlombardischen  Pächtervereine,  sei  an  dieser  Stelle  herz- 
lichster Dank  gesagt.  Auch  darf  ich  die  liebenswürdige  Unterstützung  der 
Freunde,  welche  die  sprachliche  Korrektur  geleistet  haben,  nicht  vergessen. 
Vor  allen  möchte  ich  nieinen  verehrten  Lehrer  an  der  Universität  zu  Freiburg 
im  Breisgau,  Prof.  Dr.  Carl  Johannes  Fuchs,  erwähnen:  für  seine  Liebens- 
würdigkeit und  wertvolle  Unterstützung  sei  hier  nochmals  meine  tiefste  und 
unvergeßliche  Dankbarkeit  ausgesprochen. 

Mailand  (Italien),  den  20.  Juli  igo8.  Der  Verfasser 
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Die  Landwirtschaft  ist  in  Italien  die  größte  und  ergiebigste  Quelle  des 
nationalen  und  privaten  Reichtums;  und  doch  ist  sie  der  Zweig  des  Wirtschafts- 
lebens, der  am  meisten  vernachlässigt  wurde  von  der  Öffentlichkeit  und  vom 
Staate,  dem  stets  ein  rationelles  und  umfassendes  agrarpolitisches  Programm 
gefehlt  hat1. 

Entsprechend  dieser  Vernachlässigung  oder  vielleicht  auch  bis  zu  einem 
gewissen  Punkte  Ursache  derselben  ist  das  fast  vollständige  Fehlen  von  Stu- 
dien und  wissenschaftlichem  Material  über  italienische  Agrarfragen  vom  volks- 
wirtschaftlichen und  sozialen  Standpunkte  aus.  Alles  Studium  auf  dem  Gebiete 
der  Landwirtschaft  beschränkte  sich  beinahe  auf  die  Gebiete  der  Betriebs-  und 
Taxationslehre,  wo,  was  zugestanden  werden  muß,  die  landwirtschaftlichen 
Hochschulen  und  die  Wandei  lehrschulen  ziemlich  beträchtliche  Erfolge  erzielt 
haben. 

Nach  der  politischen  Einigung  Italiens  war  der  Reformeifer  und  das 
Streben  nach  neuer  Betätigung,  die  damals  in  der  Seele  der  Italiener  vibrierten, 
nicht  ohne  Einfluß  auf  das  Studium  landwirtschaftlicher  Fragen.  Allgemein 
herrschte  die  Erwartung,  daß  das  neue  Italien  nunmehr  mit  Eifer  daran  gehen 
werde,  alles,  was  an  Unvollkommenheit  und  Elend  bei  dem  Landbau  und  dem 
landbautreibenden  Volke  sich  zeige,  mit  Erfolg  umzugestalten,  und  als  Grund- 
lage der  zukünftigen  Arbeit  veranstaltete  man  von  1879  bis  1883  die  große 
Agrarenquete  unter  der  Leitung  des  Grafen  Stephan  Jacini.  Diese  erste  und 
grundlegende  Arbeit  erschloß  aber  keineswegs  die  Grundlinien  für  eine  ent- 
sprechende, zielbewußte  Agrarpolitik,  sie  löste  nicht  einmal  eine  größere  wissen- 
schaftliche Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Agrarfrage  aus,  die  in  Italien  um 
so  vielgestaltiger  ist,  als  sie  eine  ganze  Reihe  von  Problemen  umfaßt,  die  sich 
wieder  je  nach  der  Gegend  in  ganz  verschiedenen  Formen  und  Gestalten  dar- 
stellen. Der  Mangel  eines  weitgehenden  Interesses  für  das  Studium  der  Agrar- 
fragen hat  seinen  Ursprung  zum  Teil  jedenfalls  aber  auch  in  den  Resultaten  der 
obengenannten  Enquete,  die  die  rosigen  Hoffnungen  über  die  natürliche  Frucht- 
barkeit des  italienischen  Bodens  und  über  die  technische  Leichtigkeit  seiner 
Nutzbarmachung  jäh  zerstört  hatten. 

Auch  das  statistische  Material  für  diese  Fragen  ist  sehr  mangelhaft. 
Es  fehlt  z.  B.  ganz  eine  Statistik  über  die  Verteilung  des  Grundeigentums  und 
der  ländlichen  Betriebe.  Vor  1880  veröffentlichte  das  Ackerbauministerium 
einige  Bände  statistischer  Angaben  über  die  Lage  der  Landwirtschaft2.  Nach 

»  Wegen  der  geringen  Sorgfalt,  die  man,  von  der  Rcgiciung  angefangen,  in  Italien  für 
die  Landwirtschaft  gehabt  hat,  wird  diese  allgemein  «la  Cenerentola»,  das  Aschenbrödel  genannt. 
2  1.  Relazione    intorno   alle   condizioni  dell'  agricoltura  nel   quinquencio  1870—74, 
4  Binde,  Rom,  1876—79. 
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der  Agrarenquete  wurden  diese  Veröffentlichungen  nicht  mehr  fortgesetzt. 
Zurzeit  gibt  es  nur  eine  Statistik  über  die  Ertragnisse  einzelner  Produkte, 
und  diese  ist  oft  noch  sehr  dürftig.  So  wurde  z.  B.  für  das  Jahr  1904  nur 
die  Gesamtziffer  der  Kornproduktion  des  Königreichs  veröffentlicht1. 

Die  Agrarprobleme  haben  wohl  in  den  80  er  Jahren  infolge  der  Agrar- 
krisis,  in  den  Jahren  1893 — 1895  infolge  der  Unruhen  auf  Sizilien  und  be- 
sonders in  den  ersten  Jahren  des  20.  Jahrhunderts  infolge  der  allgemeinen 
Bewegung  der  Landarbeiter  und  der  Teilbauern  die  Aufmerksamkeit  der  öffent- 
lichen Meinung  auf  sich  gezogen,  aber  das  Studium  der  Agrarfragen  beschränkte 
sich,  abgesehen  von  einer  ausreichenden  Literatur  über  landwirtschaftliche 
Vertragsverhaltnisse,  besonders  in  Mittel-  und  Süditalien,  auch  in  dieser  Zeit 
im  ganzen  auf  vereinzelte  Monographien  und  auf  einige  mehr  oder  weniger 
wissenschaftliche  Abhandlungen  in  Zeitschriften  und  Zeitungen.  Dieser  Mangel 
ist  heute  um  so  sichtbarer,  als  die  Landwirtschaft  in  den  letzten  Jahren  große 
technische  Fortschritte  gemacht  hat,  und  andererseits  sich  im  ganzen  politischen 
und  sozialen  Leben  Italiens  seit  den  letzten  Jahrzehnten  des  vergangenen 
Jahrhunderts  tiefgreifende  Änderungen  vollzogen  haben. 

Diese  wenigen  Bemerkungen  erklären  auch  das  Motiv,  aus  welchem 
heraus  die  vorliegende  Arbeit  entstanden  ist.  Gleichzeitig  weisen  sie  auf  die 
Schwierigkeiten  hin,  unter  denen  die  Arbeit  infolge  des  Mangels  an  wissen- 
schaftlichem Material  zustande  gekommen  ist. 

Die  Arbeit  erstreckt  sich  auf  das  Gebiet  der  Niederlombardei,  einen 
Teil  der  Poebene,  wo  die  landwirtschaftliche  Technik  wohl  am  fortgeschrittensten 
von  ganz  Italien  ist.  Die  Agrarverfassung  dieser  Gegend  ist  besonders  charakte- 
ristisch und  sie  unterscheidet  sich  wesentlich  von  den  Agrarverfassungen  der 
anderen  Gebiete  des  italienischen  Landes.  Sie  hat  auch  noch  ein  besonderes 
Interesse  deswegen,  weil  sie  in  mancher  Hinsicht  der  englischen  Agrarverfassung 
(Großbetrieb  und  Großpächter)  und  derjenigen  des  nordöstlichen  Deutschlands 
(Großbetrieb  und  Gutstagelöhner)  ähnelt.  Schließlich  weist  sie  noch  in  der 
Einwanderung  der  Reisarbeiter  eine  ähnliche  Erscheinung  wie  die  Sachsen- 
gängerei auf. 

Eine  kurze  Darstellung  der  Grund-  und  Bodenverfassung,  die  auf  ihre 
letzten  Ursprünge  und  Ursachen  zurückgeführt  wird,  dient  als  Grundlage  für 
die  Betrachtung  der  ländlichen  Klassen,  insbesondere  derjenigen  der  Land- 
arbeiter, die  ein  spezielles  Interesse  erfordert. 

Die  ländlichen  Verhältnisse,  die  in  dieser  Arbeit  behandelt  werden,  be- 
ziehen sich  auf  die  niederlombardische  Agrarverfassung  zu  Beginn  des  20.  Jahr- 
hunderts oder  besser  auf  die  Verfassung  seit  der  Agrarkrisis  bis  zur  Gegenwart. 

2.  Notizie  c  studi  suila  agricoltura  (1876),  Rom  1877. 

3.  Notizie  c  studi  sull'  agricoltura  (1877).  Rom  1879. 

4.  Notizie  intorno  alle  condizioni  della  agricoltura  negli  anni  1878,  1879,  2  Bände, 
Rom  1881. 

»  Letztbin  (Mai  1908)  wurde  der  Deputiertenkammer  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt, 
welcher  Maßnahmen  für  eine  sorgfältigere  Erhebung  der  landwirtschaftlichen  Statistik  enthalt. 
Bedauerlich  ist,  daß  dieser  Entwurf,  der  nun  bald  Geseu  sein  wird,  nur  die  Verteilung 
der  Kulturarten  und  deren  jährliche  Produktion  berücksichtigt  und  keinerlei  Bestimmung  be- 
treffs statistischer  Angaben  über  die  Verteilung  des  Grundeigentums  und  der  ländlichen  Be- 
triebe trifft. 
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Dieser  Zeitraum  wurde  gewählt,  um  einerseits  die  Wirkungen  der  Agrarkrisis 
und  der  Landarbeiterbewegung  in  den  ersten  Jahren  unseres  Jahrhunderts 
beobachten  zu  können,  —  die  Agrarenquete  berücksichtigt  den  Zustand  un- 
mittelbar vor  der  Agrarkrisis  — ,  andererseits  um  nach  Möglichkeit  zum  Studium 
und  zur  Lösung  der  niederlombardischen  Agrarfrage  mit  beizutragen,  die 
gerade  jetzt  in  den  Vordergrund  tritt  und  in  der  nächsten  Zukunft  sich  noch 
mehr  bemerkbar  machen  wird,  wenn  nicht  geeignete  Reformen  durchgesetzt 
werden. 

Ursprünglich  sollte  auch  in  vorliegender  Arbeit,  wenigstens  zusammen- 
fassend, die  geschichtliche  Seite  der  Agrarverfassung  zur  Behandlung  kommen, 
und  zwar  von  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  an,  zu  welcher  Zeit  der  charakte- 
ristische Landbau  der  Niederlombardei  durch  Cisterciensermönche  eingeführt 
wurde.  Hier  liegt  ein  noch  ganz  unerforschtes  Gebiet  vor  uns.  Im  Mai- 
länder Archivio  di  Stato  finden  sich  eine  ganze  Anzahl  Dokumente  darüber, 
die  noch  nicht  herausgegeben  und  verarbeitet  sind,  mit  Hilfe  deren  man  aber 
sicherlich  leicht  die  Entstehung  und  Entwicklung  der  niederlombardischen 
Agrarverfassung  darstellen  könnte.  Dieser  Teil  der  Arbeit  mußte  jedoch  wegen 
des  allzugroßen  Umfangs,  den  dadurch  die  vorliegende  Arbeit  angenommen 
hätte,  ausgeschieden  und  späteren  Studien  vorbehalten  werden.  Es  wurden 
darum  auch  die  geschichtlichen  Angaben  in  dieser  Arbeit  auf  das  Notwendigste 
beschränkt. 

In  dem  Kapitel  über  die  Kollektivpachtverträge  sind  manche  allgemeine 
und  theoretische  Fragen  herangezogen,  die  dem  Rahmen  der  Arbeit  ziemlich 
fern  liegen,  zumal  da  ja  die  in  der  Niederlombardei  vorkommenden  Kollektiv- 
pachtverträge sich  auf  zwei  beschränken.  Sie  wurden  aber  trotzdem  in  die  vor- 
liegende Arbeit  mit  aufgenommen,  da  sie  unter  dem  Gesichtswinkel,  in  dem 
sie  hier  behandelt  werden,  noch  nicht  zur  wissenschaftlichen  Erörterung  gesteilt 
worden  sind,  nicht  einmal  in  Italien,  in  welchem  Lande  allein  sie  bisher  in 
Erscheinung  getreten  zu  sein  scheinen.  Anderseits  waren  manche  theoretische 
Betrachtungen  notwendig,  um  die  Aussichten  abwägen  zu  können,  die  man 
auf  die  neuen  Genossenschaften  in  der  Niederlombardei  mancherseits  gründet. 

Dem  Mangel  an  Material  wurde  begegnet,  soweit  es  möglich  war  und 
so  gut  es  ging.  Zur  Feststellung  der  Ausdehnung  der  verschiedenen  Kultur- 
arten habe  ich  auf  meine  Kosten  eine  Statistik  auf  dem  «Ufficio  di  conser- 
vazione  del  Catasto»  in  Mailand  zusammenstellen  lassen.  Sonst  benützte  ich 
das  wenige  mir  zur  Verfügung  stehende  Material  und  sammelte  vor  allen 
Dingen  persönlich  in  den  einzelnen  Orten  Notizen  und  Angaben,  die  ich  gleich- 
zeitig pflichtgemäß  zu  prüfen  bemüht  war. 

Die  Arbeit  entrollt  darum  ein  getreues  Bild  der  niederlombardischen 
Agrarverfassung,  wennschon  sie  nicht  in  Anspruch  nimmt,  lückenlos  und  voll- 
ständig irrtumsfrei  zu  sein.  Letzteres  zu  erreichen  wurde  mir  um  so  schwieriger, 
als  ich  außer  den  objektiven  Schwierigkeiten,  die  sich  der  Arbeit  entgegen- 
stellten, noch  manche  persönliche  Schwierigkeiten  hatte,  da  ich  infolge  schweren 
Unglücks  in  meiner  Familie  jedes  Studium  einige  Monate  lang  aussetzen 
mußte,  wodurch  ich  zuletzt  zu  einer  unliebsamen  beschleunigten  Bearbeitung 
des  gesammelten  Materials  gezwungen  wurde. 
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I.  Teil. 

Die  Verfassung  von  Grund  und  Boden. 

§  i.    Der  Landwirtschaftsbetrieb  in  der  Niederlombardei. 

i.  Das  Untersuchungsgebiet. 

Die  Lombardei  ist  eine  Regione1  in  Oberitalien.  Sie  wird  begrenzt  im 
Osten  vom  Gardasee,  im  Norden  von  den  Alpen,  im  Westen  vom  Lago 
Maggiore  und  im  Süden  vom  Po.  Zur  Lombardei  gehört  ein  großer,  und 
zwar  der  fruchtbarste  Teil  der  Poebene.  Im  ganzen  umfaßt  die  Lombardei 
eine  Fläche  von  24317  qkm. 

In  bezug  auf  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  kann  man  die  Lom- 
bardei in  drei  ganz  verschiedene  Teile  einteilen: 

1.  Die  Nordlombardei.  Sie  ist  eine  Gebirgsgegend.  Dort,  wo  gerade 
der  ewige  Schnee  aufhört,  bedecken  Sommerweiden  und  Wälder  das  Land, 
und  in  der  Höhe  von  800 — 600  m,  je  nach  der  Lage  zur  Sonne,  fängt  auch 
der  Getreidebau  an.  Hier  besteht  neben  dem  weitläufigen  Gemeindebesitz 
an  Weiden  und  Wald  ein  stark  zersplitterter  Privatgrundbesitz  an  Ackerland. 
Jeder  Bauer  ist  Eigentümer  des  Bodens,  den  er  bebaut. 

2.  Die  Mittellombardei,  Hügelland  und  Hochebene.  Sie  ist,  wenn 
auch  in  topographischer  Hinsicht  verschieden,  landwirtschaftlich  als  ein  Ganzes, 
mit  gleichen  Besitz-  und  Betriebsverhältnissen,  zu  betrachten.  Sie  ist  der  kleinste 
der  drei  Teile  der  Lombardei.  In  ihr  herrschen  Körnerwirtschaft  und  Seiden- 
raupenzucht vor.  Daneben  ist  am  Gardasee  auch  der  Zitronenbaum  und 
überall  der  Weinstock  ein  wichtiges  Element  der  ländlichen  Produktion.  Neben 
den  Betrieben  mittlerer  Größe,  welche  bei  weitem  die  Mehrzahl  bilden,  findet 
man  hier  auch  eine  nicht  geringe  Zahl  von  großen,  und  noch  mehr  von 
kleineren  Betrieben.  Der  Teilbau  ist  die  verbreitetste  Form  der  Bewirtschaftung. 

1  Regione  heißt  man  in  Italien  eine  Landschaft,  die  sich  infolge  historischer  Über- 
lieferung als  ein  zusammengehöriges  Ganzes  betrachtet,  im  Gegensatz  zu  den  rein  äußerlichen, 
künstlichen  Vcrwal tungsbezirken,  Provinzen,  welche  die  administrative  Einteilung  des  Staates 
bilden.  Das  Königreich  zählt  16  Regioni  und  69  Provinzen.  Zur  Regione  Lombardei  ge- 
hören 8  Provinzen:  Mailand,  Pavia,  Cremona,  Mantua,  Bergamo,  Como,  Brescia  und  Sondno. 
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3.  Die  Südlombardei.  Sie  fängt  an  der  Grenze  der  Hochebene  an 
und  umfaßt  den  ganzen  südlichen  Teil  der  Lombardei  bis  zum  Po;  sie  bildet 
aber  im  Gegensalz  zu  den  anderen  Teilen  nicht  ein  homogenes  ökonomisches 
Ganzes,  sondern  muß  in  landwirtschaftlicher  Hinsicht  weiter  unterschieden 
werden  in  den  Teil  östlich  der  Adda,  den  westlich  des  Tessin,  und  den 
zwischen  Adda  und  Tessin.  Der  östliche  Teil  ist  wasserarm;  das  östliche 
Ende  hat  überhaupt  keine  Bewässerung.  Die  Agrarverfassung  ist  verschieden: 
viele  Großbetriebe  neben  zahlreichen  kleineren  Mittelbetrieben  mit  extensiver 
und  intensiver  Kultur.  Das  Land  wird  bearbeitet  von  Teilbauern  als  auch  von 
Gutstagelöhnern.  Der  Charakter  dieses  Ackerbaues  gleicht  sehr  dem  des 
venezianischen. 

Der  Teil  im  Westen  des  Tessin  heißt  Lomellina.  In  ihm  wurden  seit 
den  70er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  nach  dem  Bau  des  Canale  Cavour 
die  Bewässerungsanlagen  durchgeführt  und  damit  Wiesenwirtschaft  und  Reisbau 
eingeführt.  In  bezug  auf  die  Agrarverfassung  bildet  dieses  Gebiet  ein  öko- 
nomisches Ganzes  mit  dem  benachbarten  Gebiet  von  Novara  und  Vercelli  in 
Piemont.  Die  Lomellina  wurde  erst  1859  politisch  der  Provinz  Pavia  zu- 
geteilt. 

Der  dritte  Teil  der  Südlombardei  endlich,  zwischen  dem  Tessin  und  der 
Adda  gelegen,  bildet  von  altersher  eine  eigentümliche  ökonomische  Einheit,  die 
in  ihrer  Eigenheit  beispiellos  dasteht,  nicht  nur  in  der  Lombardei,  sondern 
auch  in  Italien,  wahrscheinlich  sogar  in  ganz  Europa,  wenn  auch  einige 
Kulturarten,  die  ehedem  ausschließlich  dieser  Gegend  angehörten,  inzwischen 
auch  in  andere  Gegenden  vorgedrungen  sind.  Diese  Gegend,  deren  Grund- 
charakteristikum  eine  sehr  alte  und  sehr  entwickelte  Bewässerung  ist,  wird 
Bassa  Lombardia  (Nicderlombardei)  genannt.  Ihre  Grenzen  bilden  im 
Westen  der  Tessin,  im  Osten  die  Adda,  im  Süden  der  Po;  im  Norden  hat 
man  keine  scharfe  Grenze;  gewöhnlich  wird  als  nördliche  Grenze  die  Provinzial- 
straße  von  Buffalora  am  Tessin,  über  Mailand  nach  Cassano  an  der  Adda 
angenommen. 

Von  der  Niederlombardei  gehören  2/3  zur  Provinz  Mailand  und  l/i  zur 
Provinz  Pavia.  Sie  ist  ca.  2200  qkm  groß  und  hat  eine  Bevölkerung  von 
640000  Einwohnern,  so  daß  etwa  280  Einwohner  auf  1  qkm  entfallen1. 

Geologisch  ist  die  Niederlombardei  ein  Alluvialgebiet.  Den  Untergrund 
bildet  eine  Tonsandsteinschicht,  hie  und  da  auch  eine  mit  Sand  durchsetzte 
Kiesschicht.  Am  Adda-  und  noch  mehr  am  Poufer  findet  sich  auch  strecken- 
weise Torfboden.  Im  Sande  herrscht  Feldspat,  Quarz  und  Glimmer  vor. 
Kohlensaurer  Kalk  und  Karbonate  überhaupt  fehlen  fast  ganz,  da  sie  von  der 
Bewässerung  weggespült  worden  sind.  Die  für  die  Landwirtschaft  ausgenutzte 
Mutterbodenschicht  ist  kies-  und  tonhaltig:  sie  geht  20 — 30  cm  tief,  in  besseren 
Gegenden  auch  bis  50  cm,  doch  wird  der  Boden  gewöhnlich  nicht  tiefer  als 
12 — 15  cm  umgepflügt2. 

Die  Niederlombardei  ist  ganz  flach,  leicht  oder  wenig  geneigt,  von  Nord- 
westen nach  Südosten,  vom  Tessin   zum   Po  und  zur  Adda.    Die  durch- 


>  Der  Teil  der  Provinz  Mailand,  der  zur  Mittcllombardei  gehört,  hat  eine  Bevölkerungs- 
dichtigkeit  von  570  Einwohnern  auf  1  qkm. 

*  Vgl.  Niccoli,  Monografia  del  podere  irriguo  lombardo.  Zweite  Auflage,  Mailand  1897. 
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schnittliche  Neigung  beträgt  i'/2  :  1000.  Die  Ebene  wird  nur  von  einer  kleinen 
Hügelgruppc  unterbrochen,  dem  Hügelland  von  St.  Colombano.  Die  Hügel 
erheben  sich  nur  80  m  über  die  Umgebung.  Über  den  Ursprung  dieses 
Hügellandes  sind  sich  die  Geologen  nicht  einig. 

Die  niederlombardische  Ebene  erhebt  sich  10  —  20  bzw.  25  m  über  dem 
Wasserspiegel  von  Tessin,  Adda  und  Po  und  fällt  im  allgemeinen  steil  zu  den 
Flüssen  ab.  Zwischen  dem  Flußufer  und  dem  Rand  der  Ebene  erstreckt  sich 
ein  schmaler  Streifen  Niederung,  die  sogenannte  Valle.  Dieses  Tal  ist  stellen- 
weise sehr  schmal,  besonders  an  der  Adda;  an  anderen  Stellen,  z.  B.  am 
Tessin,  ist  es  3 — 5  km  breit.  Das  Tal  ist  natürlich  der  Gefahr  von  Über- 
schwemmungen ausgesetzt;  in  den  letzten  Jahrzehnten  wurden  Dämme  erbaut, 
welche  an  einigen  Orten  eine  Durchführung  von  Bewässerungsanlagen  und 
damit  eine  Melioration  des  Ackerbaues  ermöglichten.  Gemäß  dieser  geologischen 
Verschiedenheit  teilt  man  die  Niederlombardei  ein  in  drei  Zonen,  die  unter 
sich  verschiedene  agrarische  Verhältnisse  aufweisen: 

Die  Hauptzone,  die  die  Hauptmasse  der  Niederlombardei  umfaßt,  die 
Nebenzone,  sogenannte  Valle,  und  das  Hügelland  von  St.  Colombano. 
Wenn  wir  von  der  Niederlombardei  schlechthin  sprechen,  so  meinen  wir  damit 
stets  die  Hauptzone  und  bedienen  uns  dabei  der  gewöhnlichen  Redeweise. 

Wie  in  ganz  Oberitalien,  ist  die  mittlere  Monatstemperatur  am  niedrigsten 
im  Januar  (0,2  —  0,5  Grad  Cels.).  Es  folgt  der  Dezember  mit  4,5 — 5,5  Grad, 
der  November  mit  6 — 7  Grad.  Die  mittlere  Temperatur  ist  am  höchsten  im 
Juli  bei  24 — 25  Grad,  gennger  im  August  bei  22  —  23  und  im  September  bei 
19 — 20.  Die  mittlere  Temperatur  beträgt  im  Frühjahr  13—14,  im  Sommer 
22 — 24  Grad,  im  Herbst  12 — 13,5,  im  Winter  2 — 3  Grad.  Absolut  sinkt 
die  Temperatur  selten  bis  auf  12  Grad  unter  Null  und  steigt  selten  bis  auf 
36  Grad.  Zu  beachten  ist  der  Unterschied  zwischen  dem  absoluten  Maximum 
und  Minimum  der  Temperatur,  48  Grad  Cels.  Die  mittlere  Feuchtigkeit  der 
Atmosphäre  steht  in  der  Niederlombardei  am  höchsten  in  ganz  Italien.  Im 
Dezember  z.  B.  schwankt  die  mittlere  Feuchtigkeit  in  Mailand  zwischen  85 
und  87,  in  Turin  zwischen  81  und  82,  in  Bologna  und  Rom  zwischen  70 
und  78,  in  Florenz  und  Neapel  zwischen  70  und  74.  Dieser  Feuchtigkeits- 
gehalt ist  größer  im  Winter  und  macht  sich  im  Sommer  weniger  fühlbar.  Der 
durchschnittliche,  jährliche  meteorologische  Niederschlag  schwankt  zwischen 
750  und  900  mm,  wie  in  vielen  anderen  Teilen  Italiens.  Von  Wichtigkeit 
ist  die  Verschiedenheit  des  Niederschlages  zu  den  verschiedenen  Zeiten  des 
Jahres;  er  ist  im  Sommer  größer  als  im  Winter,  bei  einem  Unterschied  von 
etwa  80  mm.  Der  grüßte  Niederschlag  findet  in  den  Monaten  August  und 
September,  der  geringste  im  Januar  und  Februar  statt. 

Die  Zahl  der  Regentage  beträgt  im  Jahre  80 — 90,  die  sich  fast  gleich- 
mäßig auf  die  Jahreszeiten  verteilen.  Der  Nebel  ist  sehr  häufig,  50 — 80  Tage 
im  Jahre,  ebenso  der  Reif,  40—60  Tage.  Tage  mit  Unwettern  zählt  man 
16—20;  selten  gibt  es  stürmische  Tage,  25  —  35.  Ganz  heitere  Tage  zählt 
man  135 — 150,  solche  mit  ganz  bewölktem  Himmel  80 — 100.  Hagel  stellt 
sich  nur  zwischen  Ende  Februar  und  Anfang  November  ein,  und  zwar  durch- 
schnittlich nur  2 — 3  mal  im  Jahr.  Das  Hagelwetter  beschränkt  sich  dann  auf 
einen  geringen  Umfang  und  richtet  nicht  viel  Schaden  an.  Die  Hagelversicherungs- 
gesellschaften zählen  denn  auch  die  Niederlombardei  zu  den  am  wenigsten 
gefährdeten  Gegenden. 
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Die  Gegend  ist  reich  an  natürlichen  Wasserläufen.  Außer  einigen  kleinen 
Flüssen  sind  zu  erwähnen  die  schon  genannten  Nebenflüsse  des  Po,  Tessin  und 
Adda,  deren  Wasser  im  Lago  Maggiore  bzw.  Comosee  sich  gesammelt,  gereinigt 
und  dabei  auch  erwärmt  haben.  Außerdem  gibt  es  zahlreiche  unterirdische  Wasser- 
adern, die  leicht  zur  Oberfläche  zu  bringen  und  zur  Bewässerung  nutzbar 
gemacht  werden  können. 

II.  Geschichtliche  Entwicklung 
und  die  vorherrschenden  Kulturarten  im  allgemeinen. 

Der  Wasserreichtum  und  die  ebene  Lage  ermöglichen  in  der  Nieder- 
lombardei eine  ausgedehnte  Wiesen-  mit  entsprechender  Milchwirtschaft; 
noch  mehr  begünstigt  der  Wasserreichtum  und  das  Klima  den  niederlombardischen 
Reisbau.  Reisbau  und  Milchverarbeitung  sind  die  Hauptzweige  der 
niederlombardischen  Landwirtschaft.  Den  Anstoß  zu  diesem  eigenartigen  land- 
wirtschaftlichen Betriebe  gaben  die  Kartäusermönche  der  Abtei  von  Chia- 
ravalle  bei  Mailand  im  12.  Jahrhundert'.  Sie  machten  die  ausgedehnten 
Wälder  und  Sümpfe  urbar,  faßten  die  Gewässer  und  machten  sie  zur  Wiesen- 
kultur nutzbar.  Ihre  Arbeit  und  ihr  Beispiel  förderten  die  Entwicklung  der 
Landwirtschaft,  um  so  mehr  als  das  aufstrebende  Gewerbs-  und  Handelsleben 
der  Stadtgemeinden,  namentlich  Mailands,  nach  dem  Frieden  von  Konstanz 
im  Jahre  1183,  Kapitalien  schuf,  die  bei  den  Trockenlegungs-  und  Be- 
wässerungsarbeiten gute  Verwendung  fanden.  Am  Ende  des  12.  und  im  Laufe 
des  13.  Jahrhunderts  wurden  auch  die  wichtigsten  Bewässerungskanäle  gebaut, 
die  den  landwirtschaftlichen  Aufschwung  stark  förderten. 

Die  Abtei  siedelte  auf  jedem  neu  erworbenen  Stück  Land  eine  Nieder- 
lassung von  Laienbrüdern2  unter  der  Leitung  eines  Mönchs  an.  Der  Mönch 
hatte  zugleich  die  oberste  Leitung  und  Verwaltung  des  Betriebes  der  Grangia, 
so  hießen  diese  Ansiedlungen.  Auch  die  anderen  aus  der  von  ChiaravaJIe 
hervorgegangenen  Kartausen,  die  von  Morimondo  am  Tessin,  von  Cerreto  an 
der  Adda,  und  die  berühmte  Certosa  di  Pavia  befolgten  dasselbe  Ansiedlungs- 
system3.  Diesen  Ansiedlungen  verdanken  viele  Dörfer  der  Niederlombardei 
ihre  Entstehung.  Nach  den  neueren  Forschungen  sollen  nicht  weniger  als 
30  Gemeinden  entweder  aus  Vereinigungen  mehrerer  Grangiae,  oder  aus  einer 
größeren  Grangia  hervorgegangen  sein*. 

In  einem  Zeitraum  von  weniger  als  zwei  Jahrhunderten  hatte  die  Abtei 
von  Chiaravalle  mehr  als  3800  ha  erworben  und  in  neun  Grangiae  bewirt- 
schaftet 5.    Am  Ende  des  15.  Jahrhunderts  besaß  die  Abtei  4030  ha6  und  in 

1  Die  Abtei  von  Chiaravalle  wurde  im  Jahre  1135  gegründet. 

3  Die  Laienbrüder  wurden  im  16.  Jahrhundert  gewöhnlich  famei  (famulir)  genannt, 
vgl.  Katti,  II  Secolo  XVI  nell'  Abbazia  di  Chiaravalle,  im  Archivio  Storico  lombardo  1896. 
Famei  ist  gegenwärtig  der  dialektische  Name  für  Kuhschweizer.  —  Cfr.  Bcrtagnolli,  Delle 
condizioni  dcll'  agncoltura  in  Italia.  Florenz  1881;  Seregni,  La  popolazione  agricola  della 
Lombardia  nell'  eta  barbarica,  im  Archivin  Storico  lombardo  III.  Band,  Jahrgang  XXII; 
Fumagalli,  Antichitä  longobardico-milanest,  Mailand  1792,  Disscrtazionc  XIII. 

3  Vgl.  Fumagalli,  a.  a.  O. 

4  Vgl.  Archivio  Storico  lombardo,  dritte  Serie,  Band  IV  1895. 

5  Vgl.  Fumagalü,  a.  a.  O. 

6  Archivio  Storico  lombardo,  Serie  3,  Band  V  1896. 
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der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  unter  der  Regierung  von  Maria 
Theresia  4578  ha  *. 

Im  allgemeinen  aber  entwickelte  sich  die  neue  Landwirtschaft  nur  lang- 
sam und  brauchte  lange  Zeit,  ehe  sie  inmitten  der  politischen  Wirren  einen 
befriedigenden  Zustand  erreichen  konnte.  Erst  unter  Maria  Theresia,  in 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  erlebte  die  niederlom bardische  Land- 
wirtschaft einen  bedeutenden  Aufschwung.  Dieser  ist  größtenteils  zurückzuführen 
auf  die  im  Jahre  1759  beendete  Steuerkatastrierung  und  die  ihr  zugrunde- 
liegenden Prinzipien.  Es  galt  nämlich  der  Grundsatz,  daß  die  im  Kataster  als 
unbebaut  bezeichneten  Grundstücke  nie  einer  höheren  Steuer  unterworfen 
werden  konnten,  als  zur  Zeit  der  Katastrierung,  als  sie  völlig  brach  lagen, 
wenn  sie  auch  später  unter  den  Pflug  kommen  und  noch  so  reichen  Ertrag 
abwerfen  sollten.  Ebenso  wurden  alle  Verbesserungen  der  Bodenkultur,  die 
Eigentümer  oder  Pächter  vornehmen  würden,  von  vornherein  durch  die  Be- 
stimmung prämiiert,  daß  die  bebauten  Grundstücke,  wie  ansehnlich  ihr  Betrag 
auch  immer  sich  steigern  möchte,  nie  höher  besteuert  werden  durften,  als  in 
dem  fraglichen  Kataster  einmal  angesetzt  war;  und  in  gleicher  Weise  wurden 
alle  Verschlechterungen  von  vornherein  bestraft  durch  die  Bestimmung,  daß  die 
im  Kataster  als  angebaut  bezeichneten  und  taxierten  Grundstücke  stets  die- 
selben Steuern  zu  tragen  hätten,  wenn  ihr  Ertrag  auch  infolge  von  Trägheit 
oder  Mißwirtschaft  des  Eigentümers  sich  vermindern  sollte2.  Wie  rasch  sich 
der  Aufschwung  der  Landwirtschaft  vollzog,  ist  aus  der  einen  Tatsache  zu 
entnehmen,  daß  es  zur  Zeit  der  Aufnahme  des  Katasters  um  die  Mitte  des 
18.  Jahrhunderls  in  der  so  fruchtbaren  Gegend  von  Lodi  noch  etwa  23000 
perticheJ  völlig  unbebauten  Landes  gab,  am  Ende  desselben  Jahrhunderts  da- 
gegen keine  hundert  mehr-». 

Die  Agrarkrisis  der  80  er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  hat  auch  die 
niederlombardische  Landwirtschaft  betroffen  und  bei  ihr  eine  Verschiebung  der 
landwirtschaftlichen  Betriebszweige  hervorgerufen.  Vor  der  Krisis  wurde  neben 
der  Wiesenkultur  und  dem  Reisbau  auch  ziemlich  stark  der  Getreidebau 
betrieben,  insbesondere  der  Weizen-  und  Maisbau  und  in  der  Gegend  von 
Lodi  auch  der  Flachsbau  \  Gleichzeitig  aber  gab  es  auch  weite  Landstrecken, 
namentlich  in  der  Gegend  von  Lodi  und  Pavia,  die  fast  unbestellt  liegen 
blieben.  Die  Agrarkrisis  traf  hauptsächlich  den  Weizen-,  Mais-  und  Flachs- 
bau. Die  Konkurrenz  des  überseeischen  Weizens,  insbesondere  des  nord- 
amerikanischen, rief  einen  Preissturz  des  Weizens  hervor.  Mit  dem  Weizen 
sank  auch  der  Mais  im  Preise,  da  der  Maispreis  sich  gewöhnlich  nach  dem 
des  Weizens  richtet.    Zu  Anfang  der  80er  Jahre  kostete  der  Weizen  durch- 

1  Ferrari,  Storia  documentata  della  Certosa  di  Pavia,  Mailand  1892. 

»  Vgl.  Sugenheim,  Geschichte  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  usw.,  Petersburg  1861. 
S.  217.  G.  R.  Carli,  Relazione  del  Censimento  dello  Stato  di  Milano,  I.  Teil  §  I ;  in  der 
Sammlung  Scrittori  classici  iuliani  di  Economia  Politica,  Parte  modern»,  Tomo  XIV. 

3  Die  Lodisaner  pertica  beträgt  756  qm. 

4  Sugenheim,  a.  a  O.,  S.  2  t  8. 

5  Im  16.  Jahrhundert  blühte  in  der  Gegend  von  Lodi  neben  der  Wiesenkultur  der 
Flachsbau,  obwohl  dieser  am  Ende  desselben  Jahrhunderts  schon  anfing,  zurückzugehen;  das 
ergibt  sich  nus  dem  von  Agnelli  veröffentlichten  Dokument  aus  dem  16.  Jahrhundert,  vgl. 
Lodi  e  territorio  nel  seicento  im  Arch.  stor.  lomb.,  Serie  3,  Bd.  VI,  S.  86. 
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schnittlich  24,5  Lire  pro  Doppelzentner,  der  Doppelzentner  Mais  14,8  Lire. 
Zu  Anfang  der  90er  Jahre  war  der  Weizenpreis  gesunken  auf  17,5  Lire,  der 
Preis  des  Maises  auf  1 1 ,8  Lire  pro  Doppelzentner,  und  zwar,  obwohl  im  Jahre 
1888  der  Einfuhrzoll  für  Weizen  von  3  auf  5  Lire  pro  Doppelzentner  erhöht 
war,  und  trotzdem  die  Erhöhung  des  Zolles  noch  verschärft  worden  war  durch 
das  Disagio  des  italienischen  Papieres,  das  im  Jahre  1883  bei  Aufhebung  des 
Zwangskurses  verschwunden,  1884  aber  infolge  der  schlechten  Finanzlage  wieder 
aufgetreten  war.  Der  Flachsbau  litt  zuerst  unter  der  starken  Konkurrenz  der 
Baumwolle,  dann  unter  der  Konkurrenz  des  russischen,  belgischen  und  nord- 
französischen Flachses.  Zu  Anfang  der  80er  Jahre  betrug  der  Durclischnitts- 
preis  für  den  Doppelzentner  Flachs  120  Lire,  zu  Anfang  der  90er  Jahre  nur 
noch  85  Lire.  Im  Gegensatz  hierzu  hielten  sich  die  Preise  für  Reis,  Butter 
und  Käse  auf  ihrer  alten  Höhe.  Die  Butterausfuht  erreichte  sogar  in  dieser 
Zeit  eine  ungeahnte  Höhe1.  Diese  PreLsveränderungen  führten  eine  Ein- 
schränkung der  mit  Weizen,  Mais  und  besonders  mit  Flachs  bebauten 
Fläche  herbei,  dafür  dehnten  sich  die  Reisfelder  aus,  namentlich  auf  den 
vor  kurzer  Zeit  erst  urbar  gemachten  Strecken,  und  hauptsächlich  dehnte  sich 
die  Wiesenwirtschaft  aus  und  damit  die  Milchverarbeitung.  Diese  Ver- 
schiebung machte  sich  besonders  in  der  Gegend  von  Lodi  fühlbar,  deren 
Flachsfelder  sich  gut  für  die  Wiesenkultur  eigneten.  Die  Verschiebung  läßt 
sich  anschaulich  darstellen  in  einer  Gegenüberstellung  folgender  Ziffern,  die  die 
verschiedenen  Anbauflächen  in  der  Gegend  von  Lodi  aus  den  Jahren  1884 
und  1906  darstellen2: 


1884:  1906: 

Weizen  11  000  ha  9  300  ha 

Mais  10  000   »  8  000  * 

Flachs  7  500   »  500  » 

Reis  5  000  *  7  400  > 

Wiesen  20540   »  30500  * 


Gegenwärtig  umfaßt  die  landwirtschaftlich  benutzte  Fläche  in  der  Nieder- 
lombardei ca.  200000  ha,  d.h.  gegen  90%  der  gesamten  Oberfläche;  hiervon 
entfallen  12  000  ha  auf  die  Nebenzone,  1500  ha  auf  das  Hügelland  St.  Colom- 
bano  und  186  500  ha  auf  die  Hauptzone.  Die  Hauptzone  wird  gewöhnlich 
in  3  oder  4  Gebiete  eingeteilt.  Jedes  derselben  zeigt,  wie  wir  später  sehen 
werden,  besondere  Eigentümlichkeiten,  obwohl  diese  in  landwirtschaftlicher  Hin- 
sicht keine  wesentlichen  Unterschiede  bedeuten:  es  sind  das  die  Gebiete  von 
Mailand,  von  Lodi  und  Pavia  (das  Gebiet  von  Lodi  gehört  zur  Provinz  Mai- 
land). Das  Mailänder  Gebiet  umfaßt  eine  Gegend,  die  man  als  das  über- 
gangsgebiet  von  der  Niederlombardei  zur  Mittellombardei  bezeichnen  muß, 
da  es  am  agrarischen  Charakter  beider  Gegenden  teilnimmt.  Es  weist  viele 
kleine  und  mittlere  Betriebe  mit  Getreidebau  und  Seidenraupenzucht  (Maulbeer- 

1  Vgl.  Inchiesta  per  la  revisione  delle  tariffe  doganali.  Rispost e  della  Coramissione 
provLnciale  di  Milano,  Mailand  1884;  Niccoli,  La  coltivazionc  del  frumento  in  Italia;  und  Aduccu, 
Salle  piante  tessili  in  Italia,  in  dem  Sammelwerk  L' Italia  agricola  alla  fine  del  secolo  XIX 
Rom  1901;  Bollettino  dell'  Agricoltura,  Mailand,  Jahrgänge  1881  —  1892. 

»  Diese  Ziffern  wurden  einer  Tabelle  entnommen,  die  vom  Comizio  agrario  von  Lodi 
auf  der  Aufteilung  zu  Mailand  1906  ausgestellt  wurde. 
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bäume)  ohne  Reisbau,  neben  einigen  Großbetrieben  ohne  Maulbeerbäume  mit 
überwiegendem  Reisbau  und  WiesenkuJtur  auf.  Die  Arbeitsverfassung  ist  ebenso 
gemischt;  neben  den  Teilbauern  der  kleineren  und  mittleren  Betriebe  arbeiten 
auf  den  großen  Gütern  Gutstagelöhner. 

Von  der  landwirtschaftlich  benutzten  Fläche  entfallen  auf  das  Gebiet 
von  Mailand  82000  ha,  davon  30000  auf  das  Übergangsgebiet,  55  500  ha  auf 
das  Gebiet  von  Lodi,  und  auf  das  Gebiet  von  Pavia  49  000  ha. 

Von  der  landwirtschaftlich  benutzten  Fläche  entfallen  auf 

Wiesen   84  1 20  ha,  d.  h.  45,2  % 

Reisfelder    ....  40200    »  »  »  21,5  » 

Weizenfelder    ...  30  630    »  ?  »  1 6,4  » 

sonstige  Kulturen.    .  31  550    »  »  »  16,9  » 

1 86  500  ha  1 00,0  °/0 

Diese  Zahlen  bestätigen,  daß  der  Hauptzweig  der  niederlombardischen 
Landwirtschaft  die  Wiesenwirtschaft  ist.  Der  niederlom bardische  Landwirt 
betrachtet  die  Wiese  nicht  als  eine  dem  Acker  untergeordnete  Ergänzungskultur, 
sondern  als  selbständigen  Wirtschaftszweig.  Die  Aufgabe  des  Landwirtes 
ist  es  nicht,  wie  gewöhnlich,  die  vegetabilischen  Nahrungsmittel  für  den  Menschen 
zu  produzieren,  sondern  Futterkräuter  zu  produzieren,  damit  eine  möglichst 
große  Herde  von  Kühen  zu  erhalten  zur  Gewinnung  von  Milch  und  den 
Milchprodukten  Butter  und  Käse. 

Der  Wiese  folgt  an  Wichtigkeit  das  Reisfeld. 

Für  diese  beiden  Zweige  der  Landwirtschaft  besitzt  die  Niederlombardei 
infolge  der  natürlichen  Bodenverhältnisse,  des  Klimas  und  des  Wasserreichtums 
eine  Geeignetheit,  die  noch  durch  jahrhundertelange  fleißige  Arbeit  des 
Menschen  erhöht  wurde,  so  daß  ein  unebenes  sumpfiges  Land  umgebildet  wurde 
zu  »jener  grünen,  weit  ausgedehnten  Ebene,  die  die  Verwunderung  aller 
hervorruft,  die  sie  in  der  Eisenbahn  durchqueren.  Es  ist  das  eine  Schöpfung 
menschlicher  Arbeit«  {Jacmi)!-  In  der  Niederlombardei  selbst  vergleicht  man 
das  Land  gerne  mit  einem  weit  ausgespannten  Billardtuch. 

Das  Hügelland  von  St.  Colombano  ist  eine  Weingegend. 

In  der  Nebenzone  (la  Valle)  wird  hauptsächlich  Getreide  gebaut; 
daneben  finden  sich  auch  einige  Wiesen  und  Reisfelder. 

III.  Der  Reisbau. 

Um  den  niederlombardischen  Landwirtschaftsbetrieb  kennen  zu  lernen, 
müssen  wir  nun  im  einzelnen  auf  den  Reisbau,  die  Wiesen-  und  Milchwirt- 
schaft näher  eingehen,  und  hierauf  werden  wir  auch  die  Verschiedenheit  der 
tlrei  Gebiete  von  Mailand,  Lodi  und  Pavia  besser  erfassen  können,  und  auch 
die  gesamte  Agrarverfassung  der  Niederlombardei. 

Man  unterscheidet  die  Reisfelder  in  Wcchselreisfelder  (risaie  da  vicenda), 
die  in  geregelter  Fruchtfolge  bewirtschaftet  werden,  und  in  ständige  Reisfelder 
(risaie  stabili),  die  immer  mit  Reis  bebaut  werden. 


1  Krammenti  della  inchiesta  agraria,  S.  218. 
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Die  Hauptarbeiten  bei  der  Reiskultur  sind: 

a.  Die  Bestellung  der  Anbauflächen, 

b.  Die  Aussat, 

c.  Die  Reinhaltung  der  Felder,  das  Ausjäten, 

d.  Die  Ernte,   das  Dreschen   und  das  Trocknen   der  Frucht  auf  frei 
gelegener  Tenne, 

e.  Das  Abschälen  und  die  Reinigung  der  Frucht. 

Der  Reisbau  erfordert  reichliche  und  ständige  Bewässerung.  Die  meiste 
Zeit  seines  Wachstums  hindurch  muß  der  Reis  unter  Wasser  stehen.  Die 
ersten  Arbeiten  dienen  daher  dazu,  das  Terrain  vorzubereiten,  daß  es  das 
Wasser  aufnehmen,  festhalten  und  soweit  als  nötig  abfließen  lassen  könne. 
Zu  dem  Ende  wird  das  Feld  planiert,  gepflügt,  die  Schollen  mit  der  Hacke 
zerkleinert;  sodann  werden  rings  um  die  Felder  Dämme  angelegt  in  der  Höhe 
von  30 — 40  cm,  die  das  Reisfeld  von  anderen  Äckern  scheiden  oder  die 
einzelnen  Teile  des  Reisfeldes  von  verschiedener  Höhe  voneinander  trennen. 
Innerhalb  dieser  so  umgrenzten  Felder  werden  der  Länge  und  Breite  nach 
andere  kleinere  Dämme  angelegt,  um  die  Verteilung  des  Wassers  zu  erleichtem. 
So  wird  ein  einziges  sehr  weit  ausgedehntes  Feld  in  eine  ganze  Anzahl  von 
Quadraten  und  Rechtecken  zerteilt,  die  selbst  wiederum  nicht  gerade  klein  sind. 

Diese  Arbeiten  werden  gewöhnlich  im  Frühjahr  ausgeführt.  Es  wird 
nicht  tief  gepflügt;  nur  in  der  Entfernung  von  je  6—8  m  werden  bedeutend 
liefere  Furchen  gezogen,  einander  parallel,  die  als  Kanäle  dienen,  um  das 
Abfließen  des  Wassers  zu  erleichtern. 

Ist  das  Feld  planiert  und  gepflügt,  und  sind  die  Dämme  errichtet,  so 
läßt  man  das  Wasser  einige  Zentimeter  hoch  eintreten;  dann,  in  der  ersten  Hälfte 
des  April,  beginnt  die  Aussaat,  die  gewöhnlich  mit  der  Hand  geschieht. 
Das  Wasser  hält  man  dann  auf  den  Feldern,  läßt  es  steigen  oder  sinken,  je 
nach  der  Schnelligkeit  des  Wachstums,  und  je  nach  dem  Teraperaturwechsel, 
indem  man  es  sinken  läßt,  wenn  die  Pflanze  größerer  Wärme  bedarf,  und 
indem  man  es  steigen  läßt  im  umgekehrten  Fall. 

Der  Reis  wächst  gleich  nach  der  Aussaat  ziemlich  schnell  empor,  aber 
mit  ihm  auch  eine  Menge  Unkraut,  das  ausgezogen  werden  muß,  damit  es 
den  Reis  nicht  ersticke,  weil  es  ihm  Licht,  Raum,  Luft,  Wärme  und  Nahrung 
entzieht.  In  der  Beseitigung  dieses  Unkrauts  besteht  die  Reinigung  der  Reis- 
felder, das  Ausjäten,  la  Mondatura,  und  diese  ist,  besonders  für  die  neuen 
Reisfelder,  wohl  die  kostspieligste  Arbeit  beim  Reisbau.  Sie  beginnt  gewöhnlich 
im  Juni,  muß  aber  auf  demselben  Felde  in  15 — 20  Tagen  wiederholt  werden. 
Die  Reinigung  erfolgt,  während  das  Wasser  etwa  25  cm  hoch  das  Feld  bedeckt. 
Die  Ausjäteperiode  dauert  5 — 7  Wochen.  Nachher  läßt  man  das  Feld  häufig 
8 — 10  Tage  trocken  liegen,  um  die  schädlichen  Insekten  sterben,  den  Boden 
sich  erwärmen  und  das  Wachstum  der  Pflanze  sich  beschleunigen  zu  lassen. 
Gegen  Mitte  August,  meist  aber  im  September  oder  auch  noch  in  den  ersten 
Tagen  des  Oktober,  geht  man  zur  Ernte  über,  je  nach  der  Art  des  Reises 
oder  nach  den  klimatischen  Verhältnissen.  Etwa  eine  Woche  vor  der  Ernte 
läßt  man  das  Wasser  von  den  Feldern  ablaufen.  Die  Frucht  wird  mit  Hand- 
sicheln geschnitten,  wobei  die  Stengel  40 — 50  cm  hoch  stehen  bleiben.  Ge- 
droschen wird  gewöhnlich  mit  der  Maschine. 

Der  gedroschene  Reis  muß  noch  abgeschält  werden,  was  früher  gewöhnlich 
in  einer  zum  Gute  gehörenden  Wassermühle,  jetzt  öfter  in  besonderen  mecha- 
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nischen  Mühlen  geschieht.  Ist  der  Reis  abgeschält,  so  ist  er  schon  genießbar 
und  wird  auch  so  auf  dem  Lande  gegessen.  Die  Kömer  sind  aber  etwas 
rotlich,  und  für  den  Handel  müssen  sie  gereinigt,  weiß  und  glänzend  gemacht 
werden.  Auf  dem  Markte  unterscheidet  man  den  Reis  nicht  nur  nach  der 
Qualität  des  Kornes,  sondern  auch  nach  der  Vollkommenheit  der  Reinigung. 
Diese  Reisreinigung  (la  pilatura)  geschieht  in  besonderen  Fabriken. 

Die  Menge  des  Produktes  ist  sehr  verschieden,  je  nach  der  Art  des 
Reises,  der  angebaut  wird,  nach  der  Güte  des  Bodens,  der  Temperatur  des 
Wassers,  nach  der  Art  der  Düngung  usw.  Die  Durchschnittserträgnisse 
schwanken  zwischen  40  bis  60  und  100  bis  110  hl  pro  Hektar. 

Die  ständigen  Reisfelder  werden  fast  in  ähnlicher  Weise  bebaut.  Die 
Erträgnisse  stehen  bedeutend  hinter  denen  der  Wechselreisfelder  zurück,  indem 
sie  zwischen  15  —  25  hl  pro  Hektar  schwanken.  Früher  waren  fast  überall  ständige 
Reisfelder  vorhanden,  aber  sobald  der  technische  Fortschritt  es  ermöglichte, 
wurden  Wechsel reisf eider  angelegt  und  werden  jetzt  als  standige  Reisfelder  nur 
solche  Grundstücke  bestellt,  die  von  Natur  sumpfig  oder  noch  nicht  trocken- 
gelegt worden  sind.  Die  ständigen  Reisfelder  nehmen  o,o,°/0  der  landwirt- 
schaftlich benutzten  Fläche  ein,  die  Wechselreisfelder  dagegen  20,6%. 

Es  gibt  Gegenden,  insbesondere  im  Gebiet  von  Pavia,  wo  das  Terrain 
das  Wasser  sehr  leicht  durchsickern  läßt.  Wo  das  der  Fall  ist,  bringt  der 
Reisbau  einen  gewissen  Flurzwang  mit  sich.  Das  von  den  Reisfeldern  ab- 
fließende Wasser  ist  für  Körnerpflanzen,  namentlich  für  den  Weizen,  sehr 
schädlich,  so  daß  Reis  und  Weizen  nicht  auf  aneinander  angrenzenden  Grund- 
stücken angebaut  werden  dürfen.  Da  von  der  Bestellung  eines  Ackers  mit 
einer  bestimmten  Art  die  ganze  Fruchtfolge  abhängig  ist,  so  wird  in  diesen 
Gegenden  eine  Verständigung  der  Landwirte  unumgänglich.  Sie  geschieht  auf 
privatem,  freundnachbarlichem  Wege. 

Der  Reisbau  wurde  in  der  Niederlombardei  nicht,  wie  man  gewöhnlich 
annimmt,  von  Ludovico  il  Moro  eingeführt,  sondern  von  seinem  Bruder  und 
Vorgänger  im  Herzogtum  Mailand  Galeazzo  Maria  Sforza  (gestorben  1476). 
In  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  war  der  Reisbau  im  Herzogtum 
Mailand  schon  von  großer  Bedeutung1.  In  den  Büchern  der  Abtei  Chiara- 
valle  wird  der  Reis  zum  ersten  Male  im  Jahre  15 17  und  15  18  erwähnt2.  Der 
Reisbau  ist  genauen  gesetzlichen  Bestimmungen  unterworfen,  da  er  stets 
als  für  die  öffentliche  Gesundheit  schädlich  galt.  Die  ersten  gesetzlichen  Be- 
stimmungen finden  sich  im  16.  Jahrhundert  in  einigen  Verordnungen  (Gridc) 
der  spanischen  Statthalter  von  Mailand  3.  Das  Königreich  Italien  erließ  seine 
ersten  Bestimmungen  über  den  Reisbau  mit  dem  Gesetz  vom  12.  Juni  1866. 
das  die  verschiedenen  älteren  gesetzlichen  Bestimmungen  einheitlich  zusammen- 
faßt. Das  Gesetz  beauftragt  die  Provinzialverwaltung,  besondere  Ausführungs- 
bestimmungen über  den  Reisbau  zum  Schutze  der  öffentlichen  Gesundheit  zu 


'  Das  geht  unzweifelhaft  aus  einem  Dokument  des  Staatsarchivs  zu  Mailand  hervor, 
das  zum  ersten  Male  von  E.  Motu  veröffentlicht  wurde.  Per  la  storia  deila  coltura  del  riso 
in  Lombardia  im  Archiv,  stor.  lomb.,  Jahrgang  XXXII  (190$),  Heft  8. 

*  Motta,  a.  a.  O. 

3  Relazione  della  Commissione  nominata  dal  Ministro  dell'  interno  con  decreto  28.  Agosto 
1906  sulla  Risicoltura,  Rom  1907,  S.  4. 
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erlassen.  Der  Reisbau  ist  nicht  einer  Präventivkonzession  unterworfen,  viel- 
mehr muß  der  Landwirt,  der  ihn  pflegen  will,  dem  obersten  Provinzialbeamten, 
Präfekten,  davon  Mitteilung  machen,  damit  dieser  darüber  wachen  kann,  ob 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  und  der  Provinzialverwaltung  beobachtet  werden. 

Die  Ausführungsbestimmungen  der  Provinzialverwaltung  bedürfen  der 
königlichen  Bestätigung.  Die  erste  erschien  im  Jahre  1867  für  die  Provinz 
Pavia.  Nach  dem  Minister,  der  sie  unterfertigte,  heißt  sie  Regolamento  Can- 
telli.    Sie  dient  als  Muster  auch  für  die  Verordnungen  der  übrigen  Provinzen. 

Das  Gesetz  vom  Jahre  1866  und  die  auf  ihm  beruhenden  Regolamenti 
wurden  dem  Gesetz  vom  16.  Juni  1907  über  den  Reisbau  zugrunde  gelegt. 
Auch  dieses  Gesetz  unterstellt  den  Reisbau  einer  Präventivkonzession  nicht;  es 
setzt  nur  fest,  daß,  wer  auf  seinem  Gute  den  Reisbau  neu  einführen  oder 
den  früher  schon  gepflegten  ausdehnen  will,  dieses  vor  dem  1.  Dezember  dem 
Bürgermeister  der  Gemeinde  mitteilen  muß,  in  deren  Gemarkung  die  für  den 
Reisbau  bestimmten  Felder  liegen.  Die  Erklärung  muß  mindestens  in  zehn 
Tagen  vom  Gemeindeverordnetenausschuß  geprüft  und  mit  entsprechenden 
Bemerkungen  dem  Präfekten  vorgelegt  werden,  der  die  Anlage  oder  Ausdehnung 
des  Reisfeldes  verbieten  kann.  Nach  dem  Gesetz  müssen  die  Regolamenti 
Bestimmungen  darüber  treffen,  wie  weit  die  Reisfelder  von  bewohnten  Gebäuden 
entfernt  sein  können.  Gegenwärtig  sind  noch  die  alten  Bestimmungen  in  Kraft, 
wonach  ein  Reisfeld  200  m  von  einem  bewohnten  Hause,  500  m  von  einem 
Dorf,  5  km  von  den  Städten  Pavia  und  Lodi  und  7  km  von  der  Stadt  Mai- 
land entfernt  sein  muß.  Die  entgegen  diesen  Bestimmungen  oder  entgegen 
dem  Verbot  des  Präfekten  angelegten  Reisfelder  müssen  auf  Vorschrift  des- 
selben auf  Kosten  dessen,  der  sie  angelegt  hat,  zerstört  werden. 

IV.  Die  Wiesen-  und  Milchwirtschaft. 

Es  sind  dreierlei  Wiesen  zu  unterscheiden:  Die  Wechselwiesen  (prati  da 
vicenda),  die  ständigen  Wiesen  (prati  stabili)  und  die  Winter-  oder  Flößwiesen 
(prati  marcitoi  oder  marcite1). 

Als  Wechsel  wiese  tritt  ein  Grundstück  in  der  geregelten  Fruchtfolge 
auf.  Sie  wird  jedes  Jahr  mit  einem  Kompost  aus  Stalldünger  und  Erde  gedüngt. 
Das  Gras  wird  viermal  geschnitten  und  einmal,  im  Oktober  und  November, 
vom  Vieh  abgeweidet.  Der  erste  Heuschnitt  aus  der  ersten  Hälfte  Mai  heißt 
maggengo  (Maiheu),  der  zweite,  im  Juli  oder  anfangs  August  geschnittene, 
agostano;  der  dritte,  im  August  oder  anfangs  September  geschnittene,  terzuolo. 
Der  letzte  Schnitt  von  Mitte  September  heißt  quartirolo.  Der  Heuertrag  fängt 
regelmäßig  nach  drei  Jahren  zu  sinken  an.  Er  schwankt  zwischen  sehr  aus- 
einanderliegenden Grenzen,  zwischen  60  und  100  dz  Heu  bzw.  zwischen  270 
und  450  dz  Gras  pro  Jahr  und  pro  Hektar,  je  nach  der  Beschaffenheit  des 
Bodens,  der  Güte  des  Flößwassers  und  des  Düngers.  Der  erste  Heuschnitt 
ist  der  beste.  Von  den  folgenden  ist  jeder  weniger  wertvoll  als  der  vorher- 
gehende.    Ein  Grundstück  bleibt  gewöhnlich  2  —  4  Jahre  lang  Wechselwiese. 

Die  ständige  Wiese  wird  nie  umgebrochen.  An  und  für  sich  ist  das 
Erträgnis  der  ständigen  Wiesen  geringer  als  das  der  Wechselwiesen.    Die  Pro- 

»  Dünkelberg,  Kulturtechnische  Reiseski/./en  aus  Oberitalien,  in  Thiel»  Landw.  Jahr- 
buch, Band  X. 
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duktivität  wird  aber  gefördert  durch  reichliche  Düngung.  Gegenwärtig  hat  man 
für  den  Fortbestand  der  ständigen  Wiesen  einen  wirtschaftlichen  Grund  nicht 
mehr.  Sie  verdanken  ihr  Fortbestehen  vielmehr  den  Bestimmungen,  die  noch 
herkömmlicherweise  in  die  Pachtverträge  aufgenommen  werden,  wonach  ein 
Umbrechen  der  ständigen  Wiese  untersagt  wird.  Wenn  dieses  Verbot  früher 
einmal  berechtigt  sein  konnte,  so  ist  es  jetzt  den  wirtschaftlichen  Interessen 
des  Landwirtes  zuwider,  wie  wir  später  ausführen  werden1.  Im  Gebiete 
von  Lodi  gibt  es  ständige  Wiesen,  die  schon  mehr  als  ein  Jahrhundert  alt  sind. 

Schließlich  die  Winter-  oder  Flößwiesen.  Zu  den  Winterwiesen  wird 
die  Bodenfläche  hergerichtet  zu  Systemen  von  je  zwei  leicht  abgedachten  Flügeln 
von  7 — 8  m  Breite.  Auf  dem  First  läuft  ein  Bewässerungsgraben,  55 — 60  cm 
breit  bei  seinem  Anschluß  an  den  Hauptzuleitungsgraben,  sich  verengend  bis 
zu  30 — 35  cm  am  anderen  Ende,  wo  er  geschlossen  ist,  so  daß  das  Wasser 
gleichmäßig  über  beide  Seiten  wie  ein  feiner  Schleier  hinfließt.  Die  Länge 
der  Flügel  wechselt  zwischen  100  und  200  m.  Das  Wasser  sammelt  sich 
wieder  in  Sammelgräben  am  unteren  Ende  der  geneigten  Wiesenflügel  und 
dient  zur  Bewässerung  eines  neuen  Systems  von  Wiesenflügeln  von  tieferer 
Lage  und  geringerer  Länge,  oder  auch  von  gleicher  Länge  wie  beim  ersten 
System,  wenn  nämlich  ungebrauchtes  Wasser  aus  dem  Hauptzuleitungsgraben 
hinzukommt.  Die  Neigung  der  Wiesenflügel  beträgt  zwischen  2  und  3°/0. 
Es  erfordert  für  gewöhnlich  eine  ungeheuere  Verschiebung  von  Erdmassen,  um 
diese  in  jedem  Punkte  vollkommen  durchgeführte  Oberflächennivellierung  zu 
erhalten.  Die  Herstellung  eines  Hektar  Winterwiese  erfordert,  die  heutige 
Oberflächengestaltung  der  Gegend  schon  vorausgesetzt,  für  Anlage  der  Wiesen- 
flächen, Düngung,  Aussaat,  einen  Kostenaufwand  von  600 — 800  Lire  im  Durch- 
schnitt, nicht  selten  bis  zu  1000  Lire,  sehr  selten  nur  etwa  500  Lire.  Nach 
der  Herstellung  der  Wiesenflächen  werden  dieselben  reichlich  gedüngt  mit  Stall- 
dünger (bis  zu  600 — 800  dz  pro  Hektar);  um  den  Dünger  mit  dem  Erdboden 
zu  vermengen  und  diesen  für  den  Samen  aufnahmefähig  zu  machen,  werden 
die  einzelnen  Wiesenflügel  mit  dem  Spaten  umgegraben,  gewöhnlich  12  — 15  cm 
tief.  Sodann  erfolgt  die  Aussaat,  meist  Lolch  (etwa  1 50  Liter  pro  Hektar)  und 
gewöhnlicher  Klee  (15  — 20  Liter).  Hier  und  da  fügt  man  noch  etwas  Roggen 
oder  Hafer  hinzu,  um  eine  Vorernte  zu  haben.  Nach  der  Aussaat  wird  der 
Boden  sehr  sorgfältig  mit  Harken  geebnet,  die  Wände  der  Zuleitungs-  und 
Sammlungsgräben  werden  festgeklopft.  Hier  und  da  werden  die  Wiesenflächen 
gewalzt. 

Gewöhnlich  wird  mit  Mischdünger  gedüngt,  einer  Mischung  von  Stall- 
dünger (etwa  160 — 200  dz  pro  Hektar)  und  von  gutem  Humus.  Der  Misch- 
dünger wird  auf  den  Wiesen  selbst,  auf  einem  eigens  dazu  bestimmten  Platze 
zubereitet;  er  wird  ausgestreut  teils  zu  Anfang  der  Winterbeflößung,  oder  kurze 
Zeit  vorher,  teils  im  Frühjahr,  wenn  man  die  ständige  Bewässerung  in  die 
intermittierende  übergehen  läßt.  In  den  letzten  Jahren  gehen  intelligente  Land- 
wirte dazu,  den  Mischdünger  durch  Phosphate  zu  bereichern  und  zu  ergänzen. 
Jedes  Jahr  werden  vor  Beginn  der  Winterbewässerung  die  Zuleitungs-  und 
Sammlungsgräben  neu  reguliert.  Der  Schlamm  der  Sammelgräben  wird  teil- 
weise zur  Festigung  der  Grabenwände  verwandt,  teilweise  dient  er  als  bestes 
Material  zur  Herstellung  des  Kompostes.    Sind  die  Gräben  in  dieser  Weise 

'  Vgl.  II.  Teil,  Abschnitt  2,  die  Pächter. 
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hergerichtet,  so  laßt  man  dem  Wasser  den  Zutritt  in  die  Zuleitungsgräben. 
Während  das  Wasser  steigt,  werden  die  kleinen  Risse  und  Spalten  verstopft, 
durch  die  es  vorzeitig  zu  entweichen  droht.  Ist  es  bis  zum  Überströmen 
gestiegen,  so  wird  die  letzte  Hand  an  die  Nivellierung  der  Wiesenflügel  gelegt. 
Das  Wasser,  das  zur  Bewässerung  der  Wiesen  dient,  stammt  meist  aus  künst- 
lich erschürften  Quellen,  deren  Wasser  eine  höhere  Temperatur  als  die  winter- 
liche Atmosphäre  hat,  so  daß  dadurch  auch  im  Winter  das  Wachstum  der 
Pflanzen  gefördert  wird.  Bei  den  Winterwiesen  ist  also  das  Rieselwasser 
während  der  kälteren  Jahreszeit  wesentlich  als  Träger  der  Wärme,  in  der 
übrigen  Zeit  als  Anfeuchtungsmittel  von  Nutzen. 

Im  Durchschnitt  kann  jährlich  6—9  mal  gemäht  werden;  im  Sommer 
liegen  30—35  Tage  zwischen  zwei  Schnitten.  Der  Ertrag  der  Herbst-,  Sommer- 
und  Frühjahrsmahd  wird  stets  als  Grünfutter  verwendet;  drei,  höchstens  vier 
Sommerschnitte  können  zu  Heu  getrocknet  werden,  doch  ist  das  Heu  nicht 
von  bester  Qualität.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  macht  man  Heu  nur  aus 
einem  oder  aus  den  zwei  besten  Sommerschnitten  und  das  nicht  immer.  Der 
Ertrag  an  Grünfutter  schwankt  zwischen  300  und  700  dz  pro  Hektar  und 
Jahr,  in  besonders  günstigen  Lagen  steigt  er  bis  zu  1000  dz. 

In  der  Nähe  von  Mailand,  wo  die  an  Düngemitteln  sehr  reichhaltigen 
Abwässer  der  Stadt  zur  Flößung  benutzt  werden,  werden  die  Wiesen  nicht 
eigens  gedüngt,  sondern  im  Gegenteil,  man  nimmt  ihnen  in  vielen  Fällen  von 
Zeit  zu  Zeit  den  fetten  Humus.  Auf  diesen  Wiesen  mäht  man  jährlich  12 
bis  14  mal,  was  pro  Hektar  und  Jahr  einen  Grünfutterertrag  von  1400  bis 
1600  dz  bringt,  dem  ein  Heuertrag  von  300 — 350  dz  entspricht. 

Die  Einführung  der  Winterwiesen  wird  gewöhnlich  den  Kartäusermönchen 
zugeschrieben1.  Es  läßt  sich  freilich  nicht  feststellen,  ob  die  Winterwiesen  in  der 
Niederlombardei  zuerst  aufgekommen  sind,  oder  ob  die  Kartäusermönche  sie  ander- 
wärts kennen  gelernt  haben2.  Ebensowenig  kennt  man  das  Datum,  wann  das 
System  der  Winterwiesen  in  der  Niederlombardei  zuerst  aufkam3.  Sicher  aber 
ist,  daß  diese  Winter-  oder  Flößwiesen  im  17.  Jahrhundert  bereits  eine  große 
Ausdehnung  hatten  und  daß  sie  sich  im  18.  Jahrhundert  noch  stark  weiter 
ausdehnten*.  Im  ig.  Jahrhundert  nahmen  die  Winterwiesen  vom  Jahr  1828, 
auf  das  sich  das  alte  Kataster,  das  sogenannte  Censo  lombardo-veneto  bezieht, 
bis  zum  Jahre  1886,  in  welchem  die  Neukatastrierung  begann,  im  Gebiet  von 
Mailand  und  Lodi  um  6000  ha  zu  5. 


1  Vgl.  Frammenti  dell'  Inchiesta  agraria,  S.  216. 

*  Hinige  meinen,  die  Flößwiesen  (Marcite)  seien  eine  Erfindung  der  Mauren  und  seien 
über  Spanien  in  der  Niederlombardei  bekannt  geworden.  Vgl.  Conti,  La  Proprietät  fondiaria 
nel  passato  e  nel  presente.  Mailand  1905.  Fumagalli  sagt,  der  Erfinder  der  Winterwiesen 
sei  unbekannt,  Antichita,  XIII.  Diss. 

3  Das  »pratuni  marcidum«,  von  welchem  die  Rede  ist  in  einem  Pergament,  das 
Lavezzari  zitiert  (in  seinem  Kommentar  zu  Mitterpachers  Elementi  di  agricoltura,  trad.  ital., 
Mailand  1 784)  und  die  >prata  marcida<,  die  in  drei  Dokumenten  der  Abtei  Chiaravalle  von 
1198,  1235  und  1254  erwähnt  werden,  sind  sehr  wahrscheinlich  sumpfige  Wiesengründe, 
so  daß  man  daraus  für  unsere  Frage  keine  Schlußfolgerungen  ziehen  kann.  (Fumagalli,  a.  a.  O.) 

4  Fumagalli,  a,  a.  O. 

5  Relazione  dalla  Sottocommissione  incaricata  dalla  commissione  censuaria  centtale  di 
csaminare  le  tariffe  di  estimo  della  provincia  di  Milano.    Rom  1900. 
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Das  Gras  wird  in  der  Regel  nicht  verkauft,  sondern  auf  dem  Gute  selbst 
verfüttert.  Dazu  hat  jedes  Gut  eine  dem  Quantum  des  produzierten  Grases 
entsprechende  Herde  von  Kühen  zur  Milchproduktion.  Im  Durchschnitt  gibt 
eine  Kuh  im  Jahre  300  Tage  Milch.  Die  Kälber  werden  im  Alter  von  3  —  8 
Tagen  verkauft,  nur  ausnahmsweise  auf  einzelnen  Gütern  aufgezogen,  in  letzteren 
Fällen  werden  sie  aber  künstlich  gesäugt,  damit  die  Milch  für  die  Butter-  und 
Käseproduktion  verwertet  werden  kann.  Ein  Stall  von  60  Kühen  liefert  im 
Durchschnitt  täglich  5  hl  Milch.  Die  Milch  wird  nach  dem  Melken  gemessen 
und  sofort  in  den  sogenannten  Casone,  ein  besonders  für  die  Milchverarbeitung 
bestimmtes  Gebäude,  gebracht.  Der  Fettgehalt  der  Milch  ist  im  Winter 
(Oktober  bis  April)  und  im  Sommer  (Mai  bis  September)  verschieden.  Im 
Winter  ergibt  ein  Hektoliter  Milch  durchschnittlich  8 — 9  kg  Sahne,  aus  der 
250— 300  g  Butter  hergestellt  werden  kann;  oder  zu  2,4—2,6  kg  Butter  ist 
ein  Hektoliter  Milch  erforderlich.  Im  Sommer  sinkt  der  Ertrag  auf  nur  6 — 7  kg 
Sahne,  bzw.  1,6—1,8  kg  Butter  pro  Hektoliter  Milch. 

Um  die  Milch  zu  entrahmen,  läßt  man  sie  im  Winter  19 — 23,  im 
Sommer  9 —  1 2  Stunden  in  großen  kupfernen  Becken  stehen1.  Der  Rahm 
wird  in  einfachen,  durch  Pferdekraft  betriebenen  Maschinen  in  gewöhnlicher 
Weise  zu  Butter  verarbeitet. 

Aus  der  entrahmten  Milch  wird  hauptsächlich  Parmesanerkäse  (formaggio 
parmigiano)  hergestellt,  für  den  die  Niederlombardei  das  einzige  Produktions- 
gebiet ist.  Er  wurde  wahrscheinlich  schon  im  15.,  sicher  vom  16.  Jahrhundert 
an,  hergestellt2.  Die  entrahmte  Milch  wird  über  dem  Feuer  bis  zu  einer 
bestimmten  Temperatur  erwärmt,  und  zugleich  läßt  man  sie  gerinnen,  indem 
man  ein  Stück  Lab  hineintut.  Die  teigartige  Masse  kommt  dann  in  eine 
hölzerne  runde  Form  von  etwa  l/2  m  Durchmesser  und  25  cm  Höhe.  Nach 
1 — 2  Tagen  wird  der  Käse  aus  der  Form  herausgenommen  und  bleibt  zum 
Trocknen  noch  3 — 4  Monate  in  einem  besonderen  Raum  des  Casone, 
während  welcher  Zeit  er  täglich  mit  Leinöl  eingerieben  wird,  um  ein  Brüchig- 
werden zu  verhüten.  Nach  vier  Tagen  wiegt  ein  solcher  Käse  gegen  33  kg, 
nach  weiteren  zwei  Monaten  30  kg,  erleidet  also  einen  Gewichtsverlust  von 
9%.  Nach  29  Monaten  wiegt  er  bei  einem  Verlust  von  20,25%  nocn 
26,8  kg. 

Wenn  der  Käse  aus  der  Form  genommen  wird,  enthält  er  im  Durch- 
schnitt 7,5  —  8,5  kg  Käse  auf  einen  Doppelzentner  entrahmter  Milch,  oder 
6,5 — 7,5  kg  Käse  kommen  auf  einen  Hektoliter  Vollmilch.    Im  Sommer  steigt 

»  Das  neue  Entrahmungsverfahren  mit  Zentrifugalmaschinen  wird  in  der  Nicder- 
lombardci  nirgends  angewendet,  weil  diese  Maschine  der  Milch  zu  viel  Fettgehalt  entnimmt, 
und  damit  die  entrahmte  Milch  zur  Herstellung  des  Parmesanerkäses  zu  mager  ist.  Die 
Zentrifugen  werden  wohl  in  den  neuen  Großmolkercien  gebraucht,  die  hauptsächlich  Butter 
und  nicht  Parmesanerkäse  herstellen. 

3  Vortrag  von  Prof.  Dr.  C.  Besana,  Direktor  der  königl.  Molkereischule  zu  Lodi  auf 
der  25.  Jahrfeier  {1906)  der  neu  eröffneten  Molkercischule.  Es  wird  hier  auf  eine  ungedruckte 
Urkunde  vom  Jahre  1512  in  dem  Gemeindearchiv  von  I-odi  hingewiesen.  Der  Vortragende 
legt  auch  dar,  warum  dieser  Käse,  der  stets  nur  in  der  Niederlombardei  hergestellt  wurde, 
den  Namen  Parmesanerkäse  trägt.  Während  der  niederlombardische  Käse  auf  dem  italienischen 
Markte  den  in  der  Gegend  von  Parma  fabrizierten  immer  mehr  zurückdrängte,  nahm  er  den 
Namen  desselben  an.    Vergl.  Bolletlino  delP  Agricoltura,  Mailand  1906. 

Rovelli,  Die  Agrarrerf.  der  Niedeilombardei.  2 
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der  Käseertrag  wegen  des  bedeutenden  Sinkens  des  Butterertrages  bis  auf  8  kg 
frischer  Käse  auf  einen  Hektoliter  Vollmilch. 

Der  Käse  wird  gewöhnlich  nach  3 — 4  Monaten  verkauft  bei  einem 
durchschnittlichen  Ertrag  von  5,5  kg  Käse  pro  Hektoliter  Vollmilch.  Die 
weitere  Austrocknung  vollzieht  sich  beim  Großhändler.  Außer  dem  Parrae- 
sanerkäse  werden  noch  andere  Käsearten  hergestellt,  jedoch  nur  in  sehr 
geringem  Umfange. 

Die  Milchabfälle  werden  zur  Schweinefütterung  verarbeitet. 

Die  Güter  in  einer  Umgebung  von  7 — 10  km  von  Mailand  verkaufen 
die  Milch  in  die  Stadt. 

V.    Verteilung  der  Hauptkulturen. 

Reis,  Wechselwiesen  und  Winterwiesen  sind  die  hauptsächlichsten  Zweige 
der  niederlombardischen  Landwirtschaft,  sie  nehmen  zwar  in  der  ganzen 
Niederlombardei  etwa  2/3  der  landwirtschaftlich  benützten  Fläche  ein,  doch 
hat  jedes  der  drei  Gebiete  von  Mailand,  Lodi,  Pavia  sein  landwirtschaftliches 
Charakteristikum,  indem  der  eine  oder  andere  der  genannten  Zweige  die 
beiden  anderen  überragt. 

Es  betragen  in  den  Gebieten  von 

Mailand  Lodi  Pavia 

die  gesamte  landw. 

benutzte  Fläche    82000  ha  55500  ha  49000  ha 

die  Reisfelder  .  .  14650  ha  (17,8%)  7  450  ha  (13,4%)  18000  ha  (36,8%) 
die  Weclisel wiesen  27750  *  (33,8  »  )  2QO0O  »  (52,1  >■  )  12000  »  (24,3  *  ) 
die  Winterwiesen  .    10700  »  (13,0  *  )    1670  »  (  3,0  »  )    3000  »  (  6,0  ■■  ) 

{64,6%)  (68,5%)  (67.1  %) 

Wir  sehen,  daß  das  Mailänder  Gebiet  das  der  Winterwiesen,  das  Lode- 
saner  das  der  Wechselwiesen,  das  Paveser  das  der  Reisfelder  ist.  Diese  Ver- 
teilung hängt  zusammen  mit  der  Bodenbeschaffenheit  und  den  Wasser- 
verhältnissen. 

Die  Wintenviesen  brauchen  im  Winter  unbedingt  ein  gleichmäßig  warmes 
Wasser,  damit  sie  stets  frostfrei  bleiben;  ein  solches  Wasser  liefern  nur  die 
größten,  unmittelbar  aus  den  Flüssen  abgeleitete  Kanäle  —  das  Wasser  der 
kleineren,  von  weiterher  fließenden  Kanäle  kühlt  sich  zu  schnell  ab,  —  sowie 
die  Fontanili,  deren  Wasser  im  Erdboden  erwärmt  wurde.  Am  besten  eignen 
sich  jedoch  die  Abwässer  der  städtischen  Kanalisation,  die  nicht  nur  eine 
relativ  hohe  Temperatur,  sondern  auch  reichliche  Düngemittel  mit  sich  bringen. 
An  solchem  Wasser  ist  die  Umgegend  von  Mailand  besonders  reich.  Deshalb 
herrschen  hier  die  Winterwiesen  vor. 

Auf  dem  Gebiet  von  Lodi  fehlen  die  Fontanili  und  die  reichlichen 
städtischen  Abwässer  für  die  Winterwiesen.  Für  den  Reisbau  ist  der  Boden 
zu  leicht,  zu  trocken  und  nicht  tief  genug.  Der  dünne  Mutterboden  wurde 
früher  am  besten  durch  Wiesen-  und  Flachsbau  ausgenützt.  An  Stelle  des 
letzteren  sind  jetzt  weitere  Wcchselwiesen  getreten. 
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Das  Gebiet  von  Pavia  endlich  ist  für  den  Reisbau  sehr  geeignet.  Der 
Ackerboden  ist  ziemlich  tief,  schwer  und  von  natürlicher  Feuchtigkeit.  Das 
Fehlen  der  Fontanili  macht  ihn  aber  für  Winterwiesen  weniger  geeignet. 

Aus  den  angegebenen  Gründen  wird  auch  der  Unterschied  der  in  den 
drei  Gebieten  üblichen  Fruchtfolge  leicht  verständlich.  Im  Mailändischen 
finden  wir  folgenden  4-  bzw.  6jährigen  Turnus:  Mais,  Weizen,  Wiese,  Wiese; 
dazu  in  der  von  der  Stadt  weiter  entfernten  Gegend,  wo  der  Reisbau  gesetz- 
lich erlaubt  ist,  noch  eine  zweimalige  Bestellung  mit  Reis.  Bei  Lodi  ist  eine 
7jährige  Folge  üblich:  Mais,  Weizen  oder  Hafer,  viermal  Wiesen,  einmal  Reis. 
Auch  im  Paveser  Gebiet  ist  der  Turnus  7 jährig:  Mais,  Weizen,  zwei  Jahre 
Wiesen,  drei  Jahre  Reis. 

§  2.  Die  Bewässerungsverfassung. 

I.  Die  Wasserläufe. 

Der  Reichtum  der  niederlombardischen  Landwirtschaft  besteht  in  der 
großen  Wassermenge,  über  die  sie  verfügen  kann;  deren  Benützung  wird  ge- 
regelt durch  eigentümliche  alte,  aus  der  Erfahrung  vieler  Generationen  geschöpfte 
Rechte  und  Gebräuche;  wir  nennen  ihren  Inbegriff  die  Bewässerungsverfassung. 

Die  Hauptader  für  die  Bewässerung  sind  die  von  den  Flüssen  Tessin 
und  Adda  abgeleiteten  Kanäle. 

Der  Naviglio  Grande  ist  vom  Tessin  abgeleitet.  Er  wurde  in  den  Jahren 
11 77 — 1 1 79,  hauptsächlich  auf  Kosten  der  Gemeinde  Mailand,  gebaut. 

Im  Anfang  ging  er  nur  bis  Abbiategrasso.  Im  Jahre  1231  wurde  er 
bis  Gaggiano  weitergeführt,  1257  bis  vor  die  Tore  von  Mailand,  1272  wurde 
er  auf  Anordnung  von  Napoleone  della  Torrc,  in  die  Stadt  eingeleitet1.  Der 
Kanal  ist  50  km  (genau  49982  km)  lang  und  dient  sowohl  zur  Bewässerung 
als  zur  Frachtschiffahrt.  Im  Jahre  1457  wurde  der  Bau  des  Kanals  von 
Bereguardo,  welcher  von  dem  Naviglio  Grande  bei  Abbiategrasso  abzweigt, 
unternommen  und  bis  1478  zu  Ende  geführt.  Dieser  Kanal  ist  19  km 
(18848  m)  lang  und,  obgleich  auch  für  die  Frachtschiffahrt  bestimmt,  dient  er 
augenblicklich  fast  ausschließlich  der  Bewässerung. 

Vom  Naviglio  Grande  zweigt  in  Mailand  auch  der  Naviglio  di  Pavia  ab. 
Der  Bau  dieses  Kanals  wurde  im  Jahr  1564  unternommen;  1584  wurde  der 
schon  beendigte  Teil  zerstört.  Erst  1865  wurde  der  Bau  auf  Befehl 
Napoleons  I.  wieder  aufgenommen  und  im  Jahre  1819  beendigt2.  Der  Naviglio 
di  Pavia  ist  33  km  (33  329  m)  lang  und  dient  zur  Bewässerung  und  zur 
Frachtschiffahrt. 

Er  verbindet  Mailand  mit  dem  Po  und  durch  diesen  mit  dem  Meere. 

Die  Wasserführung  des  Naviglio  Grande  beträgt  1 80  600  m8  pro  Stunde, 
von  welchen  17472  dienen  zur  Speisung  des  Kanals  von  Bereguardo  und 
41  328  zu  der  des  Naviglio  di  Pavia. 

Im  Jahre  1457  wurde  auf  Befehl  des  Herzogs  Francesco  Sforza  der 
Naviglio  della  Martesana,  welcher  von  der  Adda  abgeleitet  wird,  gebaut.  Die 
Martesana  tritt  in  Mailand  nach  einem  Lauf  von  39  km  (38  696  m)  ein.  Auch 

*  Cfr.  G.  Bruschetti,  Storia  dei  progetti  e  delle  opere  per  1*  irrigazione  del  MUancse, 
Lugano  1834;  E.  Bignami,  Milano  idrografica  in  der  Sammlung  Mediolanum,  Mailand  1881. 

»  Masetti  (Generaldirektor  der  öffentlichen  Arbeiten),  Notizie  statistiche  intorno  ai  fiumi, 
laghi  e  canali  navigabili  delle  pro%incie  comprese  nel  Governo  di  Milano,  Mailand  i8*v 

2* 
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dieser  Kanal  dient  sowohl  zur  Bewässerung  als  zur  Frachtschiffahrt.  Die 
Wasserführung  beträgt  93  600  m8  pro  Stunde. 

Von  der  Adda  zweigt  auch  der  Canale  Muzza  ab,  der  nur  auf  Lode- 
saner  Gebiet  fließt  und  der  einzige  ist,  welcher  auf  diesem  Gebiete  Wasser 
verteilt.  Wegen  seiner  Breite  wird  dieser  Kanal  auch  Fluß  genannt.  Wahr- 
scheinlich wurde  der  Bau  dieses  Kanals  1220  begonnen,  obgleich  ein  Muzza 
genannter  Wasserlauf  schon  in  mehreren  Akten  vom  Jahre  962  und  später 
erwähnt  wird,  und  obgleich  das  Hospital  Broglio  bei  St.  Stefano  in  Mailand 
(jetzt  mit  dem  Ospedale  Maggiore  vereinigt)  schon  im  Anfang  des  12.  Jahr- 
hunderts einen  solchen  besaß.  Der  Bau  dieses  Kanals  wurde  teils  von  dem 
Hospital  in  Mailand,  teils  von  der  Gemeinde  Lodi  ausgeführt1.  Die  Muzza 
hat  eine  Länge  von  58  km  (57  700  m)  und  eine  Breite,  die  zwischen  25  und 
52  m  schwankt,  mit  einem  Durchschnitt  von  32  m.  Die  Wasserführung  beträgt 
221200  m3  pro  Stunde.    Der  Kanal  dient  ausschließlich  der  Bewässerung. 

Außer  diesen  Kanälen,  die  das  Wasser  von  den  Flüssen  Tcssin  und 
Adda  verteilen,  sind  die  künstlich  erschürften  Quellen,  Fontanili  für  die 
Bewässerung  der  Niedcrlombardei  von  großer  Wichtigkeit.  Wir  haben  schon 
darauf  hingedeutet,  daß  es  in  der  Niederlombaidei  reichlich  unterirdische 
Wassermengen  gibt. 

Diese  Gewässer  sickern  von  den  Seen  und  Strömen  der  Alpen  in  das 
Erdinnere  ein  und  werden  dort  in  einer  gewissen  Tiefe  von  den  ton-  und 
steinhaltigen  Schichten  festgehalten. 

Ein  wenige  Kilometer  breiter  Erdstreif,  welcher  mit  diesen  2 — 4  m 
unter  der  Oberfläche  fließenden  Gewässern  getränkt  ist,  dehnt  sich  auf  dem 
Übergangsgebiet  vom  Tessin  bis  zur  Adda  aus.  Das  Erschürfen  eines  Fonta- 
nile  erfolgt  in  der  Weise,  daß  man  von  einem  Grundstücke  aus,  welches  man 
bewässern  will,  einen  Graben  gegen  das  höher  liegende  Gelände,  wo  man 
Quellen  vermutet,  mit  geringem  Sohlcngefälle  bis  tief  in  die  Schotterschichte 
vortreibt.  Hat  man  eine  Wasserschichte  gefunden,  so  erweitert  man  das  tiefe 
Grabenende  zu  einem  birnförmigen  Durchschnitt  und  erleichtert  das  Hervor- 
quellen des  Wassers  aus  der  Grabensohle  durch  Eingraben  von  Fässern  ohne 
Böden,  welche  man  selbst  im  Verlaufe  des  Grabens,  überall  da,  wo  Wasser 
sich  zeigt,  in  die  Sohle  bis  zur  Oberkante  einsetzt.  Auch  findet  man  eiserne 
Röhren,  wie  man  solche  zu  artesischen  Brunnen  verwendet,  in  die  Graben- 
sohle eingeschlagen,  um  auch  tiefer  liegende  Wasserschichten  rascher  nach  oben 
zu  leiten2. 

Das  Wasser  der  Fontanili  wird  meistenteils  im  Gebiete  von  Mailand 
gebraucht;  das  Gebiet  von  Pavia  hat  wenig  und  jenes  von  Lodi  noch  weniger 
Fontanili- Wasser. 

Die  Abflußwässer  der  reichlichen  Bewässerung,  zusammen  mit  denen  von 
mehreren  Fontanili  und  von  natürlichen  Quellen  bilden  andere  kleinere 
Wasserläufe,  welche  zur  Entwässerung  der  oberen  und  zur  Bewässerung  der 
niederen  Lagen  dienen. 

Einige  dieser  geringeren  Wasserläufe  haben  das  Bett  alter  Ströme  oder 
Flüsse  inne,  die  vor  alters  von  der  Nordlombardei  her  sich  in  den  Po  ergossen ; 
diese  Gewässer  wurden,  wie  es  scheint,  im  12.  und  13.  Jahrhundert,  im  Norden 

«  Cfr.  Monograha  agricolo-statistica  del  circondario  di  Lodi,  Lodi  1884,  S.  316. 
*  Dünkelberg  a.  a.  O. 
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von  Mailand  zu  anderen  Zwecken  abgeleitet.  Mehrere  dieser  Wasserläufe 
wurden  indessen  gesammelt  und  in  künstlich  gebaute  Kanäle  geführt1. 

Unter  den  ersten  erwähnen  wir,  ihrer  Wichtigkeit  halber,  den  Lambro 
meridionale,  die  Olona  und  die  Vettabia. 

Der  Lambro  meridionale  hat  seinen  Ursprung  in  dem  abfließenden 
Wasser  des  Naviglio  Grande  bei  Mailand  und,  nach  einem  Lauf  von  59  km 
(58  748  m)  mündet  er  in  den  Lambro  settentrionale,  einen  Fluß,  der  nicht  zur 
Bewässerung  dient,  im  See  von  Pusiano,  in  der  Mittellombardei  entspringt  und 
nach  einem  Lauf  von  1 3 1  km  in  den  Po  mündet. 

Die  Olona2  bildet  sich  aus  dem  Wasserüberfluß  einiger  vom  Naviglio 
Grande  abzweigender  Nebenkanäle;  sie  hat  einen  Lauf  von  ungefähr  30  km 
und  ergießt  sich  in  den  Po. 

Die  Vettabia  ist  der  bedeutendste  Abzugsgraben  der  Stadt  Mailand 
durch  drei  große  Sammelkanälc  wurden  die  Abwässer  der  Stadt  in  diese  ge- 
leitet. Sie  mündet  in  den  Lambro  settentrionale  nach  einem  Lauf  von  un- 
gefähr 20  km. 

Unter  den  künstlich  gebauten  Wasserläufen,  welche  die  abfließenden  und 
aus  kleinen  Quellen  entspringenden  Wässer  sammeln  und  aufs  neue  der  Be- 
wässerung zuführen,  ist  der  Cavo  Lorini,  auch  Cavo  Marocco  genannt, 
hervorzuheben.  Er  wurde  von  dem  Ingenieur  Lorini,  der  auch  dessen  Bau 
im  Jahre  1806  begann,  projektiert  und  dann  von  Carlo  Marocco  im  Jahre 
1817  zu  Ende  geführt.  Er  ist  105  km  lang  und  ist  von  vielen  kleinen  Kanälen, 
die  das  Wasser  der  Gegend  aufnehmen,  gespeist;  seine  Wasserführung  beträgt 
35  280  m 3  pro  Stunde. 

Die  ganze  Wassermasse,  die  vom  Tessin  und  der  Adda  abgeleitet,  zu- 
sammen mit  der  aus  den  Fontanili  gewonnenen  in  der  Niederlombardei  der 
Bewässerung  dient,  kann  auf  723000  m3  pro  Stunde  berechnet  werdend 

Außer  diesen  Kanälen,  die  zur  Bewässerung  oder  gleichzeitig  zur  Ent- 
und  Bewässerung  dienen,  gibt  es  dann  andere,  die  ausschließlich  für  den  Ab- 
fluß der  Gewässer  gebraucht  werden.  Alle  Abzugsgewässer  der  Niederlombardci 
werden  dem  Po  oder  seinen  unmittelbaren  Nebenflüssen  zugeleitet,  nämlich 
dem  Lambro  meridionale  und  der  Olona  im  letzten  Teil  ihres  Laufes,  dem 
Lambro  settentrionale,  dem  Tessin  und  der  Adda. 

Die  Abzugskanäle  werden  nach  einigen  Regeln  gebaut,  die  die  Erfahrung 
und  die  Kunst  als  nützlich  und  notwendig  erwiesen  haben,  um  Überschwem- 
mungen zu  verhindern  oder  wenigstens  zu  mildem. 

Vor  allem  trägt  man  dafür  Sorge,  die  von  höher  liegenden  Geländen 
herkommenden  Gewässer,  von  denen  von  tiefer  liegenden  getrennt  zu  halten, 
indem  man  die  ersteren  in  den  höheren  Teil  der  Ebene  leitet,  wo  sie  ohne 
Abdämmung  in  ihrem  Bette  bleiben. 

*  cfr.  Siro  Dell'  Acqua,  Le  piene  dei  colatori  dell'  Agro  Milancsc  a  traverso  il  Pavese. 
Pavia  1905. 

3  Denselben  Namen  trägt  ein  Fluß,  der  von  den  Voralpen  von  Varese  kommt  und  in 
den  Naviglio  Gründe  fließt.  Es  scheint,  daß  das  Bett  der  niedcrlomhardischen  Olona  das 
alte  Bett  des  Flusses  Olona  ist,  der  von  dem  Gebirge  her  dem  Po  zufloß. 

i  Cfr.  Rclazione  della  Sottocommissione  incaricata  dalla  Commissione  Censuaria  Cen- 
trale per  la  revisione  delle  tariffe  della  provincia  di  Milano.    Rom  1900,  S.  12. 


Digitized  by  Google 


22 


I.  Teil. 


Die  Kanäle  vi  i  den  höheren  Geländen,  die  die  Wasserhöhe  des  an- 
schwellenden Flusses  immer  überragen,  fließen  aus  freier  Mündung  direkt  in 
den  Fluß;  die  anderen  Kanäle  indessen  führen  ihre  Gewässer  in  einen  Haupt- 
abzugskanal, der  dem  Flusse  fast  parallel  geht,  um  an  dem  niedrigsten  Punkt, 
den  man  erreichen  kann,  zu  münden.  Die  verschiedensten  Hauptabzugskanäle 
und  ihre  Nebenkanäle  sind  an  der  Mündung  mit  Schleusen  versehen  und  mit 
Dämmen  eingefaßt,  so  daß  sie  auch  bis  zu  einer  Höhe  von  einigen  Metern 
das  Wasser  festhalten  können.  Beim  Anschwellen  des  Flusses  hat  das  aus 
den  höheren  Geländen  kommende  Wasser  fortwährend  freien  Abfluß;  die 
niedrigeren  Gewässer  indessen  werden  in  dem  Hauptabzugskanal,  dessen 
Schleusen  man  schließt,  gestaut;  damit  das  Wasser  in  den  Nebenkanälen  sich 
nicht  an  den  niedrigsten  Stellen  sammelt  und  übertritt,  und  das  aus  dem 
Hauptabzugskanal  nicht  in  die  Nebenkanäle  zurückströmt,  werden  auch  die 
Schleusen  dieser  gewöhnlich  geschlossen.  In  einigen  Orten  wurden  für  den 
Fall  außerordentlichen  Anschwellens  Hilfsabzugskanäle  erbaut,  was  aber  nicht 
überall  möglich  war. 

II.   Die  Wasscrausnutzung. 

Außer  dem  Bau  von  Bewasserungs-  und  Abzugskanälen  sind  noch 
schwierige  und  kostspielige  Arbeiten  auf  jedem  Gut  zu  verrichten,  um  das 
Wasser  in  der  besten  Weise  auszunützen.  Der  ganzen  Oberfläche  jeden 
Grundstückes  muß  eine  geneigte  Lage  gegeben  werden,  damit  das  Wasser  von 
einer  Seite  einfließe  und  zur  anderen  abfließe,  um  nachher  auf  dieselbe  Weise 
dem  folgenden  Grundstück  zu  dienen  usw.  Dann  muß  man,  stets  nach  einem 
bestimmten  Plan,  der  immer  sehr  verwickelt  ist  und  sich  auf  die  Gesamtheit 
der  Güter  erstreckt,  eine  Unzahl  von  Zweigkanälen  und  Leitungen  graben. 
Femer,  um  zu  ermöglichen,  daß  diese  Kanäle  und  Leitungen  sich  treffen, 
sich  verzweigen,  übereinander  und  untereinander  herlaufen  und  jeder  seinen 
eigenen  Bestimmungsort  ohne  Hindernis  erreiche,  muß  man  eine  Menge 
Gräben  herstellen,  sowie  Kanalbrücken  und  Abfließvorrichtungen,  damit  jedes, 
auch  das  vom  Kanal  entfernteste  Stück  seine  nötige  Bewässerung  erhalte. 
Das  Bewässerungswasser  wird  unterschieden  in  Sommerwasser  und  Winter- 
wasser; das  erstere  wird  vom  25.  März  bis  zum  8.  September,  das  andere  in 
dem  anderen  Teil  des  Jahres  gebraucht'.  Einige  Tage  vor  dem  25.  März 
und  nach  dem  8.  September  läßt  man  alle  Kanäle,  der  Reinigung  halber 
leer  laufen. 

Die  Maßeinheit  für  das  Wasser  ist  die  oncia  magistrale2. 


1  Dieser  Brauch  ist  sehr  alt;  und  zurzeit  Pecchios  (iO$q — 92)  war  er  als  sehr  alt  erkannt. 
Kr  berichtet  im  Kap.  IX.,  quaest.  XXXVI.  Hb.  II.  De  aequaeduetu,  daß  di«r  Coloni  et 
fictabiles  prineipium  irrigandi  desumunt  a  die  Annunciationis  B.  M.  V.,  die  25.  Martii, 
finiturum  in  Nativitatc  eiusdein  B.  V.,  die  8.  Septembris;  dann  sagt  er:  Ouandoque  fictabiles 
tempore  hyemali  utuntur  etiam  aquis  non  ad  prata  irriganda,  sed  ad  illa  marcescenda,  ut 
magis  abundent  foeno  aestivo  tempore.  —  Cfr.  Komagnosi,  Deila  condotta  delle  acque,  — 
3.  Auflage,  Mailand  1836,  Band  I,  S.  459. 

Durch  den  Namen  Matcita  wjrde  Pecchio  in  den  Irrtum  geführt,  daß  man  Winter» 
wasser  non  ad  prata  irriganda  sed  ad  illa  marcescenda  gebraucht  habe. 

2  Die  Unze,  wie  sie  früher  von  der  Obrigkeit  (Magistrato)  festgestellt  wurde. 
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Die  oncia  ist  das  Quantum  Wasser,  das  durch  bloßen  Wasserdruck 
durch  eine  Öffnung  fließt,  die  4  once  des  mailandischen  braccio1  hoch 
(0,198  m),  3  once  breit  ist  (0,149  m)  und  deren  obere  Seite  2  once  (0,099) 
unter  dem  Wasserspiegel  liegt2. 

Zur  Abmessung  des  Wassers  wird  dort,  wo  ein  Nebenkanal  vom  Haupt- 
kanal abzweigt,  ein  besonders  eingerichtetes  Gebäude  errichtet,  dessen  technische 
Einzelheiten  zu  beschreiben  zu  weit  führen  würde. 

Die  oncia  magistrale  ist  auf  2,8  cbm  pro  Minute  berechnet.  Das 
Bewässerungswasser  kann  ständig  oder  periodisch  (intermittente)  fließen.  Der 
zweite  Fall  hat  statt,  wenn  das  Wasser  eines  Kanals  oder  ein  Teil  desselben, 
nicht  gleichzeitig  auf  alle  Güter,  für  die  es  bestimmt  ist,  verteilt,  sondern  von 
den  einzelnen  Gütern  nacheinander  in  seiner  ganzen  Masse  verbraucht  wird. 

Der  Zeitraum  zwischen  zwei  aufeinanderfolgenden  Wasserbenutzungen 
eines  und  desselben  Gutes  heißt  ruota,  Zwischenzeit,  und  die  Dauer  einer 
Benutzung  heißt  orario,  Stundenzahl. 

Die  Wassermenge,  über  die  ein  Gut  verfügt,  steht  in  direktem  Ver- 
hältnisse zum  orario  und  im  umgekehrten  zur  ruota.  Im  Mailänder  Gebiet 
ist  eine  zehn-,  manchmal  auch  siebentägige  ruota  üblich.  Das  für  die  Winter- 
wiesen gebrauchte  Wasser  (und  darum  das  ganze  Winterwasser  und  ein  kleiner 
Teil  des  Sommerwassers)  ist  ständig  (conti nua).  Dagegen  ist  das  für  die 
Wechselwiesen  und  für  das  Getreide  (das  heißt  der  größte  Teil  des  Sommer- 
wassers) im  periodischen  Gebrauch.  Diese  Verschiedenheit  in  der  Anwendung 
der  Bewässerung  entspricht  der  verschiedenen  Kultur.  Für  den  Reis  braucht 
man  Sommerwasser;  dann  wird  die  acqua  intermittente  in  acqua  continua 
umgesetzt;  diejenigen,  die  ein  Recht  an  das  Wasser  eines  Kanals  haben, 
einigen  sich  darüber,  daß  jeder,  anstatt  z.  B.  4  once  Wasser  12  Stunden 
lang  in  zehntägigen  Zwischenräumen  zu  brauchen,  ständig  0,2  once  braucht3. 

Die  Sachverständigen  behaupten,  daß  eine  Wassermenge  von  einem 
Liter  pro  Sekunde  in  einem  orario  von  24  Stunden  in  zehntägigen  Zwischen- 
räumen für  einen  Hektar  Boden  ausreicht,  vorausgesetzt,  daß  der  Boden  in 
normaler  Beschaffenheit  sich  befindet,  das  gebräuchliche  Gefälle  von  0,2% 
hat,  und  mit  Getreide  oder  als  Wechselwiese  bestellt  werden  soll.  Für  die 
Reisfelder  ist  eine  doppelte,  für  die  Winterwiesen  eine  fünfzigfache  Wasser- 
menge notwendig.  Das  abfließende  Wasser,  das  noch  für  Bewässerung  gebraucht 
werden  kann,  wird  durchschnittlich  auf  '/4  der  früheren  Wassermenge  geschätzt. 
Der  Preis  des  Wassers  hängt  von  verschiedenen  Posten  ab.  Zunächst  wird 
die  Beschaffenheit  des  Wassers  und  das  in  den  Bewässerungsanlagen  (Kanal- 

1  Längenmaß. 

2  Es  ist  dies  die  oncia  milanese;  sie  wird  tatsächlich  überall  gebraucht;  es  gibt 
aber  außerdem  noch  die  oncia  lodigiana  und  die  o.  pavese.  Die  erstere  hat  eine  Öffnung 
von  9  once  vom  lodesaner  braccio  (0,342  m)  Höhe  und  1  oncia  von  dem  lodesaner 
braccio  (0,038  m)  Breite;  die  obere  Seite  befindet  sich  zwei  once  des  mailändischen  braccio 
(0,099  m)  unter  dem  Wasserspiegel.  Die  zweite  bat  eine  Öffnung  von  4  once  des  paveser 
braccio  Höhe  (0,156  m)  und  3  once  (0,117  m)  Breite;  die  obere  Seite  befindet  sich  zwei 
once  des  paveser  bi actio  (0,078)  unter  dem  Wasserspiegel. 

X  T 

J  Die  Umrechnung  geschieht  nach  der  Formel  Q  =  t       .  Q  bedeutet  die  Wässer- 
ig. 

menge,  N  die  Anzahl  der  once,  T  den  orario,  R  die  ruota. 
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bau  und  sonstigen  Einrichtungen)  angelegte  Kapital  berücksichtigt.  Doch  zeigen 
Sommer-  und  Winterwasscr  die  größten  Preisunterschiede,  welche  auf  die  Nach- 
frage darnach  zurückzuführen  sind. 

Für  das  Sommerwasser,  das  für  Wechsel  wiesen,  Getreide-  und  Reisbau 
benutzt  wird,  ist  naturgemäß  starke  Nachfrage,  was  auf  die  Höhe  der  Preise 
einwirkt.  Nach  der  Reisernte  ist  das  Wasser  nicht  mehr  nötig,  ja  sogar  schädlich, 
und  wird  von  den  Ackerfeldern  mit  aller  Sorgfalt  entfernt.  Es  wird  aber  als 
Winterwasser  für  die  Winterwiesen  noch  nutzbar  gemacht,  und  verliert  infolge- 
dessen seinen  ganzen  Wert  nicht;  aber  da  eine  große  Wassermenge  zur  Ver- 
fügung steht,  und  andererseits  die  Winterwiesen  im  Verhältnis  zu  den  übrigen 
Kulturarten  wenig  ausgedehnt  sind,  so  ist  der  Wert  des  Winterwassers  ziem- 
lich gering. 

Der  Preis  des  Sommerwassets  steht  zu  dem  des  Winterwassers  im  Ver- 
hältnis wie  10  zu  i  ;  auf  dem  Gebiet  von  Mailand  ist  das  Verhältnis  wie 
6  zu  4;  nicht  nur,  weil  hier  die  Winterwiesen  eine  bedeutendere  Fläche  in 
Anspruch  nehmen,  sondern  auch,  weil  das  Winterwasser  des  mailändisc  hen 
Gebiets  besser  ist  als  sonstwo,  indem  dasselbe  zum  weitaus  größten  Teil  von 
den  künstlichen  Quellen  (Fontanili)  geliefert  wird.  Nach  der  Einschätzung  des 
technischen  Ausschusses  für  die  Neukatastricrung  der  Provinz  Mailand  schwankt 
der  jährliche  Pachtpreis  einer  oncia  Sommerwasser  zwischen  1200  und  800 
Lire,  der  einer  oncia  Winterwasscr  zwischen  130  und  60  Lire1.  Der  Kauf- 
preis einer  oncia  Sommer-  bzw.  Winterwasscr  wird  auf  Grund  dieser  Preise 
berechnet. 

III.  Das  Bewässerungsrecht. 

Wenn  man  an  die  ungeheuere  Ausdehnung  der  Bewässerung  in  der  Nieder- 
lombardei, an  die  Notwendigkeit  kleiner  und  kleinster  Verzweigungen  der  Kanäle, 
an  die  Wichtigkeit  der  Bewässerung  für  die  Kultur  dieser  Landwirtschaft  denkt, 
begreift  man  leicht,  wie  die  Gesetze,  die  den  Gebrauch  des  Wassers  und  die 
Beziehungen  der  Besitzer  der  Kanäle  und  der  Güter,  die  das  gleiche  Wasser 
brauchen,  regulieren,  zahlreich  und  ausführlich  sind,  ohne  daß  es  ihnen  gelingt, 
die  immer  häufigeren  Streitigkeiten  zu  verhindern.  • 

Die  Rechtsregelung  betreffs  der  Gewässer  füngt  in  dem  12.  Jahrhundert 
gleichzeitig  mit  der  Herrichtung  der  großen  Kanäle,  und  dem  Gebrauch  des 
Fontanili-  und  Abzugswassers  zur  Bewässerung  an.  Sie  erscheint  bereits  im 
Jahre  12 16  in  den  Consuetudines  und  in  den  Statuta  von  Mailand2  und 
wurde  mehr  oder  weniger  auch  in  die  gegenwärtig  bestehende  Wassergesetz- 
gebung aufgenommen  3. 

Das  Wasser  ist  entweder  Staats-  oder  Privateigentum. 

Wir  haben  zunächst  die  Kanäle,  die  zur  Bewässerung  oder  gleichzeitig 
zur  Be-  und  Entwässerung  dienen,  von  denen,  die  ausschließlich  zur  Ent- 
wässerung dienen,  zu  unterscheiden. 


»  Cfr.  Relazione  della  Sottocommissione,  usw. 

*  Manuskript  vom  Jahre  1216  in  der  Biblioteca  Ambrosiana  zu  Mailand.  —  Cfr.  Sirj 
dell'  Acqua,  a.  a.  O,  S. 

}  Cfr.  D.  CavaHcri-Legislazione  stille  acque,  Mailand  1902. 
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Der  Einfachheit  halber  fassen  wir  die  ersteren  unter  dem  Namen  Be- 
wässerungskanäle zusammen,  zumal  die  Eigentumsregeln  für  dieselben  gleich 
sind.  In  dem  so  verwickelten  Netz  der  Bewässerungskanäle  müssen  wir  noch 
drei  Arten  unterscheiden:  die  Haupt-,  Zweig-  und  Zuleitungskanäle. 

Die  Hauptkanäle  entnehmen  ihr  Wasser  entweder  unmittelbar  den  Flüssen 
oder  dem  Grundwasser  (Fontanili)  oder  den  Sammclgräben  der  höher  liegenden 
Gelände.  Aus  dem  Hauptkanal  fließt  das  Wasser  in  die  Zweigkanäle,  die 
sich  netzartig  über  das  Land  ausdehnen;  von  ihnen  führen  die  Zuleitungs- 
kanäle  das  Wasser  unmittelbar  den  einzelnen  Gütern  zu. 

Jedes  Gut  hat  einen  eigenen  Zuleitungskanal,  oft  sogar  mehrere,  um  ihm 
Wasser  aus  mehreren  Zweigkanälen  zuzuführen.  Um  die  Ausführung  und  Be- 
nützung eines  Zuleitungskanals  und  damit  die  Benützung  der  Bewässerungs- 
anlagen allen  Gütern  zu  ermöglichen,  wurde  das  Rechtsinstitut  der  Aquädukt- 
servitut  eingeführt;  der  Besitzer  eines  niedrig  gelegenen  Gutes  hat  das  Recht, 
sich  Wasser  zu  verschaffen  und  dazu  einen  Zuleitungskanal  durch  das  Gut 
seines  Nachbaren  gegen  eine  Entschädigung  zu  bauen.  Nach  dem  alten  Recht 
der  Statuta  Mediolani  mußte  der,  der  einen  Zulcitungskanal  über  ein  fremdes 
Gut  bauen  wollte,  das  dazu  notwendige  Gelände  käuflich  erwerben1;  das  Gesetz 
verlieh  also  einem  Privatmann  gegenüber  einem  anderen  das  Recht  der  Zwangs- 
enteignung; das  war  von  dem  Eigentümer  des  Gutes,  über  das  der  Kanal  ge- 
führt wurde,  mehr  verlangt,  als  notwendig  war,  und  dem  Kanaleigentümer  blieb, 
wenn  der  Kanal  außer  Gebrauch  gekommen  war,  ein  unnützes  und  lästiges 
Stück  Grundeigentum  zurück;  dem  hat  die  moderne  Gesetzgebung  abgeholfen. 
Sie  gibt  dem  einen  soviel,  als  er  nötig  hat,  ohne  den  anderen  mehr  als  nötig 
zu  belasten.  Art.  603  des  Codicc  civile  bestimmt,  daß  wer  auf  fremdem 
Boden  einen  Zuleitungskanal  bauen  will,  das  1  */5  fache  vom  Werte  dem  Grund- 
eigentümer bezahlen  muß;  nach  Art.  604  wird  die  Entschädigung  auf  die 
Hälfte  herabgesetzt,  wenn  der  Kanal  nur  9  Jahre  bestehen  soll.  Nach  Art.  648 
hat  der  Kanaleigentümer  jedoch  kein  Eigentumsrecht  an  Grund  und  Boden 
zu  Seiten  des  Kanals  oder  unter  ihm;  Grundsteuern  und  sonstige  Reallasten 
sind  zu  tragen  vom  Eigentümer  des  Gutes,  durch  das  der  Kanal  führt. 

Auf  das  Wasser,  das  dem  einzelnen  Gute  durch  den  Zuleitungskanal  zu- 
fließt, hat  der  Gutscigentümer  entweder  ein  volles  Eigentumsrecht,  oder  er 
hat  es  in  Erbpacht  oder  in  Pacht. 

Fast  alle  Güter  über  50  ha  besitzen  eine  gewisse  Wassermenge  als 
Eigentum,  andere  in  Erbpacht,  die  kleinen  Güter  unter  5  ha  nur  in  Pacht. 

Die  von  jedem  Gut  als  Eigentum  besessene  Wassermenge  heißt  diritto 
d'  acqua  (Wasserrecht).  Die  Verschiedenheit  des  Besitzrechtes  am  Wasser  ist 
keineswegs  gleichgültig  für  die  Kulturarten,  womit  man  den  Boden  bestellt. 
Ein  Gut,  das  kein  eigenes  Wasser  hat,  kann  keine  Winterwiesen  anlegen. 
Das  verpachtete  Wasser  ist  nämlich  für  Winterwiesen  unbrauchbar,  weil  es 
unökonomisch  wäre,  Winterwiesen  anzulegen,  ohne  über  ein  sicheres  und  zwar 
ständiges  Wasser  zu  verfügen.  Ja,  die  Ausdehnung  der  Winterwicsen  auf  jedem 
Gute  hängt  hauptsächlich  ab  von  der  Menge  des  ständigen  Wassers,  das  das 
Gut  entweder  als  Eigentum  oder  in  Erbpacht  besitzt.  Das  Fehlen  eines  als 
Eigentum  oder  in  Erbpacht  besessenen  Wassers  macht  die  Reiskultur  für  die 


»  Cfr.  Relazione  della  Sottocommissione,  usw.,  S.  40. 
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kleinen  Güter  schwierig,  unvollkommen,  unsicher  und  teuer,  so  daß  die  Klein- 
betriebe oft  gezwungen  sind,  den  Reisbau  einzustellen1. 

Die  Verschiedenheit  im  Wasserbesitzrecht  rührt  davon  her,  daß  die  Aus- 
dehnung der  Bewässerungsanlagen,  deren  Eigentum  im  Anfang  nur  auf  einige 
große  Güter  beschrankt  war,  während  der  andere  Teil  der  Anbaufläche,  in 
Kleinbetrieben  bewirtschaftet,  keine  Bewässerung  brauchte,  zu  gleicher  Zeit  sich 
vollzog  mit  der  Ausdehnung  des  Großgrundbesitzes,  welcher  den  kleineren  Be- 
trieb vollständig  verdrängt  hat2.  Auch  die  später,  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
zur  Verteilung  gekommenen  Wasserrechte,  wie  die  vom  Kanal  von  Pavia  und 
vom  Maroccokanal,  wurden  von  Großgrundbesitzern  angekauft;  es  wurde  damit 
ihr  ursprüngliches  Wasserrecht  vergrößert,  oder  auch  die  neuen  Großgüter,  die 
auf  den,  infolge  der  Bewässerung  urbar  gemacht  Ländereien  entstanden,  mit 
Wasser  versehen.  So  wollen  bei  der  großen  Abhängigkeit  der  niederlombardischen 
Landwirtschaft  von  der  Bewässerung  die  Großgrundbesitzer,  um  in  der  Aus- 
nutzung des  Bodens  frei  zu  sein,  kein  Wasser  abgeben.  Andererseits  ist  es 
für  den  kleinen  Landwirt  oft  vorteilhaft,  eine  Kultur  zu  pflegen,  für  die  die 
künstliche  Bewässerung  entbehrlich  ist;  so  fühlt  er  sich  nicht  gedrungen,  sein 
Kapital  in  einer  so  kostspieligen  Weise  anzulegen  und  sich  ein  Wasserrecht 
zu  kaufen,  sondern  beschrankt  sich  darauf,  die  erforderliche  Wassermenge 
gelegentlich  zu  pachten. 

Daher  begreift  man,  wie  alt  die  sogenannten  Wasserrechte,  die  jedem 
Gute  zukommen,  sind.  In  der  Tat  sind  diese  Wasserrechte  der  verschiedenen 
Güter  seit  Menschengedenken  nicht  verändert  worden,  und  es  ist  viel  leichter, 
daß  man  die  Ausdehnung  eines  Gutes  ändert,  um  es  dem  vorhandenen 
Wasserrechte  anzupassen,  als  daß  man  umgekehrt  das  Wasserrecht  ändert,  um 
es  dem  Gute  anzupassen.  Der  erste  Fall  kommt  auch  heute  vor,  während  der 
zweite  nicht  vorkommt.  Die  einzige  Veränderung  der  Wasserrechte,  die  man 
noch  heute  kennt,  geschah  bei  der  Aufteilung  der  über  200 — 300  ha  großen 
Güter,  was  besonders  in  der  ersten  Hälfte  des  ig.  Jahrhunderts  vorkam 3,  wo 
man  augenscheinlich  auch  die  Wasserrechte  aufteilen  mußte.  Die  absolute 
Notwendigkeit,  die  wir  sehen  werden,  einer  Verständigung  aller  Grundeigentümer, 
welche  von  einem  und  demselben  Zweigkanal  Wasser  bekommen,  für  eine, 
wenn  auch  kleine,  Veränderung  in  der  Wassernutzung,  und  die  ungemein  große 
Verwickeltheit  der  gegenseitigen  Wasserrechte  und  -Servituten,  sind  ohne  Zweifel 
der  Hauptgrund  dieser  Erstarrung,  wenn  man  einen  solchen  Ausdruck  brauchen 
darf,  der  Wasserrechtc  der  einzelnen  Großgüter. 

Die  Eigentümer  an  Haupt-  und  Zweigskanälen  sind  verschieden. 

Die  folgenden  Hauptkanäle  Naviglio  Grande,  Naviglio  di  Pavia,  Naviglio 
di  Bereguardo,  Naviglio  dclla  Martesana,  Canale  Muzza,  Olona  und  Lambro 
mcridionale  sind  Staatseigentum,  Olona  und  Lambro  kraft  des  Gesetzes  vom 
20.  März  1865  und  art.  427  des  Codice  Civile,  wonach  die  Flüsse  zum  Do- 
mänenbesitz gehören;  die  Navigli  und  der  Canale  Muzza  gehören  dem  Staate, 
der  als  Rechtsnachfolger  in  das  Eigentum  der  früheren  Regierungen  eintrat, 
welche  die  Kanäle  entweder  auf  eigene  Kosten  erbauten,  oder  sie  ihren  ur- 


1  Siehe  §  3,  Die  Betriebsverfassung,  S.  35. 
a  Siehe  §  4,  Die  Besitzverfassung.  S.  45. 
3  Siebe  S.  39. 
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sprünglichen  Besitzern  entzogen*.  Jeder  Zweigkanal,  der  von  diesen  Haupt- 
kanälen abgeleitet  wird,  ist  Eigentum  eines  Konsortiums.  Die  Grundeigentümer, 
welche  das  Wasser  von  einem  und  demselben  Zweigkanal  bekommen,  vereinigen 
sich  zu  einer  Genossenschaft,  welche  durch  besondere  Beamte  für  die  Instand- 
haltung des  Kanals  und  die  Verteilung  des  Wassers  in  die  Zuleitungskanäle 
der  verschiedenen  Güter  sorgt.  Allerdings  gehören  dem  Konsortium  nur  die- 
jenigen Grundeigentümer  an,  die  eine  gewisse  Wassermenge  in  vollem  Eigen- 
tum besitzen.   Über  die  Verfassung  dieser  Konsortien  wird  später  die  Rede  sein. 

Im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  war  der  Staat  nicht  nur  Eigentümer 
des  Hauptkanals,  sondern  auch  der  verschiedenen  Zweigkanäle.  Außer  einigen 
Grundeigentümern,  die  ein  bestimmtes  Wasserrecht  gekauft  oder  von  dem 
Staat  oder  von  den  alten  Herrschern  Mailands,  Visconti  und  Sforza,  geschenkt 
bekommen  hatten,  besaßen  alle  die  anderen  das  Wasser  in  Erbpacht,  und  die 
Erbpachtzinsen  bildeten  sogar  eine  beachtenswerte  Staatseinnahme.  Nach  dem 
Jahre  1800  hat  jedoch  die  napoleonische  Regierung  gegen  eine  entsprechende 
Entschädigung  die  Erbpächter  zu  Eigentümern  gemacht,  so  daß  sich  der  Staats- 
besitz allein  auf  die  Hauptkanäle  beschränkt2. 

Bei  den  übrigen  Hauptkanälen  unterscheidet  sich  der  Eigentümer  des 
Hauptkanals  von  dem  der  verschiedenen  Zweigkanäle  nicht;  derselbe  Eigen- 
tümer besitzt  das  ganze  Netz  mit  dem  Hauptkanal  bis  zu  dem  Punkt,  wo  sich 
die  ZuleitungskanäJe  der  einzelnen  Güter  abzweigen. 

Der  Eigentümer  kann  dann  das  Konsortium  aller  Grundbesitzer  sein, 
welche  ein  bestimmtes  Wasserrecht  an  dem  betreffenden'  Kanal  besitzen,  oder 
auch  eine  dritte,  sei  es  physische,  sei  es  juristische  Person. 

Die  natürlich  entstandenen  Abzugskanäle,  deren  Wasser  dann  wieder  zur 
Bewässerung  verwendet  wurde,  sind  Eigentum  von  Konsortien.  Alle  die  anderen 
Kanäle,  die  künstlich  gebaut  wurden,  entweder  um  das  Wasser  vom  Untergrund 
heraufzuleiten  (die  fontanili),  oder  um  das  von  den  höhet en  Grundstücken 
abfließende  Wasser  zu  sammeln  und  aufs  neue  zur  Bewässerung  nutzbar  zu 
machen,  sind  Eigentum  von  Konsortien  oder  dritten  Personen,  je  nachdem  der 
Bau  der  betreffenden  Kanäle  von  den  interessierten  Grundeigentümern  in 
Gemeinschaft,  oder  von  anderen  Personen  unternommen  wurde.  In  diesem 
zweiten  Falle  kann  der  Eigentümer  des  Kanals  zu  gleicher  Zeit  Eigentümer 
eines  der  Güter,  die  Wasser  von  dem  Kanal  empfangen,  oder  auch  eine 
physische  oder  juristische  Person  sein,  welche  ausschließlich  Eigentümerin  des 
Kanals  ist.  Es  kann  auch  der  Fall  vorkommen,  daß  der  Kanaleigentümer 
nicht  eine  einzige  Person  ist,  sondern  daß  es  zwei  oder  drei,  oder  auch  mehr 
Personen  in  Gemeinschaft  sind,  wenngleich  nur  eine  oder  auch  niemand  von 
ihnen,  Güter,  die  von  dem  Wasser  jenes  Kanals  bewässert  werden,  besitzt. 
Dieses  geschieht  manchmal  bei  Erbübergang,  wenn  die  Erben  das  Eigentum  am 
Kanal  nicht  verkaufen  wollen ;  da  sie  es  nicht  teilen  können,  behalten  sie  es  in 
Gemeinschaft,  verteilen  den  Ertrag  später  unter  sich. 

Bei  diesen  Kanälen,  die  Eigentum  dritter  Personen  sind,  besitzen  doch 
die  Güter,  die  von  ihnen  Wasser  bekommen  und  über  50  ha  groß  sind,  eine 

1  Der  NavigUo  di  Pavia  z.  B.  wurde  unmittelbar  vom  Staate  gebaut;  der  Naviglio 
Grande  dagegen  wurde  von  der  Gemeinde  Mailand  gebaut,  welche  nachher  von  der  spanischen 
Regierung  des  Eigentums  daran  beraubt  wurde. 

*  Masetti,  Xotizie  statistiche  intorno  ai  fiumi,  laghi,  canali,  usw. 
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gewisse  eigene  Wassermenge,  die  die  Gutseigentümer  von  dem  betreffenden 
Kanaleigentümer  seinerzeit  gekauft  haben. 

Der  Kanalbetrieb,  der  von  den  Kanaleigentümern  in  mehr  oder  weniger 
ausgedehntem  Umfang  getrieben  wird,  besteht  in  der  Kanalinstandhaltung,  in 
der  Einziehung  der  Erbpachtzinsen  und  in  der  von  Zeit  zu  Zeit  wieder- 
kehrenden Verpachtung  des  Wassers. 

Die  Verwaltung  des  Kanalbetriebes  ist  verschieden  je  nach  den  ver- 
schiedenen Eigentümern.  Die  Konsortien  leiten  die  Verwaltung  der  betreffen- 
den Kanäle  selbst.  Ist  eine  juristische  Person  oder  eine  Mehrzahl  von  Per- 
sonen Eigentümerin  des  Kanals,  so  ist  im  allgemeinen  der  Kanalbetrieb  einem 
Pächter  zu  einem  bestimmten  Preis  verpachtet,  welcher  auf  eigene  Rechnung 
für  die  Instandhaltung  des  Kanals  zu  sorgen,  wie  auch  die  Wasserpachl- 
schillinge  festzustellen  und  einzuziehen  hat.  Ein  solcher  Pachter  pachtet 
gewöhnlich  mehrere  Kanäle,  und  so  betreibt  er  den  Kanalbetrieb  als  Haupt- 
beruf. Unter  dem  Pächter  steht  eine  der  Ausdehnung  des  Kanalnetzes  ent- 
sprechende Anzahl  von  Arbeitern. 

Der  Betrieb  eines  Kanals,  welcher  im  Besitz  einer  einzigen  Person  steht, 
kann  entweder  verpachtet  oder  vom  Kanaleigentümer  selbst  geleitet  werden. 
Er  wird  verpachtet,  wenn  der  Kanal  eine  bedeutende  Ausdehnung  hat.  oder 
wenn,  obwohl  das  Kanalnetz  nicht  so  ausgedehnt  ist,  der  Eigentümer  des- 
selben kein  Gut  besitzt,  das  von  jenem  das  Wasser  bekäme.  Ist  das  Kanal- 
netz nicht  so  ausgedehnt,  und  dessen  Eigentümer  zugleich  Besitzer  eines 
Gutes,  das  vom  Kanal  das  Wasser  bekommt,  so  liegt  der  Kanalbetrieb  und 
die  Gutsverwaltung  in  einer  Hand,  entweder  des  Eigentümers  selbst  oder  des 
Pachters,  wenn  das  Landgut  verpachtet  ist. 

Zum  Kanalbetrieb  gehört  die  Verpachtung  des  Wassers.  Der  Pachtvertrag 
wird  ausschließlich  auf  ein  Jahr  geschlossen;  Erbpachtverträge  kommen  nicht  mehr 
vor.  Diejenigen,  die  ein  Wasserrecht  besitzen,  wollen  sich  die  Freiheit  wahren, 
das  Wasser  auf  ihren  Gütern  von  Jahr  zu  Jahr  zu  vermehren  oder  zu  vermindern, 
um  den  Boden  nach  den  Marktkonjunkturen  bestellen  zu  können,  und  noch  mehr, 
um  sich  nicht  der  Gefahr  eines  Wassermangels  im  Falle  einer  Dürre  auszusetzen. 
Immerhin  können  zwischen  zwei  benachbarten  Gütern  Wasserpachlverträge  auf 
mehrere  Jahre  abgeschlossen  werden,  indem  der  eine  Gutsbesitzer  dem  andern 
einen  Teil  seines  Wassers  überläßt.  Doch  geht  die  Dauer  dieser  Abtretung,  die 
einen  Einfluß  auf  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  ausübt,  nie  über  die  Dauer 
eines  Grundpachtvertrages  hinaus,  damit  ein  neuer  Pächter  das  volle  Wasser- 
recht ausnutzen  kann,  das  seinem  Pachtgut  zukommt. 

Der  Wasserpachtpreis  wird  in  Geld  bezahlt ;  früher  war  es  auch  üblich, 
den  Pachtpreis  des  für  den  Reisbau  verpachteten  Wassers  mit  einer  Quote  des 
Rohertrages  an  Reis  (f/4  oder  '/5)  zu  bezahlen.  Damit  war  auch  der  Wasser- 
veqiächtcr  an  der  Produktionskonjunktur  interessiert. 

Zum  Schluß  wollen  wir  noch  kurz  das  Eigentumsrecht  der  Abzugskanäle 
besprechen. 

Der  Lambro  settentrionale  der,  wie  schon  gesagt,  ausschließlich  zur 
Entwässerung  dient,  ist,  als  Fluß,  Staatseigentum. 

Die  andern  Kanäle,  die  ausschließlich  der  Entwässerung  dienen,  sind 
künstlich  gebaut  worden.  Jeder  Kanaleigentümer,  sei  es  der  Staat,  die  Konsortien, 
oder  andere  Personen,  ist  auch  Eigentümer  des  entsprechenden  Abzugskanals. 


Digitized  by  Google 


Die  Verfassung  von  Grund  und  Boden. 


29 


Es  ist  nämlich  gesetzlich  bestimmt,  und  war  auch  schon  von  altersher  üblich, 
daß  derjenige,  der  einen  Kanal  bauen  will,  zugleich  auch  den  entsprechenden 
Abzugskanal  graben  muß.  Dazu  hat  er  auf  fremden  Gütern  ein  Semtut  zu  er- 
werben, und  zwar  unter  denselben  Bedingungen,  wie  es  bei  den  Zuleitungskanälen 
beschrieben  wurde.  Diese  Bestimmung  gilt  natürlich  für  jene  Bewässerungs- 
kanäle nicht,  die  zur  Bewässerung  der  oberen  Gegenden  dienen.  Das  ab- 
fließende Wasser  solcher  Kanäle  wird  ja  an  Eigentümer  niederer  Gelände 
verkauft,  welche  das  Wasser  in  einem  Kanal  sammeln  und  aufs  neue  zur 
Bewässerung  verwenden.  Auch  der  Entwässerung  kann  ein  Kanalnetz  dienen, 
dessen  Wasser  dann  in  dem  Hauptabzugskanal  gesammelt  wird.  Der  Eigen- 
tümer des  Abzugskanals  ist  auch  verpflichtet,  alle  Vorsichtsmaßregeln  zu  treffen, 
daß  das  abfließende  Wasser  nicht  durch  Überschwemmung  oder  sonstwie  die 
Umgebung  schädigt.  Es  kommt  auch  manchmal  vor,  daß  der  Eigentümer 
eines  neuen  Kanals,  anstatt  einen  eigenen  Abzugskanal  zu  bauen,  gegen  eine 
Entschädigung  das  Recht  erwirbt,  die  abfließenden  Gewässer  in  einen  schon 
vorhandenen  Abzugskanal  einzuleiten. 

Jedes  Gut  besitzt  neben  einem  Zuleitungskanal  auch  einen  Abflußkanal, 
wenn  das  Netz  des  Abflußkanals  nicht  mit  dem  Gute  in  unmittelbarer  Berührung 
steht.  Der  Bau  des  Abflußkanals  unterliegt  denselben  Bedingungen  wie  der 
des  Zuleitungskanals.  Das  Wasser  des  Abflußkanals  ist  Eigentum  des  Grund- 
eigentümers, von  dessen  Gut  es  fortfließt,  welcher  es  deswegen  auch  einem 
benachbarten  Grundeigentümer  verkaufen  kann,  wie  es  tatsächlich  oft  geschieht. 

IV.  Die  Bewässerungskonsortien. 

Eine  besondere,  wenn  auch  kurze  Besprechung  verdienen  die  Konsortien 
und  deren  Verfassung 

Das  Konsortium  (consorzio)  ist  die  Gesellschaft  der  Grundeigentümer, 
die  ein  diritto  d'aequa  an  einem  und  demselben  Kanal  besitzen,  zum  Zweck 
des  gemeinsamen  Besitzes  und  Betriebes  des  Kanals. 

Das  Konsortium  kann  originär  sein,  wenn  die  Gesellschaft  der  Grund- 
eigentümer den  Bau  des  Kanals  übernimmt  oder  einen  natürlich  entstandenen 
Wasserlauf  benutzt,  zum  Zwecke  der  Bewässerung  zusammenliegender  Län- 
dereien. Das  Konsortium  kann  auch  nachträglich  entstehen,  wenn  die  Gesell- 
schaft der  Grundeigentümer  den  Besitz  und  Betrieb  des  Kanals  von  einem 
früheren  Eigentümer  übernimmt.  Die  Konsortien  sind  alle  originär,  nur  nicht 
bei  den  Zweigkanälen,  die  von  den  in  Staatseigentum  befindlichen  Haupt- 
kanälen abzweigen. 

Es  gibt  dreierlei  Konsortien,  die  sich  aber  in  ihren  Grundzügen  ähnlich 
sind.  Zunächst  kann  das  Konsortium  einfach  tatsächlich  bestehen,  ohne  irgend 
eine  schriftliche  oder  gemeinschaftlich  besprochene  und  angenommene  Satzung. 
Das  kommt  vor  bei  den  natürlichen  Wasserläufen,  wenn  die  Zahl  der  Grund- 
eigentümer, die  das  Wasser  benützen,  gering  ist;  wegen  der  tatsächlichen, 
gemeinsamen  Benutzung  desselben  Wassers  und  der  daraus  entstehenden 
gemeinsamen  Interessen  bilden  sie  ein  Konsortium,  dessen  Verwaltung  auf 
stillschweigend  vorausgesetzten  Bedingungen  beruht.  Der  Grundeigentümer, 
welcher  die  größte  Wassermenge  benützt,  bekleidet  das  Amt  eines  Verwalters, 
indem  er  die  gewöhnlichen  Ausgaben  vorausbezahlt,  für  die  gewöhnlichen 
Ausbesserungsarbeiten,  die  Wasserverpachtung  usw.  sorgt;  bei  ihm  werden  die 
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Klagen  über  Mißstände  vorgebracht,  er  läßt  die  Untersuchungen  an  Ort  und 
Stelle  vornehmen,  steht  mit  dem  Ingenieur  im  Briefwechsel,  versammelt  die 
interessierten  Eigentümer,  um  die  gemeinsamen  Geschäfte  abzuwickeln,  er  legt 
die  Auslagen  um  und  verteilt  die  Gewinne,  wenn  es  deren  gibt. 

Diese  Konsortien  sind  nicht  ganz  und  gar  rechtlos;  sie  sind  den  all- 
gemeinen Bestimmungen  des  Codice  civile  (Buch  II,  Titel  IV)  betr.  Güter- 
gemeinschaften unterworfen.  Unter  diesen  Bestimmungen  sind  für  die  frag- 
liche Angelegenheit  besonders  die  Artikel  674,  677  und  678  sehr  wichtig. 
Kraft  dieser  Bestimmungen  darf  keiner  der  Mitbesitzer  Neuerungen  am 
gemeinsamen  Besitz  ohne  die  Einwilligung  der  anderen  vornehmen ;  die 
Beschlüsse  der  Mehrheit  sind  für  die  Minderheit  verbindlich  und  schließlich 
entspricht  der  Anteil  an  den  gemeinsamen  Ausgaben  dem  Betrag  des  von 
einem  jeden  besessenen  Wasserrechtes. 

Wenn  die  Glieder  des  Konsortiums  zahlreicher  werden,  und  stets,  wenn 
das  Eigentumsrecht  am  Kanal  ein  abgeleitetes  ist,  ist  der  Kanalbetrieb  durch 
besondere  Statuten  geregelt.    Dies  ist  fast  allgemein  der  Fall. 

Die  Grundzüge  dieser  Satzungen  sind  sehr  alt;  seit  dem  Jahre  1256, 
ungefähr  ein  halbes  Jahrhundert  nach  der  Einführung  der  Bewässerung,  findet 
man  Spuren  von  Statuten  des  Konsortiums  für  die  Benutzung  der  Vettabia1. 
Die  gegenwärtigen  Statuten  fußen  sowohl  auf  den  alten  Gebräuchen,  als  auch 
auf  den  Bestimmungen  der  Gesetze  vom  29.  Mai  1873  und  28.  Februar 
1886,  über  die  Bewässerungskonsortien. 

Die  Mitglieder  des  Konsortiums  sind  die  Grundeigentümer,  die  ein 
Wasserrecht  besitzen.  Deren  Versammlung  wählt  jedes  vierte  Jahr  einen 
Präsidenten  und  einen  Ausschuß,  welcher  aus  drei  bzw.  fünf  Mitgliedern 
(Delegierten)  besteht.  Der  Ausschuß  der  Delegierten  unter  dem  Vorsitz  des 
Präsidenten  vertritt  das  Konsortium  und  hat  all  die  nötigen  Befugnisse,  um 
die  gemeinsamen  Rechte,  sei  es  gegen  die  einzelnen  Mitglieder,  oder  gegen 
dritte  Personen,  zu  verteidigen.  Der  Ausschuß  bewilligt  die  Umlage  der 
Ausgaben  und  die  Verteilung  etwa  vorkommender  Gewinne  unter  die  Mit- 
glieder, und  ernennt  die  Beamten  des  Konsortiums.  Im  allgemeinen  haben 
die  Mitglieder  in  der  Versammlung  je  eine  Stimme,  wie  auch  ihr  Wasserrecht 
sein  mag.  Einige  Statuten  hingegen  setzen  fest,  daß  sich  das  Stimmrecht  der 
Mitglieder  richte  nach  ihrem  Wasserrecht ;  beim  Winterwasser  wird  dies  nach 
once  gemessen,  beim  Sommerwasser  nach  dem  orario,  da  das  eine  ständig, 
das  andere  intermittierend  ist. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  Stimmenmehrheit  gefaßt;  handelt  es  sich  um 
Veränderung  der  Wasserrechte,  so  ist  Stimmeneinheit  nötig. 

Die  Angestellten  des  Konsortiums  sind  der  Buchhalter,  der  Kassierer, 
der  Ingenieur  (Ingegnere  regolatore)  und  die  Wasseraufseher  (camparo 
d'aequa).  Am  wichtigsten  unter  ihnen  sind  der  Ingenieur  und  der  Wasser- 
aufseher. Von  der  Intelligenz  und  Aktivität  des  ersteren  hängt  die  Wahrung 
der  genossenschaftlichen  Rechte  ab;  der  Ingenieur  wacht  über  die  Aus- 
besserung und  Reinigung,  kurz,  er  sorgt  für  die  Erhaltung  des  Kanals.  Da 
er  aber  nicht  immer  an  Ort  und  Stelle  sein  kann,  so  werden  die  Amtsver- 
richtungen des  Aufsehers  wichtig;  er  nimmt  die  Verteilung  des  Wassers  an 

»  Cfr.  A.  Rani,  Del  monaco  cisterecns«  Don  Ermete  Bonomi  e  delle  sue  opere  im 
Archivio  storico  Lombardo,  S.  73  fr. 
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die  Güter  der  Mitglieder  und  anderer  Grundeigentümer  vor.  Das  Gewerbe 
des  Wasseraufsehers  geht  gewöhnlich  vom  Vater  auf  den  Sohn  über,  die  der 
Regel  nach  immer  bei  demselben  Konsortium  angestellt  bleiben.  So  besitzt 
der  Wasseraufseher  eine  genaue  Kenntnis  des  Kanalzustandes  und  der  betref- 
fenden Servituten ;  er  ist  sozusagen  der  Vertreter  der  viclförmigen  und  ver- 
wickelten traditionellen  Rechte  jedes  Konsortiums.  Ist  das  Kanalnetz  ausge- 
dehnt, so  teilt  man  den  Kanal  in  mehrere  Strecken,  von  denen  jede  einem 
besonderen  Wasseraufseher  übergeben  wird. 

Die  Arbeiten  zur  Instandhaltung  und  Reinigung  der  Kanäle  werden  durch 
Arbeiter,  die  man  jedesmal  anwirbt,  und  die  unter  der  Leitung  des  Wasser- 
aufsehers arbeiten,  vorgenommen1.  Manchmal  werden  sie  mit  Zeitlohn  bezahlt, 
manchmal  im  Gruppenakkord,  indem  eine  bestimmte  Arbeitsleistung  von  der 
ganzen  Gruppe  der  Arbeiter  übernommen  wird. 

Einige  Konsortien  unterbreiten  ihre  Statuten  der  Regierung  zur  Ge- 
nehmigung, um  das  Zwangseintreibungsrecht  (privilegio  fiscale)  für  die  von  den 
Mitgliedern  zu  entrichtenden  Zahlungen  zu  erlangen.  Dieses  Recht  war  schon 
vertragsmäßig  in  einigen  alten  Statuten  vorhanden,  welche  dem  Konsortium- 
ausschuß die  unumschränkte  Macht  einräumten,  die  Abgaben  einzuziehen, 
indem  er  auch  die  Feldfrüchte,  das  tote  und  das  lebende  Inventar  von 
zahlungsunwilligen  Mitgliedern,  mit  Beschlag  belegen  konnte.  Dieses  Eintreibungs- 
recht wurde  sogar  von  den  Mitgliedern  des  Konsortiums  des  Gallaranakanals 
von  dem  König  Philipp  IV.  von  Spanien,  damaligem  Herzog  von  Mailand, 
ausdrücklich  erbeten,  der  es  durch  sein  Patent  vom  16.  Februar  1647  verlieh2. 
Doch  ist  zu  bemerken,  daß  die  Notwendigkeit  der  prompten  Bezahlung  im 
allgemeinen  so  anerkannt  wird,  daß  der  Fall  einer  Zwangseintreibung  sehr 
selten  vorkommt  Deswegen  haben  auch  die  meisten  Konsortien  das  Ein- 
treibungsrecht nicht  verlangt. 

Die  Konsortien  sind  freiwillig,  wenn  sie  mit  der  Einwilligung  aller  Teil- 
nehmer gebildet  sind;  zwangsmäßig,  wenn  ihre  Bildung  von  der  Gerichtsgewalt 
angeordnet  ist;  letzteres  tritt  ein,  wenn  die  Mehrheit  der  Interessenten,  die 
das  Konsortium  bilden  wollen,  die  Intervention  des  Gerichtes  anrufen.  Dann 
wird  die  Minorität  gezwungen,  entweder  in  das,  vom  Gericht  gebildete  Kon- 
sortium einzutreten,  oder  ihre  Güter  dem  Konsortium  zum  Verkauf  anzubieten. 
Das  Zwangskonsortium  wurde  aus  demselben  Grunde  wie  das  Aquaedukt- 
servitut  eingeführt,  damit  der  Wille  von  wenigen  das  allgemeine  Wohl  nicht 
hindern  könne. 

Aus  alle  diesem  sieht  man,  daß  die  Konsortien,  die  sich  schon 
im  XIII.  Jahrhundert  in  der  Niederlombardei  bildeten,  in  ihren  Grund- 
zügen den  Charakter  einer  Genossenschaft  im  modernen  Sinne  des  Wortes  an 
sich  tragen,  obwohl  sie  die  rechtliche  Form  einer  Genossenschaft  nicht  be- 
sitzen. Sie  sind  zunächst  Besitzgenossenschaften  zum  gemeinsamen  Besitz  und 
zur  Instandhaltung  eines  für  die  Landwirtschaft  kostbaren  Produktionsmittels; 
sie  sind  auch  Betriebsgenossenschaften  zum  gemeinsamen  Kanalbetrieb,  wenn  sie 
Wasserhandel,  sowohl  mit  den  Mitgliedern  als  auch  mit  dritten  Personen  treiben. 

»  Diese  Arbeitet  sind  berufsmäßige  Hilfsarbeiter,  von  denen  wir  später  sprechen 
werden.    Zweiter  Teil,  Abschnitt  3,  Kapitel  II. 

*  Rcstelli,  I  consori  di  irrigazione  in  dem  Sammelwerk  Notizie  natnrali  e  civili  su  Li 
Lombardia,  Band  I,  S.  235. 
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§  3.  Die  Betriebsverfassung. 

I.  Die  Ausdehnung  des  Betriebes. 

-Die  Bewässerungskultur  (cultura  irrigua)  macht  die  landwirtschaftlichen 
Kleinbetriebe,  wenn  auch  nicht  geradezu  unmöglich,  so  doch  weniger  ren- 
tabel.« Dieser  Satz  wird  oft  wiederholt,  seitdem  Jacini,  der  Berichterstatter 
der  italienischen  Agrarenquete,  ihn  zum  erstenmal  zu  Anfang  der  80  er  Jahre 
aussprach.  Nehmen  wir  z.  B.,  sagt  Jacini,  ein  kleines  Gut  von  2  ha;  man 
kann  es  in  demselben  Jahre  nicht  ganz  mit  der  gleichen  Kulturart  bestellen, 
man  muß  es  also  für  die  verschiedenen  Kulturen  in  kleine  Felder  zerlegen, 
von  denen  das  eine  zu  dieser,  das  andere  zu  jener  Zeit  bewässert  werden 
muß;  man  müßte  also  ebenso  viele  kleine  Zuleitungskanäle  bauen,  als  Felder 
vorhanden  sind.  Da  ist  nun  zu  bedenken,  daß  je  mehr  das  Wasser  in  ein- 
zelnen Kanälen  verteilt  wird,  um  so  mehr  durch  Durchsickerung  verloren  geht, 
so  daß  ein  relativ  größeres  Quantum  Wasser  nötig  wird,  die  Kosten  also  ver- 
hältnismäßig steigen;  dazu  wäre  der  produktiven  Kultur  zu  viel  Boden  durch 
<!ie  Kanäle  entzogen  und  auch  dadurch,  wie  durch  die  Kosten  der  Kanal- 
grabung  und  -Erhaltung  «-erden  die  Produktionskosten  erheblich  zunehmen; 
<■>  müßte  ein  Gut  mit  Bewässerungsanlage,  um  rentabel  zu  sein,  mindestens 
15  —  20  ha  groß  sein1. 

Diese  Bemerkungen  Jacinis  enthalten  viel  Wahres;  unstreitig  sind  die 
Kosten  der  Bewässerung  auf  einem  kleinen  Gute  verhältnismäßig  höher  als 
auf  einem  größeren.  Daraus  allein  aber  läßt  sich  noch  nicht  folgern,  daß  die 
Bewässerungskultur  unbedingt  den  Großbetrieb  nach  sich  zieht,  und  daß  das 
Vorherrschen  der  großen  Güter  in  der  Niederlombardei  allein  hieraus  sich 
erklären  lasse,  wie  Jacini  meint. 

Auch  abgesehen  davon,  daß  in  der  Landwirtschaft  außerwirtschaftliche 
Umstände  das  geschäftliche  Kalkül  jederzeit  durchkreuzen,  so  daß  die  Betriebs- 
gestaltung in  der  Landwirtschaft  nicht  denselben  Regeln  wie  in  den  übrigen 
Sphären  des  Wirtschaftslebens  folgt2,  so  hängt  es  doch  auch  von  der  einzelnen 
Kulturart  ab,  ob  die  Bewässerungskultur  den  Mittel-  oder  Großbetrieb  im 
Gefolge  hat.  Erzielen  die  Produkte  einen  verhältnismäßig  hohen  Marktpreis 
und  erfordert  die  Produktion  einen  größeren  Arbeitsaufwand  und  sorgfältigere, 
liebevolle  Pflege,  wie  sie  sich  in  Kleinbetrieben  zu  finden  pflegen,  so  kann 
der  Kleinbetrieb  rentabel  sein,  auch  bei  relativ  höheren  Bewässerungskosten. 
So  finden  sich  in  der  Tat  auch  in  Ländern  mit  ausgedehnter  Bewässerungs- 
kultur in  weitem  Umfange  Kleinbetriebe  vor. 

In  Japan  z.  B.  ist  die  Bewässerungskultur  sehr  verbreitet,  und  doch 
kommt  nach  Rathgen3  in  Altjapan  auf  eine  bäuerliche  Haushaltung  nicht  ganz 
1  ha,  nämlich  8,3  Tan  (ca.  0,84  ha),  wovon  4,9  Tan  (0,5  ha)  Reisfeld  und 
3,4  Tan  (0,34  ha)  Trockenfeld  sind.    Das  ist  eben  durch  das  in  Japan  be- 

1  Vgl.  Relazione  sulle  condizioni  delP  agricoltura  e  degli  agricoltori  in  Lombardia, 
S.  220  ff.  in  den  Frammenti  dclP  inchiesta  agraria,  2.  Aufl.,  Rom  1883;  vgl.  auch  das 
frühere  Werk  Jacinis,  La  proprieta  fondiaria,  usw.,  Mailand  1857,  S.  262. 

2  Sombart,  Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  19.  Jahrhundert,  Berlin  1903, 
XIII.  Kap. 

3  Japans  Volkswirtschaft  und  Staatshaushalt,  Leipzig  1891,  Seite  303  ff. 
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stehende  eigenartige  Bewirtschaftungssystem  zu  erklären;  der  japanische  Kind- 
liche Betrieb  hat  intensive  Verwendung  von  Arbeit,  geringen  Aufwand  von 
Kapital,  unbedeutende  Viehhaltung,  vorwiegende  Bedeutung  der  Reiskultur, 
die  ein  sehr  wertvolles  Produkt  liefert;  dazu  sind  noch  die  klimatischen  Ver- 
hältnisse zu  berücksichtigen,  welche  erlauben,  daß  auf  einem  erheblichen  Teil 
des  Ackerlandes  mehrmals  im  Jahre  geerntet  werden  kann1. 

In  Spanien  zieht  man  sogar  für  bewässerungsfähige  Gegenden  die  kleinen 
Güter  vor2. 

Ja  sogar  in  der  Niederlombardei  und  in  benachbarten  Gegenden  findet 
man  auch  kleine  Güter  mit  Bewässerungsanlagen,  was  für  unsere  Frage  um  so 
wichtiger  ist,  als  in  den  genannten  fremden  Ländern  außer  den  wirtschaftlichen 
vielleicht  auch  Gründe  historischer  wie  auch  rechtlicher  oder  natürlicher  Art 
mitgewirkt  haben,  den  Kleinbetrieb  hervorzurufen.  In  zahlreichen  Ortschaften 
der  Niederlombardei  mit  ungefähr  iooo  Einwohnern  gibt  es  manche  Klein- 
betriebe, manchmal  20  —30,  und  zwar  nicht  nur  Parzellenbetriebe,  die  ihrem 
Bewirtschafter  nur  die  Möglichkeit  des  landwirtschaftlichen  Nebenerwerbes 
bieten,  neben  seinem  Haupterwerbe  als  Arbeiter  oder  Handwerker,  deren  Ren- 
tabilität als  Landwirtschaftsbetrieb  sich  also  nicht  ohne  weiteres  behaupten 
läßt,  sondern  auch  kleinbäuerliche  Betriebe  von  5  ha,  die  ihren  Bewirt- 
schafter voll  ernähren.  Auf  dem  Übergangsgebiet  sind  die  kleinbäuerlichen 
Betriebe  sogar  zahlreicher  als  die  übrigen  Betriebsgrößen.  Wir  werden  auf 
diese  Tatsache  und  ihre  Ursachen  später  noch  zurückzukommen  haben. 

Daß  die  Bewässcrungskultur  auf  die  Betriebsgestaltung  einen  zwingenden 
Einfluß  nicht  ausübt,  wird  noch  bestätigt  durch  die  Erfahrung  der  Gegenwart 
in  zwei  Gegenden,  die  erst  vor  kurzem  die  Bewässerungsanlagen  durchführten. 
Die  Lomellina  war  vor  den  70er  Jahren,  d.  h.  vor  der  Durchführung  der 
Bewässerungsanlagen  im  Anschluß  an  den  Canale  Cavour,  zumeist  ein  dürres, 
von  Gehölz  und  Heide  bedecktes  Ödland;  dieser  Teil  war  in  extensivster 
Weise  in  Groß-,  ja  Latifundienbetrieben  ausgenutzt;  das  eigentliche  Ackerland 
war  in  Klein-  und  Mittelbetrieben  bewirtschaftet.  Nach  der  Durchführung  der 
Bewässerungsanlagen  sind  auf  dem  früheren  Heidelande  zahlreiche  Großbetriebe 
mit  Reis-  und  Wiesenkultur  entstanden,  während  auf  dem  früheren  Ackerlande 
trotz  der  Bewässerung  noch  immer  die  Klein-  und  Mittelbetriebe  sich  erhalten 
haben.  Die  Bewässerungskultur  hat  hier  also  keine  merkliche  Änderung  in 
der  Betriebsverfassung  hervorgerufen.  Dasselbe  ist  auch  in  der  Nebenzone 
am  Poufer  zu  beobachten.  Dort  waren  in  den  80  er  Jahren  Bewässerungs- 
anlagen gebaut,  aber  nach  wie  vor  blieb  die  durchschnittliche  Betriebsgröße 
die  von  5  bis  6  ha. 

Interessant  ist  auch  die  Änderung  in  der  Betriebsgröße  auf  zwei  Gütern, 
die  1903  an  zwei  Pachtgenossenschaften  früherer  Gutstagelöhner  verpachtet 

1  Die  Möglichkeit,  nur  eine  oder  mehrere  Ernten  im  Jahre  zu  erzielen,  hat  anscheinend 
einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Größe  der  japanischen  bauerlichen  Wirtschaft.  Im  Norden 
ist  die  Minimalfläche  einer  noch  betriebsfähigen  bauerlichen  Wirtschaft  offenbar  größer  als 
im  SOden.  An  der  Nordspitze  der  Hauptinsel  im  Bezirk  Aomori  z.  B.  beträgt  die  Grfttte 
des  Betriebes  17,6  Tan  (1,75  ha);  an  den  klimatisch  begünstigten  Ufern  der  Inlandseen  im 
Bezirk  Wakayama  5,3  Tan  (0,53  ha).  Rathgen,  a.  a.  O. 

3  Roscher,  Nationalökonomie  des  Ackerbaues,  Stuttgart  1885,  Seite  171. 

Vgl.  auch  Sartori,  Grande  e  piecola  coltivazione  delle  terre,  Mailand  1891. 

Rovelll,  Di«  Agrarverf.  der  Niederlombardei.  ^ 
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waren1.  Es  waren  zwei  Großgüter  mit  ausgedehnten  Bewässerungsnetzen;  das 
eine  hatte  78,5  ha,  das  andere  96,8  ha  Umfang;  sie  waren  bis  dahin  als 
Großbetriebe  bewirtschaftet  worden.  Gegenwärtig  sind  sie  in  kleine  Betriebe 
von  1  —8  ha  geteilt  und  doch  hat  jeder  dieser  Kleinbetriebe  seine  Bewässe- 
rungsanlage. 

Man  kann  also  Jacini  nicht  zustimmen,  wenn  er  sagt:  die  Bewässerung 
führt  mit  Notwendigkeit  den  Großbetrieb  herbei2. 

Der  Niederlombardische  Großbetrieb  wird  vielmehr  herbeigeführt 
hauptsächlich  durch  die  besondere  Bedeutung,  die  die  Wiesenkultur  dort  ein- 
nimmt. Zunächst  führt  ja,  wie  bekannt,  im  allgemeinen  die  Wiesenkultur 
zum  Großbetrieb.  Die  Wiese  erfordert  einen  geringen  und  einfachen  Arbeits- 
aufwand; eine  zu  weitgehende  Teilung  der  Betriebsgröße  würde  also  eine 
unnötige  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  herbeiführen,  ohne  daß  ein  entsprechend 
höhcier  Rohertrag  erzielt  werden  könnte;  denn  die  Wiesen  gehören  nicht  zu 
den  Kulturarten,  deren  Ertrags fähigkeit  durch  größeren  Fleiß  und  größere 
Sorgfalt  bedeutend  gehoben  werden  könnte.  Dazu  kommt  dann  noch  in  der 
Niederlombardei,  daß  die  Wiesen  stark  bewässert  werden  müssen  und 
daß  die  Kosten  der  Bewässerung  relativ  steigen,  je  kleiner  die  Betriebe  sind; 
so  treffen  hier  die  relativ  höheren  Produktionskosten  des  Klein- 
betriebes zusammen  mit  der  Unmöglichkeit,  durch  die  Eigenart  des 
Kleinbetriebes,  Fleiß  und  Sorgfalt,  die  Erträge  entsprechend  zu  vermehren. 
Wo  dann  noch  die  Wiese  nicht  als  Nebenzweig  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes  auftritt,  die  lediglich  zur  Futterproduktion  für  die  Zug-  und  Nutz- 
tiere desselben  dient,  sondern  als  der  Hauptzweig,  ja  als  die  Grundlage  des 
gesamten  Betriebes,  wie  es  in  der  Nicderlombardei  der  Fall  ist,  da  tritt  not- 
wendigerweise der  Großbetrieb  als  die  dem  Klein-  und  Mittelbetrieb  überlegene 
Betriebsform  auf. 

Nun  ergibt  sich  noch  die  Frage,  ob  auch  der  Reisbau  zum  Groß- 
betrieb führt.  Selbstverständlich  berücksichtigen  wir  nur  die  Niederlombardei 
mit  ihren  eigenartigen  Verhältnissen. 

Tatsächlich  wird  sowohl  in  den  Groß-  als  auch  in  den  Kleinbetrieben 
Reis  gebaut.  Zugunsten  des  Großbetriebes  spricht  zunächst  außer  der 
besseren  Verteilung  der  Arbeitskräfte  die  vollkommenere  Ausnutzung  der  Be- 
wässerung; dagegen  fällt  zu  seinen  Ungunsten  aus  die  Notwendigkeit,  eine 
große  Anzahl  Saisonarbeiter  anzuweibcn,  was  hohe  Kosten  verursacht. 
Zu  Gunsten  des  Kleinbetriebes  spricht  die  Möglichkeit,  auf  fremde  Arbeits- 
kräfte zu  verzichten  und  die  größere  Sorgfalt,  mit  der  der  Kleinwirt  und  seine 
Familie  arbeiten;  doch  wird  dieser  Vorteil  aufgewogen  durch  die  verhältnis- 
mäßig höheren  Auslagen  für  die  Bewässerung.  Der  Reisbau  erfordert  ein 
großes  Wasserquantum,  zumal  wenn  der  Untergrund  kieshaltig  ist;  im  Groß- 
betrieb liegt  die  Möglichkeit  vor,  das  von  den  Reisfeldern  abfließende  Wasser 
auf  die  anderen  Felder  weiterzuleiten  und  es  namentlich  für  die  Winterwiesen, 
die  auch  viel  Wasser  brauchen,  auszunutzen.  Der  Kleinbetrieb  dagegen  kann 
diese  weitere  Ausnutzung  des  Wassers  nicht  durchführen,  da  bei  ihm  Winter- 


»  Siehe  unten,  zweiter  Teil,  Abschnitt  III,  Kap.  3  II. 
*  Jacini,  La  proprieta  fondiaria,  S.  262. 
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wiesen  überhaupt  nicht  oder  in  geringem  Maße  vorhanden  sind.  Um  dem 
Wasserverlust  vorzubeugen,  lassen  die  kleinen  Landwirte  die  Reisfelder  nicht 
ständig,  sondern  nur  zeitweise  bewässern  und  beschranken  sich  auf  das  Mini- 
malquantum, was  den  Produkten  schadet.  Dieser  Nachteil  wird  noch  ver- 
schärft durch  den  Umstand,  daß  die  Kleinbetriebe  kein  eigenes  Wasserrecht 
haben,  so  daß  sie  von  Jahr  zu  Jahr  Wasser  pachten  müssen;  der  Pachtpreis 
kann  nun  im  Sommer  plötzlich  sehr  hoch  steigen,  sei  es  wegen  starker  Nach- 
frage der  Großbetriebe,  sei  es  wegen  Trockenheit,  so  daß  der  Reisbau  für 
den  Kleinbetrieb  gegebenenfalls  auch  unrentabel  wird;  ja  unter  Umständen 
kann  dies  sogar  empfindliche  Verluste  nach  sich  ziehen,  da  die  Bestellungs- 
arbeiten für  den  Reisbau  schon  im  März  vorgenommen  werden  und  der 
Wasserpreis  unerwartet  und  unvorhergesehen  im  Sommer  steigen  kann.  Der 
Kleinwirt  hat  außerordentlich  hohe  und  dazu  verhängnisvoll  schwankende 
Produktionskosten.  Häufig  führt  das  dazu,  daß  die  Kleinbauern  den  Reisbau 
wieder  aufgeben  müssen. 

Noch  weniger  lohnend  scheint  der  Reisbau  in  den  Betrieben  mittlerer 
Größe  zu  sein,  da  sie  die  Nachteile  der  großen  und  der  kleinen  Betriebe 
in  sich  vereinigen:  sie  können  das  abfließende  Wasser  nicht  entsprechend 
ausnutzen  und  müssen  fremde  Arbeiter  anwerben.  In  Wirklichkeit  geschieht 
die  Bewässerung  des  Reisfeldes  hier  ebenso  unvollkommen  wie  in  den  kleinen 
Betrieben.  Um  die  notwendigen  Arbeitskräfte  zu  erhalten,  wenden  sich  die 
Betriebsleiter  an  die  Arbeiter,  die  tagsüber  in  den  Großbetrieben  beschäftigt 
gewesen  sind,  und  lassen  sie  in  den  Abendstunden  gegen  eine  geringere  Ent- 
löhnung  arbeiten;  diese  mittleren  Landwirte  benutzen  also,  um  die  Produktions- 
kosten zu  verringern,  minderwertige  Arbeitskräfte,  was  nicht  nur  einen  wirt- 
schaftlichen, sondern,  da  die  Arbeiter  dadurch  übermüdet  werden,  auch  einen 
sozialen  Übelstand  bildet. 

Wir  können  also  schließen,  daß  in  der  Niederlombardei  auch  im  Reis- 
bau der  Großbetrieb  dem  Kleinbetriebe  im  allgemeinen  überlegen  ist, 
wenn  auch  in  gewissen  Fällen  das  Umgekehrte  eintreten  kann. 

Es  sind  also  die  Kulturarten,  und  zwar  neben  dem  Reisbau  hauptsächlich 
die  Wiesenkultur,  die  in  der  Niederlombardei  den  Großbetrieb  herbeiführen. 

Wie  die  Wiescnkultur  zum  Großbetrieb  führt,  so  setzen  andere  technische 
und  wirtschaftliche  Eigentümlichkeiten  der  niederlombardischen  Landwirtschaft 
den  Gütern  auch  eine  Minimal-  und  Maximalgrenze. 

Die  Minimalgrenze  wird  gezogen  durch  die  Käsefabrikation,  oder  besser 
durch  die  Verbindung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  mit  einem  gewerb- 
lichen Nebenbetriebe,  der  Herstellung  des  Parraesanerkäses.  Ein  ganzer  Par- 
mesanerkäse  erfordert,  wie  gesagt,  etwa  500  Liter  Milch;  die  Milch  kann  nicht 
allmählich  angesammelt  werden,  da  sie  schon  nach  einem  Tage,  besonders  im 
Sommer  verdirbt,  es  müssen  also  jeden  Tag  500  Liter  Milch  produziert  werden, 
um  einen  Parmesanerkäse  herstellen  zu  können.  Die  tägliche  Milchproduktion 
von  500  Liter  erfordert  etwa  60  Kühe  der  Alpenrasse;  da  muß  der  landwirtschaft- 
liche Betrieb  eine  entsprechende  Futtermenge  liefern  können.  Der  Futterertrag 
der  Wechsel-  und  Winterwiesen  schwankt  zwischen  weiten  Grenzen;  die  Winter- 
wiesen ergeben  durchschnittlich  100 — 140  dz  Heu,  die  Wechselwiesen  70 
bis  90  dz  pro  Hektar  und  Jahr.    Bei  diesem  Futterertrag  kann  das  nieder- 
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lombardische  Gut  nach  Niccoli1  auf  je  10  ha  der  gesamten  Fläche  7 — 9  Kühe 
der  Alpenrasse  halten  außer  den  notwendigen  Zugtieren.  Da  nun  60  Kühe 
notwendig  sind,  so  liegt  die  Minimalgrenze  des  Gutes  zwischen  70  und  90  ha. 

Die  Maxiraalgrenze  wird  gezogen  durch  wirtschaftliche  Erwägungen  über 
die  Kuhherde.  Eine  Herde  von  etwa  100  Kühen  wird  als  die  Höchstgrenze 
betrachtet;  die  Kühe  sind  wegen  der  häufigen  Seuchen  ein  zwar  wertvolles, 
aber  unsicheres  Kapital,  und  die  Gefahr  und  Größe  des  Verlustes  ist  um  so 
größer,  je  zahlreicher  die  Herde.  So  gilt  ein  Betrieb  von  120 — 140  ha,  der 
einer  Herde  von  100  Kühen  entspricht,  als  die  Maximalgrenze. 

Diese  Erörterungen  erklären  die  Betriebsgröße  in  der  Hauptzone  der 
Niederlombardei. 

Auf  dem  Ackerbaulande  der  Nebenzone,  deren  größter  Teil  mit  Wald 
bedeckt  ist,  gibt  es  nur  kleine  Betriebe,  deren  mittlere  Größe  3  ha  beträgt; 
nur  selten  finden  sich  Betriebe  bis  zu  6  ha.  Wir  finden  hier  die  typischen 
Kulturen  der  Mittellombardei:  Körnerbau  und  Seidenraupenzucht;  die  aus- 
gedehnte Wiesenkultur  und  der  Reisbau  sind  unbekannt;  nur  am  Poufer  werden 
einzelne  kleine  Betriebe  nach  Durchführung  der  Bewässerungsanlagen  mit  Reis 
bestellt. 

Auf  dem  Hügelland  von  S.  Colombano,  wo  Wein  gebaut  wird,  herrscht 
der  Klein-,  ja  der  Parzellenbetrieb  vor  mit  einer  durchschnittlichen  Betriebs- 
größe von  0,5  ha.  Es  gibt  hier  keine  Bewässerungsanlage  und  so  gibt  es  weder 
Wiesen  noch  Reisfelder. 

In  der  Hauptzone,  der  typischen  Niederlombardei,  beträgt  die  durch- 
schnittliche Größe  eines  Gutes  bei  Wiesen-  und  Reiskultur  100  ha.  Folgende 
Tabelle  zeigt  die  Zahl  und  Größe  der  Betriebe  und  daneben  die  herrschenden 
Kulturarten  in  der  Niederlombardei  (Hauptzone)  an2. 


Gebiet 

Landwirt- 
schaft!, be- 
nutzte Fläche 

Von  100  ha  landwirtschaftl. 
benutzter  Fläche  fallen  auf 

Gesamtzahl 
der 
Betriebe 

Wiesen 

Reisfelder 

Winter- 

Übergangs- 
Gebiet 
Mailand  — —  — 

30  000  ha 

33.8* 

7.6 

IO.O 

1760 

Eigentliches 
Gebiet 

52  000  ha 

31.8 

23.7 

14.5 

790 

55  500  ha 

52.1 

13.4 

3.0 

700 

*  Davon  fallen  auf 

49  000  ha 
Wechsel  wiesen 

24.3 

12,8  °/o,  au 

36,8 
f  ständige  ^ 

6,0 
Viesen  2i,c 

525 

»o/o- 

i  Monografia,  Seite  173. 

>  Da  bessere  Quellen  fehlen,  wurde  die  statistische  Angabe  zu  dieser  Tabelle  zusammen- 
gestellt aus  privaten  Untersuchungen  und  Mitteilungen,  die  aber  sorgfältig  miteinander  ver- 
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Gebiet 

Von  100  Betrieben  fallen  auf  Betriebe  von: 

bis 
5 

ha 

IUI 

von 
5—20 
ha 

Ua 

von 
20—50 
ha 

von 
50—70 

ha 
na 

von 

70—90 

ha 
na 

von 
90— 1 10 
ha 

von 
1 10 — 130 
hi 

über 

130 
ha 

Übergangs- 
Gebiet 
;  Mailand   

67,0 

I  1,2 

4.5 

5.3 

7.8 

* 

4.2 

f 

Eigentliches 
Gebiet 

25.3 

> 

2.7 

474 

22,1 

2,3 

1,2 

Lodi  

2  1,4 

• 

3.5 

16,4 

42,2 

15.0 

1.5 

Pavia  

15.° 

1 

4.5 

5.7 

32,0 

40,0 

2,8 

In  dieser  Tabelle  finden  wir  zunächst  eine  auffallende  Erscheinung,  die 
sogar  im  Widerspruch  zu  stehen  scheint  mit  dem,  was  wir  vorhin  sagten  über 
die  Tendenz  der  Wiesenkultur  zum  Großbetriebe. 

Auf  dem  Übergangsgebiete  finden  wir  nämlich  eine  ziemlich  ausgedehnte 
Wiesenfläche:  33,8%  Wiese  und  10%  Winterwiese,  und  doch  ein  Überwiegen 
der  kleinen  Betriebe:  67  °/0  solcher  unter  5  ha,  und  1 1,2  %  solcher  von  5 — 20  ha. 
Das  ist  aber  nicht  schwer  zu  erklären,  und  zwar  aus  den  eigenartigen  Ver- 
hältnissen der  kleinen  Betriebe  in  dieser  Gegend.  Der  kleine  Landwirt  des 
Übergangsgebietes  ist  sehr  oft  Fuhrmann;  er  wohnt  im  Dorfe  und  pachtet  ein 
Stück  ständige  Wiese.  Mit  dem  ersten  Heuschnitt,  mit  dem  Maiheu,  bezahlt 
er  die  Pacht;  aus  den  übrigen  Schnitten  gewinnt  er  das  Futter  für  das  Pferd; 
im  Herbst  läßt  er  die  Wiese  abweiden.  Ist  er  nicht  Fuhrmann,  so  treibt  er 
ein  Handwerk,  mit  dem  Futter  ernährt  er  eine  Kuh  und  verkauft  die  Milch. 
Deshalb  besteht  eine  große  Anzahl  von  kleinen  Betrieben  aus  lauter  ständigen 
Wiesen,  welche  die  J/3  der  ganzen  Wiesenfläche  des  Übergangsgebietes  bilden. 
Die  geringe  Pflege,  die  von  diesen  kleinen  Landwirten  der  ständigen  Wiese 
gewidmet  wird  (etwas  Düngung  und  das  Schneiden  des  Grases)  läßt  ihnen  die 
Möglichkeit,  einen  gewerblichen  oder  sonstigen  Hauptberuf  zu  treiben.  Somit 
ist  auch  die  im  ersten  Augenblicke  sonderbare  Erscheinung  erklärt,  daß  eine 
reine  Graswirtschaft  mit  Kleinbetrieb  zusammengeht. 

Im  übrigen  spiegeln  die  anderen  kleinen  und  mittleren  Betriebe  des 
Übergangsgebietes  mit  der  bei  ihnen  eingeführten  Bewässerung  den  Betrieb 
der  Mittellombardei  mit  Getreidebau  und  Seidenraupenzucht  wieder. 

Die  typischen  Züge  des  niederlombardischen  Betriebes,  d.  h.  die  aus- 
gedehnten Wechsel-  und  Winterwiesen  und  die  Reisfelder  findet  man  auf  dem 
Übergangsgebiete  ausschließlich  in  solchen  Betrieben,  die  über  50  ha  groß  sind  ; 
daher  dort  auch  die  geringe  Ausdehnung  der  Reiskultur  (7,6%  der  landwirt- 
glichen und  geprüft  wurden;  die  Ergebnisse  wurden  von  Sachverständigen  und  von  den  Ver- 
ständen der  Pächtervereine  durchgesehen.  So  wird  die  Tabelle,  wenn  sie  auch  einige  Fehler 
enthalten  sollte,  doch  ein  gutes  Bild  der  Wirklichkeit  bieten. 
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schaftlich  benützten  Fläche).  Das  bestätigt  uns,  daß  nicht  die  Bewässerung 
als  solche,  sondern  die  Kulturart,  zu  der  sie  benutzt  wird,  die  Betriebsgröße 
bestimmt,  durch  die  sich  unser  Gebiet  von  der  übrigen  Lombardei  scharf 
unterscheidet. 

Kleinbetriebe  finden  sich  auch  in  der  Hauptzone,  obwohl  liier  zu  einem 
bedeutend  niedrigeren  Prozentsatz.  Sie  sind  in  den  Gemeinden,  die  über 
1000  Einwohner  zählen,  zahlreicher  als  in  den  kleineren  Ortschaften;  in  den 
kleinsten  Ortschaften  fehlen  sie  vollständig.  Die  Kleinbetriebe  einer  Gemeinde 
liegen  nicht  über  den  ganzen  Ortsbezirk  hin  zerstreut;  sie  befinden  sich  in  der 
nächsten  Umgebung  der  Wohnungsgruppe,  die  um  die  Kirche  liegt;  Klein- 
betriebe, die  mehr  als  etwa  eine  halbe  Stunde  zu  Fuß  von  der  Wohnungs- 
gruppe entfernt  liegen,  findet  man  nicht. 

Die  kleinen  Betriebe  sind  mit  Bewässerungsanlagen  versehen,  sie  besitzen 
aber  kein  Wasserrecht,  wie  schon  gesagt  wurde;  zum  guten  Teil,  zumal  wenn 
sie  zu  größeren  Ortschaften  gehören,  treiben  sie  Gartenbau;  keiner  treibt 
eigentliche  Wiesenkultur;  in  manchen  von  ihnen  fehlt  jedoch  der  Reisbau  nicht. 

Der  typische  nicderlombardische  Betrieb  mit  großer  Wiesen-  und  Reis- 
kultur fängt  auch  hier  erst  bei  Betrieben  über  50  ha  an;  diese  Betriebe  bilden 
eben  die  weitaus  größte  Mehrheit  aller  Betriebe,  d.h.  85°/0  auf  dem  Paveser, 
78,6°/0  auf  dem  Lodesaner,  75,7  °: 0  auf  dem  eigentlichen  Mailänder  Gebiete. 

Die  Wirkung  der  Kulturen  auf  die  Größe  der  Betriebe  tritt  aus  der 
Tabelle  deutlich  hervor,  indem  Betriebe  zwischen  5  und  50  ha  vollständig 
fehlen,  und  solche  von  50 — 70  ha  in  einem  sehr  geringen  Prozentsatz  vor- 
handen sind;  diese  letzteren  Betriebe  besitzen  keine  eigene  Käsemacherei ;  sie 
verkaufen  die  erzeugte  Milch  entweder  in  die  Stadt,  oder,  wenn  sie  von  der 
Stadt  zu  weit  entfernt  liegen,  an  die  Käsemacherei  eines  benachbarten 
größeren  Betriebes. 

Die  Betriebe  mit  eigener  Käsefabrikation  sind  solche,  die  70  ha  und 
mehr  groß  sind.  In  bezug  auf  die  Größe  dieser  Betriebe  stellen  die  drei 
Gebiete  verschiedene  Verhältnisse  dar,  indem  Mailand  die  weniger  großen, 
l'avia  die  größten  Betriebe  aufweist. 

Dieser  Zustand  ist  nichts  anderes  als  eine  Folge  der  oben  erörterten 
Eigentümlichkeiten  des  niederlombardischen  Betriebes.  Mailand  hat  nämlich 
die  größte  Ausdehnung  an  Winterwiesen  (14,5%  der  landwirtschaftlich  be- 
nützten Fläche  gegen  3°/0  auf  dem  Lodesaner  und  6%  auf  dem  Paveser 
Gebiet)  und  deshalb  hat  der  mailändische  Betrieb  eine  bedeutend  größere 
Futtererzeugung  pro  Hektar  als  die  des  Lodesaner  und  des  Paveser  Gebietes. 
Die  Folge  davon  ist,  daß  auf  dem  mailändischen  Gebiet  die  Maximalgrenze 
der  Betriebsgröße  früher  erreicht  wird  als  auf  den  anderen.  In  der  Tat  zeigt 
die  Tabelle,  daß  die  Mehrheit  der  Betriebe  zwischen  70  und  90  ha  schwanken, 
und  sehr  wenige  über  110  ha  hinausgehen. 

Auf  dem  Paveser  Gebiet  wird  der  Reisbau  sehr  stark  betrieben  (36,8% 
tler  landwirtschaftlich  benützten  Fläche  gegen  23,7%  auf  dem  Mailänder  und 
i3,4°/o  auf  dem  Lodesaner  Gebiet),  so  daß  der  Betrieb  kein  übermäßiges 
Kapital  an  Kühen  erfordert.  So  gehört  hier  die  größte  Zahl  der  Betriebe 
denen  von  1 10—130  ha  an;  etwas  weniger  zu  denen  von  90 — 1  10  ha; 
Betriebe  unter  90  ha  sind  selten.  Hier  findet  man  auch  den  größten  Prozent- 
satz von  Betrieben  über  130  ha. 
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Zwischen  Mailand  und  Pavia  steht  Lodi.  Hier  haben  die  Wechselwiesen 
die  größte  Ausdehnung  (52,10 %  der  landwirtschaftlich  benützten  Fläche  gegen 
31,8%  auf  dem  Mailänder  und  24,3%  auf  dem  Paveser  Gebiet),  während 
die  Reisfelder  und  die  Winterwiesen  viel  weniger  als  auf  den  anderen 
Gebieten  vertreten  sind.  Hier  schwankt  die  Größe  der  Betriebe  in  den 
meisten  Fällen  zwischen  90  und  1 1  o  ha ;  so  kommt  der  Lodesaner  Betrieb 
der  durchschnittlichen  Größe  des  niederlombardischen  Betriebes  (100  ha) 
am  nächsten. 

Die  Betriebe  über  130  ha  (auf  dem  Mailänder  Gebiet  auch  solche  über 
110  ha),  welche  über  die  durchschnittliche  Maximalgrenze  hinaus  gehen, 
besitzen  gewöhnlich  außer  der  Kuhherde  des  Landwirts  auch  diejenige  eines 
sogenannten  bergamino  (Rindviehhirten1),  so  daß  das  Kapital  an  Vieh  und 
das  damit  verbundene  Risiko  geteilt  wird. 

Aus  dem,  was  wir  bis  jetzt  betrachtet  haben,  können  wir  schließen 
i.  daß  der  typische  niederlombardische  Betrieb  unmöglich  ist  auf  einer  Fläche 
von  weniger  als  50  ha;  2.  daß  ein  Betrieb  von  50  —  70  ha  ein  kleiner 
niederlombardischer  Betrieb  ist,  da  ein  solcher  noch  nicht  imstande  ist,  eine 
Käsemacherei  zu  haben;  3.  daß  der  mittlere  niederlombardische  Betrieb 
zwischen  70  und  130  ha  schwankt,  und  zwar  zwischen  70  und  100  ha  da, 
wo  die  Winterwiesen,  zwischen  100  und  120  ha  dort,  wo  die  Wechsel  wiesen, 
zwischen  110 — 130  ha,  wo  der  Reisbau  vorherrscht;  4.  daß  ein  Betrieb,  der 
über  diese  Größe  hinaus  geht,  zu  den  Großbetrieben  gezählt  werden  muß, 
indem  auf  einem  solchen  außer  der  Kuhherde  des  Landwirts  auch  die  eines 
Rindviehhirten  gewöhnlich  ernährt  werden  muß. 

Wollen  wir  jedoch  den  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  beibehalten,  wonach 
der  Großbetrieb  derjenige  ist,  auf  welchem  jein  Wirt  der  gebildeten  höheren 
Klasse  schon  mit  der  bloßen  Direktion  des  Betriebes  vollauf  beschäftigt  ist« 
(Roscher),  so  gehört  der  typische  niederlombardische  Betrieb  unbedingt  zu  den 
Großbetrieben,  weil  der  Landwirt  (sei  es  ein  Pächter,  sei  es  der  Eigentümer) 
ausschließlich  mit  der  leitenden  Arbeit  beschäftigt  ist,  und  zwar  in  allen 
Betrieben,  ohne  Ausnahme. 

Betriebe  zwischen  200  und  300  ha  kommen  selten  vor,  und  nur  auf 
den  Gebieten  von  Lodi  und  Pavia.  Die  größten  solcher  Betriebe  können 
(nach  Roscher)  Herrschaften  genannt  werden,  weil  es  zu  ihrer  Bewirt- 
schaftung mehrerer  Leiter  bedarf;  es  sind  das  gewöhnlich  Brüder  oder  andere 
Verwandte  des  Pächters  oder  Eigentümers. 

Vor  der  Agrarkrisis  der  80  er  Jahre  gab  es  auch  Betriebe  von  circa 
400  ha;  bei  einer  solchen  Ausdehnung  aber  konnten  diese  Betriebe  nicht 
mehr  mit  der  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  des  Landes  entsprechen- 
den Intensität  bewirtschaftet  werden,  und  infolgedessen  waren  sie  eigentliche 
Latifundienbetriebe  (nach  der  v.  Miaskowskischen  Benennung).  Solche 
Betriebe  sind  jetzt  in  mehrere  Großbetriebe  geteilt  worden. 

In  jedem  niederlombardischen  Gute  ist  das  Gehöft  von  seinem  gesamten 
Grund  und  Boden  umgeben,  s<>  daß  die  Landwirte  und  die  Gutstagelöhner 
über  den  ganzen  Gemeindebezirk  hin  zerstreut  wohnen.  Um  die  Kirche  der 
Ortschaft  liegen  nahe   beieinander   in  einer  Gruppe  die  Wohngebäude  der 


»  Siehe  unten,  zweiter  Teil,  Abschnitt  IV,  §  2. 
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Handwerker,  der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  und  der  kleinen  Bauern,  von 
denen  wir  schon  gesprochen  haben.  Die  Siedelungsform  der  niederlombardi- 
schen  Betriebe  ist  also  das  Hofsystem;  diese  der  Niederlombardei  eigentüm- 
liche Siedelung  (in  der  Mittel-  und  Nordlombardei  herrscht  das  Dorfsystem) 
ist  darauf  zurückzuführen,  daß  die  Stallungen  der  Kühe  und  dann  auch  die 
Käserei  in  möglichster  Nähe  der  Wiesen  liegen  müssen.  Damit  werden  einer- 
seits die  Transportkosten  gespart,  namentlich  beim  Grünfutter  und  beim 
Dünger,  sowie  bei  der  Milch,  anderseits  vermindern  sich  die  Aufsichtskosten. 

Der  Grundbesitz  eines  jeden  Gutes  ist  in  große,  meist  rechtwinklige, 
2 — 3  ha  umfassende,  von  Be-  und  Entwässerungskanalen  und  von  Baum- 
reihen eingesäumte  Felder  eingeteilt.  Die  Wohnungen  des  Wirtes  und  der 
Landarbeiter  und  die  Wirtschaftsgebäude  liegen  mitten  in  der  Flur,  welche 
auch  von  mehreren  breiten  Fahrstraßen  für  den  Transport  von  den  Wiesen 
oder  den  Feldern  zum  Hofe  durchzogen  ist.  Der  Teil  der  Fläche,  welcher 
dem  Anbau  durch  Baumpflanzungen,  Straßen,  Kanäle,  Gebäude  u.  dgl.  m. 
entzogen  ist,  schwankt  zwischen  */,4  und  ,/,8  der  gesamten  Fläche1. 

II.  Die  Nebenbetriebc. 

i.  Die  Milchverarbeitung.  --  Zu  jedem  typischen  niederlombardischen 
Gute  gehört  zunächst  eine  Käserei  zur  Verarbeitung  der  auf  dem  Gute  produzierten 
Milch.  Die  Verarbeitung  der  Milch  zu  Käse  bildet  einen  eigenen  Betrieb  für  sich; 
sie  wird  in  einem  eigenen  dazu  erbauten  Gebäude,  von  besonderen,  nur  hier- 
mit beschäftigten  Arbeitern  und  in  einem  eigenen,  in  sich  abgeschlossenen  Pro- 
duktionsprozesse vollzogen.  Dieser  Betrieb  zählt  zu  den  Kleinbetrieben,  da  in  ihm 
nur  2  —  3  Arbeiter  beschäftigt  sind,  und  der  Betriebsleiter  nimmt  nur  deswegen 
nicht  teil  an  der  ausführenden  Arbeit,  weil  er  zu  gleicher  Zeit  Leiter  eines 
landwirtschaftlichen  Großbetriebes  ist.  Hier  sind  also  zwei  ganz  verschieden- 
artige Betriebe  zu  einer  Unternehmung  verbunden,  ein  landwirtschaftlicher 
Groß-  und  ein  gewerblicher  Kleinbetrieb;  da  der  letztere  die  weitere  Ver- 
arbeitung eines  im  ersteren  produzierten  Rohstoffes  bezweckt,  so  kann  man 
hier  von  einer  Kombination  im  eigentlichen  volkswirtschaftlichen  Sinne  des 
Wortes  reden. 

Diese  Kombination  bestand  aber  nur  bis  zur  Agrarkrisis  der  8o  er  Jahre. 
Seither  hat  sich  in  der  Milchverarbeitung  eine  interessante  Entwicklung  voll- 
zogen, deren  ausführliche  Darstellung  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinaus 
geht;  wir  behandeln  sie  nur  insoweit,  als  sie  für  die  Entwicklung  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebes  von  Bedeutung  gewesen  ist. 

Nach  der  Agrarkrisis  hat  die  Landwirtschaft  viel  intensivere  Formen 
angenommen,  so  daß  der  Lindwirt  nicht  mehr  gleichzeitig  auch  noch  den  gewerb- 
lichen Betrieb  leiten  konnte;  so  sind  die  Betriebe  auch  in  zwei  Unternehmungen 
auseinander  gefallen.  Ein  lattaio,  Milchmann,  mietet  jetzt  den  Casone,  kauft, 
einem  auf  ein  Jahr  abgeschlossenen  Vertrage  gemäß,  während  des  ganzen 
Jahres  die  auf  dem  Gute  produzierte  Milch  und  treibt  die  Verarbeitung  der- 
selben zu  Butter  und  Käse  ganz  auf  eigene  Rechnung. 


1  Niccoli,  a.  a.  O.  S.  172. 
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Die  zwei  Unternehmungen  sind  nunmehr  also  lediglich  örtlich  und  durch 
einen  auf  ein  Jahr  lautenden  Kaufvertrag  miteinander  verbunden. 

So  war  es  allgemein  bis  zum  Ende  der  90er  Jahre;  als  damals  der 
Butterexport  einen  großen  Aufschwung  nahm,  gingen  mehrere  solcher  kleinen 
Milchverarbeitungsunternehmungen  eine  Fusion  ein:  die  Käsereien  blieben  wie 
früher  auf  den  einzelnen  Gutshöfen  bestehen,  von  denen  sie  auch  wie  früher 
die  Milch  weiter  bezogen;  ihre  Unternehmer  aber  wurden  zu  Lohnarbeitern 
unter  einem  größeren  Unternehmer,  der  seinerseits  die  Vertrage  mit  den 
Unternehmern  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  abschließt  und  die  Milchver- 
arbeitung und  den  Butterexport  auf  seine  Rechnung  betreibt.  Solcher  Fusionen 
sind  zwei  entstanden,  beide  auf  Lodesaner  Gebiet. 

Da  sich  der  Großhandel  mit  Milchprodukten,  namentlich  mit  Butter,  gut 
bewährte,  sc»  haben  mehrere  Gutspächter  den  Vertrag  mit  ihrem  Milchmann 
nicht  mehr  erneuert,  sondern  sie  vereinigten  sich  zur  Gründung  von  Groß- 
molkereigenossenschaften, deren  je  zwei  auf  Mailänder  und  auf  Lodesaner 
Gebiet  entstanden.  Diese  Entwicklung,  die  in  der  Niederlombardei  die  ersten 
Großbetriebe  in  der  Milchverarbeitung  herbeiführte,  übte  auf  die  früher  ent- 
standenen Fusionen  die  Rückwirkung  aus,  daß  sich  die  Unternehmer  derselben 
genötigt  sahen,  die  kleinen  Betriebe  aufzugeben  und  dafür  den  Produktions- 
prozeß in  größere  eigentliche  Fabriken  zu  konzentrieren.  Eine  so  weit  gehende 
Konzentration  wie  bei  andern  Gewerbezweigen  kann  bei  der  Milchverarbeitung 
freilich  nicht  Platz  greifen,  da  die  Milch  sich  auf  größere  Entfernungen  nicht 
ohne  Schaden  transportieren  und  ebensowenig  auf  längere  Zeit  sich  kon- 
servieren läßt;  so  ist  eine  Molkerei  stets  auf  ein  beschränktes,  nicht  sehr  aus- 
gedehntes Rohstofflieferungsgebiet  angewiesen. 

Dieser  Schwierigkeit  ist  man  aber  im  Jahre  1902  in  folgender  Weise 
aus  dem  Wege  gegangen.  Drei  Großmolkereien,  die  beiden  Privatuntemchmen 
und  eine  der  Genossenschaften,  gingen  eine  Fusion  ein,  indem  sie  sich  zu 
einer  einzigen  Aktiengesellschaft  vereinigten,  ohne  zunächst  eine  Veränderung 
im  technischen  Betriebe  eintreten  zu  lassen;  später  aber  führte  sie  eine  Art 
Spezialisation  durch,  indem  jeder  Molkerei  ein  bestimmtes  Milchprodukt 
zugewiesen  war;  eine  Kombination  im  engeren  Sinne  des  Wortes  kann  man 
das  nicht  nennen,  da  die  drei  ungleichartigen  Betriebe  derselben  Unternehmung 
nicht  so  gegliedert  sind,  daß  das  Produkt  des  einen  den  Rohstoff  des  anderen 
bildet;  der  Rohstoff  ist  vielmehr  der  gleiche,  die  Milch,  die  Produkte  sind 
unter  sich  verschieden;  wir  können  also  von  einer  Kombination  im  weiteren 
Sinne  sprechen.  Auf  diese  Weise  konnte  auch  das  Rohstofflieferungsgebiet 
einer  und  derselben  Unternehmung  bedeutend  erweitert  und  damit  in  der 
Milchverarbeitung  eine  größere  Konzentration  herbeigeführt  werden. 

Gegenwärtig  bestehen  in  der  Niederlombardei  acht  Großunternehmungen 
für  die  Herstellung  von  Butter  und  Käse,  und  zwar  6  in  der  Form  von  Aktien- 
gesellschaften, 2  auf  genossenschaftlicher  Grundlage  (die  2  Genossenschaften 
des  Lodesaner  Gebietes  haben  sich  in  Aktiengesellschaften  umgewandelt).  Die 
größte  dieser  Unternehmungen  ist  die  genannte  Kombination:  in  ihr  werden 
täglich  1 200  hl  Milch  verarbeitet  und  600  Arbeiter  beschäftigt. 

Infolge  dieser  Entwicklung  verschwindet  der  Parmesanerkäse.  In  den 
großen  Fabriken  kann  die  Entrahmung  der  Milch  nur  mit  Hilfe  der  Zentrifugal- 
maschinen vorgenommen  werden,  wodurch  die  Milch  zu  mager  und  für  die 
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Herstellung  des  Parmesanerkäses  unbrauchbar  wird.  Deshalb  wird  in  den 
Fabriken  zum  Ersatz  der  sogenannte  Reggianerkäse  (Formaggio  reggiano) 
hergestellt. 

Üb  die  Entwicklung  in  der  bisherigen  Richtung  weiter  gehen,  die  kleinen 
Gutsmolkereien  und  damit  den  Parmesanerkäse  verdrängen  wird,  oder  ob  der 
Parmesanerkäse  sich  erhalten  und  damit  der  Entwicklung  eine  Grenze  setzen 
wird,  darüber  laßt  sich  noch  nichts  Bestimmtes  sagen;  das  hängt  ab  von  der 
Gestaltung  des  Käsemarktes,  sowie  von  künftigen  Fortschritten  der  Chemie 
und  Bakteriologie. 

Was  nun  die  Wirkung  dieses  Entwicklungsprozesses  auf  den  niederlom- 
bardischen  landwirtschaftlichen  Betrieb  anbelangt,  so  ist  hervorzuheben,  daß 
bereits  gegen  200  Gutskäsetnachereien  zugrunde  gegangen  sind.  Das  ist  von 
Bedeutung  für  die  künftige  Entwicklung  der  Größe  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes.  Wird  der  Molkereibetrieb  von  dem  landwirtschaftlichen  getrennt, 
oder  auch  hört  die  Herstellung  des  Parmesanerkäses  auf,  so  ist  die  durch- 
schnittliche Minimalgrenze  des  Gutes  nicht  mehr  auf  70 — 90  ha  fest- 
gelegt, sondern  sie  wäre  lediglich  abhängig  von  wirtschaftlich-technischen  Gründen 
der  Wiesen-  und  Reiskultur. 

Doch  hat  diese  Erwägung  vorläufig  nur  theoretische  Bedeutung,  da  die 
Betriebe  sich  nicht  st»  leicht  teilen  lassen;  tatsächlich  hat  auch  die  Mehrzahl 
der  Betriebe  noch  keine  Veränderung  erfahren  in  der  seit  alters  festgehaltenen 
Ausdehnung.  Eine  Verkleinerung  der  Güter  würde  wegen  des  herrschenden 
Hofsystems,  den  Bau  neuer  Gebäude,  neuer  Straßen,  eine  Veränderung  der 
Bewässerungsanlagen  und  damit  der  Wasserrechte  mit  sich  bringen.  Das  würde 
zu  hohe  Kosten  verursachen,  die  nicht  im  Verhältnis  ständen  zu  dem  zu  er- 
zielenden Erfolge,  da  für  die  niederlombardische  Wiesen-  und  Reiskultur  der 
Großbetrieb  als  solcher  immerhin  am  geeignetsten  ist.  In  den  letzten  Jahr- 
zehnten des  ig.  Jahrhunderts  sind  freilich  einige  Großbetriebe  zerteilt  worden; 
das  waren  aber  solche  von  mehr  als  200,  ja  solche  bis  400  ha,  deren  Zer- 
legung einen  ökonomischen  und  technischen  Fortschritt  bedeutet. 

2.  Die  Reisschälcrei.  —  Bis  vor  einigen  Jahrzehnten  geschah  auch  das 
Abschälen  (la  pilatura)  des  Reises  meistens  auf  den  einzelnen  Gütern  selbst,  falls 
nämlich  das  Gut  über  eine  zum  Betrieb  der  Maschine  erforderliche  Wasserkraft 
verfügte.  Dieses  Produktionsstadium  bildete  aber  keinen  selbstständigen  Betrieb; 
es  war  nur  eine  der  Arbeiten  des  landwirtschaftlichen  Produktionsprozesses,  wie 
1.  B.  jetzt  noch  das  Dreschen.  Seit  den  60er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  wurde 
das  Reisschälen  ein  selbstständiges  Gewerbeunternehmen,  welche  Entwicklung  sich 
in  den  70er  und  80er  Jahren  überall  vollzog,  so  daß  gegenwärtig  überall  die 
Reisarbeiten  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  mit  dem  Dreschen  endigen.  In 
einigen  Betrieben,  die  einen  Wasserfall  haben,  wird  noch  Reis  geschält,  aber 
nur  für  den  Privatgebrauch  des  Pächters  und  der  Gutstagelöhner. 

Diese  Loslösung  der  Reisschälerei  vom  landwirtschaftlichen  Betrieb  hat 
den  Leiter  desselben  entlastet  und  so  eine  bessere  Leitung  der  Landwirtschaft 
selbst  ermöglicht;  auf  die  Größe  der  Landgüter  kann  sie  offenbar  einen  Einfluß 
nicht  ausüben. 

III.   Das  Betriebskapital. 

Im  niederlombardischen  landwirtschaftlichen  Betrieb  spielt  das  Kapital 
eine  sehr  bedeutende  Rolle.    Um  dies  zu  zeigen  und  um  zu  gleicher  Zeit  das 
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Verhältnis  des  Betriebs-  zum  Grundkapital  und  in  großen  Zügen  die  ein- 
zelnen Posten  des  Betriebskapitals  darzustellen,  möge  hier  der  Durchschnitt  von 
einigen  der  größten  Güter  des  Mailänder  Gebietes  gezogen  werden;  es  sind 
Güter  gewählt  ohne  starke  Anwendung  der  modernen  landwirtschaftlichen 
Technik  mit  Maschinen,  künstlichen  Futter-  und  Düngemitteln,  also  solche,  die 
der  unteren  Grenze  der  Kapitalintcnsität  der  niederlombardischen  Güter  über- 
haupt nahe  kommen1.  Einen  Durchschnitt  sämtlicher  niederlombardischer 
Güter  in  bezug  auf  ihre  Kapitalanwendung  zu  ziehen,  gehört  selbstverständlich 
zu  den  Unmöglichkeiten. 

Das  Gut  umfaßt  100  ha,  wovon  7  ha  (•/,.,)  von  Gebäuden,  Straßen,  Kanälen 
und  dgl.,  2 1  ha  (etwa  V-)  von  den  Winterwicsen  in  Anspruch  genommen 
werden.  Die  übrigen  Grundstücke  werden  nach  der  üblichen  Fruchtfolge  be- 
stellt: Mais,  Weizen,  zwei  Jahre  Wiesen,  zwei  Jahre  Reis.  Der  Boden  ist  von 
mittlerer  Ertragfähigkeit.  Der  Gutswert  beträgt  nach  sachkundiger  Schätzung 
450000  Lire,  d.  h.  4500  pro  Hektar.  Schon  in  dieser  Summe  spielt  das 
Kapital  eine  große  Rolle.  Der  Gutswert  besteht  nämlich  zum  größten  Teil 
in  nichts  anderem  als  in  den  im  Boden  investierten  Kapitalien.  Der  Wert 
des  Wasserrechts  und  der  Bewässerungsanlagen  wird  auf  1800  Lire  pro  Hektar 
geschätzt,  ebenso  der  Wert  det  Bodenregulierung  und  der  Baumpflanzungen 
auf  1000  Lire  pro  Hektar,  der  der  Gebäude  auf  1200  Lire  pro  Hektar;  so 
ergibt  sich,  daß  von  den  4500  Lire  Gutswert  pro  Hektar  nur  500  Lire  den 
reinen  Wert  von  Grund  und  Boden  darstellen,  das  ist  11,1  °/0.  Der  Betrag 
von  4000  Lire,  das  ist  88,9  °/0  des  Gutswertes,  ist  investiertes  Kapital;  von 
diesem  entfallen  auf  die  Bewässerung  40  °/0,  auf  die  Gebäude  26,7  °/0  auf 
die  Bodenregulierung  und  die  Bäume  22,2  %.  Jacini  hat  recht,  wenn 
er  sagt,  daß  der  heutige  Wert  des  niederlombardischen  Bodens  den  enormen 
Kapitalien,  die  Generationen  hindurch  hineingesteckt  wurden,  zuzuschreiben  ist2. 

Das  Betriebskapital  läßt  sich,  wie  gewöhnlich,  unterscheiden  in  das 
stehende  und  umlaufende.  Zum  stehenden  gehört  das  tote  Inventar,  Maschinen 
und  Geräte  im  Werte  von  4800  Lire,  48  Lire  pro  Hektar,  und  das  lebende 
Inventar,  Nutz-  und  Zugtiere  und  menschliche  Arbeitskräfte. 

Das  Nutzvieh  besteht  auß  einer  Herde  von  90  Kühen  und  zwei  Stieren. 
Die  Erneuerung  des  Kuhbestandes  geschieht  gewöhnlich  auf  die  Weise,  daß 
man  3 — 4  Jahre  alte,  gewöhnlich  zum  zweiten  Male  tragende  Kühe  ankauft; 
ihr  Preis  schwankt  je  nach  Art  und  Herkunft  zwischen  400  und  600  Lire 
pro  Stück;  alles  in  Betracht  gezogen,  kann  man  die  Herde  auf  45000  Lire 
schätzen,  450  Lire  pro  Hektar. 

Als  Zugtiere  hält  man  gewöhnlich  auf  je  12  ha  ein  paar  Pferde  oder 
Zugochsen ;  die  Pferde  werden  jedoch  vorgezogen.  In  unserem  Falle  kommen 
also  17  Pferde  in  Rechnung;  ihr  Wert  schwankt  zwischen  einem  Minimum 
von  300 — 350  Lire  und   einem  Maximum  von   500  —  600  Lire  pro  Stück. 

Die  Pferde  werden  4,  5,  höchstens  7  —  8  Jahre  auf  dem  Gute  gebraucht; 
die  abgenutzten  Pferde  werden  wieder  verkauft  zu  — 1!2  des  früheren  Kauf- 
preises. Man  kann,  alles  in  Betracht  gezogen,  den  Wert  der  17  Pferde  auf 
8500  Lire  berechnen,  gleich  85  Lire  pro  Hektar. 

«  Die  Käserei  wird  nicht  in  Betracht  gezogen,  da  sie  ja  ein  eigenes,  vom  landwirt- 
schaftlichen getrenntes  Unternehmen  bildet. 

-  Frammenti  dell'  inchiesta  agraria,  S.  219. 
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Die  menschlichen  Arbeitskräfte  werden  teils  von  den  auf  dem  Gute  an- 
sässigen Tagelöhnern  mit  ihren  Familien,  teils  von  den  von  außerhalb  ange- 
worbenen Arbeitern,  Hilfsarbeitern,  gestellt.  Auf  einem  100  ha  großen  Gute 
des  Mailänder  Gebiets  wohnen  durchweg  16  Familien  mit  24  arbeitsfähigen 
Männern,  deren  Gesamtlohn  im  Durchschnitt   1 1 630  Lire  pro  Jahr  beträgt 

Dazu  kommen  noch  der  Lohn  für: 

1000  Arbeitstage  von  Hilfsarbeitern  zu  3, —  Lire  =  3000  Lire 

300        »  *  Hilfsarbeiterinnen  »    1,70    »    =    510  * 

3000         »  >  Knaben  und  Mädchen  »   0,70    »    =2100  * 

700         »  >  Gutstaglöhners- Frauen  >   0,80    >    =    260  » 

zusammen:    6170  Lire 

Das  macht  für  alle  Arbeitskräfte  zusammen  17800  Lire,  auf  einen  Hektar 
entfallen  178  Lire2. 

Zum  umlaufenden  Betriebskapital  gehören  die  zur  Wirtschaftsführung 
nötigen  Vorräte  an  barem  Gelde,  Brotgetreide,  Futter  und  Düngemitteln,  Brenn- 
materialien usw.;  es  ist  nicht  möglich,  den  Wert  der  einzelnen  Posten,  wie  sie 
zu  einer  guten  Wirtschaftsführung  nötig  sind,  genau  zu  berechnen;  wohl  läßt 
sich  nach  dem  Urteil  praktisch  erfahrener  und  sachkundiger  Landwirte  ihr 
Gesamtwert  in  einer  Geldsumme  angeben;  derselbe  beträgt  in  unserem  Falle 
46000  Lire,  460  Lire  pro  Hektar. 

Das  gesamte  Betriebskapital  beläuft  sich  also  auf  122  100  Lire  oder 
1221  Lire  pro  Hektar;  das  macht  27  %>  des  Grundkapitals  aus. 

Ein  Betrieb  mit  einem  solchen  Verhältnis  von  Gutswert  und  Betriebs- 
kapital wäre  vor  15 — 20  Jahren,  als  die  Maschinen  und  künstlichen  Dünge- 
mittel noch  seltene  Ausnahmen  waren,  ein  intensiver  genannt  worden;  heute, 
da  in  großem  Umfange  Maschinen  und  künstliche  Düngemittel  eingeführt  sind, 
kann  er  nur  zu  denen  mittlerer  Intensität  gezählt  werden.  In  der  letzten 
Zeit  ist  die  Bedeutung  des  Kapitals  noch  bedeutend  gestiegen;  der  nieder- 
lombardische  Landwirtschaftsbetrieb  ist  sehr  kapitalintensiv  geworden.  Damit 
ist  auch  der  kapitalistische  Geist  in  die  Landwirte  eingedrungen,  der  sich  am 
deutlichsten  ausprägt  in  den  Bestrebungen  der  niederlombardischen  Pächter 
aus  der  letzten  Zeit  3. 

§  4.  Die  Besitzverfassung. 

Aus  der  Darstellung  der  Betriebsverfassung  mit  dem  starken  Hervor- 
treten des  Großbetriebes  läßt  sich  schon  schließen,  daß  in  der  Niederiombardei 
der  Großgrundbesitz  vorherrscht.  Daß  der  Großbetrieb  mit  dem  Groß- 
besitz Hand  in  Hand  geht,  ist  selbstverständlich;  wenn  ein  Großbesitz  auch 
in  Kleinbetrieben  bewirtschaftet  werden  kann,  so  ist  es  doch  nicht  angängig,  eine 
Anzahl  kleiner  Besitzstücke  zu  einem  Großbetriebe  zusammen  zu  fassen.  Da 
nun  die  Güter  meist  verpachtet,  Besitz  und  Betrieb  also  gerrennt  sind,  so  ist 

*  Vgl.  II.  Teil,  Abschnitt  III,  Kapitel  1,  III. 

*  Die  angegebenen  Löhne  der  verschiedenen  Arbeiterklassen  stellen  den  Durchschnitt 
der  Löhne  dar,  wie  sie  dort  gezahlt  werden,  wo  die  Güter  liegen,  deren  Durchschnitt  wir  oben 
anführen;  die  Löhne  sind  hier  höher  als  in  der  übrigen  Niederlombardei. 

3  Siehe  unten,  II.  Teil.  Abschnitt  II,  V. 
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sogar  eine  größere  Ausdehnung  des  Besitzes  über  den  Betrieb  hinaus  möglich ; 
denn  die  technisch-wirtschaftlichen  Grenzen  des  Betriebes  gelten  nicht  für  den 
Besitz.  Tatsächlich  gehen  denn  auch  die  größten  Betriebe  in  der  Nieder- 
lombardei nur  ausnahmsweise  über  200  Hektar  hinaus,  niemals  aber  bis  zur 
Ladifundienwirtschaft ,  der  Besitz  aber  umfaßt  oft  über  1000  ha,  ist  häufig 
Ladifundienbesitz ;  es  ist  etwas  ganz  Gewöhnliches,  daß  mehrere  Groß- 
betriebe einem  Besitzer  zugehören.  So  kann  man,  wenn  auch  eine  Statistik 
der  Besitzverhältnisse  vollständig  fehlt,  doch  mit  Sicherheit  behaupten,  daß  die 
Zahl  der  Besitzeinheiten  viel  geringer  ist,  als  die  der  Betriebseinheiten. 

Der  Großgrundbesitz  ist  in  der  Niederlombardei  aus  rein  wirtschaft- 
lichen Gründen  entstanden,  nämlich  durch  die  Ausbreitung  der  typischen 
niederlombardischen  landwirtschaftlichen  Betriebsart.  Im  18.  und  noch  zu 
Anfang  des  ig.  Jahrhunderts  gab  es  in  der  Niederlombardei  zahlreiche  kleine 
Besitzungen  und  Kleinbetriebe 1 ,  die  entweder  gar  keine  oder  eine  sehr  be- 
scheidene Bewässerungsanlage  halten  und  ziemlich  allgemein  Weinbau  betreiben  a. 
Die  charakteristischen  Betriebe  mit  Bewässerungsanlagen  waren  verhältnismäßig 
selten;  auf  dem  Gebiet  von  Lodi  z.B.  zählte  man  1733  erst  197  Käsereien 3,  die 
ebensovielen  Bewässerungsbetrieben  entsprachen.  Daneben  lag  noch  eine  ziemlich 
ausgedehnte  Fläche,  die  unter  dem  Druck  der  spanischen  Oberhoheit  unbe- 
wirtschaftet  blieb 4.  Unter  Maria  Theresia  kam  die  Landwirtschaft  in 
bessere  Verhältnisse  und  machte  von  da  ab  große  Fortschrittes.  Der 
Fortschritt  lag  in  der  Vollkommnung  und  weiteren  Ausdehnung  der 
Bewässerungsanlagen  und  der  daraus  sich  ergebenden  niederlombardi- 
schen Betriebsform;  im  Jahre  1767  zählte  man  z.  B.  im  Gebiet  von  Lodi  bereits 
236  Käsereien,  bezw.  Güter  mit  der  typischen  Betriebsform6.  Die  Entwick- 
lung führte  den  Untergang  des  Kleinbesitzes  und  des  Bauernstandes 
in  der  ganzen  Niederlombardei  herbei,  und  zwar  so  allgemein,  daß  der  Klein- 
besitz sich  gegenwärtig  nur  noch  in  der  nächsten  Umgebung  der  Dörfer 
findet,  wo  sich  der  Kleinbetrieb  noch  lohnt. 

Einen  nicht  unerheblichen  Einfluß  auf  diese  Entwicklung  hatte  auch  die 
Tatsache,  daß  die  früheren  Kleinbesitzer,  wie  auch  die  jetzigen,  keinen  Anteil 
an  den  Bewässerungsanlagen,  kein  sogenanntes  Wasserrecht  hatten;  so 
mußten  diejenigen,  welche  eine  Bewässerungskultur  betreiben  wollten,  das  Wasser 
von  den  benachbarten  Großgutsbesitzern  kaufen,  bzw.  das  Benutzungsrecht  an  den 
Anlagen  pachten.  Das  war  natürlich  sehr  günstig  für  die  Ausdehnung  der  großen 
Bewässerungsbetriebe  seitens  der  früheren  Großgrundbesitzer  oder  derjenigen, 
die  ein  genügendes  Wasserrecht  zu  kaufen  imstande  waren,  sowie  infolgedessen 
für  das  Auskaufen  der  Kleingüter 7.  Ein  interessantes  Beispiel  dieses 
Entwicklungsprozesses  und  zugleich  eine  Bestätigung  dafür,  wie  der  Großgrund- 


*  Jarini,  Frammenti  dell*  inchiesta  agraria,  S.  230. 

2  Fumagalli,  a.  a.  O. 

3  Carli,  I)  censimento  di  Milano. 

4  Carli,  a.  a.  O.;  Sugenheim,  Geschichte  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  usw., 
S.  Petersburg  1861,  S.  207  ff. 

5  Carli,  a.  a.  O.;  Sugenheim,  a.  a.  O. ;  Fumagalli,  a.  a.  O. 

6  Carli,  a.  a.  O. 

7  Vgl.  Atti  della  Giunta  per  la  Inchiesta  agraria,  Vol.  6.  Tomo  2,  S.  142. 
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besitz  hervorgerufen  worden  ist  durch  die  technischen  und  wirtschaft- 
lichen Eigentümlichkeiten  der  niederlombardischen  Betriebsart,  bietet  eine 
Gegend  am  linken  Ufer  der  Adda,  Lodi  gegenüber,  Ghiaja  d'Adda  oder  Gera 
d'Adda  genannt;  sie  hat  eine  Ausdehnung  von  4900  ha.  Seit  Menschen- 
gedenken war  hier  die  Bodenbewirtschaftung  ganz  verschieden  von  der  am 
rechten  Ufer  in  der  Niederlombardei ;  der  Boden  war  weniger  fruchtbar  und 
in  zahlreiche  kleine  Besitzungen  geteilt.  In  den  60 er  und  70er  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  zogen  Landwirte  von  Lodi  hierher,  die  mit  den  Bewässe- 
rungsanlagen die  niederlombardische  Betriebsform  einführten.  Die  Folge  war, 
daß  mit  der  neuen  Kultur  auch  eine  völlig  andere  Besitzverteilung  Platz  griff ; 
der  Kleinbesitz  ist  vollständig  verschwunden  und  an  seine  Stelle  trat  der  Groß- 
grundbesitz von  80 — 100  ha,  je  nach  der  Ausdehnung  des  Betriebes. 

Wie  der  Großbetrieb  den  Gioßbesitz  entstehen  ließ,  so  ist  er  auch  die 
Ursache  seines  Weiterbestehens.  Trotzdem  hier  seit  einem  Jahrhundert,  seit 
dem  Code  Napoleon  die  Freit  ei  lung  besteht,  ging  die  tatsachliche  Teilung 
niemals  unter  die  Ausdehnung  eines  Großbetriebs  herunter,  die  kleinsten 
Besitzeinheiten  sind  solche  von  60  -100  ha,  je  nach  der  Ausdehnung  der 
beim  Besitzwechsel  vorhandenen  Betriebe ;  die  schon  erwähnte  wirtschaftliche 
Unmöglichkeit  oder  Unangängigkeit  der  Teilung  eines  niederlombardischen 
Betriebes  setzt  auch  der  Besitzverteilung  eine  Grenze. 

Im  Erb  fall  wird  das  Gut  nur  von  einem  der  Erben  übernommen,  der 
die  andern  mit  Geld  abfindet;  sehr  h.'lufig  aber,  namentlich  wenn  keiner  das 
Gut  und  die  Abfindung  ohne  Überschuldung  auf  sich  nehmen  kann,  wird  das 
Gut  verkauft  und  der  Erlös  verteilt;  Pachtgüter  bleiben  auch  häufig  im 
geraeinsamen  Besitz  der  Erben,  die  dann  den  Pachtzins  unter  sich  verteilen. 

Die  Abhängigkeit  des  Besitzes  vom  Betriebe  kommt  auch  öfter  zum 
Ausdruck  bei  den  Änderungen  der  Besitzgrößen.  Jeder  strebt  darnach,  das 
seinem  Betriebe  zukommende  Wasserquantum  am  besten  auszunützen,  was 
manchmal  einen  größeren,  manchmal  einen  kleineren  Betrieb  vorteilhafter 
erscheinen  läßt,  und  so  wird  unter  benachbarten  Gütern  angekauft  bzw.  verkauft. 

Wie  die  Besitzgröße  von  der  Betriebsart  abhängt,  wird  schließlich  bestätigt 
durch  einen  Vergleich  der  Hauptzone  des  niederlombardischen  Gebietes  mit 
den  Gegenden,  wo  der  Boden  in  Kleinbetrieben  bewirtschaftet  wird,  mit  dem 
Hügelland  von  S.  Colombano,  wo  Wein  gebaut  wird,  mit  der  nächsten  Um- 
gebung mehrerer  Dörfer  und  mit  dem  Übergangsgebiet.  Hier  setzen  die 
Betriebsbedingungen  der  Teilung  fast  keine  Grenze,  und  die  gesetzliche  Freiteil- 
barkeit konnte  ihre  Folgen  ungestört  auswirken,  indem  sie  bis  zum  Parzellen- 
besitz führte.  Auf  S.  Colombano  sind  die  größten  Besitzungen  kaum  2  ha 
groß,  die  mittlere  Größe  beträgt  0,5  ha.  Auf  dem  Übergangsgebiete,  wo  nicht 
Weinbau,  sondern  Seidenraupenzucht  betrieben  wird,  sind  die  Besitzungen 
etwas  größer,  selten  aber  mehr  als  5  ha  groß ;  die  hier  noch  bestehenden, 
in  mehrere  Kleinbetriebe  zerlegten,  mittleren  und  größeren  Besitzungen  von 
50—100  ha  sind  im  Besitz  der  toten  Hand,  so  daß  bei  ihnen  die  Freiteil- 
barkeit aus  rechtlichen  Gründen  wirkungslos  ist. 

Die  schroffen  Gegensätze  der  niederlombardischen  agrarischen  Besitz- 
verfassung —  im  allgemeinen  ein  überwiegender,  sich  behauptender  Großgrund- 
besitz, daneben  in  sehr  beschränkten  Kreisen  ein  sich  immer  weiter  zersplitternder 
Kleinbesitz,  —  sind  also  lediglich  auf  die  technischen  und  wirtschaft- 
lichen Eigentümlichkeiten  des  Betriebes  zurückzuführen. 
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Jeder  Großbetrieb  bildet  in  der  Regel  in  der  Niederlombardei  eine 
Pachteinheit,  eine  selbständige  Unternehmung  für  sich;  oft  aber  gehören 
mehrere  solcher  Unternehmungen  zu  einer  einzigen  Besitzeinheit,  bilden 
die  wirtschaftliche  Grundlage  einer  herrschaftlichen  Verwaltung  und 
Haushaltung.  Diese  herrschaftlichen  Verwaltungen,  wie  im  allgemeinen  alle 
Besitzeinheiten,  die  mehrere  Betriebseinheiten  umfassen,  bilden  niemals  ein 
geographisch  einheitliches,  geschlossenes  Gebiet;  sie  sind  alle  Streubesitz, 
und  zwar  liegen  die  einzelnen  Pacht-  und  Betriebseinheiten  stets  in  ver- 
schiedenen Gemeinden. 

Diese  großen,  mehrere  Güter  umfassenden  Besitzungen  gehören  gegen- 
wärtig zum  weitaus  größten  Teil  dem  hohen  mailandischen  Adel,  den 
milden  Stiftungen  von  Mailand,  Pavia  und  Lodi  und  sonstigen  juristischen 
Personen,  jedenfalls  sind  die  größten  Besitzungen  in  Händen  der  Genannten. 
Früher  waren  die  Besitzungen  des  Adels  noch  größer  und  umfaßten  zahl- 
reichere Güter  als  jetzt,  und  auch  viel  kirchliches  Vermögen  bestand  aus 
solchen  Besitzungen.  Seit  der  Aufhebung  des  Majoratsrechts  durch 
Napoleon  und  seit  der  Säkularisation  der  Kirchengüter  in  den  60  er  Jahren 
sind  viele  Besitzungen  entweder  kleiner  geworden  oder  ganz  aufgelöst  in  soviel 
Einzelbesitzungen,  als  sie  Betriebseinheiten  umfaßten.  So  ist  der  Besitz  der 
bürgerlichen  Klassen,  der  selten  zwei  oder  drei  Betriebe  umfaßt,  angewachsen. 

Der  Gemeindebesitz  ist  ohne  Bedeutung.  Die  milden  Stiftungen 
dagegen  besitzen  fast  ein  Achtel  des  ganzen  Areals;  der  größte  Grundbesitzer 
der  Niederlombardei  ist  das  Mailänder  Spital,  das  allein  etwa  90  Güter 
mit  mehr  als  8000  ha  sein  eigen  nennt 

Besitzwechsel  kommt  ziemlich  oft  vor,  namentlich  seit  den  letzten  Jahr- 
zehnten des  1 9.  Jahrhunderts ;  das  rührt  einmal  von  der  günstigen  Lage  her, 
in  der  sich  die  Lombardei  seit  jener  Zeit  befindet,  dann  von  der  Möglichkeit 
ertragmehrende  Meliorationen  durchzuführen,  wie  die  niederlombardische  Land- 
wirtschaft sie  bietet. 

Gewöhnlich  nimmt  man  an,  daß  im  Durchschnitt  alle  30  Jahre  ein  Gut 
seinen  Besitzer  wechselt,  es  fehlen  aber  entsprechende  Daten,  um  diese  An- 
nahme nachprülen  zu  können,  wahrscheinlich  ist  aber  bei  Gütern  von  etwa 
100  ha  Ausdehnung  eine  längere  Periode  anzunehmen1.  Zahlreiche  Güter 
sind  aber  auch  bei  derselben  Familie  mehrere  Generationen  hindurch  geblieben 
und  milde  Stiftungen,  kirchliche  Benefizien  und  adelige  Familien  haben  ihren 
Besitz  nur  ausnahmsweise  veräußert. 

Der  Besitzwechsel  vollzieht  sich  häufiger  durch  Verkauf  als  durch  Erb- 
gang, wobei  freilich  zu  beachten  ist,  daß  aus  den  oben  schon  angeführten 
Gründen  der  Erbgang  häufig  in  einen  Verkauf  ausläuft. 

Bei  jedem  Besitzwechsel  gehen  nicht  weniger  als  5  °/Q  des  Gutwertes 
an  Gebühren  und  sonstigen  Auslagen  verloren.  Unter  der  Voraussetzung, 
daß  diese  Last  alle  30  Jahre  wiederkehrt,  beträgt  sie  0,166%  des  Gutwertes: 
nimmt  man,  wie  es  gewöhnlich  geschieht,  den  Reinertrag  des  Bodens  auf  4  °/0 
an,  so  wird  dem  Reinertrag  durch  die  Besitzwechsellasten  ,/,4  entzogen,  — 
dazu  kämen  dann  noch  die  Steuern. 

Dem  Verkauf  eines  Gutes  gehen  immer  langwierige  und  kleinliche,  stets 
von  einem  Makler  geleitete  Verhandlungen  voraus.    Der  Vertrag  kann  zu  jeder 


1  Monografia  agricolo-statisdca  del  circondario  di  Lodi,  S.  180. 
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Zeit  abgeschlossen  werden,  die  Gutsübergabe  erfolgt  stets  am  n.  November. 
Sie  bricht  die  Pacht  nicht.  Es  werden  in  den  Verkauf  auch  alle  jene  be- 
weglichen Güter  mit  einbezogen,  die  nach  der  niederlombardischen  Sitte  dem 
Pachter  übergeben  werden  (Dünger,  Inventar  usw.)1.  Die  Vermittlungsgebühr 
betragt  5  Lire  auf  1000  Lire  Gutswert  und  ist  von  jeder  der  beiden  Parteien 
zu  entrichten;  doch  wird  diese  Quote  nur  bei  kleinen  Objekten  gezahlt  Tat- 
sachlich zahlt  man  bei  Objekten  bis  zu  50  000  Lire  eine  Vermittlungsgebühr 
v^n  .5  %o,  von  da  bis  zu  100000  Lire  eine  solche  von  3  °/oo,  bei  mehr  als 
1 00  000  Lire  eine  solche  von  2  °/oo. 

Mit  Hypothekenzinsen  sind  die  mittleren  und  größeren  Güter  gar 
nicht  oder  nur  sehr  gering,  die  kleinen  nicht  allzu  schwer  belastet2.  Hiervon 
und  von  den  Steuern  abgesehen,  trügt  der  Grund  und  Boden  fast  keine  Last 
mehr.  Die  früher  in  nicht  unbeträchtlichem  Maße  drückenden  Erbpachtzinsen  i 
sind  durch  den  Codice  Civile  Art.  1564  (seit  dem  1.  Januar  1866  in  Kraft) 
für  ablösbar  erklärt  durch  Zahlung  der  nach  dem  gesetzlichen  Zinsfuß  von 
5  °/0  kapitalisierten  Jahreszinsen.  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  sind  sämtliche 
größeren  und  kleineren  Güter  mit  der  Zeit  vom  Erbpachtzins  befreit  worden; 
nur  einige  kleinere  Güter  am  Poufer  sind  erbpachtzinspflichtig  an  adelige 
Familien;  wegen  der  Bodenbeschaffenheit  ist  dort  der  Ertrag  gering,  und  der 
Besitzer  deswegen  schwer  imstande,  eine  entsprechende  Summe  aufzubringen. 

1  Vgl.  unten  Abschnitt  II,  1. 

2  Von  der  Hypothekarbelastung  der  niederlombardischen  Güter  lassen  sich  keine  näheren 
Angaben  machen,  da  jede  entsprechende  Statistik  fehlt. 

5  Atti  della  Giunta  per  la  inchiesta  agraria,  Vol.  6,  Tomo  2,  S.  166  und  305. 
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Abschnitt  I.  Die  Eigentümer. 

§  i.  Die  verpachtenden  Eigentümer. 

Die  Klasse  der  Eigentümer  hat  in  der  Niederlombardei  eine  viel  ge- 
ringere Bedeutung  für  die  Landwirtschaft  als  in  der  übrigen  Lombardei. 

Wir  unterscheiden  die  Eigentümer  in  verpachtende  und  selbst  wirt- 
schaftende. 

Die  verpachtenden  Eigentümer  bilden  die  größte  Mehrheit  dieser 
Klasse,  da  die  Niederlombardei  zu  90  °/0  Pachtland  ist ;  in  ihrem  Besitz  be- 
finden sich  die  größeren  Güter,  und  alle  die  Besitzungen,  die  mehrere  Betriebe 
umfassen. 

Die  notwendige  Voraussetzung  dieses  vorherrschenden  Pachtsystems  ist 
die  Möglichkeit,  einen  Ertrag  aus  dem  Boden  herauszuwirtschaften,  der  in 
mehrere  Teile  zerlegt  einer  Anzahl  von  Personen  eine  entsprechende  Lebens- 
haltung ermöglicht:  als  Bodenrente  und  Grundkapitalzins  dem  Eigentümer,  als 
Betriebskapitalzins,  Lohn  der  leitenden  Arbeit  und  Unternehmergewinn  dem 
Pächter  und  als  Lohn  der  ausführenden  Arbeit  dem  Landarbeiter.  Freilich 
muß  man  theoretisch  bei  jedem  Betriebe  den  Ertrag  in  diese  Teile  zerlegen; 
aber  weil  der  selbstwirtschaftende  Eigentümer  den  Gutsertrag  ausschließlich 
für  sich  bezieht,  also  neben  der  Bodenrente  auch  den  Ertrag  aus  den  beim 
Betriebe  verwendeten  Kapitalien  und  den  ihm  als  Leiter  und  tatigen  Mit- 
arbeiter zukommenden  Arbeitslohn,  kann  er  auf  einen  oder  mehrere  Teile 
des  Ertrages  ganz  oder  zum  Teil  verzichten,  solange  der  Gesamtbetrag  ihm 
eine  genügende  Lebenshaltung  ermöglicht. 

Infolgedessen  setzt  das  Vorhandensein  eines  Eigentümers,  eines  Pächters 
und  eines  Landarbeiters  natürlich  eine  gewisse  Höhe  des  Bodenertrages  voraus. 

Warum  aber  diese  Trennung  zwischen  Grundeigentum  und  landwirt- 
schaftlichem Betrieb  tatsächlich  so  allgemein  sich  eingebürgert  hat,  das  ist  aus 
andern  Gründen  zu  erklären.    Der  letzte  Grund  davon  liegt  unseres  Erachtens 

Rovclll,  Die  Aprarverf.  der  Niedcrlombardei.  4 
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in  der  ursprünglichen  Besiedelung  der  Niederlombardei,  und  dann  in  dem  be- 
sonderen Charakter  der  besitzenden  Klassen. 

Die  anfängliche  Besiedelung  durch  die  Mönche  hat  ein  Netz  von  zahl- 
reichen Betriebseinheiten  den  grangie1  entstehen  lassen,  von  denen  jede 
unter  der  Verwaltung  eines  Mönches,  spater  auch  eines  Fictabilis  (Pachters) 
stand,  während  das  Eigentumsrecht  daran  den  verschiedenen  Kartausen  der 
Niederlombardei  zustand.  Aus  einem  großen  Teil  dieser  klösterlichen  Be- 
sitzungen wurden  mehrmals  Ordenspfründen  für  den  mailändischen  Adel  ge- 
macht, sowie  auch  milde  Stiftungen2  und  geistliche  Pfründen  gebildet 3.  Die 
neuen  Eigentümer,  die  dem  Lande  fremd  waren  und  blieben  4,  haben  die 
Bewirtschaftung  durch  Verwalter  bezw.  Pächter,  was  für  sie  die  zweckmäßigste 
Bewirtschaftungsform  bildete,  beibehalten,  ja  noch  ausgedehnt  So  gewann  die 
Niederlombardei,  statt  ein  Substrat  der  unmittelbaren  Betätigung  des  Besitzers 
zu  sein,  die  Natur  eines  nur  Renten  bringenden  Landes,  dessen  Bewirtschaftung 
dritten  Personen  überlassen  war. 

Neben  den  Großgütem,  die  im  alleinigen  Besitz  des  Adels,  milder  Stif- 
tungen und  der  Kirche  waren,  waren  wohl  auch  zahlreiche  vom  Eigentümer 
selbst  bewirtschaftete,  kleine  Güter  vorhanden;  sie  wurden  aber  allmählich, 
wie  gesagt,  von  den  ersteren  aufgesogen. 

Als  dann  im  19.  Jahrhundert  die  Kirchengüter  veräußert  wurden,  kamen 
sie  zum  größten  Teil  in  den  Besitz  der  städtischen  gewerblichen  Klasse,  oder 
von  Maklern  der  Märkte  von  Mailand,  Lodi  und  Pavia;  und  zwar  um  des- 
willen, weil  die  Güter  wegen  der  ökonomischen  Unmöglichkeit,  sie  unter  die 
gewöhnliche  Ausdehnung  eines  mittleren  Betriebes  (70 — 100  ha)  zu  reduzieren, 
nur  von  kapitalkräftigen  Leuten  gekauft  werden  konnten.  So  hat  die  Nieder- 
lombardei neue  Eigentümer  bekommen,  die  zum  großen  Teil  wie  die  früheren, 
ja,  mehr  als  die  früheren,  dem  Lande  fremd  waren  und  geblieben  sind,  die 
das  Land  allein  als  ein  gutes  Anlagekapital  betrachten.  Infolgedessen  ist 
die  Bewirtschaftungsform  durch  Pächter  noch  dieselbe  geblieben.  Ja,  die  Natur 
eines  reinen  Anlagekapitals  hat  die  Niederlombardei  merkwürdigerweise 
auch  gegenüber  einer  Klasse  von  Personen  behalten,  für  welche  der  Boden 
wenigstens  den  Gegenstand  einer  unmittelbaren  Bewirtschaftung  bilden  sollte, 
gegenüber  den  Pächtern.  Zahlreiche  Pächter  nämlich  haben  im  19.  Jahr- 
hundert Güter  in  der  Niederlombardei  gekauft,  aber  viele  von  ihnen  haben 
zugleich  die  eigenen  Güter  wiederum  verpachtet  und  ihrerseits  fremde  Güter 
in  Pacht  weiter  bewirtschaftet. 

Wenn  also  im  19.  Jahrhundert  nicht  wenige  selbstwirtschaftende  Eigen- 
tümer aus  der  Klasse  der  Pächter  und  der  Makler  hervorgegangen  sind,  so 
ist  das  Pachtsystem  doch  die  unbedingt  vorherrschende  Bewirtschaftungsform 
wie  früher  geblieben,  weil  die  eigentliche  ländliche  Bevölkerung  noch  wie 
früher  vom  Eigentum  an  Grund  und  Boden  ausgeschlossen  ist. 

>  Cfr.  Seite  7. 

*  Vor  allem  das  Mailänder  Spital,  das  im  Jahre  1456  vom  Herzog  Franceso  Sforza 
gegründet  wurde. 

3  Cfr.  Atti  della  Societä  patriottica.    Vol.  2.    Mailand  1789.    S.  219. 

4  Der  lombardische  Adel  hat  immer  ein  starkes,  stadtisches  Gepräge  getragen. 
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Eine  umgekehrte  Entwicklung  zeigt  die  ländliche  Verfassung  östlich  der 
Adda,  wo  die  Eigentümer  der  Regel  nach  den  Betrieb  selbst  leiten. 

Das  Land,  das  hier  einen  etwas  ähnlichen  Charakter  zeigt  wie  die 
Niederlombardei,  war  von  kleinen  Landwirten  besiedelt,  die  den  Boden  in 
kleinen  Betrieben  mehr  oder  weniger  nach  dem  Muster  der  Niederlombardei 
bestellten.  Das  Land  war  zum  großen  Teil  noch  Moorboden.  Um  die  50  er 
Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  fing  der  Umschwung  der  Landwirtschaft  an. 
Manche  Pächter  der  Niederlombardei  kauften  dort  Grund  und  Boden,  dessen 
Bewirtschaftung  sie  selbst  übernahmen.  Zu  gleicher  Zeit  bauten  die  Stadt 
Cremona  und  andere  Gemeinden  Bewässerungskanäle;  die  früheren  kleinen 
Landwirte  vergrößerten  dann  allmählich  ihre  Güter  und  nahmen  Meliorationen 
vor.  So  sind  die  jetzigen  mittleren  und  größeren  Güter  östlich  der  Adda 
entstanden,  die  zum  großen  Teil,  im  Gegensatz  zu  der  Niederlombardei  von 
den  Eigentümern  selbst  bewirtschaftet  werden,  eben  weil  das  Eigentum  immer 
in  den  Händen  der  ländlichen  Klasse  blieb,  die  die  allmähliche  Besiedelung 
und  Melioration  des  Bodens,  mit  Unterstützung  der  Gemeinden,  selbst  durch- 
führten. 

Das  Pachtsystem  der  Lombardei  ist  bald  zum  reinen,  regelmäßigen  Ab- 
sentismus  ausgeartet.  Dazu  führt  zunächst  der  Charakter  des  niederlom- 
bardischen  Betriebes. 

Der  niederlombardische  Betrieb  hat  die  Natur,  den  Umfang  und  die 
Bedeutung  eines  industriellen  Großbetriebes,  wo  der  eigentliche  Unter- 
nehmer, der  das  ganze  Risiko  trägt,  der  Pächter  ist,  wie  wir  im  nächsten 
Abschnitt  sehen  werden.  Andererseits  ist  das  Verhältnis  des  Pächters  zu  dem 
Eigentümer  schon  ausführlich  in  den  niederlombardischen  Pachtverträgen  ent- 
halten, deren  Ausführung  ganz  leicht  einem  Beamten,  dem  Ingenieur,  Überlassen 
werden  kann. 

Ein  gewisses  Eingreifen  in  die  Bewirtschaftung,  oder  wenigstens  eine 
gewisse  Berührung  mit  der  ländlichen  Bevölkerung  seiner  Herrschaft  wäre  dem 
Eigentümer  noch  möglich,  wenn  er  manchmal  im  Jahre  auf  dem  Lande  wohnte. 
Das  tut  aber  kein  einziger,  abgesehen  von  denjenigen,  die  selbst  ihr  Gut  be- 
wirtschaften. Das  Hofsystem,  das  weit  vom  Dorfe  entfernt  zu  wohnen  zwingt, 
der  Mangel  an  einem  großen  geschlossenen  Herrschaftsgebiete  infolge  des 
Streubesitzes,  und  der  Mangel  an  Naturschönheiten,  entfremdet  den  Eigen- 
tümer, der  auf  die  städtischen  Annehmlichkeiten  nur  so  weit  verzichtet,  als 
sie  durch  das  Leben  in  den  wunderschönen  Gegenden  der  Mittel-  und  Ober- 
lombardei im  Sommer  ersetzt  werden.  »So  tritt  der  Großgrundbesitzer  aus 
dem  Kreise  der  ihm  von  Natur  zugewiesenen  Berufspflichten  heraus  und  wird, 
zum  reinen  Rentenbezieher,  der  die  sozialen  und  wirtschaftlichen  An- 
knüpfungspunkte mit  der  ländlichen  Bevölkerung  seines  Herrschaftsbezirkes 
verliert.«  (Buchenberger.) 

Diese  Entfremdung  des  Eigentümers  von  seinem  Besitz  wird  noch  ver- 
schärft durch  das  Dazwischentreten  von  Beamten,  die,  insbesondere  bei  den 
adeligen  Familien,  die  Interessen  des  Eigentümers  gegenüber  dem  Pächter 
vertreten;  infolgedessen  können  die  Bitten  bezw.  die  Klagen  der  Pächter  ent- 
weder nicht  oder  nur  sehr  selten  das  Ohr  des  Gutsherrn  erreichen. 

Der  einzige  Vorteil  der  Pächter,  die  adeligen  Güter  zu  bewirtschaften, 
ist  der,  daß  sowohl  die  Pachtpreise,  wie  auch  manche  Bedingungen  der  Pacht- 
verträge, mit  einer  gewissen  Freigebigkeit  vereinbart  werden. 

4* 
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Dazu  kommt  noch,  daß  die  Landbesitzer  ihr  Renteneinkommen  aus  dem 
Grundbesitz  nicht  auf  dem  Lande  verzehren;  das  gilt  allgemein  für  die 
milden  Stiftungen,  die  fast  ausschließlich  zugunsten  der  städtischen  Bewohner 
gegründet  sind,  wie  auch  der  andern  Eigentümer,  die  in  den  Städten  ihren 
Sitz  haben.  Ja,  die  privaten  Eigentümer  verbrauchen  nicht  nur  ihre  Rente 
nicht  auf  dem  Lande,  sondern  sie  unterstützen  bezw.  stiften  damit  auch 
lediglich  städtische  Wohltätigkeitsänstalten,  ohne  die  geringste  Erinne- 
rung an  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung,  die  ihnen  die  Mittel  gewährt,  nicht 
nur  selbst  auf  großem  Fuße  zu  leben,  sondern  auch  der  städtischen  Bevölkerung 
Wohltaten  zu  erweisen. 

Es  ist  also  keine  Übertreibung,  zu  sagen,  daß  eine  Kluft  zwischen  den 
Eigentümern  und  den  Pächtern  besteht,  deren  äußerstes  Merkmal  sich  eben 
darin  zeigt,  daß  manche  Eigentümer  nicht  nur  niemals  ihre  Güter  in  der 
Niederlombardei  besucht  haben,  sondern  auch  nicht  einmal  wissen,  wo  dieselben 
gelegen  sind,  wer  der  Pächter  ist  oder  wie  hoch  der  Pachtpreis  sich  beläuft. 

Eine  Verwertung  des  Grundbesitzes,  die  mehr  den  sozialen  Pflichten 
widerstreitet,  als  diese,  kann  man  sich  wirklich  nicht  leicht  vorstellen. 


§  2.   Die  selbstverwaltenden  Eigentümer. 

Von  den  selbstwirtschaftenden  Eigentümern  ist  sehr  wenig  zu 
sagen;  sie  bilden  eine  kleine  Minderheit  unter  den  Eigentümern;  sie  sind 
auch  nicht  imstande,  einen  eigenen  Einfluß  auszuüben,  weder  als  Eigentümer, 
weil  sie  von  der  großen  Mehrheit  derselben  vollständig  getrennt  sind,  noch 
als  landwirtschaftliche  Unternehmer,  weil  sie  als  solche  noch  immer  eine  kleine 
Minderheit  neben  den  Pächtern  bilden. 

Selbstwirtschaftcndc  Eigentümer  findet  man  allein  in  den  mittleren 
Betrieben  (von  80 — 100  ha),  die  in  der  Nähe  der  Städte  oder  der  Dörfer 
gelegen  sind,  so  daß  der  Eigentümer  seinen  Betrieb  leiten  kann,  ohne  auf  die 
Wohnung  in  der  Stadt  oder  im  großen  Dorf  zu  verzichten.  Je  größer  die 
Betriebe  sind,  je  weiter  vom  Dorfe  oder  von  der  Stadt  entfernt,  um  so  mehr 
schwinden  die  selbstverwaltendcn  Eigentümer;  das  ist  eine  allgemeine  Regel, 
die  kaum  eine  Ausnahme  erleidet. 

Die  selbstwirtschaftenden  Eigentümer  bilden  in  der  Nieder- 
lombardei keinen  eigentlichen  Stand,  wie  die  verpachtenden  Eigentümer  einer- 
seits und  die  Pächter  anderseits,  wenn  wir  unter  Stand  eine  gesellschaftliche 
Gruppierung  verstehen,  die  hauptsachlich  >durch  übereinstimmende  Lebens- 
führung und  -haltung,  Kultur  im  weitesten  Sinn,  übereinstimmende  Sitten,  die 
durch  Generationen  erhalten  werden,  verbunden  ist«.  (Fuchs.)  Diese  Eigen- 
tümer gehen  hauptsächlich  aus  der  Klasse  der  Pächter,  der  Makler  und  der 
städtischen  Gewerbetreibenden  (wie  Käsehändler)  hervor,  die  wegen  eines  lang- 
jährigen Verkehrs  mit  Berufslandwirten  etwas  von  der  niederlombardischen  Land- 
wirtschaft verstehen.  In  dem  neuen  Beruf  behalten  sie  ausdrücklich  die  Sitten 
und  die  Lebensführung  ihres  früheren  Standes  bei. 

Bezüglich  des  Verhältnisses  dieser  Eigentümer  zu  den  Landarbeitern  ist 
leider  nur  zu  sagen,  daß  gar  kein  Unterschied  besteht  weder  in  dem  Arbeits- 
vertrag noch  auch  in  dem  Lohnbetrag  zwischen  ihnen  und  den  Pächtern. 
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Die  kleine  Minderheit  der  selbstwirtschaftenden  Eigentümer  kann  auf  die 
Folgen  des  herrschenden  Pachtsystemes  in  dieser  Hinsicht  keine  Wirkung  aus- 
üben. Anderseits  fehlt,  wie  gesagt,  diesen  Eigentümern  jenes  Standes-  und 
Herrschaftsbewußtsein,  das  zur  gewissenhaften  Erfüllung  der  Berufspflichten 
insbesondere  gegenüber  den  Landarbeitern  führte. 

Die  Zahl  dieser  Eigentümer  ist  infolge  der  Agrarkrisis  merklich  gestiegen. 
Wie  wir  sehen  werden,  sind  infolge  der  Agrarkrisis  die  Pachtpreise  bedeutend 
gesunken:  deshalb  zogen  manche  Eigentümer  es  vor,  insbesondere  die  von 
mittleren  Betrieben,  für  welche  das  verminderte  Einkommen  ungenügend 
gewesen  sein  würde  für  die  frühere  Lebenshaltung,  den  Betrieb  selbst  zu  bewirt- 
schaften, um  das  Sinken  des  Einkommens  womöglich  zu  verhindern. 

Fast  alle  diese  Eigentümer  sind  auch  in  Berufsvereinen  gemeinsam  mit 
den  P.lchtem  organisiert;  was  die  Entstehung,  die  Entwicklung  und  die 
Wirkung  dieser  Vereine  betrifft,  wie  auch  eine  neue  Tendenz  der  Pächter, 
sich  von  den  selbstwirtschaftenden  Eigentümern  zu  trennen,  so  verweisen  wir 
auf  den  folgenden  Abschnitt. 

Abschnitt  II.  Die  Pächter. 

I.  Der  Pachtvertrag. 

Im  Staate  Mailand  war  der  landwirtschaftliche  Pachtvertrag  (capitolato 
d'affitto)  durch  Gesetze  geregelt.  In  den  alten  Statuta  Mediolani  finden  wir 
all  die  alten  Gebräuche  eingetragen  und  geregelt,  die,  von  wenigen  Ände- 
rungen abgesehen,  bis  auf  unsere  Tage  sich  erhalten  haben1.  Dieser  Umstand 
darf  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  wenn  man  den  Geist  dei  Pachtver- 
träge richtig  beurteilen  will,  welche  noch  jetzt  die  Beziehungen  zwischen 
Grundeigentümern  und  Pächtern  regeln.  Der  Pachtvertrag  ist,  wie  jeder 
Vertrag,  stets  der  Ausdruck  der  ökonomischen  Verhältnisse  der  Kontrahenten. 
So  ist  es  ganz  natürlich,  daß  die  Pachtverträge,  wie  sie  sich  damals  ent- 
wickelten ,  die  landwirtschaftlichen  Zustände  jener  Zeit  widerspiegeln :  eine 
einfache  aus  dem  Herkommen  sich  ableitende  landwirtschaftliche  Technik,  das 
Überwiegen  des  Bodens  als  Produktionsmittel  über  das  Kapital,  ein  mit  vielen 
juristischen  und  gesellschaftlichen  Vorrechten  umgebener  Großgrundbesitz,  der 
sozusagen  die  Apanage  der  herrschenden  Klassen  bildete.  Der  Pächter  war 
vom  Gutseigentümer  ganz  abhängig;  das  will  nicht  sagen,  daß  die  Interessen 
des  ersteren  regelmäßig  denen  des  letzteren  geopfert  wurden,  wohl  aber  übte 
der  Grundeigentümer  eine  Art  Patronat  über  den  Pächter  aus,  was  den 
damaligen  überhaupt  herrschenden  patriarchalischen  Zuständen  entsprach2. 


1  Statuta  Mediolani,  vol.  II.  cap.  393 — 408.  Die  St.  M.,  deren  erster  Teil  im  Jahre 
1498  von  Ludovico  il  Moro,  deren  zweiter  Teil  1502  durch  Dekret  des  König»  Ludwig  XII. 
von  Frankreich,  dem  das  Herzogtum  Mailand  durch  Erbschaft  zugefallen  war,  herausgegeben 
wurden,  sind  eine  verbesserte  Sammlung  der  Gebrauche  und  Gesetze,  welch  letztere  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  von  den  Capitani,  Consoli,  Reggenü  der  Republik  Mailand  und  spater  von  den 
Herzogen  Visconti  und  Sforza  erlassen  worden  waren. 

2  Die  alte  mailändische  (ieseLzgebung  betrachtete  Verwalter  und  Pachter  als  Mitglieder 
der  Familie  des  GutseigentUmers,  so  daß,  wenn  dieser  ein  städt.  Bürger  war,  der  Pächter. 
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In  der  modernen  italienischen  Gesetzgebung  wird  der  Pachtvertrag  in 
Buch  III,  Titel  9  des  Codice  civile  geregelt  —  entsprechend  den  Artikeln 
1708  ff.  des  Code  Napoleon  — .  Es  handelt  sich  dort  zuerst  um  die  Ver- 
pachtung im  allgemeinen,  sodann  die  Verpachtung  von  Grund  und  Boden 
(Kap.  II,  Abschn.  3)1.  Ohne  uns  in  weitere  Einzelheiten  einzulassen,  bemerken 
wir,  daß  das  italienische  Recht  einige  für  den  Pächter  günstige  Anordnungen 
über  die  Pachtzeit  enthält;  ferner  besagen  Artikel  161 7  und  1618,  daß  der 
Pachtpreis  herabgesetzt  wird,  wenn  durch  Unglücksfälle  die  Jahresemte  ganz 
oder  zum  größten  Teil  zugrunde  geht  Anderseits  enthält  das  Gesetzbuch 
eine  Bestimmung,  die  den  landwirtschaftlichen  Meliorationen  im  Wege  steht: 
wenn  der  Pachtkontrakt  dem  Eigentümer  nicht  ausdrücklich  und  schriftlich  die 
gegenteilige  Verpflichtung  auferlegt,  so  braucht  er  den  Pächter  für  vorge- 
nommene Meliorationen  nicht  zu  entschädigen. 

Im  allgemeinen  jedoch  läßt  die  Gesetzgebung  den  Kontrahenten  und 
den  ortsüblichen  Gebräuchen  die  größte  Freiheit2,  so  daß  sie  in  der  Form 
der  niederlombardischen  Pachtverträge  keinerlei  Veränderungen  hervorge- 
rufen hat. 

Im  großen  und  ganzen  ist  der  Pachtvertrag  für  die  ganze  Nieder- 
lombardei gleich ;  nur  einige  Klauseln  von  sehr  untergeordneter  Bedeutung 
berücksichtigen  die  besonderen  Eigentümlichkeiten  des  Gutes  oder  die  beson- 
deren Wünsche  und  Bedürfnisse  eines  der  beiden  Kontrahenten.  Der  Vertrag 
enthält  zunächst  die  allgemeine  Bestimmung,  daß  der  Pächter  den  Gutszustand 
auf  seiner  Höhe  halten  und  nicht  in  Verfall  geraten  lassen  darf;  diese  Ver- 
bindlichkeit ist  jedoch,  weil  sie  zu  unbestimmt  und  allgemein  ist,  ohne  jede 
praktische  Bedeutung.  Es  folgen  zahlreiche  ausführliche  und  genaue  Bestim- 
mungen, so  daß  man  den  Vertrag  ein  wahres  Gesetzbuch  über  die  Beziehungen 
zwischen  Eigentümer  und  Pächter  nennen  kann.  Durch  diese  Bestimmungen 
unterscheidet  sich  der  niederlombardische  Pachtvertrag  durchaus  von  denen 
anderer,  auch  benachbarter  Gebiete.  Sein  Grundgedanke  ist:  die  Rechte  des 
Eigentümers  zu  schützen  und  dem  Verfall  des  Gutes  vorzubeugen;  der  Pächter 
hat  das  Recht,  die  aus  dem  Boden  herauszuwirtschaftenden  Früchte  sich  anzu- 
eignen, ohne  jedoch  den  Zustand  des  Gutes  im  geringsten  zu  verändern. 
Dahin  zielen  mehrere,  der  herkömmlichen  landwirtschaftlichen  Technik  ent- 
sprechende Bestimmungen  über  die  Kulturarten,  mit  denen  der  Boden  bestellt 
werden  darf,  über  die  Bäume  und  die  Bodenmeliorationen. 

Vor  allem  ist  es  dem  Pächter  untersagt,  die  Winter-  und  ständigen 
Wiesen  umzubrechen.  Diese  erfordern  ja  zu  ihrer  Herstellung  auf  lange  Zeit 
große  Auslagen  und  stellen  so  eine  wahre  Kapitalinvestierung,  ähnlich  wie  die 
landwirtschaftlichen  Gebäude,  dar,  und  ebensowenig  wie  der  Pächter  Gebäude 

wenn  er  auch  auf  dem  Lande  wohnte,  doch  wie  ein  städtischer  Bürger  der  Gerichtsbarkeit 
des  Minor  Magistrato,  der  unteren  Behörde,  entzogen  und  derjenige  des  Maggior  Magistrato 
unterstellt  war  (Decret  des  Senats  von  Mailand  vom  16.  November  1672). 

»  Cfr.  Bianchi,  Corso  di  legislazionc  agraria,  Mailand  1886,  Band  II,  S.  218  ff.  Loris, 
Elementi  di  legislazione  rurale,  Mailand  1898,  S.  l6off. 

>  Auch  die  im  Jahre  1893  vom  Ackerbau-  und  vom  Justizminister  ernannte  Kommission 
zur  Reform  der  iSndlichcn  Arbeits-  und  Pachtverträge  hat  den  Gedanken  abgelehnt,  gewisse 
Typen  von  Verträgen,  die  gesetzlich  als  obligatorisch  eingeführt  werden  sollten,  aufzustellen. 
Vgl.  Verbali  delle  adunanze,  Rom  1895. 
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niederreißen  darf,  darf  er  eine  Änderung  an  dem  Grundkapital  der  Wiesen 
vornehmen.  Zudem  bilden  die  Wiesen  eine  Werterhöhung.  Wir  haben  schon 
gesehen,  welch  wichtiges  Element  im  niederlombardischen  Landwirtschaftsbetriebe 
die  Wiese  darstellt,  indem  sie  die  Basis  der  gesamten  Milchwirtschaft  bildet. 
Die  ständige  Wiese  wurde  als  besonders  wertvoll  betrachtet  wegen  der  An- 
häufung organischen  Stickstoffes1  und  wegen  der  physikalischen  Wirkungen  der 
Humusbildung.  Diese  Anschauung,  welche  in  der  alten  landwirtschaftlichen 
Betriebslehre  wurzelt  und  die  eigentliche  Ursache  des  Verbotes  ist,  die  ständigen 
Wiesen  umzubrechen,  läßt  sich  heutzutage  nicht  mehr  ganz  aufrechterhalten. 
In  der  Niederlombardei  würde  es  sehr  oft  von  großem  Nutzen  sein,  die 
ständigen  Wiesen  zu  beseitigen,  um  sie  durch  Wechselwiesen  zu  ersetzen,  um 
so  den  Vorteil  der  Stickstoffansammlung  allen  Grundstücken  der  Reihe  nach 
zuteil  werden  zu  lassen.  Einen  Vergleich  mit  den  Winterwiesen  und  ihrer 
Unersetzbarkeit  können  die  ständigen  Wiesen  nicht  aushalten. 

Außerdem  ist  der  Pächter  verpflichtet,  eine  solche  Fruchtfolge  einzuhalten, 
daß  stets  3/s  oder,  wenn  Reis  gebaut  wird,  die  Hälfte  des  Areals  Wiese  bleibt. 
Auch  dies  hat  seine  Ursache  darin,  daß  die  niederlombardische  Landwirtschaft 
hauptsächlich  Futter-  und  Milchproduzentin  ist.  Würde  ein  Pächter  hiervon 
abgehen,  so  wäre  das  ein  Bruch  mit  der  herkömmlichen  Betriebsart  und  würde 
unübersehbare  Verwicklungen  und  Schäden  nach  sich  ziehen.  Außerdem  bestand 
auf  dem  Gebiete  von  Lodi  früher  die  Bestimmung,  daß  das  Grundstück,  bevor 
es  zur  Wechselwiese  wurde,  mit  Mais  bestellt,  dabei  viermal  gepflügt,  gut  gedüngt 
und  vom  Unkraut  gereinigt  werden  mußte. 

Der  Pächter  muß  eine  bestimmte  Anzahl  Milchkühe  und  Zugtiere,  Pferde 
und  Ochsen  auf  dem  Gute  halten.  Futter,  Gras,  Heu  und  Dünger  darf  er 
nicht  nach  auswärts  verkaufen.  Diese  zwei  Regeln  hängen  eng  miteinander 
zusammen;  sie  sollen  die  Ertragsfähigkeit  des  Gutes  erhalten  und  fördern.  In 
letzter  Zeit  ist  es  jedoch  gestattet,  das  Maiheu  der  Wechselwiesen  und  den 
ersten  Grasschnitt  der  Winterwiesen  zu  verkaufen.  Tritt  eine  Viehseuche  ein, 
so  muß  der  Pächter  innerhalb  4  Wochen  neues  Vieh  in  der  vorigen  Qualität 
und  Zahl  wieder  einstellen. 

Auch  diese  Bestimmungen  erscheinen  bei  der  modernen  Landwirtschafts- 
technik und  bei  der  modernen  Verkehrsentwicklung  als  überflüssig  und  drückend. 
Jedenfalls  kann  heute  ein  Verkauf  bzw.  Ankauf  von  Futter-  und  Düngemitteln 
häufiger  mit  Nutzen  vollzogen  werden  als  früher,  ohne  daß  dadurch  die  Ertrags- 
fähigkeit des  Gutes  in  Gefahr  käme.  Die  künstlichen  Futter-  und  Düngemittel 
geben  da  dem  Betriebsleiter  einen  großen  Spielraum.  Je  nach  Preislage,  Boden- 
beschaffenheit usw.  kann  ein  Abweichen  von  den  obigen  Bestimmungen  auch 
für  das  Gut  selbst  von  großem  Nutzen  sein.  Stellenweise  wäre  es  bei  einem 
Boden  von  großer  Fruchtbarkeit,  z.  B.  von  einem  solchen,  der  erst  vor  kurzem 
urbar  gemacht  worden  ist,  sogar  angängig,  vorübergehend  Raubbau  zu  treiben. 


*  Eine  einjährige  Wiese  enthalt  pro  Hektar  etwa  40  kg  Stickstoff,  nach  zwei  Jahren  etwa 
60  kg,  nach  drei  Jahren  75,  nach  vier  Jahren  85  kg;  der  Stickstoffgehalt  vermehrt  sich  mit 
jedem  weiteren  Jahre,  aber  in  stets  geringerem  Maße.  Alte  Wiesen  können  bis  zu  150  kg 
Stickstoff  pro  Hektar  kommen.  Vgl.  Atti  della  Commissione  per  la  riforroa  del  capitolato 
d'affitto,  Mailand  1905,  S.  57. 
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Für  den  Pächter  selbst  würde  eine  größere  Freiheit  die  Möglichkeit  eines 
größeren  Gewinnes  bieten. 

Sehr  ins  einzelne  gehen  die  Bestimmungen  des  Vertrages  über  die  Baume. 
Sie  stehen  in  Reihen  den  Kanälen  entlang;  zum  Teil  wird  ihnen  von  Zeit  zu 
Zeit  die  Krone  abgeschnitten ;  im  Gegensatz  zu  den  Bäumen  mit  Wipfel  (alberi 
da  eima  oder  alberi  a  piuma  antica)  heißen  diese  capitozze  (gekappte  Bäume); 
sie  werden  unterschieden  in  solche  mit  weichem  Holze  (capitozze  dolei)  und 
solche  mit  hartem  Holze  (capitozze  forti). 

Der  Baum  wird  als  ein  wesentlicher  Bestandteil  vom  Grund  und  Boden 
betrachtet,  nach  dem  Prinzip:  arbor  est  pars  fundi.  Somit  ist  der  Pächter 
nur  Verwalter  und  Hüter  der  Bäume;  nur  die  Krone  der  gekappten  Bäume 
gehört  ihm,  als  eine  Frucht  des  Bodens.  Ebenso  hat  der  Pächter  das  Recht, 
die  alberi  da  eima  bis  zu  2/3  Höhe  vom  Boden  an  abzuästen.  Zum  Schutze 
der  capitozze  ist  bestimmt,  daß  sie  nur  alle  drei  Jahre  entkront  werden  dürfen. 

Diese  Anordnungen  finden  ihre  volle  Anwendung  auf  kleineren  Gütern, 
besonders  jenen,  die  keine  Käserei  haben.  Auf  allen  größeren  Gütern  mußte 
man  bei  den  capitozze  dolei,  meistens  Weiden,  von  der  Regel  abgehen.  Sie 
entwickeln  sich  sehr  rasch  und  gehen  auch  wieder  schnell  zugrunde;  so 
würde  es  dem  Eigentümer  zu  große  Kosten  verursachen,  wollte  er  auf  dem 
alten  Grundsatz  auch  hier  bestehen  und  eine  dem  entsprechende  Aufsicht  über 
den  Baumbestand  durchführen  lassen.  Auf  kleinen  Gütern  läßt  sich  diese 
Aufsicht  noch  durchführen ;  auf  den  größeren  aber  wird  sie  um  so  schwieriger, 
als  die  Kopfweiden  auch  sehr  dem  Holzdiebstahl  ausgesetzt  sind.  Die  Auf- 
sichtskosten würden  auch  in  keiner  Weise  durch  den  Wert  der  Weidenstämme 
gedeckt  werden,  da  ihr  Holz  sehr  minderwertig  ist.  Daher  ist  es  auf  den 
größeren  Gütern  üblich  geworden,  daß  der  Pächter  die  ausgewachsenen  Weiden- 
stämme als  Brennmaterial  für  seinen  Haushalt  und  die  Käserei  verwenden 
kann.  Das  ist  aber  eigentlich  eine  Abweichung  vom  Grundgedanken  des 
Pachtvertrages,  erfordert  somit  eine  Abfindung.  Die  Art  dieser  Abfindung  hat 
schon  heftige  Diskussionen  hervorgerufen,  nicht  nur  zwischen  Eigentümern  und 
Pächtern,  sondern  auch  unter  Sachkundigen.  Wir  werden  davon  sprechen, 
wenn  von  der  Abrechnung  zwischen  Pächter  und  Eigentümer  die  Rede  sein  wird. 

Jeder  Pachtvertrag  enthält  dann  noch  besondere  Bestimmungen  über  die 
Meliorationen.  Diese  werden  unterschieden  in  Grundmeliorationen  (Migliorie 
fondiarie)  und  Betriebsmeliorationen  (Migliorie  agraric).  Die  ersteren  sind  eine 
dauernde  und  feste  Kapitalanlage  auf  dem  Gute:  Gebäude,  Kanäle,  Schleusen, 
Winterwiesenanlagen  u.  dergl.;  bei  den  letzteren  fehlt  dieses  Merkmal  der  Dauer- 
haftigkeit, sie  gehören  zum  regelmäßig  wiederkehrenden  Landwirtschaftsbetrieb: 
Düngung,  rationellere  Bestellung,  Verbesserung  der  Fruchtfolge  usw. 

Grundmeliorationen  vorzunehmen,  ist  dem  Pächter  ohne  ausdrückliche, 
schriftliche  Erlaubnis  des  Eigentümers  nicht  erlaubt,  da  sie  den  Zustand  des 
Gutes  wesentlich  verändern  würden.  Die  Commission  des  Collegio  degli  In- 
gegneri,  die  im  Jahre  1887  eingesetzt  wurde,  um  Reformen  des  Pachtvertrages 
zu  studieren,  erklärt  diese  Bestimmung  so:  wie  man  den  Eigentümer  nicht 
zwingen  kann,  ein  benachbartes  Grundstück  zu  kaufen,  wenn  es  ihm  auch 
offenbar  Vorteil  bringen  würde,  so  kann  man  ihn  auch  nicht  zwingen,  irgend 
eine  Summe  auszugeben,  um  durch  eine  Melioration  den  Wert  des  Eigentums 
zu  erhöhen,  daher  hat  der  Pächter  kein  Recht  auf  eine  Entschädigung  für 
eigenmächtig  vorgenommene  Grundmeliorationen. 
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Dagegen  erkennt  der  Pachtvertrag  das  Recht  des  Pächters  auf  Entschä- 
digung für  Betriebsmeliorationen  an,  auch  wenn  er  sie  vorgenommen  liat  ohne 
ausdrückliche  Gutheißung  des  Eigentümers.  Dem  wird  freilich  entgegengehalten, 
daß  eine  solche  Entschädigung  nicht  zu  rechtfertigen  sei,  da  die  Betriebsmelio- 
rationen für  gewöhnlich  schon  bald  ihre  Wirkungen  eintreten  lassen,  und  so 
von  selbst  den  Pächter  für  seine  Kapitalanlage  entschädigen,  zumal  bei  einer 
neun-  oder  zwölfjährigen  Pachtperiode.  Doch  ist  zu  berücksichtigen,  dass, 
wenn  ein  solches  Entschädigungsrecht  fehlte,  der  Pächter  in  den  letzten  Jahren 
vor  Ablauf  des  Vertrages  jede  Melioration  unterlassen  würde,  auch  eine  solche, 
die  zu  normalem  Betrieb  gehörte,  wie  z.  B.  das  Düngen  u.  dergl.  mehr;  der 
volle  Ertrag  würde  ihm  dann  nicht  mehr  zukommen,  da  er  sich  erst  einstellt, 
wenn  der  Pächter  das  Gut  bereits  verlassen  hat.  Bleibt  dieser  aber  auch  eine 
zweite  Periode  auf  dem  Gute,  so  würden  seine  Meliorationen  wahrscheinlich 
eine  Erhöhung  des  Pachtpreises  hervorrufen.  Der  persönliche  Vorteil  kann 
so  den  Pächter  sogar  dazu  führen,  das  Gut  durch  Raubbau  zu  erschöpfen. 
Die  Entschädigung  für  Betriebsmelorationen  ist  also  die  notwendige  Folge  des 
ersten  Grundsatzes  des  Pachtvertrages,  daß  das  Gut  dem  Eigentümer  in  seiner 
alten  Ertragsfähigkeit  erhalten  bleiben  muß. 

Fraglich  ist  aber,  ob  die  Methoden,  die  zur  Feststellung  der  Betriebs- 
meliorationen bezw.  der  Betriebsverschlechterungen  üblich  sind,  ihrem  Zweck 
entsprechen  und  der  heutigen  JLandwirtschaftstechnik  angepaßt  sind.  Auch 
davon  werden  wir  später  bei  der  Abrechnung  zwischen  Pächter  und  Eigen- 
tümer sprechen. 

Außer  diesen  Bestimmungen,  die  die  wirtschaftliche  Freiheit  des  Pächters 
einschränken,  legt  ihm  der  Pachtvertrag  auch  noch  verschiedene  Lasten  auf. 
Für  Reparaturen  und  Neubauten  muß  er  unentgeltlich  die  notwendigen  Mate- 
rialfuhren leisten,  wenn  der  Transportweg  nicht  über  10  km  hinausgeht.  Weigert 
sich  der  Pächter,  so  läßt  sie  der  Eigentümer  auf  dessen  Kosten  vornehmen. 
Ersatzbauten,  die  durch  Feuerschaden  notwendig  geworden  sind,  muß  der 
Pächter  selbst  vornehmen  lassen;  er  wird  aber  für  seine  Auslagen  nach  sach- 
kundiger Abschätzung  beim  Ablauf  der  Pachtperiode  entschädigt.  Holzkon- 
struktionen, wie  Schleusen,  Brücken,  Schuppen,  Stallungen  usw.,  fallen  dem 
Pächter  zur  Last.  Ferner  hat  er  alle  jene  Lasten  zu  tragen,  die  der  Codice 
civile,  Art.  1604  und  1605,  Mietern  bezw.  Pächtern  auferlegt.  Außer- 

dem muß  der  Pächter  die  Gebäude  bei  einer  dem  Eigentümer  genehmen 
Gesellschaft  gegen  Feuerschaden  versichern. 

Die  Grundsteuern  an  Staat  und  Provinz  trägt  der  Eigentümer,  d.  h.  der 
Pächter  zahlt  sie  und  wird  für  die  ausgelegte  Summe  durch  Abzug  vom 
Pachtpreis  entschädigt.  Die  Grundsteuern  an  die  Gemeinde  dagegen  fallen 
dem  Pächter  zu.  Damit  will  der  Eigentümer  einer  möglichen  Erhöhung  seiner 
Gemcindelasten  vorbeugen.  Der  Pächter  nimmt  in  der  Gemeinde  eine  einfluß- 
reiche Stellung  ein,  sehr  oft  ist  er  selbst  Bürgermeister;  da  er  nun  selbst  die 
Gemeindesteuern  zu  bezahlen  hat,  so  wird  er  nicht  leicht  sein  Pachtgut  mit 
Steuern  belasten  lassen.  Aber  wenn  diese  Verordnung  auch  ein  guter  Schutz 
des  Eigentums  sein  mag,  so  kann  sie  doch  der  Entwicklung  der  Gemeinde 
sehr  schaden.  Der  nur  von  kapitalistischen  Interessen  beseelte  Pächter,  der 
durchweg  nur  einige  Jahre  in  der  Gemeinde  wohnt,  sucht  die  Auslagen  ein- 
zuschränken, zum  Schaden  jener  öffentlichen  Leistungen,  welche  der  Gemeinde- 
bevölkerung, besonders  den  unteren  Klassen,  zugute  kommen. 
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Andere  Güter  bis  zu  einer  Entfernung  von  10  km  darf  der  Pächter 
nach  dem  Pachtvertrage  nicht  bewirtschaften.  Damit  soll  der  Gefahr  vorge- 
beugt werden,  daß  der  Pächter  die  Erträgnisse  des  einen  Gutes,  Futter  oder 
Dünger  oder  auch  Wasser,  für  das  andere  ausnutze.  Ferner  sind  verboten: 
Schaf-  und  Ziegenzucht,  der  Betrieb  von  Kies-  und  Sandgruben,  das  Ver- 
kaufen oder  Verpachten  von  Wasserrechten.  Wegen  der  großen  Wichtigkeit 
der  Bewässerung  für  die  Ertragsfähigkeit  eines  Gutes  bleibt  alles,  was  das 
Wasser  anbelangt,  der  unmittelbaren  Verfügung  des  Eigentümers  vorbehalten. 
Er  hat  das  Recht,  benachbarten  Gütern  die  Benutzung  seiner  Kanäle  zur  Zu- 
oder  Ableitung  ihres  Wassers  zu  gestatten.  Er  darf  auch  jede  Änderung  in 
der  Bewässerungsverfassung,  die  ihm  gut  scheint,  vornehmen.  Entsteht  aber 
aus  solchen  Veränderungen  für  den  Pächter  ein  Schaden,  so  wird  dieser  nach 
der  Schätzung  von  Sachverständigen  entschädigt. 

Der  Eigentümer  behält  sich  auch  das  Recht  vor,  das  Gut  und  sämtliche 
Gebäude  desselben  daraufhin  besichtigen  zu  lassen,  ob  die  Vertragsbestim- 
mungen eingehalten  werden.  Ist  das  tatsächlich  nicht  geschehen,  so  hat  der 
Pächter  die  Besichtigungskosten  selbst  zu  bestreiten. 

Während  des  letzten  Pachtjahres  kann  der  Eigentümer  einen  eigenen 
Aufseher  bestellen,  um  den  Betrieb  zu  überwachen.  Der  Pächter  muß  diesem 
Aufseher  eine  Wohnung  und  einen  Lohn  von  2,50  Lire  pro  Tag  geben. 
Doch  kommt  dieses  sehr  selten  vor,  und  zwar  nur,  wenn  der  Pächter  im 
begründeten  Verdacht  steht,  das  Gut  schädigen  zu  wollen. 

Schließlich  enthält  der  Vertrag  noch  die  Festsetzung  des  Pachtpreises, 
über  den  wir  später  sprechen  werden. 

Die  Pachtverträge  werden  fast  immer  auf  eine  Anzahl  von  Jahren 
geschlossen,  die  ein  mehrfaches  von  drei  sind,  bei  einem  Minimum  von  9 
und  einem  Maximum  von  18  Jahren.  Meistens  jedoch  beträgt  die  Pacht- 
periode 9,  seltener  12  Jahre.  Während  dieser  Zeit  ist  der  Vertrag  auf  beiden 
Seiten  unkündbar.  Pachtverträge  von  längerer  Dauer  werden  mit  einigen 
Ausnahmen,  von  denen  später  die  Rede  sein  wird,  vom  Pächter  nicht  gerne 
eingegangen,  besonders  nicht  in  letzterer  Zeit.  Nach  der  Agrarkrisis,  nachdem 
die  Preise  der  Landwirtschaftsprodukte  gesunken  sind,  da  ein  einfaches  Zoll- 
gesetz erhebliche  Preisänderungen  hervorrufen  kann  —  Änderungen,  die  in 
der  Niederlombardei  sehr  empfindlich  wirken  würden,  da  die  Hauptprodukte 
sich  auf  zwei  beschränken,  Reis  und  Milch  — ,  da  anderseits  die  Löhne 
großen  Schwankungen  ausgesetzt  sind,  will  kein  Pächter  mehr  Kontrakte  ein- 
gehen, die  ihn  auf  -lange  Zeit  hinaus  zu  einem  festen  Pachtschilling  ver- 
pflichten. Zur  Zeit  der  Agrarkrisis  der  80  er  Jahre  war  dem  Pachtvertrage 
häufig  sogar  die  Klausel  eingefügt,  daß  der  Pächter  von  drei  zu  drei  Jahren 
kündigen  könne.  Wegen  der  verbesserten  Lage  der  Landwirtschaft  ist  diese 
Klausel  jetzt  völlig  am  Verschwinden.  Die  milden  Stiftungen  müssen,  um 
Pachtverträge  über  9  Jahre  hindurch  eingehen  zu  können,  die  behördliche  Er- 
laubnis einholen. 

Jeder  Pachtvertrag  enthält  die  Bestimmung,  daß  er  nach  Ablauf  der 
Pachtperiode  von  selbst  aufhört;  deshalb  wird  er  im  allgemeinen  nicht  gekündigt. 

Die  Kassierung  eines  laufenden  Pachtvertrages  kommt  nur  in  außer- 
gewöhnlichen Fällen  vor.  Die  Kassierung  wird  wohl  oft  dem  Pächter  angedroht, 
für  den  Fall,  daß  er  die  Vertragsbestimmungen  nicht  einhalte.  Tatsächlich 
aber  wird  der  Vertrag  nur  in  zwei  Fällen  kassiert,  wenn  der  Pächter  mit  dem 
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Pachtpreise  lange  im  Rückstand  bleibt,  und  wenn  sich  bei  ihm  ein  solcher 
Mangel  an  Kenntnissen  oder  an  Kapital  zeigt,  daß  das  Gut  dadurch  erheblichen 
Schaden  litte.  Durch  den  Tod  des  Pächters  wird  der  Vertrag  nicht  gebrochen, 
geht  vielmehr  auf  die  Erben  über,  manchmal  aber  behält  sich  der  Eigentümer 
das  Recht  vor,  den  Vertrag  durch  den  Tod  des  Pächters  ab  abgelaufen  zu 
betrachten,  wenn  er  nämlich  zu  den  Erben  des  Pächters  kein  Vertrauen  hat. 

Die  Pachtperiode  beginnt  mit  dem  11.  November  und  endigt  am  10. 
desselben  Monats.  Auch  die  Beziehungen  zwischen  dem  abgehenden  und  dem 
neu  eintretenden  Pächter  am  Ende  der  Pachtperiode  sind  durch  den  Vertrag 
geregelt.  Der  abgehende  Pächter  hat  das  Recht  auf  alle  Produkte  des  laufenden 
Pachtjahres;  sie  sind  ja  der  Entgelt  für  seine  Arbeit  und  für  den  jährlichen 
Pachtzins.  Der  eintretende  Pächter  dagegen  hat  das  Recht,  alle  Arbeiten 
vorzunehmen,  um  die  Bestellung  des  kommenden  Jahres  vorzubereiten.  So 
darf  der  alte  Pächter  so  lange  auf  dem  Gute  bleiben,  bis  er  alle  Produkte 
des  laufenden  Jahres  eingeerntet  und  die  schwer  transportfähigen  auf  dem 
Gute  selbst  verwendet  hat.  So  darf  er  die  Stallungen  so  lange  benutzen,  bis 
das  Heu  und  das  Grünfutter  verfüttert  sind;  der  letzte  Termin  ist  jedoch  der 
24.  April  des  neuen  Jahres.  Ist  zu  dieser  Zeit  noch  Heu  übrig  geblieben,  so 
wird  es  dem  neuen  Pächter  verkauft,  und  zwar  zum  Marktpreise. 

Im  Zusammenhang  damit  steht  das  Recht  des  Pächters,  auch  das  Gebäude 
für  Mi  Ich  Verarbeitung,  den  sogenannten  Casone,  und  die  Wohnung  des  Lattaio 
bis  zum  24.  April  zu  benutzen.  Die  Heuscheuern  jedoch  müssen  bis  Ende 
März  frei  sein,  der  neu  eintretende  Pächter  muß  auch  so  viel  Platz  erhalten, 
um  sein  Saatgut  aufbewahren  zu  können.  Nach  dem  5.  Juli  vor  Ablauf  der 
Pachtdauer  darf  der  abgehende  Pächter  den  Acker  nicht  mehr  düngen;  von 
dieser  Zeit  an  steht  die  Verfügung  über  den  Dünger  dem  neuen  Pächter  zu. 
Auf  den  Wechsel-  und  ständigen  Wiesen  darf  der  alte  Pächter  nur  bis  Mitte 
September,  auf  den  Dämmen  der  Kanäle  nur  bis  Ende  August  Gras  mähen. 
Nachher  darf  er  diese  Wiesen  bis  Dezember  nur  noch  einmal  abweiden  lassen. 
Die  abgeweideten  Wiesen  sind  nach  und  nach  dem  neuen  Pächter  zur  Ver- 
fügung zu  stellen.  Dieser  darf  schon  im  Oktober,  vor  dem  eigentlichen  In- 
krafttreten seines  Vertrages  jede  Räumlichkeiten  in  Benutzung  nehmen,  die  er 
zur  Vorbereitung  der  künftigen  Bestellung  notwendig  hat. 

In  fast  allen  Verträgen  ist  untersagt,  das  Gut  weiter  zu  verpachten,  weil 
die  persönlichen  Eigenschaften  des  Pächters  stets  ein  wichtiges  Element  der 
Betriebsleitung  bilden.  Hat  ein  Eigentümer  mehrere  Güter,  so  verpachtet  er 
sie  selbst  an  mehrere  Pächter,  um  so  der  Notwendigkeit  vorzubeugen,  einmal 
die  Afterverpachtung  gestatten  zu  müssen.  So  geschieht  auch  die  Abschließung 
des  Pachtvertrages  durch  eine  dritte  Person  nie  ohne  die  Dazwischenkunft 
und  schriftliche  Erlaubnis  des  Eigentümers  und  auch  dann  nur  in  außergewöhn- 
lichen Fällen. 

Ist  der  Gutseigentümer  ein  Privatmann,  so  wird  der  Vertrag  auf  privatem 
Wege  durch  einen  Vermittler  abgeschlossen.  Die  Stiftungen,  sowie  die  Minder- 
jährigen sind  gesetzlich  verpflichtet,  die  Verpachtung  ihrer  Güter  zur  öffent- 
lichen Versteigerung  zu  bringen.  Das  soll  im  Sinne  des  Gesetzgebers  die  Red- 
lichkeit und  Unparteilichkeit  beim  Vertrage  verbürgen,  zeigt  aber  in  der  Praxis 
mancherlei  Nachteile.  Auf  persönliche  Tüchtigkeit  und  Gewissenhaftigkeit  des 
Pächters  kann  keine  Rücksicht  genommen  werden;  der  alte  Pächter  hat  keine 
Hoffnung  auf  Pachtemeuerung,  obwohl  er  zu  einer  entsprechenden  Erhöhung 
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des  Pachtpreises  bereit  wäre,  und  er  hat  somit  keinen  Antrieb,  Meliorationen 
vorzunehmen,  die  erst  nach  langer  Zeit  ihre  Wirkung  ausüben  würden;  schlimmer 
ist  noch,  daß  es  dem  wenig  redlichen  Pächter  leicht  gemacht  wird,  das  Gut 
auszubeuten  und  in  Verfall  geraten  zu  lassen,  wenn  es  ohne  offensichtliche 
Verletzung  des  Vertrages  geschehen  kann.  Schließlich  muß  der  Eigentümer 
bei  der  Versteigerung  einem  unbekannten  und  vielleicht  wenig  soliden  Bewerber, 
der  einige  Lire  mehr  bietet,  den  Vorzug  geben  vor  einem  bekannten,  tüchtigen 
und  gewissenhaften  Pächter.  Daher  suchen  die  Stiftungsverwaltungen  häufig 
bei  den  Behörden  um  die  Erlaubnis  nach,  die  Verpachtung  privatim  vor- 
zunehmen. 

Der  Abschluß  des  Pachtvertrages  erfolgt  durch  öffentliche  notarielle  Ur- 
kunden oder  auch  durch  Privaturkunde,  die  dann  amtlich  registriert  wird.  Nach- 
dem die  Urkunden  unterschrieben  sind,  gilt  der  Vertrag  als  bindend  für  den 
Pächter  sowie  für  seine  Erben.  Beim  Vertragsabschluß  bekommt  der  Eigentümer 
ein  Zehntel  des  Pachtpreises  als  Pfand.  Stellt  sich  heraus,  daß  das  Gut  eine 
größere  oder  geringere  Ausdehnung  hat,  als  im  Vertrag  besagt  wurde,  so  haben 
die  Parteien  kein  Recht,  das  Pachtgeld  oder  sonstige  Verpflichtungen  zu  er- 
höhen oder  herabzusetzen,  den  Fall  ausgenommen,  daß  die  Differenz  ein 
Zwanzigstel  des  Gutswertes  übersteigen  würde.  (Art.  1614  und  1475  des 
Codice  civile.) 

Zur  Sicherung  des  Pachtvertrages  erhalt  der  Eigentümer  eine  Kaution; 
außerdem  hat  er  das  Recht,  das  Betriebskapital  und  die  jährlichen  Erträge 
mit  Beschlag  zu  belegen.  Dieses  Recht  des  Eigentümers  geht  allen  anderen 
Verpflichtungen  des  Pächters,  sogar  der  Verpfändung  der  Feldfrüchte  vor. 
(Art.  1952  und  1953  des  cod.  civ.)  Diese  Sicherung  ist  heute  um  so  größer, 
als  das  Betriebskapital  des  Pächters  bedeutend  gewachsen  ist. 

Die  Kaution,  die  der  Pächter  bei  Beginn  der  Pachtperiode  hinterlegen 
muß,  beträgt  den  Pachtpreis  von  1  Jahr  oder  von  i1/,  Jahren,  seltener  von 
2  Jahren.  Diese  Summe  wird  am  Ende  der  Pachtperiode  nach  Abschluß  der 
Abrechnung  zurückbezahlt.    Sie  trägt  dem  Pächter  keine  Zinsen. 

Der  Pachtvertrag  wird  ungefähr  auf  ein  oder  zwei  Jahre  vor  seinem 
Inkrafttreten  abgeschlossen,  was  oft  beklagt  wird,  da  das  Gut  manchmal  seinen 
Zustand  ändert  bis  zur  Übergabe  an  den  Pächter.  Dieser  kann  dann  freilich 
die  Kassierung  des  Vertrages  fordern. 

Vor  der  Agrarkrisis  bildete  der  Wechsel  der  Pächter  eine  Ausnahme; 
sie  blieben  mehrere  Perioden  hindurch  auf  demselben  Gute,  ja  man  konnte 
Familien  finden,  die  seit  mehreren  Generationen  auf  dem  Gute  ansässig  waren. 
Die  Krisis  hat  mit  dieser  Sitte  aufgeräumt,  manche  Eigentümer  kleinerer  Güter 
gingen  zur  Selbstbewirtschaftung  über.  Als  dann  später  mehr  Kapital 
Anlage  suchte  und  an  Stelle  des  Getreidebaues  die  lohnendere  Reis-  und 
Wiesenkultur  trat,  wandten  sich  die  früheren  Pächter  und  anderen  Bewerber 
wieder  der  Landwirtschaft  zu.  Das  führte  eine  starke  Konkurrenz  und  damit 
einen  starken  Wechsel  der  Pächter  herbei.  Im  allgemeinen  erneuert  der 
Pächter  den  Vertrag  nur  einmal,  so  daß  die  Pächter  im  Durchschnitt  18  Jahre 
hindurch  dasselbe  Gut  bewirtschaften. 

Auf  den  Gütern  des  hohen  ruaiiändischen  Adels  jedoch  hat  sich  diese 
Veränderung  in  geringcrem  Maße  vollzogen.    Der  adelige  Eigentümer  sucht 
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nämlich  oft  die  alten  Pächterfamilien  auf  seinem  Gute  festzuhalten,  da  er  auch 
auf  die  traditionellen  persönlichen  Beziehungen  Wert  legt. 

II.  Die  Abrechnung  zwischen  Eigentümer  und  Pächter. 

Nach  und  nach  entwickelte  sich  die  Gewohnheit,  bei  der  Übergabe  des 
Gutes  an  den  Pächter  eine  Beschreibung  desselben  abzufassen,  die  allmählich 
immer  ausführlicher  wurde  und  sich  zu  der  Urkunde  entwickelte,  die  heute 
bei  der  Gutsübergabe  unter  dem  Namen  consegna  üblich  ist.  Diese  con- 
segna  ist  ein  genaues  Inventurverzeichnis  des  Gutes;  sie  führt  jedes  einzelne 
Grundstück  nach  seiner  Art  und  Qualität,  die  Bäume  nach  Zahl,  Art  und 
Größe,  die  Gebäude,  Schuppen,  Bewässerungsanlagen,  Kanäle,  Schleusen,  die 
Wege  nach  Länge,  Konstruktion  und  sonstigen  Eigentümlichkeiten  auf ;  ferner 
das  tote  Inventar,  welches  dem  Pächter  übergeben  und  von  ihm  nach  Ablauf 
.  der  Pacht  wieder  herausgegeben  wird1.  Es  folgt  die  Darstellung  der  aktiven 
und  passiven  Servituten  und  der  Wasserrechte. 

Als  Einleitung  enthält  die  consegna  außer  dem  Namen  und  der  Lage 
des  Gutes  Erklärungen,  die  im  allgemeinen  für  das  Verständnis  des  folgenden 
nötig  sind,  so  namentlich  eine  Erklärung  jener  technisch-dialektischen  Ausdrücke, 
deren  Verständnis  Schwierigkeiten  machen  könnte. 

Als  Schluß  dient  eine  Gnindbuchabschrift  über  die  einzelnen  Grund- 
stücke, deren  Größe  und  Ertragsfähigkeit,  sowie  ein  Inhaltsverzeichnis  der 
consegna  selbst. 

Am  Ende  der  Pachtperiode  wird  in  ganz  ähnlicher  Weise  eine  neue 
Beschreibung  des  Gutes  aufgenommen,  sie  heißt  riconsegna.  Consegna  und 
riconsegna  werden  von  einem  Ingenieur  im  Beisein  des  Eigentümers  oder 
seines  Rechtsvertreters  und  des  Pächters  aufgenommen;  beide  Urkunden 
werden  von  den  beiden  letzteren  unterschrieben;  jeder  von  ihnen  erhält 
ein  Exemplar. 

Nach  Aufnahme  der  riconsegna  wird  ihr  Inhalt  im  einzelnen  verglichen 
mit  dem  der  consegna;  ergeben  sich  Differenzen,  so  werden  diese  auf  ihren 
Geldwert  geschätzt,  um  so  festzustellen,  ob  das  Gut  im  Laufe  der  Pacht- 
periode an  Wert  gewonnen  oder  verloren  hat,  ob  also  der  Pächter,  abgesehen 
vom  Pachtpreise,  Schulden  oder  Forderungen  an  den  Eigentümer  hat.  Diese 
Abrechnung  zwischen  Pächter  und  Eigentümer  heißt  bilancio.  Die  Art  der 
Abfassung  von  consegna,  riconsegna,  sowie  der  Aufstellung  des  bilancio  zeigt 
in  der  Niederlombardei  freilich  dieselben  Grundzüge;  im  einzelnen  aber  weisen 
doch  die  drei  Gebiete  Mailand,  Lodi  und  Pavia  Verschiedenheiten  auf,  die 
zurückzuführen  sind  auf  die  Zeit  ihrer  Entstehung,  wo  die  drei  Gebiete 
mancherlei  Unterschiede  im  Landwirtschaftsbetriebe  hatten. 

Das  Mailänder  System  Ist  sehr  alt;  sein  Ursprung  geht  wahrscheinlich 
auf  das  XIV.  Jahrhundert  zurück,  wo  man  anfing,  das  damalige  Herzogtum 
zu  katastrieren.    Dem  Abrechnungsverfahren  lagen  keine  schriftlich  fixierten 

1  Das  tote  Inventar  besteht  heutzutage  ausschließlich  aus  dem  Kompostdünger;  früher 
übergab  der  Eigentümer  außerdem  noch  Heu,  Ackergeräte,  Hausgeräte  usw.;  dieses  wird  jetzt 
zum  Betriebskapital  gerechnet,  das  der  Pächter  selbst  stellt  und  wieder  mit  sich  nimmt;  das 
Heu  wird  gegenwärtig  einfach  vom  Pachter  bei  der  Gutsübernahme  gekauft,  bei  der  Rückgabe 
verkauft. 
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Regeln  und  Anweisungen  zugrunde;  alles  war  der  Praxis  überlassen;  die 
Ingenieure  vererbten  dann  aufeinander  wenig  umfangreiche  Manuskripte  mit 
einigen  allgemeinen  Regeln  und  Anweisungen,  die  sorgfältig  aufbewahrt  wurden. 
Erst  im  Jahre  1847  veröffentlichte  der  Ingenieur  A.  Cantalupi  alle  diese  in 
der  Praxis  überlieferten  Regeln  in  einem  Buche1,  das  1857  in  zweiter  ver- 
besserter Auflage  ersclüenen  ist.  Diese  zweite  Auflage  bildet  noch  gegenwärtig 
den  üblichen  Führer  bei  Aufstellung  der  Inventarverzeichnisse  wie  der 
Abrechnung. 

Das  Lodesaner  System  wurde  1790  von  mehreren  Ingenieuren  schriftlich 
fixiert;  die  Handschrift  wird  im  Archiv  der  Stadt  Lodi  aufbewahrt*. 

Die  Ingenieure  des  Gebietes  von  Pavia  versammelten  sich  am  6.  Mai 
18 10,  um  sich  über  die  verschiedenen  Abrechnungssysteme  zu  verständigen; 
so  entstand  das  Paveser  System,  das  jedoch  eine  fast  unveränderte  Übernahme 
des  Mailänder  Systems  darstellt. 

Die  Regeln,  auf  denen  diese  Systeme  beruhen,  sind,  wie  leicht  ersicht- 
lich, schon  zu  alt,  und  den  Erfordernissen  des  modernen  landwirtschaftlichen 
Großbetriebes  sowie  der  fortgeschrittenen  Technik  der  landwirtschaftlichen 
Taxation  nicht  mehr  entsprechend.  So  wurde  schon  häufig  von  Reformen 
dieser  Systeme  gesprochen;  schon  im  Jahre  1868  machte  ein  Ausschuß  von 
Ingenieuren  zu  Lodi  mehrere  Verbesserungsvorschläge;  jedoch  hat  sich  in  dem 
Abrechnungsverfahren  ein  Fortschritt  noch  nicht  durchsetzen  können  3.  Tat- 
sächlich aber  werden  die  veralteten  Regeln  von  den  Ingenieuren  nicht  mehr 
überall  durchgeführt;  da  andere  Regeln  fehlen,  ist  das  Abrechnungsverfahren 
vollständig  dem  Ermessen  des  Ingenieurs  anheimgegeben,  was  natürlich  häufig 
zu  Streitigkeiten  führt. 

Die  Abrechnung  bezieht  sich  auf  drei  Hauptteile:  den  Grund  und  Boden, 
den  Dünger  und  die  Bäume.  Die  Art  und  Weise,  wie  die  Abrechnung  dabei 
vollzogen  wird,  ist  Gegenstand  schärfster  Kritiken. 

Die  Abrechnung  über  Grund  und  Boden  soll  zeigen,  ob  der  Pächter 
dem  Boden  im  Laufe  der  Pachtperiode  Nährstoff  zugeführt  oder  entzogen 
hat,  und  in  welchem  Maße. 

Es  ist  klar,  daß  bei  der  starken  Futterkräuterwirtschaft  für  den  Pächter 
die  Versuchung  nahe  liegt,  in  den  letzten  Jahren  der  Pachtperiode  die  durch 
jene  dem  Boden  zugeführte  Stickstoff  menge  für  sich  auszunutzen  durch  aus- 
schließlichen Getreidebau,  damit  aber  auch  den  Boden  zu  erschöpfen.  Um 
das  zu  verhüten,  ja,  um  im  Gegenteil  den  Anbau  Stickstoff  ansammelnder 
Kulturen  zu  fördern,  ist  die  Bestimmung  getroffen,  daß  am  Ende  der  Pacht- 
periode die  gleiche  Anbauverteilung  auf  dem  Gute  vorhanden  sein  muß, 
wie  zu  Anfang  derselben.  Zeigt  sich  nun  bei  Ablauf  des  Pachtvertrages 
eine  Veränderung  in  der  Anbauverteilung,  so  wird  dem  Pächter  das  Plus  oder 
Minus  an  Fruchtbarkeitsgehalt  (als  Haben  oder  Soll)  angerechnet.    Der  Berech- 

'  A.  Cantalupi,  Notizie  teorico  -  pratiche  per  le  consegne,  riconsegne  e  b'tlanci ; 
Mailand  1847. 

i  Die  Überschrift  lautet  *Metodo  da  osservarsi  dagli  ingegneri  ed  agrimeniori  della 
provincia  di  Lodi  nclle  consegne  e  riconsegne  dei  poderi  affittati,  nella  stima  dei  migliora- 
menti  e  dei  peggioramenti  dei  fondi«. 

3  Cfr.  Atti  dei  Congresso  agrario  di  Lodi,  11.— 14.  September  1901,  Mailand  1902, 

S.  34. 
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6,40 — 8,80 

»    4,00 — 5,00  » 

»     3,20 — 4,00  > 

»     2,00—2,80  » 

»     1,60—2,00  » 

»    0,70—1,20  » 


nung  wird  ein  allgemein  gebrauchter  Kulturtarif  (tariffa  delle  colture)  zugrunde 
gelegt.    Nach  diesem  Tarif  wird  z.  B.  geschätzt  1  pertica1 

Winterwiese  auf  7,20—9,60  Lire 

4  oder  mehrjährige  ständige  Wiese 
3jährige  •  * 

2  jährige  »  * 

1  jährige  »  » 

Stoppelweide  

Stoppelfeld  nach  Weizenbau    .  . 
usw. 

Angenommen,  bei  Ablauf  des  Pachtvertrages  seien  20  pertiche  zwei- 
jährige ständige  Wiese  weniger  da,  dafür  aber  20  pertiche  Stoppelweide  mehr 
als  zu  Anfang  der  Pachtperiode  und  der  Ingenieur  hielte  sich  an  die  niedri- 
geren Preise  des  Tarifs,  so  wäre  dem  Pächter  ein  Minus  anzurechnen,  und 
zwar  von  20X3,20  — 20  X  1,60  =  32, —  Lire.  Umgekehrt  würde  ihm  ein 
solcher  Betrag  gutgeschrieben,  wenn  er  umgekehrt  an  Stelle  von  20  pertiche 
Stoppelweide  ebensoviel  zweijährige  ständige  Wiesen  mehr  hinterlassen  hätte. 

Einen  Unterschied  macht  das  Lodesaner  vom  Mailänder  bzw.  Paveser 
Abrechnungsverfahren,  indem  der  tatsächliche  Gutszustand  zu  Ende  des  Pacht- 
vertrages nicht  verglichen  wird  mit  dem  Zustande  zu  Anfang  desselben,  son- 
dern mit  dem  Zustande,  den  das  Gut  jetzt,  bei  Abschluß  des  Pachtvertrages, 
haben  müßte,  wenn  der  Boden  in  der  üblichen  Fruchtfolge  bestellt  worden 
wäre.  Man  geht  dabei  von  dem  Gedanken  aus,  von  der  Lodesaner  Frucht- 
folge2 dürfe  man  nicht  abgehen,  ohne  die  Ertragsfähigkeit  von  Grund  und 
Boden  herabzumindern. 

Allzu  verwickelt  ist  dieses  System  nicht,  und  es  hat  das  für  sich,  daß 
es  dem  Raubbau  vorbeugt  und  eine  geregelte  Stoffersatzwirtschaft  fördert. 
Doch  ist  vor  allem  zu  bedenken,  daß  dieses  System  recht  unvollkommen 
ist,  indem  es  als  Maßstab  für  die  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  lediglich  die 
Kulturart  in  Betracht  zieht.  Die  Ertragsfahigkeit  ist  doch  auch  verschieden, 
je  nachdem  nur  Stalldünger  oder  auch  künstlicher  Dünger  verwendet  worden 
ist.  Auch  der  Stalldünger  allein  führt  Fruchtbarkeitsunterschiede  herbei  je  nach 
der  Art  des  Viehfutters.  Sodann  wirkt  auch  die  Art  des  früheren  Anbaues, 
sowie  die  Sorgfalt  der  Bestellung  auf  die  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  ein. 
Und  doch  wird  keines  von  diesen  Momenten  berücksichtigt,  eben  weil  ihre 
Wichtigkeit  erst  in  der  neueren  landwirtschaftlichen  Taxationslehre  erkannt  wurde, 
das  Abrechnungsverfahren  aber  im  alten  einfachen  Landbau  wurzelt. 

Die  Folge  ist,  daß  der  Pächter,  der  die  moderne,  rationelle  landwirt- 
schaftliche Technik  zur  Anwendung  bringt,  nicht  genügend  eingeschätzt  wird. 
Tatsächlich  würden  zwei  Pächter  bei  der  gleichen  Anbauverteilung  in  gleicher 
Weise  bei  der  Abrechnung  abschneiden,  wenn  auch  der  eine  nach  rationellster 
Methode,  mit  Sorgfalt,  Fleiß  und  Kapitalaufwand  gewirtschaftet  hat,  der  andere 
nach  althergebrachter  einfacher  und  verhältnismäßig  billiger  Technik.  Zum 
letzten  Ende  bedeutet  das,  daß  ein  mittelmäßiger  Pächter  prämiiert  wird 
gegenüber  dem  tüchtigen  und  fortschrittlichen. 


«  Cantalupi,  a.  a.  Ü. 
a  Cantalupi,  a.  a.  O. 
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Zum  Kulturtarif  ist  noch  eine  Bemerkung  zu  machen.  Schon  Cantalupi 
bemerkte  zu  seiner  Zeit,  daß  die  einzelnen  Posten  desselben  in  der  landwirt- 
schaftlichen Taxationslehre  ihre  Rechtfertigung  nicht  finden  könnten;  und  doch 
ist  dieser  Tarif  stets  noch  in  Gebrauch,  obwohl  die  niederlombardische  Land- 
wirtschaft sowohl  wie  landwirtschaftliche  Betriebs-  und  Taxationslehre  in  der 
zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  seit  dem  Erscheinen  des  Buches  von 
Cantalupi  bedeutende  Fortschritte  gemacht  haben1. 

Der  zweite  Teil  der  Abrechnung  bezieht  sich  auf  das  tote  Inventar, 
gegenwärtig  nur  noch  auf  den  Kompostdünger.  Man  geht  hierbei  von  dem 
Grundsatz  aus,  daß  alles,  was  zur  Herstellung  des  Kompostdüngers  gebraucht 
wird,  Stalldünger,  Erde,  Stroh  usw.,  vom  Gute  selbst  entnommen  wird.  Ist 
daher  am  Ende  der  Pachtperiode  ein  größerer  Vorrat  an  Kompostdünger  vor- 
handen als  am  Anfang,  so  wird  der  Pächter  dafür  nicht  entschädigt.  Ist  der 
Vorrat  aber  geringer,  so  wird  die  Differenz  dem  Pächter  auf  der  Soll-Seite  in 
Rechnung  gestellt. 

Dagegen  wird  geltend  gemacht,  daß  das  dazu  führe,  daß  der  Pächter 
in  den  letzten  Jahren  seiner  Pachtperiode  das  Ansammeln  von  Dünger  und 
die  Herstellung  von  Kompost  unterlasse,  weil  ein  größerer  Vorrat  davon  ja 
doch  dem  Eigentümer  ohne  weiteren  Nutzen  für  ihn,  den  Pächter,  zufalle; 
ferner  gehe  die  moderne  Rechtsauffassung  dahin,  daß  der  Eigentümer  nur  das 
Inventar  wieder  beanspruchen  könne,  das  er  dem  Pächter  übergeben  habe2. 

Die  meiste  Arbeit  bei  der  Abrechnung  nimmt  der  dritte  Teil  in  Anspruch, 
der  sich  auf  die  Baume  bezieht.  Hier  zeigen  die  einzelnen  Abrechnungssysteme 
auch  größere  Verschiedenheiten  und  hier  kommt  es  auch  öfters  zu  Zwistigkeiten. 

Oberster  Grundsatz  ist:  die  Bäume  gehören  dem  Gutseigentümer;  bei 
der  Rückgabe  des  Guts  durch  den  Pächter  müssen  die  Bäume  in  derselben 
Anzahl  vorhanden  sein,  wie  bei  der  Übernahme;  sie  müssen  die  Größe  haben, 
die  sie  nach  der  gewöhnlichen  Annahme  im  Laufe  der  Pachtperiode  erreichen 
müssen. 

Bei  den  alberi  a  piuma  antica  und  den  capitozze  forti  (gekappte  Bäume 
mit  hartem  Holz)>  ist  die  Abrechnung  noch  sehr  einfach,  da  man  einfach 
die  Anzahl  der  Bäume  vor  und  nach  Ablauf  der  Pachtperiode  miteinander 
vergleicht,  vorausgesetzt,  daß  der  Pächter  ein  ehrlicher  Mann  ist,  wie  das  in 
den  Verträgen  gewöhnlich  angenommen  wird.  Der  Pächter  darf  dort  ja  auch 
über  die  Stämme  der  Bäume  nicht  verfügen. 

Bei  den  Kopfweiden  (capitozze  dolei)  dagegen  darf  der  Pächter  auch 
über  den  Stamm  verfügen,  muß  dafür  aber  eine  entsprechende  Entschädigung 
zahlen.  Vor  allem  muß  er  für  gefällte  Bäume  neue  anpflanzen.  Da  aber 
der  Wert  der  Bäume  stark  verschieden  ist  je  nach  ihrem  Alter  und  ihrem 
Wachstum,  so  muß  zunächst  aus  den  Baumbeständen  zur  Zeit  der  consegna 
der  Soll-Bestand  bei  der  riconsegna  berechnet  und  mit  diesem  der  tatsächliche 
Bestand  verglichen  werden  je  nach  Alter  und  Güte  der  einzelnen  Bäume. 
Der  Wert  der  Differenz  wird  dann  berechnet  nach  dem  Marktpreis  des  Holzes. 


»  Die  Akten  der  Commissione  per  lo  studio  delle  riforme  del  capitolato  di  affitto 
enthalten  den  Entwurf  einer  auf  wissenschaftlicher  Grundlage  fußenden  Methode,  S.  49  f. 
*  Vgl.  Congressn  agrario  di  f.odi,  S.  48. 
3  Cfr.  S.  56. 
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Bei  der  Berechnung  des  gegenwärtigen  Sollbestandes  aus  dem  früheren 
Istbestande  legt  das  Mailänder  System  folgende  Einteilung  der  Bäume  zugrunde: 
Die  Weiden  werden  in  5  Klassen,  stazioni,  eingeteilt,  und  zwar  in: 

grosse      mit  einem  Durchmesser  von    0,25—0,40  m 
ordinarie    »       »  »  »      0,15—0,25  » 

gabbette    >       *  »  >      0,10 — 0,15  > 

gabbettine  »       »  »  »      0,05 — 0,10  » 

und  piantoni     *       »  »  »    0,037 — °«°5  * 

Von  den  piantoni  werden  nur  solche  gezählt,  die  je  ein  halbes  Meter 
voneinander  abstehen. 

Bei  einer  Pachtperiode  von  9  Jahren  wird  angenommen,  daß  die  gTosse 
stationär  geblieben  sind;  von  den  ordinarie  lfe  oder  '/g  oder  tfi0  (je  nach 
der  Bodenbeschaffenheit)  in  die  Klasse  der  grosse  eingerückt  sein  müssen; 
ebenso  von  den  gabbettc  3/4f  «/»,  *yjt  von  den  gabbettine  */4,  x/8,  von  den 
piantoni  1/10  oder  '/,4  in  die  Klasse  der  ordinarie.  Von  der  Anzahl  der 
piantoni  wird  jedoch  vorher  */6  in  Abrechnung  gebracht,  von  dem  man  an- 
nimmt, sowohl  bei  der  consegna  als  auch  bei  der  riconsegna,  daß  sie  im 
Laufe  der  Zeit  absterben.  Ferner  nimmt  man  an,  daß  von  den  übrigen 
gabbettine  l/7  oder  */$  stationär  geblieben  sind;  der  Rest  rückt  in  die 
Klasse  der  gabbette  ein.  Ähnlich  sollen  von  den  übrigen  piantoni  a/3,  */2  oder 
'/3  zu  gabbette,  der  Rest  zu  gabbettine  werden. 

Sehr  kompliziert  ist  diese  Rechnungsgrundlage  ja  gerade  nicht,  aber  wohl 
veraltet  und  wenig  begründet. 

Im  Gebiet  von  Pavia  kommt  zu  den  5  Mailänder  Klassen  noch  eine 
sechste;  die  sechste  Klasse  heißt  hier  matronali. 

Noch  mehr  weicht  das  Gebiet  von  Lodi  ab.  Die  fünf  Baumklassen 
haben  nicht  nur  andere  Namen,  sondern  auch  andere  Maße.  Die  Abrech- 
nung stellt  sich  aber  wesentlich  einfacher,  indem  man  von  den  oberen  Klassen 
annimmt,  daß  ihre  Anzahl  stationär  bleibt;  nur  von  den  piantoni  wird  er- 
wartet, daß  2/j  von  ihnen  in  neun  Jahren  in  die  nächst  höhere  Klasse  ein- 
gerückt sind. 

Diese  Methode  der  Berechnung  des  Baumzuwachses  ist  ohne  rationelle 
Grundlage1;  die  Ingenieure  sind  zumeist  auf  ihre  Erfahrung  und  ihren  prakti- 
schen Blick  angewiesen,  um  die  Lücken  des  Systems  auszufüllen  und  die 
berechtigten  Ansprüche  von  Eigentümer  und  Pächter  an  eine  gute  Abrech- 
nung zu  befriedigen.  Manchmal  kommt  es  vor,  daß  sie  nachträglich  Korrekturen 
vornehmen,  um  das  Endresultat  der  Baumabrechnung  den  Wünschen  der  Be- 
teiligten entsprechend  zu  gestalten. 

Bei  der  Baumabrechnung  wird  nicht  nur  der  Stamm,  sondern  bei  den 
capitozze  auch  die  Krone  (il  ceduo)  berücksichtigt.  Die  Krone  gehört  als 
Frucht  des  Bodens  dem  Pächter.  Am  Ende  der  Pachtperiode  muß  aber  der 
Wert  der  Kronen  derselbe  sein  als  zu  Anfang,  wenn  nicht  eine  entsprechende 
Geldentachädigung  verrechnet  werden  soll.  Die  Bäume  werden  alle  drei  Jahre 
entkront.  Bei  der  Berechnung  wird  nun  angenommen,  daß  die  Zweige  nach 
dreijährigem  Nachwuchs   den  dreifachen,  nach  zweijährigem  Nachwuchs  den 


»  Cfr.  Atti  della  Commiasione  per   lo   studio   delle  riforme  al  capitolato  d"  affitto 
Mailand  1905,  S.  71  ff. 

Rovelli,  Die  Agrarverf.  der  Ni«fctlomWei.  e 
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doppelten  Wert  der  foglia  (Laub)  darstellen,  d.  h.  der  im  ersten  Jahre  nach 
<ler  Entkronung  hochgewachsenen  Zweige.  Auch  diese  Art,  den  Zuwachs  der 
Krone  zu  berechnen,  ist  ganz  willkürlich,  da  der  tatsächliche  Zuwachs  in  stärkerer 
Progression  vor  sich  geht,  als  in  arithmetischer1.  Der  Rechtschaffenheit  und 
-der  Tüchtigkeit  des  Ingenieurs  fällt  also  nochmals  die  Aufgabe  zu,  eine  offen- 
bare Ungerechtigkeit  des  Systems  auszugleichen. 

Um  den  offenbaren  Lücken  und  Ungenauigkeiten  der  Systeme  abzu- 
helfen, war  vorgeschlagen*,  daß  aller  Zuwachs  an  weichen  gekappten  Bäumen 
dem  Pächter  zufallen  solle,  so  daß  sich  bei  der  Rückgabe  des  Gutes  die 
Bäume  in  derselben  Größe  befinden  müßten,  wie  bei  der  Übernahme.  Der 
Zuwachs  wäre  dann  also  als  Frucht  des  Bodens  betrachtet  und  ihre  Über- 
lassung an  den  Pächter  würde  in  einer  entsprechenden  Erhöhung  des  Pacht- 
preises zum  Ausdruck  kommen.  So  wäre  die  Aufstellung  der  Abrechnung 
bedeutend  erleichtert  und  weniger  kostspielig. 

Von  anderer  Seite  dagegen  war  gewünscht,  die  Berechnung  des  Zuwachses 
solle  nach  genauerer  und  rationellerer  Methode  durchgeführt  werden. 

Trotzdem  fährt  man  in  der  alten  Weise  fort.  Eine  Reform  in  ersterem 
Sinne  trat  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  ein;  sie  wird  als  zu  radikal  betrachtet 
und  die  Interessen  des  Gutseigentümers  schädigend;  eine  Reform  im  zweiten 
Sinne  ist  zurzeit  nicht  anwendbar,  da  noch  kein  besseres  System  gefunden 
ist,  das  das  alte  ersetzen  könnte. 

Eine  genaue  und  eingehende  Aufstellung  der  Abrechnung  wird  nur  dann 
vorgenommen,  wenn  an  der  Redlichkeit  des  Pächters  gezweifelt  wird  und  er 
im  Verdacht  steht,  die  Interessen  des  Eigentümers  geschädigt  zu  haben;  man 
spricht  dann  von  einem  bilancio  in  mala  fede;  eine  solche  kommt  nur  in 
seltenen  Fällen  vor.  Sonst  kann  man  die  Abrechnung  beinahe  einen  freund- 
schaftlichen Ausgleich  zwischen  Eigentümer  und  Pächter  nennen,  bei  dem  ganz 
auf  die  Ehrlichkeit  und  Sachkenntnis  des  Ingenieurs  gebaut  wird. 

Eine  bestrittene  Frage  ist,  wer  die  Aufstellung  der  Inventarverzeichnisse 
und  der  Abrechnung  vornehmen  soll,  und  wer  die  Meinungsverschiedenheiten, 
die  aus  dem  Pachtvertrage  entstehen  können,  schlichtet  ?  In  der  Niederlombardei 
geschieht  das  durch  den  Ingenieur  des  Gutseigentümers,  der  von  beiden  Teilen 
als  Schiedsrichter  anerkannt  wird,  der  Meinungsverschiedenheiten  auf  friedlichem 
Wege  beilegt.  Man  muß  anerkennen,  daß  die  lombardischen  Ingenieure  ihrer 
Aufgabe  im  allgemeinen  stets  mit  Redlichkeit  gerecht  geworden  sind.  Es  ist 
jedoch  nicht  zu  verkennen,  daß  es  an  und  für  sich  unlogisch  ist,  den  Vertreter 
der  einen  der  beiden  Parteien  als  Schiedsrichter  fungieren  zu  lassen.  Es  läßt 
sich  das  nur  geschichtlich  dadurch  erklären,  daß  der  Pächter  früher  dem  Grund- 
eigentümer mehr  oder  weniger  Untertan  war.  Aber  wie  heute  die  Bestrebungen 
der  Pächter  dahin  gehen,  alles  zu  beseitigen,  was  irgendwie  ein  Zeichen  von 
Untertänigkeit  sein  könnte,  so  wünscht  man  auch  diesen  Zustand  abzuschaffen. 
Man  sollte  gegen  den  Spruch  des  ersten  Schiedsrichters  Einspruch  einlegen 
können,  oder  es  sollte  auch  der  Ingenieur,  der  die  Inventarverzeichnisse  und 
die  Abrechnung  aufstellt,  von  beiden  Parteien  gewählt  werden.  Es  sind  das 
aber  vorläufig  noch  »fromme  Wünsche«. 

«  Cfr.  Cantalupi,  a.  a.  O.,  S.  51. 

*  Für  die  Reformvorschläge  vgl.  Atti  della  Commissionc  per  lo  studio  delle  riforme 
al  capitolato  d'  affitto,  S.  76  ff. 
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Ebenso  geht  es  mit  dem  mehrfach  ausgesprochenen  Wunsche,  die  con- 
segna  und  riconsegna  möglichst  zu  vereinfachen.  Diese  sollen  freilich  alles 
enthalten,  was  für  den  Pachtvertrag  von  Wichtigkeit  ist,  sollten  aber  alles 
überflüssige  vermeiden,  z.  B.  zu  ausführliche  Beschreibung  der  Güter,  der 
Rechte  usw.  Eine  Vereinfachung  würde  auch  eine  Verbilligung  dieser  Urkunden 
herbeiführen.  Die  Kosten  derselben  fallen  nach  allgemeinem  Gebrauch  dem 
Pächter  zur  Last.  Das  Collegio  degli  ingegneri  zu  Mailand  hat  für  die  ganze 
Niederlombardei  folgenden  Tarif  aufgestellt: 

Für  die  consegna  wie  für  die  riconsegna  sind  zu  erheben: 

Auf  Gütern  von    8 —  20  ha  6  Lire  pro  Hektar, 

•  »       »    20 —  80  »    5    »      »  » 

*  »        »    80 — »   ^    ,      »  » 

»     über         150  »   3    »      *  » 

Für  die  Abrechnung  (bilancio)  sind  2  Lire  pro  Hektar  zu  entrichten; 
dazu  von  der  Summe  von  Soll  und  Haben  des  Pächters  3%  bei  einer 
solchen  Summe  bis  zu  5000  Lire,  1  °/0l  wenn  die  Summe  über  5000  Lire 
hinausgeht;  dazu  noch  die  Reise-  und  Aufenthaltsspesen  des  Ingenieurs. 

Da  im  allgemeinen  die  eine  Verpachtung  auf  die  andere  folgt,  so  dient  die 
riconsegna  des  abgehenden  Pächters  zugleich  als  consegna  des  neuankommen- 
den; so  hat  sich  der  Gebrauch  herausgebildet,  daß  jeder  Pächter  nur  seine 
consegna  und  seinen  bilancio  bezahlt,  während  die  riconsegna  von  seinem  Nach- 
folger bestritten  wird.  Übernimmt  nun  der  Eigentümer  die  Bewirtschaftung  des 
Gutes  selber  am  Schlüsse  einer  Pachtperiode,  so  muß  er  die  Kosten  der  ri- 
consegna selbst  tragen. 

III.  Der  Pachtpreis. 

Die  Hauptelemente  bei  Festsetzung  des  Pachtpreises  sind:  die  Güte  des 
Mutterbodens,  die  Wasserrechte,  die  Wasserdurchlässigkeit  des  Untergrunds, 
sowie  die  Marktlage  des  Gutes. 

Die  Höhe  des  Pachtpreises  ist  in  den  letzten  20  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts und  im  Anfang  des  neuen  Jahrhunderts  merklichen  Schwankungen 
unterworfen  gewesen.  Man  kann  seit  Beginn  der  Agrarkrisis  drei  Zeitabschnitte 
unterscheiden:  das  Jahrzehnt  1885 — 1895,  in  welchem  die  Pachtpreise  be- 
deutend sanken;  dann  das  Jahrzehnt  1895 — 1905,  wo  wieder  ein  Steigen 
eintritt;  schließlich  die  Zeit  seit  1905,  wo  die  Preissteigerung  zwar  andauerte, 
aber  in  weit  geringerem  Maße. 

In  der  Agrarenquete  (1879  — 1883),  die  die  landwirtschaftlichen  Zustände 
vor  1885  erfaßte,  wurden  folgende  Pachtpreise  festgestellt:  in  der  Gegend  der 
Winterwiesen,  also  im  Mailändischen  Gebiet,  300 — 450  Lire  pro  Hektar,  manch- 
mal bis  zu  700  Lire,  dies  aber  nur  bei  kleinen  mit  Gartenkulturen  bestellten 
Ländereien  in  der  Nähe  der  Stadt.  In  der  Reisgegend,  im  Gebiet  von  Pavia, 
wurde  für  ein  Gut  von  normaler  Größe  und  Güte  180 — 200  Lire  pro  Hektar 
bezahlt;  in  der  Lodesaner  Gegend,  der  der  Wechselwiesen,  200 — 250  Lire 
pro  Hektar. 

Um  nun  einen  Vergleich  mit  den  Preisen  der  Jahrzehnte  1885 — 1895 
und  1895 — 1905  anstellen  zu  können,  müssen  wir  uns  mit  folgenden  Zahlen 
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begnügen,  die  uns  privatim  von  den  Vorstanden  der  niederlombardischen 
Pächtervereine  als  die  durchschnittlichen  Pachtpreise  jener  Zeit  bei  Gütern 
von  normaler  Ertragsfähigkeit  und  durchschnittlicher  Größe  (etwa  100  ha)  pro 
Hektar  mitgeteilt  wurden: 

r»„««,4  , ÖQr    , r.         ~  r    T„^r  Durchschnittliche 

Gegend  ,885-1895    1895-1905  ^unahme. 


Abbiategrasso 
Corsico 
Melegnano 
Melzo 


Mailänder 


pro  ha  pro  ba  pro  ha 

120  Lire  140—160  Lire  30  Lire 

120    »  150—210    »  60 

170    »  180 — 205    *  22,5  » 

155    ■>  160 — 230    »  40  » 


L°di  1   TnH^nPr  "55     »  l60-230     >  4Q 


,  Lodesaner  tw    ^  *+v 

Codogno  j  185    »  190—250    >  35  * 

Pavia,  Paveser  Gebiet  150    »  180—200    »  40  > 

Der  bedeutende  Preisrückgang  nach  1885  ist  auffallend;  im  Jahrzehnt 
1885 — 1895  schwanken  die  Preise  zwischen  160 — 190  Lire  pro  Hektar, 
während  bei  der  Agrarenquete  der  minimale  Preis  180 — 200  Lire  betragen 
hatte.  Die  Güter  im  Mailänder  Gebiet  gingen  zurück  von  einem  Minimal- 
preis von  300  Lire  pro  Hektar  vor  1885  2U  einem  solchen  von  140 — 160  Lire 
in  den  Jahren  1885— 1895. 

Allgemein  ist  noch  zu  bemerken,  daß  die  Höhe  der  Pachtpreise  im 
umgekehrten  Verhältnis  steht  zur  Größe  des  Gutes;  bei  kleinen  Gütern  ist 
der  Preis  pro  Hektar  höher,  oft  um  ein  bedeutendes  als  bei  einem  großen 
Gute;  wieviel  das  im  Durchschnitt  ausmacht,  läßt  sich  nicht  leicht  bestimmen. 
In  der  Nähe  von  Mailand  z.  B.  zahlt  mancherorts  ein  kleines  Gut  pro  Hektar 
70  Lire  mehr,  als  ein  großes;  bei  Lodi  steigt  die  Differenz  bis  zu  120 — 150  Lire. 
Die  Differenz  entsteht  lediglich  durch  die  Konkurrenz  unter  den  Pächtern,  die 
sich  um  kleinere  Güter,  die  weniger  Betriebskapital  erfordern,  in  größerer 
Anzahl  bewerben. 

Ob  unter  sonst  gleichen  Umständen  die  Güter  der  Stiftungen  höher 
oder  niedriger  im  Preise  stehen,  als  die  der  Privateigentümer,  läßt  sich  kaum 
entscheiden.  Das  hängt  sehr  oft  ab  von  den  Grundsätzen,  die  die  Eigen- 
tümer bzw.  die  Stiftungsverwalter  bei  der  Verpachtung  einhalten,  so  daß  auf 
diese  Frage  eine  allgemein  gültige  objektive  Antwort  nicht  möglich  ist. 

Vor  etwa  10  Jahren  war  es  noch  üblich,  dem  Grundeigentümer  außer 
dem  Pachtgelde  auch  noch  im  Vertrag  vereinbarte  Naturalabgaben  zu  liefern. 
Der  Gebrauch  war  nicht  überall  aus  den  gleichen  Ursachen  entstanden.  Oft 
war  er  noch  ein  Überrest  der  früheren  Untertänigkeit  des  Pächters  unter 
seinem  Grundherrn ;  daneben  aber  sollten  die  Naturalabgaben  tatsächlich  einen 
Teil  des  Pachtzinses  bilden.  Wenn  z.  B.  der  Pachtpreis  keine  runde  Summe 
darstellte,  so  pflegte  man  eine  runde  Summe  in  Geld  zu  bezahlen  und  für  den 
Rest  Naturalien  zu  liefern.  Der  genaue  Pachtpreis  z.  B.  eines  Gutes  von 
125,54  ha  ä  150  Lire  pro  Hektar  wäre  18 831  Lire;  dann  zahlte  man  18800 
Lire  in  bar,  den  Rest  in  Hühnern,  Butter,  Eiern  u.  dgl.  In  vielen  Fällen 
stellten  die  Naturalabgaben  auch  den  Zins  dar  von  einem  Bau,  den  der  Eigen- 
tümer im  Laufe  der  Pachtperiode  im  Interesse  des  Pächters  hatte  ausfüliren 
lassen.    Dieser  Brauch  ist  aber  allmählich  ganz  am  Verschwinden. 
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Die  Pacht  wird  halbjährlich,  und  zwar  pränumerando  bezahlt,  am  11.  Mai 
Und  am  1 1 .  November,  da  die  landwirtschaftliche  Betriebsperiode  wie  die 
Gültigkeit  der  Pachtverträge  in  der  Lombardei  mit  dem  1 1.  November  beginnt. 
Im  Gebiet  von  Lodi  dagegen  wird  die  Pacht  nach  dem  bürgerlichen  Jahr 
(t.  Januar  bis  31.  Dezember)  bezahlt.  Es  hat  das  seinen  Grund  darin,  daß 
in  diesem  Gebiet  die  Milchwirtschaft  überwiegt ;  der  Parmesanerkäse  wird 
zweimal  im  Jahre,  und  zwar  im  Dezember  und  im  Juni  verkauft,  und  so  ist 
der  Pächter  am  1.  Januar  bzw.  am  1.  Juli  in  der  Lage,  seinen  Pachtschilling 
zu  erlegen. 

Nun  wird  noch  die  Frage  zu  beantworten  sein,  worauf  die  Veränderungen 
der  Pachtpreise  seit  den  80  er  Jahren  zurückzuführen  sind.  Der  letzte  Grund 
liegt  in  den  damaligen  Verhältnissen  der  italienischen  Volkswirtschaft  im  allge- 
meinen, der  landwirtschaftlichen  Produktion  im  besonderen. 

Nach  der  Bildung  des  geeinigten  Königreichs  hatte  sich  die  italienische 
Volkswirtschaft  in  vorsichtiger  Weise  entwickelt,  so  daß  im  Jahre  1883  infolge 
einer  im  Ausland  aufgenommenen  Anleihe  von  644  Millionen  Lire  der  Zwangskurs 
des  Papiergeldes  aufgehoben  werden  konnte.  Diese  Maßnahme  war  wohl  etwas 
übereilt  und  ermangelte  der  entsprechenden  festen  Grundlage;  sie  hätte  sowohl 
vom  Volke  als  auch  vom  Staate  eine  emste  und  zielbewußte  Politik  zur  För- 
derung der  wirtschaftlichen  Arbeit  und  der  Kapitalbildung  verlangt.  Das 
Gegenteil  aber  trat  ein. 

Seit  1884  wurden  die  Kapitalien  hauptsächlich  in  Bauunternehmungen 
angelegt,  anderseits  sog  der  Staat  einen  großen  Teil  des  nationalen  Kapitals 
auf  durch  übertriebenen  Eisenbahnbau,  durch  Anleihen  für  Militär  und  Marine 
und  die  neu  inaugurierte  Kolonialpolitik,  sowie  zur  Deckung  des  steigenden 
Defizits  im  Staatshaushalt.  Zu  gleicher  Zeit  wurde  der  Kredit  mißbraucht,  so 
daß  das  Agio  wieder  auftrat  und  das  fremde  Kapital  sich  aus  dem  Lande 
zog.  So  machte  die  italienische  Volkswirtschaft  in  den  Jahren  1886  bis  1893 
eine  allgemeine  schwere  Krisis  durch,  die  von  einem  merklichen  Sinken  aller 
Wertpapiere  und  der  Grundrenten  begleitet  war.  Die  Landwirtschaft  war  von 
der  Krisis  besonders  stark  getroffen,  da  die  Preise  ihrer  Produkte  schon  seit 
1881  —  1882  infolge  der  überseeischen  Konkurrenz  bedeutend  gesunken  waren. 

Die  italienische  Krisis  unterscheidet  sich  von  ähnlichen  pathologischen  Er- 
scheinungen, die  auch  andere  Volkskörper  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
durchmachten,  dadurch,  daß  wichtige  politische  Ereignisse  sie  begleiteten:  die 
unglückliche  Koloniatpolitik,  die  Aufstände  im  Jahre  1893  und  1894,  die 
finanzielle  Zerrüttung  des  Staatshaushalts1,  die  eine  drückende  Steuerpolitik 
hervorrief. 

Glücklicherweise  beginnt  seit  1894  die  Erstarkung  der  italienischen  Volks- 
wirtschaft, die,  anfänglich  nur  schwach,  dann  immer  mehr  bis  in  die  Gegen- 
wart hinein  sich  fortsetzt*.  Im  Budget  von  1896/97  tiat  zum  letzen  Male  ein 
Defizit  auf  (9,2  Millionen  Lire);  das  Budget  von  1897/98  ergab  schon  einen 
Uberschuß  von  9,46  Millionen  Lire. 

Mit  dieser  Entwicklung  geht  die  der  Pachtpreise  parallel.  Von  1885 
bis  1895  sinken  die  Preise  außerordentlich  infolge  der  Agrarkrisis,  der  Ent- 

1  Das  Budget  von  1 888 — 89  zeigte  ein  Defuit  von  235,37  Millionen  Lire. 
»  Vgl.  Rivista  economico-finanziaria  dell'  Itaita  nel  periodo  1885  —  1901,  in  der  Zeit- 
schrift La  Riforma  sociale,  Februar  1901. 
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wertung  des  Bodens  und  des  Kapitalmangels.  Seit  1894  üben  die  wieder- 
erstarkende Volkswirtschaft,  die  steigende  Kapitalbildung  auf  die  Landwirtschaft 
ihren  Einfluß  aus  im  Sinne  der  Steigerung  der  Bodenwerte  und  der  Pacht- 
preise, zumal  bei  den  großen,  in  kapitalistischer  Weise  bewirtschafteten  Gütern. 
Die  verbesserte  Lage  des  Kapitals  führte  dann  zu  einer  schärferen  Konkurrenz 
unter  den  landwirtschaftlichen  Unternehmern  der  Niederlombardei,  den  Pächtern, 
was  natürlich  noch  weiter  zur  Pachtpreissteigerung  beitrug.  Diese  Steigerung 
hatte  aber  auch  ihre  günstige  Voraussetzung  in  der  niederlombardischen  Land- 
wirtschaft selbst.  Infolge  der  Agrarkrisis  war  der  niederlombardische  Landwirt 
genötigt,  den  Getreidebau  einzuschränken  und  dafür  die  Wiesen-,  Milch-  und 
Reiswirtschaft  in  größerem  Umfange  zu  betreiben.  Infolge  dieser  Umwandlung 
in  der  Verteilung  der  Kulturen  und  in  der  Betriebstechnik,  welche  auch  eine 
weitere  Verbesserung  des  Bodens  und  eine  intensivere  Ausnutzung  der  Bewäs- 
serung mit  sich  brachte,  konnten  die  in  der  niederlombardischen  Landwirtschaft 
angelegten  Kapitalien  einen  verhältnismäßig  hohen  Zins  abwerfen.  Während 
die  Dividenden  der  industriellen  Unternehmungen  in  Italien  in  den  Jahren 
von  1894 — 1897  durchschnittlich  3,9%»  im  Jahre  1898  2,7  °/0  betrugen  und 
erst  in  dem  Jahrfünft  1898 — 1903  5,13%  erreichten1,  trugen  in  der  nieder- 
lombardischen Landwirtschaft  angelegte  Kapitalien  damals  nach  zuverlässigen 
Angaben  sachverständiger  Leute  10 — 12°/0  ein,  freilich  unter  Einrechnung 
des  für  die  eigene  Arbeit  des  Unternehmers  zu  berechnenden  Lohnes.  So 
übte  diese  Landwirtschaft  eine  nicht  unbedeutende  Anziehungskraft  auf  das 
Kapital  aus.  Seit  1905  dagegen  ließ  diese  Konkurrenz  der  Pächter  merklich 
nach,  und  zwar  infolge  des  seit  dieser  Zeit  immer  empfindlicheren  Mangels  an 
Arbeitskräften2;  im  Jahre  1906  blieben  sogar  zwei  Pachtversteigerungen  auf 
dem  Gebiet  von  Pavia  ohne  Konkurrenz  von  Ansteigerern.  Die  natürliche 
Folge  davon  ist  ein  Nachlassen  im  Steigen  der  Pachtpreise. 

Beim  Ausbruch  der  Agrarkrisis  entstand  eine  Bewegung  der  Pächter,  die 
die  Herabsetzung  der  Pachtpreise  anstrebte;  wir  werden  weiter  unten  davon 
zu  sprechen  haben;  zu  gleicher  Zeit  schlug  auch  das  Collegio  degli  Ingegneri 
von  Mailand  eine  Reform  der  Pachtpreise  vor3.  Der  wesentliche  Inhalt  dieses 
Vorschlages  bestand  darin,  daß  unter  Zugrundelegung  eines  bestimmten  Normal- 
pachtpreises und  eines  Normalpreises  der  wichtigsten  Produkte,  Heu,  Milch, 
Reis,  Weizen,  der  Pachtpreis  prozentual  über  die  normale  Höhe  steigen,  bzw. 
unter  sie  sinken  sollte,  wenn  die  Marktpreise  der  Produkte  über  10%  hinaus 
über  ihre  normale  Höhe  steigen  bzw.  unter  sie  herabsinken  sollten.  Die  Re- 
form hätte  also  den  Grundgedanken  der  gleitenden  Lohnskala  (sliding  scale), 
soweit  er  hier  anwendbar  war,  durchgeführt;  sie  hätte  sozusagen  eine  gleitende 
Pachtpreisskala  ergeben. 

Diese  Reform  hätte  das  Wesen  des  Pachtvertrages  verändert,  welches 
hauptsächlich  darin  besteht,  daß  der  Verpächter  »weder  an  der  tatsächlichen 
Höhe  des  Rohertrages,  noch  an  der  Art  der  zu  erzielenden  Früchte  ein  un- 
mittelbares Interesse  hat,  welch  letzteres  vielmehr  in  der  prompten  Abführung 
der  vereinbarten  Geldpachtrente  und  in  der  Erhaltung  des  Gutes  in  un- 
geschwächtem Kraftzustand   sich   erschöpft*  4.    Die  gleitende  Pachtpreisskala 

1  Vgl.  L'  Italia  economica,  Jahrgang  1907,  Mailand,  S.  88. 

a  Vgl.  Abschn.  III,  Kap.  !,  VII.  2. 

3  Atti  del  Collegio  degli  Ingegneri  di  Milano,  1886,  S.  157  f. 

4  Buchenberger,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  I.  Bd.  S.  21 1. 
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würde  dagegen  den  Verpächter  zu  den  Marktkonjunkturen  unmittelbar  heran- 
gezogen haben.  Ob  diese  Reform  einen  besseren  Zustand  herbeigeführt  hätte, 
möge  dahin  gestellt  bleiben;  wir  bemerken  nur,  daß  eine  solche,  das  Wesen 
des  Pachtvertrages  treffende  Reform  nicht  angenommen  werden  konnte,  ohne 
zugleich  die  anderen  Bestimmungen  der  gewöhnlichen  Pachtkontrakte  in  ent- 
sprechender Weise  zu  verändern.  Das  ist  auch  der  Grund,  weswegen  dieser 
Vorschlag  des  Collegio  degli  Ingegneri  nirgends  zur  Ausführung  gekommen  ist. 

IV.  Einkommen  und  Lebenshaltung. 

Wegen  des  fast  allgemeinen  Mangels  an  Buchführung  laßt  sich  das  Ein- 
kommen der  Pächter  schwer  berechnen.  Sie  begnügen  sich  damit,  von  ihrer 
Arbeit  standesgemäß  zu  leben  und  am  Ende  des  Jahres  womöglich  eine  Er- 
sparnis zurückzulegen.  Um  einen  genauen  Übelblick  über  ihren  Betrieb  nach 
Art  einer  kaufmännischen  Geschäftsführung  kümmern  sie  sich  nicht. 

Nach  übereinstimmender  Angabe  der  Pächter  selbst  und  sonstiger  Sach- 
kundiger läßt  sich  im  großen  und  ganzen  nach  Abzug  der  Kapitalzinsen  und 
der  Löhne  das  Einkommen  des  Pächters  auf  8%  des  von  ihm  selbst  an- 
gelegten Kapitals  berechnen.  Da  der  landesübliche  Zinsfuß  für  Kapitalanlagen 
5°/o  beträgt,  so  bleiben  3  °/0  als  Lohn  für  die  leitende  Arbeit  des  Pächters 
und  als  Untemehmergewinn  übrig. 

Die  Pächter  üben  in  der  Niederlombardei  in  der  Landbevölkerung  einen 
großen,  beherrschenden  Einfluß  aus;  sie  sind  die  eigentlichen  Vertreter  der 
Landwirtschaft  und  stellen  eine  bedeutende  finanzielle  Macht  dar.  Wenn  man 
bedenkt,  daß  der  größte  Teil  der  Landgüter,  und  zwar  die  größten  derselben 
von  Pächtern  bewirtschaftet  werden,  daß  das  Betriebskapital  eine  so  hohe 
Bedeutung  hat  und  von  Tag  zu  Tag  zunimmt,  so  wird  man  die  vorherrschende 
Stellung  der  Pächter  begreifen. 

Die  Mehrzahl  der  Bürgermcisterstellen  ist  in  Händen  von  Pächtern;  auch 
sind  sie  die  einflußreichsten  Gemeinderäte. 

Der  Stand  der  Pächter  hat  seine  eigenen  Lebensgewohnheiten.  Er  kenn- 
zeichnet sich  schon  äußerlich  durch  eigenartig  ausgeprägte  Gesichtszüge  und 
charakteristische  Gepflogenheiten.  Im  allgemeinen  ist  er  stark  und  kräftig 
gebaut.  Er  hat  ein  sanguinisch-cholerisches  Temperament,  eine  Herrennatur. 
Meistens  führt  der  Pächter  ein  geordnetes  Leben.  Für  seinen  Landwirtschafts- 
betrieb hat  er  stets  ein  wachsames  Auge.  Mit  theoretischen  Fragen  beschäftigt 
er  sich  nicht  gerne;  aber  die  herkömmliche  Landwirtschaftstechnik  hat  er  voll- 
kommen inne.  Die  allgemeine  Bildung  ist  mittelmäßig,  ja  man  darf  sagen, 
daß  75  °/0  der  Pächter  nur  einen  mangelhaften  Schulunterricht  genossen  haben. 

Früher  war  es  bei  den  Pächtern  üblich,  ihre  Söhne  studieren,  freien 
Berufen  sich  zuwenden  zu  lassen;  beim  Vater  blieben  nur  die  Söhne,  die  dazu 
keine  Lust  oder  auch  nicht  die  nötigen  Anlagen  hatten.  So  kam  es,  daß  nur 
die  weniger  befähigten  Leute  auf  dem  Lande  blieben,  die  sich  streng  an  die 
herkömmliche  Technik  hielten  und  eine  rationelle  wissenschaftliche  Betriebslehre 
nur  schwer  verstehen  und  anwenden  konnten.  Hier  setzte  nach  der  Agrar- 
krisis  eine  allmähliche  Umwandlung  ein;  man  läßt  die  Söhne  immer  noch  stu« 
dieren,  meist  die  Ingenieurwissenschaften;  sie  kehren  dann  wieder  auf  das 
Land  zurück,  da  inzwischen  der  Landwirtschaftsbetrieb  rentabler  geworden  ist. 
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Das  ist  einer  der  Gründe,  weshalb  die  Konkurrenz  unter  den  Pächtern  stärker 
geworden  ist.  Natürlich  gereichte  diese  Entwicklung  nur  zum  Besten  des 
Pächterstandes,  zumal  in  einer  Zeit,  wo  die  Anforderungen  an  die  Landwirtschaft 
bedeutend  gestiegen  sind. 

Der  größte  Fehler  des  Pächters  ist  der,  daß  er  sich,  von  einigen  lobens- 
werten Ausnahmen  abgesehen,  um  seine  Arbeiter  gar  nicht  kümmert. 

Die  geselligen  Anlagen  der  Pächter  sind  gering;  doch  erfüllen  sie  die 
Pflichten  der  Gastfreundschaft  in  wahrhaft  herrschaftlicher  Weise. 

Diese  Eigenschaften  findet  man  in  Familien,  in  denen  seit  Generationen 
sich  der  Pächterberuf  vererbt  hat,  und  man  kann  sagen,  daß  die  Mehrzahl  der 
Pächter  aus  solchen  Familien  stammt.  Neben  diesen  aber  entwickelt  sich, 
besonders  nach  der  Agrarkrisis,  ein  neuer  Typus;  es  sind  frühere  lattai  (Milch- 
männer) und  bergamini  (selbständige  Rindvichhirtcn)1.  Nach  eingezogenen  Er- 
kundigungen sollen  etwa  2  %  der  bergamini  und  i  °/0  der  lattai  zu  Pächtern 
werden;  sie  verlassen  dann  ihre  alte,  mäßige,  einfache  Lebensweise  nicht  Sie 
arbeiten  mit  dem  größten  Fleiß;  ihre  Bildung  ist  geringer  als  die  des  alten 
Pächterstandes;  für  ihren  Haushalt  und  für  die  Ausbildung  ihrer  Kinder  machen 
sie  nur  die  notwendigsten  Auslagen;  ihre  Lebensführung  unterscheidet  sich 
kaum  von  der  der  Landarbeiter.  So  sind  sie  in  der  Lage,  unter  sonst  gleichen 
Umständen  einen  höheren  Pachtpreis  anzubieten  als  die  Pächter  alten  Schlages, 
deren  Lebenshaltung  höhere  Kosten  erfordert,  die  deswegen  in  diesem  neu- 
aufkommenden Pächtertypus  den  schärfsten  Konkurrenten  finden,  namentlich 
bei  Versteigerungen  von  Gütern  mittlerer  Größe. 

So  bilden  in  der  Niederlombardei  die  Pächter  eine  einheitliche  Klasse, 
da  alle  die  gleiche  Art  Einkommen  haben;  innerhalb  dieser  einen  Klasse  be- 
stehen oder  entwickeln  sich  jedoch  zwei  verschiedene  Stände,  zwei  Gruppen, 
die  trotz  der  gleichen  Einkommensart  doch  jede  ihre  eigenartige  Lebensführung 
und  -Haltung  haben,  die  sich  durch  Generationen  hindurch  erhalten.  Sobald 
aber  in  einer  wirtschaftlichen  Klasse  sich  zwei  Stände  bilden,  der  eine  mit 
niedrigerer  Lebenshaltung  als  der  andere,  so  drückt  der  erstere  auch  auf  die 
Lage  des  letzteren.  So  ist  es  bei  der  Arbeiterklasse,  wo  z.  B.  die  anspruchs- 
losen eingewanderten  Arbeiter  zugunsten  des  Unternehmers  die  Löhne  herab- 
drücken oder  ein  Steigen  derselben  verhindern.  So  ist  es  auch  bei  den 
niederlombardisch.cn  Pächtern,  indem  dort  der  Stand  mit  niedererer  Lebens- 
haltung eine  Pachtpreissteigerung  zugunsten  der  Grundeigentümer  hervorruft. 

V.  Bestrebungen  und  Organisation. 

Der  Geist,  der  bis  zu  den  letzten  20  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  die 
Pachtverträge  und  die  Agrarverfassung  im  allgemeinen  beherrscht  hat,  war  so- 
zusagen ein  antikapitalistischer. 

»Die  kapitalistische  Organisation  und  der  kapitalistische  Geist«,  sagt  Som- 
bart2,  »beruhen  ihrem  Wesen  nach  darauf:  die  Auflösung  aller  Werte  in 
Quantitäten;  der  Ersatz  jeder  persönlich -individuell  konkret  gefärbten  Be- 
ziehung durch  eine  Summe  abstrakt -sachlicher  Vertragsverhältnisse;  die  Be- 
trachtung jedes  Besitzteilchens  wie  jeder  Vornahme  ausschließlich  unter  dem 

»  Über  diese  beiden  Klassen  vgl.  unten  Absen  11.  IV. 

*  Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  19.  Jahrhundert,  Berlin,  1903,  XIII.  Kapitel. 
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Gesichtspunkte  des  Gelderwerbs.«  Demgegenüber  beruhte  der  Geist  der 
Agrarverfassung  mehr  auf  dem  Herkommen  als  auf  wirtschaftlichen  Grundsätzen. 
Der  Eigentümer  betrachtete  sein  Gut  als  die  altererbte  Rentenquelle,  als  die 
Stütze  seiner  gesellschaftlichen  Stellung;  über  den  Pächter,  der  das  Gut  be- 
wirtscliaftete,  übte  er  eine  Art  Vormundschaft  aus  in  patriarchalischen  Beziehungen. 
Ausführliche,  der  alten  Landwirtschaftstechnik  entnommene  Bestimmungen  im 
Pachtvertrage  schützten  sein  Eigentum.  Der  Pächter  seinerseits  war  mit  dem 
Boden  und  dessen  Eigentümer  durch  alte  Familientraditionen  verbunden.  So 
übten  auf  die  Wirtschaftsverfassung  außerwirtschaftliche  Momente  einen  starken 
Einfluß  aus. 

Seit  den  80  er  Jahren  trat  eine  durchgreifende  Veränderung  ein.  Die 
Bildung  eines  Weltmarktes  an  Stelle  der  früheren  landschaftlich  beschränkten 
Märkte,  die  überstarke,  kaum  durch  Zollmaßregeln  abgeschwächte  überseeische 
Konkurrenz,  das  darauf  folgende  Sinken  der  Produktenpreise  und  das  Steigen 
der  Arbeitslöhne  zwangen  zur  Intensivierung  des  Landwirtschaftsbetriebs.  Das 
führte  eine  stärkere  Anwendung  des  Betriebskapitals  herbei  und  stellte  an  die 
leitende  Arbeit  höhere  Anforderungen. 

Heute  kann  sich  der  Pächter  nicht  mehr  damit  begnügen,  die  gewohn- 
heitsmäßigen Regeln  der  herkömmlichen  Technik  zu  befolgen  und  dann  das 
Ergebnis  des  natürlichen  Produktionsprozesses  abzuwarten.  Die  Landwirtschaft 
hat  sich  heute,  um  ein  häufig  angewandtes  Wort  zu  gebrauchen,  industrialisiert; 
der  Landwirt  muß  ein  reichliches  Betriebskapital  und  eine  rationelle  Technik 
mit  heranziehen,  um  die  natürlichen  Kräfte  des  Bodens  möglichst  auszunutzen 
und  die  besten  wirtschaftlichen  Ergebnisse  zu  erzielen.  So  haben  die  neuen 
Anforderungen  allmählich  die  alten  gewohnheitsmäßigen  Anschauungen  beseitigt, 
und  fast  unmerklich  strömte  der  kapitalistische  Geist  in  die  niederlombardische 
Landwirtschaft  ein. 

So  haben  sich  die  Beziehungen  zwischen  Pächter  und  Eigentümer  ge- 
ändert. Die  Pächter  betrachten  sich  nicht  mehr  als  unter  der  Vormundschaft 
der  Eigentümer  stehend;  sie  streben  darnach,  ihre  Beziehungen  zu  ihnen  auf 
eine  rein  wirtschaftliche  vertragsmäßige  Basis  zu  stellen;  sie  wollen  als  eigent- 
liche Unternehmer  gelten,  als  Kapitalbesitzer,  die  im  Grund  und  Boden  nur 
ein  Mittel  sehen,  ihre  Kapitalien  und  ihre  Arbeitskräfte  zu  verwerten. 

Ein  Symptom  dieses  neuen  Geistes  sind  die  Pächtervereine  und  die 
Reformbestrebungen,  die  von  ihnen  ausgehen. 

Bis  in  die  letzten  Jahre  des  ig.  Jahrhunderts  haben  die  niederlombar- 
dischen  Pächter  eine  größere  gemeinsame  Aktion  nicht  durchgeführt.  Bis 
dahin  waren  sie  mit  den  Grundeigentümern  und  sonstigen  Landwirtschalts- 
interessenten  in  den  sogenannten  Comizi  agrari1  vereinigt;  man  hielt  die  Tätig- 

>  Durch  König!.  Dekret  vom  22.  XII.  1866  wurden  die  Comizi  agrari  ins  Leben  ge- 
rufen. Ihre  Hauptfunk  tieften  sollen  sein :  1 .  Die  Verbrettung  landwirtschaftlicher  Kenntnisse 
und  Anregung  weiterer  landwirtschaftlicher  Organisationen;  2.  Auskunftserteilung  und  gut- 
achtliche Äußerung  oder  Beantragung  von  Reformen  Im  Interesse  der  Landwirtschaft  und  der 
ländlichen  Bevölkerung.  Nach  Art.  4  kann  jeder,  der  sich  für  die  Fortschritte  der  Land- 
wirtschaft interessiert  und  darum  einkommt,  Mitglied  eines  comizio  werden.  Durch  Dekret 
vom  3.  April  1884  wurden  im  Reglement  der  comizi  einige  Änderungen  vorgenommen  und 
das  verbesserte  regol.unento  in  der  Form  veröffentlicht,  wie  es  noch  heute  gilt.  Die  Tätigkeit 
der  comizi  macht  sich  im  allgemeinen  wenig  bemerkbar,  wenn  auch  die  von  Mailand  und  Pavia 
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keit  dieser  offiziellen  Verbände  für  hinreichend,  um  die  Interessen  der  Länd- 
wirtschaft und  der  ländlichen  Bevölkerung  zu  fördern. 

Als  aber  die  Agrarkrisis  eintrat,  und  dann  später  die  Landarbeiter- 
bewegung zu  zahlreichen  Streiks  führte,  fühlten  die  Pächter  sich  gedrungen, 
in  Berufsvereine  sich  zusammen  zu  schließen,  um  ihre  Interessen  wahrzunehmen 
gegenüber  den  neuen  Anforderungen  des  Landwirtschaftsbetriebs  und  der  Land- 
arbeiter. 

Der  erste  Pächterverein  entstand  im  Jahre  1882,  als  die  ersten  An- 
zeichen der  Agrarkrisis  in  der  Niederlombardei  sich  fühlbar  machten,  unter 
dem  Namen  »  Associazione  italiana  dei  conduttori  di  fondi«  (italienischer  Ver- 
band der  Landwirte)  zu  Melegnano,  einer  größeren  Ortschaft  südlich  von  Mai- 
land. Bei  den  damaligen  drückenden  Verhältnissen  gewann  der  Verein  unter 
den  niederlombardischen  Pächtern  einen  zahlreichen  Anhang.  Die  Bestrebungen 
der  vereinigten  Pächter  gingen  hauptsädhlich  auf  eine  Herabsetzung  der  Pacht- 
preise und  eine  gründliche  Reform  der  Pachtverträge.  Ihre  ganze  Bewegung 
trug  den  ausgeprägten  Charakter  eines  Klassenkampfes  gegen  die  Grundeigen- 
tümer. Tatsächlich  wurden  denn  auch  die  Pachtpreise,  wie  wir  schon  sahen, 
herabgesetzt. 

Da  die  Krisis  mit  unerwarteter  Schärfe  eintrat,  so  milderten  sich  infolge 
des  Zwanges  der  Sachlage  die  scharfen  Gegensätze  bald,  und  dem  Vereine 
ging,  da  seine  erste  Entstehungsursache  aufhörte,  der  erste  Enthusiasmus  und 
die  größte  Zahl  der  Mitglieder  verloren.  Er  änderte  1886  seinen  Namen  in 
»Associazione  degli  agricoltori  lombardit  (Verband  lombardischer  Landwirte)  und 
setzte  sich  einen  friedlicheren  Zweck,  nämlich  die  Interessen  aller  ländlichen 
Klassen,  der  Grundeigentümer,  Pächter  und  Landarbeiter  wahrzunehmen. 

Das  war  der  einzige  Verein  bis  in  die  ersten  Jahre  des  neuen  Jahr- 
hunderts. Als  jedoch  im  Jahre  1900  und  noch  mehr  in  den  Jahren  1901 
und  1902  in  ganz  Italien  und  besonders  in  der  Lombardei  die  Landarbeiter 
und  Teilbauern  in  eine  Bewegung  eintraten,  bildeten  sich  auch  neue  Pächter- 
organisationen über  die  ganze  Niederlombardci  hin. 

Gegenwärtig  gibt  es  auf  dem  Mailänder  Gebiet  (außer  dem  genannten 
Verein  von  Melegnano  mit  ungefähr  200  Mitgliedern)  die  Vereine  von  Abbiate- 
grasso,  gegründet  im  Jahre  1901,  mit  ungefähr  180  Mitgliedern,  von  Corsico, 
gegründet  1902  mit  gegen  150  Mitgliedern,  von  Melzo,  gegründet  1900  mit 
gegen  80  Mitgliedern;  auf  dem  Lodesaner  Gebiet  gibt  es  zwei  Vereine:  zu 
Codogno  seit  1902  mit  etwa  120,  zu  Lodi  seit  1903  mit  etwa  150  Mitgliedern. 
Auf  dem  Gebiet  von  Pavia  gibt  es  nur  den  Verein  von  Pavia,  der  1901  ge- 
gründet wurde  und  60  Mitglieder  zählt. 

Alle  diese  Vereine  wurden  gegründet  entweder  infolge  eines  Landarbeiter- 
streiks (Melzo  und  Pavia),  oder  um  einem  solchen  vorzubeugen  (Abbiategrasso, 
Corsico,  Codogno  und  Lodi).  Alle  haben  den  Zweck,  die  Interessen  der 
Pächter  wahrzunehmen:  sie  sind  die  Organisation  des  landwirtschaftlichen  Be- 
triebskapitals gegenüber  der  der  landwirtschaftlichen  Arbeitskräfte. 

In  der  Zeit  der  Landarbeiterbewegungen  traten  fast  alle  Pächter  den 
Vereinen  bei;  nachher  gingen  auch  die  Pächtervereine  zurück  und  behielten 


und  letzthin  auch  das  von  Lodi  anerkennenswerte  Bemühungen  machten,  die  Landwirtschaft  in 
ihren  Bezirken  zu  fördern. 
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die  Mitgliederzahl,  die  wir  eben  angegeben  haben,  d.  h.  etwa  die  Hälfte  der 
niederlombardischen  Pächter. 

Die  Tätigkeit  der  Vereine  erstreckt  sich  gegenwärtig  fast  ausschließlich 
auf  die  Förderung  der  Ausbildung  und  die  technischen  Verbesserungen  der 
Landwirtschaft;  sie  lassen  Vorträge  halten,  veranstalten  landwirtschatliche  Aus- 
stellungen, fördern  den  Ankauf  von  Maschinen,  usw. 

Die  Pächtervereine  der  Provinz  Mailand  (also  alle  genannten  mit  Aus- 
nahme dessen  von  Pavia)  haben  seit  1904  das  Recht,  einige  Mitglieder  in  den 
Vorstand  des  Comizio  agrario  zu  Mailand  als  ihre  Vertreter  zu  entsenden. 
Diese  Verbindung  mit  dem  comizio  agrario,  die  jedoch  die  Selbständigkeit  der 
Vereine  nicht  aufhebt,  wurde  eingegangen,  um  der  Pächterbewegung  ihre  Ein- 
heitlichkeit zu  erhalten,  besonders  um  einmütig  vorgehen  zu  können  bei  Ge- 
suchen an  die  Regierung. 

Wenn  diese  Vereine  auch  entstanden  sind  aus  dem  Widerstand  gegen 
die  Landarbeiterbewegung,  so  machten  sie  doch  nicht  gemeinsame  Sache  mit 
den  Grundeigentümern;  von  diesen  fühlen  sich  die  Pächter  vielmehr,  besonders 
nach  der  Agrarkrisis,  durch  Interessengegensätze  getrennt  Zu  keinem  der 
Vereine  sind  die  verpachtenden  Eigentümer  zugelassen,  wohl  aber  die  selbst- 
wirtschaftenden, mit  denen  die  Pächter  im  allgemeinen  eine  Interessengemein- 
schaft haben.  In  dem  Verein  von  Corsico  haben  die  Gutstagelöhner  der  Mit- 
glieder, sei  es  Pächter  oder  selbstwirtschaftender  Eigentümer,  das  Recht,  aus 
ihrer  Mitte  einen  Vertreter  zu  wählen,  der  ordentliches  Mitglied  des  Vereins 
wird,  ohne  Mitgliedsbeiträge  zu  zahlen;  doch  steht  diese  Bestimmung  nur  auf 
dem  Papier,  da  die  Tagelöhner  entweder  keinen  Vertreter  wählen,  oder  dieser 
am  Vereinsleben  nicht  teilnimmt.  Die  Vereine  schließen  also  auf  der  einen 
Seite  die  verpachtenden  Eigentümer,  auf  der  anderen  durchweg  auch  die  Land- 
arbeiter aus,  sind  also  wahre  Berufsvereine. 

Dieser  Klassengeist  ist  eine  Eigentümlichkeit  der  niedei  lombardischen 
Pächter  und  das  ist  leicht  verständlich,  da  allein  in  der  Niederlombardei  der 
Pächter  den  Charakter  eines  kapitalistischen  landwirtschaftlichen  Unternehmers 
angenommen  hat.  In  anderen  Gegenden  Italiens,  z.  B.  im  Gebiet  von  Mantua 
und  Reggio,  bestehen  auch  Pächtervereine;  es  sind  aber  gemischte  Vereine,  die 
auch  Eigentümer  umfassen;  sie  haben  also  den  Charakter  von  Organisationen, 
die  wesentlich  gerichtet  sind  gegen  den  Druck  der  arbeitenden  Klassen,  be- 
sonders gegen  den  Streik.  Der  gemischte  Charakter  dieser  Vereine  erklärt 
sich  einerseits  daraus,  daß  in  den  genannten  Gebieten  die  Landarbeiterstreiks 
größere  Ausdehnung,  längere  Dauer  und  gewalttätigeren  Charakter  an  sich 
trugen1,  andererseits  daraus,  daß  der  Pächter  anstatt  ein  landwirtschaftlicher 
Unternehmer  zu  sein  mit  Interessen,  verschieden  von  denen  des  Eigentümers, 
mehr  ein  landwirtschaftlicher  Verwalter  ist,  dessen  Interessen  mit  denen  des 
Eigentümers  identisch  sind. 

In  der  Niederlombardei  dagegen  stehen  die  Pächter  zwischen  Eigentümer 
und  Arbeiter;  sie  denken  nicht  daran,  systematisch  die  Interessen  der  letzteren 
zu  bekämpfen,  sehen  vielmehr  eine  dringende  Notwendigkeit  darin,  Reformen 
durchzusetzen  an  den  gegenwärtigen  Pachtverträgen.  Sie  sind  der  Meinung, 
daß  man  den  Landarbeitern  manche  Verbesserungen  ihrer  Lage  zugestehen 
könnte,  vorausgesetzt,  daß  gleichzeitig  die  Rentabilität  des  landwirtschaftlichen 

1  Cfr.  Kocquigny,  Le  Proletariat  rural  en  Italie :  liguea  et  greves  de  paysans,  Paris  1904. 
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Unternehmens  erhöht  werden  könnte,  durch  intensivere  Gestaltung  des  Land- 
wirtschaftsbetriebs und  Befreiung  desselben  von  den  Hemmungen  der  Pacht- 
verträge. So  sind  die  Bestrebungen  der  Pächter  mehr  gegen  die  Eigentümer 
als  gegen  die  Arbeiter  gerichtet,  obwohl  das  natürlich  nicht  hindert,  daß  sie 
sich  gegebenenfalls  auch  gegen  die  Bestrebungen  der  Arbeiter  wenden.  Die 
niederlombardischen  Pächtervereine  stellen  also  die  Organisation  des  landwirt- 
schaftlichen Betriebskapitals  dar,  das  auf  der  einen  Seite  mehr  Freiheit  vom 
Grundkapital,  auf  der  anderen  Schutz  gegen  die  Forderungen  der  organisierten 
menschlichen  Arbeitskraft  sucht1. 

Die  Forderungen  der  Pächter  wurden  ausgesprochen  in  einer  Pächter- 
vcrsammlung  zu  Lodi  am  i.  November  1902;  eine  Versammlung  zu  Pavia  am 
folgenden  8.  Dezember  fügte  nichts  hinzu,  wohl  aber  gab  der  erste  Pächter- 
kongreß zu  Cremona  vom  19.  September  1903  den  Forderungen  eine  prak- 
tischere Fassung. 

Die  erste  Forderung  der  Pächter  ist  die  Herabsetzung  der  Kaution  und 
ihre  Sicherstellung.  Bei  der  Notwendigkeit,  daß  der  moderne  Pächter  reich- 
liche Kapitalien  zur  Verfügung  habe,  will  man  vermeiden,  daß  ein  zu  großer 
Teil  der  Kapitalien  mit  der  Kaution  festgelegt  werde;  die  Kaution  beträgt  die 
Summe  des  jährlichen  Pachtzinses  oder  auch  das  1  I/Ifache  desselben  und 
wächst  so  mit  dem  Pachtpre».  Dann  ist  noch  zu  bedenken,  daß  ein  Pächter, 
wenn  er  ein  Gut  verläßt  und  ein  anderes  pachtet,  für  längere  Zeit  die  doppelte 
Kautionssumme  unausgenutzt  lassen  muß;  auf  der  einen  Seite  muß  er  die 
Kaution  für  die  neue  Pacht  beim  Antritt  derselben  erlegen,  auf  der  anderen 
Seite  bekommt  er  die  Kaution  von  der  alten  Pacht  nicht  eher  zurück,  als  die 
Abrechnung  beendigt  ist,  d.  h.  6 — 7  Monate,  nachdem  er  das  Gut  verlassen 
hat;  daraus  läßt  sich  ermessen,  welch  kostbares  Kapital  während  dieser  Zeit 
seiner  nützlichen  Anlage  in  der  Landwirtschaft  entzogen  wird.  Die  Forderung 
der  Pächter  geht  daher  dahin,  daß  man  die  Kaution  ermäßige,  wenigstens  auf 
die  Hälfte  des  jährlichen  Pachtzinses;  und  um  die  Kaution  gegen  finanzielle 
Wcchselfälle  des  Eigentümers  zu  schützen,  sollte  sie  gesetzlich  gesichert  werden. 

Aber  der  Hauptgegenstand  der  Pächterforderungen  ist  die  Abschaffung 
der  Bestimmung  des  Pachtvertrags,  daß  der  Pächter  keine  Grundmeliorationen 
vornehmen  darf  ohne  schriftliche  Erlaubnis  des  Eigentümers.  Die  neuerliche 
Industrialisierung  des  niederlombardischen  Landwirtschaftsbetriebs  verlangt  tat- 
sächlich, daß  das  Kapital  in  der  ergiebigsten  Weise  angelegt  werden  könne. 
Es  ist  diese  Forderung  auch  eine  Bestätigung  des  Satzes,  den  die  Wirtschaft«»* 
geschichte  lehrt,  daß,  je  größer  die  Bedeutung  des  Kapitals  und  je  ausgedehnter 
der  Markt  wird,  um  so  stärker  sich  die  Erwerbstätigkeit  gegen  jede  Gebunden- 
heit sträubt.  Um  diese  größere  Freiheit  zu  erlangen,  fordern  die  Pächter  die 
Möglichkeit,  uneingeschränkt  alle  jene  Meliorationen  vornehmen  zu  können,  die 
sie  für  notwendig  oder  nützlich  halten  für  eine  Betriebsverbesserung;  der 
Eigentümer  müßte  sich  verpflichten,  sie  für  ihre  Auslagen  dafür  bei  Beendigung 
der  Pachtperiode  zu  entschädigen. 

Die  Beobachtung  ist  interessant,  daß  diese  Reformen  vor  der  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts  die  großen  Bewegungen  der  englischen  Pächter  wachriefen, 
die  die  Gesetze  von  1875  und  von  1883  herbeiführten,  welch  letzteres  für 
England  in  dieser  Hinsicht  grundlegend  wurde  und  das  das  Gesetz  von  1900 

>  Cfr.  L*  iniiiativa  d«l  re  d'  Italia  e  1' ittituto  intemazionale  di  agricoltura,  Rom  1905. 
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nur  teilweise  abänderte1.  Der  erste  Artikel  des  Gesetzes  besagt,  daß  ein  Pächter, 
der  eine  von  den  in  einer  Gesetzesbeilage  aufgeführten  Meliorationen  vorge- 
nommen hat,  das  Recht  hat,  dafür  bei  Beendigung  der  Pachtperiode  entschädigt 
zu  werden  durch  Zahlung  einer  Summe,  die  der  Erhöhung  des  Pachtpreises 
entspricht,  den  infolge  der  Melioration  der  neueintretende  Pächter  zu  zahlen  hat. 

Diese  Ähnlichkeit  in  den  Bestrebungen  der  englischen  und  niederlom- 
bardischen  Pächter  ist  um  so  interessanter,  als  auch  die  Agrarverfassung  in 
beiden  Ländern  große  Ähnlichkeit  aufwei  t,  da  beiderseits  der  Großbetrieb  und 
das  Pachtsystem  vorherrscht. 

Wir  können  uns  nicht  dabei  aufhalten,  die  Opposition  darzustellen,  die 
von  zahlreichen  Eigentümern  gegen  diese  Forderung  gemacht  wird,  auch  nicht 
die  Diskussionen  darzulegen  über  die  beste  Art  und  Weise,  die  Entschädigungen 
an  den  Pächter  zu  berechnen*.  Es  ist  unsere  Sache  nicht,  die  Frage  zu  lösen, 
sondern  nur  auf  sie  hinzuweisen  als  auf  ein  Zeichen,  daß  die  niederlombardi- 
schen  Pächter,  ähnlich  den  englischen,  sich  im  kapitalistischen  Sinne  entwickeln. 

Daß  übrigens  die  Schwierigkeiten  nicht  unüberwindlich  sind,  zeigt  Praxis 
und  Gesetz  in  England  und  die  Tatsache,  daß  man  auch  in  Italien,  wenn 
man  auch  noch  nicht  zu  einem  diese  Materie  regelnden  Gesetz  gekommen  ist, 
doch  schon  zahlreiche  Studien  und  Vorschläge  hierzu  gemacht  hat,  die  zwischen 
mehr  oder  weniger  weiten  Grenzen  das  Prinzip  anerkennen,  daß  der  Pächter 
das  Recht  hat,  für  Grundmeliorationen  entschädigt  zu  werden  3. 

Die  vor  einigen  Jahren  starke  Bewegung  der  Pächter  für  diese  Forderungen 
ist  in  der  letzten  Zeit  sehr  abgeflaut,  da  die  Pächter  sich  in  einer  schweren 
Krisis  befinden;  diese  Krisis  ist  verursacht  durch  die  Teuerung  der  Arbeits- 
kräfte infolge  der  starken  Abwanderung  der  Gutstagelöhner  in  die  Stadt  und 
den  daraus  folgenden  Lohnsteigerungen.  Diese  neue  Lage  rief  eine  neue 
Richtung  in  den  Bestrebungen  der  Pächter,  oder  vielmehr  eines  Teils  derselben, 
der  vertreten  wird  durch  den  Pächterverein  von  Lodi,  hervor*. 

Um  das  aus  den  stets  steigenden  Arbeitslöhnen  sich  ergebende  Risiko 
von  sich  abzuwälzen,  schlagen  die  Lodesaner  Pächter  vor,  bei  Festsetzung  des 
Pachtpreises  solle  der  Grundeigentümer  einen  Normallohn  für  die  Gutstagelöhner 
festsetzen;  hiemach  solle  dann  der  normale  Pachtpreis  vereinbart  werden;  steigt 
der  Lohn  über  den  normalen  Satz  hinaus,  so  solle  der  Pachtpreis  entsprechend 
sinken. 

Das  Prinzip  ist  dasselbe  wie  jenes,  welches  im  Jahre  1885  das  Collcgio 
degli  Ingegneri  seinem  Vorschlage  zugrunde  legte,  mit  dem  einen  Unterschiede, 
daß  damals  der  Pachtpreis  sich  richten  sollte  nach  dem  Marktpreise  der  Land- 
wirtschaftsprodukte; damals  ging  nämlich  die  Agrarkrisis  hervor  aus  dem  Sinken 
der  Preise  und  aus  dem  Mangel  an  Kapital,  während  es  heute  die  steigenden 
Preise  der  Arbeitskraft  sind,  die  dem  Pächter  Schwierigkeiten  bereiten. 

*  Vgl.  Chave«,  Proprietaires  et  fermiers  en  Angletenre,  I^Öwen  1903. 

*  Vgl.  einige  Urteile  über  diese  Frage  in  den  Atti  della  Commissione  per  lo  studio 
delle  riforme  al  capitolato  d*  affitto,  Mailand  1905,  S.  35  fr.  Vgl.  auch  Colctti,  II  criterio 
economico  nella  sdma  c  nel  compenso  dei  miglioramenti  rurali,  Turin  1902. 

3  Vgl.  die  Vorschlage  in  den  eben  zitierten  Atti. 

4  Vgl.  Romeo  Soldi,  II  movimento  dei  fittabili  nel  basso  Lodigiano,  in  Giornale  degli 
Eoonomisti,  1904,  Maiheft,  und  S.  Ferrari,  II  minimo  di  salario  e  i  fittabili  dei  Lodigiano, 
das.  Juliheft. 
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In  beiden  Fällen  hätte  man  nicht  einen  eigentlichen  festen  Pachtpreis, 
sondern  eine  gleitende  Pachtpreisskala. 

Zu  diesem  Vorschlage  ist  dasselbe  zu  sagen,  wie  oben  zu  dem  Vorschlage 
der  Ingenieure:  seine  Durchführung  würde  in  das  Wesen  des  Pachtvertrags  ein- 
greifen, indem  es  den  Verpächter  vertragsmäßig  mit  hineinzöge  in  die  Betriebs- 
konjunkturen; der  Vorschlag  könnte  also  nicht  durchgeführt  werden,  ohne  den 
ganzen  Pachtvertrag  einer  Änderung  zu  unterziehen. 

Die  Konsequenz  dieser  Bestrebungen  ist,  daß  aus  dem  Lodesaner  Verein 
nicht  nur  die  verpachtenden  Eigentümer  ausgeschlossen  sind,  wie  in  den  anderen 
Vereinen,  sondern  auch  die  selbstwirtschaftenden,  die  zu  den  andern  Vereinen 
Zutritt  haben;  freilich  ist  letzteres  von  geringer  praktischer  Bedeutung,  da  eben 
die  Zahl  derselben  sehr  geringfügig  ist. 

Der  Grund  ist  folgender:  so  lange  die  Pächter  von  den  Verpächtern 
nur  größere  Freiheit  fordern,  stehen  die  selbstwirtschaftenden  Eigentümer  un- 
interessiert beiseite;  und  wenn  die  Pächter  sich  den  Bestrebungen  der  Land- 
arbeiter widersetzen,  so  können  alle  zusammengehen;  soweit  besteht  kein  In- 
teressengegensatz zwischen  Pächtern  und  selbstwirtschaftenden  Eigentümern,  und 
sie  können  sich  ungestört  in  einer  Organisation  zusammenfinden.  Aber  die 
Forderung  der  Lodesaner  Pächter  nach  einem  Normalarbeitslohn  ruft  sofort 
einen  Interessengegensatz  zwischen  den  beiden  hervor.  Steigt  der  Lohn,  so 
sinkt  die  Profitrate  des  Pächters  nur  zum  Teil,  da  der  andere  Teil  des  Ver- 
lustes auf  den  Verpächter  abgewälzt  wird  durch  Pachtpreisherabsetzung;  der 
selbstwirtschaftende  Eigentümer  aber  müßte  den  Verlust  allein  tragen.  Bei 
einem  Konflikt  mit  den  Landarbeitern  wegen  Lohnforderungen  könnte  also  der 
Pächter  leichter  nachgeben  als  die  selbstwirtschaftenden  Eigentümer.  So  ent- 
steht ein  Gegensatz  nicht  nur  zwischen  Pächter  und  Verpächter,  oder  zwischen 
Pächter  und  Landarbeiter,  sondern  auch  zwischen  Pächter  und  selbstwirt- 
schaftende Eigentümer. 

Der  Verein  von  Lodi  will  also  eine  reine  eigentliche  Klassenorganisation 
für  die  Pächter  allein  sein  im  Gegensatz  zu  den  anderen  bisher  bestehenden 
Vereinen. 

Abschnitt  III.   Die  Landarbeiter. 

Kapitel  I.    Die  Gutstagelöhner. 

Die  contadini,  Bearbeiter  von  Grund  und  Boden,  bilden  in  der  Nieder- 
lombardei zum  Unterschied  von  denen  in  der  übrigen  Lombardei  eine  Klasse 
von  Lohnarbeitern,  d.  h.  sie  verfügen  nur  über  ihre  eigene  Arbeitskraft,  die  sie 
gegen  Entgelt  einem  Unternehmer,  gewöhnlich  dem  Pächter,  überlassen;  im 
Besitze  der  übrigen  Produktionsnuttel  leitet  dieser  auf  sein  Risiko  den  Betrieb. 
Es  ist  das  auch  eine  Begleiterscheinung  des  Großbetriebes.  Zwar  finden  sich 
auch  in  der  oberlombardischen  Hochebene  Güter  von  100  ha  und  mehr,  wenn 
auch  nicht  in  so  großer  Zahl  wie  in  der  Niederlombardei,  welche  nicht  vom 
Besitzer  selbst  bewirtschaftet,  sondern  verpachtet  werden;  aber  der  Pächter 
in  der  Oberlombardei  wirtschaftet  nicht  selbst,  sondern  teilt  das  Ganze  in 
kleine  und  mittlere  Betriebe,  die  er  an  mehrere  Teilbaucrnfamilien  afterver- 
pachtet ;  somit  herrscht  dort  sowohl  auf  den  kleineren  als  auch  auf  den  mittleren 
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und  größeren  Besitzeinheiten  der  Kleinbetrieb.  Das  Gegenteil  ist  in  der 
Niederlombardei  der  Fall,  wo  der  Großbetrieb  vorherrscht,  und  der  Pächter 
eigentlicher  landwirtschaftlicher  Unternehmer  ist  Infolgedessen  wird  hier  auch 
jede  Arbeit  auf  dem  ganzen  Gute  unter  einheitlicher  Leitung  ausgeführt;  der 
Arbeiter  wird  ausschließlich  zur  Ausführung  einer  der  zahlreichen  Verrichtungen 
der  Betriebsarbeiten  herangezogen. 

I.  Die  Klassen  der  Gutstagelöhner. 

Wie  bei  jedem  landwirtschaftlichen  Großbetrieb  teilen  sich  auch  hier  die 
Landarbeiter  in  zwei  große  Atlassen,  nämlich  in  die  auf  dem  Gute  ansässigen 
Gutstagelöhner  und  in  die  Hilfsarbeiter.  Die  letzteren  werden  nur  engagiert 
zu  Zeiten,  die  eine  größere  Anzahl  von  Arbeitskräften  erfordern.  Von  ihnen 
wird  später  die  Rede  sein. 

Natürlich  kann  bei  den  Gutstagelöhnem,  die  das  ganze  Jahr  auf  dem 
Gute  arbeiten,  nicht  diejenige  Arbeitsteilung  Platz  greifen,  die  man  in  der  In- 
dustrie trifft,  wo  jede  Teilarbeit  ununterbrochen  und  gleichzeitig  neben  einer 
anderen  ausgeführt  werden  kann;  bei  der  Landwirtschaft  muß  sich  die  Auf- 
einanderfolge der  Arbeiten  nach  der  Jahreszeit  richten,  aber  gleichwohl  findet 
im  niederlombardischen  Betrieb  eine  gewisse  Teilung  in  der  Verrichtung  von 
Arbeiten  statt:  so  haben  sich  von  altersher  verschiedene  Klassen  von  Gutstage- 
löhnern, und  damit  eine  gewisse  Hierarchie  unter  ihnen  ausgebildet  Ihre 
Rangstufen  sind  scharf  gegeneinander  abgegrenzt,  so  daß  kein  in  einer  be- 
stimmten Rangstufe  stehender  Arbeiter  sich  zur  Verrichtung  von  Arbeiten  einer 
anderen  Stufe  herbeiläßt 

Auf  der  höchsten  Stufe  steht  der  fattore,  Verwalter,  der  unmittelbar 
unter  dem  Pächter  steht  Er  gibt  die  von  diesem  erhaltenen  Befehle  an  das 
gesamte  Personal  weiter  und  wacht  darüber,  daß  jeder  seine  Pflicht  tut.  Er 
führt  Buch  Über  die  von  den  Tagelöhnern  infolge  von  Krankheit  oder  s  nst- 
wie  versäumten  Arbeitstage,  desgleichen  über  die  von  Hilfsarbeitern  geleistete 
Arbeit,  um  auf  jede  Anfrage  des  Pächters  Rechenschaft  darüber  geben  zu 
können;  hat  er  gerade  keine  besondere  Beschäftigung,  so  hilft  er  den  Ar- 
beitern. Umfaßt  das  Gut  mehr  als  100  ha,  so  werden  zwei  oder  drei  Ver- 
walter angestellt.  Sie  teilen  sich  in  die  Arbeit  gemäß  der  Bestimmung  das 
Unternehmers,  z.  B.  besorgt  der  eine  die  Feldarbeiten,  der  andere  die  Heu- 
arbeiten oder  die  Arbeiten  im  Stall.  Hat  der  Unternehmer  einen  Bruder  oder 
Sohn,  der  mit  den  Landarbeiten  ziemlich  vertraut  ist,  so  wird  kein  Verwalter 
angestellt,  sondern  sein  Amt  wird  von  einem  Angehörigen  versehen.  Bisweilen 
nimmt  sogar  die  Frau  des  Pächters  die  Dienste  des  Verwalters  wahr,  besonders 
wenn  sie  aus  einer  Pächterfamilic  stammt. 

Auf  den  Verwalter  folgt  der  camparo  d*  acqua,  Wasseraufseher,  der  ihn 
auch  in  seiner  Abwesenheit  zu  vertreten  hat  Seine  besondere  Aufgabe  be- 
steht jedoch  darin,  die  Bewässerung  der  Felder  zu  besorgen,  die  Kanäle  zu 
reinigen,  bei  heftigen  Regengüssen  Überschwemmungen  vorzubeugen.  Ist  der 
camparo  krank,  so  vertritt  ihn  der  Verwalter;  je  nach  Ausdehnung  des  Gutes 
und  Einteilung  des  Bewässerungsnetzes  werden  auch  mehrere  Wasseraufseher 
angestellt,  regelmäßig  aber  kommt  auf  jeden  Verwalter  ein  Wasseraufseher. 

Auf  jedem  Gute  ist  auch  ein  Feldhüter  (guardiacampi)  angestellt,  um  die 
Felder  des  Nachts  zu  bewachen. 
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Auf  diese  oberste  Rangstufe  folgt  die  große  Zahl  der  Tagelöhner;  sie 
zerfallen  in  die  zwei  Hauptkategorien  der  Stall-  und  Feldarbeiter.  Die  ersteren 
heißen  famigli  (famuli),  Kuhschweizer  oder  Kuhknechte;  sie  widmen  sich  der 
Pflege  der  Kühe  und  besorgen  das  Melken.  Einem  jeden  sind  15 — 20  Stück 
Kühe  anvertraut,  deren  Besorgung  ihm  allein  obliegt.  Außerdem  haben  sie 
abwechselnd  Dienst;  stets  hat  nämlich  einer  von  ihnen  im  Stalle  zu  sein,  um 
die  Streu  zu  erneuern  und  sonstige  Arbeiten  zu  verrichten.  Diejenigen,  ge- 
wöhnlich zwei  bis  drei,  die  an  der  Reihe  sind,  müssen  einen  Tag  und  eine 
Nacht  diese  Arbeiten  besorgen;  sie  schlafen  im  Stalle.  Die  Kuhknechte  stehen 
unter  einem  capo-famigli,  Oberknecht,  der  die  Verantwortung  für  die  Pflege 
der  Kühe  trägt.  Er  hat  die  anderen  zu  überwachen  und  namentlich  dafür  zu 
sorgen,  daß  die  Arbeiten  rechtzeitig  vorgenommen  werden;  er  schläft  ständig 
im  Stalle.  Auch  trägt  er  die  Verantwortung  für  die  Lieferung  guter  Milch  an 
die  Käserei.  Auf  sein  Risiko  kann  er  sich  auch  einen  Vertreter  bestellen. 
Die  Kuhknechte  nehmen  an  den  Feldarbeiten  gar  keinen  Anteil. 

Die  Feldarbeiten  werden  von  der  anderen  Hauptkategorie  von  Tage- 
löhnern besorgt.  Auch  unter  ihnen  findet  eine  Teilung  statt,  je  nach  der 
Kraftleistung,  die  die  einzelnen  Feldarbeiten  erfordern.  Die  cavallanti, 
Pferdeknechte,  beschäftigen  sich  mit  den  Pferden  selbst  und  den  mit  Pferden 
ausgeführten  Arbeiten;  die  boari,  Ochsenknechte,  haben  ebenso  die  Ochsen  zu 
warten  und  mit  ihnen  zu  arbeiten;  die  braccianti  oder  badilanti,  Handarbeiter, 
besorgen  diejenigen  Arbeiten,  für  die  die  menschliche  Kraft  ausreicht.  Freilich 
ist  die  Scheidung  der  Arbeiten  in  den  verschiedenen  Betrieben  verschieden, 
so  daß  zunächst  der  Produktentransport  in  dem  einen  durch  Pferde,  in  dem 
anderen  durch  Ochsen  ausgeführt  wird,  daß  in  einem  das  Hacken  von  der 
durch  Pferde  betriebenen  Hackmaschine,  in  einem  anderen  aber  durch  Hand- 
arbeiter besorgt  wird.  Jedem  Pferde-,  wie  auch  jedem  Ochsenknecht  wird  bei 
seinem  Dienstantritt  ein  Paar  Pferde  bzw.  Ochsen  angewiesen,  die  ihm  durch- 
weg zugewiesen  bleiben,  so  lange  er  auf  dem  Gute  im  Dienst  ist. 

Jeder  Arbeitergruppe  ist  auch  hier  ein  capo,  Oberknecht,  vorgesetzt.  Der 
der  Pferdeknechte  begibt  sich  im  Sommer  1  f/2  Stunden,  im  Winter  2  Stunden 
vor  Arbeitsanfang  in  den  Stall,  um  die  Pferde  zu  füttern.  Ebenso  muß  er 
des  Abends  die  Pferd«  im  Stall  füttern.  Wenn  der  Unternehmer  auf  seinem 
Rundgange  in  den  Pferdestall  kommt,  muß  der  capo  die  Pferdeknechte  her- 
beirufen. 

Ebensolche  Obliegenheiten  hat  bei  den  Ochsenknechten  deren  capo. 

Der  capo  der  braccianti  leitet  die  Arbeiten,  die  diese  auf  dem  Felde 
oder  Hofe  auszuführen  haben. 

Die  Oberknechte  begeben  sich  jeden  Morgen  zum  Pächter  oder  zum 
Verwalter,  um  die  Befehle  für  die  Tagesarbeiten  entgegenzunehmen. 

Die  Familien  der  Kuh-,  Pferde  und  Ochsenknechte  müssen  für  die  Sonn- 
und  Feiertage  abwechselnd  Leute  zur  Überwachung  der  Stallungen  stellen. 

Eine  Rangstufe  tiefer  als  diese  Knechte  stehen  die  garzoni,  Kleinknechte, 
junge  Leute  im  Alter  bis  zu  16  und  18  Jahren,  und  die  fieniere,  eigentlich 
Heumädchen,  Mägde  ohne  Altersunterschied.  Die  Kleinknechte  werden  in 
eine  der  Kategorien  der  StaK-  oder  Feldarbeiter  aufgenommen.  Garzoni  und 
fieniere  werden  nicht  fortwährend  und  fest  beschäftigt.  Sie  werden  heran- 
gezogen  zum   Heuwenden,  Düngerstreuen,  Steine  auflesen  u.  dgl.  mehr.  Die 
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Garzoni  helfen  den  Knechten  beim  Stallreinigen,  können  letztere  auch  in  ihrer 
Abwesenheit  vertreten. 

II.  Arbeitszeit  und  Arbeitsvertrag. 

Für  sämtliche  Tagelöhner  dauert  im  allgemeinen  das  ganze  Jahr  hindurch 
die  tägliche  Arbeitszeit  von  Sonnenaufgang  bis  Sonnenuntergang  bei  einer 
Mittagspause  von  i  */a  Stunden.  Vom  25.  März  bis  29.  September  wird 
außerdem  «/,  Stunde  Frühstückspause  gegen  8  Uhr,  und  vom  31.  August  bis 
15.  April  x/,  Stunde  Vesperpause  gegen  4  Uhr  gemacht. 

Zur  Mittagspause  kehrt  man  zu  Hofe  heim,  wo  das  Zugvieh  ausgespannt 
wird.  Frühstück  und  Vesperbrot  werden  am  Arbeitsplatze  unter  Beisein  des 
Verwalters  eingenommen.  Während  dieser  kleineren  Pause  bleibt  das  Zugvieh 
unter  dem  Joch.  Anfang  und  Ende  der  Arbeit  wird  vom  capo  der  Hand- 
arbeiter mit  einem  Glockenzeichen  angekündigt. 

Die  reine  Minimalarbeitszeit  (die  Pausen  nicht  mitgerechnet)  tritt  in  den 
Monaten  November  bis  Januar  ein  und  dauert  gegen  7  Stunden.  Das  Maxi- 
mum tritt  im  Juni  ein  und  beträgt  1 3  Stunden.  Für  den  Durchschnitt  des  ganzen 
Jahres  kann  man  die  tägliche  effektive  Arbeitszeit  auf  io'/4  Stunden  berechnen. 

Es  ist  hervorzuheben,  daß  für  den  capo  der  Pferde-  und  den  der  Ochsen- 
knechte der  Arbeitstag  im  Sommer,  Mai  bis  September,  um  1  ij2  Stunden,  im 
Winter  um  zwei  Stunden  am  Morgen  verlängert  wird,  so  daß  sie  z.  B.  im  Juni 
die  Arbeit  um  3  Uhr  morgens  beginnen  und  um  7  '/2  Uhr  abends  beenden. 

Die  Arbeitstage  im  Jahre  betragen  durchschnittlich  250. 

Der  Arbeitsvertrag  zwischen  den  Pächtern  und  den  Gutstagelöhnern  ist 
ziemlich  kompliziert  und  läßt  sich  schwer  auf  eine  der  geltenden  Rechtsformen 
reduzieren.  Er  hat  sich  allmählich  aus  den  örtlichen  Gebräuchen  entwickelt, 
hat  sich  besonders  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  verändert  und 
ändert  sich  noch  heute.  Viele  Einzelheiten  sind  von  Gut  zu  Gut  verschieden; 
doch  kann  man  in  der  ganzen  Niedcrlombardei  trotz  der  Abweichungen  im 
einzelnen  zahlreiche  charakteristische  Grundzüge  feststellen,  so  daß  man  von 
einem  nicderlombardischen  Gutstagelöhnervertrag  (patto  colonico)  sprechen  kann, 
der  mit  den  Verträgen  in  anderen,  selbst  lombardischen  Gebieten  wenig  Ge- 
meinsames hat.  Die  Verträge  beruhen  auf  Tradition,  da  die  Gesetzgebung 
für  die  Arbeitsverträge  weder  in  der  Industrie  noch  in  der  Landwirtschaft 
Normen  bietet.  Anwendung  findet  nur  der  Artikel  1623  des  Codice  civile, 
nach  dem  jemand  seine  Arbeitskraft  einem  anderen  nur  auf  eine  bestimmte 
Zeit  und  zu  einem  bestimmten  Zweck  überlassen  darf1. 

Der  nicderlombardische  Gutstagelöhnervertrag  wird  abgeschlossen  zwischen 
dem  Pächter  und  dem  Familienvater,  der  gleichzeitig  aucli  die  anderen  Familien- 
mitglieder vertritt.  Ein  Lcdiger  muß,  wenn  er  einer  Gutstagelöhnerfamilie  nicht 
angehört,  sich  zunächst  einer  solchen  anschließen,  erst  dann  kann  er  als  Mit- 
glied derselben  angeworben  werden;  sein  Lohn  fällt  der  Familie  zu,  die  ihm  da- 
für Unterhalt  gewährt.  Der  Familienvater,  seine  unverheirateten  Brüder  und  Söhne, 
soweit  sie  über  16  und  18  Jahre  alt  sind,  werden  einer  der  oben  genannten 

1  Vgl.  Padfici-Mazzoni,  Istituzioni  di  diritto  civile  italiano,  Florenz  1887.  Band  V, 
S.  258  fr;  Cavagnari,  Le  controversie  del  lavoro,  Mailand  1900;  De  Luca,  II  contratto  di 
lavoro  in  der  Rivista  intemazionale  di  scienze  sociali  usw.,  Rom  1894,  S.  361. 
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Arbeiterklassen  zugeteilt;  doch  kann  der  Vater  der  einen,  der  Bruder  oder 
Sohn  der  anderen  angehören;  es  hängt  das  vom  Alter  ab.  Zu  Pferde-  und 
Ochsenknechten  nimmt  man  gewöhnlich  die  jüngeren  bis  zu  20  Jahren;  die 
Töchter  oder  Schwestern  werden  Fieniere,  die  Knaben  unter  16  Jahren  Gar- 
zoni.  Die  Ehefrauen  werden  nur  ausnahmsweise,  und  zwar  nur  zur  Aushilfs- 
arbeit auf  dem  Gute  angeworben. 

Auf  einem  Gute  von  90  — 100  ha  arbeiten  18 — 20  solcher  Familien  mit 
durchschnittlich  5 — 6  erwachsenen  Mitgliedern. 

Jedem  Tagelöhner  mit  Familie  wird  auf  dem  Gute  eine  Wohnung  mit 
Garten  angewiesen.  Die  Wohnung  enthält,  ohne  Rücksicht  auf  die  Familien- 
mitglieder, zwei  Räume.  Der  Garten  hat  eine  Größe  von  1  pertica,  d.  h. 
716  qm  auf  dem  Lodesancr  Gebiet,  654  qra  auf  dem  Mailänder  und  Paveser 
Gebiet;  er  kann  nach  Belieben  bestellt  werden.  Der  Tagelöhner  kann  auch 
Geflügel  halten  unter  gewissen  Bedingungen;  Gänse  sind  jedoch  nicht  erlaubt. 

Außerdem  erhält  die  Tagelöhnerfamilie  im  Jahr  3  Scheffel  Mais  (3,15  dz), 
30  dz  Brennmaterial  (Holz  oder  Torf),  ein  Stück  Maisfeld  und  einen  festen 
Geldlohn;  die  Kuhknechtc  außerdem  täglich  einen  Liter  Milch. 

Der  Geldlohn  ist  für  die  verschiedenen  Klassen  der  Tagelöhner  ab- 
gestuft; im  Durchschnitt  beträgt  er  für  die  Handarbeiter  130 — 140  Lire;  für 
die  Pferdeknechte  135 — 145  Lire;  für  die  Ochsenknechte  140 — 150  Lire;  für 
die  Kuhknechte  160 — 180  Lire.  Der  Wasseraufseher  und  der  Verwalter  er- 
halten 200  —  300  Lire.  Die  Oberknechte  bekommen  zu  dem  Lohn  ihrer  Klasse 
noch  einen  Zuschuß  von  10 — 15  Lire. 

Früher  stellte  der  Unternehmer  dem  Tagelöhner  auch  die  Beköstigung: 
des  Morgens  Milch;  Maisbrot  mit  Reissuppe  oder  Polenta1  zu  Mittag  und  Abend; 
am  Sonntag  etwas  Fleisch  oder  Wurst.  Dieser  Gebrauch  ist  aber  seit  zwei 
Jahrzehnten  vollständig  verschwunden,  und  zwar  zur  Zufriedenheit  der  Arbeiter 
sowohl,  die  nunmehr  in  Ruhe  zu  Hause  essen  können,  als  auch  des  Unter- 
nehmers, der  dadurch  eine  ihm  und  noch  mehr  seiner  Frau  lästigen  Sorge 
enthoben  ist.  Als  Ersatz  für  die  Beköstigung  erhalten  die  Tagelöhner  Natural- 
leistungen, die  auf  den  einzelnen  Gütern  verschieden  sind.  Gewöhnlich  sind 
es  6  dz  Mais  pro  Jahr;  manchmal  5  dz  Mais  und  1  dz  Weizen,  oder  auch 
4  dz  Mais  und  je  1  dz  Weizen  und  Reis.  Diese  Naturalbezüge  heißen  Cibaria, 
ein  Name,  der  auf  die  ursprüngliche  Form  der  Entlohnung  hinweist. 

In  bezug  auf  das  Maisfeld  gilt  folgender  Brauch.  Die  Maisarbeiten  zer- 
fallen in  zwei  Gruppen:  einerseits  das  Pflügen,  Düngen  und  Säen,  anderer- 
seits das  Aufhacken  und  Häufeln,  das  Mähen  und  Dreschen;  die  letzteren 
heißen  lavori  di  zapperia,  Hackarbeiten.  Die  ersteren  Arbeiten  läßt  der  Unter- 
nehmer wie  die  übrigen  Feldarbeiten  verrichten;  für  die  letzteren  wird  das 
Maisfeld  für  die  Gutstagelöhnerfamilien  verteilt.  Das  besäte  Feld  wird  in  so 
viele  gleiche  Teile  geteilt,  als  Familien  vorhanden  sind,  ohne  Berücksichtigung 
der  Arbeitskräfte  der  einzelnen  Familien;  die  Familienväter  wählen  darauf, 
vom  Verwalter  angefangen,  jeder  ein  Stück.  Die  Hackarbeiten  werden  von 
der  Familie,  d.  h.  von  der  Frau,  den  Mädchen  und  jüngeren  Söhnen,  wenn 
sie  auf  dem  Gute  sonst  nicht  beschäftigt  sind,  vorgenommen.  Der  Familien- 
vater und  die  erwachsenen  Söhne  dürfen  nur  in  den  Pausen  und  nach  Feier- 
abend mithelfen.    Die  Arbeiten  müssen  wegen  der  Bewässerung,  die  zu  be- 


1  Dickes  Mus  aus  Maismehl,  gebräuchlichste  Speise  der  lombardischen  Landarbeiter. 
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stimmter  Zeit  und  nach  einem  einheitlichen  Plane  vorgenommen  werden  muß, 
von  samtlichen  Familien  zu  gleicher  Zeit  und  in  den  vorgeschriebenen  Stunden 
ausgeführt  werden.  Falls  die  Familie  nicht  über  genügend  Arbeitskräfte  ver- 
fügt, muß  sie  auf  ihre  Kosten  Hilfsarbeiter  bzw.  -arbeiterinnen  anstellen;  tut 
sie  das  nicht,  oder  läßt  sie  die  Arbeiten  schlecht  ausführen,  so  läßt  der  Unter- 
nehmer die  Arbeit  von  anderen  auf  ihre  Kosten  vornehmen. 

Der  Ertrag  des  Maisfeldes  wird  zwischen  Unternehmer  und  Tagelöhner 
geteilt.  Die  Art  und  Weise  der  Teilung  ist  sehr  verschieden  und  hängt  von 
der  Größe  des  einzelnen  Maisfeldes  ab.  Jede  Familie  muß  nämlich,  im  allgemeinen 
außer  der  cibaria,  ein  Minimum  von  8  Scheffeln  Mais  (8,4  dz),  die  schon  erwähnten 
drei  Scheffel  mitgerechnet,  erhalten.  Der  Ertrag  des  Maisfeldes  wird  also  schon 
beim  Abschluß  des  Arbeitsvertrages,  je  nach  der  Ausdehnung,  zu  '/2,  '/j,  usw-  geteilt, 
damit  der  Tagelöhner  seine  8  Scheffel  bekommen  kann;  im  Fall  einer  Mißernte 
gibt  der  Unternehmer  noch  ein  entsprechendes  Quantum  hinzu.  Vor  Jahrzehnten, 
als  der  Maisbau  noch  einen  größeren  Umfang  hatte,  und  infolgedessen  die  den 
Familien  zugewiesenen  Stücke  Maisfeld  größer  waren,  bezogen  die  Tagelöhner 
ihren  Mais  lediglich  in  der  angedeuteten  Weise  aus  dem  Maisfelde.  Um  aber 
bei  der  fortdauernden  Einschränkung  des  Maisbaues  das  Quantum  von  8  Scheffeln 
aufrecht  erhalten  zu  können,  wurde  zunächst  eine  Änderung  in  der  Teilung 
des  Erträgnisses  vorgenommen.  Das  Stück  Maisfeld  wurde  in  zwei  Unterteile 
zerlegt;  der  Ertrag  des  einen  Teiles  fiel  ganz  dem  Tagelöhner  zu;  der  des  anderen 
Teiles  wurde  mit  dem  Unternehmer  geteilt  in  einem  nach  der  Ausdehnung  verschie- 
denen Verhältnis;  schließlich  wurde  ein  Teil  des  Naturalbezuges  an  Mais  in  einem 
festen  Quantum  (3  Scheffel)  festgesetetzt. 

Seit  4 — 5  Jahren  ist  in  einigen  Betrieben  die  Hackmaschine  eingeführt 
worden:  das  Hacken  und  Häufeln  wird  nunmehr  nicht  mehr  von  den  Familien 
der  Gutstagelöhner,  sondern  auf  Kosten  des  Unternehmers  von  den  Pferde- 
knechten —  die  Hackmaschine  wird  von  Pferden  gezogen  —  ebenso  wie  das 
Pflügen,  Düngen  und  Säen,  besorgt.  Dafür  muß  der  Gutstagelöhner  als  Ersatz 
für  je  eine  pertica  Maisfeld  einen  Tag  Arbeit  beim  Ausjäten  der  Reisfelder 
leisten.  Werden  nun  sowohl  die  Mais-  als  auch  die  Reisarbeiten  von  der 
Frau  des  Tagelöhners  verrichtet,  so  bildet  diese  Veränderung  für  den  Tage- 
löhner einen  Vorteil,  da  das  Maishacken  und  -häufeln  pro  pertica  zwei  Frauen- 
arbeitstage in  Anspruch  nimmt.  Der  Vorteil  verschwindet  aber  beinahe,  wenn 
man  die  für  solche  Arbeitstage  üblichen  Löhne  in  Rechnung  stellt.  Für  einen 
Tag  Arbeit  auf  dem  Reisfelde  erhält  eine  Frau  nämlich  einen  Lohn  von  1,50 
Lire,  für  das  Hacken  und  Häufeln  dagegen  nur  0,80  Lire.  Es  werden  also 
zwei  Arbeitstage  im  Werte  von  1,60  Lire  ersetzt  mit  einem  Arbeitstage  im 
Werte  von  1,50  Lire;  die  Veränderung  bedeutet  also  für  den  Tagelöhner  einen 
Gewinn  von  0,10  Lire  pro  pertica  Maisfeld.  Das  kann  von  praktischer  Be- 
deutung werden,  wenn  die  Frau  wegen  Krankheit  oder  aus  anderen  Gründen 
die  Arbeit  nicht  selbst  verrichten  kann,  und  der  Tagelöhner  daher  eine  Hilfs- 
arbeiterin für  sie  anstellen  muß.  Umgekehrt  hat  der  Unternehmer  von  der 
Einführung  der  Hackmaschine  einen  erheblichen  Vorteil.  Für  je  eine  Pertica 
Maisfeld  spart  er  einen  Frauenarbeitstag  beim  Ausjäten  der  Reisfelder;  betragen 
die  Kosten  des  Hackens  und  Häufeins  mit  der  Maschine,  alles  eingerechnet, 
0,70  Lire  pro  pertica,  so  bleibt  ihm  ein  Gewinn  von  0,80  Lire. 

Diejenigen  Unternehmer  aber,  auf  deren  Gut  die  Tagelöhner  erheblich 
weniger  als  8  Scheffel  Mais  erhielten,  haben  bei  der  Einführung  der  Hack- 
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maschine  keine  Entschädigung  verlangt;  der  Lohn  aber  ist,  was  die  Verteilung 
des  Maisertrags  anbelangt,  beim  alten  geblieben.  Er  gilt  als  Lohn  für  Mähen  und 
Dreschen.  So  ist  der  Lohn  der  betreffenden  Tagelöhner  gewissermaßen  gestiegen,  da 
da  der  frühere  Lohnbetrag  einer  bedeutend  verminderten  Arbeitsleistung  entspricht. 

Die  Mehrzahl  der  Unternehmer  aber  hat  die  Hackmaschine  noch  nicht 
eingeführt,  um  nicht  entweder  eine  Entschädigung  verlangen  oder  die  Löhne 
herabsetzen  zu  müssen,  was  beides  ihren  Tagelöhnern  schwer  fallen  würde. 

Früher  war  es  üblich,  neben  dem  Maisfeld  dem  Tagelöhner  auch  ein 
Stück  Flachsfeld  als  Teil  der  Entlohnung  zu  überweisen,  und  zwar  unter  den- 
selben Bedingungen  wie  das  Maisfeld.  Es  war  das  namentlich  auf  dem  Pa- 
veser  und  noch  mehr  im  Lodesaner  Gebiet  üblich.  Das  Flachsfeld  war  den 
Familien  der  Tagelöhner,  besonders  den  Mädchen,  sehr  erwünscht.  Sie  be- 
zogen daher  den  Rohstoff  für  die  Hausspinnerei  und  konnten  so  den  Bedarf 
der  Familie  an  Leib-  und  Bettwäsche  selbst  herstellen,  und  ebenso  den  in  der 
Nicdcrlombardei  üblichen  Brautschatz.  Bei  Verkauf  der  Leinwand  hatten  sie 
auch  einen  Nebenverdienst.  Die  Produkte  der  Textilindustrie  und  die  Agrar- 
krisis  der  80 er  Jahre  haben  den  Flachsbau  und  die  Hausspinnerei  fast  voll- 
ständig verdrängt;  nur  noch  auf  einigen  Gütern  des  Lodesaner  Gebietes,  und  in 
sehr  geringem  Umfange  im  Gebiet  von  Pavia  hat  sich  der  Flachsbau  erhalten. 
Auf  diesen  Gütern  sind  die  Tagelöhner,  vom  Verwalter  angefangen,  berechtigt, 
ein  den  Arbeitskräften  der  Familie  entsprechendes  Stück  Flachsfeld  zu  wählen. 
Entspricht  ein  Flachsfeld  den  Wünschen  einer  Familie  nicht,  so  müssen  sich 
die  Tagelöhner  untereinander  abfinden.  Bleibt  dann  noch  Flachsfeld  übrig, 
so  bestellt  es  der  Unternehmer  auf  seine  eigenen  Kosten;  das  kommt  gegen- 
wärtig sehr  oft  vor,  weil  die  Tagelöhnerfamilien  nach  Einführung  der  indu- 
striellen Textilfabrikate  auf  den  allzuanstrengenden  Flachsbau  verzichten. 

Das  den  einzelnen  Familien  zugeteilte  Stück  Flachsfeld  wird  in  zwei 
Teile  «geteilt;  der  Ertrag  des  einen  fällt  den  Tagelöhnern  zu,  der  des  anderen 
wird  nach  Abzug  des  Leinsamens,  den  der  Unternehmer  zurückbekommt,  zu 
gleichen  Teilen  zwischen  Unternehmer  und  Tagelöhner  geteilt.  Dafür  liefert 
der  Unternehmer  die  Aussaat  und  für  das  ganze  Flachsfeld  diejenigen  Arbeiten, 
die  nur  mit  Pferde-  oder  Ochsenkräften  ausgelührt  werden  können.  Eine 
pertica  Flachsfeld,  deren  Ertrag  ganz  den  Tagelöhnern  zufällt,  wird  auf 
24  Lire  geschätzt;  wird  der  Ertrag  dagegen  mit  dem  Unternehmer  geteilt,  so 
nur  auf  12  Lire.  Hiernach  wird  der  für  das  Flachsfeld  zu  machende  Abzug 
vom  Geldlohn  berechnet.  Gewöhnlich  nimmt  ein  Tagelöhner  eine  pertica  zum 
ganzen,  1  oder  2  zu  halbem  Ertrag  für  sich. 

Außerdem  war  früher,  wo  der  Reisbau  sich  noch  nicht  so  eingebürgert 
hatte  wie  jetzt,  und  wo  auf  vielen  Gütern  noch  viele  Maulbeerbäume  gepflanzt 
wurden,  (jetzt  bildet  die  Seidenraupenzucht  in  der  Niederlombardei  nur  noch 
eine  seltene  Ausnahme),  noch  eine  dritte  Form  von  Naturalcntlöhnung  üblich. 
Die  Zucht  der  Seidenraupe  erfolgt  in  den  Wohnungen  der  Tagelöhner  und 
ist  immer  Sache  der  Frauen  und  Mädchen.  Der  Unternehmer  liefert  die 
Raupeneier,  das  Brennmaterial  für  die  Heizung  und  so  viel  Laub  von  Maul- 
beerbäumen, als  das  Gut  liefert.  Reicht  dieses  nicht  aus,  so  wird  noch  neues 
hinzugekauft;  dabei  hat  der  Unternehmer  die  Transportkosten  zu  tragen.  Der 
Kaufpreis  des  Laubes  verteilt  sich  zu  gleichen  Teilen  auf  ihn  und  den  Tage- 
löhner. Der  Unternehmer  unternimmt  auch  den  Verkauf  der  Kokons;  nach 
Abzug    der  Kosten    für   die  Seidenraupeneier,    das  Brennmaterial    und  das 
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Futterlaub  wird  der  Erlös  zu  gleichen  Teilen  mit  den  Tagelöhnern  geteilt. 
Wo  die  Zucht  der  Seidenraupen  noch  ausnahmsweise  vorkommt,  wird  sie  ganz 
freiwillig  vom  Tagelöhner  übernommen;  er  läßt  sich  nur  insoweit  darauf  ein, 
als  ihm  dafür  die  notwendigen  Arbeitskräfte  in  seiner  Familie  und  der  not- 
wendige Raum  in  seiner  Wohnung  zur  Verfügung  stehen.  Das  Verschwinden 
der  Seidenraupenzucht  bedeutete  aber  nur  einen  geringen  Lohnausfall.  Die 
Ausdehnung  des  Reisbaues  hielt  gleichen  Schritt  mit  dem  Verschwinden  der 
Seidenraupenzucht;  sie  brachte  dem  Unternehmer  mehr  als  vollen  Ersatz  in 
dem  hohen  Ertrag  des  Reisfeldes,  dem  Tagelöhner  eine  neue  Einnahme  da- 
durch, daß  Frauen  und  Mädchen  bei  den  Ausjätearbeiten  Gelegenheit  zum 
Verdienen  geboten  wurde. 

Da  gegenwärtig  Flachsbau  und  Seidenraupenzucht  nur  noch  ausnahms- 
weise vorkommen  und  den  Arbeitsvertrag  und  die  Lohnhöhe  im  allgemeinen 
nicht  mehr  beeinflussen,  werden  wir  sie  im  folgenden  außer  Betracht  lassen. 

Auch  zu  den  erwähnten  Hauptbestandteilen  des  Lohnes  haben  die  Tage- 
löhner noch  eine  Nebeneinnahme  dadurch,  daß  die  Frauen  das  Recht  haben,  nach 
der  Weizenernte  Ähren  zu  lesen,  und  nach  dem  Entkronen  der  Bäume  Reisig 
zu  sammeln.  Gewöhnlich  wird  das  nicht  als  ein  Teil  des  Lohnes  angesehen, 
da  der  Ertrag  zu  unsicher  und  schwankend  ist.  Er  richtet  sich  nicht  nach 
dem  größeren  oder  geringeren  Fleiß,  wie  bei  der  Herstellung  irgend  eines 
Produktes,  sondern  es  genügt  z.  B.,  daß  die  Mäher  bezw.  die  Holzarbeiter  ihre 
Arbeiten  mit  größerer  Sorgfalt  fertigten,  um  den  Ertrag  des  Ähren-  bezw. 
Reisigsaramelns  zu  vermindern.  Er  wird  daher  als  eine  Art  Trinkgeld  ange- 
sehen, ist  jedoch  für  das  Gesamteinkommen  der  Familie  evtl.  nicht  ohne  Bedeutung. 

Außer  den  Familienvätern  gehören,  wie  gesagt,  zu  den  Gutstagelöhnern 
auch  erwachsene  Söhne  vom  18.  Jahre  an  und  andere  ledige  Landarbeiter, 
die  in  eine  Tagelöhnerfamilie  aufgenommen  wurden.  Diese  alle  erhalten  einen 
Geldlohn,  der  zwischen  150  und  200  Lire  schwankt,  je  nach  der  Klasse, 
welcher  sie  angehören.  Dazu  kommt  noch,  wie  bei  den  Familienvätern,  die 
Cibaria,  die  auch  bei  ihnen  die  frühere  Beköstigung  ersetzt.  Bemerkenswert 
ist,  daß  der  Geldlohn  der  ledigen  Tagelöhner  höher  ist  als  der  der  verheirateten; 
der  Unterschied  bewegt  sich  auf  den  verschiedenen  Gütern  zwischen  30  und 
60  Lire,  je  nach  der  Klasse  der  Arbeiter  und  dem  Betrag  der  Naturalien,  die 
die  verheirateten  beziehen. 

Alle  Gutstagelöhner,  die  verheirateten  sowohl  wie  die  ledigen,  erhalten 
auch  eine  Art  von  Lohnprämien.  Der  Unternehmer  gibt  nämlich  jedem 
Tagelöhner  jede  Woche  eine  kleine  Geldsumme,  1 — 2  Lire,  und  außerdem 
täglich,  falls  auf  dem  Gute  selbst  Molkerei  betrieben  wird,  etwas  fiorito  (eine 
Art  Molkenkäse).  Alle  diese  Bezüge  werden  im  voraus  beim  Arbeitsvertrag 
genau  festgesetzt.  Kommt  nun  der  Tagelöhner  seinen  Verpflichtungen  nicht 
nach,  so  fällt  in  der  betreffenden  Woche  die  Entrichtung  dieser  Beträge  aus. 
Das  Ganze  ist  also  eine  Lohnprämie,  die  aber  nicht  eigentlich  zum  Fleiß  an- 
spornen, sondern  eine  merkliche  Nachlässigkeit  verhindern  soll. 

Für  den  besprochenen  Lohn  haben  die  Tagelöhner  unter  der  Leitung 
des  Unternehmeis  bzw.  des  Verwalters  die  ihren  Klassen  entsprechenden  Feld- 
und  Stallarbeiten  zu  verrichten  in  den  nach  Stunden  bemessenen  Arbeitstagen. 

Für  die  Handarbeiter  (braccianti)  bedürfen  die  Drescharbeiten  noch  einer 
besonderen  Betrachtung.  Auf  dem  Gute  wohnen  nur  soviel  Tagelöhner,  als 
das  ganze  Jahr  hindurch  ständig  Beschäftigung  finden,  so  daß  bei  der  Weizen-  und 
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Reisemte,  die  mehr  Arbeitskräfte  erfordern  und  in  kurzer  Zeit  beendigt  sein 
müssen,  Hilfsarbeiter  herangezogen  werden.  In  diesen  Fällen,  wo  die  Arbeiten  in 
möglichst  kurzer  Zeit  zu  beendigen  sind,  hat  der  Arbeitstag  keine  bestimmte  Grenze 
mehr;  beim  Weizen-  und  noch  mehr  beim  Reisdreschen  wird  sogar  bis  tief  in  die 
Nacht  hinein  gearbeitet  Da  ist  denn  auch  der  Stücklohn  die  natürliche  Lohnform. 
Jeder  Tagelöhner-Drescher  erhält  2  -2  lj2  %  des  gesamten  Weizen-  bzw.  Reisdrusches. 
Das  bildet  einen  Zuschuß  zu  dem  üblichen  Lohne  für  die  geleistete  Oberzeitarbeit. 

Das  Interesse  des  Arbeiters  liegt  dabei  nicht  eigentlich  darin,  in  der 
Zeiteinheit  ein  größeres  Arbeitsprodukt  zu  erzielen;  es  wird  ihm  ja  ein  be- 
stimmter Prozentsatz  vom  ganzen  Ertrage  zugewiesen,  den  er  weder  vermehren 
noch  vermindern  kann.  Der  Vorteil  besteht  vielmehr  darin,  diesen  Gewinn 
in  möglichst  kurzer  Zeit  zu  verdienen.  Das  vermag  aber  nicht  so  sehr  die 
Arbeitsamkeit  des  Gutstagelöhners  anzuspornen,  da  ihm  sehr  wenig  daran  liegt, 
ob  er  seinen  Lohn  in  ein  oder  zwei  Tagen  verdient,  wohl  aber  die  des  fremden 
Hilfsarbeiters,  der  die  ersparte  Zeit  entweder  zu  Hause  oder  auf  anderen 
Gütern  ausnützen  kann;  und  weil  die  gutsansässigen  Handarbeiter  mit  den 
fremden  Hilfsarbeitern,  welche  beim  Dreschen  sogar  die  Mehrheit  bilden,  zu- 
sammenarbeiten, so  kommt  der  Eifer  der  fremden  Arbeiter  mittelbar  auch 
den  Tagelöhnern  zugute. 

Noch  vor  einem  Jahrzehnt  nahm  der  Reisbau  keine  bedeutenden  Arbeits- 
kräfte in  Anspruch,  so  daß  die  auf  dem  Gute  ansässigen  Handarbeiter  mit 
einigen  wenigen  Hilfsarbeitern,  in  der  Regel  Knaben  und  Mädchen,  dafür 
ausreichten.  Damals  wurde  jedem  verheirateten  Handarbeiter  (die  Knechte  waren 
natürlich  ausgeschlossen)  ein  Stück  Reisfeld  zugewiesen,  das  gewöhnlich  3  Scheffel 
Aussat  (3,15  dz)  erforderte  und  auf  dem  Gebiet  von  Pavia  tresca  genannt 
wurde;  manchmal  wurden  einem  Handarbeiter  auch  1 oder  2  tresche  überlassen, 
je  nach  der  Zahl  seiner  Familienmitglieder,  die  auch  zu  den  Handarbeitern 
gehörten.  Der  Arbeiter  selbst  besorgte  das  Ausjäten,  Mähen  und  Dreschen 
und  erhielt  dafür  ein  Viertel  des  aus  seinem  Stück  erzielten  Ertrages.  Hilfsarbeits- 
kräfte zog  er  selbst  heran  aus  den  Familien  der  anderen  Gutstagelöhner  von  seinem 
oder  auch  von  benachbarten  Gütern,  sowie  aus  dem  Dorfe.  Bald  aber  machte  sich 
ein  größerer  Bedarf  an  Arbeitskräften  geltend,  und  der  Arbeiter  war  nicht 
mehr  imstande,  diese  heranzuziehen.  Seitdem  übernahm  der  Unternehmer  selbst 
das  Ausjäten  ganz.  Er  überließ  die  Ausjätearbeiten  zum  größten  Teil  Hilfs- 
arbeitern bzw.  -arbeiterinnen  gegen  einen  Zeitlohn,  wie  er  ihn  auch  in  den  ersten 
Jahren  den  Handarbeitern  und  ihren  Familienmitgliedern  gab,  die  zusammen  mit 
den  Hilfsarbeitern  das  Ausjäten  übernommen  hatten.  Später  erfolgte  aber  für 
die  ansässigen  Handarbeiter  an  der  Stelle  dieses  Zeitlohnes  eine  entsprechende 
Erhöhung  des  Jahreslohnes,  so  daß  jetzt  allgemein  das  Ausjäten  der  Reisfelder 
zu  den  gewöhnlichen  Arbeiten  gehört,  welche  die  braocianti  gegen  den  oben 
dargestellten  Lohn  zu  verrichten  haben. 

Bei  manchen  ist  der  Anteil  der  tresche  noch  einige  Jahre  lang  geblieben, 
aber  nur  für  das  Mähen  und  Dreschen  und  wurde  der  Lohn  auf  X/I2  oder  l/,3 
des  Reisertrages  herabgesetzt.  Durch  das  Überhandnehmen  der  Hilfsarbeiter 
auch  bei  den  Mäh-  und  Drescharbeiten  ist  auch  diese  Einnahme  für  die  auf 
dem  Gute  ansässigen  Handarbeiter  in  Wegfall  gekommen;  der  Lohn  für  diese 
Arbeiten  wurde  vereinfacht  zu  der  oben  ausgeführten  Form. 

Um  die  ganze  Entwicklung,  die  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  der 
Niederlombardei  in  der  Arbeitsverfassung   und  insbesondere   in  der  Art  der 
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Entlohnung  vollzogen  hat,  darzustellen,  sei  noch  eine  Lohnform  erwähnt,  die 
vor  noch  30  Jahren  für  die  untere  Klasse  der  Gutstagelöhner,  die  braccianti, 
zum  Unterschiede  von  den  anderen  Klassen  fast  allgemein  üblich  war. 

Diese  Klasse  von  Tagelöhnern  hieß  damals  gewöhnlich  badini  oder 
paesani1.  Der  badino  pachtete  vom  Unternehmer  eine  Wohnung  mit  einem  Garten, 
dazu  noch  30  pertiche  Land  (etwas  mehr  als  2  ha),  wovon  er  2/3  mit  Mais, 
1/i  zunächst  mit  Flachs,  dann  mit  Hirse  bestellte.  Dieses  Land  bildete  keine 
zusammenhängende  Fläche,  sondern  sein  Stück  lag  jedes  Jahr  in  den  Gewannen, 
die  nach  der  üblichen  Fruchtfolge  mit  den  betreffenden  Produkten  vom  Unter- 
nehmer bestellt  wurden.  Der  Unternehmer  besorgte  auch  das  Pflügen  und 
Düngen;  alles  übrige  war  Sache  des  badino,  doch  unter  der  Oberleitung  des 
Unternehmers.  Als  Pachtpreis  bezahlte  der  badino  den  herkömmlichen  Betrag 
von  40  mailändischen  Lire  gleich  26,66  Lire  des  heutigen  Geldes  für  Woh- 
nung und  Garten,  und  3/4  des  Naturalertrages  an  Mais  und  Hirse  für  das 
Ackerland;  der  Ertrag  des  Flachsfeldes  fiel  ihm  ganz  zu.  In  seinem  Arbeits- 
vertrag behielt  sich  der  badino  eine  bestimmte  Zahl  von  Arbeitstagen  vor;  an 
den  anderen  Tagen,  die  Festtage  ausgenommen,  arbeitete  er  für  den  Unter- 
nehmer gegen  einen  Lohn  von  5  mailändischen  Soldi  gleich  0,34  Lire  pro 
Tag,  wozu  im  Sommer  die  Beköstigung,  und  beim  Dreschen  '/i8  des  Weizen- 
bzw. Reiserdrusches  kam. 

Es  wäre  interessant,  zu  erforschen,  wie  diese  Verschiedenheit  der  Lohn- 
formen bei  den  oberen  und  unteren  Klassen  der  damaligen  Gutstagelöhner 
entstanden  ist.  Vielleicht  hängt  sie  zusammen  mit  der  verschiedenen  Lage, 
in  der  sich  die  beiden  Klassen  früher  befunden  hatten.  Die  Knechte  hatten 
immer  auf  dem  Gutshofe  gewohnt,  wie  das  die  Natur  ihrer  Obliegenheiten, 
die  Pflege  des  Nutz-  und  Zugviehes,  mit  sich  brachte.  Nun  ist  oben  schon 
gesagt  worden,  daß  es  in  der  zweiten  Hälfte  und  am  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts noch  viele  kleine  und  mittlere  Betriebe  in  der  Niederlombardei  gab, 
und  daß  die  Großbetriebe  damals  noch  nicht  so  intensiv  wie  jetzt  bewirtschaftet 
wurden;  es  gab  damals  sogar  noch  große  Strecken  Moorland.  So  hatten  die 
Großbetriebe  damals  noch  nicht  viele  eigentliche  Handarbeiter  notwendig  und 
ihr  Bedarf  wurde  von  freien  Tagelöhnern  gedeckt,  die  aus  den  kleinen  und 
mittleren  Betrieben  angeworben  wurden;  diese  Erscheinung  tritt  ja  auch  überall 
da  zutage,  wo  neben  den  Groß-  auch  Kleinbetriebe  sich  finden.  In  der 
Niederlombardei  selbst  beziehen  ja  auch  heute  noch  manche  Großbetriebe 
eine  gewisse  Zahl  von  Tagelöhnern  aus  benachbarten  Dörfern,  wo  sich  noch 
einige  Kleinbetriebe  erhalten  haben.  Mit  der  Ausdehnung  des  Großbetriebes 
verschwanden  dann  auch  einen  Kleinbetrieb  selbst  leitende  freie  Tagelöhner. 
Da  diese  Beschäftigung,  die  Großunternehmer  andererseits  Arbeitskräfte  brauchten, 
so  pachteten  die  früheren  Tagelöhner,  anstatt  im  eigenen  Betneb  zu  arbeiten, 
Haus  und  Land  vom  Großgut,  wobei  die  Arbeitsbedingungen  möglichst  die 
alten  blieben,  nämlich  Tagelohn  und  Beköstigung  im  Sommer,  mit  dem  Recht, 
eine  gewisse  Zahl  von  Arbeitstagen  sich  vorzubehalten  für  die  Bebauung  des 
Pachtlandes.  Eine  Änderung  lag  nur  darin,  daß  das  Pachtland  nicht  mehr 
nach  Belieben  bestellt  werden  konnte,  da  sonst  der  Großbetrieb  in  Klein- 
betriebe zerfallen  wäre,  sondern  nur  in  Streifen  nach  der  vom  Großunternehmer 
eingehaltenen  Fruchtfolge.    Dazu  waren  Mais-  und  Flachsbau  sehr  geeignet; 

*  Von  badile,  runde  Schaufel,  bzw.  paese,  Dorf. 
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der  erstere  bildete  seit  langem  die  Hauptkultur  des  niederlombardischen  Klein- 
betriebes, und  der  Flachs  lieferte  den  Rohstoff  für  eine  beliebte  hausgewerb- 
liche Tätigkeit.  Diese  freilich  nur  deduktiv  angenommene  Entwicklung 
würde  zu  der  Lage  der  badini  vor  30  Jahren  geführt  haben. 

Welchen  Ursprung  übrigens  auch  die  Verschiedenheit  in  der  Lohnform 
bei  den  damaligen  Gutstagelöhnern  gehabt  haben  mag,  sie  bestand  nur  so  lange, 
als  der  Maisbau  noch  sehr  ausgedehnt  war.  Später,  besonders  seit  der  Agrar- 
krisis  der  80er  Jahre,  und  noch  mehr  infolge  der  bedeutenden  Ausdehnung 
der  Wiesenkultur  und  des  Molkereibetriebes  und  dazu  der  Reisfelder,  ließ  sich 
diese  Lohnform  nicht  mehr  aufrecht  erhalten;  es  lohnte  sich  nicht  mehr,  so 
viele  Stücke  von  je  2  ha  Mais-  und  Flachsfelder  zu  bebauen,  als  Familien  von 
badini  vorhanden  waren.  So  wurden  die  badini  zu  braccianti  obbligati,  für  die  man 
auch  die  bei  den  anderen  Klassen  der  Gutstagelöhner  übliche  Lohnform  einführte. 

Die  Söhne  der  Gutstagelöhner  unter  16  beziehungsweise  18  Jahren,  die 
Töchter  und  die  Frauen  werden  keiner  bestimmten  Klasse  zugewiesen.  Seit 
einigen  Jahren,  seitdem  durch  die  Entwicklung  der  lombardischen  Industrie 
die  Möglichkeit  geboten  ist,  die  Kinder  einer  anderen  Arbeit  zuzuführen,  kommt 
es  sogar  vor,  daß  nicht  alle  Familienmitglieder  vom  Gutsleiter  angeworben 
werden;  der  Tagelöhner  behalt  sich  beim  Abschluß  des  Arbeitsvertrages  das 
Recht  vor,  ein,  zwei  oder  mehrere  seiner  Angehörigen  sonst  arbeiten  zu  lassen. 
Das  ist  zwar  noch  nicht  allgemein  Sitte  geworden,  kommt  aber  allmählich  immei 
mehr  in  Brauch.    Die  Gründe  dafür  werden  wir  an  anderer  Stelle  erörtern. 

Soweit  die  Familienmitglieder  noch  auf  dem  Gute  Arbeit  finden,  ge- 
schieht es  in  folgender  Weise.  Die  Knaben  im  Alter  von  8  —  10  Jahren  an 
werden  von  Tag  zu  Tag,  je  nachdem  es  die  Arbeiten  erfordern,  den  Tage- 
löhnern der  verschiedenen  Klassen  ohne  Unterschied  als  Garzoni  zugewiesen.  Ihre 
Arbeitszeit  richtet  sich  nach  der  der  Tagelöhner.  Ihr  Jahreslohn  schwankt  je  nach  dem 
Alter  zwischen  50  und  100  Lire  Geldlohn  und  4 — 6  dz.  MaisNaturallohn. 

Die  Mädchen,  die,  wie  gesagt,  nicht  jeden  Tag  zur  Arbeit  herangezogen 
werden,  erhalten  einen  Gcldlohn  von  0,40^0,50  Lire  pro  Tag  und  einen 
Zentner  Mais  für  je  40  Arbeitstage. 

Falls  auch  die  Frau  herangezogen  wird,  was  übrigens  selten  geschieht, 
so  erhält  sie  einen  Geldlohn  von  0,80  Lire  pro  Tag,  wovon  0,30  für  die 
Vormittagsarbeit  und  0,50  für  die  Nachmittagsarbeit  gelten ;  die  Unterscheidung 
wird  gemacht,  weil  die  Frau  manchmal  nur  am  Vormittag  oder  am  Nachmittag 
zur  Arbeit  kommen  kann.  Um  der  Gefahr  vorzubeugen,  daß  die  Frau  wegen 
Beschäftigung  zu  Hause  die  Gutsarbeit  versäume,  zu  der  sie  notwendig  ist,  ist 
vertragsmäßig  bestimmt,  daß  in  einem  soh-hen  Falle  der  für  die  Arbeit  der 
Frau  bestimmte  Lohn  vom  Gcldlohn  ihres  Mannes  abgezogen  wird,  falls  nicht 
gewichtige  Entschuldigungen  vorliegen. 

Für  Frauen  und  Mädchen  gibt  es  keine  feste  Arbeitszeit,  da  sie  für 
keine  besondere  Kategorie  von  Arbeitsleistungen  und  nur  zeitweise  beschäftigt 
werden  ;  immerhin  ist  ihr  Arbeitstag  im  allgemeinen  kürzer  als  der  der  Männer. 
Neuerdings  haben  einige  Unternehmer  einen  festen  Arbeitstag  für  Frauen  und 
Mädchen  eingeführt,  der  von  7 '/,  Uhr  morgens  bis  Sonnenuntergang  dauert, 
mit  einer  Mittagspause  von  einer  Stunde,  und  einer  Vesperpause  von  gleicher 
Dauer  wie  bei  den  Männern.  Die  Frauen  sollten  allerdings  eine  Mittagspause 
von  2  Stunden  haben.     Tatsächlich   werden  diese  Bestimmungen  nicht  mehr 
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eingehalten;  maßgebend  ist  allein  die  Dringlichkeit  der  Arbeit  beziehungsweise 
das  Interesse  des  Unternehmers1. 

Sowohl  Geld-  als  auch  Naturallohn,  cibaria  und  Brennmaterialien  werden 
nur  in  Teilzahlungen  ausgefolgt,  und  zwar  immer  nur  soviel,  als  der  Tage- 
löhner verlangt;  doch  dürfen  diese  Teilzahlungen  bis  zum  August  2/3  des  Ge- 
samtlohnes nicht  übersteigen,  damit  der  Tagelöhner  am  Ende  der  Vertrags- 
periode, am  11.  November,  nicht  Schuldner  des  Unternehmers  sei;  doch  wird 
die  Regel  nur  selten  befolgt.  Die  Aufzeichnung  der  im  Jahre  gemachten  Teil- 
zahlungen ist  sehr  eigenartig.  Für  den  Geldlohn  und  für  jeden  der  Natural- 
bezüge, Mais,  Reis  und  Weizen,  von  denen  der  Unternehmer  dem  Tagelöhner 
ein  bestimmtes  Quantum  schuldet,  benutzt  man  2  hölzerne  Täfelchen;  davon 
erhält  das  eine  der  Unternehmer,  das  andere  der  Tagelöhner;  die  erfolgten 
Zahlungen  werden  durch  Einschnitte  bezeichnet2;  die  vertikalen  Einschnitte 
bezeichnen  die  Einheiten,  die  horizontalen  die  Zehner. 

Wird  der  Gutstagelöhner  krank,  so  wird  ihm  vom  Geldlohn  etwas  abge- 
zogen, und  zwar  0,50  Lire,  wenn  er  verheiratet  ist,  0,25  Lire,  wenn  er  ledig 
ist;  dies  aber  nur  für  den  Fall,  daß  die  Krankheit  nicht  länger  als  4  Tage 
dauert;  dauert  sie  länger  und  wird  sie  vom  Arzt  bestätigt,  so  wird  vom  Lohn 
nichts  abgezogen.  Dadurch  will  der  Unternehmer  verhindern,  daß  die  Tage- 
löhner sich  der  Arbeit  entziehen;  es  ist  aber  damit  der  Übelstand  verbunden, 
daß  die  Tagelöhner  erst  dann  die  Arbeit  einstellen,  wenn  sie  nicht  mehr  in 
der  Lage  sind,  auch  nur  das  Geringste  zu  leisten.    Geht  die  Krankheit  über 


1  Hier  sei  noch  eine  besondere  Lohnform  der  Verwalter  erwähnt,  für  die  ich  aber 
nur  ein  Beispiel,  und  zwar  auf  dem  Mailänder  Gebiet  gefunden  habe.  Auf  dem  betr.  Gut 
sind  2  Verwalter  angestellt.  Jeder  erhält,  wie  gewönhlich,  die  Wohnung  mit  einem  Garten 
von  drei  pertiche  (19,62  a),  die  er  nach  Belieben  bebauen  darf,  1'  4  Liter  Milch  pro  Tag, 
drei  Doppelzentner  Reis,  30  Dz.  Brennmaterialien,  ferner  einen  bestimmten  Anteil  an  den  im 
Betriebe  erzeugten  Produkten,  nämlich  1  Lire  pro  Hektoliter  Milch,  je  eine  Lire  pro  Doppel- 
zentner Mais,  Welzen  und  Reis,  nach  Abzug  der  Aussaat  und  des  Anteils  der  Gutstage» 
löhner,  0,30  Lire  pro  Doppclzentner  verkauftes  Holz.  Umgekehrt  hat  jeder  Verwalter  zu  leisten 
60  Lire  Beitrag  zur  Hagelversicherungsprämie,  20 °  o  der  Ausgaben  für  die  Instandhaltung  der 
Maschinen,  20°  <,  der  Anschaffung  für  neue  Maschinen,  20 °/o  der  Ausgaben  für  Arbeiter. 
Der  Vertrag  hat  den  Zweck,  die  AufsichtsÜUigkeit  der  Verwalter  gegenüber  den  Arbeitern 
und  den  betr.  Produkten  zu  fördern  und  zu  sichern.  Das  Ergebnis  sowohl  für  den  Unter- 
nehmer als  auch  für  den  Verwalter  läßt  sich  noch  nicht  feststellen,  weil  der  Vertrag  erst  am 
11.  November  1906  in  Kraft  trat;  er  wurde  auf  drei  Jahre  geschlossen  und  hat  sechs  Monate 
Kündigungsfrist.  Der  Unternehmer  hat  den  Verwaltern  eine  jähr  liehe  Minimaleinnahme  für 
diese  drei  Jahre  im  Betrage  des  früheren  Jahreslohnes  gewährleistet. 

Es  ist  noch  zu  bemerken,  daß  auf  manchen  Gütern,  die  von  Dörfern  weit  entfernt  sind, 
fortdauernd  ein  Schreiner  beschäftigt  wird.  Er  erhält  freie  Wohnung  für  sich  und  seine 
Familie  und  einen  Taglohn  in  Geld.  Seine  Angehörigen  dürfen  auf  dem  Gute  selbst  oder 
anderwärts  arbeiten;  in  ersterem  Kalle  werden  sie  wie  die  Angehörigen  der  Gutstagelöhner 
bezahlt.  Früher  hatte  der  Schreiner  noch  eine  andere  eigentümliche  Einnahmequelle;  sobald 
das  Heu  eingeerntet  war,  durfte  er  mit  seiner  Familie  die  Wiesen  harken;  »,  j  des  Heues 
bekam  der  Schreiner,  2  3  der  Unternehmer.  Das  Drittel  hieß  »la  rastrellatai  von  rastrellare 
(Harken,  Rechen).    Seit  Einführung  des  Pferderechens  ist  diese  Sitte  verschwunden. 

*  Daher  der  Name  Taglie  für  diese  Täfelchen,  von  Taglio,  Einschnitt. 
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einen  Monat  hinaus,  so  hat  der  Arzt  zu  entscheiden,  ob  der  Kranke  die  übrige 
Zeit  des  Vertragsjahres  (bis  zum  n.  November)  arbeitsunfähig  bleibt  oder  nicht; 
ist  das  nicht  der  Fall,  so  werden  nach  dem  ersten  Monat  dem  verheirateten 
Arbeiter  0,40  Lire,  dem  Ledigen  0,20  pro  Tag  vom  Geldlohn  abgezogen. 
Wenn  aber  der  verheiratete  Tagelöhner  vom  Arzt  für  arbeitsunfähig  erklärt 
wird,  oder  wenn  er  stirbt,  so  wird  der  Familie  die  Wohnung  mit  Garten,  das 
Brennmaterial,  das  Mais-  beziehungsweise  das  Flachsfeld,  sowie  die  3  Scheffel 
Mais,  wie  früher,  gewährt;  der  Geidlohn  und  die  cibaria  dagegen  nur  in  Ver- 
hältnis zu  den  von  dem  invaliden  respektiv  verstorbenen  Tagelöhner  geleisteten 
Arbeitstagen.  In  gleicher  Weise  erhält  die  Familie  den  Geldlohn  und  die 
cibaria,  wenn  der  betreffende  Tagelöhner  ledig  war.  Dabei  ist  nicht  zu  ver- 
gessen, daß  in  solchen  Fällen  die  Bedürftigkeit  der  Familie  einerseits  und  der 
Wohltätigkeitssinn  des  Unternehmers  andererseits  eine  große  Rolle  spielen. 

Wird  ein  Gutstagelöhner  länger  als  45  Tage  zum  Militär  eingezogen,  so 
wird  von  der  cibaria  ein  entsprechendes  Quantum  abgezogen;  für  den  verhei- 
rateten nur  die  Hälfte  von  dem,  was  dem  Ledigen  abgezogen  wird.  Dauert 
die  militärische  Übung  länger  als  45  Tage,  so  wird  für  die  folgenden  Tage 
allen  Tagelöhnern,  den  ledigen  wie  den  verheirateten,  der  Geldlohn  und  die 
cibaria  um  ein  entsprechendes  gekürzt. 

Der  Vertrag  wird  immer  auf  ein  Jahr  abgeschlossen  und  läuft  vom 
11.  November  bis  zum  folgenden  10.  November;  während  dieser  Zeit  müssen 
sämtliche  Familienmitglieder  in  der  Familie  bleiben;  nur  die  Mädchen  sind 
davon  ausgenommen,  wenn  sie  heiraten;  der  Vertrag  kommt  gewöhnlich  in  der 
Zeit  zwischen  Mai  und  August  zustande.  Wohnt  der  Tagelöhner  schon  auf 
dem  Gute,  hat  aber  eine  ausdrückliche  Erneuerung  des  Vertrages  vor  dem 
31.  August  nicht  stattgefunden,  so  gilt  der  Vertrag  als  aufgelöst.  Seit  einigen 
Jahren  werden  aber  auch,  wegen  des  großen  Mangels  an  Arbeitskräften,  noch 
in  den  folgenden  Monaten  bis  in  den  November  hinein  Verträge  abgeschlossen; 
in  den  letzten  2  oder  3  Jahren  erneuern  die  Gutstagelöhner,  die  auf  dem- 
selben Gute  zu  bleiben  gedenken,  den  Vertrag  vor  Ende  August  nicht  mehr, 
da  sie  sicher  sind,  daß  der  Unternehmer  sie  nicht  entlassen  wird.  Es  bildet  sich 
gegenwärtig  die  Sitte  aus,  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  Oktober  den  Vertrag 
einzugchen,  um  Verbesserungen  im  Arbeitsverhältnis  zu  erzielen,  da  in  dieser 
Zeit  wegen  der  bevorstehenden  Feldarbeiten  die  Nachfragen  an  Arbeitskräften 
bedeutend,  das  Angebot  aber  gering  ist. 

Der  Vertrag  wird  in  den  meisten  Fällen  nur  mündlich,  und  ohne  irgend 
eine  Kaution  abgeschlossen;  seine  einzelnen  Bestimmungen  richten  sich  nach 
den  ortsüblichen  Sitten,  die  als  bekannt  vorausgesetzt  werden.  Einige  Unter- 
nehmer führen  im  Laufe  des  Jahres  neue  Bestimmungen  ein  oder  heben  alte 
auf,  was  leider  nicht  immer  zugunsten  der  Arbeiter  ausfällt  Erst  seit  einigen 
Jahren  ist  das  sogenannte  libretto  colonico  eingeführt,  ein  Heft,  das  die  wich- 
tigsten Bestimmungen  des  Vertrages  enthält,  jedoch  mit  der  Klausel,  daß  trotzdem 
immer  noch  alle  ortsüblichen  Sitten  als  vertragsmäßig  verpflichtend  gelten  sollen. 
Das  Heft  wird  vom  Unternehmer  und  vom  Tagelöhner  unterschrieben;  wenn 
aber,  wie  es  öfter  voi kommt,  der  Tagelöhner  nur  imstande  ist,  als  Unterschrift 
nur  ein  Kreuzeszeichen  zu  machen,  so  wird  noch  die  Unterschrift  von  zwei 
Zeugen  als  Bestätigung  verlangt.  Mit  der  Einführung  des  libretto  colonico 
fällt  auch  das  System  der  Taglie  aus.  Das  librerto  ist  aber  erst  bei  wenigen 
Unternehmern  in  Gebrauch. 
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Kommt  der  Tagelöhner  von  einem  anderen  Gut,  so  hat  für  den  Transport 
seines  Hausgerätes  der  neue  Unternehmer  zu  sorgen;  dieser  hat  auch  die 
etwaigen  Schulden  des  Tagelöhners  bei  dessen  früherem  Gutsherrn  zu  tilgen. 
Dieser  Vorschuß  wird  natürlich  nachher  vom  Lohne  abgezogen 

Beim  Eintritt  in  den  Dienst  werden  die  entsprechenden  Werkzeuge  vom 
Unternehmer  geliefert.  Nach  Ablauf  des  Vertrages  hat  sie  der  Arbeiter  zu- 
rückzugeben. Für  diejenigen,  die  etwa  verloren  gegangen  sind,  muß  er  Ent- 
schädigung zahlen. 

Eine  Eigentümlichkeit  bei  den  Gutstagelöhnern  der  Niederlombardei  ist 
die  große  Leichtigkeit,  mit  der  sie  von  Gut  zu  Gut  wandern.  Tagelöhner, 
die  länger  als  drei  Jahre  lang  auf  demselben  Gut  sitzen,  sind  überall  eine 
höchst  seltene  Ausnahme,  abgesehen  von  wenigen  Familien,  welche  bei  Unter- 
nehmern beschäftigt  sind,  die  selbst  seit  sehr  langer  Zeit  dasselbe  Gut  bewirt- 
schaften, oder  auch  auf  Gütern  in  der  Nachbarschaft  von  Industriedörfern. 
Nach  ein  oder  zwei  Jahren  ziehen  sie  auf  ein  anderes  Gut,  und  zwar  niemals 
in  derselben  Gemeinde;  nach  drei  Jahren  kommen  sie  gewöhnlich  zur  früheren 
Gemeinde  zurück,  ziehen  aber  auf  ein  anderes  Gut.  So  wechselt  gewöhnlich 
in  je  drei  Jahren  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  einer  Gemeinde  fast 
vollständig. 

Ein  Übel,  welches  in  den  letzten  zwei  bis  drei  Jahren  sehr  um  sich 
gegriffen  hat,  und  die  Zunahme  der  Wanderungen  nicht  unerheblich  beeinflußt, 
ist  der  Kontraktbruch,  über  den  fast  allgemein  geklagt  wird.  Früher  kam  das 
sehr  selten  vor;  die  Tagelöhner  stellten  sich  im  Monat  August  dem  Unter- 
nehmer, um  den  Vertrag  zu  schließen  und  dieser  wurde  stets  von  beiden 
Seiten  eingehalten,  obwohl  er  nur  mündlich  und  ohne  Kaution  abgeschlossen 
war.  Wegen  der  stets  wachsenden  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  sind  auf 
dem  Arbeitsmarkt  Vermittler  aufgetreten,  die  vordem  in  der  Niederlombardei 
fast  unbekannt  waren.  Es  sind  das  gewöhnlich  frühere  Gutstagelöhner,  die  zur 
Stadt  gezogen  sind,  und  die  ihre  alte  Bekanntschaft  mit  den  Arbeitern  und 
die  neue  Lage  ausnützen,  um  an  den  Markttagen  in  Mailand,  Pavia  und  Lodi, 
welche  gewöhnlich  wöchentlich  von  den  Pächtern  besucht  werden,  diesen 
Arbeitskräfte  anzubieten.  Sie  werben  Gutstagelöhner  an  und  lassen  sich  dafür 
von  jedem  ein  kleines  Entgelt  geben.  Dann  bieten  sie  die  Arbeitskräfte  dem 
Unternehmer  an,  wiederum  gegen  eine  Vermittlungsgebühr.  Diese  unwürdige 
Spekulation  führt  allzu  häufig  zum  Kontraktbruch.  Der  Vermittler  schließt 
nämlich,  wie  gewöhnlich,  im  August  und  September  die  normalen  Verträge  ab; 
wenn  dann  im  Oktober  die  Nachfrage  steigt,  so  fordert  der  Vermittler  die 
von  ihm  schon  anderen  Unternehmern  zugewiesenen  Tagelöhner  auf,  zum 
1 1 .  November  zum  neuen  Unternehmer  zu  ziehen.  Der  Verlust  des  Pacht- 
schillings wird  durch  das  höhere  Vermittlungsgeld  gedeckt.  Manchmal  macht 
der  Vermittler  auch  Spekulationsgeschäfte,  indem  er  vom  Mai  bis  August  eine 
möglichst  große  Anzahl  von  Arbeitern  anwirbt,  mit  den  Unternehmern  aber 

1  In  der  Regel  geht  der  Tagelöhner  am  1.  November  zu  seinem  neuen  Arbeitgeber, 
um  ihm  den  Tag  anzugeben,  an  dem  er  «ein  Hausgerät  abzuholen  bat,  und  wieviel  Wagen 
dazu  notwendig  sind,  und  wie  groß  der  Vorschuß  ist  zur  Tilgung  der  Schulden.  Man  heißt 
dies  im  Dialekt  »dare  1*  imperial«.  Dieser  sonderbare  Ausdruck  will  vielleicht  darauf  hin- 
weisen,  daß  wenigstens  einmal  im  Jahre  der  Tagelöhner  es  ist,  welcher  Befehle  gibt,  und 
zwar  seinem  neuen  Arbeitgeber. 
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vor  Oktober  keinen  Vertrag  abschließt,  um  dann  möglichst  hohe  Vermittlungs- 
gebühren herauszuschlagen,  So  kommt  das  Steigen  der  Nachfrage  nach 
Arbeitskräften  nicht  den  Arbeitern  in  Forin  einer  Lohnerhöhung  zugute,  sondern 
ausschließlich  den  Vermittlern:  diese  können  sogar  nicht  nur  eine  Steigerung 
der  Löhne  verhindern,  sondern  sogar  die  Löhne  bis  zu  einem  gewissen  Grad 
herabdrücken,  da  sie  um  so  höhere  Vermittlungsgebühren  beziehen,  je  billigere 
Arbeitskräfte  sie  liefern.  Von  solchen  Geschäften  ist  in  der  Öffentlichkeit 
nichts  bekannt,  aber  jedem,  der  mit  den  Verhältnissen  etwas  vertraut  ist,  sind 
sie  durchaus  nicht  fremd.  Neuerdings  tragen  selbst  die  Unternehmer  zur 
Ausdehnung  des  Kontraktbruches  bei,  indem  manche  von  ihnen,  um  ihren 
Mangel  an  Arbeitskräften  zu  decken,  sich  unmittelbar  an  die  von  anderen 
Unternehmern  schon  angeworbenen  Tagelöhner  wenden,  ihnen  Geschenke  oder 
auch  bessere  Arbeitsbedingungen  anbieten,  um  sie  zu  sich  hinüberzuziehen. 

Nachdem  wir  so  die  allgemeinen  Verhältnisse  des  Arbeitsvertrages  und 
des  Lohnes  dargestellt  haben,  möchten  wir  zu  einer  Erörterung  derselben 
übergehen. 

Die  Form  des  Arbeitsvertrages  ist  ausschließlich  eine  indirekte.  Der 
Unternehmer  wirbt  nicht  die  einzelnen  Gutstagelöhner  an,  sondern  nur  Tage- 
löhnerfamilien, mit  dessen  Haupt  er  den  Vertrag  abschließt,  und  der  für  alle 
Familienmitglieder  einsteht;  ein  lediger  Landarbeiter  kann  erst  Gutstagelöhncr 
werden,  wenn  er  sich  vorher  in  eine  solche  Familie  hat  aufnehmen  lassen. 
Die  Familie  bildet  aber  nicht  eine  Gruppe  von  Arbeitern  im  volkswirtschaft- 
lichen Sinne,  die  etwa  eine  Gruppenarbeit  zu  leisten  hätte,  sondern  jedes 
Familienmitglied  gehört  einer  der  genannten  Arbeiterklassen  an.  Der  Lohn 
aber  wird  nicht  dem  einzelnen  nach  seinen  persönlichen  Arbeitsleistungen 
bezahlt,  sondern  er  zerfallt  in  zwei  sich  einander  ergänzende  aber  doch  unter- 
schiedene Teile.  Der  eine  Teil  fällt  der  Familie  als  solcher  zu,  der  andere 
dem  einzelnen  Tagelöhner;  wir  können  die  beiden  Teile  bezeichnen  als 
Familienlohnteil  und  Personallohnteil.  Das  ist  aber  nicht  so  aufzufassen, 
als  ob  mit  tlem  Familienlohnteil  die  Arbeit  der  Familie  und  mit  dem  Fersonal- 
lohnteil  die  des  einzelnen  bezahlt  werden  sollte;  vielmehr  soll  der  Gesamtlohn 
nichts  anders  sein  als  die  Entlohnung  der  Gutstagelöhner  selbst;  nur  geschieht 
das  in  der  Weise,  daß  die  einzelnen  nur  einen  Teil  des  Lohnes  erhalten,  der 
nachher  durch  einen  für  jede  Familie  gleichen  Familienlohnteil  ergänzt  wird. 
Das  ist  auch  der  Grund,  weshalb  alle  Familienmitglieder  vertragsmäßig  ver- 
pflichtet sind,  während  des  Vertragsjahres  in  derselben  Familie  zu  bleiben. 

Der  Unterschied  zwischen  den  beiden  Lohnteilen  ist  vielleicht  auf  den 
ersten  Blick  nicht  ersichtlich,  zumal  im  allgemeinen  nur  von  einem  Lohn  für 
verheiratete  und  einem  solchen  für  ledige  Tagelöhner  gesprochen  wird;  tat- 
sächlich aber  ist  der  Unterschied  vorhanden.  Wohnung  mit  Garten,  das 
Brennmaterial  und  die  Maisbezüge  werden  freilich  dem  Familienhaupte  als 
dessen  Lohn  nominell  zugewiesen,  kommen  aber  eigentlich  der  Familie  als 
solcher  zu.  Tatsächlich  werden  diese  Lohnelemente  auch  jeder  Familie  in 
ganz  gleicher  Weise  und  Menge  zuteil,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der 
Familienmitglieder,  oder  auf  die  Gutstagelöhnerklasse,  der  sie  angehören. 
Ferner  bleibt  dieser  Lohnteil  der  Familie  unvermindert  eihalten,  wenn  auch 
das  Familienhaupt  oder  irgend  ein  Familienmitglied  stirbt  oder  arbeitsunfähig 
wird.  Dagegen  wird  der  andere  Teil  des  Lohnes,  die  cibaria  und  der  Geld- 
lohn,  nach  der  Zahl  der  der  Familie   angehörenden  Tagelöhner  berechnet ; 
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außerdem  ist  der  Geldlohn  verschieden  nach  der  Klasse,  der  die  Tagelöhner 
angehören,  während  die  cibaria  als  Ersatz  für  die  ehemalige  Beköstigung  für 
alle  gleich  ist.  Schließlich  richtet  sich  auch  nach  dem  Tode  oder  bei  der  Arbeits- 
unfähigkeit eines  Familienmitgliedes  der  Ersatz  an  die  Familie  nach  der  von  dem 
betreffenden  Familienmitglied  geleisteten  Arbeit  beim  Geldluhn  und  bei  der 
cibaria ;  so  auch  bei  der  Einberufung  zum  Militär  wird  hiervon  ein  Teil  abgezogen. 

Diese  Art  der  Entlohnung,  welche  die  Hcfsicdelung  und  die  Besitz- 
losigkeit der  Tagelöhner  voraussetzt,  wenn  sie  auch  nicht  umgekehrt  notwendig 
daraus  folgt,  bildet  eine  Zwischen-  oder  Übergangsstufe  zwischen  der  unteren 
Art  der  Entlohnung,  bei  der  dem  Arbeitgeber  die  Arbeitskraft  des  Arbeiters 
gegen  bloßen  Unterhalt  zur  Verfügung  steht,  und  der  höheren  Lohnart,  bei 
welcher  der  Lohn  nach  der  Arbeitsleistung  bemessen  wird;  weil  eben  hier  der 
Familienlohnteil  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Gutstagelöhner  und  die  Klasse 
derselben  gegeben  wird. 

Diese  Entlöhnungsart  hat  für  den  Unternehmer  gewisse  Vorteile ;  er 
kann  auf  diese  Weise  billigere  Arbeitskräfte  anwerben.  Braucht  er  z.  B.  sechs 
Tagelöhner,  so  kann  er  zwei  Familien  mit  je  drei  erwachsenen  männlichen 
Arbeitern  anwerben,  an  Stelle  von  drei  Familien  mit  je  zwei  vollgültigen 
Arbeitern;  im  ersteren  Falle  sind  die  Arbeitskräfte  billiger,  weil  der  Betrag 
eines  ganzen  Familienlohnteiles  in  Wegfall  kommt.  Das  System  hat  aber  auch 
seine  Nachteile,  weil  es  nicht  immer  möglich  ist,  Familien  anzuwerben,  deren 
Mitgliederzahl  der  der  auf  dem  Gute  notwendigen  Arbeitskräfte  gerade  ent- 
spricht. Fehlen  z.  B.  ein  oder  zwei  Tagelöhner,  so  müßte  der  Unternehmer 
noch  eine  ganze  Familie  anwerben,  was  natürlich  nicht  geschieht,  da  er  ent- 
weder einfach  auf  sie  verzichtet,  oder  sie  auf  irgend  eine  Weise  zu  ersetzen 
sucht,  entweder  durch  zeitweilige  Beschäftigung  der  Frauen,  oder  durch  Heran- 
ziehung von  Hilfsarbeitern. 

Was  nun  die  Form  des  Lohnes  anbelangt,  so  wird  dieselbe  von  manchen 1 
als  eine  gemischte  Form  von  Zeitlohn  und  Teilbau  angesehen,  und  zwar 
wegen  der  Teilung  des  Ertrages  des  Maisfeldes,  die  als  Teilbau  bezeichnet 
wird.  Dem  liegt  aber  eine  verfehlte,  wenigstens  in  etwa  unrichtige  Auffassung 
des  Teilbaues  zugrunde.  Der  Teilbau  besteht  darin,  daß  der  Pächter  einen 
Teil  (meist  die  Hälfte)  des  Naturalem ages  der  wichtigsten  der  wirtschaftlichen 
Produkte  —  Weizen,  Weintraube,  Kokons  —  als  Vergütung  für  die  Über- 
lassung des  Gutes  abzuführen  hat,  und  zwar  in  der  Weise,  —  und  das  ist 
das  Wesentliche  beim  Teilbau  —  daß  im  übrigen  das  Bestellen  des  Bodens 
ganz  nach  Belieben  des  Teilbauern  erfolgen  kann;  dadurch  erscheint  der  Teil- 
bau eigentllich  als  eine  Unterart  der  Pacht.  Behält  sich  dagegen  der  Eigen- 
tümer eine  dauernde  Einwirkung  auf  die  Bestellung  des  Gutes  oder  gar  die 
Leitung  des  Betriebes  selbst  vor,  so  tritt  die  Form  der  Pacht,  und  damit  das 
Wesen  des  Teilbaues  zurück,  und  an  seine  Stelle  tritt  ein  eigentliches  Arbeits- 
verhältnis, bei  dem  die  Arbeitsleistung  mit  einem  Lohn  bezahlt  wird;  dieser 
besteht  hier  freilich  nicht  in  einer  fest  bestimmten  Geldsumme  oder  in  einem 
festen  Quantum  von  Naturalien,  sondern  in  einem  Teil  des  erwirtschafteten 
Rohertrages,  kann  also  als  Quotallohn  bezeichnet  werden2.  Was  nun  das 
jetzige  Vorkommen  des  Teilbaues  anbelangt,  wenigstens  in  Italien  und  insbe- 

»  Cfr.  Jacini,  Frammcnti  della  inchiesta  agraria,  und  La  proprieta  fondiaria,  usw.  passim. 
3  Cfr.  Buchenberger,  a.  a.  O.,  S.  210. 
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sondere  in  der  Lombardei,  so  muß  man  sagen,  daß  der  eigentliche  Teilbau, 
wenn  auch  nicht  verschwunden  (am  wenigsten  in  dem  klassischen  Lande  des- 
selben, Toskana,  Umbrien  und  den  Marken),  so  doch  stark  in  den  Hintergrund 
gedrängt  worden  ist,  und  daß  heutzutage  gewöhnlich  ein  Quotallohnkontrakt 
zustande  kommt;  die  Eigentümer  wollen  eben  die  früheren  Teilbaupächter  zu 
neuen  besseren  Kulturarten  und  -methoden  anregen,  und  üben  deswegen  ein 
starkes  Eingreifen  in  die  Bestellung  des  Teilbaugutes  aus.  Der  alte  Name  aber 
ist  im  Volke  geblieben,  so  daß  man  gegenwärtig  unter  Mezzadria  oder  Mezzeria 
sowohl  den  eigentlichen  Teilbau  als  auch  den  Quotallohnkontrakt  versteht r. 

Aus  dem  Gesamten  geht  hervor,  daß  der  dem  Gutstagelöhner  zukommende 
Teil  des  Ertrages  des  Maisfeldes  nichts  anderes  ist  als  ein  Quotallohn;  infolge- 
dessen wird  die  Lohnform  der  Gutstagelöhner  als  eine  Mischung  von  Zeit- 
und  Quotallohn  zu  bezeichnen  sein.  Damit  wäre  auch  hingewiesen  auf  die 
Form  des  Lohnes,  welcher  den  Handarbeitern  als  Zuschuß  bei  den  Dresch- 
arbeiten zuteil  wird;  auch  dieser  Lohn  ist  mehr  als  Quotallohn  denn  als  Stück- 
lohn zu  betrachten,  da  er  in  einem  Teile  des  produzierten  Rohertrages  besteht. 

Diese  Form  von  Quotallohn,  um  das  kurz  hervorzuheben,  hat  unbedingt 
gewisse  Vorteile;  der  Quotallohn  nämlich  verknüpft  das  Interesse  des  Land- 
arbeiters mit  dem  Gute  und  den  Gutsarbeiten  in  ungleich  höherem  Maße  als 
die  sonst  üblichen,  zum  gleichen  Zweck  eingeführten  Lohnformen  (Akkordlohn, 
Prämien  usw.);  er  fördert  den  Fleiß  des  Arbeiters,  ohne  die  Qualität  der 
Arbeit  herabzusetzen,  indem  der  Arbeiter  Interesse  hat,  sowohl  an  der  Menge, 
als  auch  an  der  Güte  des  Produktes;  so  vereinigt  diese  Lohnform  gewisser- 
maßen in  sich  die  Vorteile  des  Stück-  und  des  Zeitlohnes,  ohne  ihre  Nachteile 
im  Gefolge  zu  haben. 

Diese  Form  verschwindet  aber  alimählich,  und  an  ihre  Stelle  tritt  der  Zeit- 
lohn. Wie  schon  gesagt,  hat  der  Untergang  der  Seidenraupenzucht  und  des 
Flachsbaues,  sowie  die  Ausdehnung  des  Reisbaues  die  Beschränkung  der  Quotal- 
lohnform  veranlaßt;  neuerdings  hat  die  Einführung  der  Hackmaschine  dieser 
Lohnform  den  letzten  Stoß  gegeben,  so  daß  der  Quotallohn  jetzt  nur  noch 
beim  Mähen  und  Dreschen  von  Weizen,  Reis  und  Mais  angewendet  wird. 
Das  alles  bedeutet,  daß  eine  vorteilhafte  Anwendung  des  Quotallohnes,  abge- 
sehen von  der  ihm  speziell  eigentümlichen  Bedingung,  daß  das  Produkt  ein 
teilbares  Verbrauchsgut  für  den  Arbeiter  sei,  auch  das  Vorhandensein  der 
gewöhnlichen  Bedingungen  für  die  Anwendung  des  Stücklohnes  voraussetzt. 

III.  Der  Lohnbetrag. 

Eine  Berechnung  des  Lohnes,  auch  wenn  wir  immer  den  durchschnittlichen 
Lohn  betrachten,  kann  nur  eine  ungefähre  sein,  sowohl  wegen  der  Schwankungen 
der  Marktpreise  für  die  Naturalbezüge  als  auch  wegen  des  sehr  verschiedenen 
Wertes  der  Wohnung  und  des  Gartens  in  den  einzelnen  Betrieben.  Übrigens 
kann  man  den  nur  in  Geld  berechneten  Lohn  nicht  vergleichen  mit  dem, 
welcher  in  Geld  bezahlt  wird;  denn  die  wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung 
des  Lohnes  für  die  Arbeiterklasse  liegt  nur  in  der  durch  ihn  ermöglichten 

1  Das  ist  vielleicht  der  Grand,  weshalb  Dietzel  (Über  das  Wesen  und  die  Bedeutung 
des  Teilbaues  in  Italien,  Zeitschrift  f.  St.-W.,  1884 — 1885)  und  Eheberg  (Agrarische  Zustände 
in  Italien,  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik)  den  Teil  bau  als  Quotallohnkontrakt  auffassen. 
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Lebenshaltung,  wobei  immer  ein  Vergleich  zwischen  dem  Betrag  des  Lohnes 
und  den  üblichen  Lebenskosten  zu  ziehen  ist.  Von  all  dem  kann  aber  hier 
nicht  die  Rede  sein,  weil  der  Lohn  nicht  in  Kaufmitteln  besteht,  sondern  zum  weit 
größten  Teil  in  Dingen,  die  unmittelbar  zur  Befriedigung  der  Lebensbedürfnisse  von 
der  Familie  verwendet  werden,  die  deshalb  auch  in  bezug  auf  die  Lebenshaltung, 
wenigstens  was  Wohnung  und  Nahrung  anbelangt,  vom  Markte  unabhängig  ist.  Der 
geeignete  Mafistab  also,  den  Wert  des  Lohnes  richtig  schätzen  zu  können,  soll  hier 
die  reale  Lebenshaltung  der  Familie  sein,  wie  sie  von  der  Art  und  Menge  der 
gelieferten  und  verbrauchten  Naturalien  bestimmt  wird.  Doch  auch  der  in  Geld 
ausgedrückte  Lohn  ist  dabei  nicht  ohne  Belang,  namentlich  um  einen  Vergleich  der 
Löhne  in  den  verschiedenen  Zeiten  und  auf  den  verschiedenen  Gebieten  an- 
stellen zu  können.  Um  nun  der  Wirklichkeit  möglichst  nahe  zu  kommen, 
wird  hier  der  Lohn  eines  Gutstagelöhners  aus  der  Klasse  der  Handarbeiter, 
bei  denen  die  Löhne  eine  größere  Gleichförmigkeit  als  bei  den  anderen  Klassen 
zeigen,  angegeben1.    Der  Lohn  beträgt  in  Geld,  wie  folgt: 

Lire 

Wohnung  mit  Garten   50 

Cibaria   I  5  f  "als  ä  ,5  Lire   75 

\  1  dz  Weizen   24 

30  dz  Brennmaterial  ä  1  Lire    30 

Maisfeld  mit)  _  ,    ...    .        T . 

Zuschuß  j  8dz  Mais  *  15  Lire    •    '    '    '  .12° 

Geldlohn   135 

Summe    .    .    .  434 

Um  den  Gesamtverdienst  des  Familienvaters  und  seiner  Frau  zu  erhalten, 
sollte  eigentlich  noch  hinzugerechnet  werden  der  Ertrag  der  Ähren  und  Reisig- 
lese, der  Ertrag  des  Stücklohnes  für  das  Dreschen,  der  Lohn  der  Frau  für 
die  auf  dem  Gute  geleisteten  Arbeitstage,  sowie  der  Erlös  aus  der  Geflügel- 
zucht. Weil  es  sich  hier  aber  um  außerordentlich  schwankende  Elemente 
handelt,  wäre  eine  allgemein  gültige  auch  nur  durchschnittliche  Angabe  in 
Zahlen  dafüi  rein  willkürlich;  wir  können  nur  das  eine  bemerken,  daß  in 
manchen  uns  bekannten  konkreten  Fällen,  welche  als  günstig  gelten,  dieses 
gesamte  Nebeneinkommen  mehr  oder  weniger  auf  160  Lire  geschätzt  werden 
darf,  so  daß  die  Gesamteinnahme  von  Mann  und  Frau  in  diesen  Familien 
jährlich  rund  600  Lire  beträgt.  Diese  Nebenverdienste  aber  sind  hier  besser 
auszuschalten,  nicht  nur  wegen  der  Unmöglichkeit,  sie  irgendwie  genau  fest- 
zustellen, sondern  auch,  weil  sie  eigentlich  nicht  als  Lohnelemente  betrachtet 
werden,  und  auch  der  Quotallohn  für  das  Dreschen  nur  ein  Zuschuß  für  die 
Überzeitarbeit  ist;  auch  ist  es  allgemein  Sitte,  den  Gesamtlohn  nach  den  oben 
angeführten  Elementen  zu  berechnen.  Darum  muß  als  allgemeines  Ergebnis 
angenommen  werden,  daß  der  gewöhnliche  Lohn  eines  Familienvaters  aus  der 
Klasse  der  Handarbeiter,  in  Geld  ausgedrückt,  434  Lire  pro  Jahr  beträgt. 

»  Wegen  der  eigentümlichen  Lohnform,  bei  der  der  Familienlohnteil  die  Ergänzung  bildet 
für  die  Löhne  aller  der  Familie  angehörenden  Tagelöhner,  ist  es  unmöglich,  den  eigentlichen 
Betrag  des  Lohnes  der  einzelnen  Gutstagelöhner  zu  berechnen.  Um  diese  Schwierigkeit  zu 
umgehen,  wird  hier  der  Lohn  einer  Familie  angeführt,  die  außer  Mann  und  Frau  keine 
erwachsenen  Mitglieder  zahlt,  die  etwa  noch  auf  dem  Gute  als  Tagelöhner  arbeiteten. 


Digitized  by  Google 


96 


II.  Teil. 


Dieser  Lohn  betrug  in  den  80 er  Jahren  nach  der  Agrarenquete  475  Lire 
pro  Jahr,  wobei  aber  zu  bedenken  ist,  daß  der  damalige  Maispreis  22,5  Lire 
pro  Doppelzentner  betrug.  Will  man,  um  einen  Vergleich  anzustellen,  den 
damaligen  Lohn  nach  dem  jetzigen  Preise  berechnen,  so  ergibt  sich  ein 
Ertrag  von  360  Lire  pro  Jahr;  in  etwa  25  Jahren  ist  also  der  Lohn  um 
74  Lire  gleich  20,55  %>»  gestiegen.  Diese  Lohnsteigerung  hat  aber  erst  in 
den  letzten  5  bis  6  Jahren  stattgefunden,  und  zwar  zuerst  infolge  der  Streiks 
der  Jahre  1901  bis  1903,  dann  seit  1905  wegen  des  immer  empfindlicher 
werdenden  Mangels  an  Arbeitskräften.  Die  durch  die  Streiks  herbeigeführte 
Zunahme  wird  im  Durchschnitt  auf  40  bis  50  Lire  pro  Jahr  und  Kopf  ge- 
schätzt, gleich  60,81  °/0  der  Gesamtzunahme.  Wegen  des  Mangels  an  Arbeits- 
kräften sind  nachher  die  Löhne  noch  etwa  um  30  Lire  gestiegen;  so  kann 
man  sagen,  daß  wegen  der  Streiks  die  Löhne  um  12,5%  des  früheren  Be- 
trages gestiegen  sind;  der  Mangel  an  Arbeitskräften  hat  dann  die  schon  er- 
höhten Löhne  noch  um  7,16%  steigen  lassen. 

Diese  Steigerung  der  Löhne  war  sowohl  der  Zunahme  der  Naturalbezüge 
als  auch  des  Geldlohnes  zuzuschreiben;  gleichzeitig  hat  der  Lohn  auch  noch 
andere,  gewöhnlich  nicht  beachtete,  aber  doch  wirkliche  Verbesserungen  er- 
fahren. So  z.  B.  werden  als  Cibaria  von  vielen  Unternehmern  nicht  mehr 
6  dz  Mais,  sondern  5  dz  Mais  und  1  dz  Weizen,  von  manchen  auch  4  dz 
Mais,  1  dz  Weizen  und  1  dz  Reis  geliefert;  das  bedeutet  eine  Erhöhung  des 
Lohnes  von  9  beziehungsweise  15  Lire.  Ferner  ist  dadurch,  daß  das  Flachs- 
feld in  Geld  umgewandelt  und  das  Maisfeld  eingeschränkt  wurde,  und  so  ein 
Teil  des  früher  auf  dem  Felde  erzeugten  Naturalertrages  durch  ein  bestimmtes 
Quantum  (3  Scheffel)  ersetzt  worden  ist,  auch  eine  gewisse  indirekte  Lohn- 
steigerung eingetreten,  weil  die  Arbeitsleistung  merklich  vermindert  wurde,  ohne 
daß  der  Gesamtlohn  abgenommen  hätte;  dadurch  sind  namentlich  die  Frauen 
und  Mädchen,  welche  die  Mais-  und  Flachsarbeiten  zu  besorgen  hatten,  ent- 
lastet und  können  sich  irgend  einem  anderen  Nebenerwerb  zuwenden  und 
dadurch  das  Familieneinkommen  erhöhen.  Hierzu  ist  noch  zu  bemerken,  daß 
das  Quantum  von  8  Scheffeln  jetzt  von  vielen  Unternehmern  dem  Tagelöhner 
garantiert  wird  durch  einen  entsprechenden  Zuschuß  im  Falle  einer  Mißernte. 

Die  höchsten  Löhne  erhält  der  Handarbeiter  in  dem  Mailänder  Gebiet 
bei  einem  Maximallohn  von  450  Lire,  die  niedrigsten  auf  dem  Gebiet  von 
Lodi  bei  einem  Maximum  von  425  Lire;  auf  dem  Gebiet  von  Pavia  beträgt 
das  Maximum  430—435  Lire.  Aus  der  Agrarenquete  ergibt  sich  dagegen,  daß 
damals  die  besseren  Löhne  auf  dem  Lodesaner  Gebiet  bezahlt  wurden;  ziffern- 
mäßige Angaben  werden  freilich  nicht  gemacht.  Diese  Änderung  hängt  viel- 
leicht mit  dem  raschen  und  bedeutenden  Aufschwung  der  Industrie  zusammen, 
der  im  mailändischen  zuerst  und  am  stärksten,  dann  auch  im  Paveser  Gebiet 
eingesetzt  hat,  während  Lodi  in  dieser  Hinsicht  zurückblieb.  Die  besseren 
Löhne  in  der  Industrie  und  die  Abwanderung  der  Landarbeiter,  die  am  empfind- 
lichsten naturgemäß  das  Mailander  und  nachher  das  Paveser  Gebiet  betroffen 
hat,  sollen  höhere  Löhne  in  diesen  zwei  Gebieten  verursacht  haben. 

Ist  nun  der  Lohn  nicht  unerheblich  gestiegen,  so  darf  man  gerade  unter 
den  heutigen  Verhältnissen  doch  nicht  behaupten,  daß  die  Löhne  hoch  sind: 
denn  434  Lire  für  250  Arbeitstage  bedeuten,  in  Geld  ausgedrückt,  einen 
Tagelohn  von  nur  1,75  Lire,  bei  einer  durchschnittlichen  Arbeitszeit  von 
10  \'A  Stunden.    Dazu  ist  noch  zu  bemerken,  daß  an  diesem  Verdienst  auch 
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die  Frau  Anteil  hat,  da  das  Maisfeld  des  Tagelöhners  von  ihr  unter  Beihilfe 
der  Mädchen  und  jüngeren  Söhne  bebaut  wird.  Wird  nun  angenommen,  daß 
das  Maisfeld  5  pertiche  groß  sei,  und  daß  die  sogenannten  Hackarbeiten  zwei 
Frauenarbeitstage  pro  pertica  in  Anspruch  nehmen,  so  sind  im  ganzen  für 
Maisarbeiten  10  Frauenarbeitstage  notwendig.  Somit  bedeutet  der  jahreslohn 
von  434  Lire  die  Entlohnung  für  250  Mfinner-  und  10  Frauenarbeitstage. 
Femer  hängt  die  Ausdehnung  des  Maisfeldes  ab  von  der  Größe  des  auf  dem 
Gute  überhaupt  bestellten  Maisfeldes  bezw.  von  der  Größe  des  Stückes  und 
der  Zahl  der  Tagelöhnerfamilien  ab,  da  der  Ertrag  nachher  so  geteilt 
wird,  daß  jeder  Tagelöhner  außer  der  cibaria  ein  Gesamtquantum  von  acht 
Scheffeln  Mais  erhält.  So  ist  es  für  die  Höhe  des  Lohnes  in  Mais  gleich- 
gültig, ob  das  Gut  groß  oder  klein  ist,  ob  z.  B.  der  Ertrag  von  5  pertiche 
Maisfeld  zur  Hälfte,  oder  der  von  10  pertiche  zu  einem  Viertel  geteilt  wird; 
anders  dagegen  ist  die  Sache  in  bezug  auf  die  zu  leistende  Arbeit,  da  5  per- 
tiche 10,  und  10  pertiche  20  Frauenaerbeitstage  in  Anspruch  nehmen. 

Eine  Frage,  welche  sich  bei  Betrachtung  der  Löhne  von  selbst  auf- 
drängt, ist  die,  welchen  Einfluß  die  Einführung  der  Maschinen  auf  die  Lage 
der  Gutstagelöhner  gehabt  hat. 

Die  Unternehmer  haben  sich  vor  allem  durch  die  Streiks  der  Jahre  von 
1901  — 1903  veranlaßt  gesehen,  sich  von  den  Arbeitern  mehr  unabhängig  zu 
machen,  hauptsächlich  durch  Einführung  der  Mähmaschinen,  weil  die  Dresch- 
maschinen schon  lange  in  Gebrauch  waren.  Für  die  Lage  der  Gutstagelöhner 
kommt  besonders  die  Grasmähmaschine  und  die  sonstigen  Maschinen  für  das 
Heu  in  Betracht,  denn  die  Weizen-  und  Reisemtearbeiten  werden  hauptsäch- 
lich von  eingewanderten  Hilfsarbeitern  vorgenommen,  wogegen  für  die  Heu- 
arbeiten hauptsächlich  die  Gutstagelöhner  verwendet  werden,  da  die  Heu- 
arbeiten im  niederlombardischen  Betrieb  nicht  nur  einmal  jährlich,  sondern 
häufig  vorkommen.  Ersetzt  nun  eine  Mähmaschine,  zu  der  zwei  Maschinen 
zum  Heuwenden  und  drei  Pferderechen  gehören,  vier  Arbeiter,  so  läßt  sich 
leicht  verstehen,  warum  eine  nicht  unbedeutende  Zahl  von  Gutstagelöhnem 
nach  den  Streiks  infolge  der  Einführung  dieser  Maschinen  entlassen  wurden. 
Diese  entlassenen  Landarbeiter  haben  jedoch  keinen  Druck  auf  den  Lohn  der 
Zurückbleibenden  ausgeübt,  einmal,  weil  dies  nicht  im  Interesse  des  Unter- 
nehmers lag,  den  erst  vor  kurzem  infolge  der  Streiks  erhöhten  Lohn  schon 
wieder  herabzusetzen  und  damit  neue  Unruhen  hervoi zurufen ;  dann  noch 
mehr,  weil  dieser  zeitweilige  Überschuß  an  Arbeitskräften  nach  kurzer  Zeit  in 
die  Industrie  abfloß,  die  eben  in  dieser  Zeit  ihren  stärksten  Aufschwung  nahm, 
und  die  schließlich  so  groß  geworden  ist,  daß  sie  den  schon  mehrmals  erwähn- 
ten Mangel  an  Arbeitskräften  in  der  Landwirtschaft  hervorrief. 

Was  die  Wirkung  der  Hackmaschine  auf  den  Lohn  betrifft,  ist  sie  schon 
hervorgehoben. 

IV.  Wohnung  und  Ernährung. 

Der  Darstellung  des  Lohnbetrages  sei  als  Ergänzung  eine  Erörterung 
der  Qualität  der  Hauptfaktoren  desselben,  der  Wohnung  und  der  Nahrungs- 
mittel angeschlossen. 

Schon  in  den  50  er  Jahren  wurden  Klagen  darüber  laut,  daß  die 
Wohnungen  der  niederlombardischen  Gutstagelöhner  sich  in  sehr  schlechtem 

Rovelli,  Die  Agrarmf.  der  Niederlorabardei.  7 
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Zustande  befänden1.  In  der  Agrarenquete  der  8oer  Jahre  findet  man  noch 
dieselben  Zustände:  die  Wohnungen  sind  sehr  oft  feucht,  fast  immer  dunkel, 
schlecht  gelüftet  und  ebenso  schlecht  gepflastert,  wo  es  überhaupt  ein  Pflaster 
gibt;  die  Wände  sind  ohne  Verputz  und  schmutzig.  Diese  Verhältnisse  sind 
gegenwärtig  keineswegs  besser,  wenn  auch  ein  gewisser  Fortschritt  hie  und  da 
nicht  zu  leugnen  ist.  Im  allgemeinen  stehen  die  Wohnungen  in  der  Nieder- 
lombardei im  schroffsten  Gegensatz  zu  der  Blüte  der  Landwirtschaft2. 

Eine  Ausnahme  bildet  das  Gebiet  von  Lodi,  wo  viele  Güter,  wenn  auch 
nicht  gute,  so  doch  weniger  schlechte  Wohngebäude  haben  als  die  übrigen 
Gebiete;  das  ist  der  früher  ziemlich  stark  betriebenen  Seidenraupenzucht  zuzu- 
schreiben, um  deretwilten  die  Wohngebäude  verbessert  und  insbesondere  mit 
besseren  Lüftungsanlagen  versehen  wurden. 

Jeder  Familie  sind  zwei  Räume  zugewiesen:  eine  Küche  im  Erdgeschoß 
und  ein  Schlafzimmer  im  oberen  Stock;  die  beiden  Räume  stehen  miteinander 
in  Verbindung  durch  eine  Treppe  in  oder  außer  dem  Hause.  Der  durch- 
schnittliche Luftraum  jedes  Zimmers  betrügt  40—60  cbm.  In  zwei  solchen 
Räumen  wohnen  Familien,  welche  sehr  oft  10 — 12  Köpfe  zählen,  so  daß  die 
Betten  in  beiden  Räumen  aufgestellt  werden  müssen,  obwohl  diese  schon  über- 
genug mit  anderem  Hausgerät,  mit  landwirtschaftlichen  Werkzeugen  und  selbst 
mit  Produkten  angefüllt  sind.  Sehr  oft  wird  diesem  Übelstande  abgeholfen, 
indem  die  ältesten  Söhne  im  Winter  in  den  Stallungen,  im  Sommer  im  Freien 
oder  in  dem  Heuschuppen  schlafen. 

Dieser  allgemein  anerkannte  elende  Zustand  der  Wohnungen  3  ist  zum 
großen  Teil  auf  das  herrschende  Pachtsystem  zurückzuführen.  Der  Eigentümer 
betrachtet  sein  Gut  nur  als  Rentenquelle  und  hat  kein  Interesse  daran,  die 
Wohnungen  der  Tagelöhner  renovieren  zu  lassen;  es  würde  das  eine  Summe 
kosten,  die  etwa  einem  Viertel  des  Gutswertes  gleichkäme  *.  Der  Pachtpreis 
würde  sich  infolgedessen  aber  nicht  sonderlich  steigern  lassen,  jedenfalls  nicht 
im  Verhältnis  zum  aufgewendeten  Kapital,  so  daß  das  Einkommen  des  Eigen- 
tümers z.  B,  von  4  auf  3  oder  31/a%  des  Gutwertes  sinken  müßte.  Dabei 
ist  noch  zu  berücksichtigen,  daß  manche  Güter,  zumal  die  kleineren,  hypothe- 
karisch belastet  sind,  so  daß  dem  Eigentümer  sein  Pachtrenteneinkommen  nach 
Abzug  der  Schuldzinsen  gerade  noch  zur  standesgemäßen  Lebenshaltung 
ausreicht.  Darum  beschränkt  der  Eigentümer  die  Gebäuderenovierung  auf  die 
allernotwendigsten  Reparaturen  und  auf  die  Anbauten,  die  durch  die  Pro- 
duktionserweiterung nötig  werden. 

Noch  weniger  als  der  Eigentümer  ist  der  Pächter  an  Neubauten  inter- 
essiert, da  sie  ihm  große  Ausgaben  verursachen  würden,  ohne  ihm  während 
der  Pachtperiode  einen  entsprechenden  Nutzen  zu  bringen  und  ohne  daß  im 
Pachtvertrage   eine  Entschädigung  für  Gebäuderenovierung   vorgesehen  wäre. 


1  Vgl.  Jarini,  La  propriela  fondiaria  c  le  popolazioni  agricole  in  Lombardia,  3.  Aufl., 

Mailand  1857,  S.  305. 

*  Ein  noch  heute  geltender  Pachtvertrag  enthält  die  Bestimmung,  daß  der  Pächter  die 

Gebäude  sowohl  als  Stallungen  als  auch  für  Wohnungen  für  Gutstagelöhner,  je  nach  seinem 

Belieben,  benutzen  darf. 

3  Vgl.  Conti,  La  proprieta  nel  passato  e  nel  presente,  Mailand  1905,  passim ;  Rela- 
zione  della  Commissione  suila  risicoltura,  Rom  1907,  S.  65. 

4  Vgl.  Jacini,  Frammeoti  usw.  S.  279. 
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Der  Pächter  kann  sogar  ein  Interesse  daran  haben,  daß  Neubauten  nicht  vor- 
genommen werden,  weil  er  die  Zufuhr  der  Baumaterialien  unentgeltlich  besorgen 
mußte.  Dieser  ökonomische  Grund  für  die  schlechten  Wohnungsverhält- 
nisse tritt  noch  deutlicher  hervor,  wenn  man  daneben  berücksichtigt,  daß  die 
Stallungen  in  den  letzten  Jahrzehnten  bedeutend  verbessert  wurden.  Die  Stallungen 
sind  nämlich  notwendig  zur  Erhaltung  des  Viehes,  an  dem  der  Pächter  das 
größte  Interesse  hat;  auch  der  Eigentümer  findet  für  die  Renovierung  der 
Stallungen  eine  angemessene  Kapitalverzinsung,  weil  dadurch  der  Gutswert  be- 
ziehungsweise der  Pachtzins  im  entsprechenden  Maße  steigt. 

Die  Wohnungsverhältnisse  haben  auch  in  der  Gesetzgebung  Berücksichti- 
gung gefunden.  Das  erste  Gesetz  über  Wohngebäude  auf  dem  Lande  datiert 
vom  25.  Februar  1904.  Vordem  gab  es  nur  einige  Bestimmungen  für  die 
zu  den  Reisfeldern  gehörenden  Wohngebäude  in  den  schon  erwähnten  Pro- 
vinzial Verordnungen  von  Mailand  und  Pavia  über  den  Reisbau.  Hiernach 
mußten  die  Wohnungen  trockene  und  gut  lüftbare  Räume  und  die  zu  ebener 
Erde  liegenden  Zimmer  einen  mit  Backsteinen  gepflasterten  Fußboden  haben ; 
dieser  mußte  nach  der  Verordnung  von  Mailand  15  cm,  nach  der  von  Pavia 
25  cm  über  dem  Erdboden  gelegen  sein.  Die  geschilderten  tatsächlichen  Woh- 
nungsverhältnisse zeigen  die  Unwirksamkeit  dieser  Verordnungen. 

Das  Gesetz  von  1904  bestimmt  im  Art.  15,  daß  im  allgemeinen  der 
Eigentümer  verpflichtet  ist,  die  Wohnungen  seiner  Gutstagelöhner  den  hygieni- 
schen Anforderungen  entsprechend  einzurichten  beziehungsweise  neu  zu  bauen. 
Kommt  der  Eigentümer  seinen  Verpflichtungen  nicht  nach,  so  hat  der  Bürger- 
meister oder  Gesundheitsbeamte  der  Gemeinde  dem  Gesundheitsrat  der  Provinz 
darüber  Bericht  zu  erstatten;  dieser  kann  seinerseits  dem  Bürgermeister  vor- 
schreiben, von  Amts  wegen  die  erforderlichen  Renovierungen  beziehungsweise  Neu- 
bauten vornehmen  zu  lassen  bis  zu  einer  Ausgabe,  die  über  den  doppelten 
Betrag  der  jährlichen  Grundsteuer  des  in  Frage  kommenden  Gutes  nicht  hinaus- 
geht. Falls  der  Bürgermeister  seine  Verpflichtungen  nicht  erfüllt,  hat  der  Präfekt 
der  Provinz  von  Amts  wegen  einzuschreiten.  Auch  dieses  Gesetz  ist  in  der 
Niederlombardei  fast  wirkungslos  geblieben.  Die  Schuld  daran  tragen  meist 
die  Pächter  selbst,  die  gewöhnlich  das  Amt  des  Bürgermeisters  bekleiden  oder 
doch  auf  den  Gemeinderat  einen  großen  Einfluß  ausüben  und,  wie  gesagt,  der 
Renovierung  der  Wohngebäude  abgeneigt  sind. 

Das  neue  Gesetz  vom  16.  Juni  1907  jedoch  über  den  Reisbau  schärft 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1904  wieder  ein,  und  der  Ministerpräsi- 
dent Giolitti  erließ  am  13.  September  1907  ein  Rundschreiben  an  die  Präfekten, 
daß  sie  für  eine  strenge  und  wirksame  Durchführung  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen über  die  Wohnungen  auf  dem  Lande  zu  sorgen  hätten.  So  darf  man  also 
hoffen,  daß  eine  Veibesserung  der  Wohnungsverhältnissc  in  Angriff  genommen 
werden  wird. 

Die  Hauptnahrung  der  niederlombardischen  Landbevölkerung  bildet  der 
Mais,  aus  dem  Brot  und  polenta  bereitet  wird.  Brot  wird  ein-  oder  auch 
zweimal  pro  Woche  gebacken.  Der  Teig  wird  zu  Hause  von  der  Frau  ge- 
knetet und  im  Gutsbackofen  gebacken1.    Das  Brot  ist  fast  immer  ungenügend 

1  Vor  etwa  20  Jahren  hatte  fast  noch  jede  Familie  den  Backofen  in  ihrer  Wohnung, 
was  die  traurigen  Wohnungs-  und  Ernährungsverhältnisse  noch  mehr  verschlechterte. 
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ausgebacken  und  mit  zu  wenige  Hefe  versetzt;  nach  2-^-3  Tagen  ist  es  schon 
nahezu  ungenieftbar;  im  Sommer  wird  nicht  selten  saures  und  schimmeliges 
Brot  gegessen.  Manche  Familien  kaufen  auch  etwas  Weizenbrot.  Außer  Mais 
wird  auch  Reis  verwendet;  aus  Reis  und  Gemüsen  wird  Suppe  bereitet,  öfter 
mit  einem  Zusatz  von  öl  oder  Speck. 

Die  gewöhnlichste  Zuspeise  ist  der  Käse,  der  von  Hausierern  gekauft 
wird;  dazu  kommen  von  April  bis  Oktober  Frösche,  die  man  in  den  Be- 
wässerungskanälen fängt;  sehr  oft  werden  auch  wie  Salat  zubereitete  rohe 
Leguminosen  gegessen. 

Ochsen-  oder  Kuhfleisch  wird  sehr  selten,  gewöhnlich  nur  an  Weihnachten, 
Ostern  und  am  Fest  des  Dorfschutzheiligen  auf  den  Tisch  gebracht  Im  Laufe 
der  Woche  wird  kein  Wein  getrunken;  dagegen  besuchen  die  Männer  am 
Sonntag  ziemlich  die  Wirtshäuser  des  Dorfes,  vielleicht  zu  viel. 

Milch  wird  nur  von  denjenigen  Familien  verwendet,  von  denen  ein  An- 
gehöriger als  Kuhknecht  auf  dem  Gute  arbeitet  Geflügel  und  Eier  werden  nur 
in  Krankheitsfällen  gebraucht;  sonst  werden  sie  verkauft 

Im  Winter  werden  3,  im  Sommer  4  Mahlzeiten  täglich  eingenommen» 
Zum  Frühstück  wird  gewöhnlich  polenta  mit  Käse  oder  ein  Teller  mit  Speck 
zubereiteter  Suppe  gegessen.  Zu  Mittag  ißt  man  im  Sommer  Reis-  und  Ge- 
müsesuppen mit  Maisbrot,  im  Winter  polenta  mit  Käse  oder  Rohgemüse.  Das 
Vesperbrot  (nur  vom  24.  April  bis  zum  29.  September)  besteht  aus  Maisbrot, 
manchmal  mit  etwas  Käse.  Am  Abend  wird  im  Sommer  polenta  mit  Käse 
oder  Fröschen,  im  Winter  Gemüsesuppe  mit  Maisbrot  gegessen. 

Man  kann  vielleicht  sagen,  daß  ein  erwachsener  Gutstagelöhner  am  Tage- 
durchschnittlich 600—700  g  Maisbrot,  goo— 1000  g  polenta,  700—750  g 
Reis-  und  Gemüsesuppe,  50—60  g  Käse,  */,  1  mit  Speck  zubereitete  Suppe 
zu  sich  nimmt1.  Nach  einer  ausführlichen  Untersuchung  des  Professor 
Dr.  Grüner  stellt  eine  solche  Ernährung  im  Vergleich  mit  dem  täglichen  Be- 
darf an  Nährstoffen  ein  Zuviel  an  Kohlehydraten  und  ein  Zuwenig  aa  leichter 
verdaulichen  stickstoffhaltigen  Nahrungsmitteln  dar2. 

V.  Haushalt  und  persönliches  Leben. 

Wie  unter  den  geschilderten  Lohnverhaltnissen  ein  Gutstagelöhner  tat- 
sächlich wirtschaftet,  sei  an  zwei  konkreten  Beispielen  gezeigt  Die  eine  der 
beiden  Familien,  auf  die  sich  die  hier  folgenden  Angaben  beziehen,  wohnte 
im  Gebiete  von  Mailand,  die  andere  in  dem  von  Pavia;  die  Angaben  stammen 
aus  dem  Jahre  1906,  sie  sind  mehr  oder  weniger  charakteristisch  für  den 
durchschnittlichen  Haushalt  der  Familien  niederlombardischer  Landarbeiter. 

Die  Familie  im  Mailänder  Gebiet  besteht  aus  9  Personen:  Mann,  Frau, 
4  Söhnen  im  Alter  von  19,  18,  13  und  8  Jahren,  2  Töchtern  im  Alter  von 
23  und  16  Jahren  und  einem  ledigen  41  Jahre  alten  Verwandten»    Der  Mann 

>  Vgl.  Grüner,  Studi  sulle  condürioni  del  conudino  in  Lombardia  im  Annuario  della 
istituzione  agraria  Ponti,  Band  4,  Mailand  1904. 

*  Eine  vergleichende  Untersuchung  in  den  80er  Jahren  (vgl.  P.  Buzzi,  La  Provincia  di 
Milano  e  la  pellagra,  Mailand  1906,  S.  24—25),  ergab  das  überraschende  Resultat,  daß  die 
Ernährung  des  niederlombardischen  Gutstagelöhners,  welcher  in  einem  Lande  lebt  und  arbeitet, 
wo  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens  einen  seltenen  Grad  erreicht,  und  die  Technik  des  Betriebes 
unaufhaltsam  fortschreitet,  die  ungenügendste  ist  unter  den  J^ndarbeitern  von  ganr  Europa. 
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und  der  Verwandte  arbeiten  als  Handarbeiter,  die  zwei  ältesten  Söhne  als 
Pferdeknechte,  die  anderen  Kinder  als  garzoni  bzw.  fieniere  auf  dem  Gute. 

Der  Lohn  des  Mannes  bestand  aus  den  gewöhnlichen  Elementen: 
Wohnung  mit  Garten,  Brennmaterial,  Maisfeld  und  Zuschuß  an  Mais;  die 
eibaria  der  4  Tagelöhner  bestand  aus  je  5  dz  Mais  und  1  dz  Reis;  die 
j  Söhne,  die  als  garzoni  beschäftigt  waren,  erhielten  außer  dem  Geldlohn 
7  dz  Mais;  die  Töchter  wurden  in  Geld  entlohnt.  Die  Familie  erhielt  also 
in  Naturalien:  35  dz  Mais,  4  dz  Reis,  5  dz  Gemüse  (als  Ertrag  des  Gartens), 
und  32  dz  Brennmaterial  (30  dz  als  Lohn  des  Mannes,  2  dz  als  Ertrag  der 


Reisiglese).   In  Geld  erhielt  die  Familie: 

Lire 

Lohn  des  Mannes   135 

»       »    Verwandten   150 

»     der  2  Pferdeknechte  (je  165  Lire)      .    .    .  330 

*       »    anderen  Söhne   150 

»       »    2  Töchter  (500  Arbeitstage  ä  0,50  Lire)  250 

Nebenverdienste   1 10 


Die  Familie  verbrauchte:  33  dz  Mais  (18  dz  für  Maisbrot,  15  dz  für 
polenta),  5,5  dz  Reis,  6,5  dz  Gemüse,  1,5  dz  Käse,  0,30  dz  Ochsenfleisch, 
0,40  dz  Weizenbrot,  0,70  dz  Speck,  0,80  dz  Salz,  schließlich  noch  das  er- 
haltene Brennmaterial. 

Die  Familie  hatte  also  folgende  Geldauslagen  für  Nahrungsmittel: 

Lire 

1,5  dz  Reis  a  34  Lire  ...  51 
1,5  »  Gemüse  ä  15  Lire  .  .  22 
1,5  »  Käse  ä  100  Lire  ...  150 
0,3  »  Ochsenfleisch  ä  120  Lire  36 
0,4  »  Weizenbrot  ä  36  Lire  .  14 
0,7  *  Speck  ä  180  Lire  .  .  126 
0,8    »   Salz  a  40  Lire      ...  32 

Zusammen  431 

Für  Kleidung  gab  die  Familie  395  Lire  aus.  Die  Gesamtausgabe  für 
Kleidung  und  Nahrung  betrug  also  826  Lire.  Von  der  Geldeinnahme  blieben 
der  Familie  also  299  Lire  übrig.  Diese  Summe  wurde  beinahe  bis  zum  letzten 
Pfennig  für  Beleuchtung,  Reinigung,  namentlich  für  den  Wirtshausbesuch  der 
Männer  ausgegeben;  so  kann  man  sagen,  daß  der  Familie  nur  einige  Lire 
und  2  dz  Mais,  welche  aufgespeichert  wurden,  von  ihrem  Jahreseinkommen 
als  Ersparnis  übrig  blieben. 

Wenn  man  aber  berücksichtigt,  daß  die  Lebenshaltung,  was  Wohnung 
und  Ernährung  anbelangt,  ärmlich  ist,  wie  gewöhnlich  bei  niederlombardischen  Land- 
arbeitern, so  darf  man  mit  Grund  behaupten,  daß  die  ökonomische  Lage  der  Familie 
gar  nicht  günstig  ist  und  der  Mühe  ihrer  Arbeiten  durchaus  nicht  entspricht. 

Zu  demselben  Ergebnis  führt  die  Betrachtung  der  anderen  Familie  im 
Gebiet  von  Pavia.  Diese  Familie  besteht  aus  8  Mitgliedern,  Mann  und  Frau, 
4  Söhnen  im  Alter  von  22,  20,  12  und  4  Jahren,  und  2  Töchtern  im  Alter 
von  19  und  16  Jahren.    Der  Mann  und  der  zweite  Sohn  arbeiten  als  Hand- 
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arbeiter,  der  älteste  Sohn  als  Kuhknecht,  der  dritte  Sohn  als  garzone  und  die 
Töchter  als  fieniere  auf  dem  Gute.  Die  Einnahmen  der  Familie  in  Naturalien 
betrugen:  34  dz  Mais  (8  als  Lohn  des  Mannes,  15  als  cibaria,  7  als  Lohn 
der  Töchter,  4  als  Lohn  des  dritten  Sohnes),  3  dz  Reis  (als  cibaria),  5,5  dz 
Gemüse  (aus  dem  Garten),  31  dz  Brennmaterial  (davon  1  dz  von  der  Reisig- 
lese), 365  1  Milch  (als  Lohn  des  Kuhknechtes).    An  Geldlohn  erhielt  die  Familie: 


Lire 

Lohn  des  Mannes   130 

»      »    Kuhknechtes    180 

*       r>    Handarbeiters   150 

1       »    garzone   70 

1     der  Töchter  (340  Arbeitstage  ä  0,40  Lire)  136 

Nebenverdienste   120 

786 


Die  Familie  hat  für  Brennmaterial,  Reis  und  Mais  kein  Geld  ausgegeben, 
ja,  vom  Mais  konnte  noch  ein  Erlös  von  60  Lire  (Verkauf  von  4  dz  Mais 
a  15  Lire)  erzielt  werden;  so  daß  die  Gesamteinnahme  in  Geld  846  Lire 
betrug.    Die  Geldausgaben  für  Nahrungsmittel  verteilen  sich  wie  folgt: 

Li  re 

0,26  dz  Kuhfleisch  a  85  Lire  22,00 
0,50  »  Gemüse  ä  15  Lire  .  7,50 
1,20  »  Käse  a  100  Lire  .  .  120,00 
0,35  »  Weizenbrot  ä  38  Lire  13,00 
0,60  »  Salz  ä  40  Lire  .  .  24,00 
0,50  »   Speck  ä  180  Lire     .  90,00 

276,50 

Für  Kleidung  wurden  340  Lire  ausgegeben;  das  macht  für  Kleidung 
und  Nahrung  eine  Gesamtausgabe  von  616,50  Lire.  Für  sonstigen  Familien- 
bedarf während  des  ganzen  Jahres  standen  also  zur  Verfügung  229,5  Lire. 
Es  muß  zugegeben  werden,  daß  die  Lage  mancher  Familien  besser  ist  als  die  der 
hier  dargestellten;  gleichwohl  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  nur  allzuviele  Familien 
sich  in  einer  ähnlichen,  wenn  nicht  in  einer  noch  schlechteren  Lage  befinden. 

Auffallend  ist  in  diesen  beiden  Beispielen  die  relativ  hohe  Ausgabe  für 
Kleidung.  Diese  ist  nicht  nur  ausreichend,  sondern  sie  zeigt  sogar  einen 
gewissen  Luxus;  so  pflegen  an  Festtagen  die  Männer  und  namentlich  die 
Mädchen  sich  zu  kleiden,  wie  es  meistens  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  gar  nicht 
entspricht  Vor  allem  hält  der  niederlombardische  Gutstagelöhner  außerge- 
wöhnlich viel  auf  gute  und  ausreichende  Leib-  und  Bettwäsche;  so  trifft  man 
selten  einen  Arbeiter  mit  schmutzigem  oder  geflicktem  Hemd.  Diese  Tatsache 
dürfte  zurückzuführen  sein  auf  die  erwähnte  früher  übliche  Entlohnung  in  Flaclis- 
land.  Eine  besondere  Tracht  hat  sich  in  der  Niederlombardei  nicht  ausgebildet. 
Die  Landarbeiter  kleiden  sich  mehr  oder  weniger  wie  die  städtischen  Arbeiter. 

Nun  fragt  es  sich,  ob  der  Gutstagelöhner  bei  seinem  geringen  Verdienst 
auch  noch  etwas  Geld  zurücklegen  kann.  Im  allgemeinen  wird  man  diese  Frage 
verneinen  müssen,  und  von  den  Familien,  die  etwas  ersparen  könnten,  tun  es 
nur  sehr  wenige.  Dieser  Mangel  an  Sparsinn  ist  eine  Folge  nicht  nur  der 
Knappheit  des  Lohnes,  sondern  auch  der  Form  desselben.  Wo  der  Lohn 
zum  großen  Teil  aus  Naturalien  besteht,  die  für  die  Familie  Verbrauchsgüter 
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sind,  und  wo  der  Geldlohn  kaum  ausreicht  zur  Befriedigung  jener  Bedürfnisse, 
die  mit  den  erhaltenen  Naturalien  nicht  zu  decken  sind,  da  kann  natürlich 
vom  Sparen  nicht  die  Rede  sein.  Es  müßte  denn  sein,  daß  der  Arbeiter 
einen  etwaigen  Überschuß  an  Naturalien  in  Geld  umwandelte;  aber  abgesehen 
davon,  daß  das  nicht  immer  möglich  ist,  ist  der  Arbeiter  auch  mehr  geneigt, 
den  Verbrauch  weniger  nach  dem  Bedarf  als  nach  der  Menge  der  vorhan- 
denen einzelnen  Güter  einzurichten.  Ein  ausgebreiteter  Sparsinn  in  der  Arbeiter- 
schaft setzt  Geldlohn  voraus. 

Bei  diesem  Fehlen  von  Spargeld  läßt  sich  leicht  verstehen,  daß  eine 
etwas  längere  Krankheit  eines  Familienmitgliedes  ein  schweres  Unglück  bedeutet. 
In  einem  solchen  Falle  sind  die  Arbeiter  genötigt,  Kredit  in  Anspruch  zu 
nehmen,  wodurch  ihre  wirtschaftliche  Lage  auf  einige  Jahre  verschlechtert  und 
sie  stark  belastet  werden. 

Die  Wirkungen  der  Arbeitsverfassung  kommen  auch  im  persönlichen 
Leben  und  in  den  allgemeinen  Sitten  der  Gutstagelöhner  zum  Ausdruck.  Die 
Familien  sind  durchweg  sehr  zahlreich;  im  Durchschnitt  zählen  sie  6 — 7,  sehr 
oft  auch  10 — 12  Kinder.  Die  Möglichkeit,  daß  das  Kind,  sobald  es  5 — 6 
Jahre  alt  ist,  auf  dem  Gute  etwas  verdienen  kann,  und  noch  mehr  die  Lohn- 
erhöhung, die  der  erwachsene  Sohn  der  Familie  bringen  wird,  mag  den  Kinder- 
reichtum zum  Teil  erklären. 

Im  allgemeinen  ist  in  jeder  Familie  die  häusliche  Zusammengehörigkeit 
stark  ausgeprägt;  die  Autorität  des  Familienvaters  ist  hochgeachtet.  Die  Frau 
ist  die  Dienerin  des  Mannes,  wie  die  Töchter  diejenigen  der  ganzen  Familie; 
man  kann  aber  im  allgemeinen  nicht  sagen,  daß  der  Vater  oder  die  Söhne 
ihre  Stellung  mißbrauchen. 

Die  Söhne  heiraten  ziemlich  früh,  im  Alter  von  21 —  23  Jahren,  um 
den  vollen  Lohn  eines  Familienoberhauptes  zu  erhalten. 

Der  Großbetrieb,  das  Pachtsystem  und  die  Hofsiedelung,  bestimmen  den 
Charakter  des  niederlombardischen  Tagelöhners.  Er  wohnt  auf  dem  Gute 
wie  ein  Fremder  und  empfindet  eine  Zugehörigkeit  weder  zum  Boden  noch 
zum  Unternehmer;  der  Gutseigentümer  ist  ihm  völlig  unbekannt.  Er  arbeitet 
auf  dem  Gut  unter  der  Leitung  des  Pachters  wie  ein  Industriearbeiter  in  der 
Fabrik.  Er  hat  nichts  anderes  zu  tun,  als  die  Vorschriften  des  Unternehmers 
beziehungsweise  des  Verwalters  in  passiver  Weise  auszuführen,  ohne  daß  für 
ihn  irgend  ein  selbständiges  Vorgehen  Platz  greifen  könnte.  Es  fehlt  infolge- 
dessen jede  Verbindung  mit  dem  Boden,  wie  sie  dem  selbst  wirtschaftenden 
Besitzer  eigen  ist,  und  ebenso,  wenn  auch  in  geringerem  Maße  dem  Land- 
arbeiter, welcher  mehr  oder  weniger  nach  eigener  Initiative  arbeiten  und  den 
Ertrag  in  gewisser  Beziehung  als  persönliches  Produkt  betrachten  kann. 

Der  Betriebsleiter,  fast  allgemein  nur  ein  Pächter,  bleibt  den  Gutstage- 
löhnern auch  fremd;  daran  sind  zum  großen  Teil  die  Pächter  selbst  schuld, 
da  sie  Boden  und  Arbeiter  allein  vom  kapitalistischen  Standpunkte  aus  be- 
trachten, d.  h.  den  Boden  als  ein  Mittel,  Kapitalien  anzulegen,  die  Land- 
arbeiter als  Produklionskräfte  Infolgedessen  sieht  auch  der  Gutstagelöhner  im 
Unternehmer  nichts  weiter  als  den  vorläufigen  Brotherrn.  Er  ist  gehor- 
sam, aber  nur  aus  Furcht,  ohne  vernünftigen  inneren  Grund,  ohne  Liebe; 
ein  solches  Verhalten,  wie  er  es  auf  dem  Gute  gewohnt  ist,  beobachtet  der 
Tagelöhner  auch  den  anderen  Obrigkeiten  gegenüber. 
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Er  lebt  isoliert  auf  dem  Gute,  kommt  selten  mit  den  Dorfbewohnern  in 
Berührung;  so  sind  der  kulturelle  Fortschritt  und  das  soziale  lieben  ihm  fast 
unbekannt.  Er  hält  an  seinen  Gewohnheiten  und  Vorurteilen  fest,  er  fühlt  sich 
im  allgemeinen  gleichgültig  behandelt;  es  ist  deshalb  nicht  verwunderlich,  daß 
er  seinerseits  ein  instinktives  Mißtrauen  gegen  jede  Neuerung  hegt,  als  ob 
durch  dieselbe  seine  Selbständigkeit  noch  mehr  eingeschränkt  werden  sollte. 

Das  zerstreute  Wohnen  auf  dem  Lande  erschwert  den  Kindern  den 
Schulbesuch,  obwohl  der  Tagelöhner  die  Wirkung  des  Unterrichts  schätzt,  weil 
er  dann,  wie  er  oft  wiederholt,  seine  Rechte  besser  verteidigen  kann. 

Dieser  auffallende  und  doch  mit  der  gesamten  Agrarverfassung  in  engem 
Zusammenhang  stehende  Mangel  an  Geselligkeit  und  sozialem  Sinn  kam  auch 
z.  Z.  der  Agrarbewegung  deutlich  zum  Ausdruck;  nur  mit  großer  Mühe  konnten 
einige  gewerkschaftsähnliche  Organisationen  gebildet  werden,  die  sich  aber  nach 
Beendigung  der  Streiks  bald  wieder  auflösten. 


VI.  Die  gesundheitlichen  Zustände. 

i.  Im  allgemeinen.—  Die  traurigen  Wohnungsverhältnisse, bei  welchen  von 
hygienischen  Maßnahmen  keine  Rede  sein  kann,  und  die  irrationelle  Ernährung 
lassen  schon  einen  gewissen  Schluß  auf  die  Gesundheitsverhältnisse  der  nieder- 
lombardischen  Gutstagelöhner  zu.  Dazu  kommt  noch  die  anstrengende  Arbeit, 
insbesondere  bei  den  Frauen;  sie  haben  außer  den  Familienarbeiten,  die  wegen 
•der  zahlreichen  Mitglieder  derselben  schon  Zeit  und  Mühe  genug  in  Anspruch 
nehmen,  noch  das  Bestellen  des  Gartens,  die  Hackarbeiten  auf  dem  Maisfelde, 
die  Seidenraupenzucht  und  die  Arbeit  auf  demFlachsfelde,  wo  diese  noch  üblich 
sind,   zu  besorgen  und   schließlich  beim  Ausjäten  der  Reisfelder  mitzuhelfen. 

Die  Gutstagelöhner  bilden  keine  kräftige  und  gesunde  Klasse  der  Land- 
arbeiterschaft; sie  sehen  farblos,  müde  und  kränklich  aus.  Auffallend  ist  auch, 
daß  zahlreiche  Familien  Schwachsinnige,  Stumme  und  Krüppel  unter  ihren 
Mitgliedern  zählen.  Daher  die  ungemein  große  Zahl  von  Bettlern,  die  die 
Dörfer  und  Höfe  der  Niederlombardci  belästigen.  Ein  40  bis  50  Jahre  alter 
Gutstagelöhner  sieht  schon  hinfällig  aus;  die  Frauen  werden  vor  der  Zeit  alt 
wegen  ihrer  mühsamen  Arbeiten  und  der  großen  Kinderzahl.  Eine  Frau  im 
Alter  von  35  Jahren  zeigt  gewöhnlich  schon  Spuren  des  Altems;  doch  finden 
sich  auch  Fälle  von  Langlebigkeit  unter  den  niederlombardischen  Guts- 
tagelöhnern. 

Wenn  wir  nun  den  zuverlässigsten  Maßstab  für  die  Gesundheitszustände 
eines  Landes,  d.  h.  das  Verhältnis  der  in  einem  Jahre  Gestorbenen  zur 
Bevölkerung  betrachten,  so  ergibt  sich,  daß  die  Gesundheitszustände  in  der 
Niederlombardei  nicht  überall  so  schlimm  sind,  wie  man  vermuten  sollte. 

In  den  Jahren  1898 — 1902  kamen  auf  je  1000  der  Gesamtbevölkerung 
in  den  Gebieten  von: 

1898     1899     1900    1901     1902     1898— 1902 
Mailand  und  Lodi     25,5     24,0     24,4     24,1     23,0         24,2  Gestorbene 
Pavia     ....     20,3      18,6     20,2      19,7      18,5  19,5  > 
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In  der  ganzen  Lombardei  kamen  in  demselben  Zeitraum,  von  1898 — 1902, 
auf  1000  Einwohner  pro  Jahr  22,7  Gestorbene1. 

Nach  diesen  Angaben  darf  man  behaupten,  daß,  wenn  auch  in  den 
Gebieten  von  Mailand  und  Lodi  die  Gesundheitszustände  unter  dem  Durch- 
schnitt der  Lombardei  stehen,  sich  dieselben  doch  auf  dem  Paveser  Gebiet 
über  denselben  erheben;  allerdings  darf  man  dabei  nicht  vergessen,  daß  das 
Gebiet  von  Pavia  nur  etwa  lji  der  Niederlombardei  ausmacht,  so  daß  die 
Verhältnisse  in  den  Gebieten  von  Mailand  und  Lodi  im  großen  und  ganzen 
als  die  der  Niederlombardei  gelten  können. 

Einen  zweiten,  und  zwar  für  unseren  Zweck  wertvollen  Gradmesser 
finden  wir  in  dem  Prozentsatz  der  Militärdienstpflichtigen  (im  Alter  von 
20  Jahren),  die  als  untauglich  erklärt  werden.  Von  100  Dienstpflichtigen 
wurden  für  untauglich  erklärt  in  den  Bezirken  von2: 


Abbiategrasso  (Gebiet  von  Mailand) 

Mailand  

Lodi  

Pavia  

Lombardei  


1901 

1902 

I903 

I904 

1905 

18,38 

22,24 

24,6l 

23,99 

24.49 

16,62 

20,22 

28,83 

37.68 

27.05 

30,68 

27,30 

28,34 

39.21 

47,26 

20,43 

20.23 

26,39 

29,26 

15,55 

21,89 

23.23 

24,66 

28,91 

30,01 

Trotz  der  starken  Schwankungen  läßt  sich  auch  hier  die  Beobachtung 
machen,  daß  das  Gebiet  von  Pavia  bessere  Verhältnisse  aufweist  als  die  übrige 
Niederlombardei.  Auffallend  schlecht  dagegen  sind  die  Zustände  auf  dem 
Gebiet  von  Lodi,  wo  der  Prozentsatz  der  Untauglichen  in  jedem  Jahre  weit 
über  dem  Durchschnitt  der  Lombardei  steht,  wo  im  Jahre  1905  sogar  fast 
die  Hälfte  der  Dienstpflichtigen  für  untauglich  erklärt  werden  mußte.  Bessere 
Verhältnisse  zeigt  auch  das  Gebiet  Abbiategrasso  ;  dazu  ist  aber  zu  bemerken, 
daß  dieser  Bezirk  zum  größten  Teil  dem  Übergangsgebiet  angehört,  wo  also 
die  eigentümliche  niederlombardische  Agrarverfassung  nicht  überall  gilt. 

Man  darf  also  sagen,  daß,  obwohl  die  Gesundheitszustände  der  Nieder- 
lombardei viel  zu  wünschen  übrig  lassen,  doch  im  Vergleiche  der  übrigen 
Lombardei  tatsächlich  bessere  Zustände  bestehen,  als  das  äußere  Aussehen 
der  Bevölkerung  vermuten  ließe.  Auch  darf  nicht  ohne  weiteres  behauptet 
werden,  daß  die  im  allgemeinen  unleugbar  schlechteren  Gesundheitsverhältnisse 
der  niederlombardischen  Bevölkerung  im  Vergleich  zur  Mittellombardei  auf  die 
Agrarverfassung  zurückzuführen  seien,  da  ja  die  beiden  Gebiete  von  Lodi  und 
Pavia,  in  welchen  dieselbe  Agrarverfassung  herrscht,  und  zwar  in  ausgeprägter 
Form,  regelmäßig  solch  abweichende  Gesundheitszustände  aufweisen. 

2.  Die  Pellagra.  —  Die  Hauptkrankheiten  in  der  Niederlombardei 
sind  die  Pellagra  und  die  Malaria. 


1  Aus  dem  Referat  de»  Prof.  Dr.  C.  Golgi-Pavia  auf  dem  dritten  internationalen 
Reiskulturkongreß  zu  Pavia  im  Jahre  1906  »Le  condizioni  fisiche  dei  contadini  nelle  zone 
risicole«  (Sonderabdruck,  Mailand  1907). 

*  Ministero  della  Guerra,  Direzione  generale  delle  leve  e  delle  truppe,  Deila  leva  sui 
giovani  nati  nell'  anno  1881.  1882,  1883,  1884,  1885,  Rom  1903— 1907. 


Digitized  by  Google 


io6 


II.  Teil. 


Die  Pellagra  ist  das  unglückselige  Erbstück  der  in  ärmlichen  Verhält- 
nissen lebenden  Bevölkerung;  leider  hat  Italien  unter  denselben  in  seiner 
Landbevölkerung  den  traurigen  Vorrang1. 

Verschiedene  Ursachen  und  verschiedene  Begleitumstände  tragen  hierzu 
bei:  das  Elend,  welches  einen  großen  Teil  der  Landbevölkerung  drückt,  die 
seit  Jahrhunderten  bestehenden  Vorurteile,  das  niedrige  geistige  Niveau  des 
Volkes,  der  allzu  schwache  Beistand  seitens  der  herrschenden  Klassen,  die  bis 
heute  zu  beklagende  Untätigkeit  der  öffentlichen  Gewalten,  das  sind  die 
Ursachen,  welche  diese  schmerzhafte  Wunde  am  Volkskörper  nicht  zur  Heilung 
kommen  lassen. 

Die  Pellagra  verursacht  Verletzungen  im  Organismus,  die  zu  den  größten 
und  allgemeinsten  gerechnet  werden  müssen;  sie  schont  kein  Organ;  überdies 
wütet  ihre  zerstörende  Wirkung  nicht  nur  gegen  die  erkrankte  Person,  sondern 
auch  gegen  die  späteren  Generationen,  indem  sie  der  Nachkommenschaft  an 
Leib  und  Seele  schwere  Entartungsstigmata  aufprägt.  Klassisch  ist  die  Be- 
schreibung von  Strambio :  »Pellagra  est  morbus  chronicus  totius  corporis, 
cerebri  nervorumque  funetiones  potissimum  laedens,  ut  plurimum  cum  des 
quamatione  dorsi,  manuum  et  pedum,  aliarumque  aeri  expositarum  partium, 
sive  syndronem  eorum  quae  retulimus  symptomatum,  inter  quae,  praeeipua 
et  frequentiora  sunt  variae  affectiones  cutaneae,  spasmi,  dolores,  vesaniae2.« 

Als  Hauptursachen  der  Pellagra  werden  heute  gewöhnlich  die  folgenden 
genannt:  i.  im  allgemeinen  eine  Prädisposition,  wie  sie  das  Elend,  unhygienische 
Zustände  und  die  Unterernährung  geschaffen  haben,  2.  im  besonderen  eine 
individuelle  Veranlagung,  3.  der  Genuß  von  verdorbenem  Mais;  wahrscheinlich 
ruft  aber  auch  der  gesunde  Mais  die  Krankheit  hervor,  wenn  er  nämlich  die 
einzige  und  ausschließliche  Nahrung  bildet 

Der  Zustand  in  der  Niederlombardei  bezüglich  der  Pellagra  ist  aus  der 
folgenden  Tabelle  ersichtlich.  Für  die  Gebiete  von  Mailand  und  Lodi  sind 
die  Verhältnisse  des  Jahres  1 88 1 ,  wo  die  erste  statistische  Erhebung  über  die 
Pellagra  in  der  Provinz  Mailand  stattfand,  und  die  des  Jahres  1905   in  Ver- 


Gebiet 

Bevölkcrung3 

Pellagrakranke 

Prozent 

1881 

Mailand 

603  158 

2639 

0,44 

Lodi 

175  4«5 

1 171 

0,67 

«905 

Mailand 

707  884 

440 

0,06 

Lodi 

180736 

105 

0,06 

1904 

Pavia 

157  554 

228 

0,14 

»905 

> 

176 

0,1 1 

1906 

133 

0,08 

>  Von  den  69  Provinzen,  in  die  das  Königreich  Italien  zerfallt,  werden  44  mebr  oder 
weniger  von  der  Pellagra  heimgebracht :  die  Maximalziffern  zeigen  die  Provinzen  im  Veneziani- 
schen mit  34,32  Promille  Pellagrakranken  bei  der  Landbevölkerung :  es  folgen  die  lombardischen 
Provinzen  mit  12,90  Promille;  die  Minimalziffern  haben  die  Provinzen  Liguriens  mit  0,32 
Promille. 

»  Vgl.  G.  Ronzoni,  La  Pellagra  in  Italia,  Pavia  1902,  S.  4. 
3  Volkszählungen  von  1881  und  1901. 
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gleich  gestellt.  Für  das  Gebiet  von  Pavia  stehen  nur  die  Zahlen  für  die 
Jahre  1904,  1905  und  1906  zur  Verfügung1. 

Aus  diesen  Ziffern  fällt  vor  allem  die  starke  Pellagraerkrankung  im  Ge- 
biete von  Lodi  in  den  80er  Jahren  auf.  Sie  ist  zurückzuführen  auf  den 
Flachsbau,  der  damals  auf  dem  Gebiet  von  Lodi  am  meisten  ausgedehnt 
war.  Das  will  jedoch  nicht  sagen,  daß  der  Flachsbau  einen  natürlichen  un- 
mittelbaren Einfluß  auf  die  Pellagra  ausübt;  aber  mit  dem  Flachsbau  war 
auch  der  Anbau  des  in  40  Tagen  wachsenden  Maises  verbunden.  Dieser 
wurde,  wenn  der  Herbst  nicht  außerordentlich  warm  war,  nicht  reif;  kam  er 
aber  doch  zur  Reife,  so  konnte  er  nicht  getrocknet  werden,  wenn  auf  dem 
Gute  eine  gepflasterte  Tenne  oder  ein  Trockenofen  fehlte.  Der  Mais,  obwohl 
noch  unreif  und  feucht,  wurde  meistens  in  wenig  gelüfteten  Scheunen  unter- 
gebracht, so  daß  er  zum  großen  Teil  verdarb.  Da  er  dennoch  in  irgend  einer 
Weise  verwendet  wurde,  führte  er  die  hohe  Pellagraziffer  herbei;  daher  die 
Verbindung  der  Pellagrahäufigkeit  mit  dem  Flachsbau  auf  dem  Gebiet  von 
Lodi.  Die  Abnahme  der  Krankheit  hangt  hier  ohne  Zweifel  mit  der  starken 
Abnahme  des  Flachsbaues  zusammen,  die  sich  nach  der  Agrarkrisis  einstellte. 
Doch  haben  dazu  auch  die  öffentlichen  hygienischen  Maßnahmen  bei- 
getragen, die  von  dem  Gesetz  vom  21.  Juli  1902  gefördert  wurden.  Noch 
günstiger  wirkte  in  dieser  Richtung  die  Verordnung  vom  5.  November  1903 
über  die  Verhütung  und  Heilung  der  Pellagra. 

Tatsächlich  wurde  der  Kampf  gegen  die  Pellagra  schon  vor  dem  ge- 
nannten Gesetz  geführt.  Schon  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  hatte  man 
diesbezügliche  Studien  gemacht  und  Vorkehrungen  getroffen.  Seit  den  80er 
Jahren  wurde  namentlich  auf  Veranlassung  der  Regierung  der  Kampf  in 
intensiverer  Weise  geführt,  besonders  in  der  Provinz  Mailand.  Hier  wurde 
ein  ständiger  Ausschuß  von  5  Mitgliedern  eingesetzt,  die  vom  Provinzialrat  er- 
nannt wurden  mit  dem  Auftrag,  Erhebungen  über  die  Pellagra  zu  machen  und 
geeignete  Maßregeln  zu  ihrer  Verhütung  und  Bekämpfung  zu  treffen.  Endlich 
führte  das  Gesetz  von  1902  die  fleißigen  und  ununterbrochenen  Vorbereitungs- 
arbeiten und  umfangreichen  Studien  vieler  Gelehrten,  wie  Hygieniker,  deren 
Wünsche  hauptsächlich  auf  den  beiden  Congressi  pellagrologici  zu  Padua  1899 
und  zu  Bologna  1902  zum  Ausdruck  kamen,  zu  einem  praktischen  Erfolg. 
Das  Gesetz  verbietet  den  Verkauf,  den  Umlauf  und  das  Mahlen  von  unreifem 
oder  verdorbenem  Mais;  es  gibt  den  Präfekten  die  Befugnis,  in  den  einzelnen 
Gemeinden  die  Errichtung  oder  den  Ankauf  eines  oder  mehrerer  kommunalen 
Trockenöfen  anzuordnen.  Diese  Öfen  sollen  sämtlichen  Einwohnern  kostenlos 
zur  Verfügung  stehen,  jedoch  mit  dem  Verbot,  ungesunden,  verdorbenen  Mais 
zu  trocknen.  Außerdem  erklärt  das  Gesetz  die  ärztlich  verordnete  Ernährung 
unbemittelter  Pellagrakranker  für  obligatorisch,  und  zwar  während  zweier  Peri- 
oden im  Jahre,  deren  jede  nicht  weniger  als  40  Tage  dauert;  in  die  Kosten 
haben  sich  Provinz  und  Gemeinden  zu  teilen,  unter  Beihilfe  des  Staates  und 
anderer  Institutionen;  obligatorisch  ist  auch  die  unentgeltliche  Verteilung  von 
Salz  an  unbemittelte  Pellagrakranke  und  ihre  Familien. 

»  Die  Angaben  über  das  Gebiet  von  Mailand  und  Lodi  sind  der  Broschüre  von 
P.  Buzzi,  La  provincia  di  Milano  e  la  pcllagra,  Mailand  1906,  entnommen.  Die  Angaben 
über  das  Paveser  Gebiet  verdanke  ich  einer  privaten  Mitteilung  des  Provinzialgesundhcitsrates 
von  Pavia. 
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Diese  und  andere  minderwichtige  gesetzlichen  Verfügungen  haben  dort 
schon  gute  Resultate  gezeigt,  wo  sie  gewissenhaft  ausgeführt  wurden;  sie  sind 
zwar  noch  nicht  vollkommen,  bedeuten  aber  einen  großen  Fortschritt  auf  dem 
Wege,  der  hoffentlich  zur  gänzlichen  Beseitigung  dieser  »lateinischen  Schande«, 
wie  man  die  Pellagra  nennt,  führen  wird  *. 

3.  Die  Malaria.  —  Die  Malaria  ist  ein  Infektionswechselfieber,  welches 
taglich  oder  jeden  dritten  Tag  oder  auch  jeden  vierten  Tag  eintritt.  Auch 
diese  Krankheit  ist  nicht  eine  Besonderheit  der  Niederlombardei;  ja,  sie  ist  in 
der  Niederlombardei,  wie  überhaupt  in  Oberitalien,  selten  tödlich,  während  sie 
das  in  Mittel-  und  Süditalien  häufig  ist.  Um  sich  davon  zu  überzeugen,  ge- 
nügt es,  die  Zahl  der  infolge  der  Malaria  Gestorbenen  auf  je  10000  Ein- 
wohner anzugeben:  Lombardei  0,7,  Piemont  0,5,  Latium  5,4,  Apulien  8,9, 
Basilicata  11,6,  Sardinien  26,2 2. 

Speziell  auf  die  Niederlombardei  beziehen  sich  folgende  Ziffern,  die  die 
Sterbefälle  infolge  von  Malaria  in  den  Provinzen  Mailand,  zu  der  auch  das 
Gebiet  von  I^odi  gehört,  und  Pavia,  vom  Jahre  1 900  bis  zum  Jahre  1 904  in 
absoluten  Zahlen  und  in  den  Relativzahlen  zu  je  10000  Einwohnern  angeben. 

1900  1901  1902  1903  1904 

Mailand  85  0,59  71  0,49  76  0,52  56  0,37  40  0,26 
Pavia         36    0,73        49    0,98        25    0,50        21    0,42        25  0,50 

Bis  in  die  letzten  Jahre  hinein  war  allgemein  die  Meinung  verbreitet,  die 
Ursache  der  Malaria  seien  die  Dünste,  die  gewöhnlich  und  hauptsächlich  bei 
Sonnenauf-  und  Untergang  auf  den  Sümpfen  und  Reisfeldern  aufsteigen; 
daher  hielt  man  es  für  unbestreitbar,  daß  in  der  Niederlombardei  die  Malaria 
einzig  und  allein  von  dem  Reisbau  herrühre.  Nach  den  Studien  aber  von 
Laveran,  Celli,  Golgi,  Koch  und  vor  allem  Grassi  nimmt  man  an,  daß  das 
Malariafiebcr  von  einem  Mikroorganismus  erregt  wird,  der  das  Blut  verdirbt 
und  die  bekannten  Fiebererscheinungen  und  alles,  was  damit  zusammenhängt, 
verursacht.  Dieser  Mikroorganismus  kann  von  einem  Menschen  auf  den  an- 
deren übergehen,  aber  nui  durch  Übertragung  verdorbenen  Blutes  in  den 
gesunden  Menschen.  Nun  gibt  es  Insekten,  welche,  wenn  sie  einen  mit  Ma- 
laria behafteten  Menschen  stechen,  dessen  Blut  einsaugen.  Im  Inneren  dieser 
Insekten  machen  die  Malariaparasiten  in  8  —  10  Tagen  bei  einer  Temperatur 
von  wenigstens  26  Grad  Celsius  ihren  geschlechtlichen  Entwicklungsgang  durch. 
Später  überträgt  dann  das  Insekt  durch  seinen  Stich  die  Parasiten  auf  den 
gesunden  Menschen,  in  dessen  Blut  sich  jene  vermehren  und  nach  etwa  10 
Tagen  das  Wechsclfieber  hervorrufen.  Die  Insekten  gehören  der  Familie  der 
Schnaken  an,  der  Gattung  der  Anopheles;  es  ist   besonders  der  Anopheles 

«  Tatsächlich  kann  man  die  Pellagra  eine  eigentümliche  Krankheit  der  lateinischen 
Rasse  nennen.  Wie  es  scheint,  trat  sie  zum  ersten  Male  im  18.  Jahrhundert  auf. 
wurde  in  Frankreich,  Spanien,  Italien  und  Rumänien,  sowie  in  Ungarn,  Corfu,  Ägypten  und 
Algier  beobachtet  (Ronzoni  a.  a.  O.).  Eine  kritische  Darlegung  des  Gesetzes  siehe  bei  Peris- 
sutti,  La  legislazione  pellagrologica  usw.  in  den  Atti  del  III  Congresso  pellagrologico  italLano, 
Udine  1907.    Diese  Versammlung  fand  im  September  1906  zu  Mailand  statt. 

*  Die  Zahlen  bezichen  sich  auf  das  Jahr  1 898.  Vgl.  Golgi,  Le  Condizioni  fisiche  dei 
contadini  nelle  zone  risicole,  Mailand  1907. 
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claviger  und  der  Anopheles  bifurcatus;  ein  anderes  Insekt  von  gleicher  Gefähr- 
lichkeit wurde  bisher  noch  nicht  entdeckt. 

Dieser  Stechmücke  (Anopheles)  bieten  nun  zwar  die  Reisfelder  eine  Art 
Brutstätte  dar,  sind  so  aber  nur  indirekte  Ursache  der  Malaria;  denn  wo  es 
keine  von  Malaria  infizierten  Personen  gibt,  können  die  Mücken,  auch  wenn 
sie  noch  so  zahlreich  sind,  kein  Wechselfieber  durch  ihre  Stiche  verursachen. 
Diese  Theorie  erklärt  auch  leicht  die  Tatsache,  die  mit  der  früher  ange- 
nommenen Theorie  im  offenen  Widersprm  he  steht,  daß  nämlich  die  Malaria 
in  vielen  Gegenden  trotz  Einführung  oder  Ausdehnung  des  Reisbaues  nicht 
nur  abnehmen,  sondern  selbst  gänzlich  verschwinden  konnte. 

Die  ersten  Maßregeln  zur  Malariabekämpfung  sind  in  den  Provinzial- 
verordnungen  über  den  Reisbau  enthalten,  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
12.  Juni  1866  erlassen  wurden1.  In  ihnen  kommt  der  damals  allgemein  ver- 
breitete Glaube  zum  Ausdruck,  daß  die  Ausdünstung  der  Reisfelder  die  Ur- 
sache der  Malaria  sei.  Daher  ruhen  auch  die  Bestimmungen  über  die  Ent- 
fernung der  Reisfelder  von  den  Häusern  und  Dörfern,  und  die  Vorschrift  aus 
der  Verordnung  von  Pavia,  daß  die  Arbeiten  auf  den  Reisfeldern  erst  eine 
Stunde  nach  Sonnenaufgang  beginnen  dürfen  und  eine  Stunde  vor  Sonnen- 
untergang beendet  sein  müssen2. 

Doch  standen  diese  Anordnungen  stets  nur  auf  dem  Papier.  Indessen 
haben  die  Studien  über  die  Malaria,  während  sie  einerseits  die  wahre  Ursache 
der  Krankheit  feststellten,  andererseits  den  Staat  veranlaßt,  die  Malaria  auf 
zweckmäßige  Weise  zu  bekämpfen.  Das  erste  dieser  Gesetze,  vom  23.  Dezem- 
ber 1900,  mit  der  Ausführungsbestimmung  vom  3.  März  1901  trifft  Bestim- 
mungen über  den  Verkauf  von  Chinin  an  das  Publikum,  damit  dieses  unüber- 
treffliche Mittel  gegen  Wechselfieber  überall  billig  zu  haben  und  garantiert 
echt  sei.  Der  Erfolg  dieses  Gesetzes  wäre  gering  gewesen  wegen  der  Armut 
der  Arbeiterbevölkerung  der  Malariagegenden,  wenn  es  nicht  ergänzt  worden 
wäre  durch  das  Gesetz  vom  2.  November  1901  und  dessen  Ausführungs- 
bestimmung vom  30.  März  1902,  welches  selbst  wiederum  durch  ein  neues 
Gesetz  vom  19.  Mai  1904  und  dessen  Ausführungsbestimmung  vom  28.  Fe- 
bruar 1907  verbessert  und  ergänzt  wurde. 

Diese  Gesetze  schreiben  eine  unentgeltliche  Verteilung  von  Chinin  vor. 
Man  geht  von  dem  Standpunkte  aus,  daß  die  Malariainfektion,  von  welcher 
die  Arbeiter  in  der  Malariagegend  betroffen  werden,  gerade  so  anzusehen  ist 
wie  ein  Arbeitsunfall.  Das  Gesetz  belastet  daher  die  Eigentümer  der  Gütei, 
welche  in  einer  Malariagegend  liegen,  mit  den  Auslagen  sowohl  für  die  Krank- 
heitsheilung als  auch  für  die  notwendigen  Vorbeugungsmittel.  Sobald  daher 
durch  staatliches  Dekret  eine  Gegend  als  raalariagefährdet  bezeichnet  wird,  ist 
die  Gemeinde  verpflichtet,  den  Malariakranken  unentgeltlich  Chinin  zu  liefern, 
solange  die  Krankheit  dauert;  die  Auslagen  werden  am  Ende  des  Jahres  auf 
die  Grundeigentümer  umgelegt,  und  zwar  im  Verhältnis  zur  Ausdehnung  eines 
jeden  Gutes.  Wo  jedoch  in  einer  Gemeinde  die  Wohltätigkeitsvereine  Mittel 
genug  besitzen,  alle  Ausgaben  der  Chininverteilung  zu  bestreiten,  besorgen 
diese  die  Verteilung  aus  eigenen  Mitteln. 

«  Vgl.  S.  12. 

3  Diese  Bestimmung  steht  auch  in  der  Verordnung  der  Provinz  von  Novara,  fehlt 
aber  in  der  von  Mailand. 
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Das  neue  Gesetz  vom  1 6.  Juni  1 907  über  den  Reisbau  verpflichtet  zur 
Chininverteilung  an  alle  diejenigen,  welche  auf  den  Reisfeldern  arbeiten,  wenn 
die  Reisfelder  auch  nicht  innerhalb  der  staatlich  als  solche  bezeichneten 
Malariagegenden  liegen;  in  diesem  Falle  jedoch  hat  der  Eigentümer  der  betref- 
fenden Reisfelder  allein  die  Kosten  zu  decken.  Artikel  9  des  Gesetzes  schreibt 
auch  vor,  daß  alle  Öffnungen  der  Wohngebäude  mit  einem  feinen  Netze  zum 
Schutz  gegen  die  Stechmücken  zu  versehen  sind.  Der  Erfolg,  der  hierdurch 
erzielt  wurde,  ist  sicher  ein  bedeutender,  wie  das  zum  Teil  auch  die  oben 
angegebenen  Zahlen  über  die  Malaria  in  der  Niederlombardei  in  den  Jahren 
1900 — 1904  dartun. 

Die  bisher  erzielten  guten  Erfolge  stärken  die  Hoffnung,  die  von  vielen 
Gelehrten  ausgesprochen  wird,  daß  es  gelingen  wird,  die  Malaria  in  den 
Reisgegenden  vollständig  auszurotten.  Große  Schwierigkeiten  findet  jedoch  die 
Ausführung  der  Gesetze  in  der  Überraschenden  Gleichgültigkeit  und  in  dem 
gänzlichen  Mangel  hygienischer  Einsicht  der  ländlichen  Bevölkerung.  Des- 
wegen will  man  jetzt  ebenso,  wie  es  einen  Verein  zur  Bekämpfung  der  Tuber- 
kulose und  des  Alkoholismus  gibt,  auch  einen  Verein  zur  Malariabekämpfung 
gründen,  um  die  Landarbeiter  aufzuklären  über  die  Notwendigkeit,  Bedeutung 
und  Anwendung  der  Schutzmittel  gegen  die  Malaria. 

VII.  Der  Wandertrieb. 

1.  Das  Wandern  von  Gut  zu  Gut.  —  Ein  charakteristisches  Merkmal 
des  niederlombardischen  Gutstagelöhners  und  zugleich  eine  offensichtliche  Folge 
der  Agrarverfassung  ist  auch  das  bereits  erwähnte  Streben,  häufig  den  Dienst 
zu  wechseln,  und  so  in  kurzen  Zeitabständen  von  Gut  zu  Gut  zu  wandern. 
Der  erste  Grund  hierfür  besteht  in  dem  Fehlen  eines  jeden  seelischen  Bandes, 
das  den  Tagelöhner  an  den  Boden  oder  an  den  Unternehmer  fesselte.  Wo 
ein  Pächter  seit  längerer  Zeit  denselben  Gutsbetrieb  leitet,  was  auf  den  Gütern 
des  hohen  Adels  gewöhnlich  der  Fall  ist,  oder  wo  der  Eigentümer  sein  Gut 
selbst  bewirtschaftet,  da  ist  oft  eine  gewisse,  wenn  auch  geringe  Anzahl  von 
Familien  zu  finden,  die  seit  Jahrzehnten  auf  demselben  Gute  wohnt. 

Die  ökonomischen  Verhaltnisse  der  Gutstagelöhncr  bilden  nicht  nur  kein 
Hindernis  für  das  Umherwandern,  sie  sind  vielmehr  nur  zu  geeignet,  es  zu 
fördern.  Es  handelt  sich  nämlich  um  ganz  besitzlose  Landarbeiter,  die 
vom  Unternehmer  Arbeit  und  Wohnung  erhalten;  alles  was  auf  den  Wechsel 
der  Arbeitsstelle  hinwirkt,  muß  zu  gleicher  Zeit  auch  einen  Wohnungswechsel 
herbeiführen.  Ein  oftmaliges  Wechseln  der  Arbeitsstelle  aber  wird  durch  die 
Art  der  Entlohnung  veranlaßt.  Heiratet  nämlich  ein  lediger  Gutstagelöhner, 
so  behält  der  Unternehmer  nicht  mehr  die  zwei  Familien  auf  seinem  Gute,  weil 
das  allzustark  die  Arbeitskosten  steigern  würde,  sondern  sucht  eine  größere 
Familie,  welche  ihm  dieselbe  Anzahl  von  Arbeitskräften  liefert,  und  der  er  nur 
einen  Familienlohnanteil  zu  zahlen  braucht.  Nimmt  ferner  die  Zahl  der 
Gutstagelöhner  zu,  weil  z.  B.  in  2  oder  3  Familien  die  Söhne  18  Jahre  alt 
geworden  sind,  so  wird  wiederum  eine  Familie  entlassen,  in  demselben  Be- 
streben, bei  dem  Familienlohnsystem  möglichst  billige  Arbeitskräfte  zu  haben. 

Denselben  Grundsatz  betätigt  auch  der  Gutstagelöhner  seinerseits;  wird 
ihm  die  Möglichkeit  geboten,  eines  der  Kinder,  insbesondere  die  Mädchen, 
irgendwie  außerhalb  des  Gutes  zu  beschäftigen,  und  damit  das  Familieneinkommen 
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zu  erhöhen,  so  zieht  er  dorthin,  wo  die  Möglichkeit  zur  Wirklichkeit  werden 
kann.  Daraus  erklärt  sich  auch,  warum  das  Umherwandern  sich  am  wenigsten 
zeigt  in  der  Nähe  von  Industrieorten  und  insbesondere  der  Stadt  Mailand, 
eben  weil  dort  einige  Familienglieder  in  der  Industrie  beschäftigt  werden  können. 
Hier  haben  wir  also  die  sonderbare  Erscheinung,  daß  erst  die  Industrie  eine 
landwirtschaftliche  Bevölkerungsklasse  zur  Seßhaftigkeit  bringt. 

Besondere  Veranlassung  zur  Wanderung  bietet  auch  das  Maisfeld,  welches 
immer  zu  gleichen  Teilen  unter  die  auf  dem  Gute  ansässigen  Familien 
verteilt  wird,  ohne  Rücksicht  auf  die  den  einzelnen  Familien  zugehörenden 
Arbeitskräfte.  Wenn  also  die  Arbeitskräfte  einer  Familie  aus  irgend  einem 
Grunde  abnehmen,  so  ist  sie  gezwungen,  sich  für  ein  kleineres  Gut  anwerben 
zu  lassen,  um  nicht  fremde  Arbeitskräfte  zur  Bestellung  des  Maisfeldes  bezahlen 
zu  müssen. 

Alle  diese  Umstände,  die  seit  Generationen  her  wirken,  haben  das  Unter- 
wandern von  Gut  zu  Gut  bei  den  niederlombardischen  Gutstagelöhnern  zu 
einer  allgemeinen  Gewohnheit  werden  lassen,  so  daß  auch  ohne  den  geringsten 
besonderen  Grund,  lediglich  aus  Gewohnheit,  umgezogen  wird1. 

In  den  8oer  Jahren  hat  die  Societä  agraria  di  Lombardia  in  Mailand 
einige  Geldpreise  ausgesetzt  für  solche  Gutstagelöhner,  die  länger  als  10  Jahre 
auf  demselben  Gute  blieben,  um  den  Versuch  zu  machen,  das  Umherwandern 
auf  ein  Minimum  zu  beschränken  ;  doch  ohne  Erfolg,  was  leicht  vorauszusehen 
war;  später  wurden  die  Preise  wieder  aufgehoben. 

Das  Umherwandern  hat  sicherlich  auch  auf  die  Bildung  des  Volkes  einen 
Einfluß.  Die  Schwierigkeit,  die  für  die  kulturelle  Hebung  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  aus  der  Hofsiedelung  entsteht,  wird  dadurch  nicht  unbe- 
deutend gesteigert,  daß  der  Gutstagelöhner  nicht  nur  dem  Unternehmer  und 
den  Dorfbewohnern  fremd  gegenübersteht,  sondern  auch  zu  einer  dauernden 
geselligen  Verbindung  mit  seinen  Arbeitsgenossen  unfähig  sind. 

2.  Die  Abwanderung  in  die  Stadt.  —  Solange  die  wan- 
dernden Gutstagelöhncr  innerhalb  der  Grenzen  der  Niederlombardei  blieben, 
war  dieser  Umstand  für  den  Landwirtschaftsbetrieb  nicht  so  verhängnisvoll. 
Seit  4 — 5  Jahren  kommt  aber  hinzu  die  Abwanderung  vom  Lande  in 
die  Stadt,  und  zwar  in  sehr  bedenklicher  Ausdehnung.  Auch  hierbei  spielen 
die  gewöhnlichen  Gründe  für  das  Abströmen  der  ländlichen  Bevölkerung 
in  die  Städte  ihre  Rolle,  nämlich  ulie  körperlich  minder  anstrengende 
Beschäftigung  in  den  Fabriken  oder  im  städtischen  Gesindedienst,  die 
ungebundenere  Lebensweise  daselbst  und  der  Reiz,  den  das  städtische 
Leben  und  seine  der  Unterhaltung  dienenden  Anstalten  ausüben«  (Buchen- 
berger).    Daß  aber  die  Abwanderung  gerade  in  den  letzten  4  Jahren  in  so 

1  Auf  meine  Frage:  »Warum  zieht  Ihr  um?*,  bekam  ich  von  vielen  Gutstagelöhnern 
die  Antwort:  »Weil  wir  schon  zu  lange  auf  dem  Gute  sind.«  Und  dabei  war  kein  einziger 
von  ihnen  über  drei  Jahre  auf  demselben  Gute  gewesen.  Bei  manchen  ist  das  Umherwandern 
geradezu  zu  einer  Leidenschaft  geworden;  wenn  sie  aus  irgend  einem  Grund  das  Gut  nicht 
verlassen,  dann  wollen  sie  wenigstens  die  Wohnung  wechseln,  und  zwar  nicht  etwa 
aus  hygienischen  Rücksichten,  oder  um  mehr  Platz  zu  bekommen,  sondern  einzig  und  allein, 
um  nicht  mehr  in  der  bisherigen  Wohnung  bleiben  zu  müssen.  Gelingt  ihnen  auch  das  nicht, 
so  mieten  sie  wenigstens  auf  den  n.  November  einen  Wagen,  laden  ihren  Hausrat  darauf, 
machen  eine  kurze  Umfahrt  und  ziehen  dann  wieder  in  die  alte  Wohnung  ein. 
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empfindlicher  Weise  gestiegen  ist,  ist  die  Folge  des  bedeutenden  Aufschwunges 
der  lombardischen,  namentlich  der  mailändischen  Industrie. 

Wie  stark  die  Abwanderung  vom  Lande  zur  Stadt  ist,  läßt  sich  durch 
statistische  Angaben  leider  noch  nicht  feststellen.  Einen  Einblick  aber  ge- 
währen schon  folgende  Zahlen1.  Aus  der  Provinz  Mailand  wanderten  in  die 
Stadt  ein  in  den  Jahren: 


1902 

3916  Personen. 

1903 

4001  » 

1904 

3483 

1905 

7O46  » 

1906 

6229  ? 

Man  berücksichtige  nun,  daß  von  der  Provinz  Mailand  2/3  der  Fläche 
und  l/a  der  Bevölkerung  zur  Niederlombardei  gehören2,  und  daß  nach  Angabe 
des  statistischen  Bureaus  der  Societa  Umanitaria  zu  Mailand  etwa  5/6  der  in 
den  Jahren  1905  und  1906  aus  der  Provinz  in  die  Stadt  eingewanderten 
Personen  Landarbeiter  sind,  endlich,  daß  der  Teil  der  Provinz  Mailand,  welcher 
zur  Mittellombardei  gehört,  nur  eine  ganz  unbedeutende  Anzahl  von  Arbeits- 
kräften aus  der  ländlichen  Bevölkerung  in  die  Stadt  abfließen  läßt;  so  wird 
man  schließen  können,  daß  der  weitaus  größte  Teil  der  in  die  Stadt 
Abgewanderten  der  Landarbeiterschaft  der  Niederlombardei  entstammt. 
Dabei  haben  wir  nun  die  Stadt  Mailand  und  den  zur  Provinz  Mailand  ge- 
hörenden Teil  der  Niederlombardei  in  Betracht  gezogen.  Die  niederlombar- 
dische  landwirtschaftliche  Bevölkerung  wandert  aber  auch  in  sehr  großem  Um- 
fange nach  den  in  der  Nähe  von  Mailand  und  Pavia  gelegenen  Industrie- 
dörfern ab,  insbesondere  den  Textilfabriken  zu.  Wie  stark  die  Anziehungs- 
kraft dieser  Fabriken  ist,  mögen  beim  Fehlen  besserer  Angaben  die  folgenden 
Ziffern  andeuten,  die  die  prozentuale  Zunahme  der  Arbeiterschaft  in  einigen 
lombardischcn  Textilfabriken  im  Jahre  1906  zeigen8. 

Zahl  der  Zahl  der  Arbeiter  Zunahme  der  Arbeiter  im  Ver- 

Fabriken im  I.  Quartal  1907  gleich  zum  I.  Quartal  1906 

Wollindustrie  8  2596  9,60% 

Baumwollindustrie     50  27508  7,60% 

Seidenindustrie        139  36824  7,02% 


Dazu  ist  noch  zu  bemerken,  daß  die  Textilfabrikanten  noch  über  Mangel 
an  Arbeitskräften  klagen*. 

Das  alles  hat  naturgemäß  einen  Mangel  an  Arbeitskräften  in  der  Land- 
wirtschaft im  Gefolge  gehabt;  dieser  tritt  noch  weniger  hervor  in  der  nächsten 

»  Comune  di  Milano,  Dati  statistici,  Mailand  1907. 

*  Die  Provinz  Mailand  hat  eine  Ausdehnung  von  3163,149km  mit  einer  Bevölkerung 
1  480609  Einwohnern  (mit  Einschluß  der  Stadt,  die  allein  gegen  520000  Einwohner  zählt). 
Davon  gehören  der  Niederlombardei  etwa  2000  qkm  mit  einer  Bevölkerung  von  mehr  als 
500  000  Einwohnern. 

3  b.  d.  u.  d.  u  Bd.  vn  S.  872  ff. 

4  Ebendaselbst. 
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Umgebung  der  Städte  Mailand  und  Pavia  und  der  Industriedörfer,  weil  hier 
die  Gutstagelöhner  einige  Familienmitglieder  in  der  Fabrik  arbeiten  lassen 
können,  von  wo  sie  jeden  Tag  nach  Hause  heimkehren. 

Ein  Umstand,  der  auf  die  Landwirtschaft  ungünstig  einwirkt,  ist  auch 
der,  daß  gerade  die  kräftigsten  und  tüchtigsten  von  den  Gutstagelöhnern, 
welche  Aussicht  haben,  in  der  Stadt  günstigere  Verhältnisse  zu  finden,  ab- 
wandern. Die  Schwächeren  bleiben  auf  dem  Lande  zurück,  oder  solche 
Familien,  deren  Mitglieder  noch  nicht  alle  imstande  sind,  selbst  hinreichend 
zu  verdienen.  Zur  quantitativen  Verminderung  der  ländlichen  Arbeitskräfte 
tritt  also  noch  eine  qualitative  Verschlechterung. 

Anfänglich  machte  sich  die  Abwanderung  aber  weniger  empfindlich 
bemerkbar,  da  man  ihr  durch  Mehreinführung  von  Maschinen  entgegenwirken 
konnte.  Tatsächlich  ist  denn  auch  die  gesteigerte  Verwendung  von  Maschinen, 
nachdem  diese  schon  nach  den  Streiks  in  größerem  Umfang  Eingang  gefunden 
hatten,  mehr  der  Notwendigkeit,  dem  Mangel  an  Arbeitskräften  abzuhelfen, 
als  dem  bewußten  Streben  nach  technischem  Fortschritt  zuzuschreiben. 

Seit  dem  Jahre  1904  haben  die  Arbeiten  für  die  Mailänder  Ausstellung 
von  1906  die  Abwanderungen  aus  der  Niederlombardei  in  die  Stadt  noch 
mehr  gesteigert.  Im  Jahre  1905  betrug  die  Einwanderung  aus  der  Provinz 
Mailand  in  die  Stadt  Mailand  9046  Personen.  Manche  Unternehmer  mußten 
den  Reis-  und  Körnerbau  einschränken  und  dafür  die  Wiesen  ausdehnen,  bei 
denen  die  Anwendung  von  Maschinen  leichter  ist.  Durch  diese  Umstände 
sah  sich  die  Stiftung  Societa  Umanitaria  in  Mailand  veranlaßt,  ein  Amt  ein- 
zurichten zur  Regelung  der  norditalienischen  Binnenwanderung.  Das  Amt 
steht  in  Verbindung  mit  den  niederlombardischen  Pächtervereinen;  es  begann 
seine  Tätigkeit  im  Jahre  1906.  Die  Einrichtung  war  mit  veranlaßt  worden 
durch  die  Tatsache,  daß,  während  die  Niederlombardei  unter  so  großem 
Mangel  an  Arbeitskräften  zu  leiden  hatte,  in  Venetien  laute  Klagen  erhoben 
wurden  über  die  Arbeitslosigkeit  der  ländlichen  Bevölkerung.  Im  Jahre  1906 
meldeten  sich  beim  Amt  der  Umanitaria  521  Familien  mit  3647  Angehörigen; 
davon  waren  502  aus  Venetien,  9  aus  der  Emilia,  5  aus  dem  Gebiet  von 
Mantua;  am  11.  November  1906  wurden  von  dem  Amt  durch  Verhandlungen 
mit  2  Pächtervereinen  65  Familien  mit  103  erwachsenen  Männern,  109  er- 
wachsenen Frauen  und  188  Kindern  auf  verschiedenen  Gütern  eingestellt1. 
Das  Amt  sorgt  aber  nicht  nur  für  die  Anwerbung  von  Familien,  sondern 
kümmert  sich  auch  um  deren  Arbeitsbedingungen,  und  zwar  zu  dem  aus- 
gesprochenen Zwecke,  daß  das  Heranziehen  von  neuen  Familien  die  Löhne 
der  anderen  Gutstagelöhner  nicht  herabdrücken  dürfe.  Gegenwärtig  gibt  es  in 
der  Niederlombardei  schon  Güter,  deren  Tagelöhner  lauter  Venetianer  sind. 

Die  Folgen  der  Abwanderung  sind  kurz  folgende:  Zunehmen  des  Kon- 
traktbruches, Erhöhung  der  Löhne,  Abnahme  der  Konkurrenz  unter  den 
Pächtern,  Zurückhaltung  in  der  Steigerung  der  Pachtpreise;  über  das  einzelne 
ist  an  den  entsprechenden  Stellen  schon  das  Nötwendige  gesagt  worden.  Über 
die  Einschränkung  des  Reis-  und  Getreidebaues,  die  in  vereinzelten  Betrieben 
stattgefunden  hat,  äußern  sich  die  Pächtervereine  dahin,  daß  die  niederlom- 
bardische  Landwirtschaft  bis  jetzt  noch  nicht  Gefahr  läuft,  die  Kulturarten 

1  Dr.  J.  Zannoni,  GU  Uffici  di  collocamento  per  i  contadini  migranti  in  Italia,  Imola 
1907,  herausgegeben  vom  Sekretariat  der  Societa  Umantaria  für  Binnenwanderung. 
Rovelli,  Die  Agrarrerf.  der  Niederlombardei.  8 
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.Indern  zu  müssen;  man  hofft  fest,  einerseits  auf  die  Einwanderung  von  Land- 
arbeiterfamilien aus  anderen  Gegenden  und  andererseits  auf  eine  sehr  wahr- 
scheinlich eintretende  Abnahme  der  Landflucht  der  Gutstagelöhner;  diese  soll 
in  den  letzten  zwei  Jahren  so  stark  geworden  sein  lediglich  wegen  der  Arbeiten 
der  Mailänder  Ausstellung  von  1906'. 

Welchen  Einfluß  die  Abwanderung  mit  der  Zeit  auf  die  Arbeits-  und 
Lohnverhältnisse  der  Gutstagelöhner  ausüben  wird,  und  ob  überhaupt  von 
einem  solchen  die  Rede  sein  kann,  darüber  läßt  sich  jetzt  noch  nicht  einmal 
annäherndes  sagen. 

VIII.  Organisation  und  Streiks. 

In  Italien  zeichnete  sich  das  Jahr  1901  aus  durch  große  Landarbeiter- 
bewegungen;  man  darf  sogar  sagen,  daß  dieselben  die  bedeutendsten,  längsten 
und  am  besten  organisierten  Bewegungen  gewesen  sind,  welche  die  Landwirt- 
schaft je  erlebt  hat.  Durchweg  zeigten  sich  die  lebhaftesten  und  längsten 
Streiks  in  Gebieten,  die  einige  wesentliche  Eigenschaften  miteinander  gemein 
haben,  in  welchen  nämlich  der  intensive  Großbetrieb  vorherrscht  zusammen 
mit  den  gutsansässigen,  sowohl  als  den  freien  Tagelöhnern,  das  heißt  den 
Landarbeitern,  die  am  wenigsten  psychologisch  verbunden  sind  mit  dem  Boden, 
den  sie  bebauen.  In  den  Gebieten  dagegen,  wo  der  Teilbau  geblieben  ist, 
z.  B.  in  Toskana,  in  den  Marken  und  in  Umbrien  (Mittelitalien),  waren  die 
Bewegungen  weder  der  Form  noch  den  Forderungen  der  Landarbeiter  nach 
besonders  schwerwiegend.  Auch  trugen  sie  mehr  den  Charakter  der  Nach- 
ahmung der  Unruhen  in  anderen  Gebieten  als  den  einer  freiwilligen  und  be- 
wußten lokalen  Bewegung. 

In  der  Poebene  fanden  die  wichtigsten  Streiks  statt,  in  den  Gebieten 
von  Mantua,  Vercelli  und  in  der  Lomellina,  d.  h.  östlich  der  Adda  und  westlich 
des  Tessin.  Auch  in  der  Niederlombardei,  deren  Agrarverfassung  einige  Züge 
gemein  hat  mit  der  der  genannten  Gebiete,  brachen  ziemlich  zahlreiche  Streiks 
aus.  Hier  waren  jedoch  die  Streiks  des  Jahres  1901  nichts  Neues.  Schon 
im  Juni  1882  brachen  in  sieben  einander  benachbarten  Dörfern  des  Gebietes  von 
Lodi  zum  ersten  Male  Streiks  aus,  an  denen  sämtliche  Gutstagelöhner  der 
betreffenden  Dörfer  teilnahmen.  Überall  dauerte  der  Streik  nur  einen  Tag. 
Das  Dazwischentreten  des  Comizio  agrario  von  Lodi,  welches  von  den  Polizei- 
behörden und  dem  Gemeinderat  unterstützt  wurde,  machte  der  Bewegung 
rasch  ein  Ende.  Die  Bewegung  war  daraus  entstanden,  daß  sich  einige  Pächter 
der  genannten  Dörfer  nicht  mehr  an  die  alten  Ortsgebräuche  bei  den  Arbeits- 
verträgen gehalten  hatten,  und  zwar  zum  Schaden  der  Gutstagelöhner.  Die 
Bewegung  verlief  günstig  für  die  Arbeiter.  Seitdem  fing  man  an,  den  Arbeits- 
vertrag schriftlich  abzuschließen. 2 

Ein  zweiter  Streik  erfolgte  im  Jahre  1891  auf  dem  Gebiet  von  Mailand. 
25  Tagelöhner  stellten  die  Arbeit  ein,  um  gegen  die  schlechte  Qualität  des 


»  Tatsächlich  betrug  auch  die  Einwanderung  in  die  Stadt  Mailand  im  Jahre  1906  nur 
6229  Personen  gegenüber  7046  im  Jahre  1905,  wo  die  Arbeiten  für  die  Ausstellung  ihren 
Höhepunkt  erreicht  hatten. 

*  Cfr  Statistica  degli  scioperi,  Bd.  1,  Rom  1892;  Bullettino  dell'  Agricoltura,  Mailand 
Jahrgang  1882. 
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Maises  zu  protestieren,  den  sie  als  eibaria  bekommen  hatten.  Auch  diesmal 
endete  der  Streik  noch  an  demselben  Tage  durch  gütliche  Einigung1. 

Wieder  auf  mailändischem  Gebiet  fanden  im  Jahre  1898  vier  Streiks  statt, 
drei  im  Mai,  einer  im  Oktober.  An  den  Streiks  nahmen  145  Familienvater 
teil,  um  einen  besseren  Lohn  durchzusetzen.  Nach  einem  Tage  endeten  die- 
selben ohne  Erfolg. 

Im  selben  Jahre  und  im  selben  Monat  Mai  brachen  aus  dem  gleichen 
Grunde  zwei  weitere  Streiks  aus  auf  dem  Gebiete  von  Pavia.  An  dem  einen 
nahmen  72  Familienväter  teil,  er  dauerte  acht  Tage  und  wurde  durch  eine 
Einigung  mit  den  Unternehmern  beigelegt  Der  zweite  umfaßte  nur  30 
Familienväter  von  einem  Gute  und  endete  nach  einem  Tage  mit  einem  für 
die  Arbeiter  günstigen  Ergebnis2. 

In  der  Niederlombardei  waren  also  die  Streiks  der  Gutstagelöhner  schon 
lange  nichts  Unbekanntes  mehr;  doch  trugen  sie  bis  zum  Jahre  1901  den 
Charakter  vereinzelter  Erscheinungen,  brachen  unvorbereitet  und  spontan 
unter  den  Arbeitern  aus  bei  irgend  einer  am  Arbeitsvertrag  sich  ergebenden 
Schwierigkeit.  Denselben  Charakter  haben  auch  die  anderen  bis  zum  Jahre 
1900  beobachteten  Landarbeiterstreiks  gehabt. 

Ganz  anders  seit  1 90 1 ;  ohne  daß  sich  die  allgemeinen  Zustände  der 
Landwirtschaft  in  Italien  im  allgemeinen,  oder  in  der  Niederlombardei  im  be- 
sonderen, geändert  hätten,  trat  in  diesem  Jahre  eine  ganz  anders  geartete 
Bewegung  zutage. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Lage  der  Landarbeiter  in  ganz  Italien 
sehr  schlecht  war.  Graf  Jacini,  der  Berichterstatter  der  großen  Agrarenquete 
der  80  er  Jahre,  gesteht  dies  ausdrücklich  zu  3.  In  bezug  auf  die  Nieder- 
lombardei mag  als  Beweis  dafür  das  genügen,  was  wir  über  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  der  Gutstagelöhner  im  vorhergehenden  gesagt  haben.  Die 
Voraussetzung  der  Landarbeiterbewegung  war  also  die  ungünstige  Lage  der 
Landleute;  das  wurde  nicht  nur  von  den  Landarbeitervereinen  hervorgehoben, 
sondern  auch  von  den  Grundbesitzern  selbst  anerkannt  *.  Nur  waren  bis  dahin 
die  Landarbeiter  in  Italien  und  besonders  in  der  Niederlombardei  mehr  oder 
weniger  ruhig  geblieben,  da  niemand  daran  dachte,  sie  zum  Streben  nach  einer 
Verbesserung  anzuregen.  Diese  Aufgabe  stellten  sich  aber  namentlich  seit  dem 
Jahre  1900  die  Sozialdemokraten  und  neben  ihnen  die  christlichen  Demokraten. 

Nach  den  heftigen  blutigen  Unruhen  von  1898  und  deren  scharfer 
Unterdrückung  begann  die  Sozialdemokratie  im  Laufe  des  Jahres  1900  von 
neuem  ihre  Agitation  für  die  politische  und  gewerkschaftliche  Organisation. 
Die  neue  Regierung  unter  der  Leitung  von  Zanardelli  und  Giolitti  (dieser  war 
Minister  des  Innern)  gab  der  inneren  Politik  eine  neue  Wendung;  bei  den 
Streitigkeiten  zwischen  Kapital  und  Arbeit  blieb  sie  neutral  und  gestand  den 
Arbeitern  die  freie  Ausübung  des  Koalitionsrechtes  zu.  Dieses  Vorgehen  der 
neuen  Regierung  rief  unter  den  Grundbesitzern  die  größte  Aufregung  hervor; 
sie  waren  nämlich  daran  gewöhnt,  in  der  Unterstützung  seitens  der  Regierung 

»  Statistica  degli  scioperi  Bd.  I. 

a  Statistica  degli  scioperi  awenuti  nelP  industria  e  nella  agricoltura  durante  V  anno  1898, 
Rom  1900. 

3  Vgl.  Fratnmenti  usw.  S.  82—83. 

4  Vgl.  Coletti,  I  Contratti  agrari  e  U  contratto  di  lavoro  agricolo,  Rom  1903.   S.  9. 

8» 
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ein  stets  bereites  Mittel  zu  sehen,  um  jeden  Streit  wirtschaftlicher  Natur  zu 
unterdrücken.  Zweifellos  hat  das  Verhalten  der  Regierung  der  gewerkschaft- 
lichen Bewegung  gewaltig  Vorschub  geleistet.  Die  Erfolge  der  Sozialdemo- 
kratie riefen  auch  eine  lebhafte  Tätigkeit  der  christlichen  Demokraten  wach, 
welche  ihrerseits  auf  dem  Lande  Organisationen  durchzuführen  suchten,  zu  dem 
Zweck,  die  Arbeiter  wirtschaftlich  zu  einigen,  ohne  sie  der  Weltanschauung 
des  Sozialismus  anheimfallen  zu  lassen. 

In  der  Niederlombardei  hat  jedoch  die  Organisation  trotz  der  vielen 
Bemühungen  von  beiden  Seiten  nur  geringe  Fortschritte  gemacht.  Das  zeigt 
von  neuem,  daß  sich  die  Organisation  nicht  dort  am  besten  entwickelt,  wo  sie 
am  notwendigsten  wäre,  weil  die  Mißstände  am  schlimmsten  sind,  sondern  dort, 
wo  die  Arbeiterschaft  auf  höherer  Bildungsstufe  steht. 

Die  Camera  di  lavoro  (Arbeitskammer)  zu  Mailand  hat  in  der  Nieder- 
lombardei 4  Filialkammern  gegründet,  2  im  Gebiet  von  Mailand,  2  in  dem 
von  Lodi.  Die  beiden  Kammern  auf  dem  Lodesaner  Gebiet  entfalteten  eine 
große  Tätigkeit;  sie  bekamen  von  ihren  Gemeinderäten  unentgeltlich  ein  Lokal 
zur  Verfügung  gestellt  und  dazu  noch  einen  jährlichen  Zuschuß  in  Geld. 
Eine  solche  Arbeitskammer  wurde  auch  in  Pavia  gegründet.  Diese  Arbeits- 
kammern umfaßten  alle  Arbeiter  eines  bestimmten  Bezirkes,  die  sich  dann 
wieder  in  Fachabteilungen  nach  den  verschiedenen  Berufen  gliederten.  Später 
haben  dann  die  Fachabteilungen  der  Landarbeiter  der  fünf  niederlombardischen 
Arbeitskaramern  sich  zu  einem  Verbände  zusammengeschlossen  (Federazione 
dei  contadini).  Neben  dieser  Vereinigung  entstand  eine  ähnliche  christlich- 
demokratische Organisation,  namentlich  auf  dem  Gebiet  von  Lodi. 

Die  Zahl  der  in  diesen  Verbänden  organisierten  Landarbeiter  läßt  sich 
nicht  feststellen.  Die  Organisation  selbst  wurde  in  fast  blindem  Eifer  und 
ohne  zielbewußte  Oberleitung  zustande  gebracht.  Der  Bericht  der  mailändi- 
schen  Arbeitskammer  bemerkt  auch,  daß  die  Organisation  auf  dem  Lande 
sehr  mangelhaft  gewesen  ist.  Dabei  steht  aber  eines  fest,  daß  nämlich  die 
Organisation,  sowohl  die  sozialdemokratische  als  auch  die  christlich -demokrati- 
sche, im  Gebiet  von  Lodi  am  kräftigsten  und  am  meisten  ausgedehnt  war. 
Die  ganze  Bewegung  vollzog  sich  im  Jahre  1900.  Im  Jahre  1901  brachen 
die  Streiks  aus,  selbstverständlich  auf  dem  Gebiet  von  Lodi  zahlreicher  als 
auf  denen  von  Mailand  und  Pavia,  obwohl  sich  auf  diesen  beiden  die  Guts- 
tagelöhner durchaus  nicht  in  besserer  Lage  befanden.  An  den  Arbeitsein- 
stellungen nahmen  nicht  nur  die  organisierten  Arbeiter  teil,  sondern  die  unor- 
ganisierten bildeten  sogar  die  größere  Anzahl.  Die  nachfolgenden  Tabellen 
geben  nähere  Auskunft  über  die  Gutstagelöhnerstreiks  in  der  Niederlombardei 
in  den  Jahren  1901,  1902  und  1903  *.  Seit  1903  haben  die  Gutstagelöhner 
in  der  Niederlombardei  nicht  mehr  gestreikt. 

Aus  der  ersten  Tabelle  ist  sofort  die  Bedeutung  der  Streiks  des  Jahres 
1901  gegenüber  denen  der  beiden  folgenden  Jahre  ersichtlich.  Von  den  42 
Streiks  der  drei  Jahre  entfallen  36,  d.h.  89,7  °/0  auf  das  Jahr  1901,  und  von  diesen 
brachen  28  oder  77,7  %  auf  dem  Gebiete  von  Lodi  aus.  Das  ist  darauf  zurück- 
zuführen, daß  hier  die  Organisation  verhältnismäßig  am  besten  ausgebildet  war. 

1  Die  Tabellen  sind  zusammengestellt  nach  den  vom  Ackerbauministerium  veröffent- 
lichten Statistiken.  Vgl.  Statistica  degli  scioperi  avvenuti  nelP  agricoltura  e  nell'  industria 
negli  anni  1900,  1901,  190a,  1903.   Rom  1902,  1904,  1906. 
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Tabelle  II. 


Zahl  der 

Der  Erfolg  war 

Ziele 
der  Bewe- 
gungen 

1 

günstig 

,  teilweise  günstig 

1  i 

ungünstig 

Streiks 

c 

u 

c 

c  ^ 

w  c 

£  2 

:5  '? 
t  < 

Streiks 

Teilnehmer 

3  2 

>  < 

Teilnehmer 

versäumte 
Arbeitstage 

Streiks 

c 
E 

JS 

c> 

JS 

3  Sil 
c  2 
5 

e  'I 

Lohnerhöhung  . 

23 

109 1 

1147 

1  1 

391 

32*' 

8 

477 

602 

4 

223 

219 

Lohnerhöhung  u. 
Verbesserung  d. 
Arbeitsvertrages 

6 

208 

446 

3 

79 

4  5 

2 

59 

5« 

70 

350  | 

Lohnerhöhung  u. 
Verkürzung  der 
Arbeitszeit   .  . 

6 

>:3 

1 

■33 

4 

125 

94 

1 

30 

30 

I 

18 

9 

Sonstiges  .     .  . 

1 

20 

10 

i 

20 

10 

H/Ol 

1492 

'73'» 

475 

1 1 

566 

683 

6 

311 

573 

Luhnei  höhung  . 

Lohnerhöhung  u. 
Verbesserung  d. 
Arbeitsvertrages 

3070 

12210 

— 

— 

— 

2 

3070 

12210 

— 

— 

Lohnerhöhung  u.  , 
Verkürzung  der 
Arbeitszeit   .  . 

i 

1 

— 

— 

Sonstiges  .     .     .  | 

3 

1 

I<)02 

5" 

3 '37 

j  22S0 

— 

— 

3°  7«J 

1 22 10 

1  2 

47 

66 

Lohnerhöhung 

Lohnerhöhung  u. 
Verbesserung  d. 
Arbeitsvertrages 

Lohnerhöhung  u. 
Verkürzung  der 
Arbeitszeit   .  . 

1 

Sonstiges   .     .  . 

1903 

,= 

1 

1 2 

84 

1 

1901-    11,03  . 

4641 

! 1  06 

20 

ö^  ■ 

559 

,3 

3t>3b 

12893 

8 

35s 

644 

'  Siehe  die  Bemerkung  in  iier  Tabelle  Nr.  L 
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Bemerkenswert  ist  auch,  daß  die  Mehrzahl  der  Streiks  im  Mai  stattfand: 
29,  &  h.  69%;  es  folgt  der  Juni  mit  6  Streiks  oder  14%-  Wir  ersehen 
daraus,  daß  die  Gutstagelöhner  zum  Streiken  die  Zeit  der  Heuernte  auswählten; 
im  Mai  wird  der  sogenannte  maggengo  (Maiheu)  und  im  Juli  der  sogenannte 
agostano  (Augustheu)  eingeerntet;  in  den  Juli  fällt  zugleich  die  Weizen  ernte. 
Das  Heuen  ist  denn  auch  eine  der  wichtigsten  Arbeiten  im  niederlombar- 
dischen  Landwirtschaftsbetrieb;  und  das  Heu  muß  zu  rechter  Zeit  und  dann 
binnen  kurzem  eingeerntet  werden,  sonst  verliert  es  an  Qualität. 

Auch  hier  kommt  die  oben  angeführte  Verschiedenheit  der  Arbeits- 
verträge auf  den  verschiedenen  Gütern  zur  Geltung,  da  nur  selten  ein  und 
derselbe  Streik  mehrere  Güter  zugleich  umfaßt  Von  den  42  Streiks  taten 
das  nur  1 1 .  Die  Tagelöhner  des  einen  Gutes  empfinden  nämlich  mit  denen 
der  benachbarten  Güter  nur  eine  geringe  Interessengemeinschaft,  da  die  Arbeits- 
verträge mehr  oder  weniger  voneinander  abweichen.  Dazu  kommt  noch,  und 
zwar  in  nicht  unbedeutendem  Maße  der  Mangel  an  Zusammengehörigkeitsgefühl 

Die  Zahl  der  Teilnehmer  an  den  Streiks  ist  nicht  groß;  dabei  ist  freilich 
zu  beachten,  daß  nur  die  Familienväter  gezählt  wurden.  Aus  der  geringen 
Zahl  der  Tage,  an  denen  nicht  gearbeitet  wurde,  geht  hervor,  daß  die  meisten 
Streiks  nur  sehr  kurze  Zeit  dauerten;  im  allgemeinen  dauerten  sie  nur  einen 
Tag,  manchmal  auch  nur  einen  halben  Tag;  nur  sehr  wenige  dauerten  bis  zu 
drei  oder  vier  Tagen.  In  dieser  Hinsicht  spielte  gewiß  die  Notwendigkeit 
einer  raschen  Heuernte  eine  große  Rolle. 

Auffallend  ist  die  Zahl  der  Arbeiter,  3000,  die  sich  an  einem  Streik  auf 
dem  Gebiete  von  Mailand  im  Jahre  1902  beteiligten.  Es  ist  das  der  Streik, 
der  am  weitesten  um  sich  griff;  er  erstreckte  sich  auf  24  Gemeinden.  An 
ihm  nahmen  auch  die  Hilfsarbeiter  teil,  Männer  wie  Frauen,  so  daß  die  Ge- 
samtzahl der  Streikenden  sich  auf  etwa  4000  belief. 

Die  zweite  Tabelle  läßt  die  Ziele  der  Bewegungen  erkennen.  In  dieser 
Hinsicht  zeigt  die  Niederlombardei  im  Vergleich  mit  den  benachbarten  und 
unter  manchen  Gesichtspunkten  ähnlichen  Gebieten  von  Mantua,  Vercelli  und 
der  Lomellina  einen  verschiedenen  Charakter.  In  der  Niederlombardei  ist  die 
Bewegung  sozusagen  mehr  primitiv,  weniger  entwickelt  und  trägt  vor  allem 
keine  deutlich  erkennbare  politische  Färbung.  Demgegenüber  erstrebten  in  den 
andern  genannten  Gegenden  die  schon  längst  stärkeren  und  besser  disziplinierten 
Organisationen  bei  der  Agrarbewegung  nicht  nur  eine  Lohnerhöhung  oder 
Arbeitszeitverkürzung,  sondern  sie  hatten  auch  die  weitergehende  Absicht,  eine 
fast  völlige  Änderung  der  Arbeitsverträge  in  dem  Sinne  herbeizuführen,  daß 
diese  nach  dem  von  den  Gewerkschaften  vorgelegten  Muster  abgefaßt  werden 
sollten.  Die  Arbeiter  verlangten  die  Aufhebung  des  Stücklohnes,  Beseitigung 
derjenigen  Maschinen,  die  menschliche  Arbeitskraft  verdrängten,  vor  allem  aber 
das  Recht  für  die  Gewerkschaften,  die  Arbeiter  zu  bestimmen,  die  auf  den 
einzelnen  Gütern  arbeiten  sollten;  der  Unternehmer  sollte  lediglich  bestimmen, 
wieviel  Arbeiter  notwendig  seien,  und  dies  der  Gewerkschaft  mitteilen1. 

Ganz  anders  in  der  Niederlorabardei.  Die  Hauptforderung  war  hier  eine 
einfache  Lohnerhöhung.  Im  Jahre  1901  bildete  die  Forderung  höherer  Löhne 
in  63,9%  der  Fälle  die  Ursache  des  Streiks;  in  der  Hälfte  der  Fälle  war  das 
Resultat  den  Arbeitern  günstig,  bei  einem  Drittel  der  Fälle  hatten  sie  teilweise 


«  Vgl.  Rocquigny,  a.  a.  O.,  S.  80  ff. 
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Erfolg,  nur  l/s  der  Streiks  verlief  erfolglos.  Das  beweist  klar,  daß  auch  die 
Unternehmer  den  elenden  Zustand  der  Gutstagelöhner  anerkannten,  obwohl  sie 
sich  zu  einer  Besserung  der  Lage,  nur  durch  den  Streik  gezwungen,  verstanden. 

In  12  Fällen  (33,3 °/0)  verlangten  die  Arbeiter  außer  der  Lohnerhöhung 
noch  Abkürzung  der  Arbeitszeit  und  auch  Verbesserung  anderer  Bedingungen 
des  Arbeitsvertrages,  so  z.  B.  die  Aufhebung  der  sogenannten  appendizi  — 
Nebenabgaben  —  (Hühner,  Eier,  usw.),  welche  der  Tagelöhner  dem  Unter- 
nehmer zu  entrichten  hatte.  Von  diesen  Streiks  endeten  nur  zwei  mit  einem 
Mißerfolg;  im  übrigen  erreichten  die  Arbeiter  ganz  oder  zum  Teil,  was  sie  wollten. 

In  den  drei  Jahren  wurde  niemals  eine  eigentliche  Reform  des  Arbeits- 
vertrages verlangt,  was  übrigens  ganz  dem  Charakter  des  Volkes  entspricht. 
Ohne  Bildung  und  ohne  innem  Betrieb  zu  eigenem  tatkräftigen  Vorgehen  denkt 
der  niederlombardische  Gutstagelöhner  nur  an  eine  Erhöhung  des  Einkommens, 
sei  es  in  Geld  oder  in  Naturalien;  ist  diese  erreicht,  so  beruhigt  er  sich  und 
kümmert  sich  nicht  mehr  um  Verbesserungen  des  Vertrages,  um  Agitation,  um 
Organisation.  So  hörte  auch  fast  jede  Bewegung  und  jede  Organisation  in 
den  folgenden  Jahren  auf.  In  den  Jahren  1902  und  1903  kommen  noch 
vereinzelte  Streiks,  nach  1903  aber  nicht  mehr. 

Ja,  auch  von  der  früheren  Organisation  ist  beinahe  keine  Spur  mehr  vor- 
handen. Schon  im  Jahre  1 903  mußte  eine  der  Tochterkammern  der  Mailänder 
Arbeitskammer  aufgehoben  werden;  in  demselben  Jahre  verschwand  auch  der 
Verband  der  Landarbeiterfachabteilungen,  da  die  Mitgliederzahl  zu  sehr  ge- 
sunken war.  Ein  ähnliches  Schicksal  hatten  die  christlich -demokratischen  Organi- 
sationen. Gegenwärtig  bestehen  nur  noch  zwei  Landarbeitervereine,  die  der 
mailändischen  Arbeitskammer  angeschlossen  sind,  der  eine  mit  50  Mitgliedern, 
der  aber  die  Beiträge  zur  Mailänder  Kammer  nicht  mehr  bezahlt,  der  andere 
mit  24  Mitgliedern,  der  aber  erst  im  Jahre  1907  gegründet  wurde1.  Der 
niederlombardische  Tagelöhner  kann  nicht  begreifen,  wozu  er  fernerhin  noch 
einen  Monatsbeitrag  bezahlen  soll,  nachdem  er  doch  bereits  seine  Absichten 
erreicht  hat,  und  seiner  Meinung  nach  nichts  zu  wünschen  übrig  bleibt.  Anderer- 
seits hat  er  jetzt  ein  wirksames  Mittel  in  der  Hand,  welches  ohne  Organisation 
und  Bewegung  seine  Lage  bessert,  die  Abwanderung  zur  Stadt. 

Im  allgemeinen  haben  sich  also  die  Verhältnisse  der  Gutstagelöhner  durch 
die  Streiks  etwas  verbessert,  doch  bezieht  sich  dies  nur  auf  den  Lohn,  ver- 
einzelt auch  auf  die  Arbeitszeit,  nicht  aber  auf  andere  Bestimmungen  des 
Arbeitsvertrages.  Die  Erhöhung  des  Lohnes  kann,  wie  schon  gesagt,  auf  12,5% 
des  früheren  geschätzt  werden.  Dabei  ist  noch  zu  bemerken,  daß  die  Streiks 
nicht  nur  denjenigen  Arbeitern  zugute  kamen,  die  sich  daran  beteiligten,  sondern 
auch  allen  Gutstagelöhnern  in  der  ganzen  Niederlombardei;  denn  die  i2,5°/0ige 
Erhöhung  des  Lohnes  wurde  im  großen  und  ganzen  von  allen  Unter- 
nehmern gewährt.  Sie  taten  das  sowohl,  um  eine  Ausdehnung  und  Wiederkehr 
des  Streiks  zu  verhüten,  als  auch  um  der  öffentlichen  Meinung  zu  genügen,  weil 
die  elende  Lage  der  Tagelöhner  selbst  die  Gemüter  des  breiten  Publikums  erregt  hatte. 

«  Vgl.  B.  d.  U.  d.  L.  Bd.  VI,  S.  388  und  Bd.  VIII,  S.  448.  Vom  Ende  des  Jahres 
1907  bis  zur  Gegenwart  (Juli  1908)  ist  die  Gründung  von  vier  kleinen  Landarbeitervereinen 
auf  den  Gebieten  von  Lodi  und  Mailand  angekündigt  worden,  welche  alle  der  mailindischen 
Arbeitskammer  angeschlossen  sind.  Die  Mitgliederzahl  ist  nicht  angegeben.  Vgl.  B.  d.  U.  d.  L. 
Bd.  VIII.  S.  682  :  Bd.  IX,  S.  111  und  705. 
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Die  befriedigende  Beilegung  der  Streiks  war  im  allgemeinen  nicht  be- 
sonders schwierig,  meistens  war  sie  der  Vermittlung  der  Polizeibeamten  zu 
verdanken,  welche  die  Sache  weniger  unter  dem  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte 
betrachteten  als  unter  dem  der  Öffentlichen  Ordnung.  Deswegen  bewogen  die 
Polizeibehörden  die  Unternehmer  dazu,  auf  die  Forderungen  der  Tagelöhner 
einzugehen,  um  jeder  weiteren  Erregung  derselben  den  Boden  zu  entziehen. 
Somit  hing  sehr  häufig  die  Ausgleichung  eines  Streites  wirtschaftlich-agrarischer 
Natur  von  wesensfremdem  politischen  Elementen  ab. 

Die  Folge  der  Agrarbewegung  von  igoi  waren  in  vielen  Provinzen  recht 
bemerkenswert.  In  der  Emilia  z.  B.  und  in  dem  Gebiet  von  Mantua  wurde 
der  Getreide-  und  sogar  der  Hanfbau  durch  Wiesenkultur  ersetzt,  um  auf  die 
verteuerte  und  unsichere  menschliche  Arbeitskraft  wenigstens  zum  Teil  ver- 
zichten zu  können.  Wo  es  nur  irgend  möglich  war,  wurden  Maschinen  ein- 
geführt, besonders  diejenigen,  welche  die  größeren  und  besonders  dringlichen 
Arbeiten,  z.  B.  die  Heu-  und  Getreideernte  erleichtern.  Die  Kapitalien  scheuten 
die  Anlagen  in  der  Landwirtschaft,  zogen  sich  sogar  von  ihr  zurück,  um  in 
den  Banken,  wenn  auch  zu  niedrigem  Zinsfuß,  sich  anzuhäufen.  Diese  Panik 
unter  den  Kapitalisten  war  weniger  eine  Folge  der  schon  überstandenen  Streiks, 
als  vielmehr  der  Ausdruck  der  Furcht  vor  neuen  Beunruhigungen  mit  aus- 
geprägtem politischem  Charakter;  außerdem  stieg  die  Teuerung  der  mensch- 
lichen Arbeitskraft  so  sehr,  daß  es  sich  nicht  mehr  lohnte,  gewisse  Kulturarten 
beizubehalten.  So  ist  die  letzte  Ursache  dieser  ökonomischen  und  moralischen 
Reaktion  der  Grundbesitzer  und  der  ländlichen  Unternehmer  nicht  eigentlich 
in  dem  Streben  der  Landarbeiter  nach  Lohnerhöhung  zu  suchen,  sondern 
vielmehr  in  einer  übertriebenen  Form  ihrer  Forderungen  und  ihrer  Mittel; 
man  hat  das  natürliche  Verhältnis  zwischen  dem  Maß  der  Forderungen  und 
der  natürlichen  Entwicklung  der  Landwirtschaft  nicht  berücksichtigt1. 

Die  landwirtschaftliche  Produktion  geht  in  ihrer  Entwicklung  nur  langsam 
voran,  und  die  in  ihr  angelegten  Kapitalien  können  sich  erst  nach  längerer 
Zeit  rentieren.  Deswegen  braucht  die  Landwirtschaft  eine  längere  Periode  als 
andere  Produktionszweige,  bis  sich  wieder  normale  Verhältnisse  einstellen  und 
jedes  plötzliche  Sinken  der  Profitrate  oder  des  Zinsfußes  ist  für  sie  verhäng- 
nisvoll. Freilich  sinken  auch  in  landwirtschaftlichen  wie  in  jeden  anderen 
Betrieben  Unternehmergewinn  und  Kapitalzins;  daran  muß  aber  der  Land- 
wirtschaftsbetrieb mehr  als  jeder  andere  erst  allmählich  und  unter  zweckmäßi- 
ger Anpassung  seiner  sämtlichen  Produktionselemente  gewöhnt  werden. 

In  der  Niederlombardei  aber  haben  die  Streiks  keine  Änderungen  in 
den  Kulturen  hervorgerufen,  weil  sie  hier  nicht  so  lange  dauerten  und  noch 
mehr,  weil  sie  des  politischen  Charakters  entbehrten.  Doch  blieb  noch  ein 
oder  zwei  Jahre  lang  eine  gewisse  Unsicherheit  bei  den  Unternehmern  bestehen ; 
infolge  derselben  wurde  einige  Zeit  hindurch  jede  Bodenmehoration  unter- 
lassen. Man  beschränkte  sich  auf  die  notwendigsten  regelmäßigen  Arbeiten. 
Diese  vorübergehende  Erscheinung  übte  einen  Einfluß  aus  nur  auf  die  Lage 
der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter,  da  von  ihnen  allein  die  Bodenmeliorationen 
ausgeführt  werden2.    Auf  die  Gutstagelöhner  dagegen  übte  die  ziemlich  um- 


1  Vgl.  Coletti,  I  recenti  scioperi  agrari  c  il  loro  effetto  economico,  Enquete  der  »Societä 
degli  agricoltori  italianic,  Rom  1902. 
»  Vgl.  S.  127. 
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fangreiche  Einführung  von  Maschinen,  wie  sie  durch  die  Streiks  veranlaßt 
wurde,  einen  Rückschlag  aus,  von  dem  wir  schon  gesprochen  haben.  Im 
großen  und  ganaen  kann  man  die  Wirkungen  der  Streiks  für  die  Gutstage- 
löhner als  eine  günstige  bezeichnen. 

Die  Streiks,  wie  die  Agrarbewegung  überhaupt,  hatten  aber  auch  ihre  Wirkung 
bei  den  landwirtschaftlichen  Unternehmern,  indem  die  schon  früher  vorhandenen 
Verbände  wieder  ins  Leben  gerufen  und  neue  Vereine  gegründet  wurden. 
Zur  Zeit  der  Streiks  beschränkte  sich  natürlich  deren  Tätigkeit  auf  Fragen 
über  die  Beziehungen  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter;  die  Fragen  über 
das  Verhältnis  zwischen  Pächter  und  Eigentümer,  die  den  Anstoß  zur  ersten 
Gründung  der  Vereinigungen  gegeben  hatten,  traten  erst  später  wieder  in  den 
Vordergrund.  In  bezug  auf  die  Gutstagelöhner  erstrebten  die  Verbände  eine 
Veränderung  der  Arbeitsverträge;  jeder  Verein  verfaßte  auf  Grund  der  Forde- 
rungen der  Arbeiter  einen  Normalarbeitsvertrag,  der  von  sämtlichen  Vereins- 
mitgliedern angenommen  werden  sollte.  So  kamen  die  von  den  Streikenden 
geforderten  Verbesserungen,  namentlich  die  Lohnerhöhung,  auch  den  anderen 
Tagelöhnern  zugute.  Bemerkenswert  ist,  daß  der  Pächterverein  von  Lodi  den 
Normalarbeitsvertrag  gemeinsam  mit  der  dortigen  Landarbeiterorganisation  ab- 
faßte. Somit  war  die  erste  Frucht  der  Tätigkeit  der  Pächtervereine  die  all- 
gemeine Lohnerhöhung  und  eine  größere  Gleichförmigkeit  der  Arbeitsver- 
träge, wenn  diese  auch  eine  wesentliche  Abänderung  nicht  erfahren  haben. 

Zwei  Pächtervereine,  die  von  Corsico  und  Abbiategrasso,  im  Gebiet  von 
Mailand,  führten  eine  besondere  Maßregel  ein  zur  Verhütung  der  Schäden, 
die  aus  einem  Streik  der  Kuhknechte  entstehen  würden.  Solche  Schäden 
wären  vor  allem  in  der  Niederlombardei  sehr  schwerwiegend.  Werden  die 
Kühe  nicht  regelmäßig  gefüttert  und  länger  als  einen  Tag  nicht  gemolken,  so 
leiden  sie  und  gehen  zugrunde.  So  sahen  sich  tatsächlich  einige  Unterneh- 
mer im  Gebiete  von  Vercelli  bei  einem  Streik  genötigt,  ihre  Kühe  spottbillig 
zu  verkaufen,  weil  ihnen  sonst  das  ganze  in  den  Kühen  angelegte  Kapital 
verloren  gegangen  wäre*.  Um  dieser  Gefahr  und  gleichzeitig  der  Gefahr  eines 
Streiks  vorzubeugen,  schlössen  die  genannten  Vereine  im  Jahre  1903 
einen  Vertrag  mit  einer  größeren  Anzahl  von  Bergbewohnern  aus  dem 
Veltlin.  Während  der  drei  Monate  Mai,  Juni  und  Juli,  während  welcher  die 
Streiks  meist  ausbrachen,  erhielten  die  Bergbewohner  von  den  Vereinen  pro 
Tag  eine  Lire  gegen  die  Verpflichtung,  sich  auf  das  erste  Verlangen  der 
Vereine  hin  bei  deren  Mitgliedern  einzufinden,  um  als  Kuhknechte  zu  dienen; 
dafür  sollten  sie  dann  außer  Wohnung  und  Beköstigung  täglich  5  Lire  be- 
kommen. Da  jedoch  ein  Streik  nicht  mehr  ausbrach,  kam  diese  Vorsichts- 
maßregel nicht  zur  Anwendung. 

Um  die  Streitfrage  über  die  Arbeitsverträge  gütlich  beizulegen  und  damit 
künftigen  Streiks  möglichst  vorzubeugen,  haben  vier  Pächtervereine,  die  von 
Melzo  und  Corsico  im  Gebiet  von  Mailand,  die  von  Lodi  und  Codogno  im 
Gebiet  von  Lodi  Schiedsausschüsse  eingerichtet.  Der  Verein  von  Melzo 
wählte  für  ein  Jahr  10  Mitglieder  aus  seinen  Reihen.  Lag  eine  Streitfrage 
vor,  so  bestimmte  der  Vorsitzende  des  Vereins  zwei  aus  diesen  10  Mitgliedern, 
die  mit  zwei  anderen  von  den  in  Frage  kommenden  Gutstagelöhnern  gewählten 
Personen  den  Ausschuß  bildeten,  den  der  Vereinsvorsitzende  selbst  präsidierte. 
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Der  Verein  von  Corsico  setzte  einen  ständigen  Ausschuß  von  10  Mit- 
gliedern ein;  5  von  diesen  gehörten  dem  Vereine  an,  5  wurden  von  den 
Gutstagelöhnern  gewählt.  Der  Vereinsvorsitzende  war  auch  zugleich  Vorsitzen- 
der des  Ausschusses. 

Die  Vereine  von  Lodi  und  Codogno  setzten  sich  mit  dem  Comizio 
agrario  zu  Lodi  in  Verbindung;  man  bildete  in  den  acht  verschiedenen  Haupt- 
ortschaften des  Lodesaner  Gebietes  je  einen  Schiedsausschuß.  Jeder  Ausschuß 
bestand  aus  drei  Mitgliedern;  eines  wurde  vom  Comizio  agrario,  das  zweite  vom 
Landarbeiterverein  von  Lodi,  das  dritte,  der  Vorsitzende,  von  beiden  zusammen 
gewählt. 

Alle  diese  Ausschüsse  vermochten  sich  kaum  ein  Jahr  zu  halten,  und 
auch  in  dieser  Zeit  war  ihre  Tätigkeit  nicht  bedeutend,  später  existierten  sie 
überhaupt  nur  noch  auf  dem  Papiere. 

Auf  dem  Gebiete  von  Lodi  hatte  das  Comizio  agrario  auch  einen  Arbeits- 
nachweis errichtet,  der  jedoch  das  Schicksal  der  anderen  Einrichtungen  teilte. 
Nachdem  die  Streiks  und  die  erste  Begeisterung  vorüber  waren,  kehrten 
Unternehmer  und  Tagelöhner  zu  den  alten  Gepflogenheiten  zurück,  und  um 
die  in  beiderseitigem  Interesse  gegründeten  Institutionen  kümmerten  sie  sich 
so  gut  wie  gar  nicht  mehr. 

Am  Ende  des  Jahres  1904,  als  die  starke  Abwanderung  in  die  Stadt 
einen  großen  Mangel  an  Arbeitskräften  hervorrief,  wurde  der  Arbeitsnachweis 
wieder  in  Tätigkeit  gesetzt,  und  zwar  mit  finanzieller  Unterstützung  (2000  Lire) 
der  Mailänder  Societä  Umanitaria.  Nach  Ablauf  eines  Jahres,  zu  Anfang  1906, 
zog  diese  ihre  Hand  zurück  und  damit  ging  auch  der  Nachweis  wieder  ein. 
Tatsächlich  hatte  er  auch  keinen  Zweck  mehr.  Er  sollte  ja  die  Vermittlung 
zwischen  Unternehmer  und  Arbeitern  besorgen;  nachdem  aber  der  Mangel  an 
Arbeitskräften  so  außerordentlich  gestiegen  war,  mußten  die  Unternehmer  Tage- 
löhner aus  frenden  Gebieten  heranziehen,  und  dazu  war  das  von  der  Umani- 
taria gegründete  Sekretariat  für  Binnenwanderung  weit  besser  geeignet.  An 
dieses  Amt  wenden  sich  gegenwärtig  auch,  wie  schon  gesagt,  die  landwirtschaft- 
lichen Unternehmer  in  der  Niederlombardei.  Ende  des  Jahres  1907  hat  das 
Amt  der  Umanitaria  zwei  Filialen,  zu  Lodi  und  Codogno,  gegründet. 

Kapitel  II.   Die  Hilfsarbeiter. 

Der  Bedarf  an  Hilfsarbeitern  hängt  mit  der  Arbeitsverfassung  der  Guts- 
tagelöhner eng  zusammen.  In  der  Mittellombardei  ist  der  Hilfsarbeiter  fast 
ganz  unbekannt.  Die  großen  Güter  werden  dort  nicht  als  Großbetriebe  be- 
wirtschaftet, sind  vielmehr  in  Klein-  oder  mittlere  Betriebe  geteilt,  von  denen 
jeder  an  eine  Landarbeiterfamilie  verpachtet  wird,  in  der  Form  von  Geldpacht 
oder  Teilbau  beziehungsweise  Quotallohnkontrakt1. 

Die  Landarbeiterfamilien  verrichten  sämtliche  auf  dem  Kleinbetriebe 
notwendigen  Arbeiten  und  machen  so  jedes  Jahr  einen  Übergang  durch  von 
Arbeitslosigkeit  im  Winter  zu  übertriebener  Arbeitsanspannung  im  Sommer. 

In  der  Niederlombardei  dagegen  wirbt  der  Unternehmer  nur  so  viele 
Gutstagelöhner  an,  als  er  in  seinem  Gute  im  ganzen  Jahre  fortdauerd  beschäf- 
tigen kann.  Daraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  daß  er  in  Perioden, 
wo  sich  die  Arbeiten  häufen,  neue  Hilfskräfte  anwerben  muß.    So  werden 
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Hilfsarbeiter  gebraucht  für  das  Fallen  der  Bäume,  für  Erdarbeiten  im  Winter, 
für  Heuarbeiten,  für  die  Weizen-  und  Haferernte  und  für  die  Reisarbeiten. 
Die  Zahl  der  Hilfsarbeiter  hängt  ab  vom  Umfange  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiten,  von  dem  Zeitraum,  in  dem  sie  verrichtet  werden  müssen,  und  von 
der  Zahl  der  gutsansässigen  Tagelöhner,  die  an  diesen  Arbeiten  teilnehmen 
können.  Die  notwendigen  Hilfsarbeitskräfte  werden  von  zwei  bzw.  drei 
Arten  von  Hilfsarbeitern  gestellt,  zunächst  von  den  Hilfsarbeitern  im  Haupt- 
beruf, oder  berufsmäßigen  Hilfsarbeitern,  braccianti,  die  die  landwirt- 
schaftlichen Hilfsarbeiten  als  Hauptberuf  betreiben.  Sodann  von  Kleinbauern, 
Pächtern,  Handwerkern  usw.,  die  die  landwirtschaftlichen  Arbeiten  als  Nebenbe- 
schäftigung betreiben,  Hilfsarbeiter  im  Nebenberuf.  Die  letzteren  sind 
entweder  lavoratori  immigrati,  eingewanderte  Hilfsarbeiter,  welche  vom 
Unternehmer  für  eine  ganze  Arbeitsperiode  angeworben  werden,  und  während 
derselben  auf  dem  Gute  wohnen,  oder  lavoratori  locali,  ortsansässige 
Hilfsarbeiter,  die  sich  nur  für  eine  Woche  oder  einige  Tage  anwerben  lassen 
und  jeden  Abend  nach  Hause  zurückkehren. 

Diese  zwei  bzw.  drei  Arten  von  Hilfsarbeitern  werden  nicht  gleich- 
mäßig für  jede  Arbeit  verwendet.  Vielmehr  werden  das  Fällen  der  Bäume 
ausschließlich  von  eingewanderten,  die  Erdarbeiten  im  Winter  ausschließlich  von 
berufsmäßigen  Hilfsarbeitern  besorgt.  —  Zu  den  Heuarbeiten  werden  außer  den 
Gutstagelöhnern  nur  berufsmäßige  Hilfsarbeiter  verwendet.  —  Die  Weizen-  und 
Haferernte  und  die  Reisarbeiten  werden  zum  größten  Teil  von  Hilfsarbeitern 
im  Nebenberuf  verrichtet,  und  zwar  die  Weizenernte  von  ortsansässigen,  die 
Reisarbeiten  von  ortsansässigen  und  eingewanderten  Hilfsarbeitern  zugleich. 

A.  Die  berufsmässigen  Hilfsarbeiter. 

i.  Entstehung  und  Bedeutung.  —  Die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter 
sind  besitzlose  Tagelöhner,  sie  wohnen  in  den  Dörfern,  wo  sie  eine  kleine 
Familienwohnung  mieten,  und  wandern  zur  Arbeit  von  einem  Gute  zum  andern ; 
jeden  Tag  oder  jeder  Woche  kehren  sienach  Hause  zurück.  In  der  Zeit  der 
Arbeitslosigkeit  bleiben  sie  zu  Hause  Ihr  Einkommen  besteht  einzig  in  dem 
Verdienste  aus  dieser  Wanderarbeit.  Sie  bilden  also  eine  eigentliche  wirt- 
schaftliche Klasse  von  Wanderarbeitern. 

Die  Entstehung  dieser  Klasse  geht  sehr  wahrscheinlich  zurück  auf  das 
Verschwinden  des  ländlichen  Kleinbetriebes  und  des  Bauernstandes. 

Solange  nämlich  neben  dem  Großgut  auch  das  Kleinbauerngut  bestand, 
konnte  der  Leiter  des  Großgutes  die  notwendigen  Arbeitskräfte,  sowohl  für  die  regel- 
mäßigen, als  auch  für  die  außerordentlichen  Arbeiten  aus  den  benachbarten 
Bauemfamilien  beziehen,  nachdem  aber  der  Bauernstand  verschwunden  war, 
entstanden  einerseits  die  badini  oder  auf  dem  Gute  ansässigen  Handarbeiter1 
für  die  ordentlichen  Arbeiten,  andererseits  die  Klasse  der  Wanderarbeiter  oder 
berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  für  die  außerordentlichen. 

Vor  den  So  er  Jahren  war  diese  Klasse  noch  nicht  so  zahlreich  wie  jetzt, 
wenn  auch  ausreichend  für  die  Bedürfnisse  der  großen  Güter.  Die  beiufs- 
mäßigen  Hilfsarbeiter  waren  die  einzigen  Hilfsarbeiter,  sie  verrichteten  alle  land- 
wirtschaftlichen Arbeiten,  zu  denen  solche  notwendig  waren.    Die  einzige  Aus- 
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nähme  war  das  Fällen  der  Bäume,  wozu  schon  von  alters  her  Hilfsarbeiter  im 
Nebenberuf  zuwanderten.  Nachdem  in  den  80  er  Jahren,  zumal  infolge  der 
Agrarkrisis,  die  niederlombardische  Landwirtschaft  ihren  Umschwung  erfahren 
hatte,  wuchs  der  Bedarf  an  Hilfsarbeitskräften,  so  daß  zu  gewissen  Jahreszeiten 
nicht  nur  berufsmäßige  Hilfsarbeiter,  sondern  auch  solche  im  Nebenberuf  heran- 
gezogen werden  mußten.  Dieser  Entwicklungsgang  brachte  auch  die  schon 
angegebene  Verteilung  der  Arbeiten  unter  die  verschiedenen  Hilfsarbeitergruppen 
mit  sich.  Die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  werden  im  Winter,  etwa  von  Oktober 
bis  April,  mit  Erdarbeiten,  im  Sommer,  vom  Mai  bis  September,  mit  Heu- 
arbeiten beschäftigt;  sie  werden  freilich  auch  zur  Weizenernte  und  zu  Reis- 
arbeiten herangezogen,  aber  hier  bilden  sie  neben  den  ortsansässigen  und  ein- 
gewanderten Hilfsarbeitern  im  Nebenberuf  eine  bedeutungslose  Minderheit  und 
können  deswegen  auf  die  Arbeits-  und  Lohnverhältnisse  bei  diesen  Arbeiten 
eine  Wirkung  nicht  ausüben.    Sie  sind  also  unqualifizierte  ländliche  Lohnarbeiter. 

Die  Klasse  der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  rekrutiert  sich  aus  der  der 
Gutstagelöhner,  hauptsächlich  aus  der  Gruppe  der  Handarbeiter.  Die  Mög- 
lichkeit, im  Dorfe  alle  Familienmitglieder  in  irgend  einem  Gewerbe  zu  be- 
schäftigen, und  zwar  zu  vollen  Individuallöhnen,  um  so  das  Familieneinkommen 
zu  erhöhen,  zugleich  aber  eine  größere  Freiheit  führt  die  Gutstagelöhner  dazu, 
die  Einzelhöfe  zu  verlassen.  Die  Gutstagelöhner  der  höheren  Lohnstufen 
ziehen  regelmäßig  in  die  Stadt,  bzw.  in  die  Industriedörfer,  die  Handarbeiter 
dagegen  nur  zum  Teil  in  die  Stadt,  zum  Teil  bleiben  sie  als  berufsmäßige 
Hilfsarbeiter  auf  dem  Lande.  Der  Übergang  bietet  keine  besonderen  Schwierig- 
keiten, da  sie  mit  den  landwirtschaftlichen  Arbeiten  aller  Art  schon  etwas 
vertraut  sind.  Das  Wandern  von  Gut  zu  Gut  schreckt  sie  nicht  ab,  im  Gegen- 
teil, der  Wandertrieb  ist  ihnen  schon  fast  zur  zweiten  Natur  geworden;  nur 
erfordert  die  neue  Stellung,  namentlich  für  die  Erdarbeiten,  eine  größere  Körper- 
kraft, so  daß  wir  den  früher  aufgestellten  Satz  bestätigt  finden,  daß  gerade  die 
tüchtigeren  Elemente  die  Gutshöfe  verlassen. 

2.  Arbeitsvertrag.  —  Die  Anwerbung  der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter 
findet  auf  dem  im  Dialekt  sogenannten  punt  (Anwerbestelle)  statt.  Jeden  Sonntag 
nach  dem  Gottesdienst  oder  jeden  Montag  gegen  Sonnenaufgang  versammeln 
sich  auf  dem  Kirchplatz  eines  größeren  Dorfes  die  braccianti  jenes  Dorfes  und 
von  10 — 15  benachbarten  kleineren  Dörfern,  ebenso  finden  sich  dort  die 
Pächter  oder  ihre  Verwalter  ein,  um  die  notwendigen  Arbeiter  anzuwerben,  um 
mit  ihnen  den  Lohn  und  die  Arbeitsbedingungen  persönlich  zu  verabreden. 
Der  Arbeitsvertrag  wird  mündlich  ohne  Formalitäten  geschlossen. 

Die  Höhe  des  auf  einem  punt  verabredeten  Lohnes  hängt  naturgemäß 
von  Angebot  und  Nachfrage  ab.  Auf  demselben  punt  ergibt  sich  an  dem- 
selben Tage  und  für  dieselbe  Arbeitsleistung  ein  gleicher  Lohn.  Von  punt  zu 
punt  zeigen  die  Löhne  dagegen  häufig  nicht  unerhebliche  Unterschiede,  doch 
läßt  sich  stets  eine  gewisse  Tendenz,  die  Löhne  innerhalb  eines  größeren  Ge- 
bietes auszugleichen,  beobachten.  Die  Arbeiter  machen  sich  nämlich  gegen- 
seitig Mitteilung  von  den  verschiedenen  Löhnen  und  in  der  folgenden  Woche 
ziehen  sie  am  meisten  dorthin,  wo  sie  eine  größere  Nachfrage  voraussehen. 
So  schwanken  die  Löhne  an  einem  punt  von  Woche  zu  Woche,  die  Schwan- 
kungen können  aber  auf  die  Dauer  nicht  groß  sein.  Manchmal  verabredet 
der  Unternehmer  mit  den  schon  angeworbenen  Arbeitern  am  Ende  der  Woche 
den  Lohn  für  die  folgende  Woche  und  setzt  ihn  entweder  auf  eine  bestimmte 
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Höhe  fest  oder  auf  die  Höhe,  die  auf  irgend  einem  punt  sich  in  den  nächsten 
Tagen  ergeben  wird. 

Der  Arbeitsvertrag  ist  verschieden  im  Winter  und  im  Sommer.  An  den 
Erdarbeiten  im  Winter  sind  die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  allein  beteiligt,  im 
Sommer  dagegen  teilen  sie  sich  in  die  Heuarbeiten  mit  den  Gutstagelöhnern, 
für  die  Erdarbeiten,  Planierung  der  Winterwiesen,  Ausbesserung  der  Ka- 
näle, Grabung  neuer  Kanäle  usw.,  schließt  der  Unternehmer  den  Arbeitsvertrag 
gewöhnlich  mit  einer  Gruppe  von  Arbeitern,  die  eine  bestimmte  Arbeitsleistung 
für  eine  Woche  in  Gruppenakkord  übernimmt.  Die  Arbeiter  bestreben  sich, 
die  Gruppenarbeit  in  der  Woche  zu  vollenden,  um  für  die  nächste  Woche 
wieder  frei  zu  sein;  so  kann  der  Unternehmer  auf  eine  Aufsicht  über  die 
Arbeiter  verzichten  und  doch  einer  schnellen  Erledigung  größerer  Arbeits- 
leistungen sicher  sein. 

Nur  selten  werden  Verträge  mit  einem  Vermittler  geschlossen,  der  seiner- 
seits die  Arbeiter  auf  sein  Risiko  anwirbt.  Öfter  kommt  es  vor,  daß  der 
Unternehmer  den  Arbeitsvertrag  mit  einzelnen  Arbeitern  abschließt,  und  zwar 
geschieht  das  gewöhnlich,  wenn  größere  Arbeiten  nicht  zu  erledigen  sind,  als- 
dann werden  die  Arbeiter  in  Stücklohn,  nur  selten  in  Zeitlohn  bezahlt. 

Die  Arbeitszeit  beginnt  mit  Sonnenaufgang  und  endigt  mit  Sonnenunter- 
gang. Bei  Gruppenakkord  und  Einzelstücklohn  sind  im  Arbeitsvertrage  keine 
Pausen  vorgesehen.  Bei  Zeitlohn  nehmen  die  Hilfsarbeiter  teil  an  den  Pausen 
der  Gutstagelöhner.  Die  Arbeitszeit  beträgt  also  im  Durchschnitt  8 — 9  Stunden 
im  Tage.  Auf  dem  Paveser  Gebiete  ist  auch  die  sogenannte  mofrina  üblich, 
eine  ununterbrochene  Arbeitszeit  von  8  Uhr  morgens  bis  4  Uhr  nachmittags, 
sie  kommt  nur  bei  Gruppenakkord  und  Stücklohn  vor. 

Bei  den  Heuarbeiten  ist  Gruppenakkord  nicht  üblich.  Der  Unter- 
nehmer wirbt  die  einzelnen  Arbeiter  an,  entweder  auf  Zeitlohn,  wo  die  Hilfs- 
arbeiter gemeinsam  mit  den  Gutstagelöhnern  auf  derselben  Wiese  Arbeiten 
übernehmen,  oder  auf  Stücklohn,  wo  ihnen  ein  bestimmtes  Stück  Wiese  zu- 
gewiesen wird.  Arbeitszeit  und  Arbeitspausen  sind  dieselben,  wie  bei  den 
Gutstagelöhnern;  die  Arbeitszeit  beträgt  im  Durchschnitt  10  Stunden.  Bei 
Stücklohn  wird  in  Wirklichkeit  nur  die  Mittagspause  eingehalten,  im  Vertrage 
aber  ist  über  Pausen  nichts  bestimmt. 

Bei  den  andern  Arbeiten,  wie  bei  der  Weizenerntc,  bei  den  Reisarbeiten  wird 
mit  den  berufsmäßigen  Hilfsarbeitern  ein  besonderer  Arbeitsvertrag  nicht  geschlossen, 
sie  gehen  da  vielmehr  einfach  unter  in  der  Masse  der  Hüfsarbeiterim  Nebenberuf. 

3.  Lohn  Verhältnisse.  —  Bei  der  Darstellung  der  Lohn  Verhältnisse 
können  wir  die  Schwankungen  von  punt  zu  punt,  von  Jahr  zu  Jahr  nicht 
berücksichtigen.  Innerhalb  eines  Jahres  schwanken  die  Löhne  regelmäßig,  nicht 
nur  nach  der  Verschiedenheit  der  Arbeitsleistungen,  sondern  auch  nach  der 
Jahreszeit,  in  welcher  sie  verrichtet  werden.  Im  Durchschnitt  der  letzten  vier 
Jahre  (1904  bis  1907)  ergaben  sich  folgende  Lohnverhältnisse' : 

Bei  den  Erdarbeiten  beträgt  der  Tagelohn  im  Oktober  1,20  bis  1,30 
Lire,  1,10  Lire  im  Dezember  und  Januar,  1,50  bis  1,80  Lire  im  März  und 
April.  Die  Schwankungen  hängen  mehr  oder  weniger  mit  der  Dauer  des 
Arbeitstages  zusammen.  Ein  nennenswerter  Unterschied  zwischen  Stück-  und 
Zeitlohn  tritt  hier  nicht  hervor. 


1  Nach  einer  Zusammenstellung  aus  dem  B.  d.  U.  d.  L. 
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Bei  den  Heuarbeiten  verdient  der  Arbeiter  bei  Zeitlohn  am  Tage  2,50 
bis  3  Lire  im  Mai  und  Juli;  im  Juni,  August  und  Anfang  September  1,70  bis 
2,20  Lire.  Im  Mai  und  Juli  sind  die  Löhne  höher,  weil  in  diesen  Monaten 
ein  Teil  der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  beim  Ausjäten  der  Reisfelder  bzw. 
beim  Mähen  des  Weizens  beschäftigt  ist,  und  so  das  Angebot  von  Arbeits- 
kräften geringer  wird.  Bei  Stücklohn  bekommt  der  Arbeiter  für  das  Mähen 
eines  Hektar  7,50  bis  8,50  Lire.  Da  ein  Mann  am  Tage  1/l  na  Wiese  ab- 
mähen kann,  so  beträgt  der  Tagelohn  2,50  bis  2,80  Lire,  stellenweise  auch  3  Lire, 

Bei  der  Weizenernte  erhalten  die  Hilfsarbeiter  einen  Tagelohn  von  3 
bis  5  Lire,  beim  Ausjäten  der  Rebfelder  einen  solchen  von  1,90  bis  2,50 
Lire,  beim  Reismähen  von  3  bis  4  Lire. 

So  schwankt  der  durchschnittliche  Tagelohn  eines  berufsmäßigen  Hilfs- 
arbeiters im  Jahre  von  einem  Minimum  von  i,to  bis  zu  einem  Maximum  von 
4  bis  5  Lire.  Der  Durchschnittstagelohn  während  des  ganzen  Jahres  läßt  sich 
auf  2,50  Lire  berechnen. 

Um  jedoch  die  wirtschaftliche  Lage  dieser  Landarbeiterklasse  richtig  be- 
urteilen zu  können,  ist  noch  in  Rücksicht  zu  ziehen,  daß  sie  unter  starker 
Konkurrenz,  häufig  an  Arbeitslosigkeit  leiden.  Die  Arbeitslosigkeit  fällt  ge- 
wöhnlich in  den  Winter.  Die  Erdarbeiten,  die  gewöhnlich  im  Winter  ver- 
richtet werden,  gehören  meist  nicht  zum  regelmäßigen  Landwirtschaftsbetriebe, 
sind  vielmehr  Meliorationsarbeiten.  So  hängt  der  Umfang  dieser  Arbeiten  ab 
vom  Unternehmungsgeist  des  Gutsleiters  und  vom  Ertrage  der  Landwirtschaft. 
Alles,  was  auf  diese  beiden  Elemente  einwirkt,  beeinflußt  auch  die  Lage  der 
Hilfsarbeiter  im  Winter.  Hieraus  ist  die  ausgedehnte  Arbeitslosigkeit  in  den 
Jahren  1901  — 1902  zu  erklären.  Nach  den  Streiks  der  Gutstagelöhner  be- 
schränkten die  Pächter  die  Arbeiten  auf  das  Notwendigste1,  so  daß  durchweg  die 
Erdarbeiten  in  jenen  Wintern  eingestellt  wurden.  Die  Löhne  sanken  bis 
auf  0,50  Lire  pro  Tag.  So  übte  die  Bewegung  der  Gutstagelöhner  auf  die 
berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  einen  empfindlichen  Rückschlag  aus. 

Die  Marktpreise  der  Landwirtschaftsprodukte  und  alles,  was  auf  die  Ren- 
tabilität des  Landwirtschaftsbetriebes  bestimmend  einwirkt,  bestimmt  auch  den 
Unternehmer,  mehr  oder  weniger  Kapital  in  den  Erdarbeiten  anzulegen  und  so 
hängt  auch  damit  die  Beschäftigung  der  Hilfsarbeiter  mehr  oder  weniger  zusammen. 
Fernerhin  kann  schlechte  Witterung,  insbesondere  der  Schnee  dazu  führen, 
daß  die  Erdarbeiten  eingestellt  werden.  Das  geschieht  aber  nur,  wenn  es  an- 
dauernd und  stark  schneit,  wie  im  Winter  1904 — 1905. 

Zu  den  anderen  Jahreszeiten  liegt  für  die  berufsmäßgen  Hilfsarbeiter  die 
Gefahr  einer  eigentlichen  wirtschaftlichen  Arbeitslosigkeit  nicht  vor,  dafür  tritt 
die  Konkurrenz  anderer  Landarbeiter  ein. 

Zunächst  sind  es  die  Gutstagelöhner,  die  des  öfteren  in  den  Pausen  oder 
nach  Feierabend  solche  Arbeiten  verrichten,  die  gewöhnlich  den  Hilfsarbeitern 
überlassen  bleiben,  so  das  Heuen  und  Mähen.  Für  die  Unternehmer  ist  diese 
Konkurrenz  günstig,  da  sie  lohndrückend  wirkt  Dies  führt  aber  zu  einem 
unerfreulichen  Zwiespalt  zwischen  den  beiden  Landarbeiterklassen.  Die  Folge 
davon  war,  daß  die  Hilfsarbeiter  ihrerseits  den  Gutstagelöhnern  gegenüber  zu 
Streikbrechern  wurden,  und  zwar,  wie  sie  selbst  deutlich  aussprachen,  um 

»  Vgl.  S.  121. 
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sich  wegen  der  früheren  Einzelkonkurrenz  der  Gutstagelöhner  zu  rächen. 
Seit  der  großen  Gutstagelöhnerbewegung  jedoch  ist  die  Konkurrenz  der 
Tagelöhner  gegenüber  den  Hilfsarbeitern,  wenn  nicht  ganz  geschwunden,  so 
doch  bedeutend  gesunken.  Der  Grund  dafür  kann  die  bessere  Lage  der 
Gutstagelöhner  sein,  oder  auch  die  Erfahrung  beider  Klassen,  daß  ihre  gegen- 
seitige Konkurrenz  nur  dem  Unternehmer  zugute  kommt  und  zur  weiteren 
Ausbeutung  aller  Landarbeiter  führt,  oder  auch  eine  bessere  Schulung  der 
Landarbeiter  durch  die  frühere  Organisation  und  Bewegung. 

Eine  weitere  Konkurrenz  für  die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  bilden  die 
städtischen  Arbeiter,  namentlich  die  unqualifizierten  Bauarbeiter  zur  Zeit  der  Arbeits- 
losigkeit oder  Arbeitseinstellung.  Zu  diesen  Zeiten  lassen  sich  solche  Arbeiter  leicht 
von  landwirtschaftlichen  Unternehmern  anwerben  und  zwar  zu  niedrigen  Löhnen. 
Handelt  es  sich  bei  den  städtischen  Arbeitern  nicht  um  Arbeitslosigkeit,  sondern 
um  Streik,  so  tun  sie  das,  einmal,  um  den  Streik  siegreich  durchführen  zu 
können,  dann  um  während  des  Streiks  leben  zu  können,  ohne  die  Unter- 
stützung der  finanziell  schwachen  Organisation  in  Anspruch  nehmen  zu  müssen; 
doch  ist  dieses  Vorgehen  in  vielen  Fällen  zum  Schaden  der  städtischen 
Arbeiter  ausgefallen,  namentlich  der  unqualifizierten  Bauarbeiter.  Die  ländlichen 
berufsmäßigen  Hilfsarbeiter,  die  auf  diese  Weise  aus  der  Arbeit  gedrängt 
wurden,  zogen  ihrerseits  in  die  Stadt  und  nahmen  die  Stellen  der  Bauarbeiter 
ein.  In  letzter  Linie  führte  so  die  Konkurrenz  der  ländlichen  und  städtischen 
Arbeiter  dazu,  daß  die  letzteren  auf  dem  Lande  zu  bleiben  gezwungen  wurden, 
die  ersteren  dagegen  hatten  den  Vorteil  davon,  indem  sie  in  der  Stadt  höhere 
Löhne  als  auf  dem  Lnnde  bezogen,  schließlich  aber  verstärkten  beide  nur  die 
Stellung  der  Unternehmer.  Selbstverständlich  machte  sich  diese  Bewegung 
nur  in  der  näheren  Umgebung  der  Stadt  in  empfindlicher  Weise  bemerkbar. 
Handelt  es  sich  bei  den  städtischen  Arbeitern  aber  um  unverschuldete 
Arbeitslosigkeit,  oder  auch  um  Streiks  qualifizierter  Arbeiter,  so  ist  es  den 
ländlichen  Hilfsarbeitern  nicht  möglich,  ihrem  Schaden  vorzubeugen,  indem 
sie  in  die  Stelle  der  städtischen  Arbeiter  einrücken. 

Schließlich  hat  noch  die  Einführung  der  Maschinen  zeitweise  eine  Arbeits- 
losigkeit der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  herbeigeführt;  so  brachten  die  Gras- 
raäh-  und  Heuwendemaschinen  sowie  die  Getreidemähmaschinen,  die  in  den 
Jahren  1902— 1903  in  großem  Umfange  eingeführt  wurden,  eine  starke  Ar- 
beitslosigkeit der  Hilfsarbeiter,  ja  sogar  Entlassung  vieler  Gutstagelöhner,  mit 
sich.  Der  Lohn  kam  im  Durchschnitt  nicht  über  2  Lire  hinaus.  Glücklicher- 
weise konnte  damals  die  Abwanderung  in  die  Stadt  bedeutend  zunehmen 
und  so  einen  Ausweg  aus  den  mißlichen  Zuständen  finden  lassen. 

Gegenwärtig  ist  die  Lage  der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  viel  besser 
als  früher;  der  Aufschwung  begann  im  Jahre  1904 —  1905.  Er  ist  hauptsächlich  auf 
den  starken  und  stets  wachsenden  Mangel  an  Gutstagelöhnern  zurückzuführen. 

4.  Lebenshaitun  g. —  Ist  die  Beschäftigung  der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter 
auch  in  günstigen  Verhältnissen  immer  etwas  unsicher,  so  ist  ihre  wirtschaftliche 
Lage,  wenn  man  das  Einkommen  der  Familie  berücksichtigt,  gar  nicht  ungünstiger 
als  die  der  Gutstagelöhner,  ja,  öfter  sogar  noch  besser.  Die  Möglichkeit,  alle  er- 
wachsenen Familienmitglieder  in  der  Landwirtschaft  oder  in  irgend  einem 
Gewerbe  mit  einem  vollem  Individuallohn  zu  beschäftigen,  während  die  Frau 
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zu  Hause  z.  B.  Schenkwirtschaft  oder  Kleinhandel  oder  Schneiderei  betreiben 
kann,  hebt  das  Familieneinkommen  auf  eine  Höhe,  die  das  des  Gutstage- 
löhners nicht  erreichen  kann. 

Deshalb  ist  in  den  Familien  der  Hilfsarbeiter  eine  bessere  Lebenshaltung 
zu  finden  als  in  denen  der  Gutstagelöhner,  nicht  zwar  in  bezug  auf  die  Kleidung, 
die  auch  bei  den  lezteren  nicht  viel  zu  wünschen  übrig  läßt,  sondern  bezüglich 
der  Beköstigung  und  noch  mehr  der  Wohnung.  Das  Wanderleben  des  Hilfs- 
arbeiters erfordert  nahrhaftere  Kost  als  die  eines  Gutstagelöhners;  die  Berührung 
einiger  Familienmitglieder  mit  der  Industrie  wirkt  in  derselben  Richtung.  So 
ist  hier  ein  größerer  Konsum  von  Weizenbrot  und  Rindfleisch  zu  finden.  Es 
muß  aber  zugestanden  werden,  daß  im  Vergleich  mit  den  Gutstagelöhnem 
die  Verbesserung  den  Erwartungen  nicht  entspricht. 

Einen  merklichen  Fortschritt  dagegen  zeigen  die  Wohnungen.  Es  sind 
freilich  noch  nicht  die  wünschenswerten  Wohnräume  mit  zweckmäßiger  An- 
ordnung der  einzelnen  Zimmer  und  hinreichender  Lüftung.  Es  bedeutet  aber 
einen  gewaltigen  Fortschritt,  daß  die  Zahl  der  Zimmer  mindestens  drei,  bei 
wachsender  Kinderzahl  mehr,  dem  Bedürfnisse  der  Familien  möglichst  ent- 
spricht; doch  bleibt  auch  hier  noch  bei  manchen  zu  wünschen  übrig. 

Die  gesundheitlichen  Verhältnisse  sind  bei  den  berufsmäßigen  Arbeitern 
zweifellos  besser,  als  bei  den  Gutstagelöhnem,  das  hängt  wohl  auch  damit 
zusammen,  daß  im  großen  und  ganzen  die  Hilfsarbeiter  sich  aus  den  kräftigeren 
Menschen  rekrutieren. 

Die  Hilfsarbeiter,  wenigstens  die,  die  schon  seit  längerer  Zeit  als  solche 
tätig  sind,  haben  einen  weiteren  Gesichtskreis  als  die  Gutstagelöhner,  sind  weniger 
abgeschlossen  und  einseitig.  Wegen  ihrer  eigentümlichen  Lebensweise  und  ihrer 
Berührung  mit  anderen  Dorfbewohnern  stehen  sie  den  gewerblichen  Arbeitern 
näher  als  den  landwirtschaftlichen.  Ein  auffallender  Unterschied  zwischen  den 
Gutstagelöhnern  und  ihnen  ist,  daß  ihr  Familienleben  auch  nicht  so  eng  und  ab- 
geschlossen ist.  Es  bedarf  kaum  des  Beweises,  daß  die  verschiedenen  Sitten  eng 
zusammenhängen  mit  den  verschiedenen  Arbeits-  und  Lohnverhältnissen  dieser 
beiden  Landarbeiterklassen. 

5.  Organisation  und  Streiks.  —  Bezüglich  der  Organisation  und 
Lohnbewegungen  der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  ist  zu  sagen,  daß  weder  ihre 
wirtschaftliche  Unsicherheit,  noch  das  Beispiel  der  Gutstagelöhner,  noch  die 
Propaganda  der  Sozialisten  oder  der  christlichen  Demokraten  irgend  etwas 
Bedeutendes  in  dieser  Richtung  hervorgerufen  haben.  Nicht  nur  in  der 
Gegenwart  gibt  es  keine  bedeutende  Organisation  unter  ihnen,  auch  niemals 
in  der  Vergangenheit  wurde  der  Ansatz  zu  einer  solchen  gemacht. 

Erst  im  Jahre  1906  enstanden,  freilich  infolge  der  intensiven  Propaganda 
zur  Ausdehnung  des  Reisarbeiterstreikes  auf  dem  Paveser  Gebiet1,  drei  Vereine 
berufsmäßiger  Hilfsarbeiter  auf  diesem  Gebiete  mit  einer  Mitgliederzahl  von  63, 
93  und  108.  Unter  diesen  befinden  sich  aber  auch  mehrere  Gutstagelöhner. 
Im  Jahre  1907,  da  die  Agitation  aufgehört  hatte,  lösten  sich  die  beiden 
ersten  Vereine  auch  wieder  auf,  der  von  Pavia  blieb  bestehen,  mit  204  Mit- 
gliedern. Ein  neuer  Verein  mit  80  Mitgliedern  bildete  sich  auf  diesem  Ge- 
biete Ende  desselben  Jahres.  Auf  dem  Mailänder  Gebiet  existiert  ein  Verein 
mit  160  Mitgliedern,  unter  denen  aber  auch  mehrere  Tagelöhner  sind,  ebenso 

'  Cfr.  unten  §  3,  III. 
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einer  mit  40  Mitgliedern  auf  dem  Lodesaner  Gebiet.  Die  beiden  letzteren 
Vereine  sind  der  Arbeitskammer  (Camera  di  Lavoro)  von  Mailand  angeschlossen. 

Woher  dieser  Mangel  an  Organisation?  Der  letzte  Grund  muß  in  der 
eigenartigen  wirtschaftlichen  Lage  dieser  Arbeiter  zu  suchen  sein. 

Eine  gute  gewerkschaftliche  Organisation  setzt  eine  Arbeiterklasse  voraus, 
deren  Mitglieder  im  großen  und  ganzen  ihr  Leben  lang  zu  dieser  Klasse  ge- 
hören, so  daß  sie  die  Interessen  der  Klasse  als  ihre  eigenen  Lebensinteressen 
empfinden;  die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  aber  bestehen  aus  fluktuierenden 
Elementen,  die  aus  der  Klasse  der  Gutstagelöhner,  oder  aus  anderen  Arbeiter- 
klassen in  sie  eintreten,  einige  Zeit  lang  darin  bleiben,  und  dann  entweder  in 
der  Stadt  oder  auch  in  den  Dörfern  mit  verhältnismäßiger  Leichtigkeit  sich 
irgend  einem  anderen  Berufe  widmen.  Die  Beschäftigung  als  berufsmäßige  Hilfs- 
arbeiter bildet  also  sozusagen  den  Übergang  vom  Tagelöhner  zum  gewerblichen 
Arbeiter.  Nur  wenige  Hilfsarbeiter  fühlen  ihre  Lebensinteressen  mit  denen 
ihrer  Klasse  verbunden.  Für  den  größten  Teil  bildet  ihre  wirtschaftliche  miß- 
liche Lage  den  Anstoß  nicht  zum  gewerkschaftlichen  Zusammenschlüsse,  sondern 
zum  Berufswechsel. 

Eine  andere  Schwierigkeit  für  die  Organisation  liegt  darin,  daß  diese 
Arbeiter  in  den  verschiedenen  Zeiten  des  Jahres  mit  verschiedenen  Arbeiten 
beschäftigt  sind.  Das  würde  freilich  kein  Hindernis  sein,  wenn  sie  bei 
diesen  verschiedenen  Arbeiten  in  gleicher  Weise  auf  den  Arbeitsvertrag  Einfluß 
ausüben  könnten.  Es  ist  aber  nicht  der  Fall.  Bei  den  Erdarbeiten,  und  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  bei  den  Heuarbeiten,  können  sie  selbständig  vorgehen. 
Bei  den  Ernte-  und  Reisarbeiten  verschwinden  die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter 
als  solche.  Sie  schließen  sich  den  Hilfsarbeitern  im  Nebenberuf  an,  so  daß 
hierfür  ihre  Organisation  bedeutungslos  würde. 

Auch  die  große  Leichtigkeit,  womit  die  Unternehmer  stets  neue  unquali- 
fizierte Arbeiter  einstellen  können,  würde  die  Wirksamkeit  der  Organisation  bei 
Abschluß  der  Arbeitsverträge  entkräften. 

Daraus  soll  keineswegs  die  Unmöglichkeit  einer  Organisation  der  berufs- 
mäßigen Hilfsarbeiter  geschlossen  werden,  sondern  nur  ihre  großen  Schwierig- 
keiten, und  die  Gründe,  warum  eine  solche,  trotz  aller  Bemühungen,  bisher 
noch  kaum  entstanden  ist. 

In  den  letzten  Monaten  aber  sind  nochmals  Versuche  gemacht  worden, 
um  die  Hilfsarbeiter  gewerkschaftlich  zu  organisieren.  Neue  Gewerkschaften 
wurden  zwar  nicht  gegründet,  man  hat  jedoch  die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter 
des  Lodesaner  Gebietes  zu  einer  Versammlung  einberufen,  welche  am  7.  Juni 
1908  zu  Lodi  stattfand;  in  der  Tagesordnung  stand  unter  anderm  die  ein- 
heitliche Feststellung  von  Lohntarifen.  Wegen  der  allzu  geringen  Zahl  der 
Teilnehmer  (keine  hundert!),  konnte  man  nur  den  Beschluß  fassen,  mit  dem 
die  Arbeitskammern  von  Codogno  und  Lodi  damit  beauftragt  werden,  einen 
Ausschuß  von  berufsmäßigen  Hilfsarbeitern  des  Lodesaner  Gebietes  zu  wählen 
zum  Studium  der  Organisation  sowohl,  als  der  Lohntarife. 

Man  hat  auch  eine  genossenschaftliche  Bewegung  zu  fördern  versucht, 
deren  Erfolge  den  angeführten  Erwägungen  über  die  Lage  dieser  Landarbeiter- 
klasse durchaus  entspricht.  Im  Oktober  1907  wurden  auf  dem  Lodesaner 
Gebiet  (Bezirk  Codogno)  fünf  Arbeitsgenossenschaften  (cooperative  di  lavoro) 
berufsmäßiger  Hilfsarbeiter  mit  je  300,  300,  250,   100  und  50  Mitgliedern 
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gegründet  zum  Zwecke,  Erdarbeiten  zu  übernehmen.  Diese  Genossenschaften 
entfalten  im  allgemeinen  eine  sehr  geringe  Tätigkeit  auch  schon  deshalb,  weil 
sie  sich  auf  Aibeiten  beschränken,  die  nur  im  Winter  verrichtet  werden.  Solche 
Genossenschaften  sind  dadurch  möglich,  daß  man  für  die  Erdarbeiten  aus- 
schließlich nur  berufsmäßige  Hilfsarbeiter,  wie  gesagt,  anstellt.  Für  die  anderen 
Arbeiten  in  den  übrigen  Jahreszeiten  wären  die  Genossenschaften  von  berufs- 
mäßigen Hilfsarbeitern  kaum  denkbar. 

Der  wiitschaftliche  Charakter  dieser  Hilfsarbeiterklasse  tritt  auch  deutlich 
in  den  Streiks  hervor,  die  sie  in  den  Jahren  1901  und  1902,  den  Jahren  der 
großen  Agrarbewegung,  unternahmen.  Die  Zahl  derselben  ist  freilich  gering, 
sie  beträgt  nur  vier.  Es  folgte  später  keine  gemeinschaftliche  Arbeitseinstellung 
mehr.  Im  Jahre  1901  brach  ein  Streik  aus  auf  dem  Gebiete  von  Pavia,  und 
zwar  bei  einem  einzigen  Unternehmer.  16  berufsmäßige  Hilfsarbeiter  arbeiteten 
zusammen  mit  den  Gutstagelöhnem,  hatten  verschiedene  Arbeiten  zu  einem 
Tagelohne  von  1 ,40  Lire  und  einer  Arbeitszeit  von  Sonnenaufgang  bis  Sonnen- 
untergang; sie  verlangten  eine  Lohnerhöhung  und  Arbeitszeitverkürzung.  Der 
Streik  dauerte  vier  Tage  und  verlief  erfolglos. 

Im  Jahre  1902  brachen  drei  Streiks  aus,  einer  im  Mailänder,  zwei  im  Paveser 
Gebiet.  Bei  zweien  legten  die  Hilfsarbeiter  die  Arbeit  gemeinsam  mit  den 
Tagelöhnern  nieder,  mit  denen  sie  zusammen  arbeiteten.  An  dem  einen  Streik, 
auf  dem  Mailänder  Gebiet,  waren  4000  Arbeiter  beteiligt,  an  dem  andern,  auf 
dem  Paveser  Gebiet,  70.  In  beiden  Fällen  erstreckte  sich  der  Streik  auf 
mehrere  Güter.  Wie  viele  von  den  Streikenden  Hilfsarbeiter  waren,  gibt  die 
Statistik  nicht  an.  Die  Streiks  hatten  nur  zum  Teil  Erfolg.  Bei  dem  einen 
erreichten  die  Hilfsarbeiter  eine  Lohnerhöhung  von  1  Lire  auf  1,50  Lire.  Bei 
dem  zweiten  versprachen  die  Unternehmer,  von  da  an  nur  Hilfsarbeiter  aus 
dem  Dorfe  anzuwerben. 

Der  dritte  Streik  brach  auf  dem  Paveser  Gebiete  aus;  an  ihm  nahmen 
nur  berufsmäßige  Hilfsarbeiter  teil,  und  zwar  27.  Sie  waren  auf  einem  Gute 
mit  Erdarbeiten  beschäftigt  bei  einem  Zeitlohn  von  1,80  Lire  pro  Tag 
und  einer  Arbeitszeit  von  81/*  Stunden.  Sie  verlangten  eine  Lohnerhöhung 
von  0,20  Lire  und  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  um  i'/2  Stunden.  Der 
Unternehmer  ging  auf  ihr  Verlangen  nicht  ein.  Infolgedessen  nahmen  mehrere 
nach  einem  Tage  die  Arbeit  wieder  auf,  andere  ließen  sich  anderwärts  an- 
werben l. 

Die  wenigen  Streiks  der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  brachen  also  sehr 
vereinzelt,  ohne  Vorbereitung  und  ohne  zielbewßte  Leitung  aus.  Wo  die  Hilfs- 
arbeiter allein  streikten,  war  es  erfolglos.  Wenn  sie  gemein  mit  den  Gutstage- 
löhnern, oder  mit  Hilfsarbeitern  im  Nebenberuf  streikten,  konnten  sie  einige  Er- 
folge erzielen. 

Aus  allem  darf  man  schließen,  daß  die  unleugbare  Verbesserung  der 
Lage  der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  in  den  letzten  Jahren  eine  ganz  natür- 
liche Erscheinung  ist,  an  welcher  die  Arbeiter  selbstbewußterweise  nicht  Teil 
haben,  sie  sind  vielmehr  herbeigeführt  durch  den  wachsenden  Bedarf  an  Hilfs- 
arbeitskräften, der  von  der  fortgeschrittenen  landwirtschaftlichen  Technik  hervor- 
gerufen wurde  und  durch  die  allgemeine  Erhöhung  der  Löhne  sowohl  in  der 
Industrie,  als  in  der  Landwirtschaft. 


1  Vgl.  Statistica  degü  scioperi  degli  anni  1901  — 1902,  Rom  1904. 
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B.  Die  HUfsarteiter  im  Nebenberuf. 

Die  Hilfsarbeiter  im  Nebenberuf  bilden  als  solche  keine  eigentliche  Land- 
arbeiterklasse; sie  setzen  sich  vielmehr  zusammen  aus  Angehörigen  verschiedener 
Klassen  der  ländlichen  Bevölkerung,  die  in  bestimmten  Saisonarbeiten  einen 
Nebenverdienst  suchen.  Die  Mehrzahl  gehört  freilich  auch  im  Hauptberuf 
zum  Landarbeiter-  oder  Kleinbauernstande,  es  finden  sich  aber  auch  An- 
gehörige der  gewerblichen  und  anderen  Klassen,  insbesondere  beim  Ausjäten  der 
Reisfelder.  Da  in  der  Niederlombardei  der  ländliche  Kleinbetrieb  fast  ganz 
fehlt,  der  die  für  den  Großbetrieb  nötigen  Hilfsarbeitskräfte  in  genügender 
Anzahl  liefern  könnte,  so  kommen  die  Hilfsarbeiter  nicht  nur  aus  den  benach- 
barten Dörfern  und  kleinen  Betrieben,  sondern  auch  aus  entfernteren  Gegenden. 

Die  ersteren,  die  jeden  Abend  vom  Gute  nach  Hause  zurückkehren, 
werden  lavoratori  avventizi  locali,  einheimische  oder  ortsansässige  Hilfs- 
arbeiter, genannt;  die  letzteren  dagegen,  die  von  weiter  her  kommen  und 
während  der  ganzen  Saison  auf  dem  Gute  wohnen,  heißen  lavoratori  avventizi 
immigrati,  eingewanderte  Hilfsarbeiter.  Die  beiden  Arten  unterscheiden 
sich  nicht  nur  dadurch,  daß  die  einen  jeden  Abend,  die  anderen  erst  am  Ende 
der  Saison  heimkehren,  sondern  auch  durch  die  Weise  ihrer  Anwerbung  und 
durch  ihren  Arbeitsvertrag;  es  handelt  sich  also  um  einen  wirklichen  wirtschaft- 
lichen Unterschied.  Die  Beteiligung  der  einheimischen  und  der  eingewanderten 
Hilfsarbeiter  an  den  verschiedenen  Arbeiten  ist  sehr  verschieden;  ebenso  zeigen 
sie  wesentliche  Verschiedenheiten  im  Arbeitsverhältnis;  anstatt  daher  eine 
einheitliche  Darstellung  aller  Hilfsarbeiter  zu  geben,  die  nur  zum  Nebenerwerb 
in  der  niederlorabardischen  Landwirtschaft  tätig  sind,  behandeln  wir  sie  einzeln 
nach  den  verschiedenen  Arbeiten,  die  ihnen  zufallen.  Es  sind  die  Holzfäller, 
Mäher  und  Reisarbeiter. 

Wir  wollen  damit  aber  nicht  sagen,  daß  die  Holz-,  Mäh-  und  Reisarbeiten 
nur  von  Arbeitern  im  Nebenberuf  ausgeführt  würden,  und  die  berufsmäßigen 
Hilfsarbeiter  ganz  davon  ausgeschlossen  wären;  wenn  aber  solche  dazu  ange- 
worben werden,  so  verschwinden  sie,  wie  schon  gesagt  wurde,  in  der  Masse 
der  Hilfsarbeiter  im  Nebenberuf,  und  teilen  mit  ihnen  die  Arbeitsbedingungen. 

§  i.    Die  Holzfäller. 

Alle  Holzfäller  sind  eingewanderte  Hilfsarbeiter,  die  von  den  Appenninen 
kommen,  und  während  des  Winters  von  Oktober  bis  März,  mit  dem  Fällen 
und  Zersägen  der  Bäume  beschäftigt  sind.  Sie  sind  Kleinpächter  und  Klein- 
eigentümer auf  den  Bergen.  Die  Kälte  und  der  Schnee  hindert  sie,  zu  Hause 
zu  arbeiten  und  treibt  sie,  anderswo  Beschäftigung  zu  suchen;  die  berufs- 
mäßigen Hilfsarbeiter  sind  in  diesen  Monaten  schon  mit  den  Erdarbeiten  be- 
schäftigt; so  bietet  die  Niederlombardei  den  Bewohnern  der  Appenninen  eine 
zweckmäßige  ergänzende  Beschäftigung.  Da  die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter 
auch  in  der  Vergangenheit  immer  nur  mit  Erdarbeiten  beschäftigt  wurden,  so 
ist  die  Gewohnheit,  die  Arbeitskräfte  für  das  Fällen  und  Zersägen  der  Bäume 
aus  den  Appenninen  zu  rufen,  sehr  alt.  Vor  den  80 er  Jahren  waren  die 
Holzfäller  die  einzigen  zeitweiligen  Hilfsarbeiter  in  der  Niederlombardei, 
weil  zu  jener  Zeit  alle  Hilfskräfte  für  die  anderen  landwirtschaftlichen  Arbeiten 
von  den  berufsmäßigen  Hilfsarbeitern  allein  geliefert  wurden. 
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Den  Umfang  dieser  Wintereinwanderung  stellen  die  folgenden  Ziffern1 
dar;  in  den  drei  letzten  Jahren  wanderten  in  die  beiden  Gebiete  von  Mailand 
(einschließlich  Lodi)  und  Pavia  in  den  einzelnen  Monaten  Holzarbeiter  ein  in 
der  ungefähren  Anzahl  von: 

März  April 
500  70 

160  — 
—  190 
322  — 


Die  Periode  der  Einwanderung  ist  im  Mailänder  Gebiet  länger  als  in  dem 
von  Pavia;  im  ersteren  dauert  sie  5  —  7  Monate,  im  letzteren  4 — 5  Monate. 
Die  Höhe  der  Einwanderung  ist  unregelmäßig;  es  handelt  sich  nämlich  um 
Arbeiten,  die  keine  bestimmt  begrenzte  Zeit,  in  welcher  sie  verrichtet  werden 
müssen,  haben;  sie  können  zu  jeder  Zeit,  von  Oktober  bis  April,  verrichtet 
werden.  Es  sind  dabei  auch  Arbeiten,  für  welche  die  Arbeitskräfte  in  den 
Wintermonaten  nach  Belieben  zur  Verfügung  stehen.  Infolgedessen  haben  die 
Unternehmer  keine  regelmäßig  bestimmte  Zeit  für  das  Fällen  der  Bäume;  es 
muß  Rücksicht  genommen  werden  auf  die  Witterung,  oder  auch  auf  den  Um- 
fang der  Erdarbeiten,  weil  manche  Unternehmer  nicht  so  viele  Hilfsarbeiter  in 
ihren  Betrieben  zu  gleicher  Zeit  wünschen,  und  auf  die  verfügbaren  Schlaf- 
räurae,  die  in  dem  einen  Betriebe  viele  Hilfsarbeiter  zu  gleicher  Zeit,  in 
anderem  nur  wenige  einzustellen  gestatten.  Ferner:  viele  Hilfsarbeiter  kehren 
nach  Haus  zurück,  sobald  sie  die  Arbeit  in  einem  Betrieb  vollendet  haben; 
andere  dagegen  lassen  sich  bei  einem  anderen  Unternehmer  anwerben;  die 
letzteren  gelten  für  die  Statistik  als  neu  eingewandert;  das  trägt  zu  der  Un- 
regelmäßigkeit der  angeführten  Ziffern  bei. 

Endlich  kehren  viele  Holzfäller  im  Dezember  heim,  um  dort  die  Weih- 
nachtstage zuzubringen  und  kommen  im  Januar  zurück;  sie  sind  in  der  Stati- 
stik auch  als  neu  eingewandert  bezeichnet,  dalier  die  verhältnismäßig  große 
Zahl  der  Einwanderung  im  Januar. 

Die  Holzfäller  eines  Betriebes  bilden  eine  Gruppe  unter  einem  Aufseher. 
Die  Gruppe  umfaßt  5 — 20  Arbeiter,  je  nach  der  Ausdehnung  des  Betriebes 
und  der  Zeit,  in  welcher  der  Unternehmer  das  Fällen  und  Sägen  verrichtet 
haben  will;  im  Durchschnitt  nimmt  ein  Betrieb  von  100  ha  eine  Gruppe  von 
6  Arbeitern  von  Oktober  bis  März  in  Anspruch. 

Die  Holzfäller  wohnen  bei  dem  Unternehmer,  gewöhnlich  in  den  Stallungen ; 
für  die  Beköstigung  haben  sie  selbst  zu  sorgen,  der  Unternehmer  sorgt  nur 
für  das  Geschirr  und  das  Brennmaterial;  als  Küche  wird  gewöhnlich  eine  Vor- 
halle benützt. 

Der  Arbeitsvertrag  wird  zwischen  dem  Unternehmer  und  dem  Aufseher 
geschlossen,  aber  in  verschiedener  Weise. 

»  Die  Tobelle  wurde  aus  dem  Bollettino  dell*  Ufficio  del  Lavoro,  Bd.  I — VII. 
zusammengestellt.    Für  den  Winter  1907/08  fehlt  noch  das  statistische  Material. 
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Der  Aufseher  kann  zugleich  ein  Vermittler  sein,  welcher  die  ganze  Arbeit, 
in  einer  bestimmten  Zeit  zu  einem  bestimmten  Preis  zu  verrichten,  übernimmt. 
In  diesem  Falle  wirbt  der  Vermittler  auf  sein  Risiko  eine  gewisse  Zahl  von 
Arbeitern  an,  mit  welchen  er  den  Lohn  vereinbart;  der  Unternehmer  hat  nur 
mit  dem  Vermittler  zu  tun.  Der  Preis  der  ganzen  Arbeit  wird  natürlich 
bestimmt  mit  Rücksicht  auf  die  vom  Unternehmer  gelieferte  Wohnung  und 
das  Material  für  die  Küche. 

Der  Vermittler  vereinbart  mit  den  Arbeitern  einen  Zeitlohn. 

Diese  Form  des  Arbeitsvertrages  wird  vom  Unternehmer  vorgezogen,  weil 
er  dabei  nur  mit  dem  einen  Vermittler  zu  tun  hat,  vielleicht  auch  noch  mehr 
aus  dem  Grunde,  daß  ein  Gesamtpreis  für  die  ganze  Arbeit  festgesetzt  wird, 
und  es  dabei  eher  gelingt,  einen  billigeren  Preis  zu  erzielen. 

Das  ist  die  gewöhnliche  Form,  wenn  eine  Gruppe  von  Arbeitern  zum 
ersten  Male  von  einem  Unternehmer  angeworben  wird.  Kommen  in  den 
nächsten  Jahren  dieselben  Arbeiter  wieder  zu  demselben  Unternehmer,  so  wird 
anders  verfahren. 

Der  Arbeitsvertrag  wird  auch  wieder  mit  dem  Aufseher  vereinbart,  welcher 
aber  jetzt  nicht  mehr  die  Rolle  des  Vermittlers  spielt,  sondern  als  Vertreter 
der  Arbeiter  mit  dem  Unternehmer  unterhandelt.  Die  Unterhandlung  bezieht 
sich  auf  die  Höhe  des  Lohnes,  welche  für  alle  Arbeiter,  deren  Zahl  vom 
Unternehmer  schon  im  voraus  bestimmt  wurde,  einschließlich  des  Aufsehers, 
gleich  festgesetzt  wird.  Nur  erhält  der  Aufseher  einen  Zuschuß  von  o.io  Lire 
pro  Tag  oder  auch  etwas  mehr. 

In  diesem  Arbeitsvertrag  ist  die  Gefahr  einer  Ausbeutung  des  Vermittlers 
seitens  des  Unternehmers,  bezw.  der  Arbeiter  seitens  des  Vermittlers  äußerlich 
ausgeschlossen.  Ich  sage  »äußerlich«,  weil  nicht  selten  Fälle  vorkommen,  in 
welchen  der  Vermittler  gegen  einen  höheren  Zuschuß,  die  Arbeiter  zu  einem 
niedrigeren  Lohn  beredet. 

In  diesem  Arbeitsveitrag  trägt  der  Unternehmer  das  ganze  Risiko  der 
Arbeitsleistung,  was  ihm  gar  nicht  schwer  fällt,  weil  er  diesen  Vertrag  nur  mit 
bekannten  Arbeitern  schließt.  Der  Unternehmer  hat  dabei  auch  den  Vorteil, 
bekannte,  gute  Arbeiter  durch  einen  besseren  Arbeitsvertrag  sich  zu  sichern. 

Der  Aufseher  erzielt  vielleicht  bei  diesem  Vertrag  einen  geringeren  Ver- 
dienst als  früher,  doch  wird  ihm  das  Risiko  der  Anwerbung  und  der  Arbeits- 
leistung abgenommen.  Die  Arbeiter  haben  dabei  wenigstens  die  Möglichkeit, 
einen  höheren  Lohn  sich  auszubedingen. 

Diese  Form  des  Arbeitsvertrages  ist  viel  mehr  verbreitet  als  die  erstere, 
eben  um  deswillen,  weil  gewöhnlich  schon  bekannte  Arbeiter  angeworben  werden ; 
es  gibt  Gruppen  von  Arbeitern,  die  schon  seit  Jahrzehnten  bei  demselben 
Unternehmer  arbeiten.  Wenn  der  Unternehmer  ein  Gut  verläßt  und  ein  anderes 
übernimmt,  so  verlassen  auch  sehr  oft  die  Holzfäller  den  früheren  Betrieb  und 
folgen  dem  alten  Unternehmer  auf  das  neue  Gut. 

Die  Lohnform  ist  bei  der  ersten  Art  des  Arbeitsvertrages  reiner  Zeitlohn  für 
das  Fällen  sowohl  als  für  die  Sägearbeit;  bei  der  anderen  Vertragsart  wird 
im  Mailänder  Gebiet  auch  nur  reiner  Zeitlohn  gezahlt,  im  Gebiet  von  Pavia 
dagegen  Zeitlohn  für  das  Holzfällen,  Stücklohn  für  das  Sägen.  Der  Unter- 
schied rührt  her  von  einer  alten  Überlieferung.  Im  Gebiet  von  Pavia,  wo  die 
Waldungen,  namentlich  am  Poufer  große  Flächen  bedecken,  warb  man  für 
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das  Sägen  nicht  die  Bewohner  der  Appenninen,  sondern  Holzsäger  aus 
Trient  an1,  die  in  Stücklohn  bezahlt  wurden. 

Als  die  Trientiner  durch  die  Bewohner  der  Appenninen  ersetzt  wurden, 
verschwand  der  Stücklohn,  wenn  ein  Vermittler  das  Fällen  und  Zersägen  zu- 
gleich mit  denselben  Arbeitern  übernahm;  es  war  ihm  nämlich  viel  nützlicher, 
eine  einzige  Lohnform  anzuwenden;  infolgedessen  übertrug  er  einfach  den 
Zeitlohn,  welcher  für  das  Fällen  üblich  war,  auch  auf  die  Sägearbeiten. 
Wenn  dagegen  der  Unternehmer  den  Vertrag  unmittelbar  mit  den  Ar- 
beitern abschließt,  von  denen  die  einen  das  Fällen,  die  andern  das  Sägen 
besorgen,  so  sind  die  beiden  Lohnformen  geblieben;  und  bis  jetzt  läßt  sich 
noch  kein  Zeichen  bemerken,  daß  irgend  eine  Form  vor  der  anderen  zurück- 
treten wird. 

Den  zwei  Formen  des  Arbeitsvertrages  entspricht  auch  ein  verschiedener 
Lohnbetrag. 

Stehen  die  Arbeiter  unmittelbar  unter  dem  Vermittler,  so  beträgt  ihr 
durchschnittlicher  Lohn  1,20 — 1,80  Lire  pro  Tag,  außer  der  Wohnung,  die 
vom  Unternehmer  gestellt  wird.  Der  Lohn  schwankt  nach  den  Monaten:  im 
März  werden  die  höchsten  Löhne  bezahlt.  Im  allgemeinen  sind  die  Löhne 
auf  dem  mailändischen  Gebiet  höher. 

Wo  die  Arbeiter  unmittelbar  vom  Unternehmer  bezahlt  werden,  erhalten 
sie  einen  Zeitlohn  von  1,70 — 2,50  Lire  pro  Tag,  je  nach  den  Monaten  und 
den  Gebieten.  Der  Stücklohn  für  das  Sägen  ist  abgestuft;  es  wird  bezahlt  für 
die  Bretter  0,40  Lire  pro  m  *,  für  die  kleineren  Balken  0,05  Lire  pro  Meter. 
Ein  Holzsäger  kann  im  Durchschnitt  30--40  ms  Bretter  und  10 — 20  m  son- 
stige Stämme  sägen;  so  beträgt  sein  durchschnittlicher  Lohn  etwa  2,20  Lire 
pro  Tag. 

Der  Gesamtverdienst  eines  Holzfällers  beträgt,  wenn  wir  eine  durch- 
schnittliche Beschäftigung  von  4  Monaten  mit  100  Arbeitstagen  und  einen 
durchschnittlichen  Tagelohn  von  2  Lire  annehmen,  200  Lire.  Um  den  Rein- 
verdienst zu  erhalten,  muß  man  noch  die  Beköstigung  und  die  Reisekosten 
abrechnen.  Die  Beköstigung,  Brot,  Käse,  Reis-  und  Gemüsesuppe  wird  allgemein 
auf  0,60  Lire  pro  Tag  geschätzt,  so  daß  wir  die  Ausgabe  für  die  Beköstigung 
für  4  Monate  (120  Tage)  auf  72  Lire  berechnen  können;  lassen  wir  die  Reise- 
kosten als  zu  verschieden  —  je  nach  der  Entfernung  der  Abfahrts-  und  An- 
kunftsstation, sehr  viele  gehen  auch  ganz  zu  Fuß  —  unbeachtet,  so  bleiben 
als  Nettogewinn  125  Lire,  ein  zweifellos  nicht  unerheblicher  Zuschuß  zum 
Familieneinkommen  der  Bergbewohner. 

§  2.  Die  Mäher  und  die  Drescher. 

Die  Mäher,  als  Hilfsarbeiter  im  Nebenberuf,  sind  eine  verhältnismäßig 
neue  Erscheinung.  Die  Entstehung  dieser  Gruppe  von  Hilfsarbeitern  ist 
zurückzuführen  einerseits  auf  die  starke  Anwendung  künstlicher  Düngemittel, 
wodurch  der  Ernteertrag  bedeutend  zugenommen  hat,  andererseits  auf  die  Aus- 
dehnung und  die  gestiegene  Intensität  der  Wiesenkultur,  infolge  deren  die  an- 
sässigen Gutstagelöhner  und  die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  fast  ausschließlich 

»  Aus  diesem  Gebrauch  summt  der  dialektische  Ausdruck  trentin  (Trientiner),  womit 
in  der  Lombardei,  insbesondere  im  Paveser  Gebiet,  der  Holzsäger  gemeint  ist. 
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von  dem  Heuen,  das  mehr  oder  weniger  mit  der  Weizenernte  zusammenfällt, 
in  Anspruch  genommen  wurden. 

Die  Mäher  kamen  zunächst  auf  dem  Lodesaner  Gebiete  auf,  weil  die 
hier  am  meisten  ausgedehnte  Wiesenwirtschaft  schon  früh  die  verfügbaren 
Hilfskräfte  der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  vollauf  beschäftigte. 

Wie  das  Fällen  und  das  Zersägen  der  Bäume  und  die  Erdarbeiten  im 
Winter  von  den  Hilfsarbeitern  allein  verrichtet  werden,  so  werden  auch  die 
Erntearbeiten  nur  von  den  Hilfsarbeitern  ausgeführt,  weil  die  Gutstagelöhner 
zu  derselben  Zeit  mit  dem  Heuen  beschäftigt  sind.  Doch  werden  zum  Dreschen 
neben  den  Hilfsarbeitern  noch  Gutstagelöhner  verwendet,  jene  freilich  bilden 
die  Mehrzahl. 

Die  Mähezeit  dauert  nur  20 — 25  Tage,  von  Ende  Juni  oder  Anfang 
Juli  an;  die  Notwendigkeit,  den  Weizen  bzw.  den  Hafer  weder  vor  noch  nach 
einem  bestimmten  Reifegrad  zu  mähen,  erlaubt  eine  Verschiebung  oder  auch 
eine  Verlängerung  der  Mähperiode  nicht.  Trotzdem  ist  die  Nachfrage  nach 
Hilfsarbeitern  die  wegen  der  knappen  Zeit  groß  sein  sollte,  nicht  so  bedeutend, 
weil  der  Weizen  bzw.  der  Hafer  in  keinem  großen  Umfang  in  der  Nieder- 
lombardei gebaut  wird. 

Die  Hilfsarbeiter  kommen  aus  den  kleinen  Betrieben  entweder  der 
Niederlombardei  oder  (und  natürlich  zum  größten  Teil)  der  Mittellombardei, 
oder  auch  der  niederlorabardischen  Nebenzone  am  Poufer.  Die  Möglichkeit, 
Hilfsarbeiter  aus  den  niederlombardischen  kleinen  Betrieben  zu  haben,  liegt 
darin  begründet,  daß  mehrere  von  den  betreffenden  Familien  mehr  Arbeits- 
kräfte zählen,  als  der  eigene  Betrieb  nötig  hat.  Aus  der  Mittellombardei  und 
der  niederlorabardischen  Nebenzone  dagegen  kommen  die  Hilfsarbeiter,  weil 
hier  der  Hafer  und  der  Weizen  entweder  früher  (Mittellombardei)  oder  später 
(niederlombardische  Nebenzone)  als  in  der  Niederlombardei  zur  Reife  kommt. 

Die  Arbeiter,  die  aus  der  Niederlombardei  kommen,  kehren  jeden  Abend 
nach  Hause  zurück:  wir  nennen  sie  ortsansässige  Hilfsarbeiter;  die  aus 
der  Mittellombardei  oder  aus  der  niederlombardischen  Nebenzone  bleiben  bei 
demselben  Unternehmer,  bis  die  ganze  Arbeit  verrichtet  ist:  wir  können  sie 
als  eingewanderte  Hilfsarbeiter  bezeichnen.  Zu  den  ersteren  gehören  auch 
manche  berufsmäßige  Hilfsarbeiter,  die  zu  dieser  Zeit  nicht  als  Heuer  an- 
geworben wurden;  unter  den  letzteren  befinden  sich,  namentlich  in  den  letzten 
zwei  oder  drei  Jahren,  seitdem  die  Landarbeiter  aus  der  niederlombardischen 
Nebenzone  ins  Ausland  auszuwandern  anfingen1,  auch  Landarbeiter  aus  benach- 
barten Gegenden  westlich  vom  Tessin  und  östlich  von  der  Adda. 

Das  Verhältnis  der  ortsansässigen  zu  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern 
ist  in  den  Betrieben  sehr  verschieden;  gewöhnlich  läßt  sich  die  Tendenz  be- 
obachten, ortsansässige  Hilfsarbeiter  anzuwerben,  für  deren  Unterkommen  der 
Unternehmer  nicht  zu  sorgen  hat.  Infolgedessen  sind  auf  den  Gütern,  die  in 
der  Nähe  der  Mittellombardei,  oder  der  Nebenzone  am  Poufer  mit  ihren 
Kleinbetrieben  liegen,  die  ortsansässigen  Hilfsarbeiter  viel  zahlreicher  als  die 
eingewanderten  Hilfsarbeiter.  Je  größer  die  Entfernung  wird,  um  so  mehr 
herrschen  die  eingewanderten  Hilfsarbeiter  vor;  doch  mit  einer  gewissen  Ab- 
stufung, indem  die  Betriebe,  die  wegen  der  Entfernung  ortsansässige  Hilfs- 
arbeiter nicht  mehr  anzuwerben  vermögen,   eingewanderte   Hilfsarbeiter  an- 

'  Cfr.  S.  140. 
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werben,  die  wenigstens  jede  Woche  am  Sonntag  heimkehren.  Die  ein- 
gewanderten Hilfsarbeiter  bleiben  nur  in  den  Fällen  die  ganze  Zeit  auf  dem 
Gute,  wo  die  wöchentliche  Heimreise  verhältnismäßig  zu  kostspielig  wird. 

Diejenigen  eingewanderten  Hilfsarbeiter,  die  aus  der  Mittellombardei 
kommen,  lassen  sich  in  dem  mailandischen  Gebiet,  welches  ihnen  näher  hegt, 
anwerben;  diejenigen  dagegen,  die  aus  der  Nebenzone  kommen,  auf  dem 
Gebiet  von  Pavia  und  Lodi.  Die  aus  den  Gegenden  jenseits  des  Tessin,  bzw. 
der  Adda  lassen  eine  Tendenz,  in  einem  bestimmten  Gebiet  sich  anwerben 
zu  lassen,  nicht  erkennen.  Diese  letzteren  Hilfsarbeiter  sind  nichts  anderes 
als  die  Hilfsarbeiter,  die  für  das  Ausjäten  der  Reisfelder,  welches  eben  Ende 
Juni,  Anfang  Juli  endet,  einwanderten,  und  die  jetzt  dann  einen  neuen  Arbeits- 
vertrag für  die  beginnenden  Mäharbeiten  mit  denselben  Unternehmern  ab- 
schließen. 

Sowohl  unter  den  ortsansässigen  als  auch  unter  den  eingewanderten 
Hilfsarbeitern  finden  sich  auch  Frauen,  freilich  in  geringer  Anzahl;  sie  sind 
stets  über  18 — 20  Jahre  alt  und  werden  nur  beim  Dreschen  beschäftigt.  Es 
fehlen  leider  statistische  Angaben,  die  das  Zahlenverhältnis  der  ortsansässigen 
und  der  eingewanderten,  der  männlichen  und  der  weiblichen  Hilfsarbeiter 
genügend  darzustellen  ermöglichten;  aus  dem  Bollettino  dcll '  Ufficio  del 
Lavoro1  haben  wir  folgende  Ziffern  zusammengestellt,  die  sich  auf  die  ein- 
gewanderten Hilfsarbeiter  in  den  Jahren  1904,  1905  und  1906  beziehen. 

Im  Jahre  1904  wurden  380  eingewanderte  Männer  gezählt,  1905  da- 
gegen 1900  Hilfsarbeiter,  darunter  350  Frauen,  1906  4666,  darunter  1975 
Frauen.  Das  starke  Anwachsen  der  Ziffern  ist  der  Verbesserung  und  Erweiterung 
der  vom  Arbeitsamte  durchgeführten  Erhebungen  zuzuschreiben.  Wir  dürfen 
deshalb  aus  dieser  Statistik  keine  Schlußfolgerungen  ziehen;  wir  können  nur 
darauf  hinweisen,  daß  die  eingewanderten  Hilfsarbeiter  eine  gar  nicht  unbe- 
deutende Zahl  darstellen. 

In  jedem  Betriebe  sind  die  Hilfsarbeiter  in  zwei  Hauptgruppen  eingeteilt, 
die  Mäher  und  die  Drescher;  zu  den  Mähern  gehören  nur  Hilfsarbeiter,  zu 
den  Dreschern  gehören  auch  ansässige  Gutstagelöhner  und  von  den  Hilfs- 
arbeitern nur  die  eingewanderten.  Die  Mäher  sind  wieder  in  zwei  Untergruppen 
eingeteilt,  die  ortsansässigen  und  die  eingewanderten;  die  Drescher  tlagegen 
bilden  eine  einzige  Gruppe.  Jede  Gruppe  arbeitet  unter  der  Aufsicht  eines 
Aufsehers.  Die  Arbeitszeit  ist  verschieden;  die  Mäher  arbeiten  von  Sonnen- 
aufgang bis  Sonnenuntergang;  die  Arbeit  wird  zum  Frühstück  Stunde,  zum 
Mittagessen  i1/, — 2  Stunden,  zum  Vesperbrot  noch  lj2  Stunde  unterbrochen, 
so  daß  die  Arbeitsstunden  sich  auf  11  — 12  Stunden  belaufen.  Der  Arbeits- 
tag fängt  auch  für  Drescher  mit  Sonnenaufgang  an,  geht  aber  auch  in  die 
Nachtstunden  hinein,  je  nach  Belieben  des  Unternehmers;  ihnen  wird  aber 
eine  längere  Ruhezeit  zum  Mittagessen  2  —  2'/2  Stunden,  und  zum  Vesperbrot 
1  Stunde  gewährt;  im  ganzen  arbeiten  sie  12 — 13  Stunden  täglich.  Das  ist 
eben  der  Grund,  warum  allein  ansässige  Gutstagelöhner,  und  eingewanderte 
Hilfsarbeiter,  die  auf  dem  Gute  übernachten,  als  Drescher  arbeiten  ;  die  orts- 
ansässigen Hilfsarbeiter  nämlich,  die  jeden  Tag  heimkehren,  könnten  in  den 
Nachtstunden  nicht  arbeiten. 


1  Bd.  I— VI.    Die  Einwanderung  dieser  Hilfsarbeiter  im  Jahre  1907  läßt-sich  ziffern- 
mäßig, auch  nur  annähernd,  nicht  feststellen. 
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Arbeitsvertrag  und  Lohn  zeigen  manche  Verschiedenheiten.  Die  orts- 
ansässigen Hilfsarbeiter  werden  in  ganz  derselben  Weise  wie  die  berufsmäßigen 
Hilfsarbeiter  angeworben:  sie  gehen  jeden  Montag  auf  die  gewöhnlichen  An- 
werbestellen (punt),  wo  sie  unmittelbar  vom  Unternehmer  bzw.  Faktor  engagiert 
werden.  Sie  werden  einzeln,  nicht  in  Gruppen,  angeworben;  der  Vertrag,  der 
nur  auf  eine  Woche  geschlossen  wird,  enthält  die  Bestimmungen  Über  die 
Arbeitszeit  und  den  Arbeitslohn.  Die  eingewanderten  Hilfsarbeiter  werden 
durch  einen  Vermittler  angeworben,  welcher  entweder  selbst  die  Arbeitskräfte 
anbietet,  oder  im  Auftrag  des  Unternehmers  die  Arbeiter  anwirbt.  Sie  werden 
für  die  ganze  Mähzeit  angeworben,  einerlei  ob  sie  jeden  Samstag  heimkehren, 
oder  ununterbrochen  bei  dem  Unternehmer  wohnen. 

Auf  dem  Felde  sind  die  Arbeitet,  wie  gesagt,  in  drei  Gruppen  geteilt: 
die  eingewanderten  Mäher,  die  ortsansässigen  Mäher  und  die  Drescher.  Die 
eingewanderten  Mäher  stehen  unter  dem  Vermittler,  die  ortsansässigen  unter 
einem  vom  Unternehmer  bestimmten  Aufseher,  welcher  sehr  oft  der  Faktor 
selbst  ist;  die  Drescher  endlich,  die  mit  den  ansässigen  Handarbeitern  zu- 
sammen arbeiten,  stehen  unter  der  Aufsicht  der  Unternehmers  selbst,  oder  eines 
vom  Unternehmer  aus  den  gutsansässigen  Handarbeitern  angestellten  Aufsehers. 

Die  eingewanderten  Mäher  übernehmen  unter  der  Leitung  des  Vermittlers 
das  Mähen  eines  bestimmten  Teils  des  Feldes  als  Gruppenarbeit,  wobei  ein 
bestimmter  Geldlohn  für  die  abgemähte  Flächeneinheit  (die  Flächeneinheit 
ist  die  tresca,  etwa  0,9  ha)  mit  dem  Unternehmer  vereinbart  wird. 

Der  Gesamtlohn  wird  am  Ende  der  ganzen  Arbeit  unter  die  Arbeiter, 
den  Vermittler  mitgerechnet,  zu  gleichen  Teilen  geteilt  Der  Vermittler  wird 
für  die  Anwerbung  von  den  Arbeitern  selbst  bezahlt,  und  zwar  auf  zwei  ver- 
schiedene Weisen.  Der  Vermittler  kann  den  ganzen  Lohn,  abzüglich  eines 
Teils,  den  er  für  sich  selbst  behält,  verteilen;  diese  Metode,  die  jetzt  mehr 
und  mehr  verschwindet,  macht  den  Lohn  der  Arbeiter  von  der  Willkür  des 
Vermittlers  abhangig;  ferner  belastet  sie  mit  der  Entlohnung  des  Vermittlers, 
welcher  sowohl  die  eingewanderten  Drescher  als  auch  die  Mäher  angeworben 
hat,  die  Mäher  allein.  Infolgendessen  dehnt  sich  immer  mehr  die  Sitte  aus, 
wonach  der  ganze  mit  dem  Unternehmer  vereinbarte  Lohn  unter  die  Mäher 
verteilt  wird;  alle  Arbeiter,  Mäher  wie  Drescher,  geben  nachher  dem  Ver- 
mittler eine  gewissse  Vergütung,  die  mehr  oder  weniger  beträgt,  je  nach  den 
Schwierigkeiten  der  Anwerbung.  Manchmal  bildet  diese  Vergütung  eine  be- 
deutende Summe,  wenn  nämlich  die  angeworbenen  Arbeiter  zahlreich  sind, 
und  noch  mehr,  wenn  das  Angebot  an  Arbeitskräften  die  Nachfrage  übersteigt; 
dann  suchen  die  Arbeiter  durch  Anbieten  höherer  Entschädigung  die  Annahme 
sich  zu  sichern.  Wie  der  Vermittler  eine  solche  Gelegenheit  ausbeuten  kann, 
braucht  nicht  dargestellt  zu  werden. 

Die  ortsansässigen  Mäher  arbeiten  in  Zeitlohn. 

Die  Drescher  schließen  persönlich  mit  dem  Unternehmer  den  Arbeitsvertrag 
ab.  Jeder  wird  mit  einem  Stücklohn  in  Naturalien,  d.  h.  mit  einem  bestimmten  Teil 
des  gedroschenen  Weizens,  bzw.  Hafers  bezahlt,  ganz  in  derselben  Weise  wie  die 
mit  ihnen  zusammen  arbeitenden  ansässigen  Gutstagelöhner1.  Da  diese  Lohnform 
auch  bei  den  Reisdreschern  angewandt  wird,  so  wollen  wir  hier  nur  auf  die  späteren 


«  Cfr.  S.  86. 
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Bemerkungen  hinweisen1.  Außer  diesem  Geld-  bzw.  Naturallohn  erhalten  die 
eingewanderten  Hilfsarbeiter  eine  Wohnimg,  oder  besser,  die  Erlaubnis,  die 
Nacht  in  den  Heuscheunen  zuzubringen.  Den  Frauen,  falls  solche  angeworben 
wurden,  werden  die  von  den  Reisarbeitern  verlassenen  Schlafräume  zur  Ver- 
fügung gestellt.  Bezüglich  der  Beköstigung  gelten  dieselben  Bedingungen  wie 
für  die  Holzfäller. 

Der  Lohnbetrag  schwankt  außerordentlich  von  Betrieb  zu  Betrieb;  das 
hängt  damit  zusammen,  daß  der  Arbeitsmarkt  vollständig  unorganisiert  ist. 
Für  die  ortsansässigen  Hilfsarbeiter  sind  die  Lohnschwankungen  auch  eine 
natürliche  Folge  davon,  daß  sie  den  Arbeitsvertrag  nur  auf  eine  Woche 
eingehen. 

Der  durchschnittliche  Lohn  der  ortsansässigen  Hilfsarbeiter  schwankt  in 
den  letzten  drei  Jahren  zwischen  3  und  5  Lire;  die  höheren  Löhne  werden 
im  mailändischen  Gebiete  bezahlt,  wo  die  Löhne  selten  unter  4  Lire  sinken. 
Der  Lohn  der  eingewanderten  Mäher  beträgt  im  Durchschnitt  in  der  ganzen 
Niederlombardei  20 — 21  Lire  pro  tresca,  d.  h.  22  Lire  pro  Hektar;  was  einem 
Lohn  von  etwa  3,50  Lire  pro  Tag  gleichkommt,  da  ein  Mäher  ungefähr  0,18 
Hektar  im  Tage  mähen  kann.  Die  eingewanderten  Drescher  erhalten  als 
Lohn  7 — 9°/0  des  gedroschenen  Weizens. 

Die  Löhne  der  eingewanderten  Hilfsarbeiter  zeigen  wohl  in  den  letzten 
Jahren  eine  gewisse  Steigerung;  diese  ist  aber  sehr  gering  und  als  natürliche 
Folge  der  allgemeinen  Lohnsteigerung  zu  betrachten.  Der  Lohn  der  Mäher 
ist  um  3 — 4  Lire  pro  tresca,  der  der  Drescher  um  1  —  2%  des  Rohproduktes 
gestiegen. 

Der  Lohn  der  ortsansässigen  Hilfsarbeiter  dagegen  ist  nicht  unerheblich 
gestiegen.  Um  das  Jahr  1900  betrug  ihr  durchschnittlicher  Tagelohn  3  Lire; 
er  ist  also  um  1  —  2  Lire  pro  Tag  gestiegen.  Auch  diese  Steigerung  ist 
nichts  anderes  als  eine  Folge  der  Bewegung  der  Gutstagelöhner  im  Anfang 
dieses  Jahrzehntes. 

Die  ortsansässigen  Hilfsarbeiter,  die  nur  zur  Arbeit  auf  das  Gut  kommen, 
können  nämlich  leichter  ihre  Arbeitskraft  zurückziehen  als  die  eingewanderten 
Hilfsarbeiter,  die  auf  dem  Gut  selbst  leben,  und  infolgedessen  der  Gefahr 
ausgesetzt  sind,  im  Falle  eines  Streikes  obdachlos  zu  werden.  Andererseits 
hat  der  Unternehmer  das  größte  Interesse  daran,  den  Ernteertrag  zu  retten, 
und  deshalb  einen  Streik  der  Mäher  zu  verhindern.  Als  daher  die  ansässigen 
Gutstagelöhner  in  dem  Jahre  1901  — 1902  zur  Zeit  des  Heuens  (das  mit  der 
Emte  zusammenfällt,  oder  unmittelbar  vorausgeht)  zu  streiken  anfingen,  ver- 
suchten die  Unternehmer  allgemein  die  Streiks  der  Mäher  zu  verhüten,  und 
die  Solidarität  der  letzteren  mit  den  Gutstagelöhnern  zu  brechen.  Das  ist 
ihnen  dadurch  gelungen,  daß  sie  den  Lohn  der  Hilfsarbeiter  erhöhten,  und 
zwar  denjenigen  der  ortsansässigen,  welche  eher  mit  einem  Streik  drohen 
konnten,  als  die  eingewanderten. 

Tatsächlich  brach  bei  den  Mähern  in  der  ganzen  Niederlombardei  ein 
einzigerStreik  aus.  Im  Jahre  1901  streikten  etwa  100  Mäher  aus  verschiedenen 
Betrieben,  um  eine  Erhöhung  des  Lohnes,  der  2,50  Lire  pro  Tag  betrug,  und 
eine  Verkürzung  des  Arbeitstages  zu  erreichen.     Nach  einem  halben  Tag 

1  Cfr.  §  3,  die  Reisarbeiter,  II,  3. 
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nahmen  sie  die  Arbeit  wieder  auf,  nachdem  die  Unternehmer  eine  Erhöhung 
um  0,25  Lire  pro  Tag  gewährt  hatten,  obwohl  die  Verkürzung  des  Arbeits- 
tages abgelehnt  wurde.  Es  ist  nicht  zu  übersehen,  daß  dieser  einzige  Streik 
da  ausbrach,  wo  der  Lohn  unter  dem  allgemeinen  Durchschnitt  (3  Lire  pro 
Tag)  war.  Die  starke  Einführung  der  Mähmaschine,  die  insbesondere  nach 
der  agrarischen  Bewegung  der  Jahre  1901 — 1902  stattgefunden  hat,  hat  auf 
die  Lage  der  ortsansässigen  Hilfsarbeiter  gar  nicht  eingewirkt;  die  ganze 
Wirkung  wurde  auf  die  eingewanderten  Hilfsarbeiter  überwälzt.  Wir  haben 
schon  bemerkt,  daß  die  Unternehmer  ortsansässige  Hilfsarbeiter  lieber  als  ein- 
gewanderte anwerben;  so  wurden  bei  Einführung  der  Maschine  die  eingewan- 
derten Hilfsarbeiter  entlassen;  in  manchen  Betrieben,  in  welchen  sie  schon 
früher  die  Minderheit  bildeten,  werden  gegenwärtig  überhaupt  keine  eingewan- 
derten Hilfsarbeiter  mehr  beschäftigt. 

Diese  Entlassung  der  eingewanderten  Mäher  hat  in  der  Niederlombardei 
keine  merkliche  Folge  hervorgerufen,  vielleicht  weil  die  Textilindustrie  in  Mai- 
land und  in  der  Mittellombardci  eben  zu  dieser  Zeit  ihren  großen  Aufschwung 
nahm.  In  der  Nebenzone  am  Poufer  dagegen  ist  wegen  dieser  Entlassung 
die  zeitweilige  Auswanderung  nach  dem  Ausland,  insbesondere  nach  der  Schweiz 
und  nach  Deutschland,  eingetreten.  Die  Landarbeiter  der  Nebenzone,  die  zu 
Hause  einen  kleinen  Betrieb  bewirtschaften,  hatten  in  den  Reis-  und  Ernte- 
arbeiten einen  bedeutenden  Nebenverdienst;  sie  waren  mit  solchen  Arbeiten 
von  Mai  bis  Juli  für  das  Ausjäten  der  Reisfelder  und  für  die  Weizen-  bezw. 
Haferernte  beschäftigt;  im  August  arbeiteten  sie  an  der  Ernte  in  ihren  Be- 
trieben; im  September  konnten  sie  noch  in  der  Reisernte  Beschäftigung  finden. 
Die  immer  steigende  Konkurrenz  anderer  eingewanderter  Hilfsarbeiter  für  die 
Reisarbeiten  hatte  ihre  Lage  schon  ziemlich  erschüttert;  die  Einführung  der 
Mähmaschinen  gab  den  letzten  Stoß;  die  Landarbeiter  der  Nebenzone  sahen 
sich  gezwungen,  einen  Ersatz-Nebenverdienst  in  der  Auswanderung  über 
die  Grenzen  zu  suchen.  Die  periodische  Auswanderung,  am  Anfang  kaum 
merklich,  hat  so  zugenommen,  daß  gegenwärtig  die  eingewanderten  Müher,  wie 
schon  gesagt,  auch  aus  Gegenden  jenseits  des  Tessin  und  der  Adda  angeworben 
werden  müssen.  So  hat  die  Einführung  der  Erntemaschine  eine  merkwürdige 
Verschiebung  des  Arbeitsmarktes  bei  den  eingewanderten  Mähem  verursacht. 

Eine  andere  natürliche  Folge  der  Einführung  der  Erntemaschine  ist 
die  Anwendung  des  Zeitlohnes  auch  für  die  eingewanderten  Mäher.  Sobald 
nämlich  die  Arbeit  der  Mäher  sozusagen  auf  eine  Nebenarbeit  beschränkt 
ist,  indem  das  Schneiden  des  Grases  mechanisch  verrichtet  wird,  liegt  kein 
Grund  vor,  die  Arbeiter  im  Stücklohn  zu  bezahlen;  ja,  da  die  Menschenarbeit 
von  der  Maschine  abhängig  ist,  so  ist  der  Zeitlohn  die  zweckmäßigste  Lohn- 
form. Diese  Umwandlung  hat  auf  den  Betrag  des  Lohnes  nicht  eingewirkt, 
indem  der  jetzige  Zeitlohn  sich  zwischen  drei  und  vier  Lire  pro  Tag,  also  um 
den  durchschnittlichen  früheren  Stücklohn,  3,50  Lire,  schwankt. 

Zum  Schluß  möchten  wir  auf  eine  Erscheinung  aufmerksam  machen,  die, 
obwohl  gegenwärtig  wirkungslos,  vielleicht  in  der  Zukunft  bedeutende  Folgen 
für  die  Hilfsarbeiter  haben  kann.  Einige  Unternehmer  haben  nach  der  Ein- 
führung der  Erntemaschine  eine  größere  Zahl  von  Frauen  aus  den  umliegenden 
kleinen  Betrieben  und  aus  den  benachbarten  Dörfern  oder  auch  die  Frauen 
der  ansässigen  Gutstagelöhner  beim  Mähen  verwendet,  da  jetzt  die  mühsamste 
Atbeit,  das  Schneiden,  von  der  Maschine  geleistet  wird.    Sollte  nun  die  An- 
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wendung  der  ortsansässigen  Frauen  sich  weiter  entwickeln,  was  nicht  unwahr- 
scheinlich erscheint,  so  muß  die  Zahl  der  eingewanderten  Mäher  im  selben 
Verhältnis  abnehmen.  Das  bestätigt  wiederum,  was  wir  schon  sagten,  daß  die 
Erntemaschinen  nur  auf  die  eingewanderten  Hilfsarbeiter  eingewirkt  hat,  bzw. 
voraussichtlich  einwirken  wird. 


§  3.  Die  Reisarbeiter. 

I.  Die  Arbeiter  zum  Ausjäten  der  Reisfelder. 

Die  Reisarbeiten,  für  welche  Hilfsarbeiter  eingestellt  werden,  sind  das 
Ausjäten  und  die  Ernte.  Es  ist  schon  gesagt  worden,  daß  vor  ungefähr  30 
Jahren  für  diese  Arbeiten  entweder  gar  keine  oder  nur  sehr  wenige  Hilfs- 
arbeiter herangezogen  wurden.  Jetzt  ist  jedoch  die  Reiskultur  infolge  der  ge- 
waltigen Vermehrung  der  Reisfelder  sowohl  wie  infolge  der  großen  technischen 
Vervollkommnung  derjenige  landwirtschaftliche  Betrieb,  der  die  meisten  Hilfs- 
arbeiter erfordert.  Aus  diesem  Grunde  und  hauptsächlich  auch  wegen  der 
eigenartigen  sanitären  Verhältnisse  verdienen  die  Reisarbeiter  ein  besonderes 
Interesse  vom  ökonomischen  und  sozialen  Standpunkt  aus. 

Die  Hilfsarbeiter,  die  zum  Reisbau  gebraucht  werden,  unterscheiden  sich, 
wie  die  Erntearbeiter,  in  ortsansässige  und  eingewanderte  Hilfsarbeiter;  die 
eingewanderten  wohnen  während  der  ganzen  Saison  in  dem  Anwesen  des 
Unternehmers,  die  ortsansässigen  kehren  jeden  Abend  nach  Hause  zurück. 
Den  ortsansässigen  Hilfsarbeitern,  die  zum  größten  Teil  Hilfsarbeiter  im  Neben- 
beruf sind,  schließen  sich  auch  mehrere  berufsmäßige  Hilfsarbeiter  an.  Be- 
merkenswert ist,  daß  die  ortsansässigen  Hilfsarbeiter,  die  jeden  Abend  nach 
Hause  gehen,  nicht  immer  aus  näher  gelegenen  Ortschaften  stammen  als  die 
eingewanderten  Hilfsarbeiter,  wenn  schon  im  allgemeinen  die  letzteren  ihren 
Wohnsitz  in  ferneren  Gegenden  haben. 

Der  Übersichtlichkeit  wegen  ist  es  angezeigt,  die  Ausjätearbeiten  getrennt 
von  den  Emtearbeiten  zu  betrachten,  und  zwar  nicht  nur,  weil  sie  zeitlich 
auseinanderliegen,  sondern  auch  weil  sie  in  bezug  auf  die  Hilfsarbeiter  ziemlich 
abweichende  Merkmale  aufweisen. 

1.  Herkunft  der  Arbeiterschaft.  —  Die  Ausjätearbeit  der  Reis- 
felder ist  keine  Arbeit,  die  eine  große  Muskelkraft  erfordert;  sie  ist  einfach, 
auch  leicht  zu  erlernen;  sie  setzt  keine  anderen  Kenntnisse  voraus,  als 
das  Unkraut  von  den  Reispflanzen  unterscheiden  zu  können,  und  keine 
andere  Kraftanwendung,  als  das  Unkraut  aus  dem  Erdreich  herauszuziehen. 
Bei  diesen  Arbeiten  finden  darum  nicht  etwa  die  stärkeren,  sondern  vielmehr 
die  schwächeren  Mitglieder  der  Arbeiterklasse  Verwendung,  darunter  eine  große 
Zahl  Frauen  und  Kinder.  Eigentümlich  ist  den  Reisarbeiten  —  und  das  findet 
man  bei  keiner  anderen  landwirtschaftlichen  Arbeit,  —  daß  zu  den  Hilfs- 
arbeitern, die  wirkliche  Landarbeiter  sind,  eine  große  Zahl  anderer  Arbeiter 
stößt,  aus  allen  möglichen  kleinen  Berufen,  wie  Schneider,  Schuhmacher, 
Barbiere,  kleine  Gewerbetreibende  und  Handwerker,  auch  Dienstboten,  die  in 
ihrem  Vertrag  sich  ausbedingen,  während  der  Ausjätezeit  dienstfrei  zu  sein; 
im  Jahre   1904  wurde  in  einem  Dorfe  unter  den  Hilfsarbeitern  sogar  eine 
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ganze  Seiltänzergesellschaft  festgestellt,  die  ihre  Spiele  aufgesteckt  hatte  und  aus 
der  Ausjätearbeit  jedenfalls  einen  größeren  Verdienst  herauszuschlagen  hoffte. 

Das  gegenwärtige  Zahlenverhältnis  zwischen  ortsansässigen  und  eingewan- 
derten Hilfsarbeitern  ist  nicht  nur  von  Jahr  zu  Jahr,  sondern  auch  von  Betrieb 
zu  Betrieb  sehr  verschieden  und  einzig  und  allein  vom  Willen  und  der  Mög- 
lichkeit der  Unternehmer,  eingewanderte  Hilfsarbeiter  einzustellen,  abhängig. 
Die  Unternehmer  ziehen  die  Einstellung  von  ortsansässigen  Hilfsarbeitern  der- 
jenigen eingewanderter  Hilfsarbeiter  vor.  Sie  haben  hierfür  zwei  Gründe: 
i.  ist  die  Anwerbung  ortsansässiger  Hifsarbeiter  leichter  und  2.  kehren  diese 
jeden  Abend  nach  Hause  zurück.  Da  man  Reisausjätearbeiter  aus  jedem 
Berufe  und  jeder  Altersstufe  haben  kann,  hätten  die  Unternehmer  es  auch  in 
der  Hand,  nur  oder  fast  nur  ortsansässige  Hilfsarbeiter  einzustellen,  oder  doch 
wenigstens  in  größerer  Zahl  zu  beschäftigen,  als  sie  es  in  Wirklichkeit  tun. 
Aber  die  Unternehmer  würden  nicht  gut  daran  tun,  nur  ortsansässige  Hilfs- 
arbeiter anzuwerben.  Wenn  nämlich  die  Ausjätearbeit  auf  ihrem  Höhepunkt 
angelangt  ist  und  eine  unerwartete  Mehreinstellung  von  Hilfsarbeitern  nötig 
wird,  z.  B.  als  Ersatz  für  infolge  schlechten  Wetters  versäumte  Zeit,  so  würden 
die  wenigen  noch  übrigen  einheimischen  Hilfsarbeiter  leicht  einen  sehr  hohen 
Lohn  verlangen  oder  diejenigen,  die  schon  angeworben  sind,  den  Vertrag  nicht 
einhalten,  sondern  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  höhere  Löhne  fordern,  da  sie 
sehen,  daß  es  den  Unternehmern  so  ohne  weiteres  nicht  möglich  ist,  Leute 
als  Ersatz  zu  finden. 

Aus  diesem  Grunde  beklagten  es  die  Unternehmer,  im  Jahre  1903  als 
Gegenmaßregel  gegen  den  Streik  die  Einstellung  eingewanderter  Arbeitskräfte 
nicht  angewendet  zu  haben.  Die  einheimischen  Hilfsarbeiter  zögerten  nicht, 
ihre  monopolistische  Situation  auszunützen,  die  ihnen  gerade  so  zu  gute  kam, 
wie  die  Unternehmer  aus  der  Konkurrenz  zwischen  ortsansässigen  und  ein- 
gewanderten Hilfsarbeitern  Vorteile  ziehen 

Außer  diesen  Gründen  ist  auf  die  Einstellung  von  eingewanderten  Hilfs- 
arbeitern von  Einfluß  der  Wunsch,  gutgeartete  Leute  zu  bekommen.  Und 
hierbei  haben  den  Vorzug  die  Gebirgsbewohner  des  ligurischen  Apennin  aus 
dem  Bezirk  von  Bobbio  in  der  Provinz  Pavia,  da  sie  zähe  Arbeiter  sind,  wenn 
auch  nicht  besonders  geschickt,  so  doch  ruhig  und  immer  mit  dem  Willen  des 
Unternehmers  einverstanden. 

Es  steht  aber  immer,  trotz  der  großen  Schwankungen,  die  Tatsache  fest, 
daß  die  einheimischen  Hilfsarbeiter  regelmäßig  und  überall  die  Mehrzahl  der 
Hilfsarbeiter  bilden;  ja  es  gibt  eine  ganze  Reihe  von  Betrieben,  die  nur  solche 
beschäftigen,  zumal  wenn  die  Anwesen  nicht  genügend  Raum  zur  Unterbringung 
der  eingewanderten  Hilfsarbeiter  bieten. 

Einen  statistischen  Vergleich  zwischen  den  eingewanderten  und  den  orts- 
ansässigen Hilfsarbeitern  hat  man  nur  aus  dem  Jahre  1 904  für  das  Gebiet  von 
Pavia,  das  übrigens  in  Anbetracht  der  großen  Ausdehnung  seiner  Reisfelder 
für  die  Niederlombardei  der  geeignetste  Punkt  für  die  Beobachtung  derartiger 
Erscheinungen   ist*.     Im  Jahre    1904   wurden   in   308    Betrieben  mit  zu- 

»  Nach  dem  Urteil  der  parlamentarischen  Kommission  zur  Berichterstattung  über  den 
Gesetzentwurf,  betr.  den  Reisbau,  können  diese  Zahlen,  obwohl  sie  sich  auf  das  Jahr  1904 
bezieben,  als  mittlerer  Durchschnitt  für  die  ganze  Niedcrlombardei  und  für  eine  ganze  Reihe 
von  Jahren  betrachtet  werden.    Vgl.  Bericht  in  B.  d.  U.  d.  L.  Band  VII,  S.  1067. 
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samraen  11  820  ha  Reisfeldern  während  der  Ausjätezeit  25  191  Hilfs- 
arbeiter gezählt  (83  für  jeden  Betrieb  und  2,2  für  jeden  Hektar  Reis- 
feld). Von  ihnen  waren  21 014  (83,4%)  einheimisch  und  4177  (16,6%) 
eingewandert.  Auf  100  ortsansässige  kamen  also  19,9  eingewanderte  Hilfsarbeiter. 

Die  Einwanderung  ist  indes  in  den  verschiedenen  Jahren  immer  stark 
schwankend,  da  sie  abhängig  ist  von  der  größeren  oder  kleineren  Zahl  der  ein- 
heimischen Hilfsarbeiter,  welche  die  Unternehmer  jeweils  einzustellen  beabsichtigen. 

Aus  dem  veröffentlichten  statistischen  Material 1  entnehmen  wir  die  folgen- 
den Angaben,  die  die  Intensität  der  Einwanderung  in  den  drei  Gebieten  Pavia, 
Mailand  und  Lodi  in  den  Jahren  1904,  1905  und  1906  darstellen: 


19041 

1905 

u 

4* 

e 

Frauen 

Gesamt- 
summe 

%  der 
Eingew. 

Männer 

Frauen 

S  E 

II 

Pavia     .    .  . 

5IO 

I484 

1994 

72,5 

927 

2147 

3074 

64,0 

Mailand  . 

234 

523 

757 

27.5 

413 

863 

1276 

26,6 

Lodi  .... 

122 

325 

447 

9.4 

N.-Lombardei  . 

744 

2007 

275i 

1 

100,0 

I462 

3355 

4797 

100,0 

1906 

1 

9073 

Pavia     .    .  . 

1201 

20I2 

3293 

74.5 

Mailand  .    .  . 

270 

830 

1 100 

25.5 

932 

2341 

3273 

Lodi  .... 

N.-Lombardei  . 

1471 

2842 

4313 

IOO.O 

l  -  i  - 

- 

*  Bollettino  dell'  Ufficio  del  Lavoro,  Bd.  V— VIII;  Le  correnti  periodiche  di  migra- 
zione  interna  in  Italia  daran te  il  1905.    (Herausgabe  des  Arbeitsamtes),  Rom  1907. 

*  Diese  Daten  für  1904  sind  Statistiken  entnommen,  die  vom  Arbeitsamt  beim  Mini- 
sterium der  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handels  veröffentlicht  wurden;  sie  zeigen  einen 
wesentlichen  Unterschied  gegen  die  oben  wiedergegebenen  (1994  eingewanderten  Hilfs- 
arbeiter im  Bezirk  Pavia  gegen  4177),  die  von  der  Erhebungskommission  über  die  Reis- 
arbeiten in  den  Provinzen  Pavia  und  Novara  ermittelt  worden  sind.  Diese  Kommission 
wurde  von  den  Ministem  des  Innern  und  der  Landwirtschaft  im  Jahre  1904  ernannt.  Die 
Differenz  hat  ihren  Grund  wahrscheinlich  darin,  daß  bei  der  Statistik  des  Arbeitsamtes  die 
eine  oder  andere  reisbauende  Gemeinde  weggeblieben  ist,  zu  welcher  Arbeiter  verschiedenen 
Ursprunges  zusammenströmen,  während  die  Erhebungskommission  andere  Gemeinden  mit  ein- 
begriffen hat,  in  denen  es  eine  eigentliche  Einwanderung  nicht  gibt,  sondern  wo  eine  fluk- 
tuierende Masse  von  Arbeitern  sich  befindet,  die  ganz  in  der  Nähe  ihrer  Heimatsgemeinde 
Arbeit  suchen  und  darum  eher  unter  die  lokalen  Hilfsarbeiter  gerechnet  werden  mußten. 

3  Das  B.  d.  U.  d.  L.  gibt  für  1907  die  Einwanderung  für  die  ganze  Provinz  Pavia 
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Der  Bezirk  von  Pavia  absorbiert  die  größte  Zahl  von  Einwanderern: 
72,5,  04,0,  74,5%  «n  den  Jahren  1904,  1905  und  1906;  im  Durchschnitt 
entfallen  also,  auch  unter  Berücksichtigung  der  Unvollkommenheit  der  Statistik, 
3/4  der  eingewanderten  Hilfsarbeiter  auf  das  Gebiet  von  Pavia,  während  die 
Einwanderung  im  Gebiet  von  Lodi  kaum  merkbar  ist  (9,4  °/0  im  Jahre  1905). 
Diese  gewaltige  Differenz  hat  zweifellos  ihren  Hauptgrund  darin,  daß  im  Paveser 
Gebiet  der  Reisbau  viel  ausgedehnter  ist  als  in  den  andern.  Außerdem  ist 
nicht  ohne  Einfluß  die  verschiedenartige  Betriebsveiteilung,  weshalb  man  im 
Lodesaner  und  Mailänder  Gebiete  eine  größere  Zahl  kleinerer  Betriebe  und 
im  Anschluß  daran  eine  größere  Zahl  Ortschaften  zählt  als  auf  dem  Paveser 
Gebiet1.  Es  ist  aber  sicher,  daß  eine  größere  Zahl  von  kleinen  landwirtschaft- 
lichen Betrieben  und  Gewerbetreibenden  in  den  Dörfern  eine  größere  Menge 
einheimischer  Hilfsarbeiter  stellen  kann. 


Von  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern,  die  im  Gebiet  von  Pavia  bei 
den  Reisjätearbeiten  beschäftigt  waren,  entstammten  den  Provinzen : 


1904 

1905 

Männer 

Frauen 

Gesamt- 

to 

Männer 

Frauen 

Gesamt- 

% 

summe 

summe 

Pavia     .    .  . 

229 

699 

928 

46,5 

468 

IO49 

1517 

49.3 

Piacenza     .  . 

175 

460 

635 

31,8 

149 

354 

503 

16,4 

Milano  . 

86 

213 

299 

15.° 

272 

504 

776 

25.2 

Ferrara  .  . 

20 

82 

I02 

5.2 

IO 

1 10 

120 

3,9 

Modena  .    .  . 

15 

60 

75 

2,5 

Cremona 

30 

30 

i»5 

Reggio   .    .  . 

4 

42 

46 

i.5 

Bologna  . 

8 

28 

36 

1,2 

Mantova     .  . 

1 

1 

5IO 

1484 

1994 

100,0 

927 

2147 

3074 

100,0 

an,  ohne  das  Gebiet  östlich  des  Tessin  (das  eigentliche  Paveser  Gebiet,  das  zur  Nieder- 
lombardei gehört)  von  dem  westlichen,  das  Lomellina  heißt,  zu  unterscheiden.  Deshalb  können 
Zahlen  für  das  Paveser  Gebiet  nicht  eingestellt  werden.  Die  für  das  Mailänder  Gebiet  an- 
gegebenen Zahlen  sind  sicher  zu  hoch.  Wir  sehen  deshalb  von  Erwägungen  über  die  An- 
gaben für  das  Jahr  1907  ab.    Für  1908  ist  noch  kein  statistisches  Material  vorhanden. 

*  Auf  Betriebe  bis  5  ha  fallen  nämlich  im  Paveser  Gebiet  150/0  aller  Betriebe,  gegen 
21,40/0  im  Lodesaner  und  25,30/0  im  Mailänder  Gebiet.  Cfr.  S.  37. 
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Ebenso  die  Arbeiter  des  Mailänder  Gebietes: 


1904 

1905 

Männer 

Frauen 

Gesamt- 

0/0 

Männer 

Frauen 

Gesamt- 

% 

summe 

summe 

Milano   .  . 

87 

245 

332 

43.9 

154 

362 

516 

40,4 

Pavia     .  . 

65 

107 

172 

22,8 

148 

280 

428 

33,5 

Piacenza 

62 

85 

147 

»94 

60 

95 

155 

12,2 

Reggio   .  . 

2 

29 

31 

4,o 

21 

I03 

124 

9.7 

Modena  .  . 

18 

57 

75 

9.9 

Alessandria  . 

30 

23 

53 

4.2 

234 

523 

757 

100,0  | 

413 

863 

1276 

100,0 

FOr  das  Gebiet  von  Lodi  waren  die  entsprechenden  Zahlen 

im  Jahre  1 905 : 

Männer 

Frauen 

Gesamt- 
summe 

% 

Milano 

•    .  . 

84 

163 

247 

55.3 

Pavia 

■    •  • 

5 

50 

55 

12.3 

Crcmona 

•  • 

30 

52 

82 

18,4 

Alessandria .  . 

3 

60 

63 

14.0 

122 

325 

447 

100,0 

Für  das  Jahr  1906  gibt  das  Bollettino  d.  U.  d.  L.  nur  die  Namen  der 
Auswanderungsprovinzen  an;  für  die  Arbeiter  auf  Paveser  Reisfeldern:  Pavia, 
Mailand,  Modena,  Ferrara,  Piacenza,  Reggio,  Alessandria;  für  das  Gebiet  von 
Mailand:  Pavia,  Mailand,  Cremona,  Piacenza;  für  das  Gebiet  von  Lodi  über- 
haupt nichts. 

Aus  diesen  Angaben  ergibt  sich,  daß  für  die  Niederlombardei  drei  größere 
Auswanderungszentren  in  Frage  kommen.  Das  erste  Zentrum  ist  der  Paveser 
Apennin,  von  wo  ein  großer  Teil  der  Auswanderer  in  der  Provinz  selbst  bleibt, 
der  andere  auf  Mailänder  und  bis  ins  Lodesaner  Gebiet  geht;  diese  Auswanderer 
stellten  1904  auf  Paveser  Gebiet  46,5%,  auf  Mailänder  Gebiet  22,8  0/°  der 
Gesamteinwanderung,  1905  49,3%  auf  Paveser,  33,5%  auf  Mailänder  und 
12,3%  auf  Lodesaner  Gebiet.  Der  zweite  Hauptteil  der  Auswanderer  kommt 
aus  den  Gemeinden  der  Provinz  Mailand  mit  trockener  Kultur  und  Ideinen  Be- 
trieben. Er  verteilt  sich  hauptsächlich  auf  Mailänder  und  Lodesaner  Gebiet. 
Ein  kleiner  Rest  geht  ins  Paveser  Gebiet.  Diese  Gruppe  stellte  zur  Gesamt- 
einwanderung im  Jahre  1904  auf  Mailänder  Gebiet  43,9  °/0,  auf  Paveser  Gebiet 
i5°/o,  im  Jahre  1905  55,3%  auf  Lodesaner,  40,4  °/0  auf  Mailänder  und 
25,2  %  auf  Paveser  Gebiet.    Der  dritte  Teil  der  Wanderarbeiter  kommt  wie 

Rovelli,  Die  Agrarverf.  der  Niederlombardei.  IO 
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der  erste,  vom  Apennin,  aber  von  einem  entfernten  Punkte,  aus  der  Provinz 
Piacenza,  und  verteilt  sich  in  abnehmendem  Verhältnis  auf  das  Paveser  und 
Mailänder  Gebiet.  Diese  Einwanderer  machten  1904  von  den  Wanderarbeitern 
überhaupt  3 1 ,8 °/0  auf  Paveser,  1 9,4  °/Q  auf  Mailänder  Gebiet  aus;  1905  i6,4°/0 
auf  Paveser  und  12,2%  auf  Mailänder  Gebiet;  im  Gebiet  von  Lodi  ist  von 
ihnen  nichts  zu  spüren. 

Es  gibt  also  eine  gewisse  Regelmäßigkeit  in  der  Verteilung,  wenn  auch 
nur  in  großen  Linien.  Diese  Regelmäßigkeit  hat  ihren  Ursprung  freilich  nicht 
immer  in  einem  rein  ökonomischen  Umstände,  sondern  zumeist  wohl  in  dem 
psychologischen  Element  der  Überlieferung.  Während  zum  Beispiel  die  Apennin- 
bewohner Pavias  und  die  Landleute  Mailands  zuerst  in  ihren  Heimatprovinzen 
Arbeit  suchen,  ist  es  auffallend,  daß  die  Apenninbewohner  Piacenzas  nicht  in 
das  Lodesaner  Gebiet  gehen,  obschon  dieses  für  sie  das  nächste  der  drei  nieder- 
lombarischen  Gebiete  ist  und  ihnen  durch  die  Verbindung  auch  am  bequemsten 
liegt.  Sie  gehen  vielmehr  in  die  entfernten  Gebiete  von  Pavia  und  Mailand. 
Der  einzige  Grund  für  diese  Erscheinung  ist  die  Macht  der  Gewohnheit.  Der 
Bedarf  von  Hilfskräften  trat  eben  auf  Paveser  und  Mailänder  Gebiet  viel  eher 
hervor  als  auf  tlem  Gebiete  von  Lodi;  und  die  Apenninbewohner  von  Piacenza 
wanderten  denn  auch  zum  Reisausjäten  auf  Paveser  Gebiet  aus;  jetzt  treibt  sie 
die  Gewohnheit  und  die  Macht  der  Überlieferung  immer  wieder  dort  hin,  ob- 
wohl sie  im  Lodesaner  Gebiet,  wenn  auch  nur  zum  Teil,  eine  in  mancher  Hin- 
sicht mehr  für  sie  passende  Beschäftigung  finden  könnten. 

Es  tritt  aber  auch  eine  starke  Mischung  der  verschiedenen  Elemente  auf 
gleichem  Gebiete  in  die  Erscheinung.  Dies  hängt  speziell  von  dem  Fehlen 
einer  ordnenden  Instanz  ab,  die  die  Auswanderung  in  rationelle  Bahnen  wiese. 

Abgesehen  von  den  drei  genannten  Gruppen  kommt  der  größere  Teil 
der  anderen  Auswanderer  aus  dem  fernen  Emilia  (den  Provinzen  Bologna,  Ferrara, 
Modcna,  Rcggio),  hauptsächlich  auf  Paveser  Gebiet;  ferner  in  kleinerer  Zahl 
aus  den  Provinzen  Cremona  und  Mantua  in  der  Lombardei  und  aus  der  Provinz 
Alessandria  in  Piemont. 

Das  Paveser  Gebiet  ist  also  dasjenige,  das  die  meisten  Wanderarbeiter 
zählt,  und  zwar  aus  den  entferntesten  Ortschaften. 

Statistiken  über  die  Berufe  der  Hilfsarbeiter  gibt  es  nicht.  Aus  den  ge- 
sammelten Notizen  geht  hervor,  daß  bei  den  ortsansässigen  Hilfsarbeitern  das 
gewerbliche  Element  vorherrscht  (Gewerbetreibende  selbst  oder  deren  Familien- 
angehörige), während  bei  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern  das  bäuerliche 
Element  an  erster  Stelle  steht.  Diese  bäuerlichen  Einwanderer,  bezw.  deren 
Angehörige  sind  zum  größten  Teil  kleine  Pächter  oder  auch  kleine  Besitzer. 
In  Wirklichkeit  sind,  wenn  man  die  Orstchaften  näher  ansieht,  welche  in  der 
Statistik  als  Orte  zeitweiser  Auswanderung  für  Reisausjätearbeiten  bezeichnet 
sind,  diese  entweder  große  Niederlassungen,  wo  das  gewerbetreibende  Element 
vorherrscht  oder  —  und  dies  noch  mehr  —  kleine  Dörfer  wo  es  keine  Be- 
rieselung gibt  und  wo  der  Kleinbetrieb  prädominiert.  Die  zeitweilige  Aus- 
wanderung aus  den  kleinen  Betrieben  bringt  dem  Landbau  der  Auswanderungs- 
orte  keinen  Schaden,  weil  die  Hauptarbeiten,  die  alle  Kräfte  in  Anspruch 
nehmen,  erst  später,  im  Juli,  ihren  Höhepunkt  erreichen.  Bis  dahin  genügen 
für  die  dringendsten  Arbeiten  die  Männer  und  wenige  Frauen;  alle  anderen 
Familienangehörigen  sind  disponibel  für  die  außergewöhnlichen  landwirtschaftlichen 
Arbeiten,  zu  denen  in  erster  Linie  das  Ausjäten  des  Reises  gehört,  welche  Ar- 
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beit  aber  mit  Ende  Juni  fertig  ist.  Das  Ausjäten  des  Reises  bietet  also  einen 
Zuschuß  für  die  Gutstagelöhncr  der  niederlombardischen  Betriebe,  und  eine 
sehr  wertvolle  Einkommensergänzung  für  die  Bauern  der  kleinen  Betriebe. 

Zu  den  Gewerbetreibenden  nnd  Bauern  der  kleinen  Betriebe  kommen 
noch,  wie  wir  schon  gesagt  haben,  viele  andere  berufsmäßige  Hilfsarbeiter  hinzu. 
Aus  diesen  drei  Klassen  setzen  sich  dann  die  Hilfsarbeiter  für  das  Ausjäten 
der  Reisfelder  zusammen. 

• 

2.  Geschlecht  und  Alter.  Was  das  Geschlecht  der  Hilfsarbeiter 
und  ihr  Alter  betrifft,  so  ist  vor  allem  zu  bemerken,  daß,  wie  schon  aus  den 
obigen  Angaben  über  die  Einwanderung  hervorgeht,  unter  den  eingewanderten 
Hilfsarbeitern  die  Frauen  überwiegen;  im  Jahre  1904  betrug  ihr  Anteil  72,6  °j0, 
1905  69,6%,  1906  66,2%.  Die  folgende  Tabelle  aus  dem  Jahre  1904  für 
das  Gebiet  von  Pavia  enthält  genauere  Angaben,  da  sie  nicht  bloß  die  einge- 
wanderten, sondern  auch  die  einheimischen  Hilfsarbeiter  berücksichtigt  und  über- 
dies noch  das  Alter  angibt. 


Ortsansässige 
Hilfsarbeiter 

absol.Zahl  \  in  0  0 

Eingewandertc 
Hilfsarbeiter 

absol.Zahl  j   in  °/0 

Hilfsarbeiter 
überhaupt 

absol.Zahl  ;   in  °/o 

Männer  unter  15  Jahren 
»       über    »  » 

I28o 
23'5 

6,1 
1 1,0 

582 
834 

»3.9 
20,0 

1862 
3149 

7.4 
'2,5 

Summe 

3595 

17.» 

1416 

33.9 

501I 

19.9 

Frauen  unter  21  Jahren 
r>       über    d  » 

7281 
10138 

34.6 
48.3 

1341 
1420 

32,1 
34.0 

8622 
II558 

34-2 

45.9 

Summe 

17419 

82,9 

2761 

66,1 

20I80 

80,1 

Gesamtsumme 

2 1014 

100,0 

4177 

100,0 

2519I 

100,0 

Der  Prozentsatz  der  Frauen  unter  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern  ist 
hier  fast  der  gleiche,  wie  oben  angegeben:  66,1  %  Frauen  gegen  33,9  °/0 
Männer.  Man  kann  also  sagen,  daß  im  allgemeinen  */3  der  eingewanderten 
Hilfsarbeiter  dem  weiblichen  Geschlecht  angehören.  Unter  den  ortsansässigen 
Hilfsarbeitern  sind  die  Frauen  jedoch  noch  stärker  vertreten:  82,9  °.0  Frauen 
gegen  17,1  °/Q  Männer.  Dies  erklärt  sich  daraus,  daß  Frauen,  die  jeden 
Abend  nach  Hause  zurückkehren  und  dann  ihre  Hausarbeiten  verrichten,  viel 
leichter  Arbeit  beim  Ausjäten  des  Reises  annehmen  können,  als  die,  die  zum 
gleichen  Zwecke  6  bis  7  Wochen  von  Familie  und  Heimatdorf  fern  bleiben 
müssen.  Diese  Beobachtung  findet  in  der  statistischen  Tabelle  ihre  Bestätigung. 
Während  die  Zahl  der  Frauen  unter  2 1  Jahren  bei  einheimischen  und  einge- 
wanderten Hilfsarbeitern  ein  fast  gleiches  Verhältnis  aufweist  (34,6  °/0  und 
32,1  %),  ist  die  Zahl  der  eingewanderten  Frauen  über  21  Jahren  bedeutend 
niedriger  als  die  der  einheimischen:  34,0  %  und  48,3  %.  Im  allgemeinen 
stellen  von  den  gesamten  Hilfsarbeitern  die  Frauen  4/5,  80,1  %. 
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Was  das  Alter  betrifft,  so  stellen  die  Frauen  über  2 1  Jahren  den  höchsten 
Prozentsatz;  dann  kommen  die  Frauen  unter  21  Jahren,  dann  die  männlichen 
Arbeiter  über  15  Jahren  und  schließlich  die  unter  15  Jahren.  Die  männ- 
lichen Arbeiter  unter  15  Jahren  und  die  weiblichen  unter  21  Jahren  er- 
geben zusammen  41,6  °/0  der  sämtlichen  Hilfsarbeiter.  Die  eingewanderten 
weisen  einen  größeren  Prozentsatz  der  jüngeren  Altersstufe  auf  als  die 
ortsansässigen:  46  %  und  40,7  % Jedenfalls  hängt  diese  Erscheinung 
mit  der  Tatsache  zusammen,  daß,  wie  wir  später  sehen  werden,  die  ein- 
heimischen Hilfsarbeiter  unmittelbar  vom  Unternehmer,  die  eingewanderten 
dagegen  von  einem  Vermittler  angeworben  werden,  dessen  Verdienst  haupt- 
sächlich darin  besteht,  daß  er,  während  er  vom  Unternehmer  einen  gleichen 
Lohn  pro  Kopf  bezieht,  den  Arbeitern  einen  nach  dem  Alter  abgestuften 
Lohn  bezahlt,  wodurch  er  also  um  so  mehr  verdient,  je  größer  die  Zahl 
der  jüngeren  Arbeiter  ist.  Es  ist  denn  auch  auffallend,  daß  bei  den  ein- 
heimischen Hilfsarbeitern  Knaben  unter  15  Jahren  nur  6,1  °/0  ausmachen, 
während  diese  bei  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern  auf  13,9  °/G  kommen. 

Alle  Hilfsarbeiter  sind,  wenn  sie  in  den  Betrieben  arbeiten,  in  Gruppen 
eingeteilt;  es  gibt  Gruppen  einheimischer  und  Gruppen  eingewanderter  Hilfs- 
arbeiter. Die  Stärke  dieser  Gruppen  ist  ganz  verschieden,  sie  reicht  von  10 
bis  120  Mann.  Eine  konstante  Wahrnehmung  ist  jedoch,  daß  die  einheimi- 
schen Gruppen  viel  schwächer  sind  als  die  eingewanderten;  der  Durchschnitt 
für  die  ersteren  ist  50,  für  die  letzteren  80,  wobei  diese  Zahlen  nur  als  ganz 
approximativ  aufzufassen  sind.  Die  Ursache  dieser  Verschiedenheit  hängt 
sicherlich  mit  der  Verschiedenheit  der  Anwerbung  zusammen.  Die  einheimischen 
Hilfsarbeiter  werden  unmittelbar  von  den  Unternehmern  angeworben;  dieser 
sorgt  selbst  für  die  Beaufsichtigung  und  wird  darum,  um  sie  wirksamer  zu  ge- 
stalten, kleinere  Gruppen  bilden.  Bei  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern  ist 
jedoch  direkt  der  Vermittler  verantwortlich  für  die  Arbeiter  und  ihre  Arbeiten, 
er  hat  keinen  Vorteil  von  kleinen  Abteilungen,  für  die  er  mehr  Aufseher  an- 
stellen müßte,  deren  Lohn  nur  seinen  Verdienst  kürzen  würde. 

Es  ist  überflüssig,  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Zahl  der  Gruppen,  die 
in  den  einzelnen  Betrieben  arbeiten,  sehr  verschieden  ist,  gerade  so  verschieden 
wie  die  Zahl  der  Arbeiter,  die  die  einzelnen  Gruppen  bilden. 

3.  Der  Arbeitsvertrag.  —  Der  Arbeitsvertrag  hat  verschiedene  Formen, 
je  nachdem  er  mit  den  eingewanderten  oder  mit  den  ortsansässigen  Hilfs- 
arbeitern abgeschlossen  wird. 


1  Im  Jahre  1903  hat  die  Societa  Umanitaria  in  Mailand  Erhebungen  auf  den  Reis- 
feldern der  Lomellina  und  des  Gebietes  von  Vercelli  und  Novara  veranstaltet;  hierbei 
wurden  auch  5  reisbauende  Gemeinden  des  Bezirks  Pavia  berücksichtigt.  Die  in  diesen  Ge- 
meinden sich  ergebenden  Resultate  weisen  prozentual isch  eine  mehr  oder  weniger  auffallende 
Übereinstimmung  mit  dem  im  Text  angegebenen  Prozentsätzen  auf,  So  daß  sie  als  eine 
weitere  Bestätigung  unserer  Beobachtungen  gelten  können.    Es  sind  von  den 

männl.  weibl. 
über  14  Jahre  alt  Kinder  UntCT  H  JahrC  aU 

einheimischen  Hilfsarbeitern  15,800/0  82,10%  2,10% 
eingewanderten         »  22,150/0        70,050/0  7,79  °/o 

sämtlichen  >-  20,31  o/Q        74,76%  4»93  7° 
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Bei  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern  ist  die  Form  eine  direkte  oder 
indirekte,  je  nachdem  der  Unternehmer  die  Arbeiter  selbst  oder  durch  einen 
Vermittler  anwirbt.  Die  direkte  Form  ist  sehr  selten.  In  diesem  Falle  wirbt  der 
Unternehmer  durch  einen  Beauftragten,  der  entweder  ein  besonders  zu  diesem 
Zwecke  abgesandter  Agent  ist  oder  ein  Bekannter  des  Unternehmers  am  Orte  selbst. 
Die  Arbeiter  treffen  dann  allein  auf  den  Betrieben  ein,  und  zwar  machen  sie 
die  Reise  auf  eigene  Kosten,  wenn  sie  kurz  ist  oder  mit  vom  Unternehmer 
gezahlten  Vorschüssen,  wenn  sie  lang  ist.  In  letzterem  Falle  werden  sie  dann 
jedoch  meistens  von  dem  Agenten  des  Unternehmers  an  ihren  Bestimmungsort 
gebracht. 

Bei  Beköstigung  durch  den  Unternehmer,  die  sich  sehr  oft  findet,  liefert 
dieser  die  Nahrungsmittel,  die  von  einem  Arbeiter  der  Gruppe,  der  wie  jeder 
Arbeiter  vom  Unternehmer  seinen  Lohn  erhält,  gekocht  werden.  Das  Holz 
zum  Feuer  liefert  der  Unternehmer  ebenso.  Die  Küche  befindet  sich  im  An- 
wesen des  Unternehmers.  Die  Arbeiter  werden  ferner  auf  dem  Gute  selbst 
beherbergt. 

Der  Unternehmer  wählt  aus  ihrer  Reihe  ein  oder  zwei  Aufseher  zur 
Leitung  und  Beaufsichtigung  der  Gruppe  und  zahlt  diesen  einen  etwas 
höheren  Lohn  als  den  anderen  Arbeitern.  Mitunter  übernimmt  auch  der 
Unternehmer  selbst  die  Beaufsichtigung  oder  beauftragt  damit  seinen  Ver- 
walter. Der  Lohn  wird  zwischen  Unternehmer  und  Arbeitern  vereinbart  und 
direkt  an  diese  bezahlt. 

Diese  Form  des  Arbeitsvertrages  bietet  keine  Komplikationen:  Nach- 
frage und  Angebot  stehen  sich  direkt  gegenüber.  Sie  hat  einige  Vorteile  für 
den  Unternehmer,  indem  er  die  Ausgaben  für  den  Vermittler  erspart  und 
überdies  größeren  Einfluß  auf  die  Zusammensetzung  der  Abteilung  hat.  Aller- 
dings übernimmt  er  in  diesem  Falle  gleichzeitig  das  Risiko  der  Beschaffung 
aller  Hilfskräfte.  Wenn  z.  B.  die  Abteilung  nicht  gut  arbeitet  oder  nicht  ge- 
nügt, muß  er  für  Abhilfe  sorgen.  Oder  wenn  die  angeworbenen  Arbeiter, 
denen  anderswo  ein  höherer  Lohn  angeboten  wird,  die  Arbeit  verlassen,  dann 
müßte  er  sie  wegen  Kontraktbruches  vor  Gericht  fordern,  freilich  regelmäßig 
mit  geringem  Erfolg,  da  die  Arbeiter  nichts  besitzen. 

Die  meisten  Arbeitsverträge  werden  in  den  Wintermonaten,  Dezember, 
Januar  und  Februar,  geschlossen.  Der  Vertrag  wird  mündlich  abgeschlossen; 
die  Arbeiter  werden  für  die  Saison  angeworben,  jedoch  für  eine  bestimmte 
Zahl  von  Tagen  oder  bis  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt. 

Die  Anwerbung  durch  einen  Vermittler  ist  die  weitaus  verbreitetste  Form 
des  Arbeitsvertrages  mit  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern. 

Das  wesentliche  Merkmal  des  Vermittlers  besteht  darin,  daß  er  es  gegen 
eine  bestimmte  Summe  und  auf  sein  Risiko  übernimmt,  dem  Unternehmer  für 
die  ganze  Periode  des  Ausjätens  eine  bestimmte  Zahl  von  Arbeitern  zur  Ver- 
fügung zu  stellen.  Auf  den  Vermittler  fällt  also  die  Sorge  für  Anwerbung, 
Beaufsichtigung,  Beköstigung  und  Löhnung  der  Arbeiter;  der  Unternehmer  stellt 
nur  die  Wohnung. 

Unter  den  Vermittlern  kann  man  genau  zwei  Klassen  unterscheiden : 
der  Großvermittler  und  der  Kleinvermittler.  Der  Klcinvermittler  wirbt  erst 
dann  Arbeiter  an,  wenn  er  den  Vertrag  mit  dem  Unternehmer  abgeschlossen 
hat.  Der  Großvermittler  hingegen  wirbt  die  Arbeitskräfte  bereits  vorher  an ; 
dann  bietet  er  sie  den  Unternehmern  an  und  bemüht  sich,  mit  ihnen  Verträge 
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abzuschließen.  Es  besteht  also  —  servatis  servandis  —  zwischen  den  beiden 
Klassen  der  Vermittler  der  gleiche  Unterschied  wie  zwischen  dem  Handwerker, 
der  auf  Bestellung  eines  Kunden  produziert,  und  dem  Unternehmer,  welcher 
auf  Vorrat  produziert  und  die  Waren  dann  auf  den  Markt  bringt.  Der  Groß- 
vermittlcr  trägt  demnach,  außer  dem  gewöhnlichen  Risiko  des  Kleinvermittlers 
ein  eigentliches  Unternehmungsrisiko  (und  tiarin  besteht  sein  wesentlicher  Unter- 
schied von  dem  Kleinvermittler),  indem  er  die  Arbeitskräfte  gegen  einen  be- 
stimmten Lohn  für  einen  ungewissen,  unbekannten  Käufer  von  Arbeitskräften 
anwirbt,  also  für  einen  abstrakten  Arbeitsmarkt. 

Mitunter  stehen  die  Kleinvermittler  mit  einem  Mittelsmann  in  Verbindung. 
Dieser  nimmt  unmittelbar  die  Aufträge  von  den  Unternehmern  entgegen  und 
verteilt  sie  nachher  unter  die  Kleinvermittler,  die  als  Entgelt  die  Verpflichtung 
übernehmen  müssen,  von  ihm  oder  von  einem  von  ihm  bezeichneten  Händler 
die  Nahrungsmittel  für  die  Beköstigung  der  Reisarbeiter  zu  beziehen.  Der 
Mittelsmann  ist  also  nichts  anderes  als  ein  gewöhnlicher  Gewerbetreibender 
(oft  Getreidehändler),  der  seine  Bekanntschaft  mit  dem  Unternehmer  benützt, 
um  den  Makler  für  die  Reisarbeitervermittler  zu  machen,  und  der  damit  nichts 
anderes  bezweckt,  als  Geld  zu  verdienen  oder  einen  größeren  Absatz  seines 
Getreidevorrats  zu  erzielen.  Diese  Mittelmänner,  die  man  selten  antrifft,  haben 
fast  keine  Bedeutung;  sie  kommen  nur  für  solche  Rcisarbeitervermittlcr  in 
Frage,  die  entweder  gar  keinen  oder  nur  sehr  geringen  Verkehr  mit  den 
Unternehmern  haben.  Sie  wirken  auch  in  keiner  Weise  drückend  auf  die 
Vermittler  und  durch  diese  auf  die  Reisarbeiter,  da  ja,  wie  schon  gesagt,  ihr 
Entgelt  nur  in  der  Verpflichtung  besteht,  die  Nahrungsmittel  bei  einem  be- 
stimmten Händler  zu  kaufen.  Nur  dann  können  die  Reisarbeiter  durch  den 
Mittelsmann  mittelbar  einen  Nachteil  haben,  wenn  der  Händler  die  Gelegenheit 
benützen  würde,  minderwertige  bezw.  Ausschußware  zu  liefern. 

Der  Großvermittler  ist  gewöhnlich  ein  Makler  des  städtischen  Getreide- 
marktes, der  beim  Ausjäten  der  Reisfelder  die  Anwerbung  bezw.  Anstellung 
der  Hilfsarbeiter  als  Nebengeschäft  in  kapitalistischer  Weise  betreibt.  Durch 
einige,  von  ihm  mit  einem  bestimmten  Lohn  bezahlten  Arbeiter,  die  früher 
auch  Reisarbeiter  gewesen  sind,  wirbt  er  in  den  Monaten  Dezember  und 
Januar  die  Hilfsarbeiter  in  ihren  Heimatdörfern  an.  Je  nach  dem  Umfang  der 
in  der  Zeit  vom  Januar  bis  April  ihn  zugekommenen  Aufträge  bildet  er  die 
verchiedenen  Hilfsarbeitergruppen,  welche  den  einzelnen  Unternehmern,  seinen 
Auftraggebern,  zu  überweisen  sind.  Jede  Gruppe  wird  einem  der  schon  bei 
der  Anwerbung  tätig  gewesenen  Arbeiter,  der  dann  Aufseher  (caporale)  genannt 
wird,  zugeteilt,  und  dieser  hat  dann  die  Gruppe  während  der  Reise  zu 
führen,  in  der  Campagne  zu  beaufsichtigen,  zu  beköstigen  und  zu  bezahlen. 
Für  die  Beköstigung  und  die  Auslöhnung  sendet  der  Großvermittler  dem  Auf- 
seher die  nötigen  Nahrungsmittel  oder  auch  das  entsprechende  Geld.  Der 
Aufseher  arbeitet  beim  Ausjäten  wie  jeder  andere  Arbeiter,  erhält  aber  den 
\lJ2 fachen  Lohn  für  seine  besondere  Leistung.  Der  Großvermittler  bestreitet 
aus  eigenen  Mitteln  sämtliche  Kosten,  welche  für  die  von  ihm  angeworbenen 
Hilfsarbeiter  von  der  Anwerbung  an  bis  zur  Löhnung  und  zur  Rückreise  am 
Ende  der  Saison  erwachsen.  Die  Bezahlung  des  Großvermittlcrs  durch  den 
Unternehmer  erfolgt  erst  nach  der  Rcisernte.  Die  anderen  Bestimmungen  des 
Vertrages  mit  dem  Unternehmer  oder  mit  dem  Hilfsarbeiter  sind  die  gleichen 
wie   beim   Kleinvermittler.    Die  Großvermittler  kommen   nicht  oft  vor.  Im 
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übrigen  ist  es  auch  schwer,  sie  zu  kennen,  da  sie  es  vorziehen,  unerkannt  zu 
bleiben,  sei  es  aus  fiskalischen  Gründen  oder  aus  andern.  Da  sie  verschiedene 
Arbeitergruppen  bei  verschiedenen  Unternehmern  und  in  verschiedenen  Dörfern 
haben,  so  entziehen  sie  sich  einer  direkten  Beobachtung,  oft  mit  Unterstützung 
ihrer  Aufseher,  die  sich  als  die  eigentlichen  Vermittler  ausgeben. 

Die  Unternehmer  wenden  sich  nicht  gern  an  die  Groß  vermittler,  denn 
diese  lassen  ihre  Arbeitergruppen  durch  einen  von  ihnen  bezahlten  Arbeiter 
beaufsichtigen.  Sie  ziehen  vielmehr  die  Kleinvermittler  vor,  die  selbst  mit  den 
von  ihnen  angeworbenen  Arbeitern  auf  dem  Gute  arbeiten  und  dabei  die 
Aufsicht  direkt  führen,  was  selbstredend  für  den  Unternehmer  eine  größere 
Sicherheit  bietet. 

Der  Kleinvermitter  ist  also  der  normale  Typus  eines  Vermittlers  für  die 
Ausjätearbeiter.  Wenn  wir  darum  im  folgenden  von  Vermittlern  sprechen,  so 
ist  immer  nur  der  Kleinvennittler  gemeint. 

Die  Vermittler  sind  zumeist  Landarbeiter,  öfter  Kleineigentümer  oder  Klein- 
pächter, welche  früher  an  den  Ausjätearbeiten  unter  anderen  Vermittlem  als 
gewöhnliche  Arbeiter  teilgenommen  haben.  Sie  sammeln  ihre  Arbeitergruppen 
gewöhnlich  aus  den  Kreisen  ihrer  Verwandten  und  Bekannten.  Manchmal 
ziehen  sie  auch  ihre  Schuldner  bzw.  deren  Angehörige  herbei,  wodurch  sie 
eine  günstige  Gelegenheit  haben,  ihre  Guthaben  bezahlt  zu  erhalten. 

Der  Vertrag  zwischen  dem  Vermittler  und  Unternehmer  enthält  folgende 
Bestimmungen.  Der  Unternehmer  stellt  die  Wohnräume,  die  Küche  und  das 
Brennmaterial  zum  Kochen,  die  Wagen  für  die  Fahrt  vom  Bahnhofe  bis  zum 
Gute,  sowie  einen  für  alle  Arbeiter  —  Männer,  Frauen  und  Kinder  —  gleichen 
Geldlohn.  Der  Vermittler,  der,  wie  schon  gesagt,  an  den  Ausjätearbeiten  teil- 
nimmt, erhält  den  doppelten  Geldlohn;  außerdem  wird  im  Vertrag  der  Anfang 
und  das  Ende  der  Saison  festgesetzt,  sowie  der  Prozentsatz  der  minderwertigen 
Arbeitskräfte  —  Knaben  und  Mädchen  — ,  der  gewöhnlich  6 — 10  °/0  beträgt, 
bestimmt.  Der  Vertrag  wird  in  den  Monaten  Dezember  und  Januar  abge- 
schlossen, und  zwar  schriftlich.  Pfandschillinge  pflegen  nicht  gegeben  zu  werden, 
denn  die  Furcht  des  Vermittlers,  bei  Vertragsbruch  bei  keinem  Unternehmer 
mehr  unterzukommen,  ist  für  letzteren  eine  hinreichende  Garantie.  Tatsächlich 
ist  auch  bei  diesen  Verträgen  der  Vertragsbruch  gänzlich  unbekannt.  So  kommt 
es  auch  sehr  oft  vor,  daß  der  Unternehmer  immer  wieder  desselben  Ver- 
mittlers sich  bedient. 

Der  Vermittler  schließt  in  den  Vertrag  mit  den  Arbeitern  die  Art  der 
Beköstigung,  den  Lohn  und  die  Dauer  der  Saison  ein;  femer  wird  in  den 
Vertrag  noch  eine  bestimmte  Zahl  von  Arbeitstagen  aufgenommen,  an  welchen 
der  Arbeiter  für  die  an  den  Feiertagen  erhaltene  Beköstigung  lohnfrei  arbeiten 
muß1.  Es  wird  auch  regelmäßig  sowohl  zwischen  Unternehmer  und  Vermittler 
als  auch  zwischen  diesem  und  den  Arbeitern  vertragsmäßig  bestimmt,  daß  der 
Geldlohn  nur  für  wirkliche  Arbeitstage  gezahlt  wird,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Ursache  der  Arbeitslosigkeit  (Wetter,  Krankheit  usw.),  während  der  Vermittler 
für  alle  Tage  die  Beköstigung  zu  besorgen  hat.  Der  Vertrag  mit  den  Arbeitern 
wird  gewöhnlich  in  den  Monaten  zwischen  Januar  und  April,  meistens  im 
Februar  oder  März,  mündlich  abgeschlossen. 


>  Diese  lohnfreien  Tage  heißen,  »calche«;  es  ist  unbekannt,  woher  diese  Benennung  kommt 
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Der  Gewinn  des  Vermittlers  resultiert,  abgesehen  von  dem  doppelten 
Lohn,  den  er  für  seine  Arbeitsleistung  beim  Ausjäten  und  für  die  Beaufsichtigung 
erhält,  aus  zwei  Konjunkturen,  i.  Der  Unternehmer  zahlt  dem  Vermittler  einen 
für  alle  Arbeiter  gleichen  Lohn;  der  Vermittler  hingegen  gibt  seinen  Arbeitern 
einen  abgestuften  Lohn,  und  zwar  den  Frauen  einen  niedrigeren  als  den 
Männern,  und  den  Kindern  —  Knaben  und  Mädchen  —  einen  noch  niedrigeren. 
Je  mehr  Frauen  also  und  in  noch  höherem  Grade,  je  mehr  Kinder  der  Ver- 
mittler bei  der  Arbeit  verwenden  kann,  um  so  größer  ist  sein  Gewinn.  Deshalb 
ist  auch  die  Zahl  der  minderwertigen  Arbeiter  bei  den  eingewanderten  Hilfs- 
arbeitern größer  als  bei  den  einheimischen.  Doch  hat  der  Vermittler  hierin 
keine  unbeschränkte  Freiheit,  wie  schon  angedeutet  wurde.  2.  Der  Vermittler 
sucht  von  den  Arbeitern  eine  größere  Zahl  von  lohnfreien  Arbeitstagen  zu 
erlangen  als  zur  Bestreitung  der  Beköstigungskosten  an  den  Feier-  und  sonstigen 
arbeitslosen  Tagen  notwendig  ist:  je  größer  der  Unterschied,  desto  größer  sein 
Gewinn.  Das  führt  zu  mancherlei  Auswüchsen,  weil  der  Vermittler  einerseits 
die  Kosten  möglichst  einzuschränken  sucht,  andererseits  aber  die  Zahl  der 
lohnfreien  Tage  möglichst  zu  vermehren.  Und  es  ist  allbekannt,  welch  großen 
Einfluß  die  Vermittler  auf  die  von  ihnen  engagierten  Arbeiter  ausüben,  zumal 
wenn  sie  in  der  Fremde  arbeiten.  Das  ist  auch  ein  Grund,  weshalb  die  Zahl 
der  Gruppen  bei  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern  größer  ist  als  bei  den 
einheimischen;  mit  der  Zahl  der  Arbeiter  nimmt  nämlich  auch  verhältnismäßig 
die  Zahl  der  lohnfreien  Tage  zu,  die  Zunahme  für  die  Kosten  der  Beköstigung 
ist  dagegen  verhältnismäßig  niedriger  als  die  Zunahme  der  Arbeiter;  je  größer 
also  die  Gruppe,  desto  größer  der  Gewinn. 

Daraus  setzt  sich  also  die  Haupteinnahme  des  Vermittlers  zusammen; 
hier  läuft  derselbe  auch  das  größte  Risiko.  Wenn  das  Wetter  z.  B.  stark 
regnerisch  ist,  oder  wenn  viele  seiner  Arbeiter  tagelang  krank  werden,  kurz 
wenn  zu  viele  Tage  zwangsarbeitslos  sind,  dann  muß  der  Vermittler  wohl  die 
Beköstigung  gewähren,  bekommt  aber  vom  Unternehmer  keinen  Lohn;  in  diesem 
Falle  kann  es  vorkommen,  daß  die  Kosten  der  Beköstigung  größer  sind  als 
der  Gewinn  durch  die  lohnfreien  Arbeitstage;  es  kann  auf  diese  Weise  also 
der  Vermittler  seines  Gewinnes  verlustig  gehen  oder  selbst  daraufzahlen  müssen. 

Die  Anwerbung  durch  einen  Vermittler  hat  für  den  Unternehmer  zweifel- 
los einen  Vorteil,  da  der  Unternehmer  nur  mit  einem  Mann  zu  verhandeln 
hat,  der  gegen  eine  bestimmte  Geldsumme  das  ganze  Risiko  der  Anwerbung 
der  Arbeitskräfte  auf  sich  nimmt.  Wie  dann  der  Vermittler  mit  seinen  Arbeitern 
fertig  wird,  das  geht  den  Unternehmer  nichts  an.  Letzteres  ist  jedoch  einen 
Nachteil  für  den  Unternehmer,  da  er  auf  die  Qualität  der  Arbeiter  fast  gar 
keinen  Einfluß  hat.  Der  Vermittler  kann  nämlich  den  im  Vertrage  festgesetzten 
Prozentsatz  von  minderwertigen  Arbeitskräften  sehr  leicht  überschreiten,  indem 
er  für  den  vereinbarten  Prozentsatz  nur  Knaben  und  Mädchen  anwirbt,  dann 
aber  auch  noch  Greise  einstellt,  die  wohl  nach  dem  Vertrage,  aber  nicht  in 
Wirklichkeit  vollwertige  Arbeiter  sind  und  denen  darum  vom  Vermittler  auch 
ein  niedrigerer  Lohn  gezahlt  wird. 

Wahrend  so  bei  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern  die  gewöhnliche  Form 
der  Anwerbung  die  indirekte  ist,  ist  sie  bei  den  ortsansässigen  Hilfsarbeitern 
ausnahmslos  und  allgemein  eine  direkte,  indem  der  Unternehmer  entweder 
persönlich  oder  durch  seine  Leute  die  Anwerbung  besorgt. 
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Den  Arbeitern,  die  jeden  Abend  nach  Hause  gehen,  zahlt  der  Unter- 
nehmer nur  einen  Geldlohn,  da  sie  ja  Wohnung  und  Beköstigung  zu  Hause 
haben.  Auch  für  diese  Arbeiter  ist  jeder  Gruppe  ein  Aufseher  zugewiesen. 
Der  Vertrag  wird  mündlich  geschlossen,  manchmal  für  die  ganze  Saison,  meistens 
jedoch  auf  eine  Woche.  Im  ersteren  Falle  wird  der  Lohn  vertragsmäßig  im 
voraus  festgesetzt  Mitunter  einigen  sich  auch  Unternehmer  und  Arbeiter  auf  den 
Durchschnitt,  der  am  Ende  der  Saison  von  dem  Comizio  Agrario  der  Lomellina, 
der  benachbarten  Reiszone  westlich  des  Tessin,  für  diese  normiert  wird.  Der 
Lohn  selbst  wird  nach  beendigter  Saison  gezahlt,  abgesehen  von  Geld-  oder 
Naturalvorechüssen,  die  dem  Arbeiter  auf  sein  Verlangen  gewährt  werden.  Bei 
diesem  System  gibt  es  keine  Vertragsbrüche. 

Die  einheimischen  Arbeiter  hingegen,  die  nur  auf  eine  Woche  angeworben 
sind,  sind  in  ihrem  Lohn  den  durch  Angebot  und  Nachfrage  bedingten 
Schwankungen  unterworfen,  die  nicht  nur  im  Laufe  einer  Woche,  sondern  schon 
von  einem  Tag  zum  anderen  recht  erheblich  sein  können.  Solche  Arbeiter 
werden  denn  auch  bisweilen  mitten  in  der  Woche  kontraktbrüchig,  wenn  nur 
ein  anderer  Unternehmer  Arbeitskräfte  nötig  hat  und  einen  höheren  Lohn  in 
Aussicht  stellt.  Deshalb  schließen  die  Unternehmer  lieber  Saison  Verträge.  Aber 
auch  die  Arbeiter  halten  darauf,  für  die  ganze  Saison  angeworben  zu  werden, 
um  der  Gefahr  der  Arbeitslosigkeit  enthoben  zu  sein  und  einen  sicheren  Ver- 
dienst zu  haben.  Nichtsdestoweniger  kann  der  Saisonvertrag  nicht  allgemein 
üblich  werden.  Wie  bei  den  Emtearbeiten ,  so  ist  es  auch  hier  unmöglich, 
die  Zahl  der  Arbeiter  von  vornherein  zu  bestimmen.  Bei  schlechtem  Wetter 
oder  bei  häufigen  Krankheiten  genügen  die  mit  Saisonvertrag  angeworbenen 
Arbeiter  nicht.  Die  zur  Ergänzung  notwendigen  Arbeitskräfte  werden  unter 
den  einheimischen  Hilfsarbeitern  angeworben.  Würde  man  nun  eine  größere 
Zahl  von  Arbeitern  für  die  Saison  anwerben,  so  könnte  bei  günstigem  Wetter 
das  Ausjäten  in  kürzerer  Zeit  ausgeführt  werden.  Praktisch  ist  dies  jedoch  nicht 
durchführbar,  weil  das  Unkraut  bald  wieder  nachwachsen  würde,  solange  die 
Reispflanze  noch  schwach  ist,  so  daß  ein  nochmaliges  Ausjäten  erforderlich 
würde.  Das  Ausjäten  muß  also  in  einer  Periode  geschehen,  an  deren  Ende 
die  Reispflanze  genügend  stark  ist,  um  durch  nachwachsendes  Unkraut  nicht 
oder  nur  unerheblich  geschädigt  zu  werden.  Es  sind  darum  Hilfsarbeiter  unent- 
behrlich, die  nur  für  eine  oder  zwei  Wochen  oder  nur  gar  für  einige  Tage 
zur  Verfügung  stehen;  und  das  ist  auch  der  Grund,  warum  der  Vertrag  auf 
eine  Woche  nicht  verschwindet. 

Auf  den  ersten  Blick  wird  es  auffallend  erscheinen,  daß  die  einzige  Lohn- 
form sowohl  bei  den  ortsansässigen  als  auch  bei  den  eingewanderten  Hilfs- 
arbeitern trotz  der  Anwerbung  durch  den  Vermittler  der  Zeitlohn  ist.  Diese 
Lohnfonn  ist  jedoch  durch  die  Art  der  Reiskultur  bedingt.  Ein  Stücklohn 
bezw.  Akkordlohn  würde  zu  einem  zu  raschen  Ausjäten  führen,  was  sowohl  aus 
den  oben  angegebenen  Gründen  wie  hauptsächlich  auch  deswegen  schaden 
würde,  weil  bei  zu  rascher  Arbeit  zuviel  Unkraut  stellen  bliebe.  Die  Gefahr 
eines  zu  langsamen  Ausjätens  besteht  nicht,  weil  die  Arbeiter  selbst  ein  Interesse 
daran  haben,  Ende  Juni  oder  anfangs  Juli  für  ihre  eigenen  Landarbeiten  wieder 
zu  Hause  zu  sein. 

Überdies  wäre  außer  dem  Zeitlohn  nur  ein  Gruppenakkordlohn  möglich, 
weil  das  Ausjäten  von  Arbeitergruppen  besorgt  wird,  die  in  einer  Reihe  Schritt 
für  Schritt  in  einem  bestimmten  Felde  beim  Ausziehen  des  Unkrautes  unter 
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der  Aufsicht  ihrer  Aufseher  vorangehen.  Für  die  Einführung  des  Stücklohnes 
müßte  die  Verteilung  der  Arbeiter  geändert  und  jedem  Arbeiter  ein  bestimmtes 
Stück  Land  angewesen  werden. 

Bei  dieser  Gelegenheit  muß  eine  Art  von  Lohnprämie  erwähnt  werden, 
die  von  einigen  Unternehmern,  die  die  Arbeitszeit  gegen  die  gewöhnlich  übliche 
abgekürzt  haben,  eingeführt  ist.  Jeden  Tag  bestimmt  der  Unternehmer  für 
eine  bestimmte  Arbeitergruppe  ein  bestimmtes  Stück  Feld  zum  Ausjäten.  Wenn 
die  Arbeiter  der  betreffenden  Gruppe  mehr  fertig  bringen,  als  vom  Unter- 
nehmer bezeichnet  ist,  so  erhalten  sie  eine  Prämie,  die  jedoch  fest  ist  und 
sich  in  ihrer  Höhe  nicht  nach  der  mehr  ausgejäteten  Fläche  richtet.  Auf 
diese  Weise  spornt  der  Unternehmer  die  Arbeiter  zum  Fleiße  an,  um  die 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  zu  kompensieren,  ohne  den  Arbeitseifer  bei  der 
Art  der  zu  leistenden  Arbeit  bis  ins  Schädliche  zu  steigern,  weil  er  jeder 
Arbeitergruppe  Tag  für  Tag  ein  bestimmtes  Gebiet  zum  Aasjäten  zuweist,  und 
weil  ferner  die  Prämie  fest  ist  und  nicht  im  Verhältnis  zu  der  mehr  ausge- 
jäteten Fläche  steht,  so  daß  also  der  Arbeiter  wohl  angeregt  wird,  die  ihm 
gezogene  Grenze  zu  erreichen,  sie  aber  nicht  unverhältnismäßig  zu  überschreiten. 

4.  Arbeitszeit.  —  Betrachten  wir  jetzt  die  Arbeitszeit1. 

Die  Arbeitszeit  ist,  wie  wir  sehen  werden,  mehr  noch  als  der  Arbeits- 
lohn, die  Ursache  zahlreicher  Agitationen  von  seiten  der  Landleute  gewesen, 
und  sie  hat  das  Interesse  der  anderen  Klassen  sowie  der  gesetzgebenden 
Körperschaften  auf  sich  gezogen,  da  hier  nicht  nur  ökonomische,  sondern  in 
hervorragendem  Maße  auch  soziale  Interessen  und  solche  des  Allgemeinwohls 
in  Frage  kommen,  sei  es  wegen  der  Eigenart  der  bei  diesen  Arbeiten  be- 
schäftigten Arbeiter  (Frauen  und  Kinder),  sei  es  wegen  der  hygienischen  Ge- 
fahren, die  diese  Arbeiten  im  Gefolge  haben. 

Nach  den  Resultaten  der  von  der  Regierung  ernannten  Untersuchungs- 
kommission auf  dem  Gebiet  von  Pavia  im  Jahre  1904  zählte  der  Arbeitstag 
bei  verschiedenen  Unternehmern: 

Stunden  für  einheimische  eingewanderte  Hilfsarbeiter 
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Vor  allen  Dingen  fällt  hierbei  der  gewaltige  Unterschied  in  der  täglichen 
Arbeitsdauer  auf:  von  7  — 12  Arbeitsstunden  bei  den  einheimischen  und  von 

1  Es  sei  bemerkt,  daß  die  hier  gebrachten  Angaben  sich  auf  das  Gebiet  von  Pavia 
und  auf  das  Jahr  1904  beziehen.  Alle  Abweichungen  in  den  folgenden  Jahren  und  auf 
anderen  Gebieten  sind  deshalb  immer  besonders  erwähnt. 
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8 — 12  Arbeitsstunden  bei  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern.  Diese  beträchtliche 
Verschiedenheit  in  der  Arbeitsdauer  bei  den  verschiedenen  Unternehmern  auf 
einem  verhältnismäßig  beschränkten  Gebiet  und  bei  gleichartiger  Arbeit  ist 
tatsächlich  frappant.  Bei  den  einheimischen  Arbeitern  findet  sie  eher  ihre 
Erklärung;  das  Ausjäten  ist  für  sie  nur  eine  Nebenarbeit,  und  die  Länge  des 
Arbeitstages  wird  je  nach  den  verschiedenen  persönlichen  Verhältnissen  der 
Arbeiter  bezw.  durch  deren  Beschäftigungen,  die  entweder  zu  Hause  oder 
anderswo  noch  einen  Teil  des  Arbeitstages  in  Anspruch  nehmen,  vereinbart. 
Bei  den  eingewanderten  Arbeitern  hingegen  ist  diese  Verschiedenheit  schwieriger 
zu  erklären.  Eine  Ursache  ist  wohl  folgende:  dem  Vermittler  bietet  sich  eine 
größere  Anzahl  von  Arbeitern  als  notwendig  an;  Arbeitslosigkeit  oder  auch 
die  Lust  zum  Wandern  sind  die  Veranlassung  hierzu.  Der  Vermittler  ist  nun 
bestrebt,  alle  zufrieden  zu  stellen,  zumal  er  dadurch  eventuell  einen  größeren 
Verdienst  erzielen  kann;  der  Unternehmer  jedoch,  der  die  Ausjätearbeiten  nicht 
vorzeitig  beendigt  wissen  will,  akzeptiert  die  größere  Zahl  der  Arbeiter  nur 
bei  einer  kürzeren  Arbeitszeit.  Oder  umgekehrt,  die  Arbeitergruppe  ist  kleiner 
als  notwendig  wäre;  anstatt  nun  neue  Hilfskräfte  herbeizuziehen,  wird  die  Arbeits- 
zeit verlängert.  In  jedem  Falle  setzt  dies  eine  große  Unkenntnis  des  Arbeits- 
marktes voraus,  was  übrigens  ganz  dem  Charakter,  der  Bildung  und  den  Ge- 
wohnheiten dieser  Arbeiter,  die  in  ihrer  größten  Zahl  Gebirgsbewohner  sind, 
entspricht. 

Im  allgemeinen  ist  der  Arbeitstag  bei  den  ortsansässigen  Hilfsarbeitern 
kürzer  als  bei  den  eingewanderten,  den  ortsansässigen  liegen  nämlich  neben 
dem  Ausjäten  noch  andere  Beschäftigungen  ob.  Sehr  viele  arbeiten  9  Stunden 
(31,3  %);  gewöhnlich  beträgt  der  Arbeitstag  9 — 10  Stunden  (75,19  %)•  Hierbei 
ist  zu  beachten,  daß  bei  vielen  Arbeitern  der  Weg  zum  und  vom  Gute  eine 
halbe,  ja  eine  ganze  Stunde  in  Anspruch  nimmt. 

Ebenso  wie  die  Arbeitsdauer  schwankt  auch  die  Stunde  des  täglichen 
Arbeitsschlusses,  wie  folgende  Zahlen  zeigen. 

Es  schließen  um 

12      123  3  Vi  4  47*  5     5  7*     6     67,    7  Uhr, 

100  300  41  687  537  5455  574  7621  990  2300  906  792  Arbeiter, 

d.i.  0,5    1,5  0,2  3,4  2,6  26,9  2,8  37,5    4,9    ii,3    4.5  3.9  °/o. 

Der  Arbeitstag  der  einheimischen  Arbeiter  endet  also  zwischen  4  und 
6  Uhr  (81,4  °/0),  meistens  gegen  5  Uhr  (37,5  %).  Dies  entspricht  tatsächlich 
auch  ihrer  gewöhnlichen  Arbeitszeit  (9 — 10  Stunden),  da  die  Arbeit  um  5  bis 
6  Uhr  morgens  beginnt. 

Die  größere  oder  geringere  Zahl  an  Arbeitsstunden  bezeichnet  keineswegs 
eine  entsprechend  größere  oder  kleinere  Arbeitsleistung.  Die  meisten  von 
ihnen,  namentlich  die  Frauen,  haben  noch  ihre  Arbeiten  zu  Hause  zu  ver- 
richten. Andere,  insbesondere  Männer,  lassen  sich,  nachdem  sie  die  vereinbarten 
Stunden  auf  dem  einen  Gute  gearbeitet  haben,  noch  auf  einem  anderen  an- 
werben, wo  sie  dann  die  übrigen  Stunden,  meist  von  5 — 6  Uhr  nachmittags 
an  bis  Sonnenuntergang  oder  auch  noch  länger  arbeiten. 

Mit  Recht  wird  man  fragen:  warum  diese  Teilung  des  Arbeitstages  zwischen 
zwei  Arbeitgeber?  Die  Antwort  ist:  die  Arbeitgeber,  bei  denen  der  Rest  des  Tages 
gearbeitet  wird,  sind  zumeist  Kleineigentümer  oder  auch  solche,  die  nur  eine 
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geringe  Fläche  an  Reisfeldern  haben,  so  daß  sie  entweder  selbst  mit  ihrer  Familie 
oder  ihren  ansässigen  Gutstagelöhnern  und  wenigen  eingewanderten  Hilfsarbeitern 
das  Ausjäten  zustande  bringen.  Die  Arbeit,  die  dann  eventuell  noch  not- 
wendig wird,  um  das  Ausjäten  in  der  dafür  bestimmten  Zeit  auszuführen, 
lassen  sie  in  der  angedeuteten  Weise  durch  einheimische  Hilfsarbeiter  verrichten. 
Deren  Arbeitskraft  hat  freilich  nur  einen  sehr  geringen  Wert,  da  sie  gewöhnlich 
schon  g — 10  Stunden  anderwärts  gearbeitet  haben.  Sie  wird  darum  auch 
zum  niedrigsten  Preise  angeboten.  Auf  diese  Weise  können  die  kleineren 
Arbeitgeber  die  genügende  Arbeitskraft  gegen  eine  sehr  geringe  Ausgabe  haben. 
Die  Arbeiter  hingegen  halten  eine  solche  Beschäftigung  für  gewinnbringend; 
weil  sie  bei  den  größeren  Unternehmern  den  Arbeitstag  gleichzeitig  mit  den 
eingewanderten  Hilfsarbeitern  beendigen  müßten;  so  können  sie  aber  eine 
oder  zwei  Stunden  pro  Tag  mehr  arbeiten,  d.  h.  den  ganzen  Tag  über  arbeiten, 
so  daß  sie  im  Durchschnitt  täglich,  die  Mahlzeiten  und  den  Hin-  und  Rückweg 
nicht  eingerechnet,  13  Stunden  beschäftigt  sind. 

Der  Arbeitstag  der  eingewanderten  Hilfsarbeiter  ist  etwas  länger  als  der 
gewöhnliche  Arbeitstag  der  einheimischen,  weil  sie  keine  Nebenarbeiten  ver- 
richten können.  Der  größte  Prozentsatz  der  eingewanderten  Hilfsarbeiter 
arbeitet  11  Stunden  (75,7  %),  wenige  1  o  Stunden  ( 1 1 ,8  °/0).  Unter  10  Stunden 
oder  über  1 1  Stunden  wird  nur  in  ganz  seltenen  Fällen  gearbeitet. 

Der  Arbeitstag  beginnt  um  4 1/2  Uhr  morgens ;  den  Tag  über  sind  gewöhnlich 
drei  Pausen:  eine  halbe  Stunde  zum  Frühstück  gegen  8  Uhr;  anderthalb 
Stunden  zum  Mittagessen  gegen  12  Uhr  und  eine  halbe  Stunde  zum  Vesper- 
brot gegen  4  Uhr.  Diese  Pausen  sind  in  die  angegebenen  Zahlen  nicht  ein- 
gerechnet. 

Aus  den  Angaben  des  Bollettino  dell'  Ufficio  del  Lavoro 1  geht  hervor, 
daß  der  Arbeitstag  bei  den  ortsansässigen  Arbeitern  durchschnittlich  9 — 10 
Stunden,  bei  den  eingewanderten  1 1  Stunden  für  die  ganze  Niederlombardei 
in  den  Jahren  1905,  1906  und  1907  betragen  hat. 

Allen  Arbeitern  ist  die  Sonntagsruhe  zugestanden.  Nur  wenn  in  den 
Wochentagen  wegen  des  schlechten  Wetters  das  Ausjäten  ausgesetzt  worden 
ist,  fällt  die  Sonntagsruhe  aus. 

In  Wirklichkeit  freilich  wird  die  Sonntagsruhe  nur  von  den  einheimischen 
Hilfsarbeitern  durchgeführt.  Die  eingewanderten  Hilfsarbeiter,  die  ganz  von 
ihrem  Vermittler  abhängen,  arbeiten  an  den  Sonn-  und  Feiertagen  entweder 
einen  drittel  Tag  oder  einen  halben  Tag  oder  auch  den  ganzen  Tag.  Diese 
Sonntagsarbeit  wird  ganz  zugunsten  des  Vermittlers  verrichtet.  Wie  schon 
gesagt,  müssen  die  Arbeiter  dem  Vermittler  einige  lohnfreie  Arbeitstage  zuge- 
stehen. Nun  könnte  letzterer  den  Arbeitern  wohl  am  Ende  der  Saison  von 
ihrem  Gesamtlohn  dafür  einen  entsprechenden  Betrag  zurückhalten ;  gewöhnlich 
werden  jetloch  diese  lohnfreien  Tage  »abgearbeitet*,  und  zwar  entweder  an  den 
gewöhnlichen  Arbeitstagen  durch  Überstunden  oder  eben  durch  Feiertagsarbeit. 
Es  ist  selbstverständlich,  daß  der  Vermittler  für  alle  diese  Überarbeit  vom 
Unternehmer  den  regelrechten  Lohn  empfängt. 

Schließlich  gibt  es  noch  sogenannte  »nachgeholte  Stunden«  (ore  di  neu- 
peroj.  Wenn  infolge  schlechten  Wetters  das  Ausjäten  länger  als  einen  Tag  in 
der  Woche  unterbrochen  werden  mußte,  dann  müssen  die  Arbeiter  nicht  nur 
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an  den  Sonntagen  arbeiten,  sondern  auch  durch  Überstunden  an  den  gewöhn- 
lichen Arbeitstagen  die  versäumte  Zeit  wieder  einholen.  Diese  »nachgeholten 
Stundenc  werden  dem  Arbeiter  jedoch  bezahlt. 

Dieses  System  bringt  selbstredend  zahlreiche  Mißbräuche  mit  sich:  es 
wird  nicht  nur  der  Arbeitstag  öfters  übermäßig  verlängert,  sondern  der  Arbeiter 
wird  auf  diese  Weise  mitunter  veranlaßt  —  ohne  es  schließlich  selbst  zu 
wissen  —  mehr  Stunden  zu  arbeiten,  als  tatsächlich  nachzuholen  wären,  da  der 
Feierabend  bei  den  nachzuholenden  Stunden  ganz  nach  dem  Belieben  des 
Unternehmers  festgesetzt  wird. 

Hieraus  erhellt  zugleich,  daß  das  von  den  Vermittlern  angewandte  System, 
die  ihm  zukommenden  lohnfreien  Arbeitstage  nicht  durch  Herabsetzung  des 
gesamten  Lohnes  zu  ersetzen,  sondern  durch  Überstunden,  für  den  Vermittler 
selbst  von  Vorteil  ist;  denn  er  kann  auf  diese  Weise  leicht  eine  größere  Zahl 
von  Arbeitstagen  herausbringen,  als  ihm  eigentlich  zukommt.  Wenn  er  z.  B. 
nur  18  Arbeiter  hat  und  diese  nur  5  Minuten  länger  den  Tag  arbeiten  ließe, 
so  hätte  er  einen  Stundenzuwachs  von  1  lJ2  Stunden  den  Tag,  wofür  er  selbst- 
redend vom  Unternehmer  bezahlt  würde.  Jedermann  weiß  aber,  daß,  so  schwer 
es  ist,  einem  Arbeiter  den  an  und  für  sich  schon  niedrigen  Lohn  noch  zu 
verringern,  es  um  so  leichter  ist,  ihn  zu  einer  Mehrarbeit  von  einigen  Minuten 
bis  etwa  von  einer  halben  Stunde  zu  veranlassen.  Oft  merkt  vielleicht  der 
Arbeiter  nicht  einmal  etwas  davon.  Diese  Minuten  und  halben  Stunden  geben 
aber,  mit  der  Zahl  der  vom  Vermittler  beschäftigten  Arbeiter  multipliziert,  viele 
Stunden,  ja  ganze  Tage,  deren  Bezahlung  der  Vermittler  mehr,  als  ihm  zu- 
kommt, einstreicht. 

5.  Der  Arbeitslohn.  —  Wie  die  Arbeitszeit,  so  zeigt  auch  der  Arbeits- 
lohn nicht  unerhebliche  Schwankungen,  die  zum  größten  Teil  auf  die  schwankende 
Arbeitszeit  selbst  oder  aber  auf  die  Unkenntnis  der  Arbeiter  über  die  Verhält- 
nisse des  Arbeitsmarktes  zurückzuführen  sind. 

Betrachten  wir  zunächst  den  Lohn  der  einheimischen  Hilfsarbeiter. 

Wie  schon  gesagt,  lassen  sie  sich  nur  auf  eine  Woche  anwerben.  Der 
Lohn  schwankt  deshalb  Woche  für  Woche  und  Tag  für  Tag,  je  nach  Angebot 
und  Nachfrage.  Die  folgende  Tabelle  gibt  den  durchschnittlichen  Lohn  während 
einer  ganzen  Saison  an.  Im  Jahre  1904  erhielten  auf  Pavcser  Gebiet  beim 
Ausjäten  der  Reisfelder  einen  Tagelohn  von 


Lire 
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Fra 

uen 

Zusammen 

in  0/0 

in  °  o 

in  0/0 

1.2  — 1.3 

595 

3,6 

595 

3,0 

;  1,3—1.4 

830 

24,6 

947 

5.7 

1777 

8,9 

166 

4.9 

813 

4,9 

979 

4.9 

1,5—1.6 

357 

IO,6 

4469 

26,9 

4826 

24,2 

»,6—1,7 

337 

IO.O 

3529 

2i,3 

3866 

19.4 

1,7—1,8 

849 

25.2 

1949 

1  if8 

2798 

14,0 

1,8—1,9 

188 

5.6 

1937 

9.9 

1825 

9.1 

1,9—2.0 
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5.3 

2477 

14.9 

2656 

»3,3 

2,0—2,1 

413 

12,2 

4»3 

2,1  1 
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Die  Mehrzahl  der  männlichen  Arbeiter  (5i,4°/o)  bezieht  einen  Tagelohn 
zwischen  1,5  und  1,9  Lire,  die  Hauptmasse  davon,  etwa  ein  Viertel  aller 
(25,2  °/o)  1,7 — i.B  Lire;  ein  weiteres  Viertel  (24,6%)  steht  in  der  bei  Männern 
untersten  Lohnklasse  von  1,2  — 1,3  Lire;  etwa  ein  Achtel  erreicht  die  Höchst- 
klasse von  2,0 — 2,1  Lire.  Die  Mehrzahl  der  weiblichen  Kräfte  (60,0  °/0)  ver- 
teilt sich  auf  nur  drei  Lohnklassen:  1,5 — 1,8  Lire  Tagelohn,  die  Hauptmasse 
davon  (26,9  °/0)  steht  zwei  Lohnklasscn  tiefer  als  die  entsprechende  Anzahl  der 
männlichen  Arbeiter;  etwa  ein  Siebentel  (i4,9°/0)  erreicht  die  für  Frauen 
höchste  Lohnstufe  von  1,9 — 2,0  Lire  Tagelohn. 

Man  kann  also  im  allgemeinen  sagen,  daß  der  Lohnunterschied  von 
Männern  und  Frauen  nicht  sehr  bedeutend  ist;  wohl  ist  noch  beachtenswert, 
daß  die  Differenzen  bei  den  Frauen  geringer  sind  als  bei  den  Männern:  das 
Maximalprozcnt  bei  ihnen  beträgt  60  °/0  und  verteilt  sich  auf  drei  Lohn- 
Stufen,  bei  den  Männern  beträgt  es  nur  51,4  %  bei  einer  Verteilung  auf  vier 
Lohnstufen. 

Der  mittlere  Lohn  betrug  im  Jahre  1904  auf  Mailänder  Gebiet  1 ,6  — 1,9  Lire. 

Im  Jahre  1906  bewegte  er  sich  in  der  ganzen  Niederlorabardei  um 
2,0  Lire;  mitunter  ist  er  aber  auch  schon  unter  1,4  Lire  gesunken;  im  Jahre 
1907  lag  der  mittlere  Lohn  zwischen  2,0—2,5  Lire.  Eine  gewisse  vereinzelte 
Steigerung  ist  also  bemerkbar.  Die  Besserung  der  Löhne  ist  jedoch  noch  zu 
unregelmäßig  und  bewegt  sich  nicht  in  allgemeinen  und  festen  Bahnen,  weil  eben 
der  Lohn  oft  und  leicht  erheblich  herabgesetzt  werden  kann.  Der  außer- 
ordentlich unregulierte  Arbeitsmarkt  trägt  wie  in  andern  Fällen  so  auch  hier 
wesentlich  zu  diesen  Tatsachen  bei,  zumal  da  einheimische  und  eingewanderte 
Hilfsarbeiter  beim  Angebot  der  Arbeitskräfte  sich  gegenseitig  Konkurrenz  machen. 

Wenn  man  nun  den  Arbeitslohn  mit  der  durchschnittlichen  Arbeitszeit 
vergleicht,  so  ergibt  sich  ein  durchschnittlicher  Stundenlohn  von  0,18  Lire. 

Die  ortsansässigen  Arbeiter,  die  den  Vertrag  für  die  ganze  Saison  ab- 
schließen, beziehen  einen  geringeren  Lohn,  im  Durchschnitt  1,4 — 1,6  Lire, 
jedenfalls  weil  ihnen  durch  ihren  Vertrag  eine  sichere  Arbeit  für  6  —  7  Wochen 
gewährleistet  ist.  Ihr  Lohn  zeigt  auch  eine  größere  Gleichmäßigkeit,  was  jeden- 
falls auf  denselben  Grund  zurückzuführen  ist. 

Die  eingewanderten  Arbeiter  erhalten  außer  dem  Geldlohn  noch  einen 
Naturallohn,  d.  h.  die  Wohnung  vom  Unternehmer  und  die  Beköstigung  vom 
Vermittler.    An  Geldtagelohn  bezogen 
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Die  Mehrzahl  der  Manner  (67,2  °/0)  bezieht  Löhne  zwischen  1,9  und 
2,5  Lire;  fast  der  gleiche  Prozentsatz  der  Arbeiterinnen  (67,4  %)  solche  zwischen 
1,8  und  2,0  Lire;  also  die  gleiche  Erscheinung  wie  bei  den  ortsansässigen 
Hilfsarbeitern,  daß  die  Frauenlöhne  eine  größere  Gleichmäßigkeit  aufweisen  als 
die  Männerlöhne.  Zum  Unterschied  von  den  ortsansässigen  Hilfsarbeitern  sind 
aber  die  Löhne  der  Frauen  bedeutend  niedriger  als  die  der  Männer. 

Auf  Mailänder  Gebiet  betrug  der  mittlere  Lohn  im  Jahre  1904  zwischen 
1,6 — 2  Lire;  im  Jahre  1905  auf  Paveser  Gebiet  1,5  — 1,7  Lire,  auf  Mailänder 
Gebiet  1,9—2,1  Lire;  im  Jahre  1906  auf  Paveser  Gebiet  1,9—2,2  Lire,  auf 
Mailander  Gebiet  2,0 — 2,6  Lire.  In  diesem  Jahre  sind  aber  auch  die  Löhne 
auf  1,3  Lire  im  Paveser  und  auf  1,7  Lire  im  Mailänder  Gebiet  gesunken. 
Im  Jahre  1907  betrug  der  Lohn  auf  Paveser  Gebiet  2  Lire,  auf  Mailänder 
Gebiet  1,7  —  2  Lire.  Im  Bezirk  von  Abbiategrasso  (Mailänder  Gebiet)  wurde 
1907  der  Lohn  der  eingewanderten  Arbeiter  gemeinschaftlich  von  den  Ver- 
tretern der  Societa  Umanitaria,  der  Gemeinde  Abbiategrasso,  dem  in  diesem 
Jahre  gegründeten  Landarbeiterverein,  der  Mailänder  Arbeitskammer,  der  der 
Landarbeiterverein  angeschlossen  ist,  und  dem  Pächterverband  von  Abbiate- 
grasso, festgesetzt.  Nach  dieser  Vereinbarung  wurde  gezahlt:  ein  Lohn  von 
2  Lire  bis  15.  Juni,  von  2,50  Lire  vom  15.  Juni  bis  5.  Juli,  und  von  2,25 
Lire  nach  dem  5.  Juli.  Da  jedoch  das  Ausjäten  der  Reisfelder  ungefähr  mit 
20.  Mai  begonnen  und  gegen  den  25.  Juni  beendet  wurde,  kann  man  sagen, 
daß  der  mittlere  Lohn  in  Wirklichkeit  nur  2  Lire  betrug.  Bezüglich  der 
Löhne,  ihrer  Steigeningen  und  Schwankungen  läßt  sich  hier  also  dasselbe  be- 
merken, was  in  bezug  auf  die  Gestalt  des  Lohnes  bei  den  einheimischen 
Arbeitern  hervorgehoben  wurde. 

Auf  Paveser  Gebiet  ist  es  auch  üblich,  die  Höhe  des  Lohnes  vertrags- 
mäßig am  Anfang  der  Saison  festzusetzen,  und  zwar  wird  hierzu  der  Durch- 
schnitt genommen,  der  sich  aus  den  in  der  Lomellina  fürs  Ausjäten  bezahlten 
Löhnen  ergeben  wird.  Der  Durchschnitt  wird  am  Ende  der  Saison  vom  Comizio 
Agrario  von  Mortara1  veröffentlicht.  Hierdurch  wird  von  neuem  bestätigt,  wie 
gleichgültig  die  eingewanderten  Hilfsarbeiter  den  Verhältnissen  des  Arbeits- 
marktes gegenüberstehen:  denn  dieser  Modus  der  Lohnnormierung  ist  nichts 
anderes  als  ein  Ausweg,  um  nicht  zu  hohe  Löhne  zu  bezahlen.  In  der  Lo- 
mellina sind  die  einheimischen  Arbeiter  viel  zahlreicher,  und  durch  ihre  Organi- 
sation besitzen  sie  einen  großen  Einfluß  auf  den  Arbeitsmarkt.  Sie  üben  den- 
selben jedoch  nur  zum  Nachteil  der  eingewanderten,  unorganisierten  Arbeiter 
aus,  so  daß  dort,  im  Gegensatz  zu  den  Verhältnissen  im  Paveser  Gebiet,  die 
einheimischen  Arbeiter  einen  ziemlich  höheren  Lohn  haben  als  die  einge- 
wanderten, deren  durchschnittlicher  Lohn  noch  niemals  über  2  Lire  gestiegen 
ist2.  Selbstredend  beziehen  sich  die  Unternehmer  nur  für  die  eingewanderten 
Hilfsarbeiter  auf  den  in  der  Lomellina  bezahlten  durchschnittlichen  Lohn;  für 
die  einheimischen  Arbeiter  denkt  kein  Unternehmer  des  Paveser  Gebietes  daran, 
den  Lohn  in  dieser  Weise  zu  bestimmen. 

Beträgt  der  durchschnittliche  Geldlohn  für  einen  durchschnittlichen  Arbeits- 
tag von  11  Stunden  1,8 — 2,1  Lire,  so  erhalten  die  eingewanderten  Hilfsarbeiter 

»  Hauptort  der  Lomellina. 

2  Im  Jahre  1907  kam  der  Lohn  bis  an  2  Lire  heran,  eine  Folge  der  großen  Agi- 
tation  im  Jahre  1906. 
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einen  durchschnittlichen  Stundenlohn  von  0,18  Lire.  Der  durchschnittliche 
Gcldlohn  pro  Stunde  ist  also  für  einheimische  und  eingewanderte  Hilfsarbeiter 
gleich:  für  die  letzteren  ist  nur  noch  der  Naturallohn  hinzuzurechnen,  d.  h. 
die  Beköstigung,  welche  auf  0,3 — 0,4  Lire  pro  Kopf  und  Tag  im  Durchschnitt 
geschätzt  wird,  und  die  Schlafräume.  Dabei  ist  aber  nicht  zu  vergessen,  daß 
die  Reisekosten  gewöhnlich  von  den  Arbeitern  zu  bestreiten  sind,  falls  sie  nicht 
aus  einer  weit  entfernten  Gegend  kommen1. 

Will  man  den  durchschnittlichen  Gesamtlohn  für  die  ganze  Saison  be- 
rechnen, so  wird  man  im  Durchschnitt  die  Zahl  der  wirklichen  Arbeitstage, 
nach  Abzug  der  Feiertage,  der  arbeitslosen  Tage  wegen  schlechten  Wetters 
oder  Krankheit  und  der  sogenannten  Calche  (lohnfreien  Tage)  auf  30  bis  36 
Tage  festsetzen  müssen.  Unter  diesen  Voraussetzungen  würde  der  Gcsamtlohn 
der  einheimischen  Arbeiter  55  Lire,  der  der  eingewanderten  Arbeiter  65  Lire 
pro  Kopf  betragen.  Wenn  man  für  die  letzteren  doch  die  Beköstigung,  die 
ihnen  alle  Tage  (im  Durchschnitt  45  Tage)  geliefert  wird,  einbezieht,  so  kommt 
noch  ein  Zusatz  von  etwa  1 7  Lire  hinzu,  was  einen  Gesamtlohn  (die  Benutzung 
der  Schlafräume  nicht  einberechnet)  von  81  Lire  pro  Kopf  und  Saison  aus- 
machen würde. 

6.  Beköstigung  und  Schlafräume  der  eingewanderten  Reis- 
arbeiter. —  Einer  näheren  Betrachtung  bedarf  noch  jener  Lohnteil,  der  bei  den 
eingewanderten  Hilfsarbeitern  in  der  Beköstigung  und  Wohnung  besteht.  Be- 
züglich der  einheimischen  Hilfsarbeiter  greift  diese  Frage  über  auf  das  allge- 
meine Problem  der  Lebenshaltung  des  kleinen  Bauemstandes  und  der  kleinen 
Gewerbetreibenden;  sie  liegt  also  außerhalb  des  Rahmens  der  vorliegenden  Ar- 
beit. Was  die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  betrifft,  ist  schon  an  anderer  Stelle 
gesagt  worden. 

Zunächst  die  Beköstigung.  Die  Durchschnittsration  besteht  in  500—600  g 
Brot,  das  aus  Mais-  und  Getreidemehl  gebacken  ist,  und  in  zwei  Rationen 
Suppe  pro  Tag.  Die  Suppe  wird  bereitet  aus  Reis  und  Bohnen,  oder  Reis  und 
Kartoffeln,  seltener  aus  anderen  Gemüsen  oder  Nudeln.  Sie  wird  gewürzt  mit 
Speck,  Salz  und  ein  wenig  Pfeffer.  Das  Brot  wird  halb  zum  Frühstück,  halb 
zur  Vesperzeit  gegessen.  Die  erste  Suppe  wird  zu  Mittag  gegeben,  im  Gutshof 
oder  auf  dem  Felde;  die  zweite,  das  Abendessen,  wird  nach  Feierabend  und 
zwar  immer  im  Gutshofe  ausgeteilt.  Von  sehr  seltenen  Ausnahmen  abgesehen, 
sind  die  Gerichte  immer  dieselben. 

Auch  wenn  die  Nahrungsmittel  gut  wären,  so  wäre  diese  Lebens- 
haltung trotzdem  nicht  genügend,  da  die  Speisen  zu  wenig  Nährstoffe  ent- 
halten, ohne  Abwechselung  verabreicht  werden,  und  den  Magen  derart  über- 
laden, daß  sie  oft  Magenerweiterungen  verursachen.  Die  Nahrungsmittel 
sind  aber  bei  weitem  nicht  immer  gut;  oft  sind  sie  übeiständig  oder  ver- 

1  Eine  auch  nur  wahrscheinliche  Durchschnittsberechnung  der  Retsekosten  laßt  sich 
nicht  aufstellen,  weil  die  Arbeiter  zum  Teil  die  Reise  ganz  oder  teilweise  zu  Fuß,  oder  zu 
Wagen  zurücklegen.  Die  Heimat  der  Arbeiter  ist  femer  in  den  Statistiken  nur  nach  Pro- 
vinzen angegeben.  Die  Reisekosten  mit  der  Eisenbahn  sind  jedoch,  je  nach  Lage  der  ein- 
zelnen Dörfer,  sehr  verschieden,  da  Italien  keine  Zonentarife  kennt.  Es  kann  nur  festgestellt 
werden,  dal!  die  Reisekosten  keine  erheblichen  Betrage  in  Anspruch  nehmen,  weil  die  Ar. 
bciter  aus  nicht  zu  entfernten  Gegenden  kommen,  und  da  sie  in  Gruppen  von  wenigstens 
20  Personen  zu  ermäßigten  Preisen  die  Baiin  benützen  können. 
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dorben,  oft  werden  sie  in  zu  geringen  Rationen  verabreicht.  Hierbei  muß 
jedoch  ein  Unterschied  gemacht  werden  zwischen  denen,  die  der  Unternehmer 
und  denen,  die  der  Vermittler  liefert.  Im  ersteren  Falle  sind  dieselben  fast 
regelmäßig  von  guter  Qualität;  im  letzteren  dagegen  fast  immer  mittelmäßig, 
wenn  nicht  gar  schlecht.  Dieser  Unterschied  findet  seine  Erklärung  darin,  daß 
der  Vermittler  aus  der  Beköstigung  einen  guten  Teil  seines  Verdienstes  heraus- 
zuschlagen sucht.  Da  nun  aber  im  allgemeinen  der  Vermittler  der  Kostgeber 
der  Arbeiter  ist,  so  folgt  daraus  nur  zu  deutlich,  daß  die  Beköstigung  der  Ar- 
beiter in  den  meisten  Fällen  als  schlecht  bezeichnet  werden  muß. 

Zur  Mangelhaftigkeit  der  Nahrungsmittel  kommt  noch  die  der  Zubereitung 
hinzu.  Der  Raum,  der  als  Küche  und  Vorratskammer  dient,  ist  improvisiert. 
Meistens  ist  es  ein  kleiner,  sonst  leer  stehender  Raum  im  Erdgeschoß,  feucht 
und  noch  nicht  einmal  immer  genügend  hell.  Mitunter  dient  als  Küche  eine 
Säulenvorhalle,  eine  Strohhütte  oder  gar  ein  Stall.  Die  Geräte  und  auch  die 
Fußböden  ^sind  alles  andere  eher,  als  sauber. 

Einen  der  schwersten  Mißstände  bringt  das  Wasser  mit  sich.  Es  fehlt 
nicht  etwa  an  gesundem  Wasser  —  das  Wasser  der  Gutshöfe  ist  zum  größten 
Teile  gut  — ,  sondern  infolge  Trägheit  der  Arbeiter,  oder  infolge  der  Schuld 
des  Vermittlers,  des  Aufsehers  oder  Kochs  wird  sowohl  zum  Trinken  wie  in 
der  Küche  nicht  immer  Brunnenwasser  verwendet;  man  läuft  einfach  zum  ersten 
besten  Graben  oder  zu  den  sogenannten  Fontanili,  wo  das  Wasser  in  der  Regel 
schlecht  und  schmutzig  ist. 

Die  Schlafstätten  weisen  nicht  bessere  hygienische  Bedingungen  auf; 
meistens  wird  auf  den  Heuböden  geschlafen.  Als  Unterlage  dient  Stroh,  das 
entweder  gleichmäßig  verteilt  ist  oder  in  Haufen  geschichtet  ist  für  den  Fall, 
daß  einzelne  Arbeiter  oder  die  verschiedenen  Familien  es  vorziehen,  besondere 
Lager  zu  haben,  die  sie  dann  mit  einem  Bettuche  oder  mit  Lumpen  bedecken. 

Selten  werden  als  Schlafstätten  einzelne  Hütten  benützt,  die  aus  in  die 
Erde  gerammten  Pfählen  mit  einem  aus  Schilf  und  sonstigen  Sumpfpflanzen 
hergestellten  Dach  bestehen.  Bisweilen  werden  kleine  Säulenhallen  des  Erdge- 
schosses in  Schlafstätten  verwandelt.  Diese  offenen  Lagerstätten  werden  von 
den  Arbeitern  vorgezogen,  da  sie  weniger  heiß  sind;  es  ist  aber  einleuchtend, 
daß  die  Arbeiter  in  regnerischen  Nächten  fast  ohne  jeden  Schutz  dem  Wetter 
und  der  Feuchtigkeit  ausgesetzt  sind. 

In  den  Schlafstätten  ist  fast  nie  die  Trennung  der  Geschlechter  durch- 
geführt. Es  muß  jedoch  gesagt  werden,  daß  das  größte  Hindernis  zur  Er- 
reichung dieser  moralischen  Notwendigkeit  die  Arbeiter  selbst  sind.  Sehr  oft 
fehlen  auch  besondere  Lagerstätten  für  die  Kranken,  die  dann  auf  dasselbe 
Stroh  und  mitten  unter  die  Gesunden  gebettet  werden. 

Ein  anderer  großer  Übelstand  ist,  daß  das  Stroh  nur  sehr  selten  er- 
neuert wird. 

Im  großen  und  ganzen  ergibt  sich  bei  den  Schlafstätten  ein  Zustand,  der 
auch  nicht  den  geringsten  hygienischen  und  moralischen  Anforderungen  gerecht 
wird.  Die  Gesundheit  wird  sowohl  durch  die  Stechmücken  wie  durch  die  Be- 
rührung mit  kranken  und  unsauberen  Arbeitern  gefährdet.  Die  Moralität  ist 
großen  Gefahren  durch  das  Zusammensein  beider  Geschlechter  ausgesetzt,  die, 
im  jugendlichen  Alter,  fern  von  der  Familie  und  in  einer  der  Versuchung 
günstigen  Jahreszeit,  leicht  unterliegen. 

Rovclli,  Die  Ajrarverf.  der  Niederlotnbardei.  II 
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Mitten  unter  diesen  schon  zur  Gewohnheit  gewordenen,  geradezu  unseligen 
Schlafstätten  gibt  es  jedoch  einige  beachtenswerte  Ausnahmen,  wo  die  Lager- 
stätten, wenn  sie  auch  bei  weitem  nicht  vollkommen  sind,  doch  wenigstens  den 
primitivsten  Anforderungen  entsprechen. 

7.  Die  gesundheitlichen  Zustände.  —  Wir  müssen  nun  noch  kurz  hin- 
deuten auf  den  Einfluß,  den  Arbeitszeit,  Arbeitslohn,  Beköstigung  und  Schlafstatte 
in  gesundheitlicher  Hinsicht  auf  die  Arbeiter  ausüben,  um  so  ein  vollständigeres 
Urteil  Über  die  Lage  der  Ausjätearbeiter  bilden  zu  können  und  die  Grundlage 
zu  finden  zur  Prüfung  der  gesetzgeberischen  Maßnahmen  zu  ihren  Gunsten. 
Das  Ausjäten  ist  an  und  für  sich  keine  anstrengende  Arbeit,  Es  wird  jedoch 
zu  einer  sehr  schweren  Arbeit  durch  die  Umstände,  unter  denen  es  erfolgt 
Die  Arbeiter  stehen  mit  nackten  Beinen  im  Wasser,  mit  tiefgebücktem  Körper 
und  den  Kopf  gleichsam  auf  dem  Wasserspiegel  hängend,  unter  der  brennenden 
Sonne  des  Juni.  Die  ganze  Arbeit  selbst  geht  eintönig  voran  und  entbehrt 
jeder  Abwechselung. 

Das  Hauptkontingent  der  Ausjätearbeiter  stellen  Kinder  und  Frauen; 
Knaben  unter  15  Jahren  und  Mädchen  unter  21  Jahren  bilden  s/5  aller  Aus- 
jätearbeiter, die  Frauen  über  21  Jahren  etwas  weniger  als  die  Hälfte  der  Ge- 
samtheit. Nach  der  physiologischen  Veranlagung  der  lateinischen  Rasse  ist 
nun  das  Alter  von  15  Jahren  für  die  Knaben  die  Grenze,  in  der  sich  der 
Übergang  von  einem  ersten  Entwicklungsstadium  in  ein  höheres,  üppigeres 
Stadium  mit  stärkerer  Konstitution  zu  vollziehen  pflegt,  das  Alter  der  geschlecht- 
lichen Reife.  Für  die  Mädchen  bezeichnet  das  Alter  von  15  Jahren  nach 
zahlreichen  ärztlichen  Beobachtungen  und  nach  den  genauen,  hierüber  ange- 
stellten Untersuchungen  des  Professor  Rasen 1  eine  Übergangsperiode  nur 
für  die  gewerbetreibenden  Mädchen,  die  in  der  Industrie  Beschäftigung  haben 
und  zum  größten  TeiJ  der  städtischen  Bevölkerung  entstammen,  wo  die  Ent- 
wicklung schneller  vor  sich  geht  Anders  ist  dies  bei  den  Landmädchen. 
Der  Übergang  vollzieht  sich  bei  ihnen  später;  und  die  Verzögerung  wird 
noch  erhöht  durch  die  ärmlichen  Verhältnisse,  in  denen  sie  großenteils  auf- 
wachsen. Ungefähr  die  Hälfte  aller  Landmädchen  ist  mit  15  Jahren  noch 
unreif  und  dieser  Zustand  kann  bei  ihnen  in  numerisch  nicht  unbedeutender 
Proportion  anhalten  bis  zum  17.  und  18.  Lebensjahre  und  auch  darüber 
hinaus,  wenn  auch  in  immer  abnehmendem  Verhältnis.  Man  kann  also 
sagen,  daß  a/5  der  Hilfsarbeiter  (Knaben  unter  15  Jahren  und  Mädchen 
unter  2 1  Jahren)  zum  größten  Teil  sich  noch  im  Zustand  der  Unreife 
befinden.  Das  Ausjäten  ist  aber  infolge  der  dabei  notwendigen  unbe- 
quemen Körperstcllung,  die  auf  die  Unterleibsorgane  einen  dauernden  Druck 
ausübt,  die  denkbar  ungünstigste  Arbeit  in  bezug  auf  die  physiologischen 
Anforderungen,  speziell  für  die  Frau,  die  gerade  in  die  Reife  getreten  ist  oder 
kurz  vor  derselben  steht.  Um  so  ungesunder  muß  die  Arbeit  auf  sie  ein- 
wirken, wenn  man  berücksichtigt,  daß  die  betreffende  Körperstellung  10  bis 
1 1  Stunden  im  Tag  und  30  —  40  Tage  lang  eingenommen  wird. 

Dazu  treten  noch  wirkliche  Krankheiten  unter  den  Reisarbeitem  auf. 
Wir  sehen  hierbei  von  den  verschiedenen  Formen  des  Rheumatismus,  von  den 
Störungen  und  Abweichungen  der  Menstruation,  von  den  Fehlgeburten,  von 

*  Die  betreffende  Statistik  ist  veröffentlicht  in  dem  Bericht  der  durch  Dekret  voen 
28.  August  1906  ernannten  Untersuchungskommission  für  den  Reisbau. 
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Magen-  und  Darmkrankheiten  und  einzelnen  Augenkrankheiten  ab,  und  weisen 
nur  auf  die  Hautkrankheiten,  Anschwellungen  und  Erytheme  hin.  Gewöhnlich 
sind  diese  letzteren  leichterer  Form,  und  in  wenigen  Tagen  der  Ruhe  heilbar, 
wie  sie  auch  meistens  erst  gegen  Ende  der  Saison  sich  einstellen.  Die  Ur- 
sache dieser  Krankheiten  ist  noch  nicht  genau  festgesetzt  Einige  Ärzte  geben 
die  Schuld  der  Temperatur  des  Wassers,  worin  die  Arbeiter  den  Tag  über 
stehen  (die  Temperatur  schwankt  von  einem  Minimum  von  1 8  0  Celsius  während 
der  Nacht  bis  zu  einem  Maximum  von  34 0  während  des  Tages);  andere 
finden  die  Ursache  in  der  langen  Dauer  des  Imwasserstehens  oder  in  der 
Verseuchung  des  Wassers  durch  die  Zersetzung  des  ausgejäteten,  im  Wasser 
liegenbleibenden  und  verfaulenden  Unkrautes. 

Um  die  Schäden  und  Gefahren  dieser  Krankheiten  zu  vermeiden  oder 
wenigstens  herabzumindern,  empfehlen  die  Ärzte  dichtgewebte  Trikotstrümpfe 
oder  den  Gebrauch  von  Lumpen,  welche  die  Reisarbeiter  sich  während  der 
Arbeit  um  die  Füße  wickeln  sollen.  Andere  schlagen  wieder  vor,  die  Beine 
mit  Fett  einzuschmieren.  Der  Gebrauch  von  Strümpfen  ist  noch  sehr  selten; 
die  Arbeiter  ziehen  sie  nur  sehr  ungern  an,  weil  sie  ihnen  unbequem  sind. 
Die  Ärzte  hinwieder  stimmen  über  die  anzuwendenden  Heilmittel  miteinander 
nicht  überein,  wie  sie  auch  über  die  Ursachen  dieser  Krankheiten  unter- 
einander nicht  einig  sind. 

Unschuldige  Opfer  der  Reisausjätearbeiten  sind  ferner  auch  noch  die 
Säuglinge  in  den  ersten  Monaten  des  Stillens.  Die  Mutter  ist  durch  die  Arbeit 
entkräftet,  schlecht  genährt  und  allen  möglichen  Indispositionen  unterworfen; 
infolgedessen  ist  die  Milch  oft  mangelhaft  und  die  Säuglinge  leiden  schwer 
darunter  und  gehen  zum  Teile  zugrunde1. 

Unter  allen  Krankheiten  tritt  aber  am  häufigsten  und  am  tückischsten 
die  Malaria  auf,  wenn  ihre  Gefahr  auch  in  den  letzten  Jahren  durch  den 
Erfolg  der  schon  angedeuteten  Kuren  wesentlich  verringert  worden  ist. 

In  der  Saison  1904  wurde  auf  Veranlassung  des  Ministeriums  des  Innern 
im  Gebiet  von  Pavia  und  Mortara  eine  Untersuchung  veranstaltet,  in  die 
18399  Arbeiter  einbezogen  wurden.  Unter  diesen  wurden  455  Malariafälle, 
also  2,5  %,  festgestellt. 

Bei  der  Erhebung  wurde  allerdings  kein  Unterschied  gemacht  zwischen 
Hilfsarbeitern  und  Gutstaglöhnern.  Das  Arbeitsamt  nahm  jedoch  noch  in 
demselben  Jahre  eine  andere  statistische  Untersuchung  über  die  Malaria  bei 
den  eingewanderten  Hilfsarbeitern  in  den  Provinzen  Novara  und  Pavia  vor. 
Das  Resultat  ergab  5,6  Malariakranke  unter  100  eingewanderten  Hilfsarbeitern. 
Diese  Zahl  geht  jedoch  auf  ungefähr  3,6  °/0  zurück,  wenn  man  die  Entstehung 
der  Malaria  in  Betracht  zieht,  d.  h.  nur  die  neuen  Krankheitsfälle,  da  man 
die  Rückfälle  ja  eigentlich  nicht  mitzählen  darf,  weil  sie  ihren  Ursprung  in 
einer  früheren  Infektion  haben,  die  vielleicht  auch  außerhalb  der  Reiszone  zu- 
gezogen würde.  Die  Zahl  der  Krankheitsfälle  geht  also  nur  wenig,  1,1  °/0, 
über  die  Ergebnisse  der  Ministerialuntersuchung  hinaus.  Die  Statistik  des 
Arbeitsamtes  läßt  die  ortsansässigen  Reisarbeiter  unberücksichtigt3. 

*  Vgl.  die  Monographie  des  Arzte»  DotL  Ragazzi,  La  mondatura  dei  riso  nel  oomune 
di  Casalino,  Novara  1907. 

a  Vgl.  Inchiesta  sulle  risaie,  eseguita  dalla  Cotnmissione  nominata  con  decreto  del 
28.  Agosto  1906,  Rom  1907. 
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Hierbei  darf  man  aber  nicht  vergessen,  daß  die  Statistiken  im  allgemeinen 
wesentlich  ein  besseres  Resultat  aufweisen,  nachdem  die  Kur  durch  Chinin, 
mit  der  1902  begonnen  wurde,  auf  breiter  Basis  in  Anwendung  kam.  Zahlen 
aus  der  Zeit  vor  1902  fehlen  leider  gänzlich. 

Wenn  man,  selbstredend  mit  dem  nötigen  Vorbehalt,  beide  Statistiken 
und  die  besonders  auf  dem  zweiten  und  dritten  internationalen  Reiskultur- 
kongreß1 gemachten  Mitteilungen  miteinander  vergleicht,  so  kommt  man  zu 
dem  Schlüsse,  daß  gegenwärtig  die  Wahrscheinlichkeit  einer  Malariaerkrankung 
bei  den  Reisausjätearbeitern  zwischen  einem  Minimum  von  1  °/0  und  einem 
Maximum  von  5  °/0  schwankt,  je  nach  den  örtlichen  und  den  temporären 
Verhältnissen. 

Alles  in  allem  kann  man  sagen,  daß  das  Reisausjäten  sowohl  wegen  der 
Verhältnisse,  unter  denen  diese  Arbeit  stattfinden  muß,  als  mit  Rücksicht  auf 
die  Arbeiter,  die  dabei  Verwendung  finden,  zu  den  ungesundesten  und  gefähr- 
lichsten landwirtschaftlichen  Arbeitszweigen  zu  rechnen  ist,  wenn  schon  die  Arbeit 
an  und  für  sich  große  körperliche  Anstrengungen  nicht  erfordert. 

II.  Die  Arbeiter  zur  Reisernte. 

1.  Zusammensetzung  der  Arbeiterschaft.  —  Die  Reisemte  oder 
Reisherbstarbeiten  (lavori  autunnali  del  riso)  bestehen  im  Mähen,  Dreschen  und 
Dörren;  das  Mähen  geschieht  mit  der  Sichel,  das  Dreschen  mit  der  Maschine, 
das  Dörren  auf  freigelegener  Tenne.  Die  Arbeiten  erfolgen  gewöhnlich  in  der 
Zeit  von  Ende  August  bis  Anfang  Oktober,  in  der  Niederlombardei  werden  sie 
aber  fast  ausschließlich  im  September  vorgenommen. 

Bei  diesen  Arbeiten  vollzieht  sich  eine  Arbeitsteilung,  eigentlich  eine 
Arbeitszerlegung;  das  Mähen  einerseits,  das  Dreschen  und  Dörren  andererseits 
werden  gleichzeitig  von  verschiedenen  Arbeitergruppen  vorgenommen;  manch- 
mal wird  auch  noch  das  Dreschen  und  Dörren  zerlegt.  Nur  selten,  und  zwar 
nur  in  kleinen  Betrieben  wird  das  Mähen,  Dreschen  und  Dörren  nacheinander 
von  denselben  Arbeitern  vorgenommen.  Die  Notwendigkeit,  den  Reis  bei 
einem  gewissen  Reifegrad  zu  mähen  und  dann  möglichst  bald  zu  dreschen  und 
zu  dörren,  damit  er  nicht  verderbe,  führt  zu  der  Arbeitszerlegung,  wenn  es  sich 
um  einen  großen  Ernteertrag  handelt;  Dreschen  und  Dörren  werden  nur  des- 
halb nicht  auch  zerlegt  und  verschiedenen  Arbeitern  übertragen,  weil  das 
Dreschen  in  den  Abend-  und  Nachtstunden,  das  Dorren  am  Tage  vorgenom- 
men wird,  und  auf  sehr  großen  Gütern,  wo  die  Abend-  und  Nachtstunden 
zum  Dreschen  nicht  ausreichen,  werden  auch  Dreschen  und  Dörren  zerlegt. 

Seitdem  der  Reisbau  seinen  großen  Umfang  angenommen  hat,  müssen 
auch  für  diese  Arbeiten  Hilfsarbeiter  herangezogen  werden,  in  beträchtlicher, 
wenn  auch  nicht  so  großer  Anzahl  wie  zu  den  Ausjätearbeiten.  Die  vom 
Ackerbauministeriura  im  Jahre  1889  herausgegebene  Monografia  sulla  coltiva- 
zione  del  riso  in  Italia  (S.  119)  berechnet  für  65  ha  Reisfeld  einen  Bedarf 
an  Arbeitskräften  von  18  Männern  und  8  Frauen,  d.  h.  von  0,4  Arbeitern 
auf  1  ha;  gegenwärtig  aber  beträgt  der  durchschnittliche  Bedarf  an  Arbeits- 
kräften nicht  weniger  als  0,7  Arbeiter  pro  Hektar,  und  zwar  für  Reisfelder, 

*  Der  zweite  Internationale  RciskulturkongreB  fand  1903  in  Mortara,  der  dritte  1906 
in  Pavia  statt. 
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die  einen  gewöhnlichen  durchschnittlichen  Ertrag  liefern.  Die  Hilfsarbeiter  sind 
hier,  im  Gegensatz  zu  den  Ausjätearbeitern,  fast  ausschließlich  männlichen  Ge- 
schlechts, und  zwar  eigentliche  Landarbeiter,  da  die  Erntearbeiten  nicht  so 
leicht  von  jedermann  besorgt  werden  können;  sie  erfordern  Übung  und  Körper- 
kraft; Kinder  finden  bei  diesen  Arbeiten  überhaupt  keine  Verwendung,  Frauen 
werden  nur  beim  Dreschen  und  Dörren  bzw.  nur  beim  Dörren  beschäftigt, 
wenn  Dreschen  und  Dörren  auch  zerlegt  sind. 

Wie  beim  Ausjäten,  so  unterscheiden  sich  auch  hier  die  Hilfsarbeiter  in 
einheimische  und  eingewanderte,  also  in  solche,  die  täglich  das  Gut  verlassen 
und  solche,  die  die  ganze  Saison  hindurch  auf  demselben  wohnen.  Die  gleich- 
zeitige Anwerbung  einheimischer  und  eingewanderter  Hilfsarbeiter  qeruht  aber 
hier  nicht  auf  demselben  Grund  wie  bei  den  Ausjätearbeiten;  bei  diesen  wäre 
es,  wie  gesagt,  wohl  möglich,  mit  den  Ortsansässigen  auszukommen,  nicht  aber 
bei  den  Erntearbeiten;  zum  Ausjäten  kann  man  ja  Leute  aus  allen  Berufen, 
Frauen  und  Kinder,  gebrauchen,  bei  der  Ernte  dagegen  nur  eigentliche  Land- 
arbeiter, die  in  der  Niederlombardei  bei  dem  durchgängigen  Fehlen  von  Klein- 
betrieben nicht  sehr  zahlreich  sind;  so  ist  hier  der  Unternehmer  gezwungen, 
fremde  Hilfsarbeiter  anzuwerben,  während  er  das  bei  den  Ausjätearbeiten  nur 
tut,  um  die  sonst  monopolartige  Stellung  der  einheimischen  Arbeitskräfte  zu 
beseitigen. 

Die  einheimischen  Hilfsarbeiter  werden  bei  der  Reisemte  mit  dem  Mähen* 
die  eingewanderten  mit  Dreschen  und  Dörren  beschäftigt;  die  Ursache  dieser 
Teilung  liegt  darin,  daß  das  Mähen  bei  Sonnenuntergang  aufhört,  so  daß  die 
Arbeiter  dann  nach  Hause  gehen  können;  das  Dreschen  dagegen  wird  auch  in 
die  Nacht  hinein  fortgesetzt,  so  daß  sich  dafür  am  besten  die  Arbeiter  eignen, 
die  auch  des  Nachts  auf  dem  Gute  bleiben,  also  die  eingewanderten  Hilfs- 
arbeiter und  neben  ihnen  die  Klasse  der  Handarbeiter  der  auf  dem  Gute  an- 
sässigen Tagelöhner.  Selbstverständlich  ist  diese  Teilung  nicht  so  streng,  daß 
nicht  einmal  im  Bedarfsfalle  auch  ein  ortsansässiger  Hilfsarbeiter  beim  Dreschen, 
ein  eingewanderter  beim  Mähen  mitarbeitet. 

Das  Zahlenverhältnis  der  eingewanderten  und  einheimischen  Hilfsarbeiter 
läßt  sich  nicht  angeben,  da  die  statistischen  Mitteilungen  sich  nur  auf  die  ein- 
gewanderten beschränken.  Aus  einigen  auffallenden  Ziffern  der  Statistik,  sowie 
aus  persönlichen  Beobachtungen  läßt  sich  doch  einiges  über  jenes  Verhältnis 
erschließen. 

In  den  folgenden  Tabellen  berücksichtigen  wir  nun  die  Gebiete  von 
Mailand  und  Pavia,  da  in  dem  von  Lodi  eine  bemerkenswerte  Einwanderung 
von  Reiserntearbeitern  sich  nicht  zeigt;  es  hängt  das  nicht  nur  mit  der  dortigen 
geringen  Ausdehnung  der  Reisfelder  zusammen,  sondern  auch  damit,  daß  die 
notwendigen  Arbeitskräfte  aus  dem  Gebiete  selbst,  und  zwar  aus  dem  Weinbau- 
orte S.  Colombano  zur  Verfügung  stehen. 

In  den  Jahren  1904,  1905  und  1906  gab  es  eingewanderte  Hilfsarbeiter1 
auf  dem  Gebiete  von: 


1  Die  Tabelle  ist  zusammengestellt  aus  Angaben  der  Jahrgänge  1904,  1905  und  1906 
des  B.  d.  U.  d.  L.,  sowie  des  Werkes  Le  Correnti  periodiche  della  migrazione  interna  in  Italia 
durante  il  1905.  Die  das  Jahr  1907  betreffenden  Angaben  sind  noch  mangelnd  und  un- 
brauchbar. 
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Pavia 
Mailand  . 


1904 
Männer  Frauen 
389  16 
1763  59 


zus. 
l822 


18,2 
8l,8 


»905 
Männer  Frauen 

833  28 
2620  90 


zus. 

86! 
27  IO 


24,1 

75^9 


Zusammen    2152      75      2227  100.0 


Pavia 
Mailand  . 


1906 
Männer  Frauen 
IOI9  76 
287O  130 


3453    118      3571  100.0 


Oy'O 
26.8 

73.2 


1095 
3000 


Zusammen    3889      206     4095  100,0 


Der  geringe  Anteil  der  Frauen  an  den  Reiserntearbeiten  ist  sofort  er- 
sichtlich; in  den  Jahren  1904  und  1905  machen  sie  nur  3,3%,  im  Jahre  1906 
5  °/0  der  eingewanderten  Hilfsarbeiter  aus. 

Über  die  Heimat  der  eingewanderten  Hilfsarbeiter  unterrichtet  folgende 
Tabelle: 


Auf  das  Paveser  Gebiet 
find    eingewandert  aus 
der  Gegend  von 


MSnner  Frauen 


1904 


'905 


Männer 


Frauen 


zus. 


°/o 


(Lombardei) 


Pavia  * 
Mailand 
Crcmona 
Brescia 
Alessandria  (Pieraont) 
Piacenza  (Emilia) 


Auf    das    Mai  ländische 
Gebiet  sind  eingewandert 
aus  der  Gegend  von 


292 
61 

23 


13 


14 


306 
61 

23 


15 


75.6 
15.° 
5.7 


599 
185 

25 
6 

18 


18 


10 


617 

185 

25 
6 

28 


71,6 

21.5 
2.9 
o.7 

3.3 


Mailand 
Pavia 
Cremona 
Piacenza 
Alessandria  ] 
Novara       j  (Piem0nt> 


(Lombardei) 
Emilia) 


389 

16 

405 

100,0 

833 

28 

861 

100,0 

1376 

»3 

»389 

76,2 

1918 

3 

1921 

70.9 

242 

35 

277 

'5.2 

542 

70 

612 

22,6 

70 

76 

4.2 

101 

IOI 

3.7 

61 

1 1 

72 

4.o 

32 

1 1 

43 

1,6 

27 

6 

33 

1,2 

8 

8 

0,4 

1763 

59 

1822 

1 00,0 

2620 

90 

2710 

100,0 

*  Eigentlich  kommen  diese  Arbeiter  von  dem  Apennin  der  Provinz  Pavia. 
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Für  das  Jahr  iqo6  sind  nur  die  Namen  der  Auswanderungsgegenden 
mitgeteilt,  und  zwar  für  das  Paveser  Gebiet:  Pavia,  Mailand,  Alessandria  und 
Piacenza,  für  das  Mailänder  Gebiet:  Mailand,  Pavia,  Cremona  und  Novara. 

Aus  der  Tabelle  ergibt  sich,  daß  das  Gebiet,  aus  dem  die  Arbeiter  für 
die  Reisemte  kommen,  viel  beschränkter  ist  als  das,  welches  die  Ausjäte- 
arbeiter liefert.  Die  größte  Zahl  der  eingewanderten  Hilfsarbeiter  kommt  aus 
den  Provinzen  Mailand  und  Pavia  selbst  (93,1  0/o  im  Paveser,  93,5  °/0  im 
Mailänder  Gebiet);  ja  jedes  Gebiet  bezieht  die  Hilfsarbeitskräfte  zum  größten 
Teil  aus  der  eigenen  Provinz:  Pavia  71,6%,  Mailand  70,9%.  Die  Arbeiter 
der  Provinz  Pavia  kommen  aus  dem  Apennin,  aus  dem  Bezirk  Bobbio,  die 
aus  der  Provinz  Mailand  meist  aus  dem  Übergangsgebiet. 

Kehren  wir  nun  zur  ersten  Tabelle  zurück,  so  zeigt  dieselbe  zwei  auf- 
fallende Erscheinungen:  zunächst  ist  die  Einwanderung  auf  das  Gebiet  von 
Pavia,  im  Gegensatz  zur  Einwanderung  zu  den  Ausjätearbeiten,  weit  geringer 
als  auf  das  Mailänder  Gebiet;  auf  das  Mailänder  Gebiet  entfallen  dreimal 
soviel  eingewanderte  Hilfsarbeiter  als  auf  das  Paveser.  Das  ist  um  so  auf- 
fallender, als  die  Reisfelder  auf  dem  Gebiet  von  Pavia  36,8  %  der  landwirt- 
schaftlich benutzten  Fläche  einnehmen,  auf  dem  Gebiet  von  Mailand  dagegen 
nur  17,8  0/°  Das  bedeutet  aber  keineswegs,  daß  im  Pavesischen  Überhaupt 
weniger  Hilfsarbeitskräfte  beschäftigt  würden  bei  der  Reisemte;  der  Unterschied 
führt  sich  zurück  auf  das  verselüedene  Verhältnis,  in  welchem  Ortsansässige 
und  eingewanderte  Hilfsarbeiter  in  den  beiden  Gebieten  zueinander  stehen. 

Im  Mailändischen  bilden  fast  ausschließlich  die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter 
ilie  ortsansässigen  Hilfsarbeitskräfte  bei  der  Reisemte  im  Gebiet  von  Pavia  dagegen 
nimmt  die  Zahl  der  Hilfsarbeiter,  die  zu  dieser  Zeit  von  der  Gutsarbeit  jeden 
Abend  nach  Hause  zurück  gehen,  bedeutend  zu.  Die  Mehrzahl  der  Hilfs- 
arbeitskräfte kommt  hier  aus  dem  Apennin  von  Pavia;  dort  sind  die  Land- 
arbeiter zu  der  Zeit  der  Reisemte  gerade  sehr  stark  beschäftigt  mit  der  Heu- 
ernte und  der  Weinlese;  nur  sehr  wenige  können  die  Heimat  für  einen  ganzen 
Monat  verlassen  und  sich  für  die  ganze  Saison  vom  nicderlombardischen  Pächter 
anwerben  lassen;  daher  führt  die  Statistik  nur  so  wenige  an,  die  sie  als  Ein- 
gewanderte bezeichnet.  Die  meisten  dieser  Hilfsarbeitskräfte  schließt  sich  viel- 
mehr den  berufsmäßigen  Hilfsarbeitern  an,  geht  am  Montag  mit  ihnen  an  die 
Anwerbestelle,  den  punt,  um  sich  auf  eine  oder  zwei  Wochen  oder  auch  nur 
auf  wenige  Tage  anwerben  zu  lassen;  sie  wollen  der  Reisemte  nur  soviel  Zeit 
widmen,  als  sie  zu  Hause  entbehrt  werden  können.  Sie  vermehren  also  die 
Zahl  der  in  der  Statistik  als  Ortsansässige  auftretenden  Hilfsarbeiter. 

Umgekehrt  nimmt  das  Übergangsgebiet,  aus  dem  das  Gebiet  von  Mai- 
land seine  Hilfsarbeitskräfte  für  die  Reisemte  meist  bezieht,  zu  dieser  Zeit 
männliche  Arbeitskräfte  nicht  stark  in  Anspruch;  die  Maisernte  wird  meistens 
von  den  Frauen  vorgenommen;  das  Heu  ist  dort  schon  Ende  August  oder 
Anfang  September  eingeerntet  worden.  Die  Arbeiter  sind  also  für  längere 
Zeit  für  die  Reisemtearbeiten  frei,  können  die  ganze  Saison  auf  den  Guts- 
höfen bleiben. 

Eine  zweite  auffallende  Erscheinung  an  der  ersten  Tabelle  ist  die,  daß 
das  Mailänder  Gebiet  zur  Reisemte  mehr  eingewanderte  Hillsarbeitskräfte 
braucht  als  zum  Ausjäten  der  Reisfelder,  obwohl  doch  das  Ausjäten  an  und 
für  sich  eine  größere  Anzahl  von  Arbeitern  erfordert  als  die  Ernte.  Die 
Zahlenunterschiede  erklären  sich  aus  folgendem:  im  Mailändischen,  namentlich 
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im  Übergangsgebiet,  sind  die  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Kleinbetriebe 
weit  zahlreicher  als  in  der  übrigen  Niederlombardei;  beim  Ausjäten  können 
Leute  aller  Berufe,  auch  Frauen  und  Kinder  mithelfen;  so  kommt  es,  daß  den 
Gütern  dort  für  die  Ausjätearbeiten,  namentlich  bei  der  geringen  Ausdehnung 
des  Reisbaues,  eine  fast  übergroße  Zahl  von  ortsansässigen  Hilfsarbeitskräften 
zur  Verfügung  steht,  so  daß  sie  auf  die  Eingewanderten  leicht  verzichten  können. 
Anders  steht  es  bei  den  Erntearbeiten,  die  fast  nur  männliche  Arbeiter  er- 
fordern; hier  versiegt  die  Quelle  auf  ortsansässigen  Hilfsarbeitskräfte  und  die 
Einwanderung  wird  notwendig. 

Auch  bei  der  Ernte  werden  die  ortsansässigen  und  die  eingewanderten 
Hilfsarbeiter  nicht  auf  dieselbe  Weise  angeworben.  Die  Ortsansässigen  be- 
geben sich  des  Montags  auf  den  punt,  werden  dort  unmittelbar  vom  Unter- 
nehmer oder  vom  Verwalter  angeworben,  ganz  so,  wie  es  bei  den  berufs- 
mäßigen Hilfsarbeitern  beschrieben  worden  ist;  des  Abends  kehren  sie  heim 
und  arbeiten  nicht  mehr,  wie  beim  Ausjäten,  in  den  Abendstunden  noch  auf 
einem  kleineren  Gut. 

Die  eingewanderten  Hilfsarbeiter  werden  durch  einen  Vermittler  an- 
geworben; dieser  hat  aber  nicht  die  Bedeutung  wie  der  bei  den  Ausjäte- 
arbeitern,  er  ist  vielmehr  mit  den  Vermittlern  bei  den  Holz-  und  Ernte- 
arbeitern zu  vergleichen. 

2.  Der  Arbeitsvertrag  der  Mäher.  —  Was  nun  die  Bedingungen 
des  Arbeitsvertrages  angeht,  so  muß  man  die  Mäher  von  den  Arbeitern 
für  das  Dreschen  und  Dörren  unterscheiden. 

Alle  Mäher,  die  ortsansässigen  sowohl  als  auch  die  eingewanderten, 
falls  auch  solche  dazu  genommen  werden,  werden  in  Gruppen  eingeteilt;  die 
Einteilung  nimmt  bei  den  einheimischen  Arbeitern  der  Unternehmer  selbst  vor; 
die  eingewanderten  bilden  mit  ihrem  Vermittler  bezw.  unter  einem  von  diesem 
bestimmten  Arbeiter  eine  Gruppe;  für  die  Größe  der  Gruppe  gibt  es  keine 
bestimmte  Regel;  sie  schwankt  zwischen  16  und  40  Arbeitern;  ebenso  ist 
denn  auch  die  Zahl  der  Gruppen  auf  den  verschiedenen  Gütern  verschieden. 

Jeder  Gruppe  wird  vom  Unternehmer  ein  bestimmtes  Stück  Reisfeld 
zum  Mähen  überwiesen  und  der  Vertrag  mit  den  Gruppen  sowie  auch  die 
Lohnformen  sind  verschieden.  Bei  den  ortsansässigen  Arbeitern  geht  der  Ver- 
trag auf  eine  Gruppenarbeit,  das  Stück  Reisfeld  wird  der  Gruppe  als  solcher 
überwiesen;  der  Lohn  ist  aber  kein  Gruppenakkordlohn,  sondern  Einzelstück- 
lohn, jeder  einzelne  Arbeiter  wird  bezahlt  nach  der  Anzahl  der  abgemähten 
pertiche.  Ist  nun  die  Zahl  der  der  Gruppe  überwiesenen  pertiche  festgesetzt, 
so  liegt  es  im  Interesse  des  Arbeiters,  möglichst  schnell  mit  der  Arbeit  fertig 
zu  werden,  um  dann  noch  auf  demselben  Gute  oder  auch  auf  einem  andern 
weiter  beschäftigt  zu  werden;  da  aber  der  Erfolg  von  der  ganzen  Gruppe  ab- 
hängt, so  ist  jeder  einzelne  angelrieben,  nicht  nur  selbst  fleißig  zu  sein, 
sondern  auch  die  andern  dazu  anzuspornen;  der  Unternehmer  hat  da  den 
Vorteil,  daß  das  Reisfeld  in  kürzester  Zeit  abgemäht  wird  und  daß  er  auf 
eine  Aufsicht  verzichten  kann.  Derselbe  Erfolg  könnte  auch  durch  eigentlichen 
Gruppenakkordlohn  erreicht  werden.  Tatsächlich  wird  diese  Lohnform  nur 
deswegen  nicht  angewandt,  weil  die  Arbeiter  einzeln  angeworben  worden  sind. 
Der  Stücklohn  beträgt  1,6—1,7  L.  pro  pertica  oder  25 — 26  L.  pro  Hektar. 
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Neben  diesem  Stücklohn  ist  hie  und  da  auch  der  Zeitlohn  in  Gebrauch, 
und  zwar  ein  Geld-  und  Naturrailohn;  der  Geldlohn  beträgt  3 — 4  L.,  der 
Naturallohn  14 — 16,5  Liter  Reis  pro  Tag.  Mit  dem  Zeitlohn  ist  sehr  oft 
eine  gewisse  Lohnprämie  verbunden  zur  Förderung  der  Arbeit  und  des  Inter- 
esses des  Unternehmers;  je  nach  der  Größe  der  Gruppe  werden  2  oder  4 
Arbeiter  in  das  erste  Glied  und  in  die  Mitte  der  Gruppe  gestellt,  die  die  andern 
anzutreiben  haben;  diese  Arbeiter  heißen  im  Dialekt  tiracoll,  Treiber;  sie 
entsprechen  den  chasers  in  den  Eisenwerken,  den  runners  und  bell-horses 
auf  den  Bauplätzen  Englands1.  Die  tiracoll  bekommen  entweder  einen  Lohn- 
aufschlag oder  werden  mit  Stücklohn  bezahlt.  Sie  werden  meistens  dort  an- 
gewendet, wo  auch  Frauen  beim  Mähen  beschäftigt  werden.  Der  Naturallohn 
ist  mehr  auf  dem  Gebiet  von  Pavia  üblich. 

Bei  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern  sind  Vertrag  und  Lohnformen 
auch  verschieden.  Früher  war  der  indirekte  Vertrag  sehr  in  Gebrauch.  Der 
Unternehmer  schloß  mit  dem  Vermittler  einen  Akkordvertrag  für  das  Abmähen 
des  einer  Gruppe  zu  überweisenden  Stückes  Reisfeld ;  der  Vermittler  seinerseits 
schloß  dann  mit  den  einzelnen  Arbeitern  einen  Vertrag,  der  sich  nur  auf  die 
Entlohnung  in  Geld  oder  Naturalien  bezog,  da  Wohnung  und  Beköstigung 
vom  Unternehmer  gestellt  wurden.  Der  Vermittler  zahlte  den  Arbeitern  ent- 
weder Zeit-  oder  Stücklohn,  in  Geld  oder  in  Reis,  oder  auch  in  Reis  und 
Geld,  je  nachdem  der  Vertrag  zwischen  ihm  und  dem  Unternehmer  auf  Geld 
oder  Reis  oder  auf  beides  lautete.  Bei  diesem  Akkordvertrag  trug  der  Ver- 
mittler das  Risiko  bei  der  Mäharbeit;  wenn  Arbeiter  aus  irgend  einem  Grunde 
fehlten,  so  hatte  er  für  Ersatz  zu  sorgen,  er  hatte  die  Lohnstreitigkeiten  auszu- 
fechten  und  die  Lohnschwankungen  zu  tragen.  Sein  Gewinn  bestand  in  der 
Differenz  des  Akkordlohnes,  der  ihm  vom  Unternehmer  gezahlt  wurde  und 
den  Löhnen,  die  er  den  Arbeitern  zahlte.  Der  Unternehmer  hatte  den  Vor- 
teil, daß  er  sich  den  Konjunkturen  des  Arbeitsmarktes  entzogen  hatte;  ein 
Nachteil  aber  für  ihn  lag  darin,  daß  der  Vermittler  während  des  Mähens  ent- 
standene Lücken  in  der  Arbeiterschaft  nicht  ausfüllen  kann,  oder,  um  einen 
größeren  Gewinn  zu  erzielen,  nicht  ausfüllen  will,  so  daß  das  Mähen  längere 
Zeit  beansprucht  und  unvollkommen  ausgeführt  wird.  Sich  am  Vermittler 
schadlos  zu  halten,  ist  nicht  immer  möglich,  da  dieser  gewöhnlich  ein  besitz- 
loser Landarbeiter  ist,  und  da  das  auch  nur  Streitigkeiten .  verursachen  könnte. 

Das  hatte  zu  einer  anderen  Vertragsform  geführt,  durch  welche  sich  der 
Unternehmer  eine  bestimmte  Anzahl  von  Arbeitern  sicherte;  der  Vermittler 
verpflichtete  sich,  eine  solche  Anzahl  von  Arbeitern  anzuwerben  und  verabredete 
mit  dem  Unternehmer  einen  Lohn  pro  Kopf  des  Arbeiters;  einen  Teil  dieses 
Lohnes  behielt  er  dann  für  sich  zurück.  Bei  dieser  Vertragsform  trug  der 
Vermittler  immer  noch  das  Risiko  der  Anwerbung;  wurde  im  Laufe  der  Saison 
ein  Arbeiter  krank  oder  mußte  einer  aus  irgend  einem  Grunde  nach  Hause 
zurückkehren,  so  mußte  der  Vermittler  vertragsmäßig  einen  Ersatzmann  an- 
werben. Das  Risiko  konnte  groß  sein,  wenn  z.  B.  die  zu  Anfang  mit  dem 
Unternehmer  verabredeten  Löhne  niedrig  waren  und  später  für  die  Ersatz- 
arbeiter höhere  bezahlt  werden  mußten,  so  konnte  dem  Vermittler  nicht  nur 
sein  Gewinn  verloren  gehen,  sondern  er  auch  noch  darauf  zahlen  müssen. 
Andererseits  war  sein  Gewinn  stark  eingeschränkt;  der  Stücklohn  für  die  Mäh- 


1  Vgl.  Ricca-Salerno,  La  teoria  del  salario,  S.  115,  Palermo  1900. 
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arbeit  war  für  den  Kopf  des  Arbeiters  mit  dem  Unternehmer  verabredet; 
dieser  wollte  nicht  über  den  gewöhnlichen  Lohn  hinaus  gehen;  die  Arbeiter 
ihrerseits  wollten  sich  von  dem  gewöhnlichen  Lohn  nichts  abziehen  lassen, 
namentlich  nicht  von  einem  Standesgenossen;  wenn  sie  einmal  die  Arbeits- 
verhältnisse kennen  gelernt  hatten,  so  suchten  sie  auch  selbständig  mit  dem 
Unternehmer  sich  zu  einigen. 

Das  führte  zum  heute  allgemein  üblichen  Vertrag.  Das  ganze  Risiko 
fällt  auf  den  Unternehmer.  Der  Vermittler  ist  nicht  mehr  der  Vertreter  des 
Unternehmers,  um  Arbeiter  anzuwerben,  sondern  umgekehrt  Vertreter  der 
Arbeiter  selbst,  die  ihn  entsenden,  um  Arbeitsgelegenheit  zu  suchen  und  für 
sie  den  Arbeitsvertrag  abzuschließen.  Jeder  Arbeiter  empfängt  seinen  Lohn 
unmittelbar  vom  Unternehmer;  dieser  hat  auch  selbst  für  Ersatz  zu  sorgen, 
wenn  während  der  Arbeit  ein  Mann  ausfällt.  Der  Vermittler  ist  jetzt  für  den 
Unternehmer  nur  ein  gewöhnlicher  Arbeiter;  für  seine  Vermittlungstätigkeit 
wird  er  von  den  Arbeitern  selbst  vergütet;  jeder  Arbeiter  zahlt  ihm  1,50  Lire 
für  je  12  pertiche  (0,8  ha)  abzumähendes  Reisfeld1.  Die  Arbeiter  selbst  be- 
kommen einen  Stücklohn  in  Geld,  durchschnittlich  1,00 — 1,20  Lire  pro  pertica 
(15 — 18  Lire  pro  Hektar),  und  dazu  auf  dem  Gute  Schlafstätte  und  Beköstigung. 

Diese  Vertragsform  bietet  den  Arbeitern  den  Vorteil,  daß  sie  nicht  mehr 
der  Ausbeutung  durch  den  Vermittler  ausgesetzt  sind  und  daß  sie  unmittelbar 
dem  Arbeitgeber  gegenüber  stehen;  diesem  aber  wiegt  die  Möglichkeit,  sich 
bessere  Arbeitskräfte  auszuwählen,  das  Risiko  der  Arbeiteranwerbung,  das  er 
früher  auf  den  Vermittler  abgeschoben  hatte,  auf. 

Zum  Schluß  seien  noch  zwei  interessante  Verträge  erwähnt,  die  neben 
den  aufgeführten  hie  und  da  noch  vorkommen.  Wie  schon  gesagt  wurde, 
wird  das  Grasmähen  von  den  berufsmäßigen  Hilfsarbeitern  besorgt  Manch- 
mal schließt  nun  der  Unternehmer  mit  den  Reismähern,  die  längere  Zeit  in 
der  Niederlombardei  bleiben  können,  einen  besonderen  Vertrag  ab;  der  Lohn 
für  das  Reismähen  wird  etwas  höher  bemessen  unter  der  Bedingung,  daß  der 
Arbeiter  dann  nachher  sogleich  mit  den  Gutstagelöhnern  auch  den  Grasschnitt 
besorgt  zu  einem  Lohn,  der  sich  o,6o — 0,70  Lire  unter  dem  jeweiligen  durch- 
schnittlichen Tagelohn  der  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  hält.  Die  Löhne  für 
das  Reismähen  und  für  das  Grasraähen  werden  bei  dieser  Kumulation  so  be- 
messen, daß  die  Arbeitskräfte  im  ganzen  billiger  werden. 

Auf  einigen  Gütern  wird  das  Reismähen  unmittelbar  von  einer  Gruppe 
von  Arbeitern  übernommen  in  der  Form  einer  Gruppenarbeit  gegen  Gruppen- 
akkordlohn.   Diese  Arbeitergruppe  selbst  wirbt  dann  noch  Lohnarbeiter  gegen 

1  Wir  können  nicht  umbin,  hinzuweisen  auf  die  Gleichartigkeit  dieser  Veränderungen  mit 
der  Entwicklung  bei  den  Holzfällern  und  Weizenmäbern  und  -Dreschern  (vgl.  §§  1  und  2  ds.  Kap.). 
Die  Entwicklung  drängt  offenbar  dahin,  den  Vermittler  zu  verdrängen  bei  diesen  Arbeiten, 
die  zumeist  männliche  Landarbeiter  als  Hilfsarbeitskräfte  erfordern,  besonders  wenn  die  Ar» 
beiter  schon  früher  einmal  an  diesen  Arbeiten  teilgenommen  haben.  Hier  wird  es  allmählich 
immer  mehr  Gebrauch,  daß  der  Unternehmer  selbst  das  Risiko  der  Anwerbung  übernimmt 
und  unmittelbar  mit  den  Arbeitern  verhandelt;  der  alte  Vermittler  wird  entweder  zum  bloßen 
Beauftragten  des  Unternehmers,  um  die  notwendigen  Arbeitskräfte  zu  suchen,  oder  zum  Unter- 
bändler  der  Arbeiter.  So  streben  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  ganz  naturgemäß  dahin, 
sieb  ?u  vereinfachen  durch  Beseitigung  jener  Zwischenexistenzen,  die  allmählich  nicht  nur 
unnütz,  sondern  auch  schädlich  werden. 
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einen  festen  Zeitlohn  an;  diese  Zeitlöhner  arbeiten  mit  den  Mitgliedern  der 
Gruppe  zusammen,  die  dann  zu  Treibern  werden;  deswegen  hat  dann  der 
Unternehmer  bezw.  die  Gruppe  kein  Interesse  daran,  diese  zweite  Arbeiter- 
kategorie noch  durch  Stücklohn  zur  Arbeit  anzuspornen.  Im  Gegenteil  bedeutet 
für  die  Mitglieder  der  Gruppen  der  Zeitlohn  ihrer  Nichtmitglieder  einen  Vor- 
teil, da  er  nach  einer  mittelmäßigen  Arbeitsleistung  berechnet  ist,  während 
tatsächlich  infolge  des  Treibens  der  Gruppe  eine  außerordentlich  hohe  Arbeits- 
leistung zustande  kommt.  Der  Reingewinn  wird  unter  die  Mitglieder  der 
Gruppe  zu  gleichen  Teilen  geteilt. 

Bei  diesem  Vertrag  bilden  die  Arbeiter  der  Gruppe  vorübergehend  eine 
wirkliche  Genossenschaft,  wenn  auch  nur  eine  ganz  lose,  zufällige,  ohne  irgend 
welche  feste  Satzungen;  eine  stabile  Genossenschaft  der  Art  wäre  wohl  bei 
diesen  Hilfsarbeitern  auch  nicht  möglich. 

3.  Der  Arbeitsvertrag  der  Drescher.  —  Der  Vertrag  für  das 
Dreschen  und  Dörren  ist  viel  einfacher.  Die  Beziehungen  zwischen  Arbeiter 
und  Vermittler  sind  mit  der  Anwerbung  selbst  beendigt;  sobald  die 
Arbeiter  auf  dem  Gute  angelangt  sind,  hat  der  Vermittler  nichts  mehr 
mit  ihnen  zu  tun.  Auch  wenn  er  das  Risiko  der  Anwerbung  übernommen 
hatte,  so  bezog  sich  das  nur  auf  die  Mäher,  bei  den  Dreschern  hatte 
der  Unternehmer  selbst  für  etwa  notwendigen  Ersatz  zu  sorgen.  Für 
die  Vermittlung  erhält  der  Vermittler  vom  Unternehmer  eine  Geldsumme 
oder  auch  ein  bestimmtes  Reisquantum;  der  Hauptteil  seines  Gewinnes  be- 
stand in  dem,  was  er  von  den  Mähern  verdiente.  Heute,  wo  der  Ver- 
mittler Unterhändler  der  Arbeiter  geworden  ist,  bekommt  er  auch  von  den 
Dreschern  eine  entsprechende  Vergütung. 

Der  Lohn  eines  Dreschers  beträgt  gewöhnlich  3*/4 — 3'/,  °/0  des  Reis- 
erdrusches und  in  der  Beköstigung  und  Schlafstätte  für  die  eingewanderten  oder 
in  0,70  Lire  pro  Tag  für  die  einheimischen  Hilfsarbeiter,  falls  auch  solche 
ausnahmsweise  beim  Dreschen  beschäftigt  werden.  Die  Lohnform  ist  also  der 
Quotallohn.  An  und  für  sich  ist  der  Quotallohn  für  diese  Arbeiten  nicht 
geeignet,  da  die  Arbeiter  hier  freilich  wohl  ein  Interesse  an  der  Qualität  und 
Quantität  des  Produktes  haben1,  aber  auf  diese  beiden  selbst  nicht  einwirken 
können.  Hier  kann  der  Arbeiter  nur  dahin  wirken,  daß  der  abgemähte  Reis 
in  möglichst  kurzer  Zeit  gedroschen  wird;  die  geeignete  Lohnform  wäre  also 
der  Stücklohn;  doch  ist  dieser  nicht  anwendbar,  da  alle  Arbeiter  zusammen 
mit  der  Dreschmaschine  arbeiten,  so  daß  sich  unmöglich  die  Arbeitsleistung 
des  einzelnen  berechnen  läßt,  was  beim  Einzelstücklohn  erforderlich  wäre. 
Vom  Zeitlohn  aber  wollen  die  Unternehmer  nichts  wissen,  weil  dieser  nach 
ihrer  Meinung  eine  bedeutende  Verminderung  der  Arbeitsleistung  herbeiführen 
würde.    Diesen  Schwierigkeiten  geht  der  Quotallohn  aus  dem  Wege. 

4.  Arbeitszeit  und  Lohn.  —  Beim  Mähen  beginnt  die  Arbeitszeit 
mit  Sonnenaufgang  und  endet  mit  Sonnenuntergang;  die  Frühstückspause 
beträgt  eine  halbe,  die  Mittagspause  1  — 11/2  Stunden;  hier  und  da  wird  auch 
noch  eine  Vesperpause  von  einer  halben  Stunde  gemacht.  Im  Durch- 
schnitt hat  der  Arbeitstag  also,  die  Pausen  nicht  mitgerechnet,  eine  Länge 
von  10  Stunden. 


1  Vgl.  S.  94. 
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Beim  Dreschen  gilt  kein  festuragrenzter  Arbeitstag;  er  geht  oft,  ohne 
Einrechnung  der  Pausen,  bis  zu  12,  14  Stunden. 

Wegen  der  Mannigfaltigkeit  der  Arbeitsverträge  und  noch  mehr  wegen 
des  Mangels  an  Organisation  und  an  Kenntnis  des  Arbeitsmarktes  ist  es  un- 
möglich, einen  Lohnbetrag  anzugeben,  der  als  das  Ergebnis  von  Angebot 
und  Nachfrage  der  erforderlichen  Arbeitskräfte  zu  betrachten  wäre.  Zumal 
bei  den  Hilfsarbeitern  ist  der  Lohnbetrag  allzu  oft  nichts  anderes  als  der  Aus- 
druck des  Machtverhältnisses  zwischen  dem  einzelnen  Unternehmer  und  dem 
einzelnen  Arbeiter.  Die  folgenden  Angaben  mögen  also  nur  als  Durchschnitte 
zwischen  weiten  Grenzen  gelten. 

Ein  gewöhnlicher  Mäher  kann  am  Tage  etwa  0,15  ha  Reis  mähen. 
Bei  einem  Stücklohn  von  25 — 26  Lire  pro  Hektar  ergibt  das  einen  Tagelohn 
von  3,75 — 3,90  Lire  für  die  am  Ort  ansässigen  Mäher.  Der  Zeitlohn  beträgt 
in  Geld  3 — 4  Lire  pro  Tag,  in  Naturalien  14 — 16,5  Liter  Reis  ä  0,26  Lire, 
also  3,64 — 4,29  Lire.  Einen  großen  Unterschied  im  Lohnniveau  führen  also 
die  verschiedenen  Lohnformen  nicht  herbei.  Den  Zeitlohn  von  3 — 4  Lire 
pro  Tag  kann  man  als  den  durchschnittlichen  Tagesarbeitslohn  der  am  Orte 
ansässigen  Arbeiter  für  das  Rcismähen  ansehen. 

Die  eingewanderten  Mäher  bekommen  pro  Hektar  einen  Stücklohn  von 
15 — 18  Lire  in  Geld,  d.  h.  2,25 — 2,70  Lire  pro  Tag;  die  Schlafstätte  und 
die  Beköstigung  werden  zusammen  auf  0,70  Lire  pro  Tag  geschätzt;  sie  er- 
halten also  insgesamt  vom  Unternehmer  2,95 — 3,40  Lire  pro  Tag.  Dem 
Vermittler  zahlen  sie  auf  je  12  pertiche  1,50  Lire  Vermittlungsgebühr,  das 
macht  auf  den  Hektar  1,85  Lire  oder  auf  den  Tag  0,28  Lire.  Ein  ein- 
gewanderter Arbeiter  bezieht  also  tatsächlich  für  das  Reismähen  einen  Tage- 
lohn von  2,67 — 3,12  Lire. 

Dafür,  daß  die  eingewanderten  Hilfsarbeiter  einen  niedrigeren  Tagelohn 
beziehen  als  die  ortsansässigen,  haben  sie  ein  gesichertes  Verdienst  für  die 
ganze  Saison,  während  die,  die  täglich  nach  Hause  zurückkehren,  von  Woche 
zu  Woche  neu  sich  anwerben  lassen  müssen  und  damit  auch  den  Schwankungen 
des  Arbeitsraarktes  unterworfen  sind. 

Ein  solcher  Unterschied  im  Lohn  zwischen  ortsansässigen  und  einge- 
wanderten Hilfsarbeitern  ist  bei  den  Dreschern  nicht  vorhanden,  wohl  des- 
wegen, weil  da  der  Prozentsatz  der  ortsansässigen  sehr  gering  ist.  Da  täglich 
soviel  Reis  gedroschen  wird,  daß  auf  den  Arbeiter  an  der  Maschine  durch- 
schnittlich etwa  3  dz  Erdrusch  kommen,  so  beträgt  der  Tagelohn  der  Drescher 
(3'/4 — 37j %  des  Erdrusches)  9,75 — 10,50  kg  Reis,  oder  in  Geld  ausgedrückt 
1,95—2,10  Lire.  Dazu  kommt  für  die  eingewanderten  Arbeiter  Beköstigung 
und  Schlafstätte,  für  die  ortsansässigen  0,70  Lire,  so  daß  der  Gesamttagelohn 
2,65—2,80  Lire  beträgt. 

So  ergibt  sich,  daß  keine  Lohnform  vor  den  andern  weder  dem  Unter- 
nehmer noch  dem  Arbeiter  besondere  Vorteile  bietet. 

Für  den  Unternehmer  ist  Entlohnung  in  Reis  insofern  von  Vorteil,  als 
dadurch  auch  der  Arbeiter  mitträgt  an  den  Preisschwankungen  des  Produktes. 
Der  Reis  wird  nämlich  zum  geringsten  Teil  vom  Arbeiter  selbst  verbraucht; 
vielmehr  verkauft  er  sein  Quantum  zum  größten  Teil  wieder  an  den  Unter- 
nehmer, und  zwar  zum  gewöhnlichen  Marktpreis;  außerdem  enthebt  diese 
Art  der  Entlohnung  den  Unternehmer  der  Notwendigkeit,  bar  Geld  für  die 
Lohnzahlungen  vorrätig  zu  halten;  den  Reis  liefert  er  den  Arbeitern  erst  am 
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Ende  der  Saison;  dann  hat  er  auch  für  den  Rückkauf  desselben  und  für  die 
sonstige  Lohnzahlung  Geld  vom  Reishändler.  Als  einziger  Vorschuß,  den  der 
Unternehmer  zu  leisten  hatte,  wäre  die  Beköstigung  der  eingewanderten  Hilfs- 
arbeiter anzusehen. 

Für  den  Arbeiter  aber  ist  es  sehr  ungünstig,  eine  Arbeit  zu  leisten  und 
erst  am  Ende  der  Saison  seinen  Lohn  zu  erhalten;  manchem  ist  dies  sogar 
unmöglich,  so  daß  sich  die  Arbeiter  häufig  genötigt  sehen,  im  Laufe  der  Saison 
um  Abschlagszahlungen  einzukommen. 

Daraus  erklären  sich  denn  auch  die  Bestrebungen  der  Reiserntearbeiter« 
Hier  streben  die  Arbeiter  nicht  eigentlich  nach  einer  Lohnerhöhung,  die  bei 
der  Konkurrenz  einheimischer  und  eingewanderter  Hilfsarbeiter  auch  schwer 
durchzuführen  wäre,  als  vielmehr  nach  der  Umwandlung  des  Naturallohnes  in 
einen  wöchentlich  auszuzahlenden  Geldlohn.  Obwohl  auch  bei  diesen  Arbeiten 
einige  Streiks  vorgekommen  sind,  und  obwohl  sich  auch  der  Mangel  an  Ar- 
beitskräften bemerkbar  macht,  so  sind  doch  die  Löhne  auch  tatsächlich  heute 
mehr  oder  weniger  noch  auf  derselben  Höhe  wie  vor  5 — 6  Jahren.  Die 
Lohnerhöhung  der  Jahre  1901  — 1902,  die  etwa  0,50  Lire  pro  Tag  betrug, 
ging,  ohne  direkte  Anregung  der  Arbeiter,  von  den  Unternehmern  selbst  aus, 
die  damals  unter  dem  Eindruck  der  Agrarbewegung  handelten.  Die  Umwand- 
lung des  Naturallohnes  in  ein^n  Geldlohn  dagegen  stößt  bei  den  Unternehmern 
auf  Widerstand,  eben  weil  manche  unter  ihnen  nicht  gewillt  sind,  die  Löhne 
zu  zahlen  ohne  Rücksicht  auf  die  Preisschwankungen  des  Reises. 

5.  Gesundheitliche  Zustände.  —  Die  Qualität  der  Beköstigung  und 
der  Schlafstätten  der  Mäher  und  Drescher  und  überhaupt  ihre  gesundheitlichen 
Verhältnisse  haben  nie  eine  besondere  Beachtung  erfahren.  In  Wirklichkeit 
sind  sie,  wenn  auch  nicht  gut,  so  doch  weniger  schlecht  als  die  der  Aus- 
jätearbeiter. 

Die  Nahrung,  die  den  Mähern  und  Dreschern  geboten  wird,  ist  die  gleiche 
wie  bei  den  Ausjätearbeitern,  mit  dem  Unterschiede  jedoch,  daß  die  Qualität 
durchweg  besser  ist,  da  sie  direkt  vom  Unternehmer  geliefert  wird  und  nicht 
vom  Vermittler.    Geschlafen  wird  unterschiedslos  in  den  Heuschuppen. 

Speziell  eigenartige  Krankheitserscheinungen  finden  sich  bei  den  Reis- 
erntearbeiten nicht.  Diese  vollziehen  sich  ja,  im  Gegensatz  zu  dem  Ausjäten, 
im  Trockenen  und  unter  Verhältnissen,  die  denen  bei  der  Getreideernte  ganz 
parallel  liegen;  die  Reisernte  weist  keinerlei  Besonderheit  auf  in  Hinsicht  auf 
Hygiene,  Klima  oder  Intensität  oder  Schwere  der  Arbeit;  im  Gegenteil  ist 
das  Getreidemähen  in  den  Reisbaugegenden  viel  schwerer  als  das  Reismähen, 
weil  es  in  einer  heißeren  Jahreszeit,  nämlich  im  Juli,  vorgenommen  wird. 

Die  gesundheitlichen  Gefahren  der  Reisemte  sind  auch  schon  dadurch 
herabgemindert,  daß  an  ihr  fast  nur  erwachsene  Männer,  wenige  Frauen,  und 
gar  keine  Kinder  teilnehmen. 

Der  Malaria  jedoch  sind  auch  die  Mäher  und  Drescher  ausgesetzt 

Die  Häufigkeit  der  Malatiaerkrankungen  bei  den  Reisemtearbeitern  ist 
noch  wenig  erforscht;  es  gibt  darüber  nur  Beobachtungen  von  geringem 
Umfange  und  fragmentarischen  Charakters;  wenn  diese  auch  keine  sicheren 
und  allgemein  gültigen  Schlüsse  auf  die  Erkrankungsziffer  zulassen,  so  legen 
sie  doch  die  Behauptung  nahe,  daß  diese  Erkrankungsziffer  bei  der  Reisemte 
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bedeutend  höher  ist  als  bei  dem  Ausjäten  (und  zwar  beträgt  sie  7 — 9  °/0), 
wenn  sie  auch  ziemlich  niedrig  ist  und  weit  hinter  der  anderer  feuchter 
Gegenden  zurücksteht. 

Welches  ist  der  Grund,  weswegen  die  verschiedenen  Arbeiterkategorien 
solche  Verschiedenheiten  zeigen  gegenüber  der  Gefahr  der  Malariaerkrankung? 

Auf  den  ersten  Anblick  und  nach  dem,  was  von  den  meisten  hierüber 
gesagt  und  geschrieben  wurde,  müßte  es  sich  gerade  umgekehrt  verhalten, 
müßten  nämlich  nicht  die  Ernte-,  sondern  die  Ausjätearbeiter  bei  ihrem  durch- 
weg jugendlichen  Alter  eine  höhere  Erkrankungsziffer  aufweisen.  Der  Unter- 
schied erklärt  sich  aus  den  Lebensbedingungen  des  anopheles,  der  Stechmücke, 
die  den  Krankheitserreger  auf  den  Menschen  überträgt,  auf  die  wir  hier  nicht 
weiter  eingehen  können1.  Die  Krankheitsübertragungen  durch  die  Stechmücke 
setzen  leise  ein  im  Juni,  nehmen  zu  im  Juli,  erreichen  in  den  letzten  Tagen 
des  September  und  den  ersten  des  Oktober  ihr  Maximum  und  sinken  dann 
schnell  bis  zum  Jahresschluß.  Das  wahrhaft  epidemische  Auftreten  der  Malaria 
fängt  an  in  den  ersten  Julitagen. 

In  der  übrigen  Zeit  des  Jahres  dagegen  sind  die  Erkrankungen  an 
Malaria  nicht  primär,  es  handelt  sich  da  vielmehr  nur  um  Rückfälle;  sie  setzen 
ein  im  Winter  und  steigen  bis  zum  Mai,  bleiben  auf  derselben  Höhe  im  Juni, 
nehmen  im  Juli  wieder  ab  und  erreichen  ihr  Minimum  im  November.  Sicher- 
lich ist  nun  die  Periode  der  primären  Erkrankungen  weit  gefährlicher  als  die 
der  Rückfälle,  da  in  ihr  alle  gesunden  Personen  der  Gefahr  der  Ansteckung 
ausgesetzt  sind. 

Vergleicht  man  nun  diese  beiden  Perioden  der  Malariaerkrankungen  mit 
der  Zeit  der  Reisarbeiten,  so  sieht  man,  daß  die  Ausjätearbeiten  vor  die  Zeit 
der  epidemischen  Erkrankungen  fallen,  daß  sie  aber  zusammengehen  mit  dem 
Wiederaufleben  der  Rückfälle,  die  für  die  gesunden  eine  geringere  Gefahr 
bedeuten.  Die  Reisemte  dagegen  fällt  mitten  in  die  Zeit  der  epidemischen 
Erkrankungsgefahr,  setzt  gerade  da  ein,  wann  die  epidemische  Periode  ihren 
Höchststand  erreicht  hat. 

III.  Die  Reisarbeiterbewegung. 

Bezüglich  der  Agrarbewegungen  weist  die  Niederlombardei  einen  eigen- 
tümlichen Gegensatz  zu  den  andern  Reisbaugegenden  auf.  Abgesehen  von 
dem  Mailänder  und  Lodesaner  Gebiet,  wo  der  Reisbau  unbedeutend  ist  im 
Vergleich  mit  der  Wiesenkultur,  und  wo  die  Reisarbeiter  nie  eine  Bewegung 
gehabt  haben,  waren  auch  in  dem  Gebiet  von  Pavia  die  Bewegungen  weder 
so  zahlreich  noch  so  schwerwiegend  und  andauernd  wie  in  den  Reisbau- 
gegenden westlich  des  Tessin,  in  der  Romagna  und  Emilia.  Dieser  Unterschied 
ist  um  so  auffallender,  wenn  man  berücksichtigt,  daß  die  großen  Bewegungen 
im  Gebiet  von  Mortara  (Lomellina),  das  zwar  administrativ  zur  Provinz  Pavia 
gehört  und  einzig  durch  den  Tessin  vom  Paveser  Gebiet  getrennt  ist,  nur  in 
vereinzelten  Fällen  einen  Rückschlag  auf  unser  niederlombardisches  Gebiet  aus- 
geübt haben,  der  übrigens  auch  viel  unbedeutender  war,  als  die  Bewegung 
im  Gebiet  von  Mortara. 


1  Vgl.  hierüber  Relazione  dell'  inchiesta  »ulla  risicoltura,  S.  42  ff. 
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Diese  Verschiedenheit  wird  allgemein  auf  die  viel  weniger  intensive 
sozialistische  Propaganda  im  Paveser  Gebiet  zurückgeführt  Diese  Erklärung 
ist  jedoch  zu  oberflächlich.  Richtig  ist,  daß  die  sozialistische  Propaganda  im 
Paveser  Gebiet  viel  geringer  war,  als  in  den  andern  Reisbaugegenden.  Der 
Unterschied  hat  aber  seinen  letzten  Grund  in  der  verschiedenen  Agrarverfassung 
der  Gebiete  östlich  und  westlich  des  Tessin.  Im  Paveser  und  noch  mehr  im 
Mailänder  und  Lodesaner  Gebiet  können  die  Reisarbeiter  nur  sehr  schwer  zu 
einer  gemeinsamen  und  zielbewußten  Bewegung  sich  organisieren.  Ein  großer 
Teil  der  Reisarbeiter  besteht  aus  eingewanderten  Hilfsarbeitern.  Diese  be- 
trachten die  Reisarbeiten  lediglich  als  eine  Nebenbeschäftigung;  sie  kommen 
erst  zum  Reisbau,  wenn  sie  die  hauptsächlichsten  landwirtschaftlichen  Arbeiten 
in  ihren  Dörfern  mit  trockener  Kultur  beendigt  haben,  oder  sie  kehren  dorthin 
zur  Verrichtung  dieser  Arbeiten  noch  zur  rechten  Zeit  zurück.  Femer  er- 
blicken viele,  besonders  die,  die  aus  der  Romagna  und  aus  der  Emilia  kommen, 
in  der  Reisarbeit  ein  Mittel  gegen  Arbeitslosigkeit,  die  sich  in  jenen  Gegenden 
sehr  fühlbar  macht.  Unter  solchen  Verhältnissen  ist  es  evident,  daß  die  ein- 
gewanderten Hilfsarbeiter  geneigt  sind,  auch  ungünstige  Bedingungen  in  bezug 
auf  Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  zu  akzeptieren.  Die  Grenze,  unter  welche 
die  Löhne  der  eingewanderten  Hilfsarbeiter  dauernd  nicht  rücken  können, 
richtet  sich  also  allein  nach  dem  Verdienst,  den  sie  gehabt  hätten,  wenn  sie 
zu  Hause  geblieben  wären,  unter  Hinzurechnung  der  Reisekosten.  Ihr  heimat- 
licher Verdienst  ist  ein  sehr  mäßiger,  kann  sogar  gleich  Null  sein,  weil  es 
sich  meistens  um  Leute  handelt,  die  fast  keinen  bestimmten  Erwerb  haben, 
und  die  sich  nur  eine  Nebenbeschäftigung  bezw.  einen  Nebenverdienst  suchen, 
um  der  Arbeitslosigkeit  aus  dem  Wege  zu  gehen. 

Anderseits  liegt  es  im  Interesse  des  Unternehmers,  nicht  unter  das 
Minimum  herabzugehen,  vielmehr  etwas  über  demselben  zu  bleiben,  um  die 
Arbeiter  einwanderungslustig  zu  machen,  und  zu  erhalten,  und  um  die  Kon- 
kurrenz zwischen  den  eingewanderten  und  ortsansässigen  Hilfsarbeitern  lebendig 
zu  erhalten.  So  versteht  man,  daß  diese  Hilfsarbeiter  sehr  leicht  bereit  sind, 
einfach  die  Bedingungen  zu  akzeptieren,  die  der  Unternehmer  ihnen  anbietet. 

Eine  Organisation  dieser  Arbeiter  ist,  wenn  nicht  unmöglich,  so  doch 
sehr  schwierig,  weil  sie  höchstens  ein  wenig  länger  als  einen  Monat  bei  der 
Arbeit  zusammenbleiben.  Die  ganze  übrige  Zeit  des  Jahres  leben  sie  zer- 
streut in  ihren  Dörfern  und  widmen  sich  den  verschiedensten  Arbeiten.  Sie 
haben  demnach  nicht  das  Bedürfnis,  eine  Verbesserung  ihrer  Arbeitsverhält- 
nisse herbeizuführen,  da  die  Reisarbeit  ja  nicht  ihre  normale  Beschäftigung  ist, 
deren  Verdienst  nicht  die  gewöhnlichen  und  ordentlichen  Einnahmen  ihres 
Jahreshaushalts  darstellt  Anderseits  wäre  die  Organisation  nur  lebenskräftig, 
wenn  man  den  Streik  anwenden  könnte;  doch  dem  stehen  noch  andere 
Schwierigkeiten  entgegen.  Vorausgesetzt  daß  ihr  Lohn  als  Reisarbeiter  sich 
immer  etwas  über  dem  Minimum  hält  so  sind  sie  in  ihrer  Mehrzahl  Gegner 
eines  Streiks,  durch  den  sie  einen  Teil  jenes  Nebenverdienstes  verlieren 
würden,  und  zwar  ohne  entsprechenden  Vorteil;  auch  im  Falle  eines  Sieges 
stände  dieser  nicht  in  sicherer  Aussicht  da  sie  nicht  wissen  können,  ob 
ihnen  im  kommenden  Jahre  die  durch  den  Streik  errungenen  Löhne  wieder 
bezahlt  werden;  sie  sind  nicht  einmal  sicher,  ob  sie  ein  Jahr  darauf  wieder 
zur  Reisarbeit  gehen  werden  und  ob  sie  dann  denselben  Platz  wieder  auf- 
suchen werden.    Denn   der  Unternehmer  kann  ja  immer  andere  Arbeiter 
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heranziehen.  Auch  darf  man  nicht  vergessen,  daß  die  eingewanderten  Hilfs- 
arbeiter als  Teillohn  freie  Wohnung  und  Beköstigung  haben,  so  daß  sie  im 
Streikfalle  vom  Unternehmer  darin  geschmälert  und  gekürzt,  wohl  auch  außer 
Kost  gesetzt  werden  könnten.  Wo  sollten  sie  aber  dann  schlafen  und  wovon 
sich  beköstigen? 

Aus  alledem  folgt,  daß  diese  ganze  fluktuierende  und  zusammengewürfelte 
Masse  der  Reishilfsarbeiter  an  und  für  sich  zur  Organisation  nicht  geschaffen 
ist,  vielmehr  der  Reservearmee  eines  Karl  Marx  gleicht,  die  bereit  ist,  Arbeit 
aufzunehmen  zu  den  Bedingungen,  die  ihnen  der  Unternehmer  in  seinem 
Interesse  zu  bieten  beliebt. 

Tatsächlich  hat  es  an  einem  Organisationsversuch  dieser  eingewanderten 
Hilfsarbeiter  nicht  gefehlt  Aus  der  Provinz  Emilia,  wo  die  Arbeitslosigkeit 
ein  chronisches  Übel  ist,  gehen  regelmäßig  viele  Arbeiter  zu  Reisarbeiten  in 
die  Niederlombardei  und  nach  Piemont.  Diese  Arbeiter  wurden  zu  Hause 
organisiert,  freilich  in  nur  sehr  geringer  Zahl,  aber  ohne  jedwedes  Resultat  in 
bezug  auf  bessere  Arbeitsbedingungen;  das  hatte  seinen  Grund  nicht  blos 
darin,  daß  die  durch  Arbeitslosigkeit  zur  Auswanderung  gezwungenen  Arbeiter 
mehr  als  andere  geneigt  sind,  vom  Arbeitgeber  bezw.  Vermittler  diktierte 
Arbeitsbedingungen  zu  akzeptieren;  sie  mußten  sich  auch  auf  verschiedene 
Dörfer  und  Güter  zerstreuen,  wo  sie  sich  mit  vielen  anderen  eingewanderten 
und  nicht  organisierten  Hilfsarbeitern  zusammenfanden. 

Die  andere  Gruppe  der  Hilfsarbeiter  setzt  sich  aus  Ortsansässigen  zu- 
sammen. Diese  zerfallen  wieder  in  Hilfsarbeiter  im  Nebenberuf  und  in  be- 
rufsmäßige Hilfsarbeiter. 

Für  die  Hilfsarbeiter  im  Nebenberuf  gilt  in  mehrfacher  Beziehung  das- 
selbe wie  für  die  eingewanderten.  Auch  sie  betrachten  die  Reisarbeiten  nur 
als  Nebenerwerb,  mitunter  wohl  auch  als  ein  willkommenes  Mittel  gegen 
Arbeitslosigkeit.  Außerdem  gehören  sie  keineswegs  alle  dem  Bauernstand  an, 
sondern  verschiedenen  anderen  Berufen.  Ihre  Organisation  als  Reisarbeiter 
müßte  daher  eine  vorübergehende  sein,  und  sie  wäre  darum  unwirksam,  zumal 
da  es  sich  um  einen  Nebenerwerb  handelt. 

Es  bleibt  noch  die  dritte  Gruppe,  die  berufsmäßigen  einheimischen  Hilfs- 
arbeiter. Und  gerade  bei  dieser  Gruppe  treten  scharf  die  Gegensätze  hervor 
zwischen  der  Niederlombardei  und  der  piemontesischen  Reisbaugegend  rechts 
vom  Tessin;  Gegensätze,  die  erklären,  weshalb  in  der  Niederlorabardei  eine 
viel  besekränktere  Bewegung  sich  gezeigt  hat,  als  westlich  des  Tessin. 

Der  Reisbau  westlich  des  Tessin  ist  neuesten  Datums;  er  begann  in 
den  60  er  Jahren  des  1 9.  Jahrhunderts,  als  man  durch  Eröffnung  des  Canale 
Cavour  weitausgedehnte  sandige  Landstrecken  unter  Wasser  setzen  konnte, 
wo  vorher  nur  Gras  und  Strauchwerk  wuchs;  der  Reisbau  nahm  jedoch  bald 
einen  solchen  Umfang  an,  daß  jetzt  2/3  der  landwirtschaftlich  benützten  Fläche 
mit  Reis  bebaut  ist.  Alle  für  den  Reisbau  notwendigen  Arbeiten,  nicht  nur 
das  Ausjäten  und  die  Ernte,  sondern  auch  die  anderen  zur  Vorbereitung  des 
Bodens  erforderlichen  Arbeiten  werden  von  berufsmäßigen  Hilfsarbeitern  besorgt, 
zu  welchen  dann  in  der  Zeit  des  Ausjätens  und  der  Ernte  die  anderen  Gruppen 
der  Hilfsarbeiter  hinzukommen.  Bei  der  verhältnismäßig  sehr  geringen  Aus- 
dehnung anderer  Produktionen  haben  die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  die  Reis- 
arbeiter zum  Hauptberuf.  Sie  sind  damit  120 — 150  Tage  im  Jahre  beschäftigt. 
Die  andere  Hälfte  des  Jahres  sind  sie  entweder  beschäftigungslos  oder  sie 
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wandern  in  bestimmten  Zeitabschnitten  aus,  um  durch  anderen  Verdienst  den 
Bedarf  ihrer  Familie  zu  ergänzen1. 

Hieraus  geht  hervor,  daß  bei  den  berufsmäßigen  Hilfsarbeitern  westlich 
des  Tessin  für  die  Organisation  sehr  günstige  Bedingungen  vorliegen,  und 
zwar  gerade  bezüglich  der  Reisarbeiten.  Die  Arbeiter  haben  ihren  festen 
Wohnsitz  im  Gebiete,  wo  der  Reisbau  getrieben  wird,  und  sie  bilden  eine 
eigentliche  Klasse  von  Reisarbeitern,  für  welche  die  Reisarbeiten  die  regel- 
mäßige und  hauptsächliche  Einnahmequelle  darstellen.  Auch  haben  sie  einen 
Anlaß  mehr,  der  sie  zur  Organisation  und  zur  Verbesserung  ihres  Arbeits- 
vertrages drängt:  von  dem  Verdienst,  welchen  sie  in  den  120  bis  150  Tagen 
auf  den  Reisfeldern  sich  erworben  haben,  müssen  sie  das  ganze  Jahr  leben, 
wenn  sie  nicht  in  der  Auswanderung  Nebenverdienst  sich  erschaffen.  Aus 
diesem  Grunde  sind  sie  gezwungen,  einen  hohen  Lohn  zu  fordern,  um  einiger- 
maßen das  Jahr  über  leben  zu  können  und  um,  wenn  möglich,  die  Auswan- 
derung zu  vermeiden.  Diese  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  können  auch  ver- 
mittels des  Streikes  ihren  Forderungen  Nachdruck  verleihen;  denn  der  Unter- 
nehmer kann,  wenn  er  auch  eingewanderte  Hilfsarbeiter  einstellt,  doch  nicht 
alle  erforderlichen  Arbeiten  durch  diese  besorgen  lassen. 

Die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  sind  also  unentbehrlich,  da  die  einhei- 
mischen Hilfsarbeiter  im  Nebenberuf  nicht  zahlreich  genug  sind,  um  sie  ganz 
ersetzen  zu  können.  Und  schließlich  gibt  es  gewisse  Reisarbeiten,  zu  denen 
nur  die  berufsmäßigen  zu  verwenden  sind. 

In  Wirklichkeit  hat  sich  denn  auch  die  Organisation  der  berufsmäßigen 
Hilfsarbeiter  westlich  des  Tessin  mit  überraschenden  Resultaten  vollzogen.  Fast 
alle  Arbeiter  haben  sich  der  Organisation  angeschlossen.  Gar  bald  haben  sie 
auch  Streik  in  Szene  gesetzt,  um  ihre  Forderungen  durchzudrücken.  Und  es 
gab  öfter  sehr  beachtenswerte  Streiks,  sei  es  in  Anbetracht  des  großen  Ge- 
bietes, über  das  sie  sich  erstreckten,  sei  es  wegen  der  ansehnlichen  Zahl  der 
Streikenden,  sei  es  schließlich  wegen  den  Demonstrationen,  von  denen  diese 
Streiks  begleitet  waren2.  Mit  ihrer  kompakten  Organisation  verstanden  sie 
auch  sehr  oft,  die  Konkurrenz  der  anderen  Gruppen  der  Hilfsarbeiter  zu  be- 
siegen —  eine  Konkurrenz,  die  jedoch  immer  nur,  wie  wir  schon  gesagt  haben, 
partiell  sein  konnte.  Sie  hinderten  die  letzteren  an  der  Arbeit  und  zwangen 
sie  teilweise  auch  zur  Teilnahme  am  Streik. 

Hieraus  erhellt,  wie  stark  der  Antagonismus  speziell  zwischen  den  berufs- 
mäßigen und  den  eingewanderten  Hilfsarbeitern  sein  muß,  worüber  denn  auch 
regelmäßig  Klagen  in  allen  Reisarbeiterversammlungen  sowie  in  den  Kon- 
ferenzen, in  denen  die  Reisarbeiterfrage  behandelt  wird,  vorgebracht  werden. 
In  Wahrheit  sind  für  die  berufsmäßigen  Hilfsarbeiter  aber  auch  die  eingewan- 
derten Hilfsarbeiter  das  größte  Hemmnis  zur  Erlangung  ihrer  Forderungen3. 

1  Viele  Arbeiter  wandern  einige  ^lonate  im  Jahre  aus,  bis  nach  Südamerika,  zur  Ge- 
treideernte, oder  zu  anderen  größeren  landwirtschaftlichen  Arbeiten.  Von  1902— 1906  wanderten, 
mit  regelrechtem  Auslandspaß  versehen  und  um  Arbeit  zu  suchen,  aus  dem  Bezirk  Vercclli 
(Provinz  Novara,  Piemont)  allein  10192  Personen  aus. 

2  Im  Jahre  1906  z.  B.  erstreckten  sich  die  Streiks  in  der  Ausjäte-  und  Erntezeit 
über  die  ganze  Reisbaugegend  westlich  des  Tessin  und  umfaßten  gleichzeitig  die  Bezirke 
Novara.  Vercelli  und  Mortara. 

3  So  stellte  man  auf  dem  am  17.  Mai  1905  auf  Veranlassung  des  Nationalsekretariats 
Rovelli,  Die  Agrarverf.  der  Kicderlombardei.  12 
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So  kann  in  der  Reiszone  westlich  des  Tessin  die  Organisation  der 
berufsmäßigen  Hilfsarbeiter,  ermöglicht  ja  sogar  begünstigt  durch  deren  besondere 
Lage,  die  Lohnbewegungen  in  die  Hand  nehmen,  die  heute  schon  allgemein 
von  der  Arbeiterklasse  zur  Verbesserung  des  Arbeitsvertrages  geführt  werden; 
sie  kann  auch,  einmal  in  Bewegung,  die  anderen  Gruppen  der  Hilfsarheiter 
mitreißen,  die  an  und  für  sich  keinen  Antrieb,  viel  eher  ein  großes  Hemmnis 
für  die  Organisation  derselben  sind,  und  die  von  Lohnbewegungen  nichts 
wissen  wollen,  da  diese  ihrer  Lage  entweder  nicht  entsprechen,  oder  gar  ihren 
Interessen  von  Nachteil  sein  könnten. 

Im  Jahre  1901  gab  es  keine  Streiks  im  Mailänder  Gebiet;  einer  brach 
aus  im  Distrikt  von  Lodi:  100  Ausjätearbeiter  (27  Frauen  und  73  Kinder), 
die  alle  in  ein  und  demselben  Betrieb  beschäftigt  waren,  streikten,  um  eine 
Lohnerhöhung  von  25  Cts.  pro  Tag  bei  einem  Tagelohn  von  1,25  Lire  durch- 
zusetzen; der  Streik  dauerte  nur  einen  Tag;  dann  nahmen  sie  die  Arbeit 
wieder  auf,  ohne  etwas  erreicht  zu  haben. 

Iin  Distrikt  von  Pavia  gab  es  1901  7  Streiks  der  Ausjätearbeiter;  daran 
beteiligten  sich  im  ganzen  1237  (110  Männer,  773  Frauen,  354  Kinder) 
Arbeiter.  Fünf  dieser  Streiks  waren  proklamiert  worden,  um  eine  Lohn- 
aufbesserung in  Höhe  von  10-  20  Cts.  pro  Tag  bei  einem  Tagelohn  von 
1.30 — 1,50  Lire  für  Erwachsene,  0,80  —  1,00  Lire  für  Kinder  durchzusetzen. 
Die  Streiks  dauerten  jeder  einen  Tag;  4  derselben  waren  resultatlos,  einer, 
an  dem  400  Ausjätearbeiter  teilnahmen,  hatte  einen  teilweisen  Erfolg,  insofern 
die  Streikenden,  die  eine  Lohnaufbesserung  von  30  Cts.  pro  Tag  forderten 

der  I-andarbcitcr  abgehaltenen  Kongreß  zur  Behandlung  der  ReUarbeiterfrage  für  die  in  die  Be- 
zirke Mortara,  Vercclli  und  Novara  Auswandernden  fest,  daß  es  nicht  möglich  sei,  die  Ab- 
wanderung der  Arbeiterinnen  zu  verhindern,  oder  davon  abzuraten,  sei  es  wegen  der  öko- 
nomischen Lage  oder  sei  es,  weil  sie  zum  größten  Teil  nicht  organisiert  sind,  und  man 
beschloß  einfach,  die  Arbeiterorganisationen  aufzufordern,  ihren  Einfluß  dahin  geltend  zu 
machen,  daß  die  eingewanderten  Arbeiterinnen  in  keinem  Falle  eine  längere  Arbeitszeit  als 
1 1  Stunden  akzeptierten.  Hierbei  sei  bemerkt,  daß  die  ortsansässigen  Reisarbeiter  eine  Arbeits- 
zeit von  8  Stunden  für  alle  Reishilfsarbeiter  fordern.  Am  2.  Februar  1906  fand  in  Persiceto 
(Provinz  Bologna)  eine  Zusammenkunft  derjenigen  Reisarbeiter  statt,  die  alle  Jahre  in  den 
Bezirk  Mortara  abwandern.  Es  wurde  dort  wohl  vorgeschlagen,  auf  ein  oder  zwei  Jahre 
die  Abwanderung  einzustellen,  um  den  ortsansässigen  Reisarbeitem  Zeit  und  Gelegenheit  zur 
Erreichung  ihrer  Forderungen  zu  geben;  es  wurde  jedoch  sofort  dem  entgegengehalten,  daß 
die  Arbeitslosigkeit  und  die  soziale  Notlage  ein  derartiges  Opfer  nicht  gestatten. 

Der  Nationalkongrcß  der  Reisarbeiter  vom  16.  Dezember  1906  in  Pavia  beklagte, 
daß  eine  der  größten  Schwierigkeiten  in  der  Verwirklichung  einer  vollkommenen  Organisation 
die  periodisch  in  das  Reisgebiet  sich  ergießenden  "Wanderarbeiter  darstellten,  die  nur  nach 
einem  großen  Verdienst  trachten.  Der  Kongreß  machte  allen  Organisationen  und  Bauern- 
vereinen  zur  Pflicht,  den  Einwandererstrom  in  den  «Reisbaugpgenden  dahin  zu  schulen,  daß 
die  Einwanderergruppen  jeweils  gemeinsam  mit  den  lokalen  Organisationen  vorgingen  und 
daß  sie  sich  den  Lohntarifen  und  der  Arbeitsdauer  unterwürfen,  die  von  den  lokalen  Organi- 
sationen festgesetzt  seien.  Im  Mai  1907  bei  Beginn  der  Ausjatungsperiode  proklamierten 
dir  Hilfsarbeiter  in  11  Gemeinden  des  Bezirkes  Vercelli  den  Streik,  weil  die  Unternehmer 
mehr  als  gewöhnlich  eingewanderte  Arbeitskräfte  eingestellt  hatten,  denen  sie  niedrigere  Löhne 
zahlten.  (Vgl.  Bollettino  dell'  Ufficio  del  Lavoro,  Bd.  III,  S.  807;  Bd.  V,  S.  481 ;  Bd.  VII, 
S.  toi;  Bd.  VIII,  S.  80). 


Digitized  by  Google 


Die  ländlichen  Klassen. 


179 


—  der  Tagelohn  betrug  für  Erwachsene  1,20  Lire,  für  Kinder  1,00  Lire  — 
sich  mit  einer  Lohnerhöhung  von  täglich  20  Cts.  zufrieden  gaben,  allerdings 
nur  für  die  über  15  Jahre  alten  Ausjätearbeiter. 

Ein  Streik  mit  150  Teilnehmern,  der  eine  Herabsetzung  der  ult2- 
stündigen  Arbeitszeit  um  2'/a  Stunden  erreichen  wollte  und  nur  «/,  Tag 
dauerte,  hatte  keinen  Erfolg. 

Ein  anderer  Streik  mit  200  Ausständigen  wollte  die  erfolgte  Herab- 
setzung des  Tagelohnes  von  1,50  Lire  auf  1,40  Lire  rückgängig  machen; 
jedoch  schon  einen  Tag  darauf  nahmen  die  Streikenden  die  Arbeit  wieder 
auf  und  es  blieb  bei  dem  herabgesetzten  Tagelohn. 

In  den  folgenden  Jahren  bis  1906  gab  es  in  der  ganzen  Niederlombardei 
keine  Reisarbeiterstreiks  mehr. 

Man  sieht,  das  diesen  Streiks  eine  zielbewußte  Einheitlichkeit  und  Leitung 
fehlt;  sie  sind  sporadisch,  werden  ganz  unvermittelt  in  Szene  gesetzt  und 
lassen  jede  vorherige  Berechnung  vermissen.  Sie  fallen  auch  fast  alle  in  das 
Jahr  1901,  wo,  veranlaßt  durch  die  großen  und  andauernden  Bewegungen  der 
Landarbeiter,  sehr  oft  die  Landleute  mit  dem  größten  Leichtsinn  und  in 
schrecklicher  Gedankenlosigkeit  Streiks  inszenierten,  die  fast  regelmäßig  ebenso 
rasch  mit  der  Wiederaufnahme  der  Arbeit  ohne  irgend  welches  Resultat 
endigten.  Beachtenswert  ist  auch,  daß  bei  den  9  Streiks  in  den  Jahren 
1900  und  1901  von  1797  Streikenden  nur  118  Männer  waren,  d.  i.  7,88%, 
gegen  1137  Frauen  und  Kinder,  und  daß  die  Streiks  nie  bei  den  Ernte- 
arbeitern auftraten,  bei  denen  keine  Kinder  und  nur  ein  ganz  unbeträchtlicher 
Prozentsatz  Frauen  beschäftigt  sind.  Der  Einfluß  der  Streiks  auf  den  Lohn 
und  die  anderen  Bedingungen  des  Arbeitsvertrages  ist  darum  auch  gleich  Null. 

Im  Jahre  1906  wurde  auf  Paveser  Gebiet  —  in  den  Distrikten  von 
Mailand  und  Lodi  herrschte  Frieden  —  die  Ruhe  der  vorausgehenden  Jahre 
ganz  plötzlich  unterbrochen.  Aber  auch  diese  Bewegung  ist  nicht  direkt  der 
Initiative  der  Paveser  Reisarbeiter  entsprungen,  sondern  eine  Folge  der  großen 
Bewegungen,  die  in  diesen  Jahren  in  den  Reisbauzonen  westlich  des  Tessin 
ausbrachen. 

Vorbereitet  durch  eine  starke  Organisation  und  intensive  Propaganda 
blieb  die  Bewegung  der  Reisarbeiter  westlich  des  Tessin  von  1901  ab  in 
Fluß;  sie  erreichte  ihren  Höchststand  durch  das  Zusammentreffen  verschiedener 
Ursachen,  die  hier  nicht  näher  auseinander  gesetzt  zu  werden  brauchen,  im 
Jahre  1906,  als  die  Bewegung  sich  unterschiedlos  auf  alle  landwirtschaftlichen 
Betriebe  der  Distrikte  Vercelli,  Novara  und  Mortara  ausdehnte. 

Der  eigentliche  Zweck  dieser  Bewegung  war  die  Herabsetzung  der 
täglichen  Arbeitszeit  auf  8  Stunden  bei  einem  Stundenlohn  von  25  Centimes. 
Zur  Unterstützung  ihrer  Forderungen  verlangten  die  Streikenden  die  Anwendung 
des  Regolamento  Cantelli  \  das  wohl  noch  in  Kraft,  aber  nie  angewandt 
woiden  war,  und  auf  Grund  dessen  die  Ausjätearbeiten  eine  Stunde  nach 
Sonnenaufgang  und  eine  Stunde  vor  Sonnenuntergang  begonnen  bezw.  beendet 
werden  mußten.  Auch  sollte  dieses  Reglement  auf  die  Erntearbeiter  aus- 
gedehnt werden.  Um  ihr  Vorgehen  wirksamer  zu  machen,  verlangten  die 
Arbeiter  von  den  Ausjätearbeitern  des  Paveser  Gebietes,  sich  mit  ihnen  soli- 
darisch zu  erklären  und  entfalteten  zu   diesem  Zwecke  eine  entsprechende 


«  Vgl.  S.  13. 
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Propaganda.  Die  Folge  war,  daß  in  allen  reisbauenden  Gemeinden  des 
Paveser  Distrikts  Streiks  zur  Erreichung  einer  herabgesetzten  Arbeitsdauer 
ausbrachen,  die  jedoch  nicht  die  Bedeutung  annahmen,  wie  die  Streiks  in  den 
anderen  Reisbaugebieten.  Abgesehen  von  einem  Ort,  wo  die  einheimischen 
Arbeiter  die  achtstündige  Arbeitszeit,  jedoch  mit  einer  wesentlichen  Herab- 
rainderung  des  Tagelohns  durchsetzten*,  wurde  in  allen  anderen  Gemeinden  eine 
Arbeitszeit  von  9  bis  11  Stunden,  mit  Löhnen,  je  nach  der  Gemeinde,  von 
1,40  Lire  für  10  Stunden  bis  1,60 — 2,10  Lire  für  io'/j — 1 1  Stunden  vereinbart. 

Das  Resultat  dieser  Streiks  war  also  immerhin  eine  Verbesserung  in 
einigen  Betrieben  und  in  einigen  Gemeinden,  wenn  auch  nicht  eine  wesent- 
liche Verbesserung  des  Arbeitsvertrages.  Im  großen  und  ganzen  blieben  die 
Hauptbedingungen  für  Lohn  und  Arbeitsbedingungen  annähernd  so,  wie  sie 
bereits  im  Jahre  1904  beobachtet  wurden1. 

Die  Bewegungen  waren  im  Paveser  Gebiet  von  kürzester  Dauer  und 
erstreckten  sich  nur  auf  die  Ausjätearbeiten,  während  westlich  des  Tessin  die 
Streiks  länger  anhielten  und  sich  mit  gleicher,  ja  sogar  größerer  Stärke  während 
der  Erntezeit  wiederholten. 

1907  dauerten  die  Bewegungen  westlich  des  Tessin  fort,  wenn  auch 
ohne  die  weite  Ausbreitung  und  nicht  so  intensiv,  während  in  der  Nieder- 
lombardei kein  Streik  zu  verzeichnen  war,  was  nochmals  die  schon  oben  hervor- 
gehobene verschiedene  Lage  der  Reishilfsarbeiter  im  Osten  und  im  Westen  des 
Tessin  bestätigt. 

IV.  Die  Gesetzgebung  zum  Schutz  der  Reisarbeiter. 

1.  Vorgeschichte.  —  Vor  dem  Gesetz  vom  16.  Juni  1907  gab  es  für 
die  Reisarbeiter  keine  besondere  Gesetzgebung.  Sie  waren  mit  einbegriffen  in  die 
allgemeinen  Bestimmungen  über  die  öffentliche  und  private  Gesundheitspflege, 
welche  sich  in  den  angeführten  Provinzialverordnungen  über  den  Reisbau  finden,  und 
die  für  die  Wohnungen  der  Landarbeiter  —  und  somit  auch  für  die  Schlafräume 
der  Hilfsarbeiter  —  bestimmte  Vorschriften  machten.  Diese  Bestimmungen  aber 
blieben,  wie  wir  wissen,  nur  tote  Buchstaben.  Auch  die  andere  Bestimmung 
welche  das  Ausjäten  in  bestimmten  Stunden  unmittelbar  nach  bezw.  vor 
Sonnenauf-  und  Untergang  verbot,  und  wonach  der  Arbeitstag,  die  Mahlzeiten 
abgerechnet,  nur  10  Stunden  hätte  dauern  sollen,  blieb,  wie  wir  schon  an- 
gedeutet haben,  ohne  Anwendung.  Doch  darf  hier  nicht  vergessen  werden, 
daß  die  Arbeiter  selbst,  speziell  die  Eingewanderten,  sich  der  Bestimmung, 
welche  die  Arbeit  in  der  Stunde  nach  Sonnenaufgang  und  vor  Sonnenuntergang 
verbot,  nicht  unterwarfen,  denn  sie  wollten  ihre  Arbeit  in  kürzester  Zeit  er- 
ledigen, soweit  es  die  Jahreszeit  gestattete. 

Andere  Gesetze,  welche  auch  die  Hilfsarbeiter  berühren,  sind  die  be- 
züglich der  Malaria  und  der  unentgeltlichen  Verteilung  des  Chinins2;  denn 
nach  dem  Artikel  2  des  Gesetzes  vom  2.  November  1901  muß  das  Chinin 
unentgeltlich  verteilt  werden  an  alle  Arbeiter,  auch  an  die  Hilfsarbeiter,  die 
sich  in  einer  Malariagegend  in  Arbeit  befinden;  und  die  Reisfelder  liegen  ja 
fast  alle  in  Malariagegenden. 

'  Vgl.  1,  5  ds.  §. 
3  Siehe  S.  109. 
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Anfangs  glaubte  man,  das  Gesetz  vom  19.  Juli  1902  über  die  Arbeit 
der  Frauen  und  Kinder1,  wonach  Kinder  unter  15  Jahren  und  Frauen  unter 
21  Jahren  in  gefährlichen  oder  ungesunden  Betrieben  nicht  verwendet  werden 
dürfen,  auch  auf  das  Ausjäten  des  Reises  ausdehnen  zu  müssen,  speziell  weil 
diese  Arbeit  für  ungesund  gehalten  wird.  Aber  die  Ausführungsbestimmung 
vom  29.  Januar  1903,  welche  alle  ungesunden  und  somit  auch  für  Kinder 
und  minderjährige  Frauen  ausgeschlossenen  Arbeiten,  sowie  auch  diejenigen, 
welche  unter  gewissen  Bedingungen  erlaubt  sind,  aufzählte,  tat  der  Reisarbeit 
keinerlei  Erwähnung.  Allerdings  ernannte  der  oberste  Gesundheitsrat  (Consiglio 
superiore  di  sanita)  angesichts  der  Wichtigkeit  der  Frage  eine  besondere 
Kommission  mit  dem  Auftrage,  über  die  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  vom 
19.  Juli  1902  auf  die  Reisarbeiter  zu  berichten.  Die  Kommission  erstattete 
ihren  Bericht  dahin,  daß  eine  vollständige  Ausschließung  der  Kinder  von  der 
Reisarbeit  nicht  gerechtfertigt  sei,  daß  aber  einige  Beschränkungen  festgesetzt 
werden  müßten  für  das  Ausjäten,  speziell  für  die  eingewanderten  Kinder,  und 
daß  besondere  Bestimmungen  Rücksicht  nehmen  sollten  auf  die  Schwangeren 
und  Wöchnerinnen. 

Einige  Monate  nachher  (im  September  1903)  versammelte  sich  zum 
ersten  Male  der  oberste  Arbeitsrat  (Consiglio  superiore  del  lavoro)2,  welcher 
sofort  die  Notwendigkeit  betonte,  das  Gesetz  vom  12.  Juni  1866  über  den 
Reisbau  durch  ein  anderes  zu  ersetzen,  um  die  Anstellung  der  Frauen  und 
Kinder,  sowie  auch  den  Arbeitsvertrag  für  alle  auf  den  Reisfeldern  be- 
schäftigten Arbeiter  ohne  Unterschied  des  Alters  und  Geschlechtes  zu 
regeln. 

Der  oberste  Arbeitsrat  stellte  einen  Gesetzentwurf  auf,  aus  welchem 
herauszuheben  sind  die  Bestimmungen,  daß  Knaben  unter  13  Jahren  und 
Flauen  zwei  Wochen  vor  und  drei  Wochen  nach  der  Niederkunft  von  der 
Ausjätearbeit  ausgeschlossen  werden,  daß  die  Maximalarbeitszeit  der  Ausjäte- 
arbeiter 9  Stunden  pro  Tag  betragen  und  ein  Ruhetag  pro  Woche  eingeführt 
werden  soll. 

Dieser  Gesetzentwurf  wurde  aber  von  den  Unternehmern  als  eine  über- 
aus große  Last  bezeichnet,  geeignet,  die  Reiskultur  arg  zu  schädigen  infolge 
der  Beschränkung  der  Arbeitszeit  auf  nur  9  Stunden. 

Daher  wurde  durch  Ministerialdekret  vom  7.  Juni  1904  eine  Kommission 
ernannt  zu  einer  eingehenden  Untersuchung  der  verschiedenen  Fragen,  die 
mit  der  Arbeit  auf  den  Reisfeldern  zusammenhängen,  sei  es  in  hygienischer 
oder  in  ökonomischer  Beziehung.  Auf  Grund  des  Berichtes  dieser  Kommission 
wurde  am  4.  März  1905  der  Deputiertenkammer  ein  Gesetzentwurf  unter- 
breitet, demzufolge  nur  für  die  Kinder  unter  15  Jahren  und  für  die 
Schwangeren  und  Wöchnerinnen  die  Arbeitszeit  auf  9  Stunden  betragen  sollte. 
Dieser  Gesetzentwurf  aber  kam  wegen  des  Wechsels  im  Ministerium  nicht  zur 
Beratung. 

Unterdessen  ergriffen  die  Provinzialräte  von  Pavia  und  Novara  die  Initia- 
tive, indem  sie  die  Bestimmung  der  alten  Ausführungsverordnungen,  welche  die 

1  Dieses  Gesetz  hat  kleine  Abänderungen  erfahren  durch  das  Gesetz  vom  7.  Juli  1907, 
welches  unter  anderen  auch  die  Bestimmung  des  Art.  2  der  Berner  Konvention  vom  29.  Nov. 
1906  aber  das  Verbot  der  Nachtarbeit  der  in  der  Industrie  beschäftigten  Frauen  anführt. 

*  Eingesetzt  durch  das  Gesetz  vom  29.  Juni  1902. 
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Ausjätearbeit  in  der.  Stunde  nach  Sonnenaufgang  und  vor  Sonnenuntergang  verbot, 
aufhoben;  denn  nach  den  neuesten  Studien  über  den  Ursprung  der  Malaria 
ist  das  Prinzip,  worauf  sich  jene  stützten,  wissenschaftlich  unhaltbar1.  Das 
Reglement  der  Provinz  Novara  wurde  von  der  Regierung  am  9.  August  1906 
approbiert,  jedoch  fügte  die  Regierung  aus  eigener  Intiative  noch  die  Be- 
stimmung hinzu,  daß  die  Rcisarbeit  den  Kindern  unter  13  Jahren  und  den 
Frauen  während  des  letzten  Monats  der  Schwangerschaft  und  drei  Wochen 
nach  der  Geburt  des  Kindes  verboten  sein  soll. 

Die  Approbation  des  Reglements  der  Provinz  Novara,  welches  die  Ab- 
schaffung des  früheren  Reglements2  und  der  in  demselben  enthaltenen  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  mit  sich  brachte,  erregte  noch  stärker  die  Be- 
wegung unter  den  Reisarbeitern  in  den  Gegenden  westlich  vom  Tessin,  welche, 
wie  wir  gesehen  haben,  sich  schon  in  der  Ausjätezeit  des  Jahres  1906  stark 
dafür  einsetzten,  um  den  achtstündigen  Arbeitstag  zu  erlangen,  und  dafür  ge- 
rade die  Bestimmung  des  alten  Reglements,  das  zwar  nie  angewandt,  aber 
auch  nie  aufgehoben  worden  war,  als  Agitationsmittel  benutzten.  Überdies 
hatten  die  Arbeiter  auch  bereits  den  Vorsatz  gefaßt,  die  Anwendung  des 
alten  Reglements  auch  für  die  Mäharbeiten  zu  fordern,  und  zwar  nicht  so 
sehr  aus  hygienischen  Gründen,  da  sich  solche  ja  schon  unbegründet  erwiesen 
hatten,  als  vielmehr,  um  ein  Kampfmittel  mehr  zu  haben  für  ihre  Agitation. 

Infolge  dieser  Bewegungen,  welche  nicht  ohne  Rückschlag  auf  die 
öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  einen  immer  heftigeren  Grad  annahmen, 
ernannte  die  Regierung  durch  Dekret  vom  28.  August  1906  eine  neue  Unter- 
suchungskommission  mit  dem  Auftrage,  das  Studium  der  Reisarbeiterfrage  nach 
ihrer  hygienischen,  wirtschaftlichen  und  allgemein  politischen  Seite  fortzusetzen 
unter  Zuhilfenahme  aller  jener  Elemente,  welche  notwendig  erscheinen  würden, 
um  eine  vollständige  Lösung  auf  gesetzlichem  Gebiet  zu  erreichen. 

Unterdessen  wurde  am  15.  November  1906,  nachdem  die  Bewegung  der 
Rcisarbeiter  beendet  war,  auch  das  neue  Reglement  der  Provinz  Pavia  appro- 
biert mit  ähnlichen  Ergänzungsbestimmungen  seitens  der  Regierung  wie  beim 
Reglement  für  Novara. 

Endlich  wurde  am  21.  Februar  1907  nach  beendeter  Arbeit  der  Unter- 
suchungskommission  ein  neuer  Gesetzentwurf  über  die  Reiskultur  der  Depu- 
tiertenkammer unterbreitet,  welcher  dann  auch  mit  einigen  Abänderungen  zum 
Gesetz  erhoben  wurde  am  16.  Juni  1907. 

2.  Das  Gesetz  vom  16.  Juni  1907.  —  Die  hygienischen  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes,  welche  die  Voraussetzungen  des  Reisbaues,  die  Pflicht  der 
Chininverteilung  und  die  Reform  der  Arbeiterwohnungen  näher  festsetzen, 
wurden  schon  früher  angedeutet^;  hier  erinnern  wir  nur  daran,  daß  einige 
Bestimmungen  auch  für  die  Hilfsarbeiter  gelten,  so  z.  B.  die  Verpflichtung  der 
Chininverteilung  und  die  Bestimmungen  bezüglich  der  Wohnungen.  Außerdem 
sind  jene  Betriebe,  in  denen  Hilfsarbeiter  in  Verwendung  kommen,  verpflichtet, 
innerhalb  eines  Jahres  nach  der  Veröffentlichung  des  Gesetzes,  ein  eigenes 
Lokal  für  Unterbringung  der  kranken  Hilfsarbeiter  zu  errichten. 

«  Vgl.  S.  108. 

2  Das  sog.  regolamento  Canteili. 

3  Siehe  S.  13,  99  und  110. 
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In  bezug  auf  die  ärztliche  Behandlung  der  Hilfsarbeiter  wird  ferner  be- 
stimmt, daß  jene  Gemeinden,  in  welchen  eine  zeitweilige  Einwanderung  von 
Hilfsarbeitern  stattfindet,  für  eine  unentgeltliche  ärztlich-pharmazeutische  Behand- 
lung dieser  Arbeiter  Sorge  tragen  müssen;  die  Ausgaben  dafür  müssen  von  den 
ländlichen  Unternehmern,  die  solche  Hilfsarbeiter  beschäftigen,  getragen  werden. 

Wichtige  Bestimmungen  betreffen  den  Arbeitsvertrag. 

Das  Gesetz  beseitigt  den  Vermittler  nicht,  ändert  aber  seinen  Charakter. 
Der  Arbeitsvertrag  muß  zwischen  dem  Unternehmer  und  Arbeiter  schriftlich 
abgefaßt  und  eine  Kopie  davon  dem  Arbeiter  überlassen  werden;  der  aus- 
gedungene Lohn  muß  unmittelbar  ohne  geringsten  Abzug  dem  Arbeiter  aus- 
bezahlt werden.  Ist  im  Lohn  auch  die  Beköstigung  enthalten,  so  ist  der 
Unternehmer  verpflichtet,  diese  in  hinreichender  Menge  und  unanfechtbarer 
Qualität  zu  verabreichen,  und  zwar  unter  eigener  direkter  Verantwortung  und 
Überwachung  seitens  der  sanitären  Behörde«. 

Auf  diese  Weise  ist  mit  einem  Schlage  der  Vermittler  beseitigt,  der  auf 
eigenes  Risiko  die  Ausjäte-  und  Mäharbeiten,  oder  wenigstens  das  Risiko  der 
Anwerbung  übernahm,  indem  er  mit  den  Arbeitern  einen  anderen  Vertrag  als 
mit  dem  Unternehmer  abschloß,  aber  den  Arbeitern  einen  geringeren  Lohn, 
als  mit  dem  Unternehmer  ausgemacht  war,  bezahlte,  oder  auch,  wie  bei  den 
Ausjätearbeiten,  sich  einen  Gewinn  bei  der  Beköstigung,  die  er  den  Arbeitern 
lieferte,  herauszuschlagen  suchte. 

Wenn  sich  der  Unternehmer  eines  Vermittlers  bedienen  zu  müssen  glaubt, 
so  kann  letzterer  nur  als  zeitweiliger  Beamter  fungieren,  der  im  Auftrage  des 
Unternehmers  die  notwendigen  Arbeiter  anwirbt;  seine  Vergütung  muß  in 
einem  besonderen  schriftlichen  Vertrag  verabredet  sein  und  hat  mit  dem  Lohn 
der  Arbeiter  nichts  zu  tun.    (Art.  21.  des  Gesetzes.) 

So  werden  manche  Auswüchse  glücklicherweise  beseitigt  werden. 

Der  Vermittler,  der  auf  diese  Weise  zu  einem  Beauftragten  des  Unter- 
nehmers für  die  Anwerbung  der  Arbeiter  herabgesunken  ist,  wird  sehr  wahr- 
scheinlich mit  der  Zeit  total  verschwinden,  sobald  die  interregionalen  Arbeits- 
nachweise, deren  Errichtung  der  Deputiertenkammer  am  28.  November  1907 
vorgelegte  Gesetzentwurf  bezweckt,  gegründet  sein  und  funktionieren  werden1. 

Um  den  Kontraktbruch  und  möglichst  auch  die  Streiks  zu  verhindern, 
wurde  bestimmt,  daß  derjenige  Kontrahent,  durch  dessen  Schuld  der  Kontrakt 
widerrechtlich  gelöst  würde,  dem  anderen  Kontrahenten  eine  Summe  zahlen 
muß  in  der  Höhe  eines  Monatslohnes,  wenn  es  sich  wie  bei  den  Reisarbeitern 
in  Piemont  und  der  Emilia  um  einen  auf  ein  Jahr  abgeschlossenen  Vertrag 
handelt,  oder  aber  in  der  Höhe  eines  Wochenlohnes,  wenn  der  Vertrag,  wie 
z.  B.  in  der  Niederlombardei,  auf  eine  kürzere  Zeit  abgeschlossen  wird.  Die 
Beurteilung,  wo  die  Schuld  liegt,  wird  dem  sog.  Schiedsausschuß,  wovon 
weiter  unten,  überlassen.  Zur  Garantie,  daß  der  Vertrag  eingehalten  wird,  hat 
der  Unternehmer  das  Recht,  einen  Teil  vom  Lohn,  welcher  aber  20°/o  des- 
selben nicht  übersteigen  darf,  zurückzuhalten;  dagegen  muß  er  eine  gleich 
große  Summe  hinterlegen,  die  als  Garantie  für  die  Arbeiter  dient.  Beide 
Summen  werden  dann  am  Schluß  der  ausbedungenen  Arbeit  von  beiden  Teilen 
abgehoben. 


1  Vgl.  Kap.  IV,  3. 
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Im  Todesfall  eines  Arbeiters  muß  der  Unternehmer  den  Erben  außer 
dem  verdienten  Lohn  auch  noch  eine  dem  Lohn  von  15  Tagen  gleiche 
Geldsumme  ausbezahlen.  Diese  Bestimmung  ergänzt  zum  Teil  das  Fehlen  eines 
Gesetzes  über  die  Versicherung  gegen  landwirtschaftliche  Unfälle. 

Alle  diese  angeführten  Bestimmungen  betreffen  sowohl  die  Ausjäte-  als 
auch  die  Mäharbeiten.  Die  Bestimmungen  hingegen,  welche  einige  Personen 
von  den  Arbeiten  ausschließen  und  einen  Maximalarbeitstag  festsetzen, 
wurden  nur  auf  die  Ausjätearbeiten  beschränkt,  da  man  von  dem  Prinzip 
ausging,  daß  das  Mähen  des  Reises  keine  spezielle  Schwierigkeit  bietet  im 
Vergleich  zu  anderen  analogen  landwirtschaftlichen  Arbeiten  und  es  somit 
ein  Unrecht  wäre,  die  Reismäharbeiter  vor  den  andern  Mäharbeitern  und 
sonstigen  Landarbeitern  zu  begünstigen. 

Von  den  Ausjätearbeiten  sind  die  Knaben  und  Mädchen  vor  dem 
vollendeten  1 4.  Jahre  und  die  Frauen  während  des  letzten  Monats  der  Schwanger- 
schaft und  des  ersten  Monats  nach  der  Geburt  des  Kindes  ausgeschlossen. 

Es  ist  zu  bedauern,  daß  die  Maximalgrenze  für  die  Annahme  der  Kinder 
mit  14  Jahren  festgesetzt  wurde  ohne  Unterschied  zwischen  Knaben  und 
Mädchen.  Ein  wirksamer  Sanitätsschutz  hätte  dazu  führen  sollen,  die  Knaben 
unter  15  Jahren  und  die  Mädchen  unter  18  Jahren  auszuschließen,  da  gerade, 
wie  wir  schon  erwähnt  haben,  diese  beiden  Altersstufen  den  Übergang  zur 
Geschlechtsreife  bilden.  Das  hätte  um  so  mehr  geschehen  sollen,  als  die 
Reiskulturuntersuchungskommission  den  Ausschluß  der  minderjährigen  Frauen 
von  der  Ausjätearbeit  beantragte  und  anderseits  das  Gesetz  von  1902  über 
die  Arbeit  der  Frauen  und  Kinder  von  den  ungesunden  Gewerben  die  Knaben 
unter  1 5  und  die  Frauen  unter  2 1  Jahren  ausschließt.  Die  auf  1 4  Jahre 
festgesetzte  Grenze  ist  nichts  anderes,  als  ein  Zugeständnis  an  die  Unter- 
nehmer, die  in  einer  Denkschrift  einstimmig  erklärten,  allein  den  Ausschluß 
der  Kinder  unter  13  Jahren  annehmen  zu  können. 

Ein  anderes  Zugeständnis,  das  man  den  Unternehmern  machte,  ist  die 
die  Arbeitszeit  betreffende  Bestimmung,  welche  jedoch  ohne  Zweifel  einen 
Fortschritt  bedeutet.  Nach  dem  Artikel  12  darf  die  Ausjätearbeit  nicht  vor 
Sonnenaufgang  beginnen  und  darf  9  Stunden  für  die  ortsansässigen  und 
10  Stunden  für  die  eingewanderten  Arbeiter  nicht  überschreiten.  Die  Ver- 
schiedenheit der  Arbeitszeit  nach  9  und  10  Stunden  kann  nur  dem  Unter- 
nehmer zugute  kommen,  da  dieser  ohne  Zweifel  eine  größere  Anzahl  einge- 
wanderte Arbeiter  anwerben  wird,  denn  diese  dürfen,  abgesehen  auch  davon, 
daß  sie  einen  geringeren  Lohn  beziehen,  gerade  nach  diesem  Gesetze  eine 
Stunde  länger  als  die  Ortsansässigen  arbeiten.  So  wird,  möchte  ich  sagen,  die 
Konkurrenz  zwischen  ortsansässigen  und  eingewanderten  Arbeitern  gerade  durch 
dieses  Gesetz  begünstigt.  Besser  wäre  es  gewesen,  die  einheitliche  neunstündige 
Arbeitszeit  einzuführen,  wie  solche  bereits  in  den  vom  obersten  Arbeitsrat 
formulierten  Gesetzentwurf  aufgenommen  war,  nicht  so  sehr,  um  die  Schwierig- 
keiten der  Anwendung  der  doppelten  Arbeitszeit  und  der  Aufsicht  zu  ver- 
meiden, wie  von  manchen  bemerkt  wurde,  als  vielmehr,  um  die  Konkurrenz 
zwischen  einheimischen  und  eingewanderten  Arbeitern  zu  verhindern  und 
andererseits  die  eingewanderten  Hilfsarbeiter,  von  denen  2/3  Frauen,  und  zwar 
1/i  Frauen  unter  2 1  Jahren  sind,  mehr  zu  schützen. 

Auch  die  Furcht  einer  allzu  großen  Last  für  die  Unternehmer  —  selbst 
wenn  man  im  Vergleich  mit  der  hygienischen  und  sozialen  Frage  der  Ein- 
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kommensfrage  des  Unternehmers  eine  allzugroße  Bedeutung  beimessen  wollte  — 
ist  mehr  scheinbar  als  wirklich,  oder  zum  wenigsten  ist  sie  nicht  so  groß,  als 
sie  sich  manche  vorstellen.  Es  ist  nämlich  bestätigt  worden  daß  die  Arbeiter 
gerade  in  den  ersten  Stunden  mit  Eifer  arbeiten,  während  sie  hingegen  bei 
vorgeschrittener  Tageszeit  und  speziell  in  den  schwülen  Stunden  des  Nach- 
mittags an  Fleiß  nachlassen  und  in  der  10.  oder  11.  Stunde  kaum  mehr  etwas 
Tüchtiges  leisten.  Der  Grund  ist  leicht  begreiflich,  wenn  man  die  Jahreszeit, 
die  unbequeme  Stellung  und  die  eintönige  Bewegung  der  Ausjätearbeit  in 
Betracht  zieht.  Die  Beschränkung  auf  9  Arbeitsstunden  würde  somit  die 
gut  verstandenen  Interessen  der  Landwirtschaft  nicht  gar  so  arg  treffen;  um 
so  mehr  als  der  Unternehmer  ja  eine  bestimmte  Lohnprämie  einführen  könnte, 
um  den  Arbeiter  zu  größerem  Fleiße  anzueifern,  indem  er  z.  B.  denjenigen 
einen  Zuschuß  gibt,  die  in  der  vorgeschriebenen  Arbeitszeit  einen  vorher 
bestimmten  Teil  des  Reisfeldes  ausjäten  werden,  eine  Gewohnheit,  die  schon 
bei  einigen  Unternehmern  besteht 

Es  muß  hier  erwähnt  werden,  daß  der  oberste  Gesundheitsrat  im  Jahre 
1903  sich  für  den  Achtstundentag  aussprach,  dann  aber  im  Jahr  1904  auf 
Grund  einer  Denkschrift  der  Unternehmer  und  nach  genauer  Prüfung,  in  der 
Absicht,  der  Landwirtschaft  größere  Zugeständnisse  zu  machen,  das  Maximum 
von  9  Stunden  annahm.  Der  oberste  Arbeitsrat  hingegen  hielt  immer  an  der 
Arbeitszeit  von  9  Stunden  fest 

Einer  der  Auswüchse  des  Arbeitsvertrages,  insbesondere  bei  den  durch 
einen  Vermittler  angeworbenen  Arbeitern,  ist  die  Gewohnheit,  die  durch  Un- 
wetter verlorenen  Arbeitsstunden  in  den  folgenden  Tagen  nachzuholen.  Dieser 
Gebrauch  ist  auch  durch  das  Gesetz  erlaubt,  nur  bestimmt  das  Gesetz,  daß 
der  Arbeitstag  nicht  länger  als  10  Stunden  dauern  darf.  In  Wirklichkeit 
betrifft  die  Erlaubnis  nur  die  einheimischen  Arbeiter,  da  ja  der  Norraalarbeits- 
tag  der  eingewanderten  Arbeiter  auf  10  Stunden  gesetzlich  festgesetzt  ist. 

Damit  es  sich  wirklich  um  das  Nachholen  der  verlorenen  Arbeitsstunden 
und  nicht  um  eine  versteckte  Verlängerung  der  Arbeitszeit  handelt,  bestimmt 
das  Gesetz,  daß  das  Nachholen  von  den  Arbeitern  selbst  gefordert  werden 
muß;  andererseits  verbietet  es,  daß  die  Arbeiter  nach  einer  zehnstündigen 
Ausjätearbeit  für  Überarbeiten  verwendet  werden  oder  sich  dazu  verpflichten 
können. 

Das  Gesetz  bestimmt  außerdem,  daß  der  Arbeitstag  von  Ruhepausen, 
deren  Zahl  und  Dauer  die  Provinzialreglements  bestimmen  werden,  unter- 
brochen werden  muß;  femer  muß  die  Arbeit  jede  Woche  durch  24  aufeinander 
folgende  Ruhestunden  unterbrochen  werden. 

3.  Die  Schiedsausschüsse.  Eine  neue  Institution  in  der  italienischen 
sozialen  Gesetzgebung,  welche  als  der  erste  Schritt  zu  der  so  sehr  gewünschten 
Einführung  der  landwirtschaftlichen  Gerichte*  bezeichnet  werden  kann,  ist  der 
sogenannte  Schiedsausschuß  (Commissione  di  Conciliazione),  welcher  durch 
dieses  Gesetz  eingeführt  wird. 

In  jeder  Gemeinde,  wo  Reis  gebaut  wird,  muß  jedes  Jahr  ein  Schieds- 
ausschuß gewählt  werden,  welcher  aus  5  Mitgliedern  besteht.  Von  diesen 
werden  2  von  den  Unternehmern,  und  2  von  den  einheimischen  und  ein- 


1  Vgl.  den  Beriebt  der  Untersuchungskommisston  S.  76. 
*  Vergl.  Kap.  IV,  1. 
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gewanderten  Reisarbeitern,  und  zwar  aus  den  Angehörigen  der  betreffenden 
Klassen  gewählt;  diese  Mitglieder  werden  commissari  genannt.  Das  fünfte 
Mitglied,  welches  den  Ausschuß  einzuberufen  und  den  Vorsitz  zu  führen  hat, 
muß  von  beiden  Parteien  oder  im  Falle  einer  Uneinigkeit,  von  dem  Kreis- 
gerichtspräsidenten gewählt  werden. 

Dem  Schiedsausschuß  darf  jede  individuelle  oder  allgemeine  Streitfrage 
zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  im  Gemeindegebiet  vorgelegt  werden, 
vorausgesetzt,  daß  dieselbe  sich  auf  Erklärung,  Anwendung  und  Ausführung 
der  vereinbarten  Vertragsbestimmungen  bezieht;  ausgeschlossen  ist  somit  die 
Regelung  der  Verhältnisse  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter,  die  im  Ver- 
trag nicht  berücksichtigt  wurden. 

Der  Ausschuß  fällt  nach  vorheriger  Untersuchung  tler  Frage  sein  Urteil. 
Wenn  es  einstimmig  gefällt  worden  ist,  so  ist  es  ohne  weiteres  rechtlich  ver- 
pflichtend und  wird  vom  Richter  von  Amtswegen  ausgeführt.  Gegen  dieses 
Urteil  sind  Anfechtungen  vor  dem  Gericht  nicht  zulässig.  Ist  das  Urteil  nicht 
einstimmig  gefällt  worden,  so  hat  es  keine  rechtliche  Wirbing  und  verpflichtet 
keine  der  beiden  Parteien;  es  bleibt  allein  ein  einfaches  Gutachten,  welches 
der  Ausschuß  abgegeben  hat,  und  dient  allenfalls  dazu,  die  Streitfrage  und 
die  Gründe  des  ungelösten  Konfliktes,  insbesondere  vor  der  öffentlichen 
Meinung,  näher  zu  beleuchten. 

Der  Schiedsausspruch  tritt  in  Streik-  und  Aussperrungsfällen  von  Amts- 
wegen nicht  ein;  er  wird  vom  Präsidenten  einberufen  auf  Verlangen  der 
Kommissäre ,  oder  der  streitenden  Parteien  oder  einer  von  diesen.  Die 
Partei,  welche  sich  weigert,  dem  Ausschusse  die  Untersuchung  der  Streitfrage 
zu  unterbreiten ,  kann  auf  Verlangen  der  anderen  Partei  zum  Verlust  der 
Kaution  und  auch  zu  einer  Entschädigung  vom  ordentlichen  Gericht  verurteilt 
werden. 

Der  Schiedsausschuß  ist  somit  kein  obligatorisches,  sondern  nur  ein 
fakultatives  Schiedsgericht;  jedoch  ist  vorgesorgt,  daß  der  gute  Wille  einer 
Partei,  eine  Streitfrage  demselben  vorzulegen,  durch  die  Weigerung  der  anderen 
Partei  nicht  illusorisch  gemacht  werden  könne.  Dazu  hat  das  Urteil  des 
Schiedsgerichts  nur  dann  Rechtskraft,  wenn  es  in  Einstimmigkeit  gefällt  wor- 
den ist. 

Die  Regeln  für  die  Wahl  der  Mitglieder  der  Schiedsausschüssc  sind  in 
der  Verordnung  vom  29.  März  1908  aufgestellt. 

Die  Wähler  werden  in  zwei  Klassen  eingeteilt:  Unternehmer  und  Reis- 
arbeiter. Zu  den  Unternehmern  gehören  alle  jene,  welche  den  Betrieb  selbst 
leiten  und  fremde  Arbeitskraft  anwenden.  Es  sind  somit  alle  verpachtenden 
Eigentümer,  femer  die  kleinen  selbstwirtschaftenden  Eigentümer,  welche  selbst 
oder  mit  ihren  Angehörigen  die  landwirtschaftlichen  Arbeiten  bewältigen,  sowie 
auch  die  Vermittler  zur  Anwerbung  der  Reisarbeiter  ausgeschlossen. 

Von  den  Arbeitern  haben  alle  jene  einheimischen  und  eingewanderten 
Arbeiter,  vom  2 1 .  Lebensjahre  angefangen,  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes, 
das  Wahlrecht,  welche  bis  zum  16.  März  einen  Vertrag  schriftlich  abgeschlossen 
haben,  bei  einem  Unternehmer  die  ganze  Saison  entweder  als  Ausjäte-  oder 
als  Erntearbeiter  zu  arbeiten. 

Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  die  Bestimmungen  des  Wahlrechts  der 
Reisarbeiter  auf  große  Schwierigkeiten  stößt.  Es  handelt  sich  um  fluktuierende 
Arbeitermassen,  zumeist  Jugendliche  und  Frauen,  die,  weil  von  verschiedenen 
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Gegenden  kommend,  sich  gar  nicht  kennen  und  meistenteils  schlecht  oder  gar 
nicht  organisiert  gind.  Einerseits  darf  man  also  das  Wahlrecht  nicht  allzusehr 
einschränken,  um  nicht  zu  viele  von  ihm  auszuschließen,  anderseits  darf  man 
es  nicht  zu  sehr  erweitern  und  ausdehnen,  um  nicht  eine  geregelte  Ausübung 
desselben  fast  unmöglich  zu  machen.  Nach  der  Verordnung  hätten  jene  ein* 
heimischen  Hilfsarbeiter,  die  nicht  die  ganze  Ausjäte-  oder  Emteperiode  bei 
demselben  Unternehmer  zubringen,  sondern  sich  von  Woche  zu  Woche  bei 
verschiedenen  Unternehmern  anwerben  lassen,  kein  Wahlrecht.  Nun  aber 
gehört  ein  großer  Teil  der  Arbeiter  gerade  dieser  Klasse  an.  Es  ist  kaum 
anzunehmen,  daß  diese  Arbeiter,  nur  um  das  Wahlrecht  zu  genießen,  die 
ganze  Saison  sich  bei  einem  und  demselben  Unternehmer  aufhalten  werden; 
anderseits  ist  es  auch  unmöglich,  vor  Beginn  der  Arbeiten  den  genauen  Bedarf 
an  Arbeitskräften  festzustellen,  und  je  nach  den  Erfordernissen  noch  vor  dem 
16.  März  zu  verteilen.  Infolgedessen  wird  schon  ein  großer  Teil  der  Arbeiter 
vom  Wahlrechte  ausgeschlossen. 

Der  oberste  Arbeitsrat  hatte  vorgeschlagen,  das  Wahlrecht  allen  Arbeitein, 
vom  14.  Lebensjahr  angefangen,  zu  verleihen.  Die  Festsetzung  des  Alters  von 
14  Jahren  wäre  dadurch  gerechtfertigt,  daß  im  neuen  Gesetze  über  den  Reisbau 
den  14  Jahre  alten  Reisarbeitern  die  Fähigkeit,  den  Vertrag  zu  schließen, 
zuerkannt  wird.  Jedoch  wäre  die  Verleihung  des  Wahlrechts  an  14  Jahre 
alte  Knaben  und  Mädchen  auffallend  geblieben.  Der  Schiedsausschuß  ist 
nämlich  eine  eigentliche  öffentlich-rechtliche  Behörde;  die  Bildung  einer  solchen 
setzt  aber  Erfahrung  und  Reife  des  Urteils  voraus,  die  bei  Kindern  nicht  zu 
erwarten  sind.  Auf  der  andern  Seite  aber  darf  nicht  geleugnet  werden,  daß 
die  Beschränkung  des  Wahlrechts  auf  die  Altersstufen  über  21  Jahre,  wie  es 
in  der  Verordnung  geschieht,  die  Zahl  der  Wähler  stark  herabdrückt,  denn 
mehr  als  40%  der  Reisarbeiter  sind  minderjährig. 

Zu  Mitgliedern  des  Schiedsausschusses  sind  nur  solche  wählbar,  die,  im 
Alter  von  25  Jahren,  lesen  und  schreiben  können  und  in  der  betreffenden 
Gemeinde  wahlberechtigt  sind. 

Die  Vertreter  der  Unternehmer  werden  am  ersten  Sonntag  im  Mai  ge- 
wählt, diejenigen  der  Arbeiter  am  ersten  Sonntag  nach  Beginn  der  Arbeiten, 
und  nicht  später  als  am  20.  Juni.  Die  Wahlen  werden  jedes  Jahr  neu  vor- 
genommen, und  der  Schiedsausschuß  funktioniert  von  einer  Wahl  zur 
andern. 

Wie  man  aus  dem  Vorstehenden  ersieht,  finden  sich  die  eingewanderten 
Reisherbstarbeiter  bei  der  Wahl  der  Vertreter  der  Arbeiterschaft  in  einer  eigen- 
tümlichen Lage.  Diese  können  sich  das  Wahlrecht  verschaffen,  wenn  sie  vor 
dem  16.  März  bei  einem  Unternehmer  einen  Arbeitsvertrag  abschlössen.  Aber 
nicht  alle  Arbeiter  wissen  schon  im  März,  ob  und  bei  welchem  Unternehmer 
sie  im  August  arbeiten  werden.  Und  auch  jene,  welche  es  wissen  und  den 
Vertrag  abgeschlossen  haben,  würden  sich  schwerlich  von  ihrem  Wohnsitz  nach 
der  in  Frage  kommenden  Gemeinde  begeben,  um  an  den  Wahlen  teilzu- 
nehmen. 

Die  Schiedsausschüsse  werden  zum  ersten  Male  im  Jahre  1909  gebildet 
werden;1  aus  den  gemachten  Ausführungen  wird  man  sofort  schließen,  daß 
ihre  Bildung  notwendigerweise  auf  große  Schwierigkeiten  stoßen  muß. 

*  Die  betreffende  Ausführungsverordnung  wurde  zu  spöt  fürs  Jahr  1908  veröffentlich*. 
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Welches  wird  der  Erfolg  dieser  Einrichtungen  sein?  Werden  sie  die 
Konflikte  unter  den  Reisarbeitern  vermindern  und  abschwächen  können?  Bis 
jetzt  kann  man  darüber  absolut  kein  Urteil  fällen.  Der  Zweck  dieser  Aus- 
schüsse ist  kein  anderer,  als  die  Streitigkeiten  auf  gütlichem  Wege  beizulegen, 
dabei  hängt  aber  alles  von  dem  Vertrauen  ab,  das  die  einzelnen  Parteien  und 
speziell  die  Arbeiterpartei  in  diese  Ausschüsse  setzen  wird. 

Übrigens  handelt  es  sich  hier  nur  um  einen  Versuch  in  der  Gesetz- 
gebung, der  um  so  schwieriger  sich  gestaltet,  als  eine  diesbezügliche  Erfahrung 
seither  vollständig  mangelt.  Aber  die  Erfahrung  wird  nicht  ausbleiben  und 
wird  dann  auf  Grund  von  Erörterungen,  Studien  und  Vergleichen  die  not- 
wendig gewordenen  Änderungen  und  Ergänzungen  lehren.  Außerdem  werden 
diese  Ausschüsse  den  Weg  bahnen  für  andere  ähnliche,  in  größerem  Stile  ge- 
haltene Einrichtungen,  welche  sich  nicht  allein  auf  die  Reisarbeitsverträge 
erstrecken,  sondern  auch  auf  alle  anderen  ländlichen  Arbeitsverträge.  Ich 
meine  damit  die  Landwirtschaftsgerichte  mit  schiedsrichterlichen  Funktionen 
(probiviri  agricoli),  die  von  allen  Seiten  in  Italien  dringend  gefordert  werden. 

Der  Artikel  27  des  neuen  Gesetzes  sagt  ausdrücklich,  daß  diese  Gemeinde- 
schiedsausschüsse für  die  Reisarbeiten  nur  so  lange  zu  bestehen  haben,  bis 
die  genannten  Landwirtschaftsgerichte  ins  Leben  gerufen  sein  werden. 
Die  Schiedsausschüsse  bilden  also  auch  nach  dem  Gesetze  die  Übergangsstufe, 
deren  größter  Vorteil  wohl  darin  bestehen  wird,  daß  sie  zur  Sammlung  von 
Erfahrungen  dienen. 


Kapitel  III.   Die  Kollektivpachtverträge. 

I.  Die  Kollektivpachtverträge  im  allgemeinen. 

Der  Kollektivpachtvertrag  (affitto  collettivo)  ist,  worauf  schon  der 
in  Italien  allgemein  übliche  Name  hinweist,  ein  Pachtvertrag,  welcher  unmittelbar 
zwischen  dem  Grundeigentümer  und  einer  Gesellschaft  von  Landarbeitern  ab- 
geschlossen wird. 

Ist  das  gemeinsame  Merkmal  aller  dieser  Gesellschaften  die  Beseitigung 
des  Großpächters,  so  unterscheiden  sie  sich  in  zwei  wirtschaftlich  wesentlich 
verschiedene  Formen,  je  nach  der  verschiedenen  wirtschaftlichen  Funktion  des 
Großpächters,  an  dessen  Stelle  die  Gesellschaft  tritt.  Wo  ein  Großgut  in 
kleine  Betriebe  zerlegt  ist,  von  denen  jeder  an  eine  Landarbeiterfamilie  ver- 
pachtet wird,  dort  hat  der  Großpächter  nur  die  eine  Funktion,  einerseits  den 
Pachtvertrag  für  das  ganze  Gut  abzuschließen  und  dem  Besitzer  eine  ent- 
sprechende Kaution  in  Geld  zu  erlegen,  anderseits  das  Gut  in  kleinen  Be- 
trieben den  Landarbeiterfamilien  in  Afterpacht  zu  geben.  Der  Gewinn  des 
Großpächters  besteht  in  der  Differenz  zwischen  dem  dem  Besitzer  bezahlten 
Pachtgelde  und  den  von  den  Afterpächtern  bezogenen  Afterpachtpreisen. 
Dann  hat  die  Gesellschaft  der  Landarbeiter  den  Zweck,  den  Mitgliedern  die 
Möglichkeit  zu  gewähren,  den  Pachtvertrag  für  das  ganze  Großgut  unmittelbar 
mit  dem  Besitzer  zu  schließen  und  durch  die  Beseitigung  des  Großpächter- 
gewinnes einen  niedrigeren  Afterpachtpreis  zu  erzielen.  Jeder  Afterpächtcr 
wirtschaftet  dann  in  seinem  Betriebe  ganz  unabhängig  sowohl  von  der  Ge- 
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sellschaft  als  auch  von  den  einzelnen  Mitgliedern,  sofem  er  nur  den  Bedin- 
gungen des  Afterpachtvertrages  nicht  zuwiderhandelt.  In  diesem  Falle  sprechen 
wir  von  einer  landwirtschaftlichen  Pachtgesellschaft. 

Ist  der  Großpächter  ein  eigentlicher  landwirtschaftlicher  Unternehmer, 
und  sind  die  Landarbeiter  nichts  anderes  als  Tagelöhner,  so  ist  die  Gesellschaft 
der  Landarbeiter,  welche  an  die  Stelle  des  Großpächters  tritt,  eigentliche  Unter- 
nehmerin des  landwirtschaftlichen  Betriebes:  eine  solche  Gesellschaft  nennen 
wir  landwirtschaftliche  Betriebsgesellschaft. 

Die  Pachtgesellschaft  unterscheiden  wir  in  zwei  Unterarten,  welche  nicht 
unerhebliche  Verschiedenheiten  voneinander  zeigen. 

Die  erste  Unterart:  Die  auf  einem  Gute  schon  ansässigen  Afterpächter 
vereinigen  sich,  um  das  von  ihnen  besiedelte  Gut  unmittelbar  vom  Besitzer  zu 
pachten.  Zu  diesem  Zwecke  errichten  sie  einen  Verein,  in  welchem  sie  sich 
mit  unbeschränkter  Haftpflicht  gegenseitig  verbürgen,  und  einen  nicht  zins- 
tragenden Geschäftsanteil  erwerben,  um  das  Einlagekapital  zu  bilden.  Das 
Einlagekapital  und  die  unbeschränkte  Haftpflicht  der  Mitglieder  sollen  die 
Bürgschaft  leisten,  sowohl  dem  Besitzer  für  die  Erfüllung  der  Bedingungen  des 
Pachtvertrages,  als  auch  dem  Gläubiger,  welcher  die  für  die  Vertragskosten 
und  die  zu  erlegende  Kaution  notwendigen  Geldmittel  darleiht. 

Diese  Vereine  sind  als  Gesellschaften  konstituiert,  nicht  nach  dem  Handels- , 
sondern  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  (sog.  zivilrechtliche  Gesellschaft); 
sie  sind  keine  Genossenschaften  im  Sinne  des  italienischen  Rechts.  Man  hat 
für  diese  Vereine  die  Form  einer  zivilrechtlichen  Gesellschaft  gewählt,  weil 
nach  dem  italienischen  Handelsgesetzbuch  die  Genossenschaften  keine  be- 
schränkte Zahl  von  Mitgliedern  und  keine  unbeschränkte  Haftpflicht 
haben  dürfen;  ferner  will  man  dadurch  die  umständlichen  Formalitäten  um- 
gehen, deren  Beachtung  das  Gesetzbuch  den  eingetragenen  Genossenschaften 
vorschreibt.    Diese  Gesellschaften  nennen  wir  Pachtvereine1. 

Die  andern  Pachtgesellschaften  sind  eingetragene  Genossenschaften:  wir 
nennen  sie  deshalb  Pachtgenossenschaften  in  engerem  Sinne  zum  Unter- 
schied von  den  Pachtvereinen.  Der  Unterschied  ist  aber  nicht  nur  ein  recht- 
licher, sondern  auch  ein  wirtschaftlicher.  Es  ist  nämlich  nicht  mehr  die 
beschränkte  Zahl  der  Afterpächter,  die  einzig  das  schon  von  ihnen  bebaute 
Gut  unmittelbar  pachten  wollen,  welche  die  Pachtgesellschaft  bildet;  sondern 
eine  beliebige,  unbeschränkte  Zahl  von  Landarbeitern  bilden  eine  Genossenschaft 
mit  dem  Zwecke,  in  Konkurrenz  mit  den  Großpächtem  Güter  zu  pachten  und 
den  Mitgliedern  in  Afterpacht  zu  geben.  Die  Verteilung  des  Gutes  bezw.  der 
Güter  wird  ex  novo  gemacht,  und  zwar  so,  daß  womöglich  jedem  Mitglied 
ein  Stück  Boden  zufällt.  Ist  die  Zahl  der  Mitglieder  zu  gering  im  Verhältnis 
zu  den  gepachteten  Gütern,  so  wird  der  übrig  gebliebene  Boden  an  andere 
Familien  unter  den  gewöhnlichen  Bedingungen  afterverpachtet;  ist  dagegen  die 
Zahl  der  Familien  beträchtlich  größer  als  die  Zahl  der  möglichen  Kleinbetriebe, 
so  werden  die  Familien,  an  welche  die  Betriebe  weiter  verpachtet  werden  sollen, 
durchs  Los  gewählt.  In  diesem  Falle  darf  das  Mitglied,  welchem  ein  Stück 
Boden   zugeteilt  wurde,  den  Afterpachtvertrag  nach  Ablauf  desselben  nicht 

*  Mehrere  Pachtvereine,  insbesondere  der  Mittellombardei,  werden  in  der  Broschüre  von 
G.  Molteni,  Gli  affitti  coltettivi  usw.,  Mailand  1905,  dargestellt. 
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erneuern,  sondern  an  seiner  Stelle  hat  ein  anderes,  auch  durch  das  Los  ge- 
wühlte Mitglied  einzutreten,  welchem  bei  der  ersten  Verteilung  kein  Boden  zufiel. 

In  diesem  Zustand  befindet  sich  bis  jetzt  nur  eine  einzige  Genossenschaft1. 
Alle  anderen  Pachtgenossenschaften  treten  ins  Leben  mit  einer  be- 
schränkten Zahl  von  Mitgliedern,  die  der  Zahl  der  Betriebe  entspricht,  in 
welche  das  Gut,  dessen  Pacht  die  Genossenschaft  schon  in  Aussicht  genommen 
hat,  geteilt  werden  kann.  Nimmt  dann  die  Zahl  der  Mitglieder  zu,  so  doch 
nur  nach  der  Möglichkeit,  andere  Güter  zu  pachten  bzw.  nach  der  Zahl  der 
Betriebe,  in  welche  die  neuen  Güter  eingeteilt  werden  können.  Diese  bewußte 
Beschränkung  der  Mitgliederzahl,  durch  welche  diese  die  Zahl  der  der  Ge- 
nossenschaft zur  Verfügung  stehenden  Betriebe  nicht  überschreitet,  ist  an  und 
für  sich  eine  Umgehung  des  Gesetzes,  sie  ist  aber  dadurch  ermöglicht,  daß 
ein  neues  Mitglied  nur  mit  der  ausdrücklichen  Zustimmung  der  Genossen- 
schaft angenommen  werden  darf. 

Manche  Pachtgenossenschaften  sind  zugleich  Einkaufs-  und  Absatzgenossen- 
schaften, andere  dagegen,  wie  auch  die  Pachtvercine,  treiben  kein  festes  ge- 
nossenschaftliches Kauf-  und  Verkaufsgeschäft;  nur  besorgen  sie  jedesmal  für 
die  Mitglieder  den  gemeinsamen  Kauf  von  Saatgut,  Kunstdünger  und  sonstigen 
landwirtschaftlichen  Bedarfsartikeln;  in  derselben  Weise  besorgen  sie  auch  den 
gemeinsamen  Verkauf  der  von  den  Mitgliedern  erzeugten  Produkte. 

Die  Betriebsgesellschaften  sind  auch  eingetragene  Genossenschaften:  wir 
können  sie  also  auch  Betriebsgenossenschaften  nennen.  Sie  übernehmen 
nicht  nur  den  eigentlichen  Ackerbau,  sondern  auch  das  Trockenlegen,  Ein- 
dämmen, Umbrechen  usw.  von  Moor-  und  Ödlandereien;  deshalb  nennen  wir 
sie  besser  mit  einem  umfassenden  Wort  landwirtschaftliche  Betriebsgenossen- 
schaften, als  Produktivgenossenschaften,  welche  gewöhnlich  auf  die  Herstellung 
von  Produkten  hinweisen. 

Diese  sind  nur  in  der  Emilia,  Romagna  und  vereinzelt  in  Venetien,  also 
auf  den  Gebieten  der  überschüssigen,  ländlichen  Arbeitskraft,  entstanden,  und 
zwar  zu  dem  Zwecke,  die  Arbeitslosigkeit  zu  bekämpfen.  Die  Mitglieder  sind 
nicht  fortdauernd  in  dem  Betriebe  bezw.  in  den  verschiedenen  Betrieben  der 
Genossenschaft  beschäftigt,  was  schon  um  deswillen  unmöglich  ist,  weil  die 
Mitgliederzahl  größer  ist,  als  es  dem  Bedarf  an  Arbeitskräften  in  den  betreffen- 
den Betrieben  entspricht;  vielmehr  beobachten  sie  in  der  Beschäftigung  eine 
gewisse  Reihenfolge,  damit  jedes  Mitglied  eine  gleiche  Zahl  von  Arbeitstagen 
für  die  Genossenschaft  in  einem  Jahre  arbeite.  Die  Arbeitstage  werden  nach 
dem  üblichen  Lohn  bezahlt3:  die  Gewinne  werden  unter  die  Mitglieder  nach 
dem  Betrag  der  erworbenen  Geschäftsanteile  verteilt,  nach  Abzug  der  Quote 
für  den  Reservefonds  und  sonstiger  Quoten  3. 

i  Die  Cooperativa  braccianti  del  Comune  di  Ravenna. 

*  Von  den  verschiedenen  interessanten  Eigentümlichkeiten  solcher  Genossenschaften, 
möchte  ich  nur  eine  einzige  hervorheben,  und  zwar  die  Art  der  Entlohnung  der  Genossen- 
schaft von  Altedo  (Provinz  Bologna).  Der  größte  Teil  der  im  Jahr  geleisteten  Arbeitstage 
wird  nicht  in  barem  Geld  bezahlt,  sondern  in  Gutscheinen,  welche  von  den  Kleinhändlern 
des  Dorfes  anerkannt  und  als  Kaufmittel  angenommen  werden.  Die  Kleinhändler  geben  also 
der  Genossenschaft  ein  Darlehen,  das  diese  nach  dem  Verkauf  der  Produkte  zurückzahlt. 

3  Einen  Einblick  in  die  Bedeutung  solcher  Gesellschaften  mögen  die  folgenden  Ziffern 
geben,  welche  die  Zahl  der  Mitglieder,  die  Ausdehnung  der  gepachteten  Güter  (jedoch  ohne 
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Nachdem  wir  so  die  verschiedenen  Formen  der  Gesellschaften  für  Kol- 
lektivpachtverträge nach  ihren  wesentlichen  Grundzügen  zu  unterscheiden  ver- 
sucht haben,  wollen  wir  die  zwei  Gesellschaften,  die  in  der  Niederlombardei 
entstanden  sind,  näher  betrachten. 

Die  agrarische  Bewegung  von  1901  — 1902  führte  die  Großpächter  bezw. 
die  Besitzer  zu  einer  Beschränkung  der  Arbeitskräfte.  In  der  Niederlombardei 
wurden,  wie  gesagt,  in  größerem  Umfange  Maschinen  eingeführt,  und  die  Ar- 
beiten, zu  welchen  menschliche  Arbeitskraft  erforderlich  war,  auf  das  notwendigste 
beschränkt.  In  der  Mittellombardei,  wo  der  Boden  an  Kolonen  (Teilbauern) 
in  kleinen  Betrieben  verpachtet,  bezw.  afterverpachtet  wird,  wurden  viele  Kolonen, 
insbesondere  diejenigen,  die  sich  an  der  Bewegung  am  eifrigsten  beteiligt  hatten, 
entlassen;  wo  die  entlassenen  Kolonen  durch  andere  nicht  ersetzt  wurden, 
wurden  die  Einzelbetriebe  vergrößert  und  weniger  Kolonen  zugeteilt.  Wenn 
aber  die  in  der  Niederlombardei  entlassenen  Landarbeiter  einen  Ausweg  fanden, 
indem  sie,  wie  auch  schon  angedeutet,  in  die  Stadt  oder  in  Industriedörfer 
abwanderten,  zogen  von  den  Kolonen  der  Mittellombardei,  in  welchen  die  bei 
ihnen  übliche  Agrarverfassung  eine  gewissermaßen  ererbte  Hinneigung  zum 
Ackerbau,  zur  zweiten  Natur  gemacht  hatte,  nur  verhältnismäßig  wenige  in  die 


"Rücksicht  auf  die  Intensität  ihrer  Bewirtschaftung)  und  den  Betrag  der  Pachtpreise  einiger 
Gesellschaften  zur  Darstellung  bringen : 


1 

1 

I     Name  der  Gesellschaft 

Art 

der  Gesellschaft 

Mit- 
gteder 

Gepachtete 
Fläche 
ha 

Pachtprets 
Lire 

!  Cooperativa  agricola  di  Fab- 

Betriebs- 

brico (Emilien) 

i 

genossenschaft 

47' 

'3° 

9100 

.  Cooperativa  agricola  di  Moli- 

nella  (Emilien) 

» 

557 

476 

41  900 

j    Cooperativa  braccianti  di 

Pacht- 

Ravenna (Emilien) 

genossenschaft 

3010 

260 

23400 

!     Cooperativa  agricola  di 

di  Calvenzano  (Lombardei) 

» 

141 

116 

19  600 

i  Societa  Probi  Contadini  di 

Treviglio  (Lombardei) 

Pachtverein 

120 

54« 

48000 

Cooperativa  agricola  dt 

Pacht- 

Piana dei  Greci  (Sizilien) 

genossenschaft 

? 

1800 

So  700 

1     Cooperativa  agricola  dt 

Marsala  (Sizilien) 

-» 

730 

3389 

176  206 

I  Cooperativa  agricola  Monte 

S.  Giuliano  (Sizilien) 

» 

1283 

3292 

135  000 
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Stadt,  der  größte  Teil  derselben  suchte  vielmehr,  noch  in  der  Landwirtschaft 
beschäftigt  zu  werden.  Unter  diesen  Umständen  gründeten  die  Sozialdemokraten 
und  noch  mehr  die  christlichen  Demokraten,  wo  es  möglich  war,  Pachtge- 
nossenschaften, um  den  arbeitslosen  Landarbeitern,  insbesondere  den  mittel- 
lombardischen  Kolonen,  Boden  zur  Bebauung  zu  gewähren,  und  um  zugleich 
den  Großpächter  zu  beseitigen. 

Von  diesen  Pachtgenossenschaften  wurden  zwei  auch  in  der  Nieder- 
lombardei gebildet,  und  zwar  auf  dem  Übergangsgebiet,  zu  Pozzolo  Martesana 
und  zu  Bellinzago  Lombardo,  zwei  kleinen,  nicht  sehr  weit  voneinander  ent- 
fernten Dörfern.  Sie  wurden  beide  auf  Anregung  der  mailändischen  Camera 
di  Lavoro1,  und  mit  gleichlautenden  Satzungen  gebildet. 

Laut  Artikel  4  der  Satzungen  bezwecken  die  Genossenschaften: 

1.  das  Pachten  von  Gütern,  um  dieselben  entweder  in  kleinen  Betrieben 
den  Mitgliedern  in  Afterpacht  zu  geben,  oder  durch  die  Mitglieder 
als  Lohnarbeiter  in  einer  eigentlichen  Unternehmung  zu  bewirtschaften; 

2.  die  Übernahme  von  Landarbeiten,  wie  Umbrechen,  Eindämmen  und 
desgleichen  mehr; 

3.  das  Einkaufen  von  Maschinen,  Saatgut,  Dünger  usw.,  um  die  land- 
wirtschaftlichen Bedarfsartikel  den  Mitgliedern  zu  den  billigsten  Preisen 
zu  liefern; 

4.  das  Verkaufen  von  Erzeugnissen  des  Stalles,  des  Feld-,  Wein-  und 
Gartenbaues ; 

5.  die  Verarbeitung  der  von  den  Mitgliedern  eingelieferten  Milch  und 
den  Absatz  der  aus  der  Milch  gewonnenen  Produkte,  Butter  und  Käse; 

6.  den  Einkauf  der  gewöhnlichen  Lebensmittel  und  ihren  Verkauf  an  die 
Mitglieder. 

Nach  der  Satzung  umfaßt  also  der  Zweck  der  Genossenschaften  alle 
Zweige  des  landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens  mit  Ausnahme  der 
Kreditbeschaffung.  Die  Genossenschaften  wären  also  zu  gleicher  Zeit  im  oben 
angegebenen  Sinne  (Ziffer  1  und  2)  Pacht-  und  Betriebsgenossenschaften, 
(Ziffer  3  und  4)  Einkaufs-  und  Absatzgenossenschaften,  (Ziffer  5)  Pro- 
duktivgenossenschaften  und  endlich  (Ziffer  6)  Konsumgenossenschaften.  Da- 
neben würde  nach  demselben  Art.  4  der  Satzung  zum  Zwecke  der  Genossen- 
schaften auch  eine  Tätigkeit  gehören,  welche  dem  Wesen  der  Genossenschaft 
eigentlich  fremd  ist,  ja  sogar  ihm  widerspricht,  nämlich  Kaufen  und  Verkaufen 
von  Grundstücken.  Dieses  Geschäft  darf  nicht  als  genossenschaftlich  bezeichnet 
werden,  weil  die  gekauften  Grundstücke  nicht  den  Mitgliedern,  sondern  dritten 
Personen  verkauft  werden  sollen,  und  zwar  mit  dem  ausdrücklichen  Zweck, 
die  Gewinne  der  Gesellschaft  möglichst  zu  vermehren.  In  volkswirtschaftlichem 
Sinne  wäre  also  eine  solche  Gesellschaft  als  eine  gemischte  zu  bezeichnen,  welche 
neben  eigentlichen  genossenschaftlichen  Funktionen  auch  eine  rein  spekulative 

»  Die  italienischen  Camerc  di  Lavoro  entsprechen  den  geplanten  deutschen  Arbeits- 
kammern nicht,  sondern  den  französischen  Bourses  de  Travail  oder  den  deutschen  Ge- 
werkschaftskartellcn ;  sie  sind  mehr  oder  weniger  sozialistisch  gesinnt,  wenn  sie  sich  auch 
neutral  nennen.  Cfr.  Pinardi-Schiavi.  Die  italienischen  Arbeitskammern.  (Schriften  der  Ge- 
sellschaft für  Soziale  Reform,  Heft  14.) 
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Funktion  erfüllt.  In  juristischem  Sinne  aber  kann  dieselbe  noch  als  eine  eigent- 
liche Genossenschaft  angesehen  werden,  da  das  italienische  Handelsgesetzbuch  nur 
die  folgenden  Bedingungen  für  die  Genossenschaften  bestimmt:  unbeschränkte 
Zahl  der  Mitglieder;  beschränkte  Haftpflicht  derselben;  höchster  Betrag  einer 
Aktie  100  Lire;  höchster  Gesamtbetrag  der  Aktien  im  Besitz  eines  Mitgliedes 
5000  Lire;  Recht  jedes  Mitgliedes  nur  auf  eine  Stimme  ohne  Berücksichtigung 
der  von  ihm  besessenen  Aktien;  Abhängigkeit  der  Annahme  eines  Mitglieds 
von  der  ausdrücklichen  Einwilligung  der  Gesellschaft. 

Obwohl  aber  die  Gesellschaften  in  ihren  Satzungen  alle  die  angedeuteten 
Zwecke  sich  vorgesteckt  haben,  erfüllen  sie  in  Wirklichkeit  die  einzige  Funktion, 
Gut  zu  pachten  und  dasselbe  an  die  Mitglieder  zu  afterverpachten. 
Die  Funktionen  einer  Betriebs-,  Produktiv-,  Einkaufs-,  Absatz-  oder  Konsum- 
genossenschaft, sowie  auch  der  Grundstückskauf  und  -Verkauf  werden  gar  nicht 
ausgeübt.  Wir  zählen  sie  deshalb  einfach  zu  den  eigentlichen  Pachtgenossen- 
schaften. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  ist,  gemäß  dem  italienischen  Recht,  unbeschränkt; 
Mitglied  dürfen  nur  diejenigen  werden,  die  18  Jahre  alt,  Landarbeiter  und 
zugleich  Mitglieder  der  Landarbeitergewerkschaft  sind1;  Frauen  werden  auch 
aufgenommen.  Das  Mitglied  hat  ein  Eintrittsgeld  von  5  Lire  einzuzahlen  und 
wenigstens  einen  Geschäftsanteil  von  50  Lire  zu  erwerben;  dieser  kann  durch 
Ratenzahlungen  von  mindestens  12  Lire  pro  Jahr  erworben  werden.  Kein 
Mitglied  darf  mehr  als  50  Geschäftsanteile  (2500  Lire)  besitzen;  kommen  ihm, 
durch  Erbschaft  oder  sonstwie,  mehr  zu,  so  ist  es  verpflichtet,  den  Oberschuß 
im  Verlaufe  eines  Jahres  zu  veräußern. 

Jede  Genossenschaft  wird  geleitet  durch  die  Hauptversammlung  der  Mit- 
glieder, die  wenigstens  zweimal  im  Jahre,  zur  Beratung  des  Voranschlages  und 
des  Ausgabebudgets,  zusammentreten,  und  den  Verwaltungsrat.  Dieser  besteht 
aus  einem  Präsidenten,  einem  Vizepräsidenten  und  fünf  Verwaltungsräten ;  sie 
werden  von  der  Hauptversammlung  auf  zwei  Jahre  gewählt.  Sie  haben  keine 
Kaution  zu  stellen,  sind  aber  gegenseitig  unbeschränkt  und  solidarisch 
der  Genossenschaft  haftbar.  Außer  dem  Verwaltungsrat  wählt  die  Haupt- 
versammlung fünf  Rechnungsrevisoren  (drei  wirkliche,  zwei  stellvertretende),  — 
Collegio  dei  Sindaci  —  welche  den  Verwaltungsrat  zu  kontrollieren  haben, 
und  drei  Vertrauensmänner  —  Comitato  dei  Probiviri  — ,  welche  über  alle 
Streitfragen  betr.  Aufnahme  bezw.  Ausschließung  von  Mitgliedern  zu  entscheiden 

1  Eine  solche  Bedingung  (Mitglied  einer  Gewerkschaft  zu  sein)  für  die  Aufnahme  in 
eine  Genossenschaft  kommt  sehr  oft  vor,  und  zwar  aus  folgendem  Grunde.  Die  Errichtung 
von  Genossenschaften  in  den  Arbeiterkreisen  wurde  von  den  Sozial-  und  Christlichdemokraten 
gefordert,  auch  zum  Zwecke  der  Förderung  der  von  ihnen  ins  Leben  gerufenen  Gewerkschaften, 
indem  der  besondere  und  tatsächlich  starke  Anreiz,  der  den  Arbeiter  zum  Eintritt  in  die  Ge- 
nossenschaft führt,  dahin  wirken  sollte,  denselben  Arbeiter  zum  Eintritt  in  die  Gewerkschaft, 
als  notwendige  Vorraussetzung  für  die  Annahme  in  der  Genossenschaft,  zu  führen.  Diese 
Maßnahrae  hat  ohne  Zweifel  ihre  Wirkung  gehabt;  sje  vermochte  aber  nicht  zu  verhindern, 
daß  manche  Gewerkschaften  insbesondere  die  Landarbeitergewerkschaften  sich  auflösten,  weil 
die  Mitglieder  der  Genossenschaften  nur  den  geringsten  Teil  der  Mitglieder  der  Gewerkschaft 
bilden  konnten.  Für  die  Pachtgenossenschaften,  die  wir  betrachten,  steht  diese  Bestimmung 
gegenwärtig  lediglich  auf  dem  Papier,  da  es  auf  dem  Übergangsgebiet  der  Xiederlombardei 
eine  Landarbeiterorganisation  nicht  mehr  gibt. 

Rovelli,  Die  Agrarrerf.  der  Xiederlombardei.  13 
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haben,  und  zwar,  ohne  daß  Berufung  dagegen  möglich  wäre.  Sowohl  zu 
Rechnungsrevisoren  als  auch  zu  Vertrauensmännern  dürfen  auch  Nichtmitglieder 
gewählt  werden.  Außerdem  hat  die  Genossenschaft  einen  Kassier  und  einen 
Sekretär;  der  Kassier  ist  kein  eigentlicher  Beamter,  sondern  eine  wohlhabende, 
gegen  die  Genossenschaft  gut  gesinnte  Person  des  Dorfes,  welcher  nur  die 
Barauslagen  erstattet  werden Die  Funktionen  des  Sekretärs  werden  bei  beiden 
Genossenschaften  von  einer  Person  gemeinsam  erfüllt ;  es  ist  ein  Beamter  der 
Stiftung  Umanitaria  in  Mailand;  demselben  wird  von  jeder  Genossenschaft 
ein  GehaJt  von  400  Lire  pro  Jahr  gezahlt. 

Der  Reingewinn  wird  nach  der  Satzung,  wie  folgt,  verteilt: 
20°/0  kommen  zum  Reservefonds,  solange  derselbe  die  Hälfte  des  Ein- 
lagekapitals (welches  aus  den  Geschäftsanteilen  und  den  Eintrittsgeldern  besteht), 
nicht  erreicht  hat;  von  da  an  darf  der  dem  Reservefonds  zugewiesene  Anteil 
entweder  aufgehoben  oder  herabgesetzt  werden ;  5  °/0  fließen  den  Beamten  zu, 
10%  den  Verwaltungsräten  und  Rechnungsrevisoren;  30%  werden  dem  Unter- 
stützungsfonds für  kranke  Mitglieder  zugeführt,  1 5  °/0  für  Propaganda  ange- 
wendet2; 20°/0  (bezw.  35  %  nach  der  Aufhebung  des  Propagandafonds)  werden 
unter  die  Arbeiter,  die  in  dem  Betriebe  beschäftigt  wurden,  verteilt,  und  zwar 
ohne  Unterschied  zwischen  Mitgliedern  und  sonstigen  Arbeitern.  Der  Anteil 
der  einzelnen  Arbeiter  berechnet  sich  nach  der  Zahl  der  in  Afterpacht  bewirt- 
schafteten pertiche  Boden,  bezw.  der  auf  genossenschaftliche  Arbeiten  ver- 
wendeten Arbeitstage  3. 

Die  Geschäftsanteile  tragen  weder  Zinsen  noch  Dividende. 

Hieraus  ergibt  sich,  daß  die  Mitglieder  dieser  Genossenschaften  keinen 
direkten  Vorteil  haben  vom  Erwerb  der  Geschäftsanteile,  nicht  nur  weil  die 
Geschäftsanteile  weder  Zinsen  noch  Dividende  bringen,  sondern  auch  weil  das 
Einlagekapital,  der  Reservefonds  und  sonstiges  Eigentum  der  Gesellschaft,  auch 
im  Falle  der  Auflösung  derselben  unter  die  Mitglieder  nicht  verteilt  werden 
darf.  Auch  haben  die  Mitglieder  als  Arbeiter  keinen  Vorteil  andern  Arbeitern 
gegenüber,  die  von  der  Pachtgenossenschaft  irgendwie  beschäftigt  werden,  weil 
die  20°/0ige  Quote  des  jährlichen  Reingewinnes  unter  alle  beschäftigten  Arbeiter 
verteilt  wird  ohne  Berücksichtigung  der  Mitgliedschaft.  Der  eigentliche  Vorteil 
der  Mitglieder,  abgesehen  von  dem  Krankenunterstützungsfonds,  welcher  nicht 
zum  wesetlichen  Zweck  der  Genossenschaft  gehört,  ist  der,  daß  durch  die  Ge- 
nossenschaft das  Mitglied  ein  Stück  Boden  zur  Selbstbewirtschaftung  erhält, 
dessen  Reinertrag  ihm  zukommt.  Das  ist  schon  ein  gar  nicht  zu  unter- 
schützender Vorteil,  zumal  in  einer  Konjunktur  von  Arbeitslosigkeit.  Dieser 
Vorteil  erscheint  noch  größer,  wenn  man  auch  die  Wirkung  der  Genossenschaft 

«  Bei  anderen  Pachtgenossenschaften  ist  der  Kassierer  ein  Mitglied,  oder  auch  ein  Be- 
amter; er  hat  immer  eine  Kaulion  zu  stellen. 

2  Diesei  Anteil  soll  der  Gewerkschaft  überwiesen  werden;  das  ist  eine  weitere  Hilfe, 
welche  die  Genossenschaften  der  Gewerkschaft  gewahren.  Mit  der  Auflösung  der  Gewerk- 
schaft ist  dieser  Anteil  für  Propaganda  in  Fortfall  gekommen. 

3  Diese  Art  der  Gewinnverteilung  ist  nur  bei  den  2  niederlombardischen  Pachtgenossen- 
schaften üblich;  alle  übtigen  Pacht-  bezw.  Betriebsgenossenschaften,  auch  solche,  die  aus  der 
sozialdemokratischen  Bewegung  hervorgingen,  gewähren  den  Inhabern  von  Geschäftsanteilen 
eine  Dividende,  und  falls  auch  eine  Quote  unter  die  Arbeiter  oder  die  Afterpächter  verteilt 
wird,  sind  von  dieser  Verteilung  die  Nichtmitglieder  ausgeschlossen. 
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auf  die  Afterpachtpreise  in  Betracht  zieht.  Die  Pachtpreise  der  kleinen  Be- 
triebe sind  nämlich  relativ,  immer  höher  als  die  der  Großbetriebe,  weil  bei 
den  ersteren  die  Konkurrenz  bedeutend  größer  ist  als  bei  den  letzteren;  diese 
den  kleinen  Betrieben  anhaftende  Pachtpreissteigerung  wird  hier  eben  dadurch 
beseitigt,  daß  von  der  Pachtgenossenschaft  nur  ein  ganzes  Großgut  in  Kon- 
kurrenz gepachtet  wird,  die  kleinen  Betriebe  dagegen  nachher  ohne  Preiskon- 
kurrenz an  die  Mitglieder  afterverpachtet  werden.  Die  Pachtpreise  der  kleinen 
Betriebe  in  einer  Genossenschaft  können  deshalb  unter  gleichen  Umstanden 
niedriger  sein  als  die  der  andern  kleinen  Betriebe;  und  zwar  um  so  mehr, 
als  der  sonstige  Anteil  des  Großpächters  bezw.  des  Unternehmers  an  dem  Rein- 
gewinn jetzt  der  Genossenschaft  selbst  zugute  kommt.  Die  wirkliche  Durch- 
führung dieser  Vorteile  setzt  aber  voraus,  daß  der  Pachtpreis  des  Großgutes 
durch  die  Konkurrenz  nicht  über  eine  normale  Höhe  gestiegen  ist;  sonst 
würden  die  Vorteile  der  Genossenschaft  nicht  eigentlich  in  einer  Ermäßigung 
der  Afterpachtpreise,  sondern  in  einer  Erhöhung  der  Bodenrente  zum  Aus- 
druck kommen.    Ob  dieses  der  Fall  gewesen  ist,  werden  wir  weiter  unten  sehen. 

Die  beiden  Genossenschaften  wurden  in  demselben  Jahre  1902,  im 
Monat  Oktober,  gegründet,  als  manche  Kolonen  auf  Anregung  der  Camera 
di  Lavoro  zu  Mailand,  schon  in  Aussicht  genommen  hatten,  zwei  Güter  des 
Wohltätigkeitsausschusses  (Congregazione  di  Caritä)  zu  Mailand,  das  eine 
in  Pozzolo  Martesana,  das  andere  in  Bellinzago  Lombardo,  genossenschaftlich 
zu  pachten.  Die  Pachtdauer  der  beiden  Güter  endete  am  11.  November  1903, 
und  die  neue  Verpachtung  sollte  eben  im  Oktober  1902  versteigert  werden. 

Die  beiden  Güter  wurden  von  einem  landwirtschaftlichen  Unternehmer 
bewirtschaftet ;  die  Landarbeiter  waren  Gutstagelöhner. 

Das  Gut  zu  Pozzolo  ist  1480  mailändische  pertiche  (96,8  ha)  groß.  Unter 
dem  Unternehmer  arbeiteten  auf  dem  Gute  20  Familien,  mit  durchschnittlich  vier 
arbeitsfähigen  Mitgliedern.  Vom  Boden  waren  52,31^  =  54%  als  ständige  Wiesen; 
3,8  ha  =  3,9%  als  Winterwiesen  bestellt;  es  waren  also  56,1  ha  =  58°/0  der 
Fruchtfolge  entzogen.  Das  übrige  Feld  wurde  bestellt  in  einer  vierjährigen 
Fruchtfolgeperiode:  Mais,  Weizen,  Wiese,  Wiese:  der  Reisbau  fehlte  voll- 
ständig, dagegen  wurde  die  Seidenraupenzucht  sehr  stark  betrieben;  infolge- 
dessen waren  auf  dem  Gute  die  Maulbeerbäume  sehr  zahlreich.  Zum  Gute 
gehörte,  wie  gewöhnlich,  das  Gebäude  für  die  Käsemacherei ;  die  Wohngebäude 
dagegen  lagen  im  Dorfe  selbst,  weil  das  Gut  unmittelbar  am  Dorfe  liegt. 
Der  Pachtpreis  pro  Jahr  betrug  16000  Lire.  Die  Pachtperiode  dauerte  neun  Jahre. 

In  ähnlichen  Verhältnissen  befand  sich  das  Gut  zu  Bellinzago.  Es  ist 
1160  mailändische  pertiche  (75,86  ha)  groß  und  liegt  auch  unmittelbar  am 
Dorfe.  Von  der  landwirtschaftlich  benutzten  Fläche  waren  45,8  ha  =  60,4  °/0 
als  ständige  Wiesen,  7,9  ha  =  10,4%  als  Winterwiesen,  das  übrige  mit  Mais, 
Weizen  und  Wechselwiesen,  wie  das  Gut  von  Pozzolo  bestellt;  es  waren  also 
53,7  ha  =s  70,8  %  der  Fruchtfolge  entzogen.  Auch  hier  gab  es  keinen  Reis- 
bau, wohl  aber  eine  Seidenraupenzucht;  die  Gebäude  für  den  Molkereibetrieb 
lagen  auf  dem  Gute,  die  Wohngebäude  im  Dorfe.  Achtzehn  Familien  von 
Gutstagelöhnern  von  durchschnittlich  je  drei  arbeitsfähigen  Mitgliedern  waren  auf 
dem  Gute  beschäftigt.  Der  Pachtpreis  betrug  13500  Lire.  Der  Pachtvertrag 
wurde  auf  neun  Jahre  abgeschlossen. 

Die  Gesellschaft  zu  Pozzolo  wurde  mit  35  Mitgliedern,  welche  alle 
Familienhäupter  waren,  gegründet;  von  denselben  waren  nur  6  auf  dem  Gute 
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schon  beschäftigte  Gutstagelöhner;  die  übrigen  29  waren  Gutstagelöhner  von 
anderen  Gütern  und  zum  weitaus  größten  Teil  Kolonen  aus  der  Mittel- 
lombardei. Bei  der  Pachtversteigerung  fiel  das  Gut  auf  die  Genossenschaft 
indem  sie  einen  Preis  von  19240  Lire  anbot  (d.  h.  13  Lire  pro  pertica,  gleich 
199  Lire  pro  Hektar),  also  34  Lire  pro  Hektar  mehr,  als  beim  früheren 
Pachtvertrag  festgesetzt  worden  war.  Die  Genossenschaft  sollte  auch  die 
gewöhnliche  Kaution,  den  i'/i  fachen  Pachtpreis,  also  28860  Lire,  erlegen. 
Für  die  Kaution  brachten  die  Mitglieder  selbst  eine  Summe  von  20860  Lire, 
auf;  die  übrigen  8000  Lire  wurden  von  dem  Istituto  di  Credito  per 
le  Cooperative1,  mit  einem  Zinsfuß  von  6^4 %.  geliehen.  Die  Summe 
muß  in  fünf  Jahren  amortisiert  werden;  dazu  werden  alle  6  Monate  800 
Lire  zurückbezahlt.  Die  Bürgschaft  für  den  Kredit  besteht  einzig  in  dem 
Betrag  der  Aktien  (35  Aktien  ä  50  Lire  =  1750  Lire);  daher  die  Höhe  des 
Zinsfußes.  Die  Kautionssumme  wurde  unter  den  Mitgliedern  umgelegt,  nach 
einem  Satz  von  19,5  Lire  pro  pertica.  Die  Zinsen  und  die  Amortisations- 
quoten des  geliehenen  Geldes  sind  natürlich  nur  von  denjenigen  zu  zahlen, 
die  den  normalen  Anteil  an  der  Kaution  entweder  nicht,  oder  zum  Teil 
deponieren  konnten. 

Die  Genossenschaft  zu  Bellinzago  wurde  mit  26  Mitgliedern  ge- 
gründet; von  den  auf  dem  Gute  schon  angestellten  Gutstagelöhnem  traten 
nur  10  bei.  Die  Genossenschaft  übernahm  die  Pacht  zum  Preis  von 
18602,5  Lire  (d.h.  etwa  16  Lire  pro  pertica  =  245  Lire  pro  Hektar);  der 
Pachtpreis  ist  um  67  Lire  pro  Hektar  gestiegen.  Für  die  erlegte  Kaution  von 
27903  Lire  hatte  die  Genossenschaft  kein  Anleihekapital  nötig;  jedes  Mitglied 
konnte  seinen  Anteil  ganz  erlegen;  diejenigen,  die  über  ein  eigenes  dazu  ge- 
nügendes Geldkapital  nicht  verfügten,  wandten  sich  persönlich  an  die  örtliche 
Darlehenskasse. 

Die  Pachtvertrüge  für  beide  Pachtgenossenschaften  sind  auf  neun  Jahre 
geschlossen  mit  Gültigkeit  vom  11.  November  1903  an. 

Hätten  diese  niederlombardischen  Pachtgenossenschaften  die  andern  bis 
dahin  entstandenen  Gesellschaften  für  Kollektivpachtverträge  nachgeahmt,  so 
hätten  sie  nicht  in  der  Form  einer  Pacht-,  sondern  in  jener  einer  Betriebs- 
genossenschaft entstehen  müssen.  Gewöhnlich  übernehmen  nämlich  solche  Ge- 
sellschaften, die  an  die  Stelle  eines  Großpächters  bezw.  eines  Unternehmers 
treten,  dieselbe  Funktion,  die  dieser  bis  dahin  ausübte.  Nun  waren  diese 
Güter  in  der  Form  einer  eigentlichen  landwirtschaftlichen  Unternehmung  be- 
wirtschaftet worden,  wie  jeder  Großbetrieb  in  der  Niederlombardei,  und  so 
hätte  auch  die  Genossenschaft  eine  eigentliche  Unternehmerin,  eine  Betriebs- 
genossenschaft sein  sollen,  und  nicht  eine  Pachtgenossenschaft,  die  das  ge- 
pachtete Gut  in  kleinen  Betrieben  afterverpachtet.  Diese  Abweichung  führt 
manche  zu  dem  Schlüsse,  der  niederlombardische  Großbetrieb  sei  wegen  seiner 
Intensität  mit  einer  Betriebsgenossenschaft  unvereinbar.  Inwiefern  das  der 
Fall  ist,  werden  wir  am  Ende  dieses  Kapitels  besprechen;  abgesehen  von  jeder 

1  Das  Istituto  d i  Credito  per  le  Cooperative  (Kreditinstitut  für  Genossen- 
schaften) ist  selbst  eine  Genossenschaft  im  Sinne  des  italienischen  Rechts  mit  einem  Aktien* 
kapital  von  400  000  Lire  und  einem  Reservefonds  von  1 600  Lire.  Das  Institut  wurde  im 
Monat  Mai  1904,  in  Mailand  von  der  Stiftung  Umantaria  gegründet,  zu  dem  Zwecke, 
den  Genossenschaften  Kredit  zu  geben. 
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theoretische»  Betrachtung,  sei  hier  nur  festgestellt,  daß  die  Gründe,  die  zur 
Afterverpachtung  der  in  Kleinbetriebe  zerlegten  Güter  führten,  tatsächlich  nur 
die  folgenden  gewesen  sind.  Die  größte  Zahl  der  Mitglieder  besteht  aus 
Kolonen  der  Mittellombardei,  wo  das  Bewirtschaften  kleiner  und  mittlerer  Be- 
triebe, sei  es  in  Pacht,  sei  es  in  Teilbau,  die  übliche  Form  ist:  diese 
Kolonen  wollten  nicht  Gutstagelöhner  werden.  Ferner,  hätten  die  Güter  in 
der  Form  einer  Großunternehmung  bewirtschaftet  werden  sollen,  so  hätten  nicht 
alle  Mitglieder  beschäftigt  werden  können,  da  das  landwirtschaftliche  Groß- 
unternehmen bedeutend  weniger  Arbeitskräfte  in  Anspruch  nimmt;  die  Mit- 
glieder aber,  die  damals  untei  Arbeitslosigkeit  litten,  bezweckten  nichts  anderes, 
als  Arbeit  zu  finden.  Aus  diesen  Gründen  kamen  sie  zu  dem  Gedanken,  die 
Form  einer  Pachtgenossenschaft  zu  wählen.  Die  Gutstagelöhner,  welche 
in  die  Genossenschaft  nicht  eintraten  (14  zu  Pozzolo,  8  zu  Bellinzago)  wurden 
entlassen :  die  Güter  wurden  an  die  Mitglieder  verteilt,  ohne  irgend  eine  Ände- 
rung in  der  Art  der  Kulturen  einzuführen. 

Die  Verteilung  der  Güter  wurde  in  folgender  Weise  durchgeführt.  Nach- 
dem jedes  Mitglied  sein  Gesuch  an  den  Verwaltungsrat  eingereicht  hatte,  nahm 
dieser  unter  dem  Beistand  eines  Sachverständigen  die  Verteilung  vor;  nach 
der  Größe  des  zugewiesenen  Stückes  Ackerlandes  wurde  jeder  Familie  auch 
ein  Stück  ständiger  Wiese  zugeteilt.  Die  Größe  der  Betriebe  (die  ständigen 
Wiesen  mit  gerechnet)  schwankt  bei  der  Genossenschaft  zu  Pozzolo  zwischen 
4  und  8  ha  bei  einem  Durchschnitt  von  3  ha,  bei  der  Genossenschaft  zu 
Bellinzago  zwischen  1,6  und  6,8  ha  bei  einem  Durchschnitt  von  2,5  ha. 

Die  Winterwiesen  wurden  in  den  beiden  Genossenschaften  in  verschiedener 
Weise  behandelt.  In  der  Genossenschaft  zu  Bellinzago  wurde  jedem  Betrieb  eine 
pertica  (654  m2)  Winterwiese  auf  je  10  pertiche  Ackerfeld  zugewiesen. 
Zu  Pozzolo  dagegen  übernahm  die  Genossenschaft  selbst  die  Bewirtschaftung 
der  Winterwiesen.  Mit  der  Leitung  wurde  von  dem  Verwaltungsrat  ein  fremder 
Arbeiter  beauftragt,  welchem  ein  Zeitlohn  in  Geld  gewährt  wurde.  Für 
Düng-,  Mäh-  und  sonstige  außerordentliche  Arbeiten  warb  man  Arbeiter  an, 
doch  mußten  dabei  die  Mitglieder  der  Genossenschaft  zuerst  berücksichtigt 
werden.  Die  Arbeiter,  auch  die  Mitglieder,  erhielten  den  üblichen  Zeitlohn. 
Das  gewonnene  Gras  verkaufte  man  nach  dem  üblichen  Marktpreis:  den  Mit- 
gliedern wurde  ein  Vorzugspreis  nicht  gewährt.  In  solcher  Weise  trieb  die 
Genossenschaft  einen  Nebenbetrieb  ohne  genossenschaftlichen  Charakter:  die 
Mitglieder  hatten  keinen  Vorzug  vor  Fremden,  weder  als  Hilfsarbeiter  noch 
als  Konsumenten.  Ihr  einziger  sehr  bescheidener  Vorteil  war  der,  daß  dieser 
Nebenbetrieb  die  20°/0ige  Quote  des  gesamten  Reinertrages,  welche  den  Mit- 
gliedern nach  der  Zahl  der  pertiche  ihrer  Einzelbetriebe  zugeteilt  wurde,  erhöhte. 

Diese  genossenschaftliche  Bewirtschaftung  der  Winterwiesen  bewährte  sich 
aber  nicht,  nicht  etwa,  weil  sie  unrentabel  gewesen  wäre,  sondern  wegen  der 
technischen  und  kaufmännischen  Unfähigkeit  der  Wirtschaftsleitung.  So  ging 
man  schon  nach  einem  Jahre  dazu  über,  auch  die  Winterwiesen  unter  die 
Mitglieder  zu  verteilen;  sieben  derselben  bewarben  sich  darum;  drei  erhielten 
je  0,76  ha,  vier  je  0,38  ha  zugewiesen. 

Das  Flößwasser,  welches  den  Gütern  als  ihr  Wasserrecht 1  zukommt,  wird 
auf  jedem  Gute  im  Verhältnis  von  3*1 5*  pro  pertica  {50'  pro  Hektar)  alle 

1  Cfr.  S.  25. 
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8  Tage  auf  die  verschiedenen  Betriebe  verteilt.  Mit  der  Verteilung  des 
Wassers  ist  zu  Bellinzago  ein  Wasseraufseher  (camparo  d'aequa)  eines  be- 
nachbarten Gutes  beauftragt;  jedes  Mitglied  zahlt  ihm  eine  Entschädigung  von 
i  Lire  pro  pertica.  Zu  Pozzolo  wird  die  Verteilung  des  Wassers  vom 
Sekretär  reguliert. 

Eine  große  Schwierigkeit  wäre  die  Verteilung  der  Wohnungen  gewesen, 
welche  nur  für  eine  beschränkte  Zahl  von  Familien  vorhanden  waren,  wenn  der 
Besitzer  die  Schwierigkeit  nicht  umgangen  hätte,  indem  er  neue  Wohn- 
gebäude sowohl  zu  Pozzolo  als  auch  zu  Bellinzago  bauen  ließ.  Die  Zinsen  und 
die  Amortisationsquote  für  diese  Neubauten  waren  ganz  ausreichend  in  der  be- 
deutenden Erhöhung  der  Pachtpreise  enthalten.  Diese  stiegen  nämlich  zu- 
sammen um  8342,5  Lire;  nach  dem  gewöhnlichen  Zinsfuß  von  4,5%  ent- 
spricht das  einem  Kapital  von  rund  185300  Lire,  während  die  Neubauten 
keine  100000  Lire  in  Anspruch  genommen  haben.  Hierbei  ist  noch  zu  be- 
merken, daß  die  Wohnungsgebäude  im  Dorfe  selbst  gebaut  wurden,  wie  die 
alten  Wohnungen,  so  daß,  falls  der  frühere  Zustand  wieder  hergestellt  und  das 
Gut  in  einem  einzigen  Gutsbetrieb  bewirtschaftet  werden  sollte,  die  Neubauten, 
welche  als  Wohnungen  der  Gutstagelöhner  tiberflüssig  würden,  sehr  leicht  ver- 
mietet werden  könnten. 

Die  Wohnräume  wurden  freundschaftlich  von  den  Mitgliedern  selbst 
unter  der  Aufsicht  des  Verwaltungsrates  verteilt. 

Die  Übergabe  der  Betriebe  und  der  Wohnräume  an  die  einzelnen  Mit- 
glieder geschah  auf  dieselbe  Weise  und  mit  denselben  Formalitäten,  wie  sie  in 
der  Niederlombardei  bei  der  Übergabe  der  Güter  an  den  Unternehmer  üblich 
sind1;  eine  erste  Übergabe  hatte  hier  schon  stattgefunden  zwischen  dem  Be- 
sitzer und  der  Genossenschaft.  Die  Kosten  der  Übergabe  an  die  einzelnen 
Mitglieder  betrugen  1 5  Lire  pro  Hektar  und  wurden  von  den  Mitgliedern  selbst 
bestritten. 

Der  Afterpachtpreis  ist  verschieden  in  den  zwei  Genossenschaften. 
Zu  Pozzolo,  wo  die  Genossenschaft  einen  einheitlichen  Pachtpreis  von  13  Lire 
pro  pertica  (199  Lire  pro  Hektar)  für  das  ganze  Gut  zu  bezahlen  hat,  ist 
der  Afterpachtpreis  verschieden  für  Ackerfeld,  Winterwiese  und  Wohnung. 
Für  das  Ackerfeld  ist  er  wieder  differenziert  je  nach  der  Lage  und  der  Aus- 
dehnung der  zugeteilten  ständigen  Wiese;  durchweg  beträgt  er  11,5  Lire  pro 
pertica,  d.  h.  178  Lire  pro  Hektar.  Für  die  Winterwiese  ist  der  Preis  je  nach 
der  Entfernung  vom  Kanal  abgestuft  auf  19,5,  18,  1 7,5,  16,5  Lire2  pro  per- 
tica (gleich  302,  279,  271,  256  Lire  pro  Hektar).  Für  die  Wohnung  ist  der 
Afterpachtpreis  auf  0,18  Lire  pro  m2  festgesetzt.  Außerdem  hat  jedes  Mitglied 
noch  als  Anteil  an  den  Verwaltungskosten  15,5  Lire  pro  Hektar  zu  entrichten. 
In  der  Genossenschaft  zu  Bellinzago,  deren  Pachtpreis  16  Lire  pro  pertica 
(245  pro  Hektar)  beträgt,  ist  der  Afterpachtpreis  nur  in  zwei  Posten  —  Acker- 
feld und  Wohnung  —  zerlegt,  weil  hier  jedem  Betrieb  ein  Stück  Winterwiese 
zugeteilt  ist.  Der  Preis  der  Wohnung  beträgt  auch  hier  0,18  Lire  pro  m2;  der 

'  Cfr.  S.  61  ff. 

3  Die  Winterwiesen  brauchen  ein  wärmeres  Wasser;  infolgedessen  befindet  sich 
der  Teil,  welcher  das  Wasser  unmittelbar  vom  Kanal  erhält,  in  einer  günstigeren  Lage  als 
die  übrigen,  die  das  von  dem  ersteren  abfließende  Wasser  erhalten;  auf  dem  ersteren  Teile 
wird  gewöhnlich  14  Tage  früher  gemäht. 
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des  Ackerfeldes  dagegen  15,45  Lire  pro  pertica  (244  Lire  pro  Hektar)  im 
Durchschnitt. 

Außerdem  sind  auch  15,5  Lire  pro  Hektar  für  die  Verwaltungskosten 
zu  entrichten.  Der  Afterpachtpreis  ist  in  drei  Raten  zu  bezahlen,  und  zwar  Ende 
Januar,  Ende  Juni,  nach  dem  Verkauf  der  Cocons,  und  am  1 1 .  November, 

Der  Afterpachtvertrag  ist  schriftlich  aufgesetzt,  aber  nicht  gerichtlich 
eingetragen.  Außer  dem  Pachten  und  Afterverpachten  erfüllen  die  Ge- 
nossenschaften keine  andere  genossenschaftliche  Funktion.  Doch  wird  manch- 
mal ein  gemeinsamer  Kauf  und  Verkauf  gemacht,  indem  die  Genossenschaft 
im  Auftrag  der  Mitglieder  Bedarfsartikel  für  die  Landwirtschaft  —  Dünger  usw.  — 
kauft,  bezw.  die  von  den  Mitgliedern  gelieferten  Produkte,  insbesondere  die 
Cocons,  verkauft.  Das  sind  aber  nur  unregelmäßig  und  vereinzelt  vorkommende 
Geschäfte,  die  mit  einer  Einkaufs-  und  Absatzgenossenschaft  nicht  zu  vergleichen 
sind,  zumal  die  Mitglieder  ihre  Kaufs-  und  Verkaufsgeschäfte  ohne  Vermittlung 
der  Genossenschaft  selbst  treiben  dürfen.  Aus  diesen  gemeinsamen  Käufen  und 
Verkäufen  erwirbt  die  Genossenschaft  einen  ganz  unbedeutenden  Gewinn. 

Auch  der  Molkereibetrieb,  welcher  in  eine  Produktivgenossenschaft  hätte  um- 
gewandelt werden  können,  zumal  die  Genossenschaften  ihren  Satzungen  gemäß 
die  Errichtung  von  Molkereigenossenschaften  ausdrücklich  bezwecken,  hat  keine 
Änderung  durch  die  Genossenschaft  erfahren.  Er  ist  noch  immer  wie  unter 
dem  Unternehmer  an  einen  lattaio  verpachtet,  welcher  jetzt,  anstatt  einen 
Vertrag  mit  einem  einzigen  Unternehmer  zu  schließen,  mehrere  Verträge  mit 
den  einzelnen  Mitgliedern  schließt  Die  Verträge  enthalten  die  gewöhnlichen 
Bestimmungen  *. 

Dieser  Mangel  an  genossenschaftlichem  Sinn,  wo  doch  eine  Einkaufs-, 
Absatz-  und  Produktivgenossenschaft  ganz  naturgemäß,  ohne  die  geringste 
Schwierigkeit,  und  mit  großem  Vorteil  eingerichtet  werden  könnte,  ist  wirklich 
auffallend.  Das  ist  nur  zu  erklären  mit  der  unreifen  wirtschaftlichen  und  ge- 
sellschaftlichen Kultur  der  Mitglieder,  und  der  ungenügenden  Geschicklichkeit 
der  Leiter.  Die  Mitglieder  verkennen  gar  nicht  die  Vorteile  solcher  Genossen- 
schaften, ja  sie  wollen  darnach  streben,  nur  sind  sie  bange  vor  einer  Ausdehnung 
der  Tätigkeit  ihrer  noch  jungen  Pachtgenossenschaften. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  hat  seit  der  Gründung  nicht  zugenommen;  tat- 
sächlich liegt  auch  kein  Anreiz  mehr  vor,  der  Genossenschaft  noch  beizutreten. 
Sie  hat  nämlich  gar  keine  Aussicht,  andere  Güter  zu  pachten,  oder  sonstige 
Landarbeiten  zu  übernehmen.  Ist  nun  die  Möglichkeit,  durch  die  Genossen- 
schaft Boden  zur  Selbstbebauung  zu  erhalten,  bezw.  in  ländlichen  Betrieben 
beschäftigt  zu  werden,  ausgeschlossen,  so  fällt  jeder  Vorteil  der  Mitgliedschaft 
fort,  wie  schon  erwähnt  wurde.  Wenn  man  noch  dazu  berücksichtigt,  daß  in 
den  letzten  Jahren  nicht  nur  kein  Überfluß,  sondern  ein  großer  Mangel  an 
landwirtschaftlichen  Arbeitskräften  sich  geltend  macht,  so  daß  keine  Arbeitslosig- 
keit zu  fürchten  ist,  so  darf  man  annehmen,  daß  auch,  in  der  nächsten  Zu- 
kunft wenigstens,  die  Zahl  der  Mitglieder  keine  Zunahme  erfahren  wird. 

Was  den  Einfluß  der  Genossenschaften  auf  die  Art  der  Kultur  betrifft, 
so  ist  zu  sagen,  daß  weder  die  Genossenschaftsbildung  noch  die  daraus  sich 
ergebende  Verteilung  in  Kleinbetriebe  eine  Änderung  in  dieser  Beziehung  mit 
sich  gebracht  hat;  nur  hat  eine  bedeutende  Ausdehnung  der  Seidenraupenzucht 

J  Cfr.  Abschnitt  IV,  §  1. 
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stattgefunden,  was  sowohl  mit  der  erhöhten  Zahl  der  Arbeiter,  als  auch  mit 
der  Gewohnheit  der  mittellombardischen  Kolonen.  diesen  Erwerbszweig  am 
stärksten  zu  betreiben,  in  Zusammenhang  steht. 

Nicht  alle  Betriebe  sind  in  der  Lage,  die  Arbeitskraft  aller  Familienmit- 
glieder, außerhalb  der  Zeit  der  Seidenraupenzucht,  in  Anspruch  zu  nehmen, 
was  eben  daher  kommt,  daß  die  mittlere  Große  der  Betriebe  3  ha  bezw.  2,5  ha 
beträgt,  und  die  Familien  im  Durchschnitt  4—5  arbeitsfähige  Familienmitglieder 
Zählen.  Die  überschüssigen  Arbeitskräfte  schließen  sich  der  Zahl  der  lokalen 
Hilfsarbeiter  an. 

Eine  abschließende  Würdigung  der  beiden  Genossenschaften  läßt  sich 
erst  nach  dem  Ablauf  der  Pachtverträge  geben;  jedoch  kann  man  jetzt  schon 
ein  gewisses  Urteil  fällen  über  das  Einkommen  des  Afterpächters.  Nach  der 
Organisation  der  Genossenschaften  setzt  es  sich  zusammen  —  abgesehen  von 
einer  etwaigen  Zuwendung  aus  dem  Krankenunterstützungsfonds  —  aus  dem 
Anteil  an  der  2o°/0igen  Quote  des  Genossenschaftsreingewinnes,  verteilt  nach 
der  Zahl  der  bewirtschafteten  pertiche,  und  aus  dem  Reingewinn  des  eigenen 
Kleinbetriebes.  Bis  jetzt  war  aber  der  Reingewinn  der  Genossenschaften  zu 
gering,  so  daß  an  die  Mitglieder  keine  Quote  verteilt  wurde.  Die  Aktiva  er- 
reichte in  diesen  Jahren  200  Lire  noch  nicht  und  werden  auch  in  der  Zu- 
kunft sehr  wahrscheinlich  diese  Summe  nicht  überschreiten,  so  lange  nicht  die 
Genossenschaften  auch  die  anderen  genossenschaftlichen  Tätigkeiten,  auf  welche 
in  den  Satzungen  schon  hingewiesen  wurde,  übernehmen,  solange  sie  sich 
darauf  beschränken,  ihren  Gewinn  aus  der  Differenz  zwischen  dem  dem  Be- 
sitzer bezahlten  Pachtpreis  und  den  von  den  Mitgliedern  gewährten  After- 
pachtpreisen zu  erzielen.  Was  nun  den  Ertrag  aus  dein  Betriebe  selbst  betrifft, 
so  ist  zu  sagen,  daß  die  Hoffnungen,  die  auf  diese  Pachtgenossenschaften  ge- 
setzt wurden,  sich  nicht  ganz  erfüllt  haben.  In  der  Tat  beträgt  der  gewöhn- 
liche Afterpachtpreis  in  der  Genossenschaft  zu  Pozzolo,  wie  gesagt,  178  Lire 
pro  Hektar,  die  Winterwiesen,  welche  nur  unter  7  Mitglieder  verteilt  wurden, 
und  die  Wohnungen  nicht  in  Rücksicht  gezogen.  In  der  Genossenschaft  zu 
Bellinzago  beträgt  der  Afterpachtpreis  —  abgesehen  von  der  Wohnung,  aber 
mit  Einschließung  der  Winterwiese,  welche  an  alle  Mitglieder  verteilt  wurde,  — 
244  Lire  pro  Hektar.  Außerdem  sind  noch  manche  Ausgaben  hinzuzurechnen 
die  für  beide  Genossenschaften  gleich  sind:  zunächst  15,5  Lire  pro  Hektar 
für  Vcrwaltungskosten,  dann  der  Anteil  an  den  Kosten  des  Pachtvertrags- 
abschlusses und  der  Übernahme  des  Gutes,  welcher  auf  23  Lire  pro  Hektar 
festgestellt  wurde;  wird  dieser  Anteil  auf  die  neun  Jahre  der  Pachtdauer  ver- 
teilt, so  beträgt  er  2,5  Lire  pro  Hektar  und  Jahr.  Dazu  noch  25  Lire  Ein- 
trittsgeld und  50  Lire  für  den  Geschäftsanteil;  auf  die  neun  Jahre  der  Pacht- 
dauer verteilt,  ergibt  das  6  Lire  pro  Jahr,  also  2  Lire  pro  Jahr  und  pro  Hektar, 
da  die  durchschnittliche  Größe  der  Betriebe  3  ha  beträgt.  In  Summa  kommen 
auf  ein  Hektar  Boden  —  ohne  Rücksicht  auf  die  Wohnungen  — 


zu  Pozzolo  zu  Bellinzago 


Pachtpreis  

Verwaltungskosten  .... 
Geschäftsanteil  und  Eintrittsgeld 
Sonstige  Kosten  .... 


178,0  Lire  244,0  Lire 

15.5    *  15.5  » 


2,0    »  2,0  » 

2,5    *  2.5  * 


*  Die  Winterwiese  nicht  mitgerechnet. 


198,0  Lire*  264,0  Lire 

Mit  Einschluß  der  Winterwiese. 
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Die  unverhältnismäßige  Höhe  dieser  Summen  kommt  gleich  zum  Be- 
wußtsein, wenn  man  sie  mit  dem  durchschnittlichen  Pachtpreis  anderer  Güter 
vergleicht.  Ein  bewässertes  Gut  von  3  ha  mit  fast  gleicher  Bodenbeschaffenheit 
in  denselben  Dörfern  hat  einen  Pachtpreis  von  höchstens  180 — 190  Lire  pto 
Hektar,  den  Mietpreis  der  Wohnung  mitgerechnet. 

Trotz  dieses  zweifellos  allzu  hohen  Preises  ist  die  Lage  der  Afterpächter 
finanziell  nicht  ungünstig.  Jeder  von  ihnen  bezahlt  regelmäßig  seinen  Afterpacht- 
preis und  sonstige  Kosten,  sowie  auch  die  Zinsen  und  die  Amortisationsquote  des 
am  Anfang  zwecks  Kautionsgewährung  entlehnten  Geldkapitals;  ja,  manche  haben 
auch  den  Viehbestand  vergrößert.  Daß  dieses  ermöglicht  wird  durch  eine  be- 
deutende Beschränkung  der  Familienausgaben,  kann  man  nichfcsagen,  die  Lebens- 
haltung dieser  Afterpächter  zeigt  äußerlich  gar  keinen  Unterschied  von  der  der 
anderen  Kleinpächter.  Viel  mehr  hängt  dieses  zusammen  mit  dem  bedeutend 
erhöhten  Ertrage  der  Seidenraupenzucht  und  mit  der  Nebenbeschäftigung 
einiger  Familienmitglieder. 

Ist  aber  die  finanzielle  Lage  der  Afterpächter  an  und  für  sich  nicht  un- 
günstig, so  steht  sie  ohne  Zweifel  unter  dem  gewöhnlicher.  Durchschnitt  der 
anderen  Kleinpächter.  Wie  auffallend  diese  Erscheinung  auch  sein  mag,  zumal 
sie  in  grellem  Widerspruch  mit  einer  weitverbreiteten  Meinung  steht,  so  ist 
sie  nichts  anderes  als  der  natürliche  Erfolg  des  unvernünftig  getriebenen 
Konkurrenzkampfes,  wodurch  die  Pachtpreise  der  Güter  allzu  hoch  gestiegen 
sind.  Für  diese  unerfreuliche  Wirkung,  welche  die  aus  der  Genossenschafts- 
bildung sich  ergebenden  Vorteile  nur  dem  Grundeigentümer  zugute  kommen 
läßt,  kann  man  einen  mildernden  Umstand  darin  finden,  daß  es  sich  bei  der 
Gründung  um  arbeitslose  Kolonen  handelte,  die  einzig  ein  Stück  Ackerland 
zur  Selbstbewirtschaftung  auf  irgend  eine  Weise  erhalten  wollten. 

III.  Die  Anwendbarkeit 
der  Kollektivpachtverträge  auf  den  niederlombardischen  Betrieb. 

Nachdem  wir  so  die  in  der  Niederlombardei  bereits  bestehenden  Pacht- 
genossenschaften einer  Untersuchung  unterzogen  haben,  soweit  das  bei  der 
jungen  Organisation  möglich  war,  möchten  wir  eine  Antwort  versuchen  auf  die 
Frage,  wie  weit  diese  Genossenschaften  überhaupt  im  Untersuchungsgebiet 
anwendbar  seien;  wir  stellen  diese  Frage,  zumal  weil  schon  auf  manchen 
Versammlungen  eine  weite  Ausbreitung  solcher  Genossenschaften  hingestellt 
wurde  als  ein  vorzügliches  Mittel,  die  wirtschaftliche  und  soziale  Lage  der 
Landarbeiter  besser  zu  gestalten1. 


*  Auf  der  Nationalversammlung  der  Landarbeiterverbande  (Congresso 
nazionale  della  Federazione  fra  i  lavoratori  della  terra)  zu  Bologna  am  3.  April  1905  und  auf  der 
Versammlung  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  der  Provinz  Reggio 
Emilia  (Congrcsso  delle  cooperative  agricole  della  provincia  di  Reggio  Emilia)  zu  Reggio 
Emilia  am  2t.  Mai  1905  wurde  eine  Resolution  angenommen,  in  welcher  die  Pacht-  und 
Betriebsgenossenschaften  als  ein  Mittel  zur  Beseitigung  der  Arbeitslosigkeit  bezeichnet  sind, 
die  Camere  di  lavoro  sowie  die  Landarbeiterverbände  aufgefordert  wurden,  sie  zu  fördern. 

Interressant  ist,  daß  die  Versammlung  des  italienischen  Agrarverbandes 
zu  Mailand  am  4.  und  5.  Juni  1906  solchen  Genossenschaften  ihre  Sympathie  und  ihr  volles 
Vertrauen  aussprach;  diese  1904  gegründete  Unione  agraria  italiana  bezweckt  nämlich  die 
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Von  Pachtvereinen  im  oben  dargelegten  Sinne  kann  in  der  Nieder- 
lombardei selbstverständlich  nicht  die  Rede  sein,  die  Frage  beschränkt  sich 
also  auf  die  Pacht-  und  Betriebsgenossenschaften:  die  Frage  ist  auch  nicht 
die,  ob  hie  und  da,  in  vereinzelten  Fällen,  eine  Pacht-  oder  Betriebsgenossen- 
schaft entstehen  und  gedeihen  kann,  sondern:  ob  eine  weitgehende  Anwendung 
dieser  Genossenschaften  möglich  ist,  eine  solche  nämlich,  die  eine  merkliche 
Änderung  in  der  niederlombardischen  Agrarverfassung  mit  sich  brächte  bezw. 
ob  dieselbe  einen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fortschritt  bilden  würde. 

Es  wäre  überflüssig,  zu  bemerken,  daß  bei  einer  noch  so  jungea 
Erscheinung  die  Antwort  keine  absolut  endgültige  sein  kann. 

Eine  weitgehende  Einführung  der  Pachtgenossenschaft  würde  ganz 
konsequent  die  Verbreitung  des  Kleinbetriebes  bedeuten.  Eine  weitgehende 
Zerlegung  der  Niederlorabardei  in  kleine  Betriebe  wäre  bei  den  niederlombar- 
dischen Kulturen  meines  Erachtens  sowohl  ein  landwirtschaftlicher  als  auch 
ein  sozialer  Rückschritt.  Der  Übergang  vom  Groß-  zum  Klein-  und  Mittel- 
betriebe geht  ohne  Zweifel  mit  einer  erheblichen  Zunahme  der  Landarbeiter 
Hand  in  Hand.  Das  würde  naturgemäß  eine  Vermehrung  der  Wohngebäude 
erfordern,  weil  der  in  Niederlombardci  das  Hofsystem  üblich  ist  und  die  be- 
stehenden Wohngebäude  kaum  ausreichen  für  die  jetzt  beschäftigten  Gutstage- 
löhner. Die  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  der  entsprechenden  Wohnge- 
bäude, als  den  natürlichen  Erfolg  der  kleinen  Betriebe,  beweisen  auch  die 
zwei  Pachtgenossenschaften  zu  Pozzolo  und  zu  Bellinzago.  Die  Folge  davon 
wäre  eine  Erhöhung  der  Produktionskosten 

Damit  ist  aber  noch  nicht  gesagt,  daß  diese  kleinen  Betriebe  an  und 
für  sich  einen  wirtschaftlichen  Nachteil  bilden;  es  kommt  darauf  an,  wie  der 
Ertrag  des  Bodens  in  den  kleinen  Betrieben  sich  gestaltet.  Die  Überlegenheit 
des  Kleinbetriebes  beruht  nämlich  auf  der  Möglichkeit,  eine  bessere,  sorg- 
fältigere Ausnützung  der  Arbeitskraft  in  ihm  zu  erzielen,  da  gegenwärtig  durch 
das  Genossenschaftswesen  auch  den  kleinen  Betrieben  die  Beschaffung  eines 
ausreichenden  Betriebskapitals  ermöglicht  wird.  Wo  also  die  menschliche 
Arbeitskraft  noch  den  Ausschlag  gibt,  wo  eine  sorgfältigere  Ausnützung  der- 
selben einen  größeren  Ertrag  zu  erzielen  vermag,  mit  anderen  Worten,  wo  es 
sich  mehr  um  einen  arbeitsintensiven  als  um  einen  kapitalintensiven  Betrieb 
handelt,  da  kann  der  kleine  Betrieb,  auch  vom  rein  wirtschaftlichen  Stand- 
punkte aus,  nicht  nur  nicht  von  Nachteil,  sondern  sogar  von  Vorteil  sein. 

Aber  das  ist  eben  in  der  Niederlombardei  nicht  der  Fall.  Die  herrschenden 
Kulturarten  sind  hier  Wiese  und  Reisbau,  Kulturen,  bei  welchen  eine  sorg- 
fältigere, liebevolle  Anwendung  von  menschlicher  Arbeitskraft,  wie  sie  der 
Kleinbetrieb  zu  liefern  vermag,  keinen  besonderen  Vorteil  haben  kann.  Eine 

Verteidigung  der  Grundeigentümerinteressen  gegenüber  den  Landarbeiterverbinden  und  den 
von  diesen  damals  in  großem  Umfange  geführten  Streiks. 

Die  14.  Nationalversammlung  der  Genossenschaften  zu  Mailand  am  1. 
und  2.  Juli  1906  drückte  auf  ähnliche  Weise  ihre  Zustimmung  aus. 

1  Auf  die  Vermehiung  der  Produktionskosten  würden  auch  nicht  unerheblich  wirken 
die  Kosten  für  die  Übergabe  der  afterverpachteten  Betriebe  an  die  Mitglieder  (bei  den  beiden 
Genossenschaften  15  Lire  pro  Hektar!).  Das  könnte  aber  beseitigt  werden,  deshalb  ziehen  wir 
es  nicht  in  Betracht:  wir  rechnen  hier  allein  mit  der  unvermeidlichen  Vennehrung  der  Produktions- 
kosten. 
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weitgehende  Zerlegung  der  vorhandenen  Großbetriebe  würde  also  hier  nicht» 
anderes  bedeuten  als  eine  Vermehrung  der  Produktionskosten,  und  zwar  nicht 
absolut,  sondern  auch  relativ. 

An  eine  Erhöhung  der  Produktionspreise  ist  nicht  zu  denken,  schon 
aus  dem  Grunde  nicht,  weil  solche  Produkte  in  Betracht  kommen,  die  nicht 
für  den  lokalen,  sondern  fast  ausschließlich  für  den  nationalen,  ja  zu  einem 
großen,  immer  steigenden  Teil,  für  den  internationalen  Handel  erzeugt  werden, 
bei  welchen  die  kleinen  Produzenten  fast  keinen  Einfluß  haben  auf  die  Preis* 
bestimmung.  Infolgedessen  würde  die  Vermehrung  der  Produktionskosten  nur 
eine  entsprechende  Verminderung  des  Reinertrages  bedeuten.  Die  letzte  Folge 
davon  wäre  ein  Herabdrücken  oder  mindestens  ein  Niedrighalten  der  Lebens- 
haltung der  kleinen  Produzenten,  ein  unüberwindliches  Hindernis  für  die  Ver- 
besserung ihrer  Lage. 

Diese  kärgliche  Lage  kann  auch  zu  anderen  Auswüchsen  führen, 
an  erster  Stelle  zur  Ausbeutung  der  Reisarbeitcr.  Die  Reiskultur  braucht, 
wie  schon  angeführt,  für  die  Ausjäte-  und  Erntearbeiten  Hilfsarbeiter, 
und  zwar  durchschnittlich  2,2  Arbeiter  pro  Hektar  für  das  Ausjäten  der  Reis- 
felder und  0,6  Arbeiter  pro  Hektar  zum  Mähen  und  zum  Dreschen.  Es  ist 
wohl  möglich,  den  Bedarf  an  Erntearbeitern  durch  eine  größere  Anstrengung 
der  gewöhnlich  in  dem  Betriebe  beschäftigten  Familienglieder  zu  decken;  fürs 
Ausjäten  ist  es  aber  unvermeidlich,  fremde  Arbeitskräfte  anzuwerben,  besonders 
weil  die  Ausjätearbeiten  zwischen  Ende  Mai  und  Anfangs  Juli  verrichtet 
werden  müssen.  Auch  in  günstigem  Falle  hat  man  daher  den  Bedarf  an 
Hilfsarbeitern  auf  zwei  Arbeiter  zu  berechnen  pro  Hektar.  Bei  einem  kleinen 
Wirte,  welcher  selbst  nur  durch  eine  Einschränkung  der  Lebenshaltung  im 
Konkurrenzkampfe  sich  halten  kann,  liegt  die  Versuchung  sehr  nahe,  die 
Hilfsarbeiter  möglichst  billig  anzuwerben,  bzw.  sie  auszubeuten.  Das  ist  wohl 
keine  notwendige  Folge,  die  Erfahrung  aber  zeigt,  daß  diese  Erscheinung  nur 
allzuhäufig  ist;  und  tatsächlich  findet,  wie  wir  schon  gesehen  haben1,  die 
größte  Ausbeutung  der  Reisarbeiter  in  den  kleinen  Betrieben  statt. 

Schließlich  sind  schwache,  kleine  Landwirte  trotz  aller  Genossenschaften 
nicht  imstande,  die  für  eine  intensive  Wirtschaft  erforderlichen  Kapitalien 
aufzubringen,  und  das  ist  hier  um  so  bedenklicher,  als  es  sich  um  kapital- 
intensive Kulturarten  handelt.  So  würde  die  Konkurrenzfähigkeit  solcher  Wirte 
aus  Kapitalmangel  noch  mehr  leiden  und  damit  die  Aufrechterhaltung  und 
noch  mehr  die  Besserung  ihrer  Lebenshaltung  stets  größere  Schwierigkeiten 
verursachen. 

Deshalb  sagten  wir,  daß  eine  weitgehende  Durchführung  von  Pachtge- 
nossenschaften bei  den  niederlombardischen  Kulturarten  ein  Nachteil 
wäre,  sowohl  vom  sozialen  als  auch  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus. 

Es  ließe  sich  noch  ein  Ausweg  finden:  im  landwirtschaftlichen  Klein- 
betriebe dürfte  nur  die  durchaus  notwendige,  durch  den  technischen  und 
ökonomischen  Bedarf  gegebene  Zahl  von  Arbeitskräften  beschäftigt  werden; 
der  Überschuß  an  arbeitsfähigen  Familiengliedern  der  Kleinbauern  müßte  eine 
lohnende  Beschäftigung  finden,  in  womöglich  landwirtschaftlichen  Nebenbetrieben 
der  näheren  Umgebung,  um  beim  Eintreten  des  größeren  Bedarfs  an  land- 
wirtschaftlichen Arbeitskräften  in  den   heimischen  Kleinbetrieb  zurückkehren 


«  Cfr.  Kap.  II,  §  3,  I,  4. 


Digitized  by  Google 


204 


II.  Teil. 


zu  können.  So  würde  die  Arbeitskraft  auch  im  Kleinbetriebe  die  beste, 
ökonomische  Ausnützung  finden,  die  Einnahmequelle  der  Familie  wäre  er- 
weitert, und  damit  auch  dem  kleinen  Wirt  die  Möglichkeit  gegeben,  durch 
Genossenschaften  ein  ausreichendes  Betriebskapital  zu  erzielen.  Aber  auch 
bei  dieser  Lage  ist  schon  eine  Grenze  gezogen  für  die  Anwendbarkeit  der 
Pachtgenossenschaften;  sie  dürften  sich  so  weit  ausdehnen,  daß  der  durch  sie 
entstandene  Überfluß  an  Arbeitskräften  in  einem  rationellen  Verhältnisse 
steht  zum  Bedarf  an  Hilfsarbeitern,  soweit  sie  eine  lohnende  Beschäftigung 
in  benachbarten  Gioßbetriebcn  finden  können.  Über  diese  Grenze  hinaus 
Mären  die  Pachtgenossenschaften  in  der  Niederlombardei  meines  Erachtens  ein 
sozialer  und  wirtschaftlicher  Rückschritt. 

Es  ist  also  noch  immer  der  alte  Grundsatz  der  Agrarpolitiker,  welcher 
hier  zu  Anwendung  kommt;  nur  mit  dem  Zusatz,  daß  wegen  der  Eigentüm- 
lichkeiten der  niederlombardischen  Kulturarten  das  Überschreiten  jener  Grenze 
in  der  Niederlombardei  viel  empfindlicher  und  mit  größerem  Nachteile  ver- 
bunden wäre  als  anderswo. 

Was  ist  nun  in  bezug  auf  die  Betriebsgenossenschaften  zu  sagen? 
Die  Betriebsgenossenschaften  würden  in  der  Niederlombardei  an  die  Stelle  des 
Einzelunternehmers  treten,  ohne  eine  Veränderung  herbeizuführen,  sowohl  in 
der  Funktion  des  Unternehmers  als  auch  in  der  ganzen  Betiiebsorganisation 
überhaupt.  So  gelten  der  Betriebsgenossenschaft  gegenüber  die  eben  erwähnten 
Gründe  nicht. 

Die  Betriebsgenossenschaft  setzt  aber  mancherlei  Bedingungen  voraus, 
die  wir  erörtern  müssen,  um  daraus  ein  Urteil  über  ihre  Anwendbarkeit  in 
der  Niederlombardei  abzuleiten.  Die  Betriebsgenossenschaft  muß  zunächst 
eine  beschränkte  Zahl  von  Mitgliedern  haben.  Die  Zahl  der  Arbeiter  in 
einem  Betrieb  ist  nicht  beliebig  vermehrbar.  Sie  steht  in  einem  bestimmten 
Verhältnis  zum  Betriebskapital  und  umgekehrt;  und  da  in  der  Landwirtschaft 
das  Betriebskapital  an  Grund  und  Boden  gefesselt  ist,  so  wird  die  Zahl  der 
Arbeiter  in  dem  landwirtschaftlichen  Betrieb  bestimmt  durch  die  Möglichkeit, 
den  Boden  mit  dem  angewandten  Betriebskapital  am  besten  auszunützen. 
Wird  dieses  Verhältnis  vernachlässigt,  so  wird  das  Prinzip  der  Wrirtschaftlich- 
keit  verletzt,  und  der  Betrieb  leidet  unter  einer  Inferiorität  auf  dem  Markte, 
wo  jeder  Produzent  seine  Überlegenheit  in  der  besten  Ausnützung  der  Pro- 
duktionselemente sucht.  Infolgedessen  ist  eine  Betriebsgenossenschaft  mit  un- 
beschränkter Zahl  von  Mitgliedern  nur  denkbar,  wenn  die  Mitglieder  der  Reihe 
nach  in  dem  Betriebe  beschäftigt  werden,  wie  es  eben  in  den  Betrifcbsgenossen- 
schaften  der  Emilia  und  Romagna  üblich  ist.  Das  aber  setzt  eine  unqualifizierte 
Arbeiterschaft  voraus,  welche  überall  und  auf  jede  Weise  beschäftigt  werden 
kann,  und  damit  auch  einen  noch  nicht  intensiven  landwirtschaftlichen  Betrieb, 
wie  es  auch  in  der  Emilia  und  Romagna  der  Fall  ist1. 

In  der  Niederlombardei  dagegen  handelt  es  sich  um  ganz  intensive 
Betriebe:  andererseits  ist  auch  nicht  zu  vergessen,  daß  »ein  Fortschreiten  des 
landwirtschaftlichen  Betriebes,  ja  auch  nur  die  Behauptung  einer  gewonnenen 

*  Die  Betriebsgenossenschaft  zu  Reggiolo,  Provinz  Reggio  Emilia,  z.  B.  bewirtschaftet 
u.  a.  ein  Gut  von  204,65  ha.  Das  Gut  wird  aber  nur  mit  Reis  bestellt,  und  zwar  so,  daß  nur 
eine  Hälfte  desselben  in  einem  Jahre  bestellt  wird,  die  andere  Hälfte  brach  liegen  gelassen 
wird. 
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IntensiUltsstufe  ohne  ein  ausreichendes  Maß  qualifizierter  Arbeitskräfte 
nicht  denkbar  ist*.  (Buchenberger).  Wird  also  die  Beschäftigung  der  Reihe 
nach  ausgeschlossen,  so  bleibt  nichts  anders  übrig,  als  daß  die  Betriebsgenossen- 
schaft eine  beschränkte,  den  zu  bewirtschaftenden  Gütern  entsprechende  Zahl 
von  Mitgliedern  zähle.  Eine  zweite  Bedingung  ist  die,  daß  die  Betriebs- 
genossenschaft eine  Auslöhnung  ermöglichen  muß,  welche  nicht  unter  den 
gewöhnlichen  Lohnsatz  geht.  Niedrige  Löhne  sind  schon  ein  Übelstand  für 
die  Arbeiter;  sind  dann  die  Arbeiter  selbst  Unternehmer  bzw.  Mitglieder 
einer  unternehmenden  Genossenschaft,  besonders  wo  es  sich  um  kapitalinten- 
sive Unternehmungen  handelt,  so  wäre  der  Übelstand  noch  schlimmer,  nicht 
nur  weil  so  die  Unternehmung  sehr  kapitalschwach  wäre,  sondern  auch  weil 
sie  im  Zusammenhang  damit  nur  sehr  schwer  Kredit  erhielte.  Die  Folge 
davon  wäre  nichts  anderes,  als  ein  immer  weiter  gehendes  Herabdrücken  der 
Löhne,  damit  sich  die  Genossenschaft  im  Konkurrenzkampf  behaupten  könnte; 
das  könnte  aber  nicht  lange  dauern.  So  ist  eine  Genossenschaft,  welche 
kein  genügendes  Kapital  besitzt,  nur  niedrige  Löhne  zu  bezahlen  imstande 
ist,  schon  zum  Tode  verurteilt;  eine  Krisis,  oder  auch  nur  eine  merkliche 
Preisschwankung  könnte  sie  nicht  überleben. 

Im  Anschluß  daran  ist  zu  erwähnen,  daß  die  Betriebsgenossenschaft 
auch  Maschinen  einführen  muß,  welche  die  Produktionskosten  vermindern  und 
die  landwirtschaftliche  Technik  verbessern.  Hierin  aber  stehen  einer  Betriebs- 
genossenschaft große  Schwierigkeiten  im  Wege,  welche  einen  kapitalistischen 
Einzelunternehmer  kaum  treffen  würden.  Solange  es  sich  um  Maschinen 
handelt,  die  keine  Beschränkung  von  Arbeitern  herbeiführen,  ist  wohl  noch 
keine  Schwierigkeit  vorhanden;  die  Schwierigkeit  kommt  aber,  sobald  die 
Maschine  eine  gewisse  Menge  menschlicher  Arbeitskraft  überflüssig  macht, 
wie  insbesondere  die  Erntemaschinen.  Ein  Unternehmer  würde  die  betreffen- 
den Arbeiter  einfach  entlassen;  aber  wie  ist  das  möglich  in  einer  Betriebs- 
genossenschaft? 

Es  können  aber  auch  verschiedene  Fälle  sich  ergeben,  in  welchen 
die  Schwierigkeit  entweder  ganz  oder  zum  Teil  umgangen  werden  kann. 
Um  sie  klar  zu  machen,  betrachten  wir  z.  B.  die  Einführung  einer  Mäh- 
maschine bei  einem  Betriebe  mit  30  ha  Wiese.  Die  Mähmaschine  be- 
schäftigt zwei  Arbeiter;  der  Lohn  derselben  wie  auch  der  Lohn  des  Mähers 
sei  1,50  Lire  pro  Tag;  die  Dauer  des  Arbeitstages,  sowohl  für  den  Mäher 
als  auch  für  die  zwei  an  der  Maschine  beschäftigten  Arbeiter,  sei  10  Stunden  l. 
In  einem  Arbeitstage  mäht  ein  Mäher  in  der  Niederlorabardei  ein  Drittel 
Hektar  im  Durclischnitt;  das  Mähen  von  30  ha  nimmt  also  90  Arbeits- 
tage in  Anspruch;  infolgedessen  kostet  die  Handmahd  90X1,50=135  Lire. 
Die  zweispännige  Mähmaschine  mäht  in  der  Niederlombardei  durchschnittlich 
3,7  ha  pro  Tag;  die  mechanische  Mahd  von  30  Hektar  vollzieht  sich  also  in 
8  Tagen,  und  nimmt  8  X  2  =  16  Arbeitstage  in  Anspruch.  Kostet  die 
mechanische  Mahd ,  den  Lohn  der  an  der  Maschine  beschäftigten  Arbeiter 

»  Die  Angaben  betreffs  des  Lohnes  der  in  einem  tostündigen  Tage  geleisteten  Arbeit 
und  der  Kosten  der  mechanischen  Mahd  sind  V.  Niccoli,  Monografia  sul  podere  inriguo 
lombardo,  entnommen.  Der  gegenwärtige  Lohn  betragt  etwa  2  Lire  pro  Tag;  aber  weil  et 
sich  nur  um  ein  Beispiel  für  eine  Erklärung  handelt,haben  wir  die  Angaben  von  Niccoli 
beibehalten. 
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mitgerechnet,  2,3  Lire  pro  Hektar,  so  betragen  die  Kosten  der  mechanischen 
Mahd  für  30  ha  69  Lire. 

Durch  die  Einführung  der  Mähmaschine  ergibt  sich  also  eine  Kosten- 
ersparnis von  66  Lire  und  eine  Abnahme  der  Arbeitstage  um  74.  Das  bedeutet, 
daß  die  Mitglieder  einer  Betriebsgenossenschaft  als  solche  66  Lire  verdienen ; 
als  Arbeiter  dagegen  74  Arbeitstage  weniger  beschäftigt  sind;  oder,  was  auf 
dasselbe  herauskommt,  die  Mitglieder  haben  in  diesen  74  Tagen  einen  Verdienst 
von  66  :  74  =  0,90  Lire  pro  Tag  erhalten,  anstatt  des  gewöhnlichen  Lohnes 
von  1,50  Lire;  also  einen  um  0,60  Lire  niedrigeren  Lohn. 

Wenn  die  Arbeiter  eine  andere,  74  Tage  lange,  Beschäftigung  finden 
mit  einem  Minimallohn  von  0,60  Lire  pro  Stunde,  dann  würde  die  Einführung 
der  Maschine  keinen  Nachteil  für  die  Arbeiter  bedeuten,  ja,  wenn  der  Lohn 
über  0,60  Lire  steigt,  würde  die  Mähmaschine  ein  evidenter  Vorteil  sein, 
vorausgesetzt,  daß  die  Arbeiter  nicht  nur  den  niedrigen  Lohn,  den  sie  in 
diesen  74  Tagen  erhalten  würden,  sondern  auch  den  Verdienst,  den  sie  als 
Genossenschaftsmitglieder  durch  die  Mähmaschine  bekommen,  in  Betracht 
ziehen.  Nun  ist  es  wohl  möglich,  daß  mit  einem  niedrigen  Lohn  die  Arbeiter 
selbst  in  dem  Betrieb  beschäftigt  werden  können;  es  gibt  nämlich,  insbe- 
sondere in  der  Landwirtschaft,  solche  Arbeiten,  deren  Verrichtung  bei  ge- 
wöhnlichem Lohn  nicht  vorteilhaft  wäre,  wohl  aber  bei  einem  niedrigen 
Lohnsatz.  In  diesem  Falle  könnte  also  die  Mähmaschine  noch  ohne 
Schwierigkeit  eingeführt  werden.  Finden  aber  die  Arbeiter  keine  andere  Be- 
schäftigung, so  bedeutet  die  Einführung  der  Maschine  einen  Verlust,  weil  sie 
während  der  76  Tage  einen  um  0,60  Lire  niedrigeren  Lohn  erhalten  würden. 
Da  ist  es  leicht  vorauszusehen,  daß  die  Mähmaschine  nicht  eingeführt  wird. 

Was  nun  die  bisherige  Erfahrung  betriftt,  so  ist  es  wirklich  auffallend, 
daß  tatsächlich  noch  keine  der  bisher  entstandenen  Betriebsgenossenschaften  Mäh- 
maschinen oder  überhaupt  Erntemaschinen  eingeführt  hat.  Das  ist  aber  noch  nicht 
zu  einem  merklichen  Nachteil  der  betreffenden  Betriebsgenossenschaften  aus- 
geschlagen, weil  ihr  Betrieb  mehr  oder  wenig  extensiv  ist,  wie  wir  bemerkten,  und 
deshalb  den  Vorteil  der  geringen  Produktionskosten  auf  dem  Markte  besitzt;  aber 
in  einer  niederlombardischen  Betriebsgenossenschaft  würde  dieser  Umstand  die 
Inferiorität  der  Genossenschaft  auf  dem  Markt  verursachen,  und  damit,  früher 
oder  später,  die  Löhne  der  Mitglieder  drücken  und  in  Zusammenhang  hiermit 
andere  schon  angedeutete  Folgen  herbeiführen.  Es  muß  aber  zugestanden 
werden,  daß  diese  Schwierigkeit  für  eine  niederlombardische  Betriebsgenossen- 
schaft vielleicht  mehr  theoretisch  als  praktisch  ist,  weil  noch  keine  solche 
entstanden  ist  und  eine  künftige  schon  von  Anfang  an  alle  die  mechanischen 
Einrichtungen  einführen  könnte.  Immerhin  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  die 
Schwierigkeit  wenigstens  für  einen  künftigen  Fortschritt  der  landwirtschaftlichen 
Technik  nicht  ohne  Bedeutung  sein  könnte. 

Außer  den  Bedingungen,  welche  die  Organisation  des  Betriebes  selbst 
betreffen,  muß  auch  eine  Bedingung  hervorgehoben  werden,  welche  von  der 
größten  Wichtigkeit  ist,  und  die  subjektiven  Eigenschaften  der  Mitglieder  selbst 
betrifft.  Es  werden  nämlich  von  den  Genossenschaftlern,  zumal  in  den  Pro- 
duktiv- und  Betriebsgenossenschaften  und  um  so  mehr,  je  größer  der  Betrieb 
ist,  manche  moralische  und  intellektuelle  Eigenschaften  verlangt,  die  über  dem 
gewöhnlichen  Niveau  stehen.  Entsagungs-  und  Bruderschaftsgefühl,  Ehrlichkeit 
und  Arbeitsamkeit,  und  endlich  eine  verhältnismäßig  höhere  Bildung,  zumal 
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bei  den  leitenden  Personen,  sind  notwendige  Bedingungen  für  das  Gedeihen 
solcher  Genossenschaften.  Jedes  Mitglied  muß  die  Fähigkeit  besitzen,  seinen 
Vorteil  und  Nachteil  zu  bemessen  nicht  allein  nach  dem  baren  Geldlohn,  den 
er  als  Arbeiter  erhalt,  sondern  auch  nach  den  Vorteilen  und  Nachteilen  der 
Genossenschaft  als  solcher,  die  es  als  Mitglied  derselben  treffen.  Solche 
Eigenschaften  sind  nicht  so  oft  zu  finden  in  den  Kreisen  der  Arbeiter,  noch 
weniger  in  denen  der  Landarbeiter;  und  es  genügt,  auf  die  oben  geschilderten 
Kulturverhältnisse  der  Gutstagelöhner  hinzuweisen,  um  zu  schließen,  wie  solche  Eigen- 
schaften der  niederlombardischen  Landarbeiterschaft  leider  noch  allzufremd  sind. 

Nach  diesen  Erörterungen  könnten  wir  jetzt  ein  gewisses  Urteil  fällen 
über  die  Anwendbarkeit  der  Betriebsgenossenschaften  in  der  Niederlombardei. 
Die  objektiven  Bedingungen,  welche  die  Organisation  der  Betriebe  betreffen, 
können  unter  Umständen  erfüllt  werden;  infolgedessen  erscheint  eine  auch 
weitgehende  Einführung  von  Betriebsgenossenschaften  nicht  unmöglich.  Wegen 
der  subjektiven  Bedingungen  aber,  welche,  wie  gesagt,  in  der  Niederlorabardci 
fast  vollständig  fehlen,  scheint  es  sehr  zweifelhaft,  daß  solche  Betriebsgenossen- 
schaften einen  guten  Erfolg  haben  werden,  solange  nicht  die  Kulturverhältnisse 
erheblich  verbessert  sind.  Es  ist  wohl  möglich,  daß  das  religiöse  und  Partei- 
interesse der  Mitglieder  die  erwähnten  subjektiven  Eigenschaften  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  ersetzen,  und  in  der  Tat  sind  fast  alle  bisher 
entstandenen  Pacht-  und  Betriebsgenossenschaften,  wie  auch  die  Pachtvereinc 
von  einer  ausgeprägten  religiösen  oder  Parteigesinnung  (christlich  oder  sozial- 
demokratisch) durchdrungen.  Übrigens  ist  das  eine  kulturelle  Frage:  je  mehr 
die  Kultur  des  niederlombardischen  Landvolks  steigt,  desto  mehr  ist  die  Mög- 
lichkeit gegeben,  Betriebsgenossenschaften  mit  guter  Aussicht  zu  gründen. 

Eine  letzte  Schwierigkeit,  sowohl  für  die  Betriebs-  als  auch  die  Pacht- 
genossenschaften, möchten  wir  noch  erwähnen;  die  Konkurrenz  mit  den  Groß- 
pächtern bezw.  mit  den  Unternehmern,  die  die  Genossenschaften  mit  einem 
allzuhohen  Pachtpreise  belasten  könnte,  wie  eben  das  Beispiel  der  nieder- 
lombardischen Genossenschaften  zeigt.  Das  ist  eine  um  so  größere  Gefahr, 
je  geringer  die  wirtschaftlichen  Kenntnisse  der  Arbeiter  sind,  je  mehr  sie 
geneigt  sind,  ihre  Lebensansprüche  herabzusetzen  und  den  Wert  ihrer  Arbeit 
zu  unterschätzen,  und  das  tun  sie  mehr,  wenn  sie  für  sich  selbst  oder  für 
Genossen,  als  wenn  sie  für  einen  Unternehmer  zu  arbeiten  haben'. 

«  In  bexug  auf  die  Konkurrenz  geben  wir  hier  die  Resoluüon  der  Versammlung 
<ler  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  der  Provinz  Reggio  Etnilia 
wieder:  Det  Staat,  die  Provinzen,  die  Gemeinden  und  die  frommen  Stiftungen 
-sollten  1.  ihre  eigenen  Güter  unter  gleichen  Bedingungen  vorzugsweise  an  Pacht*  und  Betriebs- 
genossenschaften verpachten;  2.  den  Pachtvertrag  mit  der  Genossenschaft  unmittelbar  ohne 
Versteigerung  schließen,  welche  die  Bürgschaft  zu  leisten  imstande  ist;  3.  den  Pachtvertrag 
mit  der  Genossenschaft  ohne  Versteigerung  erneuern,  wenn  dieselbe  in  der  abgelaufenen 
Pachtzeit  sich  gut  bewährt  hat ;  4.  die  Pacht  der  Güter  nur  unter  den  vorhandenen  Genossen- 
schaften zu  versteigern,  und  nur  in  dem  Fall,  daß  Genossenschaften  sich  nicht  melden,  an 
Großpächter  bezw.  Unternehmer  sich  wenden. 

Der  italienische  Agrarverband  hat  auf  seinem  Kongreß  der  Meinung  Ausdruck 
gegeben,  daß  das  Genossenschaftswesen  in  der  freien  Konkurrenz  sich  kräftigt;  deshalb  sollte 
der  Staat  geseuliche  Maßregeln,  insbesondere  betr.  des  Kredits,  wodurch  die  Pacht-  und 
Betriebsgenossenschaften  mit  ausreichenden  Mitteln  dem  Kampfe  der  freien  Konkurrenz  ent- 
gegenzutreten vermöchten. 
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Zum  Schluß  muß  betont  werden,  daß  diese  neue  Form  von  Genossen- 
schaften unbedingt  einen  Kern  des  Fortschritts  enthalten:  sie  sind  aber  keine 
Einrichtungen,  die  ohne  weiteres  schablonenmäßig  überall  anzuwenden  wären.  Es 
müßten  zunächst  die  notwendigen  Vorbedingungen  für  ihre  Anwendbarkeit  in 
Betracht  gezogen  werden,  um  schließen  zu  können,  ob  in  dem  gegebenen 
Fall  eine  Genossenschaft,  in  der  einen  oder  in  der  anderen  Form  gute  Aus- 
sicht auf  Erfolg  hat1. 

Kapitel  IV.   Probleme  der  ländlich-sozialen  Gesetzgebung. 

Die  Pflicht  des  Staates,  in  das  wirtschaftliche  und  soziale  Leben  der 
Nation  einzugreifen  und  sich  nicht  mehr  auf  das  negative  System  des  Laissez 
faire,  laissez  aller  zu  beschränken,  ist  überall  und  besonders  in  Italien  ein 
verhältnismäßig  neuer  Gedanke.  In  Italien  entsprang  die  Sorge  des  Staates 
um  eine  soziale  Gesetzgebung  weniger  dem  sozialen  Pflichtgefühl,  als  vielmehr 
dem  Streben,  eventuellen  Arbeiterbewegungen  und  Unruhen  vorzubeugen.  Man 
kann  sagen,  daß  allein  die  Sorge  für  die  öffentliche  Ordnung  im  polizeilichen 
Sinne  das  Eingreifen  des  Staates  veranlaßte. 

Dieser  Charakter  der  jetzigen  Gesetzgebung  Italiens  zeigt  sich  deutlich 
einmal  in  der  geringen  Zahl  der  gesetzlichen  Maßnahmen,  sodann  in  der 
Leichtigkeit,  mit  der  bei  ausbrechenden  Unruhen  Gesetzentwürfe  gemacht 
werden,  um  sie  nach  Beendigung  der  Revolten  sofert  wieder  fallen  zu  lassen, 
und  endlich  darin,  daß  der  Gesetzgeber  die  Landarbeiter  gegenüber  den 
Industriearbeitern  fast  gänzlich  vernachlässigt  hat,  weil  jene  nicht  so  stark  sich 
zu  organisieren  vermochten  wie  diese.  So  bestätigt  sich  auch  hier,  daß  die 
Gesetze  der  ökonomischen  und  politischen  Macht  derjenigen  Klassen  ent- 
sprechen, welche  sie  fordein. 

Die  soziale  Gesetzgebung  für  die  Landarbeiter  beschränkt  sich  auf  das 
früher  besprochene  Gesetz  über  den  Reisbau;  dasselbe  wurde  gegeben  mit 
Rücksicht  auf  die  schlechten  Gesundheitszustände  und  in  dem  Streben,  endlich 
auch  den  Reisarbeitern,  namentlich  den  Frauen  und  Kindern,  diejenige  Für- 
sorge angedeihen  zu  lassen,  welche  ein  Gesetz  für  die  Industriearbeiter  bereits 
dekretiert  hatte.  Im  übrigen  befindet  sich  die  italienische  ländlich -soziale 
Gesetzgebung  noch  immer  im  Vorbereitungsstadium;  die  meisten  Maßnahmen 
sind  nichts  weiter  als  Wünsche,  die  den  Organisationen  der  Landarbeiter  als 
Agitationsmittel  dienen.  So  können  wir  alle  die  verschiedenen  Reformvor- 
schläge unmöglich  wiedergeben;  wir  gehen  nur  auf  jene  ein,  welche  gegen- 
wärtig von  den  Landarbeitern  durch  ihre  Bewegung  und  ihre  stets  wachsende 
Organisation 2  den  öffentlichen  Gewalten  aufgedrängt  werden,  und  in  nächster 


i  Die  Zusammenkunft  der  Vertreter  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  der 
Provinz  Bologna  (Bologna,  30.  November  1906)  hat  diesbezüglich  einen  interessanten  Beschluß 
gefaßt,  indem  sie  einen  Ausschuß  mit  technischen  und  juristischen  Beiräten  wählte,  der  die 
Nützlichkeit  der  Pacht  eines  Gutes  seitens  der  betreffenden  Genossenschaften  zu  begutachten  hat. 

3  In  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1906  gab  es  in  Italien  982  Landarbeiterverbände 
mit  221  913  Mitgliedern,  d.  i.  2,5°  0  der  ländlichen  Bevölkerung;  im  ersten  Quartal  1907 
waren  es  1  292  Vereine  mit  365  108  Mitgliedern,  d.  h.  $,$°lo  der  ländlichen  Bevölkerung. 
Die  stärkste  Organisation  zeigt  die  Reggio  Emilia:    456  Vereine  mit  91327  Mitgliedern 
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Zukunft  einer  gesetzlichen  Regelung  entgegensehen  dürften.  Es  sind  das 
i.  die  Einführung  von  Landwirtschaftsgerichten,  2.  die  Unfallversicherung, 
3.  die  Errichtung  von  interregionalen  Arbeitsnachweisen,  sowie  4.  die  Regelung 
von  Kollektivarbeitsvertragen. 

1.  Das  Gesetz  vom  15.  Juni  1893  hat  die  Gewerbegerichte  (Collegi  di 
probiviri)  mit  schiedsrichterlichen  Funktionen  für  die  Industrie  geschaffen;  sie 
sollen  kleinere  Streitigkeiten  auf  gütlichem  Wege  beilegen,  oder  durch  Urteil 
entscheiden.  Die  Mitglieder  des  Gerichtes  werden  in  gleicher  Anzahl  von  den 
Unternehmern  und  den  Arbeitern  einer  bestimmten  Industrie  einesBezirkes  gewählt 

Am  14.  Mai  1892  nach  der  Agrarbewegung  und  schon  vor  Einführung 
der  Gewerbegerichte  hatte  die  Regierung  bereits  einen  Gesetzentwurf  vorgelegt 
über  die  Errichtung  von  Landwirtschaf tsgerichten1,  welche  in  zwei  Sektionen 
geteilt  werden  sollten,  die  eine  für  Arbeitsverträge,  die  andere  für  Pachtverträge. 
Die  erste  Sektion  sollte  aus  Vertretern  der  Eigentümer,  der  Pächter  und 
der  Landarbeiter  bestehen,  und  zwar  so,  daß  die  Landarbeiter  so  viel  Ver- 
treter stellten  als  die  beiden  anderen  Gruppen  zusammen.  In  der  zweiten 
Sektion  sollten  Eigentümer  und  Pächter  in  gleicher  Anzahl  vertreten  sein. 

Diese  Vorlage  gelangte  nicht  zur  Verhandlung  und  wurde  wegen  Auf- 
lösung der  Kammer  überhaupt  hinfällig.  Doch  hörte  in  den  Landarbeiter- 
organisationen der  Ruf  nach  Landwirtschaftsgerichten  nicht  auf;  auf  ihren  Ver- 
sammlungen verlangen  sie  stets  deren  Errichtung.  Auch  nahm  der  vom  12. 
bis  14.  Februar  1907  in  Mailand  tagende  I.  Kongreß  der  Probiviri  eine  Reso- 
lution an,  die  Regierung  möge  möglichst  bald  dem  Parlamente  einen  Gesetz- 
entwurf vorlegen  über  die  obligatorische  Einführung  von  Landwirtschaftsgerichten 
zur  Beilegung  von  Streitigkeiten  aus  dem  Arbeitsvertrag. 

Heftige  Landarbeiterunruhen  brachen  im  Sommer  1907  und  noch  viel 
stärker  im  Herbst  und  Sommer  1908  aus  in  der  Emilia,  in  den  Gebieten 
von  Parma2,  von  Ferrara  und  Ravenna,  welche  die  Öffentlichkeit  stark  erregten. 
Infolgedessen  verlangte  man  von  mehreren  Seiten,  daß  die  Gesetzgebung 
Einrichtungen  ins  Leben  rufen  solle,  um  die  Streiks  in  der  Landwirtschaft 
womöglich  vorbeugen  oder  sie  gütlich  beilegen  zu  können;  im  Mai  1908 
nachher  wurden  von  Abgeordneten  drei  Gesetzentwürfe  vorgelegt  über  die 
gesetzliche  Einführung  von  Schiedsgerichten  zur  Regelung  der  Streitigkeiten  in 
der  Landwirtschaft;  in  einem  Gesetzentwurfe  war  zugleich  die  Zwangsvoll- 
streckung der  Schiedssprüche  vorgeschlagen.  Diese  Forderungen  übten  auch 
auf  den  obersten  Arbeitsrat  ihren  Einfluß  aus;  in  der  Sitzung  vom  16.  No- 
vember 1907  faßte  er  eine  Resolution,  in  welcher  er  die  Notwendigkeit  eines 
Eingreifens  des  Staates  zur  Regelung  des  Verhältnisses  von  Kapital  und  Arbeit 


(li.5°  o)  der  ländlichen  Bevölkerung,  im  Jahre  1906,  625  Vereine  mit  183  141  Mitgliedern 
(23°  o)  im  Jahre  1907. 

1  Betr.  die  ersten  Pläne  und  Diskussionen  über  Landwirtschaftsgerichte  vergleiche 
Cavalieri,  La  questione  dei  probiviri  in  agricoltura,  Rom  1888. 

3  Auf  diesem  Gebiete  streikten  monatelang  im  Herbst  1908  sämtliche  Landarbeiter 
der  Provinz.  Diese  heftige  und  ausgedehnte  Bewegung  trug  auch  ein  unverkennbares  poli- 
tisches Gepräge. 

3  Vgl.  B.  d.  U.  d.  L.,  Bd.  IX.,  S.  1081  ff. 

Rovelli,  Die  Agrarverf.  der  Niederlotnbardei.  14 
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in  der  Landwirtschaft  anerkennt1;  im  Juni  1908,  bei  Besprechung  der  genannten 
Gesetzvorschläge  lehnte  er  die  Zwangsvollstreckung  der  Schiedssprüche  ein- 
stimmig ab*  und  sprach  den  Wunsch  aus,  daß  so  bald  als  möglich  Vorschläge 
gemacht  werden  mögen  von  der  Regierung  über  Maßnahmen  zur  Regelung 
der  ländlichen  Arbeitsverträge  und  Einrichtungen  zur  Beilegung  der  Streiks  in 
der  Landwirtschaft.  Dies  alles  sollte  die  Regierung  überzeugen,  daß  die  Land- 
wirtschaftsgerichte eine  reife  und  gewünschte  Einrichtung  sind,  deren  Einführung 
nicht  weiter  verzögert  werden  dürfte. 

2.  Am  31.  Januar  1907  wurde  dem  Senat  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt 
über  die  obligatorische  Unfallversicherung  der  Landarbeiter.  Die  Vorlage  will  im 
Prinzip  die  Gesetze  vom  17.  März  1898,  28.  Juni  1903  und  31.  Januar  1904 
auch  auf  die  Landarbeiter  ausdehnen  mit  einigen  Änderungen,  wie  sie  die 
Verschiedenheit  der  Arbeitsverhältnisse  bedingen.  Für  die  Industriearbeiter 
war  nach  jenen  Gesetzen  die  Unfallversicherung  obligatorisch. 

Der  Entwurf  wurde  zur  Verhandlung  angenommen,  kam  aber  nicht  zur 
Debatte.  Merkwürdigerweise  brachten  ihm  die  Organisationen  der  Landarbeiter 
kein  besonderes  Interesse  entgegen. 

3.  Was  die  Bedeutung  von  Arbeitsnachweisen  anbelangt,  so  haben  wir 
bereits  früher  besprochen  einmal  die  Leichtigkeit,  mit  der  die  Gutstagelöhner 
ihren  Dienst  wechseln,  femer  die  neuerdings  für  die  Unternehmer  sich  fühlbar 
machende  Schwierigkeit,  genügend  Arbeitskräfte  zu  finden,  und  endlich  die 
besonders  für  den  Reisbau  wichtige  periodische  Einwanderung  in  die  Nieder- 
lombardei und  die  daraus  sich  ergebenden  Mißstände. 

Um  Ordnung  in  den  ländlichen  Arbeitsmarkt  zu  bringen,  vor  allem  um 
Angebot  und  Nachfrage  von  Arbeitskräften  zu  regulieren  zwischen  den  Gebieten, 
wo  Überschuß  daran  herrscht  (Venezien,  Emilien)  oder  Mangel  (Lombardei),  und 
um  die  Wanderungen  von  Provinz  zu  Provinz  zur  Zeit  der  dringendsten  Land- 
arbeiten in  die  besten  Bahnen  zu  lenken,  erörterte  der  oberste  Arbeitsrat  den 
Plan,  Arbeitsnachweisanstalten  für  Landarbeiter  einzurichten  und  diese  unter 
einem  zentralen  Nationalamt  zu  vereinigen. 

Die  Aufgabe  solcher  Nachweisämter  soll  sein : 

a)  Ausarbeitung  der  Statistiken  des  ländlichen  Arbeitsmarktes  und  det 
Binnenwanderungen ; 

b)  Stellenvermittlung  für  Gutstagelöhner  und  sonstige  ansässige  Land- 
arbeiter, sowie  für  die  periodischen  Wanderarbeiter.  Die  Ämter  sollten 
in  steter  Verbindung  stehen  mit  den  Organisationen  der  Unternehmer 
und  der  Arbeiter. 

Jede  Anstalt  hat  als  ausführendes  Organ  eine  Kommission,  deren  Mit- 
glieder zu  gleicher  Zahl  von  Unternehmern  und  Arbeitern  gewählt  werden; 
die  Vertreter  beider  Parteien  wählen  aus  ihrer  Mitte  den  Vorsitzenden. 

Zur  Deckung  der  Ausgaben  sollten  Staat,  Provinz  und  Gemeinden  jähr- 
liche Beiträge  zahlen;  außerdem  hätten  die  Interessenten  bestimmte  Gebühren 
zu  entrichten. 


»  Vgl.  B.  d.  U.  d.  L.,  Bd.  VIII.,  S.  1222. 

1  Gegen  die  Einigungsamter  mit  Zwangsvollstreckung  der  Schiedssprüche  hatte  sich 
auch  die  3.  Nationalversammlung  der  Landarbeiter  zu  Keggio  Emilia  (7.,  8.  und  9.  Marz 
1908)  ausgedrückt.    B.  d.  U.  d.  L.,  Bd.  IX.,  S.  520. 
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Bei  einer  Sitzung  des  obersten  Arbeitsrates  im  Juni  1907  versprach  die 
Regierung  ganz  entschieden,  dem  Parlamente  alsbald  einen  dem  Beschlüsse 
des  Arbeitsrates  entsprechenden  Gesetzentwurf  vorzulegen1. 

Eine  solche  Institution  würde  für  die  Gutstagelöhner,  noch  viel  mehr 
aber  für  die  Hilfsarbeiter  im  Nebenberuf  von  großer  Bedeutung  sein;  denn 
das  Amt  könnte  nicht  nur  Angebot  und  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  in 
passender  Weise  regulieren,  sondern  auch  das  Vermittlerwesen  und  seine  Aus- 
wüchse allmählich  beseitigen.  In  dieser  Hinsicht  hat  bereits  das  neue  Gesetz  über 
den  Reisbau  Änderungen  hervorgerufen,  indem  der  Vermittler  zur  Anwerbung  von 
Reisarbeitem  nur  ein  besoldeter  Beamter  des  Unternehmers  sein  darf.  Da  jedoch 
so  der  Unternehmer  das  ganze  Risiko  der  Anwerbung  trägt  und  seine  Ver- 
mittler selbst  bezahlen  muß,  so  wäre  auch  für  ihn  der  öffentliche  Arbeitsnach- 
weis vorteilhafter,  zumal  dieser  Angebot  und  Nachfrage  weit  besser  zu  regu- 
lieren vermöchte. 

Für  die  andern  Hilfsarbeiter  aber,  für  die  noch  keine  besondere  gesetz- 
liche Maßnahme  besteht,  wird  vielleicht  der  Vermittler  noch  längere  Zeit  in 
Tätigkeit  bleiben,  doch  würde  auch  hier  ein  Einfluß  des  Arbeitsnachweises 
sich  bald  zeigen,  um  so  mehr  als  der  Vermittler  bei  diesen  Arbeitern  schon 
jetzt  mehr  den  Charakter  eines  vom  Unternehmer  besoldeten  Beamten  trägt. 
Der  Hauptvorteil  der  Arbeitsnachweise  für  die  Gutstagelöhner  würde  die  Ver- 
mittlung beim  Abschluß  der  Verträge  sein.  Bei  unparteiischer  Tätigkeit  der 
Nachweise  werden  die  Gutstagelöhner  in  die  Lage  kommen,  die  Konjunkturen 
des  Arbeitsmarktes  besser  auszunützen,  einen  vorteilhafteren  Arbeitsvertrag  zu 
schließen,  sich  von  den  alten  unhaltbaren  Bestimmungen  zu  befreien,  bis 
schließlich  die  Gesetzgebung  und  noch  mehr  die  Stärke  der  Arbeiterorganisa- 
tionen durchgreifende  Reformen  des  Arbeitsvertrages  erreichen  werden. 

4.  Über  den  Arbeitsvertrag  enthalten,  wie  schon  hervorgehoben  wurde, 
die  italienischen  Gesetze  keine  besonderen  Bestimmungen. 

Schon  mehrmals  wurde  versucht,  diese  Lücke  auszufüllen.  So  stellte 
z.  B.  der  Abgeordnete  Sonnino  nach  den  Landarbeiterbewegungen  auf  Sizilien 
in  den  Jahren  1893/94  einen  Antrag,  die  ländlichen  Arbeitsverträge  in  Sizi- 
lien gesetzlich  zu  regeln;  zum  Studium  der  Frage  wurde  eine  Kommission 
eingesetzt  Als  jedoch  die  Gefahr  vorüber  war,  hörte  man  nichts  mehr  weder 
von  Antrag  noch  von  Kommission. 

Die  weitgreifenden  und  heftigen  Streiks,  die  Neugründung  von  Vereinen 
und  die  Versamralungsbeschlüsse  unzufriedener  Landarbeiter  machten  im  Jahre 
1900  die  bedrohten  Klassen  aufs  neue  mobil.  Daraufhin  erschien  ein  neuer 
Gesetzesantrag  am  29.  Juli  1901 ;  es  wurde  wiederum  eine  Kommission  ein- 
gesetzt. Der  am  26.  November  1902  in  der  Abgeordnetenkammer  einge- 
brachte Antrag  bezog  sich  auf  das  ganze  Königreich ;  er  enthielt  wenig  zu- 
gunsten der  Landarbeiter  und  doch  fiel  er  auch  diesmal  wieder  unter  den 
Tisch,  als  die  Ruhe  wiederkehrte". 

1  Der  Gesetzentwurf  über  die  interregionaren  Arbeitsnachweise  wurde  der  Kammer 
vorgelegt  am  28.  November  1907:  der  Text  findet  sich  im  Bollettino  dell'  Ufficio  del  Lavoro, 
Bd.  VI!!.  S.  151 1. 

*  Vgl.  Francesco  Colletti,  I  contratti  agrari  ed  il  contratto  di  lavoro  agricolo  in  Italia, 
Rom  1903.  Die  Broschüre  ist  eine  Bearbeitung  der  von  der  Societa  degli  agricoltori  veran- 
stalteten Erhebung  betr.  des  am  26.  November  1902  vorgelegten  Gesetzentwurfes  über  die 
landlichen  Arbeitsvertrage. 

14* 
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Im  Juni  1907  wurde  im  Arbeitsrat  die  Notwendigkeit  einer  gesetzlichen 
Regelung  der  Tarifgemeinschaften  sowohl  in  der  Industrie  als  auch  in  der 
Landwirtschaft  erörtert1.  Darnach  sollte  der  Gesetzgeber  keine 
direkten  Bestimmungen  über  den  Arbeitsvertrag  treffen,  sondern  nur  den  Tarif- 
gemeinschaften, die  freiwillig  von  Arbeitein  und  Unternehmern  eingegangen 
würden,  den  Schutz  des  Gesetzes  zuteil  werden  lassen. 

Die  Tarifgemeinschaft  kann  sowohl  von  einer  beim  Arbeitsamt  einge- 
tragenen Gewerkschaft  als  auch  von  einer  nicht  eingetragenen  Gewerkschaft 
oder  auch  von  einer  Gruppe  unorganisierter  Arbeiter  eingegangen  werden.  In 
den  beiden  letzteren  Fallen  würde  der  Tarif  nur  dann  als  angenommen  gelten, 
wenn  2/3  der  Arbeiter  und  2/3  der  Unternehmer,  bei  welchen  2/3  der  Arbeiter 
beschäftigt  sind,  dafür  gestimmt  haben.  Wünschen  die  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer einen  Ausschuß  von  Sachverständigen  bezw.  eine  dritte  Person  als 
Schiedsmann,  so  ist  für  dessen  Wahl  dieselbe  Stimmenzahl  erforderlich.  Die 
Versammlung  wäre  von  einem  öffentlichen  Beamten  zu  überwachen.  Ein  so 
angenommener  Tarif  sollte  auch  für  die  Minderheit  verbindlich  sein.  Handelt 
es  sich  um  eine  eingetragene  Gewerkschaft,  so  könnte  auch  der  Vorstand 
desselben  allein  den  Tarif  vereinbaren. 

Für  die  Einhaltung  der  Vertragsbedingungen  seitens  der  Mitglieder  müßte 
die  Gewerkschaft  einstehen,  die  zur  Sicherung  */5  ihres  Vermögens  hinterlegen 
müßte;  die  Gewerkschaft  hätte  gegen  ihre  Mitglieder  Regreß.  Auch  vertritt 
sie  ihre  Mitglieder  bei  Streitigkeiten  mit  dem  Unternehmer  über  Ausführung 
des  Tarifes.  Die  eingetragene  Gewerkschaft  würde  also  eine  größere  Sicherheit 
bieten  für  die  Durchführung  der  Tarifgemeinschaft. 

Ein  Tarifvertrag  sollte  in  allen  Fällen  verbindlich  sein,  einmal  für  die 
beiden  Kontrahenten,  dann  aber  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  für  die- 
jenigen, die  den  Tarif  selbst  nicht  mit  abgeschlossen  haben.  So  ist  einerseits 
ein  Unternehmer,  der  mit  einer  Arbeitergruppe  einen  Tarif  abgeschlossen  hat, 
gesetzlich  verpflichtet,  diesen  Tarif  auch  auf  jeden  weiteren  Arbeiter,  den  er 
einstellt,  anzuwenden;  anderseits  dürfen  Arbeiter,  welche  mit  einem  Unter- 
nehmer einen  bestimmten  Tarif  eingegangen  sind,  bei  anderen  Unternehmern 
nicht  nach  anderen  Tarifen  arbeiten.  Bei  drohender  Arbeitslosigkeit  jedoch 
soll  es  den  Arbeitern  gestattet  sein,  auch  unter  anderen  Bedingungen  zu 
arbeiten,  wenn  sie  nachweisen  können,  daß  sie  sonst  ohne  Arbeit  geblieben  waren. 

Eine  gesetzliche  Regelung  der  Tarifgemeinschaften  in  der  Form  dieses 
Vorschlages  wäre  günstig  für  die  Produktion,  welche  so  eine  plötzliche  Arbeits- 
einstellung bzw.  eine  plötzliche  Aussperrung  nicht  mehr  zu  befürchten  hätte. 
In  sozialer  Hinsicht  würden  sie  die  Erziehung  der  Arbeiterschaft  fördern,  und 
da  Unternehmer  und  Arbeiter  durch  sachverständige  Vertreter  miteinander 
verhandelten,  wäre  eine  genügende  Garantie  geboten  für  eine  beiderseits 
befriedigende  Lösung  der  Fragen  des  Arbeitsvertrages. 

Es  ist  nach  allem  sehr  wahrscheinlich,  daß  die  Beschlüsse  des  Arbeits- 
rates die  Grundlage  eines  in  naher  Zukunft  erscheinenden  Gesetzentwurfes 
bilden  werden,  zumal  der  Nationale  Landarbeitertag  zu  Bologna  im  März  1 907 
eine  Resolution  angenommen  hat,  die  im  Prinzip  dasselbe  verlangt,  was  der 
Arbeitsrat  beschlossen  hat2. 


1  Vgl.  Bolleuino  d.  U.  d.  L.,  Bd.  VII,  S.  786  ff.  und  1288  ff. 
»  Vgl.  Bollettino  dell'  Ufficio  del  Lavoro,  Bd.  VII,  S.  467. 
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Abschnitt  IV.  Die  sonstigen  ländlichen  Gewerbetreibenden. 


Vor  der  Agrarkrisis  stand  der  Molkereibetrieb  unter  der  unmittelbaren 
Leitung  des  Großpächters  selbst1,  welcher  auch  hier  wie  im  landwirtschaftlichen 
Betrieb  allein  mit  der  leitenden  Arbeit  beschäftigt  war.  Für  die  ausführende 
Arbeit  waren  ein  Käsemacher,  im  Dialekt  casee  genannt,  mit  ein  oder  zwei 
Gesellen,  je  nach  dem  Umfange  des  Betriebes,  und  ein  Gehilfe  angestellt. 

Der  Käsemacher,  der  eigentliche  Betriebsleiter  in  technischer  Beziehung, 
schloß  mit  dem  Großpächter  einen  Arbeitsvertrag  auf  ein  Jahr  ab,  und  zwar 
mit  Geltung  vom  24.  April,  dem  Georgstag,  an.  Dies  ist  der  herkömmliche 
Termin  bei  allen  Milch  und  Milchprodukte  betreffenden  Verträgen  auf  den 
niederlombardischen  Märkten.  Die  Sitte  geht  davon  aus,  daß  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Monats  April  das  neue  Futter  auf  den  Wiesen  (die  Winterwiesen 
ausgenommen)  zur  Verfügung  steht,  womit  eine  neue  Betriebsperiode  der  Milch- 
produktion anfängt.  Der  Vertrag  mit  dem  Käsemacher  wurde  durch  den 
Wechsel  des  Großpächters  auf  dem  Gute  nicht  unterbrochen2. 

Kraft  des  Vertrages  erhielt  der  Käsemacher  Wohnung  mit  Garten, 
Kost  und  Brennmaterial,  ganz  wie  die  Gutstagelöhner  auf  dem  Gute; 
daneben  einen  aus  Naturalien  und  Geld  bestehenden  Lohn.  Die  Natural- 
bezüge waren:  100  Pfund  (74,85  kg)  Schweinefleisch,  24  kg  Butter,  1  hl 
Wein.  Das  waren  die  gewöhnlichen  Elemente  des  Naturallohnes  in  der 
ganzen  Niederlombardei.  Im  Lodesaner  Gebiet  zählte  man  noch  dazu 
Mais,  Weizen  und  Reis  in  verschiedenem  Maß  und  eine  pertica  Flachsland; 
dafür  war  dann  der  Geldlohn  bedeutend  niedriger.  Der  Geldlohn  betrug  im 
Durchschnitt  300  Lire  pro  Jahr;  im  Lodesaner  Gebiet  140  Lire. 

War  der  Käsemacher  unverheiratet,  so  wohnte  und  lebte  er  in  der 
Familie  des  Großpächters,  und  erhielt  nur  einen  Geldlohn  von  200  Lire. 

Wollen  wir  nun  die  Höhe  des  Lohnes  in  Geld  berechnen,  so  müssen 
wir  die  damaligen  Preise  in  Rechnung  stellen,  so  erhalten  wir  folgenden 
durchschnittlichen  Lohnbetrag: 


§  1.    Die  Milchverarbeiter. 


Wohnung  mit  Garten     .  . 
Cibaria  und  Brennmaterial 
74,85  kg  Schweinefleisch  ä  1,, 
24  kg  Butter  ä  2,50     .  . 

1  hl  Wein  

Geldlohn  


.    40  Lire 

.  165  3 


729  Lire 


Im  Lodesaner  Gebiet  haben  wir  dagegen 
Wohnung  mit  Garten      .  , 


40  Lire 
165  » 
224  » 
115  » 
140  > 


Cibaria  und  Brennmaterial 
Gewöhnliche  Naturalbezüge 
Sonstige  Naturalbezüge  . 
Geldlohn   


684  Lire 


1  Cfr.  S.  40. 

2  Cfr.  S.  59. 
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Ein  größerer  Umfang  der  Naturalbezüge  ergibt  also  einen  niedrigeren 
Gesamtlohn.  Auch  ist  zu  bemerken,  daß  vom  Standpunkte  des  Großpächters 
aus  der  unverheiratete  Käsemacher  vorzuziehen  war,  da  sein  Unterhalt  in  der 
Familie  weniger  Kosten  verursachte,  als  die  Lohndifferenz  betrug.  So  be- 
scheiden der  Lohn  auch  sein  mag,  der  Unterschied  des  Lohnes  eines  Käse- 
machers  von  dem  eines  Gutstagelöhners  (729  Lire  bzw.  684  Lire  gegen  475 
Lire)  zeigt  schon  die  bedeutend  höhere  Stellung  des  ersteren  gegenüber  den 
auf  dem  Gute  angestellten  Lohnarbeitern. 

Eine  gewisse  Lohnprämie  findet  sich  auch  hier.  Die  Tüchtigkeit  und 
der  Fleiß  des  Käsemachers  ist  nämlich  mehr  wie  anderswo  entscheidend  für 
den  Ertrag  der  Milchverarbeitung,  weil  die  ganze  Käsefabrikation  nur  er- 
fahrungsmäßig betrieben  wird.  Um  den  Käsemacher  in  seiner  Arbeit  zu 
fördern  und  ihn  dem  Ertrag  entsprechend  zu  entlohnen,  gab  ihm  der  Groß- 
pachter beim  Vertragsabschluß  mit  dem  Butter-  und  Käsehändler  eine  der 
Höhe  der  erzielten  Butter-  und  Käsepreise  entsprechende  Prämie. 

Wegen  seiner  Stellung  hob  sich  der  Käsemacher  Über  die  Gutstagelöhner 
hinaus.  In  der  Tat  besaßen  die  Käsemacher,  im  Vergleich  mit  den  anderen 
Landarbeitern,  eine  nicht  so  geringe  Bildung;  ihre,  obwohl  anspruchslose 
Lebenshaltung  zeigte  doch  einen  merklichen  Unterschied  von  der  ländlichen 
arbeitenden  Bevölkerung,  auch  von  der  oberen  Klasse  derselben1. 

Die  Beziehungen  der  Käsemacher  zum  Großpächter  waren  viel  enger  als 
bei  den  anderen  Klassen.  Dazu  trug  natürlich  seitens  des  Käseraachers  bei, 
daß  er  in  jungen  Jahren  in  der  Familie  des  Großpächters  gelebt  hatte;  seitens 
des  Unternehmers  das  Interesse,  einen  gelernten  und  geschickten  Käsemacher 
festzuhalten,  sobald  er  einen  gefunden  hatte. 

Der  deutlichste  Ausdruck  dieser  engeren  Beziehung  war  eben  der,  daß 
der  Käsemacher  nicht  nur  regelmäßig  bei  demselben  Großpächtcr  auf  dem- 
selben Gute  blieb,  sondern  daß  er  sehr  oft  dem  Großpächter  auf  das  neu  ge- 
pachtete Gut  folgte. 

Soweit  die  Käsemacher  ihren  Beruf  nicht  in  der  Familie  geerbt  hatten, 
gingen  sie  aus  den  Gutstagelöhnern  und  zwar  aus  der  Klasse  der  Kuhknechte 
hervor,  sie  mußten  erst  eine  gewisse  Lehrzeit  als  Gesellen  in  einem  Molkeret- 
betrieb zugebracht  haben. 

Neben  den  Käsemachern  gab  es  schon  vor  den  80  er  Jahren  in  manchen 
Betrieben  die  lattai,  Milchmänner,  die  von  den  Käsemachern  dadurch  sich 
unterscheiden,  daß  sie  eigentliche  Unternehmer  sind,  indem  sie  die  Milch  vom 
Großpächtcr  kaufen,  und  den  Molkereibetrieb  ganz  auf  ihr  eigenes  Risiko 
betreiben. 

Nach  der  Agrarkrisis  sind  die  Milchmänner  ganz  allgemein  geworden 
und  haben  den  Käsemacher  überall  verdrängt.  Der  Fortschritt  in  der  land- 
wirtschaftlichen Technik,  die  Notwendigkeit,  den  Getreidemarkt  besser  zu 
kennen  und  den  Betrieb  dessen  Anforderungen  anzupassen,  die  Erweiterungen 
des  Handels  sind  die  allgemeinen  Ursachen  für  den  Übergang  vom  Käse- 
machcr  zum  Milchmann  gewesen.  Die  großen  Preisschwankungen  bei  den 
Milchprodukten  und  die  Tendenz,  das  Risiko  der  Unternehmung  zu  vermeiden 
haben  in  dieser  Richtung  den  letzten  Anstoß  gegeben. 

1  Charakteristisch  in  dieser  Hinsicht  ist,  daß  einzig  der  Käsemacher  von  den  auf  dem 
Gute  lebenden  Personen,  vom  Pächter  selbst  abgesehen,  mit  >Herr«  angeredet  wird. 
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Der  Milchmann  schließt  mit  dem  Großpächter  einen  jährlichen  Vertrag  ab, 
laufend  vom  24.  April  an.  Der  Großpächter  vermietet  dem  Milchmann  eine 
Familienwohnung,  das  Gebäude  für  die  Milchverarbeitung  und  eine  Stallung 
für  die  zur  Ausnützung  der  Milchabfälle  gehaltenen  Schweine.  Sodann  ver- 
kauft der  Großpächter  die  Milch,  die  von  einer  im  Vertrag  bestimmten  Anzahl 
Kühe  gewonnen  wird,  zu  einem  ebenfalls  im  Vertrag  pro  Hektoliter  festgesetzten, 
das  Jahr  hindurch  sich  gleich  bleibenden  Preis ;  die  Milch  von  Kühen,  die  über 
die  Vertragszahl  hinausgehen ,  kann  der  Pächter  selbst  verbrauchen  oder  auch 
verkaufen;  in  letzterem  Falle  hat  der  Milchmann  freilich  das  Vorkaufsrecht, 
die  Preise  aber  richten  sich  nach  den  Schwankungen  des  Marktpreises  für  Milch, 
Ferner  verkauft  der  Großpächter  das  Brennholz,  und  zwar  10  dz  auf  100  hl  Milch. 

Manchmal  enthält  der  Vertiag  andere  Bestimmungen,  z.  B.  die  Pflicht 
des  Milchmannes,  eine  bestimmte  Zahl  von  Schweinen,  gewöhnlich  halb  soviel 
als  die  Anzahl  der  Kühe,  zu  ziehen,  und  den  erzielten  Dünger  an  den  Groß- 
pächter abzugeben,  oder  auch  demselben  eine  bestimmte  Menge  Butter  und 
Käse  zu  liefern;  diese  Bestimmungen  jedoch,  die  vor  einigen  Jahren  sehr  in 
Gebrauch  waren,  sind  gegenwärtig  nur  selten  mehr  zu  finden.  Der  Milchpreis 
in  diesem  Vertrage  ist  niemals  der  Ausdruck  des  Wertes  dieses  Produktes;  er 
ist  vielmehr  das  Resultat  mehrerer  Posten.  Man  berücksichtigt  zunächst  den 
durchschnittlichen  Milchpreis  des  vorigen  Jahres  und  die  möglichen  Schwan- 
kungen des  laufenden  Jahres,  den  Wert  der  gemieteten  Gebäude,  des  gekauften 
Brennholzes  und  der  sonstigen  gegenseitigen  Lieferungen.  Mit  anderen  Worten: 
das  sich  ergebende  Soll  des  Milchmannes  wird  in  dem  Preise  pro  Hektoliter 
Milch  zusammenfassend  ausgedrückt.  Der  Milchpreis  ist  also  verschieden  in 
den  verschiedenen  Betrieben ,  nicht  nur  je  nach  Qualität  derselben,  sondern 
auch  nach  dem  Werte  der  Gebäude,  und  dem  Umfang  und  Werte  der  im 
Vertrag  festgesetzten  Lieferungen. 

Die  Bezahlung  ist  so  geregelt,  daß  die  Milch  Ende  jeden  Monats  zur 
Hälfte  zu  bezahlen  ist;  die  zweite  Hälfte  wird  in  zwei  Teilzahlungen,  Ende 
November  und  Ende  Juni,  bezahlt.  Zu  diesen  Terminen  kann  nämlich  der 
Milchmann  über  Geldvorrat  verfügen,  weil  der  während  des  Jahres  hergestellte 
Parmesaner  Käse  eben  zweimal  im  Jahre,  im  November  und  im  Juni  verkauft 
wird.  Es  ist  auch  Gewohnheit,  daß  der  Milchmann  eine  Kaution  stellt,  und 
zwar  2000  Lire  auf  50  Kühe. 

In  diesem  Vertrage  trägt  sowohl  der  Milchmann  als  auch  der  Groß- 
pächter sein  Risiko:  der  Großpächter,  indem  er  die  entsprechende  Milchmenge 
auf  seine  Kosten  ersetzen  muß,  wenn  die  im  Vertrage  bestimmte  Zahl  von 
Kühen,  z.  B.  infolge  einer  Viehseuche  nicht  mehr  vorhanden  ist ;  der  Milch- 
mann, indem  er  die  notwendige  Milchmenge  sich  zu  verschaffen  hat,  und 
zwar  zu  den  Marktpreisen,  wenn  die  Zahl  der  Kühe  wohl  vorhanden  ist,  aber 
z.  B.  infolge  einer  Krankheit  die  vorgesehene  Milchmenge  nicht  mehr  gibt. 

Dieses  beiderseitige  Risiko  ist  aber  vertragsmäßig  nur  auf  eine  kurze 
Zeit,  auf  14  Tage  oder  einen  Monat  beschränkt;  geht  der  Mangel  an  Kühen 
bzw.  die  Minderproduktivität  derselben  über  diese  Grenze  hinaus,  dann  wer- 
den die  Vertragsbestimmungen  in  entsprechender  Weise  abgeändert. 

Im  großen  und  ganzen  aber  darf  man  sagen,  daß  der  Obergang  vom 
Käsemacher  zum  Milchmaun  zugunsten  des  Großpächters  ausgefallen  ist;  nicht 
nur,  weil  der  Großpächter  seine  Tätigkeit  ungeteilter  dem  landwirtschaftlichen 
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Betrieb  widmen  kann,  und  dem  Risiko  des  Butter-  und  Käsehandels  sich  ent- 
zogen hat,  sondern  auch,  weil  er  nicht  mehr  bis  Juni  und  November  auf  Be- 
zahlung zu  warten  braucht,  sondern  schon  jeden  Monat  wenigstens  einen  Teil 
seiner  Forderungen  einkassieren  kann. 

Ein  bedeutender  Unterschied  der  Milchmänner  von  den  Käsemachem 
ist  auch  der,  daß  die  Milchmänner  gewöhnlich  nur  i — 2  Jahre  auf  demselben 
Gute  bleiben.  Der  Wunsch,  ein  besseres  Gras  und  eine  bessere  Milch  zu 
finden,  um  einen  sichereren  Erfolg  in  der  Butter-  und  Käseproduktion  zu  er- 
zielen, ist  eine  der  Ursachen  dieses  Wandertriebs.  Die  großen  Schwankungen 
im  Milchpreise  führen  auch  die  Milchmänner  dazu,  womöglich  billigere  Preise 
zu  suchen. 

Der  Übergang  vom  Käsemacher  zum  Milchmann  hat  gar  keine  Ver- 
änderung in  der  Technik  des  Molkereibetriebes,  noch  auch  im  Handel  mit 
Milchprodukten,  mit  sich  gebracht.  Der  Milchmann  hat  nur  die  Rolle  des 
Käsemachers  (ausführende  Arbeit)  und  die  des  Großpächters  (leitende  Arbeit) 
in  sich  vereinigt;  im  übrigen  hat  er  die  alte  Organisation  des  Betriebes  bei- 
behalten; er  arbeitet  also,  wie  fiüher,  mit  einem  oder  zwei  Gesellen  und  einem 
Gehilfen. 

Die  Klasse  der  Milchmänner  stammte  ursprünglich  aus  den  alten  Käse- 
machern. Gegenwärtig  kann  man  sagen,  daß  dieser  Beruf  im  allgemeinen  in 
denselben  Familien  sich  vererbt;  die  wenigen  neu  hinzukommenden  Milch- 
männer stammen  ausschließlich  aus  Familien  von  kleinen  und  mittleren  länd- 
lichen Eigentümern  der  Nieder-  und  Mittellorabardei.  Wenn  früher,  als  der 
Käsemacher  ein  Lohnarbeiter  des  Großpächters  war,  die  Möglichkeit  für  die 
Gesellen  vorlag,  Käsemacher  zu  werden,  so  ist  gegenwärtig,  da  der  Milchmann 
ein  eigentlicher  Unternehmer  ist,  der  ein  gewisses  Risiko  zu  tragen  und  über 
ein  verhältnismäßig  nicht  unbedeutendes  Betriebskapital  zu  verfügen  hat,  für 
die  Gesellen,  die  nichts  anderes  als  Söhne  von  Gutstagelöhnem  sind,  die 
Möglichkeit,  Milchmänner  zu  werden,  fast  ausgeschlossen.  Nachdem  anderseits 
die  Königliche  Molkereischule  zu  Lodi  wieder  errichtet  worden  ist1,  fangen 
schon  die  Söhne  von  ländlichen  Eigentümern  an,  nach  einem  dort  vollendeten 
drei-  oder  sechsmonatigen  Kursus  einen  Molkereibetrieb  zu  übernehmen. 

Die  Klasse  der  Milchmänner  ist  von  den  neu  entstandenen  Großmolkereien 
sehr  stark  getroffen  worden,  indem,  wie  gesagt2,  etwa  200  Gutsmolkereien  in- 
folge der  neuen  Großmolkereicn  schon  eingegangen  sind. 

Die  künftige  Lage  der  Milchmänner  hängt  naturgemäß  von  der  weiteren 
Entwicklung  dieser  Molkereigroßindustrie  ab;  soweit  man  in  dieser  Frage  etwas 
sagen  darf,  verweisen  wir  auf  die  Bemerkungen  im  Paragraphen  über  die  Be- 
triebsverfassung 3. 

Die  Milchmänner  haben  in  den  90er  Jahren  zwei  Absatzgenossen- 
schaften, insbesondere  für  Butter,  die  eine  zu  Mailand,  die  andere  zu  Pavia, 
gegründet.  Die  Genossenschaft  zu  Mailand  ist  aber  am  24.  April  1907  auf- 
gelöst worden;  es  scheint,  daß  der  tiefste  Grund  der  Auflösung  die  Unfähigkeit 

*  Die  im  Jahre  187 1  zum  ersten  Male  gegründete  und  im  Jahre  1879  aufgehobene 
Molkereischule  zu  Lodi  wurde  im  Jahre  1880—81  in  einer  neuen  und  besseren  Gestaltung 
wieder  errichtet. 

*  S.  42. 
3  S.  42. 
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der  leitenden  Personen  war.  Die  Genossenschaft  zu  Pavia  führt  ein  bescheidenes 
Leben. 

Der  Müchproduktenhandel  ist  den  Milchmännern,  wie  auch  früher  den 
Großpächtern,  entzogen;  besondere  Berufshändler  treiben  den  ganzen  Butter- 
und Käsehandel  auf  den  Märkten  von  Lodi,  Pavia  und  insbesondere  von 
Mailand.  Der  Ausfuhrhandel  der  neu  entstandenen  Großbetriebe  wird  aber  von 
den  Produzenten  selbst  betrieben. 

Diese  monopolartige  Herrschaft  der  Märkte  seitens  der  Butter-  und  Käse- 
händler hat  zweifellos  an  der  Auflösung  der  Absatzgenossenschaften  zu  Mai- 
land ihren  Anteil  gehabt,  wie  sie  auch  gegenwärtig  nicht  ohne  Einfluß  ist  auf 
die  schwache  Entwicklung  der  Genossenschaft  zu  Pavia.  Vor  zehn  Jahren 
haben  die  Gemeinden  Lodi  und  Pavia  versucht,  diese  Herrschaft  zu  brechen. 
Sie  haben  ein  Warenlager  in  der  Stadt  eingerichtet,  wo  die  Milchmänner  ihre 
Produkte  unterbringen  sollten,  damit  sie  den  Handel  auf  dem  Markte  persönlich 
betreiben  könnten.  Der  Versuch  ist  aber  erfolglos  gewesen,  nach  zwei  Jahren 
wurde  das  Warenlager  zu  Lodi,  nach  drei  Jahren  das  zu  Pavia  aufgehoben. 
Die  Milchmänner  selbst  haben  die  Gemeinden  nicht  unterstützt,  so  daß  wegen 
Mangel  an  Mitteln  die  Gemeinden  nicht  imstande  waren,  Warenlager  mit  den 
dazu  gehörenden  Einrichtungen  darzubieten. 

Unter  dem  Milchmann,  wie  früher  unter  dem  Käsemacher,  steht  der 
Geselle.  Der  Geselle  ist  immer  ein  unverheiratetes  Mitglied  einer  Gutstage- 
löhnerfamilie. Ihm  ist  keine  bestimmte  Arbeit  zugewiesen;  er  hat  dem  Milch- 
manne bei  jeder  Arbeit  Hilfe  zu  leisten. 

Der  Geselle  wird  überall  wie  ein  unverheirateter  Kuhknechte  des  Be- 
triebes entlohnt;  er  erhalt  also  im  Durchschnitt  die  Cibaria  und  einen  Geld- 
lohn von  160 — 180  Lire  pro  Jahr. 

Das  Auffallende  ist  eben,  daß  der  Lohn  des  Gesellen  nicht  das  Ergebnis 
eines  Vertrages  zwischen  Arbeitgeber  (Milchmann)  und  Arbeitnehmer  (Geselle) 
im  Molkereibetriebe  ist,  sondern  das  Ergebnis  eines  Vertrages  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  eines  anderen  Betriebes  (Großpächter  und  Guts- 
tagelöhner); steigen  oder  sinken  die  Löhne  der  Kuhknechte  im  landwirt- 
schaftlichen Betriebe,  so  verändern  sich  ganz  in  demselben  Maße  die  Löhne 
in  dem  Molkereibetrieb,  ohne  daß  in  diesem  die  geringste  Änderung  vor- 
gekommen wäre. 

Einigen  Milchmännern  ist  es  gelungen,  diese  Abhängigkeit  des  Lohnes 
der  Gesellen  von  dem  des  Kuhknechtes,  die  nichts  anderes  ist,  als  ein 
unlogischer  Überrest  aus  der  Zeit,  wo  der  Molkereibetrieb  mit  dem  landwirt- 
schaftlichen Betrieb  einer  Unternehmung  unter  dem  Großpächter  vereinigt  war, 
zu  beseitigen;  bei  diesen  werden  die  Gesellen  mit  einer  Cibaria,  die  die 
gewöhnlichen  6  dz  Mais  enthält,  und  einem  Geldlohn  von  30 — 40  Lire  monat- 
lich entlohnt. 

Früher  bildeten  die  Gesellen  die  erste  Stufe  zum  Käsemacher;  gegen- 
wärtig, da  die  Möglichkeit,  Milchmänner  zu  werden,  für  sie  verschwunden  ist, 
gehen  die  Gesellen  von  ihrem  Beruf  zu  dem  der  Kuhknechte  wieder  zurück; 
das  kommt  immer  vor,  wenn  z.  B.  die  Gutstagelöhnerfamilie  in  einem  anderen 
Betriebe  sich  anwerben  läßt,  wo  die  Stelle  des  Gesellen  schon  belegt  ist;  oder 
auch,  wenn  der  Geselle  sich  verheiratet.  Der  Obergang  vom  Käsemacher  zum 
Milchmann  ist  also  im  ganzen  zu  Ungunsten  der  Gesellen  ausgefallen;  weil  die 


Digitized  by  Google 


218 


II.  Teil. 


Möglichkeit,  eine  Verbesserung  des  Einkommens  zu  erreichen,  ihnen  entzogen 
wurde,  während  anderseits  die  Lohnverhältnisse  ganz  unverändert  blieben. 

Was  die  Lebenshaltung  betrifft,  so  ist  von  den  Gesellen  dasselbe  zu 
bemerken,  was  über  die  Gutstagelöhner  gesagt  wurde. 

Mit  dem  Käsemacher,  bzw.  dem  Milchmann  und  dem  Gesellen  arbeitet 
ein  Gehilfe,  der  ein  10 — 12  Jahre  alter  Knabe  aus  einer  Gutstagelöhnerfamilie 
ist.  Der  Gehilfe  hat  insbesondere  für  die  Schweine  zu  sorgen,  außerdem  dem 
Milchmanne  und  dem  Gesellen  im  Molkereibetriebe  selbst  zur  Hand  zu  gehen. 
Was  die  Entlohnung  betrifft,  so  gibt  es  keinen  Unterschied  zwischen  den 
Gehilfen  der  Gutstagelöhner  und  denen  der  Milchmänner. 

Man  darf  also  schließen,  daß  im  allgemeinen  der  Milchmann  keine 
Änderung  in  dem  Molkereibetrieb,  weder  in  bezug  auf  die  Organisation  des 
Betriebes,  noch  in  bezug  auf  die  Lage  der  Mitarbeiter,  also  weder  in  tech- 
nischem noch  im  ökonomischen  Sinne,  hervorgebracht  hat.  Der  Übergang  des 
Molkereibetriebes  zu  einer  selbständigen  Unternehmung  ist  das  ganze  Ergebnis 
dieses  Entwicklungsprozesses  gewesen. 

§  2.    Die  Rindviehhirten  (Bergamini). 

Eine  andere  eigenartige  Klasse  der  Landbevölkerung  der  Niederlombardei 
bilden  die  sogenannten  malghesi1  oder  bergamini,  Rindviehhirten.  Sie 
führen  eine  gewisse  Nomadenwirtschaft.  Die  Monate  Juli,  August  und  Sep- 
tember bringen  sie  auf  den  Bergen  zu,  die  Zeit  vom  Oktober  bis  zum  Juni 
auf  den  Weideflächen  der  Niederlombardei.  Von  Jahr  zu  Jahr  schließen  sie 
einen  Vertrag  ab  mit  dem  landwirtschaftlichen  Unternehmer,  der  ihnen  das 
Heu  verkauft  zu  dem  gewöhnlichen  Marktpreise,  und  die  Stallung  für  das 
Vieh  verpachtet.  Außerdem  hat  der  Bergamino  das  Recht,  eine  dem  gekauften 
Heu  entsprechende  Wiesenfläche  (gewöhnlich  eine  pertica,  654  qm  Wiese 
auf  100  dz  Heu)  im  September  und  Oktober  zu  beweiden.  Der  Unternehmer 
verpachtet  auch  die  Wohnung  für  den  Bergamino,  und  falls  dieser  mit  seiner 
Familie  auf  dem  Gute  wohnt,  liefert  der  Unternehmer  1  dz  Mais  und  10  dz 
Brennholz  auf  je  einen  Haufen  verkauftes  Heu.  Der  Haufen  Heu  hat  im 
großen  und  ganzen  einen  herkömmlichen  und  allgemein  üblichen  Rauminhalt. 
Der  Bergamino  seinerseits  verpflichtet  sich,  das  Heu  und  das  Gras  auf  dem 
Gute  zu  verfüttern  und  dem  Unternehmer  je  5  kg  Butter  auf  einen  Haufen 
gekauften  Heues  zu  liefern.    Der  erzielte  Dünger  kommt  dem  Pächter  zugute. 

Das  Soll  des  Bergamino  wird  nach  Berechnung  aller  gegenseitigen 
Leistungen  in  dem  Preise  des  Heues  ausgedrückt  Der  bezahlte  Heupreis 
ist  also,  wie  der  Milchpreis  in  dem  Vertrage  mit  dem  Milchmann,  mit  dem 
Marktpreise  nicht  zu  vergleichen;  er  hängt  von  mehreren  Posten  ab,  die  einen 
verschiedenen  Wert  in  den  verschiedenen  Betrieben  darstellen. 

Die  Milch  verbleibt  dem  Hirten,  und  der  Milchmann  des  Gutes  schließt 
direkt  mit  ihm  seinen  Vertrag  ab  unter  denselben  Bedingungen  wie  mit  dem 
landwirtschaftlichen  Unternehmer.  Manchmal  verarbeitet  der  Bergamino  die 
Milch  selbst,  in  welchem  Falle  er  vom  Unternehmer  auch  ein  dazu  dienendes 

1  Von  malga,  dialektischem  Ausdruck  für  Weidefläche  auf  den  Bergen.  Diese 
Hirten  heißen  auch  Bergamini,  weil  sie  zum  größten  Teil  von  den  Bergen  des  Gebietes 
von  Bergamo  kommen. 
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Gebäude  mietet.  Das  kommt  aber  nur  vor,  wenn  der  Bergamino  mit  seiner 
Familie  auf  dem  Gute  wohnt;  er  verarbeitet  die  Milch  mit  Hilfe  seiner  Familie, 
ohne  irgend  einen  fremden  Mitarbeiter,  sei  es  als  Gesellen  oder  als  Gehilfen, 
anzuwerben.  Der  Molkereibetrieb  wird  also  von  dem  Bergamino  nach  dem 
System  des  Hauswerkes  auf  seiner  zweiten  Stufe1  getrieben.  Der  Bergamino 
macht  außer  der  Butter  fast  ausschließlich  Stracchinokäse2,  der  Parmesaner 
Käse  wird  nur  von  denjenigen  hergestellt,  die  Ober  eine  ziemlich  große  Milch- 
menge verfügen  können;  das  ist  aber  nur  möglich  auf  sehr  ausgedehnten 
Betrieben,  wo  sowohl  der  Pächter  als  auch  der  Bergamino  zahlreiche  Kühe 
ernähren  können. 

Die  Bezahlung  des  Heues  geschieht  in  drei  Teilzahlungen;  zu  Weih- 
nachten, Ostem,  und  endlich  vor  der  Rückkehr  nach  den  Bergen.  Hat  der 
Bergamino  Parmesaner  Käse  aus  der  Milch  gemacht,  so  braucht  er  die  dritte 
Teilzahlung  erst  am  11.  November  erlegen,  weil  er  erst  zu  dieser  Zeit  den 
Käse  verkaufen  kann;  indessen  bleibt  der  Käse  auf  dem  Gute  und  bietet  für 
den  Unternehmer  eine  genügende  Sicherheit. 

Die  Grundlage  dieses  Weidesystems  besteht  in  der  an  seiner  Stelle 
erwähnten  Bestimmung  des  Pachtvertrages,  daß  der  Betriebsuntemehmer  das 
auf  dem  Gute  produzierte  Futter  nicht  nach  auswärts  verkaufen  darf ;  auf 
der  andern  Seite  gibt  es  in  der  Niederlombardei  weite  Weideflächen,  die 
ein  für  den  Pächter  zu  großes  Kapital  erfordern  würden,  wollte  er  seinen 
Viehbestand  so  vergrößern,  daß  er  alles  Grünfutter  und  Heu  an  Ort  und 
Stelle  ausnutzen  könnte.  Da  die  weiten  Weideflächen  in  der  Gegend  von  Lodi 
vorherrschen,  so  findet  man  die  Bergamini  hauptsächlich  dort,  in  anderen 
Gegenden  kommen  sie  selten  vor. 

Aber  auch  auf  der  Seite  der  Bergamini  selbst  hat  dieses  Wirtschafts- 
system seine  Grundlage.  In  den  Bergen  der  Lombardei  können  die  Berg- 
weiden im  Sommer  einen  weit  größeren  Viehbestand  ernähren,  als  im  Winter 
das  Heu  der  Wiesen  der  Täler,  so  daß,  sollen  alle  Sommerweiden  voll  aus- 
genutzt werden,  ein  Teil  des  dortigen  Viehbestandes  gegen  Ende  des  Sommers 
zeitweise  in  andere  Gegenden  auswandern  muß.  So  wird  eine  gewisse  gegen- 
seitige Ergänzung  herbeigeführt  zwischen  Bergen  und  Ebene. 

Der  Mangel  an  Heu  einerseits,  der  Mangel  an  dem  der  Größe  des 
Betriebes  entsprechenden  Viehkapital  anderseits,  sind  also  die  zwei  Gründe 
dieses  Weidewirtschaftssystems,  damit  ist  auch  die  Ursache  angedeutet,  warum 
das  System  immer  mehr  abnimmt  Je  mehr  nämlich  die  niederlombardischen 
Güter  sich  dem  wirtschaftlich  vollkommeneren  durchschnittlichen  Betrieb  von 
100  ha  nähern,  je  mehr  die  Zugänglichmachung  des  landwirtschaftlichen 
Kredits  es  den  Unternehmern  ermöglicht,  einen  der  Ausdehnung  des  Gutes 
entsprechenden  Viehbestand  anzuschaffen;  und  je  mehr  die  alpinen  Berg- 
weiden melioriert  werden  und  der  Heutransport  erleichtert  wird,  desto  mehr 
verschwinden  die  Bergamini. 


»  Cfr.  Bücher,  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft,  5.  Auflage,  S.  163. 

*  Ein  weicher  Käse.  Der  Name  soll  nach  manchen  daher  kommen,  daß  dieser  Käse 
aus  der  Milch  der  von  den  Bergen  zurückkehrenden  Kühe,  der  vacche  stracche  (der  müden 
Kühe)  bereitet  wird.  Die  Erklärung  entspricht  aber  den  Tatsachen  nicht,  wenigstens  soweit 
man  die  Herstellung  des  Stracchinokäse*  in  der  Niederlombardei  berücksichtigt. 
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Der  Besitz  der  Bergamini  besteht  aus  40,  60,  auch  100  Kühen,  dazu 
kommen  die  Stiere,  das  Jungvieh,  die  notwendigen  Pferde  und  schließlich  die 
von  den  Abfällen  der  Milchverarbeitung  gefütterten  Schweine.  Sie  sind  also 
fast  immer  ziemlich  wohlhabende  Leute,  wohlhabender  als  es  ihre  Lebens- 
haltung, insonderheit  ihre  Art  und  Weise,  sich  zu  kleiden,  vermuten  ließ. 

Dadurch  sind  die  Bergamini  für  die  Pächter,  insbesondere  auf  dem 
Lodesaner  Gebiet,  wo  die  Bergamini  am  zahlreichsten  sind,  auch  die  schärf- 
sten Konkurrenten  bei  Pachtung  mittlerer  und  kleinerer  Betriebe.  Ihre  sehr 
niedrige  Lebenshaltung  ermöglicht  es  ihnen,  weit  höhere  Pachtzinsen  zu  zahlen 
als  die  Eingesessenen  mit  ihrer  höheren  Lebenshaltung. 

Vor  etwa  15  Jahren  waren  noch  hier  und  da  solche  Viehbesitzer  zu 
finden,  die  auch  Bergamini  hießen,  obwohl  sie  einen  merklichen  Unterschied 
von  den  letzteren  zeigten.  Diese  Viehbesitzer  waren  das  ganze  Jahr  hindurch 
auf  dem  Gute  ansässig.  Mit  einem  jährlichen  Vertrag  mieteten  sie  von  dem 
landwirtschaftlichen  Unternehmer  die  Wohnung  für  die  Familie  und  die  Stallung 
für  das  Vieh;  außerdem  kauften  sie  vom  Unternehmer  das  notwendige  Heu 
und  ein  entsprechendes  Weiderecht  unter  der  gewöhnlichen  Bedingung,  das 
Futter  auf  dem  Gute  zu  verfüttern  und  den  Dünger  dem  Unternehmer  zu 
lassen.     Andere   Bestimmungen   enthielt   der  Vertrag  nicht. 

Wo  ein  solcher  Viehbesitzer  auf  dem  Gute  ansässig  war,  da  besaß  der 
landwirtschaftliche  Unternehmer  nur  das  für  den  Betrieb  notwendige  Nutzvieh. 

Der  Molkereibetrieb  wurde  in  diesen  Fällen  entweder  vom  Viehbesitzer 
selbst  geleitet,  unter  der  Mitwirkung  eines  Käsemachers  oder  von  einem  Milch- 
mann betrieben,  dem  der  Viehbesitzer  die  Milch  verkaufte.  In  bezug  auf 
die  technische  und  ökonomische  Gestaltung  des  Betriebes,  wie  auch  auf  das 
Verhältnis  des  Viehbestandes  zum  Milchmann,  galt  ohne  den  geringsten  Unter- 
schied der  Zustand,  den  wir  oben  geschildert  haben. 

Das  Merkwürdige  war  dies,  daß,  wo  der  Viehbesitzer  die  Milch  an  einen 
Milchmann  verkaufte,  auf  demselben  Gute  drei  Unternehmungen  nebenein- 
ander bestanden :  die  eine,  unter  der  Leitung  des  Großpächters,  der  in  unmittel- 
barer Beziehung  zum  Eigentümer  stand,  bezweckte,  abgesehen  von  der  Ge- 
treideproduktion lediglich  die  Heu-  und  Grünfutterproduktion;  sie  lieferte  so 
das  Rohmaterial  für  die  zweite  Unternehmung,  die  des  Viehbesitzers;  dieser 
hatte  mit  dem  Gutseigentümer  gar  nichts  zu  tun,  stand  allein  mit  dem  Pächter 
in  Beziehung  und  bezweckte  die  Produktion  von  Milch  als  Rohmaterial  für 
die  dritte  Unternehmung.  Die  letztere,  unter  der  Leitung  des  Milchmannes, 
der  seinen  Vertrag  mit  dem  Viehbesitzer  abschloß,  ohne  irgend  eine  Beziehung 
weder  zum  Eigentümer,  noch  zum  Pächter,  bezweckte  endlich  die  Herstellung 
der  Milchprodukte,  Butter  und  Käse. 

Diese  eigentümliche  Produktionsteilung  in  drei  Unternehmungen  ist  nur 
wegen  der  Kapitalarmut  der  eigentlichen  landwirtschaftlichen  Unternehmer  ent- 
standen; infolgedessen  ist  es  gar  nicht  schwer,  zu  verstehen,  wie  allmählich 
der  Viehbesitzer,  der  das  wertvollste  Kapital  besaß,  den  landwirtschaftlichen 
Unternehmer  verdrängt  und  den  eigentlichen  landwirtschaftlichen  Betrieb  mit 
seinem  früheren  Milchproduktionsbetrieb  zu  einer  Unternehmung  vereinigt;  und 
das  hat  sich  um  so  leichter  vollzogen,  als  beide  Betriebe  in  einer  gewissen 
gegenseitigen  Abhängigkeit  sich  befinden,  indem  der  landwirtschaftliche  Betrieb 
das  Futter  für  das  Vieh,  der  zweite  Betrieb  den  Dünger  für  die  Landwirt- 
schaft liefert    Der  jetzige  allgemeine  Zustand,  wo  ein  und  derselbe  Unter- 
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nehmer  die  Landwirtschaft  und  die  Milchproduküon  in  einer  Unternehmung 
leitet,  ist  also  wohl  nicht  überall,  aber  in  vielen  Fällen,  aus  einer  Kom- 
bination zweier  früher  geteilten,  einander  bedingenden  Unternehmungen  ent- 
standen. 


Sohluss. 
Rückblick  und  Vorschläge. 

Wollen  wir  nun  die  Charakteristika  der  niederlombardischen  Agrar- 
verfassung  in  ihrem  ursächlichen  Zusammenhang  kurz  zusammenfassen,  so 
können  wir  aus  der  vorstehenden  Arbeit  folgendes  herausheben.  Das  Flachland 
und  der  Wasserreichtum  sind  die  allgemeinen  günstigen  Voraussetzungen  für 
eine  ausgedehnte  Wiesen-  und  Reiskultur;  infolge  eigenartiger  natürlicher 
Verhältnisse  herrscht  im  Gebiet  von  Pavia  der  Reisbau,  in  dem  von  Lodi 
die  Wechselwiesen,  in  dem  von  Mailand  die  Winterwiesen  vor.  Die  Wiesen- 
und  damit  die  Milchwirtschaft,  bis  zu  einem  Grade  auch  der  Reisbau  erfordern 
naturgemäß  den  Großbetrieb,  mit  dem  der  Großgrundbesitz  notwendig  ver- 
bunden ist.  Die  Nähe  der  Stadt  Mailand  und  ein  gutes  Netz  von  Verkehrs- 
wegen schaffen  auch  die  weitere  Voraussetzung  des  landwirtschaftlichen  Groß- 
betriebes, die  Nähe  eines  großen  Absatzgebietes.  Die  technische  Organisation 
des  landwirtschaftlichen  Großbetriebes,  namentlich  daß  die  Milchverarbeitung 
mit  ihm  verbunden  ist,  führt  die  Hofsiedelung  herbei. 

Die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  —  das  will  heißen,  die  immer 
bessere  Ausnutzung  des  Bodens,  des  Wassers,  des  Klimas,  kurzum  aller 
natürlichen  Verhältnisse  der  Umgebung  sowie  der  Marktkonjunkturen  —  treibt 
in  der  Niederlombardei  zur  Ausdehnung  der  Wiesen-  und  Milchwirtschaft, 
sowie  des  Reisbaues,  begünstigt  also  die  Großbetriebe  bis  zur  fast  vollständigen 
Verdrängung  der  Kleinbetriebe;  dem  Großbetrieb  selbst  ist  durch  die  Er- 
fordernisse der  Wiesen-  und  Milchwirtschaft  und  des  Reisbaues  eine  natürliche 
Grenze  gezogen,  die  bei  einer  Ausdehnung  von  durchschnittlich  100  ha 
erreicht  ist. 

Der  Charakter  des  Grundeigentümers:  Kirche,  Stiftungen,  städtischer  Adel 
und  städtisches  Bürgertum,  sowie  die  Hofsiedelung,  die  den  Bewirtschafter 
nötigt,  auf  die  gesellschaftlichen  Annehmlichkeiten  der  Stadt  zu  verzichten, 
führte  als  allgemeine  und  gewöhnliche  Bewirtschaftungsform  die  Pacht  herbei. 
Die  Pächter  wurden  infolge  der  technischen  und  wirtschaftlichen  Organisation 
und  der  Entwicklung  ihrer  Betriebe  zu  eigentlichen  landwirtschaftlichen  Unter- 
nehmern. 

Das  Fehlen  der  Kleinbetriebe  und  die  Hofsiedelung  bilden  die  Grundlage 
der  eigenartigen  Arbeitsverfassung.  Besitzlose,  auf  dem  Gute  ansässige  Tage- 
löhner, die  hauptsächlich  mit  Naturaldeputaten  entlöhnt  werden,  stellen  die 
regulären  Arbeitskräfte;  ihre  Lohnform  trägt  vermutlich  noch  die  Spuren  des 
früheren  Kleinbauerntums,  aus  dem  diese  Tagelöhner  hervorgingen.  Je  nachdem 
später  die  eine  oder  die  andere  Kulturart  überwog,  hat  sich  die  Lohnform  der 
Tagelöhner  mehr  oder  weniger  geändert,  wobei  stets  das  Interesse  des  Unter- 
nehmers die  Richtung  der  Änderungen  angab.  Die  immer  größere  Ausdehnung 
und  immer  stärkere  Intensität  der  Wiesenkultur  und  insbesondere  des  Reisbaues 
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haben  dann  die  Klassen  der  Hilfsarbeiter,  namentlich  die  der  Reisarbeiter  ins 
Leben  gerufen  und  deren  Bedeutung  immer  mehr  in  den  Vordergrund  gerückt. 

Die  ganze  Agrarverfassung  hat  im  allgemeinen  in  der  Vergangenheit 
stets  der  Entwicklung  und  dem  Fortschritt  der  niederlombardischen  Landwirt- 
schaft entsprochen,  wenn  auch  nicht  immer  dem  Wohle  der  Landarbeiter- 
klasse. Gegenwärtig  scheint  sie  einen  allmählichen  Verfall  durchzumachen,  da 
sie  in  ihrem  bisherigen  Bestand  den  neuen  Anforderungen  nicht  genügen  zu 
können  scheint.  Es  sind  ja  gerade  die  Folgen  der  bestehenden  Agrarver- 
fassung, wenigstens  einiger  ihrer  Eigentümlichkeiten,  die  der  Weiterentwicklung 
des  niederlombardischen  Landwirtschaftsbetriebes  hindernd  im  Wege  stehen 
und  die  so  die  heutige  niederlombardische  Agrarfrage  heraufbe- 
schworen. 

Seit  dem  letzten  Viertel  des  vorigen  Jahrhunderts  hat  der  niederlombar- 
dische Landwirtschaftsbetrieb  eine  Umwandlung  in  seiner  innern  Struktur 
erfahren,  die  weit  größer  ist,  als  es  auf  den  ersten  Blick  erscheinen  mag.  Ich 
denke  dabei  an  den  ausgeprägten  kapitalistischen  Charakter  im  modernen 
industriellen  Sinne,  der  sich  immer  mehr  zeigt,  dessen  äußerstes  Merkmal  der 
neue  Geist  ist,  der  in  die  Wirtschaftsleiter  eingezogen  ist  und  sie  ihre  Aufgabe 
in  veränderter  Gestalt  erfassen  läßt.  Die  vollständige  Abhängigkeit  der  nieder- 
lombardischen landwirtschaftlichen  Produktion  vom  Markte,  und  zwar  vom 
nationalen  und  internationalen  Markte,  das  allgemeine  Pachtsystem,  bei  welchem 
der  Betriebsleiter  die  notwendige  Unbefangenheit  besitzt,  um  sich  von  jedem 
Band  gemütlicher  Natur  loszulösen  und  die  Vermögensobjekte  nur  nach 
quantitativ-ökonomischen  Grundsätzen  zu  werten,  wie  es  der  kapitalistische 
Geist  erfordert,  haben  diese  Umwandlung  herbeigeführt. 

Übrigens  hat  die  Niederlombardei  auch  die  sachlichen  Voraussetzungen 
eines  kapitalistisch  betriebenen  Landwirtschaft:  einen  fruchtbaren  Boden,  der 
eine  intensive  Bearbeitung  lohnt,  einen  ausgedehnten  Absatzmarkt,  eine  gute 
Verkehrslage,  die  Verbindung  mit  industriellen  und  kommerziellen  Unter- 
nehmungen (die  neuen  Großmolkereien). 

Damit  nun  der  niederlombardische  Landwirtschaftsbetrieb  den  neuen 
industriellen  und  kommerziellen  Anforderungen  genügen  und  so  in  seiner 
Entwicklung  weiter  fortschreiten  könne,  muß  er  in  der  Lage  sein,  jeweils  seine 
technische  und  wirtschaftliche  Organisation  den  Verhältnissen  des  Absatzmarktes 
anzupassen;  er  muß  in  jedem  Augenblicke  die  möglichst  beste  Ausnutzung  des 
Bodens  und  des  in  ihm  angelegten  Kapitals  gestatten  können. 

Ferner :  da  unter  den  landwirtschaftlichen  Produktionsfaktoren  der  mensch- 
lichen Arbeit  eine  um  so  größere  Bedeutung  zukommt,  je  weiter  der  Betrieb 
zu  kunstvolleren,  intensiveren  Formen  fortschreitet,  trotz  größerer  Anwendung 
von  Maschinen,  so  muß  die  niederlombardische  Landwirtschaft  sich  für  die 
Zukunft  eine  quantitativ  wie  qualitativ  genügende  Arbeiterschaft  sichern.  Wie 
Buchenberger  sagt1,  »ist  ein  Fortschreiten  des  landwirtschaftlichen  Betriebes, 
ja  auch  nur  die  Behauptung  einer  einmal  gewonnenen  Intensitätsstufe  ohne 
ein  ausreichendes  Maß  qualifizierter  Arbeitskräfte  nicht  denkbar«. 

Kurz  gesagt:  die  Weiterentwicklung  der  niederlombardischen  Landwirt- 
schaft auf  eine  höhere  kapitalistische  Stufe  hängt  ab  von  der  Möglichkeit 


»  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  S.  548. 
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bester  Ausnutzung  von  Boden  und  Kapital  und  von  einer  befriedigenden 
Deckung  des  Arbeitskräftebedarfes. 

Tatsächlich  erschwert  nun  aber  einerseits  das  herrschende  Pachtsystem 
eine  bessere  Ausnutzung  von  Boden  und  Kapital,  macht  sie  sogar  unmöglich; 
anderseits  führt  die  gegenwartige  Arbeitsverfassung  ein  Ungenügen  der  Arbeits- 
kräfte nach  Zahl  und  Güte  mit  sich. 

Zunächst:  das  Pachtsystem  hemmt  die  notwendige  Freiheit  des  Betriebes 
und  des  Kapitals.  Dabei  ist  nicht  nur  an  die  veralteten  Bestimmungen  der 
Pachtverträge  gedacht,  deren  Beseitigung  die  Pächter  anstreben.  Wenn  die 
niederlombardischen  Pächter  auch  dasselbe  erreichen  könnten,  was  die  eng- 
lischen durch  die  Gesetze  von  1875,  ^83  und  1900  erreicht  haben,  so 
wäre  damit  doch  noch  nicht  die  nötige  Freiheit  des  Unternehmers  gegeben, 
daß  er  seinen  Betrieb  jederzeit  den  Anforderungen  des  Marktes  anpassen 
könnte.  Unmöglich  kann  ja  der  Eigentümer  einer  anderen  Person  die  volle 
Verfügung  über  sein  Eigentum  ohne  weiteres  überlassen;  das  wäre  ein  Wider- 
spruch in  sich  selbst. 

Außerdem  vermag  beim  Pachtsystem  als  solchem  das  in  den  gepach- 
teten Gütern  angelegte  Betriebskapital  niemals  zu  seiner  vollen  Ausnutzung  zu 
kommen,  da  ein  steigender  Teil  des  Ertrages  infolge  der  Pachtpreissteigerung 
von  der  Grundrente  aufgesogen  wird;  das  um  so  mehr,  wenn,  wie  in  der 
Niederlombardei,  die  Pächter  sich  untereinander  stark  Konkurrenz  machen 
und  die  Pachtperiode  gewöhnlich  nur  9,  selten  12  Jahre  dauert. 

Was  dann  die  menschliche  Arbeitskraft  anbelangt,  so  braucht  man  nur 
das  oben  Gesagte  sich  zu  vergegenwärtigen,  um  die  Notlage  des  niederlom- 
bardischen Landwirtschaftsbetriebes  in  dieser  Hinsicht  zu  erkennen.  Das 
Abströmen  der  Bevölkerung  vom  Lande  zur  Stadt  und  nach  Industrieorten 
ist  freilich  keine  Besonderheit  der  Niederlombardei;  das  ist  eine  gewöhnliche 
Erscheinung  in  Gegenden,  in  deren  Nähe  Städte  und  Industrieorte  liegen;  es 
ist  das  das  natürliche  Ergebnis  der  Konkurrenz,  die  sich  Industrie  und  Land- 
wirtschaft um  die  Arbeitskräfte  machen.  Was  jedoch  der  Niederlombardei 
eigentümlich  ist,  z.  B.  schon  im  Vergleich  mit  der  Mittellombardei,  das  ist  die 
außerordentliche  Leichtigkeit,  mit  der  Stadt  und  Industrie  gerade  aus  ihr  die 
Arbeitskräfte  aufsaugen,  obwohl  die  lombardische  Industrie  eigentlich  in  der 
Mittellombardei  ihren  Sitz  hat.  Es  kommt  das  nur  daher,  daß  es  sich  in  der 
Niederlombardei  um  besitzlose,  von  Jahr  zu  Jahr  ihre  Arbeitsstätte  wechselnde 
Gutstagelöhner  handelt,  in  der  Mittellombardei  dagegen  um  seßhafte,  seit 
Generationen  dasselbe  Gütchen  bewirtschaftende  Teilbauern. 

Ein  Mangel  der  niederlombardischen  landwirtschaftlichen  Arbeitsver- 
fassung ist  auch  das  Familienlohnsystem,  das  unter  Umständen  die  Veran- 
lassung wird  zu  ungenügender  Deckung  des  regulären  Bedarfs  an  Arbeits- 
kräften. Um  nicht  eine  ganze  Familie  neu  anzuwerben,  was  zu  viel  wäre, 
begnügt  sich  der  Unternehmer  häufig  mit  einer  zu  geringen  Zahl  von  Guts- 
tagelöhnern. 

Also:  die  Möglichkeit  der  besten  Ausnutzung  des  Betriebskapitals  und 
die  genügende  Deckung  des  Bedarfs  an  Arbeitskräften,  das  sind  die  zwei 
Hauptprobleme  der  allmählich  immer  mehr  sich  geltend  machenden  nieder- 
lombardischen Agrarfrage.  Um  zu  versuchen,  zu  ihrer  Lösung  etwas  beizu- 
tragen, sei  in  ihren  Grundzügen  eine  Reform  der  gegenwärtigen  Agrar- 
verfassung  vorgeschlagen  und  kurz  besprochen. 
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Zunächst :  um  solche  Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer herbeizuführen,  die  dem  letzteren  ein  Verbleiben  bei  der  Landwirt- 
schaft erwünscht  erscheinen  lassen,  sollte  man  die  bestehende  Arbeitsver- 
fassung im  großen  und  ganzen  auflösen ;  an  die  Stelle  der  besitzlosen  und 
auf  dem  Gute  wohnenden,  kontraktlich  gebundenen  Tagelöhnerfamilien  sollten 
möglichst  viel  grundangesessene  freie  Tagelöhner  treten,  d.  h.  solche,  die  ihr 
eigenes  Haus  und  dabei  ein  Stück  eigenes  Land  besitzen,  davon  allein  aber 
nicht  leben  können  und  so  ihre  Arbeitskraft  dem  Großbetrieb  gegen  Lohn 
anbieten.  »Wo  die  Tagelöhner  Grundansässige  sind,«  sagt  Buchenberger,  »sind 
der  beliebigen  Ortsveränderung  Schranken  gesetzt,  so  daß  durch  die  Herbei- 
führung des  Kleinbesitzes  für  die  Landarbeiter  den  Großbetrieben  die  Deckung 
des  Arbeitsbedarfs  nach  der  quantitativen  Seite  hin  in  einer  befriedigenderen 
Weise  als  seither  ermöglicht  erscheint.«  Einen  bedeutsamen  Fingerzeig  gibt 
nach  dieser  Richtung  die  Mittellombardei,  eine  Gegend  des  Teilbaues,  wo  die 
Anziehungskraft  von  Stadt  und  Industrie  weit  weniger  fühlbar  ist.  Auch  nach 
der  qualitativen  Seite  hin  vermögen  die  Kleinbauern  den  großen  Betrieben 
weit  bessere  Arbeitskräfte  darzubieten ;  ihre  Söhne  können  nämlich  durch 
entsprechende  Einrichtungen  (Ackerbau-,  Landwirtschafts-  und  Spezialschulen 
und  dgl.  mehr)  viel  besser  und  leichter  zu  qualifizierten  Arbeitern  herangebildet 
werden  als  die  von  Jahr  zu  Jahr  weiter  wandernden  Gutstagelöhner. 

Ferner  würde  der  Unternehmer  durch  Aufhebung  des  Familienlohn- 
systems  in  der  Lage  sein,  die  Anzahl  der  Arbeiter  genau  den  Bedürfnissen 
seines  Betriebes  anzupassen. 

Über  die  Vorteile  des  Kleinbesitzes  neben  den  Großbetrieben  braucht 
übrigens  nichts  mehr  gesagt  zu  werden,  da  diese  Frage  in  der  deutschen 
Literatur  eingehend  und  umfangreich  behandelt  worden  ist1. 

In  welcher  Weise  aber  wäre  der  Kleinbesitz  des  Landarbeiters  herbei- 
zuführen? Es  wäre  dafür  unbedingt  eine  entsprechende  Gesetzgebung  notwendig; 
diese  aber  dürfte  in  Italien  erst  für  eine  ferne  Zukunft  zu  erwarten  sein;  die 
Ansichten  der  leitenden  Klassen,  ja  die  des  Landvolkes  selbst,  sind  dazu  noch 
zu  unreif.  Doch  könnte  man  schließlich  auch  ohne  Eingreifen  des  Staates 
und  ohne  seine  Unterstützung  zu  einem  immerhin  befriedigenden  Zustande 
kommen  durch  die  Ausbreitung  der  oben  näher  besprochenen  Pachtgenossen- 
schaften. Dieser  ganz  neue  Zweig  des  Genossenschaftswesens,  der  wenigstens 
schon  zwei  Anwendungen  in  der  Niederlombardei  gefunden  hat,  würde  ja  nur 
eine  Anzahl  von  Kleinpächtern  schaffen  und  nicht  Kleineigentümer.  Daß 
aber  auch  die  Kleinpächter  schon  eine  ziemlich  befriedigende  Lösung  des 
Problems  darstellten,  zeigt  das  Beispiel  der  Mittellombardei  mit  seinen  Teü- 
bauern;  in  der  Niederlombardei  würde  zudem,  wegen  des  Absentismus  der 
Grundeigentümer,  das  Mitglied  der  Pachtgenossenschaft  eine  weit  größere  und 
deshalb  auch  mehr  erziehlich  wirkende  Selbständigkeit  in  der  Bewirtschaftung 
des  Bodens  erlangen,  als  der  mittellombardische  Teilbauer.  Auch  würden  die 
Pachtgenossenschaften  für  die  endgültige  Lösung  der  Frage  ein  wertvolles  Er- 
fahrungsmaterial darbieten. 

1  Ich  verweise  nur  auf  Buchenberger,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  Bd.  II,  Kap.  4, 

§  74  und  Kap.  V,  §§  95  und  97,  auf  die  Artikel  »Innere  Kolonisation«   im  Wörterbuch 

von  Elster  und  im  Handwörteibucb  der  Staatswissenschaften  und  die  dort  angegebene 
Literatur. 
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In  bezug  auf  das  andere  Problem,  die  Ermöglichung  der  besten  Aus- 
nutzung des  in  den  Großgütern  angelegten  Betriebskapitals  ist  zu  sagen,  daß 
die  natürliche  und  einfache  Lösung  die  ist:  Aufhebung  des  Pachtsystems  und 
Bewirtschaftung  des  Bodens  durch  den  Eigentümer  selbst  Denn  abgesehen 
von  den  andern  bekannten  Vorteilen,  die  dem  selbstwirtschaftenden  Eigen- 
tümer zugeschrieben  werden,  fiele  damit  jeder  Gegensatz  zwischen  Eigentümer 
und  Betriebsleiter  fort,  der  Unternehmer  wäre  ganz  frei  und  könnte  sich  bei 
Einrichtung  seines  Betriebes  lediglich,  ohne  Schranken,  nach  den  Anforderungen 
des  Marktes  richten. 

Der  einzige  Weg  zu  diesem  Ziele  wäre  der,  daß  mit  Staatshilfe  die 
Pächter  zu  Eigentümern  würden;  denn  an  eine  Rückkehr  der  jetzigen  Eigen- 
tümer auf  das  Land  ist  nicht  zu  denken;  für  juristische  Personen  ist  das  an 
und  für  sich  unmöglich;  für  die  privaten  Eigentümer  aber  steht  dem  die  alte 
Überlieferung  und  zur  zweiten  Natur  gewordene  Sitte  entgegen. 

Sehen  wir  nun  auch  von  einer  Erörterung  der  notwendigen  Maßregeln 
des  Staates  ab;  würden  aber  die  Pächter  Gebrauch  machen  von  der  durch 
ein  besonderes  Gesetz  ihnen  gebotenen  Möglichkeit,  Eigentümer  zu  werden? 
Manche  wohl;  wer  aber  etwas  vertraut  ist  mit  den  Sitten  und  Stimmungen  in 
der  Niederlombardei,  der  wird  zugeben,  daß  die  Pächter  im  allgemeinen  ihr 
Recht  nicht  ausüben  würden. 

Namentlich  nach  der  Agrarkrisis  betrachtet  der  Pächter  den  Boden  ledig- 
lich als  Mittel  zum  Erwerb;  sobald  er  ein  besseres  Gut  findet,  wo  er  seine 
Kapitalien  besser  verwerten  kann,  gibt  er  ohne  weiteres  das  bisher  bewirt- 
schaftete auf;  so  ist  es  auch  sehr  unwahrscheinlich,  daß  ein  großer  Teil  der 
Pächter  geneigt  sein  würde,  die  von  ihnen  gerade  bewirtschafteten  Güter  zu 
kaufen.  Man  kann  wohl  im  Gegenteil  behaupten,  daß  viele  Pächter,  auch 
wenn  sie  Eigentümer  werden  wollten,  doch  niemals  das  von  ihnen  als  Pächter 
bewirtschaftete  Gut  kaufen  würden.  Die  Anforderungen,  denen  ein  fremdes 
Pachtgut  genügen  soll,  sind  nämlich  anderer  Natur  als  die  eines  Gutes,  das 
nicht  nur  Erwerbsquelle  sein  soll,  sondern  auch  Eigentum  und  ständiger  Wohnsitz. 
Es  müßte  ein  psychologisches  Band  den  Pächter  mit  dem  Boden  verbinden, 
wie  z.  B.  den  mittellombardischen  Teilbauern;  nur  dann  würde  er  seine 
Neigung  zu  dem  Gute  durch  den  Ankauf  desselben  verstärken,  ja  ihr  ihre 
Vollendung  geben.  Aber  gerade  dieses  psychologische  Band  fehlt  im  allge- 
meinen in  der  Niederlombardei. 

Femer  ist  es  in  der  Niederlombardei  eine  stets  wiederkehrende  Ansicht, 
daß  niemand  schlechter  wirtschaften  kann ,  als  der  Gutseigentümer  selbst. 
Dieser  müßte  mancherlei  Anforderungen  in  bezug  auf  Neubauten  oder  In- 
standsetzung der  Wohnungen  und  dergl.  mehr  nachgeben,  und  das  würde  ihn 
zu  unproduktiven  Auslagen  führen ,  wie  man  sagt.  Der  Pächter  dagegen 
kümmert  sich  um  derartiges  nicht,  da  er  die  Sorge  dafür  dem  Eigentümer  zu- 
schiebt; den  Eigentümer  aber  berührt  jetzt  die  Sache  gar  nicht,  da  er  mit 
den  Arbeitern  nichts  zu  tun  hat.  Das  ist  so  wahr,  daß  gegenwärtig  manche 
Eigentümer  ihr  Gut  Fremden  verpachten  und  sich  selbst  wieder  fremde  Güter 
pachten  und  bewirtschaften;  freilich  geschieht  dieses  auch  häufig  deswegen, 
weil  ihr  Kapital  für  ihr  eigenes  Gut  zu  groß  ist,  und  auf  einem  größeren 
Pachtgut  eine  bessere  Verzinsung  einträgt;  aber  dieses  ist  dann  nur  wieder 
eine  Bestätigung  dafür,  daß  die  Pächter  kaum  geneigt  sein  würden,  ihre  Pacht- 
güter anzukaufen.  Dasselbe  geht  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  manche  Eigen- 

Rorelli,  Die  Agrarverf.  de  Xitderlonbardei.  15 
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tümer,  die  beim  Sinken  der  Pachtpreise  zurzeit  der  Agrarkrisis  ihre  Güter  in 
Eigen  bewirtschaftung  genommen  hatten,  sie  am  Ende  der  90  er  Jahre,  als  die 
Preise  wieder  zu  steigen  anfingen,  von  neuem  verpachteten. 

Nun  aber  auch  angenommen,  daß  im  allgemeinen  die  gegenwärtigen 
Pächter  zu  Eigentümern  der  von  ihnen  bewirtschafteten  Güter  würden,  würden 
auch  ihre  Söhne  auf  dem  Gute  bleiben?  Die  Niederlombardei  bietet  keine 
Schönheiten,  und  keinerlei  stadtische,  gesellschaftliche  Annehmlichkeiten;  wo 
also  kein  traditionelles,  gemütliches  Band  den  Menschen,  ich  möchte  sagen, 
seine  Seele  an  den  Boden  bindet,  da  könnten  nur  wirtschaftliche  Interessen 
die  kommende  Generation  auf  dem  Lande  festhalten.  Wirtschaftliche  Inter- 
essen würden  aber  wahrscheinlich  das  Gegenteil  bewirken.  Man  könnte 
darauf  hinweisen,  daß  schon  heute  viele  Söhne  den  Beruf  des  Vaters  ererben. 
Doch  ist  ein  großer  Unterschied  hervorzuheben.  Irgend  einen  Erwebrsberuf 
muß  der  Sohn  des  Pächters  ergreifen;  daß  er  da,  wenn  keine  scharf  aus- 
gesprochene Neigung  und  Anlage  zu  Sonstigem  vorhanden  sind,  den  Betuf 
des  Vaters  wählt,  ist  ganz  natürlich.  Aber  der  Sohn  des  Gutseigentümers 
würde  bei  dem  hohen  Ertrage  der  niedcrlombardisehen  Landwirtschaft  schon 
aus  dem  Pachlpreise  eine  bedeutende  Rente  beziehen  und  sich  gegebenen- 
fallcs  bei  dieser  Rente  noch  in  einem  gewerblichen  oder  freien  Berufe  mit 
größerem  wirtschaftlichen  Erfolge  betätigen,  denn  als  selbstwirtschaftender 
Landeigentümer.  So  würde  man  also  schon  nach  einer  Generation  wiederum 
vor  der  Gefahr  stehen,  zum  Eigentümerabsentismus  zurückzukehren. 

Die  Landwirtschaft  enthält  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Erwerbszweigen 
nicht  nur  rein  ökonomische,  sondern  auch  psychologische  Momente;  daher 
stammt  die  soziale  Bedeutung  der  landwirtschaftstreibenden  Bevölkerung.  Wo 
aber  diese  psychologischen  gemütlichen  Beziehungen  des  Menschen  zum  Boden 
verschwunden  sind,  da  reichen  rein  wirtschaftliche  Motive  nicht  aus,  um  den 
Menschen  noch  an  den  Boden  zu  fesseln;  sie  können  höchstens  die  Vor- 
bedingung dazu  bilden  und  die  Bindung  erleichtern.  Nun  sind  aber,  wie 
öfters  hervorgehoben  wurde,  die  Beziehungen  des  Menschen  zum  Boden  in 
der  Niederlombardei  rein  wirtschaftlicher  Natur. 

So  glaube  ich  mit  Recht  schließen  zu  können,  daß  eine  gesetzliche  Maß- 
nahme die  Pächter  nicht  dazu  bewegen  würde,  Eigentümer  zu  werden. 

Außerdem  würde  der  Ankauf  der  Güter  durch  die  "Pächter  den  Grund 
und  Boden  trotz  der  Erleichterungen,  die  das  Gesetz  gewähren  könnte,  ohne 
Zweifel  mit  Schulden  überlasten.  Es  handelt  sich  nämlich  um  große  Güter, 
um  eine  kapitalerfordernde,  intensive  Landwirtschaft.  Dadurch  würde  wieder 
ein  großer  Teil  des  Ertrages  von  Schuldzinsen  aufgezehrt  werden;  die  volle 
Freiheit  des  Landwirts,  die  notwendig  ist,  um  sich  den  Marktanforderungen 
anzupassen,  und  um  derentwillen  wir  die  Aufhebung  des  Pachtsystems  fordern, 
wäre  auf  diesem  Wege  auch  wieder  verloren. 

Es  bliebe  also  nichts  anderes  übrig,  als  eine  Form  von  Eigentum  zu 
schaffen,  die  geeignet  wäre,  beide  genannte  Probleme  unter  den  gegebenen 
Umständen  am  besten  zu  lösen.  Als  eine  solche  Eigentumsform  möchte  ich 
die  der  Aktiengesellschaften  vorschlagen.  Aktiengesellschaften  in  der  Land- 
wirtschaft, das  klingt  freilich  etwas  fremdartig,  dürfte  aber  für  die  niederlom- 
bardischen  Verhältnisse  der  beste  der  möglichen  Wege  sein  zur  Lösung  der 
Agrarprobleme.    Bei  den  niederlombardischen  landwirtschaftlichen  Verhältnissen 
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würde  die  Aktiengesellschaft  gar  nicht  etwas  so  Fremdartiges  an  sich  haben. 
Im  allgemeinen  ist  die  Aktiengesellschaft  überall  dort  angebracht,  wo  das 
Kapital  eine  große  Rolle  spielt,  wie  es  bei  der  niederlombardischen  Landwirt- 
schaft eben  der  Fall  ist.  Die  Trennung  zwischen  Eigentümer  und  Betriebs- 
leiter, die  bei  der  Aktiengesellschaft  stattfindet,  wäre  hier  ja  auch  nichts  Neues. 
Der  letzte  Grund,  weswegen  sonst  die  Aktiengesellschaft  der  Landwirtschaft 
etwas  Fremdes  ist,  ist  der,  daß  der  Grundeigentümer  zu  seinem  Besitz  nicht 
nur  geschäftliche,  sondern  auch  gemütliche  Beziehungen  hat,  die  in  eins  zu- 
sammenfließen, während  z.  B.  zwischen  einem  Hochofen  oder  einer  Papierfabrik 
und  ihren  Eigentümern  sich  meistens  keinerlei  Band  mit  persönlicher  Färbung 
findet.  Daher  kann  sonst  die  kapitalistische  Organisation,  die  jede  persönlich- 
individuell, konkret  gefärbte  Beziehung  durch  eine  Summe  abstrakt-sachlicher 
Vertragsverhältnisse  ersetzt,  in  der  Landwirtschaft  nicht  durchgeführt  werden. 
In  der  Niederlorabardei  dagegen  sind  jegliche  persönliche  Beziehungen  zum 
Boden  schon  längst  aufgelöst;  der  Boden  ist  da  nichts  anderes  als  Erwerbsmittel, 
der  landwirtschaftliche  Betrieb  nichts  anderes  als  eine  Art  Kapitalanlage. 

Die  Profitrate  wäre  auch  genügend,  um  Kapital  anzuziehen.  Der  jetzige 
Pächter  bezieht,  nach  Abzug  des  Pachtpreises,  aus  seinem  Betriebe  8°/0  seines 
Betriebskapitals  als  dessen  Zins,  als  Lohn  für  seine  leitende  Arbeit  und  als 
Unternehmergewinn;  die  durchschnittliche  Dividende  der  lombardischen  Industrie 
beträgt  50/0.  Wenn  die  Landwirtschaft  aber  auch  eine  geringere  Verzinsung 
abwürfe,  so  ist  doch  zu  beachten,  daß  sie  eine  sicherere  Kapitalanlage  dar- 
stellt, so  daß  man  den  etwaigen  Dividendenunterschied  als  abgezogene  Ver- 
sicherungsprämie betrachten  könnte;  tatsächlich  wird  in  Italien  auch  viel  Kapital 
angelegt  in  Staatspapieren,  obwohl  der  Staat  nur  33/4,  von  19 12  an  nur 
3'/a%  Zinsen  zahlt. 

Liegt  also  im  allgemeinen  keine  Schwierigkeit  vor  für  die  Einführung 
der  Aktiengesellschaften  in  die  niederlombardische  Landwirtschaft,  so  bleibt 
noch  zu  untersuchen,  ob  sie  geeignet  wären,  die  zwei  vorhin  genannten 
Probleme  zu  lösen. 

Was  das  Problem  der  Befreiung  des  Betriebsleiters,  des  Betriebskapitals 
anbelangt,  so  ist  das  augenscheinlich.  Der  jetzige  Pächter  würde  zum  Betriebs- 
direktor, jeder  Gegensatz  zwischen  Grundeigentümer  und  Pächter  fiele  fort. 
Ja  zur  Verstärkung  des  Kapitals  und  zur  weiteren  Industrialisierung  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebs  wäre  keine  Form  besser  geeignet,  als  die  Aktien- 
gesellschaft, die  ihrem  Wesen  nach  rein  kapitalistisch  ist 

Endlich  ist  nicht  zu  vergessen,  daß  bei  der  Aktiengesellschaft  als  Betriebs- 
direktoren (Gutsleiter)  tüchtig  geschulte  Leute  Anstellung  finden  könnten,  die 
aus  den  landwirtschaftlichen  Hochschulen  hervorgehen,  denen  es  jetzt  wegen 
Mangel  an  Kapital  nicht  möglich  ist,  die  Bewirtschaftung  eines  niederlom- 
bardischen Gutes  als  Pächter  zu  übernehmen. 

Die  vorgeschlagene  Reform  muß  aber  außer  der  volkswirtschaftlichen 
auch  die  soziale  Seite  des  Problems  berücksichtigen,  sie  muß  auch  geeignet 
sein,  die  Lage  der  Landarbeiter  zu  heben,  der  Arbeiterklasse  einen  größeren 
Teil  am  Nationaleinkommen  zukommen  zu  lassen,  als  das  bisher  geschehen  ist. 
Freilich  zeigt  sich  in  der  Gegenwart  keine  große  und  einflußreiche  Bewegung 
unter  den  niederlombardischen  Landarbeitern  zur  Hebung  ihrer  Klasse;  wie 
aber  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  kann  eine  solche  allgemeine  Bewegung  jeden 
Augenblick  auch  unerwartet  eintreten.    Übrigens  sollte  man  auf  die  Hebung 
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der  Arbeiterklasse  nicht  nur  dann  hinarbeiten,  wenn  die  Arbeiter  selbst  For- 
derungen stellen,  vielmehr  sollte  das  als  eine  soziale  Pflicht  der  Gesellschaft  als 
solcher  aufgefaßt  werden.  Daß  die  bestehende  Agrarverfassung  die  Hebung 
der  Arbeiterklasse  stark  hemmt,  braucht  nicht  weiter  ausgeführt  zu  werden. 
Die  steigende  Bodenrente  drückt  die  Profitrate  des  Unternehmers  herunter  und 
schränkt  damit  die  Möglichkeit  der  Lohnerhöhungen  ein.  Das  Familienlohn- 
systera  vermindert  die  Löhne  der  einzelnen  Familienmitglieder,  und  endlich 
wiegt  das  Gefühl,  dauernd  in  abhängiger  Stellung  sich  zu  befinden,  das  auf 
dem  Gutstagelöhner  lastet,  schwerer  als  das  Bewußtsein  einer  leidlich  ertrag- 
lichen aber  gesicherten  materiellen  Lage;  dies  zumal  deswegen,  weil  auch  bei 
diesem  Teil  der  Landbevölkerung  mit  der  Zeit  das  Streben  nach  erhöhter  Un- 
abhängigkeit und  Selbstachtung  erwacht  ist  Es  müßte  also  eine  Arbeits- 
verfassung geschaffen  werden,  die  dem  einzelnen  die  Möglichkeit  offen  läßt 
und  die  Hoffnung  ihm  gewährt,  zu  höheren  Löhnen,  verbessertem  Familien- 
einkommen, zu  geachteterer  sozialer  Stellung  und  größerer  persönlicher  Selb- 
ständigkeit zu  gelangen.  Auch  dazu  würde  die  vorgeschlagene  Einführung  der 
Aktiengesellschaft  dienlich  sein. 

Freilich  würde  für  die  Möglichkeit  einer  Lohnsteigerung  die  Eigenwirtschaft 
des  privaten  Eigentümers  eine  bessere  Lösung  darstellen  als  die  Aktiengesell- 
schaft; für  den  selbstwirtschaftenden  Eigentümer  würden  Rente,  Zins  Unter- 
nehmergewinn und  Lohn  der  leitenden  Arbeit  in  eins  zusammenfallen.  Der 
Eigentümer  könnte  nun  wohl  auf  den  Lohn  für  die  eigene  Arbeit  verzichten, 
indem  er  die  Arbeit  betrachtet  als  Versicherung  für  die  sichere  Anlage  und 
Verzinsung  seiner  Kapitalien,  somit  würde  mehr  Spielraum  bleiben  für  die  Er- 
höhung der  Arbeitslöhne. 

Bei  der  Aktiengesellschaft  dagegen  fielen  nur  Rente,  Zins  und  Unter- 
nehmergewinn  in  der  Dividende  zusammen,  der  Lohn  für  die  leitende  Arbeit 
fiele  dem  Betriebsdirektor  zu.  Doch  würde  schon  das  Zusammenfallen  von 
Rente,  Zins  und  Unternehmergewinn  eine  größere  Möglichkeit  für  Lohn- 
erhöhungen bieten,  als  das  heutige  Pachtsystem,  bei  welchem  die  Grundrente 
einen  immer  größeren  Teil  des  Landwirtschaftsertrages  aufsaugt  Dazu  würde 
die  Aktiengesellschaft  durch  bessere  Betriebsorganisation  eine  größere  Arbeits- 
produktivität herbeiführen  und  auch  damit  weitere  Lohnsteigerungen  er- 
möglichen1. 

Daß  schließlich  durch  die  Aufhebung  des  Familienlohnsystems  und  der 
bestehenden  Arbeitsverfassung  und  durch  die  Einführung  der  freien,  grund- 
angesessenen Tagelöhner  die  Verbesserung  des  Familieneinkommens,  die  Stär- 
kung und  Festigung  des  Selbstgefühls  und  der  Selbstachtung  und  die  persön- 
liche Selbständigkeit  ermöglicht  wird,  liegt  vor  Augen. 

Die  vorgeschlagene  Reform  würde  also,  so  gestatte  ich  mir  zu  hoffen, 
die  niederlombardische  Landwirtschaft  in  die  Lage  setzen,  sich  volkswirtschaftlich 
weiter  zu  entwickeln  und  sich  den  steigenden  Betriebs-  und  Marktanforde- 
rungen anzupassen,  und  zugleich,  ja  im  Einklang  damit,  die  wirtschaftliche  und 
sittliche  Hebung  der  unteren  Klassen  der  Landbevölkerung  zu  ermöglichen. 

Das  ist  eben  das  Hauptziel  der  modernen  volkswirtschaftlichen  und 
sozialen  Bestrebungen  zur  Lösung  der  Agrarfrage  im  allgemeinen,  und  infolge- 
dessen auch  der  Agrarfrage  in  der  Niederlombardei. 

'  Vgl.  A.  Wagner,  Theoretische  Sozialökonomik,  I.  Abteilung,  Leipzig  1907,  S.  135. 
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Vorliegende  Schrift  ist  im  staatswissenschaftlichen  Seminar  der  Albert- 
Ludwigs-Universität  zu  Freiburg  angefertigt  worden.  Es  ist  mir  ein  großes 
Bedürfnis,  dem  staatswissenschaftlichen  Seminar, besonders  aber  dessen  Leiter, 
meinem  hochverehrten  Lehrer,  Herrn  Professor  Dr.  von  Schulze-Gävernitz, 
für  seine  vielseitige  Anregung  und  Unterstützung  meinen  herzlichsten 
Dank  zu  sagen. 

Ebenso  gedenke  ich  dankend  derer,  die  mir  bei  der  mit  vielerlei 
Schwierigkeiten  verbundenen  Sammlung  des  Materials  behilflich  waren. 
Ihrer  großen  Zahl  wegen  muß  ich  von  einer  Namensnennung  absehen. 

Zu  besonderem  Danke  bin  ich  Herrn  Heinrich  Schwerdtfeger, 
ehem.  Teilhaber  der  Indigo-Großhandelsfirma  A.  Holz  &  Gugler  in 
Freiburg  i.  Br.,  verpflichtet,  der  mich  in  der  Absicht,  die  Arbeit  in 
möglichstem  Einklang  mit  den  Tatsachen  der  Praxis  auszugestalten,  in 
liebenswürdiger  Weise  unterstützt  hat. 


Fritz  Jenke. 


Digitized  by  Google 


Inhalt. 


Seite 

I.  Einleitung:  Der  Waid   5 

II.  Der  Pflanzenindigo   10 

III.  Die  industrielle  Verwendung  des  Pflanzen indigo   31 

IV.  Die  Herstellung  des  künstlichen  Indigo   38 

V.  Das  volkswirtschaftliche  Vordringen  des  künstlichen  Indigo   4; 

VI.  Die  wirtschaftlichen  Wirkungen  der  Indigoindustrie: 

a.  Die  Organisation  der  Indigoindustrie   00 

b.  Die  Wirkungen  der  Indigoindustrie  auf  die  deutsche  Volkswirtschaft  77 
VII.  Die  Wirkungen  des  künstlichen  Indigo  auf  Britisch-Indien   84 

VIII.  Schluß:  Rückblick  und  Ausblick   99 


Digitized  by  Google 


I.  Einleitung. 


Der  Waid. 

Die  wechselvolle  Geschichte  des  Indigo,  jenes  uralten  blauen  Farbstoffes, 
ist  gerade  in  unseren  Tagen  wieder  in  ein  Stadium  eingetreten,  das  in  hohem 
Maße  die  Aufmersamkeit  volkswirtschaftlicher  Kreise  Deutschlands  auf  sich  zu 
ziehen  geeignet  ist.  Es  gibt  nur  wenige  Dinge,  die  die  Menschheit  auf  ihrer 
ganzen  Entwicklungsbahn  gleichermaßen  begleitet  und  deren  wechselvolles 
Schicksal  gleichermaßen  geteilt  haben,  wie  dieses  blaue  Farbmittel.  Die  Vor- 
liebe der  Menschen  für  Farben,  die  sich  bis  in  die  graue  Vorzeit  zurückver- 
folgen läßt,  macht  es  erklärlich,  daß  dieser  Farbstoff  schon  die  Aufmerksamkeit 
der  Schriftsteller  des  klassischen  Altertums  auf  sich  gelenkt  hat1.  Auf  der 
anderen  Seite  erklärt  sich  seine  allgemeine  und  frühzeitige  Verwendung  daraus, 
daß  indigoliefernde  Pflanzen  über  die  ganze  Erde  zerstreut  vorkommen.  Dieser 
weitläufigen  Verbreitung  indigoliefernder  Pflanzen  entsprach  nun  aber  eine  in 
Asien  und  Europa  durchaus  verschiedene  Bereitungsweise  des  Farbstoffes  und 
hieraus  ergab  sich  die  zweierlei  Gestalt,  in  der  er  in  Erscheinung  trat  Die 
Asiaten  nannten  ihn  Indigo,  europäische  Völker  Waid  (glastrum,  Isads).  Beide 
Stoffe  sind  im  Prinzip  dasselbe,  aber  äußerlich  so  grundverschieden,  daß  sie 
ihre  Wesensgleichheit  kaum  vermuten  lassen  und  selbst  heute  würde  der  Laie 
nicht  für  möglich  halten,  daß  Indigo  und  Waid  ein  und  derselbe  Farbstoff 
sind.  Erst  etwa  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  wurde  man  auf 
diese  Tatsache  aufmerksam  und  erkannte  im  Waid  den  europäischen  Bruder 
des  Indigo.  Man  hätte  den  Waid  ebensogut  Indigo,  wie  den  Indigo  Waid 
nennen  können,  denn  wie  wir  heute  wissen,  besteht  kein  prinzipieller  Unter- 
schied zwischen  beiden. 

Das  Schicksal  des  Indigo  und  des  Waids  ist  auf  das  engste  verknüpft, 
so  daß  es  angebracht  erscheint,  mit  kurzen  Worten  auf  die  Bedeutung  des 
Waidbaus  hinzuweisen.  Die  Anfänge  der  Waidkultur  gehen  auf  die  Zeit  Karls 
des  Großen  zurück2.  Ihre  Blütezeit  fällt  in  das  13.  bis  15.  Jahrhundert, 
zusammen  mit  der  Ausbildung  der  Geld-  und  Stadtwirtschaft,  die  gewisser- 

•  Caesar,  de  bello  gallico.  Hb.  5,  c,  3;  Plinius,  Hist.  nat.  libr.  XXI  c,  1;  Dioscorides 
nennt  die  Pflanze  Isatis,  die  Gallier  und  Germanen  Glastrum.  (J.  Wiesner:  Rohstoffe  des 
Pflanzenreichs,  Leipzig  1900.) 

*  Vgl.  Dr.  Fritz  Lauterbach,  Geschichte  der  in  Deutschland  bei  der  Färberei  an- 
gewendeten Farbstoffe  einschließlich  des  Waidbaus.  I^eipzig  1905,  S.  25:  Die  erste  urkund- 
liche Nachricht  über  Waid,  woraus  wir  mit  Bestimmtheit  seine  Anwendung  in  der  Färberei 
schließen  können,  finden  wir  in  der  Landgüterverordnung  Karls  des  Großen  (Cap.  de  villis  C.  43). 
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maßen  die  Vorbedingungen  für  sie  waren.  Die  hauptsächlichsten  Produktions- 
länder waren  Deutschland,  Italien,  Spanien  und  Frankreich1.  In  letztgenanntem 
Lande  wurde  der  Waid  vornehmlich  in  der  Provinz  Languedoc,  und  zwar  im 
Gebiet  von  Toulouse,  eine  weniger  gute  Qualität  in  der  Normandie  erzeugt 2. 
In  Deutschland  ist  die  Waidkultur  an  vielen  Orten  betrieben  worden.  Zu  einer 
hervorragenden  Bedeutung  gelangte  sie  in  Thüringen,  das  »ähnlich  wie  in  Frank- 
reich die  Provinz  Languedoc,  in  der  Erbauung  des  echten  Farben waides  den 
Vorzug  allein  behauptete^.  Der  Grund  liegt  in  beiden  Fällen  in  der  sprich- 
wörtlich 4  gewordenen  Fruchtbarkeit  dieser  Gebiete,  deren  Boden  sich  ganz 
besonders  zu  dieser  Kultur  geeignet  hat.  Ein  alter  sächsischer  Geschichts- 
schreiber, Konrad  Knauth,  sagt:  » Dieses  Farbkraut  und  Waidhandel  ist  also 
gleichsam  des  Thüringer  Landes  goldenes  Vließ,  weil  es  sehr  weit  und  breit 
durch  die  umbhergclcgenen  Lande  verführet,  verbraucht  und  großes  Geld  daraus 
gelöset  wird  ....  Demnach  hätten  die  Herren  des  Rathes  allhier  guten  Fug, 
der  engländischen  Parlamcntsherren  (welche  auf  Wollsäcken  sitzen  und  Rath 
zu  halten  pflegen,  wie  ich  selbst  gesehen)  Gewohnheit  nach,  ihre  Polsterstühle 
statt  mit  Wolle  mit  Waydt  zu  füttern* 5.  Dieser  Vergleich  ist  nach  zwei  Seiten 
hin  interessant.  Einmal  beleuchtet  er  in  treffender  Weise  die  enorme  wirt- 
schaftliche Bedeutung  dieses  Farbstoffes,  andererseits  deutet  er  darauf  hin,  daß 
der  Waid  ähnlich  wie  die  Wolle  in  England  schon  sehr  frühzeitig  die  deutsche 
Landwirtschaft  nicht  zu  ihrem  Schaden,  in  die  Geld  Wirtschaft  hineingerissen 
hat.  Darauf  weisen  auch  Aussprüche  von  Crolach  und  Coler  hin.  Ersterer 
nennt  den  Waidbau  »des  Landmanns  Nahrung,  einen  sehr  reichen  Gewinn  der 
Bürger  und  die  Stütze  und  Fundgrube  von  ganz  Thüringen*6,  und  letzterer 
berichtet:  »Wiewohl  das  Thüringer  Land  an  anderen  Früchten  ein  fruchtbar 
Land  ist,  sonderlich  was  Korn,  Weizen,  Wein  und  dergleichen  mehr  angelanget, 
so  wird  doch  aus  fremden  Ländern  mehr  Geldes  und  Gut  für  und  um  den 
Waid  in  Thüringen  geführet,  als  für  die  andern  Früchte  alle  miteinander'.  Wie 
einträglich  der  Waidbau  war,  hat  Schreber,  der  uns  in  seinem  Buche  über  den 
Waid8  aus  dem  Jahre  1752  einen  der  wertvollsten  Berichte  über  dessen  Kultur 
usw.  gegeben  hat,  aus  alten  Amtsbüchern  ersehen.  Darnach  hat  manches  Dorf 
jährlich  für  12  bis  16000  Reichstaler  und  darüber  Waid  erbaut,  und  nach 
Crolach  soll  vor  dem  Jahre  1554  ein  einziger  Bauer  aus  dem  Erfurtischen  von 
5  Waidäckern,  da  die  Farbe  gut  war,   1 50  Meißner'sche  Gulden   in  einem 


>  Vgl.  Vitalis,  Grundriß  der  Farberei  und  des  Zeugdnicks,  2.  Aufl.,  gänzlich  umgearbeitet 
von  Dr.  E.  Max  Dingler,  Stuttgart  und  Tübingen  1839,  S.  228. 

2  Ed.  Bancroft,  Untersuchungen  über  die  Natur  der  beständigen  Farben  (Neues  eng- 
lisches Färbebuch).    Deutsch  von  Buchner,  Kurrer  und  Dingler,  Nürnberg  18 17/ 18,  I,  S.  19. 

3  Vgl.  Schreber,  Historische,  physikalische  und  ökonomische  Beschreibung  des  Waids, 
dessen  Bau.  Bereitung  und  Gebrauch  zum  Färben,  auch  Handel  mit  selbigem  überhaupt,  be- 
sonders aber  in  Thüringen,  S.  21. 

4  Die  Franzosen  haben  ein  ausnehmend  fruchtbares  Land,  un  pays  de  Cocagne.  ein 
Land,  wo  Waid  gebaut  werden  kann,  genannt.    Schreber  a.  a.  O.  S.  19  Anmerkung. 

5  Schreber  a.  a.  O.  S.  4!. 

0  Crolach:  *  De  cultura  herbae  Isatidis«.     1555  (in  Schrebcrs  Waidbuch  a.  a.  O.) 
7  Schreber  a.  a.  O.  S.  34. 
*  Vgl.  Anmerkung  3. 
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Jahre  erworben  haben1,  auffallend  hohe  Summen  für  die  damalige  Zeit.  Mit 
diesen  direkten  Vorteilen  verbanden  sich  auch  indirekte.  Eine  gute  Waidernte 
hatte  zur  obersten  Voraussetzung,  daß  der  Ackerboden  gründlicher  und  sorg- 
fältiger, als  es  im  allgemeinen  der  landwirtschaftlichen  Technik  jener  Tage  ent- 
sprach, bearbeitet,  tief  gepflügt  und  reichlich  gedüngt  wurde,  und  ebenso  war 
auf  eine  möglichst  vollständige  Freihaltung  desselben  von  Unkraut  zu  achten. 
Dieser  zunächst  zu  Zwecken  des  Waidbaus  unternommene  Mehraufwand  von 
Arbeit  und  Kapital  machte  sich  noch  besonders  dadurch  belohnt,  daß  solcher 
Boden  höhere  Erträgnisse  an  anderen  landwirtschaftlichen  Produkten  abwarf, 
wenn  man  denselben  abwechselnd  mit  Waid  und  solchen  bebaute.  Damit  stieg 
aber  nicht  nur  das  Gesamteinkommen  der  Waidbauern,  sondern  auch  der  Wert 
ihrer  Grundstücke.  Unverkennbar  tritt  hierin  der  Einfluß  zutage,  den  die 
Waidkultur  auf  die  landwirtschaftliche  Technik  ausübte  oder  doch  auszuüben 
geeignet  war.  Die  Waidbauern  waren  die  Pioniere  des  technischen  Fortschrittes, 
insofern  sie  den  Weg  zu  einer  intensiveren  Bewirtschaftung  des  Bodens  und 
zu  einer  rationelleren  Wirtschaftsform  wiesen.  In  welchem  Umfang  dies  der 
Fall  war,  kann  allerdings  nicht  festgestellt  werden;  aber  wenn  wir  nur  anneh- 
men, daß  sich  dieser  Einfluß  bei  den  den  Waiddistrikten  zunächst  gelegenen 
Bauern  geltend  gemacht  hat,  so  kann  er,  da  der  Waidbau  nicht  allein  in 
Deutschland,  sondern  auch  in  anderen  europäischen  Ländern  vielerorts  betrieben 
wurde,  nicht  unbedeutend  gewesen  sein. 

Es  verdient  ferner  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  daß  der  Waid- 
bau eine  Menge  Arbeitskräfte  erforderte  und  dadurch  auch  der  armen  Schuht 
der  ländlichen  Bevölkerung  zugute  kam2.  Bei  den  drei-  bis  viermaligen  jährlichen 
Ernten  haben  die  heimischen  Arbeitskräfte  nicht  mehr  ausgereicht,  so  daß 
fremde  Arbeitskräfte  in  Anspruch  genommen  werden  mußten.  Die  uns  allen 
bekannte  Erscheinung  der  Sachsengängerei  oder  Rübenwanderung,  wie  man  sie 
in  Anlehnung  an  den  Zuckerrübenbau  bezeichnet  hat,  ist  keine  moderne 
Erscheinung,  sondern  hat  ihre  Vorläufer  in  den  sogenannten  Polaken,  die  zur 
Waidernte  in  großen  Mengen  zugelaufen  kamen  3. 

Gemäß  der  städtischen  Wirtschaftspolitik,  die  eine  scharfe  Trennung 
zwischen  Stadt  und  Land  durchzuführen  bemüht  war,  wurde  die  Bereitung 
des  Waids  zum  Gebrauch  in  der  Färberei,  sowie  der  Handel  mit  fertigem 
Waid  allmählich  ein  Reservat  des  städtischen  Gewerbes.  Der  Bauer  mußte 
seine  Waidbälle  auf  den  städtischen  Markt  zum  Verkauf  bringen.    Diese  Waid- 


»  Vgl.  Schrebcr  a.  a.  O.  S.  35. 

2  Crolach  schreibt  hierüber:  »Man  siehet  oft  auf  einem  Stücke  20  und  mehr  Leute,  die 
täglich  zu  solcher  Arbeit  (gemeint  ist  die  Entfernung  des  Unkrauts  aus  den  Waidäckem)  ge- 
dungen werden.  Gemeiniglich  ist  dies  eine  Arbeit  für  Jungen,  Mägdlein  oder  arme  Weiber, 
welche  oft,  wenn  sie  damit  nichts  verdienten,  erfrieren  und  verhungern  müßten.  Die  Eltern, 
die  sonst  andere  Arbeit  zu  verrichten  haben,  halten  also  ihre  Kinder  hierzu  an,  damit  sie  sich 
bei  ihrer  Dürftigkeit  ein  Stück  Brot  verdienen«.  Schreber  a.  a.  O.  S.  34.  Vgl.  ferner  Dr.  med. 
P.  Zschiesche,  Der  Erfurter  Waldbau  und  Waidhandel,  ein  kulturgeschichtliches  Bild  aus  der 
Vergangenheit.  (Mitteilungen  des  Vereins  für  die  Geschichte  und  Altertumskunde  von  Erfurt, 
18.  Heft,  Erfurt  1896.)  S.  24:  »10  Personen  hatten  nämlich  einen  Tag  lang  mit  der  Ernte 
eines  Ackers  reichlich  zu  tun«. 

3  Vgl.  Zschiesche  a.  a.  O.  S.  24,  25  und  Schreber  a.  a.  0.  S.  62  und  63. 
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märkte  dauerten  ununterbrochen  von  Trinitatis  bis  Michaelis1.  Käufer  und 
Verkäufer  fanden  sich  hier  ein  und  ihrer  harrte  ein  große  Anzahl  von  Mittels- 
personen, wie  Waidmarktmeister,  Waidmesser,  Marktknechte,  Waidknechte  usw., 
denen  die  Kontrolle  und  Ausführung  des  Handels  oblag2.  Solche  Waidhandels- 
städte waren  vornehmlich  Erfurt,  Gotha,  Langensalza,  Tennstädt  und  Arnstadt  3. 

Die  Waidhändler  besorgten  die  weitere  Zubereitung  des  Waids  und  den 
Handel  mit  demselben.  Die  Bezeichnung  Waidjunker,  die  man  ihnen  beilegte, 
spricht  deutlich  für  die  Bedeutung  und  die  Ergiebigkeit  dieses  Geschäftes.  Nac  h 
einer  uns  noch  erhaltenen  Bilanz  aus  dem  Jahre  1617,  also  aus  einer  Zeit, 
wo  der  Waidhandel  schon  stark  im  Abnehmen  begriffen  war,  hat  die  Stutter- 
heimische  Handlung  zu  Erfurt  für  125  159  Gulden  Waid  verkauft,  und  die 
Litzbrandschc  Handlung  zu  Leipzig  bezog  jährlich  für  etliche  70000  Taler 
Waid  von  einigen  Waidhändlem  zu  Langensalza  4.  Der  Waid  war  ein  hervor- 
ragender Handelsartikel  jener  Zeit,  der  weit  über  die  Grenzen  des  deutschen 
Reiches  Absatz  fand.  Seine  große  Bedeutung  als  Handelsartikel  erklärt  sich 
daraus,  daß  er,  wie  Lauterbach  sich  ausdrückt,  der  «Universalfarbstoff  des 
Mittelalters«  war 5.  Die  Zahl  der  im  Mittelalter  in  der  Färberei  verwendeten 
Farbstoffe  war  sehr  beschränkt.  In  Betracht  kamen  hauptsächlich  nur  Waid, 
Krapp,  Kermes  und  Wau6,  und  unter  diesen  war  der  Waid  derjenige,  der 
wohl  die  ausgedehnteste  Verwendung  gefunden  hat.  Er  diente  nicht  allein 
zur  Erzeugung  von  Blau  in  allen  möglichen  Nuancen,  sondern  auch  kombi- 
niert mit  anderen  Farbstoffen  zur  Darstellung  von  Schwarz,  Braun  und  Grün 
in  den  verschiedensten  Abstufungen.  Die  Vielseitigkeit  seiner  Verwendung  und 
die  große  Haltbarkeit  der  Farbe  sicherten  ihm  den  ersten  Platz  in  der  Färberei. 
Da  die  Stadtwirtschaft  im  Prinzip  nichts  anderes  ist,  als  die  merkantilistische 
Volkswirtschaft  auf  beschränkter  territorialer  Basis,  so  läßt  sich  unschwer 
erkennen,  welch'  enorme  Bedeutung  ein  solcher  Handelsartikel  für  eine  Stadt 
haben  mußte.  Erfurt  besaß  gegen  hundert  Ortschaften  und  nicht  wenige 
Schlösser  und  Burgen;  sie  war  eine  der  ersten  Städte  in  Deutschland,  die 
Söldnerheere  unterhalten  konnte;  die  1392  gegründete  Erfurter  Universität 
verdankt  ihre  Gründung  der  Waidkultur;  die  Mittel  zur  Gründung  und  Unter- 
haltung hat  die  Erfurter  Waidaristokratie  aufgebracht 7.  Als  im  Jahre  1552 
der  Gothaische  Wall  und  Graben  wieder  hergestellt  werden  sollte  und  hierzu 
1 2  000  Taler  aufgenommen  werden  mußten,  brachten  die  dortigen  Waidhändlcr 
den  Betrag  auf8.  Dieser  mittelbare  Nutzen,  den  eine  wohlhabende  Kaufmann- 
schaft der  Stadtgemeinde  brachte,  fand  sein  Gegenstück  in  den  zahlreichen 


«  Schrel>er  a.  a.  O.  S.  85. 

*  Vgl.  Zschicschc  a.  a.  O.  S.  36  ff. 

3  Schreber  a.  a.  O.  S.  36. 

4  Vgl.  Zschiesche  a.  a.  O.  S.  43  und  Beilage  S.  b<>. 

5  Lauterbach  a.  a.  O.  S.  9. 

6  Laulcrbach  a.  a.  O.  S.  5. 

7  Vgl.  LauUrbach  a.  a.  O.  S.  56. 

8  LauUrbach  a.  a.  O.  S.  46  Anmerkung. 
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Abgaben1,  die  nur  auf  einen  so  unentbehrlichen  Artikel  wie  den  Waid  gelegt 
werden  konnten  und  in  hohem  Maße  zur  Bereicherung  der  städtischen  Finanzen 
beigetragen  haben.  Daher  auch  die  energischen  Bemühungen  gewisser  Städte 
um  die  Waidstapelgerechtigkeit,  die  nicht  selten  zu  großen  Feindseligkeiten 
führte2. 

Gleichzeitig  finden  wir  kaum  eine  Volksklasse,  die  nicht  durch  ihre 
näheren  oder  entfernteren  Beziehungen  zum  Waidbau  oder  zum  Waidhandel 
an  demselben  interessiert  gewesen  wäre.  Laurentius  Riska  führt  in  seinen 
Waidbedenken  aus:  »Durch  den  Waidhandel  bleibt  das  Geld  im  Lande  und 
vom  Auslande  kommt  viel  Geld  ins  Land.    Davon  hat  großen  Nutzen: 

1.  Der  arme  Mann  und  Taglöhner,  der  in  den  Waid  arbeitet  und  seinen 
täglichen  Verdienst  zu  seines  Leibes  und  der  Seinigen  Unter- 
haltung hat. 

2.  Der  Adel,  Bürger  und  Bauer,  .so  den  Waid  bauen,  pflanzen  und 
behandeln. 

3.  Wenn  der  Waidbau  im  Schwung  ist,  dann  werden  Ew.  Kurfürstl. 
Durchlaucht  auch  an  dero  Einkünften  es  merken-*. 

So  stand  der  Waid  gegen  Ausgang  des  Mittelalters  für  breite  Volks- 
schichten im  Mittelpunkt  des  Interesses. 

Mit  dem  Einbruch  einer  neuen  Zeit,  die  mit  der  Entdeckung  über- 
seeischer Länder  und  Erdteile  begann  und  das  handelspolitische  Zentrum  aus 
dem  Herzen  Europas  an  die  Küsten  des  Atlantischen  Ozeans  verlegte,  ent- 
stand dem  Waid  ein  Konkurrent,  gegen  den  er  sich  nicht  zu  behaupten  ver- 
mochte. Mit  dem  Aufkommen  des  indischen  Indigo  erblaßte  allmählich  seine 
Bedeutung,  die  er  Jahrhunderte  hindurch  besessen.  Wirtschaftliche  und 
politische  Gründe,  auf  die  ich  im  folgenden  näher  eingehen  werden,  haben 
in  langem  Siechtum  zu  einem  vollständigen  Ruin  der  Waidkulturen  geführt, 
und  alle  Bestrebungen  späterer  Zeiten,  dieselben  wieder  zu  beleben  und  der 
heimischen  Volkswirtschaft  dienstbar  zu  machen,  haben  kläglich  Schiffbruch 
gelitten.  Heute  besitzt  der  einst  so  blühende  Waidbau  Thüringens  nur  noch 
ein  historisches  Interesse.  Die  Kulturen,  die  sich  hier  und  dort  noch  erhalten 
hatten,  sind  auf  einen  verschwindend  kleinen  Rest  zusammengeschrumpft. 
Soweit  der  Waid  heute  noch  als  Zusatz,  zu  Indigo  in  der  Tuchfärberei  Ver- 
wendung findet,  wird  er  hauptsächlich  aus  Ungarn  bezogen  4. 


«  Die  Dorfschaften,  wo  Waid  gebaut  wurde,  mußten  jährlich  etwas  gewisses,  als  einen 
Canon  erlegen  (Schrcber  a.  a.  O.  S.  140). 

Für  jeden  Kübel  Waidballen  mußten  Käufer  und  Verkäufer  einen  Groschen  an  den 
Rat  der  Stadt  als  Abgabe  entrichten  (Zschiesche  a.  a.  O.  S.  36). 

Die  Waidhändler  mußten  für  das  Recht,  Ballenwaid  zu  kaufen,  eine  besondere  Er- 
laubnis vom  Rate  der  Stadt  haben  und  hierfür  das  «ig.  Waidgeld  entrichten  (Schrelxr  a.  a.  O. 
Beilage  S.  18). 

Nicht  unerhebliche  Einnahmen  flössen  den  Städten  aus  ihren  Waidhäusem,  in  denen 
der  Waid  gelagert  wurde,  zu  (Lauterbach  a.  a.  O.  S.  36). 

Sodann  war  der  Waid  mit  hohen  Zöllen  und  Geleitsgebühren  belegt  (Zschiesche  a.  a.  O. 
S.  38  u.  39)  usf. 

'■*  Vgl.  hierzu  Lauterbach  a.  a.  O.  S.  38  u.  42. 

3  Beilage  in  Schrebcrs  Waidbuch. 

4  Vgl.  Zschiesche  a.  a.  O.  S.  47  u.  48. 


Digitized  by  Google 


IO 


II.  Der  Pflanzenindigo. 


II.  Der  Pflanzenindigo. 

Die  Heimat  des  Indigo  ist  der  westliche  und  südliche  Teil  Vorder- 
indiens. Daselbst  ist  er  schon  in  den  ältesten  Zeiten  angebaut  und  in 
der  Färberei  verwendet  worden Von  Indien  brachte  ihn  der  Handel  auf 
dem  Landwege  zunächst  nach  Ägypten2,  und  von  hier  nach  Griechenland  und 
Italien.  Im  Altertum  fand  er  bei  Griechen  und  Römern  nur  Verwendung  als 
Malerfarbe  und  als  Heilmittel 

Im  Mittelalter  nimmt  er  seinen  Weg  über  Alexandria  nach  Venedig  *, 
dem  »Marktplatz  der  ganzen  Welt«  und  verbreitet  sich  von  hier  aus  allmählich 
über  ganz  Europa.  Der  ganze  morgenländisch  -  abendländische  Handels- 
verkehr, der  sich  auf  dem  beschwerlichen  Landweg  durch  Persien  und  Klein- 
asien vollzog,  war  nicht  angetan,  größere  Mengen  Indigo  nach  Europa  zu 
importieren.  Infolgedessen  erlangte  der  Indigo  bis  zum  Ausgang  des  Mittel- 
alters keine  Bedeutung  für  die  europäische  Färberei.  Dazu  bedurfte  es  erst 
der  Auffindung  des  Seeweges  nach  Ostindien,  die  den  indischen  Handels- 
verkehr in  neue,  billigere  Bahnen  lenkte.  Die  Portugiesen,  die  ein  mächtiges 
Kolonialreich,  das  die  Küsten  des  südlichen  Asiens  umfaßte,  gegründet  hatten, 
rissen  den  Handel  mit  den  Schätzen  Indiens  an  sich  und  waren  die  ersten, 
die  größere  Mengen  Indigo  nach  Europa  brachten.  Mangels  eigener  gewerb- 
licher Verwendung  setzten  sie  denselben  hauptsächlich  an  die  Holländer  ab5, 
deren  Färberei  damals  die  bedeutendste  unter  den  europäischen  war. 

Etwa  ein  Jahrhundert  später  waren  es  die  Holländer  selbst,  die  nach 
Abschüttelung  der  spanischen  Herrschaft  den  Portugiesen  das  Monopol  des 
indischen  Handels  entrissen  und  den  Handel  mit  Indigo  unter  eigene  Leitung  nahmen. 
Insbesondere  war  es  die  1602  gegründete  niederländisch-ostindische  Handels- 
kompanie6, die  ursprünglich  in  der  Absicht,  den  Gewürzhandel  in  ihre  Hände 
zu  bekommen,  sich  allmählich  auch  des  indischen  Handels  bemächtigte  7.  Im 
Jahre  1631  brachten  fünf  holländische  Schiffe  aus  Ostindien  333  545  Pfd. 
Indigo,  dessen  Wert  auf  5  Tonnen  Gold  geschätzt  wurde,  und  zwei  Jahre 
später  brachten  drei  weitere  holländische  Schiffe  Indigo  im  Werte  von 
über  20  Tonnen  Goldes8. 

Die  gesteigerte  Einfuhr  trug  zu  einer  immer  größeren  Verwendung  des  Indigo 
bei  und  schädigte  in  hohem  Maße  die  europäische  Waidkultur.  Die  Waidaristokratie 

»  Vgl.  George  Walt,  Dictionary  of  the  economic  produets  of  India,  IV.  Bd.,  London- 
Calculta  1890,  S.  389  ff. 

2  Vgl.  (i.  Watt  a.  a.  O.  S.  391. 

3  Vgl.  Plinius,  Hist.  nat.  Libr.  XXI,  c.  I. 

4  J.  R.  MacCulloch.  Handbuch  für  Kaufleute  oder  Übersicht  der  wichtigsten  Gegen- 
stände des  Handels-  und  Manufaktunvescns,  der  Schiffahrt  und  der  Bankgeschäfte  mit  steter 
Beziehung  auf  Nationalökonomie  und  Finanzen,  II.  Bd.,  S.  3. 

5  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  391  u.  392. 

*>  D.  Sigismund,  Kr.  Hermbstiidt,  Magazin  für  Färber,  Zeugdrucker  und  Bleicher  oder 
Sammlung  der  neuesten  und  wichtigsten  Entdeckungen,  Erfahrungen  und  Beobachtungen  zur 
Vervollkommnung  der  Wollen-,  Seiden-,  Baumwollen-  und  Leinenfärberei,  der  Zeugdmckerei 
und  der  Kunst  zu  bleichen,  II.  Bd.,  Berlin  1803.  S.  288. 

7  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  II,  S.  324. 

S  Schreber  a.  a.  O.  Beilage  S.  114  und  115  Anmerkung. 
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Deutschlands  und  Frankreichs  machte  ihren  ganzen  Einfluß  geltend,  um  den  fremden 
Eindringling  abzuwehren.  Sie  bewirkte,  daß  der  Gebrauch  des  Indigo  in  Deutsch- 
land, Frankreich  und  England  verboten  und  teilweise  sogar  mit  Todesstrafe1 
belegt  wurde.  Fast  200  Jahre  dauerte  der  Kampf  zwischen  Indigo  und  Waid 
und  endigte  schließlich  mit  dem  Siege  des  ersteren.  Alle  Verbote  und  Maß- 
nahmen gegen  den  Indigo  hatten  nicht  den  gewünschten  Erfolg.  In  England 
wurde  das  Einfuhrverbot  für  Indigo  im  Jahre  1660  aufgehoben,  und  etwa 
um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  sein  Gebrauch  in  Frankreich 2  und 
Deutschland  freigegeben. 

Die  Gründe,  die  zum  Sieg  des  Indigo  und  zu  einem  vollständigen  Ruin 
der  einst  blühenden  Waidkultur  geführt  haben,  sind  teils  wirtschaftlicher,  teils 
politischer  Natur. 

Bald  nach  dem  Erscheinen  des  Indigo  erkannten  die  europaischen 
Färber,  insbesondere  die  Hollander,  die  großen  Vorzüge,  die  der  Indigo  dem 
Waid  gegenüber  besaß.  Seine  Überlegenheit  zeigte  sich  zunächst  einmal  darin, 
daß  er  eine  schönere,  glänzend  blaue  und  dunklere  Farbe  gab,  die  man  mit 
Waid  überhaupt  nicht  herzustellen  vermochte  3.  Die  Bereitungsweise  des 
Waids  war  eben  eine  sehr  viel  rohere,  als  die  des  Indigo,  und  infolgedessen 
war  der  Waid  mit  einer  weit  größeren  Menge  von  Pflanzenüberresten  behaftet, 
die  den  Glanz  und  die  Reinheit  der  damit  hervorgebrachten  Farbentöne  be- 
einträchtigten. 

Sodann  sah  man  aber  auch,  daß  das  Färben  mit  Indigo  sehr  viel 
billiger  war.  Der  Indigo  war  ergiebiger,  und  wenn  auch  die  Ansichten  hierüber 
sehr  auseinander  gingen,  —  die  einen  behaupteten  nämlich,  daß  12 — 13  Pfund 
besten  französischen  Waides  einem  Pfund  Indigo  gleichkommen  4,  andere  sagten, 
daß  ein  Pfund  Indigo  3  Zentner  Waid  zu  ersetzen  vermöge  5  —  so  stand 
doch  als  unbestrittene  Tatsache  fest,  daß  der  Indigo  einen  bedeutend  höheren 
Gehalt  an  wirksamem  Farbstoff  besaß.  In  einer  alten  Handschrift  von  1679 
heißt  es:  »Je  stärker  der  Indigo  verboten  wurde,  desto  starker  wurde  er  gebraucht, 
denn  er  tut  im  Färben  viel  mehr  als  der  Waid  und  es  kann  eine  Elle 
Tuch  um  einige  Groschen  wohlfeiler  geliefert  werden,  wenn  es  mit  Indigo  und 
Waid,  als  wenn  es  mit  bloßem  Waidte  gefarbet  würde« 6.  Anderseits  hat 
man  berechnet,  daß  das  Färben  mit  Indigo  nur  1  ,6  des  Preises  kosten  würde, 


1  1598  in  Frankreich  verboten  und  1609  mit  Todesstrafe  belegt,  G.  Watt  a.a.O. 
s-  392;  1594  Deutschland  verboten  (Wiesner:  Rohstcffe  des  Pflanzenreichs);  1650  vom 
Kurfürsten  von  Sachsen  mit  Todesstrafe  belegt  (Dictionnaire  universtl  theoretique  et  pratique 
du  commerce  etc.  S.  166);  bis  1660  in  England  verboten  (G.  Watt  a.  a.  ().  S.  392). 

2  In  Frankreich  freigegeben  1737  (Dictionnaire  universel  theoretique  et  pratique  du 
commerce  etc.  S.  166). 

j  Ed.  Bancmft  a.  a.  O.  I  S.  220. 

4  Schreber  a.  a.  O.  S.  130. 

5  Schreber  a.  a.  O.  S.  129;  Vitalis  a.  a.  O.  S.  214:  Dr.  Heinrich  zu  Plau  in  Böhmen 
und  Kulenkamp  haben  sich  in  Deutschland  Verdienste  um  die  Ausscheidung  des  Indigo  aus 
der  Waidpflanze  erworben.  Indessen  ist  in  dem  Waid  der  Indigogrhalt  geringer  als  in  der 
Anilpfl&nze.  100  Pfund  besten  thüringer  Waids  liefern  bei  sorgfältiger  Bearbeitung  im  Maxi- 
mum 20  Loth  gereinigten  Indigo;  vgl.  J.  B.  Heinrich:  Abhandlung  über  die  Kultur  des  Waids 
und  die  Indigobereitung  aus  demselben,  Wien  1812. 

6  Schreber  a.  a.  O.  S.  123. 
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auf  den  das  Färben  mit  Waid  zu  stehen  kommt.  Marperger  1  hebt  allerdings 
mit  Recht  hervor,  daß  hieran  nicht  allein  der  geringere  Farbstoffgehalt  der 
Waldpflanze,  sondern  zu  einem  erheblichen  Teile  auch  die  nachlässige  Be- 
reitung und  die  Verfälschungen  mit  andern  Blättern  die  Schuld  trage.  Man 
könnte  hier  noch  hinzufügen,  daß  auch  die  übermäßige  Besteuerung  und  die 
dadurch  bedingte  künstliche  Steigerung  des  Preises  einen  großen  Anteil  an 
dem  ungünstigen  Wertverhältnis  zwischen  Waid  und  Indigo  gehabt  hat. 

Wenn  somit  für  den  Färber  die  Vorteile  des  Indigo  klar  zutage 
traten  in  seiner  unbestreitbaren  qualitativen  Überlegenheit  gegenüber  dem 
Waid,  so  war  für  den  Waidbauer  entscheidend  die  größere  Fruchtbarkeit  des 
indischen  Bodens  und  die  günstigeren  meteorologischen  Verhältnisse  Indiens. 
Man  nennt  den  Indigo  »das  Kind  der  Sonnen2  und  wie  sehr  ihm  die  Gunst 
des  indischen  Klimas  zu  statten  kommt,  zeigt  sich  darin,  daß  die  Indigopflanze 
etwa  30  mal  mehr  Farbstoff  liefert  als  das  gleiche  Gewicht  Waid  3.  Der  allein 
schon  dadurch  bedingte  Unterschied  in  den  Produktionskosten  ermöglichte, 
daß  das  Produkt  des  indischen  Bauers  trotz  der  weiten  Entfernung  billiger  auf 
den  Markt  gebracht  werden  konnte,  als  das  des  europäischen,  der  es  mühsam 
dem  Boden  abringen  mußte.  In  späterer  Zeit  wurde  das  Verhältnis  noch  un- 
günstiger, da  man  sich  auf  den  amerikanischen  Indigoplantagen  der  billigeren 
Sklavenarbeit  bediente  4. 

Außerdem  begann  der  Preis  des  Waids  nach  und  nach  zu  sinken.  Die 
Händler  suchten  naturgemäß  den  Verlust  auf  die  Bauern  abzuwälzen,  zahlten 
nur  noch  die  niedrigsten  Preise  für  die  Waidbälle  und  bedienten  sich  hierbei 
womöglich  noch  verrufenen  Geldes  \  Die  Bauern  ihrerseits  nahmen  Zuflucht 
zu  Betrügereien  und  Verfälschungen. 

Die  Klagen  der  Färber  über  schlechten  Waid  wurden  immer  häufiger. 
In  England  war  man  bereits  um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  zu  eigenen 
Waidkulturen  übergegangen6.  Im  17.  Jahrhundert  sollen  binnen  40  Jahren 
bei  der  kurfürstlichen  Regierung  in  Erfurt  75  Prozesse  wegen  untauglichen 
Waids  von  den  Färbern  anhängig  gemacht  worden  sein7.  Waren  somit  die 
Aussichten  für  Waidbauern  und  Waidhändler  schlimm  genug,  so  haben  die- 
selben aus  Unkenntnis  über  ihre  Sachlage  noch  selbst  dazu  beigetragen,  dem 
Indigo  das  Feld  frei  zu  machen. 

Um  allen  Übelständen  abzuhelfen,  griff  man,  auf  die  immer  lauter 
werdende  Agitation  der  Waidaristokraten  hin,  zu  dem  Mittel  des  Einfuhrver- 
botes und  verstärkte  dasselbe  noch  dadurch,  daß  man  eine  Menge  polizeilicher 
Verordnungen  erließ8,  die  den  Gebrauch  des  Indigo  aufs  strengste  ahndeten. 
Man  war  sich  dabei  nicht  bewußt,  daß  man  das  Übel  an  dem  verkehrten 
Ende  angefaßt  hatte.    Ja,  streng  genommen  hatte  man  es  dadurch  nur  noch 


»  Vgl.  Schreber  a.  a.  O.  S.  128. 

*  A.  G.  F.  E.  James,  Indian  Industries.  Ixmdon  1880,  S.  2. 

3  J.  R.  MacCulloch  a.  a.  O.  S.  927;  Kd.  Bancroft  a.  a.  O.  S.  22 1. 

4  Lauterbach  a.  a.  O.  S.  74  u.  75. 

5  Zschiesche  a.  a.  O.  S.  47. 

6  1552  bemerkt  Hackluyt.  daß  die  Waidkultur  in  England  zu  großer  Vollkommenheit 
gelangt  sei,  mm  grollen  Schaden  der  Franzosen,  unserm  alten  Feinde  (Bancroft  a.  a.  O.  I  S.  333». 

7  Zschiesche  a.  a.  O.  S.  47. 

*  Vgl.  hierzu  I-auterbach  a.  a  < ».  S.  6$  u.  06. 
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schlimmer  gemacht.  Man  benachteiligte  damit  die  heimische  Färberei,  z.  B. 
gegenüber  der  holländischen.  Holland  besaß  keine  Waidkulturen  und  hatte 
demzufolge  auch  keine  Einfuhrverbote  gegen  den  Indigo  zu  erlassen.  Vielmehr 
lag  es  im  Interesse  des  holländischen  Handels,  dem  Indigo  ein  möglichst 
großes  Absatzgebiet  zu  schaffen,  und  dieses  fand  er  in  erster  Linie  in  der 
holländischen  Färberei,  die  sich  daher  die  Vorteile  des  neuen  Farbstoffes  un- 
gestraft zu  eigen  machen  und  um  so  leichter  die  Konkurrenz  mit  dem  Ausland 
aufnehmen  konnte.  Jedenfalls  hätten  Einfuhrzölle  für  Indigo,  die  als  Aus- 
gleichszölle gedacht  waren,  diese  schädlichen  Nebenwirkungen  nicht  gehabt. 
Besser  lassen  sich  noch  die  polizeilichen  Maßnahmen  rechtfertigen,  sofern  sie 
den  Indigo  verboten,  weil  die  damit  gefärbten  Tuche  sich  als  wenig  haltbar 
erwiesen.  Dies  war  aber  kein  Fehler  des  Indigo,  sondern  ein  Fehler  der 
Färber  selbst,  soweit  sie  die  Kunst  der  Indigofärberei  noch  nicht  verstanden. 

Wie  wir  sehen,  war  die  Lage  verworren  genug,  und  sie  wurde  noch 
weiter  verschärft  durch  politische  Ereignisse,  die  in  erheblichem  Maße  zu  dem 
Untergang  der  Waidkulturen  beigetragen  haben. 

Es  wäre  unvollständig,  wollte  man,  wie  es  vielfach  geschehen  ist,  die 
Betrachtung  über  den  Untergang  der  Waidkultur  damit  beschließen,  daß  man 
den  bereits  geschilderten  wirtschaftlichen  Kausalien  auf  politisch-historischem 
Gebiet  den  30jährigen  Krieg  abschließend  folgen  ließe.  Dieses  historische 
Ereignis  ist  nur  der  Abschluß  einer  gewaltigen,  tiefgreifenden  Entwicklung. 
Es  löst  die  großen  Spannungen,  die  die  inner-  und  außerpolitischen  Verwick- 
lungen angehäuft  haben,  auf  in  eine  langandauernde  Erschöpfung  und  Ruhe. 
Der  30jährige  Krieg  ist  daher  nur  eine  Folgeerscheinung  der  Zeiten,  die  ihm 
vorausgegangen  sind.  Aber  gerade  diese  haben  durch  die  großen  politischen, 
wirtschaftlichen  und  geistigen  Umgestaltungen,  die  sich  in  ihrem  Verlauf  abge- 
spielt haben,  einen  weit  größeren  Einfluß  auf  die  Waidkultur  gehabt,  als  der 
30jährige  Krieg. 

Sodann  hat  der  30jährige  Krieg  nur  eine  lokale  Bedeutung.  Es  handelt 
sich  aber  hier  um  eine  allgemeine  Erscheinung.  Eine  derartige  Darlegung 
würde  keine  genügende  Erklärung  für  die  Frage  abgeben,  weshalb  auch  der 
nicht  minder  bedeutende  Waidbau  Frankreichs,  das  eine  ganz  andere  Entwick- 
lung durchgemacht  und  keinen  30jährigen  Krieg  gehabt  hat,  im  allgemeinen 
noch  rascher  untergegangen  ist.  Diese  Frage  läßt  uns  unschwer  das  Gemeinsame 
der  Entwicklung  darin  erkennen,  daß  sich  in  dieser  Zeit  aus  dem  mittelalterlichen 
Stadtstaat  der  Merkantilstaat  entwickelt.  Diese  Revolution  gegen  die  staatlichen 
und  gesellschaftlichen  Einrichtungen  des  alten  Feudalstaates,  die  zu  einer 
völligen  Neuorganisation  des  Staates,  zur  Ausbildung  der  absoluten  Monarchie 
führte,  muß  als  politische  Kausalie  dem  30jährigen  Krieg  vorangestellt  werden. 

Am  glänzendsten  war  die  alte  Stadtwirtschaft,  mit  der  der  Waidbau 
und  -handel  auf  engste  zusammenhing,  neben  Italien  in  Deutschland  zur  Ent- 
faltung gekommen.  Das  12.  und  13.  Jahrhundert  war  eine  Zeit  wirtschaftlicher 
Umgestaltung  und  kolossalen  Aufschwungs,  eine  Blütezeit  der  Kultur  und  Kunst. 
Mit  der  Macht  und  dem  Glanz  des  Städtewesens  stand  und  fiel  der  Waidbau. 
Der  sich  anbahnende  merkantilistische  Staat  konnte  dem  Waidbau  nicht  die- 
jenige Unterstützung  zuteil  werden  lassen,  deren  er  dringend  bedurfte.  Seine 
Ziele  lagen  nicht  auf  wirtschaftlichem,  sondern  auf  politischem  Gebiet.  Sein 
Gesamtzweck  war  ein  rein  politischer.  Alles  Wirtschaftliche  erschien  ihm  nur 
als  Mittel  zur  Begründung  seiner  politischen  Macht.    Erst  aus  finanzpolitischen 
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Erwägungen  heraus  wurde  sein  Interesse  am  Wirtschaftsleben  erweckt.  Welche 
Aussichten  boten  aber,  ganz  allgemein  gefaßt,  seine  Agrar-,  Gewerbe-  und 
Handelspolitik  für  die  Waidbauern  und  Waidhändler?  So  sehr  der  Merkantil- 
staat, wie  erwähnt,  aus  ]X>litischem  Interesse  sämtliche  Zweige  der  Volkswirt- 
schaft zu  beherrschen  und  sich  dienstbar  zu  machen  bestrebt  war,  so  zeigte 
sich  doch  bald,  daß  er  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Agrarpolitik  am  wenigsten 
vermochte.  Der  Bauer  war  nach  den  Bauernkriegen  unfreier  denn  zuvor,  das 
platte  Land  stand  unter  der  Macht  des  Landadels,  die  vorläufig  nicht  zu 
beseitigen  war.  Die  geringere  Gunst  und  Unterstützung,  die  die  Landwirtschaft 
von  seiten  des  Merkantilstaates  erfuhr,  war  zudem  eine  natürliche  Konsequenz, 
die  sich  aus  dessen  bevölkerungs-  und  finanzpolitischen  Bestrebungen  heraus 
ergab.  Die  Landwirtschaft  und  mit  ihr  der  Waidbauer  hatten  vorläufig  keinen 
Schutz  und  keine  Förderung  von  ihm  zu  erwarten.  Dagegen  lag  es  vollkommen 
im  Sinne  der  inerkantilistischen  Gewerbe-  und  Handelspolitik,  die  Einfuhr  von 
Indigo,  «für  den  doch  nur  Geld  nach  dem  Ausland  gehe«1,  zu  verbieten  und 
ihn,  soweit  es  die  Verhältnisse  gestatteten,  im  eigenen  Lande  zu  erzeugen. 
Die  Indigoeinfuhrverbote  sind  auch,  wie  wir  wissen,  erlassen  worden;  sie  be- 
deuten aber  nur  eine  halbe  Maßregel,  insofern  ihnen  das  Gegenstück,  die 
Unterstützung  und  Förderung  der  Waidbauern,  aus  den  oben  genannten  Gründen 
fehlte.  Andererseits  hat  die  merkantilistische  Gewerbepolitik,  insbesondere  die 
Einführung  fremder  Industrien  und  Technik  durch  Heranziehung  ausländischer, 
geschickterer  Arbeiter  dem  Einfuhrverbot  gegen  den  Indigo  entgegengewirkt. 
Unter  Colbert  waren  es  die  Holländer,  unter  dem  Großen  Kurfürsten  die 
Hugenotten,  die  aus  ihrer  Heimat  die  Indigofärberei  mitbrachten  und  nicht 
unerheblich  zu  deren  Verbreitung  beigetragen  haben2.  Die  Wirtschaftspolitik 
der  Merkantilisten  war  somit  wenig  geeignet,  der  hartbedrängten  Waidkultur 
aufzuhelfen,  dies  entsprach  auch  keineswegs  ihrem  Charakter,  da  ihr  der  wirt- 
schaftliche Gewinn  des  Einzelnen  sekundär  war  gegenüber  dem  politischen 
Gesamtzweck  des  Staates. 

Betrachten  wir  den  speziellen  Verlauf  in  den  einzelnen  Ländern. 

Deutschland  trat  aus  dem  Mittelalter  als  ein  politisch,  wirtschaftlich  und 
kulturell  leitender  Staat.     Der   Glanz   der  deutschen  Städte,   mit  dein  der 
Waidbau  aufs  engste  verknüpft  war,  war  bezeichnend  für  jene  Zeit.    Allein  an 
den  epochemachenden  Erfindungen  und  Entdeckungen  der  Reformationszeit 
sollte  es  nur  einen  sehr  bescheidenen  Anteil  haben.    Karl  V.  war  nicht  der 
Mann,  der  die  deutsche  Monarchie  zusammenzuhalten  und  zu  einer  national- 
geschlossenen  Einheit  zusammenzuschweißen  vermochte.    In  den  Städten  ver- 
knöcherte das  Bürgertum,  auf  dem  Lande  geriet  der  Bauer  in  immer  tiefere 
Unfreiheit.    Die  Zentralgcwalt  verschwand.    Die  Städte  und  der  auf  ihnen 
beruhende  Handel  verfielen  und  zogen  den  Verfall  des  Waidbaus  nach  sich. 
Deutschland  löste  sich  auf  in   zahllose  kleine  und  kleinste  Territorien,  von 
denen  jedes  einzelne  eine  ungeheuere  Erschwerung  des  Handels  und  Verkehrs 
bedeutete.    Die  merkantilistische  Lehre  fand  Eingang  in  Deutschland  und  wurde 
von  Hunderten  von  kleinen  Territorien  betrieben,  ohne  Rücksicht  darauf,  daß 
die  Beschränktheit  des  Gebietes  eine  regelrechte  Durchführung  derselben  gar 
nicht  gestattete.    Jeder  Monarch  betrachtete  sein  Nachbarland  als  Zollausland. 


»  McCulloch  a.  a.  ü.  S.  3. 
»  Schrtbtr  a.  a.  O.  S.  123. 
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An  die  Stelle  der  Handelspolitik  der  mittelalterlichen  Städte  trat  die  kleinliche 
Handelspolitik  dieser  Territorialfürsten,  die  eine  Verwirklichung  merkantilistischer 
Grundsätze  sein  sollte.  Unter  diesen  Umständen  mußten  der  Waidhandel  und 
Waidbau  immer  mehr  zurückgehen.  Dann  kam  der  30jährige  Krieg,  der  ihm 
vollends  den  Todesstoß  gab  und  Deutschland  durch  die  kolossale  Verwüstung 
und  Entvölkerung  des  Landes  wirtschaftlich  und  politisch  zugrunde  richtete. 
Vor  1616  soll  noch  in  mehr  als  300  thüringischen  Dörfern  Waid  gebaut 
worden  sein.  1629  waren  es  nur  noch  30.  Schreber  berichtet1,  daß  man  nach  dem 
Kriege,  wo  der  Waid  stärker  als  zuvor  angebaut  worden  ist,  ihn  nicht  mehr 
an  den  Mann  bringen  konnte  und  ihn  so  billig  hergeben  mußte,  daß  ein  Kübel, 
der  zuvor  etliche  20  Taler  gegolten  hat  für  16,  14,  12  ja  10  Taler  verkauft 
worden  ist.  Der  Waidhflndler,  der  zuvor  dem  Bauer  für  einen  Schock  Bälle 
5  bis  6  Groschen  gezahlt  hat.  wollte  nunmehr  auch  nicht  mehr  als  2  bis 
3  Groschen  zahlen,  weshalb  der  Waidbau  an  den  allermeisten  Orten  ein- 
gestellt wurde. 

Deutschland  gab  sich  nach  dem  Westfälischen  Frieden  einem  Stilleben 
hin.  Nur  im  Osten  begegnen  wir  den  ersten  Anfängen  eines  geordneten 
Staatswesens,  das  sich  aber  mangels  aller  dazu  erforderlichen  Mittel  nur  langsam 
und  beschwerlich  entwickelt. 

Auf  den  größeren  Territorien  Ostdeutschlands,  insbesondere  Brandenburg, 
entsteht  allmählich  der  Staat,  dem  es  auch  gleichzeitig  gelingt,  die  Macht  des 
Adels  auf  dem  platten  Lande  zurückzudrängen. 

Sein  Interesse  gilt  auch  dem  Waidbau.  So  befahl  Friedrich  Wilhelm  I., 
in  der  Gegend  von  Magdeburg  und  Halle  Waid  anzubauen2.  Auf  den  städti- 
schen Kämmereigütern  Schlesiens  mußten  sich  die  Pächter  verpflichten,  jährlich 
ein  bestimmtes  Quantum  Waid  auszusäen  3.  Aber  diese  Förderung,  die  der 
Waidbau  nunmehr  in  einzelnen  Gegenden  erfuhr,  kam  zu  spät.  Die  Waid- 
kultur erwies  sich  nicht  mehr  als  lebensfähig.  Trotz  aller  Verbote  hatte  der  Indigo, 
zum  nicht  geringen  Teil  auch  durch  die  bereits  erwähnte  Einwanderung  nieder- 
ländischer und  französischer  Färber  nach  dem  niederländisch-spanischen  Krieg, 
bezw.  nach  der  Aufhebung  des  Ediktes  von  Nantes,  derart  an  Boden  gewonnen, 
daß  seine  Fernhaltung  unratsam  erscheinen  mußte.  Als  Folge  der  strengen 
Verbote  gegen  den  Indigo  machte  sich  bemerkbar,  daß  die  Indigofärberei  von 
jenen  Ländern  zum  nicht  geringen  Schaden  ihres  Textilgewerbes  ferngehalten 
worden  war.  In  dieser  Hinsicht  ist  der  Verlauf  in  England  bemerkenswert. 
Noch  zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  schickten  die  englischen  Weber  ihre 
Waren  nach  Holland,  um  sie  daselbst  färben  zu  lassen.  Als  im  Jahre  1608 
die  Indigofärberei  in  England  erlernt  und  als  ausschließliches  königl.  Privilegium 
einem  Färber  zugestanden  wurde,  gerieten  viele  Weber,  die  nicht  mehr  ihre 
Waren  in  Holland  färben  lassen  durften,  in  größte  Notlage.  Daher  wurde 
dieses  Privilegium  wieder  beseitigt  und  die  englischen  Textilwaren  konnten  von 
neuem  in  Holland  gefärbt  werden.  Die  Verwendung  des  Indigo  blieb  aber 
in  England  verboten.     Allein  Karl  II.  hob  dieses  Verbot  1660  auf,  ließ  bel- 


'  Schreber  a.  a.  O.  S.  135. 

'  Schreber  a.  a.  O.  S.  21. 

J  B.  L.  Beckmann,  Historische  Beschreibung  der  Chur  und  Mark  Brandenburg.  Berlin 
1751.  I.  Teil,  S.  678. 
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gische  Färber  nach  England  kommen  »to  teach  the  English  the  art  of  using 
indigo  as  a  mesure  to  protect  the  greater  interest  of  the  British 
manufacturing  industries«1. 

Karl  II.  hatte  also  sehr  richtig  und  frühzeitig  den  Zusammenhang  zwischen 
Textilindustrie  und  Färberei  erkannt.  Auch  für  die  Gegenwart  besitzt  dieser 
Akt  Karls  II.  Interesse,  insofern  man  im  Ausland  sehr  häufig  den  Ruf  nach 
Schutzzöllen  gegenüber  der  deutschen  Teerfarbenindustrie  ertönen  hört.  Eine 
solche  Maßregel  ist  äußerst  zweischneidig  und  pflegt  sich  gewöhnlich  auf  Kosten 
der  eigenen  Textilindustrie  zu  vollziehen. 

Anders  war  die  Entwicklung  in  Frankreich.  Frankreich  war  im  Gegensatz  zu 
Deutschland  frühzeitig  ein  geschlossener  Nationalstaat  geworden.  Auch  hier  hatte 
die  Politik  des  Merkantilismus  die  Waidbauern  in  eine  schlimme  Lage  gebracht. 
Einmal  wendete  sich  alles  Kapital  dem  Gewerbe  und  Handel  zu,  andererseits  war 
Frankreich  zu  Beginn  des  1 7.  Jahrhunderts  eine  Kolonialmacht  geworden.  Es  erwarb 
Besitzungen  in  Nord-  und  Mittelamerika,  die  sich  zum  Teil  vorzüglich  für  den 
Indigobau  eigneten.  Durch  das  von  Spanien  adoptierte  Kolonialsystem  waren 
die  französischen  Kolonisten  gezwungen,  sich  auf  die  Erzeugung  von  Boden- 
produkten zu  verlegen.  In  den  amerikanischen  Besitzungen,  die  vollkommenes 
Neuland  waren,  mußte  erst  eine  Kultur  geschaffen  werden,  die  sich  in  der 
Weise  vollzog,  daß  man  tropische  Produkte  des  Ostens  nach  Amerika  verpflanzte. 
Auf  diese  Weise  waren  unter  anderem  auch  Indigokulturen  in  Westindien  und 
Zentralamerika  mit  gutem  Erfolge  versucht  worden2.  Damit  aber  teilte  sich 
Frankreichs  Interesse  zwischen  dem  Wohl  seiner  Waidbauem  und  dem  seiner 
Kolonisten.  »Beide  sind  Untertanen  des  Königs  und  bedürfen  der  Fürsorge«. 
Dieser  Widerstreit  der  Interessen  wurde  in  letzter  Linie  nicht  entschieden  durch 
das  Eingreifen  des  Staates  zugunsten  der  einen  oder  anderen  Partei,  sondern 
durch  weltwirtschaftliche  Ereignisse.  Die  spanische  Vorherrschaft  Europas  wurde 
im  17.  Jahrhundert  abgelöst  durch  die  französische.  Die  Hegemonie  Frank- 
reichs führte  aber  zu  einer  Allianz  der  andern  Mächte  und  damit  eröffnete 
sich  die  Reihe  der  endlosen  Kriege,  durch  die  das  Land  und  insbesondere  die 
Landwirtschaft  bis  ins  Mark  erschöpft  wurde.  Damit  war  auch  über  den  fran- 
zösischen Waidbau  das  Urteil  gesprochen. 

Hier  wie  dort  haben  wirtschaftliche  und  politische  Gründe  gleichermaßen 
dem  Indigo  zu  seinem  Siegeszug  verholfen,  zu  dem  er  vermöge  seiner  quali- 
tativen Überlegenheit  prädestiniert  war.  Allmählich  fielen  auch  die  letzten 
Hindernisse  des  Verkehrs,  die  seiner  Verbreitung  auf  dem  europäischen  Kon- 
tinent entgegengestanden  hatten.  An  die  Stelle  des  zu  vollständiger  Bedeu- 
tungslosigkeit herabsinkenden  Waids  trat  der  Indigo,  der  für  etwa  150  Jahre 
zu  einem  unersetzlichen  Farbmittel  für  die  Färberei  und  einem  vielbegehrten, 
wichtigen  Handelsartikel  wurde.  Seine  Entwicklungsgeschichte  hatte  aber  damit 
noch  keineswegs  ihren  Abschluß  gefunden. 

Das  westliche  und  südliche  Indien,  das  wir  als  das  älteste  Kulturland 
für  Indigo  und  den  Hauptsitz  der  Indigoindustrie  anzusprechen  haben,  verlor 


«  (j.  Watt  a.  a.  O.  S.  392. 

2  Vgl.  Dictionnaire  univcrscl  theorelique  et  pratique  du  commerce  a.  a.  0.  S.  166. 
Die  Franzosen  hatten  Indigokulluren  auf  Haiti,  die  Spanier  in  Guatemala,  die  Engländer 

in  Karnlina  und  Jamaika. 
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sehr  bald  seine  beherrschende  Stellung.  Die  Unentbehrlichkeit  des  Indigor 
sowie  der  hohe  Preis,  der  für  ihn  bezahlt  werden  mußte,  wurden  in  seinem 
Heimatslande  zum  Anreiz  grober  Verfälschungen,  während  sie  andererseits 
spanische,  französische  und  englische  Kolonisten  veranlaßte,  den  Indigobau  in 
den  amerikanischen  Kolonien  einzuführen.  Europäische  Geschicklichkeit  und 
Kapital,  sagt  Watt,  brachten  die  Unternehmungen  daselbst  bald  auf  einen  Stand, 
daß  der  indische  Handel  beinahe  vernichtet  worden  wäre1.  Die  Indigokultur 
wanderte  aus  nach  Zentralamerika,  wo  ihr  eine  neue  Heimat  erblühte2.  Domingo 
lieferte  1770  schon  2  Millionen  Pfund  Indigo3. 

Den  Verschiebungen  in  den  Produktionsverhältnissen  entsprachen  auf  der 
anderen  Seite  Änderung  im  Indigohandel.  England,  das  schon  seit  Cromwells 
Zeiten  als  Endziel  seiner  Politik  die  Vernichtung  des  Zwischenhandels  der 
Generalstaaten,  und  damit  des  holländischen  Handels  überhaupt  anstrebte,  gelang  es 
im  Laufe  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  mittels  der  Navigationsakte,  Hollands 
Seemacht  zu  brechen  und  seine  eigne  Handels-  und  Kriegsflotte  derart  zu 
entfalten,  daß  es  sich  zum  internationalen  Warenvermittler  der  europäischen 
Länder  emporschwang. 

Der  größte  Teil  des  Indigohandels  Zentralamerikas  vollzog  sich  nunmehr 
auf  dem  Wege  über  England,  und  auch  in  Indien  hatte  es  seit  der  Gründung 
der  East  India  Company  4  festen  Fuß  gefaßt.  In  der  Zeit  von  1664  bis  1694 
soll  diese  Kompanie  1  241  967  Pfund  Indigo  von  Surat  und  Bombay  impor- 
tiert habend.  Die  Unabhängigkeitserklärung  der  »Vereinigten  Kolonien  *  in 
Amerika  brachte  England  einen  schweren  Schlag.  Es  verlor  dadurch  den 
größten  Teil  seiner  amerikanischen  Besitzungen  und  damit  auch  seine  Indigo- 
kulturen in  Karolina  usw.;  seine  Färberei  und  Textilindustrie  stand  vor  der 
Gefahr,  in  die  Abhängigkeit  des  Auslandes  zu  geraten.  Hier  war  es  das 
Verdienst  der  East  India  Company,  die  Indigokultur  wieder  nach  ihrem  Ur- 
sprungsland zurückgeführt  und  die  englische  Färberei  von  der  drohenden 
Abhängigkeit  befreit  zu  haben. 

Die  Kompanie  hatte  sich  anfangs,  ebenso  wie  zuvor  die  Portugiesen 
und  Holländer,  nur  auf  den  Handel  mit  Indien  beschränkt,  indem  sie  durch 
geschickte  Agenten  die  Rohprodukte  des  Landes  ankaufen  ließ  und  einige 

'  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  393. 
*  Vgl.  Anmerkung  2  S.  16. 

3  Vgl.  Ed.  Bancroft  a.  a.  O.  I  S.  252  und  J.  R.  McCulloch  a.  a.  O.  S.  3  »die  euro- 
päischen Handelsplätze-  wurden  in  jener  Zeit  (zirka  1730—1790)  von  Amerika  versorgt«. 

4  In  1559,  the  Dutch,  who  had  now  firmly  established  their  traidc  in  the  East,  raised 
the  price  of  pepper"  against  us  from  3  s.  per  Ib.  to  6  s.  and  8  s.  The  merchants  of  London 
held  a  mecting  on  the  22.  Sept.  at  Tunder's  Hall,  with  the  Lord  Mayor  in  the  chair,  and 
agreed  to  form  an  Association  for  the  purpose*  of  trading  directly  with  India.  Queen  Elisabeth 
also  sent  Sir  John  Mildenhall  by  Constantinople  to  the  Great  Mughal  to  apply  for  privileges 
for  an  English  Company.  On  the  31.  Dez.  1600.  the  English  East  India  Company  was  in- 
corporated  by  Royal  Charter,  under  the  title  of  "The  Gnvcrnor  and  Company  of  Merchants 
of  London  trading  to  the  East  Indics".  The  orignal  Company  had  only  125  shareholders, 
and  a  cnpital  of  £  70000,  which  was  urised  to  £  400000  in  16 12.  13.  when  voyages  were  first 
undertaken  on  the  joint-stock  aecount.  (Sir  \V.  W.  Hunter:  The  Indian  Empire  its  Peoplcs  .  .  . 
London  1892  S.  427.) 

5  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  392. 
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Hafenplätze  befestigte.  Eine  Kolonie  im  eigentlichen  Sinn  war  Indien  nicht. 
Ackerbau  und  Gewerbe  waren  in  den  Händen  der  Eingeborenen,  und  damit  hatte 
die  Kompanie  auch  keinerlei  Einfluß  auf  die  indische  Indigoproduktion,  die, 
wie  wir  oben  gesehen  haben,  gegen  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  in  starkem 
Verfall  begriffen  war.  Infolgedessen  zog  die  Kompanie,  nach  der  Besitzergreifung 
von  Bengalen  im  Jahr  1765,  europäische  Indigopflanzer  von  Westindien  an 
sich  und  siedelte  sie  in  auserwählten  Distrikten  Bengalens  an1.  Der  Indigo- 
bau mußte  also  zum  zweiten  Male  seine  Heimat  wechseln.  Im  westlichen  Teil 
von  Indien  geriet  er  allmählich  ganz  in  Verfall,  und  auch  in  Zentralamerika 
hat  er  in  späterer  Zeit  teilweise  anderen  Kulturen,  die  sich  daselbst  als  lohnen- 
der erwiesen,  Platz  gemacht2. 

Zur  Förderung  des  Indigohandels  erlaubte  die  Kompanie  ihren  Offizieren  3, 
in  diesem  Artikel  Handel  zu  treiben,  veq>achtete  Land  zu  billigen  Preisen  an 
Indigopflanzer  und  verpflichtete  sich,  deren  Produkt  zu  bestimmten  Preisen 
abzunehmen 4.  Insbesondere  unterstützte  sie  die  Pflanzer  mit  Vorschüssen,  die 
für  die  Zeit  von  1786  bis  1804  auf  etwa  1  Million  £  veranschlagt  worden 
sind  5.  Die  Verluste,  die  sich  anfangs  für  die  Kompanie  aus  dem  Indigo- 
handel ergaben6,  waren  ein  mächtiger  Ansporn,  die  Manufaktur  derart  zu  ver- 
bessern und  zu  vervollkommnen,  daß  zu  Beginn  des  ig.  Jahrhunderts  der 
bengalische  Indigo  dem  spanischen  und  französischen  an  Güte  weit  überlegen 
war  und  den  ersten  Platz  auf  dem  Weltmarkt  einnahm.  Nach  Bancroft  betrug 
die  Einfuhr  und  der  Verkauf  von  Indigo  durch  das  ostindische  Haus  1792 
581  827  Pfund,  während  die  Einfuhr  aus  anderen  Weltteilen  sich  auf  1  285927 
Pfund  belief;  seitdem  hat  aber  letztere  Einfuhr  allmählich  abgenommen,  wäh- 
rend die  Einfuhr  aus  Ostindien  und  der  Verkauf  des  ostindischen  Hauses  1 807 
auf  5  153  966  Pfund  stieg  im  Werte  von  1  863  091  jC  7.  Dank  den  energischen 
Bemühungen  der  Kompanie  waren  für  England  die  Vorteile  des  Indigohandels 
und  die  Unabhängigkeit  seiner  Textilindustrie  aufs  neue  gesichert.  Die  1784 
durch  die  Ostindiabill  einem  Staatssekretär  unterstellte  ostindische  Kompanie 
wurde  1858  aufgehoben  und  damit  England  in  Indien  ein  reicher  Ersatz  für 
seine  verlorenen  Besitzungen  auf  der  westlichen  Halbkugel  geschaffen. 

Bengalen  war  der  Ausgangspunkt  der  wieder  neu  ins  Leben  gerufenen 
Indigokultur  Ostindiens.  Von  hier  aus  verbreitete  sie  sich  allmählich  über  die 
nordwestlich  gelegenen  Provinzen  und  Madras.  Sir  W.  W.  Hunter  erwähnt  in 
seinem  1892  erschienenen  Buche8  als  wichtigste  Indigodistrikte:  Nadiya,  Jessor, 
Murshidabad,  Maldah  und  Midnapur  in  Bengal  proper,  ferner  Behar,  die  North- 
Westcrn  Provinces,  die  Distrikte  von  Multan,  Muzaffargarh  und  Dera  Ghazi 

«  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  393. 

1  Gleichwohl  haben  die  zentralamerikanischen  Republiken  Guatemala,  Honduras,  Nica- 
ragua und  San  Salvator  bis  in  die  neueste  Zeit  nicht  unbedeutende  Mengen  Indigo  produziert. 

3  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  395.  Viele  Offiziere  der  Kompanie  verzichteten  später  auf  den 
Kompaniedienst,  um  IndigopfLmzer  zu  werden. 

4  Vgl.  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  393. 

5  Vgl.  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  395. 

«>  Die  Kompanie  arbeitete  anfangs  mit  einem  Verlust  von  ca.  27  %.  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  393. 

7  Ed.  Bancroft  a.  a.  O.  I  S.  332. 

8  Sir  W.  W.  Hunter:  The  Indian  Empire  its  Peoples,  History  and  Products  .  .  . 
London  1892,  III.  Auflage,  S.  590  ff. 
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Khan  im  Punjab,  der  Nordosten  der  Präsidentschaft  Madras  entlang  der  Küste 
von  Kistna  bis  South  Arcot  und  landeinwärts  bis  Karnul  und  Cuddapah. 
Außerdem  wird  Indigo  noch  in  Upper  Burma,  den  Central- Pro vinces  Ajmere 
Merwara,  Bombay  und  Sind,  allerdings  in  sehr  viel  bescheidenerem  Matte  gebaut. 

Die  Kultur  wird  in  den  einzelnen  Provinzen  in  verschiedener  Weise  aus- 
geführt. Ein  Blick  auf  die  Karte  Indiens  würde  dies  schon  allein  erklärlich 
finden  lassen.  What  is  India?  frägt  Sir  John  Strachey  und  gibt  darauf  als 
Antwort:  India  is  a  name  which  we  give  to  a  great  region  includiug  a  multi- 
tude  of  different  countries  ....  India  is  not  a  country,  but  a  continent1. 
Dieses  dreihundert  Millionenreich  würde  sich  an  Europa  gemessen  vom  äußersten 
Spanien  bis  zu  den  Grenzpfählen  Rußlands  erstrecken.  Wie  hier  Verschieden- 
heiten in  geologischer,  physikalischer,  meteorologischer  und  klimatischer  Beziehung 
zwischen  dem  hohen  Norden  von  Skandinavien  und  dem  Süden  Italiens 
zwischen  Ost  und  West  bestehen,  so  weist  auch  der  indische  Kontinent  seine 
Gegensätze  auf.  Allein  diese  sind  unter  dem  Einfluß  der  heißen  Zone  weit 
größer  und  gewaltiger,  als  wir  sie  im  Bereich  der  gemäßigten  Zone  kennen. 
Sir  John  Strachey  sagt,  es  sei  kaum  möglich,  sich  größere  Gegensätze  vorzu- 
stellen, als  diejenigen,  die  in  den  Witterungsverhältnissen  der  einzelnen  Teile 
Indiens  bestehen.  Selbst  Gebiete,  die  unter  demselben  Breitegrad  liegen,  wie 
die  Indo-Gangeticplain  und  Sind  im  Westen  und  Bengal  im  Osten,  sind  grund- 
verschieden. Hier  eine  regenlose,  ohne  künstliche  Bewässerung  unbewohn- 
bare Wüste,  dort  heftige  Regenfälle  und  üppige  Vegetation2.  »The  deltaie 
swamps  of  Bengal  and  Burma,  the  dry  uplands  of  the  Karnatik,  the  black- 
soil  plains  of  Decean  the  strong  clays  of  the  Punjab,  the  desert  sand  of  Sind 
or  Rajputana  require  their  separate  modes  of  cultivation3.  Im  südlichen  Indien 
ist  die  Temperatur  durchschnittlich  höher,  schwankt  aber  weniger  als  in  den 
United  Provinces  und  Punjab,  wo  in  den  Sommermonaten  eine  glühende  Hitze 
alles  Leben  zu  vernichten  droht.  Sie  führt  zu  der  für  Indien  charakteristischen 
Erscheinung  der  Monsume,  die  ihrerseits  wieder  für  das  Wohl  und  Wehe  der 
landwirtschaftlichen  Produzenten  entscheidend  sind. 

Hierzu  kommt  noch  die  Verschiedenheit  der  Rassen.  Hindus,  Moham- 
medaner und  Europäer  stellen  die  Haupttypen  der  indischen  Bevölkerung 
dar.  Ihre  Rasseeigentümlichkeiten  und  Fähigkeiten  sind  selbstredend  von 
bestimmendem  Einfluß  auf  ihr  wirtschaftliches  Leben. 

Vergegenwärtigen  wir  uns,  daß  allein  die  vier  Hauptindigoprovinzen, 
Bengal,  die  Nordwestprovinzen,  Punjab  und  Madras,  in  ihrer  Gesamtheit  die 
Hälfte  des  indischen  Kontinentes  darstellen,  so  ist  gemäß  dieser  weitläufigen 
Verzweigung  der  Indigokultur  ihre  Verschiedenheit  als  ein  Ausfluß  des  Unter- 
schiedes in  den  lokalen  Verhältnissen  aufzufassen. 

So  verstanden,  läßt  sich  der  Anbau  der  Pflanze  allgemein  dahin 
beschreiben,  daß  nach  der  letzten  Ernte  im  Oktober  die  Bestellung  der 
Felder  beginnt 4.  Die  alten  Wurzeln  werden  ausgegraben,  der  Boden  vor 
dem  Eintreten  der  Regenzeit   mehrmals  gepflügt  und  geeggt,   und  nimmt 

«  Sir  John  Strachey:  India,  Its  Administration  and  Progress,  London  1903,  S.  2  u.  3. 
*  Sir  John  Strachey  a.  a.  O.  S.  24. 

3  Sir  W.  W.  Hunter  a.  a.  O.  S.  576. 

4  Vgl.  W.  G.  F.  E.  James  a.  a.  O.  S.  106  und  Georgievics:  Der  Indigo  vom  praktischen 
und  theoretischen  Standpunkt,  Leipzig  und  Wien  1892,  S.  10;  ferner  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  399  ff. 

2* 
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derart  vorbereitet  im  Februar,  eventuell  auch  erst  in  den  folgenden 
Monaten,  die  Saat  auf.  In  Indien  wird  von  den  ca.  250  verschiedenen 
Indigoferaarten,  die  es  gibt,  hauptsächlich  Isatis  tinctoria  angebaut.  Für 
ein  Hektar  Land  braucht  man  ca.  14  kg  Samen,  dessen  Gewinnung  eine 
besondere  Industrie  von  North  Bhangulpore  ist1.  Nach  ca.  3  Monaten  beginnt 
die  Blüte,  ein  Zeichen,  daß  die  Pflanze  ihren  Höchstgehalt  an  Farbstoff  erreicht 
hat  und  reif  für  die  Ernte  ist.  Die  Pflanzen  werden  direkt  über  dem  Erd- 
boden abgeschnitten  und  liefern  in  bevorzugten  Gegenden  im  September  noch 
einen  zweiten  Schnitt  Der  erste  Schnitt  ist  der  beste,  während  der  Farbstoff- 
gehalt des  zweiten  wesentlich  geringer  ist.  Daher  ist  es  auch  nicht  ratsam, 
länger  als  zweimal  von  einer  Pflanze  zu  ernten.  Die  abgeschnittenen  Pflanzen- 
teile werden  in  Bündel  gepackt  und  so  rasch  wie  möglich  nach  der  Faktorei 
gebracht. 

Wie  jede  landwirtschaftliche  Produktion  in  ihrem  Erfolg  von  Wechsel- 
fällen der  Witterung  und  des  Klimas  beeinflußt  wird,  so  ist  auch  die  Indigo- 
kultur in  hohem  Maße  von  diesen  Faktoren  abhängig,  daneben  aber  auch 
noch  speziellen  Gefahren  ausgesetzt,  so  daß  sie  ein  großes  Risiko  für  den 
Landwirt  in  sich  schließt.  Diese  speziellen  Gefahren2  bestehen  hauptsächlich 
in  unzeitigen  Überschwemmungen,  in  dem  Auftreten  von  gewissen  Krank- 
heiten, durch  die  die  Pflanze  ihre  Blatter  verliert,  oder  in  dem  Erscheinen 
einer  Raupenart,  die  oft  über  Nacht  ganze  Felder  abfrißt  und  eine  blühende 
Ernte  vollständig  vernichtet.  In  dieser  Hinsicht  zeigt  die  Indigokultur  große 
Ähnlichkeit  mit  unserem  Weinbau  und  ist  zu  den  sogenannten  unsicheren 
Kulturen  zu  rechnen.  Sie  ist  allerdings  vor  diesem  insofern  begünstigt,  als 
durch  den  Monopolcharakter  des  Indigo  der  Ernteausfall  schlechter  Jahre 
in  den  höheren  Preisen  teilweise  einen  Ausgleich  findet. 

In  Bengalen  (Lower  Bengal  und  Behar),  wo  auch  heute  noch  der 
beste  Indigo  erzeugt  wird,  befindet  sich  die  Kultur  in  den  Händen  von  Eng- 
ländern, die  selbst  oder  deren  Väter  als  höhere  Regierungsbeamte  in  indischen 
Diensten  tätig  gewesen  sind.  Sie  leben  zum  Teil  in  England  und  Schottland 
und  lassen  ihre  Faktoreien  durch  Managers  betreiben.  A  common  practice, 
heißt  es  bei  Sir  W.  W.  Hunter,  is  for  the  planter  to  obtain  from  the  zamindar 
or  landlord  a  lease  of  the  whole  village  area  for  a  term  of  years;  and  then 
to  require  the  rayats  or  cultivators  to  grow  indigo  on  a  certain  portion  of 
their  farms  every  year  under  a  System  of  advances3. 

In  den  Nordwestprovinzen  (Benares,  Doab,  Oudh)  wird  die  Kultur  und 
die  Herstellung  des  Farbstoffes  zu  einem  beträchtlichen  Teil,  in  Punjab  und 
Madras  ausschließlich  durch  Eingeborene  betrieben,  über  die  sich  Huine* 
folgendermaßen  ausspricht:  ihr  größter  Fehler  ist  ihr  hartnäckiges  Festhalten 
an  ihren  veralteten  Gewohnheiten  —  wie  ihre  Väter  taten,  so  tun  auch  sie  — ; 
sie  haben  so  lange  einen  unbezwingbaren  Widerwillen  gegen  irgend  ein  neues 


'  G.  von  Gcorgievies:  Der  Indigo  vom  praktischen  und  theoretischen  Standpunkt,  a.  a.  U. 
S.  10;  Allgemeine  Enzyklopädie  der  Wissenschaften  und  Künste,  2.  Sekt.,  17.  Teil, 
Leipzig  1840,  S.  389;  A.  G.  F.  E.  James  a.  a.  O.  S.  112. 

*  G.  Watt  a.  a.  O.  417  u.  418. 

3  Sir  W.  W.  Hunter  a.  a.  O.  S.  591. 

■i  A.  G.  F.  E.  James  a.  a.  O.  S.  3. 
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System,  bis  sie  sehen,  daß  es  wirklich  und  tatsächlich  gut  ist  Im  allgemeinen 
sind  sie  intelligent.  Namentlich  verstehen  sie  sich  vorzüglich  auf  die  Land- 
wirtschaft, kennen  ganz  genau  die  Beschaffenheit  des  Bodens,  die  beste  Zeit 
für  die  Saat  und  Ernte  usw.  Die  Technik,  die  sie  betreiben,  ist  aber  noch 
eine  ziemlich  primitive. 

Den  Umfang  der  Indigokulturen  bis  Mitte  der  90er  Jahre  veranschau- 
licht folgende  Tabelle1. 

Es  wurden  mit  Indigo  bepflanzt: 


18Q0/91   1  215000  acres. 

1891/92   1  155  808  » 

1892/93   1  323  612  » 

1893/94    1  535  643  * 

1894/95   I  705  977  * 

1895/96   1  569  869  » 

1896/97   1583808  > 


Hieraus  ergibt  sich,  daß  durchschnittlich  1  441  388  acres  pro  Jahr  mit 
Indigo  bebaut  worden  sind.  Auch  zeigt  die  Tabelle  eine  stetige  Zunahme  der 
Anbaufläche,  die  im  Jahre  1894/95  ihren  höchsten  Punkt  erreichte.  Von  der 
gesamten  Anbaufläche  entfielen  1896/97 

552  500  acres  =  nahezu  t/i  auf  Bengalen 

413724     »    =       »      l/4    »   die  Nordwestprovinzen 

454  748     »    =       »      V*    *  Madras 

123  753     *    =       »      Vi»   »  Punjab* 

also  ca.  "/u  auf  die  genannten  vier  Provinzen  und  nur  ■/„  auf  Oudh,  Ober- 
Burma,  die  Zentralprovinzen,  Ajmere-Merwara,  Bombay  und  Sind.  Von  der 
gesamten,  in  diesem  Jahre  landwirtschaftlich  benützten  Bodenfläche  Indiens 
entfallt  der  126.  Teil  auf  den  Anbau  mit  Indigo.  Ein  Vergleich  mit  anderen 
indischen  Kulturen,  die  hauptsächlich  unter  Leitung  von  Europäern  und  mit 
Hilfe  von  europäischem  Kapital  groß  geworden  sind,  ergibt,  daß  die  Indigo- 
kulturen weitaus  den  größten  Umfang  haben.    Es  entfielen  1896/97 

auf  Kaffeekulturen    .    .    .      147  158  acres 
»    Teekulturen       .    .    .      423  932     »   (ohne  Ceylon) 
»    Indigokulturen    ...    1  583  808  > 

Die  Gewinnung  des  Farbstoffes  zeigt  eine  gewisse  Analogie  mit  der  Ge- 
winnung des  Rübenzuckers.  Sie  erfolgt  in  besonderen  Fabriken,  den  Faktoreien. 
Daselbst  werden  die  frisch  geernteten  Pflanzen  in  Bassins  (sog.  Einweichkufen) 
von  viereckiger  Form  —  bei  größeren  Faktoreien  befinden  sich  10 — 12  dicht 
nebeneinander  —  mit  Wasser  eingeweicht.  Die  Pflanzen  fangen  bald  zu  gären 
an,  wobei  die  farblose  Grundsubstanz  des  Indigo  aus  der  Pflanze  extrahiert 
wird.  Die  Extraktionsflüssigkeit  der  einzelnen  Bassins  läßt  man  nach 
bestimmter  Zeit,  die  sich  nach  der  Wärme  des  verwendeten  Wassers  und 


1  Vgl.  Statistical  Abstract  relaling  to  British  India,  Nr.  35,  London  1901,  S.  175. 
*  Vgl.  Statistical  Abstract  a.  a.  O.   Nr.  32  S.  14t. 
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nach  der  Reife  der  Pflanzen  richtet,  und  für  eine  erfolgreiche  Produktion 
genau  beobachtet  werden  muß,  in  eine  tieferliegende  Schlagkufe  abfließen,  die 
in  ihrem  Rauminhalt  der  Größe  der  vorhandenen  Einweichkufen  entspricht. 
In  dieser  Schlagkufe  findet  erst  die  Abscheidung  des  blauen  Farbstoffes  statt. 
Die  Flüssigkeit  wird  so  lange  gepeitscht  oder  bei  besser  eingerichteten  Faktoreien 
durch  Schaufelrüder  in  Bewegung  gesetzt,  bis  sich  infolge  der  oxydierenden 
Einwirkung  des  Luft-Sauerstoffs  der  Indigo  in  kleinen  blauen  Partikelchen  ab- 
geschieden hat.  Nach  dem  Absetzen  läßt  man  die  überstehende  Flüssigkeit 
ablaufen  und  unterwirft  den  Niederschlag  einem  Reinigungsverfahren.  Schließ- 
lich wird  er  durch  Pressen  von  dem  anhaftenden  Wasser  befreit  und  die 
Preßkuchen  in  kleine  flache  Stücke,  sogenannte  Cakes,  geschnitten  und  ge- 
trocknet.    Diese  Cakes  bilden  die  Handelsware. 

Nach  Georgievics  liefern  100  kg  trockener  Pflanzen  ilJ2 — 2  kg  Indigo1. 
Mac  Culloch2  hat  den  Wert  einer  Faktorei  mit  10  Paar  Kufen,  die  zirka 
12500  Pfd.  Indigo  liefert,  die  an  Ort  und  Stelle  2500  C  wert  ist,  anf  zirka 
1 500  £  angegeben  und  sagt,  daß  die  Gebäude  und  Maschinen,  um  einen 
ebenso  großen  Wert  Zucker  oder  Rum  zu  erzeugen,  wenigstens  4000^"  kosten. 
Er  erblickt  darin  den  Grund,  weshalb  sich  das  englische  Kapital  mit  Vor- 
liebe der  Indigomanufaktur  zugewendet  hat. 

Die  Rentabilität  3  eines  solchen  Unternehmens  ist  gewährleistet  und  es 
ist  der  allein  nur  die  landwirtschaftliche  Seite  der  Produktion  betreibende 
Bauer,  der  bei  Mißernten  den  Schaden  zu  tragen  hat.  Man  sagt:  Indigo  is 
a  fine  thing  to  put  money  into  the  purse  of  the  babao,  but  the  poor  people 
do  not  want  to  see  it,  it  raises  the  price  of  rice  and  the  rent  of  land*. 
Die  größeren,  insbesondere  europäischen  Indigofabrikanten  stellen  den  Indigo 
nach  wirtschaftlichen  Grundsätzen  im  Großen  dar.  Auf  ihrem  eigenen  oder 
gepachteten  Grund  und  Boden  können  sie  nicht  so  viel  Indigopflanzen 
erzeugen,  als  zur  vollständigen  Ausnutzung  ihrer  Anlagen  erforderlich  wäre. 
Infolgedessen  treten  sie  auch  als  Käufer  von  Indigopflanzen  auf  und  suchen 
ihre  einheimischen  Nachbarn  zu  bewegen,  Indigo  zu  bauen.  Das  Mittel,  dessen 
sie  sich  hierzu  bedienen,  besteht  in  langdauernden  Verträgen,  die  sie  mit  den 
Bauern  abschließen  und  wonach  sich  diese  verpflichten  müssen,  ein  bestimmtes 
Quantum  Indigopflanzen  zu  festgesetzem  Preis  an  die  Faktorei  zu  liefern.  Dafür 
erhalten  die  Bauern  von  den  Faktoreibesitzern  Vorschüsse  und  geraten  nicht 
selten  infolge  von  Mißernten  in  eine  Abhängigkeit  von  den  Faktoreien,  die 
so  lange  dauert,  bis  sie  ihre  Schulden  bezahlt  haben  5.  Als  großer  Nachteil 
dieses  Vorschußsystems  wird  hervorgehoben,  daß  die  Faktoreibesitzer  die 
Bauern  in  der  Weise  ausbeuten,  daß  sie  ihnen  nur  sehr  niedrige  Preise  für 
ihre  Ernten  bezahlen6.  Nach  Watt  zählte  man  in  Indien  Ende  der  80 er 
Jahre  2762  Indigofabriken  und  6032  mehr  oder  minder  primitive  ländliche 


1  Dr.  G.  v.  Georgievics,  Lehrbuch  der  Farbenchemie,  I,  S.  328.  >Nach  einem  anderen 
Verfahren  kann  der  Indigo  auch  aus  trockenen  Pflanzen  gewonnen  werden.« 
3  Mac  Culloch,  Handbuch  für  Kaufleute,  a.  a.  O.,  S.  3. 

3  Nach  dem  Dictionnaire  universel,  th£oretique  et  pratique  du  commerce  a.  a.  O.  wird 
der  Reingewinn  des  Pflanzers  auf  etwa  400/0  geschätzt. 

4  A.  G.  F.  E.  James  a.  a.  O.  S.  108. 

5  A.  G.  F.  E.  James  a.  a.  O.  S.  108. 

6  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  13. 
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Faktoreien,  also  insgesamt  8794.  Die  Zahl  der  in  dieser  Industrie  beschäftigten 
Personen  beziffert  er,  abgesehen  von  den  Indigobauern,  die  auch  zeitweise  in 
den  Fabriken  arbeiten,  auf  356675  *. 

Die  folgende  Tabelle  gibt  eine  Übersicht  Ober  die  Produktionsverhältnisse 
in  Bengalen,  den  Nordwestprovinzen  und  Madras,  sowie  über  die  Gesamternte 
Ostindiens  in  den  Jahren  1 89 1  —  1 896.  Es  wurden  produziert  an  Indigo  in 
Factory  Maunds  =  33,860  kg2 : 


Jahr 

Bengalen 
(Unterbengalen 
und  Behar) 

Nordwest- 
provinz 
(Benares  und 
Doub) 

Madras 

Gesamternte 
Indiens 

1891 

J 1 7  947 

32  559 

30088 

180  594 

1892  | 

57  357 

30  306 

63  182 

>5°745 

«893 

58  116 

58213 

67  885 

184  205 

1894 

113  227 

47  307 

70498 

231  032 

1895 

99  '73 

62  525 

75  592 

237  290 

1896 

8»  354 

77  569 

55  217 

214  140 

Darnach  beläuft  sich  der  durchschnittliche  Betrag  der  ostindischen  Indigo- 
emte  auf  199667,5  Factory  Maunds*. 

Der  Gehalt  der  einzelnen  Handelsmarken  an  Indigoblau  ist  sehr  ver- 
schieden und  richtet  sich  ganz  nach  der  Herkunft  derselben,  den  Witterungs- 
verhältnissen und  der  Sorgfalt  bei  der  Bereitung: 

Bengalindigo  und  Beharindigo  enthalten 

im  allgemeinen    .    .    .    50 — 70%  Indigoblau  4, 
Benaresindigo      .    .    .    45—65%  » 
Doabindigo     ....  35—60% 

Der  fertige,  in  der  Regel  mit  der  Marke  seines  Ursprungsortes  versehene 
Indigo  Nordindiens  (Bengalen  und  Nordwestprovinzen)  gelangt  in  Kisten  von 

>  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  439. 

2  Schulte  im  Hofe,  Indigokultur  und  -Fabrikation  in  Briüsch-Indien,  (Tropenpflanzer 
1902,  Beiblatt  des  deutschen  Koloniniblattes,  Zeitschrift  für  tropische  Landwirtschaft,  heraus- 
gegeben von  Prof.  Wohltmann). 

3  Eine  absolut  genaue  Statistik  Ober  die  Produktion  und  Konsumtion  von  indischem 
Indigo  läßt  sich  nicht  aufstellen.  Ein  nicht  unbedeutender  Betrag,  den  die  Statistik  nicht  zu 
erfassen  vermag,  wird  in  Indien  selbst  verbraucht,  und  andererseits  entziehen  sich  derselben  auch 
die  Mengen,  die  auf  dem  Landwege  in  das  Innere  Asiens  transportiert  werden. 

4  Schulte  im  Hofe,  a.  a.  O  —  Nach  G.  v.  Gcorgievics,  Der  Indigo  vom  praktischen 
Sundpunkt,  a.  a.  O.  S.  23,  enthalten  die  besten  Sorten  70 --90  0/0,  Mittelsorten  40 — 50  °/o, 
die  geringsten  Sorten  200/0  und  weniger. 
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1 30 —  1 40  kg  in  der  Hauptsache  an  die  vereidigten  Makler  Moran  &  Co.  und 
J.  Thomas  &  Co.  zur  Auktion  nach  Kalkutta.  Die  Kalkuttaauktionen  dauern 
von  Mitte  November  bis  Mitte  Februar,  haben  aber  in  den  letzten  Jahren 
sich  häufig  bis  weit  in  den  März  hinein  ausgedehnt  infolge  der  durch  den 
künstlichen  Indigo  geschaffenen  unsicheren  Marktlage.  Teilweise  exportieren 
die  Pflanzer  auch  direkt  nach  London  in  der  Hoffnung,  daselbst  in  den  regel- 
mäßigen, jeweils  Januar,  April,  Juli  und  Oktober  stattfindenden  Auktionen 
höhere  Pieise  zu  erzielen.  Ein  kleiner  Teil  wird  ferner  durch  europäische 
Indigoeinkäufer  direkt  von  den  Pflanzern  gekauft,  ohne  in  die  Auktionen  zu 
kommen.  Für  den  in  der  Präsidentschaft  Madras  erzeugten  Indigo  ist  Madras 
der  Stapel-  und  Marktplatz. 

Kalkutta  ist  bei  weitem  der  wichtigste  Indigomarkt  Indiens.  Nach 
den  Berichten  über  Handel  und  Industrie  betrug  der  durchschnittliche 
Anteil  an  der  gesamten  exportierten  Indigomenge  in  den  Jahren  1895/96 
bis  1899/ 1900  für  Kalkutta  59%.  für  Madras  32%,  während  die  übrigen 
9°/o  über  Bombay  und  Karachi  ausgeführt  wurden1.  Kalkutta  versorgt 
hauptsächlich  den  europäischen  und  amerikanischen  Markt,  während  Madras 
in  erster  Linie  nach  Ägypten  und  dem  Orient  exportiert2.  Der  Wert 
des  exportierten  Indigo  belief  sich  in  den  Jahren 

1880/81  auf  3  571  581  Tens  of  Rupees 

1885/86    »   3783160      *  »  » 

1890/91     »   3  073  125      »  »  » 

1895/96    »   5  354  5»!      »  »  » 

im  Durchschnitt  sämtlicher  Jahre  von 

1880/81  bis  1895/96    .    .    4055728  Tens  of  Rupees3, 

d.  s.  bei  einem  durchschnittlichen  Kurs  der  Rupec  von  17,18  pence* 
59  225  796  Mark. 

Ein  Vergleich  mit  der  jährlichen  Indigoproduktion  der  ganzen  Welt,  die 
in  dieser  Zeit  auf  mindestens  80  Millionen  Marks  geschätzt  werden  kann,  zeigt, 
welch'  bedeutenden  Anteil  Indien  an  dieser  Produktion  besitzt,  und  in  dieser 
hohen  Summe  von  rund  60  Millionen  Mark  kommt  gleichzeitig  die  große  Be- 
deutung der  Indigoindustrie  für  die  indische  Volkswirtschaft  zum  Ausdruck. 
Trotz  aller  Gefahren  und  Enttäuschungen,  mit  denen  eine  landwirtschaftliche 
Produktion  ja  in  allen  Fällen  zu  rechnen  hat,  sprechen  diese  Zahlen 
dafür,  daß  wir  es  mit  einer  sehr  gewinnbringenden  Kultur  zu  tun  haben. 

«  Der  Handel  Indiens  seit  der  Eröffnung  des  Suezkanals.    Berichte  über  Handel  und 
Industrie,  zusammengestellt  im  Rcichsamt  des  Innern,  III.  Bd.,  Heft  I,  Oktober  1901,  S.  i"0. 
a  Handelsberichte  von  Gehe  &  Co.,  Jahrg.  1880,  S.  70. 

3  Regierungsrat  Geil),  Deutschlands  Außenhandel  mit  einigen  für  die  deutsche  Farben- 
industrie wichtigen  Waren  im  letzten  Jahrzehnt,  Vierteljahreshefte  zur  Statistik  des  Deutscher. 
Reiches  1892.  III,  S.  42. 

4  Vgl.  Der  Handel  Indiens  seit  Eröffnung  des  Suezkanals,  Berichte  über  Handel  und 
Industrie  a.  a.  O.  S.  8. 

5  Vgl.  Dr.  H.  Brunk :  Entwicklungsgeschichte  der  Indigofabrikation.  Vortrag  vom 
20.  Oktober  1900.    (Berichte  der  deutschen  chemischen  Gesellschaft,  33.  Jahrg.  1900.) 
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An  den  Vorteilen  derselben  sind  breite  Volksklassen  beteiligt.  In  Bengalen 
und  zum  Teil  auch  in  den  nördlicher  gelegenen  Provinzen  fallen  dem  Grundherrn, 
dem  sogenannten  Zemindar,  ansehnliche  Renten  zu.  Es  versteht  sich  von 
selbst,  daß  der  Boden,  der  Indigoernten  trägt,  seinem  Eigentümer,  dem  Ze- 
mindar oder  der  Regierung,  höhere  Pachtsummen  abwirft,  als  etwa  Reis-  oder 
Weizcnland.  Die  Faktoreibesitzer  europäischen  Ursprungs,  die  meist  als  Groß- 
pächter der  Zemindari  auftreten,  erfreuen  sich  großer  Unternehmergewinne. 
Die  Fabrikation,  die  als  der  vorteilhaftere  Teil  der  ganzen  Manufaktur 
zu  betrachten  ist,  ruht  in  Bengalen  in  ihren  Händen,  weshalb  ihnen  auch  die 
Vorteile  derselben  in  erster  Linie  zugute  kommen.  Aber  auch  der  Bauer 
dieser  Gebiete  geht  nicht  leer  aus.  Nach  Abzug  aller  Unkosten  sollen  ihm 
etwa  4 — 7  Rupien  Reingewinn  pro  Flächeneinheit  verbleiben,  und  wenn  auch 
dieser  Nettogewinn  hinter  dem  einer  guten  Reisernte  zurücksteht,  so  ist  eben 
eine  dauernd  gute  Reisemte  ihrerseits  wieder  auf  der  Indigokultur  basiert1. 
Denn  die  Indigopflanze  entnimmt  ihre  Nahrung  den  tiefer  gelegenen  Teilen 
des  Bodens,  den  die  Wurzeln  der  Halmfrüchte  garnicht  berühren.  Sie  ist 
vielfach  der  Träger  der  Fruchtwechsel  Wirtschaft 2  mit  allen  Begleiterscheinungen 
einer  intensiveren  Kultur.  Sie  beseitigt  das  Unkraut  und  verbessert  ganz  außer- 
ordentlich die  chemische  und  physikalische  Beschaffenheit  des  Bodens.  Die 
durch  die  Indigokultur  erforderliche  Düngung  und  sorgfältigere  Bearbeitung  der 
Felder  kommt  dem  Boden  selbst  wieder  zugute.  Wo  rationell  gewirtschaftet 
wird  —  was  allerdings  nicht  allzu  häufig  der  Fall  zu  sein  scheint  — ,  findet 
fast  keine  Abnutzung  der  Bodenkräftc  statt.  Denn  der  Farbstoff  trägt  nur 
Stoffe  hinweg,  die  die  Pflanze  der  Luft  entnimmt,  während  die  Bodensalze  in 
der  extrahierten  Pflanze  zum  größten  Teil  zurück  bleiben.  In  den  extrahierten 
Pflanzenresten  besitzt  man  nicht  nur  ein  billiges  Heizmaterial  für  die  Fabrikation, 
was  bei  der  teilweisen  Armut  des  Landes  an  solchen,  insbesondere  an  Holz, 
nicht  unwesentlich  ist,  sondern  auch  das  Mittel  zur  Wahrung  der  landwirt- 
schaftlichen Statik.  Teilweise  wird  Indigo  mit  andern  Feldfrüchtcn,  wie  z.  B. 
Weizen  und  Reis  gleichzeitig  auf  ein  und  demselben  Felde  gebaut.  Arbeit 
und  Spesen  sind  hierbei  kaum  größer  als  für  die  Indigokultur  allein,  werfen 
aber  einen  höheren  Reingewinn  ab. 

In  Madras  und  zum  größten  Teil  auch  in  den  Nordwestprovinzen 
betreiben,  wie  bereits  erwähnt,  Eingeborene  die  Kultur,  wie  auch  die  Fabri- 
kation. Infolgedessen  genießen  sie  hier  den  ganzen  Vorteil  dieser  Industrie. 
Auch  ist  es  hier  die  Regel,  daß  der  Bauer  nicht  sein  Land  von  einem 
Grundherrn  oder  Großpächter  pachtet,  sondern  es  zu  Eigentum  besitzt. 

Des  weiteren  spielt  der  Indigo  in  Bengalen  eine  nicht  unbedeutende 
Rolle  für  den  ländlichen  Kredit  in  der  Form  des  Vorschußsystems 3.  Man 
mag  über  dasselbe  sehr  geteilter  Meinung  sein,  es  loben  oder  tadeln,  die  eine 
Tatsache  steht  fest,  daß  Kolonialländer  wie  Indien  nur  mit  Hilfe  von  Kapital 
erschlossen  werden  können.  Die  ganze  Entwicklungsgeschichte  des  Indigo  zeigt 
gerade,  daß  seine  Kultur  jeweils  dort,  wo  das  Kapital  in  den  Produktions- 
prozeß eingetreten  ist,  den  höchsten  Stand  erreicht  hat.  Die  Urkulturen  Indiens 
sind  den  durch  europäisches   Kapital  befruchteten   amerikanischen  Kulturen 


»  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  406. 

'  Vgl.  hierzu  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  403  ff. 

i  Vgl.  hierzu  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  403  u.  406. 
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zum  Opfer  gefallen,  und  die  neu  entstandenen  indischen  Kulturen  hat  eben- 
falls das  Kapital  der  ostindischen  Kompanie  auf  ihre  Höhe  gebracht.  Heute 
sind  es  in  Indien  nicht  allein  europäische,  sondern  auch  vermögende  einheimische 
Faktoreibesitzer,  die  sich  die  Vorteile  des  Kapitals  zunutze  machen  und  die 
Bauern  ihrer  Umgebung  gegen  Vorschüsse  zum  Anbau  von  Indigo  verpflichten. 
Daß  anfangs  bei  dem  Fehlen  ausgleichender,  gesetzlicher  Bestimmungen  recht 
unerfreuliche  Auswüchse  auf  beiden  Seiten  vorgekommen  sind,  haben  die  Bengal 
Indigo  Disturbances  von  1860—67  gezeigt1.  Gleichwohl  spricht  aber  zu- 
gunsten des  Vorschußsystems  seine  absolute  Notwendigkeit  für  ein  Land,  das 
erst  im  Begriffe  ist,  sich  wirtschaftlich  und  kulturell  zu  entfalten.  Dem  tieferen 
Kulturzustand  muß  mit  Notwendigkeit  ein  primitiveres  Kreditsystem  entsprechen, 
in  dem  man  nur  den  Beginn  besserer  Zustände  erblicken  darf.  Ohne  dasselbe 
wäre  jedenfalls  die  indische  Landwirtschaft  in  einer  weit  prekäreren  Lage.  Sie 
muß  daher  auch  weniger  auf  die  Rigorosität,  mit  der  das  Kapital  überall  auf- 
zutreten pflegt,  sehen,  als  auf  die  Vorteile,  die  es  ihr  bringt.  Und  diese 
bestehen  darin,  daß  der  Bauer  das  Kapital  zu  einer  Zeit  erhält,  wo  er 
dessen  am  dringendsten  bedarf  und  eventuell  genötigt  wäre,  seine  Pro- 
duktion einzuschränken  oder  ganz  einzustellen.  Der  Faktoreibesitzer 
ist  aber  für  ihn  ein  besserer  Gläubiger  als  der  Dorf- 
wucherer. Er  hat  ein  Interesse  daran,  seinen  Schuldner  in  gutem 
Zustand  zu  erhalten,  da  er  ihn  als  Roiistoffproduzenten  ebenso  sehr 
braucht,  wie  der  Bauer  den  Faktoreibesitzer  als  Leihkapitalisten2.  Andererseits 
findet  der  Bauer  an  den  Arbeitern  der  Indigofaktorei  Abnehmer  für  seine 
Produkte  und  kann  sich  ferner  dadurch  Nebeneinnahmen  verschaffen,  daß  er 
zur  Erntezeit  Spann-  und  Fuhrdienste  für  den  Fabrikanten  leistet.  In  letzter 
Linie  wirkt  die  Indigofabrikation  durch  ihre  eigenen  Bedürfnisse,  die  Ein- 
richtung der  Faktoreien,  die  Maschinen  und  Apparate,  die  Werkzeuge,  die 
Materialien  zur  Versendung  usf.  befruchtend  auf  andere  Erwerbszweige.  Von 
dem  Augenblick  an,  wo  der  Indigo  die  Faktorei  verläßt,  bis  zu  seiner  Verstauung 
auf  den  Schiffen  bietet  er  noch  zahlreichen  Händen  Arbeitsgelegenheit  und 
Erwerb. 

Die  indische  Regierung  erhob  in  früheren  Jahren  Import-  und  Export- 
zölle auf  Indigo,  die  indes  seit  dem  10.  März  1882  beseitigt  sind3. 

Bis  in  die  60er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  wurde  der  weitaus  größte 
Teil  der  Indigoernte  Indiens  durch  englische  Händler  nach  London  gebracht, 
während  nur  ein  kleiner  Teil  durch  reiche  Faktoreibesitzer  selbst  verschifft  und 


•  Vgl.  ü.  Watt  a.  a.  O.  S.  396  ff. 

2  Vgl.  hierzu  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  39":  Die  Lage  der  Indigomanufaktur  in  Bchar  im 
Jahre  1876/77  und  das  Verhalten  der  Pflanzer  gegen  ihre  Bauern  während  der  Hungersnot, 
und  feiner  S.  403:  »Tausendc  von  ruinierten  Faktoreien  legen  Zeugnis  ab  von  der  natürlichen 
Strafe,  die  diejenigen  traf,  die  in  der  Behandlung  ihrer  rayats  allzu  eigennützig  waren. « 

J  The  action  of  government  in  removing  the  import  and  export  duties,  ns  also  tax  on 
the  green  plant,  greatly  favoured  the  development  of  the  duty  of  R  3  a  maund;  but  fron» 
that  date  it  became  Ä  j  a  maund  on  manufactured  indigo,  and  R  3  a  ton  on  indigo  leaves, 
while  on  the  25.  of  February  1880  the  duty  was  entirely  removed.  Imported  indigo  was 
subject  to  a  duty  of  7«l20/o,  but  from  the  5.  August  1875  it  became  50/0  and  was,  allo- 
gether  removed  on  the  10.  March  1882.    G.  Watt  a.  a.  O.  S.  398. 
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nach  London  konsigniert  wurde.  Wie  überall,  so  war  auch  hier  London  der 
internationale  Warenvermittler,  das  riesige  Sammelbecken,  in  das  die  Schätze 
der  überseeischen  Länder  zusammenflössen  und  dem  sie  erst  nach  Zahlung 
eines  entsprechenden  Tributs  durch  den  kontinentalen  oder  amerikanischen 
Käufer  entnommen  werden  konnten.  Die  Gewinne,  die  Großbritannien  im 
Lauf  der  Jahrzehnte  aus  dem  Indigozwischenhandel  zugeflossen  sind,  lassen 
sich  bei  der  Kompliziertheit  des  Überseeischen  Handels  und  der  Schwierigkeit, 
zusammenfassende  Mitteilungen  darüber  zu  erhalten,  zahlenmäßig  nicht  wieder- 
geben; daß  diese  Gewinne  sehr  große  gewesen  sind,  dafür  spricht  die  Wichtig- 
keit dieses  Artikels  und  der  große  Wert  der  gesamten  Indigoproduktion 
der  Welt,  der  bei  den  in  früheren  Jahren  wesentlich  höheren 
Preisen  auf  80 — 100  Millionen  Mark  geschätzt  wird1.  Der  Eigen- 
handel anderer  Länder  spielte  dem  englischen  gegenüber  nur  eine 
äußerst  bescheidene  Rolle. 

Jedoch  gegen  Ende  der  60er  und  in  immer  wachsendem  Maße  in  den 
70er  Jahren  beobachten  wir  die  bemerkenswerte  Tatsache,  daß  sich  der  kon- 
tinentale und  amerikanische  Indigohandel  allmählich  von  der  Vermittlung 
Londons  loslöst.  Sein  Bestreben  ist  darauf  gerichtet,  das  tributäre  Verhältnis 
zu  Großbritannien  zu  lösen  und  sich  selbständig  zu  machen.  Auf  dem 
Kontinent  ist  es  insbesondere  das  aufstrebende  Deutschland,  das  auf  dem 
Gebiete  des  Indigohandels  die  führende  Rolle  zu  übernehmen  beginnt. 
Nicht  mehr  wie  bisher  schicken  die  großen  deutschen  Indigohandlungs- 
häuser  ihre  Vertreter  auf  die  Londoner  Auktionen,  sondern  direkt  nach  Kal- 
kutta und  decken  unter  Umgehung  des  englischen  Marktes  ihren  Bedarf  an 
Ort  und  Stelle.  Kaufleute  deutscher  Nationalität  verdrängen  daselbst  immer 
mehr  den  englischen  Händler  und  suchen  das  lukrative  Indigogeschäft  in  ihre 
Hände  zu  bekommen.  Es  war  eine  Folge  des  allgemeinen  kolossalen  Auf- 
schwungs, der  nach  dem  Kriege  sich  bemerkbar  machte.  Mächtig  entfalten 
sich  Industrie  und  Handel  und  drängen  den  Deutschen  bei  der  rasch  an- 
schwellenden Bevölkerung  und  dem  beschränkten  Gebiet  hinaus  aufs  Meer. 
Unter  diesen  Einflüssen  entwickelt  sich  die  deutsche  Reederei,  als  erste  Be- 
dingung der  sich  anbahnenden  Verselbständigung  des  deutschen  Außenhandels. 
In  der  Erkenntnis  der  Wichtigkeit  und  Notwendigkeit  der  überseeischen  Schiff- 
fahrt verfehlte  auch  die  Regierung  nicht,  den  Privatunternehmungen  durch 
Subventionen  aus  staatlichen  Mitteln  den  Wettbewerb  mit  fremden  Konkurrenz- 
linien zu  ermöglichen  und  zur  Steigerung  des  Verkehrs  und  Vergrößerung  der 
deutschen  Handelsflotte  beizutragen.  In  welchem  Maße  der  direkte  Schiffs- 
verkehr mit  Indien  zugenommen  hat,  läßt  die  folgende  Tabelle2  erkennen.  Es 
betrug  der  Tonnengehalt  der  hier  in  Frage  kommenden 

187778         1887/88  189798 

britischen  Schiffe  ....  2394213  3089264  3226027 
deutschen  Schiffe    ....        33981         95633  192678 

Hierbei  ist  die  Zahl  der  britischen  Schiffe  von  3417  auf  2887  gefallen, 
so  daß  die  Lage  für  Großbritannien  annähernd  konstant  bleibt,  während  der 


'  Dr.  H,  Brenk  a.  a.  O. 

»  Encyklopaedia  Britannica.  Vol.  29  a.  a.  O.  S.  425. 
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deutsche  Schiffsverkehr  mit  Britisch-Indien  eine  enorme  Zunahme  erfahren  hat. 
Mit  dem  Wachstum  unserer  Reederei  hat  die  direkte  Einfuhr  von  Indigo  unter 
Umgehung  des  Londoner  Marktes  immer  mehr  zugenommen,  was  deutlich  in 
der  Statistik  der  goer  Jahre  zum  Ausdruck  kommt1.  Dieselbe  beziffert  die 
Einfuhr  Deutschlands  an  Indigo: 


Im 

Aus  Großbritannien 

Aus  Britisch-Indien 

Jahre 

auf  dz 

auf  dz 

1891 

4  0I2 

1892 

4  504 

6  908 

1893 

5  429 

3  502 

1894 

4  577 

6503 

1895 

4  282 

I03I3 

1896 

4  093 

12  669 

1897 

1683 

9  646 

Genauer  läßt  sich  diese  Tatsache  an  der  Hand  nebenstehender  Tabelle 
(S.  29)  über  die  Indigoernten  Nordindiens  und  deren  Verteilung  verfolgen. 

Danach  betrug  der  durchschnittliche  Export  an  Indigo 

1872—80  1881—96 

nach  Großbritannien  9288,2     7894,7  Kisten  a  130 — 140kg 

»    Dcutschl.,öst.-Ung.,  Belg.  u. Holland  6650     10119        »  » 

Der  Export  nach  England  hat  also  um  rund  2600  Kisten  abgenommen, 
wahrend  derjenige  nach  den  genannten  Landern  um  fast  ebensoviel  zugenommen 
hat.  3/4  bis  4/s  des  Gesamtexports 2  nach  Deutschland,  Österreich- Ungarn, 
Belgien  und  Holland  ist  durch  deutsche  Indigohandlungshäuser  besorgt  worden. 
Das  Gesamtbild  wäre  für  den  deutschen  Indigohandel  noch  weit  günstiger, 
wenn  wir  über  eine  Statistik,  die  eigens  zu  diesem  Zwecke  aufgestellt  wäre, 
verfügen  würden.  Denn  der  deutsche  Handel  diente,  abgesehen  von  der 
Deckung  des  eigenen  Bedarfes,  insbesondere  der  Deckung  des  Bedarfes  kapital- 
ärmerer Lander,  wie  Rußlands,  der  Balkanstaaten,  Italiens,  Finnlands, 
Schwedens,  Dänemarks  usw.  vermittelte  daneben  aber  auch  zum  Teil  den  Handel 
nach  Frankreich,  Österreich-Ungarn,  der  Schweiz  usf. 

In  Deutschland  hat  es  ca.  30  Indigogroßhandelsfiimen  gegeben;  in  Österreich- 
Ungarn  dagegen  nur  4 — 5,  in  Italien,  Kußland  und  Finnland  nur  einige  wenige.  Die 
Vertreter  der  deutschen  Firmen  bereisten  den  ganzen  Kontinent  und  sammelten  Auf- 

«  Vgl.  monatliche  Nachweise  über  den  auswärtigen  Handel  des  deutschen  Zollgebiets. 
(Kaiserl.  Statist.  Amt.) 

*  Diese,  wie  die  im  folgenden  gemachten  Angaben  über  den  Handel  mit  natürlichem 
Indigo  verdanke  ich  größtenteils  der  Freundlichkeit  des  Herrn  H.  Schwerdtfegcr,  Teilhaher  der 
Neujahr  1906  liquidierten  Indigogroßhandclsfirma  A.  Holz  &  Gugler,  Freiburg  i.  Br. 
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Niederbengalen 
Indigoernten  in  «j  Behar 

[  Benares,  Oude  und  Daob 


>  und  deren  Verteilung1. 


irnte- 
jähr 

Fact. 
Maunds 
a 

133'Akg 

!  , 
Kal- 
le utta- 

1  Ver- 
kaufs- 
Saison 

Verse 

hifft  nach 

Total- 
Kisten 
ä 

130  bis 
140  kg 

Eng- 
land 

Deutsch- 
land 
österr.- 

[  't»iT  1  rn 

Belgien  u. 
Holl.mil 

Frank- 
reich 

Italien 

und 
Schweiz 

Ruß- 

1 1  iwl 

Iii  1 1  Vi 

Ameri- 
ka 

Suez  ' 
und 

fZ.,1 1 
IjOII- 

staat. 

,  Qi,. 
I072 

131  000 

«872/73 

9  ÜOO 

I  1  80O2 

6  000 

750 

I  900 

1  050 

2  000 

i  32  500 

1873 

1 10  420 

«873,74 

10  300 

7  3 00 

3  650 

400 

2  650 

2  OOO 

1  45° 

27  75° 

1874 

79  277 

«8/4/75 

6450 

0  250 

3  000 

IOO 

2  4OO 

05O 

750 

19  800 

1875 

127  802 

1875/76 

14  000 

5  900 

(>  400 

300 

•* 

2  5OO 

I  60O 

I  OOO 

32  3°o 

I876 

102  860 

1876/77 

0  oOO 

O  OOO 

4  400 

250 

«  95° 

2  5O0 

«  «5° 

20  OjO 

•877 

«55  «49 

1877/78 

10  000 

6  200 

1 1  500 

450 

2  100 

4  OOO 

3  3 00 

37  55° 

1 1 1 3  20 1 

1878/79 

8  500 

5  000 

5  "oo 

300 

2  400 

4  20O 

1  650 

27  75° 

1879 

73  «28 

18-9  80 

3  200 

4  '5° 

3  °5° 

80 

1  850 

4  60O 

610 

17  540 

IÖÖO 

136  200 

1880/81 

«3  35° 

O  05O 

5  750 

450 

3  050 

2  9OO 

1  050 

34  000 

1  SS  1 

«35  405 

1881/82 

1  5 00 

8  450 

5  /°° 

470 

?  150 

O  OOO 

ff      F  *™V^"V 

I  500 

32  7"o 

IBB2 

150278 

1882,83 

0  yoo 

10  IOO 

5  3 00 

350 

1  700 

9  850 

I  ÖOO 

38  OOO 

.  ()£), 

1 

!59  388;  1883/84 

10  030 

II  725 

5  9°o 

475 

2  800 

7  33° 

960 

■  40  020 

1  OS4 

166  507 

1884/85 

9  200 

I  2  5OO 

5  070 

280 

2  IOO 

8  73° 

970 

38  850 

IBÖ5 

108  692 

1885/86 

5  600 

O  «An 

0  7°° 

4  OOO 

250 

2  550 

6  55° 

550 

28  200 

131  261 

1886/87 

7  430 

8  500 

4  690 

3'3 

1  470 

7  95° 

I  250 

33  600 

.00. 
IÖÖ7 

«3«  500 

1887/88 

6  300 

9900 

5  600 

400 

2  600 

7  5 00 

700 

33  000 

1  OOn 

'32  354 

1 1888/89 

6  100 

IO  B4O 

3  575 

395 

2  815 

9  2/5 

05O 

33  6>o 

I889  1 

144  718 

I 1889/90 

7  900 

«0  775 

3  59o 

520 

2  990 

8  700 

950 

35  425 

I89O 

100  773 

. 1890  91 

8255 

6  604 

2  5«8 

160 

2  279 

4  7«6 

609 

25  «4« 

I89I 

150  506 

1891/92 

8  449 

1 1  087 

5  288 

376 

2  204 

-892 

3  «38 

38  434 

1892 

87663 

1892/93 

4426 

4  594 

3  293 

625 

1  74' 

6274 

'  495 

22  448 

1893 

116  329 

1893/94 

6363 

10  380 

3  225 

588 

1  642 

4  203 

1  321 

27  731 

I894 

160534 

1894/95 

893« 

11  463 

5039 

933 

t  815 

8917 

2  876 

39  974 

1895 

1 161  698 

1895/96 

8  181 

14558 

6348 

1  088 

2  774 

<>  735 

826  , 

40310 

I896 

«58923 

1 1896/97 

12  150 

1 1  720 

4  142 

'  303 

1  677 

7  8-8 

.003 

39  873 

>  Zusammengestellt  auf  Grund  der  jährlichen  Handelsberichte. 
3  Diese  auffallend  große  Einfuhr  ist  als  Folge  des  Krieges  von  1870 


—  71  anzusehen. 
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träge  in  allen  Ländern.  Den  Einkauf  ließen  größere  Handlungshäuser  durch 
Kommissionäre  oder  eigene  Einkäufer  in  Kalkutta  besorgen.  Aus  Sparsamkeits- 
gründen und  weil  man  bei  einer  so  teuren  Ware  wie  Indigo  Umladungen 
nach  Möglichkeit  vermeidet,  da  sie  sehr  leicht  havariert,  wurde  der  Indigo 
nicht  erst  nach  Deutschland,  sondern  direkt  nach  dem  Lande  des 
Konsumenten  verschifft.  Infolgedessen  vermag  die  Einfuhr-  und  Ver- 
schiffungsstatistik keine  genauen  Angaben  über  die  Größe  des  deutschen 
Indigohandels  zu  geben,  läßt  dieselbe  vielmehr  nur  in  ungenauen  Umrissen 
erkennen.  Unter  Berücksichtigung  auch  des  außerindischen  Indigohandels, 
z.  B.  desjenigen  mit  Java,  Guatemala,  Honduras  usw.  dürfte  das  von 
deutschen  Händlern  bewältigte  Quantum  mindestens  1 2  000  Kisten  1  pro  Jahr 
d.  i.  reichlich  x/4  der  gesamten  Indigoproduktion  der  Welt  betragen  haben. 
Daß  die  Vergrößerung  des  deutschen  Handels  auf  Kosten  des  englischen  er- 
folgt ist,  wird  auch  jenseits  des  Kanals  zugegeben.  James  sagt,  während  die 
Quantitäten  Indigo,  die  direkt  nach  fremden  Ländern  gehen,  von  Jahr  zu 
Jahr  zunehmen,  nehmen  diejenigen  nach  Großbritannien  in  demselben  Maße 
ab.  Der  Indigohandel  emanzipierte  sich  also  —  ganz  unabhängig  vom 
künstlichen  Indigo  — -  in  wachsendem  Maße  von  der  Vermittlung  Groß- 
britanniens, eine  Erscheinung,  die  uns  auf  anderen  Gebieten,  imbesondere 
dem  Gebiete  des  Bankwesens,  längst  bekannt  ist.  Sie  hat  ihre  besonderen 
Ursachen  in  der  größeren  Geschicklichkeit  und  Vertrauenswürdigkeit  deutscher 
Kaufleute,  speziell  der  Reisenden,  die  ihre  Kunden  regelmäßig  besuchen, 
intimere  Geschäftsverbindungen  mit  ihnen  anknüpfen  und  sich  leichter  fremden 
Verhältnissen  anpassen,  als  der  durch  seine  nationale  Eigenart  steife  Brite. 
Die  größere  Vertrauenswürdigkeit  deutscher  Kaufleute  hat  gerade  bei  diesem 
Handelsartikel  eine  ausschlaggebende  Bedeutung  gehabt,  zumal  der  größte  Teil 
der  Färber  nicht  in  der  I^ige  ist,  den  Indigo  auf  seinen  Wert  zu  beurteilen 
und  sich  infolgedessen  mehr  oder  weniger  auf  die  Redlichkeit  seines  Ver- 
käufers verlassen  muß. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  dieses  Handels  liegt  darin,  daß  er 
das  Feld  unserer  wirtschaftlichen  Tätigkeit  erweitert  und  Arbeitsgelegenheit 
schafft.  Wie  erwähnt,  hat  es  in  Deutschland  etwa  30  Indigogroßhandels- 
häuser, die  sich  ausschließlich2  oder  nahezu  ausschließlich  mit  dem  Import 
und  Handel  von  Indigo  befaßten,  gegeben.  Deren  Inhaber,  wie 
Personal,  das  sich  aus  Reisenden,  Buchhaltern,  Schreibern,  Bureaudienern  usw. 
zusammensetzte,  lebten  von  den  Erträgnissen  dieses  Handels.  Sie  hatten,  ab- 
gesehen von  den  Reiseunterbrechungen,  ihren  Wohnsitz  in  Deutschland,  zahlten 
hier  ihre  Steuern  und  verzehrten  hier  ihre  Einkünfte.  Ihre  Tätigkeit  trug 
dazu  bei,  das  Nationalvermögen  zu  erhalten  und  zu  vermehren,  sei  es  dadurch 
daß  das  Ausland  ihre  Dienste  bezahlen  mußte,  sei  es,  daß  sie  durch  möglichste 
Benutzung  der  deutschen  Reedereien,  Bankhäuser,  Versicherungsgesellschaften, 
diese  selbst  förderten  und  damit  Verluste  am  nationalen  Vermögen  verhinderten. 

Ihre  volkswirtschaftliche  Bedeutung  läßt  sich  an  der  Hand  der  Zwischen- 
handclsgewinne  auch  zahlenmäßig  darstellen.    Bei  der  Annahme,  daß  der  ge- 

1  Unter  Berücksichtigung,  daß  zwei  Kisten  » Java-  €,  zwei  Seronen  >  Guatemala- c  im 
Wert  und  Gewicht  ungefähr  einer  Kiste  Kalkuttaindigo  gleichkommen. 

2  Daneben  gab  es  noch  eine  Reihe  größerer  Drogen-  und  Farbwarengeschäfte,  die  aber 
nur  nebenbei  mit  Indigo  Handel  trieben. 
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samte  deutsche  Indigohandel  jährlich  1 2  000  Kisten  Indigo  zum  Import  und 
Verkauf  gebracht  hat,  berechnet  sich  der  Einstandspreis  derselben  auf 
15  Millionen  Mark,  die  Kiste  zu  1250  M.  gerechnet,  einschließlich  der  bei 
Kalkuttaindigo  7 — 10%,  bei  niederpreisigem  Madrasindigo  entsprechend  mehr 
betragenden  Einkaufsspesen,  d.  s.  372%  für  die  Kommissionäre,  der  Rest 
für  Fracht,  Versicherungspolice,  Kosten  der  Verpackung,  Ein-  und  Ausladung. 
Dazu  kommen  i5°/0  Bruttonutzen,  so  daß  der  für  die  12000  Kisten  zu  er- 
lösende Wert  17,25  Millionen  Mark  beträgt.  Von  den  obigen  Einkaufsspesen 
bleiben  etwa  500000  M.  dem  Nationalvermögen  erhalten,  als  Zahlung  an 
deutsche  Reedereien,  Bankhäuser,  Versicherungsgesellschaften  usw.  und  von  den 
2V4  Millionen  Mark  sind  etwa  i*/4  Million  Mark  im  Inland,  1  Million  Mark 
im  Ausland  verdient.  Dies  bedeutet  eine  Verbesserung  unserer  Zahlungsbilanz 
um  1  —  2  Millionen  Mark,  indem  dem  passiven  Posten  von  etwa  9  Millionen  Mark 
in  unserer  Handelsbilanz  für  unseren  eigenen  Bedarf  an  Indigo  zirka 
1  Million  Mark  auf  der  Aktivseite  »kaufmännischer  Tätigkeit  Deutscher  im 
Auslande«  und  zirka  500000  Mark  unter  »Bankprovisionen  und  Frachten«, 
die  früher  dem  Nationalvermögen  entzogen  wurden,  gegenüberzustellen  wären. 

Diese  Zahlen,  denen  die  Verhältnisse  der  80  er  und  90  er  Jahre  zugrunde 
gelegt  sind,  ändern  sich  selbstverständlich  von  Jahr  zu  Jahr.  Sic  können  bald 
höher,  bald  niederer  sein.  Sie  sind  aber  ein  unzweideutiger  Beleg  für  die 
volkswirtschaftliche  Nützlichkeit  des  deutschen  Indigohandels. 

III.  Die  industrielle  Verwendung  des  Pflanzenindigo. 

Die  Wiege  der  Indigofärberei  stand  in  Indien.  Schon  seit  undenklichen 
Zeiten  haben  es  die  Inder  verstanden,  den  Indigo  der  Färberei  dienstbar  zu 
machen.  An  Umhüllungen  von  Mumien,  die  man  in  Ägypten  fand  und  die 
aus  der  Zeit  der  18.  Dynastie  (1580  v.  Chr.)  stammen,  konnte  man  nachweisen, 
daß  sie  mit  Indigo  gefärbt  waren1  —  ein  glänzender  Beweis  für  die  Dauer- 
haftigkeit dieses  Farbstoffes.  Ob  auch  die  Ägypter  sich  diese  Kunst  zu  eigen 
gemacht  hatten  oder  ob  sie  die  mit  Indigo  gefärbten  Tuche  aus  Indien  kommen 
ließen,  ist  zurzeit  noch  nicht  aufgeklärt.  Jedenfalls  hat  die  Indigofärberei 
außerhalb  ihres  Ursprungslandes  nie  eine  Bedeutung  erlangt  und  ist  im  wesent- 
lichen das  ganze  Altertum  und  Mittelalter  hindurch  auf  Indien  beschränkt 
geblieben.  Wohl  war  der  Indigo  Griechen  und  Römern  bekannt,  aber  seine 
Verwendung  in  der  Färberei  war  für  sie  ein  unlösbares  Rätsel.  Auch  im 
Mittelalter  ist  man  im  allgemeinen  nicht  über  diesen  Zustand  hinausgekommen. 
Indigo  wird  zwar  in  der  Genueser  Wiegetaxe  von  1140,  im  Zolltarif  von 
Marseille  aus  dem  Jahr  1288  und  anderwärts  erwähnt2,  über  seine  Verwendung 
haben  wir  aber  fast  gar  keine  Nachricht.  Abgesehen  davon,  daß  man  seine 
Verwendungsweise  nicht  kannte,  so  hätten  seine  Seltenheit  und  sein  hoher 
Preis  wohl  kaum  eine  ausgedehnte  gewerbliche  Verwendung  zugelassen.  Daher 
erlangte  er  erst  zu  Beginn  der  Neuzeit,  als  er  auf  dem  billigeren  Wasserwege 
in  größerer  Menge  nach  Europa  kam,  eine  Bedeutung  für  die  europäische 
Färberei.    Man  nimmt  an,  daß  die  Kunst  der  Indigofärberei  zuerst  bei  den 

1  E.  Speck.    Handelsgcschichtt?  des  Altertums  I.  S.  Il8. 

»  Schulte,  Geschichte  des  mittelalterlichen  Handels  und  Verkehrs  usw.,  I.  S.  142  u.  707. 
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Holländern1  Eingang  gefunden  hat  und  daß  man  sich  daselbst  anfangs  der 
aus  Indien  stammenden  Indigoarsenküpe  bedient  hat2.  Von  Holland  aus 
verbreitete  sie  sich  im  Laufe  der  Zeit  über  ganz  Europa.  Ihre  Einführung  war 
keineswegs  leicht.  Der  weite  Seeweg  verhinderte  die  Kenntnisnahme  an  Ort 
und  Stelle  und  verwies  die  Färber  fast  ausschließlich  auf  die  Berichte  von 
Reisenden  und  Kaufleuten,  die  unvollständig  und  zusammenhangslos  waren  und 
oft  der  notwendigen  Sachkenntnis  entbehrten  3.  Sie  mußte  daher  vollständig 
neu  erlernt  und  erprobt  werden.  Wer  glücklich  in  den  Besitz  des  Geheim- 
nisses gelangt  war,  hütete  es  sorgfältig,  um  sich  die  Vorteile  desselben  zu 
sichern,  und  wer  es  nicht  kannte,  suchte  durch  Probieren  und  Studieren  eine 
brauchbare  Methode  ausfindig  zu  machen.  Es  ist  daher  nicht  überraschend, 
daß  anfangs  die  größten  Mißgriffe  gemacht  wurden.  Klagen  über  schlecht 
gefärbte  Tuche,  die  wenig  haltbar  und  giftig  seien  und  schon  beim  Liegen- 
lassen zerfressen  werden,  zeigen,  daß  man  vielerorts  noch  nicht  die  nötigen 
Erfahrungen  gesammelt  hatte.  Dies  benutzten  aber  gerade  die  europäischen 
Waidaristokraten,  und  ihr  Kampf  gegen  die  verhaßte  »Teufelsfarbe«,  wie  sie  selbst 
in  offiziellen  Schriftstücken  4  genannt  wurde,  führte  zu  der  Menge  polizeilicher 
Maßnahmen  und  Verordnungen,  die  ihren  Gebrauch  verboten.  Die  Färberei 
ließ  sich  aber  dadurch  nicht  abhalten.  Es  gelang  ihr  im  I*aufe  der  Zeit,  neue 
Kunstgriffe  und  Methoden  ausfindig  zu  machen,  die  diese  schädlichen  Neben- 
wirkungen mehr  oder  weniger  beseitigten. 

Es  ist  ein  besonderes  Verdienst  der  holländischen  und  französischen 
F.irber,  clie  Indigofärberei  derart  gefördert  und  verbessert  zu  haben,  daß  sie 
nicht  nur  dieselben  Vorzüge  aufzuweisen  hatte,  wie  die  bisher  übliche  Waid- 
färberei, sondern  daß  auch  alle  Vorzüge  des  neuen  Farbstoffes  auf  die  damit 
gefärbten  Stoffe  übertragen  werden  konnten.  In  späterer  Zeit  waren  es  die 
Englander,  die  auf  dem  Gebiete  der  Indigofärberei  die  größten  Fortschritte  zu 
verzeichnen  hatten. 

In  einem  Aufsatze  über  die  Baumwollfärbcrci  von  Johann 
Heinrich  Schneidler,  Schönfärber  in  Hannover,  aus  dem  Jahre  1803 
heißt  es:  »Die  Englander  sind  einmal  hierin  jeder  anderen  Nation 
zuvor  gekommen;  durch  ihren  Nationall cichtum  sind  sie  bereits 
im  Besitze  alles  dessen,  was  zur  Vollkommenheit  dieser  Industrie 
gehört;  wie  ein  Koloß  ragen  sie  unter  dein  Haufen  derer  hervor, 
die  es  mit  ihnen  aufzunehmen  wagen  und  lächeln  ihrer  Ohnmacht. 
Es  scheint  auch  fast  für  immer  vergebens  zu  sein,  vorzüglich  für 
die  zum  Teil  armen  Deutschen,  denen  es  /.war  hier  wohl  nicht  am 
Willen,  aber  desto  mehr  an  Kraft  gebricht,  gegen  eine  Nation 
anstreben  zu  wollen,  die  so  große  entscheidende  Handels  vor- 
teile in  dieser  Manufaktur  auf  ihrer  Seite  hat,  wodurch  sie  im 
Stande  ist,  den  niedrigsten  Preis  zu  haltend. 


«  Dr.  (i.  v.  (lenrgicvics,  Lehrbuch  der  Farbenchemie  a.  a.  O.  I.  S.  331. 

2  Lauterbach  a.  a.  O.  S.  65. 

3  Hcmibstädt  a.  a.  O.  S.  112. 

4  Reichsjjolizeiordnung  zu  Frankfurt  a.  M.  aus  dem  Jahre  1 57 7 ;  vgl.  Neue  Frankfurter 
Sammlung  der  Reichsabschiede,  Teil  IV.  S.  391. 

5  Hermbstädt  a.  a.  0.  S.  115. 
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Auf  der  oben  erwähnten  Grundlage  hat  sich  im  Laufe  des  18.  und  19. 
Jahrhunderts  die  Indigofärberei  in  Europa  mehr  und  mehr  entwickelt  und  sich 
die  Erfahrungen  zu  eigen  gemacht,  die  auf  dem  Gebiete  der  Chemie  und 
Physik  gemacht  worden  sind.  Die  Technik  gelangte,  schritthaltend  mit  den 
Errungenschaften  auf  anderen  Gebieten,  zu  steter  Vervollkommnung. 

Der  Indigo  verdankt  seine  Verwendung  in  der  Färberei  seiner  großen 
Indifferenz  gegen  äußere  Einflüsse.  In  Wasser  und  anderen  Lösungsmitteln 
ist  er  so  gut  wie  unlöslich.  Nur  starke  konzentrierte  Schwefelsäure  vermag 
ihn  aufzulösen.  Auf  dieser  Tatsache  beruht  ein  von  Barth  in  Großenhain 
1740  aufgefundenes  Verfahren,  das  eine  Zeitlang  in  der  Wollfärberei  zur  Her- 
stellung von  Sächsischblau  und  Sächsischgrün  Anwendung  gefunden  hat1. 

Als  Farbstoff  gehört  der  Indigo  zu  den  sogenannten  subjektiven  Farben, 
die  sich  ohne  Beizen  auf  der  animalischen  wie  vegetabilischen  Faser  befestigen 
lassen.  Zu  diesem  Zwecke  wird  er  mit  desoxydierenden  Körpern  in  Berührung 
gebracht,  wobei  er  sich  entfärbt  und  in  alkalischer  Flüssigkeit  löslich  wird. 
Aus  dieser  Lösung  scheidet  er  sich  nachher  wieder  bei  Zutritt  der  Luft  unter 
Absorption  von  Sauerstoff  als  regeneriertes  Indigoblau  ab.  Es  sind  also  der 
leichte  Wechsel  seiner  Form  und  seine  Indifferenz  gegen  andere  Körper,  die 
ihn  besonders  wertvoll  für  die  Färberei  machen.  Der  auf  der  Faser  nieder- 
geschlagene Farbstoff  haftet  derselben  äußerst  fest  an  und  besitzt  eine  weit 
größere  Widerstandsfähigkeit  gegen  Luft,  Licht,  Seife  usw.  als  andere  blaue 
Farbstoffe.  Die  große  Echtheit  und  Haltbarkeit  der  Farbe  haben  ihm  von  jeher 
einen  hervorragenden  Platz  in  der  Färberei  gesichert. 

Zum  Gebrauch  in  der  Färberei  wird  er  in  besonderen  Indigomühlen  zu 
einem  feinen  Pulver  verrieben.  Zur  Reduktion  benutzt  man  Gärungsmittel 
wie  Waid,  Zucker,  Urin  oder  Vitriol,  Zink,  Arsen  usw.  und  bezeichnet  nach 
diesen  Agentien  die  reduzierte  Lösung,  sowie  das  Gefäß,  in  dem  sie  hergestellt 
wird,  als  Gärungsküpe,  Eisenküpe,  Zinkküpe  usf.  Jede  Küpe  hat  ihre  beson- 
deren Vorzüge  für  Wolle,  Seide,  Leinen  und  Baumwolle.  Ihre  Bereitung 
erfordert  bei  dem  stets  wechselnden  Gehalt  des  Indigo  an  Indigoblau  besondere 
Sorgfalt  und  Aufmerksamkeit.  Vornehmlich  die  Gärungsküpen  können  leicht 
duich  »Krankheiten«,  wie  sich  der  Färber  ausdrückt,  teilweise  oder  vollständig 
unbrauchbar  werden.  Zur  Vermeidung  von  Verlusten,  die  bei  den  hohen 
Indigopreisen  sehr  ins  Gewicht  fallen,  bedarf  es  einer  gewissen  Geschicklichkeit 
und  langjährigen  Erfahrung.  Hermbstädt  schreibt  hierzu:  ^Ich  weiß,  daß 
gedungene  Färber,  die  etwa  das  Unglück  hatten,  eine  Küpe  auf  diese  Art  zu 
verwahrlosen,  aus  Furcht,  fortgejagt  zu  werden,  auf  ihre  eigenen  Kosten  die 
weggeschütteten  Küpen  wieder  insgeheim  ersetzt  hatten;  nnd  ebenso  habe  ich 
gesehen,  daß  Färber  durch  den  Verlust  einer  Menge  von  Küpen,  die  sie  in 
jedem  Zustand  weggegossen  hatten,  jährlich  gegen  10000  Livres  (2  500  Reichs- 
taler) eingebüßt  hatten2.  Des  weiteren  ist  das  fleckenlose,  gleichmäßige  Färben 
und  die  Erzielung  bestimmter  Farbentöne  keine  leichte  Aufgabe. 

In  Anbetracht  der  großen  Anwendung,  die  der  Indigo  in  der  Färberei 
gefunden  hat  und  auch  heute  noch  findet,  kann  man  die  Indigofärberei  als 
einen  selbständigen  Zweig  der  Färberei  bezeichnen.  Zwar  gibt  es,  im  Gegen- 
satz zu  früheren  Zeiten,  in  denen  zum  Teil  als  Nachwirkung  der  zünftlcrischen 

»  Allgemeine  EncyklopSdie  der  Wissenschaften  und  Künste  a.  a.  O.  S.  402. 
>  Hermbstädt  a.  a.  O.  S.  201. 

Jenke,  volksw.  Bedeutung  de«  kfiiutl.  Indigo.  i 
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Einrichtungen  eine  schärfere  Abgrenzung  zwischen  den  einzelnen  Zweigen 
desselben  Gewerbes  vorhanden  war,  heute  wohl  nur  noch  selten  Betriebe,  die 
sich  ausschließlich  mit  der  Indigofärberei  befassen.  Vielmehr  hat  die  moderne 
großkapitalistische  Entwicklung  zu  einer  Kombination  der  Betriebe  geführt,  so 
daß  heute  nicht  selten  das  Textilgewerbe  mit  der  Färberei  in  einem  Unter- 
nehmen vereinigt  ist. 

Unterscheiden  wir  die  Zeit  vor  und  nach  dem  Aufkommen  künstlicher 
Farbstoffe. 

Solange  es  noch  keine  künstlichen  Farbstoffe  gab  und  die  Farberei 
ausschließlich  auf  die  Farbstoffe  angewiesen  war,  die  ihr  die  Natur  zur  Ver- 
fügung stellte,  hat  wohl  kein  Farbstoff  eine  größere  und  vielseitigere  Anwen- 
dung gefunden  als  der  Indigo.  Auf  der  einen  Seite  kann  jede  Faser,  gleich- 
viel ob  Wolle,  Seide,  Baumwolle  oder  Leinen,  mit  Indigo  gefärbt  werden,  auf 
der  anderen  Seite  lassen  sich  damit  nicht  allein  alte  Abstufungen  des  Blaus, 
sondern  auch  sogenannte  Mischfarben  wie  Purpur,  Grün,  Violett,  Lila,  Dunkel- 
braun usf.  herstellen1.  Die  verschiedenen  Faserstoffe  werden  in  allen  Stadien 
ihrer  Verarbeitung,  in  losem  Zustand,  als  Gespinst  oder  Gewebe  gefärbt.  Es 
wäre  nahezu  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  sämtliche  Gebrauchsgegenstände 
unseres  täglichen  Lebens,  bei  denen  der  Indigo  irgend  eine  Verwendung  findet, 
namentlich  aufzuzählen.  Auch  außerhalb  der  eigentlichen  Färberei  wird  er 
zum  Färben  von  Papier,  Leder,  Federn,  Holz,  in  der  Wäscherei  und  Bleicherei 
als  sogenanntes  Neu-  oder  Waschblau  gebraucht. 

Man  war  in  früheren  Zeiten  um  so  mehr  auf  den  Indigo  angewiesen, 
als  er  —  abgesehen  von  dem  weniger  brauchbaren  Waid  —  der  einzige  blaue 
Farbstoff  war,  der  zur  Verfügung  stand.  Das  schon  frühzeitig  aus  Amerika 
importierte  Blauholz  konnte  ihm  infolge  der  geringen  Beständigkeit  der  Farbe 
nur  wenig  Konkurrenz  machen  und  kam  nur  da  in  Anwendung,  wo  man  das 
Hauptgewicht  auf  die  Billigkeit  der  Ware  legte.  Allerdings  haben,  wie  auch 
Fritz  Reuter  scherzhaft  in  seinem  *Ut  minc  Slromtid*2  hervorhebt,  nicht  sehr 
reelle  Färber  ihre  Kunden  damit  zu  täuschen  versucht. 

Von  größter  Bedeutung  war  der  Indigo  des  weiteren  für  den  Blaudruck. 
Derselbe  ist  ebenfalls  indischen  Ursprungs,  und  zwar  kannten  die  Inder  zwei 
Verfahren,  um  blau-  und  weißgefärbte  Stoffe  herzustellen.  Das  eine  Verfahren 
ist  der  sogenannte  Wachsdruck,  bei  welchem  mit  Hilfe  von  geschmolzenem 
Wachs  bestimmte  Zeichnungen  auf  dem  noch  weißen  Stoff  aufgemalt  und  die 
Stoffe  sodann  in  der  Küpe  gefärbt  wurden.  Die  Zeichnung  erschien  dann 
weiß  auf  blauem  Grunde.  Das  Gegenstück  hierzu  bildete  das  zweite  Verfahren, 
das  sogenannte  Pinselblauverfahren,  das  die  Herstellung  blauer  Zeichnungen 
auf  weißem  Grunde  ermöglichte.  Die  Franzosen  sollen  um  die  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  den  Wachsdruck  unter  dem  Namen  Porzellandruck  in  Europa 
eingeführt  haben  3,  während  das  Pinsclblauverfahren  erst  im  18.  Jahrhundert 
bekannt  wurde.  Der  Blaudruck  ist  sodann  besonders  durch  die  Engländer  im 
Laufe  der  Zeit  technisch  sehr  verfeinert  und  vervollkommnet  worden.  An  die 
Stelle  des  Pinsels  traten  später  Handdruckformen  aus  Birnbaumholz  und  schließ- 


«  Vitalis  a.  a.  O.  S.  396. 
*  Kap.  38,  III.  Teil. 

j  Enzyklopädisches  Handbuch  der  technischen  Chemie.    Begonnen  von  Strohmann  und 
K<  rl.  Bd.  6,  S.  454. 
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lieh  gegen  Ende  des  1 8.  Jahrhunderts  der  Maschinendruck.  Eine  Menge  neuer 
Verfahren  entstand,  die  uns  die  Herstellung  der  in  allen  Farben  schillernden 
bunten  Bettzeuge,  Gardinen,  Möbelkattune,  Kleidungsstücke  usw.  ermöglichten. 
Der  Zeugdruck  ist  auch  heute  noch  nach  dem  Aufkommen  der  künstlichen 
Farbstoffe  neben  der  Woll-  und  Baumwollfärberei  eine  wichtige  Domäne  des 
Indigo  geblieben. 

Solange  die  Chemie  selbst  wenig  entwickelt  war,  kam  sie  für  die  Färberei 
nur  insofern  in  Betracht,  als  sie  ihr  die  notwendigen  Hilfsstoffe,  Säuren,  Alkalien, 
Beizen  usw.  zur  Verfügung  stellte.  Auf  entwickelterer  Stufe  machte  sich  abei 
die  Chemie  daran,  auch  Farbstoffe  herzustellen,  die  die  teuren  Pflanzenfarb- 
stoffe ersetzen  sollten.  In  dieser  Richtung  gelang  es  Diesbach  schon  im  Jahre 
1710  das  Berlinerblau 1  in  die  Färberei  einzuführen.  Dessen  Billigkeit,  bequemere 
Anwendungsweise,  der  Glanz  seiner  Farbe  konnten  allerdings  nicht  voll  seinen 
Mangel  an  Haltbarkeit  ersetzen.  Infolge  des  Eisengehaltes  bekommen  die  mit 
Berlincrblau  gefärbten  Stoffe  Rostflecke  und  haben  infolgedessen  nur  eine 
beschränkte  Dauer2.  Gleichwohl  ist  es  in  der  Färberei  wie  im  Zeugdruck  viel 
verwendet  worden. 

Eine  völlige  Revolution  für  die  Indigofärberei,  wie  für  die  Färberei  über- 
haupt, brachte  die  Entdeckung  der  Teerfarbstoffe.  Durch  diese  ist  der  Indigo 
auf  vielen  Gebieten,  auf  denen  er  in  früherer  Zeit  dominierend  war,  verdrängt 
worden. 

In  der  Seiden färberei  ist  er  heute  fast  vollständig  aus  der  Mode  gekommen. 
Nur  in  sehr  seltenen  Fällen  werden  noch  Fabrikate  des  Indigo,  wie  das  Indigo, 
karmin,  gebraucht.  Auch  in  der  Woll-  und  Baumwollfärberei  hat  seine  Ver- 
wendung sehr  abgenommen.  Aus  der  großen  Fülle  künstlicher  blauer  Farb- 
stoffe haben  ihm  besonders  das  Indophenol-  und  das  Alizarinblau  große 
Konkurrenz  gemacht.  Das  Indophenolblau  soll  nach  v.  Georgievics*  in  Form 
der  Indophenol-Indigoküpe  eine  Ersparnis  von  zirka  25°/0  ermöglicht  haben. 
Allerdings  war  man  über  die  Vorteile  dieses  Farbmittels  nicht  ungeteilter 
Meinung. 

Ein  gefährlicherer  Rivale  war  das  Alizarinblau,  das  als  sogenanntes  lös- 
liches Alizarinblau  in  starken  Wettbewerb  mit  Indigo  getreten  ist  Es  ist 
in  Wasser  löslich,  daher  sofort  gebrauchsfertig,  und  verhält  sich  gegen 
Licht  ebenso  widerstandsfähig  wie  Indigo.  Auch  im  Preise  kann  es  mit 
demselben  konkurrieren,  und  dem  Mangel,  keine  tiefe  und  dunkle  Farbe 
zu  geben,  kann  leicht  nachgeholfen  werden.  Dagegen  hat  es  den  Vorzug, 
daß  die  damit  gefärbten  Tuche  beim  Reiben  nicht  »abrußen«.  In  Deutsch- 
land wurde  es  aus  diesen,  wie  aus  volkswirtschaftlichen  Gründen  Mitte  der 
90er  Jahre  zum  Färben  der  Militärtuche  zugelassen. 

Des  weiteren  haben  die  Schwefelfarbstoffe  besonders  in  der  Baumwoll- 
färberei Anlaß  zu  vermindertem  Gebrauch  des  Indigo  gegeben  *. 

In  letzter  Linie  hat  auch  der  Wechsel  der  Mode  die  alte  Indigofärberei  un- 
günstig beeinflußt.  Bisher  begnügte  man  sich  mit  einfachen  Farben.  Jetzt  trat  das 


«  Vgl.  Dr.  G.  v.  Gcorgievics,  Lehrbuch  der  Farbenchemie  a.  a.  O.,  I.  Bd.,  S.  350. 
a  Vitalis  a.  .1.  O.  S.  257. 

i  G.  v.Georgievics:  Der  Indigo  vom  praktischen  und  theoretischen  Standpunkt, a.a.O.  S.  87. 
4  A.  Bin*,  Firbereichcmisches  aus  dem  Jahre  1902,  Zeitschrift  für  angewandte  Chemie, 
17.  Jahrg.,  Heft  16,  April  1904,  S.  494. 
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Verlangen  nach  farbenreichen  Stoffen  hervor,  und  diesem  Verlangen  konnte 
die  Teerfarbenindustrie  in  vollstem  Maße  gerecht  werden.  Solange  es  nur 
die  wenigen  natürlichen  Farbstoffe  gab,  konnte  ja  hiervon  kaum  die  Rede 
sein.  Erst  die  endlose  Reihe  der  Teerfarbstoffe,  die  jede  Farbe  und  Farben- 
abstufung des  Sonnenspektrums  mit  Erfolg  wiederzugeben  vermochte,  schuf  die 
Möglichkeit  der  Erfüllung  eines  derartigen  Wunsches,  allerdings  zumeist  auf 
Kosten  der  Solidität.  Darin  äußerte  sich  bis  Ausgang  der  goer  Jahre  der 
praktische  Wert  des  Indigo,  daß  man  in  vielen  Fällen  trotz  der  großen 
Anzahl  künstlich  erzeugter  blauer  Farbstoffe  immer  wieder  auf  ihn 
zurückgriff. 

Eine  bemerkenswerte  Änderung  hat  sich  schließlich  auch  in  der  Indigofärberei 
selbst  vollzogen.  Sie  hatte  nicht  zum  geringsten  Teile  ihren  Sitz  auf  dem 
Lande,  begründet  auf  den  eigenartigen  Gewohnheiten  unserer  ländlichen  Be- 
völkerung, auf  der  Vorliebe  des  Bauern  für  solide,  haltbare  Waren,  die  vom 
Großvater  auf  Enkel  und  Urenkel  vererbt  werden  können.  Sodann  haben 
gewisse  ländliche  Distrikte  eine  besondere  Vorliebe  für  bestimmte  Muster 
gehabt,  die  nur  von  ihren  Landfärbern  hergestellt  werden  konnten  und  haben  mit 
außerordentlicher  Zähigkeit  an  diesen  festgehalten.  Es  ist  dies  vielleicht  eine 
ähnliche  Erscheinung,  wie  wir  sie  bei  den  Landestrachten  vorfinden,  und 
möglicherweise  hat  auch  zwischen  beiden  ein  gewisser  Zusammenhang  bestanden. 
Eine  derartige  Landfärberei  arbeitete  für  den  speziellen  Geschmack  der 
Kunden  ihres  Landdistrikts,  für  einen  bestimmten  lokalen  Bedarf. 

Mit  diesen  Verhältnissen  hat  die  moderne  großkapitalistische  Entwicklung 
mehr  oder  weniger  aufgeräumt.  Der  industrielle  Kapitalismus  blieb  nicht  ohne  Ein- 
wirkung auf  die  Produktions-  und  Konsumverhältnisse  der  Landwirtschaft.  Die- 
selbe wurde  mehr  denn  bisher  gezwungen,  aus  ihrer  naturalwirtschaftlichen 
Betriebsweise  herauszutreten  und  sich  auch  äußerlich  den  neuen  geldwirt- 
schaftlichen Verhältnissen  anzupassen.  Die  rasch  anschwellende  industrielle 
Bevölkerung  verlangte  von  ihr  in  erster  Linie  Nahrungsmittel  und  drängte 
damit  ganz  von  selbst  ihre  altübliche  Eigenproduktion  in  den  Hintergrund. 
Schafzucht  und  Flachsbau  verschwanden  allmählich  von  der  Bildfläche.  Die 
Versorgung  der  großen  städtischen  Märkte  mit  Getreide  und  Fleisch  erwies 
sich  als  rentabler. 

Früher  produzierte  der  Bauer  seine  Wolle  und  Leinen  selbst,  ließ  sie 
in  den  langen  Wintemächten  von  seinem  Gesinde  verspinnen  und  weben  und 
übergab  sie  sodann  dem  Färber  zum  Färben.  Seine  blauen  Arbeitskleider, 
die  buntfarbenen  Leinenkleider  der  Frauen  und  Mädchen,  seine  Bettwäsche, 
Vorhänge,  Teppiche  usw.,  zu  all  dem,  wurde  mehr  oder  weniger  Indigo 
verwendet,  da  er  die  haltbarste  Farbe  war.  Noch  heute  gibt  es  in  wenig 
verkehrsreichen  Gegenden  Indigoland  färbereien,  deren  Hauptgeschäft  die 
Herstellung  blauer  Arbeitskleider  und  Arbeitsschürzen  für  ihre  ländliche 
Kundschaft  ist. 

Mit  der  Zeit  fehlte  dem  Bauer  jedoch  die  Lust  und  Zeit  hierzu.  Seine 
Produktionsweise  hatte  sich  geändert  und  bald  nahmen  auch  seine  Konsum- 
gewohnheiten  andere  Formen  an.  Entsprechend  der  allgemeinen  Tendenz  unserer 
Zeit  wurde  auch  bei  ihm  der  Sinn  für  das  Solide  und  Gute  geringer.  Es 
fand  eine  Urbanisierung  des  Geschmackes  statt,  die  das  Gefallen  am  Modernen 
und  Chicken  hervortreten  ließ.  An  die  Stelle  der  selbsterzeugten  Leinwand 
und   Wolltuche    traten   die   Erzeugnisse   der  Textilindustrie.     Wämse  und 
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Mützen  werden,  wie  David 1  sagt,  gekauft,  und  selbst  das  Strumpfstricken  fängt  an, 
mit  dem  Tode  zu  ringen.  Es  wurde  für  den  Bauer  allmählich  viel  bequemer 
und  billiger,  sich  seinen  Eigenbedarf  zu  kaufen  als  selbst  herzustellen.  Heute 
gibt  es  nur  noch  wenige  Gegenden,  wo  sich  der  konservative  Sinn  des  Bauern 
erhalten  hat.  Hatte  schon  die  industrielle  Entwicklung  den  kleinen  handwerks- 
mäßigen Indigolandfärbern  großen  Eintrag  getan,  so  war  ihnen  mit  den  ver- 
änderten Produktions-  und  Konsumgewohnheiten  unserer  Landwirtschaft 
die  weitere  Existenzmöglichkeit  genommen.  Sie  sind  heute  zu  Kleinkrämern, 
sogenannten  Ellen  Warenhändlern,  geworden.  An  Stelle  der  Färberei  betreiben 
sie  vielfach  die  chemische  Wäscherei  oder  verkaufen  in  ihren  kleinen  Laden- 
geschäften fabrikmäßig  hergestellte  Textilwaren.  Zur  Benutzung  ihrer  alten 
Indigoküpen  findet  sich  nur  noch  selten  Gelegenheit. 

Der  Rückgang  in  der  industriellen  Verwendung  des  Indigo  ist  nun  nicht 
so  zu  verstehen,  als  hätte  im  Laufe  des  ig.  Jahthundert  eine  absolute  Ab- 
nahme des  Indigokonsums  Platz  gegriffen.  Derselbe  hat  vielmehr  seit  dem 
2.  Jahrzehnt  des  letzten  Jahrhunderts,  wie  die  Produktionsstatistik  der  Welt 
zeigt,  langsam  und  stetig  zugenommen,  bis  er  im  Maximum  etwa  die  Höhe 
von  8  Millionen  Kilogramm  pro  Jahr  erreicht  hatte2.  Auf  dieser  Höhe  ist 
er  auch  trotz  der  Konkurrenz  der  Teerfarben  bis  zu  Ausgang  des  Jahrhunderts 
stehen  geblieben.  Die  Abnahme  ist  nur  eine  relative,  sofern  nämlich  die 
Textilindustrie  in  dieser  Zeit  sich  ganz  kolossal  entwickelt  und  auch  die  Be- 
völkerung sich  stark  vermehrt  hat.  Seit  den  8oer  Jahren  war  sie  sodann, 
wie  die  nachstehende  Konsumstatistik  von  Apelt  zeigt,  in  einigen  alten  Kultur- 
ländern eine  absolute.  Der  Weltkonsum  hat  sich  aber  durch  den  vermehrten 
Verbranch  neuer  Länder,  insbesondere  der  Vereinigten  Staaten,  Rußlands  usw. 
auf  seiner  alten  Höhe  gehalten.  Nach  Apelt  stellt  sich  der  Indigokonsum 
der  einzelnen  Länder  folgendermaßen  dar: 


Absoluter  Verbrauch  in  M-Tonnen  (=  iooo  kg). 


Länder 

1 86 1 — 65 

1866—70 

1871— 7S 

1876—80 

1881—85 

1886—90 

1891—95 

England 

813 

1016 

1209 

1037 

1433 

1412 

1280 

Vereinigte  Staaten 

614 

585 

758 

1250 

'437 

1199 

Deutschland     .  . 

797 

74« 

1050 

9«3 

1 181 

1104 

910 

Frankreich  .    .  . 

728 

922 

1 162 

1133 

1160 

«037 

703 

Belgien  .... 

131 

204 

313 

205 

140 

Österreich  -  Ungarn 

605 

574 

698 

930 

680 

504 

»  Eduard  David:    Sozialismus  und  I-and Wirtschaft,  I.  Band,  Berlin  1903,  S.  503. 

a  Enzyklopädisches  Handbuch  der  technischen  Chemie.  Begonnen  von  F.  Strohmann 
und  Bruno  Kerl,  Braunschweig  1898,  B.  III,  S.  141 ;  Dr.  H.  Brunk:  Entwicklungsgeschichte 
der  Indigofabrikation.  Vortrag  vom  20.  Oktober  1900.  (Berichte  der  deutschen  chemischen 
Gesellschalt,  33.  Jahrgang  1900.) 
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Relativer  Verbrauch  in  kg  pro  Kopf  der  Bevölkerung 


1 — ^ — u — 

Länder 

1 

1861 — 65 

1866—70 

•871—75 

1876—80 

188I—85 

1886—90 

1891—93 

England 

0,03 

0,03 

0,04 

0,03 

0,04 

0,04 

0,03 

Vereinigte  Staaten 

0,02 

0,01 

0,02 

0,02 

0.02 

0,02 

Deutschland    .  . 

0,02 

0,02 

0,03 

0,02 

0,02 

0,02 

0,02 

Frankreich  .    .  . 

0,02 

0,02 

0,03 

0.03 

0,03 

0,03 

0,02 

Belgien  .... 

0.02 

0,04 

0,05 

0,03 

0,02 

Österreich  -  Ungarn 

0,02 

0,02 

0,02 

0,02 

0,05 

O.Ol 

Bis  vor  etwa  10  Jahren  ist  der  natürliche  Indigo  ein  wertvoller,  unent- 
behrlicher und  unersetzbarer  Hilfsstoff  für  die  Färberei  gewesen,  dem  kein 
ebenbürtiges  Kunstprodukt  an  die  Seite  zu  stellen  war. 


IV.  Die  Herstellung  des  künstlichen  Indigo. 

Der  künstliche  Indigo  ist  ein  Erzeugnis  der  deutschen  chemischen  Wissen- 
schaft und  Industrie.  Dieselbe  feiert  in  ihm  einen  ihrer  schönsten  und 
jüngsten  Triumphe.  Es  ist  daher  nicht  müßig,  mit  kurzen  Worten  auf  den 
Entwicklungsgang   der   chemischen   Wissenschaft    und    Technik  hinzuweisen. 

Innerhalb  derselben  lassen  sich  zwei  große  Perioden  unterscheiden,  die 
sich  infolge  ihrer  prinzipiellen  Verschiedenheit  schatf  von  einander  abheben. 

Die  erste  Periode  können  wir  bezeichnen  als  die  Periode  der  rohen 
Empirie.  Sie  beruht  auf  einfacher  Naturbetrachtung.  Die  Menschen,  die  sich 
hier  mit  chemischen  Dingen  befassen,  tun  dies  unbewußt  und  haben  weder 
das  Bedürfnis  noch  die  Lust,  den  inneren  Zusammenhang  chemischer  Dinge 
zu  ergründen,  Gesetze  aufzustellen  und  chemische  Vorgänge  in  wissenschaft- 
licher Weise  zu  untersuchen  und  zu  erklären.  Sie  sind  reine  Empiriker  und 
werden  ausschließlich  von  Nützlichkeitszwecken  geleitet.  Infolgedessen  gibt  es 
auf  dieser  Stufe  noch  keine  chemische  Wissenschaft.  Die  Erfindungen  werden 
zufällig  gemacht,  oft  von  Leuten,  die  anderen  Berufsklassen  angehören  und 
sich  nur  aus  Liebhaberei  mit  Chemie  beschäftigen.  So  wird  beispielsweise  die 
Erfindung  des  Schießpulvers  in  Europa,  wohl  eine  der  bedeutendsten  und 
folgeschwersten  chemischen  Erfindungen,  dem  Franziskanermönch  Berthold 
Schwarz  zugeschrieben. 

Wie  schon  angedeutet,  hat  sich  das  rohe  empirische  Verfahren  auf 
manchen  Gebieten  durchaus  bewährt.  Wir  verdanken  demselben  eine  Reihe 
von  Erfindungen,  die  zur  Erstehung  von  Industrien  geführt  haben,  die  wir 
heute  als  chemische  Industrien  in  weiterem  Sinn  bezeichnen.  So  ist  beispiels- 
weise sehr  frühzeitig  die  Fabrikation  von  Glas  durch  die  alten  Phoenizier 
ermöglicht  worden,  die  Salpeter-  und  Schwefelsäurefabrikation  des  Mittelalters 
verdankt  ihre  Existenz  einem  arabischen  Gelehrten  des  8.  Jahrhunderts,  Geber 
oder  eigentlich  Dschabir1.  Das  keramische  Gewerbe  ist  schon  sehr  früh  zu 
großer  Blüte  gelangt,   und  hat  mit  der  Erfindung  des  Porzellans  durch  den 


'  Dr.  Herrn.  Kopp:  Geschichte  der  Chemie.  Braunschweig  1843,  I,  S.  51  ff. 
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Alchimisten  Joh.  Fr.  Böttger  eine  bedeutende  Erweiterung  erfahren.  Des 
weiteren  war  in  dieser  Periode  die  Fabrikation  von  Alaunen  und  Vitriolen1,  die 
Metallverarbeitung,  die  Gewinnung  des  Phosphors  und  wie  bereits  im  Vorher- 
gehenden erwähnt,  die  Darstellung  des  Berlinerblaus  und  noch  vieles  andere 
mehr  oder  weniger  bekannt.  Für  unser  Wirtschaftsleben  ist  somit  diese  Stufe 
nicht  ohne  Bedeutung  gewesen. 

Die  rohe  Empirie  in  der  Chemie  herrschte  etwa  bis  zum  1 7.  Jahrhundert. 

Die  zweite  Periode,  in  der  das  rationelle  Verfahren  in  der  Chemie  zur 
Anerkennung  gelangte,  wurde  eingeleitet  durch  Bacon,  der  die  axiomatische 
Gesetzlichkeit  der  Natur  konstatiert  und  in  Kant  den  prinzipiellen  Begründer 
des  die  Natur  beherrschenden  Kausalgesetzes  gefunden  hat.  Die  neuen  philo- 
sophischen Anschauungen  untergruben  die  aristotelische  Philosophie  und  die 
mittelalterliche  Scholastik,  die  sich  in  übersinnlichen,  metaphysischen  Spekulationen 
verlor.  Gleichwohl  haben  diese  noch  lange  in  den  Köpfen  nicht  unbedeuten- 
der Chemiker  ihr  Unwesen  getrieben2. 

Kant  ist  der  theoretische  Begründer  der  exakten  naturwissenschaftlichen 
Forschung.  Erst  durch  seinen  Einfluß  wird  die  Chemie  aus  dem  Zustand 
roher  Empirie  in  methodisch-wissenschaftliche  Bahnen  gelenkt.  Die  Phlogiston- 
theorie,  die  dem  Aufschwung  der  jungen  Wissenschaft  noch  hinderlich  war, 
wurde  beseitigt  durch  die  bahnbrechenden  Untersuchungen  Lavoisiers,  an  den 
sich  die  glänzenden  Namen  eines  Dalton,  Thenard,  Gay-Lussac  und  Daw 
anreihen.  Auf  französischem  und  englischem  Boden  entstanden  die  ersten 
Anfänge  einer  neuen  Industrie,  der  chemischen  Industrie  im  heutigen  Sinn, 
die  sich  unter  dem  Einfluß  ihrer  Gelehrten  und  Forscher  bald  zu  solcher  Be- 
deutung erhob,  daß  der  sich  an  englische  Vorbilder  anlehnenden  deutschen 
chemischen  Industrie  nur  ein  kleiner  Teil  des  inländischen  Marktes  übrig  blieb 3. 

Allmählich  verschob  sich  aber  der  Schwerpunkt  der  theoretischen  Chemie 
nach  Deutschland.  Bisher  hatte  die  Wissenschaft  nur  in  das  Gebiet  der  an- 
organischen Chemie  einzudringen  vermocht  und  war  zu  der  Überzeugung 
gelangt,  daß  die  künstliche  Herstellung  organischer  Körper  der  menschlichen 
Tätigkeit  entzogen  sei-*,  da  diesen  eine  besondere  Kraft,  die  vis  Vitalis,  inne- 
wohne.   Dieser  Lebenskraft  schrieb  man  die  Entstehung  organischer  Körper  zu». 


*  Vgl.  O.  N.  Witt:  Chemische  Industrie  des  Deutschen  Reiches  im  Beginne  des  20.  Jahr- 
hunderts, Berlin  1907,  S.  9. 

2  Vgl.  Rau:  Die  Entwicklung  der  modernen  Chemie,  Braunschweig  1879,  S.  t — 36, 
und  A.  Ladenburg:  Vorträge  über  die  Entwicklungsgeschichte  der  Chemie  in  den  letzten 
IOO  Jahren.   4.  Aufl.  Braunschweig  1907,  S.  5.  u.  50. 

i  Sammelausstellung  der  deutschen  chemischen  Industrie.  Weltausstellung  zu  Paris 
1900,  S.  3. 

4  Vgl.  Ladenburg  a.  a.  O.  S.  121. 

*>  Vgl.  z.  B.  Gerhardts  Anschauungen  über  die  Lebenskraft  in  Kau's  Entwicklung  der 
Chemie  S.  104  ff.  Er  sagt,  unsere  Rolle  beschränkt  sich  darauf,  zu  vereinfachen  und  die  uns 
von  der  organischen  Natur  dargebotenen  komplizierten  Moleküle  zu  zertrennen.  Die  Lebenskraft 
belebt  diese  Produkte  unserer  Zertrcnnung  wieder,  sie  setzt  aus  ihnen  die  in  unserem  Laboratorium 
vertrennten  Substanzen  wieder  zusammen,  .  .  .  wir  können  wohl  vereinfachen,  indem  wir  einen 
Teil  ihrer  Elemente  vertrennen,  aber  die  umgekehrte  Operation  ist  uns  niemals  mit  bloßen 
chemischen  Kräften  gelungen.  Sie  ist  nur  durch  Unterstützung  der  Lebenskraft  möglich  ge- 
worden .  .  .    Ich  sage  nochmals,  die  chemischen  Kräfte  sind  der  Lebenskraft  entgegengesetzt. 
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Wöhlers  epochemachende  Entdeckung  stellte  jedoch  fest,  daß  diese  Theorie 
unhaltbar  sei  und  ein  prinzipieller  Unterschied  zwischen  anorganischer  und 
organischer  Chemie  nicht  aufgestellt  werden  konnte.  Sein  Verdienst  ist  es, 
das  Feld  für  die  organische  Synthese  frei  gemacht  und  den  Grund  zur  neuesten 
Zeit  der  Chemie  gelegt  zu  haben,  in  der  das  Interesse  für  organische  Chemie 
vorherrscht.  Gleichzeitig  mit  Wöhler  wurde  Justus  von  Liebig  zum  Urheber 
eines  geradezu  beispiellosen  Fortschrittes.  Sein  eminent  praktischer  Sinn  und 
weitschauender  Blick  erkannten  sofort  die  dringliche  Notwendigkeit  einer  durch- 
greifenden Umgestaltung  des  chemischen  Unterrichtswesens.  Seine  hervor- 
ragende Begabung  als  Forscher  und  Lehrer,  unterstützt  von  einer  wunderbaren 
Anziehungskraft  seiner  Person,  brachte  einen  neuen  Geist  in  die  deutsche 
chemische  Wissenschaft  und  Praxis,  der  eine  ungeahnte  Belebung  und  Förde- 
rung derselben  zur  Folge  hatte.  Erstaunlich  ist  die  Reichhaltigkeit  und  Viel- 
seitigkeit seiner  Arbeiten,  die  Fruchtbarkeit  seines  Wirkens  und  Schaffens. 
Seine  Tätigkeit  hat  A.  W.  Hofmann  mit  folgenden  Worten  charakterisiert: 
>Wenn  man  die  Summe  dessen  ins  Auge  faßt,  was  Liebig  für  das  Wohlergehen 
der  Menschen  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  und  des  Ackerbaus  oder  der 
Pflege  der  Gesundheit  geleistet  hat,  so  darf  man  kühn  behaupten,  daß  kein 
anderer  Gelehrter  in  seinem  Dahinschreitcn  der  Menschheit  ein  größeres  Ver- 
mächtnis hinterlassen  hat1«.  Für  die  Entwicklung  speziell  der  deutschen 
chemischen  Wissenschaft  und  Technik  war  Licbig  von  ausschlaggebender  Be- 
deutung. Die  Früchte  seines  Wirkens  haben  sich  erst  in  späterer  Zeit,  aller- 
dings auch  in  desto  strahlenderem  Lichte  gezeigt. 

Blicken  wir  zurück  auf  die  Lage  der  chemischen  Industie  in  Deutschland 
etwa  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts.  Dieselbe  war  keineswegs  eine  er- 
freuliche. Wie  überall  so  bildete  auch  in  Deutschland  tlie  Industrie  der  Säuren 
und  Alkalien  den  Beginn  der  heutigen  chemischen  Industrie.  An  sie  schlössen 
sich  im  Laufe  der  Zeit  die  Industrie  der  künstlichen  Düngstoffe,  der  chemisch- 
pharmazeutischen  Präparate,  die  Industrie  der  Sprengstoffe  und  Zündwaren 
u.  a.  m.  an.  Im  Vergleich  zu  anderen  Ländern  war  sie  klein  und  unbedeutend 
und  hinkte  der  Entwicklung  in  Frankreich  und  England  auch  insofern  nach, 
als  hier  bereits  gegen  Ende  der  50er  Jahre  ein  neuer  bedeutungsvoller  Zwei? 
der  chemischen  Industrie,  die  Fabrikation  künstlicher  Farbstoffe  ins  Leben  ge- 
rufen war.  Und  wer  war  der  Vater  dieser  neuen  Industrie  ?  Es  war  A.  W.  Hofmann, 
ein  Deutscher,  der  als  Leiter  des  neu  gegründeten  Royal  College  of  Chemistry 
nach  London  berufen,  sich  die  Erforschung  der  Bestandteile  des  Steinkohlen- 
teers, jenes  wertlosen,  lästigen  Abfallproduktes  der  Leuchtgasfabrikation  zur 
Aufgabe  gemacht  hatte.  Seine  Untersuchungen  und  Arbeiten  legten  den  Grund, 
auf  dem  die  Beobachtungen  Runge's*  einer  praktischen  Verwirklichung  ent- 
gegengeführt werden  konnten.  Im  Jahre  1856  entdeckte  sein  Assistent  Henry 
Perkin  den  ersten  künstlichen  Farbstoff,  das  MauveYn  und  gründete  zwei  Jahre 
darauf  die  erste  Teerfarbenfabrik  in  der  Nähe  Londons  3.    Drei  Jahre  später 


>  E.  v.  Meyer:    Geschichte  der  Chemie,  Leipzig  1895,  S.  231. 

»  Runge's  im  Jahre  1834  veröffentlichte  Beobachtungen  über  die  Fähigkeit  einzelner 
Teerbestandteile.  Farbstoffe  zu  bilden,  blieben  noch  ohne  Folgen.  Sammelausstellung  dei 
deutschen  chemischen  Industrie  1900,  a.  a.  O.  S.  5. 

3  Dr.  H.  Caro :  Über  die  Entwicklung  der  chemischen  Industrie,  Mannhctm-Ludwigs- 
hafen  a.  Rh.   Zeitschrift  für  angewandte  Chemie,  Jahrgang  1907,  Heft  37,  S.  »348 
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wurde  in  Frankreich  das  Anilinrot,  das  Fuchsin1,  entdeckt  und  im  Anschluß 
hieran  die  bunte  Reihe  seiner  violetten,  blauen  und  grünen  Abkömmlinge  auf- 
gefunden2. Die  günstigen  Vorbedingungen,  die  die  neue  Industrie  in  England 
und  Frankreich  fand,  das  Vorhandensein  der  erforderlichen  Hilfsmittel,  wie 
Brennmaterialien,  billige  Produkte  der  Saure-  und  Alkaliindustrie  und  insbesondere 
des  Teers  infolge  einer  verbreiteten  und  entwickelten  Leuchtgasfabrikation, 
führten  zur  raschen  Entfaltung  der  Teerfarbenindustrie,  während  man  in 
Deutschland  nur  zögernd  auf  dem  neuen  Wege  folgte  3.  Es  fehlte  sozusagen 
an  allem,  es  fehlte  an  den  notwendigen  Bedingungen  für  Produktion  und 
Absatz.  Die  Rohmaterialien,  Teer,  Soda,  Ammoniak  mußten  zum  weitaus 
gTößten  Teil  aus  England  importiert  werden,  der  Bedarf  der  deutschen  Textil- 
industrie war  beschränkt  und  die  Märkte  des  Auslands  durch  Patente  ver- 
schlossen''. In  aller  Bescheidenheit  wurde  jedoch  auch  in  Deutschland  die 
Teerfarbenfabrikation  versucht.  Es  war,  wie  Caro  sagt s,  eine  freud-  und  gewinn- 
losc  Nachahmungsindustrie,  die  der  ersten  Jahre,  lähmend  den  Flug  des  allein 
segenbringenden,  eigenen  Entdeckens  und  Erfindens.  Noch  gab  es  kein 
deutsches  Patent,  noch  keinen  Weltmarkt  für  den  deutschen  Gewerbcfleiß. 
Ungehindert  ahmte  man  die  wertvollsten,  in  englischen  und  französischen 
Patentschriften  beschriebenen  Erfindungen  nach  und  konkurrierte  hart  mitein- 
ander auf  dem  beschränkten  deutschen  Absatzgebiete 

Gleichwohl  trug  sie  aber  den  Keim  einer  glänzenden  Zukunft  in  sich, 
der  im  Verein  mit  der  Umgestaltung  unserer  innerpolitischen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse,  ihren  schleppenden  Gang  in  einen  großartigen  Aufschwung 
verwandelte. 

Aus  der  Schule  Liebigs  war  ein  Kreis  großer  Forscher  und  Gelehrter 
hervorgegangen,  die  aber  zum  Teil  nach  dem  Ausland  gingen,  da  sich  ihnen 
unsere  heimatlichen  Verhältnisse  für  eine  erfolgreiche  Tätigkeit  noch  als  wenig 
aussichtsreich  erwiesen.  »A.  W.  Hofmann  lehrte  in  London;  Kekule  gründete 
seine  Schule  in  Gent;  in  fremder  Sprache  und  Schrift  mußten  wir  die  erste 
Kunde  seiner  neuen  Lehre  vernehmen  und  in  den  Laboratorien  und  Fabriken 
des  Auslandes  weilten  spätere  Gründer,  Leiter  und  Berater  unserer  großen 
Werke  6.c  Allmählich  hatten  sich  jedoch  die  deutschen  Regierungen,  am  spä- 
testen die  preußische,  von  dem  hohen  wirtschaftlichen  Wert  des  von  Liebig 
begründeten  systematischen,  chemischen  Unterrichts  überzeugt 7.  Hofmann  und 
Kekule  wurden  nach  Deutschland  zurückberufen  und  mit  der  Leitung  des 
chemischen  Unterrichtswesens  betraut.    An  den  meisten  deutschen  Hochschulen 


»  Dasselbe  ist  schon  vorher  von  NVanson  u.  Hofmann  beobachtet  worden.   A.  Laden- 
burg: a.  a.  O.  S.  289. 

*  Dr.  H.  Caro:    Über  die  Entwicklung  der  chemischen  Industrie,  Mannheim-Ludwigs- 
hafen a.  Rh.,  a.  a.  O.  S.  1348. 

3  Sammelausstellung  der  deutschen  chemischen  Industrie,  a.  a.  O.  S.  6. 

4  Ebendaselbst,  a.  a.  O.  S.  6. 

5  Dr.  H.  Caro:  Über  die  Entwicklung  der  chemischen  Industrie  Mannheim- Ludwigs- 
hafen a.  Rh.,  a.  a.  O.  S.  1331. 

<>  Dr.  H.  Caro:  Über  die  Entwicklung  der  Teerfarbenindustric.  Berichte  der  deutschen 
ehem.  Gesellschaft.  Berlin  1892,  Referate,  S.  1018. 
7  E.  von  Meyer  a.  a.  O.  492—493. 
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wurden  chemische  Untcrrichtslaboratorien  eingerichtet,  die  den  für  eine  gedeih 
liehe  Fortentwicklung  der  chemischen  Industrie,  insbesondere  der  Teerfarben- 
industrie,  notwendigen   Stab  von  Gelehrten  und  wissenschaftlich  geschulten 
Chemikern  schufen. 

Von  eminenter  Bedeutung  für  die  Chemie  der  Farbstoffe  war  die  Benzol- 
theorie von  Kekulc1.  Sie  bedeutet  den  Eintritt  in  eine  neue  Epoche.  Hatte 
doch  bis  dahin  auf  dem  Gebiete  der  Farbenchemie  der  rohe  Empirismus  wieder 
mehr  oder  weniger  Platz  gegriffen.  Die  glänzenden  Erfolge  und  ungeheueren 
Gewinne,  die  man  mit  den  ersten  künstlichen  Farbstoffen  erzielt  hatte,  führten 
dazu,  daß  jeder  auf  gutes  Glück  probierte,  planlos  ohne  bestimmtes  Ziel 
Agentien  auf  Agentien  einwirken  ließ,  in  der  Hoffnung,  daß  der  Zufall  ihn 
zum  glücklichen  Erfinder  eines  Farbstoffes  machen  werde.  Eine  Menge  Farb- 
stoffe sind  auf  diese  Weise  entdeckt  worden,  ohne  daß  man  auch  nur  die 
geringste  Kenntnis  von  ihrer  inneren  Natur  gehabt  hätte.  Eine  der  letzten 
und  größeren  Leistungen  des  rohen  Empirismus  war  die  Entdeckung  des 
Anilingrüns,  das  wir  den  Experimenten  eines  Photographen  verdanken2. 

Kekules  Benzoltheorie  hat  im  Verein  mit  den  Forschungen  A.  W.  Hofmanns 
und  anderer  Vertreter  rein  wissenschaftlicher  Arbeit  dem  rationellen  Verfahren 
in  der  Farbenchemie  die  Wege  geebnet.  Man  hatte  sich  sozusagen  ausprobiert. 
Ein  weiterer  Fortschritt  war  nur  möglich,  wenn  man  die  bei  der  Bildung  eines 
Farbstoffes  in  Wirksamkeit  tretenden  Gesetze  kannte  und  die  Kausalien  so 
anzuordnen  wußte,  daß  mit  Notwendigkeit  der  beabsichtigte  Erfolg  eintrat. 
Aus  Empirikern  wurden  wissenschaftlich  geschulte  Spezialisten.  Ihr  erster  Erfolg, 
die  Erfindung  des  Alizarins,  war  ein  doppelter.  Nicht  allein  ein  neuer  künst- 
licher Farbstoff  war  entdeckt,  sondern  auch  der  erste  vegetabilische,  der  uralte 
Farbstoff  des  Krapps.  In  wenigen  Jahren  vernichtete  die  deutsche  chemische 
Industrie  den  französischen  Krappbau  und  Krapphandel,  zu  dessen  Förderung 
einst  Louis  Philipp  die  roten  Hosen  in  der  französischen  Armee  eingeführt  hattet 

Es  würde  zu  weit  führen,  die  nun  kommende,  an  wissenschaftlichen, 
technischen  und  wirtschaftlichen  Erfolgen  so  überaus  reiche  Zeit  auch  nur  in 
ihren  wesentlichen  Teilen  schildern  zu  wollen.  Dem  hohen  Flug  der  deutschen 
Wissenschaft  folgte  die  Technik,  enger  sich  an  die  Theorie  haltend,  als  es 
sonst  im  allgemeinen  der  Fall  zu  sein  pflegt.  Aus  einer  in  ihren  Anfängen 
sehr  bescheidenen  Nachahmungsindustrie  ist  eine  Weltindustrie  ersten  Ranges 
geworden,  die  die  englische  und  französische  weit  überflügelt  hat  und  uns 
fortgesetzt  neue  Überraschungen  darbietet. 

Zu  diesen  neuesten  Überraschungen  gehört  der  künstliche  Indigo. 
Nachdem  einmal  der  erste  vegetabilische  Farbstoff  entdeckt  war,  war 
das  Ziel  der  Farbenindustrie:  »Die  Verdrängung  aller  natürlichen  Farb- 
stoffe, nicht  mehr  durch  minderwertige  Surrogate,  sondern  durch  gleich- 
wertige, eventuell  bessere  Kunstprodukte. c  Insbesondere  war  ihr  Augen- 
merk  auf   die   synthetische  Darstellung    des   altbewährten    Indigo  gerichtet. 


«  A.  Aldenburg  a.  a.  O.  S.  260  ff.  ».  282  ff.  und  Prof.  Dr.  R.  Nietzki:    Die  Ent- 
wicklungsgeschichte der  künstlichen,  organischen  Farbstoffe.  Stuttgart  1902,  S.  13. 

s  Dr.  H.  Caro:  Über  die  Entwicklung  der  Teerfarbenindustrie,  a.  a.  O.  S.  1037. 

3  Dr.  Sigmund  Kapff :     »Die    Farbenindustrie«,     Handbuch    der  Wirtscbaftskunde 
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Schon  langst  hatte  man  erkannt,  daß  die  natürlichen  Farbstoffe  aus  einer 
Vielheit,  chemisch  unter  sich  verschiedener  Bestandteilen  bestehen,  von  denen 
aber  jeweils  nur  einer  die  färbende  Wirkung  hervorbringt.  Das  fäibende  Prinzip 
des  Indigo  ist  das  Indigoblau,  dem  sich  infolgedessen  das  Hauptinteresse 
zuwendete. 

Die  Erforschung  dieses  Körpers  und  die  Geschichte  seiner  fabrikmäßigen 
Darstellung  bietet  um  deswillen  ein  besonderes  Interesse,  weil  sie  der  höchste 
Ausdruck  des  in  unserer  Teerfarbenindustrie  heute  allgemein  herrschenden 
rationellen  Verfahrens  ist  und  einen  Einblick  in  die  Arbeitsweise  derselben 
gewährt.  »Der  Platz  eines  jeden  Atoms  im  Molekül  dieses  Farbstoffes  ist  auf 
experimentellem  Wege  festgestellt  worden«,  sagt  A.  v.  Bayer,  der  erste  Schüler 
Kckules,  der  Vertreter  der  neuen  Richtung  und  der  Erfinder  des  künstlichen 
Indigo1.  Wie  bei  einem  komplizierten  Mechanismus  wurde  Stück  für  Stück 
des  Farbstoffmoleküls  abgetragen  und  schrittweise  allmählich  auf  uns  bereits 
schon  bekannte  Körper  reduziert,  von  denen  aus  sodann  in  umgekehrter  Rich- 
tung der  Aufbau  desselben  wieder  unternommen  wurde.  Die  Wissenschaft 
ging  hierbei  der  Technik  bahnbrechend  voraus.  Schon  im  Jahr  1865  gelang 
es  Bayer,  die  Muttersubstanz  des  Indigoblaus,  das  Indol,  aufzufinden  und 
1869  im  Verein  mit  Emmerling  künstlich  darzustellen.  Den  Weg  vom  Indol 
zum  Indigoblau  zeigte  eine  1875  von  Xencki  aufgefundene  Synthese.  Diese 
zunächst  rein  wissenschaftlichen  Forschungen  dienten  vornehmlich  der  Auf- 
klärung der  Konstitution  des  Indigoblaus  und  blieben  für  die  Technik  belanglos, 
bis  Bayer  im  Jahre  1880  seine  berühmte  Synthese  des  Indigoblaus  aus 
Zimtsäure  veröffentlichte2. 

Die  großartigen  Erfolge,  die  das  Alizarin  auf  dem  Weltmarkt  errungen 
hatte,  waren  noch  in  zu  lebhafter  Erinnerung,  als  daß  man  nicht  an  diese 
Entdeckung  Bayers  die  größten  Hoffnungen  für  die  Zukunft  geknüpft  und  in 
nicht  allzu  weiter  Ferne  den  Untergang  der  Indigokultur  vorausgesehen  hätte. 

Die  Badischc  Anilin-  und  Sodafabrik  in  Ludwigshafen  und  die  Farb- 
werke vormals  Meister,  Lucius  und  Brüning  in  Höchst  a.  M.  erwarben  die 
Patente  Bayers  und  nahmen  mit  allen  Mitteln  die  technische  Bearbeitung  der- 
selben in  Angriff. 

Wie  die  zahlreichen  Patentschriften  3  beweisen,  ist  dieser  Gegenstand 
außergewöhnlich  eifrig  und  intensiv  bearbeitet  worden.  Es  zeigte  sich  aber, 
daß  dieser  Synthese  die  wirtschaftliche  Möglichkeit  fehlte.  Ein  industrieller 
Erfolg  war  nur  dann  zu  erwarten,  wenn  das  erhaltene  Kunstprodukt  nicht 
teurer  zu  stehen  kam,  als  das  Naturprodukt.  Der  Preis  des  letzteren  bestimmte 
die  äußerste  Grenze,  welche  die  Herstellungskosten  des  neuen  Produktes  nicht 
überschreiten  durften.  Diese  Herstellungskosten  hängen  ab  einmal  von  dein 
Preis  und  dem  leichten  Bezug  des  Rohmaterials,  sodann  von  dem  Maß  der 
Ausbeute  und  der  Verwendungsmöglichkeit  der  entstehenden  Nebenprodukte. 
Dabei   war  ferner  noch  zu  berücksichtigen,  daß  und  wieweit  auf  Seiten  der 


«  Berichte  der  deutschen  chemischen  Gesellschaft  1883,  16,  S.  2 188. 

*  A.  v.  Bayer:  Zur  Geschichte  der  Indigo-Synthese.  Vortrag  vom  20.  Oktober  1900. 
Berichte  der  deutschen  ehem.  Gesellschaft.  33.  Jahrg.  1900. 

3  Vgl.  Prof.  Dr.  P.  Friedender:  Die  Fortschritte  der  Teerfarl>cnfabrikation  und 
verwandter  Industriezweige.  Band  I— VII,  Berlin  1877 — 1904. 
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Konkurrenz  die  Preise  ermäßigt  werden  konnten1.  Alle  Änderungen  und  Um- 
wege, die  man  einschlug,  führten  nicht  zu  dem  gewünschten  Resultat.  Die 
erste  und  ebenso  auch  die  zweite,  1882  erschienene  Bayer-Drewsensche  Syn- 
these2 erfüllten  obige  Bedingungen  nicht.  Bei  beiden  war  die  Ausbeute  so 
ungenügend,  daß  der  künstliche  Indigo  teurer  als  der  natürliche  zu  stehen 
kam.  Ein  weiterer,  sehr  schwer  empfundener  Mangel  lag  darin,  daß  das  Toluol 
das  Ausgangsmaterial  bildete.  Dasselbe  war  für  eine  fabrikmäßige  Herstellung 
von  Indigo  im  größten  Stil,  d.  h.  für  die  Versorgung  des  Weltmarktes  und 
den  vollständigen  Ersatz  des  Naturproduktes  nicht  geeignet.  Brunk  gibt  hier- 
über folgende  Zahlen  an  3 :  :•>  Die  Produktion  an  den  hauptsächlichsten  von  der 
Industrie  der  Teerfarbstoffe  und  ihrer  Zwischenprodukte  konsumierten  Kohlen- 
wasserstoffen, Benzol  und  Toluol,  betrügt  (1900)  25 — 30000  Tonnen  im  Jahr. 
Das  durchschnittliche  Mengenverhältnis  dieser  Kohlenwasserstoffe  ist  derart, 
daß  auf  4  Teile  Benzol  etwa  1  Teil  Toluol  kommt.  Es  sind  also  im  Jahre 
5—6000  Tonnen  Toluol  zur  Verfügung,  welche  nur  annähernd  hinreichen, 
den  gegenwärtigen  Bedarf  zu  decken.  Die  Bewertung  des  Toluols  auf  dem 
Markte  ist  im  Gegensatz  zu  früheren  Jahren  eine  beträchtlich  höhere,  als  die 
des  Benzols,  und  sie  muß  mit  steigendem  Bedarf  an  Toluol  el^enfalls  steigen, 
solange  das  durch  den  Benzolhedarf  bestimmte  Quantum  Toluol  nicht  größer 
wird.  Da  das  heute  auf  den  Markt  kommende  Toluol  nicht  für  die  Indigo- 
fabrikation disponibel  ist,  so  wäre  letztere  auf  die  Beschaffung  von  neuem 
Toluol  angewiesen,  wobei  für  die  gleichzeitig  zu  gewinnende  vierfache  Menge 
Benzol  Konsum  geschaffen  werden  müßte.  Nach  einer  bekannt  gewordenen 
Angabe  über  die  Indigoausbeute  aus  Toluol  nach  den  neuesten  technischen 
Portschritten  bedürfte  1  kg  Indigo  zirka  4  kg  Toluol  zu  seiner  Darstellung. 
Es  würde  daher  das  gesamte,  jetzt  produzierte  Toluol  höchstens  zur  Herstellung 
von  einem  Viertel  des  Weltkonsums  an  Indigo,  der  auf  etwa  5  Millionen  Kilogramm 
(ioo°/0)  geschätzt  werden  kann,  ausreichen  oder  es  müßte  noch  das  Vierfache 
der  jetzigen  Produktion  mehr  an  Teerkohlenwasserstoffen  erzeugt  werden,  um 
die  Ersetzung  des  Pflan/.enindigo  zu  ermöglichen.« 

Erst  das  Jahr  1890  brachte  mit  der  Synthese  von  K.  Heumann  einen 
weiteren  Fortschritt 4.  Sie  besaß  den  Vorzug  leichter  Beschaffbarkeit  und  Billig- 
keit der  Rohmatcrialen,  hatte  aber  ebenfalls  den  Mangel  schlechter  Ausbeute, 
der  erst  durch  eine  zweite  5,  ebenfalls  von  Heumann  aufgefundenen  Synthese, 
die  von  der  Carbonsaure  ausging,  beseitigt  wurde.  Ihre  Vollendung  hat  diese 
Synthese  nach  7  Jahre  langer  Arbeit  durch  Hoogwerf  und  van  Dorp  erfahren, 
die  das  Naphthalin  zum  Ausgangsmaterial  für  die  Herstellung  der  Carbonsäure 
machten,  und  andererseits  durch  E.  Sapper,  der  infolge  eines  glücklichen  Zu- 
falls einen  billigen  Weg  zur  Oxydation  des  Naphthalins  gefunden  hatte.  Im 
Naphthalin  als  Rohmaterial,  schreibt  Brunk,  hatte  man  endlich  die  sichere 
Grundlage  für  die  große  Indigofabrikation  gewonnen.  » Nach  seiner  auf  zuver- 
lässiger Information  beruhenden  Schätzung  enthalt  der  jahrlich  auf  Kohlcnwasser- 


*  Vgl.  H.  Brunk  a.  n.  O. 

»  P.  Friedländer  a.  a.  O.,  B.  I,  S.  125. 

3  H.  Brunk  a.  a.  O. 

4  H.  Brunk  a.  a.  Ö.  und  P.  Friedländer  a.  a.  O.,  B.  II,  S.  too. 
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Stoffe  verarbeitete  Steinkohlenteer  40—50000  Tonnen  Naphthalin,  wovon  aber 
etwa  nur  1 5  000  Tonnen,  dein  bisherigen  Bedarf  entsprechend,  isoliert  werden. 
Für  die  Zwecke  der  Indigofabrikation  bleiben  demgemäß  mindestens  25  000 
Tonnen  Naphthalin  übrig,  die  bisher  mangels  geeigneter  Verwendung  zu  Ruß 
verbrannt  wurden  oder  in  den  Schmierölen  gelöst  blieben,  aber  in  gleicher 
Weise  und  mit  denselben  Kosten,  wie  die  genannten  15000  Tonnen  isoliert 
werden  können.  Das  so  zur  Verfügung  stehende  Naphthalin  ist  aber  mehr  als 
ausreichend,  um  den  zur  Fabrikation  des  Weltkonsums  von  Indigo  erforder- 
lichen Bedarf  zu  decken.« 

Die  Badische  Anilin-  und  Sodafabrik  hatte  als  erste  nach  fast  20  Jahren 
unter  Mitarbeit  der  Erfinder  Bayer  und  Heumann,  unter  der  Mitwirkung  aller 
verfügbaren  wissenschaftlichen  und  technischen  Kräfte  und  unter  Aufwendung 
erstaunlich  hoher  finanzieller  Mittel  das  große  Problem  der  fabrikmäßigen  Her- 
stellung des  Indigo  in  glänzender  Weise  gelöst.  Es  war  ihr  gelungen,  künst- 
lichen Indigo  in  großer  Menge  konkurrenzfähig  auf  den  Markt  zu  bringen. 
Das  Jahr  1897  ist  das  Geburtsjahr  der  Indigoindustrie. 

Die  Bemühungen  der  Höchster  Farbwerke,  die  gemeinschaftlich  mit  der 
Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  die  Patente  Bayers  und  Heumanns  erworben 
hatten1,  scheinen  weniger  erfolgreich  gewesen  zu  sein.  Es  wird  zwar  behauptet, 
die  Höchster  Farbwerke  hätten  die  Synthese  von  Bayer-Drewsen  technisch  ausge- 
arbeitet und  nach  derselben  künstlichen  Indigo  fabriziert2.  Allein  dieser 
Fabrikation  kommt  aus  den  oben  erwähnten  Gründen,  dem  hohen  Preis  des 
Toluols  und  seiner  schweren  Beschaffbarkeit,  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung 
zu.  Dagegen  gelang  es  wenige  Jahre  später  der  Gold-  und  Silberscheide- 
anstalt in  Frankfurt  a.  M.  das  erste  Heumannsche  Verfahren,  auf  das  man 
schon  alle  Mühe  verwendet  und  jede  Hoffnung  aufgegeben  hatte,  durch  An- 
wendung eines  geeigneten  Kondensationsmittels  technisch  verwertbar  zu  machen 3. 
Ihr  Patent*»  ist  an  die  Höchster  Farbwerke  übergegangen,  die  seit  1900  nach 
demselben  ebenfalls  künstlichen  Indigo  in  größtem  Maßstab  fabrizieren. 

In  bezug  auf  die  Vorteile  der  beiden  Verfahren  wird  bemerkt,  daß  das 
Verfahren  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  da,  wo  Gelegenheit  zur 
Regenerierung  der  anhydrithaltigen  Schwefelsäure  aus  der  entstandenen  schwef- 
ligen Säure  mittels  des  Kontaktverfahrens  gegeben  ist  —  und  dies  ist  bei  der 
Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  der  Fall  —  über  jede  Konkurrenz  erhaben 
ist  5.  Das  Höchster  Verfahren  hat  als  Ausgangsmaterial  das  Anilin  bezw.  das 
Benzol.  An  Stelle  des  etwa  doppelt6  so  teuren  Weges  vom  Naphthalin  zur 
Karbonsäure  tritt  die  Darstellung  des  Anilins  aus  Benzol,  wogegen  allerdings 


'  P.  Friedländer  a.  a.  O.,  B.  I,  S.  125. 

*  A.  Reisert:  Über  die  Fortschritte  in  der  künstlichen  Darstellung  des  In- 
digo seit  dem  Beginn  des  20.  Jahrhunderts.  Zeitschrift  für  angewandte  Chemie,  Jahrg.  1 904, 
Heft  17»  S.  486  und  L.  O. :  Der  Indigo.  Ein  Beitrag  zum  Kampfe  zwischen  Industrie- 
und  Agrarproduktion.  Neue  Zeit,  22.  Jahrgang,  B.  I,  Nr.  1,  Oktober  1903. 

J  Vgl.  P.  Friedlander  a.  a.  O.,  VI.  S.  519 — 521  u.  VII.  S.  245. 

4  Patent  Nr.  137  955  vom  t8.  Januar  1901  (P.  Friedländer  a.  a.  O.  VI.  S.  521),  sog. 
Natriumamidvcrfahren. 

5  A.  Reisert  a.  a.  0.  S.  482. 

6  P.  Friedländcr  a.  a.  O.  VI.  519. 
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in  zweiter  Phase  ein  sehr  kostspieliges  Kondensationsmittel  in  Anwendung 
kommt1.  Ein  weiterer  Vorzug  des  Höchster  Verfahrens  ist  seine  Einfachheit 
und  Schnelligkeit,  sowie  seine  Unabhängigkeit  von  anderen  Zweigen  der  tech- 
nischen Chemie2. 

Das  Benzol,  das  in  früherer  Zeit i  einen  wesentlich  höheren  Preis  hatte 
als  das  Naphthalin,  ist  seit  der  Einführung  der  Destillationskokerei  und  der 
Ausdehnung  der  Teerdestillation  in  Deutschland,  sowohl  in  bezug  auf  seinen 
Wert  wie  die  verfügbare  Quantit.1t  dem  Naphthalin  vollständig  ebenbürtig  und 
bietet  für  eine  Indigofabtikation  in  allergrößtem  Maßstab  kein  Hindernis. 
Die  Chancen  dürften  unter  den  gegenwärtigen  Verhaltnissen  für  beide  Ver- 
fahren etwa  gleich  sein-». 

Aus  der  großen  Anzahl  von  Indigosynthesen,  die  im  Laufe  der  Jahre 
aufgefunden  worden  sind,  muß  ein  drittes  Verfahren  von  T.  Sandmeyer  5 
zum  Schlüsse  noch  Erwähnung  finden,  nicht  allein  weil  es  im  Unterschied  zu  vielen 
anderen  technisch  verwertet  wurde,  sondern  weil  es  gleich  von  vorne  herein 
der  deutschen  Indigoindustrie  die  Möglichkeit  einer  ausländischen  Konkurrenz 
nahe  legte.  Das  Sandmey  ersehe  Verfahren  ist  anfangs  dieses  Jahrhunderts  in 
den  Anilinfarben-  und  Extraktfabriken,  vorm.  J.  K.  Geigy  in  Basel  zur  Aus- 
führung gekommen.  Der  Bericht  über  die  chemische  Industrie  an  der  3. 
Baseler  Gewerbeaussteilung  vom  Jahre  1901  hebt  hervor,  daß  dieses  Verfahren 
in  keinem  Zusammenhang  mit  den  bi>her  bekannten  Verfahren  stehe.  Jede 
einzelne  Phase  desselben  sei  durchaus  originell  und  dabei  würden  die  einzelnen 
Reaktionen  mit  seltener  Eleganz  verlaufen  und  fast  theoretische  Ausbeuten 
ergeben6. 

Zu  einem  endgültigen  Abschluß  Über  die  Konkurrenzfähigkeit  dieses 
Verfahrens  mit  denen  der  beiden  deutschen  Fabriken  ist  es  indes  nicht  ge- 
kommen. Wie  verlautet,  ist  vor  einigen  Jahren  die  Indigoabteilung  der  oben 
genannten  Firma  abgebrannt  und  bis  heute  nicht  wieder  aufgebaut  worden. 
Ob  man  daran  Zweifel  an  die  Konkurrenzfähigkeit  knüpfen  kann,  bleibt  dahin- 
gestellt. Sichere  Nachrichten  hierüber  sind  bis  jetzt  nicht  an  die  Öffentlichkeit 
gelangt. 

Die  Entwicklungsgeschichte  der  Indigoindustrie  zeigt,  daß  nur  eine  Industrie, 
die  sich  vollkommen  auf  der  Höhe  ihrer  Zeit  hält,  die  im  engsten  Kontakt 
mit  ihrer  Wissenschaft  steht  und  selbst  über  beste  wissenschaftliche  und  tech- 
nische Kräfte  verfügt,  einer  solchen  Aufgabe,  bei  der  es  an  zahlreichen 
Enttäuschungen  nicht  gefehlt  hat,  gewachsen  ist.  Sie  ist  ein  eklatantes  Beispiel 
für  die  nutzbringende  Wirkung,  die  sich  aus  einer  engen  Verbindung  von 
Theorie  und  Praxis  ergibt  und  zugleich  ein  Beweis  dafür,  daß  in  unserer  heutigen 
chemischen  Industrie,  speziell  der  Teerfarbenindustrie,  der  Glaube  an  die 
Wissenschaft  durchaus  feste  Wurzeln  geschlagen  hat  7.  Im  unerschütterlichen  Ver- 
trauen auf  die  wissenschaftliche  Forschung,  der  die  Beseitigung  auch  noch  des 

«  A.  Reisert  a.  a.  O.  S.  487. 

'  P.  Friedender  a.  a.  O.  VII.  S.  245. 

3  Vgl.  Sammelausstellung  der  deutschen  chemischen  Industrie,  a.  a.  O,  S.  7. 

4  A.  Reisen  a.  a.  O.  487. 

5  Vgl.  P.  Friedlander  a.  a.  O.  VI.  S.  523. 

6  Die  chemische  Industrie  auf  der  3.  Basler  Gewerbeausstellung  1901,  S.  8—9. 

7  Vgl.  Ladenburg  a.  a.  O.  S.  370. 
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letzten  Hindernisses  gelingen  müsse,  hat  sie  sich  gleich  von  Anfang  an  ihre 
Ziele  soweit  abgesteckt,  daß  bei  Einhaltung  derselben  auch  für  eine  absolut 
sichere  Grundlage  des  neuen  Industriezweiges  gesorgt  war.  Wie  wohl  sie 
daran  getan  hat,  zeigen  die  Vorgänge  in  Basel.  Sie  hat  sich  dadurch  ihre 
Aufgabe  außerordentlich  erschwert,  aber  gleichzeitig  der  künstlichen  Indigo- 
fabrikation einen  monopolartigen  Charakter  beigelegt,  der  ihr  wenigstens  für 
die  nächste  Zukunft  die  Früchte  ihrer  Mühen  und  Arbeiten  sichert  und  sie 
gegen  die  Gefahren  des  Zufalles  schützt. 

Dieses  zielbewußte  Arbeiten,  das  keine  Hindernisse  scheut,  das  keine 
Befriedigung  in  Augenblickseffekten  findet,  ist  ein  bedeutungsvolles  Zeichen  unserer 
industriellen  Entwicklung,  das  selbst  in  solche  Gemüter,  die  ihr  mit  Argwohn 
und  Besorgnis  gegenüberstehen,  eine  gewisse  Beruhigung  bringen  dürfte. 

Die  nächste  Forderung,  die  an  die  neu  erstandene  Industrie  herantrat, 
war  die  Einführung  ihres  Produktes  in  den  Handel,  die  Eroberung  des  Welt- 
marktes, die  im  folgenden  Abschnitt  dargelegt  werden  soll. 

V.  Das  wirtschaftliche  Vordringen  des  künstlichen  Indigo. 

Britisch-Indien  besaß  seit  Beginn  des  letzten  Jahrhunderts  bis  etwa  in 
die  öoer  Jahre  in  seinen  Indigokulturen  ein  wertvolles,  natürliches  Monopol, 
dessen  Bedeutung  weder  durch  die  Kulturen  auf  Java  noch  diejenigen  in 
Zentralamerika  beeinträchtigt  werden  konnte.  Als  der  weitaus  größte  Indigo- 
pnxluzent  der  Welt  beherrschte  es  vollständig  den  Indigomarkt.  Die  Preis- 
festsetzung des  Indigo  richtete  sich  in  erster  Linie  nach  dem  Ausfall  der  in- 
dischen Ernten,  wogegen  andere  Preisbestimmungsgründe,  wie  die  javanische 
und  amerikanische  Konkurrenz,  der  Einfluß  der  Nachfrage  und  der  Mode  fast 
vollständig  zurücktraten.  Solange  die  Produktion  sich  in  gleichmäßigen,  nur 
allmählich  und  langsam  aufsteigenden  Bahnen  bewegte,  —  wie  es  auch  tat- 
sächlich der  Fall  war  —  lag  keine  Gefahr  vor,  daß  sich  nicht  genügend 
Abnehmer  finden  und  ein  Mißverhältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage 
entstehen  werde.  Den  höchsten  Preisstand  erreichte  der  Indigo  zu  Beginn  der 
70er  Jahre  1  mit  9  sh  4  d  pro  englisch  Pfund,  von  wo  ab  sich  die  Konkurrenz 
der  Anilinfarbstoffe  bemerkbar  machte.  In  den  Preisen  äußerte  sich  in  späterer 
Zeit  der  Einfluß  der  zahlreichen  und  zum  Teil  auch  brauchbaren  Indigosurrogate, 
obwohl  sie.  wie  bereits  erwähnt,  keinen  vollständigen  Ersatz  boten.  Wo  man 
in  der  Blaufärbcrei  und  Druckerei  bestimmte  Zwecke  verfolgte,  wurde  nach 
wie  vor  Indigo  gebraucht. 

Mit  dem  Erscheinen  des  künstlichen  Indigo,  der  schon  lange  seine 
Schatten  vorausgeworfen  und  möglicherweise  auch  die  Preise  des  natürlichen 
Indigo  beeinflußt  hatte,  drohte  dem  Monopol  Britisch-Indiens  eine  ernste 
Gefahr.  Aus  den  vereinten  Bemühungen  der  deutschen  chemischen  Wissen- 
schaft und  Industrie  war  dem  Pflanzenindigo  eine  Konkurrenz  erwachsen,  die 
dessen  beherrschende  Stellung  auf  dem  Weltmarkt,  eventuell  dessen  ganze 
weitere  Existenz  in  Frage  stellte.    Für  Britisch-Indien  handelte  es  sich  in  dem 


'  Vgl.  das  Diagramm  der  Bewegungen  des  Wertes  von  Mittel-Bengal-Indigo  von  1863 
bis  1890  von  Dr.  G.  von  Georgievics:  Der  Indigo  vom  praktischen  und  theoretischen  Stand- 
punkt, a.  a.  O. 
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bevorstehenden  Kampf  um  den  Verlust  eines  Teiles  seiner  Landwirtschaft  und 
seines  Handels1,  für  die  deutsche  Teerfarbenindustrie  um  eine  verheißungsvolle 
Ausdehnung  ihrer  Produktion,  um  die  Eroberung  eines  neuen  großen  Marktes, 
dessen  Wert  von  Brunk  bei  den  wesentlich  billigeren  Indigopreisen  der  90er 
Jahre  auf  60  Millionen  Mark  geschützt  wurde2.  Die  Höhe  dieser  Summe, 
sowie  der  Umstand,  daß  durch  die  neuen  Verhältnisse  nicht  allein  die  Indigo- 
produzenten, sondern  auch  die  -Händler  aller  Länder  berührt  wurden,  ließ 
auf  eine  heftige  Gegenwehr  schließen.  Blieb  den  ersteren  im  schlimmsten 
Fall  doch  noch  ihr  Grund  und  Boden  als  Grundlage  einer  neuen  Erwerbs- 
möglichkeit, so  stand  für  die  letzteren  ihre  ganze  Berufstätigkeit  auf  dem  Spiel. 
Die  Vernichtung  des  alten  Indigohandels,  die  natürliche  Konsequenz  des 
künstlichen  Indigo,  bedeutete  für  viele  unter  ihnen  die  unfreiwillige  Versetzung 
in  den  Ruhestand.  Der  Übergang  in  einen  anderen  kaufmännischen  Beruf 
war  für  die  Mehrzahl  von  ihnen  nicht  mehr  ohne  weiteres  möglich.  Bis  zu 
ihrer  Selbständigmachung  waren  sie  meist  schon  in  ein  höheres  Alter  eingerückt, 
da  die  für  das  ziemlich  schwierige  und  umständliche  Indigogeschäft  notwendigen 
Kenntnisse  nur  in  langjähriger  Praxis  zu  erwerben  waren.  Sodann  konzentrierte 
auch  das  nicht  unbeträchtliche  Kapital,  das  dieser  Handel  erforderte,  ihre 
ganze  Aufmerksamkeit  und  Kraft  auf  diesen  Artikel  und  entfremdete  sie  in 
gleichem  Maße  von  anderen  verwandten  Berufszweigen.  Ihr  persönliches 
Interesse  mußte  sie  zu  den  schärfsten  Gegnern  des  künstlichen  Indigo  machen. 

In  qualitativer  Beziehung  ist  das  Kunstprodukt  dem  Naturerzeugnis 
weit  überlegen.  Sein  Gehalt  an  Indigotin  (Indigoblau)  beträgt  9,5 — 98°/03. 
Es  ist  also  fast  chemisch  rein.  Mehr  noch  machten  sich  aber  Gründe  wirt- 
schaftlicher Art  für  seine  Einführung  geltend.  Um  dem  Färber  das  zeitraubende 
und  kostspielige  Zerreiben  des  Indigo  zu  ersparen,  wird  er  seitens  der  Fabriken 
in  Form  einer,  gewöhnlich  2oprozentigen,  Paste  in  den  Handel  gebracht,  die 
gebrauchsfertig,  sich  äußerst  leicht  und  bequem  reduzieren  läßt.  Das  Färben 
selbst  wird  dadurch  eine  einfache  Operation,  da  sich  die  Mengenverhältnisse 
der  zur  Verwendung  kommenden  Ingredienzen,  sowie  die  Konzentration  der 
Küpe  im  voraus  berechnen  läßt.  Die  Fabriken  unterstützten  zudem  den 
Färber,  indem  sie  ihm  die  in  ihren  Musterfärbcreien  vorgenommenen  Versuche 
bekannt  gaben  und  in  zahlreichen  Broschüren  auf  die  Vorzüge  des  synthetischen 
Indigo  und  seine  Anwendungsweisen  hinwiesen. 

Von  ausschlaggebender  Bedeutung  war  ferner  sein  Preis.  Anfangs  war 
er  nur  um  ein  geringes  billiger  als  der  natürliche.  Sein  Preis  betrug  1 897 
15 — 16  Mark  pro  Kilogramm  (ioo°/0)4,  während  ein  guter  Bengalindigo  von 
50—60%  im  Durchschnitt  220  R  per  factorv  maundS,  also  zirka  16—18  Mark 
pro  Kilogramm,  auf  ioo°/0  berechnet,  kostete.  Seitdem  ist  er  aber  bedeutend 
ermäßigt  worden,  sodaß  er  sich  im  Jahre  1905  um  zirka  50%  billiger6  stellte 


'  Vgl.  Prof.  Dr.  G.  von  Schulze-Gaevernitz:    Britischer  Imperialismus  und  englischer 
Freihandel  zu  Beginn  des  20.  Jahrhunderts.  Leipzig  1906,  S.  346. 

3  H.  Brunk:  a.  a.  O. 
J  H.  Brunk:  a.  a.  O. 

4  Dr.K.St.:  Einiges  über  Indigo.  Internation.  Wäscherei-Zentralbl.  Göttingen  i906.Nr.47. 

5  Statistical  Abstracl  a  a.  O.,  Nr.  36,  S.  246. 

6  Bericht  des  Vorsundes  und  Aufsichtsrates  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  in 
Ludwigshalen  a.  Rh.,  Jahrgang  1905. 
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als  das  Naturprodukt.  Die  Unbequemlichkeiten  des  Einkaufs  für  den  Färber, 
das  mühsame  Verfolgen  sich  oft  widersprechender  Handelsberichte,  die  Aus- 
nutzung der  Konjunkturen,  sowie  das  Halten  von  Vorräten  kamen  in  Wegfall. 
Statt  dessen  liefern  die  Fabriken  direkt  unter  Ausschaltung  des  Zwischenhandels 
jedes  gewünschte  Quantum  künstlichen  Indigo  und  garantieren  für  Reinheit  und 
Prozentgehalt  ihrer  Ware. 

Der  Pflanzenindigo  hatte  demgegenüber  keinerlei  Vorteile  zu  bieten. 
Obwohl  auch  sein  Preis  allmählich  sank,  und  beispielsweise  im  Jahre  1900 
nur  noch  12  Mark  pro  Kilogramm  betrug,  so  konnte  er  doch  nicht  dem  raschen 
Preisrückgang  des  künstlichen  Indigo  folgen.  Seine  schwere  Reduzierbarkeit 
und  sein  stets  wechselnder  Gehalt  an  Indigoblau  mußten  jetzt  als  eine  außer- 
ordentliche Erschwerung  der  Färberei  empfunden  werden.  Nur  auf  Grund 
einer  langjährigen  besonderen  Übung  und  Geschicklichkeit  war  man  imstande, 
sich  aus  den  Hunderten  von  Handelsmarken  der  verschiedensten  Provenienz 
einigermaßen  auszukennen  und  blieb  trotzdem  noch  vielfach  auf  die  Ehrlich- 
keit und  Rechtschaffenheit  seines  Indigohändlers  angewiesen Dazu  kam,  daß 
die  unvermeidlichen  Unreinheiten  des  Pflanzenindigo  die  Farbe  beeinträchtigten 
und  ein  weniger  reines  und  leuchtendes  Blau  lieferten  als  dasjenige  des  Kunst- 
produktes. Des  weiteren  bedeutete  die  oben  dargelegte,  durch  den  synthe- 
tischen Indigo  ermöglichte  Vereinfachung  des  ganzen  Färbeprozesses,  insbesondere 
der  Wegfall  der  Indigomühlen  eine  große  Ersparnis  an  Zeit  und  eine  wesent- 
liche Herabsetzung  der  Produktionskosten. 

Somit  hätte  man  erwarten  können,  daß  der  künstliche  Indigo  in  raschem 
Siegeszug  den  Weltmarkt  erobern  werde.  Lagen  doch  zudem  die  Chancen  in 
dem  Kampfe  zwischen  landwirtschaftlicher  und  industrieller  Produktion  voll- 
kommen auf  Seiten  der  letzteren.  Entscheidend  in  dieser  Beziehung  ist  allein 
schon,  daß  die  industrielle  Produktion  unabhängig  von  Jahreszeiten  und  Witte- 
rungseinflüssen durch  das  ganze  Jahr  hindurch  festgesetzt  werden  kann.  Sodann 
kommt  ihr  die  größere  Umlaufsgeschwindigkeit  des  Kapitals  zustatten,  während 
in  der  Landwirtschaft  höchstens  am  Anfang  und  besonders  am  Ende  die  Mög- 
lichkeit der  Verkürzung  des  Produktionsprozesses  vorhanden  ist.  Innerhalb 
der  Wachstunisperiode  ist  der  Landwirt  vollkommen  machtlos.  Wir  wefden 
hierauf  noch  in  einem  späteren  Abschnitt  zurückkommen  müssen. 

Gleichwohl  stellten  sich  der  Einführung  des  künstlichen  Indigo  nicht 
unbedeutende  Schwierigkeiten  in  den  Weg,  wie  wir  bei  der  Behandlung  der 
wichtigsten  Indigomärkte  sehen  werden. 

Deutschland. 

Der  künstliche  Indigo  erschien  zu  einer  Zeit,  in  der  unser  gesamtes 
Wirtschaftsleben  mit  wenigen  Ausnahmen  infolge  der  günstigen  Wirkungen  der 
Handelsverträge  der  90er  Jahre  eine  aufsteigende  Tendenz  aufwies,  die  auch 


1  Vgl.  Dr.  G.  v.  Georgievics:    Lehrbuch  der  Farbencbemie  a.  a.  O.  I.  330. 

»Der  Wert  des  Indigo  hängt  ab  von  der  Art  and  Menge  der  fremden  Beimischungen, 
die  jeder  Indigo  in  verschieden  großem  Maße  enthält.  Die  Provenienz  und  der  Wert  eines 
Indigo  wird  von  den  Indigohändlern  und  -Färbern  meist  nach  physikalischen  Merkmalen  be- 
urteilt. Dies  ist  aber  sehr  schwierig  und  nur  durch  langjährige  Erfahrung  zu  erlernen.  Und 
auch  dann  ist  diese  Art  der  Wertbestimmung  nicht  immer  zuverlässig.« 

Jenke,  volW  Bedmtung  de*  kün.tl.  Indi»o.  4 
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für  die  nächste  Zeit  anzuhalten  schien.  Weniger  günstig  war  dagegen  die 
Lage  der  Textilindustrie,  die  in  erster  Linie  bestimmend  für  den  Gang  der 
Teerfarbenindustrie  ist.  Sie  hatte  unter  den  Folgen  einer  Überproduktion  zu 
leiden,  die  in  Verbindung  mit  der  scharfen  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt 
und  dem  Fortschreiten  der  schutzzöllnerischen  Bewegung  in  verschiedenen 
Ländern,  insbesondere  der  Vcrschließung  des  amerikanischen  Marktes  seit  dem 
Inkrafttreten  des  Dinglevtarifes  ihren  Geschäftsgang  lahmte1.  Infolge  dieser 
Depression  in  der  Textilindustrie  war  auch  der  Absatz  an  Pflanzenindigo 
geringer  und  seitens  der  Wollfärberei  wurde  berichtet,  daß  der  Verbrauch  trotz 
der  billigen  Indigopreise  wesentlich  nachgelassen  habe,  da  viele  Behörden  das 
auch  echtfarbige  und  dabei  billigere  Alizarin  für  blaue  Farbe  vorschreiben2. 

Der  Augenblick  war  somit  keineswegs  günstig  für  die  Einführung  eines 
neuen  Farbstoffes  und  als  im  Juli  i8oj  die  Nachricht  in  die  Öffentlichkeit 
drang,  daß  es  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  in  Ludwigshafen  gelungen 
sei,  künstlichen  Indigo  billiger  darzustellen  und  unter  dem  Namen  »Indigo 
Reine  in  den  Handel  zu  bringen,  machten  sich  die  Gegeninter essen ten  sofort 
daran,  dem  neuen  Konkurrenten  Hindernisse  aller  Art  in  den  Weg  zu  legen. 
Sic  leugneten  zunächst  das  Bestehen  einer  synthetischen  Fabrikationsmethode 
und  behaupteten  ihren  Kunden  gegenüber,  daß  das  neue  Fabrikat  nichts 
anderes  als  gereinigter  Pflanzenindigo  sei.  Andere  bezeichneten  ihn  als  ein 
minderwertiges  Surrogat,  das  keine  größere  Beachtung  verdiene  als  verschiedene 
andere  blaue  Anilin-  und  Alizarinfarben,  mit  denen  man  bisher  schon  dem 
Indigo  vergeblich  Konkurrenz  zu  machen  versucht  habe.  Besonders  erschwerend 
für  die  Einführung  war  nach  Brunk  der  Umstand,  daß  der  Begriff  des 
* chemischen  Individuums«  dem  Nichtchemiker  zumeist  unbekannt  ist.  Das 
Publikum  ist  Kunstprodukten  gegenüber  immer  sehr  mißtrauisch  gewesen  und 
nun  gar  in  einem  Falle,  wo  man  die  Natur  zu  überbieten  wagte.  Ein  klassischer 
Fall  dieser  Art  hat  sich  einst  anläßlich  der  künstlichen  Herstellung  der  Soda 
in  England  zugetiagen.  Als  1824  in  der  Nähe  von  Liverpool  die  erste  Soda- 
fabrik errichtet  wurde,  hatte  man  die  größte  Mühe,  das  neue  Produkt  abzu- 
setzen, da  die  Seifensieder,  damals  fast  die  ausschließlichen  Konsumenten  für 
Soda,  so  an  ihren  Kelp  und  Bariila  gewöhnt  waren,  daß  sie  nicht  davon  lassen 
wollten.  Um  dieses  Vorurteil  zu  besiegen,  war  es  erforderlich.  Hunderte  von 
Zentnern  der  künstlichen  Soda  zu  verschenken,  wodurch  allerdings  der  Zweck 
erreicht  wurdet 

Soweit  auch  dieser  Fall  in  der  Zeit  zurückliegt,  so  sehen  wir  doch,  daß 
heute  noch  Unwissenheit  und  Vorurteile  Faktoren  sind,  mit  denen  gerechnet 
werden  muß. 

Als  schließlich  alle  Verdächtigungen  ihre  Wirksamkeit  verloren  hatten, 
suchte  man  die  Qualität  des  künstlichen  Indigo  zu  bemängeln.  Mit  großem 
Nachdruck  wurde  hervorgehoben,  daß  er  nie  dieselben  Färbungen  hervorzu- 
bringen imstande  sei,  da  er  nur  aus  reinem  Indigoblau  bestehe,  und  der  Neben- 
stoffe, die  der  Pflanzcnindigo  enthalte,  insbesondere  des  Indigorots  und  Indigo- 
leims entbehre.  Diese  seien  aber  zur  Erzielung  einer  schönen  Farbe  und  zur 
Fixierung  ebenso  notwendig  wie  das  Indigoblau  selbst    Mit  der  Herstellung 

1  Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Pfalz.  Ludwigshafen  a.  Rh.  1897,  S.  6  ff. 
a  Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Pfalz.  Ludwigshafen  a.  Rh.  1897,  S.  165. 
3  Enzyklopädisches  Handbuch  der  technischen  Chemie  a.  a.  O.  B.  VI  S.  972. 
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des  künstlichen  Indigoblaus  sei  das  Problem  noch  keineswegs  gelöst,  es  bedürfe 
vielmehr  hierzu  der  Herstellung  eines  Gemisches,  wie  es  der  durch  die  Natur 
hervorgebrachte  Indigo  darstelle.  Diese  Meinung  hat  seinerzeit  eine  sehr 
große  Anhängerschaft  gefunden.  Selbst  einzelne  deutsche  Militärbehörden 
nahmen  Anstand  daran,  daß  die  mit  künstlichem  Indigo  gefärbten  Tuche  eine 
etwas  lebhaftere  Nuance  zeigten1. 

Auch  unter  den  Indigofärbern  stieß  man  auf  sehr  starke  Antipathien. 
Der  konservative  Sinn  der  einen  war  allen  Neuerungen  abhold,  während  andere 
den  Verlust  altbewährter  Vorschriften  befürchteten,  die  sich  als  Familienerb- 
stücke durch  Generationen  forterhalten  hatten.  Die  bedeutende  Vereinfachung, 
die  der  künstliche  Indigo  brachte,  beseitigte  die  Hemmnisse,  die  in  früheren 
Zeiten  einer  allgemeinen  Verbreitung  der  Indigofärberei  im  Wege  gestanden 
hatten,  und  machte  sie  zum  Gemeingut  aller. 

Der  natürliche  Gang  der  Entwicklung  konnte  zwar  dadurch  nur  aufgehalten 
werden.  Es  zeigte  sich  hierbei,  wie  beim  Alizarin  und  in  vielen  anderen  Fällen, 
daß  die  agrare  Produktion  durch  tlen  wissenschaftlichen,  speziell  chemischen 
Fortschritt  beiseite  geschoben,  daß  jeweils  da,  wo  ein  analoges  ebenbürtiges 
Kunstprodukt  auftaucht,  das  Naturprodukt  verdrängt  wird.  Schon  in  ihrem 
Geschäftsbericht  über  das  Jahr  1898  konnte  die  Badische  Anilin-  und  Soda- 
fabrik berichten,  daß  sich  die  Konsunienten  an  der  Hand  der  durch  praktische 
Versuche  erzielten  Resultate  von  den  großen  Vorzügen  des  künstlichen  Indigo 
und  den  Vorteilen  seiner  Verwendung  überzeugt  haben  und  daß  der  neue 
Indigo  schon  jetzt  auf  den  Märkten  aller  Länder  Eingang  gefunden  habe.  In 
Erkenntnis  der  Tragweite  des  neuen  Fabrikationszweiges,  heißt  es  weiter,  wurden 
die  Anlagen  für  die  Herstellung  des  künstlichen  Indigo  derart  erweitert,  daß 
die  jetzt  schon  vollendeten  und  noch  in  Ausführung  begriffenen  Einrichtungen 
einen  Betrag  von  reichlich  10  Millionen  Mark  beanspruchen,  ohne  Berück- 
sichtigung der  für  diesen  Zweck  erforderlichen  Betriebsmittel2.  Auch  im  folgen- 
den Jahr  gelangte  der  künstliche  Indigo  zu  immer  größerer  Anerkennung 
und  die  lebhaftere  Nachfrage  bewies,  daß  sich  sein  Kundenkreis  stetig  erweiterte. 

Dagegen  schuf  ihm  das  neue  Jahrhundert  innerhalb  Europas  zwei  neue 
Konkurrenten,  indem  auch  die  Höchster  Farbwerke  sowie  die  Farbenfabrik 
Rud.  Geigy  in  Basel  —  letztere  allerdings  nur  für  kurze  Zeit  —  künstlichen 
Indigo  auf  den  Markt  brachten.  Dies  erfolgte  zudem  in  einem  Augenblick, 
wo  unser  Handel  auf  etwa  zwei  Jahre  hinaus  infolge  der  Unsicherheit  der 
politischen  Lage,  der  Wirren  in  China  und  des  Krieges  zwischen  England  und 
den  südafrikanischen  Republiken,  hauptsächlich  aber  infolge  der  Überschätzung 
der  Aufnahmefähigkeit  des  Marktes  und  der  sich  daraus  ergebenden  Über- 
produktion unter  starker  Depression  stand.  Die  Textilindustrie,  die  schon  in 
früheren  Jahren  einen  abnehmenden  Geschäftsgang  hatte,  hatte  unter  dieser 
Depression  doppelt  zu  leiden  3.  Speziell  der  Baumwollmarkt  wies  1903  abnorme 
Verhältnisse  auf,  hervorgerufen  durch  den  amerikanischen  Cotton-Ring,  der  die 
Preise  für  Baumwolle  derart  hoch  hielt,  daß  die  Konsumenten  nur  minimale 


1  H.  Brunk  a.  a.  O. 

3  Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Pfalz.  Ludwigshafen  a.  Rh.  1898.  Geschäfts» 
bericht  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  in  Ludwigshafen  a.  Rh.,  S.  130. 

3  Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Pfalz.  Ludwigshafen  a.  Rh.,  Jahrg.  1900 
und  1901,  S.  4. 
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Mengen  verarbeiteten  und  zum  Teil  sogar  gezwungen  wurden,  ihre  Fabriken  zu 
schließen.  Dies  blieb  nicht  ohne  Rückwirkung  auf  den  Absatz  von  Indigo, 
der  zum  Färben  und  Bedrucken  von  Baumwollstoffen  viel  gebraucht  wird'. 

Der  starke  Wettbewerb  der  beiden  Fabriken  selbst,  sowie  die  Konkurrenz 
des  Pflanzenindigo  und  gewisser  Schwefelfarbstoffe  führten  zu  einer  ungemeinen 
Preisherabsetzung,  der  erst  im  Jahre  1904  durch  die  zwischen  der  Badischen 
Anilin-  und  Sodafabrik  und  den  Höchster  Farbwerken  abgeschlossenen  Indigo- 
konvention2 Einhalt  geboten  wurde. 

Einen  wesentlichen  Fortschritt  hatte  der  künstliche  Indigo  1902  zu  ver- 
zeichnen. In  diesem  Jahre  verlor  der  natürliche  Indigo  seinen  größten  deutschen 
Konsumenten,  die  preußische  Militärverwaltung  J. 

In  welchem  Maße  der  Pflanzenindigo  vom  deutschen  Markte  verdrängt 
wurde,  geht  aus  folgenden  Ziffern  hervor:  Der  durchschnittliche  Jahresverbrauch 
Deutschlands  an  Indigo  im  Jahrfünft  1892/6  betrug  nach  Geib  10468  dz  im 
Werte  von  1 1 ,5  Millionen  Mark.  Dieser  alljährlich  dem  Auslande  zufließende 
Betrag  sank  1897  auf  7,9  Millionen  Mark,  obwohl  deutscher  Indigo  erst  ein 
halbes  Jahr  im  Handel  war  *.  Die  Einfuhr  von  natürlichem  Indigo  ging  von 
13923  dz  im  Jahre  1897  (abzüglich  der  Wiederausfuhr)  auf  1  125  dz  im 
Jahre  1906  zurück*,  sodaß  heute  der  Indigobedarf  Deutschlands  bis 
auf  einen  verschwindend  kleinen  Rest  durch  die  heimische 
Produktion  gedeckt  wird. 

In  verschiedenen  Zeitschriften6  wird  seitens  gewisser  Indigofärber  die 
Frage  aufgeworfen,  ob  die  gänzliche  Verdrängung  des  Pflanzenindigo  für  den 
konsumierenden  Färber  ein  Vorteil  sei.  Sie  befürchten,  »daß  nach  vollständiger 
Verdrängung  des  Pflanzenindigo  der  Zusammenschluß  der  beiden  Fabriken  zu 
einer  Indigokonvention  zu  einer  einseitigen  Preisfestsetzung  und  -erhöhung 
führen  werde,  die  auch  aus  nationalpolitischen  Gründen  nicht  zu  befürworten 
sei,  da  der  Gewinn  doch  nur  den  Aktionären  zugute  komme«. 

Diese  Befürchtungen  scheinen  einer  genügenden  Grundlage  zu  entbehren. 
Es  ist  zwar  nicht  nur  wahrscheinlich,  sondern  ziemlich  sicher,  daß  nach  völliger 
Vernichtung  der  Indigokulturen  die  Preise  für  künstlichen  Indigo  anziehen 
werden,  da  sie  augenblicklich  infolge  der  scharfen  Konkurrenz  einen  enoimen 
Tiefstand  aufweisen.    Die  starke  Preisermäßigung  sollte  den  Kampf  zu  einer 


1  Bericht  des  Vorstandes  der  Farbwerke,  von«.  Meister,  Lucius  &  Brüning  in  Höchst 
a.  M.  an  die  Generalversammlung  vom  6.  Mai  1904. 

2  Bericht  des  Vorstandes  der  Farbwerke,  vorm.  Meister,  Lucius  &  Brüning  in  Höchst 
a.  M.  an  die  Generalversammlung  vom  20.  Mai  1905. 

Über  den  Inhalt  der  Indigokonvention  ist  nur  soviel  bekannt  geworden,  das  sie  »den 
Zweck  der  gemeinsamen  Bekämpfung  des  Pflanzenindigo  verfolge«.  (Max  Quarck:  Profit  und 
Arbeit  in  der  chemischen  Großindustrie.  Hannover  1907,  S.  8.) 

3  A.  Binz:  Färbereichemisches  aus  dem  Jahre  190».  Zeitschrift  für  angewandte 
Chemie,  1904,  Heft  16. 

4  Regierungsrat  Geib  a.  a.  O.  III  25. 

5  Monatliche  Nachweise  über  den  auswärtigen  Handel  des  deutschen  Zollgebiets.  Jahr- 
yang 1897  und  1906. 

6  Tcxtilzeitung  Nr.  24  vom  16.  Juni  1902.  Internationales  Wäscherei -Zentralblatt 
Nr.  47.  1906. 
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baldigen  Entscheidung  bringen  und  dessen  sicheren  Ausgang  nicht  auf  unab- 
sehbare Zeiten  hinausschieben. 

Die  Preise  werden  aber  auch  dann,  wenn  dieser  Zeitpunkt  eingetreten 
sein  wird,  nicht  die  Höhe  der  früheren  Preise  für  natürlichen  Indigo  erreichen, 
dieselbe  jedenfalls  aber  nicht  überschreiten,  da  die  Teerfarbenindustrie  in  den 
zahlreichen  Indigosurrogaten,  in  letzter  Zeit  insbesondere  in  den  Schwefelfarb- 
stoffen eine  Konkurrenz  geschaffen  hat,  die  als  Preisregulator  ebenso  wirksam 
sein  wird,  wie  unter  den  gegenwärtigen  Verhaltnissen  der  Pflanzenindigo.  Die 
beiden  Indigofabriken  sind  nun  aber  nicht  etwa  die  alleinigen  Produzenten 
solcher  Indigosubstitute.  Steigen  die  Indigopreise  zu  sehr  in  die  Höhe,  so  ist 
die  Folge  davon,  daß  der  Konsum  der  billigen  Surrogate  auf  Kosten  des 
Indigoverbrauchs  zunimmt,  wie  es  auch  schon  vor  der  Zeit  des  synthetischen 
Indigo  der  Fall  gewesen  ist.  Damit  schaden  sich  aber  die  beiden  Fabriken 
in  doppelter  Hinsicht,  indem  sie  einerseits  an  Stelle  des  höherwertigen  Pro- 
duktes ein  minderwertigeres  verkaufen  und  andererseits  der  Gewinn  daraus 
sich  auf  viele  Teerfarbenfabriken,  selbst  auslandische  verteilt.  Infolgedessen 
scheint  es  vielmehr  geboten,  durch  eine  vernünftige  Preispolitik  dem  Indigo 
alle  diejenigen  Gebiete  wieder  zurückzuerobern,  die  er  seit  dem  Aufkommen 
der  Teerfarbenstoffe  verloren  hat. 

Ganz  besonders  dürfte  aber  ins  Gewicht  fallen,  daß  hohe  Indigopreise 
ein  desto  stärkerer  Anreiz  für  das  Ausland  sein  werden,  sich  in  den  Besitz  einer 
Indigoindustrie  zu  setzen.  Dieser  Moment  wird  ja  zweifellos  auch  einmal  ein- 
treten, aber  zunächst  handelt  es  sich  für  die  deutsche  Indigoindustrie  darum, 
ihr  Monopol  nicht  früher  als  notwendig  durch  übertriebene  Preise  zu  verlieren. 

Eine  Benachteiligung  der  Indigokonsumenten  dürfte  demnach  nicht  zu 
erwarten  sein.  Ist  der  Indigo  erst  einmal  vollständig  zum  Industrieartikel  ge- 
worden, so  liegt  kein  vernünftiger  Grund  vor,  weshalb  er  nicht  ebenso  wie  jede 
beliebig  vermehrbare  Ware  dem  Gesetz  der  billigsten  Produktionskosten  unter- 
worfen sein  sollte. 

So  bedeutungsvoll  die  Eroberung  des  deutschen  Marktes  für  die  junge 
Industrie  war,  so  galt  doch  ihr  Hauptinteresse  gleich  von  Anfang  an  der  Besitz- 
ergreifung des  Weltmarktes.  Hier  allein  konnte  die  Entscheidung  herbeigeführt 
werden.  Wenn  auch  von  vorne  herein  die  begründete  Aussicht  bestand,  daß 
der  künstliche  Indigo  in  Zukunft  den  natürlichen  vollständig  verdrängen  werde, 
so  war  doch  für  den  Verlauf  und  die  Dauer  des  Kampfes  das  Verhalten  des 
Auslandes,  das  sich  zum  Teil  aus  politischen  Gründen,  zum  Teil  von  den  Gegen- 
interessenten des  künstlichen  Indigo  bewogen,  zu  einer  differentiellen  Zollbe- 
handlung zum  Nachteil  des  Kunstproduktes  entschließen  konnte.  Die  Bedeutung 
des  Systems  der  differentiellen  Zollbehandlung  sei  an  einem  Beispiel  aus  dem 
Gebiete  der  deutschen  Zuckerindustric  dargelegt.  Bekanntlich  stehen  sich  Rohr- 
und Rübenzucker  als  Konkurrenten  gegenüber.  Während  letzterer  bis  zu  Beginn 
dieses  Jahrhunderts  weitaus  vorherrschend  war  und  noch  1901  640/«,  der  ge- 
samten Zuckerproduktion  der  Welt  ausmachte,  hat  in  den  letzten  Jahren  der 
Rohrzucker  große  Fortschritte  gemacht,  die  die  Zukunft  der  Rübenzucker- 
industric  durchaus  unsicher  gestalten.  Unter  den  verschiedenen  Momenten, 
die  den  Rohrzucker  begünstigt  haben,  hat  die  differentielle  Zollbehandlung 
einen  wesentlichen  Anteil.  Sie  hat  zu  einem  starken  Rückgang  des  deutschen 
Zuckerexportes  auf  dem  amerikanischen  Markte  geführt.  Während  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nord- Amerika  1 900  353  000  Tonnen  Zucker  aus  Deutschland 
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importierten,  belief  sich  der  Zuckerimport  1903  nur  noch  auf  3000  Tonnen! 
Das  war  die  Wirkung  der  Differentialzölle  zugunsten  Cubas,  die  uns  von  dem 
amerikanischen  Markt  verdrängen ! 

Die  Gefahr  einer  ungleichen  Zollbehandlung  lag  um  so  näher,  als 
nach  den  Zolltarifen  fast  aller  Länder  der  künstliche  Indigo  als  Teer- 
farbstoff behandelt  werden  konnte,  solange  keine  besondere  Entscheidung 
darüber  getroffen  war,  ob  unter  der  Zolltarifposition  »Indigo*  auch  künst- 
licher zu  verstehen  sei.  Die  meisten  Länder  haben  natürlichen  Indigo  zoll- 
frei eingehen  lassen,  während  Teerfarbstoffe  Zöllen  von  verschiedener  Höhe 
unterlagen.  Eine  solche  Differentialbehandlung  hätte  zwar  nichts  an  dem 
Schicksal  des  Pflanzenindigo  zu  ändern  vermocht,  wohl  aber  konnte  sie  das 
Vordringen  des  künstlichen  Indigo  auf  dem  Weltmarkt  außerordentlich  erschweren 
und  das  Ende  des  Kampfes  auf  unabsehbare  Zeiten  hinausschieben.  Auf 
gewissen  Absatzgebieten  wäre  auf  diese  Weise  dem  Naturprodukt  die  Konkurrenz 
erleichtert  worden.  Ferner  hätten  die  Faktoreien  die  für  die  Verbesserung 
ihrer  Kultur  und  Fabrikation  notwendige  Zeit  gewonnen  und  gleichzeitig  wäre 
damit  der  Entstehung  einer  ausländischen  Indigoindustrie  großer  Vorschub  ge- 
leistet worden. 

Daher  verfolgte  man  in  den  Kreisen  der  Indigoindustrie  mit  großer 
Spannung  die  Entwicklung  des  neuen  deutschen  Zolltarifgesetzes,  umsomehr 
als  sich  hierbei  freihändlerische  und  agrar-schutzzöllnerische  Bestrebungen  stark 
bekämpften  und  die  Regierung  sich  unter  dem  Druck  der  letzteren  zu  dem 
System  des  autonomen  Doppeltarifes  zu  entschließen  schien,  das  für  den  Ab- 
schluß neuer  Handelsverträge  keine  günstige  Grundlage  bot,  wenigstens  nicht 
im  Sinne  der  exportierenden  Industrien. 


Großbritannien. 

Es  kann  uns  nicht  überraschen,  daß  gerade  in  Großbritannien  versucht 
wurde,  mit  staatlichen  und  privaten  Mitteln  dem  drohenden  Veilust  der  indischen 
Indigokulturen  und  -handcls  entgegenzuarbeiten.  Von  Seiten  der  Pflanzer, 
Händler  und  sonstigen  Gegeninteressenten  wurden  dieselben  Vertcidigungs- 
maßregeln  ergriffen1,  wie  wir  sie  schon  in  Deutschland  zu  beobachten  Gelegen- 
heit hatten.  Die  Regierung  ihrerseits  unterstützte  die  Reformbestrebungen  der 
Pflanzer  mit  Geldmitteln  und  verfügte,  daß  für  die  Tuche  der  englischen 
Marine  auschließlich  Pflanzenindigo  verwendet  werden  sollte2.  Auch  fahndete 
man  nach  Unterschieden  zwischen  natürlichem  und  künstlichem  Indigo,  um 
letzterem  die  Bezeichnung  »Indigo«  streitig  zu  machen.  Dagegen  waren  von 
England,  dem  Vertreter  des  starren  Freihandelsprinzips,  zollpolitische  Schwierig- 
keiten nicht  zu  befürchten.  Bekanntlich  wurde  seitens  der  britischen  Regierung 
die  Kündigung  des  Handelsvertrags  des  deutschen  Zollvereins  mit  dem  ver- 
einigten Königreich  Großbritannien  vom  30.  Mai  1865  auf  Veranlassung 
Kanadas  und  unter  dem  Einfluß  der  Greater  Britain-Bewegung  auf  den 
30.  Juli  1897  festgesetzt  und  deutscherseits  auf  Grund  besonderer  Gesetze,  also 


*  Vgl.  Dr.  S.  Kapff:    Die  Farbenindustrie  a.  a.  O.  S.  512. 

*  Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Pfalz.  Ludwigshafen  a.  Rh.  1899,  S.  214. 
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autonom,  Großbritannien  und  seinen  Kolonien  mit  Ausnahme  Kanadas  bis 
Dezember  1907  die  Meistbegünstigung  zugestanden1. 

Die  Verhältnisse  auf  dem  britischen  Indigomarkt  ergeben  sich  aus  den 
nachfolgenden  Zahlen.    Die  Indigoimporte  Großbritanniens  betrugen: 


Aus  Britisch-Indien» 
in  dz 

Aus  Deutschland  J 
in  dz 

1898- 

1899 

ca. 

14580 

767  fao6,2) 

1899- 

1900 

> 

1 1  3Q1 

1  668  (667,2) 

1900— 

1901 

9  596 

I  OOÖ      ^007, 2) 

1901  — 

1902 

13  154 

3481   (i  392,4) 

1902— 

1903 

5  992 

8418  {3  367,2) 

1903— 

1904 

> 

5  352 

IO548  (4  2  19,2) 

1904- 

»905 

» 

5  154 

II  679  (4671,6) 

1905- 

1906 

4  000 

15  61 2  (6  244,8) 

1906— 

1907 

14537  (5814.8) 

Dabei  ist  zu  beachten,  daß  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  der  von  Deutsch- 
land importierte  Indigo  nur  20°/0  Indigotin  enthält.  Die  in  Klammern  bei- 
gesetzten Zahlen  geben  die  auf  eine  5oprozentige  Ware  reduzierte  Menge  an, 
um  einen  Vergleich  mit  den  indischen  Importen  zu  ermöglichen.  Die  Ergeb- 
nisse der  letzten  Jahre  lassen  sich  alsdann  dahin  feststellen,  daß  nur  etwa 
stark  die  Hälfte  des  britischen  Marktes  von  der  deutschen  Indigo- 
industric  in  Besitz  genommen  ist. 

Frankreich. 

Weit  ungünstiger  liegen  die  Verhältnisse  auf  dem  französischen  Markt. 
Unsere  Handelsbeziehungen  zu  Frankreich  gehen  zurück  auf  den  Friedens- 
vertrag zwischen  beiden  Ländern  vom  10.  Mai  1871.  Im  §  1 1  dieses 
Frankfurter  Friedensvertrages  haben  beide  Mächte  ihren  Handelsbeziehungen 
die  Meistbegünstigung  zugrunde  gelegt  4.  Ende  der  80er  Jahre  ging  Frankeich 
zum  Schutzzollsystem  über.  Der  sogenannte  Tarif  Meline  vom  Jahre  1892 
ließ  natürlichen  Indigo  zollfrei  ein,  wenn  er  direkt  vom  Ursprungsland  importiert 

1  Die  Handelsverträge  des  Deutschen  Reiches,  herausgegeben  vom  Reichsamt  des 
Innern,  Berlin  1906,  S.  235/6. 

3  Statistical  Abstract  a.  a.  O.,  Nr.  41,  S.  156  ff. 

J  Monatliche  Nachweise  über  den  auswärtigen  Handel  des  deutschen  Zollgebietes. 
Jahrgang  1898 — 1906. 

4  Die  Handelsverträge  des  Deutschen  Reiches,  a.  a.  O.,  S.  192. 
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wird,  während  er  auf  Umwegen  eingeführt  einem  Zoll  von  25  Frs.  pro  100  kg 
unterliegen  sollte.  Da  der  Kommentar  zu  obigem  Tarif  unter  Indigo  nur 
Pflanzenindigo  versteht,  und  diese  Position  bis  heute  keine  Änderung  erfahren 
hat,  so  unterfällt  der  künstliche  Indigo  als  Teerfarbe  einem  hohen  Eingangs- 
zoll1. Diese  differentielle  Behandlung  des  künstlichen  Indigo  findet  ihren  Aus- 
druck in  den  niedrigen  Einfuhrzahlen,  die  weit  hinter  denjenigen  Belgiens  und 
Italiens  zurückstehen.    Es  wurden  aus  Deutschland  nach  Frankreich  exportiert: 


1898  ....  138  dz  Indigo 

1899  ....  220  »  » 

1900  ....  1  004  >  > 

1901  ....  585  *  » 

1902  ....  1  1 19  »  » 

1903  ....  1  535  *  » 

1904  ....  1  545  » 

1905  ....  1350  » 


Spanien. 

Auf  Grund  des  spanisch-deutschen  Handelsabkommens  vom  Februar  1899  2 
ist  eine  Gleichstellung  des  natürlichen  und  künstlichen  Indigo  erreicht  worden. 
Da  der  definitive  Ablauf  dieses  Vertrages  auf  den  30.  Juni  1907  festgesetzt 
ist,  so  lassen  sich  zurzeit  keine  Angaben  darüber  machen,  wie  sich  die  Ver- 
hältnisse auf  dem  spanischen  Markte  gestalten  werden.  Die  Einfuhr  von 
künstlichem  Indigo  ist  unbedeutend  und  betrug  1905  nur  633  dz  3. 

Die  übrigen  europäischen  Märkte: 
Österreich-Ungarn,  Rußland,  Italien,  Schweiz,  Belgien, 

Rumänien  und  Serbien. 

Nachdem  die  alten  Handelsverträge  der  90er  Jahre  1903  ihr  Ende 
erreicht  hatten,  gelang  es  der  deutschen  Regierung  mit  den  oben  genannten 
Staaten  im  Jahre  1904  neue  Handelsverträge  abzuschließen  4,  deren  Ablauf  auf 

1  100  kg  Indigo  trocken  100  Fr.  Zoll.  100  kg  Indigo  in  Teigform  mit  mindestens 
50  °/o  Wasser  56  Kr.  Zoll.    Eingesehen  auf  der  Frankfurter  Handelskammer. 

2  Die  Handelsverträge  des  Deutschen  Reiches  a.  a.  O.  S.  1150  ff. 

3  Monatliche  Nachweise  über  den  auswärtigen  Handel  des  deutschen  Zollgebietes.  1905. 

4  a.  Zusatzvertrag  zum  Handels-  und  Zollvertrag  mit  Österreich-Ungarn  vom 
25.  Januar  1905:  Indigo  zollfrei.  (Die  Handelsverträge  des  Deutschen  Reiches.  S.  568  u.  670.) 

b.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  Rußland  vom  Juli  1904:  pro  Pud  Indigo 
5,44«/»  R.  Zoll.    (Ebendaselbst  S.  836  und  856.) 

c.  Handels-,  Zoll-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  Italien  vom  Dezember  1904:  Teer- 
farl>en  frei.    (Ebendaselbst  S.  293  und  323.) 

d.  Handels-  und  Zollvertrag  mit  der  Schweiz  vom  November  1904:  Indigo  natürlich 
und  künstlich  pio  100  kg  2  Fr.  ZolL    (S.  271  und  1062.) 

e.  Handels-  und  Zollvertrag  mit  Belgien  vom  Juni  1904:  Indigo  zollfrei.  (S.  iou.  26.) 

f.  Handels-,  Zoll-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  Rumänien  vom  Oktober  1904:  Gleich- 
stellung.   (S.  797  und  832.) 

g.  Handels-  und  Zollvertrag  mit  Serbien  vom  November  1904:  Natürlicher  und 
künstlicher  Indigo  pro  dz  50  Dinar  Zoll.    (S.  1100  und  Ii  12.) 
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das  Jahr  191 7  vorgesehen  ist  In  den  Zolltarifen  dieser  Lander  ist  der  aus- 
drückliche Vermerk  aufgenommen  worden,  daß  synthetischer  Indigo  keinem 
anderen  oder  höheren  Zollsatz  unterliegen  soll,  wie  natürlicher.  Die  Handels- 
verträge sind  für  die  deutsche  Indigoindustrie,  abgesehen  von  der  Gleichstellung 
der  beiden  Produkte,  deswegen  sehr  wertvoll,  weil  dadurch  die  Handelsbe- 
ziehungen mit  den  genannten  Ländern  für  eine  längere  Reihe  von  Jahren  fest- 
gelegt sind.    Exportiert  wurden  in  dz1  nach: 


1898 

1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

-*. 

Österreich-Ungarn. 

2  164 

3  398 

3  773 

5  7^7 

8729 

12617 

12587 

11  407 

'3  329 

Rußland     .    .  . 

1  106 

1  '33 

95° 

1  40s 

2837 

3093 

3  404 

3  161 

3869 

Italien  .... 

616 

621 

i  078 

1  061 

3  670 

4482 

4498 

4  666 

5  342 

Schweiz  .... 

489 

611 

595 

807 

861 

864 

605 

819 

141 

202 

395 

474 

970 

17,4 

2008 

2  34f> 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- Amerika. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  hat  der  Kampf  um  eine 
differentielle  Zollbehandlung  von  natürlichem  und  künstlichem  Indigo  lange  hin 
und  her  gewogt.  Es  handelte  sich  darum,  ob  der  synthetische  Indigo  gleich 
dem  natürlichen  zollfrei  einzulassen  oder  ob  er  als  Teerfarbstoff  mit  30%  Zoll  zu 
belegen  sei,  was  einem  Einfuhrverbot  gleich  gekommen  wäre2.  Die  Importeure 
von  Pflanzenindigo  bemühten  sich,  einen  Unterschied  zwischen  beiden  Produkten 
zu  konstruieren  und  den  Zolltarif  von  1897  in  ihrem  Sinne  auszulegen.  Der  Akt 
von  1897  setzte  Indigo  auf  die  Freiliste.  Aus  dem  Fehlen  der  Worte  »und 
künstlicher  Indigo  c  glaubten  sie  eine  differentielle  Behandlung  ableiten  zu 
können,  während  der  Kongreß  diesen  Zusatz  absichtlich  weggelassen  hatte,  um 
der  zollfreien  Einfuhr  von  Indigosurrogaten,  wie  Preußisch-Blau,  entgegen  zu 
wirken.  Der  Board  of  General  Appraisers  traf  jedoch  die  für  die  deutsche 
Industrie  wichtige  Entscheidung,  daß  unter  »Indigo«  einfach  das  färbende 
Prinzip  (Indigotin)  zu  verstehen  sei,  gleichviel,  ob  es  von  der  Natur  hergestellt 
worden  ist  oder  im  Laboratorium  des  Chemikers,  und  daß  demnach  auch 
synthetischer  Indigo  zollfrei  einzulassen  sei  3.  Gegen  diese  Entscheidung  sollte 
Berufung  an  die  höheren  Gerichtsbehörden  eingelegt  werden.  Der  Schatzamts- 
sekretär veranstaltete  jedoch  eine  Enquete  unter  den  Konsumenten  von  Indigo, 
die  sich  für  die  zollfreie  Einfuhr  von  künstlichem  Indigo  aussprachen  4.  Infolge- 
dessen wurde  die  Zollfreiheit  für  Indigo  verfügt. 


1  Monatliche  Nachweise  über  den  auswärtigen  Handel  des   deutschen  Zollgebiets. 
Kaiserliches  Statistisches  Amt. 

*  Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Pfalz.  Ludwigshafen  a.  Rh.  1898,  S.  130. 

3  Vgl.  Die  Stellung  des  synthetischen  Indigo«  im  Zolltarif  der  Vereinigten  Staaten  von 
Dr.  A.  Schweizer,  New  York.   (Zettschrift  für  angewandte  Chemie,  1899,  Heft  17.) 

4  Briefliche  Mitteilung  von  Herrn  Dr.  Schweizer,  New  York. 
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Das  neue  deutsch-amerikanische  Handelsabkommen  hat  keinerlei  Ver- 
änderung in  der  Zollbehandlung  gebracht. 

Die  Bedeutung  des  amerikanischen  Marktes  geht  aus  folgender  Tabelle  hervor : 
Es  wurden  von  Deutschland  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika exportiert : 

1898  2225  dz  künstl.  Indigo 


1 899   3021?  »  ■> 

1900   4926   »  »  * 

1901   7  103   »  s  5 

1902   13922   *  5 

1903   17  350  » 

I9O4   2l6l9»  *  r> 

I905    25  357     »  -  => 

I9O6   35  639      »  2>  5 


Bis  zum  Jahre  1 904  waren  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- Amerika  bei 
weitem  der  beste  Abnehmer  von  künstlichem  Indigo,  sind  aber  in  den  letzten 
beiden  Jahren  von  China  überholt  worden. 

China  und  Japan. 

Die  gelbe  Rasse  hat  von  jeher  eine  besondere  Vorliebe  für  die  blaue 
Farbe  gezeigt.  Infolgedessen  hat  der  Indigo  bei  ihr  stets  große  Verwendung 
gefunden.  Der  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  Japan  vom  Dezember  1 898  1 
und  der  revidierte  Einfuhrzolltarif  vom  Oktober  1902  für  China2  haben  für 
den  synthetischen  Indigo  dieselben  Einfuhrbedingungen  wie  für  das  Naturpro- 
dukt gebracht  und  ihn  damit  auch  auf  den  Markten  des  fernen  Ostens  vor 
Benachteiligung  geschützt.  Es  wirkt  überraschend,  daß  China  unter 
allen,  künstlichen  Indigo  importierenden  Ländern  heute  ziffern- 
mäßig^ die  erste  Stelle  einnimmt.  Auch  Japan  weist  die  nicht  unbe- 
trächtliche Einfuhr  von  10634  dz*  auf-  Der  Export  nach  diesen  beiden  Ländern 
betrug : 


1898 
dz 

1899 
dz 

1900 
dz 

1  1901 
1  dz 

1902 
dz 

1903 
dz 

1904 
dz 

«905 

j  dz 

1906 
dz 

China  .  . 
Japan  .  . 

580 

1  189 
'74 

1 

1  161 

5831 

2589 
2  298 

7  583 
34'9 

11  707 
4721 

25  972 
6  392 

3i  2735 
10634 

>  Die  Handelsverträge  des  Deutschen  Reiches,  S.  368  und  372. 
s  Die  Handelsverträge  des  Deutschen  Reiches,  S.  114  und  127. 

3  Vgl.  Anmerkung  5. 

4  Das  ist  nach  fachmännischem  Urteil  nahezu  der  gesamte  Indigobedarf  dieses  Landes. 

5  Es  muß  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  daß  bei  diesen  Exportziffern  der 
Prozentgehalt  des  exportierten  Indigo  nicht  berücksichtigt  ist.  Hierüber  fehlen  jegliche  sichere 
Angaben.  Allenfalls  könnte  aus  den  Einheitswerten,  das  ist  der  Wert  pro  Doppelzentner,  der  sich 
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Der  Vollständigkeit  halber  seien  noch  die  Exportziffern1  für  einige  wich- 
tigere, oben  nicht  genannte  Absatzgebiete  angegeben: 


[ 

Twin  der 

«905 

1906 

dz 

dz 

Niederlande  . 

6  399 

I  5  077 

Ägypten     .    .  . 

2  805 

3861 

Britisch-Indien 

1  549 

Schweden  .    .  . 

814 

Portugal 

411 

Türkei  (Asien) 

251 

Auffallend  ist  die  Exportziffer  für  Britisch-Indien,  die  1904  nur  371  dz 
betrug  und  1905  den  Export  nach  Frankreich  überholt  hat2. 

Im  Rückblick  auf  die  kaum  zehnjährige  Vergangenheit  des  künstlichen 
Indigo  läßt  sich  feststellen,  daß  er  bereits  auf  allen  Märkten  der  Welt  festen 
Fuß  gefaßt  hat,  und  daß  deren  vollständige  Inbesitznahme  bei  den  gegenwär- 
tigen günstigen  zoilpolitischen  Verhältnissen  eine  Frage  der  nächsten  Zeit  sein 
dürfte.  Der  Kampf  ist  zur  Zeit  noch  nicht  vollkommen  entschieden,  doch 
dürften  angesichts  obiger  Tatsachen  über  dessen  Ausgang  keine  Zweifel  mehr 
bestehen. 

Für  eine  hochstehende  Textilindustrie  und  Farberei  ist  es  ein  Gebot  der 
Wirtschaftlichkeit  und  der  Konkurrenzfähigkeit,  sich  nur  solcher  Farbstoffe  zu 
bedienen,  die  bei  besten  Eigenschaften  die  preiswertesten  sind.  Dies  trifft 
ohne  Zweifel  mehr  für  den  künstlichen  als  den  natürlichen  Indigo  zu.  Infolge- 
dessen wird  in  solchen  Ländern  der  künstliche  Indigo  verhältnismäßig  leicht 
und  rasch  zur  ausschließlichen  Anwendung  kommen.  Dagegen  soll  in  weniger 
entwickelten  Ländern,  z.  B.  den  Golfstaaten,  die  Indigofärberei  noch  sehr 
primitiv  mit  Hilfe  der  sogenannten  Urinküpe  betrieben  werden.  Für  diese 
Art  von  Färberei  eignet  sich  der  Pflanzenindigo  besser,  weil  die  Leimsubstanzen 
desselben  die  Gährung  unterstützen.  In  diesen  Gebieten,  in  denen  auch  die  Macht 


aus  der  Division  des  Gesamtexportwertes  für  ein  bestimmtes  Land  mit  der  Anzahl  der 
exportierten  Doppelzentner  ergibt,  geschlossen  werden,  daß  und  wo  wir  es  mit  100-,  90-,  30-, 
25-  und  2oprozcntigcm  Indigo  2U  tun  haben.  Diese  Einheitswerte  schwanken  z.  B.  für  das 
Jahr  1904  zwischen  800,  720,  240,  200  und  160  M.  pro  Doppelzentner. 

Den  Einheitswert  von  800  M.  hatten  Bulgarien,  Rumänien,  Rußland,  Finnland. 
»  >  »    720  »      »      Frankreich,  Spanien. 

»  »  »    240  »      »      Öster.-Ungarn,  Portugal,  Schweiz,  Brit.  Indien. 

>  >  »    200  »      »      Schweden,  Türkei,  (Asien). 

»  »  »    160  »      »      Großbritannien,  Italien,  Niederlande,  Ägypten,  China. 

Ob  die  auf  Grund  dieser  Einheitswerte  reduzierten  Exportziffern  genauere  Vergleiche 
ermöglichen,  kann  vorläufig  nicht  entschieden  werden. 

>  Monatliche  Nachweise  über  den  auswärtigen  Handel  des  Deutschen  Reiches. 
*  Vgl.  Anmerkung  5  S.  58. 
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der  Gewohnheit  eine  große  Rolle  spielt  und  das  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit 
noch  wenig  Beachtung  gefunden  hat,  ist  das  Vordringen  des  künstlichen  Indigo 
beschwerlicher.  Um  jedoch  auch  diesen  lokalen  Bedürfnissen  Rechnung  zu 
tragen,  hat  man  bereits  den  künstlichen  Indigo,  der  für  diese  Länder  bestimmt 
ist,  mit  Stärke  und  ähnlichen  Substanzen  vermengt  und  in  trockene  Form 
gebracht1.  Es  ist  infolgedessen  zu  erwarten,  daß  auch  diese  Absatzgebiete 
allmählich  dem  Naturprodukt  entrissen  werden. 

VI.  Die  wirtschaftlichen  Wirkungen  der  Indigoindustrie. 

a.  Die  Organisation  der  Indigoindustrie. 

Die  Indigoindustnc  ist  ein  wichtiges  Stück  in  der  Entwicklung  der  deutschen 
Teerfarbenindustrie  und  chemischen  Industrie  überhaupt.  Ihre  Entstehungs- 
geschichte ist  aufs  engste  verknüpft  mit  dem  Lauf  des  deutschen  Wirtschafts- 
lebens der  letzten  Jahrzehnte,  vor  allem  aber  mit  dem  Triumph  der  deutschen 
chemischen  Wissenschaft  und  der  Gesamtentwicklung  der  angewandten  Chemie. 
Sie  wurzelt  in  unserer  großen  Vergangenheit,  in  der  Aufrichtung  des  geeinigten 
deutschen  Reiches  und  ist  ein  Kind  dieser  großen  Zeit. 

Zwei  Unternehmungen  sind  es,  die  Badische  Anilin-  und  Sodafabrik  in 
Ludwigshafen  und  die  Farbwerke  vorm.  Meister,  Lucius  &  Brüning  in  Höchst  a.  M., 
die  sich  des  alleinigen  Besitzes  einer  Indigoin dustrie  rühmen  können.  Infolge 
ihrer  Einrichtungen  und  Leistungen  stehen  sie  an  der  Spitze  nicht  nur  der 
gesamten  chemischen  Industrie  Deutschlands,  sondern  der  der  ganzen  Welt 
und  haben  mit  der  Aufnahme  der  Indigoindustrie  bewiesen,  daß  sie  auch 
weiterhin  Anspruch  auf  die  führende  Rolle  auf  diesem  Gebiete  erheben. 

Ihre  Anfänge  reichen  zurück  in  jene  Zeit,  in  der  die  deutsche  Teer- 
farbenindustrie in  mühevoller  Nachahmung  englischer  und  französischer  Vor- 
bilder ihre  Existenz  fristete. 

Die  Höchster  Farbwerke  sind  18622,  die  Badische  Anilin-  und  Soda- 
fabrik 18653  gegründet  worden,  erstere  wie  es  hieß,  »in  bescheidenen  Ver- 
hältnissen zur  Herstellung  von  Anilinfarben«.  Ursprünglich  eine  Familiengrün- 
dung bezw.  Gesellschaftsunternehmung  mußten  sie  bald  infolge  der  sich  als 
notwendig  erweisenden  Angliederung  neuer  Fabrikationszweige  und  technischer 
Betriebsstätten  in  Aktiengesellschaften  umgewandelt  werden.  Heute  stellen  sie 
Riesenbetriebe  dar,  die  die  Tendenz  haben,  sich  in  weitgehendem  Maße  von 
den  Konjunkturen  des  Marktes  und  der  Abhängigkeit  von  fremden  Unterneh- 
mungen frei  zu  machen.    Roh-  und  Hilfsstoffe  werden,  soweit  irgendwie  mög- 

1  »Die  chemische  Industrie.«  Herausgegeben  vom  Verein  zur  Wahrung  der  Interessen 
der  chemischen  Industrie  Deutschlands.    Dr.  O.  N.  Witt,  Berlin,  Jahrg.  1904,  S.  11. 

>  Sammelausstellung  der  deutschen  chemischen  Industrie,  1900,  a.  a.  O.  S.  13t  ff.; 
Dr.  Grandhomme:  Die  Fabriken  der  Aktiengesellschaft  Farbwerke  vorm.  Meister,  Lucius  & 
Brüning  zu  Höchst  a.  M.  in  sanitärer  und  sozialer  Beziehung,  Frankfurt  1896.  S.  2  ff. 

3  Vgl.  Dt.  H.  Caro:  Über  die  Entwicklung  der  chemischen  Industrie  Mannheim- 
Ludwigshafen  a.  Rh.  a.  a.  O.  S.  1343;  Dr.  H.  Caro:  Über  die  Entwicklung  der  Teerfarben- 
industrie. (Berichte  der  deutschen  chemischen  Gesellschaft,  25.  Jahrg.,  Berlin  1892,  Referate 
S.  954  ff.);  Sammclausstellung  der  deutschen  chemischen  Industrie,  1900,  a.  a.  O.  S.  68  ff. 
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lieh,  selbst  erzeugt  und  zwar  nicht  nur  für  die  eigenen  Bedürfnisse,  sondern 
auch  für  den  Bedarf  fremder  Industrien.  So  fabriziert  beispielsweise  die 
Badische  Anilin-  und  Sodafabrik  anorganische  Hilfsstoffe  (Sauren,  Alkalien, 
Soda),  organische  Hilfsstoffe  (Alkohole,  Äther,  Eisessig  usw.),  aromatische  Roh- 
materialien (Benzol,  Xylol,  Naphthalin  usw.),  besitzt  eigene  Gasanstalten,  mecha- 
nische Hilfsbetriebe,  Maschinen-  und  Reparaturwerkstätten,  Gießereien,  Schlosse- 
reien, Schreinereien,  eigene  Wasserwerke,  Eisfabriken,  elektrische  Anlagen  usw. ! 
Ihre  Erzeugnisse  umfassen  in  mehr  oder  minder  vollem  Umfang  die  gesamten 
Produkte  der  angewandten  chemischen  Industrie.  Aus  ihr  ist  der  erste  und 
nunmehr  auch  der  zweite  auf  künstlichem  Wege  dargestellte  Pflanzenfarbstoff 
hervorgegangen.  Sie  bedeckte  1900  ein  Areal  von  206  ha  mit  421  Fabrik- 
gebäuden, 548  Arbeiter-  und  91  Beamtenwohnungen2. 

Die  Bilanz  der  Höchster  Farbwerke  vom  Dezember  1907  weist  ein 
Terrain  von  1,4  Millionen  Quadratmeter,  mit  47,4  Kilometer  Bahnanlagen, 
1 1 7  Wohnungen  und  3  Arbeiterschlafsälen  auf.  Die  unter  Dach  befindlichen 
Fabrikgebäude  nehmen  einen  Raum  von  271720  qm  ein.  Die  Gewerbestatistik 
des  deutschen  Reiches,  die  bekanntermaßen  die  chemische  Industrie  in  chemische 
Großindustrie,  die  Industrie  sonstiger  chemischer  und  pharmazeutischer  Präparate, 
Apotheken,  Farbmaterialien,  Sprengstoffe  und  Zündwaren,  Abfälle  und  künst- 
licher Düngstoffe  einteilt,  rechnet  beide  Fabriken  zu  der  Industrie  der  Farb- 
materialien. In  ihrer  heutigen  Form  könnte  man  sie  aber  mit  demselben  Recht 
auch  als  chemische  Großindustrie,  Sprengstoffindustrie  oder  als  chemische  und 
pharmazeutische  Präparatenindustrie  bezeichnen.  Sie  stellen  eine  Verschmelzung 
sämtlicher  Gruppen  dar,  vielleicht  mit  der  einzigen  Ausnahme  der  Industrie 
der  Abfälle  und  künstlichen  Düngstoffe.  Jeder  einzelnen  Abteilung  dieser 
Fabriken  kommt  die  Bedeutung  eines  selbständigen  Betriebes  zu. 

Innerhalb  der  Gruppe  von  Werkstätten,  die  der  Fabrikation  künstlicher 
organischer  Farbstoffe  dienen,  lenkt  die  Indigoabteilung,  als  neuester  Zuwachs 
von  großer  wirtschaftlicher  Bedeutung,  das  allgemeine  Interesse  auf  sich.  Als 
ein  kleiner  Beweis  ihres  wirtschaftlichen  Wertes  mögen  hier  folgende  Worte 
aus  dem  Geschäftsbericht  der  Badischen  Amiin-  und  Sodafabrik  aus  dem  Jahre 
1899,  also  erst  2  Jahre  nachdem  diese  Fabrikation  eingerichtet  war,  Raum 
finden.  Derselbe  bemerkt  im  Hinblick  auf  die  Rückwärtsbewegung  des  Geschäfts- 
ganges in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres:  »Wenn  trotz  dieser  Verhältnisse  und 
der  durch  dieselben  herbeigeführten  Ausfälle  unsere  Bilanz  dennoch  mit  einem 
höheren  Betrag  abschließt,  so  verdanken  wir  dieses  Resultat  der  gesteigerten 
Herstellung  und  dem  vermehrten  Absatz  des  künstlichen  Indigo*. 

Leider  kann  nun  dem  berechtigten  Interesse  nach  einer  genauen  Kennt- 
nis dieser  Industrie  nicht  voll  und  ganz  entsprochen  werden.  Die  Absicht 
geht  dahin,  die  Organisation  dieser  Industrie  und  ihren  wirtschaftlichen  wie 
volkswirtschaftlichen  Wert  im  Einzelnen,  von  allen  Zusammenhängen  möglichst 
isoliert  darzulegen,  zu  zeigen,  wie  die  einzelnen  Faktoren  der  Produktion,  wie 
die  Produktion  selbst  und  die  Absatzverhältnisse  beschaffen  sind,  in  welchem 
Maße  und  nach  welchen  Richtungen  hin  sie  die  deutsche  Volkswirtschaft  beein- 
flußt. Dazu  wäre  aber  ein  genauer  Einblick  in  die  ganze  Einrichtung  not- 
wendig, der  aus  begreiflichen  Gründen  Außenstehenden  verschlossen  ist.  Bedauer- 


1  Vgl.  Dr.  H.  Caro:  Über  die  Entwicklung  der  Teerfarbenindustrie  a.  a.  O.  S.  970. 
*  Sammelausstellung  der  deutschen  chemischen  Industrie,  1900,  a.  a.  O.  S.  68  ff. 
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licherweise  sind  auch  die  beiden  Fabriken  angesichts  des  noch  Fortbestehens 
des  Pflanzenindigo  und  der  Möglichkeit  einer  ausländischen  Konkurrenz  sehr 
zurückhaltend  mit  ihren  Mitteilungen.  Infolgedessen  ist  das  oben  angedeutete 
Vorhaben  nur  teilweise  ausführbar.  Wir  werden  in  vielen  Fällen  genötigt  sein, 
unsere  Betrachtungen  auf  die  Gesamtheit  der  beiden  Unternehmungen  auszu- 
dehnen, um  hierin  einen  Ersatz  für  das  Fehlende  zu  finden.  Das  bis  jetzt  in 
Wort  und  Schrift  Veröffentlichte  genügt  wenigstens  soweit,  um  dem  größeren 
Teil  der  Aufgabe  gerecht  werden  zu  können.  Auch  die  Skizze  eines  Bildes 
vermag  uns  eine  Vorstellung  davon  zu  geben,  wie  etwas  ist,  trotzdem  sie  nicht 
alle  Einzelheiten  mit  photographischer  Genauigkeit  und  Schärfe  wiedergibt. 

Unter  den  Produktionsfaktoren  stehen  voran  die  natürlichen  Hilfsstoffe. 
Das  Ausgangsmaterial  dieser  Industrie  ist  das  Naphthalin  und  das  Benzol.  Auf 
ihre  grundlegende  Bedeutung  ist  bereits  in  einem  früheren  Abschnitt  hingewiesen 
worden.  Es  erübrigt  aber  noch  einige  statistische  Angaben  über  ihren  Ursprung 
und  ihre  Marktlage  zu  machen.  Nachdem  sich  einmal  die  Verhältnisse  zugunsten 
der  deutschen  Teerfarbenindustrie  entschieden  hatten,  blieb  England  für  sie 
noch  insofern  von  größter  Bedeutung,  als  es  die  Hauptquelle  der  Rohstoffe 
war.  Bis  Mitte  der  8oer  Jahre  war  der  Steinkohlenteer  ein  Produkt 
der  Leuchtgasfabrikation,  die  ihren  Hauptsitz  in  England  und 
Frankreich  hatte.  Die  Einführung  des  von  England  ausgehenden 
sogenannten  modernen  Gasbereitungsverfahrens1,  das  im  wesent- 
lichen auf  der  Anwendung  sehr  hoher  Temperatur  beruht,  war 
zwar  für  die  Gaserzeugung  außerordentlich  vorteilhaft,  zeitigte 
aber  für  die  Teerfarbenindustrie  sehr  ungünstige  Nebenwirkungen, 
indem  es  die  Produktion  an  Steinkohlenteer  und  insbesondere  an 
Benzolkohlenwasserstoffen  außerordentlich  verringerte. 

Die  ganze  Basis  der  Farbenindustrie  schien  bedroht.  Die 
scheinbar  unerschöpflichen  Märkte  des  Auslandes  wiesen  einen  plötzlichen  Mangel 
auf  und  die  mit  großer  Schnelligkeit  sich  vollziehende  Umwälzung  in  der  Gas- 
fabrikation hätte  die  unangenehmsten  Folgen  für  die  Farbenindustric  haben  können, 
wenn  es  ihr  nicht  gelungen  wäre,  in  der  Kokerei  eine  neue  Quelle 
ihrer  Rohstoffe  zu  erschließen.  Die  Kokerei  hat  die  Aufgabe,  den  für  metal- 
lurgische Zwecke  notwendigen  Hüttenkokc  zu  liefern.  Das  alte  Kokereiverfahren 
gestattete  nicht,  die  Destillationsprodukte  der  Kohle  zu  gewinnen,  doch  konnte 
es  derart  umgestaltet  werden,  daß  es  heute  in  der  Form  des  sogenannten 
Destillationskokereivcr fahrens  zu  einer  unermeßlichen  Fundgrube 
für  Benzol  und  Benzolkohlenwasserstoffe  wurde  und  bei  dem 
großen  Umfang  dieses  Gewerbes  auch  reichlich  den  Ausfall  an 
Steinkohlenteer  zu  decken  imstande  ist.  Dieses  neue  Verfahren  hat  sich 
in  Deutschland  rascher  und  vollkommener  entwickelt  als  in  England  und  Frank- 
reich und  hat  im  Verein  mit  der  Ausdehnung  unserer  Leuchtgasfabrikation 
dahin  gewirkt,  daß  die  deutsche  Teerfarbenindustrie  nicht  mehr  in  der  Weise 
vom  Aasland  abhangig  ist,  wie  in  früheren  Jahren.  1890  sollen  England 
und  Schottland  noch  etwa  2/3  der  Gesamtproduktion  an  Benzol 
geliefert  haben.  Die  deutsche  Produktion  betrug  nur  »/4  der 
Gesamtproduktion   und   4/,0   der   englischen.     Die    Einfuhr  nach 


*  O.  N.  Witt:    Die  chemische  Industrie  des  Deutschen  Reiches  im  Beginn  des  20. 
Jahrhunderts,  Berlin  1907,  S.  189—196. 
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Deutschland  bezifferte  sich  noch  auf  über  7,/2  Millionen  Kilogramm 
im  Werte  von  zirka  6l/2  Millionen  Mark1.  Zirka  10  Jahre  später 
konnte  die  jährliche  Produktion  Deutschlands  an  Benzol  auf  7000 
bis  8000  Tonnen,  diejenige  an  Naphthalin  auf  13200--14400 
Tonnen,  d.  i.  in  beiden  Fällen  auf  l/i  der  Gesamtproduktion  der 
Welt  angegeben  werden2.  Daß  damit  bei  der  kolossalen  Ausdehnung  der 
deutschen  Teerfarbenindustrie  keineswegs  der  Gesamtbedatf  gedeckt  ist,  ist  aus 
folgender  Ein-  und  Ausfuhrtabelle  ersichtlich.  Sie  gibt  die  neueste  Entwick- 
lung wieder  und  bringt  in  der  bedeutend  rascheren  Zunahme  der  Ausfuhr  die 
abnehmende  Abhängigkeit  vom  Auslande  zum  Ausdruck  (s.  umstehende  Tabelle). 

Nach  dem  Ergebnis  des  Jahres  1905  deckt  Deutschland  drei  Viertel 
seines  Bedarfes  an  Benzol  und  nicht  ganz  die  Hälfte  seines  Bedarfes  an  Naph- 
thalin selbst. 

Den  natürlichen  Hilfsquellen  schließt  sich  als  weiterer  Produktionsfaktor 
an  das  Kapital.  Die  Indigoindustrie  muß  als  ein  Geschöpf  des  Kapitalismus 
bezeichnet  werden.  Wohl  selten  hat  die  Inszenierung  eines  neuen  Fabrikations- 
zweiges derartig  hohe  Kapitalien  erfordert.  Ohne  den  großen  Aufwand  an 
Kapital  wäre  auch  heute  die  Indigosynthese  wohl  kaum  aus  dem  Zustand  einer 
rein  wissenschaftlichen  Forschung  herausgetreten.  Durch  17  Jahre  hindurch 
mußten  kostspielige  Versuche  und  Vorarbeiten  ausgeführt  werden,  ehe  sie  das 
gewünschte  Resultat  ergaben.  Brunk  bemerkt  hierzu,  daß  die  Herstellung  des 
künstlichen  Indigo  außergewöhnliche  finanzielle  Mittel  erfordert  habe,  und  daß 
schon  heute  —  der  Vortrag  Brunks  ist  am  20.  Oktober  1900  gehalten 
—  zirka  18  Millionen  Mark  in  den  Ludwigshafener  Anlagen  für  diesen  Zweck 
investiert  seien  3. 

Über  die  Höchster  Indigoanlagen  fehlen  leider  derartige  Angaben.  Dafür 
läßt  sich  aber  aus  den  Bilanzen  feststellen,  daß  sich  in  der  Zeit  von  1900  bis 
1904  (inklusiv)  das 

Konto  für  Fabrikgebäude   um    2,67  Millionen  Mark, 

»       s>    Apparate,  Maschinen,  Trans- 
portmaterial   »12,32        >  » 

1       »    die  gesamten  Fabrikanlagen  .  »15,72        »  > 

erhöht  hat.  Die  Geschäftsberichte  dieser  fünf  Jahre  weisen  darauf  hin,  daß  die 
Erhöhung  des  Liegenschafts-,  Bau-  und  Apparatekontos  in  erster  Linie  durch  die 
Einrichtung  und  den  Ausbau  der  Indigofabrikation  veranlaßt  worden  ist.  Des 
weiteren  haben  die  Höchster  Farbwerke  in  der  Zeit  von  1896—1904  ihr  Aktien- 
kapital von  15  auf  25  Millionen  Mark,  die  Badische  Anilin-  und  Sodafabrik 
von  16,5  auf  21  Millionen  Mark  erhöht,  wobei  sich  noch  die  Ausgabe  von 
Obligationen  im  Betrage  von  je  10  Millionen  Mark  als  notwendig  erwies. 
Diese  Kapitalvcrmehrungcn  sind,  wenn  auch  nicht  ausschließlich,  so  doch  zum 
größeren  Teil  durch  die  Indigofabrikation  veranlaßt  worden  4.     Nehmen  wir 


»  Dr.  H.  Caro :  Über  die  Entwicklung  der  deutschen  Teerfarbenindustrie  a.  a.  O.  S.  974. 
*  O.  N.  Witt:    Die  chemische  Industrie  des  Deutschen  Reiche»  im  Beginn  des  20. 
Jahrhunderts  a.  a.  O.  S.  198—200;  H.  Brunk  a.  a.  O. 

3  Vgl.  auch  S.  51. 

4  Vgl.  die  Jahresberichte  der  Bad.  Anilin-  und  Sodafabrik  und  der  Höchster  Farbwerke. 
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an,  daß  nur  etwa  30  Millionen  Mark  auf  die  gesamte  Indigoindustrie  entfallen 
—  eine  Summe,  die  jedenfalls  zu  nieder  gegriffen  ist  —  so  repräsentiert  uns 
diese  Summe  schon  das  dreifache  des  in  der  gesamten  englischen  Teerfarben- 
industrie arbeitenden  Kapitals1. 

Bezüglich  der  Rentabilität  darf  es  angesichts  der  Jugendlichkeit  dieser 
Industrie,  des  früheren  Wettbewerbes  zwischen  den  beiden  Fabriken  und  des 
heute  noch  fortbestehenden  Konkurrenzkampfes  gegen  den  natürlichen  Indigo 
nicht  auffallend  erscheinen,  daß  sie  noch  keinen  entsprechenden  Ausdruck  in 
der  Erhöhung  der  Dividende  gefunden  hat.  Man  hatte  sich  in  den  Kreisen 
der  Aktionäre  zum  Teil  der  angenehmen  Hoffnung  hingegeben,  daß  binnen 
kurzer  Zeit  nach  dem  Erscheinen  des  künstlichen  Indigo  die  Dividenden  ganz 
enorm  steigen  werden.  Nehmen  wir  aber  das  Jahr  1896  als  Ausgangspunkt, 
so  zeigt  sich  vielmehr,  daß  mit  der  Einführung  der  neuen  Fabrikation  die 
Dividenden  zunächst  von  ihrer  ursprünglichen  Höhe  fielen  und  erst  nach  Ver- 
lauf von  5  Jahren  wieder  zu  steigen  begannen: 


Jahr 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 

»903 

1904 

1905 

1906 

0/0 

0  0 

°,'o 

0/0 

Dividenden  der  Bad.  Anilin- 

und  Sodafabrik  .... 

26 

24 

24 

24 

24 

24 

26 

26 

24 

27 

Dividenden  der  Höchster  Farb- 

26 

26 

26 

20 

20 

20 

20 

20 

24 

30  1 

So  wenig  im  allgemeinen  eine  Statistik  über  Dividenden  zu  Schlußfolge- 
rungen geeignet  ist,  so  scheint  sie  doch  in  diesem  Falle  mit  einiger  Sicherheit 
darauf  hinzuweisen,  daß  der  Ausbau  der  Indigoindustrie  jeweils  einen  Zeitraum 
von  5  Jahren  (1897  — 1 90 1  bezw.  1900  —  1904)  in  Anspruch  genommen  hat. 
Auch  könnte  diese  Behauptung  damit  gestützt  werden,  daß  einerseits  keine 
besonderen  Gründe  vorgelegen  haben,  die  zu  einer  Abweichung  von  den  bisher 
üblichen  Prinzipien  bei  der  Gewinnaufteilung  Veranlassung  gegeben  hätten  und 
andererseits  haben  die  Geschäftsberichte  dieser  Jahre  die  Notwendigkeit  eines 
weiteren  Ausbaues  der  Indigoanlagen  besonders  hervorgehoben. 

1  Nach  Arthur  G.  Green:  Tbc  Relative  Progress  of  the  Coai-tar  Industriy  in  Eng- 
land and  Gcrmany  during  the  past  fifteen  Ycars,  I^ondon  1901  :  überschreitet  das  gesamt«' 
Kapital,  das  in  der  englischen  Teerfarbenindustrie  investiert  ist,  wahrscheinlich  nicht  300  000  I-stl. 


3  Vgl.  auch  die  Dividenden  der  Jahre  1886 — 1895: 


Jahr 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

189I 

I892 

•893 

I894 

'895l 

1 

[    Dividenden  der  Bad.  Anilin- 

und  Sodafabrik  .... 

1 5 

16 

!6*/j 

20 

22 

2  2 

27 

27 

25 

26 

Dividenden  der  Höchster  Färb- 

8 

«4 

16 

11 

25 

20 

26 

28 

28 

28  ; 

Jenke,  volkiw.  Bedeutung  d«  künstl.  Indigo.  5 
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Infolgedessen  konnten  sich  die  Hoffnungen  auf  höhere  Dividenden  erst 
nach  Fertigstellung  und  Inbetriebsetzung  des  größten  Teils  der  Anlagen  ver- 
wirklichen. Die  beiden  letzten  Jahre  zeigen,  daß  für  die  mit  ganz  außergewöhn- 
lichem Aufwand  an  Kapital  unternommene  Industrie  die  Erntezeit  gekommen  ist. 

Die  Form  der  Aktiengesellschaft  ermöglicht  die  Teilnahme  größerer 
Bevölkerungskreise  an  den  Gewinnen  dieser  Industrie,  die  aber  auch  über  diesen 
Rahmen  hinaus  eine  Quelle  materiellen  Wohlstandes  für  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft zu  werden  bestimmt  ist. 

Obgleich  der  synthetische  Indigo  ein  Geschöpf  des  Kapitalismus  ist.  sc» 
erfordert  er  doch  als  Produkt  der  verschiedenartigsten,  kompliziertesten  chemischen 
Prozesse  eine  Menge  Arbeitskräfte.  Die  Zahl  der  Arbeiter  der  Badischen 
Anilin-  und  Sodafabrik  ist  von  4750  im  Jahre  1896  auf  7711  im  Jahre  1907. 
diejenige  der  Höchster  Farbwerke  von  3434  in  1900  auf  zirka  5000  in  1900 
gestiegen,  hat  also  in  beiden  Fällen  eine  beträchtliche  Zunahme  erfahren.  Die 
Indigoabteilung  der  erstgenannten  Fabrik  beschäftigt  nach  der  erst  kürzlich 
erschienenen  Lohntabelle  heute  (1907)  617  Arbeiter.  Da  diese  Lohntabelle 
nur  die  Löhne  von  5884  Arbeiter  bekannt  gibt,  insgesamt  aber  nahezu  8000 
Arbeiter  angestellt  sind,  so  wird  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  auch  die  Zahl 
der  tatsachlich  beschäftigten  Indigoarbeiter  höher  sein.  Legen  wir  dieselben 
Verhältnisse  auch  für  Höchst  zugrunde,  so  dürften  insgesamt  1500  Arbeiter 
dieser  Erfindung  ihren  Unterhalt  zu  verdanken  haben,  ohne  Berücksichtigung 
derjenigen,  die  als  Handwerker,  Maschinisten,  Mechaniker,  Packer  usw.  für 
diese  Abteilung  tätig  sind.  Diese  Indigoarbeiter  sind,  wie  der  größere  Teil 
der  in  der  Teerfarbenindustrie  beschäftigten  Arbeiter,  ungelernte  Fabrikarbeiter, 
die  sich  in  der  Regel  aus  dem  Überschuß  der  betreffenden  ländlichen  Distrikte 
rekrutieren.  Soweit  sie  organisiert  sind,  gehören  sie  ebenso  wie  die  übrigen 
Fabrikarbeiter  dem  Verband  der  Fabrik-,  Land-  und  Hilfsarbeiter  und  -Arbei- 
terinnen an.  Die  sonstigen,  meist  gelernten  Albeiter,  sind  zum  Teil  Mitglieder 
besonderer  Organisationen,  z.  B.  des  Verbandes  der  Hafenarbeiter,  Zimmerer. 
Metallarbeiter,  Heizer,  Küfer,  Maurer,  Holzarbeiter  und  der  christlichen  Gewerk- 
schaften.   Frauen-  und  Kinderarbeit  findet  nicht  statt. 

Die  Löhne  der  Indigoarbeiter  schwanken  zwischen  33 — 46  Pfennige  pro 
Stunde,  der  Jahresverdienst  zwischen  1050  und  2300  Mark  und  beträgt  im  Durch- 
schnitt 1470,6  Mark  pro  Kopf  bei  wirklicher  Arbeitszeit,  bei  normaler  Arbeitszeit 
1  224  Mark1.  Dagegen  wird  in  genannter  Lohntabelle  der  Durchschnittsverdienst  eines 
Arbeiters  vom  20.  Lebensjahre  ab,  bei  normaler  Arbeitszeit  (ohne  Handwerker)  au! 
1 290  Mark,  bei  wirklicher  Arbeitszeit  (ohne  Handwerker)  auf  1 5  14  Mark  angegeben. 
Die  Löhne  der  617  Indigoarbeiter  würden  somit  nicht  ganz  diesen  Durch- 
schnittslohn erreichen.  Die  Arbeitszeit  in  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik 
war  früher  auf  12  Stunden  täglich  festgesetzt  und  ist  seit  1905  auf  10  Stunden 
ermäßigt  worden,  d.  h.  jede  weitere  Stunde  wird  als  Überstunde  mit  25°;t, 
Aufschlag  bezahlt.  In  den  Höchster  Farbwerken  beginnt  die  Arbeit  um  6  Uhr 
morgens  und  wird  um  5  Uhr  nachmittags  beendet.  Nach  Abzug  von  il/2  Stunden 
Pause  für  Frühstück  und  Mittagessen  verbleiben  9'/2  Stunden  für  die  Arbeit. 
Überstunden  werden  mit  10%  Zuschlag  vergütet2.    Nach  Grandhomme  betrug 


»  Der  Lohn  bei  3060  Arbeitsstunden  pro  Jahr  und  einem  durchschnittlichen  Stunden 
lohn  von  40  Pf. 

a  Dr.  Grandhomme  a.  a.  O.  S.  37. 
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1896  der  Durchschnittslohn  eines  Raumarbeiters  in  der  Farbenfabrik  täglich 
2,81  Mark.  Darnach  würde  sich  das  Jahreseinkommen  eines  Arbeiters  bei 
306  Arbeitstagen  auf  859,86  Mark  berechnen.  Da  sich  die  Arbeitslöhne  in 
der  Zwischenzeit  im  allgemeinen  etwa  um  25%  erhöht  haben,  so  kann  ange- 
nommen werden,  daß  heute  ein  Farbenarbeiter  daselbst  und  ebenso  natürlich 
auch  ein  Indigoarbeiter  zirka  1075  Mark  jährlich  verdient. 

An  Arbeitslöhnen  bezahlt  demgemäß  die  gesamte  Indigoindustrie  pro 
Jahr  zirka  2  Millionen  Mark. 

In  beiden  Fabriken  bestehen  in  ausgedehntem  Maße  Wohlfahrtsein- 
richtungen '  zur  Erleichterung  und  Verbesserung  der  Lebenshaltung  der  Ar- 
beiter. Ks  muß  anerkannt  werden,  daß  auf  diesem  Gebiete  sehr  viel  für  das 
Wohl  der  Arbeiter  getan  worden  ist  und  alljährlich  weit  über  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  hinaus  freiwillige  Aufwendungen  für  diese  Zwecke  gemacht 
werden.  Die  Badische  Anilin-  und  Sodafabrik  zahlte  beispielsweise  an 
Leistungen  für  Angestellte  auf  Grund  der  gesetzlichen  Verpflichtungen 
1S99  144377,52  Mark,  an  freiwilligen  Leistungen  340954,10  Mark.  Im 
Jahre  1907  betrugen  ihre  freiwilligen  Leistungen  mit  1001720,74  Mark 
nahezu  das  Dreifache  der  340410,29  Mark  betragenden  gesetzlichen. 
Ein  großer  Teil  der  verheirateten  Arbeiter  ist  in  Arbeiterwohnungen  unter- 
gebracht. Die  Arbeiterkolonie  der  Anilin-  und  Sodafabrik  ist  in  ihrer  Aus- 
dehnung von  1900  mit  einem  Aufwand  von  3,15  Millionen  Mark  hergestellt 
worden  und  beherbergte  548  Familien  mit  3000  Personen.  Die  Bilanz  der 
Höchster  Farbwerke  von  1907  gibt  den  Kostenwert  ihrer  117  Beamten-  usw. 
Wohnungen  auf  2,9  Millionen  Mark  an.  Der  Mietzins  ist  derart  bemessen, 
daß  er,  wie  es  heißt,  -nur  annähernd  zur  Bestreitung  der  Unterhaltungskosten 
ausreic  ht«  bezw.  3  '/2°/0  des  Anlagekapitals  beträgt  ohne  Anrechnung  des 
Platzwertes,  der  Unterhaltungs-,  Vcrwaltungskosten  und  sonstiger  Unkosten«. 
Für  Unverheiratete  sind  Arbeiter-Logierhäuser  eingerichtet.  Der  Arbeiterunter- 
stützungsfonds der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  weist  1907  die  stattliche 
Summe  von  2.4  Millionen  Mark  auf.  Sodann  dienen  Fabrikmenagen,  die  von 
sciten  der  Fabrik  einen  Zuschuß  von  10  Pfennig  pro  Portion  erhalten,  der 
Verbilligung  der  Lebenshaltung.  Inventar,  Küchenpersonal,  Kochdampf  usw. 
stellen  die  Fabriken.  Ferner  haben  die  Arbeiter  Gelegenheit,  ihre  Einkäufe  in 
den  von  den  Fabriken  eingerichteten  Kaufhäusern  zu  machen  und  erhalten 
beispielsweise  in  Höchst  io°/0  Dividende  auf  die  ortsüblichen  Preise. 

Den  Anforderungen  der  Hygiene  dienen  Badeanstalten,  deren  Zahl  bei 
der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  auf  45  angegeben  ist.  Zu  deu  Kranken- 
geldern werden  außer  den  gesetzlichen,  auch  freiwillige  Zuschüsse  gegeben. 

Auch  auf  die  Familie  des  Arbeiters  dehnt  sich  die  Fürsorge  aus.  Hier- 
her gehören  die  Haushaltungsschulen,  Wöchnerinnenasyle,  Sparkassen,  Bade- 
anstalten usf. 

Die  Gefährlichkeit  der  Arbeit  gebietet,  daß  femer  solche  Einrichtungen 
getroffen  sind,  die  nach  Möglichkeit  Erkrankungen  vorbeugen,  und  bereits 
erkrankten  Arbeitern  die  notwendige  Fürsorge  zuteil  werden  lassen.  Auch  in 
dieser  Hinsicht  stehen  die  genannten  Fabriken  mustergiltig  da.    Ihre  Erholungs- 


»  Vgl.  hierzu  Sanimelausstellung  der  deutschen  chemischen  Industrie,  a.  a.  O.  S.  ;»> 
und  135;  Dr.  Grandhomnie  a.  a.  O.  und  die  Berichte  des  Vorstandes  und  des  AufsichtsratL-s 
der  Bad.  Anilin-  und  Sodafahrik  und  der  Höchster  Farbwerke. 
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heime,  Lungenheilstätten,  die  Stiftungen  für  Arbeiterinvaliden,  Witwen  und 
Waisen  legen  ein  beredtes  Zeugnis  weitgehendster  Wohlfahrtspflege  ab.  Er- 
wähnenswert dürfte  noch  sein,  daß  die  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik 
erwachsenden  laufenden  Ausgaben  für  den  Betrieb  ihrer  Wohlfahrtseinrichtungen 
1899  die  Höhe  von  289  500  Mark  erreichten,  unberücksichtigt  die  Verzinsung 
des  aufgewendeten  großen  Kapitals. 

Das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  entspricht  da- 
gegen nicht  den  Erwartungen,  die  man  an  diese  in  allen  sonstigen  Hinsichten 
so  glänzend  dastehende  Industrie  zu  knüpfen  versucht  wäre.  In  den  Höchster 
Farbwerken  ist  es  bis  jetzt  noch  zu  keiner  offenen  Auseinandersetzung 
zwischen  beiden  Teilen  gekommen,  doch  dürften  solche  für  die  nächste  Zeit 
in  ähnlicher  Weise  zu  erwarten  sein,  wie  sie  in  der  Badischen  Anilin-  und 
Sodafabrik  zum  ersten  Mal  im  Januar  1905'  und  wiederum  im  August  1907 
in  Erscheinung  getreten  sind.  Die  Forderungen  der  Arbeiter  waren  erstmals  auf 
eine  1 5  °/0  ige  Lohnerhöhung,  auf  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  von  12  auf  10 
Stunden  und  auf  Einführung  von  Arbeiterausschüssen  gerichtet.  Im  wesent- 
lichen sind  ihnen  auch  diese  Forderungen  seitens  der  Fabrikdirektion  zuge- 
standen worden.  Die  vorjährige  Lohnbewegung  ist  in  Anbetracht  des  kommenden 
Winters  und  weil  den  Arbeitern  aus  sonstigen  Gründen  der  Moment  ungeeig- 
net erschien,  nach  kurzer  Zeit  wieder  eingestellt  worden.  Gleichwohl  dürfte, 
wie  die  Berichte  über  die  Geschäftsjahre  1905  und  1906  hervorheben,  nicht 
ohne  weiteres  anzunehmen  sein,  »daß  nunmehr  die  Ruhe  und  ein  ungestörtes 
Weiterarbeiten  für  die  Zukunft  gesichert  sei«. 

Die  Beurteilung  des  Arbeitsverhältnisses  ist  eine  Frage  für  sich,  die  hier 
nur  mit  kurzen  Worten  gestreift  werden  kann.  Es  kann  unmöglich  darauf 
eingegangen  werden,  ob  und  aus  welchen  Gründen  die  Fordeningen  der  Ar- 
beiter zu  verwerfen  bezw.  zu  rechtfertigen  seien.  Ein  Urteil  hierüber  können 
wir  uns  bei  der  Unvollständigkeit  unseres  Materials  nicht  erlauben  und  eben 
deshalb  dürfen  uns  auch  weder  sozialpolitische  noch  kapitalfreundliche  Gründe 
zu  einer  Stellungnahme  bewegen.  Nur  auf  einen  Punkt  sei  aufmerksam  gemacht, 
dem  u.  M.  n.  eine  prinzipielle  Bedeutung  zukommt. 

Wir  haben  gesehen,  daß  die  Löhne,  ohne  gerade  hoch  zu  sein,  doch  in 
Anbetracht  der  großen  Vergünstigungen  und  Verbilligungen,  die  die  Wohlfahrts- 
einrichtungen den  Arbeitern  darbieten,  derart  sind,  daß  sie  eine  bescheidene 
auskömmliche  Lebenshaltung  ermöglichen.  F.  J.  Ehrhart2  hat  in  seiner,  aller- 
dings schon  1892  erschienenen  Broschüre  das  notwendige  Einkommen  für 
eine  fünfköpfige  Arbeiterfamilie  für  Mannheim  auf  1300  Mark  angegeben. 
Dieser  Berechnung  der  Kosten  des  Lebensunterhaltes  sind  offenbar  gewöhnliche 
Preise  zugrunde  gelegt,  nicht  etwa  Ausnahmspreise,  wie  sie  die  Wohlfahrts- 
einrichtungen  mit  sich  bringen,  so  daß  die  Verteuerung  der  Lebenshaltung  in 
der  Zwischenzeit  durch  den  verbilligenden  Einfluß  der  Wohlfahrtseinrichtungen 
ungefähr  als  ausgeglichen  und  auch  heute  ein  Durchschnittseinkommen  von 
1300  Mark  als  auskömmlich  betrachtet  werden  kann. 


»  Bericht  des  Vorstandes  und  des  Aufsich tsraies  der  Bad.  Anilin-  und  Sodafabrik  über 
das  Geschäftsjahr  1905. 

2  V.  J.  Ehrhart:  Die  Zustände  in  der  Bad.  Anilin-  u.  Sodafabrik.  Mannheim  l8t)2,  S.  9- 
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Demgemäß  scheint  die  Lohnfrage  für  die  Arbeiter  eine  sekundäre  Frage 
zu  sein.  Sie  erstreben  zwar  höhere  Löhne  und  ebenso  auch  eine  kürzere 
Arbeitszeit,  aber  nicht  deswegen,  weil  ihre  Löhne  überhaupt  unzureichend 
wären,  sondern  damit  ihnen  ein  Teil  der  hohen  Dividendengewinne,  die  sie 
mit  erarbeiten,  zugeführt  wird1.  Sie  wünschen  also  —  und  das  ist  die  Kar- 
dinalfrage —  angesichts  der  hohen  Reingewinne  eine  größere  Gewinnbeteiligung, 
aber  nicht  in  Form  der  Wohlfahrtseinrichtungen  oder  Jahresprämien2,  auf  die 
sie  kein  Anrecht  haben,  sondern  in  Form  höherer  Löhne.  Zu  diesem  Zwecke 
ziehen  sie  bei  der  kritischen  Betrachtung  des  Wohlfahrts-  und  Prämiensystems 
mit  Übergehung  der  Vorteile  die  Schattenseiten  ans  Dcht  und  vergessen  dabei 
vollkommen,  daß  es  weniger  das  System  ist,  durch  das  sie  sich  benachteiligt 
fühlen,  als  vielmehr  seine  Handhabung. 

Es  sei  zunächst  an  Stellen  aus  Ehrhart  und  Quarck  die  Anschauung, 
die  sich  bei  der  Arbeiterschaft  teils  aus  eigener  Erfahrung,  teils  infolge  der 
agitatorischen  Bestrebungen  breit  zu  machen  beginnt,  dargelegt.  »Das  Prämien- 
system'», sagt  Ehrhart,  »ist  einer  der  sieben  Nothelfer,  um  die  Arbeiter  an  die 
Betriebe  zu  fesseln.  Es  bedeutet  keine  Lohnerhöhung,  sondern  Vorenthaltung 
des  Lohnes,  um  später  anscheinend  geschenkt  zu  werden.  Der  Arbeiter  wird 
dadurch  häufig  gehindert,  seine  Arbeitskraft  anderwärts  vorteilhafter  zu  ver- 
kaufend« Quarck  bezeichnet  die  Wohlfahrtseinrichtungen  als  »Almosen  und 
Unterstützungen  an  Stelle  eines  ordentlichen  Verdienstes.  Hauptzweck  aller 
Wohlfahrtseinrichtungen  sei  die  Organisation  und  Selbständigkeit  der  Arbeiter 
zu  verhindern.  Durch  die  Wohlfahrtseinrichtungen  soll  der  chemische  Arbeiter 
so  eingesponnen  und  von  der  Außenwelt  und  der  übrigen  Arbeiterschaft  ab- 
gesondert werden,  daß  er  ein  schwaches  und  allzeit  williges  Werkzeug  in  den 
Händen  der  Unternehmer  bleibt*.« 

An  einer  Stelle  kann  jedoch  Ehrhardt  5  nicht  umhin,  »den  Wohltätigkeits- 
sinn und  die  Gerechtigkeit«  des  derzeitigen  Direktors  der  Badischen  Anilin- 
und  Sodafabrik  H.  v.  Brunk  lobend  zu  erwähnen,  »wenn  ihm  auch  in  dem 
ausgedehnten  Betriebe  vieles  entgehe«,  und  diese  Auffassung  hat  sich  bei 
der  heutigen  Arbeiterschaft  noch  bestätigt  gefunden. 

Hieraus  spricht  doch  eine  gewisse  Anerkennung  des  Wohlfahrtssystems. 
Wir  halten  dieses  System  trotz  seiner  Schattenseite,  daß  es  als  Gegenmittel 
gegen  Arbeiterorganisationen  benutzt  werden  kann,  für  durchaus  zweckmäßig, 
allein  schon  deswegen,  weil  es  etwas  dauerhaftes  schafft,  das  nicht  wie  erhöhte 
Löhne  hinweggetragen  wird  und  damit  für  die  Allgemeinheit  verschwindet, 
sondern  immer  wieder  den  Arbeitern  der  betreffenden  Fabrik  zu  gute  kommt. 
Man  könnte  vielleicht  dagegen  einwenden,  daß  der  Arbeiter  einen  Teil  seines 
Lohnes  sozusagen  für  seine  Nachfolger  hingeben  müsse.  Im  Prinzip  tut  er 
aber  doch  genau  dasselbe,  wenn  er  Beiträge  an  seine  Gewerkschaft  zahlt. 


«  M.  Quarck:  Profit  und  Arbeit  in  der  chemischen  Großindustrie.  Hannover  1907,  S.  12. 

'  Das  sog.  Prämiensystem  besteht  darin,  daß  zu  den  Lohnen  Jahresprämien  treten,  die 
sich  bei  tüchtigen  Arbeitern  nach  Grandhommc  bis  zu  175. —  M.  und  darüber  belaufen 
können.  Solche  Prämien  sind  in  den  Höchster  Farbwerken  in  den  Jahren  1893/95  lm  (*c~ 
samtbetrage  von  94  433  M.  an  3534  Arbeiter  verteilt  worden.   Grandhomme:  a.  a.  O.  S.  36. 

3  F.  J.  Ehrhart  a.  a.  O.  S.  7. 

4  M.  Quarck  a.  a.  O.  S.  21  ff. 

5  F.  J.  Ehrhart  a.  a.  O.  S.  35. 
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Auch  hier  arbeitet  er  für  eine  Einrichtung,  die  einen  auf  die  Zukunft  gerich- 
teten Zweck  hat,  deren  Früchte  jedenfalls  späteren  Generationen  in  reichlicherem 
Maße  zufallen  werden  als  ihm  selbst.  Berechtigt  dagegen  wäre  der  Einwand, 
daß  die  Arbeiter  über  diese  Einrichtungen  selbständig  und  voll  verfügen, 
während  sie  bei  der  Verwaltung  der  Wohlfahrtseinrichtungen  nichts  zu  sagen 
haben.  Man  sollte  aber  deswegen  nicht  die  völlige  Beseitigung  des  Wohl- 
fahrtssystems verlangen,  sondern  nur  seine  Nachteile  zu  bekämpfen  suchen, 
umsomehr  als  das  Ziel  der  gewerkschaftlichen  Organisationen,  das  bekanntlich 
der  kollektive  Arbeitsvertrag  ist,  der  eine  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiterschaft 
an  den  Konjunkturen  des  gesamten  Industriezweiges  und  nicht  eines  einzelnen 
Unternehmens  erstrebt,  vorläufig  in  der  chemischen  Industrie,  in  der  die 
Hauptmasse  der  Arbeiter  schwer  organisationsfähige,  ungelernte  Elemente  sind, 
wenig  Aussicht  auf  Verwirklichung  hat.  Der  chemische  Raum-  oder  Farben- 
arbeiter steht  heute  durchaus  nicht  auf  der  Stufe,  daß  er  den  Pflichten,  die 
ihm  der  kollektive  Arbeitsvertrag  auferlegen  würde,  gerecht  werden  könnte. 
Daher  empfiehlt  es  sich,  das  Bestehende  zu  erhalten  und  zugunsten  der 
Arbeiter  zu  verbessern  etwa  in  der  Art,  daß  ihnen  in  Zukunft  ein  größerer 
Einfluß  auf  die  Verwaltung  der  Wohlfahrtseinrichtungen  eingeräumt  würde. 
Ihr  weiteres  Ziel  wäre  alsdann  darauf  gerichtet,  daß  ein  bestimmter  prozentueller 
Anteil  am  Gesamtgewinn  als  Gewinnbeteiligung  an  sie  fiele,  deren  eine  Hälfte 
zum  weiteren  Ausbau  der  Wohlfahrtseinrichtungen  zu  verwenden  wäre,  während 
die  andere  unter  die  Arbeiter  als  Lohnzulage  verteilt  würde.  Mit  einem  der- 
artigen, schrittweisen  Vorgehen  ließe  sich  eine  Verbesserung  der  Lage  der  hier 
in  Betracht  kommenden  Arbeiter,  sofern  sie  .sich  als  notwendig  erweist,  er- 
reichen, nicht  aber  —  oder  wenigstens  nicht  für  die  Gegenwart  —  durch  über- 
triebene Forderungen,  wie  sie  vielfach  in  Schriften  und  Zeitungsartikeln  zu 
Zwecken  der  Organisation  des  Proletariats  laut  werden.  Die  Organ  isations- 
möglichkeit  wird  auf  diesem  Wege  weit  mehr  gefördert,  als  durch  Lohnkämpfe, 
die  keine  Aussicht  auf  Erfolg  haben.  Alle  Fragen  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  sind  in  letzter  Linie  Machtfragen  und  in  diesen  gibt  es  keinen 
Stillstand.  Die  Arbeitgeber  werden  sich  sagen  müssen,  daß  das  Wohlfahrts- 
system in  seiner  heutigen  Form  nicht  auf  Jahrzehnte  hinaus  aufrecht  erhalten 
werden  kann,  daß  sich  Zeiten  und  Bedürfnisse  ändern  und  daß  diesen,  in 
dem  Maße,  wie  sich  hierbei  die  Machtverhältnisse  verschieben,  Rechnung  ge- 
tragen werden  muß.  Vom  nationalen  Standpunkt  aus  ist  es  wünschenswert, 
daß  unheilvolle,  die  ganze  Industrie  und  die  Arbeiterschaft  schwer  schädigende 
Kämpfe  durch  Einsicht  und  gegenseitiges  Wohlwollen  vermieden  werden. 

Das  Gegenstück  zur  Arbeit  des  Lohnarbeiters  bildet  die  geistige  Arbeit, 
die  eine  ausschlaggebende  Bedeutung  für  die  Teerfarbenindustrie  besitzt.  In 
früheren  Zeiten  verdankte  man,  wie  gezeigt,  die  Entstehung  einer  Menge  von 
Farbstoffen  und  die  darauf  gegründeten  wirtschaftlichen  Erfolge  dem  Zufall, 
dessen  geheimnisvolle  Dunkel  die  Wissenschaft  erst  später  aufgeklärt  hat. 
Andere  Farbstoffindustricn  hatten  zwar  die  wissenschaftliche  Forschung  zu 
ihrem  Ursprung,  aber  die  technischen  Schwierigkeiten,  die  sie  hierbei  noch  zu 
überwinden  hatten,  waren  von  keinem  Belang. 

Anders  die  Indigoindustrie.  Wie  ihre  Entstehungsgeschichte  zeigt,  ist  sie 
ein  Geistesprodukt  der  vereinigten  Wissenschaft  und  Technik.  Sie  war  eine 
der  schwierigsten  Aufgaben,  vor  denen  Wissenschaft  und  Technik  je  gestellt 
worden  sind.    Diese  Aufgabe  ist  in  glänzender  Weise  gelöst  worden,  indem 
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beide  Teile  ihr  Möglichstes  dazu  beigetragen  haben.  Die  Wissenschaft  machte 
den  Anfang  und  unterstützte  im  Verlauf  der  weiteren  Arbeiten  nach  Kräften 
die  Industrie.  Letztere  wäre  aber  ihrer  Aufgabe  nicht  gewachsen  gewesen, 
wenn  sie  nicht  selbst  über  ein  großes  Quantum  geistiger  Arbeitskraft  verfügt 
hätte.  »Die  Schwierigkeiten  bei  der  technischen  Ausarbeitung  der  Synthesen, 
schreibt  Brunk,  die  zeitweise  unüberwindlich  schienen,  konnten  nur  von  Kräften 
weggeräumt  werden,  die  neben  gründlichem  chemischem  Wissen  auch  über 
ein  großes  technisches  Können  verfügten,  die  gewohnt  waren,  große  technische 
Aufgaben,  sowohl  auf  dem  Gebiete  der  organischen,  als  auch  der  anorganischen 
Chemie  mit  Zähigkeit  und  Scharfsinn  zu  verfolgen  und  schließlich  ihre  Lösung 
herbeizuführen.«  Diese  geistige  Arbeitskraft,  die  heute  eine  unerläßliche  Be- 
dingung der  auf  dem  Fortschritt  aufgebauten  Teerfarbenindustric  ist,  wird 
verkörpert  durch  die  Gesamtzahl  der  in  einer  Fabrik  angestellten  Chemiker 
und  Techniker.  Die  mit  großem  Kostenaufwand  eingerichteten  wissenschaftlichen 
Fabriklaboratorien,  deren  Führung  Männern  anvertraut  ist,  die  sich  auf  dem 
Gebiet  der  Chemie  schon  einen  Namen  gemacht  haben,  legen  Zeugnis  ab 
von  der  hohen  Wertschätzung,  die  die  geistige  Arbeitskraft  bei  der  Farben- 
industrie gefunden  hat.  Ihrer  Anerkennung  hat  sie  neuerdings  dadurch  Aus- 
druck verliehen,  daß  sie  sogar  Universitätslehrer  an  sich  zog  und  diesen  die 
Leitung  ihrer  Laboratorien  übertrug. 

In  dieser  Hinsicht  zeigt  sich  ein  so  auffallender  Unterschied  in  der 
Entwicklung  der  deutschen  und  ausländischen,  insbesondere  der  englischen 
Farbenindustrie,  daß  es  sich  wohl  der  Mühe  lohnt,  etwas  länger  bei  diesem 
Punkte  zu  verweilen.  Die  Ursachen  liegen  weit  zurück  und  zwar  zunächst 
einmal  in  der  sachgemäßen  Organisation  des  chemischen  Unterrichtswesens  in 
Deutschland,  als  dessen  Begründer  wir  bereits  Justus  v.  Liebig  kennen  gelernt 
haben.  Seinen  Bemühungen  gelang  es,  der  chemischen  Wissenschaft  in  Deutsch- 
land zur  Anerkennung  zu  verhelfen,  das  Interesse  der  deutschen  Regierungen 
für  das  sehr  vernachlässigte  chemische  Unterrichtswesen  zu  gewinnen  und 
durch  Erweiterung  der  Experimentalvorlesungen  und  insbesondere  durch  die 
Einführung  des  praktischen  Unterrichtes  eine  gänzliche  Neuorganisation  desselben 
herbeizuführen.  Ihm  verdankt  Deutschland  den  größeren  Besitz  an  bestein- 
gerichteten und  geleiteten  chemischen  Bildungsstätten,  wie  die  große  Anzahl 
wissenschaftlich  und  technisch  gründlich  ausgebildeter  Chemiker. 

Eine  weitere  Ursache  läßt  sich  darin  erkennen,  daß  schon  frühzeitig  in 
den  Kreisen  der  deutschen  Industriellen  der  Glaube  an  die  Wissenschaft  Ein- 
gang gefunden  und  sie  mit  dem  Bewußtsein  der  wissenschaftlichen  Pflicht- 
mäßigkeit erfüllt  hat.  Wie  sich  dies  zugetragen  hat,  darüber  weiß  Caro 1 
folgendes  zu  berichten:  ^Das  von  Hofmann  entdeckte  Violett  war  von  großer 
Tragweite  für  die  Entwicklung  der  Teerfarbenindustric,  nicht  nur  durch  den 
Zuwachs  neuer  Produkte,  sondern  vielmehr  noch  durch  den  veredelnden  Ein- 
fluß, den  die  Inokulierung  rein  wissenschaftlicher  Forschungsmethoden  in  den 
Stamm  tler  chemischen  Technik  von  nun  an  auszuüben  begann.  Hatte  der 
nicht  mehr  leugbare,  kommerzielle  Erfolg  von  Mauvc  und  Magen  ta-  den 
Praktiker  zum  erstenmal  angetrieben,  ein  modernes  Buch  der  organischen 
Chemie  in  die  Hände  zu  nehmen,  und  mit  saurem  Schweiß  sich  eine  dürftige 
Kenntnis  der  Arbeiten  von  Hofmann  und  anderer  Forscher  auf  diesem  Gebiete 


«  Dr.  H.  Caro:    Ober  die  Entwicklung  der  Teerfarbenindustrie,  a.  a.  O.,  S.  996. 
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zu  erwerben,  so  waren  doch  seine  Experimente,  Probierereien  und  Methoden 
an  sich  noch  recht  einfach.  Jetzt  aber  das  Hofmann -Violett!  Wer  hätte 
jemals  so  etwas  in  einer  chemischen  Fabrik  gehört  und  gesellen,  welcher 
Fabrikant  konnte  mit  solch'  gelehrten  Dingen  umgehen,  an  solche  patentierten 
Verfahren  sein  Kapital  und  seine  Arbeitskraft  setzen!  Das  konnte  nur  ein 
Professor  glauben.  So  dachte  damals  noch  mancher  Praktiker  aus  der  alten 
Schule.  Aber  Nicholson,  der  Schüler  Hofmanns,  dachte  nicht  so;  er  fabrizierte 
das  Jodviolett,  es  hatte  epochemachenden  Erfolg  und  für  immer  vorbei  war 
das  Vorurteil  gegen  die  Übertragung  der  wissenschaftlichen  Arbeitsmethode  in 
die  Werkstatt  des  Technikers.« 

Der  Industrielle  erkannte  aber  des  weiteren,  daß  er  nicht  allein  auf  die 
Früchte  der  wissenschaftlichen  Arbeiten  der  Hochschulen  oder  auf  zufällig 
gemachte  Entdeckungen  angewiesen  sein  darf,  sondern  daß  er  selbst  zum 
Träger  des  Fortschrittes  werden  muß,  daß  es  für  ihn  eine  wissenschaftliche 
Pflichtmäßigkeit  gibt.  Von  diesem  Gesichtspunkt  geleitet,  scheute  er  nicht  die 
Opfer,  die  die  Einrichtung  und  Unterhaltung  wissenschaftlicher  Fabriklaboratoiien 
erfordern.  Damit  vollzog  sich  eine  weitgehende  Neugestaltung  der  ganzen 
Organisation  der  Produktion,  der  die  deutsche  Teerfarbenindustrie  ihre  großen 
Erfolge  und  ihre  Überlegenheit  über  die  ausländische  Konkurrenz  zu  verdanken 
hat.  -  Die  Aufsicht  und  die  Verbesserung  der  Betriebe  ging  in  die  Hände 
von  akademisch  gebildeten  Chemikern  über,  der  hemmende  Einfuß  von  un- 
gebildeten Aufschern  und  »alten  Praktikern«  wurde  völlig  beseitigt,  während  im 
Ausland  die  Hcrrscliaft  des  »contremaitres:  und  des  »foreman«  noch  weiter 
florierte1.';  Im  Zusammenhang  hiermit  brach  sich  die  Beruftsteilung  Bahn,  die 
die  Tätigkeit  des  Laboratoriumschetnikers  von  der  des  Betriebschemikers  trennte. 
Zur  Aufgabe  des  einen  wurde  die  Auffindung  neuer  Verfahren  und  die  Fest- 
stellung ihrer  wissenschaftlichen  Bedingungen,  während  dem  anderen  ihie  Ein- 
führung in  die  Praxis,  die  Überwachung  und  Verbesserung  des  täglichen 
Betriebes  oblag2.  Wenn  somit  schon  auf  diese  Weise  eine  bessere  Organisation 
der  Arbeit  erzielt  werden  konnte,  so  kam  dieselbe  docli  erst  dann  zur  vollen 
Geltung,  nachdem  der  Betriebschemiker  einen  weiteren  Teil  seiner  Arbeit  der 
Technik  und  Mechanik  überwiesen  hatte.  Früher  gehörte  es  zu  seiner  Arbeit, 
daß  er  die  in  jedem  einzelnen  Fall  erforderlichen  Maschinen  und  Apparate 
selbst  ersann  und  sie  sodann  durch  den  Handwerker  ausführen  ließ 3.  Daß 
diese  oft  stümperhaften  Leistungen  viel  Zeit  und  Geld  kosteten  und  einer 
rationellen  Fabrikationsmethode  äußerst  hinderlich  waren,  bedarf  keiner  näheren 
Darlegung.  An  ihre  Stelle  traten  die  in  höchster  Vollkommenheit  ausgeführten 
Apparate  und  Fabrikanlagen  der  Ingenieure  und  Techniker*.  Der  deutsche 
Fabrikant,  sagt  Caro  5,  vermied  weise  die  Fehler  des  Auslandes  und  erkannte 
mit  klarem  Blick  und  zur  rechten  Stunde  das  Heil  und  die  Zukunft  seiner 


»  Dr.  H.  Caro:    Über  die  Entwicklung  der  chemischen  Industrie  Mannheim- Ludwigs- 
bafen,  a.  a.  O.,  S.  1357. 

2  Dr.  H.  Caro:  Über  die  Entwicklung  der  Teerfarbenindustrie,  a.  a.  O.,  S.  qG<>. 
i  Ebendaselbst. 

4  Di.  H.  Caro;   Über  die  Entwicklung  der  Teerfarbeninduslric,  a.  a.  O.,  S.  966  und 
Sammdausstellung  der  deutschen  chemischen  Industrie,  a.  a.  O.,  S.  10. 

5  Dr.  II.  Caro  :    Über  die  Entwicklung  der  chemischen  Industrie  Mannheim-Ludwigs- 
bafen,  a.  a.  O.,  S.  1358. 
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Industrie  in  der  Mitarbeit  vieler  geistiger  Kräfte  und  in  dem  harmonischen 
Zusammenwirken  aller. 

Gerade  der  Umstand,  daß  die  Industrie  sich  in  bezug  auf  die  wissen- 
schaftliche Forschung  auf  eigene  Füße  gestellt  hat,  hat  das  Band  um  Wissen- 
schaft und  Technik  noch  fester  geknüpft,  indem  sich  nunmehr  beide  der 
Förderung  ihrer  Wissenschaft,  wenn  auch  mit  verschiedenen  Zielen  widmen 
und  gleichermaßen  an  den  gegenseitigen  Erfolgen  interessiert  sind.  Die  von 
zwei  verschiedenen,  aber  sich  ergänzenden  Gesichtspunkten  aus  unternommene 
wissenschaftliche  Arbeit  hat  beide  Teile  ungemein  gefördert  und  zu  der  über- 
raschend schnellen  und  großartigen  Entwicklung  der  chemischen  Wissenschaft 
und  Technik  geführt.  Die  in  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  und  in 
den  Höchster  Farbwerken  tätige  geistige  Arbeitskraft  veranschaulicht  folgende 
Tabelle1,  in  die  gleichzeitig  die  Zahl  der  kaufmännischen  Beamten  aufge- 
nommen ist: 


Ii             -   ; 

,  Badischc  Anilin- 
und  Sodafabrik 

1904 

Höchster 
Fatbwerke 

1900 

Zahl  der  angestellten  Chemiker . 

195 

129 

i    Ingenicure  und  Techniker 

1 

IOI 

36 

»    kaufmännischen  Beamten . 

587 

2  I  I 

Gegenüber  der  weitgehenden  Verselbständigung  der  chemischen  Industrie 
in  bezug  auf  die  wissenschaftliche  Forschung,  die  aber  keineswegs  eine  Verzicht- 
leistung auf  die  Früchte  der  Wissenschaft  bedeutet,  bleiben  die  Hochschulen 
der  Industrie  insofern  unentbehrlich,  als  sie  ihr  das  notwendige  Material  an 
wissenschaftlich  geschulten  Mitarbeitern  liefern. 

Werfen  wir  einen  Blick  auf  England,  die  eigentliche  Heimat  der  Teer- 
farbenindustrie. 

In  England  hat  sich  der  Staat  für  das  Schulwesen  nur  wenig,  fast  gar- 
nicht  interessiert,  sondern  hat  es  Privaten  und  Gemeinden  überlassen.  In- 
folgedessen ist  schon  einmal  die  Vorbildung  eine  andere.  Wie  reformbedürftig 
unser  deutsches  Mittelschulwesen  auch  sein  mag,  soviel  steht  fest,  daß  es 
gleichwohl  dein  jungen  Mann  eine  Vorbildung  mitgibt,  wie  wohl  kein  anderes 
der  Welt.  Die  englischen  public  schools  können  kaum  einen  Vergleich  mit 
den  deutschen  Mittelschulen  aushalten.  Bis  etwa  1860  fast  rein  humanistische 
Schulen,  haben  sie  teilweise  in  der  Folgezeit  neben  die  *  klassische«  eine  so- 
genannte -»moderne  Abteilung*  gestellt,  der  abgesehen  von  der  Vorbereitung 
für  den  Dienst  in  der  Armee,  die  Pflege  des  naturwissenschaftlichen  und 
modern  sprachlichen  Unterrichts  obliegt.  Es  sind  rein  private  Institute,  meist 
Aktiengesellschaften,  also  Erwerbsunternehmen,  bei  denen  das  finanzielle  In- 
teresse das  kulturelle  zweifellos  überwiegt.    Die  Kostspieligkeit  des  naturwissen- 

1  Dr.  H.  Caro:  Über  die  Entwicklung  der  chemischen  Industrie  Mannheim-Ludwigs- 
hafen, a.a.O.,  S.  1352,  u.  Dr.  S.  Kapff:  Die  Farbenindustrie.  (Wirtschaftskunde,  1904,  S.  525.) 


Digitized  by  Google 


I 


74  VI.  Die  wirtschaftlichen  Wirkungen  der  Indigoindustrie. 

schaftlichen  Unterrichts  mußte  unter  diesen  Verhältnissen  notwendig  zu  einer 
Vernachlässigung  desselben  führen,  während  es  gerade  hier  eines  Institutes  wie 
des  Staates  bedurft  hätte,  das  auf  die  sofortigen  Früchte  des  angelegten 
Kapitals  verzichten  kann.  Sodann  —  was  bedeuten  diese  40 — 50  public 
schools  für  das  Erziehungsinteresse  einer  ganzen  Nation?  Sie  kommen  sogar 
für  die  große  Masse  nicht  einmal  in  Betracht,  sondern  nur  für  die  Söhne  der 
oberen  Zehntausend,  deren  Väter  in  der  glücklichen  Lage  sind,  das  sehr  hohe 
Schulgeld  bezahlen  zu  können.  Die  Söhne  weniger  bemittelter  Leute  müssen 
sich  mit  den  old  or  modern  grammer  schools  begnügen.  Letztere  sollen  in 
bezug  auf  den  naturwissensc  haftlichen  Unterricht  mitunter  besser  sein,  als  die 
public  schools,  aber  als  Gemeindeanstalten  müssen  sie  naturgemäß  hinter  den 
Leistungen  einheitlich  geregelter,  staatlicher  Institute  anderer  Länder  zurückstellen. 

Ein  weiterer  Unterschied  ist  die  universalistische  Ausbildung  und  die  auf 
der  Vorbildung  basierende  Möglichkeit,  den  angehenden  Chemiker  auch  mit 
den  schwierigsten  Gebieten  der  Chemie  bekannt  zu  machen. 

Im  Gegensatz  hierzu  sehen  wir  in  England  bei  ungenügender  Vorbildung 
eine  kurze  spezielle  Ausbildung,  die  den  Chemiker  in  der  Praxis  jeder  nicht 
dem  speziellen  Gebiet  angehörenden  Erscheinung  hilflos  gegenüber  stehen  läßt. 
Es  fehlt  ihm  eine  sichere  wissenschaftliche  Grundlage  und  eine  möglichst  um- 
fassende Ausbildung,  die  ihn  zur  Lösung  schwieriger  Aufgaben  befähigen. 

Was  an  dem  Mittelschulwesen  auszusetzen  war,  gilt  in  gewissem  Umfang 
auch  für  den  naturwissenschaftlichen  Unterricht  an  den  englischen  Universitäten. 
Public  schools  und  Universitäten  seien  auf  die  Ausbildung  von  Parlamentariern. 
Kanzelrednem  und  Rechtsanwälten  zugeschnitten,  nicht  auf  die  Erfolge  im 
industriellen  Wettkampf Mit  Ausnahme  von  London  sind  die  chemischen 
Laboratorien  der  Universitäten  Manchester,  Cambrigde,  Birmingham,  Leeds. 
Sheffield  usw.  kaum  älter  als  10—15  Jahre.  Hierin  erkennen  wir  das  unsterb- 
liche Verdienst  Justus  v.  Liebigs.  Die  Erkenntnis,  daß  die  Pflege  der  Wissen- 
schaft und  des  Unterrichtswesens  eine  der  wichtigsten  Kulturaufgaben  des 
Staates  ist,  und  daß  die  Ausgaben,  die  für  diese  Zwecke  zu  machen  sind, 
reiche  Früchte  tragen,  hat  in  England  erst  in  neuerer  Zeit  Platz  gegriffen  und 
dürfte  wohl  in  Zukunft  eine  Änderung  des  bisherigen  Zustandes  herbeiführen. 

Für  die  gedeihliche  Entwicklung  und  den  Fortschritt  der  chemischen 
Industrie,  speziell  der  Teerfarbenindustrie  fällt  aber  besonders  noch  ins  Gewicht, 
daß  der  englische  Industrielle  den  wirtschaftlichen  Wert  rein  wissenschaftlicher 
Forschung  verkannt  hat.  Es  dürfte  wohl  angebracht  sein,  hierüber  einen 
Engländer  selbst  zu  hören.  A.  G.  Green 2  sagt ,  *  der  englische  Fabrikant 
ist  der  Ansicht,  daß  die  Kenntnis  des  Benzolmarktes  wichtiger  ist,  als  die 
Kenntnis  der  Benzoltheoric.  In  den  früheren,  glänzenden  Zeiten  der  Industrie, 
wo  hervorragende  Männer,  wie  Hofmann,  Perkin  und  Nicholson  die  Leitung 
hatten,  gingen  kommerzieller  Fortschritt  und  wissenschaftliche  Forschung  Hand 
in  Hand.  Die  Herrschaft  der  Industrie  kam  aber  bald  in  die  Hände  von 
Leuten,  die  weder  Kenntnis  noch  Wertschätzung  für  die  Wissenschaft  besaßen, 
auf  der  ihr  Geschäft  beruhte,  die  nur  nach  unmittelbarem  Gelderfolg 
strebten  und  vor  aller  wissenschaftlicher  Forschung  als  Verlust  an  Zeit  und 
Geld  zurückschreckten.    Der  Chemiker,  der  sich  der  Aufklärung  der  Konstitution 


«  Prof.  Dr.  G.  von  Schulzc-Gaevernit/  a.  a.  O.  S.  348. 
2  Arthur  G.  Green  a.  a.  O. 
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eines  Farbstoffes  widmete,  war  in  ihren  Augen  ein  unpraktischer  Theoretiker, 
der  für  ein  Fabrikgeschäft  nicht  zu  gebrauchen  sei.  Für  den  praktischen 
Sinn  des  Engländers  sind  Fabriklaboratoricn  Luxus  und  Verschwendung,  eine 
zwecklose  Vergeudung  von  Kapital.  Aus  demselben  Grunde  vermeidet  er 
auch  nach  Möglichkeit  die  Verwendung  akademisch  geschulter  Betriebschemiker 
und  -techniker  und  ist  der  Meinung,  daß  die  billigeren  alten  %Werkführer  und 
Aufseher  bei  der  Überwachung  und  Leitung  der  Fabrikation  dieselben  Dienste 
leisten.«  Damit  sind  aber  naturgemäß  Fortschritt  und  Verbesserungen  der 
Fabrikationsmethoden  sowie  eine  Steigerung  der  Produktivität  der  Arbeit  so  gut 
wie  unmöglich  gemacht.  Green  schätzt  die  Gesamtzahl  der  in  der  englischen 
Teerfarbenindustrie  beschäftigten  Chemiker  auf  30 — 40,  während  allein  in  den 
6  größten  deutschen  Farbenfabriken  neben  zirka  350  Ingenieuren  und  Tech- 
nikern über  500  Chemiker  angestellt  sind1. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  nicht  überraschend,  daß  die  6  größten 
englischen  Farbenfabriken  in  der  Zeit  von  1886 — 1900  zusammen  nur  86 
Patente  genommen  haben,  denen  in  demselben  Zeitraum  948  Patente  der  6 
größten  deutschen  Firmen  gegenüberstehen2.  Die  Indigoindustrie  allein  weist 
in  der  Zeit  von  1880 — 1903  nach  den  Zusammenstellungen  von  Professor 
Dr.  Friedländer  189  Patente  und  Patentanmeldungen  auf,  die  sich  in  der 
Zwischenzeit  noch  wesentlich  vermehrt  haben. 

Mit  der  geringen  Wertschätzung  von  Wissenschaft  und  Theorie  steht  die 
wenig  geachtete  gesellschaftliche  Stellung  des  englischen  Chemikers  im  Einklang, 
die  viele  talentvolle  junge  Leute  von  diesem  Berufe  fernhält*.  In  Deutsch- 
land dagegen  garantiert  schon  dem  jungen  Chemiker,  obgleich  er  Fabrikange- 
stellter ist,  sein  Doktortitel  und  die  Achtung  vor  seinem  Stande,  den  Zutritt 
zu  den  ersten  Kreisen  der  Industricwelt*. 

In  der  letzten  Zeit  war  man  in  England,  veranlaßt  durch  die  großartigen 
Erfolge  der  deutschen  Teerfarbenindustrie,  bemüht,  eine  Besserung  dieser  Zu- 
stände herbeizuführen.  Wie  es  aber  in  solchen  Fällen  meist  zu  gehen  pflegt, 
vermeidet  man  ängstlich,  das  Übel  an  der  Wurzel  anzufassen,  und  hofft,  daß 
Schutzzoll  und  Reform  der  Patentgesetzgebung  der  bedrängten  Industrie  Rettung 
bringen  werden.  Einsichtsvolle  Männer  haben  jedoch  mit  Nachdruck  auf  die 
tatsächlichen  Mängel  hingewiesen  und  gezeigt,  daß  nur  von  einer  größeren 
Liebe  und  Pflege  der  Wissenschaft  und  einer  entsprechenden  Erziehung  der 
ganzen  Nation  Besserung  zu  erwarten  istS. 

Die  wissenschaftliche  Pflichtmäßigkeit  ist  der  treibende  Faktor  in  der 
Teerfarbenindustrie.  Dasjenige  Volk,  bei  dem  dieselbe  am  tiefsten  und  voll- 
kommensten ausgebildet  ist,  wird  im  internationalen  Wettkampf  die  Führung 
behaupten.  Die  Quelle  des  technischen  Fortschrittes  ist  der  Besitz 
wissenschaftlichen  Geistes.  Das  ist  es,  was  uns  die  Geschichte 
der  Indigoindustrie  zu  erkennen  gibt. 

Über  die  Produktion  von  synthetischem  Indigo  lassen  sich  keine  zuver- 
lässigen Angaben  machen,  da  die  beiden   Fabriken  hierüber  strengstes  Still- 

1  A.  G.  Green  a.  a.  O. 

2  A.  G.  Green  a.  a.  O. 

3  A.  G.  Green  a.  a.  O. 

4  Prof.  Dr.  v.  Schulze-Gaevernitz ;  a.  a.  O.  S.  346. 

5  A.  G.  Green  a.  a.  O. 
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schweigen  beobachten.  Die  Fabrikation  beruht  bekanntlich  auf  Patenten.  Die 
Badische  Anilin-  und  Sodafabrik  arbeitet  nach  dem  zweiten  Heumannschen 
Verfahren,  Patent  Nr.  56273  vom  11.  Juli  1890,  das  in  der  Zwischenzeit 
verschiedene  wichtige  Verbesserungen  erfahren  hat;  die  Höchster  Farbwerke 
nach  Patent  Nr.  137955  vom  18.  Januar  1901,  das  sie  von  der  Gold-  und 
Silberscheideanstalt  zu  Frankfurt  a.  M.  erworben  haben.  Brunk  hat  in  seinem 
Vortrag  (1900)  die  von  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  produzierte 
Menge  Indigo  dahin  angegeben,  daß  sie  im  Mutterland  des  Pflanzenindigo 
eine  Fläche  von  mehr  als  100000  ha  in  Anspruch  nehmen  würde.  Nehmen 
wir  auf  Grund  von  G.Watt1  an,  daß  1  acre  durchschnittlich  15 — 16  englische 
Pfund  50°/oigen  Pflanzenindigo,  also  7 — 8  Pfund  Indigotin  liefert,  so  würde 
sich  darnach  die  Indigoproduktion  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  im 
Jahre  1899  (resp.  1900)  auf  über  rund  900000  kg  Indigo  (ioo°/0)  gestellt 
haben.  Nietzki2  gibt  die  Produktion  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik 
für  1900  auf  etwa  1  Million  kg,  also  auf  zirka  1/5  des  Weltbedarfs  an. 
Geib3  glaubt,  daß  diese  Menge  zu  niedrig  gegriffen  sei.  Von  1900  ab  be- 
teiligten sich  ferner  noch  die  Höchster  Farbwerke  an  dieser  Produktion.  Die 
nachfolgende  Tabelle,  die  ebenfalls  auf  Schätzung  beruht,  findet  sich  in  einem 
Aufsatze  von  Dr.  K.  St.  im  Internationalen  Wäscherei-Zentralblatt.  Darnach 
soll  sich  die  Erzeugung  von  synthetischen»  Indigo 

im  Jahre  1898  auf     337000  kg 

1899  „      856250  „ 

1900  „    1  375  000  „ 

1901  „    1  750000  „ 
„      „      1902    „    2000000  „ 

belaufen  haben.  Nach  einer  weiteren  Quelle  4  soll  bereits  1903  mehr  als  die 
Hälfte  des  gesamten  Weltbedarfs  durch  künstlichen  Indigo  gedeckt  worden  sein. 

Den  Stand  der  deutschen  Indigoproduktion  für  1906  glaube 
ich  nach  sorgfältigen  Berechnungen  und  Ermittlungen  auf  zirka 
4,32  Millionen  Kilogramm  (ioo°/0)  Indigo  d.  i.  stark  */5  des  auf 
5  Millionen  Kilogramm  geschätzten  Weltkonsums  angeben  zu 
können.  >  Diese  Berechnung  steht  durchaus  im  Einklang  mit  dem  später 
noch  darzulegenden  Rückgang  der  Indigokultur6. 

Ob  die  Konsumtion  an  Indigo  infolge  der  durch  die  industrielle  Ge- 
winnung ermöglichten  Verbilligung  und  bequemeren  Handhabung  gegenüber 
früheren  Zeiten  zugenommen  hat,  kann  trotz  vieler  Stimmen,  die  sich  in  be- 
jahendem Sinne  aussprechen,  heute  noch  nicht  festgestellt  werden. 

»  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  419. 

2  R.  Nicttki  a.  a.  O.  S.  29. 

3  Geib  a.  a.  O.  S.  25. 

4  L.  O.:  »Der  Indigo«.  Ein  Beitrag  zum  Kampfe  zwischen  Industrie  und  Agrar- 
produktion.   Neue  Zeit.   22.  Jahrgang,  Band  I,  Nr.  1,  Oktober  1903. 

5  Siehe  S.  79.  Der  Einheitswert  des  1906  aus  Deutschland  exportierten  Indigo  be- 
rechnet sich  auf  2,30  M.  pro  Kilogramm.  Dieser  Preis  entspricht  einer  etwa  3oprozentigen 
Ware.  Der  Konsum  Deutschlands  ist  bei  der  obigen  Berechnung  mit  rund  $00000  kg 
Indigotin  in  Betracht  gezogen. 

6  Siehe  S.  91  und  92. 
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Die  Absatzverhältnisse  sind  bereits  im  vorangehenden  Abschnitt  dargelegt 
worden,  woselbst  auch  die  Absatzregelung  zwischen  den  beiden  Unter- 
nehmungen Erwähnung  gefunden  hat. 

b.  Die  Wirkungen  der  Indigoindustrie  auf  die  deutsche  Volkswirtschaft. 

Der  künstliche  Indigo  zeigt  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht  einen  gewissen 
Parallelismus  mit  dem  Alizarin,  dem  künstlichen  Krapprot.  Wir  erleben  durch 
ihn  zum  zweiten  Mal  das  Schauspiel,  bei  dem  sich  landwirtschaftliehe  und 
industrielle  Produktion  wetteifernd  gegenüberstehen.  Hier  wie  dort  entspinnt 
sich  ein  Kampf,  der  von  größtem  Einfluß  auf  die  Volkswirtschaften  der  in  Frage 
kommenden  Länder  ist.  Jedoch  zeigt  sich  mit  Rücksicht  darauf,  daß  der 
synthetische  Indigo  uns  einen  vielverwendeten  Farbstoff  ersetzt,  der  Jahrhundertc 
lang  das  Monopol  der  Länder  der  heißen  Zone  war,  ein  bemerkenswerter 
Unterschied,  der  gleichzeitig  auf  die  hohe  Bedeutung  der  chemischen  Industrie 
im  allgemeinen  hinweist.  Der  Krapp  war  ein  europäisches  Produkt.  Seine 
Kultur  wurde  besonders  in  den  Niederlanden,  Frankreich  und  Südrußland 
betrieben.  In  Deutschland  ist  sie  zu  keiner  Bedeutung  gelangt.  Die  Erfindung 
des  Alizarins  bedeutete  daher  die  Teilnahme  Deutschlands  an  dieser  Produktion 
und  ihre  schließliche  Inbesitznahme.  Der  Untergang  der  Krappkultur  war  jedoch 
für  die  betroffenen  Länder  mit  einer  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus 
günstigen  Erscheinung  begleitet.  Dem  Verlust  eines  wertvollen  Handelsartikels 
stand  die  Wiedergewinnung  großer  Bodenflächen  für  die  Erzeugung  von 
Nahrungsmitteln  gegenüber,  die  für  Europa  angesichts  seiner  kolossalen  Be- 
völkerungszunahme und  seiner  beschränkten  landwirtschaftlichen  Fläche  not- 
wendiger waren,  als  der  rote  Farbstoff.  Der  synthetische  Indigo  dagegen  führt 
einen  Kampf  gegen  die  Tropenländer,  wo  landwirtschaftlicher  Boden  im  Über- 
fluß vorhanden  ist  und  eine  verhältnismäßig  dünne  Bevölkerung  nicht  so  sehr 
der  Ausnutzung  desselben  zur  Erzeugung  von  Nahrungsmitteln  bedarf.  Dies 
hat  auch  trotz  der  Hungersnot  in  Indien  seine  Richtigkeit,  insofern  diese 
nicht  veranlaßt  wird  durch  einen  Mangel  an  landwirtschaftlich  nutzbarem 
Boden,  oder  durch  eine  Überhandnähme  des  Handelsgewächsbaus,  sondern 
durch  die  Ungunst  des  Klimas,  die  in  der  Regel  für  alle  Kulturen  gleichermaßen 
verhängnisvoll  ist. 

Als  Friedrich  List  seine  Theorie  von  der  natürlichen  Arbeitsteilung  auf- 
stellte, die  sich  zwischen  den  Ländern  der  gemäßigten  und  der  heißen  Zone 
anbahnen  soll  und  den  letzteren  die  Pflanzen-  und  Rohstoffproduktion  zuweist, 
war  gewiß  noch  nicht  ernstlich  daran  zu  denken,  daß  der  Mensch  vermöge 
seiner  naturwissenschaftlichen  Erkenntnis  in  die  große  Werkstatt  der  Natur 
eindringen  und  die  daselbst  arbeitenden  Kräfte  nach  seinem  Willen  zu  führen 
imstande  sein  werde.  Wohl  konnten  vereinzelte  weitschauende  Geister  aus 
den  bisherigen  Fortschritten  der  gesamten  Naturwissenschaften  schließen,  daß 
der  Mensch  auch  weiterhin  die  Naturkräfte,  ihr  Wesen  und  ihre  Wirkungen 
erkennen  werde,  daß  er  dieselben  aber  beherrschen,  sie  zur  Dienerin 
seines  Willens  und  insbesondere  den  praktischen  Bedürfnissen  des  täglichen 
Lebens  dienstbar  machen  werde,  dazu  war  vorerst  wenig  Hoffnung  vorhanden. 
Der  damalige  Stand  der  chemischen  Industrie  hätte  einem  derartigen  Glauben 
wenig  Berechtigung  verliehen.  Infolgedessen  kam  ihr  auch  keine  andere,  jeden- 
falls  keine   höhere   Bedeutung  zu  als  irgend   einem  anderen  Gewerbe  von 
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gleichem  Umfang,  der  damals  bekanntermaßen  kein  allzu  großer  war.  Seitdem 
sind  noch  nicht  70  Jahre  verflossen.  Aber  in  dieser  Zeit  hat  die  chemische 
Indastrie  einen  solch'  kolossalen  Aufschwung  genommen,  daß  sie  heute  nicht 
nur  alle  Zweige  des  Wirtschaftlebens  eines  Volkes  in  hohem  Maße  beeinflußt, 
sondern  darüber  hinaus  für  die  weltwirtschaftliche  Gestaltung  unserer  Verhältnisse 
von  Bedeutung  zu  werden  beginnt. 

Nicht  mehr  wie  ehedem  begrenzt  die  »Lebenskraft  den  Wirkungskreis  des 
Menschen.  Indem  der  Mensch,  ausgehend  von  dem  die  Natur  beherrschenden 
Kausalgesetz,  die  Gesetzlichkeit  der  Natur  erforscht,  wird  er  zum  Beherrscher 
der  Natui  und  drangt  deren  Bedeutung  für  unser  Wirtschaftsleben  in  immer 
engere  Grenzen  zurück.  Es  liegt  heute  kein  vernünftiger  Grund  vor,  daß  es 
nicht  gelingen  sollte,  noch  sehr  vieles,  was  bisher  die  Natur  allein  erzeugte, 
auch  im  Laboratorium  des  Chemikers  herzustellen.  Es  fehlt  nicht  an  Beispielen 
dieser  Art.  Auch  die  wirtschaftliche  Möglichkeit,  die  der  industriellen  Ver- 
wertung mancher  wissenschaftlichen  Entdeckung  hemmend  im  Wege  stand, 
bildet  kein  ernstliches  Hindernis  mehr.  Den  Beweis  hierfür  liefert  uns  der 
künstliche  Indigo.  In  ihm  spiegelt  sich  die  enorme  Bedeutung  der  Technik 
unserer  Tage  für  unser  Wirtschaftsleben  wieder,  die  wir  heute  zu  überblicken 
noch  garnicht  imstande  sind.  Wir  haben  aber  die  Gewißheit,  daß  diese 
Technik  ein  wirtschaftliches  Machtmittel  ersten  Ranges  ist,  daß  in  ihr  dir 
Keime  einer  revolutionären  Umgestaltung  unserer  heutigen  Produktions-  und 
Wirtschaftsverhältnissc  schlummern. 

Denken  wir  nur  an  die  Zeit  des  Waidbaus  zurück.  Zuerst  der  Waid,  ein 
Produkt  unserer  heimatlichen  Scholle,  das  im  Kampf  gegen  die  enorme  Produk- 
tionskraft der  tropischen  Sonne  unterliegt.  Heute  der  synthetische  Indigo.  Mit 
ihm  lebt  der  alte  Kampf  wieder  auf.  An  die  Stelle  des  unterlegenen  Waidbauern 
ist  der  Fabrikarbeiter  getreten,  der  den  Kampf  zum  Wohle  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft fortführt.  Die  Veredlungskunst  des  Chemikers  und  der  deutsche 
Gewerbefleiß  suchen  das  wieder  zu  gewinnen,  was  uns  dereinst  der  asiatische 
Pflanzer  entrissen  hat. 

Gleichwohl  ist  es  aber  unmöglich,  die  Bedeutung  der  chemischen  Industrie 
heute  schon  voll  zu  erkennen.  Wir  stecken  noch  durchaus  in  den  Kinder- 
schuhen des  technischen  Fortschritts.  Die  chemische  Industrie  blickt  auf  eine 
Zeit  von  erst  100  Jahren  zurück  und  trotz  ihrer  großartigen  Erfolge  dürfte 
sie  in  Anbetracht  des  unendlich  großen  Gebietes,  das  sie  noch  zu  bearbeiten 
hat,  kaum  über  die  ersten  Anfänge  ihrer  Kindheit  hinaus  sein.  Kein  Volk 
der  Welt  hat  aber  an  ihr  ein  größeres  Interesse  als  das  deutsche,  dem  heute 
die  unbestreitbare  Überlegenheit  auf  diesem  Gebiet  zukommt. 

Bevor  wir  uns  der  volkswirtschaftlichen  Würdigung  der  Indigoindustrie 
zuwenden,  müssen  wir  aus  Gcrechtigkeitsgründen  auch  auf  eine  unerfreuliche 
Erscheinung  hinweisen,  die  als  unvermeidliche  Nebenwirkung  mit  der  Ent- 
wicklung dieser  Industrie  verbunden  war.  Es  ist  dies  die  Vernichtung  des 
alten  deutschen  Indigohandels.  In  einem  früheren  Abschnitt  ist  auf  die  Be- 
deutung dieses  Handels  hingewiesen  und  gezeigt  worden,  wie  derselbe  sich 
allmählich  von  der  Vermittlung  Londons  emanzipiert  und  unabhängig  vom 
künstlichen  Indigo  nicht  nur  die  tributäre  Stellung  Großbritanniens  untergraben, 
sondern  auch  gleichzeitig  durch  seine  Dienste  für  andere,  insbesondere  kapitai- 
ärmere  Länder,  unsere  Zahlungsbilanz  günstig  beeinflußt  hat.  Er  war  ein 
unentbehrliches  Bindeglied  zwischen  Produzent  und  Konsument,  kein  Zwischen- 
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handel,  der  lediglich  verteuert,  sondern  ein  notwendiger  Importhandel,  der  über 
diesen  Rahmen  hinaus  günstige  Wirkungen  aufzuweisen  hatte.  Die  alten  Indigo- 
handlungshäuser sind  der  neuen  Entwicklung  zum  Opfer  gefallen  und  heute 
vollständig  von  der  Bildfläche  verschwunden. 

Im  Vergleich  zu  den  volkswirtschaftlichen  Vorteilen,  die  die  neue  Industrie 
gebracht  hat  und  noch  bringen  dürfte,  tritt  jedoch  diese  Nebenwirkung  voll- 
kommen zurück. 

An  aller  erster  Stelle  ist  hervorzuheben,  daß  die  Indigoindustrie  eine 
ganz  außerordentliche  Verbesserung  unserer  Zahlungsbilanz  bedeutet  und  zwar 
dadurch,  daß  sie  uns  von  der  Indigoeinfuhr  befreit  und  eine  Indigoausfuhr 
geschaffen  hat,  die  den  Weltmarkt  zu  monopolisieren  sucht.  Die  großen  Ver- 
schiebungen, die  auf  diesem  Gebiete  in  den  letzten  10  Jahren  eingetreten  sind, 
veranschaulicht  folgende  Statistik1  über  die  deutsche  Indigoein-  und  -ausfuhr: 


Jahr 

Indigo-Einfuhr 
(Spezialhandel) 

Indigo-Ausfuhr 
(Spezialhandel) 

Differenz 
zwischen  Ein- 
und  Ausfuhr 
in  1000  ,H 

dz 

in  1000.^ 

dz 

in  looo.df 

1896 

'9  733 

20  720 

5  810 

6391 

-14  329 

1897 

14084 

12  700 

|     5  °79 

4  800 

-  7900  J 

1898 

10362 

8  290 

,      9  >8o 

7  574 

-  7ifr 

1899 

11  078 

8309 

13  643 

7845 

-  464 

1900 

1    5  643 

4091 

|  18728 

9  364 

1    +  5  273 

1901 

6  091 

4264 

1  26725 

12  694 

i  +8430 

1902 

i  5*67 

3  687 

;  52843 

18  462 

+  '4  775 

:  '903 

2  906 

'  795 

1 

.    72  329 

20  690 

+  18895 

1904 

2  600 

1  350 

87  300 

21  661 

|  +20311 

•905 

>  973 

1  202 

1 1 1  648 

25  72i 

+24  5'9 

1906 

1  '25 

678 

: 127  327 

29  285 

+28  607 

1 

Hiernach  ist  die  Indigoeinfuhr  von  20,72  Millionen  Mark  im  Jahre  1896 
auf  678000  M.  in  1906  zurückgegangen,  während  die  Ausfuhr  in  derselben 
Zeit  von  6,39  auf  29,28  Millionen  Mark  gestiegen  ist,  d.  h.  mit  anderen  Worten, 
Deutschland  mußte  noch  im  Jahre  1896  für  seinen  Bedarf  an 
Indigo  1  4,3  2  Millionen  Mark  an  das  Ausland  bezahlen,  während  es  1  906 
nicht  nur  seinen  eigenen  Bedarf  in  heimischer  Produktion  deckte, 
sondern  auch  für  rund  29',  4  Millionen  Mark  Indigo  an  das  Ausland  ab- 
setzte. Unser  Nationalvermögen  ist  dank  dieser  Industrie  allein  im  Jahre 
1906  um  ca.  30  Millionen  Mark,  in  dem  ganzen  Zeitraum  von  1897  — 1906 
um  111,73  Millionen  Mark  bereichert  worden  ohne  Berücksichtigung  dessen, 
was  die  heimische  Farberei  in  diesen  10  Jahren  an  Indigo  konsumiert  hat. 
Rechnen  wir  auch  noch  den  eigenen  Bedarf  hinzu,  da  er  ja  in  früheren  Zeiten 


»  Vierteljahrshcftc  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches. 
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eine  Einbuße  am  Nationalvermögen  zur  Folge  hatte,  so  erhöht  sich  die  obige 
Summe  auf  das  doppelte,  auf  ca.  200  Millionen  Mark. 

Welche  Stellung  diese  Industrie  trotz  ihres  kaum  10  jahrigen  Bestandes 
in  unserem  Gewerbeleben  einnimmt,  ergibt  ein  Vergleich  der  Produktionswerte 
mit  anderen  Industrien.  In  Ermanglung  einer  umfassenderen  Statistik  können 
dieselben  nicht  auf  dasselbe  Jahr  basiert  werden.  Nach  den  im  Reichsamt 
fies  Innern  vorgenommenen  amtlichen  Erhebungen  betrug  der  Gesamtproduktk >ns- 
wert  der  chemischen  Industrie  des  Deutschen  Reiches  im  Jahre  1897  rund 
048  Millionen  Mark1.  Damit  steht  die  chemische  Industrie  an  dritter  Stelle 
und  wird  nur  noch  von  der  Montan-  und  Textilindustrie  übertroffen.  Schätzungs- 
weise soll  sich  ihr  Produktionswert  im  Jahre  1903  auf  über  1,35  Milliarden 
Mark  gehoben  haben2.  Nach  einer  ebenfalls  auf  Schätzung  beruhenden  Er- 
mittlung wird  die  Jahresproduktion  der  deutschen  Teerfarben industrie  im  Jahre 
1904  auf  über  160  Millionen  Mark  angegeben8,  während  diejenige  der  Indigo- 
industrie im  Jahre  1906,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  auf  ca.  40  Millionen 
Mark  zu  stehen  kommt,  also  etwa  1j4  des  Gesamtproduktionswertes  der  letzterer 
ausmacht.  In  Zukunft  dürfte  sich  dieses  Verhältnis  noch  günstiger  gestalten, 
da  die  Eroberung  weiterer  Absatzgebiete  in  Aussicht  steht. 

Die  Indigoindustrie  ist  eine  wichtige  Exportindustrie,  insofern  sie  unter 
den  heutigen  Verhältnissen  '/4  ihrer  Produktion  im  Inland  und  3/4  im  Aus- 
land absetzt  und  dieses  Merkmal  drückt  ihr  gerade  den  Stempel  einer  erfolg- 
reichen Mehrerin  des  Nationalwohlstandes  auf.  Sie  ist  ein  wichtiges  Mittel 
für  die  so  notwendige  kapitalistische  Durchtränkung  des  heutigen  Deutschlands. 
Wir  bedürfen  einer  Stärkung  des  deutschen  Kapitalismus  zum  Aufbau  unserer 
staatlichen  Machtmittel  und  zur  Erhaltung  unserer  Großmachtstellung,  wir  be- 
dürfen seiner  Ausbreitung  aber  auch,  weil  hiermit  starke  Verschiebungen  auf 
kulturellem  Gebiete  zusammenhängen,  große  kulturelle  Fortschritte  allein  mög- 
lich sind. 

Es  verdient  ferner  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  daß  es  sich  um 
einen  Gegenstand  der  Ausfuhr  handelt,  dessen  Rohstoff  größtenteils  aus  Deutsch- 
land stammt.  Der  synthetische  Indigo  ist  einer  der  interessantesten  Fälle  des 
technischen  Fortschrittes,  um  so  interessanter,  wenn  man  bedenkt,  welchen  Wert 
ein  Stück  Kohle  und  welchen  Wert  ein  Stück  Indigo  repräsentiert.  An  Stelle 
der  billigen  Steinkohle  führen  wir  heute  dank  der  veredelnden  Kunst  des 
Chemikers  ein  hochwertiges  Produkt  aus,  das  auf  seinem  Werdegang  alle 
Klassen  des  Volkseinkommens,  vom  Lohnarbeiter  bis  zum  Grundrentner  be- 
fruchtet. Der  Preis  einer  Gewichtseinheit  Indigo  schließt  in  sich  ein  Stück 
Arbeitslohn,  Kapitalzins,  Unternehmergewinn  und  Grundrente  und  so  interessant 
es  wäre,  den  Anteil  jeder  Klasse  an  dieser  neuen  Erfindung  festzustellen,  so 
muß  doch  hiervon  in  Ermanglung  der  dazu  notwendigen  Angaben  Abstand 
genommen  werden. 

Der  Produktionswert  der  Indigoindustrie  ist  zugleich  ein  Ausdruck  für 
die  Arbeitsgelegenheit,  für  die  Erweiterung  des  Nahrungsspielraumes,  die  wir 
dieser  neuen  Industrie  verdanken. 


1  Sammelausstellung  der  deutschen  chemischen  Industrie,  a.  a.  O.,  S.  11. 
a  Dr  .H.  Caro:   Über  die  Entwicklung  der  chemischen  Industrie,  Mannheim-Ludwigs- 
hafen, a.  a.  O.,  S.  1361. 

3  Ebendaselbst  S.  1358. 
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Sodann  erhöht  dieser  neue  Produktionszweig  auch  die  lokale  Bedeutung,, 
die  den  beiden  Unternehmungen  zukommt.  Es  ist  eine  schon  lange  erwiesene  und 
oft  erwähnte  Tatsache,  daß  das  rasche  Wachstum  der  Städte  Ludwigshafen  und 
Höchst  im  engsten,  ursächlichen  Zusammenhang  mit  der  Entwicklung  der  beiden 
Fabriken  steht.  Sie  waren  der  Krystallisationspunkt  verschiedener  anderer 
Industrien  und  haben  im  Verein  mit  diesen  zwei  unbedeutende  Dörfer  zu 
industriellen  Zentren  erhoben.  Das  große  Heer  von  Beamten  und  Arbeitern 
braucht  Wohnung,  Kleidung  und  Nahrungsmittel  und  benötigt  zur  Befriedigung 
seiner  Bedürfnisse  eine  große  Anzahl  Handwerker  und  Kaufleute,  die  ohne  die 
Konsumenten  aus  den  Fabriken  nicht  existenzfähig  wären1.  Beispielsweise  hat 
Emminghaus2  berechnet,  daß  in  Ludwigshafen  35000  Menschen,  also  die 
Hälfte  der  ganzen  Einwohnerschaft,  von  den  Arbeitslöhnen  der  chemischen 
Industrie  dieser  Stadt  leben.  Mit  dem  Wachstum  der  beiden  Fabriken,  wie 
sie  in  letzter  Zeit  durch  die  Aufnahme  der  Fabrikation  von  künstlichem  Indigo 
erfolgt  ist,  ist  naturgemäß  auch  eine  Zunahme  ihrer  lokalen  Bedeutung  verbunden. 

Der  volkswirtschaftliche  Wert  der  Indigoindustrie  äußert  sich  des  weiteren 
in  ihrer  Beziehung  zu  anderen  verwandten  und  nahestehenden  Gewerben. 

In  ähnlicher  Weise,  wie  in  früheren  Zeiten  die  Teerfarbenindustrie  der 
um  ihre  Existenz  ringenden  Sodaindustrie  aufgeholfen  hat,  indem  sie  einen 
neuen  großen  Bedarf  für  deren  Produkte  schuf  3,  so  hat  auch  die  Indigo- 
industrie neue  Bedürfnisse  an  Hilfsmaterialien,  die  man  bisher  nicht  in  solcher 
Reinheit  und  Konzentration  herzustellen  gewohnt  war,  gezeitigt  und  durch 
Ausarbeitung  neuer,  rationeller  Verfahren  verbessernd  und  fördernd  auf  die 
Technik  anderer  Industriezweige  gewirkt.  Der  wirtschaftlichen  Möglichkeit  der 
Indigoindustrie  lagen  eben  nicht  nur  die  schwierigsten  Probleme  der  organischen, 
sondern  auch  der  anorganischen  Chemie  zugrunde. 

In  erster  Linie  stehen  hier  die  mächtigen  Impulse,  die  von  ihr  auf  die 
Industrie  der  Schwefelsäure  4  ausgegangen  sind.  In  Deutschland  wie  allerwärts 
wurde  bis  auf  die  jüngste  Zeit  die  Schwefelsäure  nach  dem  von  altersher 
übernommenen  sogenannten  Bleikammerverfahren  dargestellt,  das  ausgehend 
von  Pyriten  durch  Verbrennung  derselben  und  nachfolgende  Oxydation  mit 
Wasserdämpfen,  Luft  und  Salpetersäure  zur  Schwefelsäure  gelangen  ließ.  Für 
den  Bedarf  an  rauchender  (hochkonzentrierter)  Säure  genügte  vorläufig  das 
Winklersche  bezw.  Schröder-Haenisch'sche  Verfahrens.  Die  Indigofabrikation 
der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  gab  den  Anlaß,  daß  das  seit  etwa  70 
Jahren  studierte  Problem  der  Schwefelsäurefabrikation  seiner  Lösung  um  einen 
bedeutenden  Schritt  näher  gebracht  wurde.  »Deren  Rentabilität,  bemerkt 
Brunk,  war  geradezu  auf  eine  möglichst  vorteilhafte  Regeneration  der  bei  der 


*  Vgl.  Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Pfalz.  Ludwi^shafen  a.  Rh.,  Jahrg.  1899 
S.  6  und  Dr.  H.  Caro:  Über  die  Entwicklung  der  chemischen  Industrie,  Mannheim-Ludwig», 
hafen  a.  a.  O.  S.  1351  ff. 

*  Vom  volkswirtschaftlichen  Wert  der  chemischen  Industrie  von  Dr.  Emminghaus, 
Mannheim  1904. 

i  Sammelauastellung  der  deutschen  chemischen  Industrie,  a.  a.  O.  S.  6. 

4  H.  Brunk  a.  a.  O.  und  O.  N.  Witt,  Die  chemische  Industrie  des  Deutschen  Reiches 
im  Beginn  des  20.  Jahrhunderts.  Berlin  1907  S.  58  ff.    Ladenburg  a.  a.  O.  S.  370. 

5  Vgl.  Raschig:  »R.  Knietsch«,  Zeitschrift  für  angewandte  Chemie,  19.  Jahrgang, 
Heft  27,  6.  Juli  1906. 
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Oxydation  des  Naphthalins  frei  werdenden  schwefligen  Säure  gegründet. 
Welche  Rolle  die  Schwefelsäurefabrikation  bei  unserem  Verfahren  spielt,  mag; 
daraus  entnommen  werden,  daß  bei  unserer  jetzigen  PhtaJsäurcfabrikation  jähr- 
lich 35 — 40000  Tonnen  schwefliger  Säure  resultieren,  die  wir  in  Schwefelsaure 
zurückverwandeln  müssen,  wozu  ungefähr  dieselben  Anlagen,  wie  für  die  gleiche 
Menge  Schwefelkies,  erforderlich  sind.«  Der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik 
gelang  es,  auf  Grund  der  Arbeiten  von  R.  Knietsch,  der  sich  um  die  technische 
Herstellung  des  künstüchen  Indigo  die  größten  Verdienste  erworben  hat,  ein 
neues,  sogenanntes  Kontaktverfahren  zur  Herstellung  von  Schwefelsäure,  aus- 
findig zu  machen.  Es  beruht  auf  der  direkten  Übertragung  des  Sauerstoffs 
der  Luft,  des  billigsten  Oxydationsmittels,  auf  die  schweflige  Säure  und  ermög- 
licht die  Herstellung  einer  Säure  von  großer  Reinheit  und  jeder  beliebigen 
Konzentration.  Wir  können  in  diesem  Kontaktverfahren  den  Beginn  einer 
vollständigen  Umgestaltung  der  Schwefelsäurefabrikation  erblicken.  Die 
Meinungen  sind  hierüber  noch  geteilt,  das  moderne  Verfahren  selbst  noch  im 
Zustand  lebhafter  Entwicklung.  Es  ist  aber  eine  allgemeine  Erscheinung,  daß, 
wenn  ein  neues  rationelles  Verfahren  erst  einmal  Platz  gegriffen  hat,  es  über 
kurz  oder  lang  allen  Anforderungen  angepaßt  wird,  und  damit  das  Bestehende 
in  das  Gebiet  des  Historischen  verweist.  Die  Tragweite  dieser  Neuerung  läßt 
sich  aber  leicht  an  der  enormen  und  vielseitigen  Verwendung  der  Schwefel- 
saure erkennen.  Man  mißt  der  Schwefelsäure  in  der  chemischen  Industrie 
nahezu  die  gleiche  Bedeutung  zu,  wie  dem  Eisen  in  der  Maschinenindustrie. 
Der  Bedarf  Deutschlands  an  Schwefelsäure  wird  auf  rund  1  Million  Tonnen 
im  Werte  von  zirka  24  Millionen  Mark  geschätzt1. 

Ähnliche,  wenn  auch  nicht  so  tief  greifende  Wirkungen  lassen  sich  auf 
dem  Gebiete  der  elektroly tischen  Zerlegung  der  Alkalichloride  verfolgen.  Schon 
seit  vielen  Jahren  liat  man  die  Lösung  dieses  Problems  ins  Auge  gefaßt,  die 
für  Deutschland  umso  wünschenswerter  erschien,  als  es  in  den  Staßfurter  Kali- 
lagern eine  unerschöpfliche  Quelle  von  Alkalimetallen  besitzt. 

Den  allseitigen  Bemühungen  sind  denn  auch  eine  Anzahl  von  Verfahren 
entsprungen,  welche  die  Verwirklichung  des  Problems  näher  rückten2.  Es 
stellte  sich  dabei  heraus,  daß  die  Zukunft  des  elektrolytischen  Verfahrens  und 
seine  Überlegenheit  gegenüber  dem  bestehenden  chemischen  von  dem  Bedarf 
des  Marktes  an  Chlor  abhängig  ist3.  Einen  solchen  gesteigerten  Bedarf  an 
Chlor  hat  die  Indigoindustric  gebracht.  In  welcher  Weise  sie  zu  den  neuesten 
Fortschritten  der  Chlorindustrie  bezw.  der  elektrolytischen  Zerlegung  der  Alkali- 
metalle beigetragen,  darüber  gibt  uns  ebenfalls  der  Brunk'sche  Vortrag  Auf- 
schluß. »Jährlich  mußten  gegen  2  Millionen  Kilogramm  Eisessig  zu  Zwecken 
der  Indigoindustric  chloriert  werden  und  ebenso  erforderte  die  Überführung 
des  Phtalimids  zu  Anthranilsäure  große  Mengen  Chlor,  wozu  die  bisher  be- 
kannten Verfahren  weder  in  bezug  auf  Reinheit  noch  Konzentration  den  An- 
forderungen genügten.« 

In  diesem  Zusammenhange  sei  auch  auf  die  Umgestaltung  der  Fabrikation 
der  Phtalsäure,  eines  wichtigen  Zwischenproduktes  der  Teerfarbenindustrie,  so- 


>  O.  X.  Witt:  »Die  chemische  Industrie  des  Deutschen  Reiches  a.  a.  O.  S.  59  und  67 
3  O.  N.  Witt:  »Die  chemische  Industrie  des  Deutschen  Reiches  a.  a.  O.  S.  46  ff. 
3  O.  N.  Witt:  »Die  chemische  Industrie  des  Deutschen  Reiches  a.  a.  O.  S.  51  ff. 
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wie  auf  die  Förderung  der  Industrie  der  chemischen  Betriebsmittel  hingewiesen. 
Es  heißt  an  einer  anderen  Stelle  des  Brunk'schen  Vortrages:  »Die  Versuche 
mußten  jahrelang  fortgesetzt,  neue  Apparate  mußten  erfunden  und  konstruiert 
werden,  bis  das  Verfahren  in  kontinuierlichem  Betrieb  reif  war.c  Man  kann 
sich  eine  Vorstellung  von  der  Bedeutung  der  Apparatenfrage  erst  dann  machen, 
wenn  man  sich  gleichzeitig  vergegenwärtigt,  daß  die  Badische  Anilin-  und 
Sodafabrik  allein  über  18  Millionen  Mark  für  die  Inszenierung  der  Indigo- 
fabrikation verausgabt  hat.  Die  Neuerungen  und  Erfindungen,  die  zu  Zwecken 
der  Indigofabrikation  gemacht  worden  sind,  haben  uns  aber  auf  diesem  Ge- 
biete einen  bedeutenden  Schritt  weiter  gebracht  und  die  Menge  unserer 
chemischen  Betriebsmittel  wesentlich  vermehrt. 

Inwieweit  der  synthetische  Indigo  für  die  Färberei  von  Nutzen  war,  hat 
zum  Teil  bei  den  Vorteilen  desselben  für  den  Färber  Erwähnung  gefunden. 
Zugleich  hat  aber  auch  die  neue  Industrie  nicht  versäumt,  den  Färber  in 
seinem  Tagewerk  zu  unterstützen.  Sie  hat  in  ihren  Musterfärbereien  kost- 
spielige Versuche  zur  Verbesserung  der  Färbetechnik  ausgeführt,  für  die  der 
einzelne  Färber  wohl  größtenteils  nicht  die  notwendige  Zeit  und  das  notwendige 
Geld  gehabt  hätte.  In  der  Zeit  von  1898  bis  1903  sind  48  Patente1  über 
die  Anwendung  von  Indigoblau  in  Färberei  und  Druck  zur  Anmeldung  ge- 
kommen. Es  mag  zugestanden  werden,  daß  der  großen  Mehrzahl  derselben 
heute  noch  keine  besondere  praktische  Bedeutung  zukommt;  es  ist  aber  zu 
erwarten,  daß  die  Zukunft  gerade  in  dieser  Richtung  noch  große  Über- 
raschungen bringen  wird. 

Diesen  materiellen  Wirkungen  hat  die  Indigoindustrie  auch  ideelle  an 
die  Seite  zu  stellen.  Selbst  auf  wissenschaftlicher  Grundlage  entstanden,  übt 
sie  auch  ihrerseits  einen  befruchtenden  Einfluß  auf  die  chemische  Wissenschaft 
aus.  In  den  Fabriklaboratorien  wird  fortgesetzt  das  ganze  Gebiet  nach  allen 
Richtungen  hin  planmäßig  durchgearbeitet  und  hierbei  manche,  für  die  rein 
wissenschaftliche  Forschung  interessante  Tatsache,  beispielsweise  über  den  Ver- 
lauf der  einzelnen  Reaktionen,  über  die  Auffindung  neuer  Methoden  oder 
weiterer  Fortschritte  auf  diesem  Gebiete  zu  Tage  gefördert.  Die  hier  ausge- 
führten Arbeiten  haben  großenteils  einen  rein  wissenschaftlichen  Charakter  und 
es  lassen  sich  auf  sie  die  Worte  O.  N.  Witts  anwenden,  »daß  viele  der  so  ge- 
wonnenen Erfahrungen  der  Ausgangspunkt  zu  einer  wesentlichen  Erweiterung 
unseres  theoretischen  Wissens  geworden  sind.« 

Speziell  die  Teerfarbenindustrie  nimmt  in  dieser  Beziehung  der  Wissen- 
schaft gegenüber  die  Rolle  einer  Mithelferin  und  Mitarbeiterin  ein,  erleichtert 
und  beschleunigt  ihr  Vordringen  in  das  Gebiet  des  Unbekannten. 

Zusammenfassend  läßt  sich  sagen:  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
der  Indigoindustrie  beruht  darin,  daß  sie  eine  ganz  energische  Verbesserung 
unserer  Zahlungsbilanz,  eine  Mehrerin  unseres  Nationalvermögens  ist  und  durch 
die  neue  Arbeitsgelegenheit,  die  sie  geschaffen,  wesentlich  zur  Erweiterung 
unseres  Nahrungsspielraumes  beigetragen  hat.  Es  gebührt  ihr  ferner  das  volks- 
wirtschaftlich nicht  zu  unterschätzende  Verdienst  (selbst  ein  technischer  Fort- 
schritt ersten  Ranges),  eine  der  mächtigsten  Triebfedern  des  technischen  Fort- 
schrittes auf  verschiedenen  Gebieten  unseres  Gewerbelebens  zu  sein.    Sie  hat 


*  P.  Friedländer :  Fortschritte  der  Teer  färben  Fabrikation  a.  a.  O.  B.  I— VII. 
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ihr  nahestehende  Industriezweige  infolge  der  hohen  Ansprüche,  die  sie  an  die- 
selben zum  Zwecke  ihrer  eigenen  Existenz  gestellt  hat,  auf  eine  höhere  Grund- 
lage gehoben  und  ihnen  eine  neue  Zukunft  eröffnet,  die  mehr  oder  weniger 
für  die  gesamte  chemische  Industrie  ersprießlich  sein  wird.  Wir  befinden  uns 
heute  noch  in  einem  Zustand  lebhafter  Entwicklung,  sodaß  die  volkswirtschaft- 
lichen Wirkungen  der  Indigoindustrie  noch  nicht  in  vollem  Umfang  zu  über- 
sehen sind. 

VII.  Die  Wirkungen  des  künstlichen  Indigo  auf 

Britisch -Indien. 

Die  fabrikmäßige  Darstellung  des  künstlichen  Indigo  war,  wie  wir  gesehen 
haben,  nach  jahrzehntelangen  Mißerfolgen  zur  Tatsache  geworden  und  legte 
damit  dem  indischen  Pflanzer  die  zwingende  Notwendigkeit  auf,  auch  seiner- 
seits Vorkehrungen  zum  Schutze  seiner  Interessen  zu  treffen.  Es  befremdet 
uns,  zu  hören,  daß  er  sich  mit  wenigen  Ausnahmen  erst  im  letzten  Augenblick 
zu  dem  bereit  fand,  was  ihm  schon  längst  sein  eigenstes  Interesse  gebot. 
Besonders  auffallend  ist  es,  daß  sich  die  Indigopflanzer  europaischen  Ursprungs, 
in  deren  Händen  die  Leitung  dieser  Industrie  ruhte,  durchaus  passiv  verhielten, 
obwohl  sie  —  ganz  abgesehen  von  einer  möglichen  Konkurrenz  von  sehen 
der  chemischen  Industrie  —  schon  des  öfteren  auf  die  Mängel  und  Irrationalität 
ihrer  Produktionsweise  aufmerksam  gemacht  worden  waren.  So  hatte  unter 
anderen  schon  Mr.  Inglis1  in  seinem  Buche  »Sport  and  Work  on  the  Nepaul 
frontier«  die  Anschauung  ausgesprochen :  »that  with  an  intelligent  application 
of  the  principles  of  chemistry  and  agricultural  science,  not  only  to  the  manu- 
facture,  but  to  the  growth,  cultivation,  nature  of  the  soil,  application  of 
manures,  and  other  such  department  of  the  bussiness  quite  a  revolution 
will  set  in,  and  a  new  era  in  the  historv  of  this  great  industry  will  be 
inaugurated;  less  area  for  crops  will  be  required,  working  expenses 
will  be  reduced,  a  greater  out-turn  and  a  more  certain  crop  secured ,  and 
all  classes,  planter  and  ryote  alike,  will  be  benefited«.  Auch  A.  G.  F.  E. 
James  hebt  hervor:  »That  India  has  been  neglected,  as  far  as  her  agri- 
cultural prospects  are  concerned,  is  a  fact  to  all,  who  take  an  interest  in 
her  welfare2.  There  is  hardly  any  brauch  of  industry,  which  is  not  capable, 
of  being  largely  developed  by  encouragement  and  forstering  interest.  Cotton 
jute,  indigo,  tea,  coffee,  cacao,  cinchona,  gold,  iron  and  coal — all  these  and 
raany  other  industries  do  not  retourn  any  thing  like  the  revenue  they  might 
be  made  to  do  under  a  more  careful  and  far-seenig  policy«3.  Es  könnten  in 
dieser  Hinsicht  noch  verschiedene  Reformer  der  indischen  Landwirtschaft  nam- 
haft gemacht  werden;  allein  sie  haben  in  bezug  auf  die  Indigokultur  nur 
geringe  und  vereinzelte  Erfolge  aufzuweisen.  Wohl  sind  einzelne  Verbesse- 
rungen sowohl  im  landwirtschaftlichen  wie  gewerblichen  Teil  der  Gewinnung 


«  Vgl.  A.  G.  F.  E.  James  a.  a.  0.  S.  109. 
*  A.  G.  F.  E.  James  a.  a.  O.  S.  1 . 
3  A.  G.  F.  E.  James  a.  a.  O.  S.  5. 
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des  Naturindigo  gemacht  worden1,  sie  haben  aber  keinen  nachhaltigen  Einfluß 
auf  diesen  Erwerbszweig  ausgeübt  oder  eine  Förderung  desselben  zur  Folge 
gehabt.  Im  großen  ganzen  hielt  man  an  den  alten  Gewohnheiten  fest,  bis 
die  deutsche  Konkurrenz  einsetzte.  Jetzt  erst  dachte  man  daran,  das  Versäumte 
nachzuholen.  Es  kann  uns  unter  diesen  Umständen  nicht  mehr  überraschen, 
wenn  der  »aecount  of  the  scientific  investigations  on  indigo  which  have  been, 
and  are  being,  condueted  in  India«  from  C.  Bergtheil 2  beginnt  mit  den  Worten : 
»Scientific  work  connected  with  indigo  commenced  in  India  in  1898!« 

Sehen  wir  nun,  welche  Maßregeln  von  seiten  der  Indigopflanzer  zur  Abwehr 
der  fremden  Konkurrenz  und  zur  Verbesserung  ihrer  Lage  ergriffen  wurden. 

Die  Pflanzer  schlössen  sich  zu  zwei  Gesellschaften,  der  Behar  Indigo 
Planters'  Association  und  dem  Indigo  Improvements  Syndicate  zusammen  und 
versuchten  unter  finanzieller  Beteiligung  der  Regierung 3  eine  Verbesserung  der 
Kultur  und  der  Fabrikation  durchzufühen.  Zu  diesem  Zweck  wurde  die  Wissen- 
schaft zu  Rate  gezogen,  Kulturchemiker,  Biologen  und  Bakteriologen  angestellt 
und  eine  genaue  wissenschaftliche  Untersuchung  des  landwirtschaftlichen  wie 
gewerblichen  Produktionsprozesses  eingeleitet. 

Zur  Verminderung  der  Produktionskosten  gab  es  zwei  Wege:  entweder 
rationellere  Ausgestaltung  der  Fabrikation,  sei  es  durch  Vereinfachung  derselben 
oder  möglichste  Vermeidung  von  Verlusten,  oder  aber  mußte  die  Kultur  ent- 
sprechend verbessert  werden,  so  daß  man  auf  einem  bestimmten  Areal  Land 
die  Anzahl  der  Pflanzen  vermehren  konnte  bezw.  eine  an  Farbstoff  reichere 
Art  anbaute. 

Das  Ergebnis  der  Untersuchungen  kann  kurz  dahin  zusammengefaßt  werden, 
daß  die  Verbesserungen,  die  sich  in  der  Fabrikation  anbringen  ließen,  keine  wesent- 
liche Herabsetzung  der  Produktionskosten  ergaben.  Unter  diesen  Umständen 
mußten  alle  Hoffnungen  auf  Kulturverbesserungen  gesetzt  werden.  Zunächst  war 
in  dieser  Beziehung  eine  gewisse  Erschöpfung  des  Bodens  infolge  mangelhafter 
Pflege  desselben  und  raubbauartiger  Wirtschaft  festgestellt  worden.  Jahraus, 
jahrein  ist  besonders  bei  den  europäischen  Kultivateuren  auf  demselben  Grund 
und  Boden  Indigo  gebaut  worden.  Aber  schließlich  führten  doch  alle  Unter- 
suchungen Mr.  Christopher  Rawson,  der  von  i8g8  bis  1903  die  Verhaltnisse 
an  Ort  und  Stelle  studiert  hatte,  zu  folgendem  Ergebnis:  *finally,  any  further 
aid  to  improve  the  position  of  the  indigo  industry  can  only  come,  in  my 
opinion,  from  improvement  of  the  plant  by  natural  selection  or  by  the  intro- 
duetion  of  some  other  species  (such  as  Natal  plant)  capable  of  yielding  a 
greater  amount  of  colouring-matter«  *.    Diese  Möglichkeit  scheint  man  indessen 


'  Vgl.  A.  G.  F.  E.  Jaroe*  a.  a.  O.  S.  109;  Handelsberichte  von  Gehe  &  Co.  1886 
( Ammon  iaprozeß) . 

a  Annual  Report  of  the  Imperial  Department  of  Agriculture  for  the  year  1904 — 05. 
Appendix  A.  S.  99.  Calcutta  1906. 

3  Die  Regierung  von  Bengal  bewilligte  der  Behar  Indigo  Planters  Association  im 
Nov.  1900  eine  Unterstützung  von  £  5000  auf  3  Jahre;  1901  an  beide  Gesellschaften,  die 
sich  infolgedessen  vereinigten,  eine  Unterstützung  von  £  50000.  ebenfalls  auf  3  Jahre  unter 
der  Bedingung,  daß  die  Pflanzer  selbst  75  000  R.  jährlich  für  dieselben  Zwecke  aufbrachten. 
Annual  Report  of  the  Imperial  Department  of  Agriculture  a.  a.  O.  Appendix  A.  S.  99. 

4  Report,  annual  of  the  Imperial  Department  of  Agriculture  a.  a.  O.  S.  loi. 
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auch  weiter  verfolgt  zu  haben.  In  neuester  Zeit  wird  in  verschiedenen  Berichten1 
die  Vorzüglichkeit  der  sogenannten  Natalpflanze,  ihre  Widerstandsfähigkeit  und 
ihr  Reichtum  an  Farbstoff  hervorgehoben.  Als  perennierende  Pflanze,  die 
zwei  Jahre  hindurch  geemtet  werden  kann,  erwartet  man  von  ihr  eine  Ver- 
minderung der  Arbeitskosten  und  Spesen.  Teilweise  hofft  man  sogar,  daß  sie 
imstande  sein  werde,  »den  Verfall  der  Indigokultur  nicht  nur  aufzuhalte», 
sondern  letztere  vielmehr  wieder  aufs  neue  zu  beleben«.  In  diesem  Sinne 
hat  sich  auch  Lord  Curzon  während  seines  Aufenthaltes  in  Pursa  gegenüber 
den  Indigopflanzern  ausgesprochen2,  und  Schrottky  hat  sogar  bei  Anwendung 
der  Natalpflanze  und  des  von  ihm  ausgearbeiteten  Aufarbeitungsprozesses  die 
Behauptung  aufgestellt,  daß  es  ihm  gelingen  werde,  eine  72 — 75%  indigotin- 
haltige  Indigoqualität  zu  einem  Preise  von  nicht  mehr  als  56 — 64  R  per 
Maund  darzustellen  3.  Früher  sollen  die  Produktionskosten  für  dasselbe  Quan- 
tum 100—120  R  betragen  haben. 

Vergleichen  wir  hiermit  die  Preisentwicklung  des  natürlichen  Indigo. 
Der  Durchschnittsmaximalpreis  für  einen  guten  4,  etwa  60  prozentigen  Indigo 
betrug  per  Factory  Maund  5; 




Jahr 

R 

a 

P 

Jahr 

R 

a 

P 

Januar  1894 

275 

14 

0 

Januar  1901 

172 

8 

0 

»  1895 

279 

0 

0 

»  1902 

165 

8 

0 

>  1896 

248 

0 

/ 

>  1903 

i65 

0 

0 

»  1897 

220 

6 

8 

»  1904 

142 

14 

8 

»  1898 

184 

9 

4 

1905 

134 

1 

5 

»  1899 

171 

4 

0 

»  1906 

3 

7 

»      1 900 

181 

0 

0 

Die  Preise  sind  seit  1897  um  zirka  45 — 50%  gefallen.  Der  künstliche 
Indigo  wurde  in  der  billigsten  Zeit,  d.  i.  im  Jahre  1904  zum  Preise  von 
1.50  Mark  für  2oprozentige  Ware  verkauft.  Demnach  würde  der  Pflanzer 
die  Konkurrenz  mit  ihm  dauernd  nur  dann  aufnehmen  können,  wenn  er 
imstande  ist,  sein  Produkt  gut-mittel-fein  Calcutta-Indigo  (zirka  60%)  zum 
Preise  von  90  R  per  Factory  Maund  erste  Kosten  in  Calcutta  auf  den  Markt 
zu  bringen.  Denn  es  ist  bei  Berechnung  der  Preisparität  zu  berücksichtigen, 
daß  der  Pflanzer  infolge  der  weiten  Entfernung  von  den  Hauptkonsumländern 


»  Bericht  des  Kaiserl.  Generalkonsul  in  Calcutta  vom  24.  Februar  1906. 
*  Die  chemische  Industrie,  Jahrgang  1905,  S.  489. 

3  Die  chemische  Industrie,  Jahrgang  1904,  S.  603. 

4  Weniger  gute  Indigo  haben  natürlich  einen  entsprechend  niederen  Preis.  Sie  kommen 
dem  künstlichen  Indigo  gegenüber  kaum  noch  in  Betracht. 

5  Statist.  Abstract  relating  to  British   India  from  1895/6  to  1904/5,  1906,  S.  246 
und  1907,  S.  242. 
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genötigt  ist,  sein  Produkt  um  zirka  15%',  als  Kosten  für  Einkauf,  Fracht 
und  Versicherung,  billiger  zu  verkaufen.  Somit  entspricht  der  Preis  von  90  R 
per  Factory  Maund  bei  einem  Kurse  von  1  sh  4*/2  d  dem  Preise  von 
4.50  Mark  per  Kilogramm  öoprozentigem  künstlichen  Indigo. 

Diese  Bedingungen  scheint  das  Schrottkysche  Verfahren  erfüllen  zu 
zu  wollen.  Es  wird  ihm  daher  seitens  gewisser  Pflanzer  eine  große  Bedeutung 
für  die  weitere  Entwicklung  beigelegt.  Wieweit  dasselbe  sich  in  der  Praxis 
bewährt  hat,  darüber  liegen  zur  Zeit  noch  keine  abschließenden  Mitteilungen 
vor.  »Calcutta  Capital  c  hat  sich  der  Meinung  Schrottkys  vollkommen  ange- 
schlossen und  auch  in  dem  oben  erwähnten  Annual  Report  of  the  Imperial 
Department  of  Agriculture  wird  Seite  24  dargelegt,  daß  kompetente  Pflanzer  die 
größten  Hoffnungen  in  die  Natalpflanze  setzen2. 

Wie  wir  sehen,  sind  in  Indien  die  Versuche,  die  heimische  Industrie 
gegenüber  der  deutschen,  die  sie  durchschnittlich  um  20—30%  im  Preise 
unterboten  hat,  konkurrenzfähig  zu  erhalten,  noch  immer  im  Flusse  begriffen 
und  noch  zu  keinem  definitiven  Abschluß  gelangt.  Da  ferner  der  Kampf  noch 
nicht  zu  Ende  geführt  ist,  und  infolgedessen  die  Öffentlichkeit  nur  das  erfährt, 
was  den  beiden  Interessenten  dazu  geeignet  erscheint,  so  können  sich  Urteile 
in  dem  einen  oder  anderen  Sinne  nur  auf  Vermutungen  stützen.  Die  Tatsachen, 
die  aus  der  noch  später  zu  behandelnden  Statistik  über  die  Veränderungen  in  der 
Anbaufläche,  Produktion  usw.  von  Pflanzenindigo  und  den  bereits  schon  dargelegten 
Fortschritten  des  künstlichen  Indigo  zu  entnehmen  sind,  sprechen  jedoch  un- 
bedingt zugunsten  des  letzteren.  Auch  wenn  sich  tatsachlich  die  Produktions- 
kosten auf  das  von  Schrottky  angegebene  Maß  herabdrücken  ließen,  so  ist 
meiner  Meinung  nach  damit  keinesfalls  die  nachhaltige  Konkurrenz  des  natür- 
lichen Indigo  gegenüber  dem  künstlichen  garantiert  Ganz  abgesehen  davon, 
wie  weit  der  Preis  des  Kunstproduktes  noch  ermäßigt  werden  könnte,  zeigen 
die  letztjährigen  Verbesserungsbestrebungen  in  Indien  nur  zu  deutlich,  daß  sich 
der  Kampf  auf  einen  Kampf  zwischen  landwirtschaftlicher  und  industrieller 
Produktion  zugespitzt  hat.  Die  gewerbliche  Seite  der  Indigogewinnung  hat 
zwar  ebenfalls  Verbesserungen  erfahren,  sie  sind  aber  nicht  geeignet,  die 
Produktion  in  der  gewünschten  Weise  zu  verbilligen  und  treten  daher  voll- 
kommen hinter  der  Rohstofferzeugung  zurück.  Alle  Hoffnung  und  Zukunft 
ruht  auf  dieser,  auf  einer  rentableren  Ausgestaltung  der  Kultur. 

Treten  wir  dieser  Frage  etwas  näher. 

Die  bisher  versuchsweise  festgestellte,  größere  Ergiebigkeit  ist  offenbar 
nur  die  Folge  davon,  daß  früher  auf  demselben  Boden  jahraus,  jahrein 
immer  wieder  dieselbe  Pflanze  kultiviert  worden  ist,  so  daß,  wie  es 
beispielsweise  beim  Klee  zu  beobachten  ist,  eine  gewisse  2  Müdigkeit* 
des  Bodens  eintrat.  Die  größere  Ergiebigkeit  dürfte  nur  denn  dauernd 
zu  erhalten  sein,  wenn  neben  einer  bes-eren  Pflege  des  Bodens  Fruchtwechsel 
eingeführt  wird.  Die  Folge  davon  wäre  aber  eine  Abnahme  der  Produktion, 
wo  das  Kulturland  nicht  beliebig  erweitert  werden  kann.  Aber  auch  zugegeben, 
daß  diesem  Umstand  keine  allzu  große  Bedeutung  zukommt,  so  fallen  umso- 


'  In  früheren  Zeiten  haben  infolge  der  höheren  Preise  die  Kosten  für  Einkauf,  Fracht 
und  Versicherung  nur  ca.  7 — 10  0,'o  vom  Werte  betragen;  vgl.  S.  31. 

*  Mnny  conipetent  planters  hold  that  the  introduetion  of  this  variety  will  be  suffi 
cient  alone  to  arrest  the  further  decay  of  the  industry,  if  not  to  result  in  its  reauscitation. 
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mehr  die  wichtigen  Verschiedenheiten  zwischen  mechanischer  und  organischer 
Produktion  ins  Gewicht,  und  dürften  uns  auch  dann  von  der  Hoffnungslosigkeit 
der  indischen  Indigoindustrie  überzeugen,  wenn  es  dieser  gelingen  sollte,  eine 
Paritat  in  den  Marktpreisen  herzustellen.  Diese  Verschiedenheiten  sind  so 
eingehend  und  ausführlich  von  £.  David  in  seinem  Buche  »Soziaiismus  und 
Landwirtschaft«  1  behandelt  worden,  daß  hier  füglich  davon  abgesehen  werden 
kann.  Auf  der  anderen  Seite  ist  auch  nicht  zu  vergessen,  daß  die  deutsche 
Industrie,  wie  aus  den  zahlreichen  Patentschriften  hervorgeht,  eifrig  bemüht 
ist,  den  Produktionsprozeß  immer  mehr  zu  verbessern,  und  schrittweise  dem 
theoretischen  Ausbeuteverhältnis  nahezukommen  sucht.  Dadurch  werden  ihre 
Produktionskosten  ebenso  verringert,  wie  durch  die  alljährlichen  Amortisationen, 
durch  das  allmähliche  Erlöschen  der  Patente  u.  a.  m.  Keineswegs  wird  sie 
sich  damit  begnügen,  den  Indigohandel  mit  Indien  zu  teilen,  sondern  mit  allen 
Mitteln  auf  die  völlige  Vernichtung  der  indischen  Konkurrenz  hinarbeiten.  Die 
allgemeine  Erfahrung  lehrt,  daß,  wo  immer  die  moderne  Technik  mit  alten 
Produktionsmethoden  in  Wettbewerb  tritt,  sie  auch  Mittel  und  Wege  findet, 
um  ihr  den  endgültigen  Sieg  zu  verschaffen. 

Es  war  eine  unverantwortliche  Sorglosigkeit,  deren  sich  die  indischen 
Pflanzer  schuldig  gemacht  haben  und  es  kann  ihnen  der  Vorwurf  nicht  erspart 
bleiben,  ihre  Interessen  und  damit  diejenigen  eines  Teiles  der  indischen  Be- 
völkerung achtlos  aufs  Spiel  gesetzt  zu  haben.  Sie  sind,  wie  man  zu  sagen 
pflegt,  in  ihrem  eigenen  Fett  erstickt.  Hätten  sie  gleich  von  Anfang  an,  wo 
die  Möglichkeit  einer  Konkurrenz  von  seilen  der  chemischen  Industrie  ins 
Auge  gefaßt  werden  mußte,  das  getan,  was  sie  jetzt  hastig  nachzuholen  bemüht 
sind,  so  wären  sie  nicht  genötigt,  über  *lack  of  continuitv  and  Cooperation  on 
the  part  of  the  workers«2  zu  klagen.  Daß  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der 
Agrikulturchemie  und  Pflanzenphysiologie  nur  möglich  sind  und  zu  sicheren 
Resultaten  führen,  wenn  auf  sie  die  notwendige  Zeit  verwendet  werden  kann 
und  daß  hierzu  eine  ganze  Reihe  von  Jahren  erforderlich  ist,  mußte  den  Pflanzern 
bekannt  sein  und  doch  haben  sie  die  kostbaren  17  Jahre  verfließen  lassen, 
ohne  ernstlich  etwas  in  dieser  Richtung  zu  unternehmen. 

Heute  muß  auf  allen  Gebieten  unseres  Erwerbslebens  mit  plötzlichen 
und  tiefgreifenden  Umwandlungen  gerechnet  werden.  Sie  haben  ihre  Ursache 
in  unserer  zunehmenden  wissenschaftlichen  Erkenntnis.  Der  Einfluß  der 
Wissenschaft  auf  unser  Wirtschaftsleben  hat  zu  keinen  Zeiten  eine  solche  Größe 
und  Ausdehnung  gehabt  Er  äußert  sich  am  nachdrücklichsten  durch  die 
Naturwissenschaften  und  ist  daher  auch  nicht  viel  älter  als  diese.  Unset 
Wirtschaftsleben  wird  mit  anderen  Worten  auf  eine  geistige  Grundlage  gestellt, 
es  wird  vergeistigt,  indem  neue,  durch  die  Wissenschaft  erschlossene  Hilfsmittel 
und  Methoden  zur  Anwendung  kommen.  Man  vergegenwärtige  sich  nur  die 
wissenschaftliche  Durchdringung  der  Landwirtschaft  infolge  der  Forschungen 
eines  Justus  von  Liebig,  die  geradezu  staunenerregenden  Leistungen  der  modernen 
Maschinentechnik,  die  glänzenden  Erfolge  der  Teerfarbenindustrie  u.  a.  m.  Es 
gibt  nahezu  kein  Gebiet,  das  sich  ihrem  revolutionären  Einfluß  hätte  verschließen 
können.  Mit  dem  künstlichen  Indigo,  einem  ihrer  jüngsten  Erfolge,  breitet 
sich  der  Hauch  des  Todes  Über  eine  jahrhundertaltc  Manufaktur. 


'  E.  David,  Sozialismus  und  I^andwirtschaft,  I.  Band,  Berlin  1903,  S.  70  u.  72  ff. 
*  Report,  annual  of  the  Imperial  Department  of  Agriculturc  a.  a.  O.  Appendix  S.  100. 
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Die  Aufgabe  der  Indigopflanzer  war  eine  zweifache;  sie  bezog  sich  ein- 
mal darauf,  festzustellen,  ob  und  inwieweit  sie  den  neuen  Verhältnissen  gegen- 
über konkurrenzfähig  sein  werden,  die  andere  auf  einen  allmählichen  Übergang 
zu  anderen  Kulturen,  wenn  sich  der  erste  Weg  als  ungangbar  erweisen  sollte. 
Dieser  Aufgabe  haben  sich  die  Pflanzer,  wie  gezeigt,  erst  sehr  spät  unterzogen 
und  sie  infolgedessen  bis  heute  so  gut  wie  gamicht  zu  lösen  vermocht. 

Man  kann  sogar  mit  Fug  und  Recht  behaupten,  daß  die  europäischen 
Indigopflanzer  ihre  volkswirtschaftliche  Funktion  als  Leiter  dieser  Industrie 
nicht  erfüllt  haben.  Die  Indigohändler,  die  naturgemäß  auf  Seiten  des  Pflanzen- 
indigo  standen,  haben  sich  bitter  über  die  Nachlässigkeit  der  Pflanzer  beschwert. 
Sie  hätten  zweifelsohne  den  Kampf  gegen  den  künstlichen  Indigo  viel  energischer 
und  länger  fortgeführt,  wenn  sie  an  den  Pflanzern  die  nötige  Unterstützung 
gefunden  hätten.  Unter  diesen  Umständen  aber  haben  sie  sich  bald  von  der 
Aussichtslosigkeit  des  von  ihnen  nahezu  allein  geführten  Kampfes  überzeugt 
und  haben  die  Liquidation  einem  weiteren  Widerstande  vorgezogen. 

Verfolgen  wir  die  Wirkungen  im  Einzelnen.  Der  Kampf  zwischen  natür- 
lichem und  künstlichem  Indigo  ist  in  erster  Linie  ein  privatwirtschaftlicher. 
Daher  sind  auch  die  schärfsten  Wirkungen  privatwirtschaftlicher  Natur.  Sie 
sind  für  den  einen  oder  anderen  umso  empfindlicher,  je  nach  seinem  Anteil 
an  dieser  Produktion  und  haben  sich  auch  für  einheimische  und  europäische 
Indigopflanzer  verschieden  geäußert. 

Unter  den  ersteren  gibt  es  zunächst  solche,  die  Indigo  kultivieren,  um 
die  Blätter  an  Faktoreibesitzer  zu  verkaufen,  da  sie  selbst  keine  Fabriken 
besitzen.  Und  zwar  bauen  sie  freiwillig  Indigo  ohne  durch  Vorschüsse  oder 
sonstige  Umstände  dazu  verpflichtet  zu  sein.  Vielfach  spekulieren  sie  darauf, 
für  Indigoblätter  bessere  Preise  als  für  sonstige  Feldfrüchte  zu  bekommen, 
teilweise  lassen  sie  sich  auch  von  der  Einsicht  leiten,  den  Boden  durch  Frucht- 
wechsel für  andere  Früchte  wieder  ertragsfähiger  zu  machen.  Der  Untergang 
der  Indigokultur  bedeutet  für  sie  nur  ein  lucrum  cessans,  kein  damnum  emergens. 

Mehr  als  diese  werden  die  in  den  Faktoreien  beschäftigten  Lohnarbeiter 
von  den  neuen  Verhältnissen  berührt.  Nach  G.  Watt1  sind  in  einer  bengali- 
schen Faktorei  ständig  angestellt  25—40  Personen;  zur  Zeit  der  Ernte  und 
Fabrikation  beträgt  die  Zahl  der  Arbeiter  200—300.  Dabei  erhalten  die 
eingeborenen  Angestellten  10  -30  R  per  Monat,  Unterarbeiter  4 — 8  R,  Zimmerer, 
Maurer  5  —  8  R,  Kulis  4 — 6,  in  der  Fabrikationszeit  8 — 9  R.  Was  die 
Indigomanufaktur  für  die  lohnarbeitende  Klasse  bedeutet,  beleuchten  auch 
folgende  Worte:  The  Behar  Indigo  Planters'  Association  had,  in  1885,  73 
fa<  tories  belonging  to  the  Association  in  the  Indigo  Districts  of  Behar.  Under 
these  head  factories  there  were  220  out-factories,  most  of  them  in  charge  of 
European  assistants.  The  area  under  indigo  cultivation  in  the  above  concems 
was  approximatelv  250000  acres,  giving  employment  to  75900  persons,  exclusive 
of  a  large  staff  (Native  and  European)  for  management  and  supervision.  The 
estimated  ouüay,  at  the  rate  of  a  little  over  Rx  3  per  acre,  is  about  Rx  750000 
annually  spent  in  the  Districts.  It  has  been  estimated  that  the  total  amount 
of  money  annually  distributed  by  the  planters  of  Behar  cannot  be  less  than 
Rx  1  Million.  In  1890/91  there  were  in  Behar  170  concerns  and  factories, 
together  with  45  outworks  in  the  District  of  Champaran.    On  these  works  are 


1  G.  Watt  a.  a.  O.  S.  439. 
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employed  in  ordinary  times  68  795  persons  and  in  the  working  season  121  724 
pcrsons;  but  among  these  are  enumerated  those  engaged  in  the  cultivation  of 
indigo  in  Champaran.  The  out-turn  of  indigo  in  the  year  1890/91  in  Behar 
was  estimated  at  55829  maunds,  valued  at  Rx  1  207530'. 

In  dritter  Linie  stehen  die  eingeborenen  Indigofabrikanten,  die  haupt- 
sächlich in  Madras,  im  Punjab  und  den  Nordwestprovinzen  anzutreffen  sind. 
Sie  haben  vor  allem  den  Verlust  des  in  ihren  Faktoreien  angelegten  Kapitals 
zu  befürchten.  Allerdings  pflegen  diese  Eingeborenenbetriebe  ziemlich  primitiv 
zu  sein  und  besitzen  keinen  allzu  großen  Wert.  Sie  werden  den  Untergang 
dieser  Manufaktur  aber  auch  insofern  bedauern,  als  sie  eine  der  Möglichkeiten  war 
zur  Hebung  ihres  Wohlstands,  insbesondere  auch  zur  Beschaffung  der  zur 
Zahlung  von  Steuern  und  Renten  notwendigen  Barmittel,  da  bekanntermaßen 
bei  den  naturalwirtschaftlichen  Verhältnissen  dieser  Teile  Indiens  Hirse,  Weizen 
usw.  vornehmlich  im  eigenen  Haushalt  konsumiert  werden.  Günstig  für  sie  ist 
der  Umstand,  daß  sie  ohne  weiteres  zu  anderen  Kulturen  übergehen  können, 
da  sie  infolge  gleicher  Lebensgewohnheiten  nicht  wie  der  Europäer  auf  besonders 
lohnende  Kulturen  angewiesen  sind. 

Am  einschneidensten  dürften  die  Wirkungen  für  die  europäischen  Indigo- 
pflanzer sein.  Ihre  vielfach  modern  eingerichteten  Faktoreien  repräsentieren 
nach  Schulte  im  Hofe  einen  Wert  von  50  Millionen  Mark2.  Die  Faktoreien 
sind  zum  Teil  Einzelunternehmungcn,  überwiegend  Gesellschaf tsunternehmungen, 
in  denen  englisches  Kapital  fixiert  ist.  Daher  ist  auch  der  Rückgang  und  der 
schließliche  Untergang  der  indischen  Indigoindustrie  privatwirtschaftlich  von 
größerer  Bedeutung  für  Großbritannien  als  für  Indien.  Er  bedeutet  eine  starke 
Einbuße  an  englischem  Kapital.  Die  Hauptleidtragenden  sind  englische  Kapitalisten. 

Natürlich  bringt  die  Verflechtung  der  Einzelwirtschaft  in  die  Volks-  und 
Weltwirtschaft  es  immer  mit  sich,  daß  bei  derartigen  Umwälzungen  des  Wirt- 
schaftslebens eine  Krisis  nicht  auf  einen  bestimmten  Kreis  beschränkt  bleibt, 
sondern  sich  entsprechend  den  tausendfältigen  Beziehungen,  die  jedes  größere 
Unternehmen  zum  Mittelpunkt  eines  gemeinsamen  Interesses  für  weite  Kreise 
macht,  auch  auf  diese  ausdehnt.  Infolgedessen  werden  in  Indien  breite 
Volksschichten,  die  in  mehr  oder  weniger  naher  Beziehung  zu  dieser  Industrie 
standen,  von  der  Krisis  mit  betroffen.  Sie  werden  aber  keineswegs  derartig 
in  Mitleidenschaft  gezogen,  daß  ihre  Existenz  irgendwie  gefährdet  wäre.  Auch 
für  die  Pflanzer  stellt  sich  —  abgesehen  von  den  Fällen,  wo  die  neuen  Ver- 
hältnisse zum  Zusammenbruch  geführt  haben  —  der  Verlust  nicht  so  hoch, 
wenn  man  bedenkt,  daß  die  Ländereien  für  andere  Kulturen  dienstbar  gemacht 
und  auch  die  Faktoreigebäude,  die  bei  ordnungsgemäßer  Geschäftsführung  in 
der  Hauptsache  amortisiert  sein  dürften,  zu  anderen  Zwecken  verwertet  werden 
können.  Der  Hauptnachteil  besteht  in  dem  unwiederbringlichen  Verlust  eines 
gewinnbringenden,  monopalartigen  Erwerbszweiges  und  der  Schwierigkeit,  einen 
ähnlichen  Ersatz  zu  finden. 

Der  sicherste  Ausweg  dürfte  in  dem  allmähligen  Übergang  zu  anderen 
Kulturen  liegen,  wie  er  sich  in  Indien  auch  teilweise  schon  vollzogen  hat 


«  Sir  W.W.  Hiinter  a.  a.  O.  S.  591. 

2  Schulte  im  Hofe:  Indigokultur  und  -Fabrikation  in  Britisch  Indien.  (Tropen- 
pflanzcr,  Beiblatt  des  deutschen  Colonialblattes.  Zeitschrift  für  tropische  Landwirtschaft. 
Herausgegeben  von  Prof.  E.  Wohllmann,  Berlin,  Jahrgang  1903.) 
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Auf  demselben  Boden,  auf  dem  früher  Indigo  gebaut  wurde,  baut  man  heute 
Tabak  und  Ramie,  »die  Spinnfaser  der  Zukunft«  u.  a.  m.  Wenn  Schulte  im 
Hofe  hervorhebt,  daß  der  Übergang  zu  anderen  Kulturen  für  den  europäischen 
Pflanzer  nicht  sehr  leicht  sei,  Kulturen  wie  Reis,  Weizen  usw.  überhaupt  nicht 
in  Frage  kommen,  da  der  Europäer  hierin  mit  den  Eingeborenen  nicht  kon- 
kurrieren könne,  so  zeigt  dies  umsomehr,  wie  berechtigt  der  gegen  die  Pflanzer 
erhobene  Vorwurf  der  Sorglosigkeit  ist. 

Der  Rückgang  der  indischen  Industrie  und  ihr  heutiger  Stand  läßt  sich 
am  genauesten  an  der  Hand  der  Statistik  veranschaulichen.  Zunächst  kommt 
hier  die  Statistik  über  die  Anbaufläche  in  betracht: 


Statistik  der  Anbaufläche  von  Indigo  in  Britisch  Indien  in  acres1. 


Jahr 

Bengalen 

Vereinigte 
Provinzen 

Punjab 

Madras 

Ganz 

Indien  * 

Ab-  oder 
Zunahme 
in  % 

1896/97 

552500 

413:24 

123  753 

454  748 

1  583  808 

1897/98 

555  200 

354  588 

94615 

323  931 

1  366513 

-«3.7 

1898/99 

509  500 

222  071 

42  253 

210  610 

1  013627 

-25,8 

1 899/00 

452  700 

212  916 

74  365 

276  210 

1  046  434 

+  3.2 

1900/01 

368  200 

245  895 

90  788 

252054 

984  449 

-  5-9 

1901/02 

311  200 

156422 

55  355 

247  054 

792  »79 

-19.5 

1902/03 

255  500 

125073 

34  662 

220  887 

653  801 

-17,46 

1903/04 

249  700 

131  006 

53  886 

261  556 

72i  049 

+  10,2 

1904/03 

223  100 

98  695 

40  044 

»32  356 

510289 

-29,2 

1905/06 

168  700 

55  5°8 

46  084 

114  674 

400  552 

-21,5 

(1906/07 

137  800 

40  300 

62  300 

212  300 

432  800 

+  18,0)» 

Die  gesamte  Anbaufläche  betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre  1890/91 
bis  1896/97  1  441  388  acres 3,  im  Jahre  1905/06  nur  mehr  383000  acres, 
zeigt  also  eine  Abnahme  von  73,39%  und  gegen  das  Jahr  1896/97  von 
75,7  °/0.  Sie  ist  mit  anderen  Worten  auf  zirka  l/A  ihrer  früheren  Ausdehnung 
zurückgegangen.  Der  Rückgang  verteilt  sich  auf  die  vier  Hauptindigodistrikte 
folgendermaßen:  Die  Anbaufläche  in  Bengalen  hat  um  69,46 °/0,  in  den  Ver- 


'  Statist.  Abstract.  a.  a.  O.,  Nr.  32—45  und  Chemische  Industrie,  30.  Jahrg.,  Nr.  4,  1907. 
*  Schätzung. 

3  Statist.  Abstract.  a.  a.  O.  Nr.  35,  S.  175. 
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einigten  Provinzen  um  86,58  °/0,  in  Punjab  um  62,76 °/0  und  in  Madras  um 
74,78%  im  Jahre  1905/06  gegenüber  1896/97  abgenommen. 

Den  stärksten  Rückgang  weisen  diejenigen  Distrikte  auf,  in  denen  die 
Kultur  von  den  Eingeborenen  betrieben  wird.  Besonders  auffallend  ist  der 
Rückgang  in  den  Vereinigten  Provinzen.  Es  wird  dies  damit  erklart,  daß 
hier  Indigo  vielfach  als  Nebenprodukt  gebaut  wird  und  daß  bei  den  jetzigen 
niedrigen  Preisen,  die  die  Faktoreibesitzer  dafür  zahlen,  jeder  Anreiz  dazu  fehlt. 

Eine  nahezu  vollständige,  prozentuale  Übereinstimmung  hiermit  zeigt  die 
Erntestatistik : 


Produktion  an  Indigo  in  Britisch-Indien1 


Jahr 

! 

in  Cwts. 

Zu-  u.  Ab- 
nahme in  °/0 

Jahr 

in  Cwts. 

iZu-  u.  Ab- 
nahme in  °/0 

1896/97 

168673 

1902/03 

79207 

-29J 

1897/98 

166  812  i 

—  1,1 

1903/04 

102  802 

■+■  29.7 

1898  99 

139320  1 

—  16,4 

1904/05 

58900 

-  42.7 

1899/00 

1  1 1  890 

—  19.6 

1905/06 

44700 

-  25,8 

1 900/0 1 

148  029 

24,4 

1906/07 

69  7 00 2 

1901/02 

1  12  819 

-  23,7 

Die  Ernte  der  Saison  1905/06  ist  um  73,4%  kleiner  als  diejenige  von 
1896/97.  Die  Gesamtproduktton  Indiens  ist  also  ebenfalls  auf  zirka 
'/4  ihres  früheren  Betrages  zurückgegangen.  Diese  prozentuale  Über- 
einstimmung im  Rückgang  der  Anbaufläche  und  der  Produktion  spricht  dafür, 
daß  die  Verbesserungsbestrebungen  der  indischen  Pflanzer  bezüglich  der  Kultur 
wie  Fabrikation  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  von  keinem  Erfolg  begleitet  waren. 
Für  das  Jahr  1 906/07  wurde  allerdings  eine  bedeutende  Steigerung  der  Pro- 
duktion erwartet  3.  Die  angegebenen  Zahlen  beruhen  auf  Schätzung ;  die  offizielle 
Statistik  hierüber  fehlt  noch.  Wenn  sie  sich  als  richtig  ergeben  sollten, 
so  dürfte  es  noch  immer  sehr  fraglich  sein,  ob  sie  den  Beginn  einer  Wieder- 
belebung der  Kultur  bedeuten.  Wahrscheinlich  hat  der  niedere  Stand  der 
Feldfrüchlc,  wie  schon  in  früheren  Jahren,  oder  andere  nicht  nennbare  Gründe 
den  Anlaß  zu  einem  vermehrten  Anbau  von  Indigo  gegeben. 

Die  Zahl  der  Faktoreien  hat  rapid  abgenommen.  Umso  auffallender 
aber  ist  es,  daß  die  Zahl  der  beschäftigten  Personen  nur  einen  geringen 
Rückgang  aufweist: 


»  Sratist.  Abstract.  a.  a.  O.  Nr.  32—45.   (Estimated  yield  of  indigo  including  Native 
States)  und  Chemische  Industrie  1907,  30.  Jahrg.  Nr.  4. 
*  Schätzung. 

3  Dieselbe  bat  sich  nach  den  neuesten  Nachrichten  nicht  bestätigt. 
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7^H1  rl#*r 

£-«(1111    UCl  L/V* 

Zahl  der 

/  anl  Hf»f 

Jahr 

inoigo- 

scnaiiigten 

Jahr 

inaigo- 

scnaiiigten 

faktoreien  , 

Personen 1 

faktoreien 

Personen 

1895 

8225 

155  347 

1901 

5^7 

159  958 

1806 

7  700 

132  706 

1902 

386 

76  3S7 

1897 

7686 

132  468 

1903 

363 

74  »91 

1898 

5  094 

220  917 

1904 

278 

1 19  072 

1899 

5  077 

228  794 

I905 

181 

80  043 

1900 

5  145 

240  333 

Im  Anschluß  hieran  wären  die  Wirkungen  des  künstlichen  Indigo  auf  die 
indische  Handelsbilanz  festzustellen.  Die  Indigoausfuhr  Britisch-Indiens  gestaltete 
sich  in  den  letzten  10  Jahren  folgendermaßen2: 


Jahr 

Menge  in  Cwts. 

Wert  in  Rupien  | 

1895/96 

187  337 

53  545  112 

1896/97 

169523 

43  707  570 

1897/98 

133  849 

30  574019 

1898/99 

135  187 

29704781 

1899/00 

1 1 1 420 

26925  107 

1 900/0 1 

102  491 

21  359  8o8 

1901/02 

89  750 

18522554 

1902/03 

65  377 

12  056  819 

1903/04 

60  410 

10  762  026 

1904/05 

49  252 

8346073 

1905/06 

31  186 

5863770 

Einem  Exportwert  von  53,5  Millionen  Rupien  standen  im  Jahre  1905/06 
nur  noch  5,8  Millionen  Rupien  gegenüber.  Dies  bedeutet  einen  Ausfall  von 
47,7  Millionen  Rupien,  im  Durchschnitt  der  letzten  9  Jahre  eine  jahrliche 
Verminderung  der  Ausfuhr  im  Betrage  von  31,1  Millionen  Rupien.  Der  völlige 
Untergang  der  Indigokultur,  mit  dem  wohl  in  nächster  Zukunft  zu  rechnen 


1  Statist.  Abstract.  Nr.  40  S.  262  uud  Nr.  41  S.  259. 
1  Review  of  the  Trade  of  India  1905. 
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ist,  würde  eine  Schwächung  der  indischen  Handelsbilanz  in  der  Höhe  von 
rund  53  Millionen  Rupien  zur  Folge  haben. 

Obwohl  diese  Summe  nicht  unbedeutend  ist,  so  vermag  sie  doch  keinen 
nennenswerten  Einfluß  auf  die  Handels-  und  Zahlungsbilanz  Britisch-Indiens 
auszuüben.  Bekanntlich  ist  Indien  ein  Land  mit  vorwiegend  agrarer  Produktion. 
Infolgedessen  ist  auch  für  den  Inhalt  seiner  Zahlungsbilanz  die  Handelsbilanz, 
als  der  entscheidende  Habenposten,  von  größter  Bedeutung.  Der  gesamte 
Warenexport  Indiens  wies  in  den  letzten  Jahren  folgende  Werte  auf: 


1895/96  .  .  .  114  334  738  Tens  of  Ruppees» 

1896/97  .  .  .  103984096  »  *  » 

1897/98  .  .  .  97632781  »  » 

1898/99  .  .  .  112  799  725  »  » 

1899/00  .  .  .  109083322  »  »  » 

1900/01  .  .  .  107  718565  »  »  » 

1901/02  .  .  .  124895290  »  » 

1902/03  .  .  .  129396598  »  » 

1903/04  .  .  .  153  517  159  »  » 

1904/05  .  .  .  158208302  »  »  » 


Die  Warenausfuhr  überwiegt  bei  weitem  die  Wareneinfuhr.    Die  Statistik 
stellt  als  *nct  exports  of  merchandise«  folgende  Betrüge  fest: 


1895/96  .  .  .  41397985  Tens  of  Rupees* 

1896/97  .  .  .  27866723  »  »  » 

1897/98  .  .  .  23985746  »  1 

1898/99  .  .  .  40698198  »  »  » 

1899/00  .  .  .  33  777  842  »  » 

1900/01  .  .  .  26823976  »  >  1 

1901/02  .  .  .  36  1 14  741  »  *  » 

1902/03  .  .  .  43  577  434  »  » 

1903/04  .  .  .  60924886  »  »  * 

1904/05  .  .  .  53  295  556  »  » 


Die  niedrigen  Ziffern  der  Jahre  1896/97,  1897/98  und  1899/1900 
haben  ihre  Ursache  in  Mißernten,  Hungersnot  und  Krieg.  Der  Oberschuß 
der  Warenausfuhr  über  die  Wareneinfuhr  ist  gerade  in  den  letzten  Jahren  ganz 
bedeutend  gewachsen.  Berücksichtigt  man  ferner  noch  die  Edelmetallbewe- 
gungen, bei  denen  umgekehrter  Weise  die  Einfuhr  die  Ausfuhr  überwiegt,  so 
verbleibt  nach  Abzug  des  »Net  Import  of  Treasure«  vom  »Net  Export  of 
Merchandise«  als  Überschuß: 


1  Statist.  Abstract.  a.  a.  O.  Nr.  40,  S.  151. 
a  Statist.  Abstract.  a.  a.  O.  Nr.  40,  S.  15 1. 
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1895/96  .  .  .  32289810  Tens  of  Rupees1 

1896/97  .  .  .  19  7 19  656  »  »  » 

1897/98  .  .  .  10603773  »  »  > 

1 898/99  .  .  .  30214  005  »  »  » 

1899/00  .  .  .  20761543  »  •  » 

1900/01  .  .  .  16474609  »  »  » 

1901/02  .  .  .  26984265  »  *  * 

1902/03  .  .  .  27856216  »  »  * 

1903/04  .  .  .  37442659  =>  » 

1904/05  .  .  .  30216198  »  »  » 


Indien  besitzt  sämtlichen  Ländern  gegenüber,  mit  Ausnahme  von  Groß- 
britannien, eine  aktive  Handelsbilanz,  d.  h.  es  führt  nach  diesen  Ländern  mehr 
aus  als  ein.  Der  Überschuß  seiner  Handelsbilanz  dient  ihm  dazu,  die  passiven 
Posten  seiner  Zahlungsbilanz,  insbesondere  seine  passive  Handelsbilanz  gegen- 
über Großbritannien  sowie  seine  Schuldzinsen  zu  decken,  mit  anderen  Worten, 
Indien  bezahlt  seinen  Bedarf  an  Industrieprodukten,  insbesondere  englischen, 
mit  dem  Golde,  das  es  auf  Grund  seines  Warenexportes  von  der  gesamten 
übrigen  Welt  erhalt.  Es  ergibt  sich  daher  für  Indien  die  Aufgabe,  das  Gleich- 
gewicht in  seiner  Zahlungsbilanz  dadurch  aufrecht  zu  erhalten,  daß  sein  Haupt- 
augenmerk auf  die  stetig  fortschreitende  Entwicklung  und  Entfaltung  seines 
Außenhandels  gerichtet  ist  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  hat  es  den  Verlust 
eines  seiner  natürlichen  Monopole  zu  beklagen.  Allein,  was  es  auf  dieser 
Seite  verloren  hat,  ist,  selbst  wenn  man  den  Rückgang  einzelner  Handelsartikel 
berücksichtigt,  durch  den  in  den  letzten  Jahren  sehr  gesteigerten  Export  gewisser 
Produkte  mehr  denn  ausgeglichen  worden.    So  betrug  der  Export  von: 


1 898/99 

1904/05 

£ 

Cotton  Raw  .... 

7  459  020 

11  623  125 

»      Twist  and  Yarn 

4402  059 

6  543  788 

»      Manufact.      .  . 

790  253 

1  218  340 

10541  800 

13  070  142 

6479792 

1 1  937  38o 

Hides  and  Skins  Raw  . 

2  770056 

4  702  759 

Raw  Jute  

4627  497 

7977097 

Jute  Manufact.     .    .  . 

3865574 

6  625  912 

580930 

2050  941 

4750674 

7  082  295 

Seeds   

7  898  129 

9607  237 

x  Statist.  Abstract.  a.  a.  O.  Nr.  40.  S.  152/153. 
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Auch  wird  an  Stelle  des  Indigo  heute  schon  Tabak  und  Ramie  in 
größeren  Mengen  ausgeführt,  sodaß  der  Verlust  an  und  für  sich  nicht  die 
volle  Summe  von  53  Millionen  Rupien  beträgt. 

Privatwirtschaftlich  wie  volkswirtschaftlich  betrachtet,  besitzt  der  Unter- 
gang der  Indigokultur  für  Britisch-Indien  nicht  die  Bedeutung,  die  man  ihm 
beizulegen  oft  bemüht  war.  Indien  ist  selbstverständlich  davon  nicht  unberührt 
geblieben,  aber  den  Hauptschaden  haben  englische  Kapitalisten  zu  tragen. 
Selbst  der  Einfluß  auf  die  indische  Handels-  und  Zahlungsbilanz  wird  noch 
wesentlich  dadurch  herabgemindert,  daß  ein  großer  Teil  der  Gewinne  der  Indigo- 
industrie gar  nicht  in  Indien  blieb,  sondern  in  die  Taschen  der  in  England 
und  Schottland  lebenden  Faktoreibesitzer  floß. 

Auf  der  anderen  Seite  aber  sollte  der  Verlust  der  Indigoindustrie  für  die 
Inder  eine  ernste  Mahnung  enthalten.  Er  sollte  sie  veranlassen,  ihre  Land- 
wirtschaft, die  sie  heute  noch  mehr  oder  minder  primitiv  betreiben,  nach 
modernen,  rationellen  Grundsätzen  umzugestalten.  Es  wäre  für  Indien  ein 
Vorteil  von  unübersehbarer  Tragweite,  wenn  der  Untergang  der  Indigokultur 
den  Anstoß  zu  einer  allgemeinen  Reform  der  indischen  Landwirtschaft  geben 
würde.  Die  wissenschaftlichen  Untersuchungen,  die  man,  wenn  auch  zu  spät, 
zur  Erhaltung  der  Indigokultur  vorgenommen  hat,  sollten  wenigstens  den 
indischen  Landwirt  zu  der  Überzeugung  und  Einsicht  bringen,  daß  seiner  Be- 
triebsweise große  Mängel  anhaften,  deren  Beseitigung  eine  der  wichtigsten 
Forderungen  der  Gegenwart  ist. 

Die  Durchführung  agrarer  Reformen  ist  umsomehr  geboten,  als  die 
Landwirtschaft  für  die  Wirtschafts-  und  Erwerbsverhältnisse  Indiens  eine 
durchaus  zentrale  Stellung  einnimmt.  »The  cultivation  of  the  soil,  schreibt  Sir 
W.  W.  Hunter1,  forms  the  occupation  of  the  Indian  people  to  a  degree, 
which  it  is  difficult  to  realize  in  England.  As  the  land-tax  is  the  mainstay 
of  the  Imperial  revenue,  so  the  rayat  or  cultivator  constitutes  the  unit  of  the 
social  system.  The  village  Community  contains  many  membres  besides  the 
cultivator,  but  they  all  exist  for  Iiis  benefit  and  all  arc  maintained  from  the 
produce  of  the  village  fields.  Even  in  considerable  towns,  the  traders  and 
handicraftsmen  frequently  possess  plots  of  land  of  their  own,  on  which  they 
raise  sufficient  grain  to  supply  their  families  with  food.«  »Its  is  probable,  that 
out  of  nearly  300000000  people  inhabiting  India,  at  least  200000000  are 
more  or  less  directly  dependent  upon  agriculture  for  support2.  Es  ist  ersicht- 
lich, daß  die  Wohlfahrt  des  Landes  von  dem  Wohl  und  Wehe  seiner  Land- 
wirtschaft abhängig  ist. 

Wir  wollen  die  landwirtschaftliche  Technik  des  indischen  Bauern  in  An- 
betracht der  eigenartigen  meteorologischen  Verhältnisse  des  Landes  keineswegs 
als  schlecht  bezeichnen.  Sic  wäre  aber  großer  Verbesserungen  fähig,  wenn  sie 
auf  eine  wissenschaftliche  Grundlage  gestellt  würde.  Desto  mehr  aber  ist  die 
ökonomische  Seite  derselben  vernachlässigt  und  unentwickelt.  Die  größere 
Gunst  des  Klimas,  bessere  Bodenverhältnisse,  billigere  Lebens-  und  Arbeits- 
bedingungen mögen  vielfach  die  Mängel  einer  landwirtschaftlichen  Technik  ver- 
decken und  ausgleichen,  sie  können  aber  nicht  oder  nur  in  sehr  geringem 
Maße  auch  die  Vorteile  bringen,  die  sich  auf  Grund  wohlausgebildeter,  wirt- 


1  Sir  W.  W.  Hunter  a.  a.  O.  S.  575. 
*  Sir  John  Strachey  a.  a.  O.  S.  191. 
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schaftlicher  Organisationen  und  Einrichtungen  ergeben.  Indien  entbehrt  ihrer 
vollkommen.  Landwirtschaftspflege,  ländliches  Vereins-,  Genossenschafts-,  Ver- 
sicherungs-  und  Kreditwesen  sind  dem  indischen  Bauer  imbekannte  Dinge. 
Ihr  vollständiger  Mangel  ist  eine  der  Hauptursachen  der  Rückständigkeit  der 
indischen  Landwirtschaft.  Ihrer  Natur  nach  gehören  diese  Aufgaben  über- 
wiegend der  Privat-  und  Vereinstätigkeit  an.  Der  Inder  scheint  jedoch  für 
die  Erfüllung  derselben  wenig  Neigung  und  Initiative  zu  besitzen.  Die  breite 
Masse  des  indischen  Volkes  ist  zu  träge  und  wurzelt  zu  fest  in  altüberlieferten 
Lebensgewohnheiten.  Die  Denkmäler  altindischer  Kultur  sind  zugleich  der 
Ruhepunkt  in  der  Entwicklung  des  indischen  Volkes.  In  kultureller,  geistiger 
und  wirtschaftlicher  Beziehung  ist  der  Inder,  insbesondere  der  die  Hauptmasse 
der  indischen  Bevölkerung  bildende  Hindu1,  auf  der  Entwicklungsstufe  stehen 
geblieben,  auf  der  sich  Europa  etwa  zu  Anfang  des  Mittelalters  befand.  Seine 
Weltanschauung  ist  durchaus  beherrscht  von  religiösen  Vorstellungen,  die  das 
Diesseits  verachten  und  das  Individuum  in  strenger  Gebundenheit  halten. 
Charakteristisch  ist  für  Indien  der  in  Übertreibungen  ausgeartete  Kastengeist, 
der  ein  Emporglimmen  auf  der  sozialen  Stufenleiter  unmöglich  macht.  Sein 
Glaube  verbietet  dem  Hindu  seine  Heimat,  und  sei  es  auch  nur  vorüber- 
gehend, zu  verlassen  und  beraubt  ihn  damit  der  Möglichkeit,  sich  durch  Augen- 
schein über  seine  Außenwelt  zu  belehren.  Jeder  Verstoß  gegen  die  religiösen 
und  kirchlichen  Gebote  bringt  ihm  die  größten  gesellschaftlichen  und  wirt- 
schaftlichen Nachteile  und  stößt  ihn  in  die  mißachtete  Kaste  der  Parias 
hinab.  Indien  erlebte  keine  Renaissance  und  Reformation,  die  das  Dasein  des 
Individuums  verdiesseitigt  und  seine  Befreiung  in  die  Wege  geleitet  haben. 
Seine  staatsbildenden  und  staatserhaltenden  Kräfte  erlahmten  und  verkümmerten 
in  unaufhörlichen  Bürgerkriegen.  Die  eindringende  westeuropäische  Kultur 
hat  zwar  dem  Lande  unter  dem  Szepter  Englands  Ruhe  und  Ordnung  gebracht, 
aber  keine  Freiheit  des  Individuums.  Nur  ganz  schüchtern  machen  sich  in  den 
großen  Handelszentren  Anfänge  zu  größerer  individueller  Freiheit  bemerkbar, 
die  auf  die  fürsorgende  Tätigkeit  einiger  menschenfreundlicher  Engländer 
zurückzuführen  sind.  Die  wirtschaftliche  Rückständigkeit  des  Landes  entspringt 
der  geistigen  und  kulturellen  Rückständigkeit  seiner  Bewohner. 

Angesichts  dieser  Hilflosigkeit  der  indischen  landwirtschaftlichen  Be- 
völkerung erweist  sich  eine  größere  staatliche  Fürsorgetätigkeit  und  Bevormun- 
dung als  notwendig.  Die  indische  Regierung  sollte  in  stärkerem  Maße,  als 
dies  bisher  geschehen  ist,  belehrend  und  erziehend  einwirken  und  anerkannt 
zweckmäßige  Organisationen  und  Einrichtungen  Kraft  der  Autorität  des  Staates 
zu  erzwingen  suchen. 

Aufgabe  der  staatlichen  Agrarpolitik  wäre  des  weiteren  die  nachdrück- 
lichste Bekämpfung  der  Mißernten  und  ihrer  Begleiterscheinungen,  Seuche  und 
Pest,  durch  umfangreiche  Bewässerungsanlagen  und  ausgedehnte  Verkehrsmittel. 
Unsere  Anerkennung  für  das  bis  jetzt  Geschaffene  kann  uns  nicht  abhalten, 
darauf  hinzuweisen,  daß  dieses  noch  keineswegs  genügt.    Immerwieder  treten 


1  Nach  der  Zählung  von  1901  setzt  sich  die  indische  Bevölkerung  zusammen  aus: 
207,1  Millionen  Hindus.  62,5  Millionen  Mohamedaner,  24,74  Millionen  Naturvcrchrer,  Budd- 
histen, Christen,  Sikhs,  Jains,  Parsen  und  Juden.  (Otto  Hübner,  Geograph.-Statistische  Tabellen, 
1908.) 
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Mißwachs  und  Seuchen  auf,  die  dem  Lande  tiefe  Wunden  schlagen,  von 
denen  es  sich  nur  mühsam  und  mit  desto  größeren  Opfern  erholt 

Da  für  die  Durchführung  dieser  Reformen  große  Geldmittel  erforderlich 
sind,  so  ergibt  sieht  als  eine  weitere  Forderung  die  Reform  der  indischen 
Finanzen,  umsomehr  als  China  in  der  nächsten  Zeit  seine  Grenzen  gegen  den 
indischen  Opiumimport  zu  schließen  beabsichtigt  Indien  verliert  dadurch  einen 
noch  weit  wichtigeren  Handelsartikel  als  es  der  Indigo  war,  und  ein  sehr 
ergiebiges  Staatsraonopol.  Einige  Zahlen  werden  dies  näher  beleuchten.  Im 
Durchschnitt  der  Jahre  1900/01 — 1905/06  waren  jährlich  628609,8  acres 
mit  Opium  bebaut.  Die  wichtigsten  Opiumdistrikte  sind  Bengalen,  die  United 
Provinccs  (Agra  und  Oudh),  Punjab  und  Madras.  Der  Reinertrag  der  Opium- 
steuer betrug  pro  Jahr  durchschnittlich  3425  118  Pfd.  Sterl.,  d.  s.  69,5  Mil- 
lionen Mark,  der  Gesamtexportwert  6284525  Pfd.  Sterl.,  d.  s.  117,57  Mil- 
lionen Mark.  China  (Hongkong  und  die  China  Treaty  Ports)  importierte 
allein  pro  Jahr  durchschnittlich  für  4  705  346  Pfd.  Sterl.,  d.  s.  95,5  Mil- 
lionen Mark,  Opium  aus  Indien1. 

Die  indische  Regierung  wird  genötigt  sein,  sich  nach  einem  Ersatz  um- 
zusehen. Die  Haupteinnahmen  Indiens  sind  die  Grundsteuer,  Opium-,  Salz-, 
Stempelsteuer,  Akzisen  und  einige  andere  Steuern,  sowie  Zölle,  deren  Betrage 
für  das  Jahr  1907/08  auf 

304  086  Millionen  Rupien  aus  Grundsteuer 

72  766  v  »  Opiumsteuer 

49  35°  *  *  Salzsteuer 

93  1 1 6  ■>  ■»  »  Akzisen 

62518  >■  »  Stempelsteuer 

34  970  »  »  »  anderen  Steuern 

68  933  »  »  *  aus  Zöllen 

angegeben  werden2. 

Eine  Erhöhung  der  Haupteinnahmequelle  des  Landes,  der  Grundsteuer, 
kommt  für  eine  Finanzrefonn  nicht  in  Betracht.  Sie  wird  in  der  Regel  auf 
einen  Zeitraum  von  30  Jahren  festgelegt,  ist  daher  äußerst  unbeweglich  und 
ungeeignet,  den  wechselnden  und  wachsenden  Finanzbedürfnissen  des  Staates 
Rechnung  zu  tragen.  Außerdem  wäre  damit  eine  stärkere  Belastung  der  Land- 
wirtschaft verbunden,  die  in  den  meisten  Fällen  nicht  in  der  Lage  ist,  die 
Steuer  auf  den  Konsumenten  zu  überwälzen.  Dagegen  befürwortet  sich  auch 
aus  verschiedenen  anderen  Gründen  eine  Änderung  der  Handelspolitik  als 
Mittel  der  Finanzreform. 

Die  heute  bestehende  Freihandelspolitik  ist  Indien  vom  Mutterlande  auf- 
oktroiert  worden  und  entspricht  nicht  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  des 
Landes.  Die  Behauptung  von  einer  Ausbeutung  Indiens  durch  Großbritannien, 
die  die  Literatur  viel  beschäftigt  hat,  hat  nur  ihre  Richtigkeit  auf  dem  Gebiete 
der  Handelspolitik.  Sir  John  Strachey  hat  in  seinem  Werke  über  Indien  3  über- 
zeugend nachgewiesen,  daß  die  Zinszahlungen  Indiens  an  England,  die  man 
für  den  besten  Beweis  obiger  Behauptung  hielt,  eine  Ausbeutung  nicht  bedeuten. 


1  Statist.  Abstract  rclating  to  British  India  Nr.  41,  S.  123;  56;  154/5 »  l%7 

2  East  India.  Financial  Statement  (or  190;  08,  London. 
i  Sit  John  Strachey:  a.  a.  O.  S.  187—195. 
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Er  weist  ziffermäßig  nach,  daß  das  in  Indien  investierte  englische  Kapital  für 
die  wirtschaftliche  Erschließung  des  Landes  von  enormen  Vorteil  gewesen  ist 
und  daß  »the  intercst  remittcd  on  account  of  which  implies  the  enrichment 
and  not  the  impoverishment  of  thc  country«.  Das  englische  Kapital  hat  selbst- 
redend ebenso  Anspruch  auf  Zinsen  wie  jedes  Kapital  überhaupt.  Je  unsicherer 
die  Anlage  desto  höher  pflegt  auch  der  Zinsfuß  zu  sein.  Doch  ist  derselbe 
erwiesenermaßen  hinter  dem  Gesamterträgnis  des  Kapitals  zurück  geblieben. 
Das,  was  Indien  an  Zinsen  zu  zahlen  hatte,  war  nur  ein  Bruchteil  des  Nutzens, 
den  es  aus  diesem  Kapital  zog  und  damit  ist  auch  die  Behauptung  von  einer 
Ausbeutung  hinfällig. 

Anders  liegt  die  Sache  auf  dem  Gebiete  der  Handelspolitik.  Hier  kann 
mit  Recht  von  einer  Ausbeutung  gesprochen  werden.  Für  die  indische  Handels- 
politik waren  die  Interessen  von  Manchester  und  Lancashire  maßgebend  und 
nicht  diejenigen  des  indischen  Handels.  Hierbei  floß  kein  Kapital  zu  nutz- 
bringender Verwendung  nach  Indien,  wohl  aber  werden  zollfähige  Rohstoffe 
in  großer  Menge  zollfrei  ausgeführt  und  daraus  hergestellte  Fabrikate  unter  kaum 
beachtenswerten  Wertzöllen  wieder  importiert.  Daß  eine  solche  Handelspolitik 
die  indische  Industrie  —  denken  wir  besonders  an  die  Baumwollindustrie  — 
doppelt  geschädigt  hat,  liegt  auf  der  Hand. 

Die  indische  Handelspolitik  kennt  seit  den  Zollgesetzen  von  1894  resp. 
18991,  abgesehen  von  einem  Reisexportzoll,  der  keinen  fiskalen  Charakter  hat, 
sondern  als  eine  Maßregel  zur  Bekämpfung  der  Hungersnot  zu  betrachten  ist, 
nur  Einfuhrzölle.  Der  Gesamtertrag  derselben  betrug  1899 — 1900  6  301  000  Rx. 
Davon  entfallen  auf  Salz,  Spiritus,  Petroleum  und  Baumwollstoffe  allein 
4  680  000  Rx.  Die  Frage,  wer  diese  Zölle  getragen  hat,  läßt  sich  leicht 
beantworten,  da  die  wichtigsten  derselben  Finanzzölle  sind.  Der  Schwerpunkt 
der  freihändlerischen  Handelspolitik  Indiens  liegt  somit  im  Lande,  obwohl  er 
auf  dem  Wege  einer  maßvollen  Schutzzollpolitik  sehr  gut  auf  das  Ausland  gelegt 
werden  könnte.  Sowohl  finanzpolitische  wie  wirtschaftliche  Gründe  sprechen 
für  .Exportzölle  auf  gewisse  Rohstoffe,  z.  B.  Baumwolle,  Jute,  Wolle,  Häute, 
Felle,  Tee  usw.  d.  h.  mit  anderen  Worten  für  den  Übergang  zum  Schutz- 
zoll. Solche  Schutzzölle  würden  nicht  allein  die  indischen  Finanzen  auf  Kosten 
des  Auslandes  bereichern,  sondern  auch  der  gewerblich-industriellen  Entwicklung 
des  Landes  ungeheure  Dienste  erweisen. 

VIII.  Rückblick  und  Ausblick. 

Mit  der  Indigoindustrie  hat  die  deutsche  Teerfarbenindustrie  einen  erneuten 
Beweis  ihrer  Leistungsfähigkeit  und  ihrer  rasch  zunehmenden  volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung  gegeben.  Sie  hat  es  verstanden,  diese  schwierige  Aufgabe 
mit  großer  Geschicklichkeit,  Umsicht  und  Ausdauer  zu  lösen.  Mit  Recht  konnte 
Brunk2  sagen,  »sie  ist  kein  vom  Himmel  gefallenes,  unverhofftes  Geschenk, 
sondern  es  mußte  vielmehr  die  Geistesarbeit  und  der  Fleiß  vieler  Kräfte 
während  einer  langen  Reihe  von  Jahren  zielbewußt  zusammenwirken,  um  das 

»  Vgl.  hierzu  wie  zum  folgenden:    Berichte  über  Handel  und  Industrie.  Berlin  1901. 
Band  III,  Heft  1,  S.  28—30. 
*  H.  Brunk  a.  a.  O. 
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Werk  zur  Vollendung  zu  bringen«.  Sie  verkörpert  in  sich  die  Gedankenarbeit 
ganzer  Generationen,  von  den  Begründern  der  chemischen  Wissenschaft  und 
Technik  an  bis  auf  die  leitenden  Männer  unserer  Tage.  Alle  haben  sie,  jeder 
in  seiner  Weise,  an  dem  Zustandekommen  dieses  Werkes  Anteil,  jene,  indem 
sie  das  Fundament  legten,  diese,  indem  sie  Stein  um  Stein  zu  dem  stolzen 
Gebäude  der  deutschen  chemischen  Industrie  herbeitrugen. 

Der  künstliche  Indigo  bedeutet  einen  wissenschaftlichen,  wirtschaftlichen 
und  kulturellen  Fortschritt.  Er  ist  der  höchste  Ausdruck  des  heute  herrschenden 
rationellen  Verfahrens,  das  seine  Probleme  zuerst  wissenschaftlich  löst  und  dann 
in  die  Praxis  hineinträgt 

Vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  betrachtet  ist  die  Indigoindustrie 
ein  nationales  Gut.  das  mühevoll  erworben  worden  ist.  Indigoproduktion  und 
Indigohandel  befanden  sich  in  britischen  Händen  und  ebenso  war  bei  dem  allmäh- 
lichen Übergang  von  pflanzlichen  zu  künstlichen  Farbstoffen  der  Ausgangspunkt 
durchaus  britischer  Besitz. 

Dieses  nationale  Gut  legt  uns  die  Pflicht  seiner  Erhaltung  und  Pflege 
auf.    »Der  bleibende  industrielle  Erfolg  ist  ein  Kind  der  Sorge«. 

Obwohl  die  Indigoindustrie  noch  nicht  auf  ihrem  Höhepunkt  angelangt 
ist  —  noch  gehört  ihr  nicht  allein  der  Weltmarkt  —  so  treten  doch  heute 
schon  die  Fragen  der  nächsten  Zukunft  an  sie  heran.  Mit  der  Bewunderung 
der  Welt  hat  sie  sich  auch  deren  Neid  zugezogen.  Was  liegt  näher,  als  daß 
auch  andere  Länder  eine  Indigoindustrie  besitzen,  die  monopolartige  Stellung 
der  deutschen  Indigoindustrie  brechen,  wenn  nicht  sich  selbst  dieses  Monopol 
zu  eigen  machen  möchten? 

Infolgedessen  steht  im  Vordergrund  des  Interesses  die  Frage,  kann  auch 
im  Ausland  eine  Indigoinduslrie  entstehen,  welche  Möglichkeiten  gibt  es  hierzu, 
was  schützt  uns  gegen  diese  Gefahr  ?  Ist  überhaupt  dieses  Monopol  auf  die 
Dauer  aufrecht  zu  erhalten  und  auf  welchem  Wege  würde  dies  zu  erreichen  sein  ? 

Auf  diese  Fragen  ist  zunächst  zu  antworten,  daß  die  Gefahr  einer  aus- 
ländischen Konkurrenz  keineswegs  ausgeschlossen  Ist.  Vielmehr  hat  das<  Bei- 
spiel der  Schweiz  gleich  von  Anfang  an  gezeigt,  daß  mit  dieser  Möglichkeit 
gerechnet  werden  muß.  Immerhin  liegen  aber  unter  den  gegenwärtigen  Ver- 
hältnissen bestimmte  Gründe  vor,  die  zum  mindesten  das  Aufkommen  einer 
ausländischen  Konkurrenz  erschweren  dürften.  Auch  nach  Ablauf  des  Patent- 
schutzes dürfte  die  einfache  Nachahmung  der  Patente  am  wenigsten  zum 
Ziele  führen.  Denn  in  dem  Patentschutz  liegt  die  Möglichkeit,  einen  großen 
Teil  des  aufgewandten  Kapitals  zu  amortisieren  und  gleichzeitig  das  Verfahren 
so  zu  verbessern  und  zu  vervollkommnen,  daß  die  Produktionskosten  wesentlich 
verringert  werden,  ein  Umstand,  der  für  eine  fremde  Konkurrenz  umso  erschwe- 
render sein  wird,  als  sie  die  Produktionstechnik  noch  nicht  kennt  und  noch 
nicht  ausprobiert  hat. 

Die  großen  Kapitalien,  die  die  Inszenierung  einer  Indigoindustrie  erfordert, 
dürften  bei  der  Zweifelhaftigkeit  und  dem  im  besten  Fall  doch  nur  bescheidenen 
Gewinn  eines  auf  einfacher  Nachahmung  beruhenden  Verfahrens  nicht  ohne 
weiteres  zu  finden  sein.  Des  weiteren  fehlt  dem  Ausland  die  glückliche  Organi- 
sation der  deutschen  Teerfarbenindustrie,  es  fehlen  ihm  die  Stäbe  wissenschaft- 
lich gebildeter  Chemiker  und  Techniker,  es  mangelt  seinen  Industriellen  an  der 
wissenschaftlichen  Pflichtmäßigkeit,  der  ein  ganz  hervorragender  Anteil  an  der 
Entstehung  der  Indigoindustrie  zukommt,  wie  sie  denn  überhaupt  die  Über- 
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legenheit  der  deutschen  Teerfarbenindustrie  begründet  hat.  Alle  diese  Mängel 
werden  bei  einem  Versuch,  eine  ausländische  Indigoindustrie  ins  Leben  zu 
rufen,  nicht  ohne  Einfluß  sein. 

Bewußt  oder  unbewußt  ist  die  deutsche  Farbenindustrie  an  die  Spitze 
der  modern  industrie-staatlichen  Entwicklung  getreten,  sie  ist  zu  einer  »wissen- 
schaftlichen Industrie«  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  geworden,  bei  der  der 
Rohstoff  nur  wenig,  die  geistige  Arbeit  aber  alles  bedeutet.  Sie  ist  so  recht 
der  Typus  unserer  Zukunftsindustrie,  unser  kommendes  Wirtschaftsideal.  Die 
chemische  Industrie  des  Auslandes  ist  in  dieser  Hinsicht  sehr  zurückgeblieben 
und  sieht  sich  infolgedessen  vielfach  außer  stände,  mit  dem  raschen  Vorwärts- 
schreiten der  deutschen  Industrie  Schritt  zu  halten.  Witt  sagt,  »die  Eigenart 
der  deutschen  chemischen  Industrie  bestehe  darin,  daß  sie  selbst  in  ihren 
akzessorischen  Zweigen  eine  Weltindustrie  und  eine  Großindustrie  geworden 
ist.  Das,  was  die  einzelnen  Unternehmungen  dieser  Industrie  geschaffen  haben, 
kann  nicht  ohne  weiteres  wiederholt  und  kopiert  werden,  selbst  wenn  es  in 
allen  Einzelheiten  bekannt  werden  könnte.  Weder  Kapital  noch  Fleiß,  weder 
wissenschaftliches  Verständnis  noch  kaufmännisches  Geschick  könnten  ein  Abbild 
der  deutschen  chemischen  Industrie  auf  fremdem  Boden  erwecken:  denn  diese 
Industrie  ist  ein  lebendiges  Geschöpf,  in  jahrzehntelanger  Entwicklung  heran- 
gereift und  emporgewachsen;  ein  Wesen,  durchflutet  von  dem  Geiste  vieler 
sinnenden  Individualitäten,  ein  Baum,  in  dem  die  Form  jedes  kleinsten  Zweiges 
die  Resultante  widerstreitender  Kräfte  ist.« 

Anders  liegen  dagegen  die  Verhältnisse,  wenn  es  dem  Ausland  gelingen 
sollte,  ein  neues,  einfacheres  und  billigeres  Verfahren  zur  fabrikmäßigen  Her- 
stellung von  synthetischem  Indigo  aufzufinden.  Diese  Möglichkeit  wird  immer 
vorliegen  und  daraus  ergibt  sich  mit  Notwendigkeit,  daß  sich  dieses,  wie  über- 
haupt jedes  Monopol,  auf  die  Dauer  nicht  aufrecht  erhalten  läßt.  Es  ist  eine 
einfache  Erfahrungstatsache,  daß  Patent  und  Fabrikgeheimnis,  wenn  überhaupt, 
nur  vorübergehend  einen  Schutz  bieten,  daß  es  immer  Mittel  und  Wege  geben 
wird,  auf  andere  Weise  zu  demselben  Ziel  zu  gelangen.  Das  beste  Verfahren, 
das  heute  sämtliche  Vorzüge  in  sich  vereinigt,  kann  im  Verlauf  weniger  Jahre 
infolge  neu  entdeckter  Hilfsmittel  seine  Bedeutung  verloren  haben.  In  dem 
Maße,  in  dem  sich  unsere  naturwissenschaftliche  Erkenntnis  erweitert,  wird  die 
Zeitdauer  eines  Monopoles  verkürzt. 

Inwieweit  Schutzzölle  die  Entstehung  einer  Indigoindustrie 
auf  fremden  Boden  begünstigen  könnten,  bedarf  unter  diesen 
Umständen  keiner  näheren  Untersuchung.  Die  Aufgaben  der 
deutschen  Indigoindustrie  liegen  auf  einem  ganz  anderen  Gebiet. 
Sie  bestehen  nicht  in  der  ängstlichen  Behütung  ihres  Monopols, 
sondern  in  dem  energischen,  unaufhaltsamen  Fortschreiten  auf 
der  neuen  Bahn.  Auch  wider  ihren  Willen  würden  die  heutigen  Repräsen- 
tanten dieser  Industrie,  die  Badische  Anilin-  und  Sodafabrik  und  die  Höchster 
Farbwerke,  auf  diesen  Weg  gedrängt  werden.  Denn  allein  schon  die  Mög- 
lichkeit, daß  auch  innerhalb  Deutschlands  neue  Indigofabriken  entstehen 
könnten,  weist  sie  darauf  hin,  daß  sie  nicht  auf  ihren  Lorbeeren  ausruhen 
dürfen,  sondern  im  gegebenen  Fall  soweit  festgewurzelt  sein  müssen,  daß  sie  durch 
neue  Fortschritte  die  alten  Errungenschaften  in  den  Schatten  zu  stellen  vermögen. 

Gerade  in  dieser  Richtung  eröffnet  sich  ihnen  eine  glänzende  Perspektive. 
Schon  heute  hat  man  auf  der  Grundlage  des  synthetischen  Indigo  Farbstoffe 
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erzeugt,  die  sich  durch  hohe  Farbkraft  und  schöne  Nuance  derart  auszeichnen, 
daß  sie  geeignet  sein  dürften,  in  vielen  Fällen  den  Indigo  selbst  zu  ersetzen *. 
Berechtigtes  Erstaunen  hat  besonders  der  rote  Indigo2,  der  sogenannte  Thio- 
indigo  hervorgerufen,  in  dem  man  den  tyrischen  Purpur  der  Alten  wiederge- 
funden hat.  Er  zeichnet  sich  wie  der  Indigo  durch  große  Echtheit  und 
Dauerhaftigkeit  aus  und  gestattet  die  Erzeugung  aller  Farbentöne  vom  zartesten 
Rosa  bis  zum  tiefsten  Granatrot.  In  Zukunft  dürfte  er  eine  hervorragende 
Rolle  in  der  Färberei  und  Druckerei  spielen.  Heute  beschränkt  sich  sein 
Gebrauch  auf  Fälle,  wo  der  Hauptwert  auf  große  Echtheit  der  Farbe  gelegt 
wird.  Daß  derselbe  trotzdem  nicht  unbedeutend  ist,  dürfte  daraus  zu  entnehmen 
sein,  daß  der  Thioindigo  in  Österreich  für  Militärzwecke  Verwendung  ge- 
gefunden hat. 

Des  weiteren  ist  es  keineswegs  ausgeschlossen,  daß  in  späterer  Zeit  an 
Stelle  das  Indigo  direkt  das  Indigweiß  in  irgend  einer  Form  zur  Verwendung 
gebracht  wird,  womit  eine  bedeutende  Vereinfachung  und  Verbilligung  der 
Indigofärberei  und  -Druckerei  verbunden  wäre.  Auch  in  dieser  Richtung  hat 
es  bisher  nicht  an  Versuchen  gefehlt,  wenngleich  sie  bis  jetzt  noch  keine 
nennenswerte  Erfolge  gezeitigt  haben. 

Damit  jedoch  keineswegs  genug.  Es  liegen  schon  heute  Anzeichen  dafür 
vor,  daß  der  künstliche  Indigo,  ähnlich  wie  vor  ca.  40  Jahren  das  Alizarin, 
zur  Entstehung  einer  sogenannten  Indigofarbenindustrie  führen  dürfte.  Er 
wird  nach  O.  N.  Witt 3  »unwiderstehlich  zur  Schöpfung  einer  vollkommenen 
Palette  von  Küpenfarbstoffen  führen«,  welche  die  gleichen  hervorragenden 
Eigenschaften  wie  dieser  uralte  Farbstoff  »Indigo«  selbst  besitzen  werden.  Zwei 
derselben,  ein  himmelblauer  und  ein  gelber  Farbstoff,  das  von  Bohn  entdeckte 
Indanthren  und  Flavanthren4,  sind  uns  heute  schon  bekannt,  Sie  haben  sogar 
industrielle  Verwendung  gefunden,  die  sich  allerdings  mit  Rücksicht  auf  ihren 
sehr  hohen  Preis  noch  in  engen  Grenzen  hält.  Wir  erblicken  in  ihnen  die 
Verläufer  dieser  neuen,  zukunftsreichen  Industrie,  die  über  die  Mängel  unserer 
alten  Anilin-,  Alizarin-  und  sonstigen  Farbstoffe  erhaben  sein  werden. 

Hier  liegt  das  große  Gebiet  von  unseren  Augen,  dessen  Erforschung  das 
Ziel  der  deutschen  Indigoindustrie  sein  muß.  Gelingt  es  ihr,  dieses  Problem 
zu  lösen  und  praktisch  zu  verwirklichen,  so  wird  sie  ihre  Interessen  und  damit 
die  der  Nation  am  besten  wahren.  Es  ergibt  sich  aber  auch  daraus,  daß  es 
niemals  ihre  Absicht  sein  kann,  ihre  gegenwärtige  Monopolstellung  dauernd 
aufrecht  zu  erhalten.  Denn  in  dem  Maße,  wie  sich  die  Hoffnungen  auf  die 
Indigofarbenindustrie  verwirklichen,  wie  billige  braune,  grüne,  schwarze,  violette 
Küpenfarbstoffe  entdeckt  werden  und  zur  Verwendung  kommen,  ist  der  Indigo 
nicht  mehr  wie  in  früheren  Zeiten  nur  Farbstoff,  sondern  Ausgangspunkt  einer 
neuen  Industrie.  In  diesem  Falle  wird  sich  aber  die  übrige  Teerfarben- 
industrie, sowohl  des  Inlandes  wie  des  Auslandes  mit  allem  Nachdruck  auf 
die  Herstellung  dieses  Ausgangsmaterials  verlegen,  d.  h.  mit  anderen  Worten, 


»  Vgl.  A.  Reisert :  Über  die  Fortschritte  in  der  künstlichen  Darstellung  des  Indigos 
mit  dem  Beginn  des  20.  Jahrhunderts.  Zeitschrift  für  angewandte  Chemie,  Jahrg.  1904, 
Heft  1 7,  S.  490. 

*  Roter  Indigo  von  Dr.  H.  Alt.  (Frankf.  Zeitg.  vom  16.  Juni  1906.) 

3  O.  N.  Witt:    Die  chemische  Industrie  des  Deutschen  Reichs  a.  a.  O.  S.  215. 

4  Ebendaselbst  S.  216. 


Digitized  by  Google 


VIII.  Rückblick  und  Ausblick. 


103 


der  künstliche  Indigo  wird  ebensowenig  Monopol  einiger  weniger  Fabriken 
oder  eines  Landes  bleiben  wie  es  heute  das  Alizarin  ist. 

Infolgedessen  besteht  die  vornehmste  Aufgabe  unserer  heutigen  Indigo- 
industrie darin,  sich  auf  dem  Wege  des  unaufhaltsamen  Fortschrittes  dauernd 
tlie  Leitung  und  Führung  der  von  ihr  ins  Leben  gerufenen  Indigofarben- 
industrie zu  sichern. 

Wir  stehen  hier  vor  einem  Zukunftsbild,  das  uns  gleichzeitig  auf  die 
kulturelle  Bedeutung  des  künstlichen  Indigo  aufmerksam  macht.  Wir  erblicken 
in  ihm  nicht  allein  eine  wissenschaftlich  bedeutsame  Tat,  deren  wir  uns 
aus  nationalem  Interesse  erfreuen,  sondern  einen  kulturellen  Fortschritt,  der 
der  ganzen  zivilisierten  Menschheit  zugute  kommt. 

Die  Bedeutung  der  Farbstoffe  für  unser  tägliches  Leben  bedarf  keiner 
näheren  Darlegung.  Wir  begegnen  ihr  in  jedem  Augenblick.  Die  tausenderlei 
Gegenstände,  mit  denen  wir  täglich  in  Berührung  kommen,  unsere  Kleider, 
Wäsche,  ein  großer  Teil  unserer  Zimmereinrichtungen,  Hunderte  von  Gebrauchs- 
gegenstände aus  Leder,  Papier,  Stroh  usw.  und  unzählige  andere  Dinge  sind 
mit  den  Farben  gefärbt,  die  uns  die  Teerfarbenindustrie  in  tausendfältiger 
Verschiedenheit  zur  Verfügung  stellt.  Es  entgeht  uns  hierbei  aber  nicht,  wie 
wenig  dauerhaft  diese  Farben  mitunter  sind,  wie  sie  unter  dem  grellen  Schein 
des  Sonnenlichtes  verblassen,  wie  sehr  sie  dem  zerstörenden  Einfluß  von  Luft, 
Schweiß,  chlorhaltigen  Substanzen  unterliegen,  wie  ein  einmaliges  Waschen 
genügt,  um  der  Farbe  ihren  Glanz  und  ihre  Tiefe  zu  nehmen. 

Wir  sind  im  Begriffe,  diesen  allseits  empfundenen,  großen  Mängeln  ab- 
zuhelfen, in  Zukunft  vornehmlich  nur  noch  solche  Farbstoffe  zu  produzieren, 
die  allen  äußeren  Einflüssen  gegenüber  sich  als  haltbar  erweisen.  Das  Verdienst 
für  diesen  kulturellen  Fortschritt  gebührt  der  deutschen  chemischen  Wissen- 
schaft und  Technik,  die  im  eifrigsten  Bemühen  um  die  fabrikmäßige  Herstellung 
des  künstlichen  Indigo  den  Grund  hierzu  gelegt  haben.  Wären  wir  heute 
noch  allein  auf  die  Gabe  der  Natur  angewiesen,  so  hätte  nimmermehr  dieser 
Fortschritt  gemacht  werden  können. 

So  hoffen  wir  am  Schlüsse,  daß  diese  »damned  german  invention«  der 
ganzen  zivilisierten  Menschheit  zum  Nutzen  gereiche. 
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gation.   Paris  1861.   II.  Teil. 

A.  G.  F.  E.James:    Indian  Industries.    London  1880. 

George  Watt:  Dictionary  of  the  economic  produets  of  India.  IV.  Band.  London- 
Calcuttta  1890. 


Digitized  by  Google 


io8 


Literaturverzeichnis. 


Arthur  G.  Green:    The  Relative  Progress  of  the  Coal-tar  Industry  in  Engtand  and  Ger- 

many  during  the  past  fifteen  Years.    London  1901. 
Sir  John  Strachey:    India,  Im  Administration  and  Progress.    London  1903. 
S.  William  "Wilson  Hunter:    The  Indian  Empire,  its  Peoples,  History  and  Producu. 

London  1892. 
J.  A.  Hob  so  n:    Imperialismus.    London  1905. 

Abstract,  Statistical,  relating  to  British  India.    Nr.  32—45.   Jahrgang  1887— 1906. 
East  India.  Financial  Statement.    1898/99,  1900,  1902/3,  1904/5,  1906/7. 
Encyklopaedia  Britannica.    Vol.  29. 

Report,  Annual  of  the  Imperial  Department  of  Agriculture  for  the  year  1904/5. 
Calcutta  1906. 

Statement  exhibiting  the  Moral  and  Material  Progress  and  Condition  of  India  during  the 

year  1902/3.    39.  Number.    London  1904. 
East  India  (Tariffs).    Views  of  the  Government  on  the  Question  of  Preferrential  Tariffs. 

London  1904. 


Digitized  by  Google 


G.  Braunsche  Hofbuchdruckerei  und  Verlag,  Karlsruhe. 


Volkswirtschaftliche  Abhandlungen 

der  Badischen  Hochschulen 


Carl  Johannes  Fuchs,  Eberhard  Gothein, 
Gerhard  von  Schulze-Gävernitz. 


Der  Obstbau  and  Obsthandel  im  Grossherzogtum  Baden.  Von  Dr.  EDUARD 
ENGEL.  (VII.  Band.  i.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  3.20  M.,  im  Einzel- 
verkauf 4  M. 

»Iii  dieser  ungemein  gründlichen  Studie  verfolgt  der  verdienstvolle  Verfasser  das  Ziel,  dem 
Lerer  einen  tiefen  Einblick  in  ein  der  vollsten  Benirkiichtipunp  wertes  Gebiet,  rn  das  W«tn,  die 
nd  die  Entwicklungsbedingungen  des  ländlichen  ObaUbutzes  im  Großberzogrum  Baden  tu 


Das  Tarifweseo  in  der  Personenbeförderung  der  transozeanischen  Dampf- 
schiffahrt. Von  Dr.  ROBERT  SCHACHNER.  (VII.  Band.  2.  Heft.)  — 
Preis  im  Abonnement  4  M.,  im  Einzelverkauf  5  M. 

»Schachner  flUlt  mit  der  vorliegenden  Darstellung  eine  in  nationalokonomis*  hen  Fachkreisen  in 
steigendem  Maße  empfundene  literarische  Lücke  aus.  Diese  unumwundene  Anerkennung  gebührt  eben- 
»owobl  der  sachlichen  Darstellung,  wie  vor  allem  auch  der  methodischen  Anordnung  des  Stoffes.« 


Bodenwerte,  Bau-  und  Bodenpolitik  in  Freiburg  i.  Br.  während  der  letzten 

49  Jahre   (1863-1902).     Von  Dr.   WILHELM   MEWES.  (VU. 
3.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  1.60  M.,  im  Einzelverkauf  2  M. 

>Ich  begnüge  mich  mit  der  Hervorhebung  des  Gesamtwertes  der  Arbeit,  die  ich  ak  einen  aua- 
or  Wohnungsfrage  bezeichnen  möchte.«  Frankfurter 


Die  oberbadischen  Rindviehzuchtgenossenschafteo.    Von  Dr.  O.  OSWALD. 
(VII.  Band.  4.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  1.80  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

»Die  mit  sichtlicher  Lust  und  Liebe  geschaffene  Abhandlung  verbindet  äußer«  genaues  Ar- 
mit  echt  wissentcbaftlicher  Behandlung,  und  Verwertung  des  reichhaltigen  Materials.« 

Wochenblatt. 


Die  Badische  Landwirtschaft  am  Anfang  des  XX.  Jahrhunderts.  Von  Dr. 

MOKIZ  HECHT.  (VII.  Band.  1 .  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement 
6  M.,  im  Einzelverkauf  7  M. 

»Die  Hechtscho  Arbeit  ist  eines  der  wenigen  Bücher,  das  ans  der  Flut  der  toll'  und  .igrar- 
politischen  Literatur  der  letzten  Jahre  gerettet  *«  werden  verdient,«  Preußische  Jahrbücher. 


Organisationen  des  Jüdischen  Proletariats  in  Russland.  Von  Dr.  SARA 
RABINOWITSCH.  (VH.  Band.  2.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement 
4  M.,  im  Einzelverkauf  5  M. 

«Es  gibt  nicht  viel  witacnschaftliehe  Werke  über  die  sozialen  Verhältnisse  Kurland»,  die  in 
deutscher  Sprache  vorliegen,  keines,  das  in  umfassender  Weise  sich  mit  der  jüdischen  Arbeiterheviilke- 
rung  beschäftigt.  Sara  Rabinowitschs  Schrift  füllt  darin  eine  Lücke  aus,  und  dafür  werden  alle  dankbar 
sein,  die  diesem  Problem  Interes»e  entgegenbringen.  —  Wir  wünschen  der  Schrift  viele  Leser.« 

Israelitische  Monatsschrift. 

Die  Tarife  der  deutschen  Strassenbahnen,  ihre  Technik  und  wirtschaftliche 

Bedeutung.  Von  Dr.  LOTHAR  WEISS.  (VII.  Band.  3.  Ergänzungsheft.) 
—  Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3.20  M. 

Der  Verfasser  versteht  es,  dem  an  »ich  etwa«  »prüden  Stoff  dadurch  von  vornherein  allgemeine» 
Interesse  zu  sichern,  daß  er  den  prinzipiellen  Fragen  der  Tarifbildung,  des  Unterschieds  von  Str.irVnbahn- 
und  Lisenbahntarif,  der  Vorzüge  des  kommunalen  oder  privaten  Betriebes  u.  a  .  gebührende  Aufmerk- 
samkeit widmet  und  sein  Werk  dadurch  über  das  Niveau  einer  bloßen  Materiulsammlung  erheblich 
hinaushebt.  Wir  freuen  un«,  die  verständig  und  fleißige  Arbeit  der  Beachtung  unserer  T^  ser  angelegent- 
lich« empfehlen  zu  können-.  Literarische  Mitteilungen  der  Annalen  de*  Deutschen  Keirh». 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 
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Lohn  and  Haashalt  der  Uhrenfabrikarbeiter  dea  badiscbeo  Schwarzwalds. 

Von  Dr.  HEINRICH  FEUR STEIN.    (VII.  Band.  4. 
Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3  M. 


»Da«  Buch  darf  al»  mustergültig  dafür  bezeichnet  werden,  wi< 

»II.« 

»Die  reichhaltigen  statistischen  Tabellen,  die  geschichtliche  Entwicklang  der  Schwan  wilder 
Uhrenindustrie,  die  damit  «marnmenhängruden  nationalökonomischen  Betrachtungen,  das  mit  großen 
Fleiß«  zusammengetragene  Material  verschaff™  einen  dauernden  Wert  «lern  Buche,  welche«,  auf  einem 
sozialen  Hintergrund  entworfen,  als  lichtvolle  Einzeldarstellung  sich  vorzüglich  abhebt.« 


Für  und  wider  Karl  Marx.  Prolegoraena  zu  einer  Biographie.  Von  Dr.  AUGUST 
KOPPEL.  (VUL  Band.  1.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.80  M.,  im 
Einzelverkauf  3.60  M. 

»Dem  Verfasser,  einem  Neukantianer,  kam  es  darauf  an,  die  erkenntnistheoretitcheo 
Voraussetzungen  und  die  logitche  Struktur  des  marxistischen  Systems  zu  unterwehen.  Unter 
diesem  Gesichtspunkte  prüft  er  in  originellem  Gedankengang  die  beiden  Pfeiler  des  Marznmu*  .  Die 
Entwicklung  der  Lehre  vom  Wert  «ad  Mehrwert  und  die  ökonomische  Geschichts- 
auffassung.« Soziale  Kultur. 


Die  Agrarpolitik  dea  Marktraten  (Carl  Friedrich  voo  Baden.  Von  Dr.  OTTO 
MOERICKE.  (VIII.  Band.  2.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im 
Einzelverkauf  3.20  M. 

»Ich  mochte  gern  anerkennen,  daß  es  eine  Fülle  interessanter  und  im  Detail  biiher  unbekannter 
Notizen  über  die  landwirtschaftlichen  Änderungen  bringt,  die  damals  unter  der  Ägide  der  zeitweise 
physiokratiscb  stark  beeinflußten  badischen  Verwaltung  mit  mehr  oder  weniger  Erfolg  angestellt  sind.« 

h  rank  furter 


Die  Lederwarenindustrie  io  Offenbach  am  Main  und  Umgebung.   Von  Dr. 

LUDWIG  HAGER.  (VHI.  Band.  3.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.40  M.. 
im  Einzelverkauf  3  M. 

»Die  Sorgfalt,  mit  welcher  der  Verfasser  den  hier  obwaltenden  und  soxialwUsenschaftliok  vor 
allen  anderen  Materien  das  Interesse  in  Anspruch  nehmenden  verwickelten  Beziehuntren  zwischen  Lohn- 
arbeit, Hausindustrie  und  Heimarbeit  gerecht  zu  werden  versucht,  verdient  die  vollste  Anerkennung, 
und  die  Darstellung  darf  als  eine  völlig  sachenisprechende  und  in  hohem  Grade  belehrende  bezeichnet 
werden.«  Kritische  Blätter  für  die  (res.  Sozial  Wissenschaften. 


Die  Lage  der  Orchestermusiker  in  Deutschlaad  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  Musik-Geschäfte  (Stadtpfeifercien).  Von  Dr.  HEINRICH  WALTZ. 
(VIII.  Band.    4.  Heft)  —  Preis  im  Abonnement  1.80  M.,  im  Einseiverkauf 

2.40  M. 

»Die  Schrift  ist  ungemein  lesenswert  und  ein  Stuck  Kialturgeschichte.« 

Tagesfragen    K '.»sin per  Blatter). 

»Dem  Verfasser  gebührt  warmer  Dank  dafür,  dafi  er  sich  gerade  diesem  meist  so  wenig 
beachteten  Gegenstande  gewidmet  hat.«  Breisgauer  Zeitung. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 
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Die  älteste  deutsche  Gewerkschaft:  Die  Organisation  der  Tabakarbeiter  und 
Zigarrenarbeiter  bu  zum  Erlasse  des  Sozialistengesetzes.  Von  Dr.  FRANZ 
KLÜSS.  (Vin.  Band.  2.  Erganzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement  l.oo  M., 
im  Einzelverkauf  2  M. 

«In  Gegensatz  zu  der  Geschichte  der  hre  mischen  Organisation  wird  hier  der  Versuch  gemacht, 
i<-hi-ntrrup 


:hen,  poli 
verleiht  d 


nicht  nur  1  atvaehengruppen  aneinander  tu  reihen,  sondern  die  Faden  der  Entwicklung 
einerseits  den  Einfluß  der  starken  Persönlichkeit  des  Gründers,  anderseits  die  ~ 

en  und  allgemeinen  Zeitgeschichte.    Das  ist  dem  Autor  gut  gelungen 
ät  der  Schrift  besonderen  Reiz  und  Wert.« 

Kritische  Blätter  für  die 


Der  wirtschaftliche  Niedergang  Freiburgs  i.  Br.  und  die  Lage  des  städtischen 

Grundeigentums  im  14.  und  IS.  Jahrhundert.   Ein  Beitrag  zur  Geschichte 

der  geschlossenen  Stadtwirtschaft.  Von  Dr.  HERMANN  FLAMM.  (VIII.  Band. 

3.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3.20  M. 

»Eins  von  den  Büchern,  die  wir  brauchen:   sorgfältige  ortageschichtliche  Untersuchung  be- 
stimmter Entwicklungsreihen  auf  Grand  eingebender  Lelcillcennmis.« 

Vierteljahrsschrih  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte. 

d     Arcbi0"  ^bei"'  TÖ,dI|fe^eBchc,T,chnB*       Kedn»ck^en  Material»  und  genauester  Verwertung 

geschieht«.«  Liter.  Beilage  der  Köln.  Volksicitung. 

Die  Dezentralisation  der  Industrie  und  der  Arbeiterschaft  im  Großherzogtum 

Baden  und  die  Verbreitung  des  Mehrfamilienhauses  auf  dem  Lande.  Von  Dr. 
R.  F.  WALLI.  (VIII.  Band.  4.  Erganzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement 
3  M.,  im  Einzelverkauf  3.80  M. 

»Mit  einem  der  wichtigsten  Probleme  unserer  Sozialpolitik  beschäftigt  sich  das  fleißige,  auf 
«tatistiftchrr  Grundlage  aufgebaute  Buch  Das  Bach  bietet  dem  denkenden  und  volkswirtschaft- 
lich geschulten  Leser  viei  zu  denken.  Er  läßt  uns  die  Kolgen  der  Industrie  unter  einem  neuen  Ge- 
erblicken.    Für  Sozial-  und  Wohnungspolitiker  und  Arbeitgeber  bietet  das  Buch  des 


Die  Akzl8e  In  der  Kurpfalz.  Ein  Beitrag  zur  deutschen  Finanzgeschichte  des  17. 
und  18.  Jahrhunderts.  Von  Dr.  AUGUST  J.  FTNEISEN.  (LX.  Band.  I.Heft.) 
—  Preis  im  Abonnement  1.60  M.,  im  Einzelverkauf  2  M. 

»Die  lebendig  geschriebene  und  stets  mit  archivaliachen  (oft  wörtlichen)  Belegen  »ersehene 
Abhandlung,  die  auf  fleißiger  und  gewandter  Quellenforschung  beruht,  ist  auch  vom  allgemeinen, 
historischen,  national-ökonomischen  und  kulturellen  Standpunkte  aus  eise  anregende  Lektüre. « 

Badische  Rechtspraxis. 

Die  Getnarkungs-,  Boden-,  Bau-  und  Wobnnngspolitik  der  Stadt  Mannheim 

seit  1892.  Von  Dr.  WILHELM  WEIS.  (IX.  Band.  2.  Heft)  —  Preis  im 
Abonnement  1.60  M.,  im  Einzelverkauf  2  M. 

Die  Darstellung  toll  einen  Oberblick  Uber  die  neueste  Entwicklung  der  Stadt  Mannheim 
und  ihre  Tätigkeit  geben,  soweit  sie  auf  der  räumlichen  Grundlage,  der 


Frachtsatz  und  Transportmenge  unter  Zugrundelegung  der  Verhältnisse  des  Mann- 
heimer Weizenhandcls  nach  der  Schweiz.  Von  ALFRED  SCHNEIDER. 
(IX.  Band.  3.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  — .90  M.,  im  Einzelverkauf  1.20  M. 

»Die  auf  umsichtiger  Benützung  des  statistischen  Materials  und  der  Literatur  beruhende 
Monographie  liest  sich  trotz  des  spröden  Stoffes  leicht  und  anregend.«  Badische  Rechtaprazjs. 


Das  Mühlengewerbe  in  Baden  und  in  der  Rheinpfalz.  Von  Dr.  MAX  FROMM. 

(IX.  Band.  4.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.80  M.,  im  Einzelverkauf  3.60  M. 

»Die  Schrift  ist  außerordentlich  interessant  und  verdient  auch  von  denen,  die  den  Standpunkt 
des  Verfassers  in  bezug  auf  die  Bedeutung  der  Großmüllerei  nicht  teilen,  gelesen  zu  werden.« 

Die  Mühle. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 
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Geschichte  des  badischen  Gütertarifwesens  bis  zur  Tarif  reform  1877.    Von  Dr. 

HEINRICH  FUCHS.  (IX.  Band.  5.  Heft).  —  Preis  im  Abonnement  1.60M., 
im  Einzelverkauf  1.80  M. 

r  erden.« 


Die  Fleischversorgung  von  Karlsruhe,  Mannheim  und  Ludwigshafen  a.  Rh. 

Von  Dr.  PAUL  BRANDT.  (IX.  Band.  6.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement 
2.80  M.,  im  Einzelverkauf  3.60  M. 

Die  Neuerungen  in  der  Tarifgemeinschaft  der  deutschen  Buchdrucker.  Von 

Dr.  EMANUEL  B AENSCH.  (IX.  Band.  7-  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement 
I.60  M.,  im  Einzelverkauf  2  M. 

»Die  Arbeit  Ut  um  so  verdienstvoller,  alt  da*  Wesen  des  Oi^isationsvertrages  bis  jetzt  außer 
bei  den  Buchdruckern  nur  noch  bei  den  Buchbindern,  den  Cheraigriphen  und  den  Angebellten  der 
Krankenkassen  besteht  und  demnach  hier  noch  ein  weites  Feld  dnreh  andere  Gewerbe  tu  bearbeiten 
bleibt,  für  die  das  Buch  ein  Lehrbuch  ist.«  Die  graphische  Weit. 

Der  Absatz  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  im  Kreise  Mannheim.   Von  Dr. 

EMIL  DOERR.  (IX.  Band.  1.  Ergäiizungsheft)  —  Preis  im  Abonnement 
2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3  M. 

»In  dieser  fleißigen  Arbeit  .  .  .  werden  xunlchtt  die  Betri ebsver  häl tniaae  im  Kreise  Mannheim 
beleuchtet,  sodann  die  Voraussetzungen  für  den  Absatz  der  landwirtschaftlichen  Produkte  in  diesem 
Kreise  behandelt  und  darauf  —  und  dieses  bildet  den  umfangreichsten  Teil  —  berichtet,  wie  sich  der 
Verkauf  der  einzelnen  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  vollzieht.«  Heidelberger  Tagbüttt. 

Studien  über  die  Wirkwarenindustrie  in  Limbach  i.  Sa.  und  Umgebung.  Von 

Dr.  WILFRID  GREIF.  (IX.  Band.  2.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonne- 
ment 1.80  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

»Die  sehr  wertvolle  Arbeit  ist  nicht  nur  für  die  Kmwohner  von  Limbach  und  Umgehung  von 
Interesse  wegen  der  Neuartigkeit  vieler  Ausführungen  in  ihr.c  Deutsche  Wirker-Zeitung. 

Die  Landwirtschaft  im  Herzogtum  Sachsen- Altenburg.   Von  Dr.  Oswald 

MÄLZER.  (IX.  Band.  3.  Erganzuogsheft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.40  M., 
im  Einzelverkauf  3  M. 

»Das  durch  seinen  kernigen,  wohlhabenden  Bauernstand  seit  arter  Zeit  berühmte  Aken  burger 
Land  hat  in  diesem  Buche  eine  volkswirtschaftliche  Bearbeitung  gefunden,  welche  den  Mann  der 
Wissenschaft  wie  den  Mann  der  Praxi»  in  gleichem  Maße  fesseln  wird.« 

Landwirtschaftl.-Histor.  Blätter. 

Die  Industrie  emaillierter  Blechgeschirre  in  Deutschland.  Von  Dr.  HERM. 
WUPPERMANN.  (IX.  Band.  4.  Ergänzungsheft).  —  Preis  im  Abonnement 
1.80  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

»Das  flott  geschriebene  Büchlern  muß  als  ein  sehr  dankenswertes  Unternehmen  bezeichnet 
werden  .  .  .<  Stahl  und  Eisen. 

Zur  Methode  der  Volkswirtschaftslehre.  Von  Dr.  STEPHINGER.   (IX.  Band. 

5.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3  M. 

Bedeutung  des  Allmendbesitzes  in  der  Gegenwart.  Von  Dr.  AHRON 
ELIASBERG.  (IX.  Band.  6.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement 
1.50  M.,  im  Einzelverkauf  1.80  M. 

»Das  Heftchen  bietet  zur  Orientierung  über  diesen  Teil  des  Nationalvermögen!  reiche  Gelegen- 

Gemeinde- Verwaltung»- Blatt. 

Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 
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Gävernitz  und  dem  Herrn  Priv.-Doz.  Dr.  Mombert,  in  deren  kameralisti- 
schem  Seminar  ich  Gelegenheit  hatte,  diese  Arbeit  vorzutragen.  Schließ- 
lich schulde  ich  Dank  auch  Herrn  D.  Alexandroff,  der  als  ehemaliger 
Gewerkschaftssekretär  mir  über  manche  Details  der  russischen  Ge- 
werkschaftsbewegung Aufschluß  gab,  und  Herrn  Sim.  Ginsburg,  der 
aus  seiner  Bibliothek  eine  Reihe  seltener  Broschüren  und  Zeitschriften 
mir  zur  Verfügung  stellte. 

Frei  bürg  i.  Br.  im  März  1909. 

A.  v.  Witte. 


Digitized  by  Google 


Inhaltsverzeichnis. 


Vorwort. 

I.  Die  Gewerkschaftsbewegung  vor  Legalisierung  der  Gewerkschaften.  Seile 

§  i.  Einleitung.  Patriarchaliches  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitern bis  Mitte  der  90  er  Jahre.  Sporadische  Streiks  defensiven  Charakters. 
Die  Regierungspolitik  hinsichtlich  der  Streiks  und  Arbeiterorganisationen. 
Die  Sozialdemokratie  und  ihre  neue  Taktik:  statt  Einzelpropaganda  Mas- 
senagitation  1 

§  2.  Die  ersten  dauernden  Arbeiterorganisationen.  Streikkassen  des 
jüdischen  «Bundes«  in  Westrußland.  Gesetz  betreffend  Arbcitcrstarosten 
vom  Jahr  1903.    Opposition  dagegen  seitens  der  Großindustriellen    ....  9 

§  3.  Einmischung  der  Polizei  in  die  Arbeiterbewegung.  Subatoff  und  die  »Hilfs- 
kassc  der  Arbeiter  der  mechanischen  Werkstätten«  in  Moskau.  Die  »Jüdische 
unabhängige  Arbeiterpartei«  in  Odessa  und  Minsk.  Pope  Gapon  und  der  »Verein 
russischer  Fabrikarbeiter  Petersburgs«.  Uschakoff  und  der  »Petersburger 
Hitfsvcrcin  der  Arbeiter  der  mechanischen  Werkstätten«  12 

§  4.  Die  ersten  freien  Gewerkschaften.  Riß  zwischen  Arbeiterschaft  und 
Sozialdemokratie  dank  Überhandnähme  in  letzterer  der  revolutionären  Richtung 
der  »Iskra«.  Spontane  Entstehung  der  ersten  Gewerkschaften  im  Typo-  und 
Lithographiegewerbe,  unter  Handlungsgehilfen  usw.  Allmähliche  Umwand- 
lung der  Hilfs  vereine  der  Handwerker  und  Handlungsgehilfen  in  Ge- 
werkschaften.   Die  ersten  »Arbeiterkommissionen«  und  Rat  der  »Arbeiter- 


deputierten«  17 

§  5.  Das  russische  »tolle  Jahr«  1905.  Massenmeetings  der  Arbeiter.  Hastige 
Gründung  zahlreicher,  wenig  lebensfähiger  Gewerkschaften.  Streikepidemie. 
Teilnahme  der  organisierten  Arbeiterschaft  an  der  politischen  Bewegung.  In 
Westrußland  keine  Massenmeetings;  Rivalität  zwischen  dem  jüdischen  »Bund« 

und  anderen  sozialistischen  Arbeiterorganisationen  21 

§  6.  Die  Epoche  der  Gegenrevolution.  Repressivmaßregeln  der  Regierung 
gegen  die  Gewerkschaften.  Statistische  Daten  über  die  Ende  Februar  1906 
bestehenden  Gewerkschaften  24 

II.  Die  Gewerkschaftsbewegung   nach    der    Legalisierung   der  Gewerk- 
schaften. 

§  7.  Gewährung  der  Streik-  und  Koalitionsfreiheit.  Freiheitsmauifest  vom 
17/30.  Oktober  1905.  Strafgcsetzbuchnovelle  vom  2./15.  Dezember  1905. 
Getetz  betreffend  »Berufs vereine«  vom  4./ 17.  März  1906  und  dessen  Motive. 
Kritik  desselben  26 


Digitized  by  Google 


Inhalt. 


§  8.  Die  allrussische  Gewerkschaftskonferenz  1906.  Debatten  und  Reso- 
lutionen  29 

§  9.  Die  demokratischen  Parteien  und  die  Gewerkschaftsbewegung.  Reso- 
lutionen des  Stockholmer  Kongresses  der  russischen  Sozialdemokratie,  des  jüdi- 
schen »Hundes«  und  der  konstitutionell-demokratischen  (sog.  »Kadetten*«)  Partei  33 

§  10.  Die  Gewerkschaftsbewegung  in  der  scheinkonstitutionellen  Ära  bis  zur 
Auflosung  der  I.  Reichsduma  (9-/22.  Juli  1906).  Anwendung  des  Vereins- 
gesetaes  durch  die  Behörden.  Ausdehnung  der  Gewerkschaftsbewegung  auf 
neue  Arbeiterschichten  und  neue  Gegenden  36 

§  1 1 .  Die  Gewerkschaftsbewegung  unter  dem  Ministerium  Stolypin  bis  zum 
Verfassungsbruch  (3./16.  Juni  1907).  Neue  Flut  von  Regicrungsreprcs- 
salien.  Organisation  der  Arbeitgeber  und  Lockoutepidemie.  Kampftaktik  der 
Gewerkschaften.    Ihre  Versuche,  sich  zu  Verbänden  zusammenzuschließen  .    .  39 

.  Der  gegenwärtige  Stand  der  Gewerkschaftsbewegung. 


§  12.  Regierung,  Parlament  und  Gewerkschaften   5° 

§  13.  Arbeitgeber  und  Gewerkschaften   S2 

§  14.  Arbeitermassen  und  Gewerkschaften   57 

§  15.  Die  Führung  der  Gewerkschaftsbewegung   58 

§  16.  Die  Gewerkschaf tszentralen   6t 


§17.  Die  Organisation  der  Gewerkschaften.    Neue  Formen:  Werkstätten- 

delegierte,  Delegierten räte,  Gewerkschaftssektionen,  Gewerkschaftsbeamte    .   .  64 

§  18.  Die  Tätigkeit  der  Gewerkschaften:  Streikleitung,  Einigungsämter,  Schieds- 
gerichte, Tarifverträge,  Arbeitsnachweis,  Fürsorge  für  Arbeitslose,  Reiseunter- 
stützuogen,  Unterstützungen  in  Fällen  äußerster  Not,  Unterstützung  der  Gemaß- 
regelten, Rechtsauskunft  und  Beistand,  ärztliche  Hilfe,  Volksaufklärung,  Ge- 


werkschaftspresse und  Gewerkschaftsstatistik   66 

Schluß   73 

Anhang:  Statistische  Tabellen   75 

Literatutrereeichnis   8  t 


Digitized  by  Google 


Die  Gewerkschaftsbewegung  in  Russland. 


Digitized  by  Google 


Allgemeines. 


Die  russische  Gewerkschaftsbewegung  ist  eine  Erscheinung  der  jüngsten 
Vergangenheit  und  neuesten  Entwicklung  Rußlands.  Entstanden  unter  der 
Einwirkung  verschiedener  sich  kreuzender  Einflüsse,  hat  die  russische  Gewerk- 
schaft trotz  ihrer  Jugend  schon  eine  wechselreiche,  meist  stürmisch  bewegte 
Vergangenheit,  und  auch  jetzt  im  Augenblick  macht  sie  eine  schwere  Kri>e 
durch,  die  alle  Volksfreunde  mit  ernster  Sorge  erfüllt. 

Die  Gewerkschaftsbewegung  bildet  nur  einen  kleinen  Ausschnitt  aus  der 
jüngsten  Geschichte  Rußlands,  aber  auch  in  diesem  Ausschnitt  spiegeln  sich 
klar  und  scharf  ab:  die  eigenartigen  Regierungsmethoden  der  russischen  Bureau- 
kratie,  der  doktrinäre  Radikalismus  und  das  praktische  Ungeschick  der  volks- 
freundlichen intelligenten  Klasse  und  die  Schwache  des  geknebelten  Volks- 
kolosses, der  sich  vor  Schmerzen  krümmt  und  windet,  aber  immer  noch  nicht 
imstande  ist,  sich  seiner  Fesseln  zu  entledigen. 

Überblickt  man  die  Geschicke  der  russischen  Gewerkschaften,  so  fallen 
in  die  Augen  zwei  ziemlich  schaif  voneinander  geschiedene  Perioden  in  ihrer 
Entwicklung:  vor  der  Legalisierung  der  Gewerkschaften  durch  das  Gesetz  vom 
4./ 17.  März  1906  und  nach  Erscheinen  dieses  Gesetzes  bis  auf  den  heutigen  Tag. 

I.  Die  russische  Gewerkschaftsbewegung  vor  Legalisierung 

der  Gewerkschaften. 

§  1.  Einleitung. 

Der  Träger  der  Gewerkschaftsbewegung,  der  persönlich  freie  Industrie- 
arbeiter, tritt  in  Rußland  nicht  gleichzeitig  mit  dem  Entstehen  der  Großindustrie 
in  Erscheinung,  denn  die  ersten,  durch  die  Merkantilpolitik  Peter  d.  Gr.  und 
seiner  Nachfolger  ins  Leben  gerufenen  industriellen  und  montanen  Großunter- 
nehmungen bedienten  sich  anfänglich  unfreier  »Leibeigener«,  die  gleich  einer 
Mobilie  veräußert  werden  konnten,  und  halbfreicr  sog.  »Possessionsbauern«,  die 
eine  Pertinenz  der  Manufaktur  oder  des  Berg-  und  Hüttenwerks,  wo  sie  beschäftigt 
waren,  bildeten.  Aber  außer  solchen,  von  der  Regierung  künstlich  gezüchteten 
und  mit  Privilegien  aller  Art  ausgestatteten  Großunternehmungen,  die  mit  unfreien 
Arbeitshänden  schlechte  und  teure  Ware,  produzierten,  entstanden  im  Lauf 
der  zweiten  Hälfe  des  XVIII.  Jahrhunderts  unter  Kaiserin  Katherina  II.  spontan 
eine  Menge  kleiner  Fabriken  (über  2000),  begründet  von  Kaufleuten,  die  das, 
im  Grunde  genommen,  odiose  adelige  Privileg  Leibeigene  zu  kaufen  und  Pos- 
sessionsbauern zu   Frondiensten  in  den  Fabriken  anzuhalten  nicht  besaßen. 

A.  t.  Witte,  Die  Gewertucbaftobewriping  in  Rußland.  I 
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Deshalb  wurde  in  diesen  Fabriken  Lohnarbeit  angewandt,  wobei  unter  den 
Lohnarbeitern  sich  auch  viele  Leibeigene  befanden,  die  gegen  Zahlung  einer 
Geldsumme  (des  »Obrok*,  ähnlich  dem  deutschen  '  Abzug«)  an  den  Leibherrn 
von  letzterem  zum  Erwerb  auswärts,  gewöhnlich  für  die  Dauer  eines  Jahres, 
freigelassen  waren  (dies  geschah  hauptsächlich  in  den  nördlichen  Provinzen 
mit  unfruchtbarem  Boden,  wo  55  °/0,  in  den  Provinzen  Jaroslawl,  Kostroma 
und  Nishny-Nowgorod  sogar  78  —  85  %  '»Her  leibeigenen  Bauern  Obrok  zahlten). 

Während  die  mit  Lohnarbeitern  betriebenen  Fabriken  florierten  und  immer 
mehr  sich  ausbreiteten,  befanden  sich  die  mit  Fronarbeitern  betriebenen  Manu- 
fakturen, Berg-  und  Hüttenwerke  meist  in  einem  Zustand  hoffnungsloser  Stag- 
nation und  gingen  vielfach  wegen  Unrentabilität  ein.  So  reichte  denn  schon 
Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  die  Zahl  der  Lohnarbeiter  fast  an  die  der 
Fronarbeiter  heran:  1804  gab  es  in  2423  Fabriken  45625  Lohnarbeiter  und 
49577  Fronarbeiter.  Die  Lohnarbeit  dominierte  in  der  Leder-  (97  0/o  aller 
Arbeiter),  Seil-  (85,2%),  Kattun-  (82,8%),  Seiden-  (74%)  und  Leinwandfabriken 
(60,4  °/0),  während  die  Fronarbeit  am  stärksten  vertreten  war  in  den  vom 
Staat  begünstigten  und  gepflegten  Tuch-  und  Woll-  (80,3  °/0  aller  Arbeiter), 
Papier-  (780  0),  Metall- (72,3%)  und  Glasfabriken  (57,2°/0),  sowie  in  der  Montan- 
industrie. Zwanzig  Jahre  später  hatte  die  Zahl  der  Lohnarbeiter  die  der  Fron- 
arbeiter  schon  überflügelt:  1825  gab  es  in  5261  Fabriken  210568  Arbeiter, 
davon  waren  1145 15  Lohnarbeiter  foder  54%)-  Diese  Entwicklung  schritt 
in  den  folgenden  drei  Jahrzehnten  weiter  und  namentlich  die  Zahl  der  halb- 
freien  Possessionsbauern  ging  gewaltig  zurück:  sie  zeigten  so  wenig  Arbeita- 
willigkcit  und  so  oft  Unbotmäßigkeit,  die  sich  manchmal  sogar  zu  offener 
Revolte  steigerte,  daß  die  das  Verfügungsrecht  über  sie  besitzenden  Fabrikanten 
vielfach  ihren  Possessionsbauern  den  Laufpaß  gaben  auch  ohne  Zahlung  eines 
Obrok  (allein  im  Jahre  1840  hatten  42  Fabrikanten  15000  Possessionsbauem 
vom  Frondienst  befreit).  Da  die  meisten  dieser  vom  Frondienst  befreiten 
Possessionsbauem  nur  dem  Namen  nach  Bauern  waren,  dem  Ackerbau  aber 
schon  längt  entsagt  hatten,  gingen  sie  der  Industrie  nicht  verloren  und  ver- 
mehrten die  Reihen  der  industriellen  Ix>hnarbeitcr. 

Was  das  Verhältnis  der  letzteren  zu  den  Arbeitgebern  betrifft,  so  muß 
einer  der  größten  Moskauer  Baumwollindustriellen  J.  Garelin  in  seinen  Memoiren 
»mit  Kummer«  konstatieren,  daß  zwischen  Fabrikanten  und  Arbeitern  »wenig 
Sympathie«  vorhanden  war.  Ihre  Unzufriedenheit  äußern  die  Fabrikarbeiter 
gelegentlich  nicht  etwa  durch  Streiks,  sondern  durch  Flucht  aus  der  Fabrik. 
»Ungeachtet  aller  Mahnungen  und  Drohungen«,  klagt  ein  Nationalökonom  der 
40er  Jahren,  Butoffsky,  »verlassen  die  Arbeiter  oft  haufenweise  die  Industrie- 
betriebe, die  so  in  Zeiten,  wo  jede  Minute  teuer  ist,  stillzustehen  gezwungen 
sind«.  Dabei  war  die  wirtschaftliche  Lage  der  Industriearbeiter  in  der  Regel 
eine  ausgezeichnete.  Ein  deutscher  Nationalökonom  Haxthausen,  der  Ende 
der  40er  Jahren  Rußland  bereiste,  stellt  in  seinen  »Studien  über  die  inneren 
Zustände  Rußlands*  mit  Verwunderung  fest,  daß  weder  in  Deutschland,  noch 
in  irgend  einem  anderen  (?)  Lande  der  Arbeitslohn  so  hoch  stehe,  wie  in  Ruß- 
land; so  verdient  z.  B.  eine  Weberin  in  Welikoje  (Prov.  Pskow)  doppelt  so  viel, 
als  eine  Weberin  in  Bielefeld,  und  wenn  man  noch  die  niedrigen  Lebensmittel- 
preise in  Rußland  in  Anrechnung  bringt,  so  ist  die  Differenz  zwischen  russischen 
und  deutschen  Reallöhnen  eine  noch  größere.  Diese  hohen  Löhne  schadeten 
aber  den  Unternehmern  keineswegs,  die  damals  (z.  B.  die  Kattundrucker)  jährlich 
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Dividenden  bis  zu  500%  einheimsten.  Auch  die  soziale  Lage  der  Industriearbeiter 
war  nicht  Obel,  selbst  in  der  Manufaktur  gab  es  damals  noch  keine  unüber- 
brückbare Kluft  swischen  Unternehmern  und  Arbeitern.  Oft  kam  es  vor,  daß 
letztere,  nachdem  sie  in  Manufakturen  vervollkommnete  Produktionsweisen  kennen 
gelernt  hatten,  in  ihr  Heimatdorf  zurückkehrten  und  hier  kleine  hausindustrielle 
Webcrwerkstütten,  Kattunhanddruckereien  usw.  eröffneten,  in  denen  sie  dann 
ihre  in  Manufakturen  erworbenen  technischen  Kenntnisse  verwerteten.  Dank 
solch  einem  beständigen  Abfluß  von  gelernten  Fabrikarbeitern  aufs  Dorf,  war 
das  Arbeitsangebot  niemals  übermäßig  stark  und  diese  vorteilhafte  Marktlage 
auf  dem  Arbeitsmarkt  benutzten,  wie  ein  Unternehmer  in  einer  Zuschrift  an 
die  »Moskowskija  Wjedowosti*  bewegt  klagt,  »diese  Taugenichtse,  die  Arbeiter, 
um  ihre  Löhne  auf  eine  unglaubliche  Höhe  heraufzuschraubeiu.  Auch  die  neu- 
entstandene Haasindustrie,  die  den  Manufakturen  starke  Konkurrenz  machte, 
war  den  Fabrikanten  ein  Dorn  im  Auge  und  zwang  letztere,  um  sich  dieser 
Konkurrenz  zu  erwehren,  in  den  Jahren  1835  —  18,55  allmählich  vom  Hand- 
zum  Maschinenbetrieb  überzugehen. 

Kaiser  Nikolaus  L,  durch  die  derzeitige  Arbeiterbewegung  in  England 
und  Frankreich  stutzig  gemacht,  stand  dieser  ganzen  industriellen  Entwicklung 
Rußlands  mißtrauisch  gegenüber  und  hätte  gern  sie  aufgehalten.  Dem  wider- 
setzte sich  aber  der  Finanzminister  Graf  Kankrin  (ein  Gesinnungsgenosse  Friedr. 
Liszts),  der  des  Kaisers  Argwohn  zu  zerstreuen  suchte,  indem  er  in  einem 
alleruntertänigsten  Bericht  folgendes  ausführte:  »Bei  uns  ist  die  Sachlage  eine 
ganz  andere  (als  in  England  und  Frankreich);  unsere  Fabrikarbeiter  sind  aus- 
schließlich in  die  Stadt  übergesiedelte  Bauern,  die  im  Dorf  zu  Hause  sind, 
dort  eine  Wirtschaft  führen  (durch  im  Dorf  zurückgebliebene  Familienangehörige) 
und  bei  Arbeitsunterbrechung  dahin  zurückkehren.  In  der  Arbeiterschaft  liegt 
keine  Gefahr  für  die  bestehende  (Staats-  und  Gesellschaftsordnung  und  die 
Fabrikanten  sind  durch  ihr  eigenes  Interesse  an  letztere  gekettet«.  Zweifellos 
waren  diese  Besorgnisse  Kaiser  Nikolaus  I.  zum  mindestens  sehr  verfrüht. 

Die  von  seinem  Nachfolger  Kaiser  Alexander  II.  trotz  Widerstand  des 
Adels  und  der  hohen  Bureaukratie  im  Jahre  1861  durchgeführte  Bauernbefreiung 
übte  eine  starke  Rückwirkung  auch  auf  die  Industrie  aus.    Die  vom  Frondienste 
befreiten  Bauern  verließen  scharenweise,  namentlich  Berg-  und  Hüttenwerke, 
aber  auch  viele  gutsherrliche  Fabriken,  die  eine  Zeitlang  schwer  unter  Arbeits- 
mangel zu  leiden  hatten  und  zum  Teil  stillgelegt  werden  mußten.     Aber  schon 
nach  kurzer  Zeit  zeigte  es  sich,  daß  das  den  Bauerngemeinden  überlassene, 
kärglich  bemessene  und  mit  hohen  Steuern  belastete  Land  unmöglich  alle 
Gemeindeglieder  ernähren  konnte;   die  Steuerrückstände  wuchsen  gewaltig  an 
und  die  Dorfgemeinde,  die  für  Eintreibung  der  Steuern  solidarisch  haftete,  trieb 
die   zahlungsunfähigen  Gemeindeglieder  aus  dem  Dorf  nach  der  Arbeitssuche 
in  die  Ferne,  ja  verdingte  oft  solche  lästige  Gemeindeglieder  an  Unternehmer, 
die  dann  die  rückständige  Steuer,  als  Handgeld,  in  die  Gemeindekasse  einzahlten. 
Zugleich  konnte  auch  die  dörfliche  Hausindustrie  nicht  mehr  gegen  die  zum 
Maschinenbetrieb  übergegangenen  Fabriken  aufkommen;  nur  die  wenigsten  haus- 
industriellen Werkstätten  überstanden  glücklich  diese  Krise,  indem  sie  sich  zu 
regelrechten  Fabriken  entwickelten,  während  die  meisten  Hausindustriebetriebe 
durch  Hungerlöhne  gegen  die  Konkurrenz  der  Fabriken  anzukämpfen  suchten 
und  teils  eingingen,  teils  ein  kümmerliches  Dasein  fristeten.    So  begann  denn 
schon  bald  nach  der  Bauernbefreiung  eine  Rücklaufbewegung  der  Arbeitennassen, 
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die  mit  jedem  Jahr  immer  stärker  und  stürmischer  auftretende  Landflucht  der 
Bauern  in  Städte  und  Industriebezirke,  wodurch  die  Löhne  natürlich  herunter- 
gedrückt  wurden. 

Diese  Landflucht  fiel  zeitlich  zusammen  mit  einem  Aufblühen  der  Groß- 
industrie unter  dem  Einfluß  der  merkantilistischen  Politik,  die  in  der  letzten 
Hälfte  der  Regierungszeit  Kaiser  Alexander  IL  ihren  Anfang  nahm,  ihren  Höhe- 
punkt aber  unter  Kaiser  Alexander  III.  erreichte.  Der  mit  Hochdruck  betriebene 
Eisenbahnbau,  hauptsächlich  und  zuletzt  ausschließlich  aus  inländischem  Material, 
die  fortgesetzt  gesteigerten  Einfuhrzölle  auf  Industrieprodukte,  die  Entwicklung 
des  gewerblichen  Kredits,  die  Herbeilockung  ausländischen  Kapitals  mittels 
Einführung  der  Goldwährung,  alles  dies  und  noch  viele  andere  Regierungs- 
maßnahmen von  sekundärer  Bedeutung  führten  zur  Gründung  einer  Menge 
neuer  und  Erweiterung  und  Umgestaltung  vieler  bestehenden  industriellen  Unter- 
nehmungen. Die  Belebung  der  Industrie  in  dieser  Gründerperiode  ersieht  man 
am  besten  aus  dem  Wachsen  der  Zahl  der  in  der  Industrie  beschäftigten 
Arbeiter.  Während  im  Jahre  1863  ihre  Zahl  358000  nicht  überstieg,  erreichte 
ihre  Zahl  irn  Jahre  1887  schon  1  318000  und  im  Jahre  1897  bei  der  letzten 
Volkszählung  2098000.  Namentlich  stark  war  das  Anwachsen  der  Arbeiter- 
zahl in  diesem  letzten  Jahrzehnt  in  der  Textilindustrie  (von  399000  auf  642 oro 
oder  -1-61%),  Montanindustrie  (von  391000  auf  544000  oder  -*-39%l 
Nahrungsmittelindustrie  (von  205000  auf  255000  oder -1-24  °/0),  Metallindustrie 
(von  103000  auf  214000  oder  -*-io8°/0),  keramischen  Industrie  (von  67000 
auf  143000  oder  -+- 113 °/0).  Holzindustrie  (von  31000  auf  86000  -*-i8i°  0), 
Industrie  animalischer  Produkte  (von  39000  auf  64000  oder  -+-660/0),  Papier- 
industrie (von  19000  auf  46000  oder  -*-i32°/0),  chemischen  Industrie  (von 
2IOOO  auf  35000  oder  H-60%)  usw. 

Solch  ein  rapides  Anschwellen  der  Zahl  der  Industriearbeiter  wäre  unmög- 
lich gewesen  ohne  einen  starken  Zuzug  vom  Lande  ungelernter  Arbeiter,  die 
ihre  Familie,  Frau  und  Kinder  im  Dorfe  lassend,  auf  der  Suche  nach  Arbeit 
in  die  Industriebezirke  strömten.  Im  dörflichen  Mir  (Landgemeinde)  aufgewachsen, 
suchten  sie  auch  in  der  Stadt,  um  nicht  in  einem  ihnen  fremden  Milieu  unter- 
zugehen, sich  mit  ausgewanderten  Dorfgenossen  zu  Artel,  diesen  volkstümlichen 
Gemeinschaften  des  Lebens  und  Verbrauchs  (zuweilen  auch  der  Arbeit)  zusammen- 
zuschließen. Diesem  Streben  der  vom  Lande  zugezogenen  Industriearbeiter 
zum  gewohnheitsmäßigen  Zusammenleben  im  Artel  kamen  die  Fabrikanten  viel- 
fach entgegen,  indem  sie  da,  wo  es  gar  keine  oder  nicht  genügend  Miet- 
wohnungen gab.  ihren  Arbeitern  gestatteten  in  den  Werkstätten  das  Nacht- 
lager aufzuschlagen,  oder,  was  schon  besser  war,  für  sie  Arbeiterkasernen  errich- 
teten. Diese  meist  äußerst  primitiv  eingerichteten  Kasernen,  in  denen  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen,  unverheiratete  und  verheiratete,  manchmal  auch  mit  Frauen 
und  Kindern,  eng  zusammengedrängt  und  nur  notdürftig  voneinander  getrennt 
leben,  machen  in  der  Regel  den  ungünstigsten  Eindruck.1)  Das  trifft  aber 
nur  für  das  eigentliche  Rußland  zu,  denn  der  polnische  Arbeiter,  der  in  seinem 
Heimatsdorf  den  Mir  nicht  kennt  und  seinem  ganzen  Fühlen  und  Denken 
nach,  gleich  dem  Westeuropäer,  ein  Individualist  ist,  nähert  sich  dem  letzteren 

»)  Nicht  nur  auf  Auslander,  wie  Prof.  v.  Schulze-Gävernitz,  der  in  seinen  »Volkswirt- 
schaftlichen Studien  aus  Rußland«  S.  149  ff.  eine  lebhafte  Schilderung  der  in  hygienischer 
und  ethischer  Hinsicht  traurigen  Zustände  in  diesen  Kasernen  gibt. 
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auch  in  seiner  Lebenshaltung:  er  kennt  in  der  Stadt  weder  Artel,  noch  Fabrik- 
kasernen und  läßt  auch  nicht  Frau  und  Kinder  im  Dorf  zurück,  sondern  lebt 
mit  ihnen  in  der  Stadt  im  eigenen  Hausstand.  Aber  es  wäre  irrig  zu  meinen, 
daß  alle  russischen  Fabrikarbeiter  in  so  hohem  Grade  beherrscht  seien  vom 
gewohnheitsmäßigem  Trieb  nach  gebundenem  Gemeinschaftsleben,  daß  sie  im 
Artel  und  in  der  Arbeiterkaserne  sich  immer  ganz  wohl  fühlen,  und  zugleich 
so  bedürfnislos  seien,  daß  sie  sich  nichts  Besseres  wünschen.  Im  Gegenteil, 
alle,  die  Gelegenheit  hatten  die  russische  Arbeiterschaft  in  der  Nähe  zu  be- 
obachten, stellen  fest,  daß  die  Fabrikarbeiter,  wo  es  nur  möglich  ist,  die  Artel 
und  Kasernen  neuerdings  fliehen  und  daß,  wenn  es  ihr  Lohn  erlaubt  oder  für  Frau 
und  Kinder  sich  in  der  Stadt  Arbeit  findet,  dieselben  dahin  nach  sich  ziehen. 
Auch  trifft  man  mit  jedem  Jahr  immer  seltener  den  früher  üblichen  »Fabrik- 
nomaden*, der  mit  Beginn  der  Feldarbeiten  oder  zur  Heu-  oder  Getreideernte 
in  der  Fabrik  sich  nicht  halten  ließ  und  für  eine  Zeitlang  in  sein  Heimatsdorf 
verzog.  Überhaupt  ist  jetzt  die  Industriearbeiterschaft  nicht  mehr  so  homogen 
wie  früher  und  besteht  aus  mehreren1)  Schichten,  von  denen  die  unteren  mehr 
oder  weniger  noch  das  bäuerliche  Gepräge  an  sich  tragen,  während  die  höheren 
aus  Leuten  bestehen,  die  teils  in  der  Stadt  geboren,  teils  in  früherer  Jugend 
aus  dem  Dorfe  weg-  und  in  der  Stadt  auferzogen,  das  Band  mit  dem  Land 
zerrissen  haben  und  sich  dem  Typus  des  polnischen  und  westeuropäischen 
Industriearbeiters  auffällig  nähern.  Der  letztere  Typus  ist  besonders  stark  ver- 
treten unter  Arbeitern  der  besser  bezahlten  Industriebranchen,  wie  z.  B.  in  der 
Metallindustrie,  während  die  schlechter  bezahlten  Textil-  und  anderen  Industrie- 
arbeiter selbst  in  ihrem  äußeren  Habitus  mehr  den  Bauern  hervorkehren. 

In  solch  einer  aus  buntscheckigen  Elementen  zusammengesetzten  Arbeiter- 
schaft konnte  das  Klassenbewußtsein  und  das  Solidaritätsgefühl  natürlich  nur 
schwer  Fuß  fassen  und,  wie  der  bekannte  Sozialdemokrat  Plechanoff  in  seinen 
Memoiren  berichtet,  wurde  die  sozialdemokratische  Propaganda  unter  den  Arbeitern 
anfangs  sehr  dadurch  behindert,  daß  z.  B.  die  Metallarbeiter  die  Textilarbeiter 
über  die  Achsel  ansahen  und  sie  nicht  als  gleichwertige  Genossen  anerkennen 
wollten.  Aber  auch  im  selben  Unternehmen  beschäftigte  Arbeiter  schieden  sich 
in  zwei  scharf  voneinander  getrennte  Schichten,  in  die  in  der  Lehre  gewesenen 
»Handwerker«  (masterowoy)  und  die  der  ungelernten  »Arbeiter«  (rabotschy),  die 
im  Betrieb  die  gewöhnliche  Handarbeit,  sog.  »schwarze  Arbeit«,  verrichten.  Die 
Gegensätze  zwischen  diesen  zwei  Schichten  der  Arbeiterschaft  waren  so  stark, 
daß  ein  sog.  »Handwerker«  sich  beleidigt  fühlte,  wenn  man  ihn  Arbeiter  nannte, 
und  es  wäre  mal  auf  einer  großen  Fabrik  fast  zu  einem  Streik  gekommen,  nur 
weil  der  Fabrikdirektor  aus  Unkenntnis  der  Arbeiterpsychologie  in  einem  Anschlag 
alle  im  Betrieb  Beschäftigten  als  »Arbeitcrc  apostrophierte,  wodurch  die  Arbeiter- 
aristokratie, die  sog.  »Handwerker*,  in  ihrem  zünftlerischen  Stolze  sich  gekränkt 
fühlten  und  sogar  in  diesem  Anschlag  einen  Versuch  der  Fabrikdirektion  sie 
auf  die  soziale  Stufe  der  >schwarze  Arbeit«  verrichtenden  »Arbeiter«  herabzu- 
drücken erblickten.  Auch  zogen  arbeitslose  »Handwerker«  vor,  wochenlang  zu 
hungern,  als  die  Stelle  eines  »Arbeiters«  in  der  Fabrik  anzunehmen. 


»)  Prof.  v.  Schulze-Gävernitz  (s.  die  obenerwähnten  Studien,  S.  146-171)  unterscheidet 
in  der  Entwicklung  des  russischen  Bauern  zum  europäischen  Industriearbeiter  vier  Stufen 
und  führt  die  sie  charakterisierenden  Merkmale  ausführlich  an. 
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So  lange  solch  eine  Spaltung  in  der  Arbeiterschaft  nicht  überwunden 
war,  konnte  von  einem  geschlossenen  Vorgehen  der  ganzen  Arbeiterschaft  gegen 
das  Unternehmertum  zur  Wahrung  ihrer  Klasseninteressen  keine  Rede  sein. 
Auch  stand  wenn  nicht  die  Gesamtheit,  so  doch  die  große  Mehrzahl  der  Ar- 
beiter noch  in  willenloser  Abhängigkeit  von  den  Arbeitgebern,  die  sie  ihre  >  Wohl- 
täter« nannten,  weil  sie  ihre  Brotherren  seien.  Ihr  unterwürfiger,  knechtischer 
Sinn  ging  soweit,  daß,  wie  ein  Fabrikinspektor  als  Augenzeuge  berichtet,  es 
noch  Mitte  der  90er  Jahre  ganz  üblich  war,  daß  die  Arbeiter,  wenn  sie  sich 
an  den  Fabrikherm  mit  irgend  einem  Anliegen  wandten,  vor  ihm  einen  Fuß- 
fall machten  und  ihm  die  Hand  küßten.  Schlüge  nicht  nur  von  Seiten  der 
Fabrikanten,  auch  von  seiten  der  Werkmeister  ließen  die  Arbeiter  meist  wehr- 
los und  schweigsam  über  sich  ergehen  und  es  bedurfte  außergewöhnlicher  Miß- 
handlungen oder  ganz  unerträglicher,  ständiger  Ungerechtigkeiten  seitens  der 
Werkmeister,  um  die  Arbeiter  zu  bewegen,  an  ihren  Peinigern  Lynchjustiz  zu 
üben,  die  darin  besteht,  daß  dem  betreffenden  Werkmeister  ein  schmutziger 
Sack  über  den  Kopf  geworfen  wird,  worauf  er  auf  einen  Schubkarren  aufgeladen, 
unter  allgemeinem  Johlen  und  Pfeifen  aus  dem  Fabrikhof  herausgeführt  und 
auf  einem  Kehrichthaufen  abgeladen  wird.  Noch  seltener  wandte  sich  der 
Unwille  der  Arbeiter  gegen  die  Fabrikherren  selbst  und  nur,  wenn  von  letzteren 
irgendwelche  für  die  Arbeiterschaft  besonders  drückende  Neuerungen  eingeführt 
wurden,  kam  es  zu  sporadischen  Abwehrstreiks  hauptsächlich  in  den  Groß- 
betrieben, wo  der  Abstand  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitermassen  ein  so 
großer  ist,  daß  sie  sich  meist  ganz  fremd  gegenüberstehen.  Diese  Streiks  wurden, 
trotz  ihrem  defensiven  und  rein  wirtschaftlichen  Charakter  von  der  Regierung 
als  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ruhe  und  Ordnung  betrachtet  und  dem- 
gemäß streng  bestraft.  Nach  dem  Strafgesetzbuch  vom  Jahre  1866  {§  1358  ff.) 
wurde  »für  Arbeitseinstellung  vor  Ablauf  des  Arbeitsvertrages,  um  den  Arbeit- 
geber zur  Erhöhung  des  ausbedungenen  Arbeitslohns  oder  Änderung  anderer 
Arbeitsbedingungen  zu  zwingen«,  die  Haft  verhängt:  über  Rädelsführer  in  der 
Dauer  von  3  Wochen  bis  zu  3  Monaten  und  über  die  übrigen  Teilnehmer 
in  der  Dauer  von  1  bis  3  Wochen.  1874  wurde  eine  Novelle  erlassen,  wo- 
nach »die  Teilnahme  an  einem  Verbände,  der  den  Zweck  hat,  Unfrieden 
zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  zu  säen  oder  erstcre  zu  Arbeitseinstellungen 
anzustiften«,  mit  Festungshaft  bis  zu  8  Monaten  oder  mit  Deportation  nach 
Sibirien  nebst  Verlust  der  Ehrenrechte  bestraft.  Durch  Gesetz  vom  3.  Juni  1886 
wurde  das  Strafmaß  erhöht  »für  vorsätzliche  Arbeitseinstellung  durch  mehrere 
Arbeiter*  :  statt  der  Haft  wurde  die  Gefängnisstrafe  verhängt  über  Rädelsführer 
in  der  Dauer  von  4  bis  8  Monaten  und  über  die  übrigen  Teilnehmer  in  der 
Dauer  von  2  bis  4  Monaten;  aber  auch  der  Lohnvertragsbruch  durch  einen 
einzelnen  Arbeiter  wurde  jetzt  für  strafbar  erklärt  und  mit  Haft  bis  zu  1  Monat 
bestraft;  außerdem  wurde  jetzt  auch  Anwendung  von  Gewalt  oder  Drohung 
gegen  arbeitswillige  Arbeiter  unter  Androhung  von  Gefängnis  (für  die  Teil- 
nehmer 4  bis  8  Monate,  für  die  Rädelsführer  8  Monate  bis  1  Jahr  4  Monate) 
verboten. 

Doch  gab  es  nur  wenig  Gelegenheit,  diese  Strafen  über  Arbeiter  zu  ver- 
hängen und  im  Hinblick  auf  die  nur  selten  unterbrochene  äußere  Ruhe  in  den 
Fabriken  war  bis  Mitte  der  90er  Jahre  in  Regierungskreisen  allgemein  eine 
recht  optimistische  Auffassung  vom  Verhältnis  zwischen  Arbeitern  und  Unter- 
nehmern verbreitet.    In  einem  vertraulichen  Rundschreiben  an  die  Fabrik- 
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inspektorc  vom  5.  Dez.  1895  Nr.  24252  behauptete  der  Finanzminister:  In 
Rußland  besteht  zum  Glück  keine  Arbeiterklasse  in  dem  Sinn  und  der  Bedeu- 
tung, wie  in  Westeuropa,  und  deshalb  gibt  es  auch  keine  Arbeiterfrage  .  .  .  . 
Das  patriarchalische  Verhältnis  zwischen  dem  Unternehmer  und  seinen  Arbeitern 
und  Angestellten  äußert  sich  darin,  daß  der  Unternehmer  für  die  Bedürfnisse 
seiner  Arbeiter  und  Angestellten  sorgt  und  daß  in  seinem  Verkehr  mit  ihnen 
Frieden  und  Eintracht,  Gerechtigkeit  und  Einfalt  herrschen«. 

Hinsichtlich  der  Behandlung  der  manchmal  doch  vorkommenden  Streiks 
enthielt  dasselbe  Rundschreiben  folgenden,  viel  bemerkten  Passus:  »Sic,  meine 
Herren,  müssen  jede  günstige  Gelegenheit  benutzen,  um  den  Arbeitern  ein- 
zuschärfen, daß  das  Bestreben  sogar  ihre  rechtmäßigen  Interessen  zu  wahren, 
aber  auf  irgend  einem  ungesetzlichen  (d.  h.  mittels  Streik)  oder  gar  gewalt- 
tätigem Wege  unausbleiblich  ihre  Lage  nicht  verbessern,  sondern  nur  verschlechtern 
wird,  denn  die  Regierung  kann  dann  unmöglich  die  Erfüllung  der  Arbeiter- 
wünschc  zulassen,  selbst  wenn  die  Fabrikherren  unterm  Einfluß  von  Drohungen 
oder  aus  Gutmütigkeit  gewillt  wären,  den  Arbeitern  Konzessionen  zu  machen <. 

Jn  diesem  Sinn  wirkte  auch  die  Fabrikinspektion,  die  in  unzähligen  Fällen 
auf  die  Unternehmer  eindrang,  daß  sie  nur  ja  keine  Konzcssionen  ihren  Arbeitern 
machen  aus  dem  einzigen  Grunde,  weil  letztere  sich  erkühnt  hatten  zu  streiken. 

In  einem  anderen  vertraulichen  Rundschreiben  vom  S.April  1897(^.9677) 
wurden  die  Fabrikinspektoren  angewiesen  »beim  Ausbruch  von  Arbeitseinstel- 
lungen die  Streikenden  unter  Hinweis  auf  die  strengen  Strafen  für  Arbeits- 
einstellung zu  bewegen,  ihre  unterbrochene  Arbeit  unverzüglich  wieder  aufzu- 
nehmen und  nur  dann,  wenn  die  Arbeiter  zu  ihrer  gewohnten  Beschäftigung  zurück- 
gekehrt sind,  ihre  Anliegen  und  Klagen  anzuhören  und  in  Erwägung  zu  ziehen*. 

Zu  derselben  Zeit  erließ  der  Minister  des  Innern  v.  Plehwe  an  die 
Provinzialgouverneure  ein  Rundschreiben  (von  12.  August  1897  Nr.  7587),  in 
dem  der  Polizei  u.  a.  zur  Pflicht  gemacht  wurde: 

a)  ein  scharfe  Aufsicht  über  alle  Fabriken,  Werkstätten  und  Arbeiter- 
wohnungen (wo  sie  jederzeit  Zutritt  hat)  zu  führen, 

b)  alle  Arbeiterversammlungen  unbedingt  zu  verbieten,  die  Einberufer 
derselben,  wenn  auf  diesen  Versammlungen  die  Arbeiter  zur  Arbeitseinstellung 
überredet  wurden,  festzustellen  und  zu  verhaften, 

c)  Leute  gebildeter  Stände,  die  mit  der  Arbeiterschaft  in  verbrecherischen 
Verkehr1)  treten  oder  unter  ihnen  Aufrufe  und  Broschüren  zwecks  Anstiftung 
zur  Arbeitseinstellung  verteilen,  unverzüglich  zu  verhaften  und  dem  Organ  der 
politischen  Polizei,  der  Gendarmerie,  zu  übergeben, 

d)  streikende  Arbeiter,  die  zu  dem  von  der  Polizei  festgesetzten  kürzesten 
Termine  ihre  Arbeit  nicht  aufgenommen  haben,  sind  nach  ihrer  Heimat  (die  Aus- 
länder ins  Ausland)  abzuschieben;  einheimische  Arbeiter,  die  ihre  Arbeit  erst  nach 
Ablauf  des  Lohnvertrags  niedergelegt  haben,  dürfen  in  die  Heimat  ohne  Polizei- 
eskorte abreisen,  alle  übrigen  werden  aber  wie  Gefangene  transportiert, 

e)  Arbeiter,  die  in  irgend  welcher  Form  den  Verfügungen  der  Admini- 
stration Widerstand  geleistet  oder  ihre  Genossen  dazu  angestiftet  haben,  sind 
zu  verhaften  und  aus  dem  betreffenden  Rayon  auszuweisen,  selbst  wenn  sie 
ortsansässig  sind, 

»)  Darunter  verstehen  russische  Behörden  nicht  nur  die  revolutionäre,  auch  die  sozial- 
demokratische Propaganda. 
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f)  jeder  Arbeiter,  der  gegen  Atbeitswillige  Gewalt  anwendet,  soll  ver- 
haftet und  auf  administrativem  Wege  in  eine  entfernte  Provinz  deportiert  werden, 
wo  er  unter  polizeilicher  Aufsicht  bis  zu  5  (manchmal  auch  10)  Jahren  zu  ver- 
bleiben hat, 

g)  wenn  die  Staatsanwaltschaft  sich  weigert,  gegen  die  Streikenden  eine 
Anklage  zu  erheben,  soll  gegen  die  Streikenden  administrativ  vorgegangen  werden; 
ebenso  wenn  die  Gerichtsbehörden  keinen  Anlaß  fanden,  die  Rädelsführer  bei 
Streikenden  zu  verhaften,  soll  die  Gendarmerie  deren  Inhaftnahme  verfügen  usw. 

Diese  Mafiregeln  schienen  dem  Finanzministerium  doch  zu  arg  zu  sein 
und  in  einem  Schreiben  an  den  Minister  des  Innern  (vom  31.  Oktober  1897 
Nr.  962)  wies  Graf  Witte  darauf  hin,  daß  eine  administrative  Bestrafung  durch 
Ausweisung  nach  der  Heimat  jener  Arbeiter,  die  ihre  Arbeit  erst  nach  Ablauf 
ihres  Lohnvertrags  niedergelegt  und  sonst  keine  Vergehen  verübt  haben,  ischwer- 
lich  Rechtens«  sei,  denn  das  Gesetz  spricht  in  gewissen  Fällen  dem  Arbeiter 
das  Recht  zu,  sein  Lohnverhältnis,  das  er  für  unvorteilhaft  hält,  aufzulösen. 
Aber  Minister  v.  Plehwe  ließ  sich  durch  diesen  Hinweis  auf  die  Freiheit  de> 
Lohnvertrages  nicht  erweichen  und  die  obenangeführten  drakonischen  Maßregeln 
wurden  mit  eiserner  Konsequenz  jahrelang  (bis  zum  April  1905)  angewandt. 

Den  äußeren  Anlaß  zu  diesem  scharfen  Einschreiten  der  Regierung  gegen 
die  Streikenden  gab  der  grandiose  Streik  der  Petersburger  Baumwollspinner  und 
-weber  im  Mai — Juni  1895,  der  eine  Epoche  in  der  russischen  Arbeiterbewe- 
gung bildet.  Wahrend  vordem  die  Streiks  sporadisch,  in  einzelnen  Betrieben 
auftraten  und  nur  kurze  Zeit  dauerten,  waren  jetzt  1 4  700  Arbeiter  (daruntei 
vielo  Frauen  und  Knaben)  in  den  Ausstand  getreten  und  alle  Petersburger 
Baumwollspinnereien  und -Webereien  (19  an  der  Zahl)  mußten  mehrere  Wochen 
lang  feiern.  Dieser  Streik  scheint  spontan  ausgebrochen  zu  sein;  wenigstens 
behauptete  es  die  Sozialdemokratie,  die  die  Verantwortung  nicht  tragen  will 
für  den  Mißerfolg  dieses  Streiks,  der  von  der  Arbeiterschaft  große  materielle 
Opfer  gefordert  hat.  Mag  dieser  Streik  auch  ohne  Zutun  der  Sozialdemokratie 
ausgebrochen  sein,  so  ist  doch  zweifellos,  daß  die  große  Ausdehnung  dieses 
Streiks  die  Folge  einer  rührigen  Agitation  unter  den  Textilarbeitern,  einer  sozial- 
demokratischen Organisation,  des  »Petersburger  Kampfbundes  zur  Befreiung  der 
Arbeiterklasse«,  war.  Dieser  Kampfbund  war  kurz  vorher,  Mitte  Dezember  1894 
entstanden  und  versuchte  mit  gutem  Erfolg  eine  ganz  neue  Taktik  anzuwenden, 
die  in  einer  1894  erschienenen  Broschüre  »Über  Agitation«  vorgezeichnet  war. 
Diese  bemerkenswerte  Broschüre,  die  auf  die  fernere  Tätigkeit  der  russischen 
Sozialdemokratie  von  entscheidendem  Einflüsse  war,  zeigte  das  Verkehrte  der 
bisherigen  Taktik  der  russischen  Sozialdemokratie,  die  die  große  Masse  der 
Arbeiterschaft  ignorierte  und  mißachtete  und  nur  einzelne,  durch  Intelligenz 
hervorragende  Vertreter  der  Arbeiterschaft  für  die  Partei  zu  gewinnen  suchte 
und  sie  zu  kleinen,  untereinander  verzweigten  Verschwörergruppen  meist  von 
3 — 5  Mann  organisierte.  Diese  Verschwörergruppen  bestanden  fast  ausschließ- 
lich aus  blutjungen  Arbeitern,  die  schon  deshalb  unter  ihren  Arbeitsgenossen 
keine  Autorität  besaßen  und  auf  das  Gros  der  Arbeiterschaft  ohne  Einfluß 
waren.  Um  die  Masse  der  Arbeiterschaft  für  die  Partei  zu  gewinnen,  war  es 
nötig  gerade  den  entgegengesetzten  Weg  einzuschlagen,  statt  der  Einzelpropaganda 
die  Massenagitation  zu  betreiben.  Die  Agitatoren,  hieß  es  in  der  obenerwähnten 
Broschüre,  müssen  in  den  Kreisen  des  Proletariats  heimisch  sein,  auf  den  Puls- 
schlag der  Volksmenge  acht  geben,  immer  einen  Schritt  ihr  voraneilen  und  sie 
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nach  sich  ziehen.  Die  Volksmasse  wird  in  den  Kampf  gegen  ihre  Ausbeuter 
getrieben  nicht  durch  abstrakte  Argumente,  sondern  durch  die  objektive  Logik 
der  Tatsachen.  Der  Gegensatz  der  Klasseninteressen  kommt  dem  Proletariat 
nur  dann  klar  zum  Bewußtsein,  wenn  dieser  Gegensatz  in  seinem  Leben  zu 
tage  tritt,  sich  ihm  ständig,  bei  den  verschiedensten  Anlässen  fühlbar  macht. 
Die  Agitation  unter  dem  Proletariat,  um  erfolgreich  zu  sein,  muß  also  im  Anfang 
von  seinen  alltäglichen,  oft  kleinlichen,  aber  realen  Bedürfnissen  und  Forderungen 
ausgehen.  Um  diese  allen  verständlichen  Forderungen  durchzusetzen,  gehen 
auch  breite  Arbeiterschichten  willig  in  den  Kampf,  der  ihren  Mut  stählt,  sie 
zur  Eintracht  erzieht  und  allmählich  ihre  Einsicht  in  die  wirtschaftlichen,  sozialen 
und  politischen  Zusammenhänge  klärt.  Der  »Petersburger  Kampfbund  zur 
Bcrfreiung  der  Arbeiterklasse«,  der  diese  neue  Taktik  in  Anwendung  brachte, 
erhielt  von  den  Textilarbeitern  selbst  die  ausführlichste  Auskunft  über  allerlei 
Mißbräuche  der  Fabrikanten  und  ihrer  Angestellten,  die  die  Arbeiter  systematisch 
übervorteilten  bei  der  "'nrifierung  und  Taxierung  der  Arbeitsleistungen,  bei 
Verhängung  von  Konventionalstrafen,  bei  Festsetzung  der  Arbeitszeit  usw. 
Alles  dies  wurde  in  Flugblättern  abgedruckt,  die  in  Fabriken  ausgestreut  die 
Arbeiterschaft  aufs  tiefste  erregten.  »Wären  diese  Flugblätter  nicht  erschienen, 
so  wäre  es  im  Frühjahr  1 895  nicht  zum  Streik  gekommen«,  meinten  die  Peters- 
burger Textilarbeiter  selbst.  Freilich  kam  der  Streik  etwas  unerwartet  und  zu 
früh  zum  Ausbruch;  die  von  der  Arbeiterschaft  schon  während  des  Streiks 
organisierten  Streikkassen  waren  natürlich  nicht  imstande,  in  kurzer  Zeit  die 
zur  Fortsetzung  des  Streiks  nötigen  Geldmittel  zu  beschaffen  und  lösten  sich 
bald  auf.  Dieser  Streik  hatte  aber  das  Klassenbewußtsein  der  Arbeiter  mächtig 
geweckt  und  dem  Beispiele  der  Petersburger  Textilarbeiter  folgte  bald  die 
Arbeiterschaft  in  Moskau  und  der  Provinz,  'die  in  den  folgenden  Jahren  eine 
Reihe  von  Streiks  an  verschiedenen  Orten  inszenierten.  Nach  den  Berichten 
der  Fabrikinspektion  streikten  in  den  ihrer  Aufsicht  unterworfenen  Betrieben 
im  Jahrzehnt  1895  — 1904  in  1765  Betrieben  431254  Arbeiter,  die  2,1  Mill. 
Arbeitstage  gefeiert  hatten.  Die  Streiks  dauerten,  dank  der  Unorganisiertheit 
der  Arbeiter,  durchschnittlich  nur  4,8  Tage,  also  bedeutend  weniger,  als  in 
Westeuropa1).  Gewalttätige  Exzesse  seitens  der  Arbeiter  kamen  nur  in  44  Fällen 
(272%  aller  Streiks)  vor.  Dagegen  wurde  Militär  requiriert  in  269  Fällen 
(15%  aller  Streiks);  die  Streikenden  wurden  auf  administrativem  Wege  verhaftet 
und  ausgewiesen  bei  164  Streiks  und  strafrechtlich  verfolgt  in  31  Fällen 
( 1  1  °/0  aller  Streiks). 
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So  war  der  Stein  ins  Rollen  gekommen,  die  russische  Sozialdemokratie 
hatte  gelernt  die  Arbcitcrmassen  in  Bewegung  zu  Selzen;  was  sie  aber  noch  nicht 
verstand,  war  die  Arbeitermassen  dauernd  zu  organisieren2).  Die  während  der 
Streikbewegung  allerwärts  entstandenen  Streikkassen  waren  ephemere  Organi- 
sationen, die  von  selbst  auseinanderfielen,  sobald  der  letzte  Rubel  ausgegeben 


»)  Die  durchschnittliche  Dauer  der  Streiks  betragt:  in  England  34,2,  in  Frankreich  14,3, 
in  Österreich  12,1  und  in  Italien  10,3  Tage. 

»)  Sie  selbst  hatte  eist  im  März  1898  auf  dem  Kongreß  in  Minsk  sich  zur  gegen- 
wärtigen, einigermaßen  einheitlichen  Organisation  durchgerungen. 
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war  und  der  Streik  ein  Ende  nahm.  Eine  rühmliche  Ausnahme  bildete  nur 
das  jüdische  Handwerker-  und  Heimarbcitcrproletariat  Westrußlands,  dessen 
Streikkassen  sich  stabilisierten  und  im  September  1897  in  einen  organisatorischen 
Zusammenhang  mit  dem  damals  begründeten  sozialdemokratischen  ^Allgemeinen 
Jüdischen  Arbeiterbund  in  Rußland  und  Polen«  (auch  kurzweg  »Bund*  genannt) 
traten.  Dieser  »Bund*,  der  von  Anfang  an  unter  starkem  Einfluß  der  deutschen 
Sozialdemokratie  stand,  ihre  Dogmen  kritiklos  übernahm  und  ihre  oft  fehler- 
hafte Taktik  getreulich  nachahmte,  bildete  zugleich  gewissermaßen  eine  natür- 
liche Brücke  zwischen  der  deutschen  und  der  russischen  Sozialdemokratie,  wobei 
er  seinerseits  die  letztere  durch  Wort ')  und  Tat  aufs  tiefste  beeinflußte  und 
ihr  in  vieler  Hinsicht  als  Vorbild  diente.  Fehlerhaft  und  nicht  empfehlenswert 
war  aber,  daß  der  rBund«  in  seine  Streikkassen  nur  Parteimitglieder  aufnahm, 
deshalb  war  die  Mitgliederzahl  in  diesen  Streikkassen  nur  eine  geringe:  an  der 
Spitze  standen  die  Bürstenbinderkassen  mit  800  Mitgliedern  (etwa  6oü'0  aller 
in  diesem  Gewerbe  beschäftigten  Arbeiter)  und  die  Gerberkasse  mit  700  Mit- 
gliedern. Die  meisten  organisierten  Arbeiter  lebten  in  den  Städten:  Wüna 
1400  Mitgl.  (oder  21%  aller  Arbeiter,  die  am  Ort  in  den  betreffenden  Geweiben 
beschäftigt  waren),  Minsk  und  Bialostok  je  1000  Mitgl.,  Dünaburg  400  Mitgl., 
Gomel  360  Mitgl.,  Smorgon,  Oschmiany  usw.;  auch  in  Warschau  und  Lodz 
soll  es  damals  mehrere  ?  professionelle  Kassen«  und  »  K;impfkassen«  gegeben 
haben.  Dank  dem  verschlossenen  Charakter  der  Juden  und  ihrer  Feindseligkeit 
gegen  die  russische  Regierung  blieben  all  diese  jüdischen  Arbeiterorganisationen 
lange  Zeit  den  Behörden  verborgen. 

Auf  dem  III.  Kongreß  des  »Bundes«:  im  Jahre  1900  war  auch  von 
diesen  Streikkassen  die  Rede  und  man  kam  zum  trostlosen  Schluß,  daß  diese 
Kassen,  die  nicht  die  ganze  Arbeiterschaft,  sondern  Mitglieder  nur  einer  bestimmten 
Partei  umfaßten,  bei  größeren  Arbeitseinstellungen  ihren  Zweck  nicht  erreichen 
können:  ihr  Kassenbestand  war  zu  gering,  um  dann  alle  Streikenden  zu  unter- 
halten und  die  Unterstützung  der  Kassenmitglieder  allein  nützte  nichts,  denn 
der  Ausgang  des  Streiks  hing  ab  vom  Verhalten  der  ganzen  im  Gewerbe 
beschäftigten  Arbeiterschaft.  Dagegen  glückten  partielle  Streiks  in  vielen  Fällen 
und  namentlich  den  Bürstenbinderkassen,  die  sich  zu  einem  Gauverbande  ver- 
einigt hatten,  gelang  es,  die  wirtschaftliche  Lage  ihrer  Mitglieder  bedeutend  zu 
verbessern. 

Im  übrigen  Rußland  war  die  Arbeiterschaft  ganz  unorganisiert  und  dieser 
Umstand  erschwerte  sehr  die  Verständigung  zwischen  Arbeitern  und  Arbeit- 
gebern. Wollten  die  Arbeiter  sich  mit  einer  Beschwerde  oder  einem  Anliegen 
an  den  Arbeitgeber  wenden  und  wählten  sie  dazu  aus  ihrer  Mitte  Vertrauens- 
männer, so  wurden  diese  Fürsprecher  für  die  Arbeiterschaft  als  Rädelsführer 
behandelt,  aus  dem  Dienst  entlassen  und  oft  noch  verhaftet  und  ausgewiesen. 
Deshalb  zogen  es  gewöhnlich  in  solchen  Fällen  die  Arbeiter  vor,  zu  einem 
Haufen  zusammengeballt  tumultuarisch  ihre  Unzufriedenheit  zu  manifestieren. 
Auch  die  Fabrikinspektion,  deren  Pflicht  es  ist  zwischen  Arbeitern  und  Arbeit- 
gebern zu  vermitteln,  erfuhr  meist  von  der  Unzufriedenheit  der  Arbeiterschaft 
erst  dann,  als  es  schon  zur  Arbeitseinstellung  oder  Tumulten  gekommen  war. 
Alles  dies  bewog  das  Finanzministerium  im  Jahre  1903  mit  Einwilligung  der 

x;  Auch  die  obenerwähnte  Broschüre  »Über  Agitation«  war  von  einem  Fuhrer  d« 
-Bundes«  itn  jüdischen  Jargon  verfaßt,  wurde  aber  alsbald  ins  Russische  übersetzt. 
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Fabrikanten  ständige  Repräsentanten  der  Arbeiterschaft,  sog.  Arbeiterstarosten, 
zu  schaffen.  Letztere  werden  von  der  Arbeiterschaft  einer  Fabrik  aus  der  Zahl 
der  älteren  Arbeiter  gewühlt  und  nur  mit  Zustimmung  des  Fabrikanten  zur 
Ausübung  ihrer  Funktionen  zugelassen,  wobei  auch  noch  der  Gouverneur  berechtigt 
ist,  Arbeiterstarosten,  »die  das  in  sie  gesetzte  Vertrauen  nicht  gerechtfertigt 
haben«,  jederzeit  ihrer  Stellung  zu  entheben.  Nie  aber  dürfen  Arbeiter  ver- 
schiedener Fabriken  zu  gemeinsamer  Beratung  und  Wahl  von  Starosten  zusammen- 
treten ;  auch  sollen  die  Starosten  im  Auftrag  ihrer  Wähler  nur  solche  Wünsche, 
Anfragen  und  Erklärungen  beim  Fabrikherrn  oder  Fabrikinspektor  vorbringen, 
die  sich  speziell  auf  die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  der  betreffenden  Fabrik, 
wo  sie  beschäftigt  sind,  beziehen. 

Diese,  wie  man  sieht,  ganz  harmlose  Institution  stieß  auf  eine  wütende 
Opposition  seitens  der  Arbeitgeber  (wobei  auch  die  deutschen  Fabrikanten  in 
Livland  und  Petersburg  keine  Ausnahme  machten).  In  39  Provinzen  wurde 
diese  Institution  garnicht  eingeführt,  weil  kein  einziger  Fabrikant  seine  Zustim- 
mung zur  Wahl  von  Arbeiterstarosten  gab.  Für  die  unter  Fabrikanten  herr- 
schenden Anschauungen  ist  sehr  charakterisch  ein  Memorandum,  das  der  Präsident 
des  ;> Petersburger  Vereins  zur  Förderung  der  Fabrikindustrie«,  Hr.  Glesmer,  im 
Auftrage  von  36  Petersburger  Großindustriellen  damals  dem  Finanzminister  über- 
reichte.   Hier  nur  einige  Stichproben  daraus: 

»Bisher  gab  es  in  Rußland  keinen  systematisch   organisierten  Kampf 

zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern   Aber  jetzt,  wo  die  Arbeiter  zu 

einer  geschlossenen  Standesgruppe  organisiert  werden,  ist  es  leicht  vorauszusehen, 
daß  ....  je  länger,  desto  schwieriger  es  wird,  den  machtvollen  Willen  dieser 
künstlich  zusammengeschweißten  Arbeitermassen  zu  regulieren  ....  Das  Institut 
der  Arbeiterstarosten  steht  im  Widerspruch  mit  den  Grundbedingungen  der 
Industriewirtschaft:  wenn  ein  Unternehmer  mit  einem  Artel  akkordiert,  dann 
hat  er  natürlich  mit  dem  Artelstarosten  zu  tun;  wenn  aber  der  Unternehmer 

einen  einzelnen  Arbeiter  in  seinen  Dienst  aufnimmt,  dann  braucht  er 

keine  Arbeiterrepräsentanten  anzuerkennen.  Ist  ein  Arbeiter  mit  den  Arbeits- 
bedingungen unzufrieden,  so  mag  er  die  Arbeit  lassen;  die  allgemeinen  Aibeits- 
verhältnissc  können  aber  nur  durch  das  Gesetz  und  die  Fabrikinspektion  nor- 
miert werden  ....  Es  gibt  überhaupt  gar  keine  Fragen,  über  die  der  Fabrikant 
mit  den  Arbeiterstarosten  verhandeln  könnte,  denn  es  war  undenkbar  mit  letzteren 
die  Fragen  über  die  Dauer  der  Arbeit  oder  die  Höhe  der  Löhne  zu  besprechen  .  .  . 
Wenn  es  auch  leichter  ist  mit  einigen  Arbeiterstarosten,  als  mit  Tausenden  von 
Arbeitern  sich  auseinanderzusetzen,  so  sollte  man  doch  bedenken,  daß  dort, 
wo  es  ständige  Repräsentanten  der  Arbeiterschaft  gibt,  die  Anlässe  zu  solchen 
Auseinandersetzungen  sich  ungewöhnlich  häufen.  Die  Arbeiterstarosten  werden 
sich  ja  zur  Ehre  anrechnen  und  für  ihre  Pflicht  halten,  immer  neue  und  neue 
Anlässe  zur  Verbesserung  der  Arbeitsverhältnisse  ausfindig  zu  machen  .  .  .  . 
Der  Fabrikant  ist  nur  verpflichtet,  dem  Arbeiter  die  nötigen  Arbeitsbedingungen 
zu  gewähren  und  den  Lohn  zu  zahlen.  Man  sollte  aber  nicht  weder  direkt, 
noch  indirekt  den  Fabrikanten  verpflichten,  auch  noch  dafür  {d.  h.  für  das  wirt- 
schaftliche und  geistige  Wohl  der  Arbeiter  und  ihrer  Familien)  ....  zu  sorgen. 
Alles  dies  gehört  in  den  Bereich  der  öffentlichen  Verwaltung  und  der  kirch- 
lichen Gemeindewohltätigkeit«. 

Aber  nicht  nur  bei  den  Unternehmern  war  diese  neue  Institution  unbeliebt, 
auch  die  Arbeiterschaft  wollte  sich  nicht  recht  mit  ihr  befreunden  und  stand 
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teils  gleichgültig,  teils  sogar  mißtrauisch  ihr  gegenüber.  In  Flugblättern,  die 
von  verschiedenen  sozialistischen  Parteien  in  den  Fabriken  ausgestreut  wurden, 
forderte  man  die  Arbeiterschaft  sogar  auf,  sich  der  Wahl  von  Arbeiterstarosten 
zu  enthalten,  denn  diese  von  den  Unternehmern  ganz  abhängigen  Starosten 
würden,  als  Helfershelfer  des  Unternehmertums  und  selbst  der  Polizei,  entgegen 
den  Interessen  der  Arbeiterschaft  wirken. 

§  3.  Einmischung  der  Polizei  in  die  Arbeiterbewegung. 

Mehr  Anklang  fanden  bei  der  Arbeiterschaft  andere  sog.  Subatoffsche 
Organisationen,  die  unter  der  Ägide  des  Ministeriums  des  Innern  entstanden. 
In  Moskau  stand  damals  an  der  Spitze  der  politischen  Polizei  ein  gewisser 
Subatoff,  der  einst  in  seinen  jungen  Jahren  verstanden  hatte,  sich  in  eine  geheime 
sozialistische  Verbindung  einzuschleichen  und  deshalb  mit  revolutionären  Agitations- 
miiteln  gut  vertraut  war.  1 896 — 97  versuchte  er  schon  als  Vorsteher  der  politischen 
Polizei  von  neuem  Fühlung  mit  der  Sozialdemokratie  zu  gewinnen,  unterstützte 
materiell  einige  Mitglieder  dieser  Partei,  verschaffte  ihnen  die  Möglichkeit,  eine 
geheime  Druckerei  einzurichten,  und  versprach  ihnen  20000  Rubel,  wenn  sie 
unter  den  Moskauer  Arbeitern  die  Gründung  eines  Gewerkvereins  betrieben. 
Sein  Plan  war,  »eine  Arbeiterorganisation  zu  bilden,  die  die  Arbeiterschaft  von 
der  regierungsfeindlichen  Propaganda  ablenken  sollte«  (wie  der  Ministerialdirektor 
des  Polizeidepartements  Swolianskv  später  in  seinem  Berichte  schrieb).  Dieser 
Plan  Subatoffs  fand  die  volle  Zustimmung  seines  direkten  Vorgesetzten,  des 
Moskauer  Oberpolizeimeisters  General  Trcpoff,  der  in  einem  Berichte  (vom 
8.  April  1898)  auf  die  neue,  erfolgreiche  Agitationstaktik  der  Sozialdemokratie 
unter  den  Arbeitermassen  hinwies  und  mit  den  Worten  schloß:  »Die  Regierung 
sollte  doch  sobald,  als  möglich,  diese  Waffe  den  Händen  der  Sozialdemokratie 
entreißen  und  selbst  ans  Werk  gehen  ....  So  lange  die  Revolutionäre  den 
reinen  Sozialismus  predigten,  konnte  man  mit  ihnen  mittels  Repressalien  fertig 
werden;  jetzt  aber,  wo  sie  allerlei  Übelständc  der  gegenwärtigen  Rechts-  und 

Wirtschaftsordnung  für  ihre  Zwecke  ausnutzen  und  in  ihrer  Agitation 

von  realen  Bedürfnissen  der  Arbeiterschaft  ausgehen  genügen  Repressalien 

allein  nicht  mehr  und  man  muß  ihnen  den  Boden  unter  den  Füßen  ent- 
reißen ....  Aufgabe  der  Regierung  ist  es,  den  Arbeitern  einen  rechtmäßigen 
Ausweg  aus  ihrer  bedrängten  Lage  zu  eröffnen,  denn  dann  wird  den  revolu- 
tionären Agitatoren  nur  ein  kleiner  Haufen  jüngerer  und  energischerer  Arbeiter 
Folge  leisten,  während  der  Durchschnittsarbeiter  den  weniger  glänzenden,  aber 
rechtmäßigen  Ausweg  vorziehen  wird  ....  Die  in  sich  gespaltene  Arbeiter- 
schaft wird  dann  nicht  mehr  die  Kraft  besitzen,  auf  die  die  revolutionären 
Agitatoren  ihre  ganze  Hoffnung  setzen.« 

Der  Minister  des  Innern  v.  Plehwe  war  von  diesem  Plane  keineswegs 
entzückt,  aber  er  ließ  der  Moskauer  Administration,  an  deren  Spitze  der  all- 
mächtige Generalgouverneur  Großfürst  Sergius  stand,  volle  Aktionsfreiheit  und 
so  ging  denn  dieser  Plan  in  Erfüllung. 

Im  Frühjahr  1901  erschienen  beim  Moskauer  Professor  der  Volkswirt- 
schaft Oseroff  mehrere  Arbeiter  mit  der  Bitte,  ihnen  behilflich  zu  sein  bei  der 
Gründung  einer  »Hilfskasse  für  Arbeiter  der  mechanischen  Werkstätten  der 
Piovinz  Moskau«.  Prof.  Oseroff  unter  Assistenz  des  Priv.-Doz.  Dehn  entwarf 
die  Statuten  einer  Hilfskasse  und  darauf  hielten  sie  beide  in  Arbeiterversamm- 
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lungen  eine  Reihe  von  Vorträgen  über  allerlei  sozialpolitische  Themata.  Diesen 
Vortragen  schloß  sich  jedesmal  ein  ungezwungener  Meinungsaustausch  mit  den 
Hörern  an,  die  ihrerseits  verschiedene  Fragen  aufwarfen.  Diese  Versamm- 
lungen hatten  unter  der  Arbeiterschaft  großen  Erfolg,  so  daß  im  Herbst  1901 
viele  Stadtteile  Moskaus  ihre  eigenen  Lokalversammlungen  mit  einem  von  der 
Arbeiterschaft  aus  ihrer  Mitte  gewählten  Präsidium  besaßen.  Die  Präsidenten 
der  Lokal  Versammlungen  kamen  einmal  wöchentlich  zusammen,  um  das  Progamm 
der  Vorträge  und  dergleichen  Fragen  zu  besprechen  und  so  entstand  der 
»Arbeiterrat  der  mechanischen  Werkstätten  Moskaus«.  Zu  Prof.  Oseroff  und 
Priv.-Doz.  Dehn  gesellten  sich  noch  Prof.  Manuiloff,  Priv.-Doz.  Worms,  Dr.  Igna- 
tieff  u.  a.  Bald  aber  merkten  diese  Dozenten,  daß  eine  unsichtbare  Hand  das 
Ganze  leite;  sie  schöpften  Verdacht,  daß  die  Polizei  dabei  ihre  Hand  im  Spiel 
hat  und  zogen  sich  zurück.  An  ihre  Stelle  traten  dann  Weihbischof  Parphenius, 
Zensor  Nasarefsky  und  allerlei  reaktionäre  Journalisten.  Unterdes  waren  den 
14.  Januar  1902  die  Statuten  der  Hilfskasse  vom  Ministerium  des  Innern 
bestätigt,  wobei  in  den  Entwurf  von  Prof.  Oseroff  neue  Paragraphen  einge- 
schmuggelt wurden,  die  der  Polizei  eine  dominierende  Rolle  in  der  Verwaltung 
der  Hilfskasse  einräumten:  der  Oberpolizeimeister  ernannte  den  Vorstand  aus 
der  Zahl  der  von  der  Arbeiterschaft  vorgeschlagenen  Kandidaten  (§  43),  der 
Oberpolizeimeister  war  befugt,  die  Geschäftsführung  und  die  Kasse  jederzeit  zu 
revidieren  (§  53),  der  Oberpolizeimeister  bestätigte  alle  Instruktionen  (§  66),  der 
Oberpolizeimeister  konnte  beliebige  Fragen  zur  Beratung  und  Beschlußfassung 
der  Generalversammlung  vorlegen,  wobei  seine  Stimme  dann  gleich  20  Mit- 
gliederstimmen wog  (§  68),  Polizeibeamte  konnten  zu  Ehrenmitgliedern  der 
Hilfskasse  gewählt  werden  (§  1 8),  dagegen  Arbeiter,  die  unter  polizeilicher  Auf- 
sicht standen,  durften  nicht  Mitglieder  der  Kasse  sein  (§  1 2  Anm.  2),  hilfs- 
bedürftige Mitglieder,  deren  Arbeitslosigkeit  eine  Folge  von  administrativen 
Repressalien  war,  konnten  keinen  Anspruch  auf  Unterstützung  erheben  (§  35 
Anm.  1)  usw. 

Diese  Hilfskasse  einerseits  und  der  obenerwähnte  »Arbeiterrat«  ander- 
seits stellten  an  die  Fabrikanten  eine  Reihe  verschiedenartigster  Forderungen, 
wobei  sie,  der  Unteistützung  der  Polizei  sicher,  große  Anmaßung  an  den  Tag 
legten.  So  erschienen  z.  B.  in  der  großen  Metallfabrik  von  Goujon  zwei  Arbeiter, 
die  sich  als  Präsident  und  Sekretär  der  Hilfskasse  vorstellten  und  unverzüglich 
Einlaß  in  die  Fabrik  forderten,  wo  sie  mit  den  Arbeitern  ohne  Zeugen  zu  reden 
haben.  Es  wurde  ihnen  bedeutet,  daß  nur  die  Fabrikinspektion  dies  Recht  für  sich 
in  Anspruch  nehmen  kann,  darauf  entfernten  sie  sich,  kehrten  aber  bald  wieder 
mit  einem  Schreiben  des  Oberpolizcinicisters,  das  ihnen  das  Recht  zu  einer 
Unterredung  mit  den  Fabrikarbeitern  gewährte.  Am  folgenden  Tage  nach  dieser 
Unterredung  legten  die  Arbeiter  die  Arbeit  nieder  und  forderten  von  Hr.  Goujon 
40000  Rubel,  um  die  er  sie  geprellt  haben  soll.  Als  Goujon  diese  Forderung 
als  ganz  unbegründet  zurückwies,  mischte  sich  die  Polizei  ein  und  drohte  Goujon, 
einen  allgemein  geachteten  Großindustriellen,  zu  verhaften  und  aus  Moskau  aus- 
zuweisen. Da  wandte  sich  Goujon,  als  französischer  Bürger,  an  den  französi- 
schen Botschafter  in  Petersburg  und  nur  der  Intervention  des  letzteren  hat 
er  es  zu  verdanken,  daß  er  vor  polizeilichen  Repressalien  bewahrt  blieb.  In 
einem  anderen  Fall  wurde  ein  russischer  Fabrikant,  der  mit  seinen  Arbeitern 
Streit  hatte,  mit  administrativer  Verbannung  nach  Jenisseisk  (in  Ostsibirien) 
bedroht.    Auch  arbeitswillige  Arbeiter  wurden  jetzt  mehrmals  (z.  B.  während 
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des  Streiks  auf  der  Fabrik  von  Frau  Smirnoff)  mit  Ausweisung  aus  Moskau 
bedroht. 

Eine  tiefe  Erregung  betnächtigte  sich  nun  der  Arbeiterschaft  nicht  nur  in 
Moskau  und  Umgebung,  auch  in  den  Provinzen  Wladimir,  Rjasan,  Jaroslawl 
und  Perm,  wie  es  aus  den  Berichten  der  Fabrikinspektoren  zu  ersehen  ist. 
Bei  letzteren  fingen  an  ungemein  viel  Klagen  seitens  der  Arbeiter  über  schlechte 
Behandlung  in  den  Fabriken  einzulaufen:  während  im  Jahre  1901  in  Moskau 
161  solche  Klagen  vorgebracht  wurden,  stieg  die  Zahl  im  Jahre  1902  auf 
2146.  Viele  Arbeiter  reichten  ihre  Klagen  auch  in  den  »Arbeiterrat«  ein, 
den  sie  für  eine  Art  Behörde  hielten.  Neue  »Hilfskassem,  die  aber  auch 
eigentlich  Gewerkvereine  waren,  entstanden  in  Moskau  bei  den  Webern 
(Dezember  1902),  bei  den  Arbeitern  der  Konditorei-,  Parfümeric-,  Knopf- 
und  Tabakfabriken. 

Subatoff  fand  auch  in  der  Provinz  Nachahmer.  In  Minsk  setzte  der 
Gendannerieoberst  Wassilieff  mit  Hilfe  zweier  Agitatoren,  Herrn  Zimcliansky 
und  Fräulein  WilbaschewiLsch,  eine  Gewerkschaftsbewegung  in  Szene,  wobei  die 
von  ihnen  begründete  »Jüdische  unabhängige  Arbeiterpartei c  sich  in  einen 
schroffen  Gegensatz  zu  den  bestehenden  Streikkassen  des  sozialdemokratischen 
?  Bundes*-  stellte.  In  Odessa  agitierte  in  demselben  Sinn  mit  großem  Erfolg 
ein  gewisser  Dr.  S<  hajewitseh,  der  3000  Metallarbeiter  zu  einem  Gewerkvereiu 
organisierte.  Hier  kam  es  oftmals  vor,  daß  Fabrikarbeiter,  die  der  jüdischen 
unabhängigen  Arbeiterpartei  nicht  beitreten  wollten,  aus  den  Fabriken  weg- 
gejagt und  unter  den  Augen  der  Polizei  durchgeprügelt  wurden,  wobei  die 
Polizei  kein  Hehl  daraus  machte,  daß  sie  den  Befehl  erhalten  habe,  den 
s<<g.    Unabhängigen«  in  allem  behilflich  zu  sein. 

Das  durch  die  Polizei  bedrängte  Unternehmertum  wandte  sich  in  seiner 
Not  mit  einer  Beschwerde  ans  Finanzministerium,  aber  letzteres  konnte  nicht 
viel  ausrichten,  denn  damals  gab  es  in  Rußland  noch  kein  einheitliches 
Ministerkabinett  und  die  Minister  der  Finanzen  und  des  Innern  standen 
jahrelang  in  offener  Fehde.  Übrigens  zog  jetzt  Subatoff  mildere  Saiten  aui 
und  lud  die  Moskauer  Fabrikanten  zu  einer  Besprechung  in  ein  Restaurant 
ein.  Subatoff  hielt  hier  vor  den  versammelten  Fabrikanten  eine  große  Rede, 
in  der  er  sich  bitter  beklagte  über  das  geringe  Verständnis  und  Entgegen- 
kommen, das  die  Fabrikanten  seiner  Arbeiterpolitik  entgegenbrächten.  Ein 
Fabrikant,  Herr  Goujon  nämlich,  habe  sogar  gewagt,  zwei  Agenten  des  Ober- 
poli/.eimeisters  den  Zutritt  zu  seiner  Fabrik  anfangs  zu  verweigern  (der  Präsi- 
dent und  Sekretär  des  Hilfsvereius  waren  also  Polizeiagenten).  Die  Fabrik- 
inspektion übe  auf  die  Arbeiterschaft  nicht  den  mindesten  Einfluß  aus,  weil 
bei  Konflikten  derselben  mit  den  Unternehmern  sie  immer  die  Partei  der 
letzteren  ergreife.  Dagegen  die  politische  Polizei  Moskaus  genösse  das  vollste 
Vertrauen  der  Arbeiterschaft,  die  jetzt  auf  Einflüsterungen  revolutionärer  Agi- 
tatoren nicht  mehr  höre  und  die  früher  bei  Streiks  üblichen  Exzesse  (wie 
Tumulte,  Vermögenszerstörung,  selbst  Brandstiftung  und  Raub)  sich  nicht  mehr 
erlaube,  wofür  die  Unternehmer  der  politischen  Polizei  dankbar  sein  sollten. 
Bei  dieser  Gelegenheit  prahlte  Subatoff,  daß  er  über  Agenten  verfüge,  die 
früher  selbst  als  revolutionäre  Agitatoren  tätig  waren  und  die  Volksmassen  zu 
lenken  verstehen  und  daß  er  diese  Agenten  in  einem  Seminar  darin  noch 
weiter  ausbilde. 
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In  Wirklichkeit  verstand  Subatoff  nicht  der  Arbeiterbewegung,  die  er 
hervorgerufen  hatte,  Herr  zu  bleiben,  und  das  brach  ihm  den  Hals.  »Die 
Moskauer  Administration  konnte  die  Arbeiterbewegung  nicht  mehr  aufhalten, 
sie  wurde  von  letzterer  fortgezogen*,  schrieb  in  seinem  Bericht  der  Ministe- 
rialdirektor Swoliansky.  Als  auch  in  Odessa,  dank  der  Tätigkeit  von  Schaje- 
witsch,  es  zu  einem  Generalstreik  kam  und  der  belgische  Gesandte  warnte, 
daß  das  in  vielen  Unternehmungen  Südrußlands  investierte  belgische  Kapital 
sich  von  dort  zurückziehen  würde,  wenn  da  keine  Ordnung  geschafft  werde, 
sah  der  Minister  des  Innern  v.  Plehwe  sich  genötigt,  dieser  Arbeiterbewegung 
in  Zukunft  Schranken  zu  setzen  und  griff  zu  energischen  Maßnahmen: 
Subatoff  wurde  seines  Amtes  enthoben  und  Schajewitsch  sogar  nach  dem 
Norden  Rußlands,  in  die  Provinz  Wologda,  auf  administrativem  Wege  ver- 
bannt. Seiner  Gönner  und  Führer  beraubt,  erwiesen  sich  die  Moskauer 
Hilfskassen  und  die  jüdische  unabhängige  Arbeiterpartei  nicht  als  lebensfähig, 
siechten  aber  noch  einige  Zeit  dahin.  Die  »Moskauer  Hilfskasse  der  mecha- 
nischen Werkstättenarbeiter«  hat  sich  sogar  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten, 
das  hat  aber  seinen  besonderen  Grund:  von  den  reichlichen  Geldzuschüssen, 
die  von  »unbekannter  Seite«,  aber  meist  durch  die  Hände  Subatoffs  der  Kasse 
zuflössen,  hat  sich  ein  Rest  von  12000  Rubel  erhalten  und  die  Zinsen  von 
diesem  Kapital  werden  auch  jetzt  noch  unter  einigen  Getreuen  der  Subatoff- 
schen  Gefolgschaft  als  eine  Art  Pension  für  geleistete  Dienste  verteilt.  So  hat 
sich  diese  Schöpfung  Subatoffs  zu  einer  Hilfskasse  recht  sonderbarer  Art 
entwickelt. 

Man  sollte  meinen,  daß  die  Regierung  nach  den  bösen  Erfahrungen, 
die  sie  mit  Subatoff  und  seinen  Helfershelfern  gemacht  hatte,  nicht  so  bald 
neue  riskante  Experimente  mit  der  Arbeiterschaft   vornehmen  werde.  Aber 
schon  nach  kurzer  Zeit  erscheint  auf  der  Bildfläche  ein  neuer  Abenteurer,  der 
Pope   Gapon,  über  dessen  Tätigkeit  und  tragisches  Ende   sich  ein  ganzer 
Lcgcndenkreis  gebildet  hat.    Im  folgenden  wird  über  ihn  und  seine  Tätigkeit 
nur  das  angeführt,  was  ganz  zweifellos  feststeht.    Ein  Schützling  des  einfluß- 
reichen Oberprokurators  der  hl.  Synode  Pobedonoszeff  und  des  Petersburger 
Metropoliten  Antonius  hatte  der  Pope  Gapon  durchgesetzt,  daß  die  Regierung 
im  April  1904  ihm  gestattete,  einen  »Verein  russischer  Fabrikarbeiter  Peters- 
burgs« zu  eröffnen,  der  nicht  nur  Bildungs-  und  Geselligkeitszwecke  verfolgte, 
sondern  sich  auch  das  Ziel  setzte,   »mittels  Selbsttätigkeit  auf  rechtmäßigem 
Wege  die  Arbeits-  und  Lebensbedingungen  der  Arbeiter  zu  verbessern«  (§  1). 
Der  Verein  war  befugt,    verschiedene  Fonds  zur  Unterstützung  seiner  Mit- 
glieder im  Fall  von  Tod,  Krankheit,  Arbeitslosigkeit  oder  besonderer  Not  zu 
sammeln  (§  2),  aber  Streikenden  durfte  keine  Unterstützung  gewährt  werden. 
Endlich  waren  auch  dem  Stadthauptmann  von  Petersburg  und  dem  Popen 
Gapon,  als  dem  »vor  der  Regierung  verantwortlichen  Leiter  des  Vereins*, 
weitgehende  Befugnisse  erteilt. 

Im  Lauf  eines  halben  Jahres  hatte  Gapon  in  Petersburg  und  seiner 
nächsten  Umgebung  1 1  Filialen  seines  Vereins  eröffnet.  Diese  Filialen  hatten 
den  Charakter  von  Arbeiterklubs,  in  denen  populäre  Vorträge  über  historische, 
politische,  volkswirtschaftliche  und  soziale  Themata  gehalten  wurden,  denen 
sich  eine  freie  Diskussion  anschloß.  Die  Vorträge  wurden  gehalten  von  aka- 
demisch gebildeten  Leuten,  unter  denen  sich  auch  Sozialisten  (wie  der  Rechts- 
anwalt F.)  befanden.    Besucht  wurden  sie  anfangs  nur  von  Arbeitern,  später 


Digitized  by  Google 


I.  Die  russische 


auch  von  Fabrikarbeiterinnen,  deren  gänzliche  Unfähigkeit,  nicht  nur  öffentlich 
zu  reden,  sondern  selbst  sich  frei  zu  bewegen,  einen  trostlosen  Eindruck  machten. 
Dagegen  gab  es  unter  den  Arbeitern  recht  viel  aufgeweckte  Leute,  die  unter 
ihren  Arbeitsgenossen  eine  führende  Rolle  spielten  (sie  wurden  von  letzteren 
die  »Adler«  genannt). 

Unterdes  trat  ein  Ereignis  ein,  das  auf  die  Geschichte  Rußlands  von 
größtem  Einfluß  war:  der  ultrareaktionäre  Minister  v.  Plehwe  wurde  ermordet; 
sein  Nachfolger,  Fürst  Swiatopolk-Mirsky,  verleugnete  auch  in  der  Arbeiterfrage 
seine  liberale  Gesinnung  nicht  und  erklärte  u.  a.  auch  das  anfangs  angeführte 
Rundschreiben  seines  Vorgängers  vom  12.  August  1897  für  außer 
Kraft  getreten. 

Ende  1904  begannen  verschiedene  öffentliche  Körperschaften,  wie  Pro- 
vinzialständc  (semstwo),  Kongresse  usw.,  um  Einführung  von  grundlegenden 
Reformen  bei  der  Regierung  zu  petitionieren.  Diese  Petitionen  wurden  in 
allen  1 1  Filialen  des  Petersburger  Arbeitervereins  eingehend  erörtert,  worauf 
die  obenerwähnten  Arbeiterführer,  die  »Adler«,  darauf  drangen,  daß  auch  der 
»Petersburger  Verein  russischer  Fabrikarbeiter«  dem  Kaiser  eine  Petition  über- 
reiche, die  die  Wünsche  der  Arbeiterschaft  enthalten  sollte.  Gapon  suchte 
anfangs  sich  dem  zu  widersetzen,  indem  er  darauf  hinwies,  daß  das  Gros  der 
Petersburger  Arbeiterschaft  dazu  noch  nicht  genügend  vorbereitet  und  reif  sei. 
Als  aber  den  3.  Januar  1905  auf  der  Putiloffschen  Metallfabrik  13000 
Arbeiter  in  den  Ausstand  traten  und  aus  Solidarität  mit  ihnen  in  den  fol- 
genden 4  Tagen  noch  127000  Petersburger  Fabrikarbeiter  ihre  Arbeit  nieder- 
legten, sah  Gapon  sich  genötigt,  seinen  Widerstand  gegen  die  Überreichung 
der  Petition  aufzugeben  und  alle  1 1  Filialen  seines  Arbeitervereins  beschlossen, 
»beim  Kaiser  Recht  und  Schutz  zu  suchen«.  Nur  die  Arbeiterführer,  die 
»Adler«,  sahen  voraus,  daß  diese  von  ihnen  geplante  Demonstration  leicht  ein 
blutiges  Ende  nehmen  könnte,  aber  die  Begeisterung  unter  ihnen  war  so 
groß,  ihre  Aufopferungsfreudigkeit  so  stark,  daß  am  Vorabend  des  entschei- 
denden Tages  sie  alle  in  den  Ruf  einstimmten:  »Wir,  die  wir  dem  Tode 
geweiht  sind,  wollen  alle  zusammen  für  die  Arbeitersache  fallen!« 

Den  9-/22.  Januar  1905  marschierten  Arm  in  Arm,  in  langen  Zügen 
Hunderttausende  von  Arbeitern  aus  den  verschiedenen  Arbeitervierteln  Peters- 
burgs nach  dem  Zentrum,  um  im  Winterpalais  dem  Kaiser  ihre  Petition  zu 
überreichen.  Der  Ausgang  ihres  Unterfangens  ist  allbekannt:  1500 — 3000 
wehrlose  Männer  und  Frauen,  Greise  und  Kinder,  Demonstranten  und  Passanten 
wurden  von  den  Truppen  niedergemetzelt.  Gapon,  am  Arm  verwundet, 
flüchtete  ins  Ausland  und  sein  Arbeiterverein  löste  sich  auf. 

Einige  Tage  später,  den  28.  und  31.  Januar,  kamen  diese  Ereignisse 
im  Ministerkomitee  zur  Sprache  und  das  Sitzungsjournal  enthält  folgende  reu- 
volle Betrachtungen  über  die  bisherige  Arbeiterpolitik  des  Ministeriums  des 
Innern:  s Gefährlich  war  der  eingeschlagene  Weg;  man  ging  von  dem  Ge- 
danken aus,  daß  die  Regierung  sich  denselben  Agitationsplan  aneignen  sollte, 
den  auch  die  revolutionäre  Propaganda  in  Ausführung  brachte,  nämlich  vom 
Gesetz  verbotene1)  Arbeitervereine  sollten  organisiert  werden,  die  nach  den 
Anordnungen  der  Polizei  durch  geheime  Agenten  zu  leiten  sind.  Die 
Unzwerkmäßigkeit  dieses  Planes  war  dem  früheren  Finanzminister  (Gr.  Witte) 


•)  Siehe  die  obenerwähnte  Novelle  vom  Jahre  1 874. 
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von  Anfang  an  ganz  klar:  wenn  in  der  Arbeiterfrage  die  Regierung  denselben 
Weg  einschlägt  wie  die  revolutionäre,  auf  den  Umsturz  des  Kapitalismus 
gerichtete  Propaganda,  so  wird  sie  niemals  ein  möglichst  vollständiges  und 
gerechtes  Gleichgewicht  zwischen  Arbeit  und  Kapital  herstellen  .  .  .  Trotzdem 
wurde  dieser  Plan  in  Moskau  verwirklicht,  den  Arbeiterhaufen  wurde  es 
gestattet,  die  Gesetze  zu  mißachten.  In  Petersburg  suchte  der  Stadthaupt- 
mann Kleigels  sich  dem  zu  widersetzen,  aber  im  Ministerium  behielt  die  für 
die  Arbeitervereine  günstige  Richtung  die  Oberhand  .  .  .  Das  geschehene 
Unglück  ist  nicht  wieder  gutzumachen.  Aber  die  mit  so  schweren  Opfern 
bezahlte  Erfahrung  sollte  dazu  führen,  daß  man  ein  für  allemal  den  Gedanken 
an  eine  Einmischung  der  Polizei  in  die  Sphäre  des  wirtschaftlichen  Lebens 
aufgebe.« 

Als  aber  Gapon  Anfang  1906  aus  dem  Auslande  nach  Finnland  über- 
siedelte und  trotz  Steckbriefs  frei  in  Petersburg  sich  bewegte,  gelang  es  ihm 
durch  Vermittlung  seines  Helfershelfers  Matjuschensky  nochmals,  um  seinen 
Arbeiterverein  zu  neuem  Leben  zu  erwecken,  einen  Staatszuschuß  von 
30  000  Rubel  vom  neugegründeten  Ministerium  des  Handels  zu  bekommen. 
Aber  hier  ereilte  Gapon  sein  Geschick:  die  Revolutionäre  glaubten  nicht  mehr 
seinen  Beteuerungen,  daß  er  die  Unterstützung  und  die  Gelder  der  Regierung 
benutze,  um  das  Volk  gegen  die  Regierung  zu  erheben;  überzeugt,  daß 
er  ein  gemeiner  Lockspitzel  sei,  fällten  sie  über  ihn  das  Todesurteil  und 
vollstreckten  es. 

Von  Gapons  Petersburger  Arbeiterorganisationen  hat  sich  bis  auf  den 
heutigen  Tag  nur  ein  ganz  kleiner  »Hilfsverein  der  mechanischen  Werkstütten- 
arbeiter«  erhalten,  den  ein  Gehilfe  Gapons,  der  Arbeiter  Uschakoff,  im 
Oktober  1904  begründet  hat.  Uschakoff  erhielt  nachweislich  auch  einen 
Staatszuschuß  von  5000  Rubel  und  gibt  dafür  ein  unbedeutendes,  in  unregel- 
mäßigen Zwischenräumen  erscheinendes  Blatt,  »Die  Arbeiterzeitung  ,  heraus,  die 
mit  den  Sozialisten  polemisiert,  aber  von  der  Arbeiterschaft  wenig  gelesen 
wird.  Jüngst  hat  er  noch  im  Redaktionslokal  ein  Bureau  zur  Anwerbung 
arbeitswilliger  Arbeiter  von  tadelloser  Führung'  eröffnet,  was  sein  Ansehen 
unter  der  Arbeiterschaft  ganz  vernichtet  hat. 
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Bisher  waren  alle  Arbeiterorganisationen  immer  künstlich  durch  Einwirkung 
von  auswärts,  dank  der  Agitation  der  Sozialdemokratie  einerseits  und  der  Re- 
gierung andererseits,  entstanden.  Die  Regierung  hatte  sich  jetzt  von  der 
Arbeiterbewegung  zurückgezogen,  aber  auch  zwischen  Sozialdemokratie  und 
Arbeiterschaft  entstand  eine  Entfremdung,  die  zum  Bruch  führte.  Von  jeher 
war  innerhalb  der  Sozialdemokratie  eine  gewisse  Spannung  zwischen  den  Ver- 
tretern der  intelligenten  Klasse  und  der  Arbeiterschaft  vorhanden  gewesen. 
In  der  sozialistischen  Zeitung  *Der  Arbeitergedanke«,  die  Ende  1897  in  Peters- 
burg insgeheim  zu  ei  scheinen  begann  und  an  der  fast  ausschließlich  Arbeiter 
mitwirkten,  wurde  u.  a.  darauf  hingewiesen,  »man  müsse  sich  bemühen,  daß  die 
Arbeiter  von  selbst  vorwärts  kommen;   indirekt  kann  man  auf  sie  einwirken, 
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doch  sollte  man  sie  nie  in  solch  eine  Lage  stellen,  wo  sie  merken,  daß  man 
sie  nach  sich  ziehe«.  Diesen  Rat,  die  Arbeiterschaft  rücksichtsvoll  zu  behandeln, 
befolgten  aber  die  Vertreter  der  intelligenten  Klasse  nicht  und  es  trat  unter 
ihnen  eine  neue  Richtung  auf,  deren  Organ  die  im  Auslande  erscheinende 
Zeitschrift  »Iskra«  (der  Funke)  war,  weshalb  die  Anhänger  dieser  Richtung  die 
»Iskristen«  genannt  wurden.  Letztere,  als  orthodoxe  Marxisten  sahen  mit 
Unwillen,  wie  die  Reinheit  des  sozialdemokratischen  Dogmas  unter  dem  Be- 
streben der  russischen  Sozialdemokratie  breite  Arbeiterschichten  für  sich  zu  ge- 
winnen litt,  denn  um  sich  dem  Verständnis  der  Arbeiterschaft  besser  anzu- 
passen, wurde  immer  nur  die  Notwendigkeit  des  wirtschaftlichen  Klassenkampfes 
mit  dem  Unternehmertum  betont  und  das  revolutionäre  Auflehnen  gegen  die 
Staatsgewalt,  das  allein  das  Proletariat  zum  endgültigen  Sieg  führen  soll,  meist 
mit  Stillschweigen  übergangen  oder  nur  ganz  flüchtig  erwähnt.  Damit  die 
russische  Sozialdemokratie  fernerhin  ihren  revolutionären  Prinzipien  treu  bleibe, 
kamen  die  »Iskristen*  zum  Entschluß,  die  Sozialdemokratie,  als  eine  »ge- 
schlossene Organisation  professioneller  Revolutionäre«,  von  dein  Milieu,  auf 
das  sie  einwirken  soll,  den  breiten  Arbeiterschichten  abzusondern.  Dieser  Ent- 
schluß wurde  mit  großer  Energie  und  Rücksichtslosigkeit  durchgeführt  und  alle 
Arbeiter,  die  vorher  als  voll-  und  gleichberechtigte  Mitglieder  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  wähl-  und  stimmfähig  waren,  wurden  jetzt  aus  der  Partei 
herausgedrängt.  Auch  die  von  den  Iskristen  wegen  ihrer  Naivität  verhöhnte 
Zeitung  »Der  Arbeitergedanke*  wurde  von  den  Iskristen  erobert,  die  alle 
früheren  Mitarbeiter  aus  der  Zahl  der  Arbeitet  beiseite  schoben  und  der 
Zeitung  einen  neuen  Namen  »Die  Arbeitersachc«  und  eine  neue,  revolutionäre 
Richtung  gaben.  Für  das  Verhältnis  der  Sozialdemokraten  zu  den  Arbeitermassen 
ist  sehr  charakteristisch,  was  einer  ihrer  Führer  Lenin  später  in  der  Zeitschrift  *Der 
Proletarier«  schrieb:  »Die  Arbeiter  sind  an  Unterwürfigkeit  gewöhnt.  In  den 
Fabriken  stehen  sie  immer  unter  der  Gewalt  von  Werkmeistern,  Ingenieuren 
Fabrikdirektoren;  ihr  Leben  lang  müssen  sie  sich  den  Poüzeibeamtcn,  Staats- 
anwälten, Gouverneuren  unterwerfen.  Dies  Unterwerfen  unter  die  Disziplin 
hat  sich  in  Fleisch  und  Knochen  der  Arbeiter  hineingefressen  und  soll  die  (sozial- 
demokratische) Partei  stark  sein,  so  muß  sie  auch  auf  der  Grundlage  einer  straffen 
Disziplin  und  Unterwürfigkeit  aufgebaut  sein.«  So  wurde  denn  jetzt  die 
russische  Sozialdemokratie  zu  einem  »Generalstab  ohne  Armee«-.  Nur  der 
jüdische  »Bund-  billigte  diese  neue  Richtung  nicht  und  trat  bald  darauf  aus 
dem  organisatorischen  Verband  mit  der  »russischen  sozialdemokratischen  Arbeiter- 
partei* heraus. 

Aber  gerade  jetzt,  wo  die  Arbeiterschaft  frei  von  jeder  Bevormundung  da- 
stand, zeigte  es  sich,  daß  die  Gewerkschaftsidee  in  ihr  festen  Fuß  gefaßt  hatte: 
es  bildeten  sich  jetzt  spontan  die  ersten  freien  und  parteilosen  Gewerkschaften 
unter  den  aufgeklärteren  und  bessersituierten  Arbeiterklassen.  Voran  schritten 
die  in  Typo-  und  Lithographien  beschäftigten  Setzer,  Drucker  und  Buchbinder. 
1903  entstand  in  Moskau  eine  geheime  Gewerkschaft  der  Typographiearbeiter, 
die  im  September  desselben  Jahres  einen  Ausstand  proklamierte,  etwa  15000 
Arbeiter  zur  Teilnahme  daran  heranzog  und  eine  Reihe  Konzessionen  von  den 
Arbeitgebern  erzwang:  die  Arbeitszeit  wurde  auf  10  Stunden  herabgesetzt  und 
die  Lohntarife  auf  20 — 50%  erhöht.  Im  Juni  1905  entstand  in  Petersburg 
eine  ähnliche  Gewerksc  haft,  die  ihre  Tätigkeit  sehr  praktisch  mit  einer  Enquete 
über  die  Arbeiterlage  begann  und  sich  als  erstes  Ziel  setzte,  die  Sonntagsruhe 
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im  Gewerbe  durchzuführen  und  einen  kollektiven  Tarifvertrag  auszuarbeiten. 
Auch  in  Charkow  soll  es  schon  seit  1900  eine  geheime  Gewerkschaft  der  Setzer 
und  Drucker  gegeben  haben,  Ober  deren  Tätigkeit  nur  das  bekannt  ist,  daß 
sie  mit  einer  Schneidergewerkschaft  zusammen  eine  geheime  Zeitschrift,  »Das 
Arbeiterkassenblatt«,  herauszugeben  versuchte.    Ferner  hatten  Uhrmacher  und 
Pharmazeuten  in  Petersburg  zwei  kleine  und  die  Handlungsgehilfen  in  Peters- 
burg, Moskau  und  Nishny-Nowgorod   und  die  Arbeiterschaft  der  Moskauer 
stadtischen  Verwaltung  mehrere  große  Gewerkschaften  organisiert  (die  Peters- 
burger Gewerkschaft  der  Verkäufer  zählte  2000  und  die  Gewerkschaft  der 
Buchhalter  und  Korrespondenten  sogar  2500  Mitglieder!).    Alle  diese  Gewerk- 
schaften waren  mehr  oder  weniger  geheime  Organisationen,  denn  bei  dem 
damals  herrschenden  Konzessionssystem  wurde  nur  die  Gründung  von  Hilfs- 
vereinen, nicht  aber  von  Gewerkschaften  gestattet.    Aber  auch  in  die  seit  jeher 
bestehenden,  ein  stilles,  beschauliches  Dasein  fristenden  Hilfsvereine  der  Hand- 
werker und  der  Handlungsgehilfen  kam  jetzt  neues,  frisch  pulsierendes  Leben. 
Diese  Hilfsvereine  waren  rein  charitative,  keineswegs  proletarische  Organisationen, 
sie  zählten  zu  ihren  Mitgliedern  viele  Arbeitgeber,  Fabrikdirektoren,  Techniker, 
Prokuristen  und  andere  Privatbeamte,  denen  überall  eine  führende  Rolle  in 
der  Verwaltung  der  Hilfsvereine  zukam.    Jetzt  fingen  aber  die  proletarischen 
Elemente  dieser  Vereine  an  die  bourgeoisen  Elemente  aus  den  Vorständen  zu 
verdrängen  und  der  Tätigkeit  der  Vereine  eine  ganz  neue  Richtung  zu  geben. 
Es  kam  überhaupt  ein  freierer  Zug  in  diese  Vereine:  während  früher  z.  B. 
die  meisten  Hilfsvereine  der  Handlungsgehilfen  prinzipiell  keine  Handarbeiter 
(tschernorabotschije)  einerseits  und  keine  Juden  andererseits  in  die  Zahl  ihrer 
Mitglieder  aufnahmen,  wurden  jetzt  alle  im  Handelsgewerbe  Beschäftigten  ohne 
Unterschied  der  Art  der  Beschäftigung,  des  Glaubens  und  der  Nationalität  auf- 
genommen; weiter  wurden  jetzt  Unterstützungen  ausgeteilt  nicht  nur  an  arbeits- 
lose wie  früher,  auch  an  streikende  und  selbst  verhaftete  und  von  der  Polizei 
-ausgewiesene  Mitglieder  und  deren  Familienangehörige.    Endlich  fingen  diese 
Vereine  an  unter  ihren  Mitgliedern  zugunsten  der  Sonntagsruhe,  Kürzung  der 
Arbeitszeit,  Einschränkung  der  Kinderarbeit  usw.  zu  agitieren.     An  einigen 
Orten  kam  es  zu  Streiks  nicht  nur  der  Handwerker,  auch  der  Handlungsge- 
hilfen: so  1903  in  Kutais  und  im  März  1905  in  Irkutsk,  wo  die  Prinzipale 
zu  weitgehenden  Konzessionen  gezwungen  wurden.    Durch  große  Rührigkeit 
zeichnete   sich    namentlich    der  Charkower    Handwerkerhilfsverein    aus.  Im 
Jahre   1905    zählte   er   schon   1246  Mitglieder   und  hatte  ein   Kapital  von 
32  000  Rubel  gesammelt  und  für  Unterstützungen  im  Lauf  des  Jahres  4600 
Rubel  ausgegeben.     Unterstützt  wurden  von  diesem  Verein  nicht  allein  Mit- 
glieder,   auch    streikende   Nichtmitglieder    erhielten    500  Rubel  ausgezahlt. 
Außerdem  gab  es  hier  noch  einen  geheimen  allgemeinen  Streikfonds,  der  von 
einer  Streikkonimission  der  Arbeiterdelegierten  verwallet  wurde.    Ohne  Ein- 
willigung der  Streikkommission  durfte  kein  Streik  angefangen  werden,  und  es 
wurde  von  der  Kommission  streng  darauf  gesehen,  daß  während  eines  Streiks 
in  irgend  einem  Gewerbe  die  Arbeiter  aller  übrigen  Gewerbe  ihre  Arbeit  fort- 
setzen und  so  imstande  seien,  die  Streikenden  zu  unterstützen.    Solch  ein 
schrittweises,  planmäßiges  Vorgehen  bei  Streiks  war  etwas  in  Rußland  noch 
nie  Dagewesenes.    Auch  wurde  in  einem  Fall  ein  in  Rußland  noch  ganz  un- 
bekanntes Kampfmittel  ebenfalls  mit  bestem  Erfolg  angewandt ;  es  wurde  nämlich 
der  Boykott  über  die  Tabake  einer  Fabrik,  wo  ein  Arbeiterausstand  ausge- 

2* 


Digitized  by  Google 


20 


I.  Die  russische  Gewerkschaftsbewegung. 


brochen  war,  verhängt,  worauf  in  allen  Kramladen,  wo  die  Arbeiterschaft  ihre 
Waren  einkauft,  die  Tabake  dieser  Finna  von  der  Ausluge  verschwanden;  das 
machte  solch  einen  Eindruck  auf  den  Fabrikanten,  daß  er  den  Forderungen 
seiner  Arbeiter  nun  nachgab.  Die  Tätigkeit  dieses  Charkower  Hilfsvereins 
war  vorbildlich  für  dergleichen  Vereine,  die  sich  so  allmählich,  Schritt  für 
Schritt  zu  Gewerkschaften  entwickelten. 

In  einer  anderen  Form  entstanden  Arbeiterorganisationen  im  äußersten 
Süden  Rußland,  unter  den  Naphthaarbeitern  in  Baku.  Hier  agitierte  seit  dem 
Sommer  1904  unter  der  Arbeiterschaft  ein  ehemaliger  Volksschullehrer,  Leo 
Schendrikoff  (mehr  bekannt  unter  dem  Pseudonym  »Justus»),  der,  obgleich 
Sozialdemokrat,  sich  um  die  Weisungen  des  lokalen  sozialdemokratischen 
Komitees  wenig  kümmerte  und  unterstützt  von  einigen  Gesinnungsgenossen  die 
buntscheckige,  aus  Russen,  Armeniern,  Tataren,  Persern  und  noch  anderen 
kleineren  Nationalitäten  bestehenden  Arbeitcnnassen  gewerkschaftlich  organisierte: 
in  jedem  Betrieb  wurden  Arbeitcrkommissionen  gewählt,  an  deren  Spitze 
später  noch  ein  von  letzteren  gewählter  »Rat  der  Arbeiterdeputierten«  trat. 
Diese  neue,  auf  rein  demokratischer  Basis  begründete  Arbeiterorganisation 
wurde  auf  das  Schärfste  bekämpft  vom  lokalen  sozialdemokratischen  Komilee, 
das  dem  Leiter  dieser  Organisation,  Leo  Schendrikoff,  allerlei  Hindernisse  in 
den  Weg  legte  und  zuletzt  durchsetzte,  daß  er  aus  der  Partei  ausgestoßen 
wurde,  weil  er  angeblich  an  den  Prinzipien  der  Sozialdemokratie  Verrat  geübt 
hatte.  Dieser  Verrat  bestand  darin,  daß,  als  im  Dezember  1904  ein  allgemeiner 
Ausstand  der  Arbeiterschaft  in  Baku  ausbrach,  Schendrikoff  statt  *das  Bewußt- 
sein der  Arbeiter  mit  grenzenlosem  Mißtrauen  gegen  die  Unternehmer  zu 
durchtränken«,  sich  geneigt  zeigte  mit  den  Unternehmern  zu  paktieren,  oder, 
wie  die  Sozialdemokraten  sich  geschmackvoll  ausdrückten,  »zu  feilschen  und  zu 
betteln«.  Nachdem  der  Streik  17  Tage  gedauert  hatte,  erwirkte  Schendrikoff 
von  allen  größeren  Naphthafirmen  ein  kollektives,  schriftliches  Versprechen,  das 
eine  Reihe  wichtiger  Konzessionen  an  die  Arbeiter  enthielt:  die  bisher  übliche 
Arbeitszeit  von  1 1  lL  Stunden  wurde  verkürzt  in  den  Naphthaquellen  auf 
8  Stunden  und  in  den  Naphtharaffinerien  auf  9  Stunden;  der  Minimailohn  in 
den  verschiedenen  Industriebranchen  wurde  erhöht  von  15  —  20  Rubel  auf 
18--22  Rubel  nebst  Wohnungsgeld  (13  Rubel  für  Familienväter  und  3-6-7  Rubel 
für  Ledige),  freiem  Wasser,  Naphthaheizung  und  Petroleumbcleuchtung ;  endlich 
sollten  noch  kranke  Arbeiter  von  nun  an  den  halben  Lohn  und  das  ganze 
Wohnungsgcld  während  der  Krankheit,  aber  nicht  länger  als  3  Monate  lang, 
beziehen  usw.  Dieses  Abkommen  wurde  später  auf  dem  Kongreß  der  Naphtha- 
industriellen  in  Peterburg  noch  durch  neue  Stipulationen  ergänzt  und  erweitert, 
wobei  die  Unternehmer  die  bestehenden  Arbeiterorganisationen  anerkannten 
und  sich  sogar  bereit  erklärten  ein  Einigungsamt,  eine  Arbeiterbörse,  ein 
Volkshaus  usw.  einzurichten,  was  aber  die  Regierung  nicht  zuließ,  die  auch 
den  Rat  der  Arbeiterdeputierten  auflöste,  indem  es  die  letzteren  verhaftete  und 
auswies. 

Diese  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  in  Baku  zustande  gekommene 
musterhafte  Arbeiterorganisation  mit  ihrer  maßvollen  und  wirksamen  Taktik 
hätte  auf  die  russische  Gewerkschaftsbewegung  geradezu  vorbildlich  wirken 
müssen,  aber  infolge  veränderter  politischer  Lage  ging  diese  Bewegung  jetzt  in 
ein  stürmis<  lies,  überhastetes  Tempo  über. 
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Durch  die  Ereignisse  »des  blutigen  Sonntags«  (des  g./22.  Januar  1905) 
war  das  naivgläubige  Vertrauen  der  Arbeiterschaft  auf  den  Gerechtigkeitssinn 
und  die  Volksfreundlichkeit  der  väterlichen  Regierung  erschüttert.  Aber  auch 
der  Volksglaube  an  die  unbeschränkte  Machtfülle  der  Regierung  kam  nach  den 
unerhörten  Niederlagen  des  russischen  Heeres  und  der  Flotte  im  Kampf  gegen 
das  kleine  Japan  ins  Wanken  und  schlug  ins  Gegenteil,  in  Geringschätzung  um. 
Die  Administration  hatte  das  Vertrauen  zu  sich  selbst  verloren  und  wagte 
nicht  mehr  so  scharf,  wie  früher,  einzuschreiten,  wenn  ihre  Verbote  mißachtet 
wurden.  So  wurde  denn  im  Herbst  1905  in  beiden  Hauptstädten  und 
größeren  Provinzialstädten,  wie  Odessa  und  Nishny-Nowgorod,  faktisch  (nicht 
rechtlich)  die  volle,  unbeschränkte  Versammlungs-,  Vereins-,  Rede-  und  Preß- 
freiheit erobert.  Zehntausende  strömten  täglich  in  die  Hörsäle  der  Hochschulen, 
Volkstheater  usw.,  wo  fast  jede  Profession  ihre  Meetings  abhielt.  Die  unge- 
wohnt freien  Reden  revolutionärer  Agitatoren ,  die  das  Proletariat  u.  a.  auf- 
forderten sich  in  Gewerkschaften  zu  organisieren,  wurden  von  den  Zuhörern 
enthusiastisch  und  kritiklos  aufgenommen,  worauf  die  Entwürfe  der  Gewerk- 
schaftsstatuten fast  ohne  Debatte  angenommen  wurden.  So  schössen  die 
Gewerkschaften  wie  Pilze  auf:  allein  in  den  Monaten  Oktober  und  November 
bildeten  sich  in  Petersburg  40  Gewerkschaften,  in  Moskau  sogar  50  mit  25  000 
Mitgliedern,  in  Nishny-Nowgorod  18  Gewerkschaften  mit  10  000 — 1 2  ooo  Mit- 
gliedern usw.  Aber  nur  die  wenigsten  unter  diesen  Tausenden,  die  in  das 
Mitgliederverzeichnis  der  Gewerkschaften  sich  eintragen  ließen,  hatten  einen 
klaren  Begriff  davon,  wie  eine  Gewerkschaft  funktioniert  und  welche  Pflichten 
sie  ihren  Mitgliedern  auferlegt.  Der  ganze  Nutzen  dieser  stürmischen  Bewegung 
bestand  bloß  darin,  daß  jetzt  die  Gewerkschaftsidee  selbst  in  die  allerrück- 
ständigsten  Schichten  der  Arbeiterschaft  eindrang.  So  entstanden  z.  B.  Ge- 
werkschaften der  Dienstboten,  Fuhrleute,  Kellner,  selbst  Hausknechte  (die  in 
Rußland  einige  polizeiliche  Funktionen  ausüben).  Auch  schlössen  sich  im 
Moskauer  Textilravon  viele  »altgläubige  Sektierern:  der  Gewerkschaftsbewegung 
an  und  erst  später,  als  ihre  Schriftgelehrten  herausfanden,  daß  die  Gewerkschaft 
auch  eine  der  Erfindungen  des  Antichrist*  sei  und  seinen  iSiempck  an  sich 
trage1),  fielen  sie  von  den  Gewerkschaften  ab. 

Die  Arbeiterniassen  enthusiasmierten  sich  für  die  Gewerkschaften,  weil 
man  damals  allgemein  von  ihnen  und  den  Generalstreiks  eine  radikale  Um- 
wälzung im  Handumdrehen  aller  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  schon 
in  der  nächsten  Zukunft  erhoffte.  In  dieser  Illusion  wurden  die  Arbeitermassen 
noch  bestärkt  durch  die  leichten  Siege,  die  sie  jetzt  über  die  überrumpelten 
Arbeitgeber  und  die  bestürzte  Regierung  errangen,  was  ihr  Selbstgefühl  hob 
und  sie  zu  einer  Überschätzung  ihrer  Kraft  führte.  Eine  Streikepidemie  von 
einem  noch  nie  und  nirgends  dagewesenen  Unifange  brach  aus.  Außer  einer 
Unmasse  lokaler  Streiks  wurden  drei  Generalstreiks  durchgeführt.  In  den  der 
Fabrikinspektion  unterworfenen  14000  Gewerbebetrieben2)  mit  1650000  Ar- 

»)  Bekanntlich  sind  viele  »altgläubige  Sektierer«  überzeugt,  daß  in  Rußland  seit  Peter 
d.  Gr.  der  Antichrist  herrsche,  sich  in  den  verschiedensten  Formen  offenbare  und  auf  alles 
was  ihm  Untertan  ist,  seinen  »Stempel«  aufdrücke. 

»)  Hierher  gehören  nicht  alle  Bergbaunnternehmungen,  Eisenbahnwerkstätten  und  Hand- 
werkerbetriebe, die  aber  auch  an  der  Streikbewegung  den  regsten  Anteil  nahmen. 
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beitern  waren  im  Jahre  1905,  nach  den  offiziellen  Berichten  der  Fabrikin- 
spektion, in  13  110  Betrieben  Streiks  aasgebrochen,  an  denen  2  709  695  Arbeiter 
teilnahmen  (während  im  vorhergehenden  Jahrzehnt  1895 — 1904  durchschnittlich 
im  Jahr  nur  43  125  Arbeiter  in  176  Betrieben  gestreikt  hatten).  Davon  hatten 
5336  Streiks  mit  964  000  Streikenden  einen  rein  politischen  Charakcr,  3667  Streiks 
mit  716000  Streikenden  einen  gemischten,  politischwirtschaftlichen  Charakter 
und  endlich  4207  Streiks  mit  1  029  695  Streikenden  einen  rein  wirtschaftlichen 
Charakter.  Die  Zahl  der  Streikenden  war  also  größer,  als  die  Zahl  der  Arbeiter 
überhaupt,  da  viele  Arbeiter  an  2  —  3,  selbst  an  10 — 12  Streiks  teilgenommen 
hatten.  Wenn  man  aber  jeden  Arbeiter,  gleichviel  wie  oft  er  in  diesem  Jahr 
gestreikt  hat,  nur  einmal  in  Anrechnung  bringt,  so  ergibt  es  sich,  daß  durch- 
schnittlich in  ganz  Rußland  im  Jahr  1905  ungefähr  6o°/0  aller  Fabrikarbeiter 
an  der  Streikbewegung  tätig  teilgenommen  hatten  (in  den  Gouvernements 
Petersburg,  Livland,  Petrikow-Lodz  und  Tiflis  sogar  90%,  im  Gouvernement 
Jekaterinoslaw,  in  Litauen  und  übrigen  Polen  und  den  Ostseeprovinzen  75% 
aller  Fabrikarbeiter).  Diese  Streiks  hatten  nach  den  Berechnungen  der  Fabrik- 
inspektion, der  Arbeiterschaft  ungefähr  ijl!3  Millionen  Rubel  gekostet! 

Diese  Streikepidemie  kam  auch  der  Gewerkschaftsbewegung  zugute, 
denn  die  die  Streiks  leitenden  Deputierten  der  Arbeiterschaft  betrieben  gewöhn- 
lich nach  Beendigung  des  Streiks  oder  schon  während  desselben  die  Gründung 
von  Gewerkschaften  da,  wo  solche  noch  nicht  vorhanden  waren. 

Die  oben  angeführten  offiziellen  Daten  zeigen,  welch  regen  Anteil  die 
Arbeiterschaft  damals  an  allen  politischen  Ereignissen  nahm  und  wie  große  Opfer 
sie  gebracht  hatte,  nicht  nur  um  ihre  eigene  wirtschaftliche  Lage  zu  verbessern, 
sondern  auch  um  dem  ganzen  Lande  die  Freiheit  zu  erobern.  So  wurde 
namentlich  die  Preßfreiheit  faktisch  erobert,  dank  den  in  den  Druckereien  be- 
schäftigten Arbeitern,  die  kategorisch  sich  geweigert  hatten,  solche  Manuskripte 
zu  setzen  und  zu  drucken,  die  nach  wie  vor  dem  Zensor  zur  Durchsicht  ein- 
gereicht waren  und  seinen  Vermerk  trugen.  Auch  der  »Petersburger  Rat  der 
Arbeiterdeputierten«,  der  eine  Zeitlang  die  Rolle  einer  revolutionären  Neben- 
regierung (übrigens  mit  wenig  Erfolg  und  Geschick)  spielte,  bestand  zum  Teil 
aus  Delegierten  der  Gewerkschaften,  wobei  einzelne  Gewerkschaften  als  dessen 
Exekutivorgane  fungierten,  u.  a.  auch  den  Druck  seiner  Bulletins  besorgten. 
Endlich  waren  auch  unter  den  Kämpfern  des  bewaffneten  Aufstands  in  Moskau, 
womit  das  russische  »tolle  Jahr*  schloß,  Mitglieder  der  Gewerkschaften  zahreich 
vertreten. 

Groß  war  die  Opferfreudigkeit  der  Arbeiterschaft,  aber  es  soll  nicht  ver- 
schwiegen werden,  daß  auch  die  Arbeitgeber  schwere  materielle  Verluste  in 
diesem  stürmischen  Jahr  zu  erleiden  hatten,  bis  sie  sich  allmählich  den  neuen 
Verhaltnissen  angepaßt  hatten.  Nach  den  offiziellen  Berichten  der  Fabrik- 
inspektion hatten  im  Jahr  1905  von  4207  rein  wirtschaftlichen  Streiks  mit 
1  029  695  Streikenden  ganze  78%  dieser  Streiks,  an  denen  70,6%  der  Streiken- 
den teilnahmen,  einen  für  die  letzteren  günstigen  Verlauf.  Schon  im  Februar 
1905  hatte  das  Moskauer  Börsenkomitee  zur  Beratung  über  die  Arbeiterfrage 
eine  Kommission  eingesetzt,  die  »eine  der  Hauptursachen  des  Mißerfolgs  im 
Kampf  mit  der  Flut  von  Streiks*  darin  erblickte,  daß  »die  Fabrikanten  keineswegs 
einig  seien  hinsichtlich  jener  Streitpunkte,  in  denen  der  Arbeiterschaft  keine 
Konzessionen  gemacht  werden  können,  ohne  daß  der  normale  Gang  der  Industrie- 
tatigkeit  gestört  werde  .    Infolgedessen  arbeitete  die  Kommission  ein  Register 
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solcher  unbilliger  Arbeiterforderungen  aus,  denen  die  Arbeitgeber  unter  keinen 
Umständen  nachgeben  durften,  worauf  zuerst  die  Moskauer  und  später  (den 
15.  März)  auch  die  Petersburger  Großindustriellen  sich  gegenseitig  schriftlich 
bei  Konventionalstrafe  verpflichteten,  diese  für  die  Lebensinteressen  der  Industrie 
gefährlichen  Forderungen  immer  zurückzuweisen.  An  diesem  Übereinkommen 
nahmen  aber  nur  die  Großindustriellen  teil,  während  die  kleineren  Unter- 
nehmer durch  die  sich  überstürzenden  Ereignisse  überrascht  dem  Andrang  der 
Arbeiterschaft  meist  rat-  und  machtlos  gegenüberstanden  und  zu  weitgehenden 
Konzessionen  sich  bequemen  mußten,  namentlich  hinsichtlich  der  Arbeitszeit, 
die  von  der  gesetzlich  festgesetzten  Maximalnorm  (auch  für  erwachsene  Fabrik- 
arbeiter) von  1 1  '/2  Stunden  jetzt  in  den  weitaus  meisten  Betrieben  auf  10  und  in 
einigen  Fällen  auf  9  (z.  B.  im  Druckereigewerbe)  und  sogar  8  Stunden  zurückging, 
wobei  auch  die  Nachtarbeit  nur  in  den  wenigsten  Betrieben  beibehalten  wurde. 

Einen  eigenartigen,  weniger  stürmischen  Verlauf  nahm  in  dieser  Epoche 
die  Gewerkschaftsbewegung  im  Westen  der  Monarchie,  in  Warschau,  Lodz, 
Wilna  usw.  Hier  wurde  die  Massenagitation  sehr  erschwert  einerseits  durch 
das  Verbot  Meetings  abzuhalten,  andererseits  durch  die  große  Uneinigkeit 
zwischen  den  verschiedenen  sozialistischen  Parteien:  außer  dem  oben  erwähnten 
jüdischen  »Bund«,  der  jetzt  seine  zahlreichen  Streikkassen  zu  Gewerkschaften 
ausbaute,  gab  es  hier  noch  sozialistische  Zionisten,  polnische,  litauische  und 
russische  Sozialdemokraten,  die  den  »Bund«  bekämpften  und  im  Gegensatz 
zum  letzteren  parteilose  internationale  Gewerkschaften  zu  begründen  bestrebt 
waren.  Alle  vom  »Bund*;  ins  Leben  gerufene  Geweiksehaften  waren  nämlich 
Parteiorganisationen  im  vollsten  Sinn  des  Wortes:  diese  Gewerkschaften  waren 
verpflichtet,  25%  ihrer  Einnahmen  in  die  Kasse  des  »Bundes«  abzuliefern  und 
ein  Delegierter  des  »Bundes«  nahm  an  allen  Beschlüssen  der  Gewerkschaft 
Anteil,  wobei  dieser  Delegierte  noch  das  Recht  besaß,  sein  Veto  einzulegen  in 
allen  Fällen,  wo  die  Gewerkschaft  von  den  Prinzipien  des  Klassenkampfes  in 
der  Richtung  »zünftlerischer  Exklusivität*  abwich.  Die  umsichtige  und  konse- 
quent durchgeführte  Taktik  des  »Bundes;  und  seiner  Streikkassen  hatte  in  den 
verflossenen  12  Jahren  seit  der  Begründung  des  »Bundes«  die  Arbeitslage 
seiner  Mitglieder  bedeutend  gebessert:  die  Arbeitszeit  war  in  allen  Gewerben 
auf  9  bis  10  Stunden  (im  Gerbergewerbe  sogar  auf  8  Stunden)  gefallen,  die 
Löhne  waren  gestiegen  und  auch  die  allgemeinen  Arbeitsverhältnisse  hatten 
sich  zum  Bessern  verändert.  Aber  alle  diese  Vergünstigungen  genossen  nur 
die  jüdischen  Mitglieder  des  »Bundes«,  nicht  aber  die  christlichen  Arbeiter, 
»he  in  denselben  Betrieben  beschäftigt  oft  (wie  z.  B.  in  den  Bäckereien  von 
Wilna)  länger  arbeiten  mußten  und  schlechter  entlohnt  und  behandelt  wurden. 
Die  Opposition  seitens  der  anderen  sozialistischen  Parteien  gegen  die  engherzige 
nationalistische  Politik  des  »Bundes«  hatte  zur  Folge,  daß  der  »Bund«  jetzt 
anfing  nicht  nur  für  seine  Mitglieder,  auch  für  Nichtmitglicdcr,  die  mit  den 
ersteren  im  selben  Betriebe  beschäftigt  waren,  zu  sorgen,  indem  er  ihre  wirt- 
schaftliche Lage  zu  heben  bestrebt  war. 

Endlich  im  äußersten  Süden,  in  Baku  äußerte  sich  der  Nationalilätenhader  in 
der  Entstehung  unter  den  rassischen  und  tatarischen  Arbeitern  der  berüchtigten 
Schwarzen  Hundert«  und  in  mehreren  Pogroms,  in  denen  die  aufgehetzten  Tataren 
sich  gegen  die  Armenier  wandten  (so  im  Februar,  dann  noch  im  August  1905). 
Nur  mit  Mühe,  zum  Teil  unter  Lebensgefahr,  gelang  es  Leo  Schendrikoff  und 
seinen  Freunden  dem  Morden  und  Sengen  unter  der  Arbeiterschaft  Einhalt  zu  tun. 
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§  6.  Die  Epoche  der  Gegenrevolution. 

Nach  Niederwerfung  des  Moskauer  Aufstandes  im  Dezember  1905  kam 
die  schärfste,  rücksichtsloseste  Reaktion  in  Rußland  zur  Herrschaft  und  wandle 
sich  auch  gegen  die  Gewerkschaften,  in  denen  sie  Bollwerke  der  Revolution 
sah.  Die  Lage  der  Gewerkschaften  war  um  so  schwieriger,  als  nach  dem 
Wortlaut  der  oben  angeführten  Novelle  v.  J.  1874,  die  noch  volle  Geltung 
hatte,  die  Gewerkschaften  zu  der  Kategorie  der  nicht  nur  illegalen,  sondern  auch 
strafbaren  Verbände  gehörten.  Fast  in  allen  Bureaux  der  Gewerkschaften  wurden 
von  der  Polizei  Haussuchungen  gemacht,  die  Kassenbücher,  Mitgliederverzeioh- 
nisse  und  Korrespondenz  der  Gewerkschaften  beschlagnahmt  und  die  Lokale 
geschlossen;  nur  wenigen  Gewerkschaften  gelang  es  noch  vor  der  Durchsuchung 
ihre  Bücher  und  Korrespondenz  aus  den  Bureaux  fortzuschaffen  und  in  Sicher- 
heit zu  bringen.  Viele  Gewerkschaftsführer  wurden  verhaftet  und  dann  aus- 
gewiesen oder  verbannt;  es  kam  oft  vor,  daß  von  den  Vorstandsmitgliedern 
kein  einziger  der  Haft  entrann,  so  daß  Neuwahlen  durch  die  Generalversamm- 
lung nötig  wurden,  letztere  aber  nicht  einberufen  werden  konnten,  weil  die 
Polizei  alle  mehr  oder  weniger  zahlreichen  Versammlungen  auseinandertrieb. 
Deshalb  traten  jetzt  an  die  Stelle  der  öffentlichen  Generalversammlungen 
geheime  Versammlungen  von  einigen  wenigen  Delegierten  der  einzelnen  Werk- 
stätten. Manchmal  gab  es  aber  auch  unter  diesen  Delegierten  Niemand,  der  die 
Geschäfte  der  Gewerkschaft  besorgen  konnte.  In  solchen  Fällen  erwies  der 
.>Hund«  als  Gewerkschaftszentrale  ausgezeichnete  Dienste  den  Gewerkschaften, 
indem  er  seine  Parteimitglieder  zur  Ausübung  der  Funktionen  von  Gewerk- 
schaftssekretäreu  und  Buchhaltern  abkommandierte.  Schwierig  war  es  auch 
für  die  Gewerkschaftsbureaux  ein  Lokal  zu  finden,  da  die  Hausbesitzer  aus 
Furcht  vor  der  Polizei  diese  Bureaux  in  ihren  Häusern  nicht  dulden  wollten. 
Auch  hierin  war  der  Bund  den  Gewerkschaften  behilflich.  Ähnlich  handelte 
auch  das  Ende  1905  in  Petersburg  entstandene  Zentralbureau  der  Gewerk- 
schaften ')  und  das  »Moskauer  Bureau  der  Gewcrkschaftsdelegicrtcn.i  Aber 
trotz  all  ihren  Bemühungen  lösten  sich  viele,  sehr  viele  Gewerkschaften 
endgültig  auf  und  auch  in  den  wenigen  lebensfähigen  Gewerkschaften,  die  den 
Verfolgungen  der  Regierung  stand  hielten,  ging  die  Zahl  der  Mitglieder  gewaltig 
zurück.  Die  Arbeitcrmassen,  die  noch  vor  kurzem  auf  die  Gewerkschaften 
solche  überschwängliche  Hoffnungen  setzten,  fielen  jetzt  enttäuscht  von  ihnen 
ab.  Viele  Mitglieder  der  Gewerkschaften  zerrissen  sogar  ihre  Mitgliedskarten 
aus  Furcht,  daß  letztere  in  die  Hände  der  Polizei  fallen  könnten,  und  aus 
demselben  Grunde  wollte  Niemand  seinen  Namen  und  Wohnort  in  die  Mit- 
gliederverzeichnisse  der  Gewerkschaften  eintragen  lassen. 

Aber  nicht  nur  tlie  Polizei,  auch  die  Arbeitgeber  traten  jetzt  gegen  die 
Gewerkschaften  auf,  indem  sie  tlie  Führer  der  Gewerkschaften  aus  dem  Dienst 
entließen,  schwarze  Listen«  einführten  und  bestrebt  waren,  die  Konzessionen, 
die  sie  während  der  revolutionären  Epoche  ihren  Arbeitern  gemacht  hatten, 
allmählich  zurückzunehmen.  Jetzt  bildeten  auch  kleine  Unternehmer  und  Hand- 
werksmeister in  Westrußland  eine  Reihe  von  Arbeitgeberkartellen. 

Trotz  alle  dem  waren  Ende  Februar  1906,  also  kurz  vor  Erscheinen  des  Ge- 
setzes vom  4./ 17.  März  1906.  noc  h  folgende  Gewerkschaften  faktisch  vorhanden: 

«)  S<>  heißen  gewöbulich  in  Rulllaiul  die  Gewerkschaftskartelle,  während  in  Russisch- 
Polen  sie  auch  »Kartelkw  genannt  werden. 
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1.  In  Petersburg  gab  es  noch  26  Gewerkschaften,  von  denen  die 
bedeutendsten  die  der  Druckereiarbeiter,  Bauarbeiter,  Weber,  Schuhmacher, 
Bäcker  und  Handlungsgehilfen  waren.  Ihre  Mitgliederzahl  ist  unbekannt.  Das 
Zentral burcau  war  intakt  geblieben  und  halte  eine  Rechtsauskunftsstelle,  ärztliche 
Hilfe,  Bibliotheken  und  Vortrüge  für  die  Arbeiterschaft  organisiert.  Sein 
Sekretariat  gab  eine  Zeitung  sDer  Gewerkvercin«  heraus.  Außerdem  waren, 
erschienen  einzelne  Nummern  der  Zeitschriften:  *I)cr  Druckereibote  ,  »Der 
Handelskorrespondenz,  »Der  Verkäufer*,  »Die  Pharmazeutenstiinme-,  »Das 
Blatt  für  Schneider  und  Kürschner«,  »Die  Fuhrmannsstimmec. 

2.  In  Moskau  hatten  sich  folgende  Gewerkschaften  erhalten:  a)  der 
Druckereiarbeiter  mit  4  000  Mitglieder  und  einem  Jahreseinkommen  von  5  700  R.; 
b)  der  Schneider  und  Schneiderinnen  mit  860  männlichen  und  200  weiblichen 
Mitgliedern  und  491  R.  in  der  Kasse;  c)  der  Bücker  mit  2000  Mitglieder  und 
854  R.  in  der  Kasse;  d)  der  Tischler  (1000  M.);  e)  der  Bandweber  (700  M.); 
f)  der  Handlungsgehilfen  (2  500  M.);  g)  der  Buchhalter  und  Korrespondenten 
(950  M.  und  300  R.  in  der  Kasse);  h)  der  Techniker  ( 1 50  M.).  Außerdem 
soll  es  noch  Gewerkschaften  der  Pharmazeuten,  Schirmdreehsler,  Bauarbeiter, 
Teevutierer,  Kellner,  endlich  auch  der  Arbeiter  der  Eisenbahnwerkstütten  und 
der  Stadtverwaltung  gegeben  haben.  Das  %  Bureau  der  Gewerkschaf  tsdelegierten; 
hatte  eine  Rechtsauskunftsstelle  und  verschiedene  Vortrüge  für  die  Arbeiter- 
schaft organisiert. 

3.  In  Odessa  gab  es  folgende  Gewerkschaften:  a)  der  Druckereiarbeiter 
(1  ioü  M.);  b)  der  Maschinenbauer  (1000  M.  und  600  R.  in  der  Zentralkasse, 
außerdem  gab  es  noch  Fabrikkassen  in  den  einzelne!»  Fabriken);  c)  der  Tee- 
sortierer 1300  M.  und  200  R.  in  der  Kasse);  d)  der  Herrenschneider  (70  M. 
und  75  R.  in  der  Kasse);  c)  der  Elektrotechniker  (90  M.  und  40  R.  in  der 
Kasv  );  f)  der  Photographen  (70  M.  und  20  R.  Kasseniest);  g)  der  Arbeiter 
der  Konfektfabriken. 

4.  In  Nishnv-Nowgorod  bestanden  noch  5  Gewerkschaften:  a)  der 
Handlungsgehilfen  (400  M.  und  300  R.  in  der  Kassel;  b)  der  Druckerei- 
arbeiter (300  M.  und  100  R.  in  der  Kasse);  c)  der  Schiffer  (325  M.  und 
200  R.r.  d)  der  Schneider  und  Schneiderinnen  (275  M.  und  75  R.);  c)  der 
Lazarettgehilfen  (55  M.  und  10  R.). 

5.  In  Jaroslawl  gab  es  nur  2  Gewerkschaften  der  Handlungsgehilfen 
(550  M.)  und  Schuhmacher  (100  M.). 

6.  In  Kostroma  r  Kellnergewcrkschaft  (100  M.). 

7.  In  Rybinsk  1  Gewerkschaft  weiblicher  Handwerker.  (?) 

8.  In  Kiew  2  Gewerkschaften  der  Druckereiarbeiter  und  Bäcker. 

9.  In  Charkow  gab  es  Hilfskassen:  eine,  die  allerlei  Handwerker  um- 
faßte, und  die  der  Schneider  und  Tabakarbeiter.  Außerdem  existierte  ein  Zen- 
tralbureau nebst  Sekretariat. 

10.  In  Warschau  gab  es  folgende  bundistische  Gewerkschaften: 
a)  der  Metallarbeiter  (250  M.);  b)  der  Schuhmacher  '800  M.)  und  Gerber 
(200  M.);  c)  der  Tischler  (150  M.);  d)  der  Schneider  (1000  M.);  e)  der  Bäcker 
600  M.)   und  Konditor  (150  M.);  f)  der  Handlungsgehilfen  (1000  M.). 

11.  In  Lodz  existierten  ebenfalls  bundistische^  Gewerkschaften:  a)  der 
Textilarbeiter  (2020  M.);  b)  der  Metall-  und  Bauarbeiter  (340  M.);  c)  der 
Schneider  und  Mützenmacher  (480  M.);  d)  der  Strumpfwirke!  (250  M.);  e)  der 
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Schuhmacher  (100  M.);  0  der  Bäcker  (400  M.);  g)  der  Fleischer  (240  M.i: 
h)  der  Handlungsgehilfen  (500  M.). 

12.  In  Wilna  gab  es  »bundistische«  Gewerkschaften:  a)  der  Druckerei- 
arbeiter und  Buchbinder  (490  M.);  b)  der  Metallarbeiter  (310  M.);  c)  der 
Bauarbeiter  (210  M.);  d)  der  Tischler  (240  M.);  e)  der  Tabakarbeiterinnen 
(250  M.);  0  der  Gerber  (120  M.);  g)  der  Schneider  (qoo  M.);  h)  der 
Schuhmacher  und  Lederarbeiter  (400  M.);  i)  der  Bäcker  (215  M.);  k)  der 
Fleischer  (100  M.);  I)  der  Dienstboten  (300  M.);  m)  der  Handlungsgehilfen 
(900  M.).  Kassenbestände  gab  es  nur  in  den  Gewerkschaften  der  Druckerei- 
arbeiter, Handlungsgehilfen,  Bäcker,  Gerber,  Schuhmacher  und  Lederarbeiter. 
Die  gewerkschaftlich  organisierten  Gerber,  in  den  kleinen  Städten  Litauens 
hatten  sich  gleich  den  Bürstenbindern  zu  einem  Gauverbande  vereinigt. 

Die  obenangeführten  Zahlen  zeugen  jedenfalls  davon,  daß  zu  diesem 
Zeitpunkt  die  Gewerkschaftsbewegung  sich  schon  über  einen  großen  Teil  Rußlands 
ergossen  und  stellenweise  die  Arbeitennassen  recht  tief  aufgewühlt  hatte. 


II.  Die  Gewerkschaftsbewegung  nach  Legalisierung  der 

Gewerkschaften. 

§  7.  Gewährung  der  Streik-  und  Koalitionsfreiheit. 

Im  Manifest  Kaiser  Nikolaus  II.  vom  17./30.  Oktober  1905  wurden  dein 
Volke  verschiedene  Freiheiten  versprochen.  Die  Regierung  fing  allmählich  an, 
dies  Versprechen  einzulösen.  Jetzt  erst  rang  sie  sich  zur  Erkenntnis  der  Wahr- 
heit durch,  daß,  wie  es  in  den  Motiven  zu  einer  Strafgcsetzbuchnovellc  heißt, 
-der  Streik  eine  ganz  natürliche,  mit  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der 
heutigen  Industrie  organisch  verwachsene  Tatsache  sei,  die  überall,  wo  Lohn- 
arbeit angewandt  wird,  in  Erscheinung  tritt  und  weder  durch  Prävention,  n<xh 
durch  Repression  aus  dem  Leben  geschafft  werden  kann«.  So  wurden  denn 
durch  diese  Novelle  (v.  2.  Dez.  1905)  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuche> 
derart  umgeändert,  daß  die  Streiks  hinfort  nur  dann  strafbar  sein  sollten: 
a)  wenn  sie  mit  Gewalttätigkeit  oder  Drohungen  gegen  Arbeitswillige  oder  mit 
Vermögenszerstörung  oder  Schädigung  verbunden  waren,  oder  b)  wenn  sie 
unter  Angestellten  der  Eisenbahn-,  Post-,  Telegraphie-  und  dergleichen  Betriebe 
ausgebrochen  waren. 

Auf  den  4.  Marz  1906  wurde  noch  ein  Gesetz  erlassen,  das  in  seinem 
ersten  Teil  allgemeine  Bestimmungen  über  Vereine  und  Verbände  enthielt  und 
im  zweiten  Teil  speziell  von  den  »Berufsvereinens  (d.  h.  von  Gewerkschaften, 
als  auch  von  Arbeitgebervereinen)  handelte.  Vergleicht  man  dies  Gesetz  mit 
dem  Entwurf,  den  das  Ministerium  des  Grafen  Witte  ausgearbeitet  und  in  den 
Reichsrat1)  vorgestellt  hatte,  so  kann  man  nicht  umhin  zu  konstatieren,  daß  die 
reaktionären  Bureaukraten  des  Rcichsrats  den  Entwurf  veranstaltet  und  ver- 
schlechtert hatten. 


i)  Damals  war  noch  diese  rein  bureaukratische  Institution  das  höchste,  gesetzberatende 
Staatsorgan,  denn  die  Wahlen  in  die  I.  Reichsduma  hatten  noch  nicht  stattgefunden. 
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Der  Reichsrat  sah  in  den  Gewerkschaften  hauptsächlich  ein  Mittel  der 
revolutionären  Propaganda  unter  den  Arbeitennassen  wirksam  entgegenzutreten, 
was  aus  dem  Sitzungsjoumal  zu  ersehen  ist,  wo  es  wörtlich  heißt:  »Die  Ver- 
mittlung der  Fabrikinspektion  beim  Entstehen  von  Mißverständnissen  zwischen 
Fabrikanten  und  Arbeitern  hat  nicht  verhindert,  daß  diese  Mißverständnisse 
oft  in  offene  Unordnung  übergingen,  zu  deren  Unterdrückung  wie  auch  zum 
Schutz  der  Interessen  der  Fabrikanten  die  Einmischung  der  Polizei  und  des 
Militärs  nötig  wurde.  Solch  ein  Verhalten  der  Behörden  der  Arbeiterbe- 
wegung gegenüber  hat  natürlich  bei  den  Arbeitern  Mißtrauen  gegen  die 
Regierung  erzeugt  und  die  revolutionären  Einflüsse  auf  die  Arbeiterschaft 
gestärkt.  Die  Agitatore  benutzten  diese  Stimmung  der  Arbeiterschaft,  um  in 
den  Fabriken  Organisationen  ins  Leben  zu  rufen,  die  nicht  so  sehr  wirt- 
schaftliche als  politische  und  regierungsfeindliche  Ziele  verfolgten.  Jetzt  ist  es 
notwendig,  die  Arbeiterschaft  aus  diesen  äußerst  schädlichen  Organisationen 
in  solche  Berufsvereine  hinüberzuleiten,  die  rein  professionelle  Zwecke  verfolgen.« 

Als  der  Rcichsrat  zur  Beratung  des  §  1  des  Entwurfs  überging,  mißbilligte 
er  aufs  schärfste  dessen  Fassung.  In  diesem  Paragraphen  hieß  es,  Zweck  der  Be- 
rufsvereine sei  »der  Schutz  wirtschaftlicher  Interessen  und  die  Verbesserung  der 
Arbeitsbedingungen  seiner  Mitglieder«.  »Der  Ausdruck  »Schutz  der  Interessen«, 
meint  der  Reichsrat,  »setzt  voraus  einen  Kampf  und  kann  leicht  die  Arbeiter 
auf  den  Gedanken  bringen,  daß  der  Kampf  mit  den  Unternehmern  der 
Hauptzweck  der  Gewerkschaften  sei,  während  ihr  Zweck  darin  besteht,  die  ent- 
gegengesetzten Interessen  der  Arbeit  und  des  Kapitals  auf  friedlichem  Wege 
abzugrenzen  und  sie  möglichst  in  Harmonie  zu  setzen.«  Deshalb  hat  §  1  vom 
Reichsrat  folgende  ungeheuerliche  Fassung  erhalten:  >Zweck  der  Berufsvereine 
ist  die  wirtschaftlichen  Interessen  zu  klären  und  in  Harmonie  zu  setzt  n,  die 
Arbeitsbedingungen  seiner  Mitglieder  zu  verbessern  oder  die  Produktivität  der 
ihnen1)  gehörigen  Unternehmen  zu  heben«. 

Ebensowenig  billigte  der  Reichsrat  den  Absatz  b  des  §  2  des  Entwurfs, 
da  »ein  Recht  der  Berufsvereine,  normale  Taxen  und    normale  Arbeitsbe- 
dingungen in  den  verschiedenen  Zweigen  der  Industrie  und  des  Handels  fest- 
zusetzen«, in  den  Arbeitern  leicht  die  irrige  Anschauung  erwecken  könnte,  daß 
die  von  ihnen  einseitig  festgesetzten  Taxen   und  Arbeitsbedingungen  auch  für 
die    Unternehmer  obligatorisch  (?!)  seien.«    So  lautet  denn  jetzt  der  §  2  in 
der  vom  Rcichsrat  »korrigierten«  Fassung  folgendermaßen:  »§  2  Insbesondere 
können  die  Berufsvereine  sich  als  Ziel  setzen:  a)  das  Ausfindigmachen  von 
Mitteln,  um  die  aus  dem  Vertragsverhältniß  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
entstehenden  Mißverständnisse  auf  dem  Wege  des  Vergleichs  oder  Schieds- 
gerichts zu  zerstreuen,  b)  die  Klärung  (wyjasncnije)  der  Höhe  der  Arbeits- 
löhne und  der  anderen  Arbeitsbedingungen  in  den  verschiedenen  Zweigen  der 
Industrie  und  des  Handels,  c)  die  Austeilung  von  Unterstützungen  an  seine 
Mitglieder,  d)  die  Gründung  von  Sterbe-,  Aussteuer-,  Hilfs-  und  anderen  Kassen, 
e)  die  Einrichtung  von  Bibliotheken,  professionellen  Schulen,  Kursen  oder  Vor- 
trägen, f)  eine  für  seine  Mitglieder  vorteilhafte  Beschaffung  von  Gegenständen 
der  Notdurft  oder  von  Werkzeug,  g)  die  Beihilfe  in  Form  von  Stellenver- 
mittlung oder  Arbeiteranwerbung  und    hj  die   Beschaffung  juristischen  Bei- 
standes für  seine  Mitglieder.« 

«)  Man  muß  immer  im  Auge  behalten,  daß  unter  den  Berufsvereinen  auch  die  Arbeit- 
gebervereine zu  verstehen  sind. 
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Aber  nicht  nur  die  Fassung,  die  der  Reichsrat  dem  Gesetzestext  gab, 
war  eine  recht  verschwommene,  unklare,  ja  nichtssagende;  weit  schwerwiegender 
waren  die  Veränderungen,  die  der  Reichsrat  mit  den  folgenden  Paragraphen  des 
Entwurfs  vornahm,  die  die  Berufsvereine  berechtigten,  sich  zu  Verbanden  zu  ver- 
einigen und  Filialen  zu  eroffnen.  »Die  Vereinigung  der  Gewerkschaften  zu 
Verbänden  heißt  es  im  Sitzungsjournal  des  Reichsrats,  »bildet  eine  ernste 
Gefahr  für  die  öffentliche  Ruhe  und  Ordnung  ....  Deshalb  und  da  die 
beruflichen  Ziele  auch  für  einzelne  Gewerkschaften  leicht  erreichbar  sind,  zieht 
der  Reichsrat  vor,  die  Bildung  von  GewerksehafLsverbänden  ganz  zu  verbieten.  .  . 
Was  das  Recht  der  Gewerkschaften  betrifft,  Filialen  in  bestimmten  Ortschaften 
oder  aus  bestimmten  Gruppen  seiner  Mitglieder  bestehend  zu  eröffnen,  so  be- 
merkt der  Reichsrat,  daß  unter  gewissen  Umständen  eine  Gewerkschaft  mit 
Filialen  sich  in  nichts  von  einem  Verbände  von  Gewerkschaften  unterscheidet  .  . 
Wenn  eine  Gewerkschaft  Filialen  eröffnet,  die  ihre  besonderen  Verwaltungs- 
organe besitzen,  und  wenn  aus  den  Delegierten  dieser  Filialen,  wie  es  im 
Entwurf  vorgesehen  ist,  die  Generalversammlung  gebildet  wird,  so  verwandelt 
sich  solch  ein  Verein  in  einen  Verband  .  .  .  Deshalb  bildet  die  Eröffnung 
von  Filialen  dieselbe  Gefahr,  wie  ein  Verband  und  man  sollte  eigentlich  dies 
ganz  verbieten.  Solch  ein  Verbot  würde  aber  in  einigen  Fällen  sehr  die  Auf- 
nahme in  die  Gewerkschaft  von  Mitgliedern,  die  auswärts  wohnen,  behindern. 
Aus  diesem  Grunde  soll  die  Bildung  von  Filialen  zulässig  sein,  aber  nur  unter 
der  Bedingung,  daß  diese  Filialen  keine  von  der  Gewerkschaft  gesonderte  Ver- 
waltung besitzen.-  Dementsprechend  bekamen  die  $  $  5  und  6  eine  ganz 
neue  Fassung. 

Der  Reichsrat  nahm  aber  noch  eine  für  die  Gewerkschaften  höchst  ver- 
hängnißvollc  Veränderung  im  Entwurf  vor:  der  Entwurf  verwarf  das  Konzessions- 
system und  wollte  mit  dem  Registrieren  der  Vereine,  wodurch  letztere  die 
Rechtsfähigkeit  erlangen,  die  Gerichte  betrauen.  Dem  widersetzte  sich  der 
Reichsrat  aufs  Entschiedenste  aus  folgenden  Gründen: 

»Laut  §  6  sollen  verboten  sein  solche  Vereine,  deren  Ziele  mit  der 
öffentlichen  Moral  unvereinbar  oder  durch  Strafgeselze  verboten  sind  oder  nur 
die  öffentliche  Ruhe  und  Sicherheit  gefährden  ....  In  der  Praxis  werden 
zweifellos  Fälle  vorkommen,  wo  es  nötig  sein  wird,  Vereine  wegen  ihrer  un- 
moralischen Tendenz  zuschließen,  obgleich  ihre  Tätigkeit,  in  der  diese  Tendenz 
sich  geäußert  hat,  unter  keinen  Paragraphendes  Strafgesetzbuchessich  subsumieren 
läßt  ...  Es  wäre  auch  irrig  zu  meinen,  daß  eine  Vereinstätigkeit  nur  dann  die  öffent- 
liche Ruhe  und  Sicherheit  gefährde,  wenn  der  Verein  seine  Statuten  über- 
schreitet. Unter  gewissen  Umständen  kann  auch  die  Tätigkeit  eines  Vereins, 
der  seine  Statuten  streng  innehält,  schädlich  sein,  z.  B.  wenn  die  Tätigkeit  des 
Vereins  darauf  gerichtet  ist,  die  nationale  Eigenart  dieser  oder  jener  Nationalität 
zu  befestigen  und  in  dem  von  dieser  Nationalität  bewohnten  Gebiet  eine 
politische  Gährung  entsteht,  auch  wenn  diese  Gährung  sich  noch  nicht  in 
Unordnungen,  Streiks  (!)  und  anderen  außergewöhnlichen  Ereignissen  sich  ge- 
äußert hat.  Zweifellos  kann  man  in  ähnlichen  Fällen  bei  der  Entscheidung 
der  Frage,  ob  ein  neuer  Verein  zuzulassen  oder  ein  bestehender  aufzulösen 
ist,  sich  nicht  begnügen  festzustellen,  ob  die  bestehenden  Rechtsnonnen  oder 
Vereinsstatuten  eingehalten  oder  übertreten  sind;  man  muß  dabei  von  höheren 
Erwägungen  der  Zweckmäßigkeit  ausgehen  und  entscheiden,  ob  die  Vereins- 
tatigkeit,  die  sich  schon  geäußert  hat  oder  nur  vorausgesetzt  (!)  wird,  mit  den 


Digitized  by  Google 


§  8.  Die  allrussische  Gewerkschaftskonferenz  1906. 


2Q 


Interessen  des  Staates  und  der  öffentlichen  Ordnung  vereinbar  sei.  Aber  jedes 
normal  fungierende  Gericht  muß  sich  solcher  Erwägungen  entschlagen  und  in 
seinen  Entscheidungen  sich  streng  an  den  Text  der  betreffenden  Gesetze 
halten  .  .  .  Man  muß  auch  das  noch  berücksichtigen,  daß  das  Verhältnis  der 
Regierung  zu  den  Vereinen  durch  örtliche  und  zeitliche  Unistände  bedingt  sei, 
denn  ein  Verein,  der  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  oder  in  einer  bestimmten 
Gegend  gefährlich  ist,  kann  ohne  jedes  Risiko  seine  Tätigkeit  in  einer  anderen 
Gegend  oder  zu  einer  anderen  Zeit  entfalten.  Ebenso  müßte  den  Vereinen 
gegenüber  sich  das  registrierende  Gericht  verhalten,  aber  solch  eine  Veränderlich- 
keit und  Unbeständigkeit  der  gerichtlichen  Entscheidungen  in  gleichartigen 
Fällen,  die  aus  Erwägungen  des  politischen  Opportunismus  entsprungen  ist, 
würde  zweifellos  die  Autorität  der  Gerichte  untergraben  und  das  Vertrauen 
des  Volkes  in  die  Unparteilichkeit  der  Gerichte  erschüttern.« 

So  wurde  denn  die  Registrierung  der  neugegründeten  und  die  Auflösung 
der  bestehenden  Gewerkschaften  dem  Ermessen  eines  Provinzialkollegs  über- 
lassen, das  unter  dem  Vorsitz  des  Gouverneurs  steht  und  aus  mehreren, 
direkt  ihm  untergebenen  administrativen  Beamten,  sowie  dem  Provinzialadels- 
marschall,  einem  Delegierten  der  Provinzialstände  (semstwo)  und  dem  ersten 
Staatsanwalt  zusammengesetzt  ist.  Für  den  (übrigens  recht  unwahrscheinlichen) 
Fall,  daß  dies  Kolleg  irgend  einen  Beschluß  gegen  die  Meinung  des 
Gouverneurs  faßt,  ist  letzterem  die  Befugniß  erteilt,  die  Ausführung  jedes  Be- 
schlusses zu  inhibieren  und  dann  die  strittige  Sache  dem  Minister  des  Innern 
vorzustellen,  der  nach  Benehmen  mit  dem  Handelsminister  sie  zur  endgültigen 
Entscheidung  dem  höchsten  administrativen  Gerichtshof,  dem  I.  Departement 
des  Senats  übergeben  kann. 

Endlich  wurde  das  Koalitionsrecht  nicht  gewährt  den  landwirtschaftlichen 
Arbeitern  einerseits  und  den  in  Eisenbahn-,  Post-,  Telegraph-,  Telephon-  und 
ähnlichen  fiskalischen  Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  andererseits.  Dagegen 
können  Frauen  und  Minderjährige  in  Gewerkschaften  als  Mitglieder  eintreten, 
nur  dürfen  letztere  nicht  in  den  Vorstand  gewählt  werden. 

Die  Mängel  dieses  Gesetzes  waren  so  kraß,  daß  unter  den  Gewerk- 
schaftlern viele  Stimmen  laut  wurden,  welche  empfahlen,  dies  Gesetz  einfach  zu 
ignorieren  und  die  Gewerkschaften  nicht  registrieren  zu  lassen.  Dem  wider- 
sprachen andere,  die  auf  die  Notwendigkeit  codte  que  coüte  die  Gewerk- 
schatten zu  legalisieren  hinwiesen.  Um  die  strittige  Frage,  wie  die  Gewerkschaften 
sich  zur  Registrierung  zu  stellen  haben,  und  auch  andere  organisatorische 
Fragen  gemeinsam  zu  besprechen  und  zu  entscheiden,  wurde  eine  geheime 
allrussische  Konferenz  der  Repräsentanten  der  Gewerkschaften  abgehalten, 
deren  Beschlüsse  für  die  weitere  Entwicklung  der  Gewerkschaftsbewegung  die 
Grundlinien  zogen. 

§  8.  Die  allrussische  Gewerkschaftskonferenz  1906. 

Die  Gewerkschaftskonferenz  trat  Ende  Februar1)  in  Petersburg  zusammen. 
Die  Petersburger  und  Moskauer  Gewerkschaften  hatten  auf  der  Konferenz  je 
3  und  die  Gewerkschaften  von  Wilna,  Warschau,  Lodz,  Kiew,  Odessa,  Nikolaew,*) 

>)  Damals  war  das  Gesetz  vom  4  /17.  März  noch  nicht  publiziert,  aber  seinen  Inhalt 
hatte  die  Presse  schon  verraten. 

a)  Zu  diesem  Zeitpunkt  existierten  in  Nikolaew  faktisch  keine  Gewerkschaften  mehr. 
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Charkow,  Nishnv-Nowgorod  je  2  Vertreter;  außerdem  nahmen  an  der  Konferenz 
mit  beratender  Stimme  teil  das  Sekretariat  des  Petersburger  Zentralbureaux  und 
der  Petersburger  Gewerkschaft  der  Druckereiarbeiter  und  Delegierte  der 
Zentralkomitees  der  sozialdemokratischen,  Sozialrevolutionären  und  polnisch» 
sozialistischen  Parteien  und  des  jüdischen  »Bundes«.  Von  den  22  stimmbe- 
rechtigten Konferenzmitglieder  waren  4  von  Druckereiarbeitergewerkschaften 
(in  Petersburg.  Moskau,  Kiew,  Odessa),  4  von  Handlungsgehilfengewerkschaften 
(in  Petersburg,  Charkow,  Nishnv-Nowgorod),  2  von  Schneidergewerkschaften 
(in  Petersburg,  Kiew),  1  von  einer  Metallarbeitergewerkschaft  (in  Nikolaew),') 
1  von  einer  Bauarbeitergewerkschaft  (Petersburg)  und  10  von  den  Zentral- 
bureaux delegiert.  Nachdem  die  Delegierten  Ober  den  Stand  der  Gewerk- 
schaftsbewegung in  den  verschiedenen  Teilen  des  weiten  russischen  Reichs 
berichtet  hatten,  ging  man  zur  Diskussion  der  organisatorischen  Fragen  Ober. 

In  der  Frage,  welche  Stellung  die  Gewerkschaften  dem  neuen  Gesetz 
gegenüber  einzunehmen  haben,  zeigte  sich  eine  große  Meinungsverschiedenheil. 
Die  Minderheit,  zu  denen  hauptsächlich  die  Vertreter  des  jüdischen  »Bundes 
gehörten,  vertrat  die  Meinung,  daß  »Rußland  immer  noch  eine  Übergangs- 
periode durchmache,  in  der  die  Volksrechtc  geschmiedet  werden,  dcßhalb  liat 
es  keinen  Sinn,  einem  temporären  Gesetz  irgend  welche  Bedeutung  beizumessen* 
(Swiatloffsky);  *die  Gewerkschaftsbewegung  hat  hauptsächlich  die  Bedeutung, 
daß  sie  der  sozialdemokratischen  Parteitätigkeit  Vorschub  leistet«  (Salomonoff) ; 
?der  Grundfehler  der  russischen  Sozialdemokratie  sei  der,  daß  sie  mit  den 
Volksmassen  nicht  organisatorisch  verbunden  sei  und  nur  ideell  auf  sie  ein- 
wirke, aber  in  der  kurzen  Spanne  Zeit  bis  zum  nächsten  revolutionären  Aus- 
bruch wird  es  doch  nicht  gelingen,  diesen  Fehler  gutzumachen,  indem  man 
die  Gewerkschaften  legalisiert«  (Seltzer);  »die  Legalisierung  ist  schädlich,  denn 
sie  wird  uns  nicht  einem  neuen  revolutionären  Ausbruch  näher  bringen  und 
die  revolutionäre  Stimmung  der  Massen  heben,  die  Legalisierung  wird  uns  nur 
von  einer  Konzession  zur  anderen  drängen«  (Semenoff);  »wer  da  hofft,  die 
Regierung  von  der  Harmlosigkeit  der  Gewerkschaftsbewegung  zu  überzeugen, 
der  wiegt  sich  und  andere  in  Illusionen  ein,  denn  die  Gewerkschaftsbewegung 
muß  in  ihrer  logischen  und  historischen  Entwicklung  zur  Republik  und  zum 
Sozialismus  führen  (?!)....  es  wäre  kindisch  zu  hoffen,  daß  die  jetzige 
Regierung  oder  etwa  die  künftige  Duma2)  jene  Existenzbedingungen  den  Ge- 
werkschaften gewähren  würde,  die  eine  Legalisierung  der  Gewerkschaften 
ermöglichten,  ....  übrigens  müssen  wir  in  der  nächsten  Zeit  auf  alles 
gefaßt  sein  —  auf  einen  neuen  revolutionären  Ausbruch,  als  auch  auf  die 
Notwendigkeit,  organische  Arbeit  zu  verrichten  im  Fall  einer  dauernden 
Reaktion.  .  .  .  Das  neue  Gesetz  ist  eine  Polizeifalle  für  die  Gewerkschaften: 
es  sanktioniert  die  Gewerkschaften,  verzerrt  aber  ihre  Aufgaben  und  verwandelt 
sie  in  Hilfsvereine.  Vorteilhafter  ist  es  für  die  Gewerkschaften  sich  nicht 
legalisieren  zu  lassen  und  das  Gesetz  ignorierend,  auch  fernerhin  sich  nicht 
vor  den  Behörden  zu  verbergen,  aber  die  Tätigkeit  so,  daß  sie  den  Behörden 
unbekannt  bleibt,  fortzusetzen«  (Referent  Rjasanoff). 

Dagegen  wies  die  Majorität  darauf  hin,  daß  »jetzt,  in  der  Zeit  der  schärf- 
sten Reaktion  es  nicht  mehr  möglich  sei,  die  Gesetze  zu  ignorieren«  (Grinewitsch, 


')  Siehe  die  Anmerkung  oben. 

a)  Die  »bourgeoUe  Duma*,  wie  die  Sozialdemokraten  die  I.  Duma  zu  nennen  beliebten. 
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Sekretär  des  Petersburger  Zentralburcaux),  »namentlich  in  der  Provinz,  wo  die 
illegalen  Gewerkschaften  sich  in  Auflösung  befinden*  (Beloscroff),  »so  ist  z.  B. 
die  Einberufung  einer  Generalversammlung  für  sie  ein  Ding  der  Unmöglichkeit« 
(Lukin);  »eine  rein  konspirative  Tätigkeit  führt  zum  Untergang  der  Gewerk- 
schaften« (Mogiljansky);  emc  konspirative  Tätigkeit  der  Gewerkschaften  befür- 
worten die  Vertreter  des  »Bundes«,  weil  dank  seiner  iojährigen  Tätigkeit  unter 
den  jüdischen  Volkmassen  letztere  sich  gewöhnt  haben,  »als  Verschworene«1) 
zu  agieren,  wahrend  in  den  russischen  Arbeitermassen  solche  revolutionäre 
Traditionen  nicht  vorhanden  sind  .  .  .  Wir  werden  von  neuem  eine  Nieder- 
lage erleiden,  wenn  es  uns  nicht  gelingt,  die  Massen  zu  organisieren.  Wenn 
wir  nicht  mit  den  Massen  denselben  Weg  einschlagen,  so  werden  die  Massen 
auch  ohne  uns  ihre  Wege  gehen  und  es  kann  dann  leicht  eine  neue  Organisation 
a  In  Gapon  entstehen  <  (Newolin);  »unsere  Aufgabe  ist  es,  die  Arbeitermassen 
in  die  Gewerkschaftsbewegung  hereinzuziehen,  das  ist  aber  nur  möglich,  wenn 
wir  die  Gewerkschaften  legalisieren«  (Osol);  »das  Gesetz  muß  ausgenutzt  werden, 
aber  so,  daß  man  sogleich  aus  seinem  Rahmen  heraustritt«  (Sacharoff);  «außer 
den  vom  Registrieramt  bestätigten  Statuten  kann  man  ja  auch  noch  geheime 
Statuten  haben«  (Newolin). 

Von  seiten  der  Minorität  wurde  darauf  folgende  Resolution  vorgeschlagen: 
Davon  ausgehend,  daß  im  jetzigen  revolutionären  Zeitpunkt  die  Aufgabe  der 
Arbeiterbewegung  in  allen  seinen  Formen,  folglich  auch  der  Gewerkschafts- 
bewegung, darin  besteht,  die  revolutionäre  Stimmung  in  den  Massen  zu  kräftigen 
und  zu  heben  und  in  Anbetracht  dessen,  daß  das  neue  Gesetz  ausnutzen  so 
viel  heißt,  als  sich  ihm  faktisch  anpassen,  und  daß  solch  ein  Anpassen  die 
revolutionäre  Stimmung  in  den  Arbeitermassen  herabdrücken  muß,  ohne  ihnen 
dafür  etwas  Positives  zu  geben,  erklärt  die  Konferenz  jedes  Anpassen  an  dies 
Gesetz  für  unerwünscht «.  Diese  Resolution  wurde  mit  allen  gegen  3  Stimmen 
verworfen,  worauf  die  Majorität  sich  auf  folgende  Kompromißresolution 
einigte: 

Für  die  normale  Entwicklung  der  Gewerkschaften  ist  außer  der  vollen 
politischen  Freiheit  noch  die  volle  Freiheit  der  Streiks  und  der  Koalitionen 
nötig.  Nur  wo  dies  vorhanden,  ist  eine  Legalisierung  der  Gewerkschaften 
möglich.  Da  aber  der  Vereinsgesetzentwurf  versucht  die  Arbeiterklasse  ihrer 
grundlegenden  politischen  Rechte  zu  berauben,  so  hält  die  Konferenz  bei  den 
gegenwärtigen  politischen  Verhältnissen  eine  Legalisierung  der  Gewerkschaften 
für  unbedingt  unmöglich.  Da  andererseits  aber  für  die  Entwicklung  der  Ge- 
werkschaftsbewegung es  sehr  wichtig  ist,  daß  die  Tätigkeit  der  Gewerkschaften 
ich  in  breiter  Öffentlichkeit  vollziehe,  so  empfiehlt  die  Konferenz  den  Gewerk- 
schaften da,  wo  es  möglich  ist,  auch  fernerhin,  ohne  sich  vor  den  Behörden 
zu  verbergen,  ihre  Tätigkeit  fortzusetzen.  Wenn  aber  der  Entwurf  Gesetzes- 
kraft erhalten  wird,  dann  hält  die  Konferenz  für  zulässig  ausnahmsweise,  wenn 
die  Gewerkschaften  anders  nicht  existieren  können,  dies  Gesetz  auszunutzen, 
indem  man  es  aus  einem  Mittel  die  Arbeiterklasse  zu  knechten  zum  Ausgangs- 
punkt eines  neuen,  noch  zäheren  Kampfes  um  die  Streik-  und  Koalitionsfrei- 
heit macht.? 


»)  Der  bildliche  Ausdruck  des  russischen  revolutionären  Jargons  »w  podpolje«  (=  im 
Keller)  läßt  sich  ins  Deutsche  nicht  übertrogen. 
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II.  Die  Gewerkschaftsbewegung  nach  Legalisierung  der  Gewerkschaften. 


So  wurde  denn,  wenn  auch  stark  verklausuliert,1)  die  Möglichkeit  das 
neue  Gesetz  auszunutzen,  von  der  Konferenz  mit  großer  Majorität  anerkannt. 

In  der  Frage,  ob  die  Gewerkschaften  auch  die  Funktionen  von  Hilfs- 
vereinen ausüben  sollen,  herrschte  keine  Einstimmigkeit:  Swiatloffsky  und 
Nowotorshskv  bejahten  diese  Frage;  ersterer  meinte,  daß  die  Gewerkschaften 
auf  diese  Art  mehr  Mitglieder  gewinnen  können,  und  letzterer  wies  darauf  hin, 
daß  bei  der  Legalisierung  der  Gewerkschaften  diese  Funktionen  als  Deckmantel 
zu  benutzen  sind,  um  die  wahre  Natur  der  Gewerkschaften  als  Kampforgani- 
sationen  zu  verbergen.  Der  Referent  Krugloff  meinte,  daß  die  Gewerkschaften 
nur  temporäre  Unterstützungen  bei  Krankheit  und  Unfall,  nicht  aber  lebens- 
längliche Pensionen  an  Invalide,  Witwen  und  Waisen  verteilen  sollten,  denn 
sonst  würde  die  Kasse  der  Gewerkschaften  immer  leer  bleiben  und  bei  Streiks 
ganz  versagen.  Grinewitseh,  Rjasanoff,  Lukin  und  Litwak  betonten  den  Unter- 
schied zwischen  jenen  Unterstützungen,  die  durch  die  Tätigkeit  der  Gewerk- 
schaften als  Kampforganisationen  bedingt  sind,  und  den  übrigen  Unterstützungen; 
während  erstere  unerläßlich,  sind  letztere  überflüssig,  denn  die  Gewerkschaften 
bedürfen  keiner  Lockmittel,  und  sogar  schädlich,  denn  sie  ziehen  rückständige 
Elemente  der  Arbeiterschaft  heran,  die  auf  die  Tätigkeit  der  Gewerkschaften 
später  hemmend  wirken;  auch  ist  es  gefährlich  hinsichtlich  der  Unterstützungen 
große  Versprechen  zu  machen :  ist  dann  die  Gewerkschaft  nicht  imstande  ihre 
Versprechen  zu  halten,  so  wird  dadurch  die  Gewerkschaftsidee  in  den  breiten 
Arbeiterschichten  kompromittiert.  Dieser  letzteren  Meinung  stimmte  die  Konferenz 
bei,  die  folgende  Resolution  annahm: 

sr.  Die  Gewerkschaften  sollen  keinesfalls  sich  in  Hilfsvereine  verwandeln 
und  immer  Kampforganisationen  zur  Bekämpfung  des  Kapitals  bleiben; 

2.  deshalb  soll  der  größte  Teil  ihrer  Einnahmen  in  den  Streiksfonds 
fließen.  .  .  . 

3.  Die  Gewerkschaften  verteilen  Unterstützungen  an  Arbeitslose  und 
Reiseunterstützungen  an  Stellensuchende  nach  feststehenden  Regeln,  die  möglichst 
alle  Fälle  vorsehet»  müssen,  t 

Hinsichtlich  Gewährung  ärztlicher  Hilfe  und  Rechtsauskunft  wurden  ohne 
Debatten  folgende  Resolutionen  gefaßt: 

»III.  Die  Organisation  der  ärztlichen  Hilfe  und  Rechtsauskunft  soll  nicht 
auf  dem  Wohltätigkeitsprinzip  basiert  sein.  Die  Konferenz  empfiehlt  eine 
Honorierung  dieser  Dienstleistungen  nicht  durch  die  einzelnen  Gewerkschaftsmit- 
glieder, sondern  durch  die  Gewerkschaften  oder  Gewerkschaftsverbände. 

IV.  Die  Konferenz  empfiehlt  die  Rechtsauskunftsstellen  teils  aus  Juristen, 
teils  aus  Arbeitern,  den  Vertretern  der  einzelnen  Gewerkschaften,  zusammen- 
zusetzen. In  jenen  Städten,  wo  ein  Zentralbureau  der  Gewerkschaften  besteht, 
soll  letzteres  für  die  Rechtsauskunftstelle  Statuten  entwerfen  und  dessen  Tätig- 
keit überwachen.  Auch  sollen  Juristen  unter  den  einzelnen  Gewerkschaften 
verteilt  werden;  ihre  Tätigkeit  soll  aber  nicht  den  Charakter  einer  Wohltat  tragen. 

')  Übrigens  in  praxi  kümmerte  sich  niemand  um  diese  Klauseln,  denn  schon  in  wenigen 
Tagen  wurde  der  Entwurf  zum  Gesetz  und  die  Gewerkschaften  sahen  sich  eine  nach  der 
andern  genötigt,  ihre  Statuten  ins  I'rovinzialkolleg  zum  Registrieren  einzureichen.  Eine  Aus- 
nahme bilden  nur  die  von  der  polnischen  Sozialdemokratie  begründeten  Gewerkschaften,  die 
bei  der  ablehnenden  Stellung  der  Administration  Russisch-Polens  ihnen  gegenüber  keine  Hoff- 
nung haben,  die  Bestätigung  ihrer  Statuten  duchzusetzen. 
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V.  Bei  der  Organisation  der  ärztlichen  Hilfe  ist  immer  im  Auge  zu  be- 
halten, daß  eine  bessere  Organisation  der  vom  Gesetz1)  verfügten  unentgelt- 
lichen ärztlichen  Hilfe  durchzusetzen  sei.  Für  jene  Arbeiter,  auf  die  sich  dies 
Gesetz  nicht  erstreckt,  ist  auf  allgemeine  Kosten  der  lokalen  Gewerkschaften 
ärztliche  Hilfe  zu  organisieren.  Auch  für  Abgabe  ärztlicher  Gutachten  bei 
Unglücksfällen  ist  es  von  Wichtigkeit,  eigene  Gewerkschaftsärzte,  die  von  den 
Fabrikanten  unabhängig  sind,  zu  besitzen.« 

Über  die  Frage,  wie  die  nötigen  Geldmittel  zu  beschaffen  sind,  war  Un- 
einigkeit unter  den  Mitgliedern  der  Konferenz  vorhanden.  Der  Referent 
Krugloff  vertrat  die  Ansicht,  daß  eine  volle  Kasse,  die  auf  standigen  Ein- 
nahmen beruht,  eine  conditio  sine  qua  non  für  eine  erfolgreiche  Tätigkeit  der 
Gewerkschaften  sei;  deshalb  sollten  die  Mitgliedsbeiträge  möglichst  hoch  herauf- 
geschraubt werden,  aber  so,  daß  sie  nicht  von  den  Mitgliedern  als  unerträgliche 
Last  empfunden  werden  und  die  Anwerbung  neuer  Mitglieder  erschweren. 
Dagegen  wendeten  Grinewitsch  und  Rjasanoff  ein,  daß  die  Gewerkschaften 
nie  die  Arbeitermassen  für  sich  gewinnen  werden,  wenn  sie  hohe  Mitglieds- 
beiträge erheben  werden  und  deshalb  sollten  namentlich  die  Eintrittsbeiträge 
nicht  zu  hoch  sein  (1  Rubel  sei  sogar  zu  viel).  Semenoff  empfahl,  da  die 
Löhne  selbst  in  demselben  Gewerbe  sehr  verschieden  hoch  seien,  die  Mitglieds- 
beiträge in  Prozenten  des  Lohns  auszudrücken,  aber  Andreeff  hielt  die  Nach- 
prüfung der  Angaben  über  die  Höhe  der  Löhne  für  sehr  schwierig  und  zog 
deshalb  vor,  von  allen  Mitgliedern  einen  gleichen  Beitrag  zu  erheben.  Krugloff 
schlug  vor,  zuerst  gleiche  Beiträge  zu  erheben,  dann,  wenn  die  Gewerkschaft 
innerlich  sich  gefestigt  hat,  die  Beiträge  je  nach  der  Höhe  der  Löhne  abzu- 
stufen und  endlich  zur  progressiven  Selbstbesteuerung  überzugehen.  Die  ver- 
schiedenen Anträge  wurden  abgestimmt  und  die  Konferenz  nahm  darauf 
folgende  Resulution  an: 

»3.  Beim  Eintritt  in  die  Gewerkschaft  wird  ein  möglichst  niedriger  und 
für  alle  gleicher  Eintrittsbeitrag  von  den  Mitgliedern  erhoben. 

4.  Die  periodischen  Beiträge  der  Mitglieder  sollen  vorzugsweise  in 
Prozenten  des  Arbeitslohnes  bestimmt  werden,  wo  es  aber  unmöglich  oder 
schwierig  ist,  den  Arbeitslohn  zu  berechnen,  da  sollen  von  allen  Mitgliedern 
gleiche  Beiträge  erhoben  werden. 

5.  Die  Mitgliedsbeiträge  sollen  erhoben  werden  zum  selben  Termin,  wo 
auch  der  Arbeitslohn  ausgezahlt  wird.  Da  aber  in  den  meisten  Betrieben  dies 
alle  2  Wochen  geschieht,  so  sollten  auch  die  Mitgliedsbeiträge  alle  2  Wochen 
erhoben  werden. 


')  Nach  einer  Allerhöchst  bestätigten  Verordnung  des  Ministerkomitees  vom  Jahr  1866 
sind  die  Eigentümer  grölkrer  industrieller  Etablissements,  die  mehr  als  100  Arbeiter  be- 
schäftigen, verpflichtet,  auf  eigene  Kosten  für  ihre  Arbeiterschaft  Arzte,  Hausapotheken  und 
Lazarette  (mit  I  Bett  auf  je  100  Arbeiter)  zu  unterhalten.  Leider  ist  diese  Bestimmung,  trotz 
jahrelangen  Bemühungen  der  Fabrikinspektion  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  sehr  vielen  Fällen 
nur  auf  dem  Papier  geblieben.  Neuerdings  hat  der  höchste  administrative  Gerichtshof  (das 
I.  Departement  des  Senats)  diese  Verordnung  für  außer  Kraft  getreten  erklärt,  doch  sollen 
die  Provinzialstände  (semstwo)  befugt  sein,  mit  Einwilligung  der  Gouverneure  ähnliche  Ver- 
ordnungen zu  erlassen. 

A.  v.  Witte,   Die  (icwcrk»chaftsb«wegunK  in  Rußland.  3 
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6.  Werden  die  Mitgliedsbeiträge  im  Lauf  einer  bestimmten  Zeitperiode 
nicht  eingezahlt,  so  scheidet  das  betreffende  Mitglied  aus  der  Gewerkschaft  aus. 

7.  Will  der  Betreffende  von  neuem  Mitglied  der  Gewerkschaft  werden, 
so  hat  er  entweder  für  die  ganze  verflossene  Zeit  seine  periodischen  Beiträge 
oder  nur  den   Eintrittsbeitrag   in    der   gewöhnlichen  Höhe  einzuzahlen. 

8.  Dotationen  zugunsten  der  Gewerkschaftskasse  werden  nur  dann  an- 
genommen, wenn  die  Gewerkschaft  darüber  frei  verfügen  kann  oder  wenn  sie 
für  spezielle  Zwecke  bestimmt  sind,  die  mit  den  Gewerkschaftsstatuten  nicht  im 
Widerspruch  stehen. 

9.  Im  Fall  außergewöhnlicher  Not  (z.  B.  bei  Massenarbeitslosigkeit) 
können  besondere  Sammlungen  oder  eine  Extraumlage  eingeführt  werden.« 

Die  Konferenz  mißbilligte  aber  aufs  schärfste  die  Gepflogenheit 
einiger  Gewerkschaften,  Leute,  die  ihr  einen  größeren  jährlichen  Beitrag  ver- 
sprochen hatten,  zu  Ehrenmitgliedern  (sorewnowatel)  zu  erheben.  Die 
betreffende  Resolution  der  Konferenz  lautet:  »Die  Statuten  der  Gewerk- 
schaften sollten  keine  Bestimmungen  über  Ehrenmitglieder  enthalten.  Dagegen 
sollten  die  Generalversammlungen  und  Vorstände  der  Gewerkschaften  befugt  sein, 
zu  ihren  Sitzungen  Sachverständige  mit  beratender  Stimme  einzuladen.  Auf 
Antrag  des  Vorstandes  kann  die  Generalversammlung  beschließen,  als  Mitglieder 
in  die  Gewerkschaft  solche  Leute  aufzunehmen,  die  das  betreffende  Gewerbe 
nicht  ausüben,  aber  der  Gewerkschaft  von  Nutzen  sein  könnten.« 

Die  schwierige  Frage,  wie  der  Wirkungsbereich  der  einzelnen  Gewerk- 
schaften gegeneinander  abzugrenzen  ist,  wurde  nur  flüchtig  berührt,  und  da  es 
den  Konfercnzmitgliedern  in  dieser  Frage  an  genügendet  praktischer  Erfahrung 
gebrach,  so  wurde  folgende  allgemein  gehaltene  Resolution  gefaßt: 

»Aus  den  Berichten  der  Delegierten  ist  zu  ersehen,  daß  an  vielen  Orten 
in  verwandten  Gewerben  selbständige  Gewerkschaften  sich  gebildet  haben. 
Die  Konferenz  empfiehlt  bei  der  Organisation  von  Gewerkschaften  letztere 
nicht  nach  den  einzelnen  kleineren  Zweigen  der  Gewerbe  zu  zersplittern.« 

Endlich  wurde  noch  ein  Organisationskomitee  gewählt,  um  einen  all- 
russischen Gewerkschaftskongreß  vorzubereiten1)  tind  die  Abhaltung  von  Ge- 
werkschaftskonferenzen gewisser  Gewerbe  einer  bestimmten  Region  (Gau)  an- 
gelegentlich empfohlen. 

Mag  auch  im  Beschluß  über  die  erste  Frage  (und  noch  mehr  in  den 
Debatten  darüber)  die  bramarbasierende,  revolutionäre  Phrase  unangenehm 
berühren,  so  muß  doch  anerkannt  werden,  daß  durch  die  übrigen  Beschlüsse 
die  Grundzüge  der  künftigen  Gewcrksehaftsorganisation  und  die  Richtlinien  für 
die  fernere  Tätigkeit  der  Gewerkschaften  ganz  zweckmäßig  festgelegt  wurden, 
wobei  den  Konferenzmitgliedern  nicht  so  sehr  ihre  eigene  praktische  Erfahrung, 
die  ganz  gering  war,  als  eine  genaue  Kenntnis  der  einschlägigen  englischen 
und  deutschen  Literatur2)  zustatten  kam. 

')  Bisher  ist  es  nicht  gelungen,  einen  solchen  einzuberufen. 

*)  Eine  Menge  mehr  oder  weniger  bedeutender  "Werke  der  westeuropäischen  Gewerk- 
schaftsliteratur (wie  S.  &  B.  Wcbb,  Brentano,  de  Rousicr,  Herkner,  Sombart,  Kulemann. 
Schmölc,  Leghien,  Umbreit,  Miller,  Bernstein,  Bebel,  Kautsky,  Schippel.  v.  Elm,  Ströbel. 
Panneköck,  Vandervelde,  Dechene,  Lafargue,  Hardins,  Kair  Hardie,  Mahaim,  Mittel. 
Vigourou  u.  a.)  sind  ins  Russische  übersetzt  und  fanden  meist  in  spottbilligen  Ausgaben 
einen  reifenden  Absatz.    Namentlich  werden  die  Werke  Webbs  von  den  russischen  Gewerk- 
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§  9.  Die  Gewerkschaftsbewegung  und  die  demokratischen  Parteien. 

Von  den  verschiedenen  sozialistischen  Parteien  Rußlands  spielten  in  der 
Gewerkschaftsbewegung  eine  führende  Rolle  bisher  nur  zwei  —  die  Sozial- 
demokratie und  der  jüdische  »Bund  ,  die  im  Frühjar  1906  auf  dem  Kongreß 
in  Stockholm  sich  wieder  vereinigten.  Auf  diesem  Kongreß  wurde  u.  a.  auch  die 
Gewerkschaftsfrage  lebhaft  debattiert,  worauf  mit  Stimmenmehrheit  folgende 
Resolution  angenommen  wurde: 

»In  Anbetracht  dessen:  1)  daß  die  Gewerkschaftsbewegung  einen  not- 
wendigen Bestandteil  des  Klassenkampfes  und  die  Gewerkschaften  einen  eben- 
solchen Bestandteil  der  Klassenorganisation  bilden,  2)  daß  gemäß  dem  Wesen 
ihrer  Aufgaben  die  Gewerkschaften  bestrebt  sein  müssen,  breite  Proletarier- 
massen zu  organisieren,  3)  daß  speziell  im  russischen  Proletariat  ein  starker 
Hang  zur  Bildung  von  Gewerkschaften  sich  bemerkbar  macht,  4)  daß  der 
wirtschaftliche  Kampf  nur  dann  zu  einer  dauernden  Verbesserung  der  Lage  der 
Arbeitermassen  und  zur  Erstarkung  ihrer  Klassenorganisation  führen  kann,  wenn 
er  im  richtigen  Zusammenhang  mit  dem  politischen  Kampf  des  Proletariats 
steht,  5)  daß  in  der  Atmosphäre  der  revolutionären  Epoche  die  Gewerkschaften 
sich  nicht  mit  dem  Schutz  wirtschaftlicher  Interessen  der  Arbeiterklassen  be- 
gnügen, sondern  das  Proletariat  unmittelbar  in  den  politischen  Kampf  herein- 
ziehen und  so  die  Organisierung  und  politische  Einigung  der  Arbeiterklasse 
befördern,  6)  daß  in  dieser  revolutionären  Atmosphäre  die  sich  organisierenden 
und  politisch  einigenden  Arbeitermassen  immer  mehr  und  mehr  sich  unter  die 
Fahne  der  Sozialdemokratie  stellen,  —  bestimmt  der  Kongreß: 

1)  die  Partei  soll  das  Bestreben  der  Arbeiter  sich  gewerkschaftlich  zu 
organisieren  unterstützen  und  die  Bildung  parteiloser  (!)  Gewerkschaften  mit 
allen  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  befördern,  2)  zu  diesem  Zweck 
sollen  alle  vom  Gesetz  gewährten  Möglichkeiten  und  speziell  das  Gesetz  von 
den  Berufsvereinen  (!)  ausgenutzt  werden,  indem  man  den  Rahmen  der  Ge- 
setze immerfort  erweitert  und  unermüdlich  für  die  volle  Koalitionsfreiheit 
kämpft,  3)  alle  (!)  Parteimitglieder  sollen  in  die  Gewerkschaften  eintreten,  an 
der  Tätigkeit  der  letzteren  aktiv  teilnehmen  und  immerfort  unter  den  Gewerk- 
schaftsmitgliedern die  Klassensolidarität  und  das  Klassenbewußtsein  zu  kräftigen 
bestrebt  sein  und  so  organisch  im  Kampf  und  in  der  Agitation  die  Gewerk- 
schaften mit  der  Partei  verbinden^. 

Nachdem  der  Kongreß  noch  in  wenigen  Worten,  aber  kategorisch  gegen 
die  Bildung  von  Gewerkschaften  nach  dem  Nationalitätsprinzip  sich  ausge- 
sprochen hatte,  mußte  auch  der  jüdische  >Bund«,  der  jetzt  von  neuem  ein 
autonomer  Bestandteil  der  russischen  Sozialdemokratie  wurde,  wenigstens  im 
Prinzip  seinen  national-jüdischen  Charakter  abstreifen,  aber  die  Einigung  der 
verschiedenen  Nationalitäten  in  den  Gewerkschaften  des  t Bundes*  war  keines- 
wegs vollständig  durchgeführt,  wie  aus  folgender  Resolution  einer  Konferenz, 
die  der  »Bund*  im  selben  Jahr  abhielt,  zu  ersehen  ist: 

»In  Anbetracht  dessen:  a)  daß  die  Gewerkschaften  nur  dann  den 
wirtschaftlichen  Kampf  erfolgreich"  führen,  wenn  sie  die  Arbeiter  gewisser  Ge- 
werbe ohne  Unterschied  des  Geschlechts,  des  Glaubens  und  der  Nationalität 


schafüern  gewissermaßen  als  eine  Gewerkschaftsbibel  betrachtet  und  beständig  zitiert,  wenn 
es  gilt  eine  Prinzipienfrage  zu  entscheiden. 
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umfassen,  b)  daß  zu  den  Aufgaben  der  Gewerkschaften,  außer  dem  Kampf 
um  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Arbeiter,  auch  die  Kulturarbeit 
unter  den  Gewerkschaftsmitgliedern  gehört  und  daß  in  dieser  Hinsicht  die 
Gewerkschaften  die  nationale  Eigenart  der  einzelnen  Teile  des  Proletariats  nicht 
außer  acht  lassen  können,  erkennt  die  Konferenz  die  Notwendigkeit  an,  inner- 
halb der  Gewerkschaften  nationale  Sektionen  zu  bilden.« 

Auch  waren  die  »bundistischen*  Gewerkschaften,  im  Gegensatz  zu  den 
übrigen  russischen  Gewerkschaften,  Parteiorganisationen  geblieben  und  die  oben 
erwähnte  Konferenz  des  »Bundes«  faßte  in  der  Frage,  wie  seine  Gewerkschaften 
sich  zur  Partei  verhalten  sollen,  folgende  Resolution: 

»l.  Die  Mitglieder  der  Gewerkschaften  müssen  die  Prinzipien  des  Klassen- 
kampfs in  ihrer  Anwendung  auf  die  Gewerkschaftsbewegung  und  auch  die 
Führung  der  Sozialdemokratie  in  diesem  Kampf  anerkennen. 

2.  Die  Partei  delegiert  in  die  Gewerkschaftskongresse,  zentrale  und  lokale 
Gewerkschaftsbureaux,  sowie  in  das  Zentralorgan  der  Gewerkschaften  ihre 
Repräsentanten  mit  dem  Recht,  an  den  Abstimmungen  teilzunehmen«  (also  ohne 
das  Recht  des  »Veto«). 

Da  aber  in  Westrußland  auch  noch  andere  sozialistische  Parteien  an  der 
Organisation  von  Gewerkschaften  teilnahmen,  so  empfahl  die  Konferenz  lokale 
Verbände  aus  Vertretern  dieser  verschiedenen  Organisationen  zu  bilden. 

Während  die  Sozialdemokratie  so  alle  ihre  Kräfte  anspannte,  um  ihre 
Stellung  an  der  Spitze  der  Gewerkschaftsbewegung  zu  behaupten,  war  die  Auf- 
merksamkeit der  bürgerlichen  Demokratie  in  dieser  Zeit  ausschließlich  auf  die 
Wahlen  in  die  Reichsduma  gerichtet  und  für  die  Gewerkschaftsbewegung  zeigte 
sie  nur  wenig  Interesse.  So  hatte  die  bedeutendste  dieser  Parteien,  die 
konstitutionelldcmokratischc,  sog.  >Kadettenpartei«  auf  ihrem  Kongreß  im  April 
1 906  den  Wunsch  geäußert,  der  Gewerkschaftsbewegung  förderlich  zu  sein,  worin 
sich  aber  diese  Förderung  äußern  soll,  nicht  näher  bestimmt.  In  Wirklichkeit  be- 
gnügte sie  sich  damit,  einige  billige,  populär  gehaltene  Broschüren  über  den 
Nutzen  und  die  Organisation  der  Gewerkschaften  drucken  zu  lassen. 


§  10.  Die  Gewerkschaftsbewegung  in  der  scheinkonstitutionellen 
Ära  bis  zur  Auflösung  der  I.  Duma.    (g./22.  Juli  1906.) 

Das  Gewerkschaftsgesetz  vom  4  / 17.  März  1906  eröffnete  der  Beamten- 
willkür Tür  und  Tor  und  diese  Mängel  des  Gesetzes  wurden  von  den  Provinzial- 
behörden  auf  das  Ergiebigste  ausgenutzt.  Trotz  alledem  hatte  aber  dies 
Gesetz  auf  die  Entwicklung  der  Gewerkschaftsbewegung  den  wohltuendsten 
Einfluß  ausgeübt.  Nur  in  einigen  Gegenden  (wie  Jaroslawl,  Mohilew,  Krementschug. 
Nikolaew)  hielten  die  lokalen  Gouverneure  die  Gründung  von  Gewerkschaften 
für  eine  »schädliche  und  nicht  zeitgemäße  Modesache«  und  aus  diesem  Grunde 
verhinderten  sie  die  Bestätigung  aller  Gewerkschaftsstatuten  durch  das  Provinzial- 
kolleg.  Die  meisten  Gouverneure  gingen  nicht  so  weit  und  verweigerten  die 
Bestätigung  der  Statuten  nur,  wenn  aus  denselben  zu  ersehen  war,  daß  die  zu 
gründenden  Gewerkschaften  Kampforganisationen  sein  sollten  und  sich  u.  a. 
als  Ziel  setzten  den  Achtstundentag  usw.  durchzusetzen.  Andere  Gouverneure  (wie 
z.  B.  der  von  Petersburg)  fanden  wieder  die  Einrichtung  von  Lesehallen. 
Volksbibliothcken  und  Vorträgen  durch  die  Gewerkschaften  für  unzulässig  (ob- 
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gleich  das  Gesetz  im  §  2  Abs.  e  dies  speziell  gestattet)  und  strichen  die  dies- 
bezüglichen Bestimmungen  aus  den  Statuten  der  Gewerkschaften.  Zuguterletzt 
hatten  sich  aber  die  Gewerkschaften  fast  überall  den  Anschauungen  und  Nicken 
der  lokalen  Machthaber  angepaßt  und  einen  normalen  Statutenentwurf  ausge- 
arbeitet, der  das  Provinzialkolleg  glatt  passierte.  Natürlich  können  aber  diese 
Statuten  über  das  wirkliche  Wesen  der  Gewerkschaften  keinen  Aufschluß  geben, 
denn  die  Gewerkschaften  gingen  in  ihrer  Tätigkeit  regelmäßig  über  ihre  Statuten 
hinaus.  Da  auch  die  Auflösung  der  Gewerkschaften  ganz  vom  Ermessen  der 
Provinzialgouverneure  abhing,  so  suchten  die  Gewerkschaften  sich  dagegen  zu 
schützen,  indem  gleich  2,  3  Statuten  von  verschiedenen  Arbeitern  desselben 
Gewerbes  zur  Bestätigung  ins  Provinzialkolleg  vorgestellt  wurden;  wurde  dann 
eine  Gewerkschaft  durch  die  Regierung  aufgelöst,  so  benutzte  man  die  anderen 
vom  Provinzialkolleg  schon  bestätigten  Statuten,  um  die  Tätigkeit  der  Gewerk- 
schaft unter  einem  neuen  Namen  fortzusetzen;  so  sind  z.  B.  die  Mitglieder 
der  ^Moskauer  Gewerkschaft  der  Druckereiarbeiter«  nach  der  Unterdrückung 
der  letzteren  alle  sogleich  in  die  »Gewerkschaft  der  Arbeiter  graphischer  Künste« 
übergegangen. 

In  der  kurzen  Spanne  Zeit  von  der  Publikation  des  Gewerkschaftsgesetzes 
bis  zur  Auflösung  der  I.  Reichsduma,  womit  die  scheinkonstitutionelle  Ära 
ihren  Abschluß  fand,  also  in  den  vier  Monaten  von  Anfang  März  bis  Anfang 
Juli  1906,  konsolidierte  sich  die  Gewerkschaftsbewegung  da,  wo  sie  vorher 
illegal  bestand.  Jetzt  erst  begann  der  innere  Ausbau  in  den  bestehenden 
Gewerkschaften,  die  bisher  nicht  einmal  wußten,  wieviel  regelmäßig  beisteuernde 
Mitglieder  sie  besitzen  und  über  welchen  Jahresbeitrag  sie  verfügen  können. 
Um  diesem  chaotischen  Zustande  ein  Ende  zu  machen,  wurde  eine  regelrechte 
Registrierung  der  Gewerkschaftsmitglieder  und  ihrer  Geldbeiträge,  eine  genaue 
Rechnungsführung  über  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Gewerkschaften 
und  eine  ständige  Kontrolle  darüber  seitens  hierzu  gewählter  Revisionskom- 
missionen eingeführt. 

Außerdem  breitete  sich  jetzt  die  Gewerkschaftsbewegung  noch  auf  neue 
Arbeiterschichten  und  neue  Gegenden  aus.  Während  bisher  hauptsächlich  die 
im  Handwerk  beschäftigten  Arbeiter  sich  gewerkschaftlich  organisiert  hatten, 
entstehen  jetzt  Gewerkschaften  unter  den  Arbeitern  der  Großindustrie,  die  der 
Kämpfe  müde,  das  Errungene  durch  Zusammenschluß  zu  sichern  suchen.  So 
organisierten  sich  in  Petersburg  im  März  1906  zahlreiche  Metall-  und  Maschinen- 
arbeiter zu  einer  Gewerkschaft,  die  Mitte  Juli  1906  schon  9500  Mitglieder 
zählte  und  einen  Kassenbestand  von  5500  Rubel  aufwies  (ihre  Einuahmen 
betrugen  7523  Rubel,  die  Ausgaben  2068  Rubel).  Auch  entstehen  neue  Ge- 
werkschaften in  Kostroma  (die  der  Druckerciarbeiter,  mechanischen  Wcrk- 
stättenarbeiter, Schneider,  Handlungsgehilfen)  und  in  Jaroslawl  (die  der  Druckerei- 
arbeiter, Bleiwcißtabrikarbeiter,  Uhrmacher,  Kellner).  In  Polen  entstehen  jetzt 
neben  den  polnischen  und  jüdischen  sozialdemokratischen  Gewerkschaften 
hauptsächlich  dank  der  Agitation  der  :  polnisch-sozialistischen*  und  einer  bürger- 
lichen, der  »nationaldemokratischen«  Partei,  noch  zahlreiche  parteilose  Gewerk- 
schaften, wovon  die  größten  die  der  Metallarbeiter  (10000  Mitglieder),  Druckerci- 
arbeiter (5000  Mitglieder),  Schueider  (3000  Mitglieder)  und  Textilarbeiter  (1 4  100 
Mitglieder)  waren.  Hier  entstehen  auch  einige  christlich-demokratische  und 
evangelische  Gewerkschaften,  was  die  polnische  organisierte  Arbeiterschaft  noch 
mehr  als  früher  zerspaltete. 
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In  Baku,  nach  dem  Rücktritt  des  Gewerkschaftsführers  Leo  Schendrikoff, r) 
trat  in  die  bisher  einheitlich  organisierte  Arbeiterschaft  eine  Spaltung  ein,  infolge 
der  Agitation  verschiedener  sozialistischer  und  nationaler  Parteien,  wobei  die 
von  Muselmännern  gegründeten  wirtschaftlich-politischen  Arbeiterorganisationen 
»Gummet«2)  und  »Ittifagc  bestrebt  waren,  statt  die  wirtschaftliche  Lage  ihrer 
Mitglieder  dauernd  zu  heben,  in  naiv  orientalischer  Weise  einen  möglichst  hohen 
» Peschkesch  (Gratifikation)  von  den  Unternehmern  teils  durch  Streik,  teils  durch 
Drohungen  und  Gewalttaten  zu  erzwingen.  Es  bildeten  sich  endlich  Gewerk- 
schaften auch  da,  wo  sie  bisher  ganz  unbekannt  waren.  So  in  Jekaterinoslaw 
hatten  sich  organisiert  die  Gewerkschaften  der  Handlungsgehilfen  (1500  Mit- 
glieder), Metallarbeiter  (1500  Mitglieder),  Müller  (600  Mitglieder),  Schneider 
(500  Mitglieder),  Bäcker  (350  Mitglieder),  Holzsäger  (300  Mitglieder),  Druckerei- 
arbeiter (27.5  Mitglieder),  Tischler  (200  Mitglieder),  Schmiede  und  Schlosser 
(210  Mitglieder),  Trambahnarbeiter  (210  Mitglieder),  Tabakarbeiter  (175  Mit- 
glieder), Arbeiter  der  elektrischen  Betriebe  (150  Mitglieder),  Maler  (100  Mitglieder), 
Schuhmacher  (100  Mitglieder),  Arbeiter  der  Nähmaschinenfirma  Singer  (100  Mit- 
glieder u.  a.).  In  Astrachan  waren  14  Gewerkschaften  entstanden:  der 
Mechaniker  (1090  Mitglieder),  Zimmerleute  (818  Mitglieder),  Handlungsgehilfen 
(700  Mitglieder),  Böttcher  (600  Mitglieder),  Maler  {468  Mitglieder),  Bäcker 
(360  Mitglieder),  Maurer  (302  Mitglieder),  Druckereiarbeiter  (145  Mitglieder), 
Tischler,  Schuhmacher,  Hutmacherinnen,  Zeitungsverkäufer,  Ofensetzer,  Friseure 
In  Saratoff  traten  im  April  1906  Vertreter  verschiedener  Gewerbe  zu  einer, 
Konferenz  zusammen,  worauf  mehrere  kleine  Gewerkschaften  der  Druckerei- 
arbeiter (150  Mitglieder),  Tischler  (100  Mitglieder),  Maler  (200  Mitglieder). 
Bäcker,  Schmiede,  Schneider,  Schuhmacher,  Handlungsgehilfen,  Arbeiter  mechani- 
scher Werkstätten  und  der  fiskalischen  Branntweindestillation  begründet  wurden. 
In  Smolensk  entstanden  vier  legalisierte  Gewerkschaften:  der  Handlungsge- 
hilfen (100  Mitglieder),  Bäcker  {150  Mitglieder)  und  Tischler  (50  Mitglieder). 
In  Witebsk  hatten  sich  jetzt  organisiert:  die  Druckereiarbeiter,  Graveure, 
Juweliere,  Uhrmacher,  Schuhmacher,  Schmiede,  Bürstenbinder  und  Tabakarbeiter. 
In  Reval  gab  es  fünf  registrierte  Gewerkschaften:  der  Metallarbeiter  (700  Mit- 
glieder oder  20%  aller  in  diesem  Gewerbe  beschäftigten  Arbeiter),  Holzindustrie- 
arbeitcr  (150  Mitglieder),  Maler  (100  Mitglieder),  Ofensetzer,  Schneider  und 
Druckereiarbeiter. 

Illegale  Zentralbureaux  hatten  sich  noch  in  Reval,  Odessa,  Saratow,  Astrachan 
und  Woroncsh  formiert.  Ihre  Tätigkeit  äußerte  sich  hauptsächlich  in  der 
Herausgabc  von  Gewerkschaftsblättcm,  die  aber  alle  früher  oder  später  infolge 
von  Repressalien  seitens  der  Regierung  eingingen.    So  wurden  alle  drei  Nummern 


>)  Gehetzt  von  seinen  sozialdemokratischen  »Genossen«  und  verfolgt  als  Präsident  des 
»Rats  der  Arbc'terdeputierten«  von  der  Regierung,  starb  L.  Schendrikoff  Anfang  1907  an 
der  Schwindsucht.  Für  seine  unmündigen  Waisen  sorgt  die  Bakuer  Arbeiterschaft,  die  sein 
Andenken  in  Ehren  halt. 

*)  liier  in  diesem  »Gummcu  erhielt  einen  gewissen  politischen  Schliff  der  Naphtha- 
arbeiter  Sattar  (ein  Analphabet),  der  als  in  Persien  die  Konstitution  proklamiert  wurde,  in 
seine  Heimat,  die  Stadt  Tabris  eilte,  um  dort  an  den  parlamentarischen  Wahlen  tätigen 
Anteil  zu  nehmen.  Nachdem  der  Schah  aber  das  Parlament  auseinandergetrieben  hatte, 
stellte  sich  Sattar  an  die  Spitze  der  persischen  Revolutionäre  in  Tabris  und  wird  jetzt  vom 
Volk  als  »Sattar-Chan*  verehrt. 
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der  in  Odessa  erscheinenden  >  Professionellen  Blatter  für  Südrußland«  von  der 
Polizei  konfisziert,  der  Redakteur  der  in  Woronesh  erscheinenden  » Arbeiterstimme« 
wurde  auf  administrativem  Wege  ausgewiesen,  das  in  Astrathan  in  einer  Auflage 
von  5000  Exemplaren  erscheinende  *  Professionelle  BlatU  wurde  ganz  unter- 
druckt usw. 

Trotzalledem  waren  diese  vier  Monate  (von  Anfang  März  bis  Anfang 
Juni)  die  Zeit,  wo  die  Gewerkschaften  verhältnismäßig  die  größte  Freiheit,  wie 
nie  zuvor  und  wie  auch  nie  nachher  genossen. 


§  11.  Die  Gewerkschaftsbewegung  unterm  Ministerium  Stolypin  bis 
zum  Verfassungsbruch  (3  /16.  Juni  1907). 

Nachdem  clie  I.  Reichsduma  aufgelöst  und  der  charakterschwache  und 
untätige,  aber  den  Schein  der  Gesetzlichkeit  sorgfältig  wahrende  Minister- 
präsident Gorcmykin  durch  sein  Gegenstück  Stolypin  ersetzt  war,  begann  eine 
neue  Periode  von  Verfolgungen  aller  Arbeiterorganisationen.  Als  die  radikalen 
Parteien  die  Gewerkschaften  aufforderten  mittels  Generalstreik  gegen  clie  Auf- 
lösung der  Reichsduma  zu  protestieren  und  eine  einzige  Gewerkschaft,  die 
Druckcreiarbcitergewcrkschaft  in  Petersburg,  dieser  Aufforderung  Folge  leistete, 
wurden  den  28.  Juli  1906  alle  37  Petersburger  Gewerkschaften  (mit  mehr  als 
40000  Mitgliedern)  von  der  Regierung  geschlossen  und  alle  öffentlichen  Ver- 
sammlungen unbedingt  verboten.  Ähnlich  geschah,  wenn  auch  in  kleinerem 
Maßstäbe,  in  der  Provinz,  wo  die  Gouverneure,  um  einen  Vorwand  zur  Auf- 
lösung der  Gewerkschaften  zu  haben,  ganz  unsinnige,  unerfüllbare  Forderungen 
an  sie  stellten;  so  wurde  in  Odessa  eine  Verfügung  erlassen,  wonach  in  den 
Gewcrkschaftburcaux  sich  nie  mehr  als  drei  Personen  zugleich  aufhalten  durften; 
auch  sollten  hier  die  Generalversammlungen  der  Gewerkschaften  nicht,  wie 
bisher,  an  Sonn-  und  Feiertagen,  sondern  nur  an  Werktagen  zwischen  4  und 
8  Uhr  nachmittags  einberufen  werden  (während  die  Fabriken  erst  um  7  Uhr 
geschlossen  werden)  usw.  Die  Gründe,  weßhalb  Gewerkschaften  von  der 
Regierung  aufgelöst  wurden,  streifen  oft  ans  Groteske  und  Lächerliche:  so 
wurde  die  Moskauer  Technikergewerkschaft  geschlossen,  weil  sie  beim  Druck 
ihrer  Statinen  die  Unterschrift  Seiner  Exzellenz  des  Moskauer  Stadthauptmanns 
an  unrichtiger  Stelle  (statt  über  dem  Statutentext,  unter  denselben)  gesetzt  hatte; 
die  Odessaer  Gewerkschaft  der  Korkarbeiter  wurde  unterdrückt,  weil  sin  ihrem 
Lokal  eine  Broschüre  tendenziösen  Inhalts  (?)  gefunden  wurdet;  der  Tifliser 
Dienstbotcnhilfsverein  wurde  aufgelöst,  weil  »er  sich  ungesetzliche  Handlungen 
erlauben  könnte  (!)«  usw.  Die  Novelle  zum  Strafgesetzbuch,  die  die  Streik- 
freiheit proklamierte,  wurde  jetzt  an  vielen  Orten  von  der  lokalen  Administration 
einfach  ignoriert.  So  in  Moskau,  wo  der  Stadthauptmann  Reinboth  drohte 
aufzulösen:  die  Metallarbcitergewerksehaft,  weil  sie  sich  unterstanden  hatte  die 
Leitung  von  zwei  Streiks  iu  die  Hand  zu  nehmen,  und  die  Wurstergewerkschaft, 
wenn  sie  keine  Maßnahmen  ergriff,  um  die  streikenden  Wurster  zu  bewegen 
die  Arbeit  wieder  aufzunehmen.  In  Charkow  wurde  wirklich  die  Gewerkschaft 
der  Handlungsgehilfen  aufgelöst,  weil  sie  streikende  Mitglieder  unterstützt  hatte, 
und  dasselbe  widerfuhr  der  Brjansker  Metallarbeitergewerkschaft,  weil  sie  Geld 
gesammelt  hatte  nicht  mal  für  streikende,  sondern  für  ausgesperrte  Textil- 
arbeiter.   Unzählig  waren  auch  die  ganz    unmotivierten   polizeilichen  Haus- 
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suchungen  in  den  Gewerkschaftsbureaux ,  die  administrativen  Verhaftungen, 
Ausweisungen  und  Verbannungen  der  Gewerkschaftsführer.  Die  dadurch  ver- 
ursachte Verwirrung  in  der  Geschäftsführung  der  Gewerkschaften  war  um  so 
größer,  als  gewöhnlich  die  von  der  Polizei  bei  diesen  Gelegenheiten  beschlag- 
nahmten Geschäftsbücher  uud  Korrespondenz  den  Gewerkschaften  für  immer 
verloren  gingen  (es  ist  sogar  vorgekommen,  daß  die  Polizei  mit  diesen  Büchern 
und  Papieren  die  Öfen  geheizt  hat!). 

Aber  diese  neue  Flut  von  Repressalien  wurde  jetzt  von  den  Gewerk- 
schaften weit  leichter  ertragen,  als  in  der  Zeit,  wo  die  Gewerkschaften  noch 
nicht  legalisiert  waren  und  die  Mitglieder  (nach  der  Niederwerfung  des  Mos- 
kauer Aufstandes)  aus  den  Gewerkschaften  massenhaft  desertierten,  was  jetzt 
nicht  geschah.  Wo  es  nicht  möglich  war,  die  Tätigkeit  der  geschlossenen 
Gewerkschaften  unter  einem  neuen  Namen  fortzusetzen,  da  bildeten  die 
Redaktionsbureaux  der  zahlreichen  Gewerkschaftsblätter  den  Mittelpunkt,  in  der 
die  Wirksamkeit  der  durch  die  Regierung  unterdrückten  Gewerkschaften,  sc> 
gut  es  ging,  weiter  fortgesetzt  wurde:  hier  fanden  ihre  Kassen  und  ihre  Ge- 
schäftspapiere und  Bücher  eine  Zufluchtsstätte,  hier  traten  die  Delegierten  der 
einzelnen  Werkstätten  zur  Beratung  zusammen  und  von  hier  gingen  die 
Losungen  aus,  wie  die  Arbeiterschaft  sich  zu  verhalten  habe. 

Man  hoffte  allgemein,  daß  diese  für  die  Gewerkschaften  kritische  Zeit 
des  Kampfes  um  die  Existenz  nicht  von  langer  Dauer  sein,  und  daß  die 
II.  Rcichsduma  dem  Lande  endlich  die  so  lang  und  heiß  ersehnte  Freiheit 
geben  würde.  Diese  Hoffnung  wurde  bestärkt  durch  das  Verhalten  der 
Regierung,  die  bei  Beginn  der  Wahlkampagne  alle  die  Versammlungsfreiheit 
einschränkenden  administrativen  Verfügungen  aufhob  und,  um  die  Handlungs- 
gehilfen und  Handwerker,  die  in  den  Städten  die  Hauptmasse  der  Wähler 
bildeten,  für  sich  zu  gewinnen,  in  aller  Eile,  kurz  vor  den  Wahlen  mittels 
kaiserlichen  Ukas  eine  arbeiterfreundliche  Notverordnung1)  vom  15.  Nov.  1006 
erließ,  welche  »die  Arbeitsruhezeit  in  Handelsgeschäften,  -Lagern  und  Kontoren 
und  in  Handwerksbetrieben*-  normierte.  Aber  die  Masse  der  städtischen  Wähler 
ließ  sich  dadurch  nicht  irre  führen  und  ihre  unversöhnlich  oppositionelle 
Stimmung  gegen  die  Regierung  äußerte  sich  darin,  daß  gerade  Vertreter  der 
extremlinken  Parteien  jetzt  von  den  Städten  in  die  II.  Reichsduma  in  großer 
Anzahl  gewählt  wurden.  Entsprechend  der  radikalen  Zusammensetzung  der 
II.  Reichsduma  hielt  Ministerpräsident  Stolypin  daselbst  bald  nach  ihrer  Er- 
öffnung eine  große  Programmrede,  die  unter  vielen  anderen  schönen  Versprechen 
hinsichtlich  der  Arbeiterfrage  folgenden  Passus  erhielt:  »Die  Reform  der  Arbeiter- 
gesetzgebung muß  nach  zwei  Richtungen  hin  durchgeführt  werden:  einerseits  muß 
den  Arbeitern  positive  Hilfe  (d.  h.  durch  Einführung  der  Arbeitervcrsicherungi 
geleistet  und  andererseits  die  Einmischung  der  Behörden  in  das  Verhältnis 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  eingeschränkt  werden,  indem  man 
den  Berufsorganisationen  beider  Parteien  die  nötige  Aktionsfreiheit  (!)  gewährt 
und  die  wirtschaftlichen  Streiks  für  straffrei  (?)  erklärt*. 

Stolypin  scheint  also  auch  von  dci  Novelle  zum  Strafgesetzbuch  vom 
2.  Dezember  1905  keine  Ahnung  gehabt  und  was  die  den  Berufsorganisationen 

>)  Die  laut  §  87  der  Fundamentalgesetzc  sofort  in  Kraft  Uat,  aber  nur  bei  nach- 
folgender Zustimmung  seitens  der  Reichsduma  und  des  Reichsrats  ihren  temporären 
Charakter  verlor. 
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versprochene  Aktionsfreiheit  betrifft,  so  haben  unter  diesem  Ministerium  volle, 
unumschränkte  Aktionsfreiheit  genossen  nur  die  Arbeitgeberverbände,  während 
die  Regierungsreprcssalicn  gegen  die  Gewerkschaften  auch  jetzt  keineswegs  nach- 
ließen. Im  Gegenteil,  als  das  Ministerium  sich  bald  mit  dem  Gedanken  ver- 
traut machte,  die  II.  Reichsduma  ebenfalls  aufzulösen  und  mittels  formalen 
Verfassungsbruch  das  Wahlgesetz  umzuändern  und  als  es  demzufolge  gegen  ein 
mögliches,  neues  Aufflackern  der  Revolution  sich  rüstete,  verschärften  und 
häuften  sich  die  Repressalien  gegen  die  Gewerkschaften,  da  das  Ministerium, 
wie  aus  folgendem  Rundschreiben  an  die  Provinzialgouverneure  zu  ersehen  ist, 
in  den  Gewerkschaften  eine  »große  Gefahr  für  die  Staatsverfassung«  erblickte 
(während  das  Ministerium  doch  selbst  sich  anschickte,  diese  selbe  Verfassung, 
sofern  sie  ihr  unbequem  war,  umzustürzen).  In  diesem  Rundschreiben  des 
Polizeidepartements  vom  10.  Mai  1907  No.  72  182  heißt  es  wörtlich: 

sin  letzter  Zeit  breitet  sich  die  Gewerkschaftsbewegung  überall  aus. 
Den  Grund  zu  dieser  Bewegung  legte  im  Jahre  1905  (?)  die  russische  sozial- 
demokratische Arbeiterpartei,  die  sich  zum  Ziel  setzte,  auf  diese  Art  parteilose 
Volkselemcnte  der  revolutionären  Bewegung  dienstbar  zu  machen  und  in  Form 

von  Gewerkschaften   eine    organisierte    politische    Macht    zu  schaffen  

Jungst  ist  beim  Zentralkomitee  der  obenerwähnten  sozialdemokratischen  Partei 
eine  besondere  »Gewcrlcschaftskommission«1)  gegründet,  um  die  Tätigkeit  der 
Parteimitglieder  in  den  Gewerkschaften  einheitlich  zu  regeln.  Dies  Zentral- 
komitee, um  überall  Gewerkschaften  zu  formieren,  kommandiert  in  die  größeren 
Provinzialstädte  besondere  Agitatore  ab,  die  bestrebt  sind,  politisch  indifferente 
Arbeiter  zum  Eintritt  in  geheime  Verbindungen  zu  bewegen  und  so  für  den 
Fall  eines  bewaffneten  Aufstandes,  der  bei  der  Auflösung  der  II.  Reichsduma 
zu  erwarten  ist,  Kerntruppen  für  die  künftigen  revolutionären  Freist  hären  (?!) 
zu  bilden.  Dank  der  besonders  eifrigen  Tätigkeit  der  SoziaJdemokratie  haben 
die  Gewerkschaften  schon  einen  ausgesprochen  sozialdemokratischen  Charakter 
angenommen  und  stellen  deshalb  eine  große  Gefahr  für  die  Staatsverfassung  (?!) 
dar.  Außerdem  haben  die  Erfolge  der  Sozialdemokraten  in  den  Gewerk- 
schaften die  Aufmerksamkeit  anderer  revolutionärer  Parteien  auf  sich  gelenkt, 
die  ebenfalls  bestrebt  sind,  Einfluß  auf  die  Beschlüsse  und  xPIatformen*  der 
Gewerkschaften  zu  erlangen  und  sie  allmählich  in  sozialpolitische  Organisationen 
zu  verwandeln,  mit  »Platformenc,  welche  den  der  revolutionären  Parteien  sich 
möglichst  annähern2).  Im  Hinblick  auf  diese  Charakteristik  der  Gewerkschaften, 
haben  die  Provinzialbehörden  auf  den  Bestand  und  die  Tätigkeit  tler  Gewerk- 

>)  Entsprechende  Institutionen  hatten  noch  ins  Leben  gerufen  die  polnische  Sozial- 
demokrat- (die  »Gomralkommission  der  Gewerkschaften*)  und  der  jüdische  »Bunde  (»Gcwerk- 
schaflskommission«),  während  die  sozialistisch-zionistischen  Gewerkschaften  in  Warschau  ein 
»Zentralbureau«  gründeten. 

J)  Das  ist  nicht  ganz  genau.  Die  in  den  Gewerkschaften  tätigen  Sozialrevolutionäre 
traten  im  Februar  1907  in  Petersburg  zu  einer  Konferenz  zusammen,  in  der  die  Frage  be- 
sprochen wurde,  ob  die  Gewerkschaften  auch  eine  |x>liiische  >Platform«  aufstellen  sollen. 
Diese  Frage  wurde  von  der  Konferenz  bejaht,  aber  schon  im  Juli  wurde  dieser  Beschluß 
vom  Zentralrat  der  Partei  desavouiert,  der  für  unzulässig  erklärte,  in  die  Gewerkschaftsstatuten 
ein  Minimum  politischer  Forderungen  als  Bedingung  zum  Eintritt  in  die  Gewerkschaft  auf- 
zunehmen. Damals  wurde  auch  beschlossen,  beim  Zentralrat  der  Partei  ein  >  Bureau  für  Ge- 
werkschaftsangelegenheiten« zu  eröffnen. 
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schaften  ihre  volle  Aufmerksamkeit  und  Wachsamkeit  zu  lenken,  neue  Gewerk- 
schaften sind  gemäß  dem  Gesetz  vom  4.  März  1906  nur  dann  zu  legalisieren, 
wenn  es  ganz  zweifellos  feststeht,  daß  sie  in  keinerlei  Verbindung  (?;  mit 
sozialdemokratischen  Gruppen  stehen,  und  bestehende  Gewerkschaften  sind  un- 
verzüglich aufzulösen,  sobald  sie  nur  versuchen,  die  ihrer  Tätigkeit  gesteckten 
Grenzen  zu  überschreiten.  Außerdem,  wenn  genügendes  Beweismaterial  vor- 
liegt, um  aktive  Mitglieder  dieser  Gewerkschaften  der  Zugehörigkeit  zu  einem 
revolutionären  Verbände  zu  überführen,  soll  gegen  dieselben,  je  nach  den  Um- 
ständen, eine  Anklage  erhoben  werden  laut  §§  125,  126  oder  auch  102  des 
Strafgesetzbuches«1). 

Nach  dem  Erlaß  dieses  Rundschreibens  wurde  die  Lage  der  Gewerk- 
schaften auch  dort,  wo,  wie  in  Jekaterinoslaw,  die  Verwaltungsbehörden  ihnen 
gegenüber  sich  bisher  ganz  korrekt  verhalten  hatten,  eine  ganz  unerträglich r* 
und,  als  erst  die  Auflösung  der  II.  Reichsduina  und  der  Verfassungsbruch 
erfolgten,  da  rückten  die  Behörden  den  Gewerkschaften  entschieden  zu  Leibe. 
So  wurden  damals  in  und  um  Moskau  mit  einem  Schlage  fast  alle  Gewerk- 
schaften unterdrückt.  Freilich  hatten  jetzt  manchmal  unter  der  Willkür  der 
Regierung  auch  Unternehmer  zu  leiden,  aber  nur  dann,  wenn  sie  sich  nicht 
cnergisc  h  genug  gegen  ihre  Arbeiterschaft  zur  Wehr  setzten.  So  wurden  z.  B. 
die  Unternehmer  durch  die  lokalen  Generalgouvcrncute  mit  administrativen 
Repressalien  (Gefängnis  bis  zu  4  Monaten  und  Geldstrafe  bis  zu  3000  Rubel) 
bedroht,  wenn  sie  ihren  streikenden  Arbeitern  irgend  welche  Konzessionen 
mac  hte,  oder  ihnen  gar  für  die  Streikperiode  den  Arbeitslohn  auszahlten  (so  in 
Baku),  oder  wenn  sie  in  ihre  Fabriken  solche  Arbeiter  aufnahmen,  die  einmal 
irgendwo  gestreikt  hatten  oder  durch  Gericht  oder  Administration  schon  vor- 
bestraft waren  (so  in  den  Ostseeprovinzen),  oder  wenn  sie  nicht  gleich  beim 
Ausbruch  eines  Streiks  der  Polizei  ein  Register  der  Streikenden  und  der 
Agitatore  mitteilten,  damit  letztere  zur  Verantwortung  gezogen  würden  (so  in 
Jekaterinoslaw)  usw. 

Das  Unternehmertum,  das  bis  dahin  sich  ziemlich  passiv  verhalten 
hatte,  begann  jetzt  auch  sich  überall  zu  organisieren  und  ging  darauf  von  der 
Defensive  zur  Offensive  gegen  die  Arbeiter  über.  Die  Petersburger  Fabrikanten 
besaßen  schon  seit  einem  Dezennium  eine  Organisation,  die  bei  den  ver- 
schiedensten Anlassen  sich  gut  bewährt  hatte,  den  oben  erwähnten  »Verein 
zur  Forderung  der  Fabrikindustrie«  mit  seinem  ständigen,  rührigen  und  in 
Regierungssphären  einflußreichen  Präsidenten  Herrn  Glesmer  an  der  Spitze. 
Nachdem  aber  jetzt  der  neu  entstandene  r  Rat  der  allrussischen  Kongresse  für 
Handel  und  Industrie  den  Arbeitgebern  empfohlen  hatte,  um  die  Arbeiter- 
schaft besser  zu  bekämpfen,  sich  nach  den  verschiedenen  Industriezweigen  in 
lokale  Verbände  zu  organisieren,  wurde  zuerst  in  Petersburg  Mitte  Dezember 
1906   von   den    »Metallfabrikanten   der   nördlichen   Region«,  um   die  unbe- 

')  Unlängst  hat  das  Kriminalkassationsdepartement  des  Senats  (höchster  Gerichtshof  in 
Strafsachen)  eine  Entscheidung  zur  allgemeinen  Kenntnis  und  Richtschnur  für  die  Gerichte 
publiziert,  in  dem  erklärt  wird,  daß  die  bloße  Zugehörigkeit  zur  sozialdemokratischen  Partei 
vollständig  genüge,  um  den  §  102  des  Strafgesetzbuches  in  Anwendung  zu  bringen,  d.  h. 
alle  Mitglieder  dieser  Partei  müssen  jederzeit  gewärtig  sein,  zum  Verlust  aller  politischen  und 
bürgerlichen  Rechte  und  zur  Zuchthausstrafe  (Katorga)  mit  nachfolgender  lebenslänglicher 
Deportation  nach  Ostsibirien  verurteilt  zu  werden. 
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rechtigten  Forderungen  der  Arbeiter  durch  allgemeine  und  partielle  Lockouts 
zu  bekämpfen,  ein  Verband  gegründet  mit  einem  Streikfonds,  in  den  30  0  vom 
Reingewinn  aller  am  Verband  beteiligten  Unternehmen  flössen.  Dergleichen 
Verbünde  entstanden  noch,  wie  die  Zeitung  »Ruß«  berichtet,  in  Riga, 
Warschau  und  Lodz.  In  Moskau  schlössen  sich  zu  solchen  Verbünden 
die  Baumwollfabrikanten  und  die  Druckereibesitzer.  Im  Jahre  1907  gab 
es  in  Rußland  nach  der  offiziellen  Statistik  124  Arbeitgeberverbünde, 
darunter  1 8  Fabrikantenverbünde,  1 1  Schneiderverbände,  9  Druekereibesitzer- 
verbände,  9  Bäcker  und  Konditorverbünde,  8  Schuhfabrikantenverbünde,  43 
kaufmünnische  Prinzipalverbände  usw.  Die  meisten  dieser  Verbände  waren 
entstanden  in  Südrußland  (39),  Ostseeprovinzen  (19),  Russisch-Polen  (15).  Zen- 
tralrußland (14),  Nordwestrußland  (11),  Nordrußland  (10)  und  Südwestruß- 
land  (9)  usw. 

Jetzt,  wo  die  Arbeitgeber  sich  organisiert  hatten,  brach  eine  Lockoutepidemie 
aus.  Voran  schritten  die  Lodzer  Baumwollfabrikanten,  die  unter  Anführung  des 
polnischen  Baumwollkönigs  Posnansky  im  November- Dezember  1906  alle  ihre 
Fabriken  schlössen  und  24000  Arbeiter  vor  die  Tür  setzten.  Die  Leiden  dieser  brot- 
los gewordenen  Arbeiter  und  ihrer  Familien  während  des  strengen  Winters  1906  07 
waren  so  groß,  daß  zu  ihrer  Linderung  überall,  auch  unter  der  russischen  Aibciter- 
schaft,  die  bei  dieser  Gelegenheit  große  Teilnahme  für  die  »polnischen  Brüder« 
zeigte,  Geldsammlungen  veranstaltet  wurden.  Der  polnische  Kulturverein,  zu 
dein  alle  führenden  Geister  der  polnischen  Nation,  mit  Ausnahme  der  Kleri- 
kalen, gehören,  verwandte  sich  für  die  Ausgesperrten  durch  Absendung  einer 
Deputation  nach  Berlin,  wohin  Posnansky  und  Konsorten  ihre  werte  Person 
in  Sicherheit  gebracht  hatten.  Aber  auch  das  half  nichts:  die  Fabrikanten 
gal>en  zur  Antwort,  daß  sie  in  dieser  Angelegenheit  sich  durch  »sentimentale 
Gefühle«  nicht  leiten  lassen  können  und  Moritz  Posnansky  fügte  noch  hinzu: 
*  Dieser  Lockout  muß  mitleidslos  bis  zu  Ende  durchgeführt  werden,  um  den 
Arbeitern  ein  für  allemal  zu  zeigen,  daß  in  den  Fabriken  wir  die  Herren 
sind  und  daß  wir  das  absolute,  unbeschränkte  Recht  besitzen,  nach  Belieben 
jeden  Arbeiter  in  deu  Dienst  aufzunehmen  und  zu  enüassen,  ohne  jegliche 
Angabe  der  Gründe  und  ohne  daß  irgend  welche  Kontrolle  über  uns  aus- 
geübt wird«. 

Nachdem  so  Zchntausende  von  Textilarbeitern  und  ihre  Familien  vier 
Monate  lang  Hunger  und  Frost  erduldet  hatten,  mußten  sie  sich  allen,  zum 
Teil  recht  erniedrigenden1)  Bedingungen  fügen,  unter  denen  Posnansky  und 
Konsorten  sich  bereit  erklärten,  ihre  Fabriken  wieder  in  Gang  zu  bringen. 

Das  Beispiel  dieser  erfolgreichen,  aber  grausamen  Aussperrung  wirkte 
ansteckend  und  es  breitete  sich  die  Lockoutepidemic  zuerst  über  Westrußland 
(in  Warschau,  Grodno,  Minsk,  Mosyr,  Smorgon,  Witebsk,  Riga,  Mnhilew, 
Shitornir,  Bcrditschcff,  Kiew,  Kremcntschug,  Odessa),  dann  auch  über  Südrußland 
(in  Jekaterinoslaw,  wo  die  große  Brjansker  Metallfabrik,  die  5000  Arbeiter  be- 
schäftigte, geschlossen  wurde,  in  Taganrog,  Saratow,  Tiflis)  aus,  endlich  trat  sie  auch 
in  Warschau,  wo  die  Schneider  und  Druckeiarbeiter,  und  in  Petersburg,  wo  die 


1)  So  sollte  wieder  eingeführt  werden  der  im  Freiheitsjahr  1905  abgeschaffte  Brauch, 
alle  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  (!)  beim  Verlassen  der  Fabrik  einer  leiblichen  Visitation  durch 
die  Pförtner  zu  unterwerfen,  damit  aus  den  Fabriken  nichts  abhanden  kommen  kann. 
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Bäcker  ausgesperrt  wurden  auf.  Zu  bemerken  ist  noch,  daß  der  Lockout  im 
polnisch-litauischen  Bürstenbindergewerbe  speziell  gegen  die  Gewerkschaften 
gerichtet  war,  da  die  Unternehmer  sich  verpflichtet  hatten,  unter  keinen  Um- 
ständen mit  den  Gewerkschaftsbureaux  in  irgend  welche  Unterhandlungen  sich 
einzulassen.  Mit  Ausnahme  der  Lockouls  der  Bürstenbinder  in  Westmßland 
und  der  Druckereiarbeiter  in  Moskau,  Minsk  und  Taganrog,  welche  den  Unter- 
nehmern mißlangen,  endeten  die  weitaus  meisten  Aussperrungen  mit  einer 
Niederlage  der  Arbeiterschaft,  weshalb  letztere,  soweit  sie  organisiert  war,  sich 
notwendig  die  Frage  stellen  mußte,  wie  diese  Lockouts  am  erfolgreichsten  zu 
bekämpfen  sind.  Darauf  konnte  es  nur  eine  Antwort  geben:  durch  engeren  Zu- 
sammenschluß und  geschlossenes  Vorgehen  der  organisierten  Arbeiterschaft  gegen 
solche  Übergriffe.  Jetzt  aber  trat  kraß  zutage  die  große  Ungerechtigkeit,  die 
darin  liegt,  daß  das  Gesetz  vom  4 ./ 17.  März  1906  die  Gründung  von  Arbeit- 
gebervereinen zuließ,  dagegen  jede  Vereinigung  der  Gewerkschaften  zu  Verbänden 
kategorisch  untersagte.  Diese  ungleiche  Behandlung  durch  das  Gesetz  der 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  wurde  noch  verschärft  durch  einen  neuen  kaiserlichen 
Ukas  vom  27.  Februar  1907,  der  den  Handelsminister  ermächtigte,  die 
Gründung  solcher  Arbeitgebcrvereine  zu  gestatten,  die  ihre  Wirksamkeit  mcht 
auf  eine  bestimmte  Region  beschränken,  sondern  über  ganz  Rußland  ausdehnen. 
Dies  wurde  sogleich  von  den  Glasfabrikanten  und  dann  auch  anderen  Groß- 
industriellen benutzt  zur  Gründung  allrussischer  Arbeitgebervereine. 

Die  trotz  gesetzlichem  Verbot  entstandenen  Zentralbureaux  der  Gewerk- 
schaften (auch  kurzweg  Z  B  genannt)  hatten  sich  aber  auch  allmählich  über 
ganz  Rußland  ausgebreitet:  außer  den  obenerwähnten  (S.  24 — 26,38)  Z  B  in 
Petersburg,  Moskau,  Charkow,  Reval,  Odessa,  Woronesh,  Saratow  und  Astra- 
chan hatten  sich  formiert,  neue  Z  B  in  Dünaburg,  Kowno,  Wilna,  Molüle», 
Kiew.  Berditschew,  Jekaterinoslaw,  Simferopol,  Jalta,  Melitopol,  Nishnv-Now- 
gorod,  Iwanowo-Wosnescnsk,  Kasan,  Baku,  Tiflis,  Kutais,  Batum  und  Armavir 
und  Kartelle  in  Warschau,  Lodz,  Czenstochow,  Plozk  und  in  der  polnischen 
Bergbauregion. 

Die  Stellung  dieser  Z  B  zu  den  wirtschaftlichen  Kämpfen  der  Arbeiter- 
schaft mit  dem  Unternehmertum  hatte  im  Laufe  der  Zeit  eine  radikale  Ände- 
rung erfahren.  Anfangs  hielten  die  Z  B  für  ihre  Aufgabe,  die  Leitung  der 
Streikbewegung  nicht  aus  den  Händen  zu  lassen.  Zu  diesem  Zweck  hatten 
die  Z  B  in  Petersburg  und  Moskau  Zentralstreikfonds  begründet,  aus  dem  die 
einzelnen  Gewerkschaften  bei  Streiks  Zuschüsse  erhalten  konnten,  wenn  sie 
vor  Ausbruch  des  Streiks  ihre  Forderungen,  die  sie  an  den  Arbeitgeber  stellen 
wollten,  dem  Z  B  zur  Prüfung  und  endgültigen  Formulierung  vorlegten.  So 
wurde  im  Juni  1906,  vom  Petersburger  Z  B  aufs  kräftigste  unterstützt  ein 
Bäckerstreik,  an  dem  8000  Arbeiter  teilnahmen,  der  erste  (und  leider  auch 
letzte)  große  Streik,  der  vom  Z  B  sorgfältig  vorbereitet  und  planmäßig  durch- 
geführt, mit  einem  glänzenden  Siege  der  Arbeiter  endete.  Auch  das  Z  B  von 
Simferopol  traf  die  Bestimmung,  daß  Gewerkschaften,  die  nicht  von  Anfang  an 
die  feste  Zuversicht  haben,  den  Streik  mit  eigenen  Mitteln  zu  Ende  zu  führen, 
sondern  darauf  rechnen,  die  Hilfe  anderer  Gewerkschaften  oder  des  Z  B  in 
Anspruch  zu  nehmen,  nicht  berechtigt  seien,  den  Streik  selbständig,  ohne  Zu- 
stimmung des  Z  B  anzufangen.  Aber  bald,  dem  Beispiele  Westeuropas  und 
namentlich  Deutschlands  folgend,  faßten  die  Z  B  den  Entschluß,  sich  jeden 
Einflusses  auf  die  Streikbewegung  zu  enthalten  aus  Erwägungen,  die  wohl  für 
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Westeuropa,  aber  noch  nicht  für  Rußland  Geltung  haben  konnten.1)  In  West- 
europa, wo  fast  in  jedem  Industriezweige  die  Gewerkschaften  sich  zu  mächtigen 
kapitalkräftigen  Verbänden  organisiert  haben,  die  mit  dem  jeweiligen  Stande 
der  Konjunktur  und  den  Arbeitsverhältnissen  ihres  Industriezweiges  gut  vertraut 
sind,  da  wäre  natürlich  eine  Einmischung  der  Kartelle  in  die  Streikbewegung 
zum  mindesten  überflüssig  und  oft  sogar  schädlich,  denn  sie  könnte  die  Dis- 
positionen der  Gewerkschaftsverbände  durchkreuzen.  Ganz  anders  liegen  die 
Verhältnisse  in  Rußland,  wo  die  Z  B  zurzeit  die  einzigen  Gewerkschafts- 
verbände bilden  und  in  ihren  Sekretariaten  einen  Stab  mehr  oder  weniger 
ausgebildeter  Gewerkschaftsführer  besitzen.  Übrigens  in  einzelnen  Ausnahme- 
fällen sahen  sich  die  Z  B  genötigt,  vom  Prinzip  der  Nichtintervention  bei  Streiks 
abzuweichen.  So  als  in  Odessa  im  November  1906  die  Matrosen  der  Handels- 
flotte wegen  Nichtanerkennung  ihrer  gewerkschaftlichen  Organisation  seitens  der 
Arbeitgeber  in  den  Ausstand  traten  und  der  berüchtigte  »Verband  echt- 
russischer Leute«  den  Arbeitgebern  Streikbrecher  zu  liefern  begann,  hielt  das 
Odessaer  Z  B  für  angebracht,  in  diesen  Streik  tätig  einzugreifen,  kommandierte 
einen  Vertreter  in  das  Streikkomitee,  bezahlte  aus  seiner  Kasse  alle  Ausgaben 
des  letzteren,  betrieb  eifrig  Geldsammlungen  zugunsten  der  Streikenden  usw. 
Als  später  im  Juni  1907  beim  Streik  auf  der  Kartonfabrik  Naumann  in 
Petersburg  der  obenerwähnte  »Verband  echt  russischer  Leute«  dasselbe  Manöver 
wiederholte,  trat  ihm  das  Petersburger  Z  B  energisch  entgegen  und  sammelte 
in  kurzer  Zeit  zur  Unterstützung  der  Streikenden  eine  bedeutende  Geldsumme. 
Auch  in  den  (übrigens  recht  seltenen)  Fällen,  wo  eine  Gewerkschaft  die  Er- 
zeugnisse einer  Firma  unter  Boykott  stellen  möchte  und  durch  Vermittlung 
des  lokalen  Z  B  die  anderen  Gewerkschaften  auffordert  am  Boykott  teilzu- 
nehmen, unterwerfen  die  Z  B,  ehe  sie  die  Vermittlerrolle  übernehmen,  einer 
genauen  Prüfung  die  Frage,  ob  auch  die  Verhängung  des  Boykotts  begründet 
sei,  Aussicht  auf  Erfolg  habe  und  mit  den  Interessen  der  Arbeiterschaft  als 
Ganzes  nicht  in  Widerspruch  stehe. 

Mit  Ausnahme  der  obenerwähnten  Fälle  hielten  sich  die  Z  B  aus  Prinzip 
den  wirtschaftlichen  Kämpfen  der  Arbeiterschaft  mit  dem  Unternehmertum  fern. 
Dagegen  betrieben  einige  Z  B  (namentlich  die  von  Moskau,  Simfcropol,  Odessa, 
Nishny-Nowgorod,  Saratow  und  Jckaterinoslaw)  mit  mehr  Eifer,  als  Erfolg  den 
Zusammenschluß  von  Gewerkschaften  desselben  Industriezweiges  zu  Verbänden, 
wozu  eine  Reihe  von  Konferenzen  der  Gewerkschaftsdelegierten  einberufen 
wurde.  Die  ersten  zwei  Konferenzen  der  Schneider  (August  1906  in  Moskau) 
und  der  Bauarbeiter  (Januar  1907)  waren  nur  von  wenigen  Vertretern  der 
organisierten  Arbeiterschaft  der  beiden  Hauptstädte  und  einiger  großer  Pro- 
vinzialstädte  (Odessa,  Wilna,  Lodz,  Charkow,  Saratow)  besucht.  Dagegen  waren 
die  Anfang  Februar  1907  fast  gleichzeitig  nach  Moskau  einberufenen  Gewerk- 
schaftskonferenzen der  Textilarbeiter  Zentralrußlands,  sowie  der  Metallarbeiter 
und  die  im  April  1907  nach  Finnland  einberufene  Konferenz  der  Druckerei- 
arbeiter von  zahlreichen  Delegierten  der  Gewerkschaften  besucht:  an  der 
ersteren  dieser  Konferenzen  nahmen  teil  30  Vertreter  von  1  1  Gewerkschaften 


»)  Einen  unheilvollen  Einfluß  hat  hierin  das  Werk  P.  Umbreits  über  die  deutschen 
Gewerkschaftskartelle  ausgeübt,  das  ins  Russische  übersetzt  und  vom  Sekretär  des  Peters- 
burger Z  B  Grincwitsch  mit  einem  Vorwort  versehen,  den  russischen  Z  B  gewissermaßen  als 
Richtschnur  diente. 
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und  6  Gewerkschaftsülialen,  die  n  000  —  12000  organisierte  Arbeiter  umfaßten, 
an  der  zweiten  26  Vertreter  von  22  Gewerkschaften,  die  ungefähr  30000 
Mitglieder  zählten,  und  an  der  dritten  72  Vertreter  von  57  Gewerkschaften 
mit  29  000  Mitgliedern. 

Auf  all  diesen  drei  Konferenzen  wurde  zuerst  die  Frage,  welche  Taktik 
die  Gewerkschaften  den  Arbeitgebern  gegenüber  anzuwenden  haben,  aufs  leb- 
hafteste diskutiert.  Auf  der  Textilgcwerkschaftskonferenz  waren  die  Meinungen 
darüber  geteilt:  die  einen  verteidigten  die  bisher  angewandte  Taktik  partieller 
Streiks,  die  sich  einer  nach  dem  anderen  in  den  einzelnen  Betrieben  folgten, 
indem  sie  darauf  hinwiesen,  daß  durch  solche  Streiks  in  vielen  Fällen  eine 
wesentliche  Aufbesserung  der  Arbeits-  und  Lohn  Verhältnisse  erreicht  wurde, 
wodurch  der  Nutzen  der  Gewerkschaftsorganisation  der  Arbeiterschaft  über- 
zeugend erwiesen  und  ihr  Klassenbewußtsein  und  Kampfeslust  gehoben  worden 
ist.  Dagegen  bekämpfte  der  Delegierte  der  sozialdemokratischen  Partei,  von 
einigen  Genossen  unterstützt,  aufs  Entschiedenste  diese  partiellen  Streiks,  in  der 
er  nur  eine  Zersplitterung  und  Vergeudung  der  Kraft  der  Arbeiterorganisationen 
erblickte,  und  empfahl  statt  dessen  diese  Kraft  zu  sammeln  und  sich  zu  einem 
allgemeinen  Streik  in  der  ganzen  Moskauer  Textilregion  vorzubereiten  und  zu  nisten. 
Vergebens  wurde  von  den  Verfechtern  der  bisherigen  Taktik  gegen  diesen 
Plan  der  Sozialdemokraten  eingewendet,  daß  ein  allgemeiner  Ausstand  in  der 
ganzen  Moskauer  Region  nur  die  Unternehmer  zu  geschlossenem  Vorgehen 
gegen  die  Arbeiterschaft  geradezu  herausfordern  und  auch  der  Regierung,  die 
darin  eine  politische  Demonstration  erblicken  kann,  Anlaß  geben  wird,  den 
Ausstand  durch  Militärgewalt  zu  unterdrücken.  Die  Sozialdemokraten  setzten 
doch  die  Annahme  ihres  Vorschlags  auf  der  Konferenz  durch,  die  folgende 
Resolution  faßte: 

»Die  erste  Konferenz  der  Textilgewerkschaften  der  Moskauer  Industrie- 
region hält  einen  allgemeinen  Ausstand  in  der  Textilindustrie  der  ganzen  Region 
für  das  wichtigste  und  wirksamste  Mittel,  die  wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiter- 
schaft zu  heben.  Die  Proklanüerung  dieses  Ausstandes,  sowie  die  Mittel  zu 
seiner  Durchführung  sind  im  Einverständnis  mit  den  sozialistischen  Parteien 
festzusetzen. 

Da  aber  iufolgc  ungenügender  Aufklärung  und  Organisation  der  Arbeiter- 
schaft der  allgemeine  Ausstand  nicht  sofort  proklamiert  werden  kann,  so  be- 
stimmt die  Konferenz,  daß  die  Vorbereitungen  dazu  unverzüglich  in  Angriff  zu 
nehmen  sind,  indem  man: 

1.  eine  umfassende  mündliche  und  schriftliche  Agitation  betreibt,  um  die 
Arbeitennassen  von  der  Notwendigkeit  eines  allgemeinen  Ausstandes  zu  überzeugen, 

2.  überall,  wo  noch  keine  Gewerkschaften  existieren,  die  Gründung  der- 
selben energisch  betreibt, 

3.  die  Arbeitermassen  von  Versuchen,  ihre  allgemeinen  Forderungen 
mittels  partieller,  lokaler  Streiks  durchzusetzen,  zurückhält. 

Zugleich  erklärt  die  Konferenz  partielle,  lokale  Streiks  nur  in  folgenden 
Fällen  für  zulässig: 

1.  um  einen  Angriff  seitens  eines  Unternehmers  abzuwehren, 

2.  als  Erziehungs-  und  Organisationsmittcl  hinsichtlich  noch  ganz  rück- 
ständiger, in  die  Gewerkschaftsbewegung  noch  nicht  hereingezogener  Arbeiter- 
massen, und 

3.  wo  die  Arbeitsverhältnisse  besonders  drückende  sind. 
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Doch  sollen  auch  solche  partielle  Streiks  von  den  Gewerkschaften  aus- 
genutzt werden,  um  für  die  Notwendigkeit  eines  allgemeinen  Streiks  in  der 
ganzen  Industrieregion  Propaganda  zu  machen  und  Agitation  zu  treiben.« 

Dieselbe  Frage  wurde  auch  von  der  gleichzeitig  tagenden  Konferenz  der 
Metallarbeitergewcrksc haften  berührt,  die  eine  Resolution  faßte,  in  der  vom 
allgemeinen  Streik  mit  keiner  Silbe  Erwähnung  getan,  dagegen  den  Gewerk- 
schaften empfohlen  wurde: 

a)  möglichst  sorgfältige  Erkundigungen  über  die  jeweilige  allgemeine  Lage 
des  betreffenden  Industriezweiges,  als  auch  über  die  Kräfte,  Mittel  und  nächsten 
Pläne  der  Arbeitgebervereine  einzuziehen, 

b)  namentlich  bei  Angriff  Streiks  an  den  nötigen  und  möglichen  Vor- 
bereitungen und  Organisationen  nicht  fehlen  zu  lassen, 

c)  alle  den  Arbeitgebern  zu  stellenden  Forderungen  vorher  vom  Stand- 
punkt der  Interessen  der  Gewerkschaft  als  Ganzes  sorgfältig  zu  erwägen  und 
dann  die  Entscheidung  darüber  zu  fällen  usw. 

Entschieden  trat  dem  allgemeinen  Streik  entgegen  die  Konferenz  der 
Druckereigcwcrkschaften,  die  ihn  in  folgender  Resolution  verdammte : 

»Für  den  Streikkampf  ein  für  allemal  eine  Taktik  festzusetzen,  ist  ein 
Ding  der  Unmöglichkeit,  denn  diese  Taktik  muß  in  erster  Linie  sich  durch 
Elastizität  auszeichnen  und  den  örtlichen  und  zeitlichen  Verhältnissen  anpassen. 
Es  muß  nur  darauf  hingewiesen  werden,  daß  ein  gleichzeitiger  Eintritt  in  den 
Streik  aller  Gewerkschaften  mehrerer  Städte  oder  gar  der  gangen  Industrieregion, 
was  eine  starke  Anspannung  aller  Kräfte  und  Mittel  der  Arbeiterorganisationen 
erfordert  und  beim  Mißlingen  für  die  letzteren  höchst  gefährlic  h  werden  kann, 
die  größte  Vorsicht  und  sorgfältigste  Erwägung  aller  hierbei  in  Betracht  kommender 
Faktore  erheischt.  Deshalb  ist  es  zweckmäßiger  die  Kleinkriegtaktik  anzu- 
wenden, indem  der  Kampf  in  jedem  gegebenen  Augenblick  auf  einzelne  Betriebe 
oder  Städte  beschränkt  bleibt. 

Noch  schwieriger  ist  es,  allgemeine  Regeln  darüber,  wann  ein  Streik  be- 
gonnen werden  darf,  festzusetzen.  Man  kann  nur  betonen,  daß  es  von  besonderer 
Wichtigkeit  ist,  eroberte  Positionen  zu  behaupten  und  daß  der  Abwehrkampf 
deshalb  mit  der  größten  Energie  und  ausnahmslos  von  allen  betreffenden  Ge- 
werkschaften zu  führen  ist. 

Jedenfalls  muß  vor  Beginn  eines  Streiks,  der  auf  eine  Industrieregion 
oder  gar  über  das  ganze  Reich  sich  ausdehnen  könnte,  von  den  Gewerkschaften 
ihr  regionales  Bureau  oder  der  Zentralrat  der  Druckereigewerkschaft cn  befragt 
werden.*  x) 

Hinsichtlich  der  Frage,  wie  speziell  bei  Lockouts  die  Gewerkschaften  sic  h 
zu  verhalten  haben,  fällten  die  Gewerkschaftskonferenzen  der  Textil-  und  Metall- 


»>  Daß  die  Druckereigewerkschaften  in  ihrer  ablehnenden  Stellung  zum  allgemeinen 
Streik  vollständig  recht  hatten,  bewies  in  der  Folge  das  klägliche  Fiasko  des  allgemeinen 
Streiks,  den  die  Tex  tilge  werkschaften  der  Moskauer  Industrieregion,  trotz  Opposition  einiger 
einsichtsvoller  Gewerkschaftsführer,  dennoch  im  Juli  1907  in  Szene  setzten.  Die  kapital- 
kräftigen Moskauer  Baumwollfabrikanten,  auf  ihre  Organisation  gestützt,  weigerten  sich,  die 
Forderungen  der  Arbeiter  auch  nur  in  Erwägung  zu  ziehen,  und  die  durch  den  Unverstand 
sozialdemokratischer  Agilatore  irregeführten  Arbeiter  mußten  zu  den  früheren  Bedingungen 
die*  Arbeit  wieder  aufnehmen.  Daß  diese  ganz  aussichtslose  Kraftprobe  die  Textilgewerk- 
schaften  materiell  und  noch  mehr  moralisch  schwer  geschädigt  hat,  ist  augenscheinlich. 
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arbeiter  fast  gleichlautende  Resolutionen,  in  denen  der  unverzügliche  Zusammen- 
schluß der  Gewerkschaften  zu  regionalen  und  allrussischen  Verbänden  einerseits 
und  volle  Übereinstimmung  in  der  Wirksamkeit  der  gewerkschaftlichen  und  der 
»politischen«  *)  Organisation  der  Arbeiterklasse  andererseits  empfohlen  wurde. 
Dem  fügte  die  Gewerkschaftskonferenz  der  Metallarbeiter  noch  einige  praktische 
Bestimmungen  hinzu,  nämlich: 

1.  daß  über  die  Erzeugnisse  der  Fabrik,  wo  die  Arbeiter  ausgesperrt 
sind,  der  Boykott  und  Über  ihre  Bestellungen  die  Sperre  verhängt  werden  soll, 

2.  daß  auch  der  Gegensatz  zwischen  den  Interessen  der  breiten  Volks- 
schichten und  den  der  Kapitalistenclique,  die  die  Aussperrung  verfügt  hat,  all- 
seitig ausgenutzt  werden  muß,  und 

3.  (laß  es  unzweckmäßig  sei,  jede  einzelne  Aussperrung  mit  möglichst 
ausgedehnten  Streiks  zu  beantworten,  da  solche  Streiks  unter  Umständen  ent- 
stehen, die  mehr  für  die  Unternehmer  als  für  die  Arbeiter  günstig  sind  und 
deshalb  fast  immer  mit  einer  Niederlage  der  Arbeiter  endigen,  was  die  Arbeiter 
wieder  auf  lange  Zeit  ganz  desorganisiert. 

Über  die  Frage,  welche  Funktionen  die  neuzubegründenden  regionalen 
und  allrussisc  hen  Gewerkschaftsverbände  auszuüben  haben,  herrschte  auf  den 
Konferenzen  der  Textil-  und  Druckereigewerkschaften  eine  ziemliche  Überein- 
stimmung insofern,  als  sie  nicht  gewillt  waren,  diesen  neuen  unerprobten 
Organisationen  weitgehende  Befugnisse  zu  erteilen.  So  beschloß  die  Konferenz 
der  Textilgewerkschaften  ein  »Regionales  Bureau*  zu  gründen,  das  seine  Tätig- 
keit allmählich,  Schritt  für  Schritt  zu  entwickeln  und  erst,  wenn  es  genügende 
Erfahrung  und  die  nötige  Autorität  unter  den  Arbeitermassen  erworben  hat, 
die  Funktionen  eines  *Zcntralbureaux«  und  damit  die  Leitung  der  wirtschaft- 
lichen Kämpfe  tler  Arbeiterschaft  zu  übernehmen  hat.2)  Einstweilen  sollte  das 
Regionale  Bureau: 

1.  über  die  Konjunktur  in  der  Textilindustrie  Erkundigungen  einziehen, 

2.  auf  Grund  der  Berichte  der  Gewerkschaften  über  Fälle  von  Gährung 
unter  der  Arbeiterschaft  und  geplante  Streiks  Verfügungen  darüber,  wie  dies  im 
Interesse  des  allgemeinen  Streiks  auszunutzen  ist,  treffen,  denen  die  Gewerk- 
schaften Folge  zu  leisten  haben, 

3.  beim  Ausbruch  einer  elementaren  Massenbewegung  oder  im  Fall  eines 
Lockouts  möglichst  als  organisierendes  Zentrum  der  Arbeiterbewegung  auftreten, 

4.  mündliche  und  schriftliche  Agitation  treiben,  ein  Gewerkschaftsblatt 
herausgeben,  neue  Konferenzen,  Gewerkschaften,  Rechtsauskunftsstellen  und 
ärztliche  Hilfe  für  Arbeiter  organisieren,  sowie  auch  den  bestehenden  Gewerk- 
schaften mit  Rat  in  Organisationsfragen  beistehen  usw. 

Ebenso  beschloß  die  Konferenz  der  Druckereigewerkschaften  die  Leitung 
der  Streiks  aus  dem  Wirkungskreis  des  »Zentralrats«  ganz  auszuschalten; 
ob  und  inwieweit  die  Regionalen  Bureaux  in  die  Streiks  eingreifen  können, 
sollten  die  einzelnen  regionalen  Konferenzen  bestimmen. 


')  Hier  sind  wohl  nur  die  sozialdemokratischen  Organisationen  gemeint,  denn  die 
anderen  Parteien  stehen  der  Gewerkschaftsbewegung  in  Zentralrußland  ziemlich  fern. 

3)  Daß  dies  »Regionale  Bureau«  sich  nie  zum  »Zentralbureau«  entwickelt  hat,  braucht 
wohl  nicht  vermerkt  zu  werden,  denn  nach  dem  mißglückten  »allgemeinen  Streik«  konnte  von 
einer  »Autorität«  des  Regionalen  Bureaux  unter  der  Arbeiterschaft  keine  Rede  sein. 
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Dagegen  sprach  die  Konferenz  der  Metallarbeitergewerkschaften  sich  im 
Prinzip  für  eine  Verschmelzung  aller  in  der  Moskauer  Industrieregion  bestehen- 
den Gewerkschaften  zu  einer  Gewerkschaft  mit  zahlreichen  Filialen  aus.  In 
die  Zentralkasse  dieser  neuen  riesigen  Gewerkschaft  sollten  alle  Eintrittsbeiträge 
neuer  Mitglieder  und  25°/0  aller  Einnahmen  der  Filialen  fließen.  Aus  dieser 
Zenlralkasse  sollten  dann  die  Filialen  bei  Streiks  Unterstützungen  erhalten, 
aber  nur  dann,  wenn  die  Einwilligung  des  Zentralvorstandes  zu  dem  Streik 
noch  vor  dessen  Beginn  von  der  Filiale  eingeholt  war.  Die  Konferenz  wählte 
ein  Organisationskomitee,  das  einen  Kongreß  vorbereiten  sollte,  auf  dem  die 
Frage  der  Verschmelzung  der  Gewerkschaften  endgültig  entschieden  werden  sollte, 
aber  dieser  Kongreß  kam  nicht  zustande  und  so  wurde  aus  diesem  Projekte  nichts. 

Außer  dem  oben  erwähnten  Organisationskomitee  hatten  noch  solche 
Komitees  formiert  die  Konferenzen  der  Schneider-  und  Bauarbeitergewerk- 
schaften, sowie  auch  die  Hilfsvereine  der  Handlungsgehilfen,  aber  die  Kompetenz 
dieser  Organisationskomitees  war  eine  sehr  beschränkte  und  bestand  haupt- 
sächlich in  der  Vorbereitung  künftiger  Konferenzen,  Herausgabe  von  Gewerk- 
schaftsblättern,  im  Austausch  zwischen  Gewerkschaften  verschiedener  Informationen 
und  in  der  Heranziehung  dazu  neuentstandener  Gewerkschaften,  erstreckte  sich 
also  keineswegs  auf  die  Leitung  wirtschaftlicher  Kämpfe  der  Gewerkschaften. 

Das  Prinzip  der  Zentralisation  haben  wirklich  konsequent  durchgeführt 
einzig  und  allein  die  Gerbergewerkschaften  Nordwestrußlands,  die  17  an  der 
Zahl  Mitte  März  1907  zu  einem  Kongreß  zusammentraten,  auf  dem  ein  Zcntral- 
bureau  aus  fün#  Mitgliedern  gewählt  und  beschlossen  wurde:  20°/0  aller  Ein- 
nahmen der  Gewerkschaften  dem  Zentralbureau  zur  Verfügung  zu  stellen  und 
weitere  30°/0  der  Einnahmen  in  die  allgemeine  Streikkasse  zu  übergeben,  aus 
der  dann  bei  Streiks  die  Gewerkschaften  Zuschüsse  erhalten  sollten,  wenn 
die  Streiks  mit  Einwilligung  des  Zentralbureaus  angefangen  waren.  Daß  gerade 
hier,  unter  dem  polnisch-jüdischen  Arbeiterproletariat,  eine  solche  straffe  Zentrali- 
sation zustande  kam,  erklärt  sich  durch  die  langjährige  Tätigkeit  des  jüdischen 
Bundes«,  der  von  jeher  die  Streikbewegung  geschickt  geleitet  und  die  Arbeiter- 
massen musterhaft  diszipliniert  hat. 

Außer  den  oben  erwähnten  fanden  noch  einige  unbedeutende  Konferenzen 
von  Gewerkschaftsdclegierten  (der  Techniker  in  Petersburg,  der  Handlungs- 
gehilfen in  Moskau,  Ekaterinoslaw,  von  Litauen  und  der  Krym,  der  Teesortierer 
in  Moskau,  der  Arbeiter  der  Textilfabriken  und  der  Zuckersiedereicn  in  Polen, 
auch  verschiedener  Gewerkschaften  des  Donetzrayons,  der  Krym,  Transkau- 
kasiens,  Podoliens  usw.)  statt,  die  aber  auf  die  Gewerkschaftsbewegung  keinen 
merkbaren  Einfluß  ausübten. 

Wenn  man  also  von  einigen  Gewerkschaften  in  Westrußland  absieht,  so 
war  der  Zusammenschluß  der  Gewerkschaften  zu  Verbänden  vollständig  miß- 
glückt und  die  Gewerkschaften  mußten  jede  für  sich  allein  nach  zwei  Fronten 
hin  den  Kampf  gegen  die  Repressalien  der  Regierung  einerseits  und  die  Be- 
drückungen der  Arbeitgeber  andererseits  führen.  Daß  die  Gewerkschaften  in 
diesem  Kampfe  gegen  übermächtige  Feinde  meist  nicht  Stand  hielten  und  daß 
auch  die  Arbeiter  von  den  ihnen  jetzt  keinen  greifbaren  Nutzen,  wohl  aber 
allerlei  Gefahren  bringenden  Gewerkschaften  massenhaft  abfielen,  kann  nicht 
wundernehmen  und  den  Arbeitern  auch  nicht  verübelt  werden.  So  entstand 
denn  jetzt  für  die  russischen  Gewerkschaften  jene  äußerst  kritische  und  qual- 
volle Lage,  in  der  sie  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  befinden. 

A.  v.  Witte,   Die  Gewerkschaftsbewegung  in  Rußlaad  4 
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§  12.  Regierung  und  Gewerkschaftsbewegung. 

Es  waien  nur  kurze,  lichte  Augenblicke,  in  denen  die  Regierung  erkannt 
hatte,  daß  »der  Streik  eine  ganz  natürliche  mit  den  wirtschaftlichen  Verhält- 
nissen der  heutigen  Industrie  oiganisch  verwachsene  Tatsache  sei,  die  weder 
durch  Repression,  noch  durch  Prävention  aus  der  Welt  geschafft  werden  kanm 
und  daß  »die  Einmischung  der  Behörden  in  das  Verhältnis  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitern  eingeschränkt  werden  muß,  indem  man  den  Berufs- 
organisationen beider  Parteien  die  nötige  Aktionsfreiheit  gewährte. 

Jetzt   werden  die  Leiter  der  Streiks  von  neuem  administrativ  bestraft 
und  die  den  Arbeiterorganisationen  versprochene  »nötige  Aktionsfreiheit«  ist  ins 
gerade  Gegenteil  umgeschlagen.    Übrigens  hat  vor  einiger  Zeit  die  Regierung  die 
Provinzialgouverneure  angefragt,  ob  bei  der  Anwendung  des  »Gesetzes  betreffend 
Berufsvereine  vom  4./17.  März  1906«  nicht  irgend  welche  Mängel  zutage  ge- 
treten seien.    Natürlich  fielen  die  Gutachten  der  Gouverneure  für  das  Gesetz 
günstig  aus,  nur  klagten  einige  darüber,  daß  die  Provinzialbehörden  manchmal 
notgedrungen  Gewerkschaftsstatuten  bestätigen,  weil  es  in  einzelnen  Fällen  sehr 
schwierig  sei,  die  ^Gefährlichkeit  für  die  öffentliche  Ruhe  und  Sicherheit«  der 
neuzubegründenden  Gewerkschaft  festzustellen.    Deshalb  schlugen  einige  Gou- 
verneure vor,  künftig  die  Provinzialbehörden  zu  ermächtigen,  die  Bestätigung  der 
Gcwcrkschaftsstatutcn  auch  dann  zu  verweigern,  wenn  »aus  den  Statuten  die  Ziele 
der  Gewerkschaften  und  die  Mittel  zu  ihrer  Durchführung  nicht  mit  genügender 
Bestimmtheit    und    Klarheit    hervorgehen«.    Entsprechend    diesen  Gutachten 
arbeitet  das  Ministerium  jetzt  den  Entwurf  einer  Novelle  aus,  der  der  Ruchs- 
duma nächstens  vorgelegt  werden  soll.    Daß  die  Reichsduma  diese  projektierte 
Verschlechterung  des  Gesetzes  vom  4./ 1 7.  März  1906  gutheißen  wird,  ist  sehr 
möglich   und  sogar  wahrscheinlich,  wenn  man  bedenkt,  welchen  Standpunkt 
in  der  Arbeiterfrage  die  III.  Reichsduma,  in  der  Agrarier  und  Mittelstands- 
politiker die  Übermacht  haben,  einnimmt.    Sehr  charakteristisch  ist  in  dieser 
Hinsicht  der  schleppende  Gang  einer  Interpellation,  die   19  Sozialdemokraten 
und  12  Vertreter  der  Arbeiterpartei  den  4./ 17.  April  1908  in  die  Reichsduma 
eingebracht  hatten.    Diese  Interpellation  enthalt  ein  langes  Sündenregister  ver- 
schiedener administrativer  Behörden,  die  nach  Erlaß  des  obenerwähnten  Rund- 
schreibens des  Polizeidepartements  (S.  41)  unter  den  nichtigsten  Vorwänden 
oder  ohne  jegliche  Motivierung  die  Bestätigung  von  Gewerkschaftsstatuten  ver- 
sagten, einige  achtzig  Gewerkschaften  auflösten,  ohne  auch  die  Vertreter  der 
betreffenden  Gewerkschaften,  wie  das  Gesetz  es  vorschreibt,  angehört  zu  haben, 
die  Einberufung  von  Gewerkschaftsversammlungen  ganz  untersagten  oder  mir 
unter  einschränkenden  willkürlichen  Bedingungen  gestatteten,  41  Gewerkschafts- 
blätter (davon  27  allein  in  Petersburg)  unterdrückten,  grundlose  Haussuchungen 
in   den   Gewcrksehaftslokalen   und   Redaktionsbureaux   vornahmen,  über  eine 
Menge  Gewerkschaftsvorstände,  Sekretäre,    Redakteure    und   andere  Beamte 
administrative  Strafen  (Geldstrafen,  Verhaftung,  Ausweisung  und  Verbannung) 
verhängten  usw.    Diese  Interpellation  wurde  zuerst  an  eine  parlamentarische 
Kommission  zur  Prüfung  überwiesen,  die  den  9-/22.  Mai  1908  mit  10  Stimmen 
gegen  6  beschloß  der  Duma  zu  empfehlen,  der  Interpellation  keine  Folge  zu 
leisten,  weil  in  den  meisten  der  angefühlten  Fälle  die  Behörden  nur  von  den 
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Rechten  Gebrauch  gemacht,  die  ihnen  nach  den  Gesetzen  betreffend  das  Stand- 
recht, den  außerordentlichen  und  verstärkten  Schutz  zukommen,  und  nur  in 
einigen  Fällen  eine  irrtümliche  Auffassung  von  ihren  rechtlichen  Vollmachten 
an  den  Tag  gelegt  hatten.    Es  verstrichen  darauf  nicht  weniger  als  9 1/2 

2  H  Febr 

Monate,  bis  die  Duma  den  1909  sich  endlich  aufraffte  und  die  Inter- 

pellation beriet.  Der  Präsident  der  parlamentarischen  Kommission  Gololoboff 
(Oktobrist)  befürwortete  im  Namen  der  Kommission  die  Ablehnung  der  Inter- 
pellation, ebenso  der  Repräsentant  der  Rechten  Samysloffsky  mit  dem  Hinweis, 
daß  die  Gewerkschaften  nichts  anderes,  als  Filialen  der  sozialdemokratischen 
Partei  seien.  Da  aber  ein  Teil  der  Oktobristen  (Lütz,  Fürst  Tenischcff  u.  a.) 
der  Meinung  war,  daß  solchen  Gewerkschaften,  die  aus  dem  Rahmen  ihrer 
Berufs-  und  wirtschaftlich en  Aufgaben  nicht  heraustreten,  die  Möglichkeit  ge- 
währt werden  sollte  sich  zu  entwickeln  und  daß  auch  der  Regierung  eine 
Gelegenheit  gegeben  werden  müßte,  ihre  Stellung  zu  den  Gewerkschaften  zu 
präzisieren,  so  gelang  es  mit  Hilfe  dieser  Oktobristen  der  vereinten  Opposition 
die  Annahme  der  Interpellation  mit  144  gegen  92  Stimmen  durchzusetzen. 
Der  Ministerpräsident  und  Minister  des  Innern  Stolypin  hat  diese  Interpellation 
bisher  noch  nicht  beantwortet,  aber  sein  Kollege,  der  neuernannte  Handels- 
minister Timirjaseff  hat  den  1 3-/26.  März  1909  bei  Beratung  des  Etats  seines 
Ministeriums  eine  umfassende,  wohldurchdachte  Programmredc  gehalten,  in  der 
er  gleich  im  Eingang  die  Arbeiterfrage  als  die  Grundlage  der  ganzen  Gewerbe- 
politik  hinstellte  und  ihre  möglichst  baldige  Lösung  für  die  wichtigste  Aufgabe 
des  Handelsministeriums  erklärte.  Hinsichtlich  der  Gewerkschaften  führte  er 
folgendes  aus:  >Gute  Dienste  könnte  der  Arbeiterschaft  die  Gewerkschafts- 
bewegung leisten,  aber  natürlich  nur  in  dem  Fall,  wenn  die  Gewerkschaften 
sich  nicht  als  Waffe  im  politischen  Kampf  mißbrauchen  ließen  (Stimmen: 
Bravo),  sondern  ihre  Kräfte  auf  die  Lösung  realer  Aufgaben  auf  dem  Gebiet 
der  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Lage  und  Lebenshaltung  ihrer  Mitglieder 
konzentrieren  würden  (Applaus  und  Stimmen:  Bravo).  In  diesem  Fall  könnten 
die  Gewerkschaften  auf  ein  wirklich  wohlwollendes  Entgegenkommen  und,  wo 
es  nottut,  auch  auf  eine  direkte  Unterstützung  seitens  der  Regierung  rechnen. * 

Das  klingt  recht  günstig  und  viel  verheißend  für  die  Gewerkschaften, 
stimmt  aber  nicht  recht  mit  der  bisherigen  Praxis  des  Ministeriums  des  Innern 
überein.  Übrigens  erklärte  Herr  Timirjaseff,  daß  »seiner  Meinung  nach  das 
Zusammenfassen  der  Ministerien  zu  einem  einheitlichen  Ministerkabinett 
keineswegs  zu  einer  Verwischung  der  Individualitat  in  der  schöpferischen  Tätig- 
keit einzelner  Ressorts  führen  müsse;  individuelle  Züge  in  dieser  Tätigkeit 
können  nicht  die  Harmonie  unter  den  Ministerien  stören,  da  sie  alle  einem 
Ziel  —  dem  Wohl  Rußlands  zustreben«. 

Diese  Programmrede  wurde  nicht  nur  von  den  Sozialdemokraten,  auch 
von  der  Kadettenpartei  recht  skeptisch  aufgenommen  und  ein  Vertreter  der 
letzteren  Partei  Schingarcff  erklärte,  daß  der  neue  Handelsminister  keine  Er- 
folge erringen  weide,  ssolange  das  Polizeidepartement  das  ganze  Staatsgebäude 
kröne  und  dominiere  .  Daß  der  neue  Handelsminister  bei  der  Verwirklichung 
seines  Programms  auf  mancherlei  Widerstand  stoßen  werde,  unterliegt  nicht 
dem  mindesten  Zweifel,  aber  jedenfalls  scheint  er  es  mit  seinen  arbeiterfreund- 
lichen  Plänen  ehrlich  zu  meinen,  denn  aus  Deutschland,  wo  er  als  russischer 
Finanzagent  jahrelang  wirkte,  kam  er  nach  Petersburg  ins  Ministerium,  als  ein 
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überzeugter  Anhänger  der  deutschen  sozialen  Gesetzgebung  und  war,  solang  er 
im  Amt  war,  immer  eifrig  bemüht  gewesen,  soziale  Reformprojekte  nach  deutschem 
Muster  auszuarbeiten  (nur  war  es  ihm  nicht  vergönnt  sie  zu  verwirklichen, 
denn  im  Frühjahr  1906  mußte  er,  u.  a.  auch  infolge  von  Differenzen  mit 
dem  früheren  Minister  des  Innern  Durnowo  hinsichtlich  der  Arbeiterfrage,  seinen 
Abschied  nehmen).  Wenn  die  russischen  Gewerkschaftsführer  bisher  jede  An- 
näherung und  Berührung  mit  den  Behörden  sorgfältig  mieden,  so  hatten  sie 
gute  Gründe  dazu,  aber  jetzt,  wo  der  neue  Handelsminister  selbst  den  Gewerk- 
schaften entgegenkommt  und  unter  bestimmten,  nicht  unannehmbaren  Voraus- 
setzungen ihnen  Schutz  und  Unterstützung  anbietet,  wäre  es  unverantwortlich, 
wenn  die  Gewerkschaftsführer  etwa  aus  Prinzip  sich  weigern  würden  auch  nur 
einen  Versuch  zu  machen,  mit  dem  Handelsministerium  und  der  Fabrikinspek- 
tion zu  einem  modus  vivendi  zu  gelangen,  wodurch  die  Gewerkschaften  vor 
Verfolgungen  seitens  der  Polizei,  Gendarmerie,  Gouverneure  usw.  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  gesichert  wären.  Mögen  auch  viele  Geweikschaftsführer  sich 
anfangs  sträuben,  den  Weg  solcher  Kompromisse  zu  betreten,  zuletzt  wird 
hoffentlich  doch  die  Einsicht  siegen,  daß  unter  gegebenen  Umständen  eine 
nach  außen  möglichst  scharfe  Scheidung  der  gewerkschaftlichen  von  den  partei- 
politischen Organisationen  für  den  Fortbcstand  der  Gewerkschaften  eine  condi- 
tio sine  qua  non  sei. 


§  13.  Arbeitgeber  und  Gewerkschaften. 

Die  Streikbewegung,  die  im  Jahre  1 905  stürmisch  einsetzte,  hat  natürlich 
am  schwersten  die  kleinen  Betriebe  getroffen,  und  viele  Zwergbetriebe  sind 
damals  ganz  von  der  Bildfläche  verschwunden.1)  Dagegen  hatten  sich  die 
größeren  Betriebe  bald  an  die  neuen  Verhältnisse,  namentlich  an  die  kürzere 
Arbeitszeit  angepaßt  und  auch  die  höheren  Löhne  haben  ihnen  nicht 
geschadet  dank  verschiedenen  Maßnahmen,  die  sie  entsprechend  den  Um- 
ständen trafen.  So  suchten  viele  Fabrikanten  den  durch  die  Kürzung  der 
Arbeitszeit  verursachten  Ausfall  in  der  Produktion  durch  eine  Vervollkommnung 
der  Technik  wettzumachen,  worin  ein  der  bedeutendsten  Kulturerfolge  dieser 
Arbeitsbewegung  zu  erblicken  ist.  Es  wurden  in  den  Spinnereien  alte  Maschinen, 
die  der  Spindel  6  bis  8  Tausend  Drehungen  in  der  Minute  gaben,  durch  neue 
ersetzt,  die  ihr  10  Tausend  Drehungen  geben;  infolgedessen  stieg  die 
Produktivität  der  Spindel  von  0,0175  H  auf  0,021  //  in  der  Minute,  d.  h. 
auf  i6°/0.  Die  Selfactor  wurden  immer  mehr  durch  Waterspindel  verdrängt 
(während  z.  B.  im  Jahre  1899  noch  3,6  Millionen  Selfactor  und  nur  2,5 
Millionen  Waterspindel  in  Tätigkeit  waren).  In  den  Webereien  stieg  die 
Produktivität  des  Webstuhls  von  0,665  &  auf  0,714  U  in  der  Stunde, 
weil  alte  Webstühle  mit  160 — 180  Schlägen  in  der  Minute  durch  neue  mit 
230  —  250  Schlägen  ersetzt  wurden  usw.  Auch  suchte  man  vielfach,  was 
weniger  erfreulich  ist,  solche  neue  Maschinen  einzuführen,  zu  deren  Bedienung 
man  ungeschulte,    aus  dem  Dorf  zugezogene  Arbeiter,    Frauen  und  Kinder 

«)  Trotzdem  haben  auch  jetzt,  nach  dem  letzten  Jahresbericht  der  Fabrikinspektion, 
67%)  aller  der  Fabrikinspektion  unterstehenden  Betriebe  nicht  mehr,  als  50  Arbeiter,  dagegen 
gibt  es  Riesenbetriebe,  die  mehr  als  1000  Arbeiter  beschäftigen,  nur  273  mit  609595  Arbeitern. 
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verwenden  kann ;  dies  bestätigt  auch  der  letzte  Jahresbericht  der  Fabrikinspek- 
tion  vom  Jahre  1905,  aus  dem  zu  ersehen  ist,  daß  während  die  Zahl  der 
Fabrikarbeiter  um  9945,  die  der  Fabrikarbeiterinnen  um  22785  gestiegen  ist; 
in  den  folgenden  Jahren  wird  wohl  diese  Differenz  noch  größer  geworden  sein. 

Weiter  suchte  man  auch  die  Arbeiter  zu  höheren  Arbeitsleistungen  an- 
zuspornen, indem  man  vielfach  Zeitlohn  durch  Akkordlohn  ersetzte  und  in 
einigen  Fällen  (freilich  ohne  dauernden  Erfolg)  amerikanische  Prämienlohn  - 
Systeme  einführte,  die  die  Arbeiter  zur  Anspannung  aller  ihrer  Kräfte  an- 
feuern, aber  den  Löwenanteil  am  Überprodukt  nicht  den  Arbeitern,  sondern 
den  Arbeitgebern  zuweisen.  So  weit  ging  der  »Petersburger  Verein  zur  Förde- 
rung der  Fabrikindustrie«  nicht,  der  allen  Betrieben,  die  fiskalischen  nicht  aus- 
genommen, empfahl,  den  Zeitlohn  beizubehalten,  den  Lohn  aber  nicht  nach 
Tagen,  wie  es  bisher  üblich  war,  sondern  nach  Stunden  zu  berechnen,  da 
letztere  Art  der  Entlohnung  folgende  Vorzüge  von  der  ersteten  aufweise: 

1.  befestigt  sie  in  den  Arbeitern  die  Überzeugung,  daß  eine  weitere  Kür- 
zung des  Arbeitstages  für  sie  direkt  unvorteilhaft  sein  würde, 

2.  ist  sie  unvorteilhaft  für  die  zum  Arbeitsbeginn  sich  verspätenden  Arbeiter, 

3.  erleichtert  sie  die  Berechnung  des  Arbeitslohns  für  nichtvolle  Arbeits- 
tage, sowie  auch  für  Überstunden, 

4.  ermöglicht  sie  die  Festsetzung  eines  gleichmäßigen  Arbeitslohnes  in 
den  verschiedenen  Betrieben  usw. 

Endlich  hielten  sich  auch  die  Unternehmer  schadlos  durch  eine  Erhöhung 
der  Preise  für  ihre  Produkte,  wobei  diese  Erhöhung  oft  in  gar  keinem  Ver- 
hältnisse stand  mit  den  Mehrkosten,  die  ihnen  aus  der  Kürzung  der  Arbeits- 
zeit und  Steigerung  der  Löhne  erwuchsen.  Am  wenigsten  hatten  darunter  die 
russischen  Baumwollfabrikanten  zu  leiden  gehabt,  da  in  der  Textilindustrie  von 
jeher  der  Akkordlohn  existierte  und  die  Arbeiter  in  der  Streikperiode  wohl 
eine  bedeutende  Kürzung  der  Arbeitszeit,  aber  nur  eine  ganz  geringe  Erhöhung 
des  Arbeitslohnes  durchgesetzt  hatten.  Nach  der  Berechnung  der  Arbeitgeber 
selbst  hatten  sich  dadurch  ihre  Produktionskosten  um  0,15  Kopeken  pro  1 
Arschin  Kattun  erhöht  und  da  1  Arschin  Kattun  im  Jahre  1904  durch- 
schnittlich 1 1  Kopeken  kostete,  so  betrug  die  Steigerung  der  Produktionskosten 
1,4%  des  Marktpreises.  Da  aber  zugleich  der  gefährlichste  Konkurrent  der 
russischen  Textilindustrie,  die  russisch-polnische  Industrie  in  Lodz  und  Um- 
gebung während  der  Streik-  und  nachfolgenden  Lockoutperiode  in  den  Jahren 
1905  und  1906  brach  lag,  gelang  es  den  russischen  Baumwollfabrikanten  den 
Durchschnittspreis  von  1  Atschin  Kattun  auf  \<\lj2  Kopeken,  also  auf  31% 
heraufzuschrauben.  Die  Folge  davon  war,  daß  wahrend  im  Jahre  1905  die 
Durchschnittsdividende  der  russischen  Baumwollfabriken  ungefähr  1 5  °/0  betrug, 
sie  im  Jahre  1906  auf  mehr  als  20%  gestiegen  war. 

Ebenso  in  der  Kohlenindustrie  kostete  im  Jahre  1903  die  gewöhnliche 
Kohle  6lJ2 — 7V2  Kopeken  und  die  sortierte  und  gewaschene  Kohle  71/,  bis 
8V4  Kopeken  pro  1  Pud.  Im  Januar  1908  betrug  aber  der  Preis  der  ersteren 
Kohle  872—972  Kopeken  und  der  letzteren  9J/2 — io72  Kopeken.  Nach 
den  Berechnungen  von  Professor  Terpigoreff  kostete  im  Jahre  1903  die  Ge- 
winnung von  1  Pud  Kohle  im  Durchschnitt  3,2  Kopeken;  wenn  auch  die 
Löhne  jetzt  um  10 — 20%  gestiegen  waren,  so  hatte  das  die  Kohle  um  0,32 
bis  0,64  Kopeken  pro   1    Pud  verteuern  müssen,  die  Kohlengrubenbesitzer 
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hatten  aber  in  dieser  Zeit  den  Preis  der  gewöhnlichen  Kohle  auf  2  Kopeken 
und  der  sortierten  und  gewaschenen  Kohle  auf  i3/4  —  2^4  Kopeken  erhöht. 

In  noch  höherem  Grade  trifft  das  auch  in  der  Naphthaindustrie  zu. 
Dank  der  Verteuerung  der  Arbeit  mußte  der  Preis  von  Naphtha  um  20% 
steigen;  er  ist  aber  um  180%  gestiegen;  denn  im  Jahr  1903  kostete  ein  Pud 
Naphtha  9,04  Kopeken  und  im  Januar  1908  ganze  26  Kopeken. 

Diese  offiziellen  statistischen  Daten  zeigen,  welche  eine  gewaltige  Preis- 
umwälzung in  den  letzten  Jahren  eingetreten  ist.  Dabei  erstreckt  sich  diese 
Preisumwälzung  nicht  nur  auf  Industrieprodukte,  auch  die  Lebensmittel  sind  in- 
folge einer  Reihe  von  Mißernten  und  anderer  Ursachen  stark  in  die  Höhe 
gegangen.  Zugleich  trat  dank  akutem  Kapitalmangel  eine  Einschränkung  der 
Bautätigkeit  ein,  was  eine  starke  Steigerung  der  Wohnungsmieten  zur  Folge 
hatte.  Alles  dies  zusammen  brachte  die  Industriearbeiterschaft  fast  um  alle 
Früchte  ihrer  wirtschaftlichen  Eroberungen  der  letzten  Jahre,  indem  der  Real- 
lohn keineswegs  gestiegen,  sondern  zum  Teil  sogar  gefallen  war.1) 

Man  sollte  meinen,  daß  die  Unternehmer  jetzt,  wo  sie  die  durch  die 
Arbeitsbewegung  verursachte  Krisis  glücklich  überstanden  und  daraus  sogar 
fast  allein  einen  materiellen  Vorteil  gezogen  hatten,  mit  größerer  Gelassen- 
heit und  weniger  Feindseligkeit  den  Arbeitsorganisationen  gegenübertreten 
würden.  Aber  in  Wirklichkeit  trifft  das  nur  in  Ausnahmefällen  zu.  Besonders 
schlecht  ist  das  Verhältnis  zwischen  Industriearbeitern  und  Arbeitgebern  in 
Russisch-Polen,  wo  die  Lockouts  jetzt  zu  einem  ganz  alltäglichen  Kampfmittel 
geworden  sind  und  beide  Parteien  ein  schier  unversöhnlicher  Haß  voneinander 
trennt,  der  sich  leider  oft  von  seiten  der  Arbeiter  in  terroristischen  Schandtaten 
Luft  macht  (letztere  werden  von  den  Gewerkschaften  und  der  sozialdemokra- 
tischen Partei  aufs  schärfste  verurteilt,  sind  aber  trotzdem  schwer  auszurotten). 
Aber  auch  im  eigentlichen  Rußland  läßt  das  Verhältnis  der  Arbeitgeber,  gleich- 
viel welcher  Nation,  ob  Russen  oder  Ausländer,  zu  der  gewerkschaftiicii 
organisierten  Arbeiterschaft  noch  sehr  viel  zu  wünschen  Übrig.  Die  einfachen, 
halbgebildeten  russischen  Fabrikanten  stehen  sogar  ihren  Arbeitern  menschlich 
näher2)  und  können  in  ihrer  grobfamiliären  Art  sich  besser  mit  ihnen  ver- 
ständigen, als  die  in  Rußland  zahlreich  vertretenen  englischen  Fabrikanten  und 
Werkmeister,  die  sich  hier  im  Auslande  den  Gewerkschaftlern  gegenüber  oft 
solche   Handlungen  erlauben,  die  in   ihrer  Heimat  ganz  undenkbar  wären. 


')  Dit;  Steigerung  der  Lebensmittelpreise  rief  ins  Leben  eine  starke  Ausbreitung  unter 
der  Arbeiterschaft  von  Konsumvereinen.  Ein  Xationalökonom  Herr  Totomianz  sieht  sogar 
in  einer  engen  Verbindung  von  Konsumverein  und  Gewerkschaften  (nach  italienischem  Muster» 
eine  der  Grundbedingungen  für  eine  erfolgreiche  Entwicklung  der  nissischen  Gewerkschaften. 
Ob  Herr  Totomianz  recht  hat,  ist  schwer  zu  sagen,  jedenfalls  sind  die  Erfahrungen,  die  man 
bisher  mit  den  Konsumvereinen  der  Industriearbeiter  in  Rußland  gemacht,  nichts  weniger  al> 
ermutigend. 

2)  Wo  gar  Fabrikant  und  Fabrikarbeiter  zur  selben  altgläubigen  Sekte  gehören  (was 
in  der  Moskauer  Textilindustrie  oft  vorkommt),  da  ist  das  Verhältnis  zwischen  ihnen  noch 
ein  ganz  patriarchalisches  und  besonders  intimes,  denn  der  Fabrikant  ist  zugleich,  als  Patron 
der  Sekte,  gewissermaßen  das  religiöse  Haupt  seiner  Arbeiter.  Deshalb  erklärten  auch  die 
Schrif (gelehrten  der  altgläubigen  Sekten,  die  zu  den  Patronen  in  einem  Abhängigkeitsverhältnis, 
stehen,  die  Gewerkschaftler  für  Sendlinge  des  Antichrist*,  die  Unfrieden  zwischen  Haupt  und 
Gliedern  der  Sekte  säen. 
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So  belichteten  jüngst  die  Gewerkschaftsblätter  über  eine  Reihe  gleichartiger 
Vorfalle,  die  den  Herrenstandpunkt  englischer  Fabrikanten  Petersburgs  gut 
illustrieren. 

Als  auf  der  Baumwollspinnerei  und  -weberei  von  Maxwell  ein  Delegierter 
der  Gewerkschaft  für  einen  in  der  Fabrik  beschäftigten  Knaben  eintrat,  erklärte 
der  Fabrikant,  daß  er  weder  die  Gewerkschaft,  noch  irgend  eine  andere  Re- 
präsentation der  Arbeiterschaft  anerkenne  und  daß  jeder  Arbeiter,  der  sich 
unterstehen  würde  über  eine  Angelegenheit,  die  ihn  persönlich  nicht  angeht, 
mit  der  Fabrikverwaltung  in  Verhandlungen  zu  treten,  sofort  entlassen  würde. 
Auch  der  Besitzer  der  größten  russischen  Wollspinnerei  und  -weberei  Mr. 
Tornton,  als  er  aus  der  Zeitung  erfuhr,  daß  einer  seiner  Arbeiter  von  der 
Generalversammlung  der  Gewerkschaft  in  die  Revisionskommission  gewählt  sei, 
berief  diesen  Arbeiter  zu  sich  und  stellte  ihn  vor  die  Alternative,  entweder 
den  Dienst  in  der  Fabrik,  oder  die  Gewerkschaft  zu  verlassen1).  Auf  der 
Baumwollspinnerei  von  Chesher  &  Co.  wurde  ein  Arbeiter  von  der  Fabrik- 
administration in  Gewahrsam  genommen  und  auf  die  Polizei  geführt,  weil  er 
sich  unterstanden  hatte,  auf  dem  Fabrikhof  an  Arbeiter  ein  Gewerkschaftsblatt 
zu  verkaufen;  als  bei  einem  anderen  Arbeiter  mehrere  unbeschriebene  Mitglieder- 
karten und  Zahlmarken  einer  Gewerkschaft  sich  fanden,  wurden  diese  Karten 
und  Marken  vom  Werkmeister  zerrissen  und  in  den  Ofen  geworfen  und  der 
Arbeiter  sofort  entlassen.  Endlich,  als  dieselbe  Fabrikvcrwaltung  erfuhr,  daß 
eine  Arbeiterin  unter  ihren  Genossinnen  für  die  Gewerkschaft  agitiere,  veisuchte 
sie  dieselbe  zu  blamieren,  indem  sie  bei  dieser  Arbeiterin  eine  Durchsuchung 
anordnete  und  darauf  beim  Friedensrichter  gegen  sie  eine  Anklage  wegen 
Diebstahl  erhob.  Der  Friedensrichter  sprach  aber  die  Arbeiterin  von  der 
Anklage  frei  und  ermächtigte  letztere  noch  eine  Privatklage  gegen  Mr.  Chesher 
wegen  wissentlich  falscher  Anzeige  zu  erheben  

Solchen  und  ähnlichen  empörenden  Tatsachen  kann  man  nur  wenige 
Fälle  entgegensetzen,  in  denen  die  Arbeitgeber  die  gewerkschaftliche  Organisation 
ihrer  Arbeiter  als  eine  für  den  ruhigen,  steten  Gang  der  Industrie  und 
dauernden  sozialen  Frieden  notwendige  Institution  anerkannten.  Als  z.  B.  in 
Moskau  der  Stadthauptmann  die  Druckereigewerkschaft  auflöste  und  die  Be- 
stätigung der  Statuten  einer  neuen  Gewerkschaft  der  Druckcrciarbeiter  unter 
allerlei  nichtigen  Vorwänden  in  die  Länge  zog,  wandten  sich  die  Besitzer  der 
Druckereien  an  den  Stadthauptmann  mit  der  kollektiven  Bitte,  die  Bestätigung 
der  Gewerkschaftsstatuten  zu  beschleunigen,  denn  ohne  Gewerkschaft  sei  es 
viel  schwerer  mit  den  Arbeitern,  die  jetzt  noch  anspruchsvoller  geworden  sind, 
auszukommen.  Als  der  Petersburger  Stadthauptmann  alle  Gewerkschaften 
unterdrückt  halte,  bemetkten  die  Fabrikanten  mit  Schrecken,  wie  gerade  jetzt 
Trunksucht,  Blaumontag,  Diebstähle  und  Betrügereien  aller  Art  in  einem  ganz 
ungewöhnlichen  Maße  unter  der  Arbeiterschaft  um  sich  gegriffen  hatten,  was 
augenscheinlich  darauf  zurückzuführen  ist,  daß  der  moralische  Druck,  den  die 
organisierte  Arbeiterschaft  auf  die  schlechten  Elemente  derselben  ausübt,  jetzt 
vollständig  fehlte.    Dieser  Umstand  bewog  den  Stadthauptmann  der  Gründung 


*)  Um  solchen  unliebsamen  Vorfällen  vorzubeugen,  werden  jetzt  gewöhnlich  nicht  nur 
in  den  Zeitschriften,  auch  in  den  Gewerkschaftsprotokollen  alle  Vorstandsmitglieder  und 
Redner  entweder  unter  einem  Pseudonym  angeführt,  oder  mittels  Initialen  angedeutet. 
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neuer  Gewerkschaften  an  Stelle  der  unterdrückten  keine  Hindernisse  mehr  in 
den  Weg  zu  legen. 

In  Baku  hatte  die  Naphthaindustrie  schwer  unter  den  mit  kurzen  Unter- 
brechungen wiederkehrenden  Streiks  zu  leiden.  Die  dadurch  entstandenen 
Unkosten  wälzten  die  Unternehmer  auf  die  Konsumenten  über,  indem  sie  den 
Preis  des  Naphtha  erhöhten,  aber  das  hatte  zur  Folge,  daß  der  Petroleum- 
export zurückging,  und  daß  Fabriken,  Dampfschiffe  und  Eisenbahnen  von  der 
Naphtha-  zur  Stcinkohlenheizung  übergingen.  Auch  fingen  die  Arbeiter  hier 
an,  die  -»Sabotage«  (russisch  »wolvnka*  genannt)  allgemein  anzuwenden  und 
dagegen  waren  die  Unternehmer  erst  recht  machtlos.  Deshalb  regten  sie  selbst 
den  Abschluß  eines  für  die  ganze  Naphthaindustrie  in  Baku  gültigen  Tarif- 
vertrages an.  Da  aber  in  Rußland  gewöhnlich  nichts,  ohne  daß  die  Regierung 
sich  da  hercinmischt,  unternommen  werden  kann,  so  beschlossen  die  Naphtha- 
inclustriellen  zuerst  sich  an  den  Statthalter  des  Kaukasus  mit  einer  Petition 
zu  wenden,  um  dessen  Einwilligung  zum  Abschluß  eines  allgemeinen  Tarif- 
vertrags mit  der  Arbeiterschaft  zu  erlangen.  Anfang  1908  setzte  Fürst 
Woronzoff-Daschkoff  zur  Ausarbeitung  dieses  Tarifvertrags  eine  gemischte 
Kommission  ein,  die  aus  15  Vertretern  der  Naphthaindustriellen  und  eben- 
soviel Vertretern  der  Arbeiterschaft  bestehen  und  unter  dem  Vorsitz  eines  von 
ihm  ernannten  Beamten  stehen  sollte.  Die  lokalen  Sozialdemokraten,  in  ihrer 
doktrinären  Abneigung  gegen  jedes  » Paktieren  mit  dem  Kapitalismus  %  gingen 
soweit,  unter  der  Arbeiterschaft  für  den  »Boykott«  dieser  Wahlen  eifrigst  zu 
agitieren,  aber  die  Masse  der  Arbeiterschaft  ließ  sich  dadurch  nicht  irre 
machen.  Nachdem  alle  Wahlen,  die  nach  einem  recht  komplizierten  Wahl- 
modus ausgeführt  und  noch  dadurch  verzögert  wurden,  daß  die  Polizei  einige 
Wahlmänner  als  politisch  Verdächtige  ins  Gefängnis  sperrte,  endlich  glücklich 
beendigt  waren  und  die  Kommission  Mitte  Mai  zusammentrat,  baten  die 
Arbeitervertreter  zu  den  Sitzungen  die  Sekretäre  der  drei  großen  Gewerkschaften 
der  Mechaniker,  der  Kessel-  und  der  Naphthaarbeiter  mit  beratender  Stimme 
zuzulassen.  Der  präsidierende  Regierungsdelegierte  erklärte  aber  im  Namen 
der  Regierung,  daß  unter  keinen  Umständen  irgend  welche  Teilnahme  fremder, 
unbeteiligter  Personen  an  der  Ausarbeitung  des  Tarifvertrages  gestattet  werden 
kann,  worauf  alle  Arbeitervertreter  auf  die  Teilnahme  an  den  Kommissions- 
beratungen verzichteten  und  den  Sitzungssaal  verließen.  So  kam,  dank  dem 
Eingriff  der  Regierung,  der  allgemeine  Tarifvertrag,  der  beiden  Parteien,  den 
Arbeitgebern,  als  auch  den  Arbeitern  so  erwünscht  war,  nicht  zustande. 
Eine  gewisse  Schuld  an  diesem  Ausgang  trifft  auch  die  Naphthaindustriellen, 
die  in  dieser  Sache  die  Regierung  ganz  aus  dem  Spiel  hätten  lassen  sollen, 
denn  einige  lokale  Tarifverträge  sind  an  verschiedenen  Orten  ganz  ohne 
Wissen  den  Behörden  zustande  gekommen ,  so  namentlich  im  Typo-  und 
Lithographiegewerbe,  sowie  in  Russisch-Polen  und  Nordwestrußland  zwischen 
Handwerksmeistern  und  kleinen,  meist  jüdischen  Handwerkergewerkschaften, 
die  auch  hierin  den  russischen  Gewerkschaftlern  mit  gutem,  nachahmungswertem 
Beispiel  vorangingen. 

So  stehen  dann  die  russischen  Arbeitgeber  der  Gewerkschaftsbewegung 
gegenüber,  als  mächtige,  aber  nicht  immer  unversöhnliche  Gegner,  mit  denen 
es  sich  manchmal  verhandeln  läßt  und  die  auch  zu  gewissen  Konzessionen 
geneigt  sind,  sofern  die  Mehrkosten  auf  die  Konsumenten  überwälzt  oder 
durch   Vervollkommnungen   in  der  Technik  oder  auf  andere  Art  abgewälzt 
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recht  konfuse  Buchführung  nicht  so  oft  die  Gewerkschaftskassiere  zu  Ver- 
untreuungen verleiten  würde,  wodurch  selbst  die  Existenz  der  Gewerk- 
schaften manchmal  gefährdet  wird  (so  wurde  der  Kassier  der  Petersburger 
Druckereigewerkschaft  mit  der  ganzen  Kasse  der  Gewerkschaft  die  etwa  5  000 
Rubel  enthielt,  flüchtig;  kleinere,  aber  auch  nicht  unbeträchtliche  Summen, 
ungefähr  800  Rubel  veruntreuten  die  Kassiere  der  Moskauer  Schneider-  und 
der  Teesortierergewerkschaften  usw.). 

So  sind  an  den  Mängeln   der  Arbeitermassen,  die  nicht  abzuleugnen 
sind,  doch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  die  Fehler  seiner  Führer  schuld. 


§15.  Die  Führung  der  Gewerkschaftsbewegung. 

Die  Führung  der  Gcweikschaftsbewegung  lag  bisher  fast  ausschließlich  in 
den  Händen  der  Sozialdemokratie,  denn  ob  auch  stellenweise  einzelne  Sozial- 
revolutionäre, revolutionäre  Syndikalisten,  Volkssozialisten,  Trudowiki  und 
sozialistische  Zionisten  einerseits  und  konstitutionelle  Demokraten ')  andererseits 
an  der  Gewerkschaftsbewegung  teilnahmen,  so  ist  ihr  Einfluß  auf  diese  Bewegung 
immer  ein  sehr  beschränkter  gewesen.  Nur  in  Russisch- Polen  hatte  eine 
bürgerliche  Partei,  die  nationaldemokratische,  verstanden,  auf  die  Gewerkschafts- 
bewegung eine  tief  einschneidende,  wenn  auch  keineswegs  erfreuliche  Einwirkung 
auszuüben:  die  durch  ihre  Agitation  verursachte  Spaltung  in  der  polnischen 
Arbeiterschaft  hat  zu  den  erbittertsten  innern  Kämpfen  geführt,  in  denen  die 
Gewerkschaftler  sich  gegenseitig  selbst  durch  terroristische  Akte  zerfleischten! 
Was  die  bedeutendste  rus.->ische  bürgerlich-demokratische,  sogenannte  Kadetten- 
partei betrifft,  so  hat  sie  sich  Ende  1906  auf  ihrem  vierten  Kongreß  in  Helsingfors 
wieder  mit  der  Gewerkschaftsfrage  befaßt,  worauf  folgende  Resolution  gefaßt 
wurde:  »1.  Eine  tätige  Teilnahme  der  Parteimitglieder  an  der  Gewerkschafts- 
bewegung wäre  für  die  letztere  von  großem  Nutzen  und  könnte  den  parteilosen 
Charakter  dcselben  nur  stärken;  2.  die  Unterstützung  der  Gewerkschaftsbe- 
wegung durch  die  Partei  kann  sich  äußern  sowohl  in  einer  Teilnahme  an  der 
Tätigkeit  der  Gewerkschaften,  als  auch  in  der  Gründung  von  besondcien 
parteilosen  Burcaux  zur  Unterstützung  der  Arbeiterorganisationen. Leider  blieb 
auch  dieser  Beschluß  nur  auf  dem  Papier.  Während  der  folgenden  Wahl- 
kampagne erschienen  freilich  zwei  von  Führern  dieser  Partei  (Prof.  Scherschene- 
witsch,  Peter  Struve  u.  a.)  redigierte  Gewcrkschaftsblättei  »Das  Arbeiterwon 
und  der  Handlungsgehilfe  ,  von  denen  namentlich  das  letztere  bei  den  Gewerk- 
schaftlern großen  Anklang  fand,  aber  auch  diese  Blätter  gingen,  als  die  Wahlen 
zu  Ende  waren,  ein. 


«)  Die  Sozialrevolutionäre  Partei  unterscheidet  sich  von  der  sozialdemokratischen  haupt- 
sächlich dadurch,  daß  sie  die  Marxschc  historisch-materialistische  Entwicklungstheorie  verwirft 
und  namentlich  für  eine  Ausbreitung  des  kleinbäuerlichen  Grund-  und  Gemeindebesitz  auf 
Kosten  des  Grolibesitzcs  eintritt,  weshalb  die  Sozialdemokraten  ihr  vorwerfen,  kleinbürger- 
lichen Idealen  zu  huldigen.  Die  Volkssozialisten  und  Trudowiki  (Arbeiterpartei)  sind  gemäßigtere 
Abarten  der  Sozialrevolutionäre,  wobei  die  Trudowiki  kein  festumschriebenes  Progamm  besitzen 
und  die  heterogensten  Elemente  umfassen.  Die  revolutionären  Syndikalisten  (Posse,  Koslowsky. 
Ewdokimoff  u.  a.)  stimmen  in  ihren  Grundanschauungen  mit  dem  französisch-italienischen 
Syndikalisten  überein. 
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So  ist  denn  die  russische  Gewerkschaftsbewegung  das  ureigenste  Produkt 
der  sozialdemokratischen  Agitation,  deren  unbestrittenes  Verdienst  es  ist,  die 
inerten  Arbeitcrmassen  aufgerüttelt,  in  ihnen  das  Klassenbewußtsein  geweckt  und 
sie  zur  Klassensolidarität  erzogen  zu  haben.  Auch  jetzt  in  der  Zeit  der 
schärfsten  Reaktion  wird  die  russische  Sozialdemokratie  nicht  müde,  an  der  Spitze 
der  Gewerkschaften  furchtlos  und  zähe  einen  aufopferungsvollen,  verzweifelten 
Kampf  gegen  übermächtige  und  oft  skrupellose  Feinde  der  organisierten  Arbeiter- 
schaft zu  führen.  Aber  trotz  aller  Hochachtung  vor  dem  Heldenmut  sozial- 
demokratischer Gewerkschaftsführer,  kann  man  nicht  umhin  darauf  hinzuweisen, 
daß  der  Umstand,  daß  die  Führung  der  Gewerkschaftsbewegung  auch  jetzt  noch 
fast  ausschließlich  in  den  Händen  der  Sozialdemokratie  liegt,  auf  diese  Be- 
wegung eher  hemmend,  als  fördernd  wirkt.  Die  großen  Arbeitermassen  ständen 
nicht  teils  mißtrauisch,  teils  enttäuscht  der  Gewerkschaftsbewegung  gegenüber, 
wäre  volle  Kongruenz  zwischen  den  Bestrebungen  dieser  Arbeitermassen  und 
den  Zielen  der  sozialdemokratischen  Gewerkschaftsführer  vorhanden.  Während 
aber  die  großen  Arbeitermassen  eine  mögliche  Aufbessung  ihrer  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Lage  schon  in  der  nächsten  Zukunft  erstreben,  sind  die  Sozial- 
demokraten leider  nur  zu  oft  geneigt,  auf  solche  »bourgeoise«  Bestrebungen 
als  auf  eine  » Pf ennigfuchscrei «  (kopejetschnyje  rastschety),  ein  » Ringen  um 
einen  Gruschen*  (borba  sa  pjatatschok  na  rubl)  verächtlich  herabzublicken, 
jedes  Paktieren  mit  dem  Kapitalismus  prinzipiell  zu  verwerfen  und  statt  dessen 
die  Arbeiter  mit  dem  Hinweis  auf  den  idealen  Zukunftsstaat  zu  vertrösten. 
Statt  gewerkschaftliche  Kleinarbeit  zu  verrichten,  sehen  solche  Gewerkschafts- 
führer ihre  Hauptaufgabe  in  der  sozialdemokratischen  Agitation  unter  dem 
organisierten  Proletariat.  Die  Gewerkschaften  haben  für  sie  hauptsächlich  den 
Wert  von  » Vorbereitungsschuletu,  wo  die  Rekruten  der  sozialdemokratischen 
Partei  gedrillt  werden.  Selbst  die  Repressionsmaßregeln  der  Regierung  gegen 
die  Gewerkschaften  haben  in  ihren  Augen  wenigstens  das  Gute  an  sich,  daß 
sie  auf  die  Arbeitermassen  aufklärend  und  erzieherisch  wirken.  Wird  eine 
Gewerkschaft  von  der  Regierung  gar  unterdrückt,  so  kann  auch  dies  im  Interesse 
der  Partei  ausgenutzt  werden,  indem  man  die  gesinnungstreuen  Mitglieder  der 
aufgelösten  Gewerkschaft  zu  einer  neuen  sozialdemokratischen  Gruppe  formiert 
und  so  die  Zahl  der  aktiven  Parteimitglieder  vennehrt.  Es  ist  sogar  vorge- 
kommen, daß  sozialdemokratische  Agitatore  durch  ihre  leichtfertige  Handlungs- 
weise die  Auflösung  von  Gewerkschaften  geradezu  provoziert  haben.  Sehr  lehr- 
reich ist  in  dieser  Hinsicht  die  Ende  April  1908  erfolgte  Schließung  aller  Ge- 
werkschaften in  Samara.  Hier  war  im  Januar  im  Auftrag  des  Zentralkomitees 
der  sozialdemokratischen  Partei  ein  aus  dem  Tomsker  Gefängnis  entsprungener 
Agitator  erschienen,  der  bei  seinen  Genossen  unter  dem  Namen  Alexei 
Pawlowitsch  bekannt,  im  Besitz  eines  Passes  war,  welcher  auf  den  Namen  des 
Bauern  Andrei  Alexandroff  ausgestellt  war.  Dieser  Agitator  benutzte  ganz 
ungeniert  die  Lokale  der  Gewerkschaftsbureaux  zuerst,  um  dort  unter  den 
Mitgliedern  der  Gewerkschaften  mündlich  Propaganda  für  die  Gründung  einer 
lokalen  sozialdemokratischen  Parteigruppe  zu  machen  und  Aufrufe,  die  in  einer 
geheimen  Typographie  gedruckt  waren,  zu  verteilen;  zuletzt  ging  seine  Dreistig- 
keit so  weit,  daß  er  mehrmals  ziemlich  zahlreiche  Versammlungen  der  sozial- 
demokratischen Parteimitglieder  in  den  Lokalen  der  Gewerkschaftsbureaux  ein- 
berief, die  natürlich  die  Aufmerksamkeit  der  Polizei  auf  sich  lenkten  und  die 
Auflösung  aller  Gewerkschaften  zur  Folge  hatten. 


Digitized  by  Google 


6o 


III.  Der  gegenwärtige  Stand  der  Gewerkschaftsbewegung. 


Zweifellos  ist  für  eine  ersprießliche  Tätigkeit  der  Gewerkschaften  Grund- 
bedingung ein  gegenseitiges,  volles  Vertrauen  zwischen  Arbeitermassen  und 
Gewerkschaftsführern,  ein  Vertrauen,  das  nur  durch  längeres  Zusammenwirken 
erworben  wird.  Wie  kann  sich  aber  ein  solches  Vertrauen  bilden,  wo  die 
Gewerkschaftsführer,  um  den  Verfolgungen  der  Regierung  zu  entgehen,  genötigt 
sind,  selbst  vor  ihren  Genossen  ihren  wahren  Namen  zu  verheimlichen  und 
mit  einem  falschen  Paß  versehen  immerfort  von  Ort  zu  Ort  zu  wandern, 
wobei  sie  in  der  Regel  nie  länger,  als  ein  halbes  Jahr  an  einem  Ort  ver- 
bleiben dürfen. 

Aber  nicht  genug,  daß  die  Sozialdemokraten  zu  Zwecken  ihrer  Partei- 
agitation die  Gewerkschaften  so  ausnutzen,  daß  sie  das  Dasein  der  letzteren 
oft  aufs  Spiel  setzen,  in  neuester  Zeit  ist  die  Sozialdemokratie  sogar  bestrebt, 
die  Gewerkschaften  ganz  zu  unterjochen.  Auf  dem  letzten  sozialdemokratischen 
Kongreß  im  Frühjahr  1907  in  London  hat,  trotz  lauten  Protesten  der  Minder- 
heit, die  Majorität  den  Beschluß  gefaßt:  »alle  Parteiorganisationen  und  die  in 
den  Gewerkschaften  tätigen  Genossen  an  eine  der  Hauptaufgaben  der  sozial- 
demokratischen Arbeit  in  den  Gewerkschaften  zu  erinnern,  nämlich  die  letzteren 
dahin  zu  bringen,  daß  sie  sich  der  ideellen  Leitung  seitens  der  Sozialdemokratie 
unterwerfen  und  bereit  erklären,  mit  ihr  in  einen  organisatorischen  Zusammen- 
hang zu  treten,  wobei  dies  überall,  wo  die  lokalen  Verhältnisse  es  erlauben,  in 
die  Tat  umgesetzt  werden  muße 

Die  in  den  Gewerkschaften  tätigen  Sozialdemokraten  sahen  selbst  klar 
die  Gefahren  ein,  die  in  der  Ausführung  dieses  Beschlusses  für  die  fernere 
Entwicklung  der  Gewerkschaftsbewegung  liegen,  denn  auf  einer  Konferenz,  die 
sie  im  August  1907  abhielten,  entwarfen  sie  folgende,  für  ihre  Stellung  zu 
dieser  Frage  bezeichnende  Resolution,  die  auf  dem  nächsten  Kongreß  der 
Partei  zur  Abstimmung  gelangen  soll: 

sin  Anbetracht  dessen:  1.  daß  der  Londoner  Kongreß  gleich  dem  vor- 
herigen Stockholmer  Kongreß  die  Gewerkschaften  für  einen  notwendigen  Be- 
standteil der  Klassenorganisation  des  Proletariats  anerkannt  hat,  2.  daß  infolge- 
dessen die  Parteiorganisationen  keine  Schritte  unternehmen  dürfen,  welche  die 
normale  Entwicklung  der  Gewerkschaftsbewegung  stören  oder  hemmen,  3.  daß 
die  Einheitlichkeit  der  Gewerkschaftsorganisation  die  Hauptbedingung  einer 
normalen  Entwicklung  der  Gewerkschaftsbewegung  bildet,  4.  daß  die  Gewerk- 
schaftsbewegung jetzt  über  den  lokalen  Rahmen  hinaus  zu  regionalen  und  all- 
russischen Organisationen  emporstrebt ; 

weiter  in  Betracht  ziehend:  1.  daß  der  Londoner  Kongreß  sich  nicht 
für  einen  organisatorischen  Zusammenhang  zwischen  Gewerkschaften  und  Partei 
ausgesprochen  hat,  2.  daß  eine  voreilige  Einsetzung  dieses  organisatorischen 
Zusammenhangs  nicht  zur  Annäherung,  sondern  zur  Entfremdung  zwischen  den 
wirtschaftlichen  und  politischen  Organisationen  des  Proletariats  führen  kann, 
und  daß  andererseits,  wie  die  Praxis  zeigt,  parteilose  Gewerkschaften  meistens 
doch  Klassenpolitik  treiben  und  von  der  allgemeinen  Arbeiterbewegung  sich 
nicht  fern  halten,  — 

hält  die  Konferenz  die  Einsetzung  eines  formalen,  organisatorischen  Zu- 
sammenhangs, mag  letzterer  in  der  Form  einer  Verschmelzung  mit  der  Partei 
oder  nur  in  der  Anerkennung  ihrer  ideellen  Leitung  bestehen,  für  unzulässig,  wenn 
dies:  1.  die  Einheitlichkeit  der  Gewerkschaftsorganisation  stört,  2.  ihren  Umfang 
einengt  oder  ihre  Entwicklung  hemmt,  3.  einen  beginnenden  Zusammenschluß 
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der  lokalen  Gewerkschaften  zu  regionalen  oder  allrussischen  Verbänden  im  Wege 
steht,  4.  zu  einer  Spaltung  der  Organisation  in  kleine,  zünftlerische  Gewerk- 
schaften führt.  Zugleich  erkennt  die  Konferenz  die  Notwendigkeit  von  periodi- 
schen Zusammenkünften  der  Vertreter  der  Partei  und  der  Gewerkschaftsorgani- 
sationen an  zwecks  übereinstimmenden  Handelns  bei  Massenmanifestationen.« 

Aus  diesem  Entwurf  einer  Resolution  sieht  man,  daß  die  in  den  Gewerk- 
schaften tätigen  Sozialdemokraten  nicht,  gleich  dem  Gros  der  Partei,  bereit 
sind  mit  leichtem  Herzen  die  Gewerkschaften  unbedingt  dem  Parteiinteressc 
zu  opfern.  Leider  besteht  nicht  die  mindeste  Hoffnung,  daß  auf  dem  künftigen 
KongTeß  die  Mehrheit  der  Partei  in  der  Gewerkschaftsfrage  sich  wird  umstimmen 
lassen  oder  von  dem  Recht  der  Majorisierung  der  Minderheit  keinen  Gebrauch 
machen  wird.  Deshalb  wäre  es  im  Interesse  der  Gewerkschaftsbewegung, 
wenn  an  ihrer  Führung  auch  die  bürgerliche  Demokratie,  die  Parteien  der 
»Kadetten«  und  »der  friedlichen  Erneuerung«  einen  regeren,  als  bisher,  Anteil 
nähmen,  nicht  um  die  Sozialdemokraten  aus  den  Gewerkschaften  zu  verdrängen 
oder  durch  Gründung  neuer  Gewerkschaften  mit  den  bestehenden  in  Konkurrenz 
zu  treten  (wie  es  die  polnische  nationale  Demokratie  zum  großen  Schaden  der 
Arbeiterschaft  tut;,  sondern  um  innerhalb  der  bestehenden  Gewerkschaften  mit 
den  sozialdemokratischen  Führern  zusammen  zu  wirken  und  sie  nötigenfalls 
vor  unbesonnenen,  für  den  Fortbestand  der  Gewerkschaften  gefährlichen  Schritten 
zurückzuhalten,  vor  Schritten,  denen  diese  sozialdemokratischen  Führer  im 
Grunde  nicht  zustimmen,  zu  denen  sie  aber  durch  die  Parteidisziplin  gezwungen 
werden  können.  Daß  solch  ein  Zusammenwirken  möglich  ist  und  erfolgreich 
sein  kann,  beweist  das  Beispiel  der  Odessaer  Gewerkschaften,  wo  von  Anfang  an 
Sozialdemokraten  und  Bundisten  mit  Zionisten  und  Kadetten  friedlich  und  ein- 
trächtig {weil  sie  alle  auf  dein  Standpunkt  des  Klassenkampfs  standen)  am 
Ausbau  der  Gewerkschaften  arbeiteten.  Wenn  die  bürgerliche  Demokratie 
bisher  den  Gewerkschaften  so  wenig  Beachtung  schenkte,  so  hatte  es  seinen 
Grund  darin,  daß  in  den  letzten  2  —3  Jahren  drei  große  parlamentarische 
Wahlkampagnen  ihre  ganze  Aufmerksamkeit  in  Anspruch  nahmen.  Jetzt  aber, 
wo  durch  das  aufoktroyierte  Wahlgesetz  die  bürgerliche  Demokratie  in  der 
Reichsduma  zur  Rolle  einer  macht-  und  einflußlosen  Opposition  verurteilt  ist, 
könnten  die  vielen  brachliegenden  intelligenten  Kräfte,  über  die  sie  allerorts 
verfügt,  der  Gewerkschaftsbewegung  dienst-  und  nutzbar  gemacht  werden, 
zweifellos  zum  Segen  für  diese  Bewegung  und  zum  Vorteil  für  die  Arbeiter- 
schaft, die  dann  einschen  wird,  daß  die  bürgerliche  Demokratie  (die  ja  auch 
den  Gegensatz  der  Klasseninteressen  und  die  Notwendigkeit  des  Klassenkampfes 
nicht  in  Abrede  stellt)  keinesfalls  ihr  »natürlicher  Feind«  sei,  wie  man  es  ihr 
einreden  will. 

§  16.  Die  Gewerkschaftszentralen. 

Zurzeit  funktionieren  als  Gewerkschaftszentralen  im  eigentlichen  Rußland 
die  Zentralbureaux  (s.  g.  Z  B)  und  in  Russisch- Polen  die  Kartelle,  denn  die 
Gewerkschaftsverbände  der  Druckerei-,  Metall-  und  anderer  Arbeiter  haben  sich 
aufgelöst.1)    Aber  auch  von  den    zahlreichen  Z  B,  die  noch    vor  kurzem 

«)  Der  Verband  der  Gerbergewerkschaften  Kordwestrußlands  scheint  übrigens  noch  zu 
existieren;  bei  dem  konspirativen  Charakter,  welcher  der  Tätigkeit  dieser  geheimen  illegalen 
Organisationen  anhaftet,  ist  es  ungemein  schwer,  sich  über  sie  zu  informieren. 
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existierten,  haben  sich  nur  wenige  erhalten  und  auch  die  fristen  ein  kümmer- 
liches Dasein.  Überall,  in  der  Provinz  als  auch  in  den  Hauptstädten  werden 
bittere  Klagen  laut,  daß  die  Sitzungen  der  Z  B  während  langer  Perioden,  die 
viele  Wochen  und  Monate  dauern,  nicht  zustande  kommen  können,  weil 
die  Delegierten  der  Gewerkschaften  alles  Interesse  für  die  Geschäfte  der  Z  B 
verloren  haben  und  den  Sitzungen  meist  fern  bleiben,  und  daß  auch  das 
Sekretariat  der  Z  B  durch  die  chronische  Leere  in  den  Kassen  der  Z  B 
zur  Untätigkeit  verurteilt  ist,  da  die  Gewerkschaften  teils  garnicht,  teils  ungern, 
in  unregelmäßigen  Zeiträumen  die  zum  Unterhalt  der  Z  B  nötigen  kleinen 
Geldbeiträge  auszahlen  (gewöhnlich  3°/0,  seltener  4 — 5%  der  Gewerkschafts- 
einnahmen). 

Dies  bedauerliche  Abflauen  des  Interesses  für  die  Z  B  kann  aber  der  organi- 
sierten Arbeiterschaft  nicht  zum  Vorwurf  gemacht  werden  und  findet  seine 
Erklärung  darin,  daß  die  Tätigkeit  der  Z  B  nur  im  Anfang  der  Gewerkschafts- 
bewegung den  praktischen  Bedürfnissen  und  Anforderungen  dieser  Bewegung 
vollständig  entsprach,  während  späterhin  sie  eine  Richtung  einschlug,  bei  der 
nicht  so  sehr  die  Interessen  der  Gewerkschaftsbewegung  als  solcher,  als  die 
Ziele  der  sozialdemokratischen  Agitation  maß-  und  ausschlaggebend  wurden. 
In  der  ersten  Zeit,  als  es  gaJt  Gewerkschaften  ins  Leben  zu  rufen,  für  sie 
Statuten  zu  entwerfen,  ihre  Registrierung  bei  den  Provinzialbehörden  durchzusetzen, 
dann  die  Geschäftsordnung  und  Buchführung  der  Gewerkschaften  zu  ordnen  usw., 
da  haben  die  Z  B,  namentlich  dank  ihrem  Sekretariat  und  den  juristischen 
Sachverständigen,  Großes  geleistet,  (überhaupt  erwarben  die  Rechtsauskunftstellen, 
die  von  den  Z  B  eröffnet  wurden,  bald  unter  der  Arbeiterschaft  große  Beliebt- 
heit). Mit  der  Formierung  der  Gewerkschaften  waren  aber  die  Aufgaben  der 
Z  B  keineswegs  erschöpft  und  sie  hielten  anfangs  für  ihre  Pflicht  und  Schuldigkeit, 
die  ersten,  ungelenken  Schritte  und  Kämpfe  der  neuentstandenen  Gewerkschaften 
zu  überwachen  und  zu  leiten,  wie  der  jüdische  »Bund«  und  der  Charkower 
Handwerkerhilfsverein  es  auch  immer  getan.  Aber  bald  dem  Beispiele  West- 
europas folgend,  wo  die  Kartelle  sich  jeder  Einmischung  in  die  wirtschaftlichen 
Kämpfe  der  Gewerkschaften  enthalten,  überließen  die  Z  B  die  Gewerkschaften 
unbekümmert  ihrem  Schicksal,  die  jetzt  jedes  materiellen  und  moralischen  Rück- 
halts bar  manchmal  die  tollkühnsten  Bravourstückchen  sich  leisteten.  So  hatten 
z.  B.  in  Petersburg  im  April  1907  allgemeine  Streiks  im  ganzen  Gewerbe 
proklamiert  die  Gewerkschaft  der  Färber  mit  86  Rubeln  und  die  der  Mützen- 
macher gar  mit  24  Rubeln  in  der  Kasse!  Statt  sich  mit  solche  »Lappalien*, 
wie  diese  Streiks  zu  befassen,  war  unterdes  die  Aufmerksamkeit  der  Z  B  auf 
etwas  » Höheres  und  »Wichtigeres«  gerichtet,  nämlich  auf  die  sozialdemo- 
kratische Agitation  unter  den  Arbeitermassen,  worin  die  Z  B  von  jetzt  an  ihre 
Hauptaufgabe  erblickten.  Einen  willkommenen  Anlaß  zu  solch  einer  Agitation 
gab  die  oben  erwähnte  Notverordnung  vom  15.  November  1906  über  die 
normale  Arbeitsruhe  im  Handelsgcwerbc  und  in  den  Handwerksbetrieben.  Zur 
Ausarbeitung  von  Ausführungsbestimmungen  zu  dieser  Notverordnung  sollten 
sogenannte  gemischte  Kommissionen*  zusammentreten,  bestehend  zu  gleichen 
Teilen  aus  Vertretern :  a)  der  Provinzialstände  (auf  dem  Lande)  oder  der  Stadt- 
verordnetenversammlungen (in  den  Städten),  b)  der  Arbeitgeber  (der  Kaufleute 
oder  der  Handwerksmeister)  und  c)  der  Arbeiter  (der  Handlungsgehilfen  oder 
der  Handwerksgesellen).  Diese  gemischte  Kommissionen  hatten  nur  beratende 
Stimme,  denti  ihre  Vorschläge  mußten  nachher  von  den  Provinzialständen  und 
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jene  Entfremdung,  die  jetzt  leider  zwischen  den  Z  B  und  der  organisierten 
Arbeiterschaft  besteht,  schwinden.  Daß  gerade  hier,  in  Rußland  die  Z  B 
dieser  Aufgabe  sich  nicht  entziehen  dürfen,  wird  klar,  wenn  man  bedenkt, 
mit  welchen  Schwierigkeiten  bei  den  großen  Entfernungen  zwischen  den  über 
das  ganze  Land  zerstreuten  Industriebetrieben  ein  Zusammenschluß  der  Ge- 
werkschaften desselben  Industriezweiges  zu  Landes-  oder  auch  nur  zu  regionalen 
Verbänden  verknüpft  ist.  Sollten  auch  späterhin  solche  regionale  Verbände 
von  neuem  entstehen,  so  werden  sie  sich  wohl  nur  auf  die  Großindustrie 
beschränken  und  auch  da  schwerlich  alle  entlegenen  Gewerkschaften  umfassen. 
So  lange  aber  irgend  welche  Gewerkschaften  außerhalb  eines  Verbandes  stehen, 
müßten  die  lokalen  Z  B  sich  ihrer  annehmen,  indem  sie  einigend  und  helfend, 
wo  die  eigenen  Mittel  der  Gewerkschaften  nicht  ausreichen,  eingreifen  statt, 
wie  jetzt,  bei  wirtschaftlichen  Kämpfen  dieser  Gewerkschaften  teilnahralos  bei- 
seite zu  stehen  unter  dem  Vorwand,  daß  ihnen  die  Konjunktur  und  die 
Arbeitsverhältnisse  im  betreffenden  Gewerbe  unbekannt  seien  (während  in 
Wirklichkeit  dies  doch  nur  in  der  Großindustrie  Uneingeweihten  schwer  zu 
überblicken  ist).  Überhaupt  so  lange  die  Unternehmer  un-  oder  schwach 
organisiert  sind  und  die  Arbeiterschaft  den  für  sie  so  aussichtsreichen  Klein- 
krieg gegen  Arbeitgeber  führen  kann,  sind  gemischte  Ortsverbände  der  Arbeiter 
die  allerzweckmäßigsten,  denn  einerseits  ist  hier  die  Gefahr  der  Sprengung 
der  Streikkasse  durch  einen  partiellen  Streik  in  einem  der  vielen  Gewerbe 
nicht  so  groß  und  andererseits  ist  es  viel  leichter  die  Streikenden  in  anderer 
Berufen  unterzubringen,  als  bei  einer  Branchenorganisation  der  Arbeiter. 
Auch  wirkt  der  fortdauernde  Kriegszustand,  in  dem  die  gemischten  Ortsverbände 
in  der  Regel  sich  befinden,  zweifellos  erzieherisch  auf  die  Arbeiterschaft  und 
stärkt  in  ihr  das  Solidaritätsgcfühl.  Zu  solch  einer  Entfaltung  der  Tätigkeit 
der  Z  B  ist  aber  jedenfalls  notwendig,  daß  bei  der  bevorstehenden  Revision 
des  Gewerkschaftsgesetzes  vom  4./ 17.  März  1906  das  unbedingte  Verbot 
eines  Zusammenschlusses  der  Gewerkschaften  zu  irgend  welchen  Verbänden 
aufgehoben  werde,  wodurch  erst  die  Gleichberechtigung  der  organisierten 
Arbeiterschaft  mit  dem  Unternehmertum  hergestellt  würde. 


§  17.  Organisation  der  Gewerkschaften. 

Bisher  herrschte  keine  Übereinstimmung  unter  den  Gewerkschaftlern 
über  eine  Reihe  der  wichtigsten  Fragen  der  Gewerkschaftsorganisation,  z.  & 
ob  außer  Arbeitern  auch  Werkmeister  und  Zwischenmeister  als  Mitglieder  m 
die  Gewerkschaften  eintreten  können1),  ob  Arbeiter  gewisser  Gewerbe  unter 
den  verschiedenen  bestehenden  Gewerkschaften  nach  dem  Prinzip  des  Industrie- 

*)  So  nimmt  die  Wilnaer  Druckergewerkschaft  keine  Metteure  auf,  die  rein  admini- 
strative Funktionen  ausüben,  dagegen  hat  die  Moskauer  Druckergewerkschaft  beschlossen,  alle 
»Halbältesten«  (d.  h.  Werkmeister)  aufzunehmen. 

Die  Zwischenmeister  können  in  die  Moskauer  Schuhmachcrgewerkschaft  eintreten, 
»wenn  sie  mit  den  Arbeitern  solidarisch  sind«,  und  auch  in  die  Tambowsche  Schncidcrge- 
werkschnft,  wenn  sie  nicht  mehr  als  zwei  Arbeiter  beschäftigen,  aber  unter  keinen  UnwtSnden 
in  die  Moskauer  Schneider-  oder  Mützenmachergewerkschaft. 
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Organisation  schwächt,  deshalb  hat  die  Konferenz  der  Druckergewerkschaften 
»empfohlen,  nur  dann  eine  Teilung  der  Gewerkschaft  in  Sektionen  zuzulassen, 
wenn  Gefahr  besteht,  daß  andernfalls  irgend  eine  Sektion  sich  von  der  Ge- 
werkschaft ganz  loslöst,  dabei  soll  aber  die  Autonomie  der  Sektionen  nie  in 
Widerspruch  treten  mit  der  Kampftüchtigkeit  der  Gewerkschaft,  deren  Kasse 
zentralisiert  bleiben  muß«.  Auch  die  Konferenz  der  Schncidergewcrkschaften 
sprach  sich  entschieden  für  eine  straffzentralisierte  Verwaltung  der  Gewerk- 
schaften aus  und  wies  den  Delegiertenräten  nur  die  Aufgabe  zu,  für  die 
Gewerkschaft  zu  agitieren  und  Mitgliedsbeiträge  zu  sammeln;  ebenso  traten  für 
eine  Zentralisation  wenigstens  der  Kasse  ein  die  Konferenzen  der  Bau-  und 
der  Metallarbcitergewerkschaften,  wobei  letztere  nur  in  außergewöhnlichen,  eiligen 
Fällen  den  Filialen  das  Recht  zusprach,  einen  Streik  selbständig  zu  proklamieren. 

In  dem  Maße,  als  die  Zahl  der  Gewerkschaftsmitglieder  zunahm,  die 
Gewerkschaf Lskassen  sich  füllten  und  die  Geschäfte  der  Gewerkschaften  immer 
komplizierter  wurden,  trat  die  Notwendigkeit  ein,  besoldete  Gewerkschaftsbeamte 
—  Sekretäre  und  Kassierer  anzustellen.  Die  Zahl  dieser  Beamten  in  den  größeren 
Gewerkschaften  ist  ziemlich  bedeutend1),  ihr  Sold  aber  ein  recht  kärglicher  und 
beträgt  höchstens  45-60  Rubel  monatlich.  Dabei  sind  die  Gcwcrkschafts- 
beamten  gewöhnlich  die  ersten,  gegen  die  sich  die  Repressivmaßregeln  der 
Regierung  wenden;  aber  auch  ausgewiesen  oder  verbannt  setzen  sie  oft  ihre 
Tätigkeit  im  Interesse  der  Gewerkschaftsbewegung  fort:  st)  wurde  z.  B.  aus 
Kasan  berichtet,  daß,  seitdem  dort  ein  aus  Petersburg  ausgewiesener  Gewerk- 
srhaftssekretär  sich  niedergelassen  hatte,  die  lokale  Bäckergewerkschaft  zu 
neuem  Leben  erwachte. 


§  18.  Die  Tätigkeit  der  Gewerkschaften. 

Im  Anfang  leiden  die  meisten  neuentstandenen  Gewerkschaften  an  der 
üblichen  Kinderkrankheit,  dem  Streikfieber,  aber  mit  der  Zeit  lernen  sie  ein- 
sehen, daß  der  Streik  ein  zweischneidiges  Kampfmittel  ist,  das  mit  der  größten 
Vorsicht  zu  handhaben  ist.  So  hatte  z.  B.  die  im  Sommer  1907  abgehaltene 
Konferenz  der  Gerbergewerksehaften  Nordwestrußlands  folgenden  charakteristi- 
schen Beschluß  gefaßt:  »In  Anbetracht  dessen,  daß  es  im  Interesse  der  Arbeiter- 
massen und  aJso  auch  der  Gewerkschaften  liegt,  die  normale  Entwicklung  der 
Industrie  nicht  zu  hemmen,  sondern  stetig  zu  fördern,  ist  es  notwendig,  immer 
in  Erwägung  zu  ziehen,  welche  Einwirkung  die  Arbeiterforderungen  auf  die 
Entwicklung  der  Industrie  ausüben  müssen,  wobei  man  von  solcben 
Forderungen  Abstand  nehmen  soll,  die  zum  Krach  der  Industrie  führen 
könnten «. 

Auch  die  große  Petersburger  Metallarbeitergewerkschaft  hat  in  ibrer 
Instruktion  für  die  Proklamierung  des  Streiks  gewisse  sehr  praktische  und  nach- 
ahmungswerte Kautelen  festgesetzt.  In  dieser  Instruktion  heißt  es:  »Über  alle 
wirtschaftlichen  Zusammenstöße,  welcher  Art  sie  auch  seien,  muß  dem  Gewerk- 


>)  Es  gab  besoldete  Beamten:  in  den  MeUllarbcitcrgcwcrkschaftcn  der  Donetzregion  7, 
von  Baku  6,  Lugansk  4,  Moskau  und  Petersburg  je  2,  Saratow  1 ;  in  den  Druckereigewerk- 
sebaften  von  Petersburg  und  Moskau  je  3,  von  Wilna,  Samara,  Odessa,  Kiew  und 
Jekaterinoslaw  je  1  usw. 
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noch  in  einem  ganz  embryonalen  Zustande  und  stehen  miteinander  nicht  in 
Verbindung  (nur  um  dem  Zuzug  der  Arbeitslosen  von  auswärts  vorzubeugen, 
wird  manchmal  in  der  professionellen  Presse  annonciert,  daß  in  dem  Ort  und 
dem  Gewerbe  viele  lokale  Arbeiter  arbeitslos  sind).  Hier  eröffnet  sicli  noch 
ein  weites  unkultiviertes,  aber  ergiebiges  Feld  für  die  Tätigkeit  der  Gewerk- 
schaften (und  auch  der  Z  B1),  die  hierin  von  den  lokalen  Kommunalver- 
waltungen oder  dem  Staat  materiell  unterstützt  werden  müßten2). 

Das  Fehlen  eines  weitverzweigten,  wohlorganisierten  Arbeitsnachweises 
erschwert  augenscheinlich  die  Fürsorge  der  Gewerkschaften  für  ihre  arbeitslosen 
Mitglieder.  Diese  Fürsorge  ist  jetzt  schon  in  den  meisten  älteren  und  größeren 
Gewerkschaften  durch  Instruktionen  geregelt  (so  in  den  Druckergewerkschaften 
von  Petersburg,  Moskau,  Sniolensk,  Ostseeprovinzen,  Warschau,  Lodz,  Kiew, 
Odessa,  Jekaterinoslaw,  Charkow,  Nishnv,  Saratow,  Samara,  Uralsk,  Armawir, 
in  den  Gewerkschaften  der  Schneider,  Kürschner,  Karton-,  Gold-,  Silber-  und 
Bronzearbeiter  Petersburgs,  der  Metallarbeiter  Petersburgs,  Moskaus  und  Jekate- 
rinoslaws,  der  Handlungsgehilfen  Charkows  usw.).  Geldunterstützungen  haben 
nur  solche  arbeitslose  Gewerkschaftsmitglieder  zu  beanspruchen,  die  der  Ge- 
werkschaft längere  Zeit,  gewöhnlich  drei  Monate  angehören  (eine  Karenzzeit 
von  sechs  Monaten  fordert  die  Petersburger  Metallarbeitergewerkschaft  und 
gar  von  einem  Jahr  die  Petersburger  Gold-,  Silber-  und  Bronzearbeitergewerk- 
schaft). Eine  höher  bemessene  Geldunterstützung  erhalten  regelmäßig  die 
Familienväter,  namentlich  kinderreiche  und  in  der  Petersburger  Metallaibeiter- 
gewerkschaft  auch  jene  Mitglieder,  die  länger  als  2 — 5  Jahre  der  Gewerkschaft 
angehören. 

In  einigen  Fällen  wurden  Arbeitslose  unterstützt  durch  Eröffnung  von 
Volksküchen  (Moskau,  Odessa,  Warschau)  und  Arbeiterherbergen  (für  Bäcker 
und  Konditor  in  Petersburg),  sowie  durch  Überlassung  von  1  —  2  Arbeitstagen 
in  der  Woche  seitens  aller  beschäftigten  Gewerkschaftsgenossen  der  Reihe 
nach  (in  Odessa,  Simferopol,  Warschau,  Lodz  und  namentlich  in  Nordwest- 
rußland, wo  dies  ganz  üblich  ist).  Auch  wurden  im  Interesse  der  Arbeits- 
losen die  Überstunden  von  den  Gewerkschaften  auf  das  schärfste  bekämpft. 
Die  Konferenz  der  Druckergewerkschaften  versuchte  alle  diese  gegen  die 
Arbeitslosigkeit  gerichteten  Maßnahmen  in  ein  System  zu  bringen  und  faßte 
folgenden  Beschluß: 

»In  Anbetracht  dessen,  tlaß  im  Interesse  eines  erfolgreichen  Kampfes 
die  Gewerkschaften  das  Arbeitsangebot  regulieren  müssen,  daß  demgemäß  die 
Gewerkschaften  bei  den  Arbeitgebern,  als  auch  bei  den  Arbeitern  durchsetzen 
müssen,  daß  alle  offenen  Stellen  hinfort  nur  durch  Vermittlung  der  Gewerk- 
schaft besetzt  werden,  daß  die  Unterstützung  der  Arbeitslosen  den  Aufgaben 
der  Gewerkschaften,  als  Kampforganisationen  keineswegs  widerspricht,  sondern 


»)  Vielleicht  könnten  die  Z  B  ihre  Registrierung  durch  die  Provinzialbehördcn  durch- 
setzen, indem  sie  die  Form  von  Arbeitsburcaux  annähmen. 

2)  Die  in  der  Reichsduma  ausschlaggebende  Partei  der  Oktobristen  hat  in  ihrer 
Deklaration  hinsichtlich  der  Arbeitcrgeseugebung  u.  a.  auch  den  Wunsch  geäußert,  daß 
staatliche  Arbeitsburcaux  (sowie  Einigungskammern)  eröffnet  würden,  nur  hat  leider  die 
Partei  von  all  den  schönen  Dingen,  die  irr  dieser  Deklaration  stehen,  bisher  nichts  ernstlich 
in  Angriff  genommen. 
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können  Reiseunterstützungen  auch  mehrmals  im  Jahr  gewährt  werden.  7.  Wer 
Reiseunterstützung  erhalten  hat,  darf  nicht  eine  von  der  Gewerkschaft  ange- 
botene Stelle  ausschlagen.  8.  Zieht  ein  Gewerkschaftsmitglied  in  eine  andere 
Stadt  über,  so  tritt  er  in  die  lokale  Gewerkschaft  ein  ohne  den  Eintrittsbeitrag 
von  neuem  zu  zahlen  und  behält  alle  in  der  früheren  Gewerkschaft  erworbenen 
Rechte«  (z.  B.  auf  Unterstützung  usw.). 

Dieser  Beschluß  der  Konferenz  wurde  in  Ausführung  gebracht,  nur  ist 
jetzt,  wo  der  Zentral  rat  der  Druckergewerkschaften  sich  aufgelöst  hat,  eine  Ver- 
teilung der  Ausgaben  für  Reiseunterstützungen  unter  alle  Gewerkschaften  nicht 
mehr  möglich. 

Einige  Gewerkschaftsvorstände  sind  auch  befugt,  in  einzelnen,  außer- 
gewöhnlichen Fällen  von  »äußerster  Not«  an  Gewerkschaftsmitglieder  meist 
recht  bescheidene  Gcldunterstützungen  zur  Linderung  dieser  Not  auszuzahlen. 
Diese  Fälle  kommen  überhaupt  selten  vor  und  können  natürlich  nicht  normiert 
werden,  nur  die  Petersburger  Metallarbeitergewerkschaft  hat  bestimmt,  daß 
solche  Unterstützungen  jenen  Mitgliedern  zu  gewähren  sind,  die  nicht  weniger, 
als  ein  ganzes  Jahr  ihre  Mitgliedsbeiträge  eingezahlt  haben. 

Was  endlich  die  für  Teilnahme  an  der  Gewerkschaftsbewegung  von  der 
Polizei  verfolgten  oder  von  den  Arbeitgebern  gemaßregelten  Gewerkschaftsmit- 
glieder betrifft,  so  haben  sie  Anspruch  auf  Unterstützungen  für  sich  und  ihre 
Familienangehörigen,  gleichviel,  wie  lange  sie  der  Gewerkschaft  angehören;  auch 
genießen  sie  immer  das  Recht,  gratis  Rechtsauskunft  und  Rechtsbeistand  zu 
erhalten,  wo  solche  von  den  Gewerkschaften  organisiert  sind. 

Rechtsauskunftsstellen  sind  von  vielen  Gewerkschaften  eröffnet  und  wird 
die  Rechtsauskunft  an  Gewerkschaftsmitglieder  meist  gratis  erteilt.  Auch  Nicht- 
mitglieder  konnten  früher  hier  Rat  holen,  wenn  sie  eine  kleine  Gebühr  zahlten 
(gewöhnlich  10  Kop.  für  den  Rat  und  20  Kop.  für  ein  Schriftstück).  Da 
aber  die  Rechtsauskunftsstellen  überlaufen  wurden,  so  werden  jetzt  Nichtmit- 
glieder  hier  nicht  mehr  zugelassen  und  auch  Mitglieder  erhalten  gratis  Rechts- 
auskunft nicht  in  allen  Fällen.  So  hat  die  Mctallarbcitcrgewerkschaft  in  Peters- 
burg diese  Fälle  beschränkt:  a)  auf  Konflikte  mit  den  Unternehmern  in  betreff 
des  Lohn  Vertrags,  b)  auf  die  Verteidigung  der  durch  die  Gewerbeordnung 
festgesetzten  Rechte  der  Arbeiter,  c)  auf  Konflikte  mit  administrativen  Behörden 
bei  wirtschaftlichen  Kämpfen  oder  infolge  einer  Teilnahme  an  der  Gewerk- 
schaftstätigkeit. Die  in  den  Rechtsauskunftsstellen  tätigen  Juristen  beanspruchen 
oft  gar  kein  Honorar;  wenn  sie  aber  ein  Honorar  erhalten,  so  ist  es  ganz 
miniin  (z.  B.  2  Ruh.  für  jeden  Empfangstag  oder  2  Kop.  monatlich  von  jedem 
Gewerkschaftsmitgliede).  Außer  Rechtsauskunft  wird  auch  Rechtsbeistand  in 
Gerichten  und  administrativen  Behörden  gewährt  gegen  ein  Honorar  nach  der 
Taxe  oder  nach  Vereinbarung.  Endlich  werden  in  den  Rechtsauskunftsstellen 
mit  Hilfe  von  ärztlichen  Sachverständigen  die  durch  Betriebsunfälle  verursachten 
Körperverletzungen  begutachtet,  um  dementsprechend  die  von  den  Unter- 
nehmern zu  fordernden  Geldentschädigungen  zu  bemessen.  Die  Lage  dieser 
Krüppel  ist  eine  geradezu  verzweifelte,  wenn  sie  die  vom  Unternehmer  oder 
von  der  Versicherungsgesellschaft1)  angebotene  Entschädigung  nicht  gleich  an- 


»)  Es  bestehen  zurzeit  elf  Haftpflicbtversicherungsgesellschaften  von  Fabrikanten,  die 
auf  dem  Prinzip  der  Gegenseitigkeit  aufgebaut  sind,  außerdem  gibt  es  noch  mehrere  Aktien- 
gesellschaften, in  denen  tlie  Fabrikanten  sich  gegen  die  Haftpflicht  versichern  können. 
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nehmen,  denn  die  Prozesse  dauern  mindestens  2 — 3,  gewöhnlich  aber  4—5 
und  mehr  Jahre  und  während  dieser  ganzen  Zeit  muß  der  Krüppel  sich  selbst 
erhalten.  Die  Vertreter  der  beklagten  Partei  ziehen  absichtlich  selbst  ganz  für 
sie  aussichtslose  Prozesse  recht  in  die  Länge,  um  den  Kläger  zu  Konzessionen 
mürbe  zu  machen,  während  auf  der  anderen  Seite  gewissenlose  Winkeladvo- 
katen den  Kläger  ausbeuten,  indem  sie  ihm  zu  wucherischen  Prozenten  kleine 
Geldsummen  vorstrecken.  Um  diesen  Mißständen  abzuhelfen,  gedenkt  jetzt 
die  Petersburger  Metallarbeitcrgewerkschaft  ihren  durch  Betriebsunfälle  arbeits- 
unfähig gewordenen  Mitgliedern,  deren  Ansprüche  auf  Geldentschädigung  nach 
dem  Gutachten  der  Rechtsauskunftsstelle  zweifellos  feststehen,  bis  zur  Beendi- 
gung des  Prozesses  das  zum  Unterhalt  nötige  Geld  zu  leihen.  Auch  hat,  um 
den  Prozeß  zu  beschleunigen,  diese  selbe  Gewerkschaft,  sowie  die  Petersburger 
Textilarbeitergewerkschaft  mit  Hilfe  ihrer  Rechtskonsulenten  ein  Projekt  be- 
treffend obligatorische  Schiedskammern  ausgearbeitet,  das  sie  dann  dem  Peters- 
burger Verein  zur  Förderung  der  Fabrikindustrie,  der  Gesellschaft  der  Peters- 
burger Fabrikanten  und  auch  allen  Fabrikanten  Petersburgs  zur  Annahme  vor- 
legten, aber  von  wenigen  rühmlichen  Ausnahmen  abgesehen,  lehnten  die 
Unternehmer  stillschweigend  oder  unter  nichtigen  Vorwänden  diesen  Vorschlag 
ab.  So  kam  denn  die  Schiedskammer  nicht  zustande  und  alles  blieb  beim  Alten. 

Die  ärztliche  Hilfe  ist  nur  in  wenigen  Gewerkschaften  und  auch  da 
sehr  primitiv  und  mangelhaft  organisiert1).  Mit  Ausnahme  der  Arbeitslosen, 
sind  die  übrigen  Gewerkschaftsmitglieder,  die  ärztliche  Hilfe  in  Anspruch  nehmen 
wollen,  gewöhnlich  verpflichtet,  einen  kleinen  Monatsbeitrag  (10 — 15  Kop.)  bei- 
zusteuern, außerdem  müssen  sie  jedesmal,  wenn  der  Arzt  sie  in  der  Wohnung 
besucht,  ihm  die  Fahrt  auf  dem  Tram  oder  mittels  Droschke  bezahlen.  Manch- 
mal bekommen  kranke  Gewerkschaftsmitglieder  auch  eine  kleine  Geldunter- 
stützung (z.  B.  in  Witebsk  1  Rub.  in  der  Woche).  Die  Ärzte  und  Hebammen 
erhalten  von  den  Gewerkschaften  entweder  ein  Fixum  ausgezahlt  (25 — 30  Rub. 
im  Monat)  oder  entsprechend  der  Zahl  der  Gewerkschaftsmitglieder  ein  schwan- 
kendes Honorar  (z.  B.  2  Kop.  pro  Mitglied  im  Monat). 

Auch  im  Interesse  der  Volksaufklärung  sind  die  Gewerkschaften  tätig, 
indem  sie  zahlreiche  eigene  Bibliotheken  und  Lesehallen,  manchmal  auch  Vor- 
träge, technische  und  kaufmännische  Abendkurse  (z.  B.  in  Woronesh  und  Baku), 
Schulen  für  Arbeiterkinder  (z.  B.  in  Lugansk)  eröffnen2). 

Eine  eifrige  Propaganda  für  Gewerkschaftsorganisationen  betreiben  die 
von  den  Gewerkschaften  herausgegebenen  zahlreichen  Blätter.  Es  gibt  kaum 
ein  Gewerbe,  das  seinerzeit  nicht  wenigstens  ein  eigenes  Gewerkschaftsblatt 
besaß;  so  hatten  solche  Blätter  herausgegeben:  Die  Handlungsgehilfen  in  Peters- 
burg, Moskau,  Nishny,  Odessa,  Krementschug,  Astrachan,  Omsk,  die  Techniker 
und  Apotheker  in  Petersburg  und  Moskau,  die  Drucker  in  Petersburg,  Moskau, 
Kiew,  die  Metallarbeiter  in  Petersburg,  Moskau,  Warschau,  die  Textilarbeiter  in 


«)  Die  Z  B,  mit  Ausnahme  des  Z  B  von  Jekaterinoslaw,  haben  hierin  auch  nichts 
geleistet. 

*)  Die  Zahl  der  Analphabeten  unter  den  Gewerkschaftsmitgliedern  ist  erfreulicherweise 
eine  recht  geringe  (natürlich  für  russische  Verhältnisse).  Eine  Enquete,  die  die  Petersburger 
Metallarbeitergewerkschaft  jüngst  veranstaltete,  stellte  fest,  daß  nur  10,40/0  ihrer  Mitglieder 
des  Lesens  unkundig  sind,  ein  Beweis  dafür,  daß  zu  den  Gewerkschaftlern  die  Elite  der 
Arbeiterschaft  gehört. 
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III.  Der  gegenwärtige  Stand  der  Gewerkschaftsbewegung. 


Petersburg  und  Moskau,  die  Arbeiter  des  Eisenbahn-  und  Schiff transport- 
gewerbes  in  Petersburg,  Moskau,  Nishny  und  Baku,  die  Naphthaarbeiter  in 
Baku,  die  Tabakarbeiter,  Schneider  und  Bäcker  in  Petersburg  und  Moskau,  die 
Bau-,  Holzindustrie-,  Lcder-,  Gold-,  Silber-,  Konfektarbeiter,  Schmiede,  Gärtner, 
Friseure,  Färber,  Schneider,  Schuhmacher,  Uhrmacher,  Photographen  und  Fuhr- 
leute in  Petersburg,  endlich  die  Taglöhncr(!)  und  die  in  städtischen  Betrieben 
Angestellten  in  Moskau.  Die  meisten  dieser  Blätter  gingen  aber  bald  ein  teils 
infolge  von  Regierungsrepressalien,  teils  aber  auch  aus  Mangel  an  Abonnenten 
oder  Material  zum  Drucken.  Nur  die  Drucker,  Schneider,  Metall-  und  Textil- 
arbeiter haben  im  Lauf  von  2  Jahren  trotz  allen  Repressalien  der  Regierung 
die  Herausgabe  ihrer  Gewerkschaftsblätter,  die  mehrmals  ihren  Namen  ändern 
mußten,  fortgesetzt.  Es  kam  auch  vor,  daß  mehrere  Gewerkschaften  mit  ver- 
einten Kräften  ein  lokales  Gewerkschaftsblatt  herausgaben,  das  dann  einen 
reichhaltigeren  Inhalt  bot.  So  erschien  in  Moskau  ^Der  Arbeiterverein«,  der 
es  auf  10  Nummern  brachte,  in  Odessa  »Das  Gewerkschaftsblatt  des  Südens*, 
»Die  Arbeitersache«,  »Der  Verein«,  die  alle  drei  sogleich  von  der  Regierung 
unterdrückt  wurden;  ebenso  erging  es  der  in  Charkow  herausgegebenen  gleich- 
namigen Zeitschrift  und  dem  Blatt  *Die  Arbeit«;  in  Jekaterinoslaw  erschienen 
10  Nummern  des  ■»  Arbeitsplanes«,  in  Woronesh  7  Nummern  der  »Arbeiter- 
stimme*, in  Astrachan  3  Nummern  des  »Professionellen  Blattes«.  Endlich 
gab  es  noch  ein  Blatt,  das  die  Gewerkschaftsbewegung  in  ganz  Rußland  auf- 
merksam verfolgte  und  zusammenfassend  darstellte,  nämlich  die  Petersburger 
Zeitschrift  -Die  Gewerkschaft*,  die  später  in  den  »Gewerkschaftsboten«:  umge- 
tauft wurde  (von  ersterer  sind  2 1  Nummern  und  von  letzterer  20  Nummern 
erschienen).  Außerdem  dienten  der  Gewerkschaftsbewegung  noch  die  polnischen 
Blätter  »Zwarzkowec«  und  »Sprawy  Zawodowe«  in  Warschau,  ein  grusinisches 
Blatt  »Achaliquechana«  in  Tiflis  und  die  im  jüdischen  Jargon  verfaßten  und 
in  Wilna  gedruckten  »Professionales  Leben«  (ein  sozialdemokratisches  Blatt)  und 
»Professionale  Bewegung«  (sozialistisch-zionistisches  Blatt).  Jetzt  im  Augenblick 
besitzen  ihre  eigene  Gewerkschaftspresse  die  Metall-  und  Textilarbeiter  (je  ein 
Blatt  in  Petersburg),  die  Naphthaarbeiter  (zwei  Blätter  in  Baku  und  Petersburg), 
die  Zuckerfabrikarbeiter  (in  Kiew),  die  Flußschiffer  (in  Nishny),  die  Handlungs- 
gehilfen (in  Saratow)  und  die  Pharmazeuten  (in  Moskau). 

Neuerdings  haben  hauptsächlich  die  Petersburger  Gewerkschaften  (der 
Metall-,  Tcxtil-,  Holzindustrie-,  Gold-,  Silber-,  Konfekt-,  Kartonnage-  und  Dock- 
arbeiter, der  Kürschner-,  Schneider-,  Schmiede-,  Uhrmacher-,  Handlungsgehilfen 
und  Techniker)  verschiedene  statistische  Enqueten  in  Angriff  genommen  über 
die  Arbeitsverhältnisse  überhaupt  oder  speziell  über  Arbeitstarife,  Dauer  des 
Arbeitstages,  Sonntagsruhe,  Kinderarbeit,  sanitären  Zustand  der  Fabriken, 
professionelle  Erkrankungen  der  Arbeiter,  Arbeitsbudget  und  Arbeiterausgaben 
für  Wohnung,  Speise,  Kleidung,  Zerstreuungen  und  kulturelle  Bedürfnisse  usw. 
Allgemein  wird  geklagt,  daß  die  Arbeitennassen  den  Zweck  und  die  Bedeutung 
solcher  Enqueten  nicht  verstehen  und  nur  ungern  die  geforderte  Auskunft 
geben,  öfters  aber  sie  auch  ganz  verweigern ;  infolgedessen  soll  es  unmöglich  sein(?), 
auf  Grund  dieser  lückenhaften  und  wenig  zuverlässigen  Daten  zu  irgend  welchen 
sichern  Schlüssen  zu  kommen.  Endlich  teilen  die  Gewerkschaften  dem  Organi- 
sationskomitee  des   allrussischen   Gewerkschaftskongresses1)   nach  einem  von 

»)  Der  Minister  des  Innern  Stolypin  hat  bisher  alle  Gesuche  um  Abhaltung  dieses 
Kongresses  abschlägig  beschieden. 
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diesem  Komitee  ausgearbeiteten,  ausführlichen  Schema  statistische  Daten  mit 
über  Anlaß,  Fortgang  und  Resultat  aller  Streiks,  über  alle  Versuche  einer 
Einigung  der  Arbeiter  mit  den  Unternehmern,  über  das  Verhältnis  der  letzteren 
und  der  Regierung  zu  den  Gewerkschaften,  über  Mitgliederzahl,  Kassenbestand, 
Organisation  und  Tätigkeit  der  Gewerkschaften  usw.  Diese  interessanten 
statistischen  Daten  scheinen  auch  noch  nicht  bearbeitet  zu  sein. 


Schluß. 

Schwer  ist  die  Krise,  die  die  russische  Gewerkschaftsbewegung  jetzt 
durchmacht,  aber  mögen  die  Gewerkschaften  auch  hie  und  da  von  der  Bild- 
fläche verschwinden,  niemals  wird  es  ihren  Gegnern  gelingen  sie  gänzlich  aus- 
zurotten, denn  dazu  hat  die  Gewerkschaftsidee  im  russischen  Industrieproletariat 
doch  zu  festen  Fuß  gefaßt  und  eine  einmal  erwachte  Arbeiterschaft  kehrt  nie 
wieder  in  die  alte  Ruhe  zurück.  Wo  für  Gewerkschaften  die  nötigen  äußeren 
Existenzbedingungen  fehlen,  da  äußert  sich  der  innere  Drang  der  Arbeiter- 
schaft sich  zu  organisieren  unerwartet  in  ganz  neuen  Formen.  So  sind  z.  B. 
in  vielen  Fabriken,  namentlich  Petersburgs,  Hilfskassen  entstanden,  die  von 
Arbeiterstarostcn,  Arbeiterkomitees  usw.  verwaltet  werden,  alle  oder  fast  alle 
Arbeiter  der  betreffenden  Fabrik  oder  Werkstatt  umfassen  und  oft  über  Tausende 
von  Rubeln  verfügen.  Die  Regierung  läßt  sie  in  Ruhe,  ahnt  oft  nichts  von 
ihrer  Existenz.  Diese  Hilfskassen  sind  aber  nichts  anderes,  als  verkappte  Ge- 
werkschaften, denn  sie  unterstützen  in  erster  Linie  die  »für  Verfechtung  der 
Arbeiterinteressen  von  der  Polizei  verfolgten«,  dann  die  ausgesperrten  und  aus- 
standigen, endlich  in  verhältnismäßig  seltenen  Fällen  die  in  äußerste  Not  ge- 
ratenen Kassenmitglicder  und  Arbeitsgenossen.  Schwerlich  hat  der  sozial- 
demokratische Gewerkschaftsführer  K.  Dmitrieff  recht,  wenn  er  in  seinem  (üb- 
rigens ausgezeichneten)  Werke:  »Aus  der  Praxis  der  Gewerkschaftsbewegung  in 
Rußland«;  (S.  176)  schreibt:  »Solche  Kassen  verdienen  natürlich  den  schärfsten 
Tadel«.  Es  scheint  fast,  als  ob  sich  so  die  Prophezeihung  eines  anderen  Ge- 
nossen Newolin  sich  verwirklicht,  der  auf  der  allrussischen  Gewerkschafts- 
konferenz ausrief:  »Die  Massen  werden  auch  ohne  uns  ihre  Wege  gehen,  wenn 
wir  nicht  mit  den  Massen  denselben  Weg  einschlagen.«  Die  Arbeitermassen 
sehen,  daß  die  Gewerkschaftsbewegung  in  eine  Sackgasse  geraten,  und  fangen 
an  auf  eigene  Faust  einen  Ausweg  zu  suchen.  Wenn  die  russische  Sozial- 
demokratie die  Leitung  der  Gewerkschaftsbewegung  nicht  ganz  aus  der  Hand 
lassen  will,  dann  muß  sie  das  Bestreben  der  Arbeitermassen,  ihre  wirtschaftliche 
und  soziale  Lage  in  der  heutigen  kapitalistischen  Gesellschaft  möglichst  zu 
heben,  nicht  als  etwas  Verwerfliches,  ^Bourgeoises«  zurückzuweisen,  sondern 
diesem  Bestreben  entgegenkommen  und  ihm  durch  gewerkschaftliche  Klein- 
arbeit unverdrossen  und  gewissenhaft  dienen  (was  einem  Verzicht  auf  die 
sozialistischen  Ideale  keineswegs  gleichkommt  und  recht  gut  mit  ihnen  verein- 
bar ist).  Auf  diese  oder  jene  Art  wird  aber  die  Gewerkschaftsbewegung  in 
Rußland  nie  im  Sande  verlaufen,  sondern  über  kurz  oder  lang  alle  ihr  ent- 
gegentretenden Hindernisse  hinwegräumen  oder  umgehen. 
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Anhang. 


Die  Gewerkschaften  in  den  größeren  Städten 


Gewerbe 
oder 
Beschäftigung 

Moskau 

Peters- 
burg 

Nishny 

* 

c 

4-* 

i 

Astrachan 

Charkow 

■t 

o 
O 

Mitgl. 

O 

Mitgl. 

u 
O 

Mi:-: 



I 

i 

1 

1 

U,.l.,.,,l... 

2 

1  500 

3 

2  195 

92 

130 

»93 

i 

— 

— 

4 

*  634 

5 

1  741 

30 

40 

70 

2 

150 

Met.ii]ii)uuitne  und  Mascninenbau 

6 

8  920 

7 

'3  214 

285 

380 

662 

I 

4 

5  554 

3 

1  705 

230 

1 

250 

40 

*> 

6  100 

[  3 

1 1  600 

j  462 

366 

123 

I 

5C- 

Nahrungsmittelindustrie  .... 

7 

8621 

6 

5854 

!  342 

200 

450 

2 

664 

2 

1  205 

3 

4  49> 

80 

1 

110 

I  844 

I 

3 

3.225 

2 

4085 

100 

J 

Handel  und  Transportgewerbe 

8 

5  589 

3 

4817 

39o 

640 

33« 

I 

2  300 

Andere  Gewerbe  u.  Beschäftigungen 

8 

6703 

9 

2  080 

J 

46 

48  051 

44 

51  782 

2  Ol  1 

2  1 16 

3  "13 

8 

3  95'1 

i 
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Jekateri- 
noslaw 

Odessa 

Wilna 

Warschau 

Lodz 

Baku 

• 

9 

a 

**. 

1 

Mitgl. 

Gew. 

Mitgl. 

9 

V 

O 

Mitgl. 

9 

Mitgl. 

9 

V 

Mitgl. 

9 

V 

Mitgl. 

1 

9 

tf 

Mitgl. 

1 

992 

2 

592 

1 

474 

4 

410 

1 

1  730 

I 

250 

1 

500 

I 

270 

1 

78 

4 

270 

2 

1  192 

4 

4  000? 

I 

398 

1 

103 

3 

2  300 

4 

763 

5 

690 

I 

39' 

4 

8  840 

2 

3  080 

2 

4  055 

3 

457 

2 

295 

4 

480 

I 

683 

5 

1  057 

I 

150 

I 

395 

2 

545 

2 

1  147 

2 

t  600 

2 

645 

5 

1  870 

4 

314 

2 

365 

2 

850 

696 

7 

1  720 

2 

260 

2 

894 

1 

1 

230 

4 

428 

1 

420 

I 

802 

2 

302 

2 

70 

1 

40 

I 

600 

3 

20  000? 

2 

1  520 

2 

997 

3 

2  84O 

3 

720 

2 

1  100 

1 

600 

3 

2  060 

4 

380 

5 

480 

5 

I  300 

2 

352 

1 

1 

5 

3  560 

'4 

7  382 

'9 

i 
1 

4  930 

1 

35 

9  730 

1 16 

7  375 

21 

\ 
1 

1 

17  117 

"7 

1 

26  198 

18 

1 
1 

1 

11  830 
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Die  russischen  Gewerkschaften 


Gewerbe 
oder 

Rayon 

Nördlicher 
Rayon 

(Petersburg 
usw.) 

Wolga- 
rayon 
(Nishny 
Saratow, 
Astrachan 
usw.) 

Ural- 
rayon 

Schwarz- 
erderayon 
(Charkow 
usw.) 

* 

O 

1 

'  Mitel. 

i 

'3 

Mitgl. 

Bf" 

Mitgl. 

V 

0 

Mitgl. 

Gew. 

Mitgl 

Bergbau  ......... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

■ 

1 

2 

700 

— 

5 

I  630 

5 

2  945 

8 

611 

1 

70 

1 

60 

8 

/ 

1  "8t 

6 

461 
^"j 

1 

xo 

2 

Metallindustrie  und  Maschinenbau 

12 

8896 

9 

*3  328 

10 

3  »65 

4 

2  »25  | 

2 

440 

Bekleiduiu">industrie 

IO 

6  358 

5 

•  775 

4 

552 

2 

80 

3 

25r 

S 

6  425 

5 

11  902 

6 

«  355 

i  1 

1 

30 

4 

686 

Nahrungsmittelindustrie  .... 

12 

»/SO 

9 

5996 

8 

«  343 

l  2 

210 

4 

744 

3 

I  245 

3 

4491 

.» 

/ 

2034 

1 

50 

16 

12  309 

3 

4  165 

1 

100 

Handel  und  Transportgewerbe 

18 

6/95 

6 

5t>5i 

»3 

1  972 

4 

480 

5 

3040 

Andere  Gewerbe  u.  Beschäftigungen 

9 

6803 

9 

2080 

6 

75o 

1 

5o 

2 

200 

98 

60  942 

61 

53  5M 

69 

l 

'2  345 

18 

1 
1 

3  775 

24 

5  6:0 
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Klein- 
rußland 
(Jekateri- 
noslaw 
usw.) 

I        -  ■ 

Südwest- 
rußland 
(Kit  w 
usw.) 

j 

Schwarz- 
moeiTayon 
(Odessa 
usw.) 

Nordwest- 
rußland 
(Wüna 
usw.) 

Polen 

Kaukasus 

Im 
ganzen 

> 

c 

Mitgl. 

Mitgl. 

VT 

Mitgl. 

•0 

Mitgl. 

i 

6 

Mitgl. 

0 

Mitgl. 

i  g 

Mitgl. 

, 

375 

\ 

1 

!  2 

I  400 

5 

2  475  ' 

4 

1 

4  74 

7 

305 

3 

1  820 

2 

8io  : 

I 

5o 

38 

9  9-7 

53° 

I 

7* 

1  2 

480 

3'* 

1  990 

7 

4  700 

133 

i  u  - 

1 2  000 

=  47" 

4 

703 

10 

2  240 

(> 

805 

'4 

15  720  1 

4 

4  215 

8  1 

54  173 

'•47 

2 

295 

1  2 

1  070 

b 

1  623 

7 

1 207  ' 

3 

543 

59 

14  322 

6  1  0 

5 

[  252 

5 

I  7<H) 

1 1 

1  247 

21 

2  274 

5 

1  104 

/  - 

28  f>54 

10 

1  871 

2 

•3 

1  940 

1  2 

1  334 

2 

894 

4 

1  070 

7-H 

24  848 

4  73 

10 

7*4 

5 

2  277 

2 

302 

7 

440 

43 

12  39^ 

.|0 

1 

<>oo 

3 

20  000  ? 

-5 

37  214 

4 

1  2>7 

23 

3  240 

1  1 

i  7t>o 

4 

1  805 

IO 

2  (»5  5 

ioi 

32  475 

5 

4  So 

1  1 

1  470 

ro 

1  097 

5 

3  5<"-> 

<'3 

17  005 

»•> 

1 1  ,;o'i 

-M 

5  3»3 

10  j 

'3  4<JS 

toi 

'4  533 

<>2 

47  7  1  - 

43 

it>  172 

052 

245  555 
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Der  volkswirtschaftliche  Wert  der  städtischen  Fäkalien.  Von  Dr.  OSKAR 
HORNEY.  (X.  Band.  1.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  i  M.,  im  Einzel- 
verkauf 1.20  M. 

»Als  der  Verfasser  an  die  vorliegende  Arbeit  herantrat,  glaubte  er,  daß  die  Verwertung  der 
städtischen  Fäkalien  für  die  Volkswirtschaft,  insbesondere  für  die  Landwirtschaft,  höchst  bedeutsame- 
Folgen  haben  mußte.  Kr  kam  zu  einem  negativen  Resultat.  Dieser  Zusammenhang  macht  die  Arbeit 
besonder«  interessant  und  bedeutungsvoll.  Der  Autoritätsglaube  an  Liebigs  Ausspruch,  daß 
ein  Land  verarmen  müsse,  wenn  es  die  mit  der  Ernte  entnommenen  Werte  nicht  sogleich  in  Form  des 
daraus  produzierten  Düngers  dein  Boden  zurückgebe,  das  Stichwort  von  Millionenwerten,  welche  di<- 
Fäkalien  repräsentieren  sollten,  .  .  .  diese  Phrasen  waren  lange  genug  ein  lastiger  Hemmschuh  für  die 
Entwicklung  einer  rationellen  Städteretnigung,  und  mit  Genugtuung  muß  die  vorliegende  Arbeit  begrüßt 
werden,  welche  die  so  oft  und  kritiklos  nachgebeteten  Prophezeiungen  auf  Grund  einfacher,  über- 
zeugender Rechcnexempel  in  das  richtige  Licht  stellt.«  Gesundheit.  Zeitschr.  für  Städtehygiene. 


Die  gewerbliche  Bleivergiftuns  und  ihre  Bekämpfung  im  Deutschen  Reich. 

Von  Dr.  KARL  WÄCHTER.  (X.  Band.  2.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement 
2  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

^Verfasser  schildert  dii-  durch  die  Verwendung  des  Bleiesund  der  Blei  Verbindungen  herbeigeführten 
Gefahren  .  .  Verfasser  schildert  ferner  das  Vorgehen  der  sozialen  Vereinigungen  des  In-  und  Aus- 
landes sowie,  ilic  Maßnahmen,  die  in  Deutschland  von  der  Gesetzgebung  und  den  Behörden  gegen  dio 
Bleigef.ihrcn  getroffen  wuiden  sind.  Mit  gewichtigen  Gründen  wird  dargelegt,  daß  die  Statistik  uns 
keine  sicheren  Aufschlüsse  gibt.  Die  Schrift  bringt  eine  wertvolle  Obersicht  Ober  den  jetzigen  Stand 
der  wichtigen  Bleifragc  und  enthält  manche  nützlichen  Anregungen.« 

Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  und  Salincnwcsen. 


Eisenbahn  und  Landwirtschaft  im  Grossherzogtum  Baden.  Von  Dr.  ALFRED 

SCHNEIDER.  (X.  Band.  3.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  2  M.,  im 
Einzelverkauf  2.40  M. 

»Geboten  werden  reiches  Zahlenmaterial  und  wirtschaftspolitische  Feststellungen  über  Bexugs- 
und  Absatzgelegenheitcn  der  badischen  Landwirtschaft  und  Krwerbsmöglichkeitcn  ihrer  Bevölkerung. 
Die  Eisenbahn  war  die  Ursache,  daß  zeitgemäßere  Betriebs-  und  Wirtschaftsweisen  eingeführt  und 
ausgebildet  wurden,  wodurch  der  ländliche  Wohlstand  eine  außerordentliche  Hebung  erfuhr,  die  noch 
nicht  abgeschlossen  ist.    Freilich  gibt  es  auch  frachtlichc  Schattenseiten.«  Deutscher  Müller. 


Die  Agrarverfassuog  der  Niederlombardei  mit  besonderer  Berücksichtigung 

der  Landarbeiter.  Von  Dr.  FRANCESCO  ROVELLI.  (X.  Band.  1.  Er- 
gänzungsheft.)       Preis  im  Abonnement  3.20  M.,  im  Einzelverkauf  4  M. 

»Die  Arbeit  erstreckt  sich  auf  das  Gebiet  der  Kicderlombardei  (bassa  Lombardia)  zwischen 
den  Flüssen  Tessin  und  Adda,  einen  Teil  der  Pocbene,  welcher  durch  eine  landwirtschaftliche  Technik, 
die  wohl  am  fortgeschrittensten  von  ganz  Italien  ist,  eine  berühmt  gewordene  BewässeTungsrerfassung, 
den  Reisbau,  die  Wiesen-  und  Milchwirtschaft  gekennzeichnet  ist.  Die  in  volkswirtschaftlicher  und 
sozialer  Hinsicht  besonders  charakteristische  Agrarvcrfassung  dieser  Gegend  hat  auch  noch  ein  be- 
sonderes Interesse  deswegen,  weil  sie  in  mancher  Hinsicht  der  englischen  Agrarverfassung  und  der- 
jenigen des  nordöstlichen  Deutschlands  (Großbetrieb  und  Gutstagelöhnei)  ähnelt  und  schließlich  noch 
in  der  Einwanderung  der  Retsarbeiter  eine  ähnliche  Erscheinung  wie  die  Sachsen  ganger  ei  aufweist.« 


Zu  bezichen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag 
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Der  Obstbau-  und  Obsthandel  im  Grossherzogtoni  Baden.  Von  Dr.  EDUARD 
ENGEL.    (VII.  Band.    i.  Heft)  —  Preis  im  Abonnement  3.20  M.,  im  Einzel- 


verkauf 4  M. 

»In  dieser  ungemein  gründlichen  Studie  verfolgt  der  verdienstvolle  Verf inier  das  Ziel,  dem 
üten  tiefen  Einblick  in  ein  der  vollsten  Berücksichtigung  werte*  Gebiet,  in  da»  Wesen,  die 


im  Groüherzogtum  Haden 


Das  Tarifwesen  in  der  Personenbeförderung  der  transozeanischen  Dampf- 
schiffahrt. Von  Dr.  ROBERT  SCHACHNER.  (VII.  Band.  2.  Heft.)  — 
Preis  im  Abonnement  4  M.,  im  Einzelverkauf  5  M. 

»Schachner  füllt  mit  der  vorliegenden  Darstellung  eine  in  nutionalökonomischen  Fachkreisen  in 
Maße  empfundene  literarische  Lücke  au».  Diese  unumwundene  Anerkennung  gebührt  eben- 
M.rhlff'hMi  Dante] hing,  wie  vor  allem  auch  der  methodischen  Anordnung  des  Stoffe«.« 

Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik. 

Bodenwerte,  Bau-  and  Bodenpolitik  in  Freiburg  i.  Br.  während  der  letzten 

4t  Jahre   (1863-1902).     Von  Dr.  WILHELM  MEWES.     (VII.  Band. 

3.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  t.6o  M.,  im  Einzelverkauf  2  M. 

»Ich  begnüge  mich  mit  der  Hervorhebung  de*  Gesamtwertes  der  Arbeit,  die  ich  als  einen  aas* 
gezeichneten  Beilrag  zur  Wohnungsfrage  bezeichnen  mochte.«  Frankfurter  Zeitung. 


Die  oberbadischen  Rindviehzachtgenossenschaften.    Von  Dr.  O.  OSWALD. 
(VII.  Band.  4.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  1.80  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

»Die  mit  skhüicher  Lust  and  Liebe  geschaffene  Abhandlung  verbindet  äußerst  genaues  Ar- 
beiten mit  echt  wissenschaftlicher  Behandlung  and  Verwertung  des  reichhaltigen  Materials.« 

Donauesch inger  Wochenblatt. 

Die  Badische  Landwirtschaft  am  Anfang  des  XX.  Jahrhunderts.  Von  Dr. 

MORIZ  HECHT.  (VU.  Band.  1 .  Ergänzungsheft)  —  Preis  im  Abonnement 
6  M.,  im  Einzelverkauf  7  M. 

»Die  Hechtsche  Arbeit  ist  eine*  der  wenigen  Bücher,  das  aus  der  Flut  der  soll-  um 
politischen  Literatur  der  letalen  Jahre  gerettet  zu  werden  verdient.«  Preußische  Jahrbücher. 


Die  Organisationen  des  Jüdischen  Proletariats  in  Russland.  Von  Dr.  sara 
RABINO WITSCH.  (VH.  Band.  2.  Ergänzungsheft)  —  Preis  im  Abonnement 
4  M.,  im  Einzelverkauf  5  M. 

»Es  gibt  nicht  viel  wissenschaftliche  Werke  Ober 
deutscher  Sprache  vorliegen,  keines,  das  in  umfassender  Weise  steh  mit  der  jüdischen  Arb 
rung  beschäftigt.   Sara  Rabino witsch»  Schrift  füllt  darin  eine  "* 
,  die  diesem  Problem  Interesse  entgegenbringen.  —  Wir 


Die  Tarife  der  deutschen  Strassenbabnen,  ihre  Technik  und  wirtschaftliche 
Bedeutung.  Von  Dr.  LOTHAR  WEISS.  (VII.  Bond.  3.  Ergänzungsheft) 
—  Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3.20  M. 

»Der  Verfasser  versteht  es,  dem  an  sich  etwas  spröden  Stoff  dadurch  von  vornherein  allgemeines 
1  zu  sichern,  daß  er  den  prinzipiellen  Prägen  der  Tarifbildung,  des  Unterschieds  von  Straßenbahn- 
und  Eisenbahntarif,  der  Vorzüge  des  kommunalen  oder  privaten  Betriebes  u.  a. ,  gebührende  Aufmerk- 
samkeit widmet  und  sein  Werk  dadurch  Uber  das  Niveau  einer  bloßen  Materialsammlung  erbeblich 
hinaushebt.  Wir  freuen  uns,  die  verstand  ^  und  fleißige  Arbeit  der  Beachtung  unserer  Leser  angelegent- 
lichst empfehlen  zu  können«.  Literarische  Mitteilungen  der  Annalen  des  Deutschen  Reichs. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlunc  und  direkt  vom  Verlag. 
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Die  fiteste  deutsche  Gewerkschaft:  Die  Organisation  der  Tabakarbeiter  und 

Zigarrenarbeiter  bis  zum  Erlasse  des  Sozialistengesetzes.  Von  Dr.  FRANZ 
KLÜSS.  (VIII.  Band.  2.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement  1.60  M., 
im  Einzelverkauf  2  M. 

»Im  Gegensatz  tu  der  Geschieht«  der  bremischen  Organisation  wird  hier  der  Versach  gemacht, 
sieht  bot  Tatsachengruppen  aneinander  zu  reihen,  sondern  die  Fäden  der  Entwicklung  aufzudecken: 
einerseits  den  Einfluß  der  starken  Persönlichkeit  des  Gründers,  anderseits  die 

eschichte.    Das  ist  den 


wirtschaftlichen,  politischen  und  allgemeinen  Zeitgeschichte.    Das  ist  dem  Autor  gut 
gerade  das  verleiht  der  Schrift  besonderen  Reil  und  Wert.« 

Kritische  Blätter  für  die  ges. 

Der  wirtschaftliche  Niedergang  Freiburgs  i.  Br.  und  die  Lage  des  städtischen 
Grundeigentums  im  14.  und  15.  Jahrhundert.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte 
der  geschlossenen  Stadtwirtschaft.  Von  Dr.  HERMANN  FLAMM.  (VIII.  Band. 
3.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3.20  M. 

»Eins  von  den  Büchern ,  die  wir  brauchen: 
stimm ter  Entwicklungsreihen  auf  Grund  eingehender  I.okalkenntnia,« 

Vierterjahrasrhrift  für  Sozial-  und 

»Das  Buch  ist  mit  völliger  Beherrschung  de«  gedruckten  Material*  und  genauester  Verwertung 
der  Archivallen  gearbeitet  und  bedeutet  einen  hervorrufenden  Beitrag  zur  mittelalterlichen  Sudt- 
geschieht«.«  Liter.  Beilage  der  Köln.  Volksleitung 

Die  Dezentralisation  der  Industrie  and  der  Arbeiterschaft  im  Großherzogtum 

Baden  und  die  Verbreitung  des  Mehrfamilienhauses  auf  dem  Lande.  Von  Dr. 
R.  F.  WALLI.  (VIII.  Band.  4.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement 
3  M.,  im  Einzelverkauf  3.80  M. 

»Mit  einem  der  wichtigsten  Probleme  unserer  Sozialpolitik  beschäftigt  eich  das  fleißige,  aal 
statistischer  Grundlage  aufgebaute  Buch  Das  Buch  bietet  dem  denkenden  und  volkswirtschaft- 
lich geschulten  Leser  viel  xu  denken.  Er  öflt  uns  die  Folgen  der  Industrie  unter  einem  neuen  Ge- 
sichtswinkel erblicken.  Für  Sozial-  und  Wohnungspolitiker  und  Arbeitgeber  bietet  das  Buch  des 
viel.« 


Akzise  in  der  Kurpfalz.    Ein  Beitrag  zur  deutschen  Finanzgeschichte  des  17. 

und  18.  Jahrhunderts.    Von  Dr.  AUGUST  J.  FINE1SEN.    (IX.  Band.    1.  Heft.) 

—  Preis  im  Abonnement  160  M.,  im  Einzelverkauf  2  M. 

»Die  lebendig  geschriebene  und  stets  mit  archivaliachen  (oft  wörtlichen)  Betegen 
Abhandlung,  die  auf  fleißiger  und  gewandter  Quellenforschung  beruht,   ist  auch 
historischen,  national-ökonomischen  und  kulturellen  Standpunkte  ans  eine  anregende 


Gemarkungs-,  Boden-,  Bau-  und  Wohnungspolitik  der  Stadt  Mannheim 

seit  1892.  Von  Dr.  WILHELM  WEIS.  (IX.  Band.  2.  Heft)  —  Preis  im 
Abonnement  1.60  M.,  im  Einzelverkauf  2  M. 

Die  Darstellung  soll  einen  Oberblick  Ober  die  neueste  Entwicklung  der  Stadt  Mannheim 
und  ihre  Tätigkeit  geben,  soweit  sie  auf  der  räumlichen  Grundtage,  der  Gemarkung,  basiert  find. 

Frachtsatz  and  Transportmenge  unter  Zugrundelegung  der  Verhältnisse  des  Mann- 
heimer Weizenhandels  nach  der  Schweiz.  Von  ALFRED  SCHNEIDER. 
(IX.  Band.  3.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  —.90  M.,  im  Einzelverkauf  1.20  M. 

»Die  auf  umsichtiger  Benützung  des  statistischen  Materials  und  der   Literatur  beruhende 
Monographie  liest  sich  trotz  des  spröden  Stoffes  leicht  und  anregend.«  Badische  Rechtspraxis. 

Das  Mühlengewerbe  in  Baden  und  io  der  Rheinpfalz.  Von  Dr.  MAX  FROMM. 

(IX.  Band.  4.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.80  M.,  im  Einzelverkauf  3.60  M. 

»Die  Schrift  ist  außerordentlich  interessant  und  verdient  auch  von  denen,  die  den  Standpunkt 
des  Verfassers  in  bezug  auf  die  Bedeutung  der  GroQmQllerei  nicht  teilen,  gelesen  zu  werden.« 

Die  Muhle. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 
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der  Badischen  Hochschulen. 


Lohn  und  Haushalt  der  Uhrenfabrikarbeiter  des  badischen  Schwanwald». 

Von  Dr.  HEINRICH  FEURSTEIN.  (VII.  Band.  4.  Erginzungiheft)  — 
Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3  M. 

»Da»  Bucb  darf  ak  mustergültig  dafür  bezeichnet  werden,  wie  man  die  Lage  der  Arbeit« 
erforschen  toU.c  Dokumente  dea  Soiialiamus. 

»Die  reichhaltigen  statistischen  Tabellen,  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Sc  h  warz wä Ider 
Uhrenindustrie,  die  damit  zusammenhängenden  nationalökonomischen  Betrachtungen,  das  mit  großem 
Kloiße  zusammengetragene  Material  verschaffen  einen  dauernden  Wert  dem  Buche,  welches,  auf  einem 
Sozialen  Hintergrund  entworfen,  ak  lichtvolle  Einzeldarstellung  sich  Torzüglich  abhebt.« 


Fir  and  wider  Karl  Marx.  Prolegomen*  zu  einer  Biographie.  Von  Dr.  AUGUST 
KOPPEL.  (VUL  Band.  1.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.80  M.,  im 
Einzelverkauf  3.60  M. 

»Dem  Verfasser,  einem  Neukantianer,  kam  es  darauf  an,  die  erkenntniitheoretischen 
Voraussetzungen  und  die  logische  Struktur  des  marxistischen  Systems  ru  untersuchen.  Unter 
diesem  Gesichtspunkte  prüft  er  in  originellem  Gedankengang  die  beiden  Pfeiler  des  Marxismus:  Die 
Entwicklung  der  Lehr«  vom  Wert  und  Mehrwert  und  die  ökonomisch«  Geschichts- 
auffassung.« Soziale  Kultur. 


Die  Agrarpolitik  des  Markgrafen  Karl  Friedrich  von  Baden.  Von  Dr.  OTTO 
MOERICKE.  (VIII.  Band.  2.  Heft.)  —  Prei»  im  Abonnement  2.40  M.,  im 
Einzelverkauf  3.20  M. 

»Ich  mochte  gern  anerkennen,  daß  es  eine  Fülle  interessanter  und  im  Detail  bisher  unbekannter 
Notixen  über  die  landwirtschaftl«  hen  Änderungen  bringt,  die  damals  unter  der  Ägide  der  xettweisa 
physiokratisch  stark  beeinflußten  badischen  Verwaltung  mit  mehr  oder  weniger  Erfolg  angestellt  sind.« 

Frankfurter  Zeitung. 


Die  Lederwarenindustrie  in  Offenbach  am  Main  und  Umgebung.   Von  Dr. 

LUDWIG  HAGER.  (VUL  Band.  3.  Heft)  —  Preis  im  Abonnement  2.40  M.. 
im  Einzelverkauf  3 

»Die  Sorgfalt,  mit  welcher  der  Verfasser  den  hier  obwaltenden  und  sozial  wissenschaftlich  vor 
allen  anderen  Materien  das  Interesse  in  Anspruch  nehmenden  verwickelten  Beziehungen  zwtschen  Lohn- 
arbeit, Hausindustrie  und  Heimarbeit  gerecht  tu  werden  versucht,  verdient  die  vollste  Anerkennung, 
und  die  Darstellung  darf  als  eine  völlig  sachenUpcechende  und  in  hohem  Grade  belehrende  bezeichnet 
werden.«  Kritische  Blätter  für  die  ges.  Sozial wiswn&chaften. 


Die  Lage  der  Orchestermusiker  in  Deutschland  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  Musik-Geschäfte  (Stadtpfeifereien).  Von  Dr.  HEINRICH  WALTZ. 
(VIII.  Band.  4.  Heft)  —  Preis  im  Abonnement  1.80  M.,  im  Einzelverkauf 
2.40  M. 

.Die  Schrift  ist  ungemein  lesenswert  und  ein  Stück  Kulturgeschichte.« 

Tagesfragen  (Kissinger  Blatter). 

»Dem  Verfasser  gebührt  warmer  Denk  dafür,  da*  er  sich  gerade  diesem  meist  so  wenig 
beachteten  Gegenstände  gewid.net  hat.«  Brcisgauer  Zeitung. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 
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Volkswirtschaftliche  Abhandlungen 

der  Badischen  Hochschulen. 


Geschichte  des  badischen  Qütertarifwesens  bis  zur  Tarifreform  1877.   Von  Dr. 

HEINRICH  FUCHS.  (IX.  Band.  5.  Heft).  —  Preis  im  Abonnement  1.60  M, 
im  Einzelverkauf  1.80  M. 

»Dm  Büchlein  kann  allen,  die  »ich  mit  der  WbuKhaftfg«K&ichte  untere*  Vaterlandes  be- 
schäftigen, empfohlen  werden.«  Archiv  für 


Fleischversorgung  von  Karlsruhe,  Mannheim  und  Ludwigshafen  a.  Rh. 

Von  Dr.  PAUL  BRANDT.  (IX.  Band.  6.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement 
3.80  M.,  im  Einzelverkauf  3.60  M. 

Die  Neuerungen  in  der  Tarifgemeinschaft  der  deutschen  Buchdrucker.  Von 

Dr.  EMANUEL  BAENSCH.  (IX.  Band.  7.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement 
1.60  M.,  im  Einzelverkauf  2  M. 

»Die  Arbeit  ist  um  so  verdienstvoller,  als  das  Wo«  des  Organisationsvertragea  bb  jetzt , 
bei  den  Buchdiuckern  nur  noch  bei  den  Buchbindern,  den  Chemigrapben  und  den  Angestellten 
Krankenkassen  besiebt  und  demnach  hier  noch  ein  weites  Feld  durch  andere  Gewerbe  tu  bearbei 
bleibt,  för  die  das  Buch  ein  Lehrbuch  tst.«  Die  graphische  Welt. 

Der  Absatz  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  im  Kreise  Mannheim.  Von  Dr. 

EMIL  DOERR.  (IX.  Band.  l.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement 
2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3  M. 

»In  dieser  fleißigen  Arbeit  .  .  .  werden  zunächst  die  Betriebsverhältnis*«  im  Kreise  Mannheim 
beleuchtet,  sodann  die  Votaussetzungen  für  den  Absatz  der  landwirtschaftlichen  Produkte  in  diesem 
Kreit«  behandelt  und  darauf  —  und  dieses  bildet  den  umfangreichsten  Teil  —  berichtet,  wie  sich  der 
Verkauf  der  einzelnen  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  voUzieht.«  Heidelberger  Tagblatt. 


Studien  über  die  Wirkwarenindustrie  in  Limbach  i.  Sa.  und  Umgebung.  Von 

Dr.  WILFRID  GREIF.  (IX.  Band.  2.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonne- 
ment 1.80  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

»Die  sehr  wertvolle  Arbeit  ist  nicht  nur  für  die  Einwohner  von  Limbach  und  Umgebung  von 
Vieler  Ausführungen  in  ihr.« 


Die  Landwirtschaft  im  Herzogtum  Sachsen* Altenburg.  Von  Dr.  OSWALD 
MÄLZER.  (IX.  Band.  3.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.40  Mn 
im  Einzelverkauf  3  M. 

»Das  durch  seinen  kernigen,  wohlhabenden  Bauernstand  seit  alter  Zeit  berühmte  Altenbunnen 
Land  hat  in  diesem  Buche  eine  volkswirtschaftliche  Bearbeitung  gefunden,  welche  den  Mann  der 
Wissenschaft  wie  den  Mann  der  Präzis  in  gleichem  Maße  fesseln  wird.« 


Die  Industrie  emaillierter  Blechgeschirre  in  Deutschland.  Von  Dr.  HERM. 
WUPPERMANN.  (IX.  Band.  4.  Ergänzungsheft).  —  Preis  im  Abonnement 
t.8o  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

»Das  flott  geschriebene  Büchlein  muß  ab  ein  sehr  dankenswertes  Unternehme« 
.  .c  Stahl  und 


Zur  Methode  der  Volkswirtschaftslehre.   Von  Dr.  STEPHINGER.   (IX.  Band. 

5.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3  M. 

Die  Bedeutung  des  Allmendbesitzes  in  der  Gegenwart.  Von  Dr.  AHRON 

ELIASBERG.  (IX.  Band.  6.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement 
1.50  M.,  im  Einzelverkauf  1.80  M. 

»Das  Hefteben  bietet  zur  Orientierung  Über  diesen  Ted  des  Nationalvermögens  reiche  Gelegen- 
heit.« Gemeinde- Verwaltung»- Blatt. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 
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KARTELL-RUNDSCHAU 

Zeitschrift  für  Kartellwesen  und  verwandte  Gebiete 
Herausgeber:  Dr.  S.  Tschierschky-Düsseldorf 

„Die  schon  mehrfach  erwähnte  Kartell-Rundschau  trä^t 
unermüdlich  und  mit  großer  Sorgfalt  eine  außerordentliche 
Menge  von  wichtigem  Material  über  die  Kartelle,  ihre  Or- 
ganisation, ihre  Tätigkeit,  ihre  Entwicklung  und  ihre  Wirkung 
zusammen.  Die  Berichte  und  Äußerungen  der  Kartelle  und 
industriellen  Gesellschaften,  der  Handelskammer,  der  wirt- 
schaftlichen Vereine,  der  Tagespresse  usw.  werden  von  der 
Redaktion  offenbar  außerordentlich  aufmerksam  verfolgt  und 
übersichtlich  zusammengestellt,  sodaß  man  in  den  Heften  der 
Kartell- Rundschau  sozusagen  alles  zusammen  findet,  was 
irgend  wie  auf  Kartcllfragen  im  Inland  wie  im  Ausland  Be- 
zug hat.  Die  fortlaufende  selbständige  Behandlung  wichtiger 
Fragen  auf  dein  Gebiete  des  Karlellwescns,  die  Berück- 
sichtigung der  wissenschaftlichen  Literatur  sichern  der  Zeit- 
schrift im  Zusammenhang  mit  ihrer  umfassenden  Matcrialien- 
sammlung  eine  führende  Stellung  auf  ihrem  Arbeilsfeldc. 
Aus  den  letzten  beiden  Heften  heben  wir  u.  a.  die  folgenden 
Aufsätze  hervor:  Das  neue  preußische  Berggesetz  von 
Dr.  S.  Ts<  hierschky.  Note  sur  les  eomptoirs  de  vente  en 
France  pendant  l'annee  1906  von  Dr.  Henry  Schuler- Paris. 
Kartell  und  Trust  in  Deutschland.  Die  amerikanische  Re- 
gierung wider  die  Trusts."  Kölnische  Zeitung 

Abonnementspreis:  ^anzjähri^  25  Mark 

Anzeigen:  die  dre  igespai  t  e  n  e  Petitzeile  40  Pfennig 

Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag 
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BÜRGERKUNDE 

Deutsche  Staats-  und  Rechtskunde 
zur  Einführung  in  das  öffentliche  Leben  der  Gegenwart 

herausgegeben 

von  Landgcrirhtsnit  Dr.  A.  Glock*.  Karlsruhe 

unter  Mitarbeit  von 

Amtmann  W.  Bazi  1 1  c,  Stuttgart;  Amtsgerichlsrat  W.  Coerman  n.Straßburg  i.  E. ; 
Oberfinanzrat  Dr.  R.Kloß,  Dresden;  Justizrat  Dr.  A  Korn,  Berlin;  I.nndgerichts- 
rat  Dr.  J.  Lehr,  Darmstadt;  Staatsanwalt  J.  Schicdcrmair,  Nürnberg. 

In  einzclstaatlichcn  Ausgaben: 
Baden,  Bayern,  Elsaß- Lothringen,  Hessen,  Preußen, 
Sachsen  und  Württemberg 

Preis  elegant  geb.  (ca.  450  Seiten  stark)  je  INI  3.80 

•  Nach  seinem  Tode  weitergeführt  von  Ni.tni  F..  Bürger,  Durlach 


Blätter  für  Soziale  Arbeit. 

Organ  des  „Zentralvereins  für  Arbeiterinneninteressen",  Sitz  Berlin;  des  Diakonie- 
vereins  „Arbeitcrinnenfürsorge"  K.  V.f  Dieringhausen  (Bez.  Coln);  der  Jugend- 
gruppe des  „Verein  Frauenbildung-Frauenstudium",  Freiburg  i.  Br. ;  der  „Sozialen 
Hilfsgruppe",  Halle  a.  S.,  der  „Mädchen-  und  Krauengruppe  für  soziale  Hilfs- 
arbeit", Heidelberg  und  der  „Jugendgruppe  für  soziale  Arbeit",  Karlsruhe. 

Die  Zeitschrift  betrachtet  es  als  ihre  Hauptaufgabe,  für  die  neue  Bewegung 
einzutreten,  die  soziale  und  staatsbürgerliche  Betätigung  für  die  Frau  und  von  der 
Frau  verlangt. 

An  erster  Stelle  gilt  es,  die  deutsehe  Frau  mit  den  groben  leitenden  (le- 
danken  In  k.innt  zu  machen,  welche  unserem  sozialen,  wirtschaftlichen  und  sLiat- 
lii  hi  n  Leiten  zugrunde  liefen.  Wir  müssen  erkennen  lernen,  d.dt  der  Mensch  ein  ver- 
antwortliches Lin/chvcscn,  «-in  Teil  eines  äußerst  entwickelten  Organismus  ist. 

Wir  müssen  lernen,  nach  den  Zusammenhängen  /u  fragen  und  sie  zu 
verstellen  und  Sinn  und  einheitliche  Richtung  m  den  l.clvcnsvorgängeii  zuerkennen. 

An  unserem  Teil  wollen  wir  den  deutschen  Frauen  helfen,  zu  sich  selbst  zu 
kommen.    Die  ganze  Persönlichkeit  soll  entwickelt  werden. 

Dem  Schatz  von  Kraft  und  Liehe,  der  in  jedem  von  uns  ist.  einer  tatkräftigen 
wollenden  Liehe  wollen  wir  «ine  l'ietät'iguiig  schaffen  um!  eine  liefriedigung,  die 
wir  nur  finden  können,  wenn  alle  Seiten  unserer  Natur  sich  zu  eigenem  Lehen  ent- 
falten und  wenn  keine  unfruchtbar  verd"iren  muH. 

l'nd  so  wollen  wir  hier  sprechen  und  uns  belehren  über  alk-s.  was  geeignet  ist, 
die  Frau  zu  sozialer  und  öffentlicher  Betätigung  heranzubilden  und  *io  dazu  anzuregen: 
Leber  Wohnungsfrage,  Armen-  und  Wa  i  s  e  n  p  f  1  e  ge  ,  Wim  h  11  <•  r  1  n  n  e  n  - 
schütz.  Kinderschlitz.  M  u  1 1  e  1  sc  h  u  1  e  n.  K  1 1  e  r  n  v  e  r  e  in  e.  Arbeiterfragen, 
unter  besonderer  Berücksichtigung  dei  A  1  b  e  i  t  e  1  i  11 11  <■  n  f  rag  •• .  Heimarbeit, 
A  Ikoh  o  I  f  r  a  g  e,  Vo  1  ksg  e  su  n  <1  he  i  t,  Volksbildung,  weibliche  Bildung*- 
'ragen,  wirtschaftliche  und  gesetzliche  F  ö  r  d  e  r  n  n  g  der  weiblichen 
B  e  r  U  i  s  i  U  t  e  r  e  s  s  e  ;i. 

Besondere  Aufmerksamkeit  wollen  wir  der  ..Bilrgerkundc"  zuwenden,  d.h. 
der  Kenntnis  von  l'mfang  und  Art  unserer  staatsbürgerlichen  Rechte  und  I'llichten. 
den  ( m  tiu.l/rgen  unseres  kech?>lehe  us,  un»erer  Verwaltung  und  .Selbstverwaltung  :  \\  ir 
wollen  11:1t  .  iiieiii  Wort  unsere  Frauen  und  \I , i- i ■  hf-n  tuit  all  ihn  Hinrichtungen  unseres 
Staates  bekannt  mach' n,  mit  denen  wir  Liglich  zu  tun  haben,  in  deren  ilri  n/cii  wir 
uns  bewegen,  von  den.  n  wir  fortwährend  sprei  hen  und  weh  h,-  eben  die  ( irunillag.  n 
unseres  gesamten.  staatln  heil  und  privaten  l.i  !-<  !)••  sind. 

l'r<  is  hei  po.-toüe'xr  Zus*.< -Illing  M  l.ä"  jährlich. 
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Die  Organisationen 
des  Jüdischen  Proletariats  in  Russland. 

Von  Dr.  Sara  Rabinowitsch. 
Preis  im  Einzelverkauf  5  M. 

»  Die  Schrift  bietet  viel  Belehrendes  und  wirft  interessante 

Streiflichter  auf  die  russischen  Zustünde.« 

Annalen  des  Deutschen  Reichs.    Nr.  12.  1903. 

»Es  gibt  nicht  viel  wissenschaftliche  Werke  über  die  sozialen  Verhält- 
nisse Kußlands,  die  in  deutscher  Sprache  vorliegen,  keines,  das  in  umfassender 
Weise  sich  mit  der  jüdischen  Arbeiterbevölkerung  beschäftigt.  Sara  Rabinowitschs 
Schrift  füllt  darin  eine  Lücke  aus,  und  dafür  werden  alle  dankbar  sein,  die 
diesem  Problem  Interesse  entgegenbringen.  —  Wir  wünschen  der  Schrift  viele 
Leser.«  Israelitische  Monatsschrift. 

>  Ihre  Abhandlung  ist  ein  wertvoller  und  sachlicher,  durch- 

aus  wissenschaftlicher  Beitrag  zur  Kenntnis  der  jüdischen  Arbeiter- 
verhältnisse in  Russland.  Die  Darstellung  ist  klar  und  leichtverständlich.« 

Die  neue  Zeit.    Nr.  43.  1903. 


Ausgewählte  Schriften 

von 

Fabrikinspektor  Dr.  Fridolin  Schuler 

herausgegeben  von 

Dr.  H.  Wegmann 

eidgen.  Fabrikinsi>ektor  in  Mollis  (Schweiz) 
289  Seiten  stark.   6  M. 
Inhalt: 

I.  Die  glamerische  Baumwollinduslrie  und  ihr  Einfluß  auf  die  Arbeiter. 
2.  Bericht  der  eidgen  ossichen  Fahrikinspektorcn  vom  Mai  1879.  3.  Das 
Fabrikgesetz  und  die  Konkurrenzfähigkeit  der  schweizerischen  Industrie. 
4.  Zwanzig  Jahre  Normalarbeitstag  in  der  Schweiz,  Erfolge  und  Bedingungen 
der  Weiterbildung.  5.  Die  schweizerischen  Stickereien  und  ihre  sanitären 
Folgen.  (».  Die  sozialen  Zustände  in  der  Seidcnindustrie  der  Ostschweiz. 
7.  Über  Bleivergiftung  von  Jacquardwebern.  8.  Das  Chromblei  in  der  Industrie. 
9.  Die  Ernährungsweise  der  arbeitenden  Klassen  in  der  Schweiz  und  ihr 
Einfluß  auf  die  Ausbreitung  des  Alkoholismus.  10.  Die  Wirksamkeit  der 
Fabrikaufseher  in  bezug  auf  die  Hygiene  der  Arbeiter.  11.  Über  den  Einfluß 
der  Fabrikarlicit  auf  die  geistige  Entwicklung  der  Arbeiterschaft. 
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